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KRRL  LEÜTHMER  •  DIE  SIEGREICHE  SOZIRLDE- 

MOKRATIE  m  ÖSTERREICH 
I 

IN  Geschehnis  des  Attgenblicks  in  der  ersten  Entfaltung  seiner  Wir- 
kungen nach  Ursachen  und  Folgen  abschätzen  zu  wollen,  wird  immer 

ein  zweifelhaftes  Unterfanjjcn  bleiben.  Je  überraschender,  mit  je  be- 
rechtigterem Anspruch  auf  Grösse  es  eingetreten  ist,  um  so  mehr 
wird  sich  der  Betrachter  veranlasst  finden,  auch  dort,  wo  in  dem  viel- 
verschlnngenen  Geflecht  der  Entstehungsgründe  eine  augenblickliche  Kombi- 
natir)n  günstiger  Umstände  das  Ergebnis  mitbestimmt  hat,  das  Walten  eberner 
Gesetze  herauszuhören  und  in  der  Abschätzung  der  Wirkungen  zu  übcT^eben, 
wie  sehr  gerade  ein  bedeutendes  Ereignis  die  Umstände  und  Umgebungen  wan- 
delt, unter  denen  es  wirken  soll.  Der  geringe  Xutzen  einer  solchen  Unter- 
suchung wird  vielleicht  nur  darin  liegen,  dass  es  gegenüber  den  Verkleinerungs- 
versuchen der  Geängstigten  und  «Icr  phantasievollen  Überschätzung  der  Be- 
geisterten die  Grenzen  des  Möglichen  zu  ziehen  >^ucbt.  Der  \ii-fall  der  i'-ter- 
reichischen  Wahlen  hat  sicherlich  jeden,  auch  die  Xächstbeteiligten  verbluilt. 
Der  jähe  Aufstieg  der  Sozialdemokratie  von  ii  Mandaten  auf  87,  das  Auf- 
wachsen einer  der  kleinsten  Fraktionen  zu  entscheidendem  Einfluss  im  Paria- 
m.  ii  j  gibt  der  Einbildungskraft  eine  Vorstellung,  der  die  Erkl.inmgsvcrsuche 
der  iJesonnenheit  nur  schwer  stand  zu  halten  vernii'tgen.  \  ollen<I-  haben  sich 
die  Beurteiler  im  Auslande  und  im  Inlande,  Sozialistentres^er  einerscii^.  Pa- 
trioten andererseits,  gar  wunderlich  vernehmen  lassen;  wenn  die  einen  in  dem 
Wahlergebnis  nur  die  Auswirkungen  der  siegreichen  Wahlrechtsbewegung  er- 
blicken wollten,  also  etwas  durch  Zeitumstände  (legebencs  und  mit  geänderten 
Zeitumst.inden  \'erM.  liu  indeiule-,  sn  sahen  die  anderen  ein  neues  ('  )sterreich 
vor  ihren  entzückten  Blicken  au^^teigeM,  ein  (  »sterreieh  ohne  Xatioiii'u.  in  dem 
der  Gegensatz  der  \  uikcr  nichts  zu  bedeuten  hat,  und  in  dem  durch  das  erstaun- 
lichste quid  pro  quo  der  Geschichte  die  Intemationalität  des  Proletariats  zu  dem 
unzerreissbaren  Bande  wird,  das  die  streitenden  Stämme  in  ergebenem  Gehor- 
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sam  gegen  das  glorreiche  Haus  Lothringen  zasammenhalt  Gegen  diese  Aus- 
schweifungen der  Missgunst  und  der  t&richten  Hoffnung  gilt  es  —  als  das  ein- 
zige, das  sich  in  der  unmittelbaren  Nähe  des  Ereignisses  tun  lässt  -~  einige 

dürre  Daten  anzuführen. 

\'orab  ist  t'S  ein  schwerer  Irrtum,  zu  glauben,  der  Wahlerfnlj^  der  (>>t(.'rrcichi- 
schen  Sozialdemokratie  sei  ausschliesslich  oder  auch  nur  Nornehinlich  dem 
hohen  Ansehen  zu  danken,  das  die  Siegerin  im  \\  alilrechtskampfe  erworben 
hat.  Wäre  dem  so,  dann  mfisste  die  Partei  bei  diesen  Wahlen  grössere  Massen 
aus  den  mittleren  Schichten  mitgerissen  haben,  als  jemals,  es  gilt  aber,  wenig- 
stens für  Wien  und  die  Alpcnläiider.  eher  das  Ccc^cnteil.  Tu  der  fünften  Kurie 
stimmten  in  Wien,  in  einem  Teile  von  Xiederö.-'terreich  unri  auch  sonst  vielfach 
die  Juden  durchwegs,  die  christlichen  Liberalen  und  Nationalen  zum  Teile  mit 
der  Sozialdemokratie.  Christlichsoziale  und  Sozialdemokraten  standen  einander 
in  diesen  Gebteten  bei  der  Grosse  der  Wahlkreise  als  die  einzig  in  Betracht 
kommenden  Nebenbuhler  gegenüber,  und  die  bürgerlichen  Widersacher  der 
Klerikalen  mnssten  das  ungewisse  (Uück  der  allijemeinen  Kurie  nicht  versuchen, 
da  sie  gewisseren  Besitz  in  den  privilegierten  Kurien  erlangen  konnten,  über- 
haupt hatten  weder  in  den  klerikalen  Kronländem,  noch  in  dem  deutschen  Teil 
der  Sudetenländer  die  bfirgerlichen  Parteien  in  der  Zeit  des  alten  Wahlrechts 
gegen  uns  um  ihr  Dasein  zu  kämpfen.  Die  Wahlen  in  der  fünften  Kurie,  die 
bloss  ein  Sechstel  der  Mandate  zu  verpfeben  hatte,  bedeuteten  für  die  bürger- 
lichen Parteien  —  abgesehen  von  dem  Mandatsinteresse  einzelner  —  vornehm- 
lich eine  DenKmstratioa:  man  wollte  beweisen,  dass  doch  nicht  allerwärts  die 
Massen  hinter  der  Sozialdemdcratte  rtchen,  war  aber  an  anderen  Orten  wieder 
bereit,  zu  erklären,  dass  die  fünfte  Kurie  den  Arbeitern  gehöre.  Diesmal 
musstcn  die  l)ürijerlichen  Parteien  mit  der  Sozialdemokratie  auf  dem  selben 
Boden  um  ihre  Existenz  kämpfen,  sie  hatten  uns  nichts  mehr  zu  gönnen  und 
zu  gewähren.  Deshalb  schwenkten  in  Wien  allein  an  die  30000  bürgerliche 
Wähler  von  der  Sozialdemokratie  ab.  Ist  diese  nun  dennoch  von  100000  auf 
126  000  Stimmen  gewachsen,  so  hat  neben  der  Wahlpflicht  die  Ausbreitung  der 
sozialdemokratischen  Propaganda  und  Agitation  auf  die  proletaroiden  Schichten 
hierzu  das  wesentliche  getan.  Da  aber  die  Chnstlichsozialen  gleichfalls  von 
106000  auf  156000  Stimmen  emporgeschossen  sind,  so  verfügten  auch  sie  noch 
über  reiche  Reserven  und  MögÜdikeiten  des  Wachstums.  Die  Mannigfaltig- 
keit des  modernen  Gesellschaftsbaus,  die  Vielseitigkeit  seiner  Gliederungen 
und  das  Schwankende  des  politischen  Ausdrucks  dieser  sozialen  Gestaltungen 
lässt  sich  nicht  so  leicht  in  eine  i''ormel  fassen. 

Das  Wiener  Beispiel  möchte  noch  nicht  ijanz  einwandfrei  erscheinen,  da  es 
sich  hier  um  die  ausserordentlich  wohlorganisierte  und  in  ihrem  klerikalen 
Kerne  auch  durch  kirchliche  Einflüsse  zusammengehaltene  christlichsoziale 
Partei  handelt.  Aber  zumindest  für  Deutschosterreich  lässt  es  sich  durchwegs 
zahlenmässig  dartun,  dass  das  Gerede  von  der  plötzlichen  Überschwemmung 
des  bürgerlichen  Besitzstandes  durch  die  Sozialdemokratie  eben  nur  Gerede  ist, 
und  dass  demnach  die  sozialdemokratischen  Erfolge  der  Hauptsache  nach  durch- 
aus nicht  Augeidilidcserfbige  darstellen.  Ordnet  man  das  Parteigewirre  nadi 
den  drei  Hauptgruppen,  so  ergibt  sich  folgendes  Verhältnis:  Von  1760770 
Stimmen,  die  in  deutschen  Wahlkreisen  abgegeben  wurden,  haben  die  Kleri- 
kalen 720356^  die  Deutschbürgerlichen  (Dbutschvolkliche,  Fortschrittliche,  Frei- 
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alldeutsche,  Ajijrnricr  usw.)  528654  und  die  Sozirddemokraten  511760  auf  sich 
vereinigt.  Über  die  Stimnieiizahl  der  Klerikalen  i^t  nichts  zu  sagen,  sie  ist  der 
Ausdruck  dessen,  dass  in  den  Alpenlandern  —  Karaten  ausgenommen  —  der 
Klerikaltsmiis  das  flache  Land  schrankenlos  beherrscht,  und  dass  die  Masse  des 
Wiener  Kleinbürgertums  christlichsozial  stimmt.  Bloss  63  000,  das  heisst  noch 
nicht  ein  Zehntel  der  abgegebenen  Stimmen  überhaupt,  halben  in  den  Sudeten- 
ländern der  christlichsozialcn  Partei  sich  zugewendet,  auch  sie  zum  geringsten 
Teile  aus  einer  kirchlich  gebundenen  Lebensstimmung  heraus.  Wie  es  keine 
grossere  katholische  Volksgruppe  gibt,  in  der  der  klerikale  Einfluss  so  wenig 
bedeutet,  wie  unter  den  Deutschböhmen  und  Deutschmähren,  so  gibt  es  nur 
wenige,  in  denen  er  so  mächtig  ist.  wie  unter  der  Landbevölkerung  der  Alpen- 
länder. Aber  sieht  man  von  den  Klerikalen  ab  imd  stellt  flic  sozialdemokra- 
tischen gegen  die  deutschbürgerlichen  Stimmen,  so  wird  niemand  sagen  dürfen, 
dass  eine  halbe  Million  Zugehöriger  der  Arbeiterpartei,  unter  einem  Volke  von 
9  Millionen  Kdpfen,  von  denen  2  Millionen  in  der  Weltstadt  Wien  und  3%  in 
vorwiegend  städtischen  oder  industriellen  Gebieten  wohnen,  ein  unnatürlich 
wucherndes  Wachstum  bedeuteten.  Noch  kann  man  im  Ernste  behaupten,  die 
bürgerlichen  Parteien  seien  überrannt  oder  zerrieben  worden;  ihre  Wählcrzahl 
—  auch  ohne  die  Klerikalen  —  überschiesst  die  der  Sozialdemokraten  noch  um 
einiges,  und  das  sogar  in  dem  hochindustriellen  Deutschböhmen.  Allerdings 
bot  bei  den  Hauptwahlen  ihre  Parteizersplittening  ein  klägliches  Bild,  aber  bei 
den  Nachwahlen  machten  sie  als  das  geringere  (^bel  für  Klerikale  wie  für 
Sozialdemokraten  treffliche  Geschäfte,  und  es  ist  noch  die  Frage,  ob  sie  in  den 
Ländern  ohne  Wahlpflicht  —  wäre  die  Fraktionswut  nicht  so  wild  hervor- 
gd>rochen,  hätten  sie  steh  nicht  so  heftig  auch  hi  der  gegenseitigen  Befehdung 
gezeigt  so  vid  Wähler  zur  Urne  gebracht  hätten,  wie  es  ihnen  tatsächlich 
gelang. 

Die  Erfolge  der  tschechischen  Sozialdemokraten  muss  man  allerdings  mit  an- 
deren Massstäben  messen.  Unter  den  i  084  995  Stimmen,  die  in  den  tschedii« 
sehen  Wahlkreisen  abgep;el)en  wurden,  hat  die  .Sozialdemokratie  399904  auf 
sich  vereinifft,  ein  beträchtliches  mehr,  als  die  beiden  anderen  nächststärksten 
Parteien:  die  Agrarier  mit  200381  und  die  Klerikalen  mit  184304  Wahlern. 
Die  tschechischen  Sozialdemokraten  bilden  36,9%  der  gesamten  Wählerschaft 
ihres  Volkes,  die  deutschen  dagegen  29,1  %.  Nun  haben  aber  tmzweifelhaft 
viele  Tausende  tschechischer  Arbeiter  in  deutschen  Wahlkreisen  für  die 
deutsche  Sozialdemokratie  gestimmt,  die  Zahl  der  deutschen  Arbeiter  in  tsche- 
chischen Gebieten  ist  dagegen  verschwindend  gering.  Und  wie  rasch  auch 
einzelne  Industriegebiete  im  tschechischen  Böhmen  (die  Umgebung  Prags,  PiU 
sens,  Kolin,  Pardubitz)  wachsen,  so  ist  doch  Tschechischbohmen  namentlieh 
im  Vergleich  zu  Deutschböhmen  als  ein  weit  überwiegend  agrarisdies  Gebiet 
anzusehen.  Die  tschechische  Sozialdemokratie  kann  sonach  nicht  bloss  der  Ex- 
ponent der  Macht  und  Entwickelung  des  Proletariats  sein:  sie  greift  weit  über 
die  arbeitenden  Schichten,  ja  über  die  stadtische  Bevölkerung  hinaus  und  ruht 
mit  einem  guten  Tdle  ihres  Gewichts  auf  der  Landbevölkerung.  Rein  agra^ 
Tische  Kreise  haben  den  tschechischen  Genossen  die  erstaunlichsten  Erfolge  ge- 
liefert. Das  macht :  durch  die  tschechische  Bauernschaft  Böhmens  ^eht  ein 
tiefer  Riss,  ein  alter,  überlieferter,  historisch  gegebener  Streit  zwischen  den 
AliOHSässigen,  welche  ein  ausschliessliches  Nutzungsrecht  auf  den  vielfach 
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noch  sehr  grossen  Gemeindebesitz  ausüben,  ihn  ferner  als  Privateigentum  unter 
sich  verteilen  wollen,  und  den  Zugewanderten,  meist  kleineren  Bauern,  die 
das  gldche  Recht  mit  jenen  b^nspruchen.  Diesen  sozialen  Gegensatz  hat  die 

tschechische  Sozialdemokratie  in  klug  geführter  Propaganda  benutzt,  auf  dem 
flachen  Lande  festen  Fuss  zu  fassen,  und  so  die  Hoffnungen  der  Asj^raricr  ver- 
nichtet, die,  obwohl  sie  im  wesenthchen  die  Interessen  der  Grossbauern  ver- 
treten, sich  dennoch  mit  der  Erwartung  geschmeichelt  hatten,  das  gesamte  Land- 
volk unter  ihre  Fahnen  zu  sammeln  und  dadurch  zur  führenden  tschechischen 
Partei  emporzusteigen.  Durch  eine  merkwürdige  Verknüpfuntj  von  Umständen 
zc!£^t  nun  diejenijje  slawische  Nation,  welche  die  wohlhahondste  Hauernschaft 
besitzt,  ebenfalls  eine  sozialistische  Bewegung  au|  dem  Lande.  Gleichwohl  ist 
eine  solche  Grundlage  der  Macht  für  eine  durch  städtische  und  proletarische 
Interessen  orientierte  Partei  immer  etwas  schwankend  und  ungewiss.  Die 
tschechische  Sozialdemokratie  leistet  auf  den  Dörfern  p. imitatorisch  und  organi- 
satorisch .Ausserordentliches,  aber  besondere  (ninst  des  Schicksals  nni^s  dazu 
konmien,  wenn  die  Zukunft  sie  bewahren  soll  vor  jenen  phitzlichen  Stimmungs- 
umschlägen, die  noch  alle  tschechischen  Parteien  an  ihrem  bäuerlichen  Anhang 
erlebt  haben. 

Wenn  aber  die  tschechische  Sozialdemokratie  tiefer  in  den  Besitzstand  der  bür- 
gerlichen Parteien  eingebrochen  ist,  als  die  deutsche,  so  hat  sich  ihr  gegen- 
über den  Rinw  der  Koalition  auch  fester  geschlossen:  nur  2  von  57  Nach- 
wahlen vermochten  sie  erfolgreich  durchzuführen.  Dies  beweist  zugleich,  wie 
wenig  der  Zusammenschluss  bürgerlicher  Parteien  in  der  Kegel  oder  gar  not- 
wendig auf  die  Instinkte  des  Klassenkampfes  zurückzufuhren  ist.  Nirgends 
wirkt  der  Klassengegensatz  sdiwächer,  als  im  tschechischen  Volk,  in  dem  das 
Gefühl  der  nationalen  Zusammengehörigkeit  die  sozialen  Trennungen  vielfach 
überbrückt,  das  eine  schwach  entwickelte  Bourgeoisie  hat.  «leren  höchste  .Stufen 
es  auch  heute  noch  fast  gar  nicht  besetzt  hält.  Dtennoch  standen  alle,  von  dem 
Kulturkämpfer  Masaryk  bis  zu  den  mährischen  Klerikalen,  in  einer  Schlacht- 
reibe; ihre  Linie  wurde  nirgends  durchbrochen,  während  die  feinste  Blüte  der 
deutschen  Bourgeoisie,  die  Wiener  Juden,  in  den  Stichwahlen  mit  glühendem 
Eifer  für  die  .Sozialdemokraten  sich  einsetzten,  in  Linz  sogar  politische  Gegner, 
die  Klerikalen,  uns  halfen,  um  die  dcutschvolkliche  Herrschaft  in  der  Stadt  zu 
diskreditieren,  und  in  zwei  böhmischen  Wahlkreisen  der  Hader  nächstverwandter 
Fraktionen  die  Mandate  uns  auslieferte,  wie  andererseits  der  Bruderzwist  unter 
den  Bergarbeitern  un !  ihre  mangelhafte  Organisation  |im  westbühnii sehen 
Kohlenrevier  bürgerliche  Kandidaten  zum  Siege  führte.  Wo  sich  die  Bürger- 
lichen zusammenschlössen,  geschah  es  zumeist  auf  der  Linie  der  nationalen 
Politik.  Die  Sammlungsparole  der  Gu-istlichsozialen  war  bloss  die  falsche 
Flagge,  unter  der  die  schwarze  Ware  in  die  Sudetenländer  eingeschmuggelt 
werde«  sollte,  zuletzt  die  fadenscheinige  Entschuldigung  ihres  fragwürdigen 
Koniprnnn'sses  mit  den  I'reialldeutscheii.  Xiclit  als  Iiiii\i^rrtum ,  sondern  als 
Partei  wollten  uns  die  Christlichsozialen  besiegen,  nicht  gegen  das  Proletariat 
haben  sich  die  tschechischen  Parteien  durchwegs  und  die  Deutschen  vielfach  ge- 
einigt, sondern  gegen  die  sozialdemokratische  Partei,  die  in  ihrer  Allgegenwär- 
ttgkeit  alle  Positionen  der  anderen  Parteien  unteriiöhlt  und  darum  als  gemein- 
same Gefahr  empfunden  wird. 

Doch  wie  der  Si^  der  Sozialdemokratie  in  all  seiner  blendenden  Grösse  und 
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Herrlichkeit  nicht  im  Bereich  der  Wunder,  sondern  innerhalb  einer  vemünl* 
tij^cn  und  gesunden  Entwickcluug  der  proletarischen  Kriiftc  iicgt.  so  werden 
wir  auch  seine  Ursachen  niclit  in  den  spekulativen  Tiefen  einer  ökonomischen 
Mystik  suchen,  sondern  im  Umkreis  der  natürlichen  Ereignisse.  Der  Sprung 
von  II  Mandaten  auf  87  ist  nur  Schein.  Die  Sozialdemokratie  war  in  Österreich 
schon  in  den  neunziger  Jahren  eine  gewaltige  Macht  im  Volke;  allein  von  den 
Hunderttausenden  von  Anhäng:crn.  die  sie  zählte,  war  die  erdrückende  Mehrzahl 
LIoss  in  der  allgemeinen  Kurie  stininibcrechtigt.  und  diese  hesass  nicht  mehr  als 
72  Wahlkreise.  Die  neue  Wahlordnung  eröffnet  dem  Proletariat  516  Wahl- 
kreise, in  denen  es  überall  nach  gleichem  Recht,  unter  gleichen  Bedingungen 
mit  den  anderen  Volksschichten  zu  kämpfen  hat:  sie  versiebenfacht  also  die 
Möglichkeiten  des  Erfolges.  Und  nicht  hloss  das !  Die  grossen  Wahlkreise 
sind  nicht  nur  <lie  wenigeren,  sie  sind  auch  die  schwerer  zu  crohernden,  un- 
sicherer zu  behauptenden.  Bezirke,  in  denen  im  Durchschnitt  4000  bis  7000 
Stimmen  entscheiden,  lassen  so  ziemlich  alle  die  dichteren  Ansiedlu'^gen  der 
Industrie  un^^ischt  und  als  sicheren  Besitz  der  Sozialdemokratie  hervor- 
treten. Der  grosse  Wahlkreis  mengt  durchweg  ländliches  und  städtisches, 
bürgerliches  und  proletarisches  (Ichiet :  dagegen  findet  die  soziale  Struktur  der 
Bevölkerung  an  den  kleinen  Wahlkreisen  einen  recht  genauen  Massstab.  Auch 
die  Wandlungen  im  wirtschaftlichen  Geffige  drücken  sich  leichter  aus.  Der 
Aufbau  von  zwei  oder  drei  Fabriken  kann  einen  kleinen  Wahlkreis  zum  sozial- 
demokratischen machen.  Die  Wahlkrcisgcometrie  wurde  wohl  gegen  uns  kon- 
struiert, aber  die  Benachteiligung  der  proletarischen  Bezirke  innerhalb  der 
Städte  wird  ausgeglichen  durch  die  Bevorzugung  der  stadtischen  Bevölkerung 
Überhaupt,  von  der  bloss  Wien  eine  Ausnahme  bildet  Dieser  Wahlmodus  be- 
hütet uns  übrigens  auch  und  mehr,  als  alles  andere,  davor,  dass  unsere  Erfolge 
2n  vorübergehenden  werden :  sind  die  W'ahlkreise  klein,  so  iiiüssen  sich  häu- 
figer unter  ihnen  solche  finden,  in  denen  die  industrielle  Arbeiterschaft  dje-' 
natürliche  Mehrheit  bildet,  um  so  eher,  wenn,  wie  in  Österreich,  Stadt  und 
Land  der  Regel  nach  getrennt,  die  kleinen  Industrieorte  vor  der  Oberschwcnt- 
nung  durch  die  ländlichen  Umgebungen  geschützt  sind. 

Die  andere  llauptursache  unseres  Erfolges  liegt  in  der  die  Sozialdemokratie  in 
Österreich  —  vor  allem  die  deutsche  —  auszeichnenden  Tatsache,  dass  in  den 
Alpenlandem  die  ganze  Arbeiterschaft,  in  Wien  und  in  den  Sudetenländern 
alles  bis  auf  einen  geringen  Rest  in  ihrem  Lager  steht.  Das  alte  Wahlrecht 
ersparte  den  bürgerlichen  Parteien  das  Werben  um  die  Gunst  des  Proletariats, 
und  als  die  fünfte  Kurie  kam,  galt  die  Sozialdemokratie  dem  Arbeiter  längst 
als  seine  natürliche  Wortführerin  und  bestätigte  sich  in  dieser  Stellung  durch 
«ine  überaus  tätige  Politik,  die  die  Schwäche  der  parlamentarischen  Mittel  aus- 
glich. Dazu  trug  bei,  dass  die  Sozialdemokratie  in  Österreich  sofort  ihre 
richtige  Haltung  im  unversöhnlichen  Gegensätze  zum  Klcrikalismus  erkannte. 
Der  Ultramoiitanismus  ist  deshalb  der  gefährlichste  Peind  —  und  keine 
politische  Konstellation  kann  dies  ändern  — ,  weil  er  am  meisten  Zugang  zu 
den  Arbeitern  hat.  Allein  in  jedem  katholischen  Lande  laufen  neben  den 
klerikaten  antiklerikale  Strömungen:  ob  die  Arbeiterpartei  sie  richtig  ver- 
steht und  richtig  benutzt,  entscheidet  zum  guten  Teil  ihr  Geschick.  Müssten 
wir  Städte  wie  Düsseldorf,  Krefeld,  Aachen,  Köln,  Mülheim,  München-Glad- 
bach, Augsburg  (industrielle  Zentren,  wie  wir  sie  überhaupt  nicht  besitzen) 
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den  Klerikalen  überlassen,  so  gäbe  es  schlechthin  keine  dcutschösterreichische 
Sozialdemokratie  —  mindestens  in  den  Alpenländern  nicht. 

II 

ICX  W  ahn,  dass  unter  der  Ilerrschait  des  gleichen  Stimmrechts  die 
nationalen  G^^satze  in  Österreich  schwinden  würden,  braucht  man  mit 
Gründen  nicht  mehr  zu  bestreiten,  die  Ereignisse  haben  ihn  wider- 
leg^: die  Vereinigung  der  politischen  Parteien  jedes  \'olkcs  zu 
Gesamtgruppen,  wodurch  das  österreichische  Parlament  in  ein 
lockeres  Bündel  von  nationalen  Delegationen  aufgelöst  wird.  Tschechen,  Polen, 
Ruthenen,  Slowenen,  Italiener,  Rumänen  bilden  unter  einheitlicher  Leitung 
st^ende  Klubs,  von  denen  bloss  die  Sozialdemokraten  jeder  Nation  ausge- 
schlossen sind.  Die  politischen  Parteien  existieren,  gelten  aber  soziisne^en  nur 
noch  für  den  Privatgc!)rauch  jedes  \'olkes.  Im  Parlament  iiiai^  sich  dar 
Gegensatz  zwischen  teschcchisch-klerikal  und  tschechisch-antiklerikal  bei  ge- 
legentlichen, vom  Klub  freigegebenen  Abstimmungen  vorübergehend  äussern, 
im  Prinzip  hat  es  der  Staat  und  dessen  Regierung  im  Abgeordnetenhause  nur 
noch  mit  der  tschechischen  Nation  als  einer  Ganzheit  zu  tun.  Die  Nationali- 
sierung des  Parlaments  —  und  znfolgedessen  der  Reichspoliiik  —  ist  damit 
vollendet,  die  Erkenntnis  ausgesprochen,  dass  auf  der  Bühne  des  Staates  nur 
noch  die  Völker  auftreten,  dass  Partei  und  Individuum  zum  Gemeinwesen  in 
ein  mittelbares  Verhältnis  gerückt  sind.  Selbst  unter  den  Deutschen  ist  ein 
Zug  nach  dieser  Richtung  hin  zu  bemerken;  die  Parteigegensätze  haben  sich 
sichtlich  abgeschwächt.  Die  chrisvlicliso/.iale  Partei,  die  seit  jeher  zwischen 
den  Nationalen  und  den  Klerikalen  stand,  hat  die  /Mtklerikalcn  aufgesogen. 
Wohl  ist  sie  selbst  die  denkbar  österreichischeste  Partei,  und  Fäden  taufen 
auch  von  ihr  zu  den  Klerikalen  der  anderen  Nationen,  allein  sich  völlig  von 
ihrer  Nation  trennen,  wie  einst  die  Klerikalen  unter  Taaffe,  kann  und  will  sie 
nicht,  um  so  weniger,  als  sie  anstrebt,  die  repräsentative  Partei  der  Deutschen 
zu  werden.  Die  Zurückdrängung  der  reinliberalen  und  jüdischen  Elemente 
unter  den  deutschbürgerlichen  Parteien,  die  Verwandtschaft  der  hier  wie  dort 
stark  vorwaltenden  agrarischen  Interessen  überbrückt  aber  auch  die  Kluft 
zwischen  den  Christlichsozialen  und  den  übrigen  deutschbürgerlichen  Frak- 
tionen. Das  geschlossene  Auftreten  der  anderen  Xationen  wirkt  ül)er(lies  als 
unwiderstehliches  15eispiel.  In  allen  Angelegenheiten,  die  irgendwie  die  Nation 
betreiien,  werden  die  Deutschen  zwar  kein  organisiertes  Heer,  wie  die  anderen, 
aber  doch  einen  Landsturm  aufbieten  kimnen,  der  so  ziemlich  in  einer  Linie 
in  die  Schlacht  rücken  wird. 

Das  ist  nun  freilich  das  strikte  Gegenteil  dessen,  was  die  naiven  Leutchen 
glauben  und  holTen  machten,  als  sie  den  offiziösen  Jubel  über  den  Untergang 
der  Alldeutschen  vernahmen.  ]  )!e  Oifi/iösen  wussten,  warum  sie  so  laut  rielen; 
es  galt,  den  Kaiser  über  die  sozialdemokratischen  Siege  zu  trösten.  Aber  die 
für  solche  Berufserffillung  nicht  entlohnt  werden,  müssen  erwägen,  dass  das 
Problem  des  vielsprachigen  Österreich  weder  in  den  albernen  Bübereien  der 
Alldeutschen,  noch  in  den  Orrlinarheiten  des  Tschechen  Sternl)erg,  noch  über- 
haupt in  den  Erhitzungen  des  Chauvinismus,  ja  nicht  einmal  im  X'ölkerhass 
und  Völkerneid  zu  suchen  ist;  dass  dies  vielmehr  nur  alles  S\inptome  sind 
eines  tiefersitzenden  Übels,  der  Verschiedenheit  der  wachsenden  gegenseitigen 
Fremdheit  der  Völker,  die,  je  reicher  ein  jedes  seine  Kultur  entfaltet,  je  weiter 
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anseinandcrkomnicn.  Um  naturgegebene  Bedingungen  des  Daseins  und  tiefste 
geistige  Prozesse  handelt  es  sich  hier,  die  keine  Duldsamkeit  beseitigen,  keine 
Staatsktmst  wcgtänsclicn  kann.  Worauf  beruhte  (')sterreich  als  Einheitsstaat? 
Früher  auf  der  halbwegs  einheitlich  organisierten  Bureaukratie,  in  den  Anfangs- 
zeiten der  Konstitution  darauf,  dass  eine  schwache  und  bei  den  nichtdeutschen 
Völkern  sogar  äusserst  dünne  Oberschicht  alle  politischen  und  geistigen  Be- 
wegungen ihre?  Volke?  in  sich  spiegelte.  Und  diese  Schicht  war  fast  durch- 
\vcg  deutsch  ndtr  in  der  deutschen  Kultur  erwachsen.  Mochte  der  böhmische 
l  eudaladel  die  Deutschen  befehden,  er  sprach  und  dachte  doch  nur  deutsch, 
und  selbst  der  Alttschechenf&hrer  Ri^er  tat  es  an  Beherrschung  der  deutschen 
Literatur  und  Sprache  den  besten  unter  den  Deutschen  gleich,  wie  sein 
Schwiegervater  Palacky  dem  historischen  Nationalbewusstscin  der  Tschechen 
in  einem  deutschgeschriebenen  Werke  das  i""undament  gelegt  hatte.  Es  gab 
Polen,  Italicner,  die  im  Parlamente  als  Redner  glänzten.  Alle  diese  Männer 
nährten  vielleicht  tiefen  Hass  gegen  das  Deutsche  in  der  Seele,  allein  die 
Voraussetzungen,  die  Formen,  das  Material  ihres  Denkens  waren  deutsch  und 
deutschüsterreichisch.  Damit  geht  es  jetzt  völlig  zu  Ende.  Die  tschechische, 
polnische,  ruthenische  Intelligenz  besucht  keine  deutschen  Schulen  mehr,  nur 
ein  geringer  Prozentsatz  beherrscht  noch  halbwegs  den  deutschen  Ausdruck. 
Aber  wie  sich  der  Fortschritt  der  Kultur  gerade  darin  äussert,  dass  die  allge- 
meine Bildung  fiber  die  Grenzen  der  Mittelschule  und  Hochschule  hinausgreift, 
so  dringt  der  selbstlernende  Mann  n  dcni  Volke  zu  immer  grösserer  Geltung,  im 
politischen  und  auch  im  geistigen  LelKti,  vor,  und  für  ihn  ist  Einsprachigkeit 
die  notwendige  Form,  ja  oft  geradezu  die  Voraussetzung  der  Bildung.  Iji 
dem  Masse,  als  sich  die  Basis  der  Kultur  verbreitert,  beginnt  auch  die 
Literatur  und  Wissenschaft  die  materiellen  Grundlagen  sich  in  ihren  wichtigsten 
Zweigen  imabhängig  auszubauen.  Mag  der  Gedankenstoflf  international  scni, 
die  Sprachfnrm  ist  national,  tmd  ebenso  sind  es  die  Wertgefühle,  durch  welche 
die  Elemente  des  Kulturdaseins  zum  Kulturideal  gestaltet  werden.  Die  Nation 
setzt  sich  als  selbständige  geistige  Individualität,  sie  grenzt  sich  individuell 
ab,  auch  örtlidi,  indem  sie  ein  eigenes  Zentrum  ihres  Daseins  schafft  und  die 
Provinzhanptstadt  zur  nationalen  Metropole  erhebt,  wie  man  das  an  der  Ent- 
Wickelung  von  Prag  so  deutlich  hat  verfolgen  können.  Damit  rücki  die  Keichs- 
hauptstadi  in  die  Ferne,  wird  als  deutsche  zur  fremden  Stadt,  nicht  anders,  als 
Berlin  oder  Dresden. 

Die  politischen  Folgen  des  kulturellen  Emporsteigens  der  österreichischen  Völ- 
ker müssten  schon  äusserlich  aufs  schroffste  hervortreten,  selbst  wenn  der 
nationale  Gegensatz  nirgends  als  Hass  emporschlüge,  um  so  mehr,  als  das 
allgemeine  Wahlrecht  die  Nation  in  allen  ihren  Schichten  politisch  zum  Atis- 
druck  bringt.  Man  sehe  sich  doch  bloss  die  nichtdeutschen  Al^^rdneten  an, 
die  jetzt  gewählt  wurden.  Die  gute  Hälfte  von  ihnen  kann  sich  nur  mühsam 
deutsch  verständigen,  und  ein  nicht  geringer  Teil  versteht  das  Deutsche  nicht 
einmal.  Wir  stehen  jedoch  erst  am  Anfang.  Wie  werden  die  Dinge  liegen, 
wenn  die  alten  Herren  verschwinden,  die  noch  deutsche  Schulen  besucht  haben  ? 
Wenn  zum  Beispiel  die  Ruthenen  nidit  mehr  vorwiegend  Intellektuelle,  sondern 
auch  Bauern  ins  Haus  entsenden  werden,  nach  Art  der  polnischen  Volkspartd, 
von  deren  mehr  als  zwanzig  Mitgliedern  lediglich  einer  eben  noch  deutsch  reden 
kann?  Auf  welche  Weise  wird  dann  dieses  Parlament  parlieren?   Mit  seinem 
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Stets  wachsenden  Bestandteil  von  Mitgliedern,  die  den  Reden  nicht  folgen,  in 
die  Debatte  nicht  eingreifen  können,  hebt  es  sich  im  Begriff  auf.   Erst  recht, 

wenn  jeder  in  seiner  Mutter  i  r.i.hc  Reden  hielte*  denn  er  bliebe  dann  fünf 
Sechsteln  oder  nenn  Zehnteln  dt-s  Hauses  durchaus  unverständlich.  Will  man 
aber  die  rbersetzungspflicht  einführen,  so  liegt  die  Obstruktion  schon  in  der 
Technik  des  Parlaments.  Und  nehmen  wir  selbst  an,  in  zwei,  drei  Jahren 
lernten  die  einen  verstehen,  die  anderen  sich  halbwegs  des  Ausdrucks  bedienen : 
mit  welchem  Gefühle  ergreift  ein  Tscheche,  ein  Pole  im  Parlament  das  Wort, 
der  dahoiin  als  wirkungsvoller,  feuriger  Kcdncr  die  Seelen  bewegt  und  hier 
von  der  höchsten  Tribüne  des  Reichs  herab  stammelt,  stottert  und  im  l)eslen 
Falle  immer  noch  eben  mühsam  das  Wort  findet !  Sofern  ein  Parlament 
Parlament  ist,  ist  es  auch  mehr  als  eine  Gesetzgebungsmaschine,  es  ist  der  Ort, 
wo  sich  im  Bilde,  in  der  parlamentarischen  Verkürzung  die  grossen  Kämpfe 
inncrhall)  der  Xation  wiedtThokn.  Das  ( wtcrrcichischc  Ahgcordnetenhaus  kann 
dies  inuner  weniger  sein,  es  kaim  die  ileitnslälte  der  \  ölker  nicht  werden, 
weder  aus  verdolmetschten  Reden,  noch  aus  dem  Gestammel  dringt  die  Energie 
eines  gemeinsamen  Geistes  hervor,  der  den  Parteienstreit  sprachlich  einheit- 
licher Parlamente  umschliesst,  die  Kämpfer,  die  nach  verschiedenen  Zielen  auf 
gleichem  Boden  ringen. 

Kann  das  gleiche  Wahlrecht  seine  Vertreter,  statt  nach  ihrer  Tüchtigkeit  und 
ihrer  Volksbeliebtheit,  entsprechend  ihrer  Kenntnis  und  Beherrschung  der  deut- 
schen Sprache  auswählen?  Und  andererseits,  auf  welche  Art  könnte  das 
österreichische  Parlament  liestelicn.  wetm  in  sieben  verschiedenen  Sprachen 
gestellte  Anträge,  Reden  und  Zwischenrufe  in  sieben  verschiedenen  Sprachen 
die  einheitliche  Leitung  durch  das  Präsidium  zur  Unmöglichkeit  machen?  Wie 
nebensächlich  erscheinen  gegenüber  diesem  Dilemma,  das  sich  immer  schärfer 
aussprechen  muss,  die  Ausschreitungen  des  Chauvinismus,  die  sich  gelegentlich 
in  turbulenten  Szenen  austoben !  Doch  fiic  wechselseitige  Frem<lheit  der 
Nationen  reicht  über  die  sprachlichen  Schwierigkeiten  hinaus  in  die  Tiefen 
des  geistigen,  sozialen  und  pcrfittschen  Lebens.  Ein  Deutschdsterreicher,  der 
sich  für  Politik  lebhafter  interessiert,  wird  von  dem  Parteiwesen  und  den 
hervortretenden  Persönlichkeiten  des  Deutschen  Reichs  zicndich  gut  unter- 
richtet sein,  er  weiss  nicht  nur  um  die  Dinge  der  reichsdeutschen  Politik,  er 
kann  sie  auch  im  (iefühl  und  Urteil  wagen,  denn  der  selbe  Strom  <les  Kultur- 
lebens aus  der  selben  Quelle  genährt,  nach  den  selben  ästhetischen  und 
moralischen  Ideent3rpen  hingelenkt,  flutet  durch  Wien,  wie  durch  Berlin  oder 
Hamburg.  Aber  es  gibt  auch  nicht  einen  deutschösterreichischen  Politiker,  der 
in  galizischcn  oder  dalmati^clieii  oilcr  P.ukowinaer  Dingen,  die  das  volle  Drittel 
des  Reichs  betreffen,  genauer  Bescheid  vvüsste.  Xicht  Mass  trennt  ihn  von 
Polen,  Ruthenen  und  Kroaten,  mit  denen  der  Deutschösterreicher  keinen  ernst- 
lichen Kampf  fuhrt,  jedoch  fast  völlige  Unkenntnis.  Und  wenn  er  sich  müh> 
sam  beibringt,  was  einen  .Mtruthenen  von  einem  Jung^^thenen  scheidet,  ver« 
mag  er  im  Gefühl  aluuschätzen,  vermag  er  nachzuempfinden,  aus  welchen  ge- 
schichtlichen und  vnlkspsychologischen  Bedingungen  die  Ideen  flicssen.  von 
welchen  Energieen  der  Leidenschaft  sie  getragen  sind,  die  sich  in  jenen  Partei- 
bildungen verkörpern?  Das  aber  ist  die  unerlässliche  Bedingung  des  leben- 
digen Füreinander-  und  Gegeneinanderwerbens  der  Kräfte  im  öffentlichen 
Leben.   Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  das  Verschmelzen  der 
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heterojjenstcn  Gruppen  zu  nationalen  Blocks  nur  der  Ausdruck  dessen,  dass  die 
Partciunttrscliiedc  jedes  V'olkcs  für  das  andere  verlilassen,  oft  bis  zur  völligen 
\  erschwommenheit.  Und  endlich  fehlt  den  Nationen  selbst  die  Gemeinsamkeit 
des  Kulturstrebens.  Sicherlich  hat  jedes  Volk  das  unveräusserliche  Recht, 
seine  Bildungsanstalten  nach  eigenem  Wunsch  zu  fördern ;  dass  die  Schule  zum 
eigentlichen  Gebiet  des  nationalen  Haders  geworden  ist.  bedeutet  die  traurigste 
Verirruniif  des  Chauvinismus.  Indes,  auch  hier  ruht  das  Prol)lcm  nicht  in  ihm. 
nicht  in  der  Gesinnung,  sondern  in  der  Tatsache,  dass  mit  der  Forderung  der 
Kultur  des  einen  Volkes  nicht  auch  die  des  andern  gefördert  mrd.  Wenn  die 
Überproduktion  an  Intelligenz  aus  einem  Volksgebiet  in  das  andere  strömt» 
wenn  sich  die  Ämter  mit  radebrechenden  Beamten,  die  Schulen  mit  zu  korrekter 
Rede  unfähijjen  Lehrern  füllen,  wenn  in  den  Städten  ein  wachsender  Teil  der 
em])fanglichsten  Volksschichten  dem  Geistes-  und  Kunstleben  des  Ortes  fern- 
bleibt, und  die  Städte  allmählich  jene  Schnelligkeit  der  Gedankenverbreitung, 
des  gleichmässig  auf-  und  abwogenden  Empfindens  verlieren,  die  unseres 
städtischen  Kulturlebens  tiefstes  Geheimnis  sind:  so  deterioriert  der  Kr.ltur- 
fortschritt  des  einen  Volkes  di'^*  Kulturcntwickelung  des  anderen.  Auch  das 
ffcistige  Leben  und  seine  Pticge  wiilcrstrcben  dem  unnatürlich  engen  Zusam- 
mensein und  fordern  eine  selbständige  Form  der  Produktion  und  Konsumtion 
der  Kulturgüter. 

Es  ist  demnach  ein  grundlegender  Irrtum,  wenn  man  meint,  die  Sozialdemo- 
kratie könne  die  übel,  an  denen  Österreichs  Völker  leiden,  in  der  einfachen 
Weise  heilen,  dass  sie  den  Chanvintsmus  bekämpft.  Indem  sie  dies  tut,  sucht 
sie  vielmdir  bloss  die  volkspsychol<^schen  Voraussetzungen  für  eine  fried- 
liche Lösung  zu  gewinnen,  wohl  wissend,  dass  das  Wesen  der  Krankheit  nur 
behebt,  wer  Mut  hat,  an  das  Wesen  des  österreichischen  Staates  zu  greifen. 
Ihre  Aufgabe  kann  es  nicht  sein,  eine  Nation  über  der  Nation  zu  suchen,  ein 
über  den  V^em  schwebendes  Osterreichertum,  sie  musste  denn  die  Rebarba- 
risierung,  die  Zuruckffihrung  der  Völker  zu  den  Mettemichschen  Zuständen  atmi 
Ziele  hldien.  Wenn  die  fortschreitende  Entwickelung  den  RassenbcgriflF  der 
Nation  in  ihren  Kulturbcgriff  auflöst,  wenn  Acr  Fortschritt  der  Kultur  sich  .so 
vollzieht,  dass  die  internationalen  Kulturelcmcnte  in  jedem  einzelnen  Volke 
ZU  neuen  eigenartigen  Bildungen  aufgenommen  und  verarbeitet  werden,  und 
die  Demokratisierung  der  Gesittung  so,  dass  die  breiten  Schichten  eines  Volkes 
teilnehmen  an  seinem  besonderen  geistigen  Leben,  hineinwachsen  in  die  be- 
sondere .Atmosphäre  seiner  Philosophie,  Literatur  tuid  Wissenschaft :  dann 
kann  auch  das  Bestreben  der  Sozialdemokratie  nur  in  der  Richtung  dieser  vor- 
wärts weisenden  Entwtckelungen  liegen.  In  der  Tat  hebt  die  Sozialdemokratie 
den  Arbeiter,  indem  sie  ihn  der  Organisation  und  der  geistigen  Aufklärung 
zufährt,  zugleich  notwendigerweise  aus  der  Physiognomielosigkcit  des  öster- 
reichischen Untertanentums  zu  dem  durch  deutsche,  tschechisclie  ixk-r  pohn'sche 
Kultur  charakterisierten  Menschen.  Und  was  sie.  ob  sie  nun  will  oder  nicht, 
praktisch  vollzieht,  dem  gibt  sie  vernünftigerweise  in  dem  Grundsatz  von  der 
Autonomie  der  Völker  programmatischen  Ausdruck.  Wohl  soll  die  Selbstän- 
digkeit der  Nationen  im  Rahmen  Österreichs  stehen;  allein  dieses  Österreich, 
zu  einem  blossen  Zweckverbande  neutralisiert,  würde  den  heutigen  Staat  in 
seinen  geschichtlichen  Grundlagen,  wie  in  seinen  geschichtlich  gesetzten  Zwecken 
aufheben.  Weshalb  denn  nichts  törichter  sein  kann,  als  von  einer  K.  K.  Sozial- 


608 


KARL  LEUTHNER  •  DIE  SIEGREICHE  SOZULOEMOKRATIE  IN  ÖSTERREICH 


dornokratic  zu  sprechen,  wie  nicht  nur  die  Gejjner  tun.  sondern  auch  jene 
Wolilwollend-Uiiw  i-senden,  die  den  Internationalismus  der  Sozialdemokratie 
mit  dem  Aniinatioualiamus  der  traditionellen  Wiener  Politik  verwechseln. 

III 

VAi  österreichische  Sozialdemokrat  leidet  mit  an  dem  Schaden,  dass 
die  Staatsgemeinschaft  nicht  zugleidi  die  Kttlturgemeinschaft  bildet 
Doch  dem  Nachteil  entwachsen  auch  für  die  praktische  Politik  man- 
cherlei Vorzüge.  Die  Bestandteile  der  politischen  Ideologie  sieht  er 
:  n-  "gen  gelöst  und  mag  sie  in  ihrem  besonderen  Wert  und  Wesen 
leichter  erkennen.  Er  wird  mit  dem  Chauvinismus  nicht  auch  zugleich  den  be- 
rechtigten Kulturkern  des  Nationalismus  bekämpfen,  denn  keine  Verknüpfung 
von  Nation  und  Staat,  kein  Missbrauch  nationaler  Ideen  zu  Vorwänden  und 
Schlagworten  staatlicher  Gewaltpolitik  trübt  ihm  den  Blick  für  die  besondere 
Art  des  einen  und  des  anderen  Dinges.  Aber  auch  an  dem  Staat  lernt  er  Ideen- 
gehalt und  Machtmittel  scharf  sondern.  Nur  der  Nationalstaat  ist  heute  im 
vollen  Sinne  wirklich  Staat,  nur  er  ist  von  einer  Idee  getragen,  eine  Macht 
.über  die  Gemüter.  Mit  dem  österreichischen  Staate  lockt  man  keinen  Wähler 
zur  Urne,  des  Staates  Gloire  und  Grösse  kann  in  Österreich  keine  Wahlstim- 
niung  machen,  nicht  Bürgertum  und  Kleinbürgertum  zu  politischen  Aktionen 
railiieren.  Den  österreichischen  Staat  bilden  dessen  äussere  Machnüttel,  luid 
wie  brüchig  diese  sind,  wo  keine  Idee  ihre  Anwendung  leitet,  lehrt  jeder  Tag. 
Nicht  als  ein  furchtbar  tmnahbares  Ding  erscheint  uns  so  der  Staat,  sondern 
als  eine  Maschine,  an  deren  Kurbeln  gelegentlich  dreht,  wer  dazu  Glück  und 
(ie^chick  hat.  Und  endlich  kann  uns  auch  nicht  einfallen,  dris  lUirgcrtum  als 
einen  lUock  autzufassen  oder  seuien  wirtschaftlichen  mit  seinem  politischen 
Eintluss  zu  verwechseln.  Dass  die  trennende  Macht  der  nationalen  Ideen  sich 
in  der  Regel  stärker  erweist,  als  die  Geschlossenheit  der  bui^erltchen  Interessen, 
das  könnte  in  Osterreich  doch  nur  leugnen,  wer  für  die  Wirklichkeit  blind  und 
t.uib  ist.  Doch  auch  innerhalb  jeder  österreichisciien  Nation  hat  gerade  die 
Heftigkeit  der  politischen  Kampfe,  die  hohe  Entwickelung  der  agitatorischen 
Tcchrük  das  eigentliche  Bürgertum  vollständig  an  die  Wand  gedrückt,  .\lles 
ist  im  neuen  Hause  vertreten,  nur  der  Grossgrundbesitz  tmd  das  grosse  Unter- 
nehmertum haben  ein  äusscr-t  schwaches  Gewicht  der  Stimmen.  Wen  wird 
das  wuiidtTii,  der  da  weiss,  dass  die  Anhänger  der  sogenannten  biir^^rrlicJirn 
Faiir:,-!!  mehr  als  zur  Haltte  nicht  durch  Interessengleicheit.  sondern  nur 
durch  die  flacht  der  Ideologie  an  die  bürgerliche  Führung  geknüpft  sind. 
Weckt  ein  bewegtes  und  vielgestaltiges  Leben  die  Kräfte  und  Instinkte  der 
Dmiagogie,  so  kaim  die  Führung  den  kleinbürgerlichen  und  agrarischen  Ele- 
menten gar  nicht  fehlen,  denn  sie  haben  das  Gewicht  der  Zahl.  Indes,  was  der 
Demagcige  erkennt,  nuiss  auch  «lie  .Sozialdemokratie  erkennen:  Lucgcr  wird 
uns  lehren,  die  lächerliche  Furcht  vor  der  Bourgeoisie  abzulegen.  Diese  bleibt 
Herrin  eines  grossen  Heeres  nur  so  lange,  als  sie  breite  mittlere  Schichten 
durch  ideologische  Bindungen  festhält,  die  zu  lockern,  nicht  enger  zu  knüpfen 
unsere  Aufgal)e  ist. 

Leitet  die  Art  des  (Wfentlichen  Lebens  in  «'isterreich  dazu  an,  dessen  Realitäten 
zu  erfassen,  statt  sich  mit  Abstraktionen  herumzuschlagen,  so  drängt  die  hohe 
Entwickelung  des  Partciwcsens  und  die  verfeinerte  Technik  des  Parteikampfes 
mit  gebieterischer  Notwendigkeit  zu  positiver  Arbeit   In  Osterreich  ist  alles 
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auf  Demagogie  gestellt,  jede  Partei  jedes  ihr  <jerp.de  nötig  dünkenden  Radika- 
lismus fähig.  Wie  jede  einmal  ilire  Tage  des  Hochverrates  hat  und  jede  sich 
freiheits-  und  volksfreundlich  gebärdet,  jede  unablässig  bemüht  ist,  bald  diese, 
bald  jene  Volksschichten  zu  reiten,  so  spielen  gelegentlidi  die  meisten  sogar 
mit  antikapitalistischen  Phrasen.  Die  grösste  bürgerliche  Partei,  die  Christ- 
lichsozialen, ziehen  jetzt  mit  antikapitalistischcn  Anträgen  ins  Parlainrnt,  sie 
wissen  ungefähr,  wie  wenig  Raum  die  Keichcn  in  der  Wählerliste  einnehmen. 
Mit  der  reinen  Negation,  mit  der  blossen  Kritik  würde  eine  österreichische 
Sozialdemokratie  nicht  einmal  auffallen,  mit  dem  NichU-olS'RadikdlismMS  wird 
in  einem  Lande,  wo  alle  das  Geschäft  der  grossen  Worte  betreiben,  und  der 
Radikalste  mn  dem  noch  Radikaleren  sofort  überschrieen  und  üherboten  wird, 
kein  Seltcnluitswert  begründet.  Andererseits  haben  wir  mit  dem  Staate,  zu 
dem  wir  prinzipiell  vielleicht  iu  schroliereni  Gegensätze  stehen,  als  irgend  eine 
andere  Arbeiterpartei,  das  Interesse  gemeinsam,  die  Ausschreitungen  des  Giau- 
vinismus  hintanzuhalten,  und  sein  schweres  Gebrechen,  dass  keine  bürgerliche 
Partei  für  ihn  —  der  eben  nicht  ihr  Staat  ist,  sich  nicht  mit  ihrer  Nation 
deckt  —  die  Lasten  und  die  Unpopularität  der  Staotsnot'u'ciidii^keiten  tragen 
will,  erweist  sich  sehr  oft,  weil  es  stets  die  Tätigkeit  des  Parlaments  gefähr<let, 
zugleich  auch  als  arges  Hemmnis  für  den  Fortschritt  der  sozialen  Gesetzgebung. 
So  mag  es  denn  hin  und  wieder  geschehen,  dass  die  Arbeiterpartei  in  Oster- 
reich, wo  sie  mehr  als  irgend  anderswo  die  revolutionären  Kampfformen  an- 
gewendet hat,  die  Besonnenheit  und  die  staatsmännische  Erwägung  vertreten 
muss.  Weil  aber  die  Vorbedingung  der  positiven  Arbeit,  auf  die  uns  alles 
weist,  den  Einfluss  im  Parlament  biMet,  können  wir  auf  keinen  parlamenta- 
rischen Machtposten  verzichten.  Und  ebenso  hat  der  sozialdemokratische 
Verband  es  jedem  Abgeordneten  freigestellt,  die  Thronrede  anzuhören,  und 
verlässt  auch  beim  Hoch  auf  den  Kaiser  den  Saal  nicht  mehr,  weil  es  läppisch 
wäre,  gegen  den  Monarchen  zu  demonstrieren,  der  die  Wahlreform  gegeben 
hat,  und  weil  negativer  Eifer  in  2^eremonieen fragen  ebenso  unintelligcnt  wirkt, 
wie  positiver.  Es  braucht  jedoch  niemand  zu  fürchten,  die  Masse  werde  ihn 
nicht  verstehen,  solange  er  sich  eifrig  regt,  der  Masse  zu  nützen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WILHELM  SCHRÖDER  •  VEREINSQESEn  UND 

POSITIVE  TRTIQKEIT 

Ii  miffm  lll^^  mancherlei  Argumenten  hat  die  Sozialdemokratie  während  und 
I  k  ll^i  I  Wahlen  die  bekannte  Behauptung  widerlegt,  dass  sie  in 

f  ffl  1  '^''^  öffentiich«!  Wiricen  keine  positiven  Leistungen  aufweisen 
I  ll^^l  1  ^^"'i^*  sondern  nur  eine  negierende  Tätigkeit  entfaltet  und  vor 

Lfj^^sUI  allem  im  Reichsparlament  die  um  das  Wohl  der  Arbeiterschaft 
.ängstlich  besorgte  bürgerliche  Mehrheit  durch  phantastische  und  perfide  For- 
derungen gestört  und  verhöhnt  habe.  Siehe  den  Staatslenker  Fürsten  Bülow 
in  der  Reichstagsrede  vom  26.  Februar  1907  und  die  sich  an  seine  geist- 
strotzende Tagesleistung  anknüpfenden  Erörterungen  in  unserer  Parteipresse! 
Es  ist  nicht  bekannt  geworden,  welchen  Eindruck  diese  Widerlegungen  in 
sozialdemokratischen  Blättern  auf  die  sachlicher  Belehrung  etwa  zugänglichen 
weissen  Raben  im  bürgerlichen  Lager  gemacht  haben.  Auch  wenn  die  Wider- 
legungen so  hohl  wären,  wie  sie  gehaltvoll  sind,  müssten  die  wenigen  sachlichen 
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Beurteiler  der  Sozialdemokratie  sich  freuen  oh  des  löblichen  Eifers,  mit  dem 
sie  den  Einwand  der  Enthaltsamkeit  als  \  orwurf  betrachtete  und  sich  gegen 
ihn  verwahrte.  Wäre  doch  alles  in  allem  ein  rein  negierendes  Verhalten  bei 
der  Sozialdemokratie  viel  begreiflicher  gewesen,  als  der  rege  Tätigkeitsdrang, 

der  sich  vom  Schweitzerschcn  Arbeiterschutzgesetzentwurf  1867er  Ange- 
denkens bis  zu  den  neuesten  Anträgen  auf  sozialpolitischem  Gebiete  in  allen 
parlamentarischen  Leistunjjen  der  Partei  bekundet  hat.  Denn  einen  Weg  des 
Leidens  hat  die  Sozialdemokratie  zu  wandeln  gehabt  von  den  frühen  Tagen 
an,  wo  es  einem  Bismarck  klar  wurde,  dass  die  junge  Arbeiterbewegung  sich 
zu  etwas  anderem  gut  dünkte,  als  dazu,  sich  als  Kanaille  gegen  die  fortschritt- 
liclic  Rotüre  ausspielen  zu  lassen.  Ks  ist  keine  (Übertreibung,  sondern  bittere 
Walirlieit,  dass  der  Staat  im  ijuverstandnis  mit  den  bürgerlichen  Parteien 
systematisch  darauf  ausgegangen  ist,  der  Sozialdemokratie  die  positive  Mit- 
arbeit auf  gesetzlichem  und  gesetzgeberischem  Boden  zu  verleiden  und  sie  auf 
die  Abwege  sektiererischer  Torheiten,  in  den  Schmollwinkel  anarchistischer 
Abstinenz  zu  drängen.  Es  lag  Methode  in  den  Rismärckischen  Vcrfoltrungen 
der  seclizis^'er  und  siebziger  Jahre,  es  sollte  durch  polizeilichen  und  ricliter- 
lichen  Druck  verhindert  werden,  dass  das  Proletariat  die  Stimme  gellend 
machte,  die  ihm  gemäss  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  in  der  Gesellschaft 
gebührte.  Die  Kurzsichtiqkeit  des  grössten  staatsmännischen  Genies  in 
Preussen  glaubte  im  vollen  Ernsl,  LandLjoricbtsratcn  und  Polizeikommissaren 
die  Fähigkeit  des  l'ntcrdriiokens  einer  hislorisclieii  Idee  zutrauen  zu  können, 
und  verrannte  sich  um  so  energischer  ui  die  Gewaltpolitik,  je  mehr  die  Sozial- 
demokratie sich  auf  den  Boden  der  Tatsachen  stellte  und  durch  positive 
Leistung  ihre  Existenzberechtigimg  darzutun  suchte.  Gerade  die  positive 
Arbeit  der  Sozialdemokratie  im  Reiclistage,  wie  sjiäter  auch  in  den  Landes- 
parlaineiuen  und  Gemeindek<)rperscliaiteii  war  es.  die  bei  allen  preussischen 
Staatsmännern  von  Bismarck  herab  lugrimm  weckte;  und  der  Kummer  dieser 
Herren  war  eben,  dass  alle  Hindemisse,  die  der  Staat  unter  Anwendung  seiner 
ganzen  Machtmittel  dem  sozialdemokratischen  Tätigkeitsdrai^  entgegenstellte, 
keinen  Augenblick  vermocht  haben,  diesen  Drang  zu  hemmen.  Das  zeigt  sich 
vor  allem  darin,  wie  die  Sozialdemokratie  mit  dem  gegen  sie  angewandten 
Vereins-  und  \'crsammlungsrecht  fertig  ge\vt>rden  ist. 

Unter  den  unverbindlichen  X'ersprecliungen,  die  Fürst  Pulow  dem  neuen 
Reichstage  gemacht  hat,  und  die  namentlich  von  den  linkskonservativen  alias 
freisinnig-volksparteilichen  Parlamentariern  als  bare  Münze  hingenommen  und 
wieder  ausgegeben  wurcUn.  befindet  sich  auch  das  eines  Reichsvereinsgesetzes, 
das  zu  den  nr'ebstebenden  Betrachtungen  Anlass  gibt.  Der  Polizeidruck  gegen 
.  die  Sozialdemokratie,  fler  heute  noch  in  (ien  26  verschiedenen  deutschen  \'atcr- 
ländern  nach  26  verschiedenen  Methoden  geübt  wird,  soll  vereinfacht  werden, 
nachdem  seit  dem  Erlass  der  Reichsverfassung,  die  auch  die  Regelung  des 
Vereinsrechts  in  sich  schliesst»  36  Jahre  verflossen  sind. 

Zur  Entfaltung  positiver  Tätigkeit  im  öffentlichen  Leben  sind  Vereine  und 

VersammUmgen  die  Gnu.  ;1  > ün-  ni  -.  Erst  das  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht ermöglicht  in  einem  kou^titutionellen  Staatswesen  dem  Bürger  die  Ein- 
flussnahme  auf  die  ZusammeiiHtzung  und  Betätigungsriclitung  des  Parlaments; 
selbst  eine  periodische  Presse  ist  in  der  Gegenwart  ohne  Vereine  und  Ver- 
sammlungen schwer  denkbar,  da  diese  vor  allem  in  der  Arbeiterschaft  erst  den 
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Boden  für  eine  Zciiung  ebnen  müssen.  Kurz,  die  Nützlichkeit  oder  Nutzlosig- 
keit neuer  Gedanken  kann  nur  offenbar  werden,  wenn  es  möglich  ist,  für  sie  in 

Vereitieti  und  Versamnilungen  ungehindert  Propaganda  zu  machen.  Das  eben 
zu  vorhiiiderii.  war  der  Zweck  fast  aller  deutschen  V'crcinscfcsetzc  aus  den  fünf- 
ziger Jahren.  Als  die  preussischc  Landratskammer  1850  das  heute  noch  gel- 
tende Vereinsgesetz  schul,  begründete  die  von  ihr  zur  Beratung  des  Entwurfs 
eingesetzte  Kommission  die  Notwendigkeit  des  im  §  8  ausgesprochenen  Ver- 
bindungsverbots mit  folgenden  klassischen  Worten: 

»Die  Kommission  überzeugte  ?ich,  das'^  «liircli  eine  förmliche  Organisation  der  politi- 
schen Vereine  neben  der  geordneten  Regierung  sich  eine  zweite  bilde,  die  jene  zu 
untergraben  und  zu  zerstören  drohe,  und  dass  eine  Regierung  durcli  die  gesetzlichen 
Geualtrii  katun  noch  mi-glich  sei.  wenn  alle  politischen  Vereine  sicb  berufen  fühlen» 
ihr  Gewicht  in  die  Schale  der  Entscheidung  zu  legen.« 

Aus  den  politischen  Vereinen,  so  sagte  die  Kommission  femer,  konnten  die 

beklagenswertesten  Ideen  und  Talsachen  hervorgehen,  weil  die  Einwirkung, 

die  sie  auf  poüti'^chc  Xnfjelcgeidieiten  bezweckten,  tncistcns  und  zuletzt  immer 
durch  Massendenioiistrationen  und  durch  Tcrrorisinus  ausgeübt  würden. 

Wenn  wir  hier  wesentlich  die  Handhabung  des  preusäischen  V'ereinsgesetzes 
im  Kampf  gegen  die  positive  Tätigkeit  der  Sozialdemokratie  ins  Auge  fassen, 
so  geschieht  dies  nicht«  weil  gerade  dies  Gesetz  musterhaft  reaktionär  wäre. 
Kann  man  es  doch  im  Vergleich  mit  den  Verein^esetzen  verschiedener  deut- 

scher  Kleinstaaten  noch  verhältnismässig  liberal  nennen.  Das  preussische  Ver- 
einsgesetz muss  deswegen  zumeist  herangezogen  werden,  weil  Preussen  der 
führende  Staat  in  Deutschland  ist  und  auch  im  Kampf  gegen  neue  Gedanken 
als  Vorbild  gilt 

•Als  die  S(»ialdeniokratie  in  den  ersten  sechziger  Jahren  mühsam  festen  Fuss 
zu  fassen  versuchte,  war  die  Feindschaft  der  preussischen  Bureaukratie  gegen 

sie  in  der  Tatsache  gegeben,  dass  nun  auch  die  Arbeiterschaft  zu  selbständiger 
politischer  Tätigkeit  aufgerüttelt  werden  snllt^'.  Von  Staatsfeindschaft  konnte 
bei  dem  in  Preussen  fast  ausschliesslich  donuniercnden  Allgemeinen  deutschen 
ArbeUerverein  nicht  gut  die  Rede  sein;  im  Gegenteil  traten  bei  ihm  und  seinen 
Leitern  Zeichen  geradezu  kindlichen  Vertrauens  zur  preussischen  Regierung 
hervor.  Wir  erwähnen  das  Geburtstagstelegramm,  das  der  Arbeiterverda  zu 
Iserlohn  am  22.  März  1865  an  den  Ktniitj  W'ilhehn  absandte,  die  prcussen- 
freundliche  Haltung  des  von  Schweitzer  redigierten  Socialdcmokratcn  in  der 
deutschen  Etnheitsfrage  und  die  Begeisterung,  die  sich  1870  beim  Beginn  des 
Kri^es  in  der  sozialdemokratischen  Arbeiterschaft  verschiedentlich  kund  gab. 
Hol)  doch  Staatsanwalt  Tessendorf  in  der  Anklagesdiritt  zu  dem  am  16.  und 
18.  März  1875  gegen  Hascnclever  und  Genossen  verhandelten  .Sozialistenprozess 
noch  hervor,  dass  die  Partei  des  Alli^emcinen  deutsehen  .Irbritervereins  im 
Gegensatz  zu  den  Eisenachern  mehr  den  nationalen  Gesichtspunkt  betone.  Eine 
derartig  nationale  Betätigung  der  jugendlichen  Sozialdemokratie  Lassallescher 
Richtung,  die  die  heutigen  Staatslenker,  wenn  man  ihren  Beteuerungen  trauen 
darf,  so  sehr  herbeisehnen,  hinderte  die  Gewalthaber  damals  nicht,  schon  früh- 
zeitig die  Unterdrückun.:,'shandhaben,  die  das  preussische  W^reinstjesetz  bot.  in 
aller  Schärfe  gegen  den  1863  von  Lassalle  begründeten  AUgememen  deutschen 
Arbeiterverein  auszunutzen.  Bereits  am  13.  Oktober  1865  erkannte  das  Ber- 
liner Stadtgericht  in  der  Untersuchungssache  gegen  den  Stenographen  Roller 
auf  Schliessung  des  Vereins,  die  ebenso  durch  Urteil  des  Kammergerichts  vom 
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7.  Juli  z868  in  der  Untersuchungssache  gegen  Schweitzer  ausgesprochen 
wurde.   Desgleichen  sprach  das  Stadtgericht  Rcrlin  in  dem  schon  erwähnten 

Sozialistcnprozess  t5575  tifeg^en  die  Berliner  Mitgliedschaft  des  Allgemeinen 
deutschen  Arbeiten  crcins  tlie  Schliessung  aus,  »schon  einfach  aus  dem 
Grunde,  weil  die  Schliessung  des  selben  bereits  zweimal  ausgesprochen  worden 
ist,  und  weil  der  später  wiederum  gebildete  Verein  weiter  nichts  war,  als  die 
Fortsetzung  des  früher  bereits  wiederholt  geschlossenen«. 

Vielleicht  sollten  nun  aber  den  Arbeitern  durch  eine  solche  Kur  nur  die  sozia- 
Itstischcn  Hirngesl^instr  verleidet,  sollten  sie  etwas  gewaltsam  auf  den  realen 
Boden,  auf  die  Wahrnehmung  ihrer  Berufsinteressen  hingedrängt  werden.  Wie 
naiv  dieser  Glaube  wäre,  zeigt  der  Umstand,  dass  mit  dem  Allgemeinen  deut- 
schen Arbeiterverein  auch  die  Berliner  Mitgliedschaften  des  Allgemeinen  deut' 
sehen  Maurer-  und  Stcinhauen'creins  und  des  Zimmererbundes  geschlossen 
wurden.  Wie  damals  bereits  Arbeitern  als  strafwürdiges  Vergehen  angerech- 
net wurde,  was  Unternehmer  frank  und  frei  vor  den  Augen  des  Staatsanwalts 
tun  durften,  zeigt  eine  Stdle  aus  der  Verteidigungsrede,  die  der  im  Prozess 
mitangddagte  Kassierer  des  Zinunererbundes,  Otto  Kapell,  vor  seinen  Richtern 
hielt: 

»Ich  will  mich  gewissermassen  als  Denunziant  einer  Meisterverbindung  gcrieren,  die 
ich  dem  Herrn  Staatsanwalt  zur  geneigten  Beruchsichtigung  empfehle.  Es  ist  dies 
die  Verbindung  der  Bau-,  Maurer-  und  Zimmcrenmi-ter.  Es  ist  hier  ein  Pro- 
gramm, ein  Aufruf  aus  Erfurt,  von  einem  Vorsitzenden  des  Thiiringischcn  Bau- 
gewerkvereins unterzeidmet,  worin  die  Verbindung  von  Vereinen  zu  gleichen 
Zwecken  vollständig  erwiesen  ist.  Das  ist  die  erlaubte  Verbindung  der  Bau-,  Maurer- 
und Zimmermeister,  die  ihre  Arbeiter,  ihre  Gesellen  entlassen,  wenn  sie  sich  gegen 
Hunger  und  Arbeitslosigkeit  Mittel  und  Wege  verschaffen  wollen,  um  es  zu  einer 
menschenwürdigen  Existenz  zu  bringen.  Es  sind  seit  Monaten  in  Berlin  ht-inahe 
zwei  Drittel  sämtlicher  Bauarbeiter  brotlos,  die  das  letzte  Stück  nach  dem  Pfand- 
hause  getragen  haben,  und  nun  dürfen  die  ]>ute  sich  nicht  einmal  zusammentun, 
um  voa  auswärtigen  Kollegen  Unterstützungen  bekommen  zu  können.  Was  ist  die 
Folge  davon?  Es  wird  der  Arbeitslohn  herabgesetzt,  die  Arbeitszeit  länger,  und  das 
Elead  hält  seinen  Einzug  bei  dem  grössten  Teile  der  deutschen  Staatsbürger.  Das 
ist  die  Kehrseite  de  Medaille.  Es  wird  immer  so  sein,  dass  die  Leute  in  kotpora- 
tiver  Beziehung  zusammenhalten  müssen;  wenn  man  nun  gerade  solche  korporatire 
Vfixiiiipungcn  als  politische  hinstellt,  weil  dieser  und  jener  Mann,  der  einen  sol- 
cbea  Lebensberuf  hat,  Vorträge  hält,  in  denen  vielleicht  hier  und  da  einmal  etwas 
politisches  vorkommt,  so  kann  dodi  ich  nicht  dafür,  wenn  man  mich  zum  Kassierer 
und  meinen  Bruder  zum  Präsidenten  w^t  Was  haben  wir  mit  der  Tendenz 
solcher  Vorträge  zu  tun?« 

Es  versteht  sich,  dass  die  Untemehmerorganisation  auch  nach  diesem  Finger- 
zeig unbehelligt  blieb.  Diese  Tendenz,  Unternehmer  straffrei  zu  lassen  für 
Handlungen,  die  Arbeiter  hart  büssen  mussten,  blieb  der  deutschen  Rechts- 
pflege bekanntlich  auch  später  noch  erhalten.  Nachdem  Ende  Mai  1875  die 
Vereinigung  der  beiden  sozialistischen  Parteien  Deutscklands  erfolgt  war,  nahm 
der  befaördlidie  Kampf  gegen  die  neue  Organisation  sofort  wieder  ihren  An- 
fang. Am  30.  März  1876  gab  der  Staatsanwalt  Tessendorf  öffentlich  kund, 
dass  durch  Beschlüsse  des  Berliner  Stadtgerichts  die  von  Hamburg  aus  gelei- 
tete sozialistische  Arbeiterpartei  Deutschlands  für  Prcussen  verboten  sei.  und 
dass  auf  die  fernere  Betätigung  an  diesem  Verein,  insbesondere  auf  das  Zahlen 
der  Beiträge  für  den  Umfang  des  preussischen  Staatsgebiets  eine  sich  bis  auf 
drei  Monate  Gefängnis  erstreckende  Strafe  stehe.  So  hatte  die  Staatsanwalt- 
schaft zwar  nicht  die  sozialdemokratische  Organisation  zerstören  können,  wohl 
aber  war  das  Vertrauen  der  sozialdemokratischen  Arbeiterschaft  zur  Staats- 
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gewalt  durch  den  behördlichen  Kampf  ein  für  allemat  verloren  gegangen.  Was 
sie  werden  solltep  musste  sie  werden  im  Abwehrkampfe  gegen  PoUgei  md  Land' 
gendarmen.  Es  kam  noch  hinzu,  dass  der  jnngen  Partei  auch  im  Reichs- 
parlament das  positive  Wirken  schwer  genug;  gemacht  wurde.  Auf  dem  letzten 
Parteikongress  vor  dem  Soziahstengesetz  in  Gotha  1877  setzte  der  Reichstags- 
abgeordnete Fritzsche  auseinander,  warum  es  trotz  aller  schlimmen  IBtiäk- 
rangen  für  die  Fraktion  notwendig  sei»  sich  »gegenwärtig  an  Gesetzesande- 
Hingen  im  positivem  Sinne  zu  beteiligen«.  Der  Redner  beklagte  hierbei,  dass 
Majorität  und  Leitung  des  Reichstags  die  sozialistischen  Abgeordneten  mund- 
tot zu  machen  suchten;  nur  in  ganz  untergeordneten  Fragen  Hesse  man  sie 
reden,  um  sich  der  Aussenwelt  gegenüber  den  Schein  zu  geben,  als  ob  die 
«(»iaiistischen  At^eordneten  wirklich  volle  R«lefreiheit  hatten.  Ein  Mitglied 
des  Reichstages  hätte  überdies  offen  ausgesprochen,  dass  von  sozialistischer 
Seite  eingebrachte  \'orschläge,  und  seien  sie  auch  noch  so  berechtigt,  ignoriert 
würden  und  nie  Aussicht  auf  Annahme  hätten. 

Trotz  aller  Unterdrückungsmassnahmen  stieg  die  sozialistische  Flut  höher,  und 
Bismarck  griff  zum  Ausnahmegesetz.  Mit  welchem  Erfolg,  braucht  an  dieser 
Stelle  nicht  auseinandergesetzt  zu  werden,  Wohl  aber  lohnt  es  sieb,  bier  in 
Kürze  einige  der  Widersinnigkeilcu  zu  erwähnen,  mit  denen  die  Arbeiter  poli- 
zdlicherseits  provoziert  wurden,  wenn  sie  in  Versammlungen  ihre  Angelegen« 
heiten  beraten  wollten.  Ende  Juli  1886  wurde  in  Berlin  eine  Stcllmacher- 
vcr?nmmlung  aufgelöst,  weil  ein  Redner  gesagt  hatte,  kein  Mensch  werde  mit 
«incm  goldenen  LölTcl  im  Munde  geboren.  Im  J'-ili  1888  musste  die  Äusserung 
eines  Redners  als  Auflösungsgrund  herhalten,  dass  der  §  153  der  Gewerbe- 
ordnung ein  böser  Paragraph  sei.  Das  Wort  Wer  es  mit  seiner  PamXtie  gut 
meint,  wählt  Liebknecht  brachte  um  diese  Zeit  ebenfalls  eine  Versammlung 
zum  unfreiwilligen  Auseinandergehen.  Versammlungsauflösungen  wurden 
ferner  ausgesprochen:  am  23.  August  1888,  weil  der  Referent  Curt  Baakc  ge- 
sagt hatte,  die  Agitation  zu  Hause  und  bei  Bekannten  sei  wertvoller,  als  die 
öffentliche,  am  12.  November  des  sdben  Jahres,  weil  ein  Redner  gemeint  hatte, 
in  Sachsen  sei  es  nicht  möglich,  eine  Zentralisation  zu  entfalten,  am  20.  Marz 
1889.  weil  davon  gesprochen  wurde,  dass  die  Innungen  jede  Arbeiterbewegung 
illusorisch  zu  machen  suchten,  am  4.  März  1889  bei  dem  Worte  .  Ich  hab's  f^e- 
v;agt,  am  i.  Juli  1889  wegen  der  Redewendung  Aus  den  Schutzzöllen  ist  den 
Arbeitem  »och  nie  ei»  VorteU  erwachsen,  am  3.  August  1889  bei  der  von  den 
gewerUtchen  ^Hilfsarbeitern  ausgesprochenen  Sentenz  Meine  Herren,  bedenken 
Sie,  dass  wir  alle  nackt  auf  die  Welt  kommen.  Eine  Hausdienerversammlung 
am  2.  August  1889  verfiel  der  Auflösung,  als  der  Redner  sagte:  »Wir  müssen 
uns  über  die  Nationalitätsschrauken  hinweg  brüderlich  die  Hand  reichen«. 
Eine  S^eiderveraanunlm^  wurde  am  &  Oktober  1889  aufgelöst,  als  der  Refe- 
rent Täterow  meinte:  »Wir  müssen  uns  wenigstens  eine  solche  Lebenshaltung 
bewahren,  dass  wir  noch  im  stände  ind.  für  unsere  Ideale  einzutreten.«  Die 
Auflösungsmanie  wurde  so  arg,  dass  Minister  Herrfurth  im  Oktober  1888 
einen  Erlass  herausgab,  worin  gesagt  war,  dass  aus  Anlass  der  vielen  unge- 
rechtfertigten Versammlungsauflösungen  unter  den  uberwachenden  Beamten 
«ine  sorgfältigere  Auswahl  getroffen  werden  sollte.  Wie  die  vorstehenden 
Beispiele  zeigen,  hat  diese  Anweisung  irgendwelchen  Nutzen  nicht  gehabt. 
Aber  so  widersinnig  die  Einengung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechts  der 
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Arbeiterschaft  schon  unter  dem  Sozialistengesetz  war,  so  muss  doch  hervor- 
gehoben werden»  dass  erst  unter  dem  neuen  Kurse  die  Verhinderung  der  Ar- 
beiterschaft an  positivem  Wirken  in  ein  System  gebracht  wurde.  Hatte  wäh- 
rend der  zwölf  Jahn-  des  Aiisiiahme.Ejesetzes  die  Polizei  .souverän  {^egcii  die 
Arbeiterschaft  wirtschaften  können,  so  wurde  fortan  der  deutsche  Richter  das 
Instriunent,  das  die  Unterdrfickungsmassnahmen  der  Regierungen  kodifizieren 
sollte.  Erst  von  1890  an  datieren  zumeist  jene  wundersamen  Auslegungen  der 
Verein i^^cM-tze.  die  sich  im  Gnuide  g^enommen  gegen  jede  Organisationslätig- 
keit  der  Arbeiterschaft  richteten,  sobald  sie  vom  Boden  des  Ko}:;;elschiebeklubs 
abwich  und  auch  nur  entfernten  Verdacht  aufkonuuen  liess.  dass  neben 
Singen,  Trinken  und  Rauchen  auch  noch  dn  politisdies  oder  sozialpolitisches 
Ideal  gepflegt  wurde.  Da  ntm  in  dieser  Zeit  auch  die  Polizei  eifrig  fortfuhr, 
sich  in  t'^bung  zu  halten,  so  konnte  von  straffreier  Ausübung  des  Vereinsrechts 
in  der  Arbeiterschaft  überhaupt  keine  Rede  sein,  wrihrend  das  Unternehmer- 
tum sich  den  Teufel  um  das  Vereinsgesetz  zu  scheren  brauchte. 

In  der  Bchinderunjj  der  Versammlunc^cn  war  es  vor  allem  die  sächsische  Poli- 
zei, die  mit  der  preussiscben  wetteiferte,  ja  sie  in  mancher  Hinsicht  genial 
fiberflt^tte.  Ans  einer  langen  Liste,  die  der  Vorv^rts  am  20,  Mai  1897  ver- 
öffentlichte, greifen  wir  folgende  Fälle  heraus:  In  Burkhardsdorf  wii^  den 
Textilarbeitern  eine  \'ersammlung  unter  freiem  Himmel  mit  der  Begründung 
verboten,  dass  Fcuer-fiefahr  nicht  ausgeschlossen  sei.  In  Meissen  erlebt  das 
selbe  Schicksal  eine  \  ersammlung  des  Naturheilvercins,  weil  eine  Frau  dort 
über  Frauenkrankheiten  sprechen  soll.  In  Thekla  trifft  das  Verbot  eine  Ver- 
sammlung mit  dem  Thema  Säuglings-  und  Kinderkrankheiten  wegen  dringen- 
der Gefahr  für  die  öffentliche  Ruhe.  Sicherheit  und  Ordnung  in  gesundheit- 
licher Hinsiebt.  Auf  verbotenes  Inver!)in(hms;trcten  .schlicsst  die  Polizei  in 
Glauchau,  weil  die  Anmeldung  nicht  vom  Einberufer,  der  mit  der  Feder  nicht 
gut  Bescheid  weiss,  sondern  von  einem  Schriftkundigen  geschrieben  ist.  Ein 
Vortrag  über  Goethes  Fattst  wird  in  Werda  untersagt,  weil  das  Thema  hin- 
reichenden Anhalt  biete,  dass  allgemeine  soziale  und  politische  Fratjon  erörtert 
würden  und  gegen  bcstehcndo  Gesetze,  sowie  gegen  die  (iesellscbaftsordnung 
aufgereizt  werden  solle.  In  Meerane  darf  Hebel,  wo  er  seit  Jahren  nicht  mehr 
gesprochen  hat,  keine  Rede  halten  in  Rücksicht  auf  Ruhe  und  Ordnung  und 
dann,  »weil  solche  Leute,  die  mit  unserer  Stadt  und  unserer  Bevölkerung  gar 
keine  Berührung  baben,  hier  reden  zu  lassen  nicht  im  Interesse  un>ercrs 
monarchischen  Staates  und  der  staatstreucn  Bürgerschaft  liegt«.  Die  säcbsisclie 
Regierung  rühmte  sich  offen  der  Virtuosität,  zu  der  ihre  Organe  es  in  der 
Handhabung  des  Vereinsgesetzes  gebracht  hatten.  Als  Grillenberger  am 
2.  Mai  1895  im  Reichstage  das  Elend  auf  dem  Gebiete  des  Vereinsrechts  zur 
Sprache  brachte,  nannte  der  sächsische  Bundesratsbevollmächtigte  Graf  Hohen- 
thal  das  Vercinsgcsetz  seines  Landes  ein  Juwel. 

In  welchem  Umfange  die  richterliche  Tätigkeit  der  Gewerkschaftsbewegung 
entgegentrat,  lehrt  der  j4ri)>se  Gewerkschaftsprozess  in  Magdeburg,  in  dem 
nach  mehrstündiger  V  erhandlung  am  17.  Dezember  i8yo  das  Urteil  gefällt 
wurde.  Es  wurden  darin  wegen  Vergehens  gegen  den  §  8  des  preussischen 
Vercinsgesetzes  nicht  weniger  als  14  Gewerkschaftsorgantsationen  ge- 
schlössen ;  ausserdem  erwirkten  sich  32  Angeklagte  Geldstrafen  von  100  bis 
150  Mark,  2  andere  Angeklagte,  deren  Vergehen  in  der  Leitung  eines  ort- 
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liehen  Gewerlcschaftakartells  bestand,  Gefängnisstrafen  von  X4tigiger  Daner. 
Um  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  erreichten  die  Unterdrückungsmassnahmen 
ihren  Gipfelpunkt.  Am  25.  November  1895  veranstaltete  die  Berliner  Polizei 
beim  sozialdemokratischen  Parteivorstand,  der  r'^rtfiir/^reclaktion  und  den  ört- 
lichen Vertrauensleuten  usw.  Haussuchungen.  Kassenbücher,  Sammellisten, 
Notizbücher,  Brieftaschen,  Privatbriefe  wurden  in  etwa  achtzig  Wohnungen 
beschlagnahmt,  und  das  aufgegriffene  Material  hielt  die  Polizei  für  ausreichend, 
den  Parteivorstand,  die  sechs  Berliner  Wahlvereine,  die  Presskommission,  die 
Agitationskommission  und  den  nichtexistierenden  Verein  öffentlicher  Ver- 
trauensmänner auf  Grund  de^jj^,  8  des  Vereinsgesetzes  vorläufig  zu  scbliessen. 
Dieser  berühmte  Coup,  des  d^^^y^igen  preussischen  Polizeiministers  von  Koller 
schlug  bekanntlich  fehl  Abgetehen  davon,  dass  die  Partdldtnng  sich  sofort 
in  Hamburg  etablierte,  kam  nur  das  Schöffengericht  zu  einer  Verurteilung, 
während  die  Berufungsinstanz  auf  Freisprechung  erkannte.  Die  Folge  dieser 
Polizeiaktion  war  aber,  dass  die  Gemeingefährlichkeit  des  Verbindungsverbots 
auch  der  Mehrheit  der  bürgerlichen  Parteien  im  Reidistagc  Kopfschmerzen 
-verarsadite.  Hatte  die  Sozialdemokratie  doch  nachgewiesen,  dass  alle  bürger- 
lichen Parteien  sich  ähnlich,  wie  sie,  und  obendrein  noch  unter  völliger  Miss- 
achtung des  Verbindungsverbots  organisiert  hatten.  Ein  sozialdemokratischer 
Antrag,  wonach  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  eine  Bestimmung  eingeflochten 
werden  sollte,  die  die  landesgesetzlichen  Verbote  des  Inverbindtmgtrctens  von 
Vereine  aufhob,  fiel  zwar,  nachdem  Reichskanzler  Hohenlohe  am  27.  Juni 
1896  das  feierliche  Versprechen  abgegeben  hatte,  dass  die  verbündeten  R^e- 
ningen  noch  vor  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Verbindungs- 
verbote aufheben  würden.  Es  niis^glückte  andrerseits  aber  (kr  hinterhältige  \'cr- 
such  der  preussischen  Regierung,  die  Einlösung  des  Versprechens  1897  im  Land- 
tage mit  einer  unerhörten  Verschärfung  des  bestehenden  Verein^esetzes  zu  be- 
packen. Mit  Hängen  und  Würgen  kam  dann  am  6.  Dezember  1899  endlich  das 
Rcich^gcsetz  zu  stände,  wonach  inländische  \%  reinr  jvdw  Art  mit  einander  in 
\'erbindung  treten  dürfen  und  die  entgegenstehenden  landcsgesetzlichen  Be- 
stimmungen, die  nur  noch  in  Preussen  bestanden,  auigchobcn  wurden.  Damit 
war  nur  eine  der  Fesseln  gelost,  die  die  Betätigung  der  Arbeitersdiaft  in  Ver- 
einen und  Versammlungen  einengen;  zahlreiche  andere  blieben  und  wurden, 
wie  hier  nicht  naher  dargelegt  zu  werden  braucht,  nach  wie  vor  in  der  Polizei- 
iind  Gerichtspraxis  mit  peinlicher  Gewissenhaftigkeit  angewandt.  Auch  das 
angekündigte  Reichsvereinsgesetz  in  liberal-konservativer  Fassung  soll,  wie  Graf 
Posadowsky  in  der  Reichstagssitzung  vom  11.  April  1907  andeutete,  Fussangetn 
tmd  Sdbstschnsse  nach  preussisdiem  Muster  enthalten. 

Ks  steckt  ein  Stück  Tragik  in  der  preussischen  und  prcussisch  inspirierten 
Staatskunst  Der  polizeiselige  Ultrakonservatismus,  der  auch  im  deutschen 
Reichstage  ihr  ein  und  alles  ist,  lebt  immer  noch  des  festen  Glaubens,  dass  der 
Besitzlose  nur  als  Objekt  der  Gesetzgebung  in  Betracht  kommen  dürfe  und 
daher  an  selbständiger  positiver  Tätigkeit  mit  aller  Macht  gehindert  werden 
müsse.  War  diesem  wundersam  antiquierten  Wesen  doch  auch  das  bürgerlich- 
liberale Prinzip  in  tiefster  Sede  zuwider;  ein  Pakt  zwischen  Hinterpommem 
und  Saarabien  kam  erst  zu  stände,  als  das  Börgertum  in  der  Zeit,  wo  die  Ar- 
beiterschaft bereits  ihre  Lebens f orderungen  geltend  zu  machen  begann,  seinen 
Liberalismus  als  Opfer  darzubringen  bereit  stand.  Regierendes  Junkerttmi  und 
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nationalliberales  Bürgertum  standen  nun  im  wesentlichen  vereint  ihren  Mann 
gegen  die  Arbcitcrscha^^t.    Die  prenssische  konservative  Staatskunst  weiss  nur 
zu  put,  dass  jede  lihcr  ik  Konzession  an  die  Arb  itcrscbaft  ihr  einen  Tropfen 
Herzblut  abzapft.    Sic  muss.  wie  sie  geworden  ist,  eine  Arbeiterschaft  mit 
selbätundigen  Lebensausscrungcn  ebenso  bekämpfen,  wie  sie  ein  selbständiges 
Bürgertum  bekämpfen  müsste;  sie  hätte  dieser  Arbeiterschaft  das  Leben  mög- 
lichst sauer  zu  machen,  hätte  sie  an  positiver  Tätigkeit  mit  ganzer  Kraft  zu 
hindern,  selbst  «lann.  wenn  sie  von  sozialistischen  Ideen  nichts  wissen  wollte 
und  sich  nach  englischem  Beispiel  einzig  auf  V^aretung  ihrer  Gegenwartsinter- 
csscn  beschränkte.    Das  steht  sich  nun  einmalAAc  Feuer  und  Wasser,  gegen- 
über.  Dem  Konservatismus  war  die  BismärcMIhe  Sozialreform  eine  schone 
Sache,  solange  man  hoffen  durfte,  mit  ihr  die  Arbeiterschaft  einzuschläfern. 
Sobald  sich  herausstellte,  dass  dies  nicht  gelang,  dass  die  Arbeiterschnft  im 
(iegenteil  auch  die  Wr^ichcrungsgesctzgcbung  zur  Stärkung  ihrer  Position  be- 
nutzte, fand  man  in  der  Soziaireform  ein  Haar.   Umgekehrt  wird  die  Arbeiter- 
schaft den  Segnungen  der  Sosialref&rm  mit  Eiseskühle  gegenüber  stehen,  auch 
wenn  sie  ihr  die  doppelten  X'orteilc  von  heute  brachten,  solange  einengende 
Polizeigesetze  und  richterliche  Ausicgungskünstc  ihr  den  Atem  benehmen,  sie 
an  positiver  Tätigkeit  nach  ihrem  W  illen  hindern.    Es  ist  in  keiner  Weise  uber- 
trieben, was  sozialdemokratische  Abgeordnete  im  Reichstage  sagten,  dass  die 
deutsche  Arbeiterschaft  lieber  heute,  als  morgen,  die  ganze  Sozialreform  ihren 
Urhebern  schenken  würde,  sobald  ihr  dafür  \'ereins-  und  Versammlungsfreiheit, 
ein  den  heutigen  Anforderutigcn  genügendes  Ko.^litionsrecht  zu  teil  würde,  si)- 
bald  Prcussen-Deutschland  den  grt)ssen  Schritt  vom  l\>h/eistaat  zum  modernen 
Kulturstaat  getan  hätte.    Daran  wird  nun  vorlaufig  nicht  zu  denken  sein.  Die 
sozialdemokratische  Vertretung  der  Arbeiterschaft  im  Reichstage  wird  sich 
vielleicht  noch  verschiedentlich  darauf  ir»  '  i  ^t  machen  mü-s^  n.  dass  die  Dinge 
auf  den  K<)])f  gestellt  \ver<lcn,  dass  ihr  <kr  X  firwurt  der  Unlust  an  positiver 
Tätigkeit  gemacht  wird,  wo  Regierung  und  licrrscliende  Klassen  mit  aller  Macht 
dabei  sind,  sie  und  die  hinter  dir  stehenden  Massen  an  solcher  Tätigkeit  zu  hin- 
dern. Auch  dies  hübsche  Spiel  gehört  zur  preussischen  Staatskunst.  Aber  vor- 
wärts geht  es  bei  alledem,  woin  auch  mir  schrittweise.  Auch  die  vom  Fürsten 
Hülow  unter  Scheltreden  gegen  die  Sozialdemokratie  notgedrungen  in  Aussicht 
gestellten  Ronzessionen  siufl  Xagcl  zum  S.irge  (k  s  Konsi  rvatismus :  es  kommt 
nur  auf  die  Arbeiterschaft  und  ihre  \'ertretuug  an,  sie  für  sich  im  Kampf  so 
klug  auszunutzen,  wie  sie  frühere  kleine  Errungenschaften  auszunutzen  ver> 
standen  hat 
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il.  sehr  auch  unser  politisches  Leben  sich  in  und  vor  der  Öffent- 
liciikcit  abspielt,  so  bilden  doch  selbst  in  unseren  Tagen  des  ent- 
vickelten  Pressetums  Briefe  und  personliche  Aufzeichnungen  noch 
mmer  wichtige  Informationsquellen  für  den  Geschichtsforscher. 

.eit  nicht  d;e  grossen  ökonomischen  Entwickelungen  in  Betracht 
komnu-n,  die  den  UiUergrund  für  die  Neubildungen  auf  dem  (jebietc  des  politisch- 
sozialen Lebens  umwühlen,  es  sich  vielmehr  um  dieses  Leben  in  seinen  verschie- 
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denen  Zweigungen  selbst  handelt,  uro  die  Mensdwn  als  Wollende  in  den  Vorder- 
.Snind  treten,  kann,  ausser  jf&r  sehr  grosse  Geschichtsepochen,  das  Eindringen  in 
•die  Motive  und  Beziehungen  der  führenden  Persönlichkeiten  gar  nicht  entbehrt 

werden,  soll  die  Geschichtsdarstellunjr  statt  blosser  Silhouetten  lebenswahre 
Vollbilder  liefern.  Für  diesen  Zweck  genügen  jedoch  die  öffentlichen  Kund- 
gebungen der  Parteien  und  Parteiführer  nicht.  Sie  bieten  dem  psychologisch 
j^chtdten  Historiker  ein  Material,  aus  dem  er  unter  Umstanden  die  Hauptzfige 
•der  handelnden  Persönlichkcitcti  richtig  herausfinden  kann,  bei  den(  aber  doch 
stets  noch  Irrtümer  möglich  sind.  Wie  anders  stellt  sich  uns  nicht  das  Bild 
<;ines  Napoleon,  eines  Friedrich  Wilhelm  IV.  oder  Bismarck  dar,  je  nachdem  wir 
diese  Männer  nur  aus  ihren  öffentlichen  Akten  und  Erklärungen  kennen  oder 
auch  Einblick  in  ihre  Privatkorrespondenz,  in  ihre  eigenen  Aufzeichnungen  und 
«die  ihrer  Umgebung  gewinnen.  Wie  sehr  hat  sich  das  Urteil  über  Lassalle  ge- 
ändert, seit  seine  Korrespondenz  mit  Rodhertus  und  Marx  Ixkrinnt  geworden  ist. 
Lassallc  stand  nicht  lange  genug  an  der  Spitze  des  Alli^cntcmcn  deutschen 
Arbeitervereins  und  war  in  der  kurzen  Zeit,  wo  dies  der  Fall  war,  zu  sehr  dessen 
Lenker,  als  dass  zwischen  seinem  Wollen  und  dem  des  Vereins  nennenswerte 
Differenzen  sich  hätten  einstellen  und  Bedeutung  gewinnen  können.  Ganz 
anders  mit  Marx-Engels  gegenüber  der  Internationalen  und  ihren  Fortbildungen. 

Von  diesen  Beziehungen  und  den  Persönlichkeiten  selbst  erfahren  wir  sehr  viel 
in  dem  Briefwechsel,  der  vor  kurzem  unter  dem  Titel  Briefe  und  Auszüge  aus 
Briefen  von  Joh.  Phil.  Becker,  Jos.  Dieteren,  Friedrich  En-^cls,  Karl  Marx  und 
anderen  an  F.  A.  Sorge  und  andere  im  Dietzschcn  Verlage  erschienen  ist.  Es 
sind  im  ganzen  217  Briefe,  mit  wenigen  Ausnahmen  sämtlich  an  den  lang- 
jährigen Freund  Marx'  und  Engels',  den  im  vorigen  Jahre  verstorbenen  F.  A. 
Sorge  gerichtet,  der  sie  für  die  Druckausgabe  ausgesucht,  wo  nötig,  ausgezogen 
und  —  unterstützt  durch  K.  Kautsky  und  F.  Mehring  —  mit  erläuternden  Noten 
versehen  hat.  Sie  umfassen  ckii  Zeitraum  von  1867  bis  iJ^>5,  das  hcisst  die  Jahre 
des  Aufblühens  und  Zusammenbruchs  der  Internationalen,  der  Pausen  in  den 
verschiedenen  Ländern  tmd  des  emeut«a  Aufschwunges  der  sozialistischen  Be- 
wegung und  ihrer  internationalen  Verbindungen.  Mehr  als  die  Hälfte  dieser 
Briefe  sind  aus  der  Feder  von  Friedrich  Engels,  33  von  Karl  Marx,  23  von 
Johann  Philipp  Becker.  22  von  Josef  Dietzgen,  i  von  Frau  Marx;  auch  ein 
Schreiben  von  Wilhelm  Weitling  ist  in  die  Sammlung  aufgenommen,  das,  so 
unbedeutend  es  ist,  doch  einoi  charakteristischen  Beitrag  zur  Psychologie  des 
Verfassers  der  Garantieen  der  Harmonie  und  Freiheit  liefert  Die  Briefe  Dietz- 
gens  enthalten  manche  feine  Bemerkung,  behandeln  aber  meist  .Angelegenheiten, 
die  mehr  für  die  Sonderhioc^raphic  dieses  Mannes  von  Kopf  und  Herz,  als  für 
•die  Geschichte  der  sozialistischen  Bewegung  von  Bedeutung  sind.  Anders  die 
Briefe  von  Marx,  Engels  und  Becker.  Der  Letztgenannte  konnte  sich  selbst- 
verständlich geistig  nicht  mit  Dietzgen  messen,  obwohl  er  keineswegs  nur  komme 
^Factum  war.  Aber  seine  hier  vorliegenden  P.riefe  beanspruchen  ein  grösseres 
Interesse,  als  die  Dictzgens.  Aus  dem  festlandisclieii  Zentrum  der  Internationalen 
geschrieben,  mit  deren  Zusammenbruch  die  Korrespondenz  zwischen  Becker  und 
Sorge  einschläft,  gewähren  sie  im  Verein  mit  den  der  gleichen  Epoche  angehörenden 
Briefen  von  Marx  und  Engels  sehr  wertvolle  Einblicke  in  das  innere  Getriebe 
der  Internationalen  ArheUerassoMiaiion  und  die  Konflikte,  die  zu  ihrer  Spren- 
San%  führten. 
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In  Genf,  wo  Becker  damals  lebte  ttnd  wirkte,  fanden  die  ersten  Kämpfe  mit 
Balctmin  und  dessen  Anhängern  statt.  In  BeclMts  Augen  erscheinen  sie  als  die 
Folge  von  Bakunins  Grossmannssucht  und  Ränkcspinncrei,  und  ähnlich  werden 
sie  ja  auch  von  Marx  hinbestellt,  wie  das  namentlich  dessen  Brief  vom  23.  November 
187 1  an  das  Mitglied  des  Ncwyorkcr  Förderairats  der  Internationalen,  F.  Boke, 
zeigt.  Indes  ist  es  richtiger,  die  Ursache  in  einem  gewissen  Doktrinarismus 
Bakunins  zu  suchen.  Im  Lager  der  Genfer  Arbeiter,  die  sich  der  Internationalen 
angeschlossen  hatten,  hatten  opportunistische,  bei  Wahlen  mit  den  bärgerlichen 
Radikalen  zusammengehende  Elemente  die  Oberhand,  und  mit  ihnen  kamen 
Bakunin  mid  eine  Anzahl  revolutionär  gesinnter  Sozialisten  in  Gegensatz,  ein 
Konflikt,  der  im  Grunde  nicht  mehr  mit  Ränkesucht  zu  tun  hatte,  als  der  Gegen- 
satz zwischen  Marx  und  den  opportunistischen  englischen  Arbeiterführern^  der 
aber  bei  den  kleinlicheren  Verhältnissen  in  Genf  und  der  romanischen  Schweiz» 
und  da  Bakunin  und  seine  Gcsinnunj^sfrcnnfle  nicht,  wie  Marx,  durch  eine  quasi 
offizielle  Stelhiiipf  in  der  Internationalen  gebunden  waren,  sich  in  viel  wider- 
wärtigeren Reibungen  äussern  musste,  als  jener.  Der  von  Bakunin  und  Gcnossea 
gegründete  Sosialdemokratiscke  Bund  {Allianee  de  la  dimocratie  socudiste)  war 
ein  Unternehmen,  innerhalb  der  Internationalen  einer  radikaleren  Richtung  Ober* 
wasscr  zu  verschaffen.  Man  mochte  es  so  scharf  bekämpfen,  wie  man  wollte, 
es  wirft  aber  auf  die  Charaktereigenschaften  der  Beteiligten  von  vornherein 
keinerlei  Makel.  Die  Bezeichnung  als  »eitle,  ehrgeizige,  hohle  Doktrinäre«, 
die  Marx  in  dem  zitierten,  übrigens  sehr  inhaltsreichen  Brief  an  Bolte  auf  die 
gesamte  Anhängerschaft  des  Bundes  in  Belgien  und  der  Schweiz  anwendet» 
tat  einer  guten  Anzahl  grundehrlicher  Sozialisten  schweres  Unrecht. 

Man  kann  die  Stellen  in  den  Briefen  von  Marx,  Engels  und  Becker,  die  sich 
auf  die  Wirren  in  der  Internationalen  beziehen,  nicht  lesen,  ohne  aufs  neue 

in  der  Überzeugung  bestärkt  zu  werden,  dass  die  so  grossartig  konzipierte  Asso- 
ziation als  Organismus  eben  doch  eine  Fehlgeburt  war.  Die  Prinzipienerklä- 
rung, die  Marx  ihr  gegeben  hatte,  war  unter  allen  Gesichtspunkten  ein  Mcister- 
werk,  das  Statut  prinzipiell  unanfechtbar,  die  Richttmgslinie,  die  Marx  für 
ihre  Leitung  gezogen  hatte,  durchaus  rationell  gedacht:  über  all  das  kann  man 
immer  wieder  nur  bewundernde  Anerkennung  aussprechen.  Aber  die  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen  Verhältnisse  waren  in  den  verschiedenen 
Läjidern  noch  viel  zu  verschiedenartig,  um  dem  Gesanitkorper  auch  nur  so  viel 
EinheitlidilEeit  zu  ermöglichen,  als  ziun  leidlichen  Funktionieren  seiner  Organe 
imerlässlich  war.  Bakunin  hatte  grosse  Fehler,  aber  er  war  nicht  der  bös- 
artige Intrigant,  als  der  er  in  den  Briefen  von  Marx,  Engels  und  Becker  er- 
scheint. Man  kann  ihn  mit  viel  mehr  Recht  als  ein  recht  grosses  Kind  be-^ 
zeichnen.  Ihm  war  eine  erhebliche  Portion  jener  Weichheit  und  Naivetät 
eigen,  die  man  so  oft  bei  Slawen  findet,  denen  es  weder  an  Intelligenz,  noch 
an  Energie  mangelt.  Bei  all  seiner  Gegnerschaft  gegen  Marx  hat  er  dessen 
wissenschaftlichem  Genie  stets  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen,  was  man  um- 
gekehrt von  Marx'  Verhalten  gegenüber  Bakunin  nicht  sagen  kann.  Bakunin 
war  Marx  geistig  nicht  gewachsen,  aber  er  war  auch  nicht  so  unbedeutend  oder 
konfus»  wie  Marx  ihn  hinstellt.  Er  hatte  etliche  fixe  Ideen  und  liess  sich 
wiederholt  von  seinem  Temperament  zu  Torheiten  hinreissen.  Aber  man  wird 
in  seinen  Schriften  auf  viele  scharfsinnige  Bemerkungen  stosscn,  und  er  war 
keineswegs  der  Mann,  der  an  seinen  Irrtümern  sklavisch  festhielt 
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Eine  der  Schwächen  Bakunins,  die  er  aber  mit  Marx  und  Engels  gemein  hatte, 
"war  eine  hochgradige  Leichtgläubiijkeit  seinen  Freunden  gegenüber.  Das  gilt 
insbesondere  auch  von  seinem  Verhältnis  zu  Nctschajew,  von  dem  in  diesen 
Briefen  viel  die  Rede  Ist  Es  geht  durchaus  nicht  an,  Bakunin  in  der  Weise 
mit  Netschajew  und  dessen  Theorie  und  Taten  zu  identifizieren,  wie  es  dort 
und  in  der  Schrift  Ein  Komplott  .ccq^rn  die  Internationale  Arbeiterassoziation 
geschehen  ist.  Der  Hauptvnrwurf.  den  man  gegen  Bakunin  in  dieser  Sache 
erheben  konnte,  war,  dass  er  Netschajew  über  Gebühr  Glauben  geschenkt  hat. 
Aber  auch  der  (Hauptgewährsmann  von  Marx  in  diesem  Streit,  der  russische 
Student  Utin,  scheint  das  in  ihn  gesetzte  Vertrauen  nicht  verdient  zu  haben, 
denn  er  ist  später  seelenruhig  in  den  Dienst  der  russischen  Regierung  getreten. 
Bakunins  Schweigen  auf  die  in  jener  Broschüre  erhobenen  .\nschuldigu!i,tjcn 
«rklart  sich  unter  anderm  dadurch,  dass  seine  Verteidigung  Angriffe  auf  den 
im  Gefängnisse  sitzenden  Netschajew  nötig  gemacht  hätte,  und  er  sich  zu 
solchen  nicht  entschliessen  konnte.  Er  war  gründlich  enttäuscht,  und  seine 
Erklärung,  die  Streitaxt  begraben  zu  wollen,  durchaus  aufrichtig  gemeint. 
Wiederholt  zitierte  er,  wenn  er  von  dem  Ilass  sprach,  mit  dem  Marx  ihn  weiter 
bedachte,  die  Worte  Racincs:  »(^irausamer  Gott  der  Juden  .'.  .« 

Aber  der  Hass  war  bei  Marx  begreiflich  genug.  Denn  dass  Bakunin  in  der 
Internationalen  zersetzend  gewirkt  hatte,  untersteht  keinem  Zweifel.  Unter 
dem  Gesichtswinkel  der  Kampfe  des  Tages  musste  er  sogar  direkt  als  der 
Haupturheber  ihrer  Auflösung  erscheinen.  Heute,  wo  wir  die  Dinge  aus  der 
Feme  und  mit  grösserer  Objektivität  betrachten,  müssen  wir  uns  freilich  sagen, 
dass  die  .Vuflösung  auch  dann  gekommen  wäre,  wenn  es  nie  einen  Bakunin 
gegeben  hätte.  Um  die  Zeit,  wo  die  bakunistische  .Agitation  auf  ihrer  Höhe 
war,  sehen  wir  in  den  meisten  Ländern  Kämpfe  unter  den  Sozialisten,  aufl 
welche  sie  gar  keinen  Einfluss  gehabt:  der  Streit  ikr  T.assalleaner  und  Eisen- 
nacher  in  Deutschland,  der  Streit  der  Blanquisten,  drr  Konmiunalisten  und  der 
Proudhonisten  in  Frankreich,  der  Streit  ähnlicher  Sekten  in  Italien  und  Spa- 
nien, der  Austritt  der  Gewerkvereinler  aus  der  Internationalen  in  England; 
Vurz,  es  fehlt  nirgends  an  Sprengstoff  in  der  Bewegung.  In  allen  Ländern 
kämpft  man  noch  um  die  Fragen  der  Form,  Mcthod<*und  Taktik,  und  der  grosse 
Gedanke,  die  Internationale  den  Sozialisten  aller  Schattierungen  offen  zu  halten, 
hat  zur  Folge,  dass  auch  alle  Rivalitäten  der  gegen  einander  den  Kampf  ums 
Dasein  kämpfenden  Parteien  in  sie  und  den  an  ihrer  Spitze  stehenden  Gcncral- 
rat  hineingetragen  werden.  Wo  es  aber  Streit  gibt,  drängt  sich  das  persön- 
liche Moment  in  den  Vordergrund,  darfiber  hilft  die  grösste  theoretische  Einsicht 
in  die  objektiven  Kräfte  der  Bewcgimg  nicht  hinweg.  An  Personen  hängt 
nun  alles,  alles  spitzt  sich  auf  Personenfragen  zu. 

t^erdies  hatte  die  Internationale  im  Laufe  der  Jahre  tatsächlich  ihren  Charak- 
ter verändert.  Sie  war  selbst  unmerklich  aus  einer  allgemeinen  Arbeilerasso- 
xiation  eine  politisclic  Assoziation  mit  bestimmter  Färbung  geworden.  Die 
Wandlung  wird  illustriert  durch  die  Ausstossung  Tolains  und  Fribourgs  wegen 
ihrer  ablehnenden  Haltung  zur  Pariser  Commune.  Man  kann  diese  Haltung 
als  grundfalsch  tadeln,  aber  eines  kann  man  nicht :  die  Genannten  als  Rene- 
gaten bezeichnen.  Das  selbe  gilt  von  den  Engländern  Lucraft  und  Odger.  die 
um  die  gleiche  Zeit  wegen  der  Parteinahme  der  internationalen  für  die  Com- 
mone  ans  ersterer  austraten.  Von  einem  Gesinnungswechsel  war  da  keine  Rede. 
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Odger  insbesondere  ist  der  selbe  ehrliche  Arbeiter  geblieben,  der  er  vorher  ge- 
wesen war,  und  hat  später  wieder  freiindschafthch  mit  Marx  verkehrt.  Ge- 
ändert hatte  sich  aber  der  Gencralrat.  Die  Aufnahme  der  Blanquisten  und 
später  der  Vertreter  der  Commtinefl&chtlmge  hatten  ihm  ein  wesentlich  ver- 
ändertes Gesicht  gegeben»  und  der  Streit  unter  den  Flüchtlingen,  der  noch 
keiner  Emigration  erspart  gct)lieben,  nimmt,,  neben  der  Sorge  für  Unterstütz- 
ung und  Unterbringung  der  bedürftigen  Flüchtlinge,  einen  immer  grösseren 
Teil  der  Zeit  des  Gcneralrats  in  Anspruch  und  machte  sein  sonstiges  Wirkei> 
tmfruchtbar. 

Becker  in  Genf  und  Marx  in  London  haben  die  Undankbarkeit  der  letzteren 
Att^be  grvindlich  auslrosten  müssen.  Es  ist  schmerzlich,  in  den  Briefen  lesen 

zu  müssen,  wie  die  Geldsorgen  den  Mann,  der  ein  enzyklopädisches  Wissen  in 
den  Dienst  der  Arbeiterbewegung  gestellt  hat.  und  seinen  unermüdlichen,  eine 
unglaublich  vielseitige  Arbeit  leistenden  Vertrauensmann  bedrücken  und  in 
allen  Bewegungen  beengen.  Die  Geschichte  der  Internationalen  ist  die  Ge- 
schichte grossen  Pflichtbeldentums.  Das  Ende  der  Infernaiionalen  aber  ist  eine 
Art  Abschiebungsspiel.  Der  Generalrat  wird  nach  New  York  verlegt,  wo  er 
für  Europa  ein  Schattendasein  führt,  am  Orte  selbst  aber  der  Rückwirkung- 
aller  möglichen  Kinderkrankheiten  der  noch  ganz  unsicher  hin-  und  hertasten- 
den, von  Emigranten  und  Spekulanten  überfluteten  amerikanischen  Arbeiter- 
bewegung ausgesetzt  ist.  Der  letzte  Kongress,  in  Genf  /1873/,  wird  von  den 
Grossen  der  Bewegung  seinem  eigenen  Schicksal  überlassen,  und  während 
Becker  sich  darob  bitter  hei  Sorge  beschwert  und  in  Verwünschungen  über  die 
»Grossniarinsrufverlustbaiigeiu  ausbricht,  die  es  wenigen  Mitgenossen  über- 
lassen, den  Geäellschaftskarren  aus  den  Dreck  zu  ziehen,  damit  beim  Alisslingen 
die  Verantwortung  nicht  auf  sie  falle,  wird  in  London  über  »Verrätereic  der 
Genfer  Bescliw  i  rdc  geführt,  die  es  notwendig  gemacht  habe,  den  Kongres» 
als  deren  blosse  Lokalangelegenheit  seinem  eigenen  Schicksal  zu  überlassen. 
Ein  Vergleich  der  Londoner  und  der  Genfer  Briefe  an  Sorge  aus  dieser  Epoche 
liefert  ein  interessantes  Beispiel  dafür,  wie  leicht  infolge  von  mangelhaiter 
Berichterstatttti^  sich  seU)s|bei  befreundeten  und  gesinnungsverwandten  Leuten 
die  gröbsten  Missverständnisse  einstellen. 

Dem  letzteren  Obelstand  waren  Marx-Engels  wiederholt  ausgesetzt.  Und  s» 
Stossen  wir  denn  auch,  wo  es  sich  um  deutsche  Parteiangelcgenheiten  handelt,, 
in  ihren  Briefen  auf  grundirrige  Urteile.  Am  3.  ^Tai  1873  schreibt  Engels 
an  Sorge,  dass  die  Parteibehörden  der  Eisenocker  aus  lauter  eingefleischten 
Lassalleanern  beständen,  und  das  Verlangen  stellten,  Partei  und  Parteiblatt 
(der  VcÜtsstaat)  sollten  auf  den  Standpunkt  des  allerplattesten  Lassallea- 
nismus  herabgezwängt  werden.  Daran  war  aber  faktisch  nur  so  viel  richtig, 
dass  zwischen  den  Parteibehörden  und  der  f'o//v-,y^/aa/redaktion  Mcinungsdiflfe- 
renzen  bestanden,  weil  die  leiziere  nach  Ansicht  der  ersteren  dem  doch  nun 
einmal  vorhandenen  und  auch  berechtigten  Agitationsbedürfnis  zu  wenig  Rech- 
nui^  trug.  Im  übrigen  weiss  ich  zufällig  genau,  dass  gerade  um  die  Zeit» 
wo  Engels  diesen  Brief  schrieb,  einflussreiche  Mitglieder  der  Parteibehörden 
eine  Resolution  für  den  kommendtn  Parteitag  vorbereiteten,  die  Engels  den 
Dank  der  Partei  für  seine  aufklärenden  Beiträge  im  l'olksstaat  aussprechen 
sollte.  Ein  andermal,  am  12.  September  1874,  schreibt  Engels,  die  Lassalleaner 
seien  durch  ihre  Vertretung  im  Reichstag  vöUtg  diskreditiert  und  genötigt,  als 
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Sdiwanz  der  Eitenacher  aufzutreten.  Tatsächlich  ^'edoch  hatten  in  jener 
Reichstagssession  die  lassalleantschen  Abgeordneten  sehr  gut  abgeschnitten» 
während  die  Eiscnachcr  aus  verschiedenen  Gründen  ins  Ilintcrtrcfi'cn  geraten 
waren,  keine  ihrer  Reden  sich  an  Wirkungskraft  mit  der  Rede  llassclmanns 
wider  die  von  der  Regierung  beantragte  kriminelle  Bestrafung  des  Kontrakt- 
hruchs  der  Arbeiter  hatte  messen  können.  Die  einzige  grössere  politische  Rede 
der  Eisenacher,  Mottelers  Rede  zum  Militaretat,  fand  im  eigenen  Lager 
"Widerspruch,  der  freilich  sehr  gesucht  war,  aber  gerade  darin  recht  hatte, 
dass  Mottelers  Äusserung  über  die  Stellung  der  Sozialdemokratie  zum  Reich 
dem  Standpunkt  der  —  Lassalkaner  entsprach. 

Auch  die  Briefe  von  Marx  und  Kngels  an  Sorge  uIkt  die  Gründung  und  die 
Grunder  des  Züricher  Sozialdemokraten  sind  voller  Irrtümer.  Allerdings, 
einige  der  Derbheiten,  mit  denen  Marx  im  Brief  vom  19.  September  1879  Aen 
Schreiber  dieses  bedenkt,  waren  wohl  verdient,  nur  dass  Marx  über  das  Wie 
und  Warum  meiner  Sünden  auf  talscher  Fahrte  war.  Ks  handeUc  >ic!i  da- 
mals um  die  Besetzung  der  Stelle  des  Redakteurs  für  den  SociaUIcinokratcit. 
Höchberg,  Schramm  und  meine  Person  waren  dazu  ausersehen,  die  Verhand- 
lungen zu  führen,  und  mir  fiel  die  Korrespondenz  mit  den  in  Betracht  genom- 
menen Persönlichkeiten,  Karl  Hirsch  und  Georg  Vollmar,  zu.  Liest  man  Marx' 
Brief,  so  empfängt  man  den  Eindruck,  als  hätten  wir  uns  unter  Mitwirkung 
von  Paul  Sitigcr  und  Louis  Viereck  ein  Mandat  hall)  willkürlich  angemasst  und 
hätten  an  Karl  Hirsch  ausgesetzt,  dass  er  uns  zu  revolutionär  sei.  Von  beidcm 
war  aber  keine  Rede.  Die  Züricher  Konferenz  —  das  »Wespennest«  nennt  sie 
Marx  —  hatte  auf  Wunsch  und  mit  dem  Mandat  der  leitenden  Parteiführer  in 
Deutschland  stattgefunden,  und  was,  ich  kann  hier  kaum  sagen:  uns,  sondern 
muss  schon  sagen :  mich  gegen  Hir.sch  einnahm  und  mich  veranlasste,  meine 
Antworten  auf  seine  sehr  kategorischen  Antorderungen  so  zu  halten,  dass  er 
herausmerfcen  konnte,  man  würde  über  seine  Ablehnung  nicht  sehr  unglück- 
lich sein,  war  nicht  sein  Radikalismus,  sondern  der  Umstand,  dass  er  mir  aus 
verschiedenen  Vorkommnissen  in  der  Partei  als  ein  zwar  sehr  het^abtcr,  aber 
auch  ebenso  launenhafter  und  in  Personen  fragen  parteiischer  Journalist  bckaimt 
war.  Was  aber  Prinzipien  und  Taktik  anlangt,  so  war  Hirsch  durchaus  nicht 
radikaler,  als  der  gleichfalls  in  Betracht  gezogene  Vollmar.  Dieser  Punkt 
spielte  bei  der  Erörterung  der  Personenfrage  gar  keine  Rolle. 

Der  Sosialdemokrat  verdiente  für  sein  erstes  Jahr  auch  keineswegs  das  Beiwort 
miserabel,  mit  der  er  im  Brief  vom  5.  November  1880  belegt  wird.  Auch  in  diesem 

Punkt  war  das  Urteil  von  Marx  durch  Voreingenommenheit  getrübt  Ich  darf 
das  sagen,  da  ich  an  der  Redaktion  damals  noch  nicht  beteiligt  war  unrl  weiss, 
was  Marx  gegen  die  erste  Redaktion  erbittert  hatte.  Und  vollständig  verkannte 
Marx  in  jenem  Moment  noch  die  Motive,  die  uns  in  Zürich  damals  veranlass- 
ten, direlrt  und  indirekt  immer  wieder  eine  Verständigung  mit  ihm  und  Engels 
zu  suchen.  fDann  kam  Höchberg  her,  um  uns  zu  ködern«,  schreibt  er  an 
Sorge.  Aber  von  ködern  konnte  da  keine  Rede  sein.  Die  Reise  Höchbergs 
hatte  ich  auf  dem  Gewissen.  Gottfried  Kinkel  hatte  mich  in  Zürich  in  sehr 
liebenswürdiger  Weise  besucht,  mich  aber  in  der  Unterhaltung  sehr  enttauscht. 
Ich  sdirieb  darüber  an  Höchberg,  der  gerade  in  Scheveningen  war,  und  fügte 
hinzu,  wie  ganz  anders  ich  mir  eine  Unterhaltung  mit  Marx  oder  Engels  vor- 
stellte, wir  müssten  doch  sehen,  uns  mit  ihnen  ins  Reine  zu  setzen.  »Nun  gut» 
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SO  will  ich  es  versuchen schrieb  mir  Höchberg  zurück  und  fuhr  nach  London. 
Er  traf  Marx  nicht  an,  und  Engels  wurde  bei  der  ersten  Unterhaltung  mit  ihm, 
wie  ihm  das  öfter  passierte,  etwas  sehr  heftig,  so  dass  Höchberg  die  Lust  ver« 

lor,  ihm  einen  zweiten  Besuch  zu  machen,  obwohl  Engels  ihn  schliesslich  dazu 
aufgefordert  halte.  Aber  er  liess  sich  dann  doch  für  eine  Reise  Liebknechts 
nach  London  interessieren  imd  bot,  als  diese  auch  keinen  raschen  Erfolg  ge- 
bracht hatte,  mir  die  Mittel  an,  Bebel,  der  im  Dezember  1880  nach  London| 
fuhr,  dorthin  zu  begleiten,  was  ich  nur  zu  gern  annahm.  Ich  verdankte  es  dieser 
jReise,  Marx  noch  persönlich  kennen  gelernt  zu  haben.  Auf  Grund  der  Schil- 
derung, die  Bebel  ihm  und  Engels  vom  Stand  der  Dinge  in  Deutschland  inr.clite, 
sahen  sie  sich  nun  doch  veranlasst,  auch  das  Wrhalten  der  bösen  Züricher  et- 
was milder  zu  beurteilen,  und  so  ward  nach  alleriiand  Auaeinandersetzungen  end- 
lich Frieden  geschlosseti. 

Das  sind,  an  sich  betrachtet,  alles  Nichtigkeiten,  aber  sie  sind  doch  typisch  für 
die  Art,  wie  sich  Urteile  fiber  Menschen  bilden  und  ändern.  Solchen  Einwir- 
kungen sind  freilich  alle  Menschen  ausgesetzt,  wir  alle  beurteilen  Dinge  aus 

der  Nähe  anders,  als  aus  der  Ferne,  und  verurteilen,  wo  unser  \'erdac!it  geweckt 
ist,  schärfer,  als  wo  wir  mit  Gleichgesinnten  zu  tun  haben  oder  zu  tun  zu  haben 
glauben.  Indessen  sind  wir  doch  nicht  in  gleicher  Weise  subjektivistisch  ver- 
anlagt, nicht  in  gleichem  Grade  zu  beeinflussen.  Dass  Marx  und  Engels,  soweit 
Individuen  in  Betracht  kamen,  ausserordentliche  Subjektivisten  waren,  geht 
aus  diesen  Briefen  überzeugend  hervor.  Wir  stossen  auf  die  stärksten  .Sui^er- 
lative  in  der  einen  oder  andern  Richtung  und  hinterher  auf  direkt  entgegen- 
gesetzte Urteile  über  die  gleichen  Personen, 

Diese  Schwache,  oder  wie  man  es  sonst  nennen  mag,  verkürzt  namentlich  den 
Genuss  der  Marxschen  Briefe.  Mit  wenigen  Ausnahmen  spricht  aus  fast  allen 
von  ihnen  eine  starke  Gereiztheit.  Sie  erklärt  sich  dadurch,  dass  sie  in  ihrer 
grossen  Mehrheit  teils  aus  der  Zeit  der  Wirren  der  Intematiotuügn,  teils  aus 
einer  Zeit  stammen,  wo  Marx  von  Leiden  aller  Art  gejilagt  war,  und  die  Be- 
wegung in  Deutschland  Rückschläge  erlitt.  Nur  aphoristisch  gci)en  die  Briefe 
sachliche  Belehrung,  dann  aber  freilich  zuweilen  in  glänzender  Schärfe.  Die 
Briefe  von  Engels,  die  einen  weiteren  Zeitraum  umspannen  und  sich  über  die 
Zeit  hin  ausdehnen,  wo  Aufschwin\<;  überall  die  Signatur  ist  und  Siege  auf 
Siege  errungen  werden,  geben  schon  deshalb  ein  viel  liarmonischeres  und  an- 
mutenderes  Bild.  Aljer  es  ist  nicht  nur  dieser  mehr  äusserliche  Umstand,  der 
sie  auszeichnet.  Was  ihnen  einen  ganz  besonderen  Reiz  verleiht,  ist,  dass  uns 
der  Schreiber  als  ein  Mann  entgegentritt,  der  ungemein  viel  weis?  und  der  doch 
stets  ein  Werdender  bleibt,  ein  Mensch,  der  sich  über  alles,  was  vorgeht,  über 
jede  neue  Erscheinung  Rechenschaft  alizulegen  sucht.  Je  mehr  wir  seine  Briefe 
lesen,  um  so  mehr  fühlen  wir  uns  zu  ilun  liingezogen.  Licht  und  Wärme 
strahlt  in  immer  neuer  Fülle  aus  ihnen  entgegen.  Es  sind  oft  wertvolle  Bei- 
träge zur  Zeitgeschichte,  aus  denen  noch  sehr  viel  zu  lernen  ist,  und  vielfach 
stossen  wir  auf  theoretische  Darstellungen  über  das  Wesen  der  Arbeiterbewe- 
gung, von  denen  das  Gleiche  gilt.  Ein  Gedanke  insbesondere  bricht  in  den 
Engelsschen  Briefen  immer  und  innncr  wieder  durch  und  verdient  grösste  Be- 
achtung: die  Arbeiterbewegung  als  Bewegung  der  Klasse  steht  über  der  spezi- 
fisch sozialistischen  Parteibewegung.  Es  ist  ein  Gedanke,  der  auch  bei  Marx 
zu  finden  ist,  ja  von  ihm  stammt.  Aber  nirgends  ist  er  so  deutlich  exempli- 
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fiziert,  wie  bei  Engels.  Auch  sehr  bedeutsame  Äusserungen  über  taktische 
Fragen  findet  man  bei  ihm.  die  namcnlHch  deshalb  besondere  Bedeutung 
haben,  weil  sie  einer  Zeit  entstammen,  wo  die  V^crhältnisse  schon  dem  gegen- 
wärtigen sehr  ähnlich  sind.  Allerdings  fehlt  es  auch  nicht  an  Stellen,  wo  der 
Optimismus  Engels  sich  in  Hoffnungen  ergehen  lässt,  die  nicht  oder  noch  nicht 
in  Erfüllung  gegangen  sind.  Doch  dies  und  einige  nicht  ganz  zutreffende  Ur- 
teile über  Personen  oder  Gruppen  —  der  »fanatische  Ilass«  der  iuibicr  gegen 
Marx,  von  dem  Engels  spricht,  war  blosse  Form  ihrer  Gegnerschaft  gegen  die 
Marxisten  Aveling  und  Hyndman  —  fällt  gegenüber  dem  Reichtum  an  solider 
Information,  welche  die  Briefe  bieten,  nicht  ins  Gewicht.  Dass  sie  uns  auch 
die  Schwächen  von  Engels  zeigen,  kann  sie  uns  nicht  entwerten.  Im  Gegen- 
teil. W  ir  wollen  den  ganzen  Menschen  vor  uns  sehen  ohne  Rctouche.  Und 
niemand  wird  das  Buch  aus  der  Hand  legen,  ohne  sich  zu  sagen:  wenn  irgend- 
wo, so  war  und  ist  bei  diesem  Mann  keine  Retouche  von  noten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxx  xxxxxxxxx  xxxxxxxxxxxx 

ETIEMME  BülSSOM  •  DIE  BEIDEM  TEMDEMZEri 
IM  DER  FRRNZÖSISCHEN  QEWERKSCHnPTSBE- 

^ M  Jahre  1886  wurde  die  erste  Zentralorganisation  der  Arbeiter- 
gewerkschaften in  Frankreich  gegründet.  Von  1886  bis  1894  um- 
fasste  die  Fidiration  Nationale  des  Syndicats  die  meisten  Arbeiter- 
organisationen. In  den  ersten  Jahren  ging  sie  Hand  in  Hand  mit 
dv.T  französischen  Arbeiterpartei,  deren  politische,  parlamentarische 
und  gegen  den  Generalstreik  gerichtete  Ansichten  sie  teilte.  Im  Jahre  1892 
jedoch  gab  eine  grosse  Didoisnon  über  den  Generalstrdk  auf  dem  Kongress  zu 
Marseille  das  Signal  zu  Zwistigkeiten,  die  zwei  Jahre  später  durch  eine  end- 
gfiltige  Scheidung  ihren  Abschluss  fanden.  Auf  dem  Marseiller  Kongress  trat 
Anstide  Briand  zum  erstenmal  als  Verteidiger  der  ( leneralstreikidee  auf.  .\ut 
sein  Referat,  das  sich  für  dieses  Mittel  der  Arbeiteremanzipation  durchaus 
gunstig  aussprach,  nahm  der  Kongress  das  Prinzip  des  Generalstreiks  an.  Zwei 
Jahre  später  wurde  in  Nantes  eine  neue  Debatte  über  die  selbe  Frage  von  den 
Gewerkschaften  guesdistischer  Richtung  eröffnet,  die  zu  ihren  Gegnern  ge- 
hörten, und  denen  Briand  wieder  sehr  kräftig  entgegentrat.  Mit  65  gegen 
37  Stimmen  und  9  Stimmenthaltungen  wurde  eine  dem  Generalstreik  günstige 
Resolution  angenommen.  Die  guesdistische  Minderheit  nahm  darauf  einen 
nebensächlichen  Vorfall  zum  Vorwand,  um  den  Kongresssaal  zu  verlassen. 

XMe  Spaltung  war  geschehen.  Im  Jahre  1895  versammelte  sich  die  Minderheit 

in  Troyes  und  nahm  eine  Resolution  an,  die  den  Generalstreik  entschieden 
zurückwies.  Das  war  aber  ihre  letzte  Tat  selbständiger  Lebenskraft.  Ihre 
^esdistische  Verwandtschaft  führte  sie  zur  Verschmelzung  mit  der  französi- 
schen Arbeiterpartei,  in  deren  Sdiosse  sie  versdiwand.  Im  selben  Jahre  ver« 
sammelten  sich  die  dem  Geaeralstreik  geneigten  Gewerkschafter  in  Limits 
und  gründeten  eine  neue  Zentralorganisation:  die  ConfSdiration  generale  du 
Travail.  Seit  dem  Kongress  im  Jahre  1896  erstand  jedoch  im  Schosse  der 
Confederation  selbst  eine  dem  Generalstreik  feindliche  Minderheit,  und  der 
Zwiespalt  trat,  je  länger,  je  mdir»  in  die  Erscheinung..  Da  einerseits  einige 
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anarchistisch  denkende  Personen  mit  ganz  extremen  Theorieen  an  die  Spitze 
*    der  Confidiraium  ginircAt  du  Trwail  traten,  andererseits  die  alten  Verbände 

mit  reformistisclicn  Tendenzen  immer  mehr  an  Ausdehnung  gewannen,  war 
es  unvermeidlich,  da>  die  Spnltunji[en  und  Käm])fe  im  Schosse  der  Confcderation 
selbst  schärfer  hervortraten  und  endhch  zu  der  augenbhcklichen,  sehr  kompli- 
zierten Lage  des  Gewerkschaftswesens  in  Frankreich  führten,  die  wir  in> 
nachfolgenden  darlegen  wollen. 

Es  existieren  jetzt,  trotz  der  scheinbaren  offiziellen  Einigkeit,  zwei  deutlich 
von  einander  unterschiedene,  oft  sogar  entgegengesetzte  gewerkschaftliche 
Richtungen:  die  revolutionäre  und  die  reformistische. 

Betrachten  wir  zunächst  den  revohilior.lircit  Syndikalismus,  weil  er  augenblick- 
lich am  meisten  von  sich  reden  macht.  Kr  sucht  die  Reklame,  er  will  durch 
alle  Mittel  die  Aufmerksamkeit  der  Arbeiter  und  des  Landes  auf  sich  ziehwi; 
er  schreibt  viel,  spricht  viel,  organisiert  Meetings,  lässt  in  ganz  Frankreich 
Plakate  ankleben,  kurz,  betrachtet  die  Agitation  als  den  Hauptteil  seiner  \Virk> 
samkeit.  Sein  Programm  gehört  übrigens  zu  denen,  die  auf  die  Phantasie  aller 
wirken:  auf  die  der  Bourgeois  und  der  Herrschenden,  weil  es  fortwährend  von 
Revolution  redet  und  nahe  bevorstehende  tiefgreifende  soziale  Umwandlungen 
prophezeit;  auf  die  der  Arbeiter,  weil  es  ihnen  sag^  dass  sie  nur  zu  wollen 
brauchen,  um  zu  können,  weil  es  ihnen  die  direkte  Aktion  als  einzige  Methode 
sozialer  P.efreiunt;;  empfiehlt  und  ihnen  die  Sabotage  predigt,  das  heisst  die  L'n- 
brauchbarmachuiic;  der  Werkzeuge,  mn  den  Arbeitgeber  in  seinen  Interessen 
zu  schädigen  und  ihn  in  der  fortwahrenden  Furcht  zu  erhalten,  die  Rohstoffe 
durch  schlechte  Arbeit  verderben  oder  zu  Schaden  kommen  zu  sehen.  Die 
revolutionäre  syndikalistische  Tätigkeit  überschreitet  das  rein  gewerkschaftliche 
Gebiet.  Die  anarchistischen  Ideen  der  meisten  ihrer  Anführer  reissen  sie  fort- 
während auf  das  politische  Gebiet,  wo  sie  sich  jeder  sozialen  oder  sozialistischen 
Organisation,  jeder  demokratischen  Repräsentation  und  besonders  dem  Parla- 
mentarismus entgegenstellen.  Dieser  SyndikaHsmus  verwirft  alles,  was  nicht 
er  selbst  ist,  als  den  Arbeiterinteressen  Widerstreitendes.  Die  Gewerkschaft 
muss  die  Seele  und  das  Herz  des  .\rbeitcrlebens  sein;  sie  ist  das  notwendige 
und  genügende  Organ  seiner  Existenz.    Alles  übrige  ist  zu  verwerfen. 

So  ist  die  Theorie.  Die  Praxis  ist  oft  anders.  Die  Sabotage  zum  Beispiel  ist 
bis  jetzt  nur  Drohung  geblieben.  Ich  kenne  nur  sehr  wenige  Fälle,  wo  Arbeiter 
absichtlich  Maschinen  verdorben  oder  Rohstoffe  zu  Schanden  gemacht  hätten. 
Ausser  in  Zeiten  des  Aufruhrs  oder  erbitterten  Streiks  wäre  eine  solche  Sabo^ 
tage  zu  riskant  für  die  dafür  verantwortlich  gemachten  Arbeiter.  Vor  ganz, 
kurzer  Zeit,  Anfang  .\pril,  als  die  Pariser  Bäcker  teilweise  streikten,  fiel  es 
einem  Arbeiter  des  13.  Arrondissements  ein,  dem  Mehl  eine  Art  Teer  beizu- 
mischen. Sofort  beklagten  sich  die  Kunden  seines  Arbeitgebers,  dass  man 
ihnen  schlechtes  Brot  liefere.  Der  Bäckermeister  stellte  gleich  Nachforschungen 
an  und  entdeckte  unschwer  den  Schuldigen  unter  seinem  nicht  sehr  zahlretchei» 
Personal.  Natürlich  warf  er  ihn  hinaus  und  liess  ihn  gerichtlich  verfolgen. 
Das  ist  das  Schicksal,  das  die  Vcrderbcr  zu  gewöhnlichen  Zeiten  erwartet. 
Bei  den  Zimmermalem  spricht  man  vid  von  Sabotage.  Kameraden  kommen 
nachts  heimlich,  um  die  am  Tage  von  anderen  Arbeitern  gefertigten  Malereien 
zu  verderben.  Aber  das  ist  keine  eigentliche  Sabotage,  da  andere  Personen 
erst  nachher  die  Arbeit  zu  Schanden  machen.    Die  direkte  Aktion  wird 
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von  den  revolutionären  Syndikedisien  nicht  viel  besser  in  die  Praxis  umge- 
setzt  Mehr  oder  weniger  geräuschvolle  Manifestationen  und  Versammlungen 

sind  zu  allen  Zeiten  von  Arbeitern  und  überhaupt  von  Bürgern,  die  auf  die 
öffentliche  ^Meinung  zu  wirken  wün-chtcu.  iiis  Werk  jjesetzt  worden.  Streiks 
sind  schon  seit  jeher  von  Arbeitern,  ob  sie  nun  gewerkschaftlich  organisiert 
waren  oder  nicht,  angewendet  worden,  um  von  ihren  Arbeitgebern  Verbesse- 
rungen ihrer  materiellen  oder  moralischen  Lage  zu  erzwingen.  Es  ist  aber, 
seitdem  man  so  viel  von  direkter  Aktion  spricht,  keine  neue  Taktik  erscbieticn, 
die  im  stände  wäre,  den  Arbeitgeber  oder  den  Hourtjeois  wirklicli  ein7u<ehüch- 
tern,  wenn  man  nicht  zur  Gewalt  Zuflucht  nimmt.  Durch  die  Anwendung  von 
Gewalt  würden  aber  die  Gewerkschafter  aus  dem  Rahmen  der  Gesetzlichkeit 
heraustreten,  sofort  der  Strenge  des  Gesetzes  verfallen  und  so  der  Regierung 
plausible  Gründe  liefern,  sie  zu  verhaften.  Ihre  gewerkschaftliche  Tätigkeit 
würde  so  auf  nichts  reduziert.  Sehr  selten  sind  bis  jetzt  die  von  den  Gewerk- 
schaftern zum  Schutze  ihrer  korporativen  Interessen  vorbereiteten  und  ausge- 
führten Gewalttätigkeiten.  Man  kann  da  nur  den  Brand  des  Sdilosses  der 
Bruder  Riqniez,  Fabrikanten  in  Fresseneville,  anführen. 

Nicht  nur,  dass  die  direkte  Aktion  und  die  Sabotage  nur  Theorieen  sind,  welche 

die  Führer  der  Coiifcdcration  giniralc  du  Travail  noch  nicht  zu  Gewohnheiten 

der  französischen  Arbeiter  gemacht  haben,  die  überzengtcsten  rcvolutiouiircn 
Syndikalistcu  sind  auch  die  ersten  gewesen,  welche  in  diesen  letzten  Jahren 
in  ihren  Kämpfen  mit  den  Arbeitgebern  zu  gesetzlichen  und  friedlichen  Mitteln 
Zuflucht  genonunen  haben.  So  haben  wir  die  verschiedenen  Sdcretäre  der  Bau- 
gewerbegewerkschaften, als  Streikkomitee  vereinigt,  im  Mai  1906  sich  gemein- 
schaftlich an  den  Minister  des  Innern  wenden  sehen,  um  ihn  tim  seine  Inter- 
vention bei  den  Unternehmern  zu  bitten,  damit  er  ihnen  einige  Verbesserungen 
ihrer  Lage  erwirken  helfe.  Das  ist  ein  Schritt,  der  der  direkten  Aktion  gerade 
entgegengesetzt  ist.  Die  Haltung  der  revolutionären  Syndiktdisten  den  so- 
zialen Reformen  gegenüber  ist  nicht  weniger  widersprechend.  Im  Prinzip  ver- 
werfen sie  die  soziale  Gesetzgebung  als  in  der  Praxis  unwirksam  und  einzig 
dazu  dienend,  das  Proletariat  durch  Täuschung  in  Geduld  einzuwiegen.  So- 
bald aber  ein  Arbeiterschutzgesetz  angenommen  ist,  wie  das  über  die  Sonn- 
tagsruhe zum  Beispiel,  empfinden  sie  wohl  die  Notwendigkeit,  sich  dafür  zu 
interessieren,  weil  die  Arbeiter  sehr  viel  Gewicht  darauf  legen.  Dann  werden 
plötzlich  die  Revolutionäre  die  eifrigsten  Verteidiger  des  neuen  Gesetzes  und 
beschimpfen  ohne  Gnade  und  Barmherzigkeit  diejenigen,  die  seiner  unum- 
schränkten Anwendimg  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen. 

Alles  zusammengenommen  haben  wir  es  hier  mit  einer  Gruppe  Gewerkschafter 
zu  tun,  die  viel  von  Gewalt,  Revolution,  </i>cit/^r  Aktion  reden,  die  aber  im 
allgemeinen  keine  andere  Taktik  haben  können,  als  die  andeien  Gewerkschafter, 
weil  sie  dabei  unnützerweise  Gefahr  laufen  und  beim  überschreiten  der  Ge- 
setzesschranken den  Behörden  die  Möglichkeit  geben  würden,  ihnen  zu  schaden. 
Wir  können  also  sagen,  dass  die  Theorie  hier  gewalttätig,  die  Praxis  aber  im 
allgememen  friedlich  ist.  Es  muss  übrigens  anerkannt  werden,  dass  die  Wirk- 
samkeit der  revolutionären  Syndikalisten,  die  meiner  Meinung  nach  für  die 
dauernde  und  tiefere  Entwickelung  der  Arbeitergruppierungen  ernste  Gefahren 
birgt,  wenigstens  den  grossen  Vorteil  hat,  tüchtige  und  besonders  wirksame 
Propaganda  zu  machen.   Durch  die  vielfältige  Agitation,  welche  er  ins  Werk 
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setzt,  hat  der  revcluium&re  SyndikaUsmus  die  Gewerkschaftsidee  unter  den 
Arbeitern  sehr  verbreitet,  und  man  kann  sagen,  dass  es  jetzt  keinen  Lohn- 
arbeiter pi1)t,  der  nicht  so  und  so  viele  Male  entweder  durch  pcrsönh'chc  Anf- 
lordcrung  oder  durch  angeklebte  oder  verteilte  Kollektivaufrufe  aufgefordert 
worden  ist,  sich  der  Gewerkschaft  seiner  Berufsbrüder  anzuschlicssen.  Auf 
diesen  Puiüct  nniss  man,  wenn  man  gerecht  sein  will,  hinweisen. 
Dem  revolutioitären  Syndikalismus  steht  eine  andere  Gewerkschaftsrichtung 
gegenüber,  welche  von  ganz  entgcq:eni^:esotzten  Ilandlungsprinzipien  beseelt 
ist.  Hier  ijibt  es  keine  ?o  absolute  Plinbcit  der  Doktrin,  wie  bei  den  anderen. 
Die  reformistischen  Gewerkschaften  haben  nicht,  wie  die  revolutionären,  zwei 
oder  drei  einfache  Formeln,  mit  denen  sie  die  Arbeiter  blenden  wollen:  Der 
direkten  Aktion  und  der  Sabotage  können  sie  nur  die  organisatorische  Tätig- 
keit, die  Streik-  und  Unterstutzungskasscn,  ein  ganzes  Ensemble  langsamer  und 
unablässiger  Beniiihungen  entf^t j^enstelleii.  die  nicht  darauf  Ansi>ruch  machen, 
alles  auf  einmal  zu  andern,  sondern  den  Zweck  haben,  die  grösstmögliche  An- 
zahl treuer  Anhänger  um  sicii  zu  scharen  und  sie  durch  die  mächtigen  Bande 
der  gemeinschaftlichen  und  individuellen  Interessen  zu  fesseln. 

Die  Formen  der  Wirksamkeit  sind  je  nach  den  Verbänden  ziemlich  verschieden. 

Bei  den  Buchdruckern  zum  Beispiel  ist  man  für  gemischte  Kommissionen  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitern,  inn  Konflikte  zu  schlichten  luid  die  Basis  für  ge- 
meinschaftliche Ar!)citsvcrirai;e  festzustellen,  was  aber  die  Arbeiter  nicht  hin- 
dert, zum  Streik  ZuHucht  zu  nehmen,  wenn  sie  es  für  nötig  halten.  Bei  den 
Mechanikern  sind  die  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
weniger  gut,  als  bei  den  Buchdruckern;  man  hat  bis  jetzt  noch  nicht  daran 
denken  können,  gemischte  Kommissionen  zu  l)ilden.  Die  Gewerkschaft  legt 
sich  jedoch  jedesmal,  wo  es  nirtglich  ist,  ins  Mittel,  um  Streiks  zu  vermeiden. 
Der  Textilarbeiterverband  ist  wieder  für  das  Zusammengehen  der  Gewerk- 
schaften mit  der  sozialistischen  Partei;  die  politische  und  gewerkschaftliche 
Tätigkeit  sollen  ihrer  Ansicht  nach  Hand  in  Hand  gehen.  Das  sind  verschie- 
dene Arten  der  Taktik.  p;ibt  noch  viele  andere,  die  von  den  besonderen 
\'crhäitnisscn  jeder  Industrie,  von  den  eingeführten  Gewohnheiten,  der  Den- 
kungsart  der  Arbeitgeber  der  Branche,  von  tausend  speziellen  Erwägungen  ab- 
hängig sind.  Wir  sind  hier  auf  dem  Gebiete  der  Praxis,  und  deshalb  variieren 
die  Methoden  ein  wenig,  denn  eine  Taktik,  welche  in  einer  Branche  Erfolg 
haben  kann,  wenn  man  die  ökonomischen  \'erhältnissc,  die  allgemeine  Stim- 
mung der  Arbeitsgeber,  den  mehr  oder  weniger  freiheitlichen  Geist  der  Arbeiter 
in  Betracht  zieht,  kann  für  eine  andere  durchaus  ungeeignet  sein.  Alle  refor- 
mistischen Verbände  haben  jedoch  ein  gemeinsames  Band;  das  Bestreben,  prak* 
tische  Resultate  zu  erzielen,  materielle  Vorteile  zu  erlangen. 

Die  letzten  Kongresse  zweier  wichtiger  Verbände  haben  uns  mehrere  unwider- 
legliche Beweise  dieser  praktischen  Neigungen  geliefert,  welche  von  den  meisten 
reformistischen  Gewerkschaftsorganisationen  geteilt  werden.  Sie  können  uns 
dazu  dienen,  den  allgemeinen  Geist  dieses  wichtigen  Flügels  der  französischen 
Gewerkschaftsbewegung  zu  l^nnzeichnen. 

Auf  dem  letzten  Verbandstag  der  Eisenbahnergewerkschaft,  die  zirka  50000 
Mi^lieder  umfasst,  warf  in  der  ersten  Sitzung  ein  \'erbandsmitglied  dem  Vor- 
stande vor,  dass  er  keine  genügend  tätige  und  energische  Propaganda  für  den 
Achtstundentag  gemacht  habe,  woraui  der  Verbandsvorsitzende  Guerard  er- 
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Idarte,  dass  die  noch  immer  autonomen  Lokalvereine  zu  wiederiMrften  Malen 

erwidert  hätten,  sie  wären  nicht  stark  trenne:,  den  Achtstundentag  zu  erzwingen : 
>Vor  neun  Jahren  haben  wir  den  Generalstreik  beschlossen,  um  diesen  Achtstunden- 
tag zu  erzwingen.  Die  Niederlage  war  eine  vollstiodige»  und  Sie  wissen,  wdciie 
Folgen  sie  gehabt  hat.  Die  Lokalvcreine  wurden  gefährdet,  einige  verschwanden. 
Wir  haben  neun  Jahre  gebraucht,  um  die  Wunden  zu  heilen,  wieder  Vereine  zu 
gründen,  wieder  eine  Macht  zu  werden  und  die  Unentsdilossenen  für  die  Gewerk- 
schaftssache zu  gewinnen.  Sind  Sie  im  Stande,  zu  beschliessen,  nur  8  Stunden  täglich 
zu  arbeiten?  [Lebhafte  Zurufe  Nein!  Nein!]  Also  müssen  wir  uns  diesen  Tat- 
sachen beugen  und  unsere  ProfWganda  methodisch  fortsetzen.c 
Gewiss,  das  sind  Erklärungen,  die  mit  denen  der  Revolutionäre  nicht  über- 
einstimmen. Die  Propaganda  methodisch  tortsetzen,  sich  auf  keine  Tätigkeit 
einlassen,  ohne  vorher  in  Erfahrung  zu  bringen,  wohin  sie  die  Gewerkschaft 
fuhren  Icuin,  das  ist  die  vernünftige  Taktik  der  Eisenbahnarbeiter.  Auf  dem 
selben  Kongresse  wurde  die  Frage  der  partiellen  Streiks  diskutiert,  was  zu 
einem  sehr  bezeichnenden  Meinungsaustausch  Veranlassung  gab.  Der  Vor- 
stand schhii^  dem  Kongress  folgende  Resolution  über  diesen  Gegenstand  vor: 
»i.  Der  Zentralvorbtand  muss  von  den  Ursachen  und  Umstanden  eines  jeden  Kon- 
fliktes in  Kenntnis  gesetzt  werden,  der  einen  Streik  auf  einem  Eiseobahnnetx  oder 
einem  seiner  Teile  nach  sich  ziehen  kann. 

a.  Vor  dem  Einstellen  der  Arbeit  muss  der  Vorstand  bei  der  betreffenden  Gesellschaft 
oder  der  Regierung  Schritte  tun,  um  eine  Beilegung  des  Konfliktes  zu  versuchen. 

3.  Der  Streik  darf  niu*  begonnen  werden,  wenn  die  Majorität  des  dabei  inter- 
essierten Personals  oder  zwei  Drittel  der  znr  Gewerksdiaft  Gehörigen  sich  in  ge- 
heimer Abstimmung  dafür  aussprechen. 

4.  Der  Zentralvorstand  wird  nur  dann  moralische  und  materielle  Hilfe  in  einem 
Streik  leisten,  wemi  die  vorher  erwähnten  Bediogungen  erfüllt  sind.« 

Eine  ziemlich  lebhafte  Diskussion  fand  über  diese  Resolution  statt.    Die  einen 

fürchteten,  dass  die  vorgeschlagenen  Kegeln  dem  Erfolge  tlcr  Streiks,  deren 
Plötzlichkeit  sie  hindern  würden,  schaden  könnten;  die  anderen  bemuhten  sich, 
ZU  beweisen,  dass  die  spontanen  Streiks  nicht  immer  die  besten  sind.  Endlich 
sprach  sich  der  Verhandstag  ffir  den  statns  quo  aus,  beschloss  aber,  im  nächsten 
Jahre  die  Frage  wieder  vorzunehmen.  Es  ist  jedoch  ein  sehr  charakteristischer 
Beweis  für  die  Gesinnung  der  Eisenbahner,  dass  der  Vorstand,  ohne  rcvolU' 
ttonäres  Wutgeschrei  hervorzurufen,  eine  solche  Reglementierung  der  Streika 
vorschlagen  konnte. 

Nicht  weniger  bezeichnend  sind  die  vom  Verbamistag  der  iiergarbeiter  an- 
genommenen Resolution«!,  wo  ztrka  x  10  000  gewerkschaftlich  Organisierte  ver- 
treten waren.  In  betreif  der  Verallgemeinerung  der  Versöhnungs-  und 
Schiedsgerichtskommissionen  im  Falle  eines  Konllikts  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  —  was  die  Xe<:^.ition  der  dircktefi  Aktion  Itedeutet  —  wurde  mit 
92000  Stimmen  bei  15000  Sinanicnthaltungen  eine  gun.stigc  Abstimmung  er- 
zidt  Ebenso  wurde  eine  Resolution,  die  sich  ffir  die  Grubenverstaatlichung 
(Röckkauf  durch  den  Staat)  aussprach,  mit  87317  Stimmen  angenommen, 
gegen  17  000,  die  für  die  Übergabe  der  Gruben  an  die  Grubenarbeiter  waren  (die 
revolutionäre  Formel').  Diese  wenigen  Ziffern  beweisen  unwiderleglich,  dass 
es  unter  den  Bergarbeitern  eine  grosse  Majorität  von  Kefonmstcn  gibt,  die  sich, 
wie  Genoese  Bouchard  vom  Loirebassin  sagt,  »von  der  Erfahrung  der  inter- 
nationalen Arbeiterbewegung  leiten  lassen,  die  da  lehrt,  dass  die  gesetzlidie 
Sanktion  immer  eine  Stütze  \m  K.impfe  bildet  und  die  Arbeitgeber  daran  hin- 
dert, in  einem  schwachen  Augenblicke  der  Gewerkschaft  das  Eroberte  zurück- 
zunehmen«.   Ein  anderer  Redner,  Cordier  aus  Pas  de  Calais,  sprach  von  der 
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reichen  Erfahrung  des  englischen  Tradcumoitismus.  über  die  Frage  des 
Antimilitarismus  spricht  sich  der  Verband-tafr  cht-nso  zurückhaltend  aus.  Er 
will  die  politische  Frage  nicht  mit  der  ökonomischen  vermengen.  Allen  unter 
den  Fahnen  stehenden  Bergarbeitern  anzuempfehlen,  nicht  auf  ihre  streikenden 
Brüder  zu  schiessen,  ausserdem  zu  versuchen,  mit  den  Bergarbeitern  aller 
Länder  eine  Verständigung  herbeizuführen,  um  im  Kriegsfalle  einen  inter- 
nationalen f n  ncralstrcik  zu  erklären,  das  sind  die  Vorschläge,  die  der  Ver- 
bandstag annunmt.  Mehrere  Stimmen  erhoben  sich  sogar  gegen  den  zweiten. 
»Wenn  die  Unabhängigkeit  eines  freien  Volkes  bedroht  wird«,  sagt  ein  Ge- 
nosse, »liegt  es  nicht  im  Interesse  der  proletarischen  Sache,  dass  es  unter  dem 
Absatz  eines  siegreichen  Militarismus  verschwindet.«  Wir  sind  hier  vreit  ent- 
fernt von  dem  Antipatriotismus  der  revolutionären  Syndikalisten,  von  dem 
Heri'dismus  des  von  der  Conjideration  generale  du  Travail  herausgegebenen 
Soldatcnhandbudis,  der  den  jungen  yVrbeitern  rät,  sogar  in  Friedenszeiten  zu 
desertieren.  Hier  finden  wir  wieder  einen  starken  Gegensatz  in  den  Ideen 
der  beiden  gewerkschaftlichen  Richtungen. 

Dennoch  existiert  unter  den  Bergarbeitern  eine  sehr  tätige  revolutionär-syn- 
dikalistische Minorität.    Sie  macht  viel  von  sich  reden  und  setzt  alle  Hebel 

gegen  die  reformistischen  Gewerkschaftsführer  in  Bewegung.  Genosse  Evrard 
aus  Pas  de  Calais  wurde  auf  dem  letzten  \'erbandstag  heftig  angegriffen,  weil 
er  das  ihm  im  vorigen  Januar  von  X'iviani  verliehene  Kreuz  der  Ehrenlegion 
angenommen  hatte.  Besonders  tobte  aber  der  Kampf  um  den  Genossen  Basly, 
<)en  Bfii^rmeister  von  Lens  und  geeinigten  sozialistischen  Abgeordneten,  gegen 
den  die  Confcderation  i^enerale  du  Travail  ihre  ganze  Kraft  aufgeboten  hatte. 
Der  Hergar!>eiterverliand  war  nämlich  nicht  der  Confedcratiitn  [generale  ange- 
schlossen. Nun  wünschte  aber  eine  Anzahl  von  nergarljeilern.  dass  er  ihr 
auch  beitrete.  Die  Confederation,  vertreten  durch  ihren  N'orsitzcnden  Grif- 
fuclhes,  stellte  aber  als  Bedingung  für  dessen  Anschluss,  dass  der  Genosse 
Basly  aus  dem  Vorstand  des  Vereins  von  Pas  de  Calais  ansgesiosscn  wurde. 
Man  beschuldigte  ihn  nämlich,  falsche  Anklagen  wegen  Diel)>iah]s  gegen  ge- 
wisse Bergarbeiter  mit  ausgesprochen  anarchistischen  Neigungen  erhoben  zu 
haben,  die  beauftragt  gcv>esen  waren,  unter  die  Witwen  der  Opfer  der  Kata- 
strophe von  Courri^es  Ililf^elder  zu  verteilen.  Das  war  in  den  Augen 
vieler  Genossen  ein  schlechter  Vorwand,  uin  Basly  und  den  Bergarbeiterver- 
band von  der  Confederation  <^i'uerale  du  Travdi!  fernzuhalten,  denn  das  wttsstC 
man  wohl,  dass  fler  X  erhand  Basly,  einen  der  ältesten  und  aui<)])ferndsten 
Kämpfer  für  das  Gewerkschaftswesen  und  den  Sozialismus,  nicht  lallen  lassen 
würde,  um  das  Vergnügen  zu  haben,  in  die  Confödfration  einzutreten.  Genosse 
Bouchard  von  der  Loire  gab  dem  Gedanken  vieler  Bergarbeiter  folgenden  Aus- 
druck : 

»Die  Bergarbeiter  marschieren  in  der  Vorhut  der  Arbeiterklasse.  Sie  haben  in 
schwerem  Kampfe  den  Achtstundentag.  diePensionskasscn.  die  Arbciterdelegicrtcn. 
die  Gleichstellung  der  Bcrufskranklicitoii  mit  den  I'nfa!Kn  durchgesetzt.  Deshalb 
färchtei  man  den  Eintritt  dieser  mächtigen  korporativen  Kraft  in  die  Confidiration 
generale  du  TravaU.  Was  wird  diese  am  Tage  eines  Generalstreila  ohne  die  Gruben- 
arbeiter machen  können?« 

Der  V'erbandstag  ernannte  eine  Untersuchungskommission,  um  die  Wahrheit 
der  von  Basly  gegen  die  anarchistischen  Genossen  erhobenen  Anklagen  festzu- 
stellen. Diese  Kommission  konnte  aber  infolge  des  offenkundig  bösen  Willens 
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einiger  ihrer  Mitglieder  ihre  Arbeiten  nicht  einmal  beginnen.  Sie  ging  aus- 
einander, ohne  etwas  getan  zu  haben.  Diese  Spaltung  der  Kommission  war 
das  Signal  zu  einer  entspredienden  Spaltung  im  Verbände  selbst.  Und  so 
trennten  sich  9  Lokalvereine,  darunter  einige  wichtige,  von  dem  Verband,  um 
die  Union  fedirale  des  ouvriers  mineurs  zu  bilden  und  der  Confidiration  bei- 
zutreten. 

Das  sind  die  bedauernswerten  Ereignisse,  die  sich  vom  10.  bis  zum  15.  April 
dieses  Jahres  abgespielt  haben.  Ich  habe  sie  kurz  erzählt,  um  ein  Beispiel  von 
dem  Geisteanistüid  und  den  Verbältnissen  zu  geben,  die  in  sehr  vielen  Gewerk- 
schaften bestehen,  tmd  tun  die  Schwierigkeiten  darzulegen,  welche  sich  der 
normalen  Entwickelung  der  gewerkschaftlichen  Macht  in  Frankreich  ent- 

Einer  der  taktischen  Hauptpunkte,  durch  welchen  sich  der  reformistische 
Flügel  von  dem  revolutionären  unterscheidet,  ist  sein  Bestreben,  Streikfonds 
tmd  finanzielle  Reserven  zu  bilden,  die  es  am  Tage  der  Arbeitseinstellung,  wenn 
die  Werkstellen  verlassen  sind,  ermöglichen,  die  sofortigen  Bedürfnisse  der 
Streikenden  zu  befriedigen.  Die  revolutionären  Syndikalisten,  die  Anhänger 
<les  Enerf^icstrciks,  verwerfen  aber  diese  finanziellen  Reserven  als  unnütz  und 
sogar  schädlich,  weil  sie  den  Streikenden  eine  relative  Sicherheit  verleihen, 
und  weil  diese,  wenn  die  Fonds  abnehmen  oder  erschöpft  sind,  nachher  vid 
weniger  Mut  zum  Widerstande  haben  und  leidit  bereit  sind,  nachzugeben, 
Während  der  Streiks  im  Mai  1906  hat  man  die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen und  der  Praxis  sehen  können.  Der  Buchdruckerverband  gab  in 
Paris  in  13  Wochen  318378  und  über  700000  Francs  in  ganz  Frankreich  für 
die  Dauer  des  Streiks  aus.  In  einem  weniger  bedeutenden  Verbände, 
dem  der  Mechaniker,  der  3000  Mitglieder  in  Paris  hat,  wurden  57000  Francs 
für  Paris,  Luncvilic  und  Saint-Etienne  au.-;:;egcbi  n.  Die  revolutionären  Ge- 
werkschaften der  Tischler,  Zimmerleute,  Maler  uiul  Schlosser  verteilten  da- 
gegen gar  keine  Streikunterstützungen.  In  der  Wagenindustrie  I)eschrankte 
man  sich  darauf,  in  verschiedenen  Vierteln  von  Paris  und  Unigegend  kommu- 
nistische Mahlzeiten  zu  organisieren.  In  der  Möbelbranche,  in  der  der  Streik 
besonders  lang  und  schwer  war,  veriügte  die  Pariser  Gewerkschaft  über  15000 
Francs,  was  wirklich  wcnijj  genug  war.  Xur  der  I.ithographenverhaiul,  dessen 
revolutionär-syndikalistischer  Vorsitzender  erst  seit  einigen  Jahren  im  .Amte 
ist,  und  der  eine  Vergangenheit  reformistischer  Praxis  hinter  sich  hat,  gab  im 
Laufe  des  Streiks  die  ziemlidi  bedeutende  Summe  von  87  230  Francs  aus. 

Wenn  im  allgemeinen  die  revolutionären  Gewerkschaften  keine  Reservefonds 
haben,  wihrend  die  reformistischen  sie  haben,  so  kommt  es  daher,  weil  die 
ersteren  neueren  Datums  sind  und  wenige  Mitglieder  zahlen,  während  die  letz- 
teren vor  längerer  Zeit  gegründet  sind  und  mehr  Mitglieder  besitzen.  Das 
ist  der  wahre  Grund,  nicht  der  prinzipielle,  der  es  den  revolutionären  Syndika- 
listen unmöglich  gemacht  hat,  während  der  Bewegung  des  i.  Mai  1906  über 
Mittel  zu  verfugen.  Damals  sagten  sie,  dass  ihre  syndikalistischen  Überzeu- 
gtmgcn  sie  gezwungen  hätten,  Streikfonds  zu  verwerfen.  Das  war  aber  nur 
eine  Ausrede,  bestimmt,  ihre  ungenügende  Organisation  zu  maskieren. 

Es  ist  schwer,  die  wirklichen  Kräfte  der  beiden  Formen  des  französischen  Ge- 
werkschaftswestns  genau  zu  bestimmen.  Es  gibt  keinen  Verband,  der  nicht 
gleichzeitig  RevohUion^e  und  Reformsten  in  sich  schliesst.   Im  allgemeinen 
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kann  niaii  jedoch  sagen,  dass  die  meisten  grossen  und  alten  gewerkschaftlichen 
Organisationen  reformistische  Tendenzen  haben,  während  die  Revolutionäre 
sich  nur  an  die  Spitze  der  an  Mitgliederzahl  wenig  bedeutenden  Gewerkschaften 

und  Verbände  neueren  Datums  gestellt  haben. 

In  der  Confedcration  ^^cncralc  du  Travail  haben  wir  auf  reformistischer  Seite: 
die  Eisenbahner  (50000  Mitglieder),  die  Buchdrucker  (20000),  die  Mecha- 
niker (7000),  die  Textilarbeiter  (25000),  die  Arbeiter  in  den  Waffenfabriken» 
die  Musiker  (eine  nicht  sehr  zahlreiche,  aber  gut  geleitete  Organisation),  die 
keramischen  Arbeiter,  die  Gas-  imd  Beleuchtuni,'sarbeiter.  die  Handschuh- 
macher, die  Tabakarbeiter  und  -arbeiterinnen  (eine  sehr  kompakte  Organisa- 
tion, die  fast  alle  Arbeiter  umfasst),  die  Transportarbeiter  (besonders  die  Pa- 
riser Omnibusangestdlten,  die  ausgesprochen  reformistisch  sind)  und  andere 
mehr;  auf  revolutionärer  Seite:  die  Hafenarbeiter  (12000  Mitglieder),  die 
I^Ietallarbeiter  (9000),  die  Goldarbeitcr  (2000),  die  Fcdcration  du  Batiment, 
die  die  Maler,  Schlosser,  Tischler,  Zimmerleute,  Erdarbeiter  usw.  umfasst,  die 
Wagenmacher,  die  Lithographen,  die  Arbeiter  der  Xahrungsmittelindustrie,  die 
Holzarbeiter,  die  städtischen  Arbeiter,  die  Arbeiter  der  Papierindustrie  usw. 
Andere  Verbände  haben  nicht  klar  zwischen  den  beiden  Richtungen 
Stellung  genommen:  die  Friseure,  die  Lederarbeiter  und  Gerber,  die  Schuh- 
macher, die  Post-,  Telegraphen-  imd  TclcphonangestcUtcn,  die  Arsenalarbeiter 
der  Marine  etc.  Endlich  haben  wir  gesehen,  dass  ausserhalb  der  Confedcration 
gin4rale  du  Travaü  der  Bergarbeiterverband  ausgesprodien  reformistisch  ist 
(zirka  90000  reformistisch  Stimmende  gegen  18000  revotutionäre). 

Alle  diese  Ziffern  und  Angaben  müssen  natürlich  nur  annähernd  genommen 
werden.    Es  ist  tmmdglich,  die  Anzahl  der  Mitglieder  zu  kontrollieren,  die 

ausserdem  fast  immer  etwas  variiert.  Tm  allgemeinen  ist  es  jedoch  unlK-streit- 
bar,  dass  die  Anzahl  der  französischen  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter 
reformistischer  Richtung  bedeutend  grösser  ist,  als  die  der  revolutionären.  Die 
Leiter  der  ConfidiraHon  ginirale  bestreiten  das  fibrigens  auch  gar  nicht  Wie 
ist  es  unter  diesen  Verhältnissen  zu  erklären,  dass  die  Zentralorganisation, 
eben  der  Vorstand  der  Confedcration  generale,  in  den  Händen  der  Revolutio- 
näre, also  der  Minderheit,  ist?  Ganz  einfach  infoltje  des  auf  den  Gewerk- 
schaftskongressen üblichen  Abstimmungsmodus.  Mau  kennt  dort  keaie  pro- 
portionale Vertretung.  Statt  dass  die  Abstimmungen  so  stattfinden,  dass  die 
von  jedem  Delegierten  vertretene  Anzahl  Gewerkschafter  in  Betracht  gezogen 
wird,  werden  die  Entscheidungen  getrofTcn,  indem  man  die  Anzahl  der  Lokal- 
vercine  in  Betracht  zieht,  die  sich  für  oder  gegen  aussj)rechen.  ohne  die  Anzahl 
der  diesen  Organisationen  angehöngen  Mitglieder  zu  berücksichtigen.  So  hat 
die  Gewerkschaft  der  Apothekerldirlinge,  die  direkt  der  Confädhtttum  gSn£~ 
rale  du  Travail  angehört  und  40  Mitglieder  zählt,  ein  Recht  auf  einen  Dele- 
gierten und  auf  eine  Stimme,  genau  wie  der  Kisenbahnerverband  mit  seinen 
50000  Mitgliedern.  Dieses  unlogische  und  ungerechte  Verfahren  stammt  noch 
aus  der  Gründungszeit  der  Confedcration.  Es  wird  ausserdem  noch  in  einer 
gewissen  Anzahl  Organisationen  für  innere  Entscheidungen  angewandt.  Selbst- 
verständlich hat  man  mehrmals  versucht,  es  abzuändern,  aber  bis  jetzt  ver- 
gebens.  Die  Revolutionäre  greifen  zu  allen  Mitteln,  um  die  Leitung  der  Con- 
fedSralion  in  ihren  Händen  zu  behalten.  Sie  rechtfertigen  ihre  Haltung  durch 
einen  bewunderungswürdigen  Grund:  das  Recht  der  Minoritäten.    Wenn  die 
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proportionale  Vertretung  angewendet  würde,  sagen  sie,  würden  die  kleinen 
Organisationen  von  den  groaen  flberflntet  wnden,  was  nicht  gerecht  wire.  Sie 
halten  es  aber  für  gerechter,  die  Ansichten  der  Minderheit  der  Mdirheit  auf- 
zudrängen. Übrigens  verallgemeinern  die  Theoretiker  des  revolutionären  Syn- 
dikalismus  diese  Taktik  und  machen  aus  ihr  eine  grosse  Theorie:  Immer  sind 
es  die  Minoritäten^  die  die  Majoritäten  zum  Fortschritt  führen;  die  Majorität 
zögert,  schreitet  nicht  vor;  die  handdnde  Minorität  dagegen  reisst  die  Majori- 
tät mit  sich  fort  Mut  adl  also  den  jetzigen  Vertretongsmodus  beibehalten, 
weil  die  revolutionäre  Minorität  die  reformistische  Majorität  anreizt  und  über- 
zeugt !  Es  ist  unnütz,  auf  solche  Scheinofrünfle  näher  einzugehen.  Sie  be- 
weisen wieder  einmal,  dass  der  revolutionäre  Syndikalismus  von  Worten  und 
Formeln  lebt. 

Den  reformistischen  Gewerkschaften  ist  es  übrigens  moralisch  schwer,  mit  der 
nötigen  Energie  gegen  die  Deklamationen  des  revolutionären  SyndikaUtmns 
anfzutreten.  In  den  Angen  vider  aufrichtiger,  aber  nicht  genügend  aufge- 
klärter Arbeiter  ist  flicser  nämlich  der  Vertreter  der  Arbeiterinteressen  xot 
6$oy/,v,  es  gehört  also  für  die  Leiter  der  reformistischen  Gewerkschaften  sehr 
viel  Gewandtheit  und  Mut  dazu,  um  sich  in  der  Presse  oder  in  ö£fentlichcn  Ver- 
sammlungen gegen  Begriffe,  wie  die  direkte  Aktion  oder  den  rev<duti(inären 
GtneraUtre^,  die  für  das  Proletariat  so  anlockend  sind,  zu  erheben.  Die  revo- 
lutionären  Kämpfer  nehmen  ausserdem  keinen  Anstand,  die  Gewerkschafter, 
die  nicht  mit  ihnen  zusammengehen  oder  ihre  Taktik  kritisieren,  zu  cfrosser 
Mässigung  oder  sogar  des  Verrats  zu  beschuldigen;  sie  schrecken  auch  nicht 
davor  zurück,  manchmal  zur  Verleumdm^  Zufludit  zu  ncfames.  Verdächtigende 
Worte  werdm  leider  von  franzosischen  Arbeitern  immer  ziemlich  aufmerksam 
angdiört.  Aus  Furclit  also,  zu  gemässigt  zu  erscheinen  und  es  mit  gewissen 
sehr  heftigen  Kämpfern  der  ConfM6ration  generale  du  Travail  zu  tun  zu  be- 
kommen, beugen  sich  viele  reformistische  Gewerkschaftsführer  der  angemassten 
Herrschaft  der  retM^ntionären  Minderheit  und  rechnen  darauf,  durch  die  Pro- 
paganda, die  sie  in  ihren  eigenen  Organisationen  energisdi  treiben,  die  Ge- 
nossen zu  überzeugen.  Nur  durch  diese  langsame  Werbearbeit  wird  die  Md- 
nnn"^  der  Arbeiter  geändert  werden  können.  Auf  den  Kongressen  ist  die  Tätig- 
keit schwierig,  der  Boden  und  die  Kampfmittel  sind  sehr  mannigfaltig.  Die 
Kongresse  der  ConfidSrotion  genirale  bestehen  ausserdem,  wie  schon  erwähnt, 
aus  Vertretern  der  alten  oder  ganz  neuen,  kurze  Zeit  vor  dem  Kongress  nach 
Bedürfnis  entstandenen  Gewerkschaften,  die  oft  eine  sehr  geringe  Mitglieder- 
zahl haben.  Die  Organisatoren  richten  sich  dazu  immer  so  ein.  dass  sie  die 
Majorität  haben.  Die  Reformisten  begeben  sich  also  in  der  Voraussicht,  besiegt 
zu  werden,  auf  diese  Kongresse. 

Es  hat  aber  auch  nicht  an  Ausnahmen  in  dieser  zu  resignierten  Haltung  der 
Reformisten  gefehlt  Besonders  nach  der  Maibewegung  von  1906  sind  gegen  die 
Art  der  Polemik  der  Confederation  ginirale  du  Travail  lebhafte  Proteste  er- 
hoben worden,  und  zwar  von  den  Genossen  Keufer,  dem  Vorsitzenden  des  Buch- 
druckerverbandes, und  Coupat,  dem  Vorsitzenden  des  Mechanikerverbandes. 
Der  erstere  hat  in  einem  mit  zalilreicheu  Belegen  versehenen  Artikel  der  Revue 
Syndiealiste  bewiesen,  dass  dtf  Genosse  Pouget  von  der  ConfidSration  ginirale 
die  auf  den  Buchdruckerstreik  und  die  Haltung  des  Verbandsvorsitzenden  be- 
zn^chen  Fakta  sehr  ungenau  wiedergegeben  hat  Der  andere  griff  in  einem 
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Aufruf  an  den  Kongreß»  der  Conivacralion  zu  Amiens  /1906/  energisch  deren 
Vorstand  an,  der  in  seinem  Bericht  an  den  Kongress  erklärt  hatte,  dass  der 
Mechaniicerverband  der  Streikbewegung  feindlich  gesinnt  gewesen  sei  und 
keinen  tätigen  Anteil  an  ihr  },'enommen  habe,  was  den  Tatsachen  nicht  ent- 
sprach. Solche  Proteste  und  Diskussionen  sollten  häufiger  werden.  Sie  sind 
wertvoll,  denn  sie  können  denen,  die  sehen  wollen,  die  Augen  öffnen. 

Die  scheinbare  Macht  der  I'iihrer  des  i\-:u'liit:niiiiri'!i  Syndikai tsutiis  wird  noch 
durch  die  Tatsache  erhöht,  dass  Jaurcs  ihnen  in  den  Spalten  des  sozialistischen 
Parteiorgans  UHumaniti  eine  freie  Tribüne  eröffnet  hat.  Anfangs  sollten 
auch  Vertreter  der  reformistischen  Gewerkschaften  dort  schreiben,  deren 
Artikel  in  gewisser  Hinsicht  ein  ( icgengewicht  gegen  die  anarchistischen  Theo- 
rieen  gebildet  h.ittcn.  alier  die  rcformistisrlirn  ( iewerkschafter  haben  fast  alle 
die  Mitarbeit  tatsachlich  aufgegeben.  Keufcr  vom  Buchtiruckerverbaml  hat 
seit  dem  i.  Oktober  1906  nichts  geschrieben;  Coupat  vom  Mechanikerverband 
sendet  nichts  mehr  ein.  Nur  Renard  vom  Tcxtilarbeiterverband  arbeitet  noch 
ziemlich  regelmässig  mit  und  ausserdem  Xiel  von  der  Arbeitsbörse  von  Mont- 
pellier, der  früher  revolutionärer  Syndikalist  war  und  seit  einiger  Zeit  eine 
merkwürdige  und  bezeichnende  lintwickelung  zu  einem  mehr  reformistischen, 
mehr  auf  augenblickliche  Erfolge  bedachten  Gewerkschafter  durchmacht  Da- 
gegen  lesen  wir  jeden  Augenblick  in  der  Humanit^  Artikel  von  Pouget,  von 
Griffuelhes.  von  Latapie.  die  alle  \'orkäni|)fer  des  revolutionären  Syndikalis- 
mus sind.  .*^elbsi verständlich  kritisiert  auch  niemand  im  Haui)tteil  des  Blattes 
die  .^nsichten  dieser  Syndikalisten ;  nicht  ein  Protest  erhebt  sich  gegen  die 
demagogischen  Deklamationen  der  ebengenannten  Anarchisten,  so  dass  die 
französische  sozialistische  Partei  die  Ideen  einer  Handvoll  Anarchisten  als 
ihre  eigenen  anzunehmen  und  offiziell  zu  verbreiten  scheint. 

Die  Lage  des  frati/ raschen  Gewerkschaftswesens  ist,  wie  wir  sehen,  in  jeder 

Beziehung  mit  der  des  französischen  Sozialismus  vergleichbar.  Die  extrem 
linken  -Minoritäten,  die  revolutionären  Syndikalisten  einerseits  und  (nasdisteu 
andererseits,  erhalten  die  rcfcrmistischcn  Majoritäten  in  den  Gewerkschaften 
und  der  Partei  in  direkter  Abhängigkeit  von  sich.  Dieses  paradoxe  Verhältnis 
kann  sicher  nicht  mehr  lange  bestehen  bleiben,  denn  es  widerspricht  dem  ge- 
sunden Menschenverstand  nnrl  ilcr  Gerechtigkeit.  Wie  werden  sich  die  Refor- 
misten aus  dieser  heiklen  Stellung  herausziehen?  Entschieden  wird  es  durch 
eine  Verdoppelung  der  Energie  in  der  mit  grösster  Sorgfalt  durchgeführten 
individuellen  Propaganda  bei  den  Gewerkschaftern  aller  Verbände  geschehen. 
Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  vor  etwa  iVj  Jahren  ein  kleines,  monatlich  er- 
scheinendes Blatt  gegründet,  die  Revue  Syndicaliste .  in  der  sie  ihre  Ideen  mit 
grosser  Würde  verteidigen.  Hier  liefern  sie  w  ert  v  olle  .Argumente  mit  P.e- 
weisstückcn  den  Genossen,  die  Lust  haben,  mit  den  Revolutionären  zu  disku- 
tieren. Und  dann  triumphiert  die  praktische  Vernunft  immer  bei  ernsten 
und  aufrichtigen  Geistern.  So  haben  wir  gesehen,  wie  mehrere  der  ange- 
sehensten \'orkämpfer  des  revolutionären  Syudikalisintis  eine  allmähliche  Ent - 
Wickelung  zur  refonnislischen  Tätigkeit  der  .Arbeiterbewegung  durchgemacht 
haben.  Guerard  zum  Beispiel,  der  bereits  genannte  Vorsitzende  des  Eisen- 
bahnerverbandes, war  vor  einigen  Jahren  ein  entschiedener  Anhänger  des  Ge- 
neralstreiks, und  es  sah  aus,  als  ob  er  sich  dem  revolutitmären  Syndikalismus 
anschliessen  würde.  Die  Macht  der  Tatsachen  hat  dafür  gesorgt,  dass  er  seine 
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Gcbinnung  änderte,  und  so  haben  wir  oben  gesehen,  welche  Haltung  er  auf 
dem  letzten  Verbandstage  seiner  Gewericschaft  einnahm.  Ebenso  war  Nid, 
der  Vorsitzende  der  Arbeitsbörse  von  Montpellier,  noch  im  Jahre  1904  ein 

eifrijjer  revolutionärer  Syndikalist.  Seit  einigen  Monaten  schreibt  er  aber  in 
der  Humanitc  au'^cjcsprnclu'n  reformistische,  den  Ansichten  der  Confederation 
generale  du  Travaü  ganz  entgegengesetzte  Artikel.  Endlicli  hat  auch  Genosse 
Luquet  von  der  Friseurgewerkschaft  seine  Taktik  auffallend  geändert  Ohne 
ebenso  ausgesprochener  Reformist  Zji  werden,  wie  die  beiden  anderen,  hat  er 
keinen  Anstand  j^cnommen,  vor  kurzer  Zeit  mit  den  Pariser  Arbeitgebern  dieses 
Verbandes  zn  VLrhan<icln.  um  zu  einer  X'erständijjung  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zu  gelangen.  Es  handelte  sich  um  die  vollständige  Abschaffung 
der  Trinkgelder  vom  i.  Mai  ab  mit  relativer  Erhöhung  der  von  den  Kunden 
geforderten  Preise.  Das  ist  wiiklich  nicht  direkte  Aktion,  sondern  einfacher 
gewerkscha f tl  i c lu  r  Oppori u n ism us. 

Diese  Entwickclunjj  zum  Reformismus  lässt  sich  nicht  nur  bc;  den  antjoschen- 
sten  Vorkämpfern  konstatieren,  Eme  entsprecliciulc  Hcwcf^ung;  ist  auch  in  der 
Masse  der  gewerkschaftlich  Organisierten  deutlich  sichtbar.  So  zum  Beispiel 
hatte  sich  der  Kongress  in  Lyon  /1901/  mit  der  Frage  der  proportionalen  Vertre- 
tung auf  den  Kongressen  der  Confederation  j^enerale  überhaupt  nicht  beschäftigt, 
während  auf  dem  Kongress  in  Montpelher  /ic)02/  74  Delegierte  diese  proportio- 
nale Vertretung  verlanjjtcn.  .Auf  dem  Kongress  in  Bourges  /1904/  vergrösserte 
sich  diese  Minorität  sehr  bedeutend.  Es  waren  388  Stimmen  für  und  82.2  gegen 
die  proportionale  Vertretung.  Alle  diese  Umstände  bezeugen  die  Lebenskraft 
der  reformistischen  Gewerkschaft  und  lassen  hoffen,  dass  diese  in  nicht  zu 
langer  Zeit  die  Leitung  der  Confederation  generale  du  Travail  übernehmen  und 
sie  in  die  Wege  der  praktischen  Arbeit  führen  werden,  von  der  eine  Handvoll 
Anarchisten  sie  zu  lange  ferngehalten  hat. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ROMRN  STRELTZOW  •  DIE  RUSSISCHE  QEWERK- 

SCHRFTSBEWEQÜfiQ 

NSÄTZE  zu  der  jetzt  immer  starker  wachsenden  Gewerkschaftsbe- 
wegung waren  in  Russland  schon  längst  vorhanden.  Noch  vor  dem 
Beginn  der  konstUutumeUen  Ära  existierte  eine  Reihe  von  Arbeiter- 
organisationen, die  als  Keime  für  die  jetzigen  Gewerkschaften  betrach- 
tet werden  können.  Einige  waren  legal  und  hatten  die  Form  von 
Unterstützungsvereinen,  andere  existierten  im  p^eheimen  und  waren  echte 
Kampfesorganisationen  der  aufgeklarten  Arbeiterschaft.  In  der  Entwickelung 
der  jetzigen  Gewerkschaftsbewegung  spielen  die  Vertreter  sowohl  der  einen, 
wie  der  andern  Art  eine  nicht  unbedeutende  Rolle.  Nicht  aus  einem  Nichts  ent- 
stanri  rlie  neue  Bew<^;uttg,  sie  knüpfte  an  das  Alte  an  tmd  entwickelte  das  schon 
Vorhandene  zu  neuen,  vielseitigen  Formen. 

Die  ersten  legalen  .'Xrbeiterorp^anisationen  finden  wir  unter  den  lUiclulruckern. 
Einige  Buchdruckerkassen  —  zum  Beispiel  in  Warschau,  Riga  etc.  —  führen  ihre 
Geschichte  auf  das  erste  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  zurück.  Organisatioiwn 
anderer  Berufe  entstehen  später,  meistens  erst  in  den  sechziger  Jahren.  In  die 
sechziger  respektive  Ende  der  fünfziger  Jahre  fallen  auch  die  ersten  Kassen  der 
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Bef|[arbeiter ;  dagegen  gründen  die  Fabrikarbeiter  ihre  ersten  Unterstützungs- 
vereine erst  in  der  Mitte  der  achtzisijcr  Jahre.  Die  Linie  der  Entwickelung  der 
legalen  Kassen  entspricht  somit  volll<oninicii  tlcr  Linie  der  industriellen  Entwicke- 
lung Russlands  überhaupt.  Über  die  Entwickelungsgeschichte  der  geheimen 
Arbeiteroi^nisationen  sind  bis  jetzt  noch  ziemlich  wenig  Daten  zu  tage  ge^ 
fordert  worden.  Doch  so  viel  ist  wohl  gewiss,  das  die  ersten  Vereine  solcher 
Art  erst  um  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  entstanden  sein  müssen.  Die  meisten 
führten  aber  nur  ein  e]!hcnK'rcs  Leben  und  waren  mehr  politische,  als  gewerk- 
schaftliche Verbindungen.  Dazu  kommt,  dass  dies  hauptsächlich  nationale 
(jüdische»  polnische)  Organisationen  waren,  und  dass  in  den  zentralrussischen 
I^vinzen  —  mit  Ausnahme  von  Petersburg  —  die  ersten  geheimen  Berufs- 
organisationen erst  in  diesem  Jahrhundert  entstanden.  Doch  muss  hier  nochmals 
betont  werden,  dass  das  Material  ülxr  diese  Vereine  vorläufig  sehr  niangcl-  und 
lückenhaft  ist.  Dass  die- geheimen  Organisationen  einen  geringen  Umfang  er- 
reichen konnten,  ist  selbstverständlich.  Unter  den  legalen  finden  wir  aber  ziem- 
lich grosse  Verbände,  mit  grossem  Vermögen  und  zahlreicher  Mitgliedschaft. 
Auch  die  Anzahl  dieser  Organisationen  war  verhältnismassig  gross. 

Eine  besondere  Rolle  in  der  vorkonstitutionellcn  Entwickelung  der  russischen 

Gcwcrkschaftsliewc^untj  spielten  die  \'ereine.  die  in  den  Jahren  iQor  bis  1904 
auf  Veranlassung  oder  direkt  von  Folizeiorganen  gegründet  wurden.  Der  geistige 
und  zum  Teil  physische  Vater  dieser  Arbeiterorganisationen  war  ein  hervor- 
ragender Polizeibeamter»  namens  Subatow.  Mit  diesen  Vereinen  wollte  er  die 
Arbeiterbewegung  für  die  Regierung  gewinnen  und  sie  von  dem  Streben  nach 
politischen  Reformen  abbringen.  Das  Arbeitsfeld  der  Polizeiarbeitervereine  war 
hauptsächlich  Moskau,  Petersburg,  Minsk  und  Odessa.  Durch  geschickte  Mache 
war  es  Subatow  gelungen,  einige  un  aligemeinen  chrliciie,  wenn  auch  einfältige 
Personen  zu  gewinnen,  die  seine  Ideen  mit  Eifer  propagierten.  Es  entstand 
eine  ziemlich  umfangreiche  Gewerkschaftsbewegung,  die  sogar  vor  Streiks  nicht 
zurückschreckte.  Die  Unternehmer,  die  anfancjs  diesem  Treiben  gewisse  Sym- 
pathiecn  entgegenbrachten,  fühlten  sich  endlich  stark  bedroht  und  wendeten  sich 
an  die  Regierung,  sie  möge  der  zu  weit  gehenden  Soziaire lormerei  aus  dem 
Pblizeidepartcment  Einhalt  gebieten.  Die  Regierung  Plehwe  hatte  auch  ein 
Einsehen  und  antwortete  auf  die  von  der  Polizei  selbst  provozierten  Streiks  mit 
Repressalien  gegen  eine  ganze  Reihe  von  Arbeitern  und  ihre  Führer.  Das  Ende 
vom  Licde  war  das  Wachstum  der  Erbitterung  der  Arbeiter  t^ecjen  das  Polizei- 
regiment und  das  Erstarken  der  politisch-revolutionären  Siimmuug.  Man  wollte 
der  Arbeiterbewegung  eine  Grube  graben  und  fiel  in  sie  selbst  hinein.  Das 
selbe  Resultat  erzielte  die  Polizei  mit  den  Arbeitervereinen,  die  sie  dem  Priester 
Gapon  zu  gründen  erlaubte.  Die  elf  .  Ibtcilungcn.  die  Gapon  in  Petersburg  grün- 
dete, wurden  sehr  bald  ."^Sammelpunkte  der  Petersburger  Arbeiterbewegung.  Zu- 
sammenstüsse  mil  einer  i  abriklcitung  lühricn  zu  einer  grösseren  Streikbewe- 
gung und  nachher  zu  dem  berühmten  roten  Sonntag  des  9722.  Januar.  Statt  die 
Bew^iung  aufzuhalten,  dienten  also  die  polizeilichen  Ex])Lrimente  zur  Förde» 
rung  der  revolutionären  Arbeiterbewegung,  und  sie  gaben  einen  mächtigen  An- 
5toss  zur  \'erbreitung  wahrer  Gewerkschaften. 

Als  nach  «Un  denkwürdigen  .Xrbciterstreiks  im  Jahre  ifM/6  die  Regierung  sich 
veranlasst  sah,  zu  der  immer  mehr  wachsenden  Arbeiterbewegung  Stellung  zu 
nehmen,  da  erklärte  sie,  dass  eine  Koalitionsfreiheit  »den  Grundlagen  unserer 
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Staatsordnung  nicht  entsprechec.  Historisch  hat  sie  auch  recht  behalten ;  denn 
es  nmaste  in  der  Tat  die  Staatsordnung  umgeändert  werden,  bevor  ein,  wenn 
auch  nur  knnunerlicli«^  Vereins-  und  Versammlimgarecht  eingeführt  werden 
konnte.  Entscheidend  für  die  Wendung  in  den  Ansichten  der  Regierung  in 
Sachen  der  ArbeiterorE^anisationen  war  die  Bewegung,  die  mit  dem  Namen 
Gapons  verknüpft  war.  Die  Arbciterstreiks,  die  nach  dem  roten  Sonntag  über 
das  ganze  Reidi  sich  verbreitet  hatten,  zeigten  der  Regierung  auf  das  dentUchste, 
dass  mit  der  alten  Politik  nichts  mehr  m  schaffen  sei.  Schon  im  Hai  wurde 
deshalb  ein  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Berufsvereine,  ausgearbeitet,  der 
nachher  im  November  unbedeutend  umgeändert  wurde.  Das  Anwachsen  der  • 
Reaktion  nach  dem  Moskauer  Aufstand  flösste  der  Bureaukratie  neuen  Mut 
ein,  und  als  sie  den  Entwurf  im  Marz  1906  endlich  zum  Gesetz  machte  da  ver- 
stand sie  es»  die  ohnehin  nicht  sehr  wettgehenden  Bestimmungen  noch  um  einiges 
mehr  zu  verstömmeln. 

Die  jetzt  geltenden  temporären  Regeln,  betreffend  die  Berufsvereine,  vom  4./17. 

März  1906.  erlauben  von  Rechts  wegen  die  Gründung  von  Berufsvereinen,  die 
ihre  Ziele  durch  Vereinbarung  oder  Schiedsgerichte,  somit  keineswegs  durch 
Arbeitseinstellung  oder  dergleichen  zu  verwirklichen  suchen.  Das  Inverbin- 
dcmgtreten  von  zwei  oder  mehreren  Vereinen  ist  nicht  gestattet  Die  Gründung 
geschieht  durch  Einretchung  des  Statutenentwurfs  an  eine  besondere  Gouverne- 
ments- oder  Kommunalbehörde,  der  speziell  die  Vereinsangelegenheiten  obliegen.. 
Diese  Behörde  hat  das  Recht,  gefährlichen  Vereinen  ihre  Bestätigimg  zu  ver- 
sagen und  schon  eröffnete  Vereine  aufzulösen.  Dass  unter  dem  jetzigen  Regime 
diese  Behörde  von  ihrem  Rechte  keinen  geringen  Gebrauch  macht,  versteht  sich 
von  sdbst.  Die  Regeln  erstrecken  sich  auf  alle  Beschäftigten  in  Handel  und 
Industrie  und  schliessen  somit  das  Gesin^  und  die  Landarbeiter  aus.  Trotz  der 
immer  stärker  wachsenden  Berufsbewegung  auch  unter  diesen  Kategorieen  des 
Proletariats  will  der  Gesetzgeber  auch  jetzt  noch  von  ihnen  nichts  wissen. 

In  dem  Tempo  und  dem  Charakter  der  Entwickelung  der  Gewerkschaften  wäh- 
rend der  letzten  2V2  Jahre  lassen  sich  mehr  oder  weniger  scharf  getrennte  Perio- 
den unterscheiden.  Die  erste  dauerte  etwa  von  dem  r&ten  Sotmtag  bis  zu  dem 
Oktoberstrdk,  also  etwas  nidir  als  zehn  Monate.  Das  war  die  Zeit,  wo  die  Ar- 
beiter sich  fieberhaft  organisierten  und  eine  ganze  Reihe  von  Streiks  veranstal- 
teten. Die  Organisierung  geschah  geheim,  in  den  Wäldern,  auf  den  Flüssen, 
weit  von  den  Augen  der  Polizei.  Sehr  umfangreich  konnten  solche  Verbände 
natürlich  nicht  sein,  aber  unter  den  damaligen  Verhältnissen  spielten  sie  eine 
grosse  und  wichtige  wenn  auch  nicht  rein  gewerkschaftliche  Rolle.  Der  Oktober- 
streik eröffnet  die  zweite  Periode,  die  zwei  Monate,  bis  zum  Moskauer  Auf- 
stand, dauerte.  Die  Polizeischranken  wurden  über  den  Haufen  gerannt.  Offen, 
in  tausend  köpf  igen  Versammlungen,  schritten  die  Arbeiter  zur  Gründung  ihrer 
Berufs  vereine,  kein  Schutzmanui  kein  Pristaw  durfte  die  imposanten  Versamm- 
lungen irgendwie  belästigen.  Die  Organisationen  wuchsen  wie  Pilze  nach  dem 
R^«en,  die  Zahl  der  Mitglieder  schwoll  immer  mehr  an,  die  Kassen  füllten  sich. 
Die  sozialistischen  Parteien  und  der  Arhciterdeputiertenrat  förderten  offen  die 
Bewegung  und  stellten  eine  bedeutende  .Anzahl  von  intelligenten  Kräften,  die 
sich  mit  Enthusiasmus  der  Bewegung  widmeten.  Dann  kam  der  Moskauer  be- 
waffnete Aufstand  und  der  offene  Ausbruch  der  Reaktion.  Eine  Reihe  von  Ver- 
einen wurden  geschlossen,  mehrere  Führer  veriiaftet,  ausgewiesen,  verbannt 
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Die  gesamte  Tätigkeit  der  jungen  Organisationen,  wenn  nicht  unterbunden,  so 
doch  tief  geschädijjt.   Das  dauerte  bis  zum  Erlass  der  temporären  Regeln  vom 

4./17.  März.  Der  Tcrrorisnuis  cU-r  Rcgieriingsnpcnlcti  blich  auch  nach  diesem 
Erlass  bestehen;  aber  immerhin  erhielten  die  (iewerkschatten  eine  gesetzliche 
Unterlage,  auf  die  sie  sich  stützen  konnten.  Freilich  wollten  die  Führer  der  Ar- 
beiterorganisationen diese  Unterlage  völlig  ignorieren  und  empfahlen  den  Ar- 
beitern, das  Gesetz  nicht  anzuerkennen  und  ihre  Tätigkeit  weiterhin  eigenmächtig 
zu  entfalten.  Doch  es  ging  nicht,  und  die  .\rbeiter  begannen,  sich  das  Gesetz 
zu  nutze  zu  machen  und,  wenn  auch  unter  seinem  Druck,  lieber  öffentlich,  als 
•  geheim,  zu  handchi.  Die  Regeln  machen  somit  der  Epoche  der  eigenmächtigen 
Tätigkeit  ein  Ende  und  zwingen  die  Arbeiterschaft,  sich  dem  lästigen  Druck 
des  Gesetzes  anzupassen.  Unter  diesem  Druck  arbeiten  die  Gewerkschaften  bis 
zum  heutigen  Tage. 

Die  ganze  Art  der  politischen  und  sozialen  Entwickelung  Rus-^lands,  der  un- 
geheure politische  Zwang,  die  missgliickten  Experimente,  die  Arbeiterbewegung 
polizeilich  zu  regeln  etc.,  führten  natürlich  dazu,  dass  die  Gewerkschaften  den 
Charakter  von  Kampfesorganisationen  annahmen.  Für  Ideen,  wie  sie  in  Deutsch- 
land zum  Beispiel  von  den  Hirsch-Dpmckerschen  Gewerkvereinen  bisher  ver- 
treten waren,  ist  in  Russland  vorläufig  kein  Boden  vorhanden.  Die  Versuche, 
die  von  einigen  verdachtigen  Individuen  unternommen  wurden,  unabhättgi<^i-  Or- 
ganisationen zu  gründen,  sind  kläglich  misslungen.  Nicht  viel  besser  ging  es 
mit  den  Plänen  der  Kadetten,  liberale  Gewerkschaften  zu  organisieren.  Die 
Hauptmasse  der  Arbeiterberufsorganisationen  steht  unter  dem  Einfluss  der  So- 
zialisten, und  zwar  der  Sozialdemokraten.  Sozialrevolutionäre .  Anarchisten, 
zionistische  Sozialisten  etc.  arbeiten  ja  auch  in  den  Gewerkschaften,  aber  ihr 
Einfluss  ist  ziemlieh  gering. 

Das  Verhalten  der  Sozialdemokraten  diesen  Arbeiterorganisationen  gegenüber 
war  keineswegs  einheitlich.  Die  Bolschewiki  massin  den  Berutsvereincn  keine 
besondere  und  selbständige  Bedeutung  bei,  und  sie  kümmerten  sich  im  allge- 
meinen um  die  Gründtmg  von  Gewerkschaften  weit  weniger,  als  die  Mensche^ 
iviki.  Ausserdem  vertraten  sie  den  Standpunkt,  dass  die  Gewerkschaften  mög- 
lichst parteipolitischen  Charakter  tragen  müssen.  Sie  waren  deshalb  bestrebt, 
in  die  Statuten  einen  Paragraph  hineinzusetzen,  der  die  Unterordnung  der  Ge- 
werkschaft unter  die  Partei  festlegt.  Das  gelang  ihnen  auch  hier  und  da,  hatte 
aber  keinen  praktischen  Wert.  Denn  wenn  es  zum  Handeln  kam,  so  scherten 
sich  die  Arbeiter  den  Teufel  tun  die  Paragraphen  des  Statutes.  Cbcrhaupt 
spielten  bis  jetzt  die  Bestimmungen  der  Statuten  eine  nebensächliche  Rolle.  In 
revolutionären  Zeiten  ist  ja  das  geschriebene  Gesetz  niemals  massgebend  ge- 
wesen. Weiter  noch,  als  die  Bolschewiki,  gingen  die  Bundistcn,  die  direkt 
parteipolitische  Berufsorganisationen  bildeten.  Bei  der  Besonderheit  der  jüdi- 
schen sozialistischen  Bewegung  ist  es  den  Bundisten  auch  gelungen,  ihrer  Losunff 
in  bedeutendem  Umfange  Geltung  zu  verschafTcn.  .Aber  auch  hier  verursacht 
die  durch  nationale  und  parteipolitische  Abgrenzung  bewirkte  Zcrplitterung  der 
Kräfte  eine  Schwächmig  der  Arbeiterorganisationen.  Der  bolschewistische  Be- 
schluss  des  Londoner  Parteita^ies,  wonach  die  Gewerkschaften  nach  Möglichkeit 
parteipolitisch  gestaltet  werden  sollen,  wird  voraussichtlich  nicht  besonders 
förderlich  die  Gewerkschaftsbewegung  beeinflussen.  Den  organisatorischen 
Prinzipien  der  Bolschewski  und  der  Bundisten  stehen  die  Ansichten  der  Mew- 
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scheiviki  entgegen.  Diese  legen  den  Gewerkschaften  einen  selbstä:i<li.4rii  Wert 
bei  und  trachten  nicht  danch.  die  Berufsorganisationen  formell  der  l'arui  unter- 
zuordnen. Sic  kämpften  deshalb  uberall  um  parteipolitische  Neutralität,  und 
diese  Hat  in  den  Gewerkschaften  den  Sieg  errungen.  Überhaupt  haben  sich  die 
Menschewiki  ein  besonderes  Verdienst  um  die  Gewerkschaften  erworben.  Sie 
waren  die  ersten,  die  ihren  Wert  erkannten  und  sich  um  ihre  Gründung  und 
Förderung  kümmerten.  Sic  spielen  auch  jetzt  eine  bedeutende  Rolle  in  diesen 
Organisationen. 

Trotz  ihrer  Jugend  haben  die  Gewerkschaften  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Be- 
stdiens  der  russischen  Arbeiterbewegung  nicht  geringen  Nutzen  gebracht.  Un- 
geachtet aller  Verfolgungen  vermochten  sie  doch,  eine  ziemlich  rege  Tätigkeit 
sowohl  auf  wirtschaftlichem,  wie  auch  auf  politischem  Gebiet  zu  entfalten.  In 
den  Streiks  im  Oktober,  November  und  Dezember  des  Jahres  1905  hal)en  sie 
ziemlich  stark  mitgewirkt.  Eine  nicht  unbedeutende  Rolle  .•»picltcn  sie  auch 
während  der  zweiten  Wahlkampagne,  wo  sie  wohl  durchweg  für  die  Sozialdemo- 
kraten eintraten.  Sie  hal>en  nicht  wenig  für  die  politische  Aufklärung  der  Ar- 
beiterschaft durch  Wranstaltung  von  Vorträgen  und  durch  Artikel  in  der  Ge- 
werkschaftspresse geleistet.  Auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiet  gelang  es  ihnen 
im  ersten  Stadium  der  Bewegung,  nicht  geringe  Konzessionen  seitens  der  Unter- 
nehmer zu  erzielen.  Doch  mit  dem  Anbruch  der  Reaktion  ging  das  meiste  wie- 
der verloren.  Allmählich  beginnen  die  Organisationen  aber,  wieder  zu  erstar- 
ken, und  hier  und  da  gelingt  es  schon,  von  der  Defensive  wieder  zu  der  Oflfen- 
sive  über«igehen.  Der  Widerstand  der  Arbeitgeber  ist  freilich  utigeheucr  stark, 
denn  sie  haben  nicht  nur  von  der  Organisation  der  russischen  Arbeiter  sehr  viel 
gelernt,  sondern  auch  von  den  deutschen  Arbeitgeberverbänden.  Die  Organisa- 
tion der  russischen  Industriellen  vollzog  sich  fast  unter  direktem  Einfluss  der 
deutschen. 

Nach  annähernder  Schätzung  existieren  in  Russland  jetzt  359  lebensfähige  Ar- 
beiterorganisationen, die  insgesamt  etwa  239000  Mitglieder  zählen.  11  Organi- 
sationen haben  mehr  als  2000  Mitglieder.  19  zahlen  1000  bis  2000;  12  700  bis 
900;  16600  bis  700  ;  7  500  bis  600;  28  400  bis  500;  20  300  bis  400;  die  übrigen 
weniger  als  300.  Die  Zentralisation  aller  dieser  Verbände  ist  bisher  noch  nicht 
geglückt,  da  die  Verfolgungen  der  Polizei  eine  allrussische  Zusammenkunft  un- 
möglich machten.  Jetzt  schreitet  man  zur  Einl)erufung  eines  allrussischen 
Kongresses,  der  im  August  stattfinden  soll.  Der  Kongress  wird  hoffentlich  nicht 
nur  die  zerstreuten  Verbände  in  der  oder  jener  Form  vereinigen,  sondern  audi 
einen  mächtigen  Anstoss  zur  weiteren  ^twickelung  der  russischen  Gewerk- 
schaften geben. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXMXXXXXXXXXX 

HAMS  FEHLINQER  •  DIE  nMERIKANISCHEil  QE- 

WERKSCHRFTEn  ÜMD  DIE  POLITIK 

X  keinem  anderen  Industrielande  hat  die  organisierte  Arbeiterschaft 
bis  jetzt  so  wenig  politischen  Einfluss  ausgeübt,  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten.    Die  konservativen  Gewerkschaftsführer  wehrten 

sich  bis  in  die  jüngste  Zeit  mit  aller  ICnt-chiedenlu-it  dagegen,  die 
politisch  indifferente  Stellung  der  Berufsverbände  aufzugeben,  weil 
aie  befürchteten,  dass  diese   sonst   infolge   innerer   Zwistigkciten  zerstört 
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wärdeo.  Um  so  erfreulicher  war  es,  dass  sich  im  Sommer  1906  die  in  der 
American  Fcdcration  of  Labor  vereinigten  Gewerkschaften  zu  gnnsten  der 
selbständigen  Arbeiterpolitik  entschieden.  Die  direkten  Ergebnisse  der  poli- 
tischen Kampagne  waren  freilich  ganx  unbefriedigend,  und  auf  der  s6.  Jahres- 
konvention der  Föderation,  die  zu  Minneapolis  stattfond,  wurde  uberdi^ 
wieder  ganz  gehörig  gebremst.  Aber  selbst  die  lauwarme  Agitation  der  Födfe- 
ration  hatte  die  Gewerkschafter  ausserordentlich  für  die  unmittelbare  Einfluss- 
nahmc  auf  die  Gesetzgebung  durch  eine  unabhängige  Arbeiter  Vertretung  ztt 
begeistern  vermocht. 

Es  muss  hier  betont  werden,  dass  die  Federathn  of  Labor  die  Notwendigkeit 
des  Eingreifens  in  die  Politik  im  Prinzip  längst  anerkannt  hatte.  Im  Artikel  2 
ihrer  Satzungen  ist  die  Förderung  von  Gcsct/cn,  die  im  Interesse  der  Arbeiter- 
klasse liegen,  als  eine  der  Auf^jaben  des  Hundes  genannt,  und  Artikel  9  besagt: 

»Es  ist  die  Pflicht  des  Exekutivausschusses,  diejenigen  gesetzgeberischen  Mass- 
nahmen zu  überwachen,  welche  die  Interessen  der  Arbeiter  direkt  berfihren.  und, 

sobald  es  notwendig  i^t.  cnt^prcclitnd  den  Boschlüsscn  der  Konventionen,  ffir  das 
Zustandekommen  neuer  Gesetze  die  Initiative  zu  ergreifen.« 
Die  erste  Konvention  der  Föderation,  die  1881  in  Pittsbui^  abgehalten  wurde, 
empfahl  »allen  Arbeiter«  und  Gewerkschaftsvereinen,  sich  durch  Ausübung 
des  Stimmrechts  entsproclicndc  \'crtretung  in  den  geset^benden  Körper- 
schaften zu  sichern  und  alle  ehrlichen  Mittel  anzuwenden,  um  zu  diesem  Ziele 
zu  konuncn«.  Auf  fast  jeder  Versammlung  der  Föderation  und  auf  den  Ver- 
sammlungen der  Staatsverbände  der  Gev^erkschaften  kam  die  Frage  der  poli- 
tischen Betätigui^  in  irgend  einer  Form  zur  Sprache;  doch  wurde  eine  ent- 
schiedene Stellungnahme  lange  hinausgeschoben.  Das  Komitee  für  Resolu- 
tionen tmterhreitctc  der  Konvention  von  1893  ein  politisches  Programm :  zur 
Beschlussfassung  darüber  kam  es  damals  nicht,  doch  gelangte  das  Programm 
im  folgenden  Jahre  zur  Annahme,  um  aber  schon  1895  wieder  ausser  Kraft 
gesetzt  zu  werden.  Gleichzeitig  wurde  in  die  Satzungen  die  Bestimmung  auf- 
genommen, dass  »Partei Politik,  ob  sie  nun  demokratisch,  republikanisch,  sozia- 
listisch oder  anders  sei,  keinen  Platz  in  den  Verhandluncjen  der  Föderation 
hat«.  Dieser  Paragraph  der  Satzungen  richtet  sich  besonders  gegen  sozia- 
listische Gewerkschafter,  die  auf  allen  Jahresversammlungen  die  Forderung 
erhoben,  die  Föderation  solle  sich  zu  den  Grundsätzen  des  Sozialismus  be- 
kennen. Eine  weitere  Erklärung  über  die  Stelhmj,'  der  Gewerkschaften  zur 
Politik  ist  in  einer  Kesohition  enthalten,  welclie  die  F<Klcratioii  im  Herbst 
1897  auf  der  \  ersaninihing  zu  Nashville  annahm,  und  die  seither  wiederholt 
bestätigt  wurde.    Sie  lautet: 

»Die  American  Federation  of  Labor  spricht  sich  entschieden  für  die  unabhingigr 
Ausübung  des  Stimmrechts  seitens  der  Gewerkschafter  und  Arbeiter  auS,  (üc  ohne 
Rücksicht  auf  die Partcizugcliorigkeit  vereinigt  sind,  so  dass  wir  Männer  aus  unseren 
eigenen  Reihen  erw.ililcn  koimen.  um  neue  Gesetze  zu  schaffen  und  sie  entsprechend 

den  i'orderungcn  der  hoder.ition  durchzufahren,  sowie  iini  inis  zngk'ioh  einen 
unparteiischen  Richterstand  zu  sichern,  der  uns  niclit  durch  die  Willkür  der  EmhaUs- 
bcfciile  lenken  will,  noch  als  williges  Werkzeug  der  Besitzenden  handelt  Da  unsere 
Bestrebungen  sich  gegen  alle  Formen  der  wirtschaftlichen  Unterdrückung  und  gegen 
alle  ökonomischen  übel  richten,  müssen  wir  auch  unsere  ganze  Kraft  darauf  richten, 
jede  Form  politischer  Knechtschaft  und  Parieisklaverei  zu  beseitigen,  um  dem 
arbeitenden  Volke  hei  allen  Wahlen  ein  geeintes  \'orgehen  zu  ermöglichen.« 

Die  praktische  Eintiussuahme  auf  die  Gesetzgebung  hat  die  Föderation  bi:> 

zu  diesem  Jahre  mit  unzureichenden  Mitteln  veraudit:  auf  indirdetem  Wege, 
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durch  die  Lobby.  Es  wird  niemand  vundern,  dass  hierbei  im  allgemeinen 
recht  wenig  zu  erreichen  war,  obzwar  die  faktisch  vorhandenen  Arbeiterschuts-' 

gesetze  vornehmlich  dem  indirekten  Einfluss  der  Gewerkschaften  zu  ver- 
danken sind;  abgesehen  davon  müssen  klasscnbcwitsste  Arbeiter  ihre  Zustim- 
mung zu  einem  derartigen  Vorgehen  unbedmgt  verweigern.  Als  die  führenden 
Männer  der  Gewerkschaften  einsahen,  die  freundschaftliche  Beeinßussung  der 
Abgeordneten  und  Senatoren  bringe  nicht  den  gewünschten  Erfolg,  verfielen 
sie  auf  den  Gedanken,  die  Bewerber  um  Mandate  über  ihre  Stellungnahme  zu 
den  Forderungen  der  Arbeiterschaft  zu  befragen  und  nur  die  Wahl  derer  zu 
unterstützen,  die  zufriedenstellende  Antworten  gaben.  Dieses  System  erwies 
sich  jedoch  als  wirkungslos.  Es  war  nicht  zu  verhindern,  dass  besonders  die 
Zusammensetzung  des  Bundesparlaments  zu  Washington  derart  wurde,  dass 
die  Erfüllung  der  Wünsche  der  Gewerkschafter  gänzlich  aussichtslos  erschien, 
und  auch  die  Einzelstaatsparlamente  leisteten  seit  Jahren  wenig  für  flcn  Ausbau 
des  Arbeiterschutzes.  Überall  haben  die  Vertreter  der  Geldinteresscn  die 
Oberhand  gewonnen. 

Dieser  Zustand  veranlasste  im  März  1906  den  Aussclmss  der  American  fcdcra- 
tiOH  of  Labor  und  die  Vorstände  der  Zentralverbände  zur  Überreichung  einer 
Besdiwerdesdirift  an  den  Bundespräsidenten  Roosevelt  und  die  Präsidenten 
beider  Häuser  des  Kongresses*),  die  sich  von  den  früher  seitens  der  Gewerk- 
schaften überreichten  Petitionen  durch  eine  entschiedene  Sprache  unterschied. 
Da  sie  aber  fruchtlos  blieb,  sahen  die  (jcwcrhschaftsvorstande  ein.  dass  man 
anders  vorzugehen  habe.  In  wiederholten  Konferenzen  der  Zcntralvcrbände 
wurde  darüber  beraten,  welche  Schritte  zu  tun  seien,  um  der  Arbeiterschaft 
wirklich  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  zu  verschaffen.  Die  Resultate  der 
Beratungen  wurden  in  einem  im  Mai  1906  von  der  Fcdcralion  of  Labor  ver- 
öffentlichten Wahlprogramni  zusammcntjcfasst.  In  dem  Programm  wird  betont, 
dass  die  Lohnarbeiter  in  der  modernen  Gesellschaft  ihre  Rechte  nicht  be- 
haupten können,  wenn  sie  unterlassen,  »sich  zu  organsieren  und  alle  jene  Funk* 
tionen  auszuüben,  die  auszuüben  sie  als  Arbeiter  und  Bürger  das  Recht  und  die 
Pflicht  haben«.  Hierauf  wirtl  auf  die  schon  erwähnte  Erklärung  der  politischen 
Stellung  der  Gewerkschaften  verwiesen,  die  die  Konvention  zu  Xashvillc  bc- 
schloss,  und  auf  die  geringen  Erfolge,  die  bei  den  bisher  befolgten  Methoden 
zur  Atisffihrung  der  in  der  Erklärung  enthaltenen  Grundsätze  erzielt  wurden, 
da  die  politischen  Parteien  und  die  Politiker  ihre  Versprechungen  nicht  ein- 
hielten : 

»Das  Bundesparlament  war  ganz  und  gar  damit  beschäftigt,  die  Interessen  der 
grossen  Korporationen  und  der  beutesuchtiKen  Besitzenden  zu  vertreten.  .  .  In  ihrem 

rasenden  Drängen  nach  dum  allmäclulKcn  Dollar  blieben  die  Abgeordneten  tnid 
Senatoren  den  Menschenrechten  gegenüber  inditlerent  oder  feindUch.  Sic  hatten 
keine  Zeit  und  keine  Neigung,  die  berechtigten  Massnahmen  zu  unterstutcoi,  deren 
Gesetzwerden  wir  verlangten,  die  dem  ganzen  Volke  Nutzen  gebracht  hätten  und 
keine  Bestimmung  enthielten,  die  jemanden  benachteiligen  könnte.« 
Das  Wahlprogramm  verweist  darauf,  dass  die  Trusts  und  Korporationen  fak- 
tisch die  Herren  der  Gesetzgeber  und  der  öffentlichen  Beamten  geworden  sind, 
weil  sie  mit  Hilfe  ihres  Geldes  die  Wahl  der  ihnen  gefügigen  Leute  durch- 
setzten : 

V  >Wenn  bei  der  grössten  und  reichsten  Nation  der  Welt  ein  Zustand  herrscht,  dass 

I)  VeigL  Morris  HiUqait  DU  gtgenwärtige  Lagt  ät»  «mtrikauiadtM  G*wtrktch*fltwmiu  im 
vocigai  Baote  dtr  Sutaiisttaektn  Mutttkift«,  pag.  378  ff. 
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der  allmächtige  Dollar  vergöttert  wird  und  darüber  Prinzipien.  ("Icwi.^sen.  Anfrirling- 
keit  und  Gerechtigkeit  in  Vergessenheit  geraten,  so  ist  für  die  Arbeiter  und  ihre 
Fretinde  die  Zeit  gekommen,  ihre  Stimme  zur  Verdammung  dies«-  Entartnng  zu 
erhellen  imd  alle,  die  für  Refortnen  eintreten,  aufzufordern,  sich  mit  ihnen  zu  ver- 
einen, um  mit  der  Gleichgültigkeit  gegenüber  dem  W Ohl  des  X'olkes.  der  Korruption 
tind  dem  öffentlichen  Betrug  aufzuräumen,  um  das  Ansehen  der  Gesetzgebung  zu 
heben  durch  die  Wahl  anfrichtiRer.  ehrlicher  und  fortschrittlicher  Männer." 
Als  erste  Aufgabe  wurde  in  dem  Wahlprogramm  bezeichnet,  die  Wiili!  aller 
jener  Leute,  die  sich  der  Arbeitersache  feindlich  erwiesen  oder  ihr  gleichgültig 
g^enüberstanden,  zu  verhindern,  t^berall,  wo  die  Kandidaten  der  demokrati- 
schen wie  der  republikanischen  Partei  die  Wünsche  der  Arbeiter  ip^noricrtcn. 
sollte  ein  unabhänsjiger  Arbeiterkaiididat  aufgestellt  werden,  nicht  aber,  wenn 
sich  ein  .Abgeordneter  bereits  als  treuer  Freund  der  Arbeiter  erwies.  Es 
wurde  verlangt,  dass  den  Arbeiterkandidaten  alle  Gewerkschafter  ihre  Stimmen 
zu  geben  haben,  ungeachtet  ihrer  früheren  Parteizugehörigkeit. 
In  der  Praxis  wurde  die  Sache  lax  angepackt.  Die  Fedcratlon  of  Labor  setzte 
zu \Vashington  ein  Zentrahvahlkomitce  (. Arbeiter verlretungskomitee)  ein.  das  aus 
Samuel  Gompers.  dem  Priisideiiten,  janies  O'Connell.  dem  dritten  X'izcpräsi- 
denten,  und  Frank  Morrison,  dem  Sekretär  der  Föderation,  bestatid.  Die 
Ausgestaltung  der  lokalen  Organisation  blieb  den  Staatsverbänden  und  Orts- 
zentralen (Gewerkschaftskartellen)  überlassen.  Das  Zentralwahlkomitee  be- 
schränkte sich  darauf»  der  Wiederwahl  ausgesprochener  .\rbctterfeinde  ent- 
gegenzutreten; eigene  Kandidaten  stellte  es  tjar  nicht  auf.  Die  lokalen  Orga- 
nisationen folgten  zumeist  diesem  Beispiele,  da  für  die  Nominierung  unab- 
hängiger Kandidaten  die  Zeit  zu  kurz  war  und  die  nötigen  Geldmittel 
mangelten.  Eine  Anzahl  Gewerkschafter  kandidierten  mit  bürgerlicher  Unter- 
stützung und  mehrere  von  ihnen  zogen  denn  auch  in  den  Kongress  ein. 

Viel  wichtiger,  als  dieses  F.rj^ebnis.  ist.  u  i  -  der  Ciedanke  einer  selb-^täiidigen 
Arbeiterpolitik  nicht  mehr  aufgegeben  werden  kann.  <.bu;!eich  die  letzte  Jahres- 
konvention  der  Fcdcration  of  Labor  kurz  nacn  den  Kongrcsswahien  i)eschloss, 
,keine  eigene  Partei  zu  gründen,  da  hierzu  die  Föderation  nicht 
kompetent  sei.  Das  zur  Beratung  der  Angelegenheit  eingesetzte  Komitee  sagte 
in  seinem  Berichte  an  das  Plenum : 

»Ihr  Komitee  fiihlt  sich  nicht  berufen,  der  Konvention  die  Frnpe  vorzulegen,  ob  eine 
unabhängige  Arbeiterpartei  cu)  wünseiun^wertes  Ding  sei  oder  nicht,  l'nsere  Mit- 
gliedschaft kann  diese  Sache  für  ^ieh  selbst  erledigen.  Wir  sagen  jedoch,  dass  der 
Versuch  der  Konvention,  politische  ( )rganisationen  nach  bestimmten  (irundsätzen  zu 
bilden,  uu  selben  .\Ia.«.sc  die  Föderation  nnl  einer  Parteibewegung  ideiuifizieren  und 
eines  der  fundamentalsten  Prinzipien  des  Gewerkschaftswesens  umstossen  würde.  .  .  . 
Wir  sind  keine  politische  Partei,  wir  sprechen  uns  nicht  die  Befugnisse  einer  solchen 
zu.  wir  iH'anspruchen  keine  .Autorität  fiber  die  politischen  Handlungen  unserer  Mit- 
glieder. .  .  .  Wenn  wir  neue  Anforderungen  betrctTs  der  Pflichten  in>  gewerkschaft- 
lichen Leben  stellen  wollen,  so  müssen  wir  zuerst  die  Ermächtigung  dazu  von  den 
Organisationen  einholen,  ans  denen  die  Federation  of  Lahor  sich  zusammensetzt. 
.Anderer.-^eits  hat  sich  die  !',  th-ra!i(>n  of  Lahor  wiederlmlt  fiir  die  unabhängige  .Aus- 
übung des  Wahlrechts  erklärt,  zum  Zwecke  der  Erlangung  gesetzgeberischer  und 
rechtlicher  Reformen.  .  .  .  Wir  empfehlen  daher  den  Gewerkschaftern  allerorts,  sich 
die  unabh."ingigc  Stinnnenabgabr  zur  l'flicht  zu  machen  mul  ausserhalb  der 
Gewerkschaften  .solche  Organisationen  zu  bilden,  die  nacii  dem  Urteil  der 
örtlichen  Mitgliedschaft  am  wirksamsten  erMhtet  werden.« 

Die  Konvention  stimmte  den  Empfehlimgen  des  Komitees  bezüglich  der  poli- 
tischen .Aktion  zu.  nicht  ohne  dass  von  der  Minorität  der  Gewerkschafts- 
vertreter energisch  Widerspruch  erhoben  wurde  gegen  eine  politische  ;Yt'u- 


uooole 


HANS  FEHLINOER  •  DIE  AMERIKANISCHEN  GEWERKSCHAFTEN  UND  DIE  POUTIK  54] 


inlif^,  die  niclits  anderes  bedeute,  als  auch  künftighin  den  bürgerlichen  P<^- 
tikera  freie  Hand  zu  lassen.   Die  politische  Debatte  der  Jahresversammlung 

der  Föderation  war  recht  rcssant,  denn  sie  zeigte,  wie  nnklar  die  Mehrlicit 
der  amerikanischen  Gcwcrksciiattcr  noch  heute  über  die  politischen  Aufgaben 
der  Arbeiterklasse  denkt.  Gerade  in  den  Vereinigten  Staaten  wurde  die 
politische  Erziehimg  der  Arbeiter  vernachlässigt,  wie  sonst  nirgends,  und  dieser 
Fehler  kann  nicht  mit  einem  Schlage  gut  gemacht  werden.  Vorlauf^  haben 
jene,  welche  das  bisherige  System  der  Beeinflussung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften nicht  billigen,  redlich  zu  arbeiten,  damit  die  l>kenntiiis  von  der  Not- 
wendigkeit der  politischen  Betätigung  tiefer  in  die  Massen  dringt;  dann  wer- 
den auch  Zielbewusstheit  und  Klarheit  herrschen,  die  jetzt  noch  mangeln,  und 
eine  unabhängige  politische  Bewegung  wird  sich  im  Sinne  klassenbewusster 
Arbeiterpolitik  entwickeln  können. 

Die  Konvention  der  Federation  of  Lahor  sah  sich  übrigens  veranlasst,  ein  wirt- 
schaftliches Programm  zu  beschliessen,  das  in  der  Hauptsache  wie  folgt  lautet: 
»Die  Ziele  und  lic.sircbungen  der  üewerkscliattcn  umfassen  alles,  was  notwendig 
und  durchführbar  ist  zum  Wohle  der  menschlichen  Gemeinschaft ;  in  dessen  Er- 
streben oder  Zustandebringen  nehmen  wir  die  l'iitcr.>tnt/iniK  alier  Kräfte  an.  die 
für  di?  r>esserung  des  Loses  der  Menschheit  einstehen,  und  wir  wrni>clicn  diese 
Unterstützung.  In  dieser  I-ag«  befinden  wir  uns  in  enger  Beziehung  zu  anderen 
Keformkörperschaften  und  stimmen  mit  ihnen  überein.  dass  nicht  bloss  die  Bürde 
der  Arbeit  erleichtert  werden  solle,  sondern  dass  jeder  Arbeiter  das  Recht  hat. 
den  Vollen  F.rtrag  dessen  zu  geniesscn,  was  er  produziert.  Als  Gewerkschafter 
Stehen  wir  ein  für  grössere  Freiheiten  und  sind  entschlossen,  so  zu  handeln,  dass 
die  Zukunft  den  Bedürfnissen  der  menschlichen  Gemeinschaft  besser  entspricht  und 
besonders  für  die  !ohnarl)eitent!cn  Männer  und  Frauen  Xi irdanierikas  freudvi/Ier 
wird.  .  .  .  Unsere  V  ersannnlungen  waren  und  sind  immer  frei  für  die  Diskussion 
legitimer  wirtschaftlidier  nnd  politischer  Fragen,  aber  andererseits  sind  wir  ebenso 
entschieden  gegen  Parteipolitik,  religiösen  Zwist  und  Rasscn\  1  inirteil ;  da  l'.rfolg 
dieses  Verhalten  begleitete,  würden  wir  unserer  Ptlicht  der  Menschheit  gegenüber 
nicht  treu  nachkommen,  wollten  wir  etwas  anderes  tun,  als  an  diesen  Methoden  fest- 
halten« 

Der  PhrasenschwaU  dieser,  wie  der  uiei^len  anderen  Resoluticmen  wirkt  manch- 
mal geradezu  k<mii8ch.  Von  den  nächsten  Fordenmgen,  die  in  4xm  wirtschaft- 
lichen Programm  angeführt  werden,  sind  zu  nennen:  die  Abschaffung  aller 

Formen  der  unfreiwilligen  Dienstleistung,  ausgenommen  als  Strafe  für  Ver- 
brechen; freie  Schulen,  freie  Lehrbücher.  Schulzwang;  Beseitigung  des  Systems 
der  Einhaltsbefehlc  bei  Arbcitsätreitigkeiten :  Hinführung  des  achtstündigen 
Arbeitstages,  des  wöchentlichen  Ruhetages  und  strikte  Anerkennung  des  Acht- 
stundentages bei  öffentlichen  Arbeiten,  sowie  die  Bezahlung  der  dabei  Be- 
schäftigten nicht  unter  dem  ortsüblichen  Lohn;  Abschaffung  des  Submissions- 
wesens bei  öfTcntlichen  Arbeiten;  1  berfülirung  der  dem  ötTentliclien  Nutzen 
dienenden  Anlagen  (.Gas-  und  \\  asserversorgung  und  dergleichen )  in  den 
Gemeindebesitz;  Nattomalisierung  der  Telegraphen  und  Telephone;  Abschaffung 
der  Heimarbeit;  Inspektion  der  Fabriken;  Untemehmerhaftpflicht  für  Betrieb»- 
unfälle;  Schaffung  von  Kinderschutzgesetzen,  wo  solche  nodl  nicht  bestehen; 
Frauenwahlrccht,  direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  imperatives  Mandat, 
Rückberufungsrecht  usw. 

Die  zu  organisierenden  lokalen  unabhängig-politischen  Arbeiterorganisationen 
sollen  auf  Grund  dieses  Programmes  ihre  Wirksamkeit  entfalten.  Was  prak- 
tisch dabei  herauskommen  wird,  lässt  sich  heute  noch  nicht  beurteilen. 
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EGENWARTIG,  wo  wir  eine  verstärkt  Ironservative  Mdirheit  in 

den  Reichstag  einziehen  sahen,  auch  in  diesem  Hause  demnächst 
Vorlagen  über  Erweiterung  des  staatlichen  Befähigimgsnachweiscs 
zur  Ikratung  gelangen  werden,  gewinnt  es  an  aktueller  Bedeutung, 
wenn  in  Preussen  zwei  ganz  verschieden  geartete  Stände  respektive 
Körperschaften  mit  scheinbar  ihnlichen  Anträgen  um  weitere  BodmeMtnog 
der  Gewerbefreiheit  an  die  Regierung  oder  das  Abgeordnetenhaus  sich  wenden. 
Es  sind  dies  der  Musikpädat^o;^ischc  Verband  und  der  Kaufmännische  Ver- 
band für  zveibliche  Angestellte,  beide  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  Bci'le  petitio- 
nierten um  Einführung  des  staatlichen  Befähigungsnachweises  für  das  Unter- 
ricbtswesen  ihres  Standes,  jedoch  mit  dem  einen  Wesensunterschied:  der 
Musikpädagogische  Vsrkand  setzt  sich  aus  Lehrern  zusammen,  dagegen  der 
Kaufmännische  Verband  ausschliesslich  aus  Schülern.  Um  so  auffallender 
die  anscheinende  Gleichheit  ihrer  Bestrebungen. 

Ich  sage  absichtlich:  die  anscheinende.  Detm  trntz  des  gemeinsamen  End- 
zieles sind  sowohl  Tendenz,  wie  Zweck.  Begründung  und  Mittel  grundver- 
schieden. Es  ist  daher,  um  zu  einer  richtigen  Beurteilung  der  Anträge  zu 
gelangen,  notwendig,  sich  sowohl  über  die  Art  der  Zusammensetzung  der  beiden 
Stände  klar  zu  werden,  als  auch  zu  untersuchen,  inwieweit  die  antragstellenden 
Körperschaften  als  \'ertretcr  ihrer  Stande  zu  gelten  haben,  und  endlich  zu 
tragen,  ob  die  Antrage  selbst  im  nclitig  \er-tandenen  Interesse  der  beiden 
Bcrufsklasscn  als  auch  dem  der  AUgcnienihctt  zu  bcturwurtcn  sind.  Zu  be- 
tonen ist  insbesondere,  dass  sich  der  Kaufmännische  Verband  für  weibliche 
Angestellte  naturgemäss  einseitig  auf  die  Bedürfnisse  seiner  ( ieschlechtsgenos« 
sinnen  beschränkt,  die  sich  zum  gro>sen  Teil  von  denen  ihrer  männlichen 
Kollegen  beträchtlich  unterscheiden.  Wahrend  in  diesem  Beruf  <ier  \veil>liche  Teil 
in  uberwiegender  Mehrheit  aus  den  Kreisen  hervorgeht,  die  ihre  Kinder  in  die 
höhere  Mädchenschule  senden,  setzen  sich  die  Musikiehrer  im  weitesten  Sinne 
zu  mindestens  go  %  aus  Männern  zusammen,  die  das  etwa  gleichwertige  Examen 
zur  Berechtigung  für  den  einjährig  freiwilligen  Dienst  nicht  absolviert  haben. 
Bei  den  Kontorangcstellten  liegt  die  Sache  ziemlich  umgekehrt;  deren  weib- 
licher Teil  entstammt  in  der  Regel  nicht  der  höheren  Mädchenschule,  während 
die  Männer  in  der  Mehrheit  im  Besitze  des  £in/ü/ir<^ivizeugnisses  sind.  Wie- 
wohl auch  hier  von  Jahr  zu  Jahr  die  Beteiligung  der  ärmeren  Bevölkerungs- 
schichten  wächst 

Es  erhebt  sich  die  Frage:  Welche  Standr-k.itcgorieen  repräsentieren  nun  die 
antragstcllcnden  \'erbimde?  Wobei  freilich  wohl  zu  beachten  ist,  dass  in  \'er- 
einen.  die  eine  örtlich  weit  auseinander  gezerrte  Mitglieder^chaft.  wie  auch 
verschiedene  Bildungsgrade  umfassen,  in  der  Regel  der  \'orstand  nicht  nur 
der  organisatorisch  hervorragendste  und  an  Initiativen  kräftigste  Teil  ist,  son- 
dern dass  er  gewöhnlich  das  Gros  der  Mitglieder  geistig  derart  überragt,  dass 
die  meisten  V'ereinsangehörigen,  mindestens  aber  die  bildungsärmeren,  völlig 
apathisch  bei  seite  stehen  und  den  fast  allein  arbeitenden  Vorständen  Antrag- 
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fonnuHerung  sowohl  wie  Bcschlussfassung  nahezu  ganz  überlassen.  Deshalb 
sind  die  Beschlüsse  solcher  Koiporationen  einer  objektiven  Nachprfifung  zu 

unterziehen.  Der  Vorstand  des  Musik  päd  alogischen  Verbandes  nun  setzt  sich 
in  der  Hauptsache  zusammen  aus  den  Direktoren  grösserer  Konservatorien, 
sowie  diesen  nahestehenden  Leuten,  durchweg  aber  aus  Persönlichkeiten,  die 
skh  in  gesicherter  Position  befinden  und  als  Vertreter  der  Intelligenz  ihres 
Standes»  nicht  aber  der  Mdirheit  der  wirtschaftlich  Schwachen  zu  gelten  haben. 
Ja,  bedauerlicherweise  steht  das  Gros  der  männlichen  Musiklehrer,  das  seinen 
Haupterwerb  gar  nicht  im  Unterricht,  sondern  als  Orchcstcrmusikcr  etc.  findet, 
interesselos  hinter  den  Kulissen,  da  ihnen  die  stete  Sorge  um  das  tägliche 
Brot  und  andere  Interessenkämpfe,  aus  denen  als  der  wichtigste  der  gegen 
die  Machtstellung  der  Militärmusiker  hervorzuheben  wäre,  näher  liegen.  Der 
Vorstand  des  Kaufmännischen  Verbandes  für  weihliche  Angestellte  geht  da- 
gegen wenif^stcns  nur  aus  .Arbeitnehmern  hervor,  wenn  er  freilich  auch  als 
deren  legitime  Gesamtvertretung  nicht  angesehen  werden  kann.  Aus  der  be- 
sprochenen Verschiedenheit  der  Zusammensetzung  der  leitenden  Vorstände 
resukiert  denn  auch  die  divergierende  Tendenz  ihrer  Petitionen.  Schon  deren 
Adresse  erscheint  mir  kennzeichnend:  Der  Musikpädagogisclw  Verband  wendet 
pich  an  das  Kultusministerium,  der  Kaufmännische  Verband  indes  an  das  .'\b- 
geordnctenhaus,  das  er  in  Verkennung  seines  Wesens  offenbar  für  eine  Volks- 
vertretinig  ansieht. 

Einen  akademischen  Zug  trägt  auch  die  Eingabe  des  Musik  pädagogischen  Ver- 
bandes, Eicorbitante  Forderungen  werden  erhohen,  man  verlangt  ein  gradezu 
rigoroses  Examen  bereits  für  die  Konzession  eines  Elementarldirers.  Er  soll 
nicbt  nur  zwei  Instrumente  beherrschen,  sondern  auch  in  den  schwierigsten 

Fragen  der  Theorie,  im  Musikdiktat,  in  der  musikalischen  Formenlehre,  Ästhe- 
tik, Pädagogik  wohlbewandert  sein,  auch  die  Wissenschaft  der  .\kustik,  des 
Instrumentenbaues,  endlich  der  Musikgeschichte,  und  zwar  bis  1600  in  Um- 
rissen, von  da  ab  mit  genauer  Kenntnis  aller  Lebensdaten  und  Werke,  voll- 
ständig beherrschen.  Die  in  Aussicht  genommene  Prüfung,  die  ausser  einem 
umfassenden  Aufsatz  aus  dem  Gebiete  der  Musik«jeschichte  oder  dergleichen 
auch  schriftliche  Klausurarbeiten  bringt,  wird  mehrere  Tage  umfassen.  Und 
das  ausdrücklich  für  den  Lehrer  der  Elementar-  und  Mittelklassen !  Die  Dauer 
eines  solchen  Studiums  ist  auf  mindestens  drei  Jahre  bemessen  worden.  Da 
fragt  man  sich  verwundert :  Und  diese  Forderungen  sollten  wirklich  den  Bei- 
fall eines  Standes  finden,  dessen  .Angehörige  ohne  Zweifel  zu  90  nicht  im 
Stande  wären,  auch  nur  einem  kleinen  Teil  der  Ansprüche  zu  genügen? 

Es  ist  ganz  folgerichtig,  wenn  der  Musikpiidagogische  Verband  die  Zulassung 
zu  diesem  Examen  von  dem  Besitze  des  £i;tyä/tri£^enzeugnisses  abhängig 
machen  wilL  Das  aber  bedei^t  eine  dirdcte  Erdrosselung  des  gesamten  Mu- 
sikerstandes, möchte  man  doch  selbst  von  den  Lehrern,  die  schon  im  Amte 
sind,  die  nachträgliche  ^Einholung  der  Konzession  auf  Grund  obiger  Bedin- 
gungen verlangen.  Wenn  für  die  Frauen  die  Absolvierung  der  höheren  Mäd- 
chenschule gefordert  wird,  so  bedeutet  das  für  diese,  wie  eingangs  dargestellt, 
keine  erhebliche  Verschiebung  der  geseillscbaftUchen  Verhältoisse,  weshalb 
der  Verband  in  den  Kreisen  der  Musiklehrerinnen  einen  bedeutenden  Rückhalt 
findet.  Aber  gerade  in  diesen  Kreisen  kann  man  erbauliche  Studien  machen, 
mit  welcher  Urteilsunfähigkeit  und  sozialen  Nonchalance  die  ganze  Angel^[en- 
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hcit  bchandcii  wird.  Ja,  man  schien  es  mir  aul  dem  letzten  musikpädagugischen 
Kongresse  im  Reichstagsgebäude  sehr  fibel  zu  nehmen,  als  ich  auf  die  sosial- 
politische  Seite  der  ganzen  Frage  hinwies.  Das  Gros  der  männlichen  Musik« 
lehrer  würde  venuciitctul  c'otroiTcn.  Denn  wenn  schon  in  der  königlichen 
Kapelle  iii  Berlin  nach  einem  vcrlasslichen  Zeugnis  vielleicht  nur  4  bis  5  Herren 
sitzen,  die  auf  der  Schule  das  Einjährige  gemacht  haben,  während  sie  doch 
ohne  Ausnahme  als  Privatlehrer  hochgeschätzt  sind,  wie  sieht  das  erst  in  den, 
zahllosen  grösseren  und  kleineren  Vereinsorchestern  und  sonstigen  Kapellen 
aus,  deren  Mitglieder  doch  ebenfalls  einen  nicht  zu  entbehrenden  Teil  ihres 
\''crflicnstes  aus  dem  Musiktmlerricht  schöpfen !  Befinden  sich  doch  in  der 
Körperschaft  unseres  vorneiimsten  Musikinstitutes,  der  königlichen  Hochschule 
für  Musik  in  Berlin,  genug  Elemente,  denen  der  Mt$sikpädago^ische  Verband 
die  genügende  Vorbildung  absprechen  würde.  Die  Forderung  des  Verbandes 
würde  in  praxi  gar  nichts  anderes  bedeuten,  als  die  gesamte  berufsmässige 
Ausübung  der  Musik  den  <  "lesellschaftskreisen  zu  reservieren,  die  im  stände 
sind,  ihre  Söhne  und  Töchter  sowohl  den  vorgeschriebenen  Schulweg  machen 
ztt  lassen,  als  auch  sie  mindestens  drei  Jahre  auf  ein  Konservatorium  einer 
Grossstadt  zu  senden,  mithin  denen,  die  auch  die  Mittel  für  ein  Universitäts« 
Studium  besitzen.  Und  würde  solch  ein  Zögling  nach  dreijährigem  kostspie- 
ligem Sludimn  /war  sein  Klavier  gar  trefflich  zur  Freude  seiner  Mitmenschen 
bemeistern,  aber  in  der  pa|)iernen  Pädagogik  und  Akustik  nicht  voll  genügen, 
auch  im  Musikdiktat  versagen,  so  bekäme  er  nicht  die  behördliche  Genehmigung, 
einen  Vorschüler  in  die  Geheimnisse  der  C-dur-Tonleiter  einzuweihen! 

So  bildet  der  Antrag  des  Musik padii^Oi^ischen  Verbandes  nicht  nur  ein  soziales 
Vergehen,  sondern  geradezu  eine  Absurdität,  die  nur  dadurch  zu  erklären  ist, 
dass  3ie  Männer,  die  diesen  Beschluss  fassen  konnten,  eben  vom  grünen 

Tisch  herab  und  im  einseitigen  Interesse  der  grossstädtischen  Konservatorien 
urteilen,  dass  sie  die  i\öte  des  Proletariats,  ja  der  grossen  Massen  ihres  Stan- 
des gar  nicht  kennen,  über  die  sie  hochmütig  die  Nase  rümpfen,  und  die  sie 
als  Winkelschulmeister  und  Marktschreier  an  den  Pranger  zu  stellen  suchen. 
Ausgesprochenermassen  kommt  es  bei  der  ganzen  Beweguni;  nicht  so  sehr 
auf  einen  Schutz  der  Schüler  heraus  vor  schleclitcm  Unterricht,  als  viehnehr 
auf  einen  Schutz  der  bessergestellten  Lehrer  gegen  unbequeme  Konkurrenz. 
Nicht  billiger  will  man  den  Unterricht  machen;  ganz  im  Gegenteil,  man  will 
den  billigen  Lehrern  das  Brot  nehmen,  um  den  Reicheren  das  Mahl  um  so 
prächtiger  vorsetzen  zu  kömien.  Und  das  nennt  Herr  Professor  Scharwenka, 
dessen  geachteter  Name  die  Eingabe  ziert,  Sosialpolitil: ' 

Während  im  Musiklehrergewerhe  der  Schüler  in  der  Regel  der  wirtschaftlich 
stärkere  Teil  ist,  ist  er  im  1 1 andel-iinurricht  —  immer,  soweit  es  die  weib- 
lichen Schüler  angeht  —  weit  eher  der  schwaciiere.  Während  es  sich  benn 
Musikunterricht,  unbeschadet  der  Heiligkeit  der  Kunst,  doch  in  der  Hauptsache 
bei  den  Schülern  um  einen  Lehrgegenstand  handelt,  der  in  selteneren  Fällen 
zum  künftigen  Lebenserwerb,  in  den  meisten  jedoch  nur  zur  Ausfüllung  der 
Musscstunden  mul  \'erschonernng  des  Daseins  dienen  soll,  wollen  die  Handels- 
schülerinnen ohne  jede  Ausnahme  das  Erlernte  zur  Fristung  dires  Lebens  be- 
nutzen. Musikunterricht  geniesst  nur,  wer  dazu  noch  Geld  übrig  hat,  die 
Handelsschule  besuchen  aber  Mädchen,  die  vielfach,  wie  die  Petition  ganz 
■richtig  bemerkt,  ihre  letzten  Spargroschen  auf  den  Altar  legen  oder  doch  das 
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Geld,  was  ihnen  ilirc  Eltern  für  die  .Ausbildung  vorstrecken,  später  mühsam 
wieder  zurückzahlen  müssen.  Wenn  es  auch  inmicr  mehr  sich  einbürgert,  dass 
Mädchen  auch  aus  sogenannten  besseren  Krähen  ihren  Lebensunterhalt  durch 
kaufmännische  Hilfsarbeit  erwerben,  so  sind  doch  diese  vermöge  ihrer  grösseren 
Bildunjj  und  ihrer  h'iheron  Finanzkraft  den  Schäden,  die  zweifellos  im  Be- 
triebe der  zahllosen  Handelsschulen  hervorgetreten  sind,  bei  weitem  nicht  so 
ausgesetzt,  wie  die  Töchter  der  kleineren  Handwerker  und  niederen  Beamten, 
zu  denen  sich  mehr  und  mehr  auch  Kinder  aus  Arbeiterfamilien  gesellen.  Die 
Petitif)!)  clcs  Kaufitiiinniscltcn  Verbandes  ist  im  Gegensatz  zu  der  dos  Musik- 
pädtT^O'^ischcu  Verbandes  immerhin  wenig;stens  im  Hereiche  sozialer  Möglich- 
keiten i^cbliebcn.  Es  geilt  aus  ihren  .Sätzen  hervor,  wie  viel  mehr  die  Antrag- 
stellcrinnen  mitten  im  sozialen  Leben  und  Kampfe  stehen,  wälirend  jene  sprich- 
wörtlich unpraktischen  Kunstler  nur  ängstlich  auf  die  Unantasti)arkett  der 
heiligen  Musica  bedacht  sind,  unbekämmert  auf  ihrem  hoben  Piedestal,  ob 
Tausende  von  Existenzen  darüber  zu  gründe  gehen. 

Der  Kaufmännische  Verband  für  Tveibliche  Auflest eUle  verlangt  also  Kon- 
zessionspflicht für  kaufmännische  Unterrichtsanstalten.  <lie  Personen  unter 
18  Jahren  unterrichten.  Für  die  Erteilung  soll  massgebend  sein:  die  Bedürfnis- 
frage, die  Befähigung  und  sittliche  Würdigkeit  des  Lehrers  und  der  Nach- 
weis genügender  Rätnnlichkeiten.  Ferner  wünscht  man  die  Aufstellung  von 
Normallehrplänen  für  i-,  1%-  und  3jährige  Kurse,  das  Verbot  kürzerer,  als 
T jähriger  Kurse,  die  l'eststellung  einer  V^erhältniszahl  zwischen  Schülern  und 
Lehrern  und  endlich  \  orschriften  über  eine  Mindestallgemeinbildung  der  auf- 
zunehmenden Schüler.  Leider  bleibt  der  Verband  in  diesen  Leitsätzen  nicht 
ganz  bei  der  Stange,  das  heisst,  gleichmässig  die  Interessen  aller  seiner  Mit- 
glieder zu  wahren.  Wir  bemerken  auch  hier  einen  gewissen  exklusiven  Zug. 
der  wohl  dadurch  zu  erklären  ist,  dass  die  grosse  Masse  ohne  \'erständnis  und 
Interesse  bei  seite  gestanden  hat  und  dem  intelligenteren  und  gebildeteren 
Teile  die  ganze  Gedankenarbeit  überliess,  der  natürlicherweise  dazu  neigt, 
möglichst  gleich  hohe  Bildtmgsansprüche  an  die  übrigen  zu  stellen;  nament- 
lich dem  Frauencharakter  liegt  die  Exklusivität  ziemlich  stark  im  Blute. 

Beginnen  wir  mit  der  Nachprüfung  der  Forderungen  von  hinten:  Vorschriften 

über  die  Mindestallgemeinbildung  der  in  die  Schulen  aufzunehmenden  jungen 
Leute.  Die  Begründung  der  Anträge  lässt  sich  über  diesen  Punkt  nicht  weiter 
aus;  es  will  mir  daher  scheinen,  als  wenn  man  sich  über  diese  Frage  selbst 
noch  nidit  so  recht  Idar  wäre  oder  gar  das  nicht  direkt  aussprechen  möchte, 
was  man  sich  im  Geheimen  wünscht.  Wir  haben  also  eine  ähnliche  Politik, 
wie  die  des  Musikpädagogischen  Verbandes,  nämlich  den  Versuch,  pjewisse  un- 
bequeme Elemente  auszuschlicssen.  iVfan  wird  sich  ja  nun  in  den  Kreisen 
der  Kontoristinnen  klar  darüber  sein,  dass  man  die  Forderung  etwa  des  Ab- 
gangszeugnisses der  ersten  Klasse  einer  höheren  Mädchenschule  nicht  gut 
erheben  kann.  Aber  etwas  Ahnliches  schwebt  doch  wohl  vor.  Denn  was  man 
sonst  verlangen  könnte,  wäre  höchstens  die  Absolvierung  der  ersten  Klasse 
einer  Gcmeindeschule.  \\  ic  dem  aber  auch  sein  mag.  wir  wittern  auch  hier 
den  Hauch  eines  gewissen  Bildungshochmutes  und  sozialer  Unduldsamkeit. 
Denn  mangelnde  Bildung  rächt  sich  in  diesem  Berufe  schon  ganz  allein, 
schwingt  sich  aber  ein  Mädchen  aus  eigener  Kraft  aus  tieferer  in  leitende 
Stellung  auf,  wer  sollte  das  nicht  begrüssen,  anstatt  hochmütig  die  Nase  zu 
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rümpfen,  weil  sie  dereinst  vielleicht  wegen  längerer  Krankheit  von  der  zweiten 
Klasse  der  Goneindeschule  abging,  da  der  Vater  nicht  die  Mittel  und  die  Ein- 

sieht  bcsass,  sie  bis  zum  Schlüsse  auf  der  Schule  zu  lassen?  Der  vorletzte 
Punkt,  die  Fcstsctzunjj  cintr  \'crhältniszahl  zwischen  Schülern  und  Lohrern, 
fällt  mit  der  Forderung  des  Nachweises  genügender,  den  gesundheitlichen  For- 
derungen der  Neuzeit  entsprechender  Räumlichkeiten  der  Tendenz  nach  zu- 
sammen. Über  die  Berechtigung  dieser  Wünsche  braucht  man  nicht  zu  dis- 
kutieren. * 

Verstärkt  wird  aber  der  Eindruck  einer  gewissen  unsozialen  Politik  auch  des 
Kaufmännischen  ycrbandes  durch  die  ersten  beiden  Punkte.  In  erstcrem 
wird  die  Aufstellung  eines  Xormallchrplanes  für  i-,  lU-  und  ^jährige  Kurse 
gefordert,  und  im  anderen  will  man  die  Ausschliessung  aller  kürzeren  als 
ijährigen  Kurse  bewirken.  Welche  Wirkungen  würden  nun  solche  Bestim- 
mungen haben  ?  Sie  würden  einen  grossen  Teil,  wenn  nicht  gar  die  Hälfte  der- 
jenigen Bevölkcrung'-scliichtcn.  aus  denen  sich  dieser  Stand  gegenwärtig  zu- 
sammen setzt,  schlechtweg  für  die  Zukunft  von  dem  Berufe  der  Kontorange- 
stcUten  ausschliessen.  Denn  welcher  kleine  Mann  hat  die  Mittel,  um  seine 
Kinder  —  man  nehme  nur  eine  mehrköpf  ige  Familie  an  —  nach  vollendeter 
Schulzeit,  in  einem  Alter,  wo  die  Lebensbedürfnisse  bereits  erheblich  ge- 
wachsen sind,  noch  ein  ganzes  Jahr  vom  Broterwerb  zurückzuhalten  und 
obendrein  ein  inmier  hohes  Schulgeld  zu  bezahlen?  Halten  wir  uns  doch  an 
die  realen  Bedürfnisse !  Wenn  man  an  eine  Kontoristin  willkürlich  so  hohe 
Anforderungen  stellt,  dass  deren  Erfüllung  mindestens  ein  Studium  von  einem 
Jahr  bedingt,  dann  muss  man  natürlich  eine  so  lange  Lehrzeit  zur  Bedingung 
machen,  genau  so,  wie  der  Musikpädagogische  Verband  ein  rigoroses  Examen 
hervorzaubert  und  nun  sagt:  ergo  müsst  ihr  zum  mindestens  Einjährigen' 
bildung  haben  und  drei  geschlagene  Jahre  studieren  ! 

Womit  wird  denn  ein  Mädchen  durchschnittlich  im  Kontor  beschäftigt?  Ich 
sehe  ab  von  den  sogenannten  Stenotypistinnen,  deren  Können  mehr  eine  ge- 
wisse Handfertigkeit  bedeutet,  doch  aber  gerade  wegen  seiner  Bequemlichkeit 
von  den  Töchtern  der  sozial  höheren  Stände  bevorzugt  wird,  die  sich  vielfach 
nur  bei  möglichst  kurzer  Arl)cit^/cit  ein  hül>sclies  Taschengeld  verdienen 
wollen  utid  es  eigentlich  i^ar  nicht  nötii^  haben,  tatsächlich  aber  die  gefähr- 
Hchsten  Drohnen  und  Freisdrücker  in  ihrem  Gewerbe  sind.  In  der  Regel  nur 
einfache  Buchführung,  bei  doppelter  die  Führung  von  etwa  ein  oder  zwei 
Buchern,  die  Ausfüllung  von  Lohnbüchern,  Korrespondenz,  das  heisst,  dik- 
tierte Briefe  aus  ihrem  Stenogramm  mit  der  Maschine  oder  Hand  abschreiben: 
damit  erschöpfen  sich  doch  die  Anforderungen,  die  anfangs  gestellt  werden. 
Und  ich  erwähnte  bereits,  dass  auch  im  Kontorwesen  die  Arbeitsteilung  und 
Mechanisierung  stetig  zunimmt,  so  dass  in  grösseren  Betrieben  jeder  Beamte 
überhaupt  nur  ein  Buch  zu  führen  bekommt.  Natürlich  wird  einer  Angestell- 
ten, die  sich  gut  eingearbeitet  hat  und  Geschick  zeigt,  mit  der  Zeit  mehr  Selb- 
ständigkeit eingeräumt,  und  so  sehen  wir  Frauen  häufig  in  verantwortungs- 
vollen Stellungen.  Das  ist  dann  aber  ihr  ureigenes  Verdienst  und  hat  gewiss 
mit  ihrer  einstigen  Handelsschule  meistenteils  recht  wenig  zu  schaffen.  Diese 
Damen  beweisen  eben  nur,  dass  man  auch  schon  trotz  der  bisherigen  Verhält- 
nisse bei  Fleiss,  l'msicht  und  Klugheit  Tüchtiges  erreichen  konnte.  Denn  das 
ist  doch  zu  beachten:  Die  Kenntnisse  der  Handelsschulen  sind  trotz  aller 
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Masterkontors  in  der  Hauptsache  theoreCisdi^  fast  in  jeder  Branche  ändern 
sich  Buchführung  und  Usancen;  die  beste  Schnlmig  ist  tind  bleibt,  wie  überall» 
die  praktische  Tätigkeit. 

Braucht  ein  au^ewecktes  Mädchen  zur  Ertottung  dieser  Fächer  bei  einigem 
Fleiss  wirklich  ein  ganzes  Jahr?  Ich  für  meinen  Teil  verpflichte  mich,  ein- 
fache, doppelte  und  amerikanische  Buchführung  in  14  Tagen  so  zu  erlernen, 
dass  ich  billigen  Anforderungen  zu  entsprechen  vermag  —  wenn  ich  nur 
guten  Unterricht  erhalte.  Dam  im  Unterricht  liegt  allein  der  Kernpunkt. 
Nicht  seine  Dauer  ist  auf  den  Handelsschulen  —  naturlich  von  den  Schwindel- 
haftesten  Auswüchsen  abgesehen  —  zu  kurz  bemessen,  sondern  der  Unter- 
richt ist  zu  miserabel;  wird  er  doch  vielfach,  selbst  in  dem  Namen  nach  sehr 
bekannten  Handelsschulen,  von  Jünglingen  erteilt,  die  soeben  erst  selbst  der 
Sdiulbank  entlaufen  sind.  Wenn  also  der  Kaufmännische  Verband  den  Unter» 
rieht  von  einer  Konzession  abhängig  machen  will,  der  die  Tüchtigkeit  des 
Lehrers  zugrunde  liegen  soll,  so  ist  das  bei  vernünftiger  und  praktischer  Hand- 
habnnt^  zu  begrüssen ;  bei  diesem  verbesserten  Unterricht  braucht  aber  mm 
nicht  auch  seine  Dauer  verlängert  zu  werden.  Es  ist  dann  nur  zu  fürchten, 
dass  die  rein  praktische  Bedeutung  der  Privathandelsschule  verletzet  und 
ein  überflüssiges  akademisches  Wissen  von  Lehrern  und  Lernenden  verlangt 
wird.  Es  handelt  sich  bei  den  Mädchen  in  überwiegender  Mehrzahl  gar  nicht 
um  die  Ausbildung  zu  selbständigen  Kaufleuten,  als  vielmehr  zu  kaufmänni- 
schen Hilfskräften  für  beschränktere  Verwendung,  so  ist  zum  Beispiel  für  die 
meisten  Spracfaenkenntnis,  die  sie  doch  selten  nur  verw^ten  keimten,  über- 
flüssig. Man  vergesse  nicht,  dass  die  Verbrettung  der  Kontorstellungen  in 
den  unteren  Ständen  für  diese  zweifellos  eine  teilweise  Besserung  ihrer 
I^bensstellungen  herbeigeführt  hat.  Denn  in  diesem  Berufe  werden  bei 
einigermassen  guten  Leistungen  entschieden  höhere  Löhne  gezahlt,  als  etwa 
den  Veikättferinnen,  auch  sind  Arbeitsxeit  und  Bdiandlung  gewöhnlich  gün- 
stiger. Gerade  auf  diesen  Getneten,  beispielsweise  in  bezng  auf  Gewlhrung 
von  Sommerferien  an  die  Angestellten,  hat  sich  der  Kaufmännische  Verband 
manche  Verdienste  erworben,  die  man  anerkennen  muss.  Er  darf  aber  jetzt 
nicht  die  Hand  dazu  bieten,  die  Klutt  zwischen  den  Kontor-  und  den  anderen 
Handdsangestellten  (Verkinferinnen,  Expedientinnen,  Stenotypistinnen  usw.) 
allzusdir  zu  verbreitem  und  dadurch  deren  Solidaritätsgefühl  gegenüber  ihren 
Arbeitgebern  zu  zerstören.  Ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  es  nicht  über- 
haupt den  Interessen  des  ganzen  Standes  etwas  widerspricht,  wenn  seine 
Forderungen  nach  Geschlechtern  getrennt  behandelt  werden. 

Entschieden  sind  freilich  an  der  vorlic£^cndcn  Frage  die  männlichen  Berufs- 
mitglieder bei  weitem  nicht  so  interessiert,  wie  die  Frauen.  Denn  soweit  jene 
in  einem  Alter  unter  18  Jahren  in  das  Kontor  eintreten,  unterliegen  sie  dem 
Fortbilduttgsdralzwange  und  besuehen  daneben  keine  Handdssdiule  mehr; 
die  von  dem  Kaufmannischen  V^erbond  verlangte  Konzessionspflicht  soll  sich 
aber  nur  auf  solche  Anstalten  erstrecken,  die  junge  Leute  unter  dieser  Alters- 
grenze aufnehmen.  Und  die  jungen  Leute,  die  mit  einer  Schulbildung,  die 
sie  von  dem  Fortbildungssdiulzwange  befreit,  noeh  vor  18  Jahren  in  den 
Kaufiniannsberuf  eintreten,  sind,  sofern  sie  überhaupt  eine  Handebsdiule  auf- 
suchen, seinen  Schäden  nicht  so  ausgeliefert.  Die  logische  Schlussforderung 
wäre  ja  nun  höchst  einfach:  es  muss  mit  allen  Mitteln  dahin  gestrebt  werden, 
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die  ForilMMungsschule  auch  für  die  Mädchen  obligatorisch  zu  machen!  Man 
muss  alKrdinL^?  ?o  t^erecht  sein  und  anerkennen,  dass  der  Kaufmännische  Ver- 
band zuNannncn  nni  anderen  Vereinen,  besonders  dem  Zentralverhand  der 
Handlungsgehilfen  und  -gehüf innen  Deutschlands,  för  dieses  Ziel  seit  Jahren 
eintritt. 

Wir  erleben  seit  langem  ein  eigentümliches  soziales  Schauspiel.  Die  Zu- 
lassung zu  den  Universitätsstudien  wird  immer  weiteren  Kreisen  ermöglicht, 
die  früher  wegen  ihrer  Sclnilbildung  ausgeschlossen  waren  und  dem  Kauf- 
niannsstande  und  den  technischen  Wissenschaften  zugeführt  wurden.  In 
Standen  dagegen,  die  bisher  keinerlei  besondere  Schulexamensansprfiche  an 
ihre  Mitglieder  zu  stellen  pflegten,  werden  Bestrebungen  laut,  die  den  Zugang 
zu  diesen  verklausulieren  wollen,  und  gerade  in  den  beiden  Ständen,  in  denen 
bislan'4  mit  Recht  der  freiheitliche  und  fortschrittliche  Grundsatz  galt  Dem 
Tüchtigen  und  Mutigen  gehört  die  Welt!  Künstlerstand  und  Kaufmannsstand 
konnten  beide  mit  gleichem  Stolze  von  sich  sagen,  dass  in  ihren  Reihen  schon 
der  jüngste  Rekrut  den  Feldmarschallstab  im  Tornister  trage. 

Zwischen  den  Handelsschulen  und  den  Musikinstituten  bestdit  ein  tief- 
greifender Wesensunterschied.  In  den  ersteren  haben  wir  es  mit  einem 
scharf  abgegrenzten,  durchaus  in  Paragraphen  zu  fassenden  Lehrkreis  zu  tun, 

und  es  würde  daher  keine  besondere  Schwierigkeit  bieten,  auf  Grund  prakti- 
scher Erwägungen  bestimmte  Lehrpläne  aufzustellen.  Nicht  so  bei  den  Musik- 
schulen. Zwar  lassen  sich  für  die  Nebenfächer,  das  hetsst  die  rein  theoretisdien, 
wie  auch  für  Musi1^[eschichte.  Instrumentenbau,  Akustik  usw.,  ebenfalls  leicht 
bestimmte  Prüfungsnormen  und  Lehrmethoden  festsetzen.  Nicht  aber  für  das 
wichtigste  Moment,  das  musikalische  respektive  das  musikpädagogische.  Hier 
wogt  der  Kampf  der  Meinungen  und  Methoden  seit  Jahrhunderten  hin  und 
her;  nicht  einmal  die  Frage  des  Fingersatzes,  der  Armhaltung  usw.  ist  wider- 
spruchslos entschieden,  ganz  zu  schweigen  von  den  Gesangs-,  Sprech-  und 
Atmongsmethoden,  die  sich  grimmig  befehden.  Das  also,  was  für  die  Praxis 
und  für  das  Publikum  die  Hauptsache  ist,  entzieht  sich  jeder  Prüfliarkeit ;  die 
Folge  würde  nur  eine  vollständige  Schablonisicrung  sein,  die  dem  Wesen  jeder 
Kunst  auf  das  Ausserste  widerstreitet.  Dadurch  allein  wird  der  Wert  eines 
Lehrdiphnns  für  MusiMehrer  ein  ziemlich  problematisdier,  denn  für  die 
Tüchtigkeit  des  Lehrers  gibt  es  keinerlei  Gewähr;  es  wäre  nur  ein  Dokument 
für  das  Publikum,  dass  sein  glücklicher  Inhaber  nach  dem  Schema  F  ausge- 
bildet ist  Alle  gesetzlichen  Massnahmen  sind  ohnehin  Flickarbeit.  Auch 
der  Besitz  einer  Konzcssion  oder  eines  Befähigungsnachweises  bürgt  noch  nicht 
dafür,  dass  der  Lehrer  die  erworbenen  Kenntnisse  auch  wirklich  nutzbringend 
verwendet.  Wie  speziell  will  man  die  Kontrolle  des  Privatunterrichtes  in  den 
Wohnungen  durchführen?  Auch  die  Festsetzung  einer  bestimmten  Lehrzeit 
kann  nicht  helfen,  Reklame  und  Unterbietung  werden  dadurch  nicht  aus  der 
Welt  geschafft  Der  Konkurrenzkampf  würde  eben  nur  einen  Teil  der 
diplomierten  Lehrer  dazu  zwingen,  sich  all  ihres  Wissensqualms  zu  entladen 
und  dem  Publikum  zuliebe  in  alter,  beliebter  Weise  weiter  zu  unterrichten. 
Aufklärung  aller  Beteiligten  durch  Fach-  und  Tagesprcsse:  das  ist  der  einzig 
Erfolg  versprechende  Weg.  Nicht  soll  man  die  sozial  tiefer  Stehenden  nach 
dem  Rezept  des  Musikpädagogischen  Verbandes  noch  tiefer  hinabstossen,  son- 
dern auch  in  den  Kleinsten  jedes  Standes  ein  gewisses  Standesgefiihl  zn 


Lviyiii.-Cü  Ly  uooole 


HUDOLF  ALBRECHT  THCUDO«  KRAUSE  •  ZWEI  ÄUSSERLICH  KONVERGIERENDE  ETC.  54g 


"wedcen  suchen.  Nicht  indem  man  ihnen  vorpredigt,  was  für  bedeutende 
Faktoren  sie  doch  eigentlich  seien,  sondern  indem  man  sie  auf  Rechte  und 
Pflichten  glcichmässig  hinweist  und  ihre  Bildung  mit  allen  Mitteln  zu  fördern 
sucht.  Äusserlich  zwar  verfolj^t  auch  der  M'.'.slkKidai^fl!^ischc  Verband  diese 
Ziele,  aber  er  will  seine  Segnungen  doch  nur  den  bevorzugten  Klassen  vor- 
Ixriialien.  Er  ruiniert  Tausende  von  Existenzen,  schliesst  ganze  GesclLschatts- 
schichten  von  einem  jahriiundertelang  geübten  Berufe  kurzerhand  aus,  er  nützt 
nur  den  wirtschaftlich  Starken  und  vergewaltigt  das  Publikum,  das  doch  mit 
■den  akademischen  Lehrern,  die  <hT  <:::cnanntc  Verband  seit  wenigen  Jahren  in 
<lie  Welt  sendet,  noch  keineswegs  so  glänzende  Erfahrungen  gemacht  hat,  dass 
der  Wunsch  nach  deren  Monopolisierung  laut  geworden  wäre.  Vielmehr 
durfte  die  Existenz  dieser  diplomierten  hdatr  in  weitesten  Kreisen  unhekannt 
sein.  Vor  allen  Dingen  würde  durch  sie  dem  Bedürfnisse  der  unteren  und 
mittleren  Volksklassen  nicht  Rechnung  getragen. 

Nicht  jeder  Beruf  taugt  für  eine  allzu  weitgehende  Reglementierung.  Wer 
die  Polizei  ruft,  wo  sie  nicht  hingehört,  dem  geht  es,  wie  dem  Zauberlehrling: 
■er  wird  ihre  Geister  nicht  wieder  los. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

CONRRD  MISS  •  SEEMANnSKRANKHEITEN 

lEFMÜTTERLICH  wird  der  deutsche  Seemann  von  seinen  Mit- 
menschen, stiefmütterlich  von  seinen  Vorgesetzten,  stiefmütterlich  von 

seinem  Arbeitgeber,  dem  Reeder,  stiefmütterlich  von  den  in  sein  Be- 
reich kommenden  Behörden  aller  Grade  behan'kh.«')    Seit  der  Zen- 
tralvorsitzcnde  des  Seemannsverbandes  diesen  Satz  schrieb,  sind  fast 
5  Jahre  verflossen,  aher  er  ist  heute  noch  wahr.   Damals  war  im  Reichstage 
■gerade  die  Seemannsordnung  vwi  1872  revidiert  worden,  und  als  Folge  dieser 
Revison  erblickte  das  seither  so  oft  als  bedeutendes  Arbeiterschutzgesetz  ge- 
priesene Machwerk  der  neuen  Seeniannsordiumg  das  Licht  der  Welt.   Die  Illu- 
sion über  die  Arbeiterfreundlichkeit  dieses  Gesetzes  ist  inzwischen  wenigstens 
in  den  Kreisen  der  seemännischen  Arbeiter  längst  zerstört.   Wenn  trotzdem 
Insher  so  wenig  über  die  Leiden  und  Entbehrungen  der  Seeleute,  die  Aus» 
beutung  unfl  Willkür,  die  Recht-  und  Schntzlostgkeit,  über  die  sie  klagen,  in  die 
"breite  Öffentlichkeit  gedrungen  ist,  wenn  auch  hente  noch  tles  Seemannes  Leben 
und  Treiben  für  den  Binnenländer  mit  einem  gewissen  Nimbus  umgeben  ist,  so 
liegt  das  zum  grossen  Teil  an  der  Bescheidenheit  der  seemännischen  Arbeiter 
■selbst  Der  Vorsitzende  des  Seemannsverbandes  meinte  auf  dem  ersten  Schutz« 
Icongress  für  alle  in  der  Schiffahrt  und  im  Schiffbau  beschäftigten  Arbeiter, 
<ler  vom  19.  bis  zum  21.  März  vorigen  Jahres  in  Berlin  tagte: 

»Die  Schuld,  dass  bisher  die  Öffentlichkeit  so  wenig  unterrichtet  ist,  tragen  wir 
selbst,  die  interessierte  Arbeiterschaft  verabsäumte  es  vor  allem,  die  Tagespresse,  die 

es  wagt,  ein  freies,  offenes  Wort  zu  reden,  über  ihre  Leiden  zu  infonnieren,  sie 
benutzte  die  Organe  der  öffentlichen  Kritik  zu  wenig  als  ihr  Sprachrohr,  sie  war 
rza  be8dieiden.€ 

Dieser  unangebrachten  Bescheidenheit  der  seemännischen  Arbeiter  ist  es  zum 
Teil  zuzuschreiben,  wenn  weite  Kreise  der  deutschen  Bevölkerung  von  den 
Interessen  des  Seemannes  wenig  oder  gar  nichts  wissen.    Für  heute  sei  nur  ein 

>)  V'ergL  Paul  Maller  UU  ngu*  SttmantuoräHung,  ihrt  GtschuAU  und  ihre  BtdtHlung  ia  den 
JSmMi$ti$ekm  Momt$k^ttmt  i^as,  J.  Bd.,  pac>  70J. 
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Blick  auf  die  gesundheidichen  Gefahren  gerichtet,  denen  der  Seemann  bei  der 
Ausöbung  seines  Berufes  ausgesetzt  ist 

Sogenannte  Berufskrankheiten,  das  heisst  Krankheiten,  die  mit  der  Ausübung 

des  Berufes  in  ursächlicliem  Zusammenhang  stehen,  die  als  eine  Fol^^e  iler  Be- 
rufstätigkeit zu  betrachten  sind,  fmdcn  wir  mehr  oder  minder  in  jedem  Gewerbe. 
Sehen  wir  ab  von  den  durch  gesundheitswidrige  Wohnungseinflüsse  hervorge- 
rufenen Erkrankungen  und  Ansteckungen,  unter  denen  durchweg  alle  Arbeiter« 
kategcurieen  und  last  not  least  die  Seeleute  im  besonderen  leiden,  so  finden  wir 
mit  wenigen  Ausnahmen.  <lass  für  jedes  Gewerbe  hauptsächlich  meistens  nur 
eine  Krankheit  als  direkte  Berufskrankheit  in  Frage  kommt.  Anders  sieht  es 
leider  für  die  Seeleute  aus,  denn  der  Seemannsberut  ist  nicht  nur  einer  der  ge- 
fährlichsten und  verantwortungsvollsten»  er  ist  auch  der  ungesundesten  einer; 
und  das  trotz  der  Seeluft  Und  nicht  nur  unter  direkten  Berufskrankheiten 
leiden  die  Seeleute,  sondern,  wie  wir  sehen  werden,  auch  unter  indirekten. 

Als  eine  der  ältesten  direkten  Beruf'^krankheiten  der  Seeleute  ist  zweifellos  der 
Skorbut  zu  betrachten,  der  besonders  oft  auf  den  Segelschiffen  mit  langen 
Reisen  grassiert  und  manchmal  ganze  Schiffsbesatzungen  dahingerafft  hat.  Un- 
mittelbar veranlasst  wird  Skorbut  in  der  Regel  durch  Entbehrung  des  Genusses 
von  frischer  Pflanzenkost,  neben  langdauernder  Sa]zfleischverpfl^;ui^;  als  vor- 
bereitende l'rsachen  sind  alle  die  Umstände  zu  betrachten,  imter  denen  der 
Seemann  sein  Leben  fristen  muss,  nämlich:  feuchtes,  kaltes  und  anhaltend 
schlechtes  Wetter,  rascher  Klnnawechsel,  harte  Arbeit,  schlechtes  Logis  usw. 
Pass  der  durch  harte  Arbeit  und  schlechte  Kost  au^;emergelte  Seemann,  der 
noch  dazu  in  Löchern,  genannt  Logis,  sein  Leben  fristet,  die  jeder  Beschreibung 
spotten,  für  diese  Krankheit  besonders  prädisponiert  ist,  ist  erklärlich.  Bei 
Skorbut  wird  die  Gesichtsfarbe  gräulich,  das  Zahnfleisch  gewnistet  mit  blau- 
rotem Saum  und  leicht  blutend,  die  Zähne  werden  locker.  Es  treten  Blutunter- 
laufungen,  rote  bis  blaurote  Flecken,  sowie  Blutungen  aus  Nase,  Zahnfleisch 
und  Magen  auf,  und  gewöhnlich  macht  eine  Blutung  ins  Gehirn  mitleidig  der 
Oual  ein  Knde.  Da  gerade  auf  .Segelschi (Ten  die  Gefahr  der  Skorbuterkrank- 
ungen am  grössten  ist,  diesr  aln'r  wohl  ausnahmslos  ohne  Arzt  fahren,  werden 
selten  einmal  von  der  Krankheit  Befallene  gerettet.  Wie  man  dieser  schreck- 
lichen Krankheit  entgegenarbeitet,  beweist  uns  ein  Passus  aus  der  auf  Veran- 
lassung des  Staatssekretars  des  Innern  vom  kaiserlichen  Gesundheitsamt  be- 
arbeiteten Anleitung  snr  Gesundheitspflege  an  Bord  von  Kauffahrteischiffen^ 

Es  heisst  <lort : 

>Atn'  länKt  rcn  Reisen  ist  die  regelmässige  wöchentliche  Verausgabung  von  frischem, 
cingemacliicin  otU  r  getrocknetem  Gemäse  oder  Kartoffeln,  sowie  nach  6wöchent- 
Lchem  Salzlleischgenuss  von  präserviertem  Fleisch  unbedingt  erforderlich.« 
Gibt  der  Kapitän  also  in  12  Wochen  ein  ganzes  Mal  praserviertes  Fleisch,  so 
hat  er  die  Vorschriften  besagter  Anleitung,  die  nicht  einmal  gesetzlich  sind^ 
erfüllt,  und  wahrend  der  übrigen  83  Tage  dürfen  die  Mannschaften  ruhig 
Salzfleisch  essen. 

Neben  dem  Skorbut  spielt  auch  die  Beriberikrankheit  eine  unheilvolle  Rolle  in> 
Secmannsleben.  Smd  von  ihr  auch  gewöhnlicli  Chinesen,  Japaner,  Laskaren 
usw.  in  erster  Linie  bedroht,  so  sind  doch  auch  schon  eine  Menge  europäischer 
Seeleute  von  ihr  heimgesucht  worden.  Sie  kommt  besonders  bei  der  Durch- 
fahrt durch  das  Rote  Meer  vor.  Eine  weitere  ausserordentliche  Gefährdung 
der  Gesundheit  der  Seeleute  bringen  die  Reisen  nach  den  Festhäfen  In- 
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diens;  den  Gelbfteberhäfcn  Brasiliens  und  Westindiens  und  den  Sumpffieber- 
distrikten  Afrikas  mit  sich.   In  dem  brasilianischen  Hafen  Santos,  der  als 

Fieberherd  eine  traurige  Berühmtheit  unter  den  Seeleuten  besitzt,  sind  im  Jahre 
1891-1892  rund  3-  bis  400  Seeleute  der  Hamhiirg-Sudamcrikanischcn  Dampf- 
schiifahrtsgescllschaft  zu  gründe  tjegangen.  Von  der  60  Mann  starken  Besatz- 
ung des  Norddeutschen  Lioyd- Dampfers  Cöln  starben  21  Mann  in  Santos,  also 
vber  33  %.  Fast  jedes  Schiff»  das  nach  Santos  Iwmmt,  muss  dem  Tod  seinen 
Tribut  zollen.  Ich  hatte  im  Jahre  1900  persönlich  Gelegenheit,  im  Hafen  von 
Santos  eine  ganze  Anzahl  Schiffe  zu  beobachten,  deren  Mannschaften  vollständig 
oder  bis  auf  einige  wenige  Mann  ausgestorben  waren.  Allerdings  Hesse  sich 
das  Anlaufen  der  Schifte  in  Sautos  vermeiden,  wenn  die  dorthin  bestimmte 
Ladung  in  Rio  de  Janeiro  gelöscht  würde,  allein  darunter  würde  der  Gewinn 
der  Reedereien  leiden,  und  dafür  sind  diese  nicht  zu  haben.  Das  Leiborgan 
des  Herrn  Ballin,  die  Hansa,  schreibt  am  Schlüsse  eines  längeren  Artikels  über 
die  sozialpolitischen  Lasten  der  Reeder: 

»Die  Reederei  ist  zum  Gelderwerb  da  und  soll  nicht  dienen  als  Versuchsobjekt  für 
alle  möglichen  sozialpolitisehen  Experimente.« 

Klar  und  deutlich.  Ausser  den  angeführten  Krankheiten  ist  noch  die  asiatische 
Cholera  zu  erwähnen,  von  der  der  Seemann  auf  seinen  Reisen  vielfadi  be- 
droht ist. 

Eine  Hauptgefahr  für  die  Gesundheit  des  Seemannes  ist  der  schnelle  Klima- 
wechsel, die  Zahl  der  dadurcii  verursachten  Krankheiten  ist  keine  geringe: 
Rheomatismus,  Hitzschlag,  Gicht,  Tuberkulose,  sowie  Erkältungen  und  deren 
Folgeerscheinungen.  Infolge  seines  Berufes  sieht  sich  der  Seemann  aus  dem 
nordischen  Winter  in  wenigen  Tagen  in  ein  tropisches  Klima  versetzt,  um  dann 
entweder  wieder  zurück  nach  dem  Norden  oder  zu  der  eisigen  Luft  der  süd- 
lichen Meere  und  zuletzt  wieder  in  einem  tropischen  Klima  zu  landen.  Der- 
artigen Temperaturänderungen,  denen  ein  wohlgenährter  Organismus  auf  die 
Daner  nicht  gewachsen  wäre,  kann  der  Körper  des  Seemannes  um  so  weniger 
Widerstand  entgegensetzen,  als  er  bei  den  Erfordernissen  des  Dienstes  weder 
auf  genügende  und  zweckmässige  Kleidung,  noch  sonst  auf  \'orschriftcn  der 
Gesundheitspflege  genügend  achten  kann.  Besonders  leidet  in  der  Tropenfahrt 
das  Maschinenpersonal  unter  der  Einwirkung  der  Hitze.  Aus  Ersparnisgründen 
sind  die  Kessel-  und  Heizräumc  so  eng,  wie  nur  ii^fend  möglich,  eingerichtet. 
Die  Hitze  steigt  in  diesen  Räumen  zeitweise  auf  40  bis  50',  ja  manchmal  noch 
höher,  so  dass  Hitzschlagerkrankungcn  leider  häufig  vorkommen.  Auch  die 
grösstc  Anzahl  der  Heizer-  und  Trimmerselbstmorde  ist  eine  direkte  oder  in- 
direkte Folge  dieser  hohen  Temperaturen,  die  auch  in  Verbindung  mit  dem 
Staub  und  der  verdorbenen  Luft  erschreckend  viele  Schwindsuchtsfälle  be- 
wirken. Wurde  doch  bereits  vor  Jahren  festgestellt,  dass  zirka  38  %  der  See- 
leute an  Schwindsucht  sterben.  Ferner  wird  jahraus,  jahrein  durch  die  Bruch- 
leiden eine  grössere  Anzahl  Seeleute  mehr  oder  minder  zu  Krüppeln  gemacht. 

Die  Zahl  der  Krankheiten,  die  den  Seemann  bei  der  Ausübung  seines  Berufes 
bedrohen,  ist  also  eme  erschreckend  grosse,  und  es  sind  fast  ausnahmslos  ge- 
fäiirliche  Krankheiten,  denen  er  ausgesetzt  ist.  Ein  früher  Tod  ist  denn  auch 
meistens  dem  Seemann  beschieden,  der  es  nicht  beizeiten  vorgezogen  hat,  dem 
Seemannsberuf  Valet  zu  sagen^  und  sich  an  Land  irgendwo  eine  Existenz  zu 
Sttdien.  Alte  Seeleute  findet  man  sehr  selten. 
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Die  bisher  erwähnten  Krankheiten  müssen  wir  ausnahmslos  als  direkte  Berufs- 
krankheitea  betrachten.  Dazu  kommen  aber  noch  —  und  das  sind  gerade  die 

schlimmsten  —  die  indirekten.    Zu  diesen  haben  wir  den  Alkoholismus- 

und  die  v  c  n  c  r  i  s  c  Ii  c  ii  Krankheiten  zu  rechnen.  Ks  ist  eine  traurig^ 
Tatsache,  dass  man  diese  Krankheitscrscheinunj^en  als  indirekte  Berufskrank- 
heiten der  Seeleute  bezeichnen  niuss,  und  diese  Tatsache  hat  nicht  nur  bei 
manchen  ehrbaren  Spiessem,  sondern  auch  in  Reederkreisen  sittliche  Ent- 
rüstung hervorgerufen.  Ja,  bis  zum  Jahre  1902  waren  die  von  einer  syphili» 
tischen  Krankheit  befallenen  Seeleute  laut  §  50  der  Seeniannsnrdnung  von  1.972, 
unter  deren  Se_2;nun.i;eti  die  Seeleute  drei  JahrzelirUe  seni/ieii.  von  der  l"ürsorj;e- 
ptlicht  der  Reeder  ausgeschlossen.  (Jeniäss  §  57  des  selben  (Jesetzes  konnte  der 
SO  erkrankte  Schiffsmann  jederzeit  sofort  ahgemustert  werden,  ohne  dass  der 
Reederei  die  Pflicht  oblag,  den  bcdauernsv.erien  Mann  in  die  Heimat  zu  lie- 
fern. tTicr  die  Folj^en  dieser  drakoniscluii  lle^ti^lInung  werden  wir  uns  weiter 
unten  klar  werden.  Vorderhand  sei  kurz  untersucln.  welche  l'nistände  zu  der 
so  häufigen  Infektion  des  Seemannes  führen.  Dass  man  es  mit  einer  Erschei- 
nung zu  tun  hat,  die  in  der  Eigenart  des  seemännischen  Lebens  begründet  ist^ 
haben  anscheinend  auch  die  Abgeordneten  bei  der  Revision  der  Seemannsord- 
nung im  Reichstage  eingesehen,  denn  damals  wurden  die  bereits  oben  erwähn- 
ten drakonischen  Bestimmungen  der      50  und  57  aufgehoben. 

Die  Antwort  auf  die  Frage»  was  den  Seemann  dem  Alkoholismus  in  die  Arme 

treibe,  lässt  sich  nicht  mit  ein  paar  Worten  geben.  Es  sind  verschiedene  Um- 
stände, die  da  mitwirken  und  von  unheilvoller  Bedeutung  sind  In  erster  Linie 
ist  es  die  oft  wochen-,  ja  zuweilen  monatclangc  erzwungene  Enthaltsamkeit; 
sowc^l  in  bezug  auf  den  Genuss  alkoholischer  Getränke,  als  auf  den  geschlecht- 
lichen Verkehr,  dem  der  Seemann  bei  der  Ausübung  seines  Berufes  unterworfen 
ist.  Während  der  langen  Fahrt  hat  er  keine  andere  Abwechselung,  als  die  ewig 
eintönige  Arbeit,  Leiden  und  lintbehrungcn.  Gefahren  und  oft  Hunger.  Ist  es 
da  verwunderlich,  dass  er,  der  meistens  noch  jugendlich  ist,  an  Land  angekom- 
men, sich  mit  einem  Hetsshunger  dem  Genüsse  hingibt,  der  für  den  nüchternen 
Landmenschen  befremdend  ist?  Hinzu  kommt,  dass  der  durch  schwere  Arbeit 
entkräftete,  ungenügend  genährte  Körper  des  Seemannes  den  Wirkungen  des 
Alkohols  leichter  erliegt,  als  der  an  den  recrelmässii^r^.n  Genuss,  an  ein  regel- 
mässiges Leben  gewohnte  Körper,  ]-.in  weiterer  für  den  Seemann  unseliger 
Umstand  ist  die  niedrige  Entlohnung  seiner  Arbeit  und  die  daraus  resultierende 
Unmöglichkeit,  steh  ein  Heim  zu  gründen.  Die  Mehrzahl  der  deutschen  See> 
leute  verdient  monatlich  durchschnittlich  62  bis  67  Mark.  Ein  derartiger  Ver- 
dienst ermöglicht  die  Ernährung  einer  Familie  unter  den  heutigen  \'erliältnisscr> 
nicht.  Andererseits  machen  auch  die  ständigen  Reisen  dem  Seeinami  die  Ehe 
illusorisch,  da  er  doch  niemals  oder  doch  nur  sehr  selten  bei  seiner  Familie 
sein  kann.  In  der  Seefahrt,  dem  Organ  des  Vereins  der  Kapitäne  und  Offiziere 
der  Handelsmarine,  klagt  ein  Offizier,  dass  er  pro  Jahr,  wenn  er  seine  sämt- 
lichen Freistimdcn  im  Heimatshafen  addiere,  nur  etwa  14  Tage  im  Familien- 
kreise zubringen  könne.  Besser  sieht  es  für  den  Seemann  niederer  Charge  auch 
nicht  aus,  eher  schlimmer.  Infolge  dieser  Umstände  findet  man  nur  sehr  wenige 
verheiratete  Seeleute;  bei  dem  letztjährigen  Kampf  in  Hamburg  wurde  kon- 
statiert dass  nur  zirka  14  bis  16%  der  Seeleute  verheiratet  waren.  Für  die 
Wohltaten  und  Annehmlichkeiten  des  eigenen  Heims  entschädigt  sich  der  See- 
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mann  natürlich  im  \\  irtshaus.  Wo  er  geht  und  sieht,  ist  er  Uaraia  angewiesen. 
Geht  er  an  Land,  steht  ihm  nur  das  Wirtshaus  offen»  ist  er  stellenlos,  so  muss 
er  vielfach  im  Wirtshaus  logieren,  da  er  sonst  keine  Stelle  bdoommt  In  vielen 
grosseren  Hafenorten  stecken  die  Schhifbase  mit  den  von  den  Seeleuten  Latid- 
haie  titulierten  Stcllenvermittlern  unter  einer  Decke,  und  er  bekommt  daim 
nicht  eher  ein  Schiff,  bis  er  sein  Geld  bei  dem  \\  irt  verzehrt  hat.  Dass  dies 
recht  schnell  und  gründlich  geschieht,  dafür  sorgt  der  Wirt,  der  den  Mann 
gewöhnlich  erst  aus  den  Klauen  lässt,  wenn  nicht  nur  sein  Bargeld  aufgezehrt 
ist.  sondern  der  Seemann  auch  noch  einen  Monat  arbeiten  muss,  um  seine 
Schulden  abzaldcn  zu  können.  Ausserdem  wird  der  Alkoholp^enuss  und  der  in 
seinem  Gefolge  auftretende  Frohsinn,  wenn  man  von  einem  solchen  hier  sprechen 
kann,  fast  als  die  einzige  Erholung,  das  einzige  Vergnügen,  das  der  Seemann 
sich  gönnen  kann,  angesdien.  Zwar  kann  konstatiert  werden,  dass  in  den 
letzten  Jahren  eine  wesentliche  Besserung  eingetreten  ist,  aber  auch  nur  dort, 
wo  der  Scemannsverband  kräftig  entwickelt  ist  und  durch  seine  Erziehungs« 
arbeit  die  Seeleute  nach  höheren  und  besseren  Zielen  streben  lehrt. 

Eine  allgemein  bekannte  Tatsache  ist  es.  dass  Personen,  die  dem  Alkoholgenuss 
frönen,  aucli  c;' wihidich  zu  geschlechtlichen  Ansschweifuntjen  geneigt  sind. 
Auch  hier  begünstigen  die  Verhältnisse  des  seem.inni.M  lK n  Leiiens  geradezu  die 
Entartungen.  Wie  der  Mangel  eines  eigenen  lieims,  enier  eigenen  Familie  den 
Seemann  in  die  Kneipe  treibt,  so  ersetzt  die  Umarmung  einer  Prostituierten 
ihm  den  legitimen  Verkehr  mit  der  Frau.  Und  auch  hier  hat  der  stellenlose 
Seemann  noch  oft  Rücksic  ht  zu  nehmen,  will  er  wieder  eine  Stelle  haben ;  denn 
es  soll  schon  vorgekominen  sein,  dass  Bordellwirte  Seeleuten  Stellen  verschafft 
haben  und  zwar  im  freien  .tlamburg,  wo  es  bekamuhch  keine  Bordelle  gibt. 
Wie  bei  manchen  anderen  niedrig  entlohnten,  schlecht  genährten  Arbeiterkate- 
gorieen  finden  wir  auch  bei  den  Seeleuten  den  Geschlechtstrieb  im  allgemeinen 
stark  entwickelt,  und  er  wird  be.sontlers  von  vielen  geistig  weniger  entwickelten 
Individuen  als  das  einzige  \'ergnügen,  das  er  sich  neben  dem  Alkoholgenuss 
gestatten  kann,  angeschen.  Der  stark  entwickelte  Geschlechtstrieb,  der  sich 
in  den  industriellen  Arbeiterschichten  vielfach  in  einem  sehr  reichen  Kinder- 
segen offenbart,  ist  für  den  Seemann  eine  Quelle  der  Gefahr  syphilitischer  Er- 
kranktmg.  Auch  der  Spruch  GrU\iicHhcit  macht  Diebe  dürfte  h.ier  sich  bewahr- 
heiten. In  manchen  ausländischen  Häfen  konnnen  moderne  Sklavenhalter  an 
ßurd  der  Schiffe,  um  ihre  lebende  Ware  unter  den  verlockendsten  Versprech- 
ungen anzubieten,  oder  aber  jene  bedauernswerten  Geschöpfe  werden  selbst  an 
Bord  gesandt,  um  dort  dem  Erwerb  nachzugehen.  Letzteres  war  vor  Jahren 
besonders  in  chinesischen  und  japanischen  Häfen  gang  und  gäbe.  Die  schon  er- 
wähnte Anleitun'^  zur  Gesundheitspflege  rät,  dem  geschlechtlichen  Verkehr  und 
damit  den  Erkrankungen  dadurch  entgegen  zu  arbeiten,  dass  die  Kapitäne  ihren 
Mannschaften  möglichst  wenig  Geld  geben.  Leider  hat  ja  der  Seemann  nicht, 
wie  der  gewerbliche  Lohnarbeiter,  wöchentlich  oder  monatlich  sein  verdientes 
Geld  zu  fordern,  sondern  er  kann  nur  gemäss  §  45  der  Seemannsordnung  tin 
einem  Hafen,  in  welchem  das  SchitT  ganz  oder  zum  grösseren  Teil  entlöscht 
wird,  die  Auszahlung  der  Hälfte  der  bis  dahin  verdienten  Heuer  verlangen, 
sofern  bereits  3  Monate  seit  der  Anmusterung  verflossen  sind«.  Und  diese 
Einrichtung,  die  dem  Unternehmer  das  Recht  gibt,  das  längst  verdiente  Geld 
seiner  Leute  iür  sich  sdbst  zinstragend  anzul^en,  wird  weidlich  ausgenutzt, 


664 


CONRAD  MISS  •  SEEMANNSKRANKHEITEN 


allerdings  mit  dem  Erfolg,  dass  dadurch  der  geschlechtliche  Verkdir  der  Mann» 
Schaft  nicht  verhindert,  der  Ansteckung  indessen  der  weiteste  Vorschub  geleistet 
wird.  Bekommt  nämlich  der  Seemann  kein  Geld  oder  niclit  genügend  Geld, 
um  sich  eine  Rcfricdi^iine:  seines  Geschlechtstriebes  bei  einer  polizeilich  regle- 
mentierten Prostituierten  erkaufen  zu  können,  so  wird  er  an  die  geheime  Prosti- 
tution gehen,  die  gewöhnlich  billiger  ist«  und  sich  oftmals  mit  Naturalien  usw. 
abfinden  lässt  Dass  hier  die  Gefadir  weit  grösser  ist,  als  dort,  ist  Uar,  und  der 
auf  Veranlassung  des  Ministeriums  des  Innern  gegebene  gute  Rat  ist  weiter 
nichts,  als  ein  Versuch,  den  Teufel  mit  Beelzebub  auszutreiben. 

Aber  nicht  allein  auf  den  Geschlechtsverkehr  erstreckt  sich  die  Infektionsgefahr 
für  den  Seemann,  sie  ist  auch  an  Bord  infolge  des  geilrangtcn  Zusanmienlebens 
der  Mannschaft  sehr  tr'<)>-.  Besonders  verhängnisvoll  waren  in  dieser  Hinsicht 
die  schon  erwähnten  50  und  57  der  Seemannsordnung  von  1872.  Dadurch, 
dass  man  den  syphilitisch  kranken  Seemann  von  der  Fursorgepflicht  des  Ree- 
ders ausschloss  und  ausserdem  noch  gestattete,  dass  der  Unglückliche  mittellos 
in  irgend  einem  Hafen  der  Welt  sitzen  gelassen  wurde,  leistete  man  hier  der 
Verheimlichung  der  Krankheit  Vorschub  und  beschwor  damit  eine  schwere  Ge- 
fahr ffir  den  übrigen  gesunden  Teil  der  Mannschaft  herauf.  Liegt  es  schon  in 
der  Natur  der  geschlechtlichen  Erkrankungen,  dass  sie  in  der  Regel  erst  nach 
Verlauf  einiger  Wochen  nach  der  Infektion  für  den  Laien  kenntlich  werden, 
also  zu  einer  Zeit,  wo  der  Seemann  meistens  schon  wieder  auf  dem  Wasser 
schwinmit,  so  wird  auch  unter  den  heutigen  Gesetzen,  der  den  venerisch  kranken 
Seemann  dem  an  irgend  einer  anderen  Krankheit  leidenden  gleichstellt,  so 
manch  einer  bestrebt  sein,  sein  Leiden  m  verheimlichen,  sei  es  aus  Scham,  sei  es 
aus  Furcht  vor  der  Hänselei  durch  die  Kollegen,  oder  ans  anderen  Gründen. 
Tatsache  ist,  dass  viele  Seeleute  sich  nur  ungern  in  die  Behandlung  des  Kapi- 
täns begeben,  einesteils,  weil  sie  zu  dem  Wissen  und  Können  dieser  Leute  auf 
ärztlichem  Gebiet  wenig  Zutrauen  haben,  und  zweitens,  weil  es  fast  sicher  ist, 
dass  binnen  verhältnismässig  kurzer  Zeit  jeder  Mann  der  Schiffsb^tzang  weiss, 
woran  der  Betreffende  leidet.  Dies  mag  manchen  feinfühligen  und  zum  ersten 
Male  erkrankten  Maini  von  der  Meldung  abhalten.  Ist  eine  derartige  Hand- 
lungsweise auch  verwerflich,  so  ist  sie  doch  verständlich,  besonders  wenn  man 
bedenkt,  dass  sehr  wenige  Seeleute  die  verhängnisvollen  Folgen  der  'Venerischen 
Krankheiten  selbst  sowohl,  als  auch  die  durch  ihr  Schweigen  ffir  die  Kame- 
raden heraufbeschworene  Gefahr  kennen.  Es  trifft  hier  zu,  was  Oda  Olberg 
in  dieser  Zeitschrift  schrieb: 

>Lin  grosser  Teil  der  Menschen  erwirbt  und  verbreitet  venorisdic  Kratiklu-iuii.  ohne 
im  entferntesten  die  Gefahr  fiir  sich  selbst  und  andere  i  knimn.  Wenn  alle 
Menschen  von  dieser  Gefahr  und  von  den  nötigen  proj)hy!;ik;isclun  Massrcgeln 
Kenntnis  hätten,  so  würden  nur  Unzurechnungsfähige  oder  11  allunken  die  Infektion 
verbreiten,  während  heute  bekanntlich  die  Dinge  ganz  anders  stehen.€*) 
Aber  auch  nicht  allein  die  l'nkcnntnis  und  Unwissenheit  des  Seemannes  leisten 
besonders  an  Bord  der  Infektion  \  orschub,  sondern  es  sind  in  noch  höherem 
Masse  die  traurigen  Logisverhältnisse,  unter  denen  der  Seemann  leidet,  und  die 
die  wahren  Fortpflanzimgshöhlen  ffir  Krankheiten  aller  Art  sind.  Infolge  der 
allen  hygienischen  Anforderungen  hohnsprechenden  Vollpfropfung  der  Logis 
mit  Menschen  —  der  Raumgehalt  für  den  einzelnen  SchifTsmann  beträgt  laut 
gesetzlicher  Vorschrift    etwa    den    vierten  Teil  desjenigen,  der  für  die  (ie- 

•)  Vcrgl.  Oda  Olberg  ZJtr.  Kampf  gtgtn  di«  Gtschltchtskrarthheittn  in  den  SoxialistifcMtn  Monats- 
ti^Utty        I.  Bd.,  pag.  »11, 
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fangencn  vorgeschrieben  ist  —  und  infolge  der  miserablen  Abort-  und  VVascIi- 
anlagen  für  die  Maimschafteii  werden  Krankheiten  geradezu  gezfichtet,  von  der 
Weiterverbreitung  schon  bestehender  gans  zu  schweigen.  Der  Vorsitzende  des 

Seemannsverbandes  hatte  vor  Jahren  Gelegenheit,  zu  konstatieren,  dass  auf  dem 
Schnelldampfer  Deutschland,  auf  dem  wir  neben  dem  raffiniertesten  Luxus  den 
ekelerregendsten  Schmutz,  das  tiefste  Elend  tinden,  trotz  des  ungemein  niederen 
Raumgehaltes,  der  dem  Seemann  zustdi^  in  den  Räumen  für  das  Heizerpersonal 
mindestens  75%  über  das  zulässige  Mass  untergebracht  waren.  Wie  es  mit  den 
Abortverhältnissen  auf  den  Dampfern  aussieht,  beweisen  folgende  Ausführungen 
Dörings  auf  dem  Berliner  Schutzkongress : 

muss  nun  einen  Punkt  berühren,  der  nicht  besonders  appetitlich  ist.  den  ich 
aber  erwähnen  muss  in  Rücksicht  auf  die  in  den  Häfen  herrschenden  hygienischen 
Zustände,  das  sind  die  Abnrtverhrihnissc  auf  <l<n  !");impfi'rn.  Es  lässt  sich  par 
nicht  schildern,  wie  es  darum  bestellt  ist.  Ich  habe  nüch  früher  wiederholt  an  den 
Hafenarzt  Dr.  Nocht  gewandt,  und  er  hat  audi  in  dankenswerter  Weise  Abhilfe 
zugesagt,  er  hat  die  Hände  über  den  Kopf  zusammengeschlagen  und  gesagt,  Schweine- 
Ställe  und  Misthaufen  hätte  er  gesehen,  aber  solche  Zustände  wären  ihm  doch  noch 
nicht  vorgekoniinen,  besonders  solche  Zustände,  wie  sie  auf  den  englischen  Schiffen 
existieren.  Auf  diesen  Schiffen  ist  in  der  Re^tl  nur  ein  einziges  Klosett  vorhanden, 
CS  sind  dort  oft  250  bis  400  Personen,  einsdihessttch  der  Besatzung,  beschäftigt,  und 
diese  250  bis  400  Personen  sind  auf  das  eine  Kln-rit  aiigcwie-en.  W'assersindunt?  oder 
sonst  etwas,  um  das  Klosett  zu  reinigen,  existiert  nicht,  es  smd  altmodische  Klosetts* 
an  deren  Reim'gung  schon  eine  gewisse  Kunstfertigkeit  crforderiich  ist.« 
Dass  es  unter  diesen  Umständen  nicht  vervvunderlidi  ist,  wenn  Krankheiten 
aller  Art  an  Bord  unserer  schwimmenden  Paläste  {grassieren  mul  dort  eine  un- 
hemdichc  Ausbreitung  annehmen,  ist  verständlich,  und  ebenso  verständlich  ist 
es,  dass,  wenn  unter  einer  mehrhundertkijptigen  Schiffsmannschaft  auch  nur 
einige  syphilitisch  Kranke  vorhanden  sind,  ein  grosser  Teil  der  gesunden  Mann« 
Schaft  dar  Infdction  ausgesetzt  ist  Für  die  Sache  der  Seeleute  wird  indes  kaum 
eher  in  dieser  Hinsicht  etwas  pfcschchen,  als  entweder  diese  sich  kraft  ihrer 
Organisation  hygienisch  einwandfreie  Zustände  auf  den  Schiffen  erkämpfen  oder 
als  die  Reichsgesetzgebung  sich  dazu  aufschwingt,  den  Seeleuten  das  zu  ge- 
währen, wall  die  Strafgefangenen  zum  guten  Teil  längst  haben :  Luft  und  Licht 
und  einen  nach  jeder  Richtung  hin  wirksamen  Schutz. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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AlIfcoMlM  Der  Pessimismus  in  der 
Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  nimmt  zu,  ob- 
wohl die  tatsächlichen  Verhältnisse  noch 
nicht  den  geringsten  Grund  zur  Hoff- 
nungslosigkeit ergeben-  Die  Pessimisten 
rechnen  aber  mit  MoßHchkeilcn.  und 
diese  setzen  sie  so  ungünstig  wie  nur 
immer  in  ihre  Rechnung  ein.  Nach  den 
einen  hat  der  KonjunkturrückganR  schon 
eingesetzt,  nach  den  anderen  steht  er 
tnnnittelbar  bevor;  wieder  andere  sehen 


die  kritsche  \\'en<luiig  im  Herbste  sicher 
kommen.  Als  besonders  ungünstige  Mo- 
mente werden  die  Krnteaussichten  und 
die  herh^tiiclien  Geldniarktverhältnissc 
bezeichnet.  Nun  haben  sich  die  Ernte- 
ausstchten  zwar  in  letzter  Zeit  verbessert, 
aber  davon  wird  nntrr  dein  Zwange 
der  pessimistischen  Stimmung  kaum  No- 
tiz genommen.  Ja,  das  Versehen  einer 
Zeitung,  das  aus  der  Vcrbcs^-iTung  eine 
Verschlechterung  der  Aussichten  macht, 
passt  so  sehr  in  die  augenblicklich  herr- 
schende Auffassung,  dass  es  blindlings 
nachgedruckt  wird.  Die  Verbesserung  der 
Emteaussichten  ist  aber  für  die  weitere 
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Entwiclcetung  der  Konjunktur  überaus 

wiclitig  und  sollte  eigentlich  dazu  dienen, 
die  pessimistische  Stiininung  etwas  abatii- 
schwächen.  Emster  sieht  sich  freilich 
die  Entwickelunp  der  Celdniarktverlüilt- 
nisse  an.  Die  Erleichterung  der  gespann- 
ten Lage  ist  auch  in  den  Sommermona- 
ten bis  jetzt  nur  gering,  so  dass  die  Be- 
fiirchtungen  wegen  der  Befriedigung  der 
llerbstanspriichc  berechtigt  erscheinen. 
Doch  sollte  man  bei  allem  Ernste  der 
Situation  sich  nicht  verleiten  lassen,  jetzt, 
\\  >>  der  Beschäftigungsgrad  noch  gut  ist, 
durchweg  schwarz  in  schwarz  zu  malen. 
Die  kommenden  Aussichten  sind  eben 
doch  nur  blosse  Aussichten,  deren  \'er- 
wirklichung  möglich  oder  höchstens 
wahrscheinlich  ist.  Sic  basieren  auf  einer 
Krilio  suhjekliviT  Amiahnun,  (leren  be- 
dingter Wert  nie  übersehen  werden  sollte. 
Was  wir  tatsächlich  heute  wissen,  und 
zwar  wis-en  auf  Gntnd  des  zur  \'erfü- 
gung  stehenden  wirtschattstatistischen 
Materials,  das  lässt  noch  nirgends  eine 
Ab>chwäcIiunK  der  Konjunktur  erken- 
nen. Vor  allem  erscheint  da  wichtig, 
dass  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  noch 
nichts  von  ihrer  fiunst  verloren  hat. 
Als  die  letzte  Krise  eintrat,  wahrte 
man  den  l'mschwung  am  frühzeitigsten 
an  der  Gestaltung  des  Arbeitsniarktes. 
Nun  soll  keineswegs  behauptet  werden, 
das  nicht  auch  auf  einein  an<leren  fje- 
biete  der  Wirtschaft  ein  Umschwung 
einsetzen  kann.  Aber  so  viel  ist  sicher, 
dass  er  '^ich  dann  -ehr  schnell  auf  dem 
Arbeitsmarktc  äussern  müsste.  Geschieht 
dies  nicht,  so  kann  die  ungünstige  Wen> 
dunir  nicln  erheblicher  Natur  sein.  W'rini 
wir  die  iJeschafiiv-un^'  in  den  verschiede- 
nen Industriezweigen  betrachten,  so  stehen 
augenblicklich  das  Lisengewerhc  und  die 
Eisen  verarl)eitcnden  P>ra:ichen  im  Mit- 
telpunkte des  Interesses.  Hier  ist  eine 
Ab.schwächung  nicht  der  Beschaftiiiung. 
aber  der  Marktlage  zweifellos:  die  rrei>e 
zeigen  einen  merklichen  Rückgang.  Ob 
aus  dieser  augenblicklichen  Ungtuist  der 
Marktlage  eine  Abnahme  der  Beschäfti- 
gung hervorgehen  wird,  das  ist  vorläu- 
fig nicht  zu  sagen.  £s  heisst,  dass  die 
Fertigtndustrie  schon  jetzt  um  Arbeit 
verlegen  sei.  Das  ist  zweifellos  stark 
übertrieben :  es  müsste  sich  sonst  eine 
Abnahme  der  Beschäftigten  zeigen,  was 
aber  nicht  der  Fall  ist.  Es  mag  sein, 
dass  der  Auftragsbestand  zu  wünschen 
übrig  lässt.  Aber  bis  zum  Herbst  kann 
in  dieser  Beziehung  wieder  eine  Besse- 
rung eintreten.  Auch  das  Baugewerbe  ist 
in  einer  Verfassung,  die  zu  Besorgnissen 


Anlass  gibt.  Die  Geldbe.schaffung  ist  er- 
schwert, die  .Xrbeiterverhältnisse  lasser^ 
in  wichtigen  Orten  sehr  zu  wünschen 
übrig.  Andererseits  wird  aber  im  fiber- 
wiegenden  Teil  Deutschland^,  besonders 
auf  dem  platten  Lande  und  in  mittel- 
grossen Plätzen  auch  im  laufenden  Jahre 
S^r  rege  gebaut,  so  dass  von  einer  all- 
gemeinen Ermattung  der  Bautätigkeit 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Es  ist  unge- 
mein nachteilig,  dass  die  Tagespresse  un- 
ter dem  Eindruck  der  fortgesetzt  flauen 
Stimmung  an  der  Börse  die  Situation 
ungünstiger  kennzeichnet,  als  sie  ist,  und 
namentlich  die  Aussichten  mit  so  grosser 
Bestiunntheit  recht  düsler  malt.  E-  ist 
ein  Unterschied,  zur  Reserve  zu  mahnen 
und  Verzweiflung  zu  säen.  Reserve  tut 
not,  aber  unverantwortlich  ist  es.  in  der 
Geschäftswelt  steigenden  Missmut  aus- 
zubreiten. Denn  gelingt  es  nicht,  diesen 
Missmut  zu  /erstreuen,  so  kann  die  zu- 
nehmende Zurückhaltung  der  (jeschafts- 
welt  schliesslich  in  der  Tat  nachteilige 
Einwirkungen  auf  den  Beschäftigungs- 
grad im  Herbste  ausüben.  Solange  der 
Arbeitsmarkt  in  günstiger  Verfassung 
bleibt,  und  x »lange  der  Konsum  der  brei- 
ten Massen  keinen  Rückgang  zeigt,  son- 
dern noch  eine  Zunahme  zulässt.  so  lange 
dürfen  Befürchtungen  und  Möglichkeiten 
weder  für  die  Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen I-age,  noch  für  eine  einwandfreie  Be- 
urteilung der  Aussichten  massgebend  sein. 
Keine  Prognose  ohne  eine  eingehende 
und  genaue  Diagnose:  diese  Regel  muss 
auch  für  die  Beurteilung  des  Wirtschafts- 
lebens gelten.  Eine  genaue  Diagnose 
führt  aber  zurzeit  noch  keineswegs  ZU 
einer  verzweifelten  Prognose. 

Lobnstol"  Die  .'«Steigerung  der  Lohne 
garaog  Jahre  1906  wird  durch 

die  ver.schiedenen  Publika- 
tionen von  .Arbeiterorganisationen,  Be- 
rn ffgenossenschaften  usw.  immer  mehr 
erhärtet.  -Auf  dem  4.  Genossenschafts- 
tagc  des  Zcntralvcrbandes  deutscher 
Konsumvereine  wurden  einzelne  Ziffern 
über  Jahreslöhne  von  Berliner  Arbei- 
tern genannt,  die  als  recht  auskominlich 
bezeichnet  werden  müssen.  Freilich» 
Jahresverdienste  von  3600  M.  sind  sehr 
seltene  Ausnahmen,  die  für  die  grosse 
Masse  der  Arbeiter  nichts  beweisen.  Viel 
wichtiger  sind  die  Stcigenmgen  des 
Durch^chnilt.iarbeitsverdienstes.  wie  er 
sich  aus  den  Nachweisungen  der  Berufs- 
genossenschaften ergibt.  Vor  allem  aber 
.sei  auf  die  Feststellungen  gewerkschaft- 
licher Organisationen  hingewiesen.  Der 
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HoIzarbcittrv<.r;Mii<i  teilt  mit.  dass  von 
^einctl  151  717  Mitgliedern  10094g  im 
Jahre  1906  eine  durchschnittliche  Lohn- 
stcigcrung  von  1.68  M.  pro  Woche  er- 
rungen haben.  Für  (iie>e  ruii«!  toktooo 
Arl^ter  liat  sich  der  Gesamtjahres- 
arbettsverdienst  um  rund  8»8a  Mill.  M. 
vermehrt :  eine  Summe,  die  keineswegs 
die  gesamte  Lohnzunahme  der  in  Frage 
kommenden  Arbeiter  widerspiegelt.  Wenn 
auch  die  Kaufkraft  des  Geldes  abgenom- 
men hat,  äo  ist  doch  nach  allen  bcob- 
achtungen  die  Steigertmg  des  Lohnes  so 
gewesen,  da'^?  von  dc;i  mflirvcrdienten 
Lohnen  nuch  ein  Teil  aut  tmc  \\.rmeh- 
ntng  odtT  X'erbesserung  des  W-rbraucheS 
entfallen  konnte.  .'\uch  im  Bergbau  war 
die  Entwickelung  des  Lohnniveaus  sehr 
befriedigend.  Sie  findet  ihre  Fortsetzung 
im  laufenden  Jahre,  in  dem  die  Bergarbei- 
tcrlöhne  weiter  steigen.  Für  sämtliche 
preussischen  Bergarbeiter  stellte  sich  der 
Durchschnittäarbcitsvcrdienst  im  I.Quar- 
tale 1907  auf  318  M.  pro  Kopf  gegen 
292  M.  in  der  entsprechenden  Zeit  des 
Vorjahres:  oder  der  Schichtverdienst 
stieg  von  3.79  auf  4.19  M.,  das  heisst  um 
40  Pf,  während  er  von  TQ05  auf  igo6 
nur  um  25  Pf.  gestiegen  war. 
X  X 
Karze  GiiroBlk  Ende  Mai  fand  in  Dresden 
die  Hauptversamm- 
lung des  Miltchnro- 
päischen  lVirtschaftsx>ercins,  in  Wien 
der  internationale  Kongress  der  Banm- 
wollspinner-  und  \\'tl)crvereiniginigen 
Statt.  X  in  I'aris  wird  eine  neue  Welt- 
ausstellung geplant.  X  Am6.  Juni  trat 
in  Brüssel  die  permanente  internationale 
Zuckerkommission  zusammen : 
England  wünschte  Atöndeningen  der 
Brüsseler  Zuckerkonvention.  X  Die  Ver- 
längerung des  S  p  i  r  i  t  u  s  s  y  n  tl  t  k  a  - 
tes  kam  am  it.  Juni  zu  stände.  X  Das 
deutsch-spanische  Handelsab 
kommen  vom  Jahre  1899  wurde  bis  auf 
weiteres  verlängert.  X  Der  Entwurf 
eines  neuen  Weingesetzes  wurde 
amtlich  angekündigt. 
X  X 
UUmAm  Kapitalismus  und  Mittel' 
standspotitik  betitelt  sich  ein 
umfangreiches  Werk  von 
Dr.  J.  W  c  r  n  i  c  k  e  /Jena,  Gustav 
Fischer/,  dessen  Hauptwert  in  der 
Sammlung  eines  ungenuin  reichhaltigen 
Materials  über  die  Fragen  des  Mittel- 
standes zu  erblicken  ist.  Die  Fülle  bei- 
gebrachten Materials  i.^^t  so  gross,  dass 
darunter  der  übrige  Teil  des  Buches 
ganz  entschieden  leidet  Dr.  Wemicke 


hat  das  gesammelte  Material  in  der 
Weise  vor«  »fTentlicht,  dass  er  Eingaben, 
Programme.  Denkschriften«  Gesetzent- 
würfe ziemlich  ausführlich  nnd  immer 
wortgetreu  veröffentlichte.  Der  Wert 
einer  derartigen  Sammlung  ist  nicht  zu 
unterschätzen,  da  eben  nur  wenige  Per- 
sonen in  der  I-age  sein  dürften,  sich  das 
wichtigste  Material  über  die  verschiede- 
nen Fragen,  wie  den  unlauteren  Wett- 
bewerb, das  Ausverkaufswesen.  das 
.Subinissionswesen,  die  Konkurrenz  der 
Militärhandwerker  und  Strafanstalten, 
die  ,'^icl1t'rnng  der  Forderungen  der  Bau- 
handwerker, die  Spar-  und  Kabattvereine, 
die  Konsumvereine  usw.,  selbst  so  uber- 
sichtlich zu  sammeln,  wie  dies  durch 
Wernickes  Buch  geschieht.  Weniger  ein- 
verstanden wird  man  mit  der  systemati- 
schen Darstellung  des  Themas  sein.  Vor 
allem  ist  die  Scheidung  zwischen  dem 
alten  und  dem  sogenannten  neuen  Mittel- 
stand nicht  grundsätzlich,  wie  es  nötig 
wäre,  durchgeführt  Der  sogenannte 
ueite  Mittelstand  geh«)rt  aber,  streng  ge- 
nommen, üljcrhaupt  nicht  zum  Mittel- 
stand, sondern  bildet  eine  Berufsschicht, 
die  prin;'ipiell  dein  Arbi-itor  weit  naher 
steht,  als  dem  Handwerker.  1  lauern  und 
Kaufmann.  Wemicke  sellist  ist  daher 
auch  in  •-eimr  Definition  des  Mittelstan- 
des unsiclicr  und  sagt  von  ihr.  dass  prak- 
tisch wenig  mit  ihr  anzufangen  sei.  X 
Die  steigende  Beteiligung  Deutschlands 
an  der  Weltmarktswirtschaft  macht  die 
wissenschaftliche  Erörterung  /ahlreicher 
Probleme  notwendig,  von  denen  die 
deutung  der  Kapitatsanlagen  im  Auslande 
nicht  das  unwichtigste  ist.  Professor 
Sartorius  Freiherr  von  VVal- 
tershausen  beschäftigt  sich  mit  die- 
sem Problem  in  einem  Buche  Pas  "rolhs- 
xvirtschaftliche  System  der  Kapitalanlage 
im  Auslande  /Berlin.  Keimer/.  Solange 
nns  die  tats;ic!ilicl:cn  N'erhältnisse,  deren 
Kenntnis  für  die  Beurteilung  der  Kapi- 
talanlagen im  Auslande  notwendig  ist» 
noch  so  verhüllt  sind,  wie  es  zurzeit  lei- 
der der  l-'all  ist,  werden  wir  jeder  syste- 
matischen Behandlung  eines  so  schwieri- 
gen Problems  mit  einer  gewissen  Skep- 
sis gegenüberstehen  müssen,  die  um  so 
gros.->er  winl.  je  mehr  der  Theoretiker 
zum  Wirtschaftspolitiker  wird,  wie  dies 
bei  Sartorius  von  Waltershausen  zum 
Beispiel  in  seiner  Slelluiig  zur  Sozial- 
demokratie sich  zeigt.  Eine  Aufklärung 
der  Verhältnisse  tut  dringender  not,  als 
ein  fertiges  .System,  das  eben  bei  dem 
fühlbaren  Mangel  einer  ausreichenden 
Beweisunterlage  nicht  befriedigen  kann. 
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X  Die  geschichtliche  Studie  L.  Boscs 
über  ZoUallianzen  und  Zollunionen  ist 
von  Dr.  Schilder  übertragen    und  mit 

einem  Vorwort  von  Dr.  H.  Paaschc  ver- 
sehen in  deutscher  Ausgabe  erschienen 
/Berlin,  Statide/.  Paasche  kennzeichnet 
die  Schrift  in  seinem  Vorwort  als  das 
zweifellos  bcäte  Werk,  das  wir  auf  dem 
in  Frage  kommenden  Gebiete  haboi.  Die- 
sem l'rteil  kann  man  sich  ohne  weiteres 
anschliessen.  X  IVirtschaftsfoUtische  An- 
nalcn  nennt  Fr.  Glaser  ein  Jahrbuch 
/Stuttgart.  Cotta/,  das  in  chronologischer 
Anordnung  die  wichtigsten  Daten  der 
W'irtschafts-,  Sozial-  und  Finanzpolitik 
der  Kulturstaaten,  ihrer  Kolonieen  und 
Dependenzen  gibt  Der  i.  Band  liisst  er- 
kennen, dass  das  Jahrbuch  mit  der  Zeit 
«in  unentbehrliches  Nachschlagewerk  wer- 
den wird.  X  Professor  Dr.  Oppel  in 
Bremen  hat  eine  l!'irlschaftsgcogra(>liic 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
/Halle,  Gebauer-Schwetschke/  erseheinen 
lassen,  deren  Lektüre  eine  bessere  Kennt- 
nis der  amerikanischen  Wirtschaft  ver- 
mittelt, als  dne  der  vielen  Modereisen 
nach  Amerika  zur  Information  über  das 
dortige  Wirtschaftsleben.  X  Mit  einer 
sehr  tüchtigen  Doktordissertation  JHc 
Handelsbeziehungen  ncischcn  Sclmräcn 
und  Deutschland  debütiert  G  u  n  n  a  r 
S  < )  (1  e  r  b  c  r  g  /Stockholm,  Fritze/.  X 
Aus  der  Literatur  über  den  neuen  Perso- 
nentarif seien  die  kritischen  Betrachtun- 
gen über  Eisenbahnxcrkchrssündi'H  von 
F  e  rroviarius  /Berlin,  Concordia/  ge- 
nannt. mciMN»  «mwEii 

PoIHHc 

Minutir-       Die    innerpolitische  Neu- 

Preussen  und  Gruppierung,  die  mit  der 
Im  Reich  Keichätagsauflösung  im  De- 
zember begann,  ist  nunmehr  in  ver- 
schiedenen Änderungen  der  Regierungs- 
spitzen weiter  zum  Ausdruck  gekommen. 
Herr  von  Studt,  die  unglückliclie 
Dauerzielscheibe  aller  liberalen  Intellek- 
tuellen, ist  als  Opferlamm  der  Block- 
politik gefallen  Sein  Nachfolger  ist  der 
Unterstaatssekretär  im  preussischen  Mi- 
nisterium für  öffentliche  Arbeiten  L  u  d- 
wig  Holle,  ein  Spross  des  westfäli- 
schen Industriebezirks,  ein  Bruder  des 
Oberburgermeisters  von  Essen,  also 
wahrscheinlich  kein  vollständiger  O-;- 
elbier.  aber  bisher,  wie  fast  alle  Blätter 
in  für  Deutschland  charakteristischer 
Weise  hinzufügen,  politisch  ein  inibeschrie- 
bencs  Blatt,  so  dass  die  Knn-crvativen  zu- 
nächst nichts  zu  fiirchtcn  brauchen  und 
die  Liberalen  weiter  alles  hoffen  können. 


Bedeutsamer  ist  der  zweite  Platzwechael : 
Graf  von  l'osadowsky  wird  in 
dem  viel  verzweigten  Reichsamt  des  In- 
nern durch  von  H  e  t  h  m  a  n  n  -  H  o  1 1- 
weg  ersetzt.  W^er  die  Tätigkeit  des 
Grafen  Posadowsfcy  seit  seiner  Über- 
nahme des  Keioh^schat/amts  im  Jahre 
verfolgt  hat,  wird  den  unverdrosse- 
nen und  unbefongenen  Arbdtsdfer  des 
Mannes  anerkennen,  vielleicht  bewun- 
dern müssen.  Anfangs  ein  \'ertreter 
der  Reformanläufe  für  die  ewig  kranken 
Reichsfinanzen,  'icr  sich  in  der  gefähr- 
lichen Nähe  Miquei>  rasch  eine  beträcht- 
liche Unabhängigkeit  zu  schaffen  wuaste; 
dann  lange  Zeit  der  Wortführer  einer, 
nach  Caprivis  Rücktritt  wieder  stärker 
nach  rechts  neigenden  Agrarpolitik,  der 
die  Hammerstcin-Loxten  und  Podbielski 
in  der  Verteidigung    agrarischer  Mass- 


nahmen 


man  denke  nur  an  das  un- 


gemein wichtige  Fleischbeschaugesetz  1  — 
weit  überragte:  dann  der  Haupturheber 

VA\(\  H.luptverfechtcr  der  neuen  deut- 
schen Zolltarifsvorlage,  der  dabei  al)er- 
mals  die  preussischen  Ministerkollegen 
vom  Schlage  der  Drefeld  und  Moller  tief 
in  den  Schatten  stellte;  immer  jedoch, 
nach  Überwindung  der  ersten  ungeklär- 
ten .Scharfmacheranwandlungen,  ein  ern- 
ster Freund  von  Sozialreformen,  dabei 
der  Opposition  gegenüber  stets  in  der 
Form  verbindlich  und  versöhnlich:  so 
sieht  ihn  eigentlich  keine  Parter  gern 
scheiden.  .\ber  gerade  die  tleissige  \'icl- 
geschäftigkeit  erstickte  in  ihm  mehr  und 
mehr  die  entsdilosscne  grosszügige  Ini- 
tiative, ohne  die  es  im  politischen  Leben 
kein  dauerndes  .'V.nsehen  gibt;  man  ge- 
wöhnte sich,  in  dem  langbärtigen  Staat s- 
-(  krelär  mehr  den  vorgeschickten  Sprech- 
ministcr,  als  den  unabhängigen  Staats- 
mann zu  erblicken.  Nach  d<  ni  Ersatz  Ho- 
henlohe<  flurch  Bülow  vollzog  sich  diese 
Wandlung  naturgemiiss  besonders  rasch : 
gesdiicktere  Hände  heimsten  zuletzt  im- 
mer nach  aussen  hin  die  Lorbeeren  des 
Erfolges  ein.  auch  wenn  dessen  Vorbe- 
reitung viel  mehr  ein  Verdienst  des  jetzt 
resigniert  Gehenden  war.  Daraus  mag 
sich  schon  länger  ein  ziemlich  kfihlesVer- 
hähiii:-  /u  «lein  tiiUcriiehinungslustigeren, 
vom  Glücke  sichtlich  begünstigten  Reichs- 
kanzler entwickelt  haben.  Das  flotte,  noch 
dazu  etwas  theatralisch  inszenierte  Wag- 
nis der  Reichslagsau flösung  war  dem 
Grafen  Posadowsky  zweifellos  innerlich 
un.sympathisch.  und  das  abermalige  Glück 
des  Fürsten^Bülow  scheint  die  \'erstim- 
mimg  nur  verschlimmert  zu  haben.  Da- 
zu kam  für  sozialpolitische  Fragen  die 
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Gewöhnung  an  das  Zentrum,  das  hier 
«nweföhr  den  grieichen  juste  mitieu-Knn 

einoiplt.  lind  das  mm  pl<'»tzlich  für  die 
parlamentarische  Mehrheitsleitung  aus- 
geschaltet war.  Trotzdem  war  für  den 
Stellvertreter  des  Reichskanzlers  der 
Rücktritt  kaum  eine  Notwendigkeit,  ob- 
wohl ihm  das  erleichterte  Aufatmen  nach 
anderthalb  Jahrzehnten  der  Amtsbürde 
zu  gönnen  sein  mag.  Wenn  die  soge- 
nannte Liebenbcrgcr  Tafelrunde  wirklich, 
wie  behauptet  wird,  Hoffnungen  auf  ihn 
gesetzt  haben  sollte,  so  würde  er  selber 
sie  sicherlich  nicht  durch  eigenes  Vor- 
drängen und  durch  aktive  Mitbcteiligitng 
an  irgend  welchen  Intrigen  geweckt  lia- 
hin.  Das  la^,'  ihm  nach  seinem  ganzen 
Charakter  fern. 

Andererseits     verstärkt    der  Köcktritt 

offenbar  im  Angenblick  die  politische  und 
ministerielle  Stellimg  Hülows.  Der  Nach- 
folger des  Crafen  Posadowsky  steht  nicht 
nur  persönlich  dem  Koichskanzler  sehr 
nahe;  er  wird  ihm  auch  im  preussischen 
Ministerium  als  \'izepräsident  (ein  Amt, 
das  seit  Miqucls  Scheiden  unbesetzt 
blieb)  enger  7ur  Seite  stehen.  Als  Mi- 
nister des  Innern  rückt  ihm  Herr  von 
Moltke  nach,  ein  Neffe  des  Feldmar- 
schalls, ein  Bruder  des  jetzigen  General- 
clief?,  bisher  Oberprästdent  in  Kö- 
nigsberg. 

Ferner  wtisste  durch  die  Hardenschen 
Enthüllungen  in  der  Zukunft  die  Öffent- 
lichkeit schon  länger,  dass  Fürst  Bülow 
seit  dem  Winter  zugleich  einen  erbitter- 
ten Kampf  gegen  feindliche  Strömungen 
am  Hofe  führte,  die  ihren  Mittelpunkt  in 
dem  Freunck  kreise  des  Fürsten  Enlen- 
burg  gefunden  hatten.  Diese  Episode  ist 
ntmmehr  gleichfalls  zu  gunsten  des 
Reichskanzlers  vorläufig  abgeschkMsen. 
X  X 

J^jjJjJJj«**  Frankreich  machte  unter- 
ftafslaail  dessen  einen  sensationellen 
agrarischen  Aufstand  durch, 
der  sich  jeden  Augenblick  zu  einem 
ernsten  P.ürRrrkrieg  auswachsen  konnte. 
In  den  südlichen  Departements  Heraolt, 
Gard,  Ostpyrenäen  hat  in  den  letzten 
Jahren  ein  arger  Notstand  unter  den 
Weinbauern  immer  mehr  um  sich  ge- 
griffen. Die  hier  im  Süden  erzeugten 
Weine  sind  an  sich  nicht  von  besonderer 
Güte.  Um  sie  kräftiger  und  schmackhaf- 
ter zu  machen,  war  das  Versuchern  seit 
langem  im  Schwange.  Wie  gcuM  lmlich. 
verstanden  sich  jedoch  kapitaikraftige 
und  durchtriebene  Händler  besser  auf 
diese  wissenschaftlich  -  gewerbliche  Ver- 
edelang; das  ganze  Vorgehen  endete  so- 


mit in  einer  steigenden  Abhängigkeit  de* 
Bauern  vom  Händler.  Zugleich  jedoch 
wurde  d-  r  Lanze  Weinmarkt  iinmer  tie- 
fer zerrüttet;  die  besseren  Sorten  fielen 
im  Preise,  weil  das  Surrogat  zu  Schund- 
prciieii  vcrschl<-t;(lcrt  \'.i  rden  komile.  Die 
beständige  Vermehrung  des  Kunstpro- 
duktes neben  überreichlichen  Weinern- 
ten führte  zu  einem  Überangebot,  das  die 
schleichende  Krisis  zuletzt  bis  zur  Uner- 
traglichkeit  steigerte,  umso  mehr,  da  die 
Kantlust  für  die  immer  mehr  in  Verruf 
geratenen  Weine  eher  zurückging.  Ohne 
planmässige  Vorbereitung,  ja  sogar  heute 
noch  ohne  bestimmtes  klares  Ziel  ist  dar- 
aus flugfeuerartig  eine  gefährliche  Mas- 
senbewegung entStande»,  die  mit  Riesen- 
kundgebungen von,  wie  man  sagt,  200- 
bis  300000  Teilnehmern  begann,  sich  in 
Amt^niedtrUgungen  zahlrciclKT  Maires 
fortsetzte,  und  die  schliesslich  in  Stras- 
sentumulten,  in  der  Zerstörung  eines 
Präfckteiisitze-:.  sogar  in  kleinen  .Solda- 
tenmeutereien endete.  Das  Parlament  in 
Paris  nahm  in  seiner  Rat-  und  Hilflosig- 
keit wenigstens  schleunigst  ein  Gesetz 
gegen  die  Zuckerung  der  Weine  an; 
doch  ist  damit  nur  ein  Nebenzweig  des 
wirtschaftlich  viel  tiefer  wurzelnden 
Übels  getroffen,  und  selbst  für  den  Au- 
genUidc  ist  dieses  Bemhignngspulver 
kaum  wirksam  genug. 
Von  welcher  blinden  Furcht  vor  den  Ar- 
beitern gegenwärtig  die  französischen 
Bourgeoi^reise  beherrscht  sind,  davon 
legten  die  harten  Urteile  in  Paris  und 
Nantes  gegen  die  mililants  syndicalistcs 
U  bis  4  Jahr  Gefängnis)  Zeugnis  ab. 
Leider  verschafft  der  Märtyrerschein  dem 
sonst  leichter  zu  überwindenden  Anti- 
parlamcntarismus  Sympathieen,  während 
der  Fortschritt  der  republikanischen  und 
sozialistischen  Ideen  dadurch  erschwert 
wird,  dass  solche  Gcwalturtcile  während 
und  nicht  ohne  Mitschuld  eines  radikalen 
Ministeriums  gefällt  werden,  dem  Män- 
ner wie  Briand  und  V'iviani  angehören. 
X  X 
RuMiand:  Die  zweite  Reichsduma  ver- 
fiel dem  selben  Sehidesal, 
wie  die  er>ti' :  nach  Iü3tägi- 
gem  Bestehen  wurde  sie  am  lö.  Jimi  auf- 
gelöst. Gleichzeitig  ist  der  Zusammen- 
tritt der  dritten  auf  den  14.  N'ovemhcr 
festgesetzt.  Die  .Auflösung  hat  nieman- 
den überrascht.  Es  war  von  vornherein 
klar,  dass  die  Regierung  die  Puma  nur 
aus  Rücksichten  auf  die  iMnanTien  duldete, 
und  keineswegs  gewillt  war,  der  Volks- 
vertretung die  ihr  gebührende  Achtung 
zu  gewähren.    Man  wusste  auch,  dass 
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die  reaktionäre  Ilofklique  ciiiij^  am 
Werke  war  und  unaui'l  r'u'u  (/»witifcind- 
liche  Pläne  schmiedete.  Früher  oder 
später  musste  die  Duma  eines  unnatür- 
lichen 'i'dilc-,  -Irrltfll. 

Mehr  und  mehr  hat  dabei  der  Absolutis- 
mus seinen  Bund  mit  der  Grossgnind- 

Ix  sitzi  rklasse  geschlossen.  Anfangs  schien 
er  sich  auf  die  Bauern,  diese  Mehrheit 
des  russichen  Volkes,  stützen  zu  wollen. 
Das  ganze  Wahlrecht  war  <laranf  zuge- 
stutzt. Als  die  iiauern  diese  Hoffnungen 
enttäuschten  und  revolutionäre  Vertreter 
wiililten.  änderte  die  Rct^nriinii  ihren 
Kurs;  in  dem  jetzt,  gleichz-citiK  mit  der 
AufKisung  oktroyierten  Wahlgesetz  ist 
die  Hälfte  der  Wahlmänner  dem  Gross- 
grundbesitz gewährt ! 
Obwohl  diese  (irundursachc  der  Auflö- 
sung klar  auf  der  Hand  liegt,  so  fand 
die  Kegierung  doch  nicht  den  Mut,  dies 
tjffentlich  zu  bikcnncn.  Sie  suchte  viel- 
mehr einen  anderen  Vorwand  zu  ihrem 
Streich  und  fand  ihn  in  dem  Märchen 
von  «Kr  sozialdemokratischen  Verschwö- 
rung gegen  den  Staat  und  den  Zaren: 
Man  erklärte  beide  in  Gefahr  und  spielte 
sich  dann  als  Retter  auf.  Dadurch  glaubte 
man  am  besten  die  Üftentliciikcit  irre- 
führen und  das  geldgebende  Kirgerliche 
Europa  für  sich  gewinnen  zu  können. 
Doch  war  das  Spiel  sehr  plump  ausge- 
fülirt.  Es  war  gar  nicht  nötig,  dass  man 
dem  Parlament  wegen  der  Auslieferung 
der  sozialdemokratischen  Abgeordneten 
gleich  ein  Ultimatum  stellte.  Es  war 
auch  nicht  nötig,  dass  man  diese  For- 
demng  in  so  schroffer  und  herausfor- 
dernder Form  vorbrachte.  Durch  dieses 
energische  Vorgehen  hat  sich  die  Regie- 
rung selbst  entlarvt. 

Die  aufge!t)ste  Duma  wurde  als  rcvolu- 
iioniirc  hezeichnet.  Man  hoffte,  sie 
würde  in  revolutionärer  Hinsicht  viel 
mehr  bedeuten,  als  die  erste,  die  man 
verächtlich  die  kadettische  nannte.  Doch 
wie  es  in  dieser  Zeitschrift  vorausgesagt 
war  (vergl.  den  Artikel  Roman  StreU 
tzows  Das  zweite  russische  Parlament 
im  vorigen  Baude  der  Sozialistischen 
Aiomtshe/te,  pag.  291  ff.)»  war  die  zweite 
Duma  viel  ahmer,  als  die  erste.  Es 
stellte  sich  bald  heraus,  dass  ein  Par- 
lanuMit  von  Revolutionären  noch  keines- 
wegs ein  revolutionäres  Parlament  sei. 
Jedes  Parlament  spiegelt  nur  die  je- 
weilige Stimmung  des  \'olkes  wider.  In 
einer  Zeit  der  politischen  Depression 
wurde  auch  die  revolutionäre  Duma  cur 
kadettischen  Leisetreterei  verurteilt 
Die  Auflösung  voUaog    aicfa  in  voller 


Ruhe.  Die  Abgeordneten  gingen  nicht 
nadl  Wyborg  und  haben  überhaupt  keine 
gemeinsame  Aktion  entfaltet.  Das  Par- 
lament war  in  sich  selbst  zerspalten,  und 
diese  Uneinigkeit  der  Parteien  kam  der 
R^ierung  zu  nutze.  In  dieser  Un- 
einigkeit lag  die  Schwäche  des  Parla- 
ments. Unklug  wäre  es.  wenn  man  auch 
jetzt  noch  die  Politik  treiben  wollte,  die 
Kluft  zwischen  der  sozialen  und  der 
liberalen  Demokratie  weil  ofTcn  zu  hal- 
ten. Im  Kampf  für  die  elementaren  Frei- 
heitsrechte der  Nation  sind  beide  auf 
einander  angewiesen.  P)esonder>  wichtig 
wird  dieses  Zusanunengchen  angesichts 
der  Wrschlcchtcrunig  des  Wahlgesetzes. 
Die  Taktik  der  Leninianer,  die  auf  eine 
Isolierung  des  Proletariats  hinausgeht, 
wäre  unter  diesen  Um>t,i:i(kn  wahr- 
scheinlich nichts  als  Selbstmord. 
X  X 
KantCkronik  Wider  Erwarten  sprach 
sich  die  irische  Natio- 
nalkonvention schroff  für 
volle  IlomcruU'  und  gegen  die  liberale 
Council  Bill  aus,  so  dass  die  Regierung 
sich  zur  Zurückziehung  ihrer  Vorlage 
entschliessen  musste.  X  Auch  der 
O  r  a  n  j  e  f  1  u  s  s  ko  1  o  n  »  e  ist  nun- 
mehr, nach  dem  VcfgUig  Transvaals, 
volle  S(  llistregierung  eingeräumt.  X  Die 
Reihe  der  unter  englischer  Führung  ein- 
geleiteten internationalen  Ab- 
kommen wurde  durch  einen  Vertrs^ 
zwischen  Japan  und  Frankreich  aber  die 
ostasiatisclien  Tmeressen,  »md  einem 
doppelseitigen  Mittelmecrvertrag  zwischen 
Spanten-England  und  Spanien-Frankreich 
vermehrt.  X  Die  2.  Ilaager  Konfe- 
renz wurde  am  15.  Juni  eröffnet. 
X  .  X 

UtMttinr  Die  Lauheit  und  Teilnahm- 
losigkeit  der  gros.sen  Masse 
der  Gebildeten  gegenüber 
tiefgehenden  politischen  und  historischen 
Fragen  behandelt,  mit  manchen  feinen 
Bemerkungen  zur  politischen  Geschichte 
und  Psychologie,  Fr.  Naumann  in 
dem  kleinen  Schriftchen  Die  Stellung  der 
Ci-bilditoi  im  politischen  Lehen  /Berlin, 
Hilfevcrlag/.  X  Gegen  die  Schäden  des 
bisherigen  Bergrechtes  wendet  sich  der 
bekannte  Bodenreformer  A.  P  o  h  I  - 
mann-  Hohenaspe  in  Bergbaufreiheit 
und  Staatsintcresse  (Sosiate  Zeitfragen, 
32.  Heft  /Berlin,  Bodenreform/) .  X  Bo- 
denreformersisch  ist  femer  die  wohlge- 
meinte, aber  recht  kritiklose  Schrift  Dr. 
Konrad  Küsters  Lösung  der  so- 
sialen  i-rage  durch  Gesundung  der  unrt- 
tchaftiichen  Verkailmsse  /Berlin,  Harr- 
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witr/.   X    Für  einen  nationalert,  aber 

Tnodernen  Liberalismus  plädit-rt  Dr. 
Adolf  Grabowsky  (,Kulturnot- 
wehr  /Berlin,  Harrwiti/).  X  Kohnia!- 

crcicliuii.;  ilrs  dculsilwii  folkcs  in  Schule 
und  Armee  wünsciit  llauptinann  a.  D. 
Ed.  Preuss  /Berlin,  A.  Dnncker/.  X 
Von  Dr.  F.  II.  Schmitt  herausgegeben, 
•von  Dr.  A.  Skarvan  übersetzt,  erschien 
Tolstojs  H't'g  cur  sozialen  Bcfrci- 
uftf^,  ein  Aufruf  a»  dir  russische  Regic- 
ruitfi,  die  Revolutionäre  und  das  Volk 
/Berlin,  Wunder/. 


So^üMUtlk  bevorstehenden  gr(js- 

sen  Kanalbauten  l'rcussens 
erfordern    die  Einstellung 

ganzer  Armeen  von  Arbeitern  in  den 


Sozialpolitik 

tMt  '\2r^    Die  Entwickdimg  der  che- 
mischen  I  ndustrie 

Deutschlands  gleicht  in  den 
letzten  Jahrzehnten  einem  rauschenden 
Triumphzuge  Bei  der  Berufsgenossen- 
schaft för  die  chemische  Industrie  wa- 
ren im  Jahre  18S.S  85  lög  Beamte  und 
Arbeiter  von  4464  Betrieben  versichert, 
190S  dagegen  188:386  Beamte  und  Arbi- 
ter von  8278  Retriehen.  Ein  goldenes  Zeit- 
alter brach  für  die  Aktionäre  an.  In  einer 
schwindelnden  Höhe  bewegten  sich  die 
Dividenden  der  Fabriken.  Das  Höch- 
ster Farbwerk  verteilte  24  %  Dividenden, 
die  Badische  Anilin-  und  Sodaftihrik- 
Ludwigshafen  27  Albert  &  Co.-Bie- 
brich  19  %,  Rayer-Elberfeld  33  %.  Der 
in  den  Giitstättcn  der  chemisdien  In- 
■dustrie  scbarwerkende  Arbeiter  muss  sich 
im  allgemeinen  mit  dem  kärglichen  Lohne 
von  1050  M.  (nach  den  Jahresabschlfis» 
.sen  der  chemischen  Berufsgenossen- 
schaft) zufrieden  geben.  In  einem  El- 
bcrfcldcr  Betriebe  wurden  im  Jahre  1903 
Lohne  von  2^  bis  3  M.  bezahlt  Krank- 
heitsfälle und  Unfälle  dezimieren  in  be- 
ängstigender Weise  die  Arbeiter  der  che- 
mischen Industrie.  Bitter  wenig  tat  bis- 
her die  deutsche  Regierung  für  den  ge- 
setzlichen Schutz  dieser  Arbeiter.  Und 
das  erscheint  um  so  trauriger,«  so 
schreibt  Dr.  Quarck  in  seiner  trefflichen 
Brncchüre  Praßt  und  Arbeiter  in  der 
chemischen  Grosstndustrie  /Hannover, 
Brey/,  »als  selbst  die  so  vorsichtigen 
Fabrikinspektoren  im  Jahre  1897  auf 
eine  Rundfrage  des  Reichskanzlers  er- 
klärten, es  müsse  für  chemische  Fabri- 
Icen  äberhaupt  die  gesetzliche  Beschrän- 
Irang  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden,  und 
für  Bleifabriken,  Dlcinitritfabrikcn,  Mcn- 
ningefabriken  und  Nitrobenzolfabrikation 
die  Bcschrinkttog  auf  6  Ston^  täg- 
licher Ari»eitsxeit  eingeführt  werden  fc 
-X  X 
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rium  der  Öffentlichen  Arbeiten  hat  nun 
Grundsatse  für  die  Beschäftigung  von 

.Arbeitern  entwickelt,  die  der  heimischen 
-Arbeiterschaft  formlich  den  Krieg  er- 
klären und  den  Zuzug  ausländischer  Ar- 
beiter —  namentlich  italienischer  Arbei- 
ter —  planmässig  erleichtern.  Die 
Deutsche  Feldarbeiterzentralstellc  in  Ber- 
lin soll  zum  .Mittelpunkt  der  italienischen 
Einwanderungsbewegung  erhoben  wer- 
den. Ausländische,  analphabetische,  be- 
dürfnislose Proletarier  werden  nadi 
Deutschland  kommen,  sich  dauernd  dort 
niederlassen  und  einen  gemeingefährlichen 
Druck  auf  die  Arbeitslöhne  der  einheimi- 
schen Arbeiterschaft  ausüben.  Italiener 
stnan<i)  nach  Deutschland,  die  oImi- 
jede  Lehrzeit  und  ohne  jede  Erfahrung 
2U  gefährlichen  Tiefbauarbdten  ver- 
wendet werden.  Xach  amtlicher  Dar- 
stellung hatte  die  Tiefbauberufsgenossen- 
schaft 1896  bis  1906  80523  Unfälle  auf* 
zuweisen  \'on  diesen  waren  16 851  ent- 
schadigung.sptlichtig,  und  1382  hatten  einen 
tödlichen  Ausgang.  Diese  zahlreichen 
l'nfällc  finden  ihre  Ursache  in  dem  Sub- 
missionswesen, in  der  masclnnelicn  Tech- 
nik der  Betriebe  und  vor  allem  in  der 
Einstellung  vorübergehend  beschäftigter 
ungelernter  .Arl)eitcr.  Und  das  Resultat 
dieser  preussi.schen  .Arbeiterpolitik  wird 
sein:  die  Verschlechterung  der  Existenz- 
und  Arbeitsbedingungen  der  deutsdien 
Arbeiter  und  das  riesige  .Anschwellen  der 
Unfälle  der  ausländischen  Arbeiter. 
X  .  X 

Ba9«ra  Die     bayrische  Fabrikin- 

spektion krankt  im  alige- 
meinen an  den  gleichen 
Schäden,  wie  die  Fabrikinspetion  der  an- 
deren Bundesstaaten:  unzureichende  Be- 
setzung der  Gewerbeinspektion  mit  Auf* 
Sichtsbeamten  und  mangelndes  energi- 
sches Ivingn  ilen  bei  Verstössen  gegen 
die  Gcwerbeordmmg.  Die  Strafen  gegen 
säumige  oder  böswillige  Unternehmer 
sind  von  der  Gewerbeinspektion  durdi- 
weg  zu  gering  bemessen. 
Im  allgemeinen  leihen  die  Fabrikinspek- 
tionen Bayerns  den  BeMhwerden  der 
Arbeitersekretariate  ein  offenes  Ohr. 
Das  Münchener  Arbeitersekretariat  führte 
im  verflossenen  Jahre  einen  systemati- 
schen Fcld/iip  prgen  die  Missstände  im 
Brauergewerbe  Niederbayerns  (Verstösse 


Ly  Google 


562 


RUNDSCHAU    ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOZIALPOLITIK 


gegen  die  Sonntagsruhe,  Wohnungsver- 
hältnisse).  Die  Fabrikinspektion  Nie- 
derbayerns erstattete  darauf  dem  Arbei- 
tersekretariat München  einen  ausffihr- 
lidien  Bericht  über  die  von  ihr  vorge- 
nommenen Massnahmen  zur  Steuerung 
der  Missstände.  Sie  schrieb:  »Die  ge- 
schilderten Missstände  haben  sich  gröss- 
tenteils als  begründet  vorgefunden,  und 
werden  eben  Tagcbuchauszüge  gefertigt, 
sodann  dem  K.  Bezirksamt  übermittelt 
unter  Anregung  mehriaclicr  ortspolizei- 
licher Kontrollen  zur  Behebung  der  Miss- 
Stände.  ^  Mit  Bezug  auf  Zuschrift  vom 
92.  I.  wird  —  für  Beseitigung  der  Wan- 
yoiiplagc  wird  schon  auf  Grund  der  Re- 
vision das  Auswechseln  hölzerner  Bett- 
stellen durch  eiserne  veranlasst,  sowie 
Kontrolle  der  Sonntagstätigkeit  in  Pfarr- 
kirchen —  die  Besichtigung  der  Schlaf- 
lokale durch  den  Amtsarzt  and  Abgabe 
eines  Gutachtens  in  Anregung  gebracht. 
Die  Verhältnisse  in  den  Brauereien  zu 
Vilshofen  und  Passau  werden  demnächst 
untersucht;  es  wird  jedoch  mi!t!(  ru.  ilc 
an  alle  ZeitungsausgabesteJlcn  ;u  Xie- 
derbayern  ein  Artikel  zugeleitet,  welcher 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  Grund 
des  §  105  b,  d  nnd  e  G.  O.,  der  Reichs- 
kanzlcrbekaimtmachung  und  einer  solchen 
im  Kreisamtsblatt  für  Niederbayern  cin- 
gdiend  behandelt.«  Die  preussischen 
Gewerbeinspdctorc  I)  werden  es  als  unter 
ihrer  Würde  betrachten,  ein  Arbeiter- 
institat so  eingehend  über  ihre  Mass- 
nahmen gegen  hcrvorgrctretene  Fabrik- 
missstände zu  niUerrichten. 

X  X 
/Ujt«l|cr«iw-  Der  bekannte  katholische 
Sozialpolitiker  Heinrich 
Koch  S.  J.  hat  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung,  der  prinzi- 
piellen Bedeutung  und  inneren  Verfas- 
sung der  Arbeitcrausschüsse  eine  grössere 
Monographie  gewidmet,  die  den  Titel 
Arbeiterausschüsse  führt  /M.-Gladbach, 
Zctitralsti-Hc  des  l'olksvcrcins/.  Der 
erste  Teil  trägt  das  geschichtliche  Ma- 
terial über  die  Arbeiteraassdiasse  in  den 
Privat-  und  öfTcntlichen  Betrieben  über- 
sichtlich zusammen.  Koch  betrachtet  das 
patriarchalische  Arbeitsverhältnis  als 
völlig  überlebt.  Das  Arbeitsverhältnis 
muss  nach  Koch  stets  ein  gewisses 
Dienstverhältnis  bleiben;  die  Wandlung 
des  heutigen  Ix>hnarbeitsvrrbältnisses  in 
ein  Arbeitsverhältnis  sich  selbstbcstim- 
mcnder  Genossen  hält  er  für  ausge- 
schlossen. Das  Sehnen  der  Arbeiter- 
schaft nach  Gleichstellung  denkt  er 
dorcb  die  Arbeiterausschüsse  zu  sfigdo. 


Er  sieht  in  den  Arbdterausschüssea  eine 

ihrem  Grundcharakter  nach  konSSTVAtlTS 
Institution,  die  dank  ihrer  vcrs^mradai,. 
den  SoaaUsmtts  eindämmenden  Tendens 

die  Arbeitgeber  »Herren  der  Bewegung« 
bleiben  lässt.  Die  Arbeitcrausschüsse 
sollen  nicht  über  das  Lohnarbeitsverhält- 
nis hinausführen,  sie  sollen  den  Unter- 
nelmier  und  Lohnarbeiter  weiter  be- 
stehen lassen  und  eine  gewisse  Gemein- 
samkeit der  Interessen  zwischen  beiden 
begründen.  Nach  sozialistischer  An- 
schauung sind  die  Fabrika\issclu:sse  ein 
Schritt  zum  Fabrikkonstitutionalismus. 
Die  konstitationeUe  Fabrik  wird  aber 
nach  stufenweiser  Erweiterung  der  öko- 
nomisch-politischen Machtverhältnisse 
der  Arbeiterschaft  durch  die  demokra- 
tisch-sozialistische Fabrik  ersetzt.  Die 
Fabrikausschüsse  gewmnen  selbst  erst 
wirklich  kraftvolles  Leben  durch  die  hin- 
ter ihnen  stehenden  gewerkschaftlichen 
Machtorganisationen.  Im  Einklang  mit 
seiner  konservativen  Weltanschauung 
feiert  Koch  die  Arbeitcrausschüsse  als 
Beruhigungs-  und  Ordnungsinstitutionen, 
die  mildernd  und  mässigend  auf  die  Ge- 
werkschaftsvereine wirken.  Die  Mono- 
graphie Kochs  über  die  Arbeiteraos- 
schüsse  mündet  in  gesetzgeberischen 
Vorschlägen  aus:  in  der  obligatorischen 
Einföhrottg  der  Arbeiterausschüsse  in 
allen  grösseren  gewerblichen,  Handels- 
und öffentlichen  Verkehrsbetrieben  mit 
mehr  als  50  Arbeitern. 
X  X 
Helourbclt  Unter  dem  23.  April  ging 
dem  Reichstag  ein  Ge^^ctz- 
entwurf,  bctrefTcnd  die  Her- 
stellung von  Zigarren  in  der  Hausarbeit, 
zu.  Der  Gesetzetitwurf  trifft  in  erster 
Linie  sanitäre  Bestimmungen  über  die 
Grösse  und  Beschaffenheit  der  Heim- 
arbeiterwcrkstätten.  Die  Riiume  niiis- 
sen  mindestens  m  hocli  und  mit  un- 
mittelbar ins  Freie  fuhrenden  Fenstern 
verschen  sein.  Auf  jede  beschäftigte 
Person  sollen  10  cbm  Luft  entfallen.  Id 
den  Schlafräumen  dürfen  Zigarren  we- 
der hergestellt,  noch  gelagert  werden. 
Zur  Familie  gehörige  fremde  Kinder 
dürfen  mit  Zigarrenarbeiten  nicht  be- 
schäftigt werden,  eigene  Kinder  erst  nach 
Vollendung  des  12.  Lebensjahres  imd 
für  dritte  überhaupt  nicht.  Die  Ar- 
beit von  8  Uhr  abends  bis  8  Uhr  mor- 
gens ist  Kindern  über  13  Jahren  und 
jungen  Leuten  von  14  bis  16  Jahren  ver- 
boten, ferner  die  Sonntags-  und  Feier- 
tagsarbeit und  die  Beschäftigung  während 
des  Konfirmanden-  und  Beiditunterrichts. 
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Leider    werden  Ausnahmen    in  bezog 

auf  den  BeRinn  der  A^bl•it^  <  it  zugelas- 
sen. Für  die  Beobachtung  der  Schutz- 
besttmmtingen  werden  die  Personen  ver- 
antwortlich gemaclit,  die  d^>  Verfiipungs- 
recht  über  die  benutzte  Werkstatt  be- 
sitzen. Die  Kontrolle  und  Aufsicht  über 
die  Beobachtung  der  Schutzbestimmun- 
gen liegt  im  wesentlichen  in  den  Hän- 
den der  Ortspolizeibehörden.  Der  Ge- 
.«etzenwurf  ist  unzureichend  und  lücken- 
haft. Die  Werkstättenhygiene  ist  man- 
gelhaft geregelt.  Die  Kinder  müsstcn 
mindestens  bis  zum  14.  Jahre  gänzlich 
von  der  Tabakheimarbeit  ferngehalten 
werden.  Für  junge  Personen  wäre 
ein  tetündiger  Nonnalarbeitstag  zu 
fordern. 

Die  Zustände  der  Konigsberger  Heim- 
arbeit behandelt  Dr.  Käthe  Kalisky  in 
ihrer  Schrift  Die  Mtwsittdustrie  in  Kö- 
nigsberg i.  Pr.  /f-cipzig.  Duncker  & 
Humblot/.  Ans  dem  Meer  des  allgemei- 
nen Elends  der  Heimarbeit  tauchen  in 
Königsberg  nur  zwei  Kategorieen  von 
Arbeitern  hervor:  die  Schneider  und  die 
Tischler.  In  beiden  Arbeitszweigen  war- 
fen die  gewerkschaftlichen  Organisatio- 
nen starke  Dämme  der  sonst  alles  niedcr- 
reissenden  Sturmflut  des  T'lends  ent- 
gegen.. In  der  Schuhmacherei  treffen 
wir  Stundenlöhne  von  10  Pf  an.  der 
Stundenlohn  der  Häklerinnen  und 
Wäschearbeiterinnen  sinkt  auf  5  bis  6 
herab.  In  der  wttrschaftitch  rudratändi- 
gen  Branche  des  Erh-enicscns  beträgt  der 
dnrdischnittliche  Wochenverdienst  in  gu- 
ten Monaten  zirka  4  M.  unter  Ausbeu- 
tung der  .\rbcitskräfte  v(mi  etwa  3  Kin- 
dern. Mit  Säckenähen  erwarben  sich 
tnditige  Arbeiterinnen  196  M..  200  M. 
und  M.  jährlich.  Durch  Diiteiikleben 
verdienten  sich  verheiratete  Arbeiterin- 
nen durchschnittlich  2  bis  3  M.  wöchmt* 
lieh.  K.ithe  Kalisky  legt  sich  für  ein 
geseUliches  Verbot  des  hausindustriel- 
Mn  Säckenähens.  Dütcnklebens,  und  na- 
mentlich des  Erbsenlesens,  ein. 
X  X 

Unfativcrsi-  Die  rierufsgenossenschafteii 
cbcraof  halten  bei  der  Festsetzung 
der  Unfallrenten  der  Ver- 
letzten vielfach  ein  wahres  Schnecken- 
tempo ein-  Nach  dem  Verlauf  der  drci- 
sdüiten  Woche  nach  dem  Eintritt  eines 
Betriebsunfalles  soll  im  allgemeinen  die 
Unfallrente  festgesetzt  sein.  In  .Mün- 
chen verunglückte  am  14.  März  1906  ein 
Tagelöhner  tödlich,  und  bis  Ende  No- 
vember war  die  Hinterbliebenenrente  der 
Witwe  noch  nicht   festgesetzt  worden. 


Bei  der  Aufsichtsbehörde  der  in  Frage 

kommenden  bayrischen  Baugewcrks- 
berufsgenossenschaft,  beim  bayrischen 
Landesversicheruttgsamt,  lief  nun  eine 
Beschwerde  des  .\rbeitersckretariats 
München  über  diese  ungesetzliche  Ver- 
schleppung der  Rentenfestsetzung  ein. 
Das  bayrische  Landesversicberungsamt 
redete  eine  sehr  entschiedene  Sprache 
gegenüber  der  bayrischen  Baugewerks- 
berufsgenossenschaft.  Das  vom  Ministe- 
rialrat von  Müller  unterzeichnete  Schrei- 
ben lautete:  »Die  Akten  weisen  mehr- 
wöchentliche Verzögerungen  auf.  Ein- 
sdireitung  wegen  Verschleppungen  gegen 
die  schuldigen  Referenten  geboten.  Bei 
Unterlassung  der  selben  würde  gegen 
den  Vorstand  mit  Ordnungsstrafe  einge- 
schritten werden  müssen.  .Auch  die 
Feststellung  der  Lohnverhältnisse  hätte 
schon  im  Juni  eingeleitet  werden  kön- 
nen und  sollen.  Binnen  14  Tagen  ist 
die  .Angelegenheit  der  Erledigung  zuzu- 
führen.« Wann  wird  das  Reichsver- 
sicherungs.imt  einmal  so  energisch  auf 
die  Berufsgenossenschaften,  die  gegen 
die  gesetzlichen  Bestinunungen  über  das 
Rentenfestsetzungsveriahren  Verstössen, 
einreden?« 

X  X 
AriMiterM-     Das  Zentralarbeite rr 
Sekretariat    in  Berlin 

hat  auf  dem  Gebiete  der 
Unfallversicherung  recht  erfolgreich  im 
Jahre  1906  gearbeitet  Dem  Zentralarbei- 

tersekretariate  gehen  zahlreiche  völlig 
aussichtslose  Rekurse  zu,  deren  Vertre- 
tung es  ablehnt.  Von  den  999  Rt^rsen. 
die  es  in  mündlicher  Verhandlung  ver- 
trat, wuden  493  voll  oder  teilweise  zu- 
gunsten der  Verletzten  entschieden.  In 
I  nvalidenvcrsicherungssachcn  übernahm 
das  Zentralarbeitersckretariat  in  71  Fäl- 
len die  mündliche  Vertretung.  Statt- 
gegeben wurde  der  Revision  der  Ver- 
sicherten in  27  Fällen,  der  Versicherungs- 
anstalten in  6  Fällen.  35  Revisionen  der 
Versicherten  und  3  Revisionen  der  Ver- 
sidterutigsanstalten  wurden  zurüdcgewie- 
sen.  Der  Verkehr  des  Zcntralarbeiter- 
sekretariats  mit  den  Behörden  regelte 
sidi  zufriedenstellend.  Das  Zentralaorbei- 
tersekrctariat  übernahm  iin  verflossenen 
Jahre  die  wesentlichste  Vorarbeit  zu  den 
Wahlen  zum  Reichsversicherungsamt. 
1. eider  unterlag  die  Liste  der  freien  Ge- 
werkschaften für  landwirtschaftlich  Ver- 
sicherte diesmal.  In  den  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  und  in  der  See- 
berufsgenossenschaft siegte  die  Liste  der 
Gewerkschaften. 

36 
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In  dcti  uns  zugesandten  Jahresberichten 
des  Lübecker,  Magdeburger 
und  Hamburger  Arbeitersekretanats 
ist  das  Tatsachenmaterial  über  das  Ge- 
samtgebiet der  Arbeiterversicherung  in- 
struktiv dargestellt. 

X  ^ 
Kon«  GhfMlk  Die    am  22.  Mai  eröffnete 

18.  Tagung  des  evange- 
lisch-sozialen Kon- 
gres'-es  hrachtc  einen  Vortrag  des  Pro- 
fessors von  Schul/e  -  (  iaevernil/  über 
Kultur  und  Wirtschaft,  über  die  neu- 
deiitsclie  Wirtscluiftspolitik  im  Dienste 
der  neudeiuschen  Kulinr.  Im  Anschluss 
an  den  Vortrag  Dr.  Lconis-Stra?sburg 
über  die  Aufgabe  der  St.idtc  als  Arbeit- 
geber erfolgte  ein  heftiger  Verstoss  des 
Professors  Ad.  Wagner  gegen  P.crlin, 
»die  in  kommunalen  Dingen  rückschritt- 
lichste Stadt  der  Welt«. 

X  ^ 
Literatur  Ihre  seelischen  Eindrücke 
ans  der  Welt  der  Armut  hat 
Olive  Chr.  M  a  1  v  e  r  y 
in  ihrem  stimmungsvollen  Ruche  l''otii 
Markte  der  Seelen  /Leipzig.  \  oigtlan- 
der/  niedergeschrieben.  Olive  Chr.  Mal- 
very  wurde  nacheinander  Strasscnsiingc- 
rin.  Schenkmädchcn,  Fabrikarbeiterin. 
Schneiderin.  Gemüsehändlerin  und  er- 
lebte so  das  soziale  Schick.sal  dieser  Be- 
rufsangehörigen. X  In  seiner  soziologi- 
schen und  naturwissenschaftlichen  Stu- 
die Sociale  Irrungen  /Leipzig.  Maerter/ 
zeigt  R  o  c  h  c  f  1  a  n»  ni  e  trcflfend  den 
Tiefstand  des  sozialen  Gewissens  unserer 
Zeit  und  legt  in  feinsinniger  Kritik  der 
Irrtümer  der  historischen  Schule  den 
Klassencharakter  unserer  Rechtsinsiitu- 
tionen  dar. 


Soziale  Kommunalpolitik 

Kommoaal«    Die    allgemeine  Geldteue- 

rung  hat  auch  auf  die  Be- 
gebung der  kommunalen 
Anleihen  ihre  Wirkung  ausgeübt.  Wohl 
oder  übel  sahen  sich  selbst  unsere  gröss- 
tcn  Städte  gezwungen,  wollten  sie  iiljer- 
haupt  ihre  Anleihen  unterbringen,  wie- 
der 7U  dem  4prozentipen  Zinsfuss,  den 
sie  schon  seit  langer  Zeit  aufgegeben 
hatten,  zurfickzukdiren  und  dabei 
gleichzeitig  Bedingungen  anzunelunen, 
die  ausser  Verhältnis  Zö  der  grossen  von 
ihnen  gebotenen  Sicherheit  stehen.  Dass 
sie  dieses  Schicksal  mit  dem  Reich  und 
den  Bundesstaaten  teilten,  konnte  nur 
dn  magerer  Trost  für  sie  sein.  Die 
Erscheinung  hat  aber  das  eine  Gute  ge- 
habt» dass  sie  die  Frage  der  Organisa- 


tion   des  kommunalen  Kredits  wieder 

einmal  auf  die  Tagesordnung  gesetzt 
hat.  Ob  allerdings  aus  den  Diskussionen 
diesmal  mehr  herauskommen  wird,  als 

bei  den  früheren  r.elKindlungen  des 
Gegenstandes,  scheint  uns  ziemUch  frag- 
lich zu  sein.  Das  Zusammenwirken 
unserer  Kommuneti  zu  gemeinsamen 
Zwecken  ist  JU)ch  ganz  in  den  Anfän- 
gen, was  allein  schon  durch  die  eine 
Tatsache  bewiesen  wird,  dass  der 
deutsche  Sladtelag  erst  im  vorigen  Jahre 
gegrimdet  wurde  und  seine  Haupttätig- 
keit bisher  nur  informatorischer  Natur 
gewesen  ist. 

Die  Klagen  über  die  ungcTiiigende  Orga- 
nisation des  kommunalen  Kredits  sind 
sehr  alt.  Schon  im  Jahre  1873  bezeich- 
nete Miquel  in  der  Reichstagssitzung  vom 
2.  Mai,  als  die  Gcsetzesvorlagc  über  die 
Errichtung  des  Reichsinvalidenfonds  zur 
Beratung  stand,  die  damalige  Organisa- 
tion des  Kommunalkreditcs  in  Deutsch- 
land als  jämmerlich  und  erlÄrmlich  und 
wies  auf  den  Credit  covmunal  in  Bel- 
gien als  Vorbild  hin.  In  der  Tat  Sind, 
wie  in  so  vielen  anderen  kommunalen 
l'ragcn  aiirli  m  der  Zentralisation  des 
Komniunalkrediles  unsere  westlichen 
Nachbarn  uns  wen  voraus.  In  l.ngland 
zum  Beispiel  geben  nur  wenige  grossere 
Städte  eigene  Anleihen  aus.  Unter  ihnen 
steht  der  Londoner  Grafschaftsrai  an 
der  Spitze,  der  nicht  nur  für  seine 
eieenen  Geldbedürfnisse,  sondern  zu- 
gleich fin-  die  der  28  Town  Councils 
sorgt,  die  unter  ihm  die  Verwaltung  der 
Riesenstadt  London  besorgen.  Ini  all- 
gemeinen iie wahrt  der  Staat  den  Kom- 
munen Kredit  und  emittiert  zur  Deckung 
der  gewährten  Anleihen  eine  besondere 
3prozentige  staatliche  .\nleihe.  den  Locol 
loan  stock.  In  Frankreich  werden  die 
Anleihebedürfnisse  der  Gemem  lr  teils 
durch  den  Credit  foncier  befriedigt,  der 
für  die  den  Gemeinden  gewahrten  Dar- 
lehen Kommunalobligationcn  ausgibt. 
Eine  eigenartige  ICinrichtung  hat  Belgien 
in  dem  Credit  commmial.  Er  wurde  ge- 
gründet, um  den  Gctneinden.  die  an  di  ni 
jährlichen  Ertrage  des  bei  der  Aulhebung 
des  Oktroi  geschaffenen  Kommunalfönds, 
beteiligt  waren,  die  Möglichkeit  zu  ge- 
währen, durch  Vorwegnahme  der  ihnen 
in  jedem  Jahre  regelmässig  zustehenden 
l'iiui.ahmen  auf  dem  Wege  der  Kredit- 
aufnahme Kommunalaufgaben  durchzu- 
fuhren, die  eine  grössere  Kreditanlage 
erfordern.  Die  Verwaltung  des  Credit 
cottUHunal,  der  in  der  Form  einer  Aktien- 
gesellschaft organisiert  ist^  erftdgt  unter 
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der  AufMcht  und  Leitung  der  Regie- 
rxmg.  Jede  krcditnehmende  Ciemeindc 
ist  zugleich  Gcschältsteilhaberin.  Die 
Tätigkeit  des  Fonds  ist  nach  verschiede- 
acn  Riehtungen  hin  beschränkt.  Xur  die 
am  Kommunal fonds  beteiligten  Gcmein- 
den  können  sich  seiner  Vermittclung  be- 
dienen, und  zwar  auch  nur  in  der  Höhe 
der  ihnen  aus  dem  Kommtmalfonds  zu- 
stehenden Einnahmen.  Ihren  ausser- 
ordiiit!:chi-n  Bedarf,  dessen  \'cr7iiisunj:s- 
und  Tilgungsquote  über  ihren  Anteil  am 
Kommunal  fonds  hinausgeht,  müssen  sie 
auf  anderem  We^e  decken.  In  Deutsch- 
land nehmen  in  der  Regel  die  einzelnen 
Kommunen  ihre  Anleihen  direkt  bei  den 
Banken  auf.  und  die^^c  suchen  dann  für 
die  einzelnen  Komnuinalanleihen  einen 
Markt  zu  schaffen.  Xur  wenige  Kom- 
munen haben  bisher  durch  Verniitlclung 
von  Hypothekenbanken  ihren  Anlcihe- 
bedarf  zu  decken  gesucht  Nach  Kahler 
(in  seinem  Buch  Die  prenssiscben  Korn- 
munalanleihen)  haben  von  20  deutschen 
Banken,  die  das  KomniunalkrcditReschäft 
statutengemäss  in  den  Bereich  ihrer  Ge- 
schäftstätigkeit einbeziehen  können,  his 
zum  Jahre  IÄ}7  nur  4  diesen  Zwei^  ck-s 
Bankgeschäfts  in  Angriff  genommen, 
nämlich  die  Rheinische  MypoHtekenbank 
TW  Mannheim,  die  Ah th-ir^c Seilschaft  für 
Boden-  und  Koinmunaikrcdit  in  Elsass- 
Lothringcn  in  Strassburg,  die  Sehlesische 
Bodenkii-ditakticnln^tik  in  I'.re'-Iau  und 
die  Pn  ussische  Zentmlhndnikrcditaktien- 
gesellschaft  in  Berlin.  '  '1»  seit  1897  noch 
weitere  Banken  sich  diesem  Geschäfte 
zugewandt  haben,  ist  mir  nicht  bekannt. 
Die  Zersplitterung  des  kommunalen  Kre- 
dits hat  natürlidb  eine  Reihe  schwerer 
Missstände  mit  sich  gebracht.  Zunächst 
i>t  der  (s'anze  Modus  wirtschaftlicli  ge- 
radezu unsinnig.  Durch  die  Inanspruch- 
nahme des  öffentlichen  Kredites  auf  dem 
Wege  der  Anleihen  hoffen  die  kredit- 
suchenden Korporationen  ihren  Bedarf 
billiger  zu  decken,  als  durch  die  ein- 
fache Schuldaufnahme.  Sie  streben 
damit  die  Befreiung  von  dem  lokalen 
Kapital ieninarkte  an.  Bei  der  Kltinheit 
ihrer  Anleihen  aber  l)leibcn  sie  durchaus 
auf  den  lokalen  Markt  angewiesen,  da 
die  kleine  Anleihe  nidit  über  die  lolalen 
Grenzen  hinaus  dringen  kann.  Hier 
liegt  also  ein  Widerspruch  in  sich  vor. 
Jede  Schuldaufnahme  durch  Anleihe 
verursacht  bestimmte  Kosten,  wie  Aus- 
fertigung und  Stempelung  der  Obliga- 
tionen, Bekanntmachungen  üiier  die  .\tn'- 
leguQg  der  Anleihe  und  die  Verlosungen, 
Ausfertigi»c  neuer   Ztnsscheine,  Aus- 


zahlung der  Zinsen,  Provisionen  an  die 
Bankhäuser  usw.,  denen  docii  in  der 
günstigeren  Begebung  der  Anleihe  ein 
Ausgleich  gegenüberstehen  muss,  falls 
sich  überhaupt  die  Aufnahme  einer  sol- 
chen Anleihe  gegenüber  der  einfachen 
Schuldaufnahme  rentieren  soll.  Die 
Kleinheit  der  Anleihen  verhindert  aber 
an  sich  schon  die  Erzielung  gimstigerer 
Bedmgungcn  bei  der  Verzinstmg,  und 
dem  Begebungskurse.  In  Zeiten  teueren 
Geldes  können  sie  häufig  nur  unter  den 
grössten  Opfern  begeben  werden.  So 
hatten  7nm  Beispiel  im  vorigen  Frühjahr 
die  Berliner  Grossbanken  unter  Führung 
der  Seehandlung  unter  einander  das  Ab^ 
kommen  getroffen,  auf  3V2prozentige 
Stadtanleihen  keine  Gebote  mehr  abzu- 
geben, und  so  die  Grossstädte  direkt  ge- 
zwungen, zum  .}prozcntigen  Anleihetypus 
überzugehen  oder  sich  ins  Ausland  zu 
wenden,  wie  das  zum  Beispiel  Frankfurt 
a.  M.  bei  Begebung  einer  1$  MiU-- 
Anleihe  nach  I-rankreich  tat. 
Aus  diesem  Übelstande  hilft  nur  die 
Zentralisation  des  kommunalen  Kredits. 
Schon  Kahler  hatte  in  seinem  bereits 
erwähnten  Buche  einen  dahin  gehenden 
Vorschlag  gemacht.  Er  empfahl  den 
Zusammenschluss  aller  preussischen 
Kommunalkorporationen,  al-^n  der  Ge- 
meinden und  der  Kommunalverbände, 
deren  wirtschaftliche  Verhältnisse  eine 
pcriodi-^chc  Tnanspruchnahme  des  öffent- 
lichen Kredites  erfordern,  zur  Gründung 
eines  grossen,  unter  ihrer  eigenen  Ver- 
waltung stehenden  Kommunalkredit- 
institutes. Das  neue  Zentralinstitut  solle 
die  Negoziierung  sämtlicher  Kommunal- 
anleihen übernehmen,  im  Betrage  der 
übernommenen  Anleihen  Kommunw- 
obligationen  auf  eigenen  Namen,  aber  für 
Rechnung  der  schuldncrischen  Korpo- 
rationen ausgeben,  die  dafür  erlöste  Va- 
luta an  diese  abführen,  und  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  auf  Grund  der  von 
der  Gemeinde  eingezahlten  Beträge  be- 
sorgen. Eine  solche  Einrichtung  wurde 
nidit  nur  durch  den  Fortfall  der  getrenn- 
ten Schuldenverwaltung  eine  Ersparnis  für 
die  leihenden  Korporatinnen  bilden,  son- 
dern ihnen  auch  alle  die  \'orteiIc  zu- 
wenden, die  aus  der  Schaffung  eines 
einheitlichen,  in  grossen  Mengen  vor- 
handenen, absolut  sicheren  Papiers 
hervorgehen.  Zugleich  konnte  dabei  die 
dem  Publikum  aus  der  Tilgung  erwach- 
sende Belästigung  insofern  erspart  wer- 
den, als  das  Institut  die  Tilgung  in  sich 
würde  vornehmen  können.  Kahler 
meint,  dass  diese  Vereinheitlichung  des 
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Kommunalkredits  auf  den  Widerstand 
namenUidi  der  provinziellen  Bankhätiser 
StOSSen  würde,  die  an  der  Rcgcbnnj?  der 
Kommunalanleihen,  der  Kontrolle  der 
ausgelosten  Papiere  usw.  ein  lukratives, 
und  namentlich  recht  sicheres  Geschäft 
haben.  Ahnliche  Vorschläge  sind  in 
maer  Zeit  von  Bernhard  im  Plutus  and 
von  Zahn  in  Conrads  Jahrbüchern  gc- 
macht  worden.  Bernhard  schlagt  die 
Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  vor. 
deren  Kapital  von  den  Stadtgemeinden 
übernommen  werden  würde.  Diese  Bank 
soll  Filialen  in  allen  Provinzen  errich- 
ten. Die  beteiligten  Städte  sollen  zu- 
gleich die  Verpflichtung  übernehmen, 
ihre  gesamten  Bankgeschäfte  durch  diese 
Banken  abzuwickeln,  die  zum  Ausgleich 
von  Zahlimgen  unter  einander  in  Ver- 
bindung stehen  würden.  Nach  Zahn 
kämen  für  eine  solche  neu  zu  gründende 
Städtebank  in  Frage  entweder  eine  Ge- 
nossenschaft, der  die  Hilft-  <Ur  Prcussi- 
schen  Zcntral^cnosscnschaftskassc  zur 
Seite  stehen  könnte,  oder  ein  neues 
Unternehmen  der  Städte  im  Zusammen- 
hang mit  (kr  Sparkassenkonzentration, 
oder  eine  Aktiengesellschaft  mit  dem 
Rechte  der  Obligationsausgabe,  oder  eine 
Zentralkommunalbank,  sei  es  in  Verbin- 
dung mit  einer  allpomcinen  Grundren- 
ten und  Hypothekenansult,  sei  es  be- 
gründet von  einer  Grossstadt,  der  all- 
mählich andere  oder  alle  Städte  einer 
l*rovinz  oder  eines  Bundesstaates  sich 
anschlössen.  Die  neue  Städtebank  soll 
vor  allem  an  Stelle  der  jetzigen  Ankihen 
von  222  Städten  einen  einzigen,  cinheit- 
lidien  StadtoUigationenQrp  schaffen. 
Dann  wäre  auch  zu  erwarten,  dass  der 
Kurs  dieses  neuen  Papieres  nicht,  wie 
heute  regelmässig  die  Kurse  der  Städtc- 
obligationcn,  2  bis  3%  hinter  demKurse^der 
Slaatspapiere  gleichen  Zinsfusses  zuruck- 
bliebe.  .^uch  sonst  wiirdcn  der  Städte- 
bonk  wichtige  Aufgaben  zufallen.  Sie 
kotinte  alle  freien  Bestände  der  Städte 
und  der  Sparkassen  zu  vorübergehender 
„Anlage  übernehmen,  den  Städten  Cicld- 
beschaffung  im  Wechselverkehr  vermit- 
teln, durch  ein  grosses  Netz  von  Filialen 
die  Kouponeinlösungen  besorgen  usw. 
Alle  diese  Vorschläge  laufen  also  auf  die 
Zentralisation  des  komnnniaU-n  Krcdite> 
hinaus.  Da  der  Geldbedarf  unserer 
Kommunen  auch  in  Zukunft  nicht  ge- 
ringer werden,  vielmehr  voraussichtlich 
noch  mehr,  als  bisher,  sich  vergrössern 
wird,  ist  diese  Organisation  dringendes 
Bedürfnis.  Allerdings  wird  man  sich 
davor  hüten  müssen,  von  dem  neuen  In- 


stitute zu  viel  zu  erwarten.  Die  Cbel- 
stinde,  die  aus  der  Zersplitterung  des 

kommunalen  Kredites  entstehen,  werden 
ganz  sicher  durch  die  Organisation  sich 
beheben  lassen.  Soweit  sie  aber  eine 
Folge  der  diircb  die  Aiispriichc  der  In- 
dustrie verursachten  Geldspannung  sind, 
wird  auch  die  neue  Städtebank  ihnen 
ziemlich  hilflos  gegenüberstehen.  Jeden- 
falls wäre  die  Errichtung  eines  solchen 
Institutes,  namentlich  auch  im  Interesse 
der  kleineren  Städte,  dringend  zu  wün- 
schen. Wer  einmal  selbst  an  den  Ver- 
handlungen teilgenommen  hat.  die  zur 
Begebung  solcher  kleinen  Anleihen  er- 
forderlt^  sind,  wird  dieser  Behauptung 
ohne  weiteres  zustimmen. 
X  X 
**■!••■■«  Das  preussisdte  Umle- 
gungsgesetz  von  IQ02.  das 
nur  für  die  Stadt  Frau  k- 
f  u  r  t  a.  M.  gilt,  verpflichtet  in  seinem 
§  13  die  Gemeinde,  den  Kigcntümeni  fiir 
das  zu  Strassen  und  Plätzen  von  ihnen 
abzutretende  Land  Geldentschädigung  zu 
gewähri  ii.  f.iUs  «  s  30  '  c  der  der  üm- 
legung  uulcrsvorfenen  Grundfläche  über- 
schreitet. Die  Regierungsvorlage  hatte 
keine  Grenze  festgesetzt.  In  der  Kom- 
mission wurden  35  %  bestimmt.  So  un-  . 
zweckmässig  eine  Ohergrenzo  an  und 
für  sich  ist,  so  hätte  doch  in  den  meisten 
Fällen  die  Stadt  Frankfurt  mit  diesem 
Satze  auskonmion  ki  ^nncn,  da  nach  ihrem 
Bebauungsplan  durchschnittlich  32  bis  13 
Prozent  des  Grund  und  Bodens  für 
Strassen  und  Plätze  beansprucht  wer- 
den. Die  Folge  des  unzureichenden 
Satzes  von  30%  musste  aber  sein,  dass 
das  Gesetz  keiiu-  iirakti>c!H'  Wirkung 
hatte.  Bei  einer  Zwangsumlcgung  wür- 
den die  beteiligten  Grundbesitzer  nidit 
nur  die  grossen  Wert  Steigerungen  infolge 
der  Umlegung,  sondern  auch  noch  be- 
sondere Entschädigungen  für  das  über 
30%  hinaus  abgetretene  Land  crlialten. 
In  den  5  Jahren  seit  Ertass  des  Gesetzes 
hat  daher  auch  keine  einzige  Umlegung 
auf  Grund  des  Gesetzes  stattgefunden, 
obschon  freiwillige  Umlegungen  in 
greissercm  M.n^-c  und  gerade  in  solchen 
Bezirken  vorgenommen  werden,  in  denen 
vornehmlich  kleinere  Grundbesitzer  in 
Frage  kommen.  Zurzeit  sollen  nun  zwei 
grossere  Terrains  der  Bebauung  er- 
schlossen werden.  Die  Besitzer  wollen 
aber  entweder  die  Bebauung  gänzlich 
verhindern  oder  sich  ihre  Zustimmung 
durch  steuerliche  Erleichterungen  ndu 
der  Stadt  abkaufen  lassen.  Um  nun  die 
notwendige    Entwickelung     der  Stadt 


uooole 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOZIALE  KOMMUNALFOUTIX 


567 


durch  diese  Grossgnindbesitzer  lUcfit 
lioger  aufhalten  zu  lassen,  brachte  der 
Al^ordncte  für  Frankfurt,  Funck,  im 
preussischen   Abgeordnecenhause  einen 

Antrag  auf  Abänderung  des  §  13  des 
Gesetze^  von  1902  ein.  Danach  soll  die 
Entschädigung  an  die  Eigentümer  erst  ge> 
währt  werden,  wenn  die  L'mlctrtini?  auf 
Antrag  des  Magistrats  durch  Gcini  uKic- 
beschhiss  erfolgt,  und  das  für  Strassen 
und  Plätze  in  Anspruch  genommene  Ge- 
lände 35  %  übersteigt.  Erfolgt  die  Um- 
legunp  auf  Antrag  der  Eigentümer,  so 
soll  die  Obergrenze  auf  40%  hinauf- 
gesetzt werden.  Der  Antrag  fand  kei- 
nen WidtT-pmcli  Die  Regierung  er- 
klärte sich  ihrerseits  bereit,  dem  Antrage 
zuzustimmen.  Damit  wurde  ein  sehr 
lästiger  Mangel  des  Gesetzes  von  IQOa 
verbessert  werden. 

X  X 
Kan«  Chr*Mlk  Die  Stadt  Mainz  hat  die 
Mittel  zur  Verfiigung  ge- 
stellt, um  die  unentgeltliche 
Gewährung  der  Lernmittel  für  alle 
Schüler  der  obligatorischen  Fortbil- 
dungsschule zur  Durchführung  zu  brin- 
gen. X  Der  Gemeinderat  in  Mülhau- 
sen i.  E.  besctiloss  die  Errichtung  eines 
Milchhäiischens,  in  dem  an  Arbeiter  und 
die  Jugend  gute  Milch  verabfolgt  wer- 
den soll.  X  Die  städtischen  Behörden 
von  Falkcnstcin  und  Lübau  in  der 
Lausitz  haben  beschlossen,  auf  eigene 
Rechnung  Schlachtvieh  zu  kaufen,  sdbst 
zu  schlachten  und  das  F"leisch  zum 
Selbstkostenpreise  abzugeben,  weil  trotz, 
des  Sinkens  der  Vidipreisc  die  Fleisch- 
preise von  den  Metzgern  hoch  gehalten 
werden.  X  Durch  Verfügung  des  Mi- 
nisterium des  Innern  ist  in  Württem- 
berg die  ortspolizeiliche  Wobnungs- 
aufsicht  auf  alle  Gemeinden  des  Landes 
ausgedehnt.  Die  Versicherungsanstalt 
Württemberg  gewährt  an  Amtskörper- 
sdttften  und  Gemeinden,  die  minder- 
b«nittelten  Hausbesitzern  die  zur  ent- 
sprechenden Instandsetzung  ihrer  Woh- 
nungen nötigen  Mittel  vorstrecken  wol- 
len. Darlehen  gegen  einfachen  Schuld- 
schein. X  Die  Wertzuwachsstcuer  in 
Dortmund  hat  in  den  ersten  4  Mo- 
naten ihres  Bestehens  140000  Mk.  ab- 
geworfen. HU«0  UNOeMMIH 

Sozialistische  Beweflung 

*^"y*IS"  Die  ba  y  r  i  s c h  c  Sozial- 
«■feHB  demokratic  hat  die  V'erluste. 

die  sie  bei  den  Keichs- 
tagswaMen  erlitten,  durch  ihre  Erfolge 
bei  den  Landtagswahlen  am  31.  Mai  mo- 


ralisch   wieder  wett   gemacht   Unter  ' 

f^o6rK>^  Wahlberechtigten  hat  sie  177000 
auf  ihre  Kandidaten  vereinigt;  sie  zählt 
im  neuen  bayrischen  Landtag  ao  Abge- 
ordnete (unter  163),  8  mehr,  als  in  der 
letzten  Legislaturperiode.  Die  ersten 
Wahlen  unter  dem  neuen,  direkten  Wahl- 
system pinsren  für  sie  unter  erschwe- 
renden Luisiaiulcn  vor  sich.  Der  Miss- 
erfolg am  «5.  Januar  war  noch  in  frischer 
Erinnerung;  die  Blockparteien,  die  auf 
die  suggestive  Wirkung  des  Reichstags- 
wahlausfalis  rechnen  durften,  spielten 
zudem  als  Trumpf  gegen  die  Sozial- 
demokratie das  schwarsrote  KarteU  zva, 
das  in  B^rtm  zwar  nicht  mehr  besteht, 
aber  als  Agitationsmittel  sich  immer  noch 
mit  Erfolg  verwenden  lässt  Namendich 
auf  die  Intellektuellen,  die  die  besondere 
politische  Situation  weniger  überschauen, 
dafür  aber  aus  allgemein  kulturellen 
Gründen  in  dem  Zentrum  den  ärgsten 
Feind  sehen,  macht  die  Lrinnerung  an 
das  Zusammengehen  mit  dieser  Partei 
stets  grossen  Eindruck.  Die  einfache 
Feststellung  der  bayrischen  Genossen, 
dass  es  sich  damals  lediglich  um  die 
Durchsetzung  eines  fortschrittlichen 
Wahlrechts  handelte,  das  von  den  Libe- 
ralen in  .Stich  gelassen  war,  und  dass 
mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Wahlrechts 
das  Bündnis  mit  dem  Zentrum  auch  sein 
Ende  gefunden  habe,  konnte  gegen  jenes 
stimulierende  Gcfühlsmoment  in  den  er- 
wähnten Kreisen  nicht  aufkommen. 
Wenn  daher  die  bayrische  Sozialdemo- 
kratie auf  allen  Zuzug  und  alle  Sympa- 
thieen  aus  jenen  Grenzkreisen  diesmal 
verzichten  musste.  wenn  sie  sich  zum  Bei- 
spiel der  besondern  (icgnerschaft  des  Ab- 
geordneten MüUer-Meiningen  erfreute, 
der  in  manchen  akademischen  Kreisen 
merkwürdigerweise  als  ein  Vertreter  gei- 
stig liberaler  Kultur  gilt,  so  ist  der  Er- 
folg, den  sie  in  den  Wahlen  errungen, 
um  so  höher  anzuschlagen.  Er  zeugt 
von  der  emsigen  organisatorischen  Ar- 
beit, die  seit  der  Keichstagsschlappc  von 
ihnen  geleistet  wurde;  und  gerade  dieser 
Umstand  lässt  hoffen,  dass  die  bay- 
rische Sozialdemokratie  den  von  Herrn 
Dr.  Müller  für  sie  festgesteckten  Höht' 
f>unkt  noch  lange  nicht  erreiclit  hat,  son- 
dern sich  im  Anfang  weiteren  Vordrin- 

f ens  befindet. 
Vie  das  Ergebnis  der  Wahl  auf  die 
Arbeiten  der  Kammer  einwirken  wird, 
lässt  sich  freilich  noch  nicht  absehen. 
Das  Zentrum  hat  die  absolute  Majorität: 
diese  Tatsache  be^tdiL  Die  sozialdemo- 
kratische  Fraktion  wird  daher,  um  legis- 
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lative  Verbcsserungen  zu  erzielen  oder 
Verschltchtoruiigcn  abzuwcp.den.  ein  be- 
sonderes politisches  Geschick  an  den  Tag 
zn  legen  haben.  Woran  es  bisher  ihrer 
Leitni4(  ja  auch  nicht  gefehlt  hat. 
X  X 
Gaterreich:  Die  Wahlreform  hat  der 
ÄmSb****  «»strrreicbischcn  Sozialde- 
mokratie am  14.  Mai  weit 
mehr  gebracht,  als  selbst  Optimisten  er- 
wartet hatten.  Die  1  isterreichi'^che  Rcichs- 
ratsfraktion  ist  mit  einem  Schlage  von 
11  auf  87  Mitglieder  gestiegen :  sie  steht 
jetzt  an  der  Spitze  der  parlamentarischen 
sozialistischen  Parteien  aller  Länder. 
Auf  die  Kandidaten  der  deutschen 
Sozialdemokraten  cnttielen  511 760  = 
29.1  %  aller  deutschen  Stimmen.  Noch 
erstaunlicher  fai.t  sind  die  Frfolpc  der 
tschechischen  Sozialdemokraten, 
die  es  auf  399904  Stimmen  brachten,  auf 
imgefahr  40  der  ahK^"gi"benen  tsche- 
chischen Stimmen  überhaupt.  iJic  Werbe- 
kraft der  tchechischcn  Sozialdemokratie 
ginp  'veit  über  die  Kreise  der  Indu- 
striearbeiter hinaus  und  machte  für  diese 
Wahl  das  platte  Land  zur  sozialdemokra- 
schcn  Domäne.  Der  Erfolg  entsprach 
der  Kraft  der  tschechischen  Organisa- 
tionen, deren  Mitgliederzahl  jetzt  sich 
etwa  auf  130000  belaufen  dürfte.  In 
den  Stichwahlen  stand  die  tschechische 
Sozialdemokratie  den  vereinten  bürger- 
lichen Parteien  gegenüber,  sie  konnte  da- 
her zu  den  in  der  Hauptwahl  gewonne- 
nen 22  Mandaten  nur  noch  weitere  2 
hinzugewinnen.  Viel  bemerkt  und  be- 
sprochen wurde  ein  Manifest,  das  sie  vor 
der  Stichwahl  herausgab,  und  in  dem  sie 
erklärte,  dass  die  nationalen  Interesbcn 
bei  ihr  gut  aufgehoben  seien.  Dieses 
Vorgehen  wurde  ihr  als  Chauvinismus 
ausgelegt ;  doch  ist  daran  zu  erinnern, 
dass  die  Sozialdemokratie  in  ihrem  Inter- 
nationalismus nidit  etwa  eine  Hinderung 
nationaler  Gesinnung  erblicken  darE 
Weniger  erfculich  ist  der  Wahlausfall 
in  G  a  1  i  z  i  c  n ,  wo  Genosse  Daszynski 
unterlag.  Über  die  galizischen  Partei- 
verhhltnisse  wird  in  dieser  Rundschau 
noch  besonders  zu  berichten  sein. 
Eine  ausführliche  Besprechung  der  Be- 
deutung des  österreichischen  Sieges  er- 
übrigt sich  an  dieser  Stelle;  es  sei  auf 
den  Artikel  Karl  Lenthners  in  diesem 
Heft,  pag.  499  flf.,  verwiesen.  Die  öster- 
reichische Sozialdemokratie  liat  ihre  Er- 
folge mit  in  erster  Linie  der  politischen 
Einsicht  und  Orientierung  ihrer  Leitung 
zn  verdanken,  die  sich  nicht  auf  die  un- 
versöhnlichen Klasseninteressen  einrich- 


tete, sondern  auf  die  politischen  Gruppie- 
rungen des  Tages.  Dass  die  österrei- 
chische Parteileitung  gewillt  ist,  ihre 
Politik  vom  gleichen  Gesichtspunkte  auch 

fernerhin  zu  betrachten,  zeigte  sie  bei 
der  Eröffnung  des  Reichsrats.  Sie  ver- 
mied eine  überflüssige  antimonarchisdie 
Kundgchiing:  Angeli<>rige  der  sozial- 
demokratischen l**raktJon  waren  bei  der 
Thronrede  zugegen,  blieben  beim  Kaiser- 
hoch stehen,  bewegten  sich  innerhalb  der 
konstitutionellen  l'ormen.  Der  J'orwärts 
wunderte  sich  darüber,  dass  in  keiner  der 
Wiener  Parteiver^animlungen  dies  Ver- 
halten der  suiiialdemokratischcn  Abgeord- 
neten gerügt  wurde.  Man  wird  sich 
aber  daran  gewöhnen  müssen,  dass  die 
österreichische  Partei  nicht  gewillt  ist, 
ihre  grossen  Erfolge  durch  kleinliche 
Streitigkeiten,  die  die  Beteiligten  als 
prinzipielle  anzusehen  pflegen,  aufs  Spiel 
zu  setzen,  dass  in  Osterreich  keineswegs 
die  -A.bsicht  besteht,  einen  Parteitag  des 
Sieges  der  Art  zu  veranstalten,  wie  die 
deutsche  Partei  nach  ihren  W'ahlen  anno 
1903.  Die  österreichische  So/i.ildemo-< 
kratie  scheint  für  die  nacli>te  Zeit  be- 
rufen, den  l'niderparteieii  der  anderen 
Länder  als  ein  Muster  zu  dienen,  wie 
innerhalb  der  gezogenen  Staatlichen  und 
gesellschaftlichen  (irenzen  die  oft  und 
stürmisch  verlangte  positive  Mitarbeit 
<ler  Sozialdemokratie  sich  in  grosserem 
Massstabe  verwirktidien  lässt.  Voraus- 
gesetzt, dass  diese  nicht  durch  die  Schwie- 
rigkeiten, die  dnrch  die  X'ereinigung  der 
verschiedenen  Nationalitäten  in  einer 
parlamentarischen  Frakti<m  entstehen,  be- 
einträchtigt wird. 

X  X 
Kussiaiidi  Man  kann  nicht  sagen,  dass 
■  eit«f,  jjjp  russische  Sozialdemo- 
kratie auf  ihrem  Parteitag, 
der  im  Mai  in  London  tagte,  und  zwar, 
nach  russischem  Kitus,  einige  Wochen 
lang,  den  Beweis  der  politi>clun  Reife 
aller  Teilnehmer  erbracht  hat.  Wäh- 
rend das  zweite  Parlament  Russlands 
sich  in  dem  letzten  Stadium  seines  Kamp- 
fes mit  dem  .Absolutismus  befand,  dem  es 
schliesslich  erlag,  haben  die  russischen 
Sozialdemokraten,  statt  auf  eine  Vereini- 
gung aller  fortschrittlichen  Kräfte  hin- 
zuarbeiten, in  ihrer  derzeitigen  Mehrheit 
es  für  notwendig  befunden,  die  Duma 
selber  und  damit  die  Idee  der  \'oIksver- 
tretung  zu  diskreditieren  und  die  pnii- 
zipielle  Differenzierung  innerhalb  der 
Linken,  ja  innerhalb  der  Snzialdcinokratie 
selber,  möglichst  streng  durchzuführen. 
Oer  Absolutismus  hatte  es  so  nicht  nötig. 
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im  Kampf  mit  der  Linken  zu  den  alt- 
bewährtem Divide  et  impera!  greifen  zu 

müssen :  <la,-  DivirlitTt  ii  bi-><irg:tc  licr  in- 
transigente  Fiugel  der  Sozialdemokraten 
för  ihn. 

An   den    Verhandlunpcn    nahmen  etwa 
.100  Delegierte  teil.    Diese  grosse  Zahl 
—  nn  vorigen  Jahr,  in  Stockholm,  waren 
nur  etwa  i-'o  Delegierte  anwesend  —  er- 
klärt sich  daraus,  dass  an  iliesem  Tartei- 
tag  zum  erstenmal  die  natiomiliii  Par- 
teien teilnahmen:  die  polnische  .S.  D.. 
der  jüdische  Bund  etc.  Diese  Beteiligung 
erklärt  auch  den  Sieg  der  Leninianer,  die 
in  den  Polen  und  Letten  treue  Bundes- 
genossen fanden.    Approbiert  wurde  ihr 
Radikalismus  durch  die  Wrirelerin  der 
deutschen  Sozialdemokratie,  die  ein  lie- 
grüssangsschreiben  der  deutschen  Partei- 
leitttnfr  7U  iiherbringcn  li.it tc-  und.  weini 
auch  ohne  direktes  Mandat,  so  doch  mit 
dem    moralischen    Schwergewicht  der 
deutschen  Partei  eine  Rede  hielt,  die  den 
Bolschc:<il:i  als  eine  Unterstiiizung  ihrer 
Taktik  diente.   Diese  erfochten  dann  den 
Sieg,  mit   160  Stimmen  gegen   110.  die 
auf  die  Seite  der  Plecli.inow,  .Axelrod, 
Martow  etc.  entfielen.    Dass  die  politisch 
Weiterhiickenden  auf  dem  Parteitag  mit 
geringer   Mehrheit  uberstimmt  wurden, 
kann  für  dir  l'ntwickclung  der  (jesamt- 
partei  von  verhängnisvoller  Bedeutung 
werden,  da  bei  dem  geringen  Unterschied 
in  der   Stärke  der  lieiden  'Gruppen  das 
Fortdauern  des  crhittcrten  Kampfes  un- 
vermeidlich ist.    Das  Übergewicht  der 
Leninianer  kam  besonders  hei  der  Frage 
der  Stellung  zur  Puma  und  zu  den  Imr- 
gerlichen  Parteien  zum  .Ausdruck,  Als 
nächste  .\ufgai)e    der  .Sozialdemokratie 
wurde  nicht  nur  der  Kampf  gegen  den 
.Absolutismus,  sondern  auch  gegen  die 
bürgerliche  Linke  bezeichnet.    Dass  eine 
solche  Politik  die  Isolierung  der  Sozial- 
«lernokratie  l>edeutct.  stÖrt  die  Leninianer 
nicht.    Wie  glänzend  eine  solche  Isolie- 
rung für  die  Sozialdemokratie  ist,  zeigte 
sich    unmittelbar    darauf    bei   der  .Auf- 
lösung der  Duma  :  die  Partei  war  nicht 
in  Stande,  auch  mir  die  geringste  Gegen- 
wirkung hervorzubringen.    Die  Stellung 
der  Leninianer  und  ihrer  .Anhänger  be- 
ruht auf  der  Voraussetzung,  dass  —  wie 
es  auch  in  der  vom  Parteitag  angenom- 
menen Kesoluiion   ausgedrückt    wird  — , 
ein     »f>fTencr  Kampf«     der  \'olk>-nia^>e 
gegen  die  bewaffnete  Macht  des  Absolu- 
tismus unvermeidlich  ist.    Sie  halten  mit 
Zähigkeit  an  der  Unvermeidlichkeit  des 
nahe  bevorstehenden   bewaffneten  Auf- 
standes  fest,  der  allerdings  nach  der  Be- 


rechmmg  Lenins  schon  im  August  des 
vorigen  Jahres  fällig  war;  sie  treten  da- 
her auch  für  das  W  eiterbestehen  der  so- 
genannten Kampfgenossenschaften  ein. 
Weniger  folgerichtig,  als  die  Leninianer, 
waren  die  Polen  und  andere  Deleijierte. 
die  auch  ihre  HolTnung  auf  erneu  nahe 
bevorstehenden  Kampf  setzen,  trotzdem 
aber  den  Partisaurukumpf  verwarfen  und 
nnt  den  Mensehe'wiki  zusammen  eine  ent- 
sprechende Resolution  durchsetzten. 
Inunerhin  ist  es  erfreulich,  dass  dank 
dieser  Inkonsequenz  die  russische  So- 
zialdemokratie von  einer  Kampfmethode 
befreit  wurde,  die  nur  desorganisierend 
und  demoralisierend  auf  die  Bewegung 
gewirkt  hatte.  Die  momeiuan  stärkere 
Position  der  Leninianer  machte  sich  in 
unheilvoller  Weise  auch  noch  in  der 
l-Va^e  l'arti-i  uiui  Cc:ccrksehaft  geltend. 
Der  Parteitag  entschied  sich  unter  ihrem 
Einfluss  für  Gewerkschaften  parteij>oli- 
tisclien  Charakters.  .Auch  wurde  die 
Axelrodsche  Idee  eines  allgemeinen  Ar- 
beiterkongresscs  fallen  gelassen,  und  es 
wurde  sogar  die  Ai;italion  für  einen  Ar- 
beit erktmgrcss  als  der  Klassenent Wicke- 
lung des  Proletariats  schädlich  (!)  ver- 
urteilt. 

Der  Londoner  Parteitag  bildet  kein  Ruh- 
mesblatt in  der  Geschichte  der  russischen 
Sozialdemokratie,    wie    überhaupt  ihre 
ParteitaRe  bis  jetzt  sich  leider  nicht  ge- 
rade  i'  rderlioh   fiir  die   P.eweRung  be- 
wiesen haben.  Ub  der  gemeinsame  Druck, 
dem  die  verschiedenen  Richtungen  an 
der  nächsten  Zeit  durch  das  absolute  Re- 
giment sich  unterworfen  sehen  werden, 
eine  .Änderung  der  Auffassung  und  der 
Praxis  herbeiführen  wird,   bleibt  ab/u- 
warten.     Die  rusische  Sozialdemokratie 
hat  bis  jetzt  den  Übergang  von  den  Emi- 
grantenzirkeln zu  einer  aktiven  politi- 
schen Partei  noch  nicht  finden  können. 
llofTen  wir.  dass  die  Situation   für  die 
Befreiung  Russlands    nicht    fürs  erste 
überhaupt  verpasst  ist. 
X  X 
Finnianii        Ganz  anders  steht  es  mit 
der     .Sozialdemokratie  in 
Finnland.      Die  finnische 
Partei  hat  ihre  politische  Aufgabe  besser 
begriffen.    Sie  verzettelt  sich  nicht  in 
überfliis^iRen   Kämpfen,   sie  strebt  jetzt, 
mit  der  Eröflnung  des  ersten  ordentlichen 
T..andtag8,  ihre  ganze  Kraft  auf  legislative 
iveformcn  zu  konzentrieren, 
im  I'arlament  Finnlands  sitzen  aoo  Ab- 
geordnete   (darunter   19  Frauen).  Die 
Sozialdemokraten    haben    <So  Vertreter 
(darunter    9  Frauen),    also  40%  der 
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Mandate.  Die  Bogenanntt.  fimtiuh*  Par- 
tei (gemässigt  national  und  konservativ. 
Steht  der  russischen  Politik  am  nächsten) 
zählt  59  Abgcnrdiittf.  die  jungfinnische 
(natioiial-konstiiutioiu-IIc  J<eformpartci) 
26,  die  scIiiK'cdischc  V'olkspartei  (konser- 
vativ-konstitutionell) 24,  die  Agrarpartei 
(gemässigt  agrarisch)  11.  Da  diese  ver- 
sdiicdcnen  bürgerlichen  Parteien  sich 
unter  einander  nicht  vertragen,  so  strebt 
die  sozialdemokratische  Fraktion  dahin, 
durch  gelegentliche  Kompromisse  mit  der 
einen  r.der  andern  das  Parlament  zu  be- 
herrschen und  die  Gesetzgebung  in  ihrem 
Sinn  zu  beeinflassen.  Auf  den  Posten 
des  ersten  Präsidenten  haben  sie  ver- 
zichtet, um  nielir  freie  Hand  zu  haben. 
Dag^n  haben  sie  den  ersten  Vizeprisi- 
denten  für  sich  in  An-pruch  genommen; 
mit  diesem  Amt  wurde  Genosse  af  Ur- 
sin i)ctraui.  der  schon  in  dem  alten  stän- 
dischen Landtag  den  So7.iali^mus  reprä- 
sentierte, und  den  die  Leser  als  Mitarbei- 
ter der  Sosialistischm  Monatshefte  ken- 
nen. In  den  Ausschüssen,  wo  die  eigent- 
liche Arlieit  sich  konzentriert,  sind  die 
So/iaIi>ten  gemäss  dem  Proporlional- 
system  stark  vertreten;  es  wurde  auch 
sofort  ein  neuer  Ausschuss  für  Arbeiter- 
angelegenluiten  gebildet. 
Wie  stark  die  sozialistische  Bewegung  in 
Finnland  Wurzeln  gefasst  hat,  zeigt  der 
Stand  ihrer  Presse.  Am  31.  Mar?  \\,ir 
deren  Abonnentenzahl  auf  132000  gestie- 
gen; das  heisst.  auf  je  22  Einwohner 
kommt  ein  Abonnent  der  Parteipressc. 
Es  wäre  zu  wünschen,  dass  diese  erfreu- 
liclie  und  dabei  friedliche  Entwickelung 
durch  die  Petersburger  Reaktion  keine 
Unterbrechung  erfährt. 

X  X 
Touniute      Unserm  Auer  folgte  am  25. 

Mai  ein  minder  Bedettten- 

der.  aber  einer  seiner  treuen 
Freunde,  ein  guter  Parteigenosse :  J  a  - 
kob  Bamberger.  In  die  ölTentlich- 
keit  ist  er  nie  getreten,  aber  er  gehörte 
seil  Anfang  der  siebziger  Jahre  der  Be- 
wegung an.  anfangs  dem  Eisenacher 
Flügel,  später  der  geeinigten  Partei,  und 
er  hat  ihr  manchen  wichtigen  Dienst  ge- 
leistet. Kr  war  stets  über  alles  orien- 
tiert, und  meistens  früher,  als  andere. 
Auer  gedenkt  in  seiner  Schrift  Von  Gotha 
bis  ll'yih-n  gerade  dieser  seiner  Eigen- 
schaft. Er  schildert  den  Maientag  1878, 
an  dem  die  Nachricht  von  dem  Hödcl- 
schen  Attentat  kam:  'Zunächst  wusste 
niemand  in  der  Partei,  wer  Hödel  war, 
bis  unser  (jenosse  Jakob  Bambover  er- 
schien  und  sagte:  »Wisst  ihr,  wer  das 


ist?    Das  ist  der  und  der.«   Und  nun 

erfvdiren  wir  .  .  .  .«  Und  auch  in  spä- 
teren Zeiten  erfuhr  man  manches  von 
Bam,  der,  von  wenigen  gekannt,  doch 
viele  und  vieles  katuUe.  Jakob  r<amber- 
ger  war  ein  trefflicher  Charakter  und 
unbeliebt  nur  bei  denen,  die  von  ihm 
nichts  wussten.  Wir  werden  ihm  als  citien 
ehrlichen,  offenen  und  tüchtigen  Men- 
schen ein  gutes  Andenken  bewahren. 
In  Frankfurt  a.  M.  ist  der  frühere  Reichs- 
tagsabgeordnete Adolf  Sabor  einer 
langen  Krankluit  erlegen.  Durcli  Sabor 
war  der  Wahlkreis  Frankfurt  zum  ersten- 
mal 1884  sozialdemokratisch  vertreten, 
allerdings  mit  Hilfe  Bismarcks  (  Fürst 
wünscht  Sabor!«).  Bis  zum  Ende  des 
Sozialistengesetzes  blieb  Sabor  Mitglied 
des  Reichstags.  Er  war  kein  gro-srr 
Redner.  Aber  eine  seiner  Redewendun- 
gen ist  in  den  Sprachschatz  des  deutschen 
V^olkes  übergegangen:  sein  mit  Grabes- 
stimme gesprochenes  Das  lässt  tief 
blicken!.  Als  einer  der  wenigen  geisti- 
gen Arbeiter,  die  in  den  schweren  Zeiten 
des  Sozialistengesetzes  zur  Sache  der 
^^ozia!(len1ltk^alie  hielten,  verdient  SabOT 
den  Dank  der  Partei. 
Am  4.  April  ist  in  Elberfeld  Hermann 
G  r  i  m  p  c  gestorben,  der  I  .eiter  der 
Freien  Presse,  ein  Mann,  der  sich  um 
die  Entwickelung  der  Partetpresse  im 
rheinisch-westfälischen  Gebiet  die  gröss- 
ten  Verdienste  erwf)rl)en  hat.  Grimpe 
war  Berliner  von  Geburt  und  der  erste 
Berliner,  der  unter  dem  Sozialistengesetz 
aus  seiner  X'aler^tadt  ausgewie>en  wurde. 
Während  des  ganzen  Ausnahmegesetzes 
hatte  er  fortwährend  mit  Polizei  und  Ge- 
richten zu  kämpfen,  und  in  dieser  Zeit 
legte  er  den  Grund  zu  einer  Reihe  von 
Parteiblättern,  die  aus  dem  Elberfelder 
Blatt  hervorwuchsen.  Der  gro.sste 
Wimsch,  den  er  halte:  den  \\'ahlkreis 
Düsseldorf  für  die  Sozialdemokratie  zu 
erobern,  ist  ihm  nicht  mehr  erfüllt  wor- 
den. Dessen  Erfüllung  bleibt  seinen 
Nachfolgern  überlassen. ' 
Ein  deutscher  Sozialist,  Paul  Trapp, 
ist  am  3.  März  in  Priris  gestorl)en.  I!r 
war  drei  Jahrzehnte  lang  der  Mentor  und 
Freund  der  deutschen  Sozialistenkolonic 
in  Paris,  der  Leiter  des  Pariser  Sosial- 
demokratische»  Leseklubs.  Auch  die 
franz«  i^ist  lu'  l'-Lu  egung  verliert  an  ihm 
einen  tätigen  Anhätiger;  er  war  ein  Mit- 
glied der  alten  Possibilistenpartei  und  hak 
auch  der  französi.schen  ( >ewerkschaft$- 
bewcgung  wichtige  Dienste  geleistet. 
Einer  derjenigen,  die  durdi  das  Sozia« 
listengesctz  über  den  Atlantischen  Ozean 
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setrieben  wurden,  Otto  Un^ewiss» 

ist  in  New  Häven  durch  einen  Herzschlag 
<lahingeraßt  worden.  In  seiner  zweiten 
Heimat  hat  er  niit  Eifer  und  Erfolg  für 
den  Sozialismus  gearbeitet  und  in  seiner 
Stadt  seiner  Parici  hervorragende  Dienste 
geleistet. 

X  X 
■bmCkranik  Am  i8.  August  wird  der 
internationale  Kon- 
gress  in  Stuttgart  eröff- 
net werden.  Die  wichtigsten  Punkte  der 
Tagesordnung  sind  der  MilitariMiui>.  die 
Kolonialfrage  und  die  Frage  der  Ein- 
wanderung und  Auswanderung.  Zum 
Iet7tiii  Punkt  hrit  Ccnnssc  Max  Scliippcl 
auf  Veranlassung  des  internationalen  Bu- 
resQS  und  des  dentsdwn  Parteivorstan- 
des das  Material  (.Auslandsgesetzgebung 
etc.)  geliefert.  X  Einen  Monat  später» 
am  15.  Septeml)er.  tritt  der  deutsche 
P  a  r  l  ei  t  ag  in  i-sx-n  zusammen.  Ausser 
dem  Referat  Bebeis  über  die  letzte  Reichs- 
tagswahl und  die  politische  Lage,  das  die 
Tagesordnung  vorsieht,  ist  die  Tatsache 
bemerkenswet.  dass  endlich,  den  jahraus 
jahrein  immer  dringender  erhobenen 
Wünschen  entsprechend,  die  Alkoholfrage 
behandelt  werden  soU.  X  Die  hollän- 
dische Partei  hat  die  Beschlüsse  de> 
Parteitages  zu  Haarleni  (vergl.  die  Rund- 
schau im  vorigen  Band  der  SogialisHseken 
Mi>uatsl\cftc.  pag.  403,  und  den  Artikel 
Vliegens,  ibid..  pag.  4406.)  durch  das 
Referendum  mit  fibargro9ser  Mehrheit  be- 
.stätigt.  In  den  Vorstand  wu'-den  die 
Genossen  Vliegen  (NOrsttzcndcrj,  van 
Kuykhof  (Sekretär),  Sleef,  II  eisdingen, 
Schaper.  .Spickman  und  Troelstra  ge- 
wählt. Damit  ist  die  Fortführung  der 
bisherigen,  rcfonuistischcn  Politik  defini- 
tiv festgelegt.  X  Das  Zentralkomitee  der 
P.  P.  S.  hat  gegen  die  blutigen  Überfälle, 
die  von  der  sogenannten  rczolutiotiärcn 
Fraktion  io  Russisch  Polen  orga- 
nisiert waren,  einen  scharfen  Protest  ein- 
gelegt und  \  erlangt,  da.ss  ^'diesen  räube- 
rischen Experimenten,  die  am  blutenden 
Körper  der  Arbeiterklasse  gemacht  wer- 
den.« endlich  ein  Ziel  gesetzt  werde.  Die 
Kundgebung  ist  bemerkenswert,  sie  ist 
ein  2Mchen  der  Ernüchterung  tmd  der 
,\bkehr  von  einer  durch  unsinnige  Phan- 
tasmagoricen  bewirkten  Taktik.  X  In 
Schweden  haben  sich  die  beiden 
Kammern  unter  einander  und  mit  der 
Regierung  über  eine  Wahlrechtsreform 
geeinigt,  die  für  die  zweite  Kammer  das 
allgemeine  Stimmrecht,  freilich  mit  Be- 
schränkungen, bringen  soll  Und  auch  für 
das  Eindringen  der  Sonaldemokraten  in 


^  erste  Kammer  erhöhte  Chancen 
bietet  joht  auai 

GeWtrkschafbbeWegMHg 

Holsladmtrle  Die  grosso  .\usspernmg  in 
der  Holzindustrie  hat  am 
15.  Mai  in  der  Hauptsache 

ihr  Ende  erreicht.  Die  l 'lUtTiiclimer 
mussten  schliesslich  den  Kampf  ab- 
brechen, wollten  sie  den  gänzlichen  .\b- 
fall  ihrer  Leute  in  den  einzelnen  Aus- 
sperrung.sorten  verhüten.  Zudem  war 
die  geplante  grosse  .Aktion  am  i.  Mai 
ganz  ins  Wasser  gefallen,  da  die  Holz- 
arbeiter in  weiser  Selbstzucht  und  Dis- 
ziplin, in  Rücksicht  auf  dit-  Pläne  der 
Scharfmacher  von  einer  Arbcitsruhe  an 
diesem  Tage  fast  allerorts  absahen,  so 
dass  die  M'  püchkeit  einer  .Vusdehnung 
der  Aussperrung  auf  andere  Orte  nicht 
mehr  gegeben  war.  So  mussten  die 
Unternehmer  beim  Holzarhiiterverband 
um  Verhandlungen  nachsuchen,  die  denn 
auch  zwischen  dieser  Gewerkschaft  und 
dem  Schutsz'crband  für  das  HohRCWcrbe 
2V2  Wochen  lang  in  Berlin  geführt  wor- 
den sind,  und  die  auch  nach  einem 
Schiedsspruch  des  Einiguqgsamtes  des 
Berliner  Gewerbegerichts  am  11.  Mai  «1 
Linen)  IViedenssclilii---  gt-führt  haben. 
Der  Frieden  war  natürlich  erst  dadurch 
möglich,  dass  die  Unternehmer  den  Ar- 
beitern bedeutende  wirt.schaftliche  Zuge- 
ständnisse machten.  Es  kam  ein  Vertrag 
zu  Stande,  der  sich  auf  17  Orte  erstreckt, 
und  der  genieinsatn  am  15.  Februar  loio 
abläuft,  einem  für  die  Arbeiter  verhält- 
nismässig günstigen  Zettpunkt.  Der  Ver- 
trag bietet  den  Arbeitern  erbf!)liiiie  Ver- 
besserungen ihrer  wirtschaftlichen  Posi- 
tion. In  allen  Orten  treten  unter  dem  Ver- 
tragsverhältnis Lohnerhöhungen  von  3 
bis  6  Pf.  pro  Stunde  und  in  allen  bis  auf 
einen  Ort  Arbeitszeitverkürzungen  von 
I  bis  5  Stunden  pro  Woche  in  Kraft. 
Bekanntlich  wollten  die  Unternehmer 
.Arbeitszeitverkürzungen  um  keinen  Preis 
zugestehen,  jetzt  mussten  sie  sie  für 
eine  Reihe  von  Orten  bewilligen,  für  die 
solche  bei  Beginn  des  Kampfes  gar  nicht 
in  Frage  standen.  Mit  den  l'2r folgen  die- 
ses Kampfes  können  die  Arbeiter  durch- 
aus zufrieden  sein,  mit  Stolz  erfüllt  sie 
aber  die  Tatsaclie,  dass  ihre  Organisation, 
der  Holzarbeiterverband,  die  nieder- 
geritten werden  sollte,  diese  Aussperrung, 
die  an  2*/2  Mill.  M.  Kosten  verursacht 
hat,  ungeschwächt  iiberstanden  hat.  We- 
gen des  grossen  moralischen  und  mate- 
riellen Erfolges,  den  die  Arbeiter  in  ihrer 
grosszügigen  Tarifbewegung  erzielt  ha- 
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bell,  wird  der  Kampf  für  die  deutsche 
Gewerkschaftsbewegung  von  dauernder 

Bedeutung  sein. 

X  X 
Bautewerbc    Ein  neuer  grosser  Kampf 
ist  Pfingsten  in  Berlin  ent- 
brannt, und  zwar  im  Bau- 
gewerbe.  Auch  dieser  Kampf  dreht  sich 
in  der  Hauptsache  um  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit.  Im  Berliner  liauRcwcrbe 
besteht  jetzt  noch  die  nach  der  letzten 
Bauarbeiteranssperrung  im  Jahre  1899 
erungene  östimdige  Arbeitszeit.  Seit  Jah- 
ren schon  drängten  die  Arbeiter  auf  eine 
weitere  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die 
von  den  Unteniebnicm  aber  stets  abge- 
lehnt wurde,  zuletzt   vor   2  Jahren  bei 
dem    Neuabschluss    des  Tarifvertrages. 
Dieser  Vertrag   erreidite    Anfang  April 
dieses  Jahres  sein  Ende.    Die  Arbeiter 
waren  «um  Abschluss  eines  neuen  Ver- 
trages bereit,  aber  nur  wenn  ihnen  eine 
Arbeitszeitverkürzung  zugebilligt  werde; 
sie  forderten  den  .\c1itstundentag.  licsscn 
indes    ihre    BereitwiHigkcit  erkennen, 
eventuell    auch    mit    einer  geringeren 
Arbeitszeilverkürzuni;  pro  Tatr  fnrlich  7U 
nehmen.    Die  Unternehmer  lehnten  aber 
jedes  Entgegenkommen  in  der  Arbeits- 
zeitfrage ab,  sie  wollten  am  Neunstun- 
dentag festhalten,  und  auch  das  zur  Ent- 
scheidung angerufene  Einigungsamt  des 
GcwcrhcKericbts  Berlin  stimmte  in  dieser 
Frage  den  linlernehinorn  zu  und  sprach 
sich    nur  für  Gewährung  von  l.ohn- 
erliobunpen  an  die  .\rbeiter  aus.  Diese 
hielten  niclitsdestoweniger  an  ihrer  For- 
denmg  einer  Arbeitszeitverkürzung  fest, 
die  sie  später  aber  auf  SV»  Stunden  täg- 
lich  ermässigtcn.     Und   da   sie  ohne 
Arbeitszeitverkürzung  in  den  .-\b->-hhiss 
eines  Vertrages  nicht  willigten,  wurden 
sie   Pfingsten   aussperrt.     Die,  gut- 
organisierten.    Unternehmer  liezwecken 
mit     der     Aussperrung     neben  der 
Schwächung  der  gutgefügten  und  -fun- 
dierten Arbeiterorganisatirmcn  eine  zeit- 
weilige Stillsetzung  der  Bautätigkeit,  um 
die  Gewinnchancen,  die  durch  die  Geld- 
tcuerung    und    den  allerdings  irrri-icrcn 
Wohnungsuberfluss    etwas  bcenitrachugl 
worden  sind,  wieder  zu  stdgem. 
Die  Aussperrung  hat  nur  geringen  Um- 
fang angenommen,  nur   11 000  Arbeiter, 
etwa  der  dritte  Teil  der  Berliner  Bau- 
arbeiterschaft, wurden  von  ihr  betroffen. 
Das  veranlasste  die  Arbeiterorganisatio- 
nen, nun  ihrerseits  zur  Offensive  Über- 
zugehen und  überall  da,  wo  nicht  die 
Sysstundige  Arbeitszeit  vertrai^icfa  ge* 
sichert  wurde»  die  Arbeit  einzustellen. 


Dadurch  hat  sicli  der  Kampf  bedeutend 
ausgedelinl,  ^o  da-^-^  jetzt  gegen  20000 
Arbeiter  daran  beteiligt  sind.  Aber 
schon  annähernd  600  Aztiieitsvertrage  «nd 
zu  den  neuen  Bedingungen  abgeschlossen 
worden,  und  täglich  werden  mehr  abge- 
schlossen. Der  Kampf  dürfte  so  bald 
nicht  zum  Abschluss  kommen. 
X  X 
Die  Zahl  der  Gewerkschaf- 
ten, die  im  letzten  Monat 
ihre  Generalversammlungen 
oder  W-rbaiidstapi-  abgehalten  hat.  ist 
wieder  sehr  gro^^.  .Sie  seien  kurz  re- 
gistriert. 

Der  Verband  der  Top  fer  tagte  vom  IJ. 
bis  17.  Mai  in  Berlin.  Es  wurde  Ein- 
führung der  Arluitslosenunterstützung 
und  Erhöhung  der  Beiträge  um  5  Pf.  be- 
schlossen ;  in  Zeiten  lebhafter  Streikbe- 
wegung soll  der  Vorstand  das  Recht 
ha1)en,  die  Beiträge  zu  verdoppeln. 
Die  Bergarbeiter  hielten  ihre  Gene- 
ralversammlung vom  5.  bis  9.  Mai  in 
Dortmund  ab.  Es  kam  zur  Annahme 
eines  neuen  Streikreglements  und  ztt 
einigen  geringfügigen  Anflcrup.gen  ver- 
schiedener Unterstützungszweige. 
Auf  dem  Verbandstag  der  Schirm- 
m  a  c  h  e  r  .  am  19.  und  -»o.  Mai  in  Dii.s'^e!- 
dorf.  wurde  dem  .Antrage  auf  .\nschluss 
an  den  Holzarbeiterverband  im  Prinzip 
zugestimmt. 

Die  .M  II  h  1  e  n  a  r  b  e  i  t  c  r  ,  die  vom  19. 
bis  22.  Mai  in  Mainz  tagten,  beschlossen 
die  .Anstellung  eines  dritten  Beamten  im 
Verbandsbureau  und  je  eines  Gaubeara- 
ten  in  Breslau,  Nürnberg  und  Mannheim. 
Die  Bestimmungen  über  die  Sterbefall-, 
Reise-,  .Arbeitslosen-.  Kranken-  und 
Streikumer-tiit/ung  wurden  weMiHlicl» 
modifiziert.  Der  Beitrag  wurde  auf  30 
respektive  50  Pf.  pro  Woche  festgesetzt. 
Die  (}eh;ilter  der  Beamten  wurden  auf 
2200  respektive  2500  M.,  steigend  bis  zu 
aBoo  M.,  festgesetzt. 
Die  Handels-,  Transport-  und 
Verkehrsarbeiter  tagten  vom  20. 
bis  25.  Mai  in  Berlin.  Eingehend  wurde 
die  Frage  des  Zusammenschlusses  sämt- 
licher Transpürtarl)eiterorganisationen 
diskutiert.  Durch  einstimmige  Annahme 
einer  Resolution  wurde  einem  Zusammen- 
schluss  zu  einem  grossen  Transport- 
arbeiterverband zugestimmt.  Es  wurde 
beschlossen,  das  bisher  i4tätig  erschei- 
nende Pachorgan  künftig  Stägig  erschei- 
nen zu  lassen.  Fernqr.  die  l'nter.-^tützungs- 
dauer  für  die  verschiedenen  Zweige 
durchgängig  um  i  Woche  zu  erhöhen 
and  die  Wöchnerinnenunterstutztuig  etn- 
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zuführen.  Bemerkenswert  ist  noch  die 
Annahine  eines  Gehaltsregulativs  für  die 

Beamten. 

Die  Metallarbeiter  hielten  ihre 
Tagung  ebenfalls  in  der  Pfiiig-tuoche, 
und  zwar  in  München  ab.  IJeschlnsscn 
wurde  eine  Erhöhung  des  Vcrbaiidsbci- 
trapes  auf  60  Pf.  für  männliche  und 
25  I'f.  für  weibliche  Mitglieder  und 
einige  geringfügige  Modifikationen  ver- 
schiedener l'nicrstützungszweige.  Die 
Gebälter  der  Verbandsbeamten  erfuhren 
zum  Teil  erhebliche  Erhöhungen. 
Die  H  a  n  d  <;  c  h  11  h  m  a  c  h  0  r  tagten  vom 
19.  bis  24.  Mai  in  Berlin  und  beschlossen 
Verbesscrtingen  der  Arbeitslosen-  und 
Reise-,  wie  der  Erwerbslnsenunterstnt- 
2ung  und  Erhöhung  der  Streikunterstüt- 
zung. Die  \\  abl  der  Beamten  erfolgt 
nicht  mehr  durch  Urabstimmung,  sondern 
auf  der  Generalversammlung  respektive 
durch  Vorstand  und  Ausschuss. 
Hier,  wie  auf  der  Generalversammlung 
der  Lagerhalter  (über  diese  vergl. 
die  Rubrik  Gciiosst-nscluiflsbc:ct-{iuitg, 
P^S*  577)  wurde  die  Frage  der  Grün- 
dung von  Industrieverbänden  respektive 
des  \n<.chlusscs  an  die  verwandten  Ver- 
bände rege  diskutiert. 
Aus  allen  Verhandlungen  gewinnt  man 
den  Eindruck,  als  l>creitc  sich  der  Zu- 
samnicnschluss  der  kleinen  Verbände  in 
einige  grössere  Organisationen  vor. 
X  X 
In  der  Woche  nach  Pfing- 
sten hielten  auch  die 
Hirsch-Dunckerschen  Ge- 
werkvereine ihren  Verbandstag  ab,  und 
zwar  in  Berlin.  Es  wurde  da  wieder 
sehr  viel  geredet,  ohne  dass  es  zu  tief- 
greifenden EntSchliessungen  kam.  Die 
Verhandlungen  wurden  in  der  Haupt- 
sache wiederum  durch  eine  lange  Eehde 
zwisdten  Alten  und  Jungen  ausgefällt, 
die  aber  in  der  Hauptsache  ergebnislos 
verlief.  Dieser  Gegensatz  zwischen 
Alten  und  Jungen  wird  mehr  und  mehr 
verschwinden,  je  melir  die  Juir^cn  an 
Einfluss  gewinnen  und  —  zu  Alti  tt  wer- 
den. Denn  wer  von  den  Jungen  in  den 
GewerIcN'ereinen  zu  Amt  und  Würden 
gekommen  ist,  hat  bisher  immer  noch  in 
dem  alten  .Schlendrian  der  Alten  wcitcr- 
gewirtscbaftet.  Das  liegt  keineswegs  in 
den  Personen,  sondern  nur  in  der  Sache, 
die  durchaus  verfehlt  ist.  Eine  national- 
liberal-manchesterlich angebatichte  Ge- 
werkschaftsidee hat  nun  einmal  keine  Ztt» 
kunft,  und  die  von  ihr  getragenen  .Arbei- 
terorganisationen sind  entweder  dem 
Marasmus  verfallen,  oder,  was  das  selbe 


bedeutet,  sie  werden  zu  Streikbrecher- 
verbänden, zu  gelben  Gewerkschaften. 
Das  kann  man  an  den  !  lirsch-nuncker- 
schen  Gewerkvereinen  deutlich  beobach- 
ten. Sie  haben  im  letzten  Jahre  um  nmd 
1500  Mitglieder  zugenommen,  also  118500 
Alitglieder  erreicht,  in  dem  gleichen 
Jalire,  wo  die  freien  Gewerkschaften  an- 
nähernd 1800000  Mitglieder  erreichten 
und  um  ;j68ooo  Mitglieder  zunahmen. 
Dafür  haben  >ie  sicli  inuiur  nul-.r  /n 
Kreaturen  des  Scharfmachertums  ent- 
wickelt: bei  jeder  Gelegenheit  fallen  sie 
streikenden  .Arbeitern  in  den  Kücken  und 
schiiessen  mit  den  Scharfmachern 
schimpfliche  Streikbrecherverträge  ab. 
.An  diesen  schmiihliduni  Zuständen  wird 
der  letzte  \'erbandstag  kaum  etwa.s  än- 
dern. Zwar  hat  er  ein  neues  Programm 
der  Gewerkvereine  angononinu-n  und  den 
Führer  der  Junten  Erkelenz  in  die 
Zentralleitung  gewählt.  Das  l'rogramm 
bedeutet  aber  nur  eine  Modernisierung 
der  alten  Hirsch-Dunckerschen  Halb- 
heiten, günstigenfalls  bringt  es  grosse 
Worte,  hinter  denen  keine  reale  Macht 
steht . 

X  X 
Hollaad  In  der  dritten  Aprilwoche 

hielt   der  Niederländische 

Verband  der  Gdverkschaf- 
tcn,  die  neue  Zentrale  der  Gewerkschafts- 
bewegtmg,  in  .Amsterdam  seinen  2. 
Kongress  ab.  Nach  dem  In -tdietiden 
Statut  sollte  am  1.  Januar  Ufois  cme 
Extrabeitragspflicht  der  angeschlossenen 
Gewirkschaften  bei  grossen  Lohnkämp- 
fen durchgeführt  werden.  Eine  solche 
Beitragsi)tlicht  ist  in  den  skandinavischen 
Ländern  und  neuerdings  auch  in  Oster- 
reich durchgeführt  worden.  Da  die  Ent- 
wickelung  der  niederländischen  Cicwcrk- 
schaften  aber  noch  nicht  so  weit  vor- 
geschritten ist.  wurde  das  Statut  dahin  ab- 
geändert, dass  diese  Bcitrapsptliclit  erst 
an  einem  später  zu  bestimmenden  Zeit- 
punkt eingeführt  werden  solL  Wichtige 
organisatorische  Änderungen  wurden 
sonst  nicht  vorgenommen.  Bemerkens- 
wert ist  nur  die  Statutenänderung,  dass 
der  Verband  künftig  sich  aller  gesetz- 
lich zulässigen  Mittel  zur  Erreichung 
seiner  Zwecke  bedienen  soll ;  wobei  man 
wohl  in  erster  Linie  an  eine  Beteiligung 
der  Gewerkschaften  an  der  Wahlrechts- 
bewegung gedacht  hat. 
X  X 
Am  5.  bis  8.  Ma!  fand  in 

Sofia      ein  ans-crnnlentli- 
cher  Gewerkschattskongress 
statt.    Auf  diesem  Kongress  wurden 
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neue  Richtlinien  für  die  künftige  Tätig- 
keit des  Zentralkomitees  der  bulgarischen 
Gewerkschaften  diskutiert  und  beschlos- 
sen, die  der  Zentrale  unter  anderen  fol- 
gende AufgahtTi  stellen:  i.  Gründung 
von  neutralisierten  Berufsverbänden  mit 
Fachblättem  zur  Unterstützung  der  Agi- 
tation :  2.  Verstärkung  der  Gewcrk- 
j*chaftskartelle  nach  deutschem  Muster, 
als  Zentren  für  gewerkschaftliche  Agita- 
tion und  Propaganda;  3.  Errichtung  eines 
Agitatiunsfonds ;  4.  Organisierung  der 
Staatsbediensteten;  5.  Aufklärung  und 
Ofganisiernng  des  Fabrikprolotariats :  6. 
Verbesicruiig  der  gewerkschaftlichen 
Badiftthrung. 

Am  I.  Januar  1907  zählte  der  bulgarische 
Gewerkschaftsverljaiid  35  Organisationen 
mit   1884  Mitgliedern    und  4  neuangc- 
schlossenen  Organisationen  mit  rund  350 
Mitgliedern,  zusammen  2334  Mitgliedern. 
Im  letzten  Halbjahr  vereinnahmten  die 
Gewerkschaften  13  176  fr.,  und  sie  ver- 
ausgabten   14493   fr.:    es    wurden  30 
Streiks  mit  871  Beteiligten  geführt,  von 
denen  406  organisiert  waren.    £s  waren 
erfolgreich  13  Streiks  mit  185  daran  Be- 
teiliKten.    An  Streikausgaben  entstaiuien 
rund  6000  fr.   Ausserhalb  des  Verbandes 
steht  der  4000  Mitglieder  zählende  Volks- 
schullchrerverband.  (U'>siii  Anscliluss  an 
die  Gewcrkschaftszentrale  nur  eine  Frage 
der  Zeit  ist:  sowie  die  2000  Mitglieder 
zählende  F.isenbahnorganisation.  die  sich 
ebenfalls  in  kurzem  dem  Verband  an- 
schliessen  wird.  Eine  Einigung  mit  den 
sogenannten   Rn^hcrz\gcn.  die  aber  nur 
wenig  Bedeutung  haben,  konnte  dagegen 
bisher  nicht  erreicht  werden. 
X  X 
Kurze  Cbronik  i  797  285  Mitglieder 
haben   die    freien  Gewerk- 
schaften in  Deutschland  am 
Schluss  des  Jahres  1900  nach  einer  vor- 
läufigen   Zusammenstellung    des  A'or- 
rcspondcwzbkütcs  erreicht.    F);!-'  lu-deutet 
im   Jahre  i<X3<j   eine  Mitgliederzunahnie 
von  rund  3tvSoüo.    Im  Jahre  1907  dürfte 
die  Mitglicderzahl  2  Millionen  überstei- 
gen.     X      in      liremcn     wurde  am 
I.  Jnni  der  Grundstein  zu  einem  neuen 
Gewerkschaftshaus    gelegt.  X 
Nach  einer  Zusammenstellung  der  Social' 
statistischen  Korrcsl*ondcnz  sind  in  den 
Verbänden  deutscher  Privatbeamten 
itt^esamt  gegen  500  000  Personen  organi» 
siert.   X    Der   Reich sicrband  gegen  die 
Sosialdemokratic  schreitet  nunmehr  zur 
Organisierung      gelber  Gewerk- 
scha-ften     Dariiber  mehr  in  nächster 
Rundschau.  X  in  Schweden  fanden 


im  Jahre  1906  277  Arbeitsstreitigkeiten 

statt,  an  denen  18  612  Arbeiter  direkt 
beteiligt  waren.  Von  259  Kämpfen,  bei 
denen  das  Resultat  bekannt  ist,  gingen 
III  oder  43  %  mit  dem  Siege  der  Arbeit- 
nehmer, 64  oder  25  %  mit  dem  der 
Arbeitgeber  aus,  während  9^  oder  32% 
durch  einen  Kompfomtss  ihren  Abschluss 
f<ii)dcn.  tnmaamiimn 

Qenossensghaftsbeweflunfl 

SSSlSiLkSite.  Kongresse  »st 

MMMMCMMs-  j^.j.  Genossen- 

schaftsbewegimg gekommen. 
In   der    Pfingstwoche   fand,   wie  ge- 

wölinlirli.  die  grosse  Heerschau  der  bri- 
tischen Genossenschaftler  statt.  1600  De- 
legierte und  Delegiertinnen  waren  es,  die 
sich  diesmal  auf  klassischem  Genossen- 
schaftsboden, nämlich  in  Preston,  einer 
Stadt  in  der  Nähe  Rochdales  versammel- 
ten, luid  ausserdem  die  bekannten  Ver- 
treter der  internationalen  Genossen- 
schaftsbewegung. Aus  dem  dem  Kon- 
gresse vorliegenden  Berichte  des  Zcntral- 
ausschusses  des  Gcnosseaschaftsbundes 
entnehmen  wir  die  folgendea  wicbtigsteil 

Zahlen  und  Daten: 

ZahldardoBBaaideang»-  1905  1906 

aclilon.G«iumeiwclutteii  1614  inb 

Davon  erstattatao  Bericht  1609  1388 

MitgliedenaU  >  .  .  .  s  »59479  *  33>75i 

Anteilkapital  .  .  .    K.  «80840400  605 156 18» 

UoMtz   1 883(150380  1 '  75  140 

Reinfibersdiass          ,  309163260  319499900 

Auf  die  einzelnen  Genossenschaften  ver- 
teilen sich  diese  Zahlen  wie  folgt : 
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Die  kleine  Verringerung  in  der  Zahl  der 
dem  Runde  angehörigen  Vereine  ist  fast 
ausschliesslich  auf  Versdnudzung  zu- 
rückzuführen. Im  übrigen  weisen  alle 
G«nossenschaftsarten  mit  Ausnahme  der 
Produkt ivgenosscnschaftcn  wirtschaftliche 
Fortschritte  auf.  Der  Rückgang  der 
letzteren  in  bezng  auf  Mitgliederzahl, 
Umsatz  und  Reingewinn  kommt  eigent- 
lich üb^raschcnd,  da  es  bisher  so  schien» 
als  ob  der  engere  Ansdiloss  an  den 
organisierten  Konsum  ihnen  neue  Le» 
benskraft  einAosscn  würde.  £s  ist  aller- 
Sngi  ztt  berödestefitigen,  dass  nicht  alle 
Produktivgenossenschaflon  dem  Hunde 
angehören.  Leider  fehlen  diesmal  auch 
genauere  Angaben  über  die  Erfolge  der 
land«  irtscliattlichen  Genossenschaften : 
wir  erfahren  nur,  dass  ihre  glänzende 
Entwickelung  im  al%eineinen  anhält,  und 
dass  ihre  Zahl  sich  um  65  vermehrt  hat. 
Eine  umfangreiche  Tätigkeit  entfalteten 
wiedennn  die  einzelnen  Komitees.  Das 
Bildungskomitee  teilt  mit,  dass  in  dem 
von  ihm  veranstalteten  Kursen  2848  Kin- 
der und  653  Erwachsene  anterrichtct 
wurden.  Ausserdem  nahmen  743  Per- 
sonen an  den  Kursen  zur  Ausbildung 
von  Konsumvercinsverwaltern  teil.  Das 
parlamentarische  Komitee  hatte  sich 
wiederholt  mit  wichtiRcn  Fragen  der  Ge- 
acczgebnng  zu  beschäftigen;  es  legt  dem 
Kongress  eine  Anzahl  Resolutionen  über 
diese  Punkte  vor.  Das  \'erteiUigungs- 
komitce  (gegen  die  Händler)  und  das 
Vereinigte  Komitee  der  Gewerkschafter 
und  (ienossenschafter  (zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten)  traten  gleichfalls  öfters  in 
Aktion. 

Präsident  des  Kongresses  war  diesmal 
linder,  einer  der  Direktoren  der  eng- 
lischen C.  ^V.  S.;  seine  Inauguraladrcsse 
enthielt  nichts  besonders  Bemerkenswer- 
tes. Scherling  als  Vertreter  der  deut- 
schen G,  B,  Gr.  zog  einen  interessanten 
Vergleich  zwischen  der  Entwicklung 
dieser  Gesellschaft  und  der  ihrer  beiden 
britischen  Schwestergesellschaften.  Dem- 
nach hält  die  G.  E.  G  mit  einem  Umsätze 
von  45.4  Mill.  M.  im  13.  Geschäftsjahre 
etwa  die  Mitte  zwischen  der  enghschen 
(53>9  Mill.  im  gleichen  Alter)  und  der 
schottischen  (16.9  Mill.).  was  uns  al.M) 
auf  eine  ebenso  glänzende  Weiter- 
cntwiekelung  zu  hoffen  das  Recht  gibt. 
Die  Diskussinn  des  Berichtes  nahm,  wie 
gewöhnlich,  den  grosseren  Teil  der  Zeit 
des  Kongresses  in  Anspruch.  Es  lagen 
hierzu  eine  .-Vnzahl  von  Resolutionen  vor, 
die  raeist  einstimmig  ohne  allzu  lange 
DdMtte  angenommen  wurden.  Gleich  zu 


Anfanp  beschäftigte  sich  der  Koripress 
mit  der  J.andtrage.  Er  nahm  eine  Re- 
solution an,  die  die  von  der  Regierung 
beabsichtigte  SchafTung  kleiner  Bauern- 
stellen billigt,  zugleich  aber  von  dem 
projektierten  (iesetz  erwartet,  dass  es 
die  weiteste  Berücksichtigung  und  Emp- 
fehlung der  verschiedenen  Arten  land- 
wirtschaftlicher Genosscn-schaften  ent- 
halten werde.  Auf  Antrag  des  parlamen- 
tarischen Komitees  sprach  die  Versamm- 
lung ferner  ihre  Missbilligimg  über  die 
im  vorigen  Jahre  erfolgte  Ablehnung 
einer  Gesetzesnovelle  aus,  die  eine  Wie- 
dereinführuiii,;  von  caiiadischem  Vieh  er- 
möglicht hätte,  forderte  die  Abschaffung 
der  Zuckersteuer  und  pri^estierte  gegen 
eine  Abänderungsvorlage  zum  Apotheker- 
gesetz, nach  deren  Annahme  den  Ge- 
nossenschaften der  Verkauf  von  Drogren 
und  Arzneimitteln  nur  noch  tmter  sehr 
erschwerenden  Bedingungen  gestattet 
sein  würde.  Sodann  wurde  gegen  das 
Schwitzsystem,  unter  dem  7nr7eit  in  Eng- 
land 2  Mill.  Menschen  seufzen,  demon- 
striert, wobei  Lohnunterschiede  zwischen 
privaten  Firmen  und  den  Wäschefabriken 
der  C.  IC.  S.  bis  zu  800%  festgestellt 
wurden,  und  die  Gewerkschaften  zu 
wiederholten  Malen  aufgefordert.  Listen 
von  fatr  firms,  solchen  Firmen,  die 
die  gewerlnchaftlichen  Bedingungen  an> 
erkennen,  ^tt.snmmenzuslellen  als  Ik'zngs- 
quellen  iur  die  Konsumvereine.  Durch 
eine  weitere  Resolution  wurde  die  Fest- 
setzung von  Minimallöhnen  für  die  ver- 
schiedenen Kategorieen  genossenschaft- 
licher -Angestellter  beschlossen  und  der 
Zentralausschuss  mit  der  Ausarbeitung 
einer  Skala  beauftragt. 
Nach  Beendigung  der  Diskussion  des 
Jahresberichts  hielt  Aneurin  Williams 
einen  wertvollen  Vortrag  über  genossen- 
schaftlichen Wohnungs-  und  Städtebau, 
in  dem  er  sich  als  begeisterter  Anhänger 
der  jungen  Gartenstadtbewegung,  die 
ihni  eine  V'erwirklichung  der  letzten 
Ziele  der  Rochdaler  Pioniere  bedeutet, 
entpuppte.  Er  empfahl  daher  den  Kon- 
suniverrincii.  nnt  il;ren  überschüssigen 
Kapitalien  nicht  nur  den  individuellen 
Wohnungsbau  ihrer  Mitglieder,  sondern 
auch  den  .Vn-hau  Kt^i"idiT  partenstadt- 
mässiger  Vorstädte,  ja  die  Errichtung 
von  ganzen,  auf  genossenschaftlicher 
Grundlape  beruhenden  ( Jenieinwesen  zu 
fordern.  In  der  Debatte  stellten  sich 
die  meisten  Redner  freundlich  zu  den 
Ausführungen  de<  Referenten,  wenn  auch 
verschiedentlich  auf  die  Schwierigkeit 
der  Beschaffung  billigen  Bodens  für  die 
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genannten  Zwecke  hingewiesen  wurde. 
Die  von  Williams  vorgelegte  Resolutif)n 
wurde  einstimmig  angenommen.  Endlich 
referierte  noch  W'ilson-Sundcrland  wohl 
über  die  wichiiij-to  I  rage  des  ganzen 
Kongresses,  über  die  Lage  der  Ange- 
stellten in  den  Genossenschaften.  Trott 
der  allgemein  bekannten  nnd  anerkann- 
ten Bestrebungen  der  englischen  Ge- 
nossenschafter, för  ihre  Angestellten 
mustcrgühiRe  ArbeitslicdiiipuiiK"  n  zu 
schaffen,  scheint  doch  auch  ni  England 
diese  Frage  noch  keine  abgetane  zu  sein. 
Der  Rcft  rcit  und  später  auch  Versainni 
lungsteihiehmer  brachten  Beispiele  für 
die  Ausbeutung  der  Angestellten  in  ein- 
zelnen f  Ifnos->en<chaffen  vor.  die  die  leb- 
huitestc  Entrüstung  wachriefen.  Wilson 
verlangte  die  Einführung  des  SstQndigen 
Arbeitstage^  für  die  Ladenangestcilten. 
der  heute  schon  in  enier  grossen  Anzahl 
von  Vereinen  eingeführt  ist,  und  schlug 
ferner  einen  Minimallohn  für  männliche 
und  weibliche  Lehrlinge  und  für  er- 
wachsene männliche  Arbeiter  vor.  ohne 
Differenzierung  hinsichtlich  <ler  Art  der 
Arbeit.  .Aus.serdem  stellte  er  eine  Reihe 
von  Forderungen,  die  den  Angestellten 
vor  allem  durch  Beteiligung  an  den  Ko- 
mitees einen  grosseren  Linflus.s  auf  die 
Leitung  der  Vereine  gewährleisten  soll- 
ten. Line  Resolution  zu  diesem  Punkte, 
de^sen  einer  Teil  ja  auch  schon  durch 
einen  früheren  P.e<chluss  (Minimallöhne) 
erledigt  war.  lag  nicht  vor.  So  forderte 
der  Präsident  nur  die  Delegierten  auf, 
nach  Hause  zu  gehen,  um  aus  ihren  \  er- 
einen  alle  noch  etwa  vorhandenen  Flecken 
herauszuputzen. 

Mit  dem  Koiigress  w.ir.  wie  stets,  eine 
Ausstellung  genossenschaftlicher  Pro- 
dukte verbunden,  die  vom  Lord  Mayor 
der  Stadt  <  r>  fTnet  wurde.  Neu  war  dies- 
mal die  Luirichtung,  die  Co-operative 
News,  das  Genossenschaftsorgan»  wäh- 
rend des  Kongresses  täglich  heraus- 
zugeben, was  sich  vorzüglich  bewährt 
hat  Auch  dieser  Kongress  darf  den  An- 
spruch erheben,  der  Bewegung  wichtige 
Fingerzeige  und  nette  Richtlinien  ge- 
geben zu  haben. 

X  X 


Kein      ebenso  glänzendes 
Bild.     wie    da>    eben  ge- 
elae  schilderte,    nnd    doch  nueh 

das  eines  gesunden  \\  .ich'^luins  weist  der 
Bericht  des  \"orstandes  und  Sekretariats 
des  Zetttrah'crbaiuh's  deutscher  Knnsutn- 
vereine  an  den  (ienossenschaftstag  auf. 
Zwar  geht  e-  nicht  mehr  sprungweise, 
aber  doch  sicher  vorwärts.  Die  Zahl  der 


\'erbandsvercine  hat  sich  von  855  Ende 
i';o5  auf  929  Ende  1906  vermdirt  Die 
üeschäftsergebnisse  dieser  Vereine,  so- 
weit sie  Bericht  erstattet  haben,  gehen 
aus  folgender  .Aufstellung  hervor: 
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Umsatz  der  Konsumvereine,  die  na- 
türlich die  bei  weitem  bedeutendste 
Gruppe  bilden,  in  Höhe  von  207838036 
M.  setzt  sich  zusammen  aus  einen  Um- 
satz von  188  401  253  ^L  im  eigenen  und 
I9  43f>~^^j  M-  im  Lieferantenge^chäft, 
wobei  das  letztere  sowohl  relativ,  als  auch 
absolut  gegen  das  Vorjahr  zurückgegan- 
gen ist.  Stark  gewachsen  ist  die  L  1  g  e  n- 
produktion,  nämlich  von  17 454 120 
M.  =  0,7%  des  Umsatzes  im  Vorjahre 
auf  2o6j<j65o  M.  =r  10,8%  in  r(X>6.  Ihr 
Gegenstand  war  in  132  Fällen  die 
Herstellung  von  Backwaren,  femer 
Schlächterei  (21  Fälle).  Mineralwasser- 
fabrikation (S),  Konfektion  (6),  Kaifee- 
rösterei  (4),  Mullerei,  Zigarrenfabrika- 
lion.  Herstellung  von  Bürstenwareti, 
Sauerkrautfabrikation  (je  4),  Mosterei, 
Destillation  (je  2)  und  Käserei.  Tisch- 
lerei, Korbwarei^f.i'irjkafion.  Molkerei 
Oe  1).  Die  Zahl  der  111  diesen  Üelricbeu 
beschäftigten  Personen  betrug  1452;  hier- 
zu kommen  8307  in  der  Warenverteilttng 
Angestellte. 

Der  Wert  der  von  den  Produktivgenos- 
senschaften hergestellten  Waren  Iwträgt 
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nicht  viel  mehr  a]s  */•  der  Etgenproduk- 
tion  der  Konsumgenossenschaften,  näm- 
lich 4  173  549  M.    Dabei  sind  in  dicäcr 
Summe  noch  die  Umsätze    der  dieser 
Gruppe    beigezählten  Konsumentenpro- 
duktivgenossenschaften    enthalten,  das 
heisst  Vereinigungen  \on  Konsumenten 
zum  aosschliesslichen  Betriebe  eines  Pro- 
dnktivtintemehmen.s    ( gewöhnlich  einer 
Bäckerei)  oder  zur  Erstellung  von  Woh- 
nmigen.   Auf  diese  Gruoype  (einscbliess- 
lieh   der   Hambarger  TahakaiiheiUrge' 
nossenschaft)  entfielen  i  365  T^S  M.  Um- 
satz, auf  die  ausgesprochenen  Produktiv- 
genossenschaften.  die  jedoch  auch  Über- 
gangsnui  kniale  zu  jener  Fonn  aufweisen, 
2807748         Unter  den  letzteren  befin- 
den sich  neben  5  Bäckereien  3  Möbel- 
fabriken. 2  Buchdruckereien,  2  Schneider- 
werkstätten, 2  Schuhfabriken  usw.  £e- 
sdiäftigt  wtn'den  in  sämtlichen  Produk- 
tivgeiin-'^eTi-cl^aften  623   Personen,  dar- 
unter 281  Mitglieder,  und  zwar  ist  das 
Verhältnis  der  beschäftigten  Mitglieder 
zu  dem  Nichtmitgliedern  in  den  Konsu- 
mentenpro<toktivgcnosscnschaftcn  noch 
Sunstiger,  als  in  den  anderen. 
Im  übrigen    enthält    der  Beridit  noch 
interessante  überblicke  über  den  Umfang 
der  gesamten  deutschen,  sowie  der  aus- 
ländischen Genossenschaften  und  bildet 
dadurch  einen  wertvollen  Almanach  der 
internationalen  Genossenschaftsbewegung. 
X  X 
Lage^alUf-    Die  am  20.  bis  22.  Mai  in 
keacf an        Leipzig  al^haUcm-  10.  Ge- 
neralversanimlunp  des  Ver- 
bandes der  1-agerbalter    und  Lagchalte- 
rinnen  stand,  wie  nicht  anders  zu  erwar- 
ten, unter  dem  Zeichen  der  Missstim- 
mung  über  die  fehlgeschlagenen  Tarif- 
vtHiandlungen.    So  sehr  diese  Verstim- 
mung zu  begreifen  ist.  und  so  wenig  wir 
die  Ursache  für  dieses  Fehlschlagen  ein- 
zig und  allein  auf  Seite  der  Angestellten- 
organisation   suchen   wollen,   so  muss 
doch  gegen  gewisse  Äusserungen  Ver- 
wahrung eingelegt  werden,  die  in  Leipzig 
gefallen  sind,  iuk!  die  wir  jedenfalls  noch 
recht  oft  aus  gegnerischem  Munde  zu 
hf'iren    bekommen    werden.     M^ag  auch 
heute  noch  nicht  Jp\  allen  Verbandsver- 
etnen  alles  so  sein,  wie  es  sein  sollte, 
so  geht  CS  doch  jedenfalls  nicht  an,  den 
Zentralvcrband,  dessen  Wirken  bis  jetzt 
^st  ausschliesslich  auf  eine  Verbesserung 
der  l  äge  der  Angestellten  gerichtet  war. 
als  einen  direkten  Hemmschuh  auf  die- 
sem Gebiete  zu  bezeichnen.    Das  Unge- 
rechte einer  solchen  Bemerkung  wird  da- 
durch   m  ein  besondercb  i.icht  gesetzt, 


wenn  wir  sehen,  dass  gerade  jetzt  in  dem 

fortgeschrittenen  England  die  ersten 
Vorschläge  zur  Einsetzung  von  I.ohn- 
tmd  Arbeitstarifen  gemacht  werden,  wäh- 
rend der  7.cnt>\tl:\'r}<and  schon  mit  zwei 
Angestclltenkategurieen  solche  Verträge 
abgeschlossen  hat  und  sich  um  die  weite- 
ren die  grösste  Mühe  gibt.  Es  ist  auch 
bedauerlich,  dass  unter  dem  Einllusse 
dieser  Missstimmung  die  Versammlung 
den  von  ihren  \'ertretorn  mit  denen  des 
Zentralvcrbandcs  ^umgearbeiteten  Üienst- 
vertrag  in  der  jetzigen  Form  ihre  Zu- 
stimmung versagte,  obwohl  dieser  Ver- 
trag, wie  von  einem  der  Vorstandsmit- 
glieder betont  wurde,  für  neun  Zehntel 
der  Vereine  einen  Fortschritt  bedeutet 
Man  hat  seine  Annahme  an  gewisse  For- 
derungen betreffs  des  Manko-  und  f'ber- 
schussvortrages  geknüpft  und  dadurch 
seine  schliessliche  Einführung  wieder  in 
Frage  gestellt. 

Der  2.  Punkt  war  die  Verschmelzung  des 
Lagerhalterverbandes   mit   den  Hand- 

lungsgehilfenverband.  Nach  längerer  De- 
batte, in  der  darauf  hingewiesen  wurde, 
dass  eine  Verschmelzimg  mit  dem  Trans- 
portarbeiterverband vielleicht  vorteilliaf- 
ter  sei,  wurde  diese  Angelegenheit  dem 
Vorstand  zur  Erwägung  überwiesen. 
Der  Lagerhaltcrverband  hat  im  letzten 
Jahre  seine  Mitgliederzahl  von  1513  auf 
1680  vermehrt  Der  jetzige  Stand  ist 
1750.  darunter  78  weihliche.  Das  Ver- 
bandsvermogen  betrug  am  Schlüsse  des 
Jahres  276^  M. 

X  X 
Kurie ChrMük  projektierte  Seifen- 
fabrik der  6".  E.  G.  in 
Zerbst  ist  endgültig  abge- 
lehnt. Das  Landesverwaltungsgericht  hat 
die  Berufung  der  Gesellschaft  verworfen, 
da  angeblich  keine  Sicherheit  vorhanden 
sei,  dass  die  zur  Beseitigung  der  Unter- 
lagen zu  schaffenden  Einrichtungen  auch 
wirklich  benutzt  würden.  Ein  etwas  stark 
tendenziös  gefärbtes  Urteil  \  X  Der  Ver- 
band süddeutscher  Konsumvereine  hat 
als  erster  die  Anstellung  eines  festange- 
stellten Verbandsbeamten  be- 
st blossen  und  als  solchen  den  langjähri- 
gen Verbandsrevisor  Gustav  Jährig-Augs- 
burg  gewählt  X  Der  mit  Hilfe  des 
Publikums,  in.'^besondcre  der  Berliner 
Hausfrauen  erzielte  befriedigende  Aus- 
gang des  Berliner  Bäcker- 
Streiks,  der  so  evident  die  Macht  der 
geschlus.scn  vorgehenden  Konsumenten 
erwies,  hat  in  Berliner  Arbeiterkreisen 
die  Frage  der  Errichtung  einer  grossen 
genossenschaftlichen   \  olksbackerei  von 
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neuem  zur  Erörterung  gebracht.  lio£- 
fentlich  diesmal  mit  positivem  Erfolge. 
X  Angesicht';  der  trotz  der  stark  gesun- 
kenen Schwcinefleischengrosprcise  immer 
noch  fast  auf  der  alten  Höhe  verharren- 
den Detailpreise  sind  in  einer  Reihe  von 
Orten,  besonders  im  Westen  Deutsch- 
lands, Bestrebungen  in  Fluss  gekommen, 
die  die  Errichtung  von  Genossen- 
schaft sschlächtereien  entweder 
seitens  der  V'iehproduzcntcn  oder  der 
Konsumenten  (Gemeinden,  Konsumver- 
eine) bezwedeen.  X  Vom  22.  bis  zum 
24.  Mai  fand  in  Wien  der  i.  internatio- 
nale Bundestag  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  statt. 
E>  wurdi-  uiittr  aiKlcrcin  die  Aufstellung 
einer  gemeinsamen  Statistik  und  gewisse 
Massnahmen  zur  Zentralisierung  des 
Geldverkehrs  hcschlosscn.  X  Die  belgi- 
schen sozialistischen  Konsumvereine  ha- 
ben ^ie  Gründung  einer  grossen  genossen- 
schaftliclun  L  e  b  e  n  s  v  e  r  >  i  c  h  e  r  u  n  g 
beschlossen,  um  die  Arbeiter  von  der 
Attsbeutui^  durch  die  Versicherungs- 
gesellschaften zu  befreien.  Das  Kapital 
wird  von  den  Parteiorganisationen,  den 
Gewerkschaften  und  den  Genossenschaf- 
ten aufgebracht  werden.  «amiuoMirn 

Fr«uenbg%»eflunfl 

Wahliwcht  Bei  ciiu-r  Ticsamtzahl  von 
200  Abgeordneten  wurden 
19  Frauen  als  Delegierte  in 
di  n  f  i  n  !i  1  a  n  d  i  s  c  h  e  n  Landtag  ent- 
sandt. 9  davon  geliuren  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  an.  60  %  der  Gesamt- 
tna-isc  der  Wähler  waren  Frauen. 
Im  Haag  wurde  ein  niederländi- 
scher P.und  fiir  b'rauenwahlrecht  ge- 
gründet, der  neben  den  eigentlichen  auch 
sympathisierende  Mitglieder  l'oorstan- 
ders  aufnimmt,  um  dadurch  seiner  Tä- 
tigkeit eine  möglichst  breite  Basis  zu 
geben.  Auch  der  sozialdemokratische 
Frauenklub  in  Amsterdam  besch.aitigto 
sich  in  einer  überfüllten  Versammlung 
mit  dem  politischen  Stimmrecht  der 
Frau.  Genosse  TnHl^tr.t  fand  dabei  Ge- 
legenheit, seinen  Standpunkt  darzulegen. 
Die  deutseben  Genossinnen  haben  be- 
antragt, auf  die  Tagesordnung  des  inter- 
nationalen sozialistischen  Kongresses  zu 
Stuttgart  den  Punkt  Der  Kampf  des 
Proletariats  für  die  volle  Demokratisie- 
rung des  Wahlrechts  zu  setzen,  in  dem 
die  Frauen  betreffenden  Teile  der  Be- 
gründung heisst  es :  »Die  i>olitischc 
Kcchtlusigkcit  des  weiblichen  Geschlechts 
lähmt  die  politische  Kampfcsaktion  der 
Hälfte  des  Proletariats  und  setst  ausser- 


dem durch  ihre  niuiTnuidliclie  Begleit- 
erscheinung (die  politische  Rückständig- 
keit) die  Kampfestlichtigkeit  desselben 
herab.  Davon  zu  schweigen,  dass  diese 
Rückständigkeit  breite  Schichten  prole- 
tarischer I-Vauen  im  Lager  ihrer  und 
unserer  I'cinde  testhalt.« 
X  X 
Qefcatcn-  Von  bedeutender  Rück- 
ständigkeit  zeugt  die  Hal- 
tung verschiedener  Kran- 
kenkassenvorstände gegenüber  dem  Be- 
streben. FVauen  in  der  ihnen  ztikommen- 
den  Wei-e  an  der  Verwaltung  und  Lei- 
tung der  Krankenkassen  zu  beteiligen, 
wie  solches  ans  Breslau.  Karlsruhe  und 
Frankfurt  a.  .\f.  gemeldet  wird. 
Ür.  Marie  Baum,  die  erste  deutsche  Fa- 
brikinspektorin  und  eine  Frau  von  un- 
bestreitbarer und  unbestrittener  Tüchtig- 
keit, hat  ihre  Entlassung  genommen, 
weil  der  Oberleiter  der  badischen  Fabrik» 
lnspektion  es  für  gut  befunden  hat, 
sie  ohne  Ansehung  der  Tüchtigkeit,  des 
Ranges  und  des  Dienstalters  jedem  jün- 
geren männlichen  Beamten  dienstlich 
nachzuordnen.  Damit  hat  Herr  _  Dr. 
Bittmann  nicht  nur  die  gute  Tradition 
des  System-  W  rishofTer  in  traurigster 
W'cise  verleugnet,  sondern  auch  ein 
Sehn  M  l  i  -picl  ^für  geschaffen,  wie  der 
nnrclischnittsmann  selbst  da,  wo  er  an 
der  Leistung  und  dem  Können  nicht 
mäkeln  kann,  einen  Beamten  zurücksetzt 
und  missachtel.  weil  dieser  Beamte  ein 
Weib  ist.  Aus  Anlass  dieses  Vorgange» 
haben  ntmmehr  die  badischen  Frauen- 
vereine des  Bundes  an  die  badiscbe  Re- 
gierung die  Petition  gerichtet,  »bei  Neu- 
anstellung einer  I'abrikin.spektorin  dieser 
die  volle  Gleichheit  der  Rechtsstellung 
mit  den  mäniilichen  Kollegen  dnzu- 
räumenc. 

X  X 
Biidjins  uad    Mit  Pauken  und  Trompc- 

Erztatawg  jj^,  Mädchenschul- 

reforni    des  Ministeriums 
Studt  angekündigt  und  empfangen  wor- 

lU  ri  L^nd  sie  ist  doch  weiter  nichts  als 
ein  jammerlich  Stück  Flickwerk,  das  zu 
gunsten  jener,  die  es  nicht  nötig  haben, 
ein  p.tar  Reformchen  schafft,  von  denen 
es  unzweifelhaft  ist,  dass  sie  keine  Ver- 
besserungen sind. 

Ganz  anders  ist  das  Stück  Frziehungs-, 
Hilfs-  und  Aufklärungsarbeit  zu  werten, 
das  in  aller  Stille  und  von  einer  ein- 
zelnen Person  seit  1003  in  Stuttgart  ge- 
leistet worden  ist.  Die  damals  als  Foli- 
zeiassistentin  zur  Fürsorge  für  die  ein- 
gelieferten weiblichen  Ge^genen  angc- 
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>telltc  friÜKTc  Krankenpflegerin  Htnny 
Arendt  bat  neben  ihrer  Fürsorge  iür  4266 
weibliche  Eingelieferte  auch  noch  reich- 
lich Gelegenheit  gehabt,  solchen  Gefähr- 
deten beizustehen,  die,  von  der  i^ohzei 
noch  unbehelligt,  sich  privat  an  $ie 
wandten.  Die  retclun  F.rfahrunrgen  der 
Polizeischwester  gipfeln  in  einer  Er- 
klärung gegen  die  Reglementiemng  der 
F'rostinition,  einer  abfälligen  Kritik  der 
bestehenden  Arbeitshütiser  und  der  For- 
derung, Staatliche  interkonfessionelle 
Erziehungsanstalten  und  ebensolche  An- 
stalten für  psychisch  Minderwertige  zu 
gründen.  Mehr  Fürsorge  für  Verwahr- 
Io<.te  und  Gefährdete.  Schutz  der  imehe- 
lichen  Mutter  und  ihres  Kindes,  Wöch- 
nerinnenheiine  und  Säuglingsasyle,  Für- 
'^orpe  für  verwahrloste  Kinder!  DieS  das 
Leitmotiv  ihrer  Ausführungen. 
X  X 
Es  will  FrühÜTig  werden 
im  Leben  der  Frau.  Wer 
noch  daran  zweifelt,  den 
möge  die  l  ;  t-.n  !>c  t  ines  besseren  beleh- 
ren, dass  uunnKlir  auch  der  Katholi- 
zismus  daran  geht,  sich  von  allen  Sei- 
ten her.  praktisch  und  theoretisch,  mit 
der  I'rai'cnfragc  zu  befassen  und  aus- 
einanderzusetzen. Und  in  einer  Weise, 
der  man  deutlich  anmerkt,  wie  viel  ihm 
daran  gelegen  ist.  noch  einmal  und  von 
einer  anderen  Seite  her  das  Fraucntuni, 
dieses  neugewordene  Frauentum  dem 
Dienst  der  Kirche  zu  gewinnen.  Die 
dialektische  Geschicklichkeit,  mit  der 
P.  Attgtistin  Rösler  in  seinem  grossen 
Buch  Die  Frauen  frage  vom  Standpunkt 
der  Satur,  der  Geschichte  und  der 
Offenbarung  /Freiburg  i.  B.,  Herder/ 
das  in  die  Wege  geleitet,  ist  wtmder- 
voll.  Ein  Werk.  da<i  mit  pseudoobjok- 
tiver  Wissenschaftlichkeit  verbrämt,  mit 
einem  Aufwand  von  Fleiss  und  Wissen, 
der  besten  Saolie  wiirdig.  die  Frauen- 
frage so  zurecht  knetet,  wie  man  sie  für 
die  Gehirne  dentamgewohnter  Menseben 
gebrauchen  kann,  ^fan  bedarf  heute  der 
Frauen  auch  im  katholisclien  Lager.  Da 
macht  es  sich  so  schön,  ihnen  ein  Stück 
weit  entgegen  zu  kommen.  Das  demütige 
Weib,  dem  die  Kirche  erst  so  spät  eine 
Seele  zuerkannt  hat,  wird  in  überrasch- 
ter Heglückung  es  zur  Kenntnis  nehmen, 
dass  diese  selbe  Kirche  eine  ganze  Reihe 
modemer  Fraoenfordenmgen  nicht  nur 
gutheisst.  sondern  g^r  noch  von  Ge- 
s-chicht.«.  Religions  und  W^isserKibaft« 
wegen  befürwortet,  l'reilich  mochte  das 
Buch  daneben  auch  die  denkenden  und 
kritischen    Geister    gewinnen.  Darum 


werden  niit  viel  Eifer  und  Fleiss  aus 
den  Werken  im  übrigen  nicht  wesens- 
verwandter Denker  und  Menschheits- 
lehrer Bruchstücke  und  Ein/elsat/e  her- 
ausgeholt, um  die  Unverbrüchlichkeit 
und  Ewigkeit  der  monogamischen  For- 
derung zu  erhärten  und  ähnliches  mehr. 
An  dieser  Stelle  muss  aber  alle  Kunst 
und  alles  Können  zunächst  dem  Selbst- 
denkcr  gegenüber  versagen.  Wir  ken- 
nen die  Weise.  Geradezu  drollig  mutet 
es  in  diesem  Zusammenhang  an.  wenn 
manchmal,  so  ganz  imwillkürlich.  die 
eigentliche  Herzensmeinung  des  Herrn 
Paters  zum  Durchbmdi  konmi^  nach 
der  der  Mann  der  gottgewollte,  geistig, 
körperlich  tnid  seelisch  übergeordnete 
Herr  der  Schui)fung  ist.  Und  drollig 
sind  auch  die  W'indungen  und  Verren- 
kungen, mit  denen  der  zölibatäre  Ver- 
treter des  paulini.schen  Nicht  heiraten  ist 
hrsscr  sich  mit  der  Erbsünde  und  der 
Heiligkeit  der  christ-katholischen  Ehe 
auseinandersetzt.  »Du  i  a mitte  muss  po- 
litisch emanzipiert  be/iehungswei.se  wie- 
der herge.^telit  werden  [natürlich  im 
Sinne  der  völligen  Unterordnung  dtf 
Frau],  dann  sind  die  Frauen  emansi« 
picrt.«  In  gesperrter  Schrift  wird  das 
ausdrücklich  als  das  »praktische  Ziel 
unserer  Arbeit«  proklamiert.  Trotz  der 
Männer  und  Frauen  der  radikalen  Eman- 
zipation des  Weibes,  die  »die  OfTenba- 
rung  leugnen,  die  Geschichte  verfälschen 
oder  verachten,  die  Natur  unterdrücken«. 
Und  wie  sieht  sie  aus.  die^-e  Xatur.  diese 
GescÜdite  und  Wissenschaft  im  Lichte 
christkatholischer  Beleuchtung?  Auf 
.Seite  5.30  erfahren  wir  :  »Die  Einheit 
des  Menschengeschlechtes  beziehungs- 
weise die  Abstammung  aller  Menschen 
von  einem  Paare  ist  heute  allg<  in.  :n  gel- 
tendes Ergebnis  der  Naturwissenschaft 
[ !  üj«  Mit  Grazie  so  weiter.  Man  muss 
e-^  aufmerksam  lesen,  dieses  l'.uch.  und 
man  muss  daraus  lernen.  Hervorra- 
gende realpolitische  Einsicht  hat  von  je- 
her Rom  ausgezeichnet  und  durch  die 
Jahrhunderte  von  Erfolg  zu  Erfolg  ge- 
führt. Ein  modemer  Proteus,  weiss -der 
Katholizismus  immer  die  (iestalt  anzu- 
nehmen, die  den  besonderen  Forderun- 
gen und  Bedürfnissen  einer  Zeit  am 
besten  angepasst  ist.  So  hat  er  früher 
und  bes-er.  als  viele  andere,  begriffen, 
ua-  Iiedcutet,  das  Frauentum,  ilas 
denkende  und  das  gedankenlose,  zu  ge- 
winnen, und  hat  zu  allen  Zeiten  meister- 
lich d..naoh  gehandelt.  M^gen  alle  die 
daraus  lernen,  die  es  angeht! 
X  X 
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Kun«  Chronik  In  Mamihcini  wurde  eine 
Dienstboten  Organi- 
sation gegründet   Dem  tm- 

liiiiRSt  R;cRrün<U-trn  I.iip/igcr  \'iTeiii  ge- 
hören jetzt  lOo  Mitglieder  an.  Auch  in 
Königsberg  i.  Pr.  wurde  eine  Vereins» 
griindiing  voll/ogen.  X  An  verschiede- 
nen Tagungen  haben  Frauen  tätig 
und  erfolgreich  als  Referentinnen  und 
Diskussioiisrednerinnen  teilgenommen. 
So  hat  auf  dem  evangelisch-sozialen 
Kongress  in  Strassburg  Frau  M.  Weber- 
Heidelberg  in  einem  Korreferat  tu  der 
Frage  Dit'  Hckainpfung  der  Unstttluh- 
keit  mit  besonderer  Beziehung  attf  di  ^i 
Schutz  der  Jui^nui  ftir  die  monogamische 
Ehe  alter  Prägung  plädiert.  .\ut  dem 
Kongress  der  JK  G.  ß.  G.,  der  in  Mann- 
heim tagte  und  sich  mit  der  so  überaus 
wichtigen  Frage  der  Sexualpädagogik 
befasste,  haben  sich  Frauen  als  Wort- 
führerinnen fortgeschrittenen  Denkens 
erwiesen. 

X  X 
Utamtur       Rühmenswertes     ist  von 
einem    kleinen  Schriftchen 

zu  sagen,  dessen  Wert  im 
umgekehrten  Verhältnis  zu  seinem  Um- 
fang steht.  Auf  16  Seiten  gibt  Dr.  Za- 
dek  in  nüchterner,  knapper  und  ausser 
ordentlich  beherzigenswerter  Form  eine 
Reihe  von  Aufschlüssen  über  Franen- 
leiden  und  deren  J'erhutunfi,  nebst  einem 
Anhang,  der  sich  mit  der  so  überaus 
wichtigen  Frage  der  Verhütung  der 
Schwangerschaft  befa>-t.  Im  Interesse 
aller,  die  es  angeht,  muss  man  dem  Heft- 
chen, das  die  ArbHtti^esundhfitsbiblio- 
thek  /Berlin,  Ruchhandhmg  l'>>y-A'ärts/ 
zum  Preise  von  20  Pf.  herausgibt,  die 
weiteste  Verbreitung  wünschen.  X  Das 
nämliche  gilt  für  ein  Schriftentrio,  das. 
von  Dr.  med.  Schonenberger  und 
W.  S  i  e  g  c  r  t  herausgegeben,  sich  wie- 
der einmal  mit  der  Jung  und  .Mt  gleich 
wichtigen  Frage  der  sexuellen  Aufklä- 
rung und  Gesunderhaltung  befasst.  Die» 
ser  neuen  Darbietung  über  das  ITas  un- 
sere Töchter  tinssen  sollten.  ITos  unsere 
Söhne  wissen  tnüssten  und  li'as  junge 
Leute  wissen  sollten  und  Eheleute  Ti*f> 
sen  mussten,  ist  nachzurtihmen.  da^s 
sie  nicht  von  der  einen  .xkr  andern 
Seite  her  eine  Teillösung  de-  Pr  oblems 
gibt,  sondern  sich  in  einwandfreier  Dar- 
stellung und  in  durchaus  sachlicher  und 
begrüssenswerter  Weise  mit  dem  ganzen 
hier  zur  Diskussion  stehenden  Fragen- 
komplex auseinandersetzt.  \'on  1!.  r 
natürlichen  Reinheit  und  Schonlicit  un- 
verdorbener Gcschlcditsempfindung,  den 


r.efahnn  der  Frühreife  untl  ilirer  P.c- 
kampfung,  der  Notwendigkeit  und  den 
Formen  der  Aufklärung,  der  Gemein- 
schaft-tr/icbung  und  ähnlichem  tnehr 
wird  da  geredet.  Ferner  über  Ursachen 
und  Bekämpfung  des  ausserehelichen 
Geschlecht -verkehr-,  -eine  Gefahren  und 
Folgen,  in  \  crbiuduiig  damit  über  die 
Ptl lebten  der  Gesellschaft  in  bezug  auf 
die  Lohn-  und  W'ohnfrage.  SchafTimg 
von  Hibliotheken  und  .Aufenthaltssälen. 
von  Spiel|)lät7.en  und  Puftbädem.  End- 
lich wird  auch  der  Verantwortlichkeit 
gedacht,  die  wir  alle  bei  der  Gattenwahl 
auf  uns  nehmen  und  die  Kriterien  erör- 
tert, unter  denen  eine  ■^'^Iclie  Wahl  er- 
folgen niu.ss.  Ein  Schlusskapilel  ul>er 
die  Nachtseiten  des  GeschlechUlebens 
wäre  in  diesem  Zusammenhange  besser 
fortgeblieben.  Im  übrigen  sind  aber 
auch  diese  Schriften  allen  Interessenten 
warm  zu  empfehlen.  inmufinHIimi 

KÜMST 

Bildende  Kunst 

C«rtatb  Corinth,     von    dem  wir 

wieder  eine  Sammlung  bei 
Cassirer  sahen,  ist  unser 

lebensfroher  Flcischmaler.  Diesmal  gab 
er  einen  Laden  mit  RindHeisch  und 
einen  Haron  mit  Frauenfleisch.  Aber 
das  Rindfleisch  gelang  ihm  lie--er.  als 
das  Frauenfleisch,  obgleich  er  jenes  sel- 
tener, dieses  immer  malt.  Ob  nadct,  wie 
im  Harem ,  oder  verhüllt,  wie  im 
Strumpfband,  der  Künstler  vergeistigt 
die  Dinge  nicht  durch  die  Farbe,  die 
ihm  felilt ;  er  malt  mit  Wagenschmiere 
und  la^st  ihnen  so  alle  Erdenschwere. 
Es  gibt  Künstler,  die  brauchen  nur  in 
den  Dreck  zu  greifen,  und  was  sie 
hervorziehen,  ist  lauter  Gold  —  Rem- 
brandt  war  ein  solcher  — ,  aber  bei 
Corinth  bleibt  der  Dreck,  was  er  war. 
Es  sind  eben  die  Geister,  die  ihn  be- 
herrschen, und  nicht  der  Geist;  so  ver- 
mag er  aus  einem  Mangel  an  diesem  die 
anunalische  Schwere  des  Meisches  nicht 
dttfdi  die  Farbe  zu  adeln.  Doch  bis 
zu  einer  gewissen  Tonfeinheit  bringt  er 
CS  hin  und  wieder,  und  vor  allem  an  den 
toten  Dingen,  so  hier  am  Rindfleisch. 
Sein  Fleischerladen  muss  ein  köstliches 
Stück  Malerei  genannt  werden,  das  so 
leicht  nicht  seinesgleichen  im  jungen 
Deutschland  findet  Es  ist  wohl  das 
Beste,  was  wir  bisher  von  diesem 
Künstler  sahen.  V'"orübergehend  hat  er 
sogar  die  Wagenschmiere  überwunden 
in  dem  Schimmer  gelblicher  TcMie.  Und 
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wie  das   Gegenständliche  herausgeholt 
istt  das  Schlaffe  des  Schweinernen  und 
das   Markige  des   Rindes !     Malte  Co- 
rinth  nur  solche  Dinge,  und  solche  ähn- 
licher Qualität,  er  wäre  ein  allKcmein 
gefeierter  Maler:  man  kann  das  Bild  in 
jeden  Salon  hängen;  und  das  ist  doch 
der  Zweck  des  Bih'r-.    Die  übrigen  aber 
sind  mehr  oder  weniger  nutzlose  Atelier- 
schwarten  und  beweisen,  dass  es  dem 
Künstler    an    Geschmack    fehlt.  Der 
Mars  gleicht  einer  schmierigen  Palette, 
dn  Umstand,  der  uns  die  htmiorvoUe 
Auffassung   dieses   jovialen  Gendarmen 
sehr   beeinträchtigt.     Das  Verlobung^' 
bild  —  sdierzweis«  so  genannt;  der 
Künstler  hat  in  heikler  Pose  ein  halb- 
nacktes Mädchen  im  Arm   —   hat  in 
seiner  aus  früheren  Jahren  datierenden 
Zartheit  gewisse  Qualitäten.    Der  Ha- 
rbin aber  langweilt,    da  er  vier  nackte 
Köchinnen,    zufällig  von  einem  Neger 
bewacht,    darstellt ;     oder     sollten  wir 
trotzdem  die  gut  gemalten  Einzelheiten 
besonders  betonen,    da  sie  das  meiste 
übersteigen,  was  in  unserer  nrnien  Zeit 
geleistet  wird?    Das  Strumpfband  müs- 
sen wir  als  X'orwurt   ablehnen,  da  es 
jene  geistige  Hebe  der  I Icrrenpikantcric 
zücht    überragt,    die    niaui  bc   i.ciiic  am 
Stammtisch  benungehen  lassen. 
X  X 
An     den    Bildern  Fritz 
Rheins    interessierte  eins, 
und  dieses  war  nicht  sein 
Können,  vielmehr  der  Gegenstand;  er 
malte  dn  Gewächshaus  tmd  dnen  abge^ 
deckten  Treibkasten,    und  die  Strenge 
Symmetrie  dieser  Gebilde,  die  auf  Kos- 
ten des  Schlossers  und  Schreiners,  nicht 
des  Malers  zu  setzen  war,  bdehrte  uns, 
welch  dn  Verlangen  nach  Komposition, 
da?  heisst  nach  Rhythmus    wir  haben. 
Die  Franzosen  erfüllten  —  nachdem  die 
Parole  ausgegeben  war,  der  Vorwurf  sd 
nichts,  die   Mache  alles  —  dieses  Be- 
dürfnis instinktiv,  indem  sie  architekto- 
nisch amiehende  imd  anziehend  gele- 
gene   Landhäuser    malten ;    van  Gogh 
schliesslich  ging  diesem  Trieb  bewusst 
nadi,   indem  er  Blumenrabatten  wählte 
oder   die  Geometrie  aneinandergrcnzen- 
der  Felder  beschrieb;  und  Rhein,  der 
Epigone,  der  im  Schlepptau  dieser  Föh- 
rer  liegt,   malt  Glashäuser  und  Treib- 
kästen,  bewusst   oder   unbewusst,  und 
erzielt,  ohne  eigentliche  Qualität,  eine 
Wirkung,  da  wir  nach  Rhythmus,  die- 
sem so  lange  misshandelten  Element  der 
Ktmst,  le^en. 

X  X 


Schulte  kam  uns  in  diesem 
Winter  spanisch.  Nach 
Castelucho  und  Mesquita 
gab  er  uns  nun  annähernd  300  Bilder 
des  Sorolla-Bastida.  Der  nicht  vw 
unterschätzende  Maler  wird  das  Ideal 
aller  Kitschiers  sein;  sie  müssen  vor 
ihm  auf  dem  Bauche  rutschen,  wie  vor 
einem  Gott.  Denn  dieser  Maler  kann  so 
viel  tmd  ist  so  wem'g  Künstler.  Er 
scheint  auf  Kommando  malen  zu  kön- 
nen, was  man  will,  und  in  der  vorge- 
sdiriebenen  Stundenzahl.  Und  dabd  ist 
sein  Lager  reich  assortiert,  er  hat  mit 
allen  Objekten  aufzuwarten,  wie  ein 
Chef  vieler  Rayons:  er  hat  dne  degante 
Wetchnerin  vorriiti.u.  ->chwimmcnde  Kna- 
ben, eine  Kuhherde,  ein  Laboratorium» 
Damen  am  Strand  und  Porträts  in  allen 
Stilen.  Ja,  wenn  das  die  Vielseitigkeit 
eines  Genies  wäre,  bei  dessen  Darstel- 
lungen man  immer  nur  die  persönliche 
,'\rt  bewunderte  und  sonst  nichts!  Hier 
aber  ist  das  Gegenteil :  Unpersonlichkeit 
macht  diesen  Maler  wahllos  und  zum 
Zirkusreiter,  dessen  Pinsel  im  Takt  der 
Musik  scheinbar  veriihilTende  Evolutio- 
nen ausfuhrt.  Deut.-ehlaud  hatte  einen 
verwandten  Mann  in  riKÜiein,  F,iii?.el- 
züge  solcher  Naturen  finden  sich  bei 
Kampf  und  Keller,  in  Paris  sind  es  RoU 
und  ähnliche.  F.s  sind  revolutionär  ge- 
wordene Ak.idenuker,  in  deren  Blut  ein 
l'unkc  der  Zeit  schlug,  wie  in  ein 
Pulverfa>s,  und  deren  Solidität  nun, 
rabiat  geworden,  sich  nicht  genug  tun 
kann.  \  1  11.  tu  Pinsel  ist  nichts 
sicher,  und  jede  von  irgend  einer  Per- 
sönlichkeit angeschlagene  Note  hetzen 
sie  zu  Tode,  dem  modernen  Universitäts- 
professor gleich,  der  die  schwierigsten 
Probleme  mit  ttimadiahmlicher  Graxie 
beim  Diner  zwischen  Suppe  tmd  Kognak- 
kirsche löst. 

Pissarro,  dieser  gegen  Ma- 
uels aristokratische  Mal- 
kunst und  gegen  Monets 
bürgerliche,  aber  streng  determinierte 
Farbenanalytik  etwas  provinziale  Fran- 
zose, entzuckte  uns  mit  älteren  und 
neueren  I'.ildern  bei  Cassirer.  Man 
möchte  ihn  einen  pariserischen  Heimat- 
kfinstler  nennen;  denn  nicht  ist  es  das 
Malerische  an  sich,  das  er  pflegt,  wie 
Manet  es  tat,  und  auch  nicht  die  wissen- 
schaftliche Farbenoptik,  der  Monet  mdir 
und  mehr  sich  verschriet),  so  gewisser- 
massen  eine  physikalische  I-yrik  trei- 
bend; in  Pissarros  Bildern,  wie  sehr  sie 
malerischen  und  koloristischen  Bedüri- 
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iiisscn  j?onügen,  lietrt  ein  gebundener, 
unaufgelöster  ( ici'uhLsgehalt  vor,  der  in 
den  Gegenständen  ruht,  und  den  fest  zu 
halten  und  sichtbar  zu  machen  der 
Künstler  sich  angelegen  lein  lässt 
Daher  liebt  er  die  reizvollen  Winkel  der 
Vorstadt,  Bauemgärten  mit  blühenden 
Kirschbäumen,  den  Stadtgarten  der  Pro- 
vinz mit  einer  Ans>iclusbank  oder  jene 
Strassenzüge  der  Metropole,  die  mit 
ihren  DenkmÜem  und  Pa!3sten  eine 
ganz  eigene  Spraolu-  reden.  Und  die  in 
diesem  Sinne  gehaitvoUsten  sind  natur- 
gemäss  die  seiner  ersten  Zeit,  so  hier  die 
beiden  Stadt^artenausblieke  von  I'rmtoisc 
auä  den  Jahren  1873  und  1874.  Ach,  wie 
lebhaft  erinnern  uns  diese  Bilder  an  die 
Schilderini|?en  der  französischen  Land- 
schaft, die  Flaubert  mit  so  glühender 
Hingabe,  wie  konzentrierter  und  gebän- 
digter Leidenschaft  in  der  Education 
sentimentale  entwirft:  oben  die  Aus- 
sichtsbank,  unten  soimtägliche  Paare 
und  der  ballspielcnde  Backfisch  mit  ge- 
spreizten Beinen.  Und  wie  fein  ist 
solch  ein  Ausschnitt  gewählt,  wie  wir- 
kungsvoll belebt  hier  zum  Beispiel  im 
Vordergrund  durch  den  einzigen  Lär- 
dienbaum;  er  scheint  das  absichtslose 
Kompositionszentrum,  von  dem  aus  die 
Radien  zur  Hcripherie  üchiessen.  Von 
verwandt'  r  Qualität  war  ein  in  zarten 
Tönen  gtlialuner  Soi-tnenuntergang  vom 
Jalire  i.S<j7  und  eine  kkiue  auf  grau  und 
grini  geslimmte  Land>cha£t  mit  Wasser 
und  Bootsiiaus  und  schwerem  Himmel 
vom  Jahre  1876. 

X  X 
Oriik  Eine     eigentümliche  Mi« 

schung    von  anempfande- 

neni  Cieschniack  imd  eige- 
ner MittelmässigketL  Wir  haben  es  hier 
durchaus  nicht  mit  einer  originalen  Be- 
galmntr  zu  tun.  Der  Künstler  ist  ein 
Kultureklektiker,  der  sich  dem  Japonis- 
mus  mit  Haut  und  Haaren  verschrieb, 
und  zwar  nicht  so.  das>  er  aus  dein 
Geist  dieser  Kunst  schaffte,  was  allein  ja 
in  den  verschiedensten  Gradstufen  denk- 
bar w.are.  vielmehr.  indem  er  eiiunal 
direkt  japanischen  Motiven  mit  japani- 
schen Mitteln  nachgeht,  dann  japanische 
Motive  auf  mehr  eigene  Art  zu  fassen 
sucht,  ferner  heimische  japonisiert  und 
schliesslich  solche  impressionistisch  gibt 
Und  diese  sind  die  schwächsten :  denn 
die  fremde  Kultur  hebt  diesen  geu  andien 
Taschenspieler,  eine  eigene  \erniag  er 
nicht  zu  etufalteji.  So  scheint  diesem 
mudernai  Theoretiker  eine  organisch 
funktionierende  und  individuell  beseelte 


FarI)enoptik  imbrknnnt ;  er  sieht  die 
Dinge  einmal  aliuo.-piiurenlos  in  Lokal- 
tönen, und  wieder  sucht  er  die  Farbe 
prismatisch  zu  brechen :  diese  Versuche 
sind  seine  schwiichsten  Leistungen.  Die 
I'"arbennuancen  sind  in  ihnen  —  zum 
Beispiel  Vor  dem  Gartenhaus  —  hart 
und  gequält,  zusammengeballt,  und  die 
Zeichiuuig  scheint  ungeschickt,  während 
sie  in  den  nachempfundenen  nicht  selten 
gewandt  ist.  Man  denkt  vor  diesen  un- 
j^e-chickten  Malereien  an  die  des  biedcr- 
meiernden  Vogeler,  an  den  die  ganze  in 
ihrem  Grundzug  spielerische  Begabung 
Orliks  erinnert;  wie  jener  biedermeiert, 
japonisieri  dieser,  vielleicht  da->  <,)rlik 
ein  wenig  besser  zeichnet,  woftir  das 
Bildnis  einer  Geisha  spricht.  Was  er 
sonst  in  diesem  Sinne  Anziehendes  auf- 
weist, sind  koloristische  Finessen,  die  er 
Im  WintcrkU-id  und  Chinesen  an  Bord 
eines  Asiendampfcrs  direkt  den  Ja]>ancrn 
entlehnt.  Von  einer  sinnvollen  Über- 
tragung, wie  in  einigen  Malereien  \  al- 
lottous  —  so  sehr  es  ab  und  zu  ver- 
sucht ist:  Siesta  auf  Deck  —  kann  kaum 
die  Rede  sein.  Sympathisch,  weil  ohne 
jedes  Stil-  und  Gcsclunacksgcsprcize. 
wirken  Motive  wie  die  GösselttMtnä  am 
(irund.'lscc .  da  in  ihnen  sanft  und 
liebevoll  eine  ( jebirgsstimmung  gegeben 
wird,  auf  recht  altmodische  Art;  etwa 
wie  der  iniiie  Martin  von  Rhoden  und 
verwandte  Naturen  sie  lange  vor  dem 
Impressionismus  malten.  Auch  das 
schlichte  Bildnis  einer  Wienerin  finden 
wir  ansprechend;  es  zeigt,  wie  jene 
Landschaft,  den  Österreicher  in  seinen 
natürlichen  Grenzen.  Sein  aufdring- 
liches Stilgespreire  aber  müssen  wir  ent- 
schieden ableiuien.  Dami  noch  ein-:  !".> 
scheint,  dass  man  sich  anschickt,  eine 
derartige  flink  zusammengelesene  und 
traditionslos  gewachsene  F.klcktiker- 
kuust,  wofern  es  sich  um  die  gewerb- 
lichen Bestrebungen  handelt.  Staats-,  das 
heisst  hochschulfähig  zu  machen;  wir 
erblicken  darin  die  grösste  Gefahr  für 
den  jungen  Nachwuchs  unserer  ge- 
werl)etreibenden  Künste,  da  sie  die  Be- 
griffsverwirrung, die  ohnehin  im  Kunst- 
gewerbe zur  Genüge  herrscht,  nur  stci- 
geni  muss. 

X  X 

V^Mtn  Ernst  Stern,  den  wir  bisher 

weniger  beachteten,  scheint 
sich  gut  zu  entwickeln  und 
führt  sich  mit  seiner  neuesten  Kollektion 
al>  ein  weit  eigenerer  Beobachter,  denn 
Orlik,  ein.  Mag  er  seine  verrückten  und 
erklügelten  Vorwürfe  erst  lassen  und  die 
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an    den    Haaren    herbeigezogenen  und 
nicht    selten    affektierten  Benennungen 
übcrwmuli  r.  h.ilu-n.    es    ka!in    ein  Kari- 
katurist uhrig  bleiben,     der  scharf  ins 
Leben  sieht :  mit  einem  Blick  für  Typ'en, 
einem  Gefühl    für    dekorativen  Linien- 
fluss  und  einem  Sinn  für  groteske  Ironie 
nicht  gewöhnlich  begabt 
X  X 
KurMCkreaik  Dr.    Karl    Kötschau  aus 
Dresden    wurde    zum  Di- 
rektor   des    Museums  in 
Weimar  ernannt.   X   In  Rom  starb 
der   .Aquarellist    F  r  a  nz    R  >  <  s  1  e  r.  X 
In  München    verstarb,    64  Jahre  alt, 
Carl  Gussow,  der  1876  bis  1880  an 
(ItT   lU-rliner   Hochschule   lehrte.    X  In 
Palestrina  bei  Rom  wurde  in  der  Ka- 
pelle Santa  Rosalia  von  A,  Grenier  eine 
Pictä    ^^  i  c  1;  e  1  a  n  g  c  1  o  s   entdeckt.  X 
Die  Münchener  Jahresausstellung  1907 
wird  den  gesamten  Nachlass  von  Wil- 
helm  V  <  1  n   Diez  ausstellen.   X  Der 
Verein  für  nieder  sächsische  Volkskultur 
zu   Bremen   beabsichtigt,  Preiluft- 
in  u  s  c  c  fi  zu  errichten,  das  heilst  stil- 
gerecht durchgeführte  Bauernhäuser,  in 
denen    die  friesische  Volksktmst  znr 
Geltang  kommen  soll. 
X  X 
LMinrtar       Im  Verlage  von  Schröder  & 
Strecker    in  Stuttgart  er- 
scheint   eine    Serie  Flug' 
blätter  zur  künstlerischen  Kultur,  deren 
5.  Heft,  Dir  bunte  Menge,  den  Geheim- 
rat   W'olfgang    von  Dettingen 
zum  Verfasser  hat.   Alks,  was  der  vor- 
zügliche Schriftsteller  schreibt,  i<;t  schon 
au5  dem  einzigen  Grunde  lesenswert,  weil 
er  7U  unseren  besten  Stilisten  zählt.  Fem 
der  blühenden  Prosa  der  Modernen,  die 
weniger  auf  Gliederung  und  Gefüge  des 
Sat.^es  geben,  baut  er  elegante  und  wir- 
kungsvolle Perioden,   wie   die  klassisch 
geschtdten  Köpfe   des  iS.  Jahrhunderts, 
denen  er  auch  in  .seiner  psychologisieren- 
den  Neigung  verwandt  ist,  Grundzüge 
ttnseres  Lebens,  Zustände  des  Alltags  und 
Gepflogenheiten  meisterhaft  zu  analysie- 
ren.  So  musste  ihm  auch  dieses  Thema 
liegen,    in  dem    er  das  Verhalten  des 
Publikums  der  Kunst  ^''fs^^'ni'her  einer 
aufschlussrcichcn    und    anregenden  Be- 
trachtung unterzieht,   mit  der   wir  uns 
nicht  näher  befassen  können,  und  die  jeder 
selbst  nachlesen  möge. 
Da*  Februarheft  der  neuen,  vorzüglich 
eingeführten    Zeitschrift    März  brachte 
einen  sehr  lesenswerten  .'Vufsatz  aus  der 
Feder  der  Malerin  i>abine  Lep.-ius  über 
Berlitur  Kultur,  Der  Gehalt  der  Studie 
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beruht  gerade  darin,  das.-}  hier  nicht  ein 
Fachmann  iib-r  berufliche  Dil^e  Spricht, 
vielmehr  ein  .Mensch  mit  grossem  Un- 
mitlelbarkeiisverni«  Igen  tiber  das  Leben 
des  Alltags.  So  fühlen  wir  uns  ange- 
zogen von  der  W'arnie  der  Sprache,  die 
das  Xach.-te  in  seinem  Wesen  fasst 
und  als  allgemeine  Wertforniel  weiter- 
gibt. Die  \  erla>sertn  schildert  die  Stadt 
ihrer  Jugendtage  mit  ihren  Nachteilen 
imd  Vorteilen  treffend,  und  auch  die 
Definition  der  jungen  Generation  ist  gut, 
handle  sich's  nun  um  Männlcin  oder 
W'ciblein.  Wo  es  aber  die  Kun-t  an- 
geht, wäre  es  angebracht,  Frau  Lepsius 
hätte  Namen  genannt;  daim  wären  erst 
wirklich  Perspektiven  zu  ziehen.  Gewiss 
existiert  über  das  Land  verstreut  eine 
ungekannte  Gruppe  von  Starken,  die  den 
besten  Kern  des  X'olke-  .tu-inacht;  die 
Kunst  stellt  dazu  aber  em  sehr  geringes 
Kontingent,  so  dass  hier  leicht  Fdil- 
schlüsse  irreführen.  Doch  das  nur 
nebenbei.  Die  allgemeine  Kulturio»igkcit 
trifft  die  Verfasserin  ausgezeichnet,  und 
sie  beweist  sich  als  eine  Frau  von  hoher 
Qualität,  deren  Aufsatz  weitesten  Krei- 
sen empfohlen  sei.  iMMiFin.ciN 

DkWhnnii 

RMHWitlscbM  Wir  freuen  uns  wieder  toter 

Romantiker.  Wir  sammeln 
sie  und  stellen  sie  säuber- 
lich geordnet  in  die  Bibliotliek.  .So  jüngst 
wieder  den  .Schwärmer,  den  Gei-ter'ie- 
schwnrer,  den  \'isionsnarren  J  u  s  t  i  n  u  s 
Kerncr,  von  dem  liei  Max  Hesse 
in  Leipzig  eine  voll-itätnliee  .Xusgalx*  er- 
schien. Zweierlei  lel)te  in  diesem  Roman- 
tiker, noch  mehr  in  denen,  die  stärker  als 
er.  der  Fiebernde  und  nicht  Fnrn'.ende. 
waren.  Die  Frömmigkeit  in  der  Natur, 
die  (Mieriri ■mmigkeit  für  die  ('bernatur, 
die  Andacht  vor  dem  Spriessendcn  und 
Fli«*genden.  der  Aufschwung  in  das  über 
den  Äther  Erhobene.  Die  Kurzsichtigen 
reden  heute  von  einer  Neuromantik,  von 
den  Nachfahren  der  Verstorbenen,  meist 
/u  Recht  Wrgesseiien.  Xiir  sie  irren. 
Es  gibt  gar  keine  Neurumantiker.  Es 
gibt  aber  Poeten,  die  einen  Teil  der  ro- 
mantischen .Art.  den  ILang  zur  Natur  ent- 
weder oder  den  anderen  zur  Halluzination 
einseitig  geerbt  haben.  Diese  sind  mo- 
derne Romantiker,  hal'ie  Romantiker, 
zerrissene  Romantiker,  keine  Romautt- 
kcr  ans  Vielseitigkeit,  sondern  aus 
Schwäche.  Das  sieht  man.  um  F.ei- 
spiele  vom  lebendigen  Leben  zu  bringen, 
an  Carl  Spitteier,  dem  sechzigjährigen 
Schweizer,  und  Else  Lasker-Sdifiler,  der 
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dreissigjährigen  Norddeutschen.  Spit- 
teier,   dessen  epische  Spätblüte  ein 
historisches  Phänomen  ist,  kann  nicht  so 
ins  Blaue,  ins  Gespenstische,  ins  Wir- 
belnde  der  Phantasie  hinausschweifen, 
wie  es  die  Einsif  dlur  der  W-rKangcnheit 
getan.    Seine  Einbildungskraft  ist  be- 
grenzt, ist  an  Erfahrung  gebunden,  an 
Studium,  nicht  an  eine  brennende,  ewig 
die  Seele  quälende  Innerlichkeit.  Man 
schaue    den  Olympisehen  Frühling  an, 
man  lese  seine  Mythen\ ersuche.   Die  Er- 
innerungen an  andere  Dichterwerke  stei- 
gen auf.  Und  an  Stelle  des  Eigomiächti- 
gen,  das  hier  in  der  Spracbgewalt.  nicht 
in  der  Macht  des  Sehens  besteht,  i^i  das 
beinahe  überlieferte  getreten.    Mir  ist 
diese  Tatsache  wieder  besonders  auffäl- 
lig gewesen,  als  ich  den  Neudruck  der 
Sehmetterlingi-  zur  Hand  nahm,  die  nach 
etwa  zvvanzigi.diriger   Pause  bei  Eugen 
Diedcrichs  in  Jena  neu  aufgelegt  wurden. 
Ein  ganzes  Buch    voll  Schmetterlings- 
gedicliten.    Ein  poetischer  I.eitfadeti  der 
Sclnuetterling^kunde.     Eine  naciihalligc 
Geduld  des  kr;iftigen  Mannes,  das  Erleb- 
nis mit  dem  l-"alter  7U  verknüpfen.  Ein 
Ausharren,  «las  Kunstwillen    und  nicht 
standige  Stiinnnuig  sein  kann,  diese  bunte 
Welt  dauernd  zu  besingen.    Da  hat  sich 
jene  wissenschaftliche  Xaturfrcude  in  die 
l'oelerei    gemischt,    die    zum  er-tei'.mal 
die  Droste  über  die  flüchtige  Syrabol- 
spielerei  zu  der  heute  wieder  anerkannten 
Naturvertiefung,  zur  realistischen  Nach- 
zeichnung der  Natur  geleitet  hat.  Spittclvr 
also  auf  Spuren  der  Lyrik,  die  nahe  ans 
Lehrhafte  luranrückt,    an  eine  farbige 
I'oesiedidaktik,  über  deren  ästhetische  Be- 
wertung viel  Tinte  ausgeschrieben  \*'urde. 
Nim.  hier  i?t  der  Fleiss,  die  vom  Sprach- 
in>tinkt  begleitete  Feile  das  Wichtigste, 
femer  dteUrsprunglichkeit  des  klang\'otlen 
Wortes.    Und  in  der  Tat.  >-ie  fehlt  dem 
Schweizer  nicht.    So  dichtet  ein  Bür- 
ger, klar,  frisch,  ins  Sentimentale  ab  und 
zti  verfallend.    Fast  um  die  iileidie  Zeit, 
als  die  Schmetterlingsgedichte  entstan- 
den, ist  Liliencron  in  der  Marsch  gewor- 
den.   Es  lohnt  sich,  die  beiden  Talente 
abzugrenzen.  Liliencron  wird  schon  etwas 
moderner,  etwas  greller,  etwas  mehr  an 
der  Dissonanz  haftend.    Sjiitteler  tr.iimit 
noch  zu  viel  von  antiker  Harmonie,  lui 
einem    für    akademische  Liebliabereun 
durchaus    < -"i.'« 'viminencn  Schriftsteller 
darf  man  sagen :  .Sj)itleler  hat  noch  zu 
viel  Griechisch  in  der  Feder,  wie  es  nach 
Wilhelm  von  Humboldt    die  deutschen 
Dichter  verstanden.    Der  Mann  mit  der 
romantischen  Natarbegabtmg. 


Die  Frau,  die  von  den  Romantikern 
den  sehnenden  Wandertrieb  nach  nie 
gesehenen  und  nie  zu  erschauenden  tro- 
pischen Triften  ererbt  bat  Hier  genügen 
nicht  die  gewöhnlichen  Zitronenfalteroder 
die  zarten,  dunkclgefärbten  Schmetter- 
linge der  Nacht  Die  Phantasie  der  Else 
Lasker-Schuler  erblickt  tausend- 
f.ich  gescheckte  Vögel,  deren  Gefieder  in 
dem  märchenhaftesten  Schimmern  des 
Sonnenbogens  aufleuchtet.  Im  fried- 
lichen Giebelstühchen  findet  sie  keinerlei 
Erhebung.  Sie  will  in  Türmen  Imusen, 
die  meilenweiten  Auslug  in  das  Land  ge- 
statten. Sie  will  in  Schlössern  wohnen, 
die  aus  grandiosen  Quadern  gefügt  sind. 
Das  Reich  der  Mirakel  ist  ihre  Heimat, 
die  sich  eine  T'rin/essin  träumt,  Tino  von 
Bagdad,  der  \  asallen  anbetend  die  Gold- 
sandalen küssen  (Die  Näclitc  der  Tino 
z  on  Iu:^diui  /  P>erlin,  Juncker/),  Dies 
orientalische  Marchengeprunke  kennt 
man.  diese  Gelehrtheit  in  den  Seltenhei- 
ten Indiens,  Persiens  und  der  arabischen 
Wüsten.  Sie  sind  in  den  Märchen  der 
alten  i'iomantiker  vorhanden.  Ist  i.un 
Else  J.a-ker-ScIn'ilers  Schweifen  nach  die- 
ser W  ell  eni  Keiclitum?  .Vrme,  verirrte, 
verlorene,  vcr.-ionnene,  verlassene  Poetin, 
sie  nniss  sich  erst  reich  träumen!  Sie 
hat  nicht  dte  gesunde  Kraft,  den  Tag, 
ihren  kaltm.  IKM^Schcn.  nüchtertien  Tag, 
zu  greifen,  seine  kleinen,  bescheidenen 
Märchen  zu  formen.  Das  Riesenelend 
blendet  sie.  das  auf  ihr  lastet  und  sie  drangt, 
in  die  Gedankeneinsarakeit  des  Orients  zu 
flüchten,  da  sie  einst  gelebt  hatte  und 
der  Freude  genossen.  Sie  dichtet  in  ( uier 
rhythmischen  Prosa  ihr  Leid,  ihre  Zer- 
rissenheit, die  sehr  innig  ist.  aber  nur 
gestanunelt.  nie  liewiiltigt  und  in  fe-te 
Form  gezwungen.  Sie  kann  nicht  mehr 
die  Worte,  die  Mfin^e  sind,  gebrauchen. 
Sie  will  ihre  eigenen  Spraclnverte.  Aber 
sie  ist  nicht  gesättigt  genug  mit  inneren 
Visionen,  um  schlicht  und  zündend  ihr 
Deut>ch  rein  dichterisch  zu  .sprechen, 
ihre  Tropen  sind  jetzt  Seufzer,  sind  jetzt 
Visionen,  vom  Hunger  und  vom  Entbeh- 
ren erzeugt.  Solche  sind  nie  die  schö- 
nen, rosigen,  schmeichelnden,  sie  sind 
oft  die  bäiiglichen,  die  übertriebenen,  zu 
sehr  mit  ungezügelter  rberschwänglich- 
keit  geladenen.  Die  Nachfahrin  der  phan- 
tastischen Romantik  ist  bleichsüchtig,  ein 
hektischer  Mensch,  der  all  sein  Plut 
oi)fernd  verspritzen  mochte,  dessen  Quel- 
len aber  nur  noch  schwächlich  Hiessen. 
Es  schmerzt  stets,  so  viel  Lebenswille 
und  Schonheitsdurst  verpufft  zu  sehen, 
aber  es  muss  die  Wahrheit  gesagt  tind 
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gewünscht  werden,  daas  die  Erhotung  die» 
sor  Krankheit  folge. 

X  X 
IHiIhlHCiB    Hat  je  ein  Born  der  rei- 
nen B^bung  auch  nur  ge- 
strömt in  den  drei  Erzäh- 

Ic-n  Robert  Saudeck.  Josef  Jellinek  und 
Charlotte  Knocckel?  Diese  tragen  so 
grosses  Verlangen  in  ihre  Bücher,  eines 
Menschen  Inneres  zu  erschöpfen.  S  a  u  - 
deck  {Und  über  uns  leuchtende  Stente 
/Berlin,  Verlag  Kontinent/)  will  die 
Frau  scbilfk-rn,  die  sich  in  den  Mann 
als  den  tüchtigen  Geistesarbeiter  verliebt, 
die  ihn  aber  als  nichtig  eriwnnt  und  sich 
doch  bescheidet  in  einer  stillen  Opfcr- 
willigkeit  Sicherlich  ein  Stoff.  Nur  kein 
Poet,  sondern  ein  geplagter  Literat  der 
nicht  gentiii  ^fusse  fand,  ihn  zu  nn-istern. 
Man  spurt,  wie  er  die  Abgeklärtheit 
eines  leisen,  zarten  Erzählers  erstrebte, 
wie  er  jedoch  7.u  fest  an  seine  Rerufs- 
cliches  gewohnt  ist.  um  aus  der  poeti- 
schen Ur'ipriinglichkejt  zu  schaflfen. 
Viel  menschlich  Lobenswertes  in  diesem 
Buche  und  gleich  ein  herrlicher,  von  Mo- 
ral und  Heldenschaft  strotzender  Codex 
in  dem  zweiten,  das  Kunstkaufleute  heisst 
und  von  Josef  Jellinek  stammt 
^^erlin,  Walther/.  Dieser  Schriftsteller 
ist  ein  Märtyrer  des  Tintengewerbes, 
einer,  dem  es  hundeelend  ging  im  gnade- 
losen  Literatorkonkurrenzkampf,  der 
aber  mit  einer  geradezu  heroischen 
Makellosigkeit  dem  Ideal  des  reinen, 
■künstlerischen,  gewissenhaften  Schrift- 
stellers treu  bleibt  Und  dieser  Idealist, 
der  als  ein  leuchtendes  Muster  ffir  alle 
Sdiwachen  Charaktere  paradiirm  sollte, 
^ht  zu  gründe.  £r  ist  der  Qual  müde, 
in  der  er  hat  darben  müssen  bis  zam 
Entsetzlichen.  Der  Schimmer  Liehe,  der 
in  sein  Dasein  durch  die  Anhänglichkeit 
«iner  ▼erstehenden  Frau  fällt,  ist  nicht 
stark  und  beglückend  genug,  ihn  vor 
dem  letzten  Entschlüsse  zu  bewahren. 
Am  Grabe  des  Vaters  begeht  der  Zer- 
störte Selbstmord,  nachdem  er  noch 
einmal  mit  schluchzender  Traurigkeit  den 
Boden  der  Heimat  geküsst  hat.  Das  er- 
zählt Josef  Jellinek.  Er  erzählt  SO  bewegt 
und  lechzend,  dass  ihm  jeder  künstle- 
rische Halt  verloren  ging.  Er  vergisst 
die  Gesetze  der  Komposition,  er  ver- 
nachlässigt die  Sprache  und  schreibt  ein 
iinletdlidies  Buch.  Er  ist  «ein  Mär- 
tyrer seiner  \foral  und  seiner  Schön- 
lieitssehnsuchl.  Märtyrer  schlug  man 
frtiher  knixerhand  ans  Kreuz,  heute  steht 
man  ihnen  kühler,  spöttischer,  vielleicht 
barmherziger  gegenüber. 


Sentimentalität  ist  der  Ausklang  bei 
Josef  Jellinek-  Sie  ist  der  ganze  Inhalt 
des  Romans  von  der  Sclm-estcr  Gertrud, 
den  Charlotte  Knoeckel  /Berlin, 
S.  Fischer/  schrieb.  Er  ist  ein  Maler, 
einer,  der  nicht  bei  einer  Frau  die 
endgültige  Seelenstation  macht,  zu  der 
zweiten  geht  und  von  der  ersten  im  lioch- 
trauemden  Herzen  herumgetragen  wird. 
Die  er-te  \  erwindet  nicht  den  Schmerz  um 
ihn  und  wird  Diakonissin.  Da  muss  sie 
äls  barmherzige  Schwester  des  Malers 
Gattin  pflegen,  die  nahe  ist  dem  Tode. 
Sie  tut  es.  Sie  erleichtert  der  Todkran- 
ken jedoch  das  Sterben,  indem  sie  durch 
ein  Mittel  die  Schnierzeitsreiche  früher 
für  die  Ewigkeit  betreit.  Das  Kämpfen 
der  Schwester  um  diese  Tat  und  nach 
dieser  Tat  ist  Hauptinhalt  der  Erzäh- 
lung, die  herzlich  mit  einem  Seelenbünd- 
nis des  Malers  und  der  Diakonissin  en> 
det.  Zwischenstufen  des  Herzens,  ab- 
gründige Kegungen,  schärfste  und  grösste 
Probleme  von  Mord  oder  Unschuld  soll- 
ten geir>st  werden.  Man  wird  zu  An- 
fang verführt.  Der  süsse  Ton  des 
Schwestertums,  die  Mtinunerci  mit 
schwarzen  Kleidern  und  weissen  Haulien, 
unhörbare  Schritte,  Leidensgesichter,  eng- 
lische Güte  und  ähnliches  Traumgcflirre 
sind  immer  dankbar.  Die  Verfasserin 
ist  anfänglich  viel  besser,  als  die  Esch- 
struth. Sie  beschreibt  eine  Operation 
sogar  sehr  gut  Aber  dann  versagt  sie, 
eine  schlecht  geputzte  ErdOiterin,  der  die 
wässerigste  Rührung  keine  Beschwerden 
schafft. 

Wenn  hierauf  ein  Roman  des  nicht  sehr 

bekannten  Otto  G  y  s  a  e  FJclr  Prangen 
/München,  Langen/  etwas  verheisst,  dann 
hat  er  diesen  Wert  nicht  durch  das  t)ber- 

zeugende  de--  i  mitten  Künstlers.  Kr  hat 
ihn  vielmehr  durch  den  Eleiss,  durch  die 
si»rachltdie  Bedachtsamkeit  und  den  nicht 
gewöhnlichen  Stilgeschmack  des  Schrei- 
bers. Er  gehört  zu  denen,  die  heute  nicht 
selten  und  doch  willkomen  sind:  zu  den 
kultivierten.  Oh  da  noch  sehr  viel  Kraft 
zu  finden  sein  wird,  bleibt  at)zuwarten. 
X  X 
TMMdtat«  Die  Dichter  und  Gelehrten 
Max  Haus  hofer, 
AdolfStern  und  Otto 
von  Leixner  sind  gestorben.  Alle 
drei  gehörten  in  ihrem  Trachten  und 
Schaffen  Weltbekenntnissen  an,  die  uns 
heute  nichts  mehr  bedeuten  sollen.  Der 
Münchener  Haushofer,  seinem  Berufe 
nach  ein  nationalökonomischer  Forscher, 
konnte  als  der  grösste  und  eigenste  noch 
gelten.   Er   gehörte   ursprünglich  der 
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Tafelriindc  de-;  ästhetischen  Kinig-;  Ma-c 
an,  ging  aber  nach  den  leichten  Form- 
poesieen  tiefer  in  sein  mystisches  Innere 
hinein:  um  «-VTnboli-che  Kpen  von  be- 
trächtlicher Kraft  hervorzubringen. 
Stern  baute  das  weite  Gebiet  der  histo- 
rischen Erzählung  an  und  leistete  nuf 
diesem  für  Dilettanten  so  beliebten 
Kunstgefilde  sehr  Anerkennenswertes,  das 
natürlich  die  letzte  Innerlichkeit  vermis- 
sen Hess  und  mehr  Produkt  eines  geist- 
reichen Hirnes  ist.  Die  Gelehrtcnarbcit 
Adolf  Stern«,  «eine  mit  Erich  Schmidt 
besorgte  kritische  Ausgabe  der  gesam- 
melten Werke  Otto  Ludwigs,  verriet 
Fleiss.  umfangreiche«  Wissen  und  ein 
kultiviertes  Stilgefühl.  Das  hat  der  von 
den  dreien  bekannteste,  Otto  von  Ldx- 
Jier,  nur  im  geringen  Grade  besessen. 
Seine  ästhetischen  Flugschriften  gegen 
Kunstschmutz  waren  ehrlich  gemeint, 
aber  engherzig  und  weltscheu  gefa-st. 
Robert  Schweichel,  der  Dichter 
und  rv  iitiker,  ist  im  Alter  von  86  Jah- 
ren dahingegangen.  Seine  leidenschaft- 
lidte  Ehrlichkeit  und  Freiheitsliebe  wird 
von  Freund  und  Feind  in  bewegten  Wor- 
ten anerkannt 

In  Paris  verschied  der  Romanschrift- 
steller J.  C.  1 1  u  y  ^  m  a  n  s  im  59.  Lebens- 
jahre. Einstmals  hat  er  zu  den  getreuen 
Anhängern  der  Zolaschale  gehört,  dann 
jedoch  hrkthrtr  < t  sich  zu  einem  mysti- 
schen Katholizismus,  und  das  Lachen, 
das  seine  Bekehrung  hervorrief,  be- 
stärkte den  Gläubigen  nur  in  seiner  ka- 
tholischen Treue. 

X  X 

Kart«  Cbroolfc  Ein  literarisch  unwesent- 
liches Buch  von  dem  Pseu- 
donymen   N.    O.  Body 

beisst  .Ins  eines  Mannes  Mädchenjahren 
/inrlin.  Riecke/.  Es  ist  der  trocken  er- 
zählte Lebensbericlu  emes  sexuell  Ver- 
kannten. de>isen  Mäiniüchkeit  erst  in  den 
zwanzjger  Jahren  festgestellt  wurde.  X 
Der  Herausgeber  der  Deutschen  Hund- 
schau.)  u  1  i  u  s  K  <)  d  e  n  b  e  r  g.  derPlaude- 
rer^mit  angenehm  altnicdischen  .Manirrcn. 
erzählt  in  einetn  bescheidenen  Buche 
Aus  der  Kindheit  /f^trün.  faettlA  X 
Kleine,  mit  Liebe  und  Zartheit  geschrie- 
bene Ski^rzon  h;it  Johannes  Schlaf 
bei  Grethlcin  &  Co..  Berlin.  pe<.-immelt 
und  das  Ganze  !'i\  ntieriiien  und  anderes 
getauft.  X  Im  gleichen  N'eriag  erschien 
ein  leichtes  Bändchen  Maurice  Mae- 
terlincks Gedanken  iiher  Sport  und 
KrieR,  bei  Eugen  Diederi  '1  in  Jena  der 
schone  Ks.say  des  Dichters  i  .c  InteUi^en: 
der  Blumen.  max  mocm&orf 


DIVERSR 


Bücher 

Wehrenpfen-    Der    Verlaß     Schimpff  in 

«zScW  'J  '-'^-^t  ^^ndet  eine  Reihe 
Büchlein  zum  Zeichenunter- 
richt, betitelt  Der  kleine  Zeichner.  100 
Lebensformen  m  entzcickelnder  Dar- 
stellung. Der  Titel  ist  vielversprechend, 
aber  die  Erwartung  senkt  sich  angesichts 
der  kleinen  Bilderchen.  die  auf  dem 
Deckel  probeweise  abgebildet  sind.  Aller- 
hand (krat«.-.  bische  und  anderes  Getier 
mit  mystisch  emgezeichnelcn  Drei-  und 
Vierecken.  Und  so  geht's  das  ganze 
Büchlein  durch.  Die  angekündigte  ent- 
wickelnde Darstellung  sucht  die  Gegen- 
stände in  ein&che  schematische  Grund- 
formen zu  zerlegen.  An  alle  die  tausend 
verschiedenen  Formen  um  uns  geht  Herr 
Wehrenpfennig  mit  immer  den  .selben  Fi- 
guren heran.  Drei  Quadrate  mit  einem 
Dreieck  und  zwei  Rechtecken  unten  dran 
bilden  das  Gerüst,  in  das  ein  ideeller 
Ochse  einzuzeichnen  ist.  Diese  Metbode 
hat  nicht  mehr  die  Harmlosigkeit  von. 
rechtwinkeligen  eingez-eichneten  Richt- 
linien, die  man  wohl  Gegenstanden  an- 
legen kann,  ohne  ihrer  Form  lu  verge- 
waltigen ;  die  unleidliche  Vorstellung 
drängt  sich  auf,  solche  schemattschen  Fi- 
gtiren  seien  überall  als  Grundformen  der 
Dinge  z'.i  '•eilen,  während  sie  tatsächlich 
vom  wirklichen  Verständnis  der  i^ornt 
wegtreiben.  Wenn  man  von  dieser 
.'^cliemati-ierung  auch  vielleicht  den  Ge- 
wiuu  haben  mag,  die  Gegenstände  schuell 
rubrizieren  zn  kfimien,  so  bedeutet  die 
Mclhode  iI'kIj  eine  aige  Veiarmnng: 
grade  jetzt  ziehen  die  Gescheiteren 
gegen  Schematisierung  zu  Felde.  Die 
.'^inne  gewohnen  sich  an  dünne,  spärliche 
Formen;  statt  die  Objekte  in  ihrer  Ein- 
zelform als  Individualitäten  aufzufassen«, 
schaut  der  wuhlgeschultc  Wrstand  durch 
sie  durch  die  leeren  Schemata,  mit  denen 
er  seine  unerfreulichen  Klassifizierungen 
anstellen  kann.  Hält  man  neben  diese 
Büchlein  ein  gutes  jaj)amsches  Blumen- 
oder Tierbuch,  so  ist  der  r.cdanke  lächer- 
licb.  da^s  man  an  diese  Zeichmingen  mit 
solchen  Konstruktionen  herangehen 
könnte.  Schon  darum,  weil  diese  Blu- 
men nicht  in  -olcher  Isoliertheit  und  .All- 
gemeinheit auigclassl  ^ind.  in  der  >ie  bei 
Herrn  W  ehrenpfennig  körperlos  in  lang- 
weiliger Transzendenz  einherschweben. 
Sie  strecken  sich  vorwärts  und  stehen  da 
untl  empfangen  Licht  auf  den  sich  heben- 
den Blättern  und  spotten  unberührt  sol- 
cher Zirkelkonstruktion.  usbcth  STcan 
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JRMES  RRMSnV  MHCDOlinLD  •  DER  INTER- 

NRTIOMRLE  SOZIRLISTISCHE  KONQRESS  ÜMD 
DIE  MRTiOliALEn  SOZIHUSTISCHCfl  PARTEIEM 

IT  grossen  Erwartungen  sehen  wir  dem  Stuttgarter  Kongress  ent- 
gegen. Es  ist  nicht  allein  das  Vergnügen,  mit  unsern  Genossen 
aus  allen  Weltteilen  zusammenzutreffen  und  Männer,  deren  Namen 
wir  ehren,  und  an  deren  Taten  wir  gleichsam  einen  Teil  zu  haben 
glauben,  leibhaftig  vor  uns  zu  sehen,  nein,  die  englischen  Deiner« 
ten  gehen  auch  mit  dem  Bcwusstsein  nach  Stuttgart,  dass  sie  endlich  im  stände 
sind,  einige  Früchte  der  Bemühungen  aufzuweisen,  die  Arbeiterklasse  und  die 
sozialistische  öffentliche  Meinung  für  politische  Zwecke  zu  organisieren. 

VV'ir  erwarten  auch,  dass  der  Stuttgarter  Kongress  viel  mehr  als  eine  Zusanimcn- 
kumt  von  Personen  sein  wird.  Mir  scheint,  dass  die  internationale  Bewegung 
jetzt  den  Funkt  erreicht  hat,  wo  sie  praktisch  organisier  werden  kann.  Die 
Kongresse  von  Zürich,  London  und  Paris  waren  Demonstrationen.  Es  waren 
Versammlungen,  auf  denen  die  historische  Mission  der  proletarischen  Bewe- 
gung von  ihrer  ökonomischen  Seite  einer  anmassenden  und  selbstbewussten 
kapitalistischen  Welt  demonstriert  wurde.  Wir  kamen  zusammen,  um  die  inter- 
nationale Hymne  zu  singen,  und  gingen  dann  nach  Hause.  Wir  sonderten  unsere 
Gemeinschaft  von  Elementen  ab,  die  von  Natur  nicht  zu  uns  gehörten  und  mit 
uns  nicht  harmonierten,  und  durch  eine  Reihe  von  Absäy:uiii^en  und  Definitionen 
bildeten  wir  jene  feste  internationale  Phalanx,  die  an  der  Eroberung  des  demo- 
kratischen Staates  zu  sozialen  Zielen  arbeiten  soll.  In  Amsterdam  hatten  wir 
einen  übergangskongrcss.  Die  Frage,  wer  zu  diesen  internationalen  Versamm- 
lungen berufen  werden  sollte,  wurde  küum  aufgeworfen.  Die  Bewegung  hatte 
sich  konsolidiert  und  war  zu  Wahlu^^  vorgeschritten.  Natürlich  lag  eine 
grosse  Frage  vor  uns:  die  Frage  der  Politik,  der  Meäiode,  der  Taktik.  Die 
Bewegung  war  bis  zu  dem  Punkte  vorgeschritten,  wo  sie  den  Sclnvierigkeiten 
der  Parlamentspolitik  gegenüberstand,  aber  sie  war  noch  nicht  aus  dem  uto- 
pischen Stadium  des  Internationalismus  herausgetreten.    Einige  der  Nationen 
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waren  in  Sachen  der  Taktik  verschiedener  Meinung;  was  lag  also  näher,  als 
von  der  grossen  internationalen  Versammlung  ein  Gesetz  über  diese  Materie  zu 
verlangen  ?  Die  Theorie,  dass  der  internationale  Kongress  die  endgültige  gesetz- 
gebeade  Atitoritlt  fär  die  socialistisclie  Bewegung  sei,  war  verlockend,  und  nur 
wenige  von  uns  waren  kühn  genug,  sie  in  Amsterdam  zu  bestreiten.  Seit  Amster- 
dam hat  sich  die  Bewegung  bedeutend  entwickelt.  Das  internationale  Bureau 
ist  viel  wirksamer  in  Tätigkeit  getreten,  hat  die  Völker  besser  in  Kontakt  mit 
einander  gehalten,  und  die  Verschiedenheiten  in  der  Entwickelung  des  Sozia- 
Iismus  mnerfaaB»  der  gesonderten  Natkmalititea  cat^ecfaend  der  Venchiedett- 
artigkeit  ihrer  nationalen  politischen  Geschichte  werden  jetzt  besser  gewfirdtgt, 
als  in  Amsterdam.  Überdies  sind  die  nationalen  Bewegungen  in  den  letzten 
drei  Jahren  bedeutend  erstarkt;  sie  sind  daher  mehr  auf  die  praktischen  Schwie- 
rigkeiten gestossen,  die  ihre  nationalen  Verhältnisse  ihnen  entgegenstellen.  Die 
Hoffnung,  dass  der  internationale  Sozialismus  in  einige  einfache,  die  politische 
und  Skonomische  Entwickelung  ausdrfidwnde  Formeln  gepresst  werden  könnte, 
ist  jetzt  wesentlich  schwacher,  als  vor  drei  Jahren,  unendlich  schwächer,  als 
sie  vor  einem  Dutzend  Jahren  war  —  und  sie  wird  immer  schwacher. 

Eine  revolutionäre  sozialistische  Bewegung,  die  entweder  die  parlamentarisdie 
Tätigkeit  vernachlässigt  oder  das  Parlament  als  dn  nebensächliches  Kittel  znr 

Erreichung  des  sozialistischen  Zieles  betrachtet,  kann  im  utopischen  und  ab- 
strakten Sinne  international  sein;  ihre  nationale  Politik  kann  ganz  von  einem 
internationalen  Komitee  diktiert  werden,  das  die  gesetzgebenden  Resolutionen 
der  Kongresse  zur  Ausführung  bringt,  jedes  taktische  Detail  vorschreibt,  allen 
Sektionen  Einheitlidikeit  au&wingt  und  die  Sätze  und  Formehn  prägt,  in  denen 
die  Propaganda  gefuhrt  ward.  Allem  diese  Art  der  sozialistischen  Bewegung 
befindet  sich  auf  dem  Aussterbeetat.  Die  Ausdehnung  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts, das  Anwachsen  der  parlamentarischen  sozialistischen  Parteien,  die  er- 
weiterte Kenntnis  der  Methoden  sozialer  Veränderung,  die  durch  die  Wahl 
grosser  Mengen  von  Sozialisten  in  Verwalttmgs-  tmd  Regierungskörper  ent- 
steht, der  Zwang,  den  aktuelle  Umstände  auf  einige  sozialistische  Parteien  in 
den  Parlamenten  ihrer  Nationen  ausüben,  ihr  Verhältnis  zu  nichtsozialistischen 
Ministerien  tu  präzisieren:  alles  zielt  dahin,  den  internationalen  Sozialismus 
durch  nationale  Kanäle  zu  treiben.  Der  parlamentarische  Sozialismus  nniss  auf 
die  nationale  Geschichte  gepfropft  werden  und  muss  sich  durch  diese  Geschichte 
vorwärts  bringen.  In  der  liberalen  Epoche,  als  die  englischen  Einrichtungen, 
für  fremde  Länder  zum  Muster  genommen  wurden,  als  in  den  verfassungs- 
bildenden Epochen  unserer  eigenen  Kolonieen  unsere  Art  und  Einrichtungen 
ohne  .\nsehen  der  historischen  Angemessenheit  nachgeahmt  wurden,  wurden 
nicht  nur  unzweckmässige  Dinge  getan,  sondern  auch  Behörden  und  Einrich- 
tungen geschaffen,  die  keine  Verbindung  mit  der  vergangenen  Geschichte  der 
Länder  hatten  und  dadurch  ihren  Fortschritt  hinderten,  weil  sie  viel  Energie,, 
die  anders  anp^ewendet  werden  sollte,  absorbierten  und  das  nationale  Leben 
in  unnatürliche  Formen  zwänj^ftcn.  Diese  Irrtümer  der  liberalen  Epoche  sind 
bleibende  Warnungen  für  Sozialisten,  deren  Internationalismus  von  der  selben 
metaphysischen  und  utopischen  Art  ist,  wie  der  des  früheren  Liberalismus. 
Dieser  Punkt  kann  nicht  genug  betont  werden,  wenn  die  intematibnalen  Kon- 
gresse einen  Fortschritt  und  nicht  ein  Hemmnis  bedeuten  sollen.  Was  für  eine 
Absurdität  ist  es  zum  Beispiel,  zu  verlangen,  dass  Deutschland,  die  Vereinigteff 
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Staaten  nnd  Grossbritannien  sich  über  eine  gemeiosaioe  socialistische  Politik 
einigen  und  darüber  beschliessen  sollen,  und  sei  es  auch  nur  über  einen  gemein- 
samen Ausdruck  des  sozialistischen  Dogmas !  Das  Parlament  in  Deutschland 
ist  nicht  ein  Parlament  in  dem  Sinne,  den  das  Wort  in  den  Vereinigten  Staaten 
oder  in  Grossbritannien  hat.  Diese  Verschiedenheit  verursacht  eine  Ver- 
schiedenheit der  Taidüc  und  PartamentspoUtik.  Die  Organisation  der  politischen 
Parteien  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  nnd  Grossbritannien  so  verschieden, 
dass  die  Methode,  Wahlkampagnen  zu  führen,  in  beiden  Ländern  verschieden 
sein  muss:  auch  die  Sprache  und  Mittel  der  Propaganda  weichen  von  einander 
ab.  In  den  drei  Ländern  haben  wir  drei  besondere  Typen  der  industriellen 
Organisation  der  Arbeiter  unter  dem  gemeinsamen  Namen  Generkschaften, 
und  diese  Organisationen  stehen  in  jedem  dieser  Lander  in  verschiedenem  Ver- 
hältnis  zu  den  sozialistischen  Bewegungen.  Eine  Auffassung  des  internationalen 
Sozialismus,  die  diese  Verschiedenheiten  unbeachtet  lässt,  ist  blind  gegen  Tat- 
sachen, die  der  Sozialismus  nur  auf  die  Gefahr  hin,  sich  selbst  zu  schaden, 
übersehen  kann. 

Ich  könnte  noch  weitere  Punkte  anführen.  So  die  K  o  1  o  n  i  a  1  p  o  1  i  t  i  k.  Wie 
kann  ein  internationaler  Kongress  beispielsweise  der  englischen  Arbeiter-  und 
soKiaiistiadien  Partei  eine  bestimmte  Stellung  zur  Kolonialpolitik  aufzwingen? 
Wenn  wir  ganz  von  Anfang  beginnen  wurden,  wurde  ein  internationaler  Kon- 
gress die  richtige  Autorität  daffir  sein.  Aber  wir  haben  eine  Verantwortlich- 
keit geerbt,  wir  sind  die  Erben  von  Irrtümern  und  Erfolgen,  und  von  vorn 
anfangen  hiesse  unsern  Posten  verlassen.  Wir  können  nicht  von  vorn  an- 
fangen. Die  eingeborenen  Völker,  deren  Zivilisation  wir  zerstörten,  als  wir  die 
Ökonomie  und  Politik  ihrer  socialen  Organisation  fiber  den  Haufen  warfen, 
können  nicht  von  vom  anfangen.  Ein  internationaler  Kongress  kann  gewisse 
allgemeine  Grundsätze  aufstellen,  wie  die  Verhältnisse  zwischen  wenig  ent- 
wickelten Eingeborenenstaaten  und  höher  entwickelten  europäischen  und  ameri- 
kanischen Staaten  sein  sollten,  was  für  berechtigte  Ansprüche  die  gemässigten 
Gegenden  an  die  tropischen  hinsichtlich  der  Lieferung  von  Nahrungsmitteln 
und  anderen  Gebrauchs-  und  Luxusartikeln  eu  stellen  haben,  welches  die  Ziele 
der  weissen  Gouverneure  tropischer  und  eingeborener  Besitzungen  sein  sollten. 
Es  muss  aber  den  nationalen  sozialistischen  Parteien  überlassen  bleiben,  zu 
entscheiden,  wann  diese  allgemeinen  Grundsätze  angewendet  werden  können. 
Bevor  der  internationale  Kongress  und  sein  Bureau  stark  genug  in  der  inter- 
nationalen  Pblitik  ist,  um  die  Politik  der  Auswärtigen  .^ünter  der  euro- 
päischen tmd  amerikanischen  Staaten  su  kontrollieren,  kann  der  Kongress  nicht 
erwarten,  dass  die  nationalen  soaialistischen  Parteien  ihre  Kolonieen  und  Be- 
sitzungen hinwerfen,  die  dann  ja  doch  nicht  unter  die  Vormundschaft  einer 
humanen  und  klugen  internationalen  Kontrolle  kämen,  sondern  von  Monarchen 
und  R^enmgen  an  sich  gerissen  würden,  die  mehr  zu  besitzen  und  auszu- 
beuten wünschen,  als  sie  jetzt  können. 

Ebenso  möchte  ich  darauf  dringen,  dass  die  Militärpolitik  der  Sozialisten 
zwischen  Volk  und  Volk  verschieden  sein  muss.    In  England  zum  Beispiel 

haben  wir  gerade  eine  Debatte  darüber  durchgemacht,  wie  die  Streitkräfte  für 

den  Schutz  der  Heimat  am  besten  organisiert  werden  könnten,  und  die  uto- 
pisti>c!ien  Fraktionen  haben  es  der  parlamentarischen  Fraktion  verdacht,  dass  die 
ihre  Reden  und  Manifeste  nicht  den  Mustern  der  Resolutionen  internationaler 
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ICongressc  nachgebildet  hat.  Es  erschienen  Fliit^schriften,  in  denen  ansp;-eführt 
wurde,  die  deutschen  Sozialisten  glaubten  an  diese  oder  jene  Militärpolitik,  und 
weil  wir  unsern  eignen  Weg  gingen,  verdammen  uns  die  Utopisten  und 
InqtossilnUsteii.  Die  Militärpolitik  muss  jedoch  von  der  militärischen  Stellung 
eines  Volkes  abhängig  gemacht  werden.  Wir  sind  nicht  die  Schweiz  und  nicht 
Deutschland.  Die  militärische  Organisation  Grossbritanniens  muss  auf  den 
Voraussetzungen  basiert  werden,  dass  die  Flotte  unser  Hauptvcrteidigungs- 
mittel  ist,  und  dass  unsere  Kriege  vorwiegend  auf  fremdeln  Boden  ausgcfochten 
werden  würden.  Heere  und  Verteidigungskräfte  müssen  im  Hinblick  auf  die 
Arbeit  geschaffen  werden,  die  sie  zu  verrichten  haben,  und  da  diese  Arbelt  von 
der  geographischen  Lage  und  den  taktischen  Möglichkeiten  des  nationalen  Ge- 
bietes bestimmt  wird,  muss  jede  nationale  sozialistische  Partei  ihre  eigene  Militär- 
politik herausfinden.  Wenn  eine  Miliz  ein  Schibboleth  des  Sozialismus  ist, 
.würde  das  in  England  eine  Milizilotte  bedeuten.  Aber  das  hat  keinen  Sinn 
für  die  Schweiz  oder  Ungarn.  Selten  hat  sich  eine  sozialistische  Sektion  in 
einer  so  merkwürdigen  Lage  befunden,  wie  unsere  englischen  Sozialdemokraten, 
die  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  England  befürworteten,  weil  diese  allein 
mit  den  Beschlüssen  der  internationalen  Kongresse  und  der  Politik  einiger 
imserer  europäischen  Sektionen  in  l 'hereinstimmung  steht,  und  die  diejenigen 
unter  uns,  die  einer  solchen  Ausdehnung  des  Militarismus  entgegentraten, 
des  Verrats  an  der  internationalen  Bewegung  beschuldigten. 

Sogar  in  der  Frage  der  Einigkeit  der  nationalen  Sektionen  der  sozialistischen 
Bewegung  sollte  sich  der  internationale  Kongress  Reserve  auferl^n.  Es 
kommt  jetzt  eine  Zeit  in  der  parlamentarischen  Entwickelung  des  Sozialismus, 
wo  die  Methode  von  höchster  Wichtigkeit  ist  und  die  Meinungen  über  die 
Methoden  so  sehr  von  einander  abweichen,  dass  den  Interessen  der  Bewegung 
am  besten  gedient  ist,  wenn  die  Sektionen  eine  unabhängige  Existenz  führen. 
Solche  Sektionen  können  nionals  in  unbestimmter  Anzahl  vomchrt  werden. 
Sie  müssen  immer  natürlichen  und  wesentlichen  Verschiedenheiten  entsprechen, 
und  ihre  Verschmdznng  wird  den  Charakter  der  nationalen  sozialistischen  Propa- 
ganda von  Grund  aus  ändern.  Die  Verschmelzung  der  Indcpcndent  Labour 
Party  und  der  Social  Dctnocratic  Fcdcration  in  England  würde  nicht  nur  eine 
Verschmelzung  zweier  Sektionen  der  sozialistischen  Bewegung  sein,  sie  würde 
eine  Änderung  in  den  nationalen  Merkmalen  unserer  sozialistischen  Bewegung 
bedeuten.  Ob  diese  Änderung  vernünftig  ist  oder  nicht,  kann  nicht  von  einem 
internationalen  Kongress  oder  einem  internationalen  Bureau  nach  abstrakten 
Prinzipien  bestimmt  werden,  sondern  nur  von  solchen  Instanzen,  die  mit  den 
nationalen  Verhältnissen  genau  bekannt  sind  und  die  Aufgabe  auf  sich  ge- 
nommen haben,  die  Schwierigkeiten  der  nationalen  Propaganda  zu  über- 
winden. 

Wenn  wir  das  Stadium  erreichen,  wo  der  Sozialtsmus  nicht  nur  durch  Zeitun- 
gen, Zeitschriften  und  in  Versammlungen  als  Theorie,  als  Kritik,  als  kon- 
struktive Idee  verbreitet  werden  soll,  sondern  wo  er  berufen  ist,  die  industrielle 

Struktur  der  Nation  durch  Gesetzgebung  der  Verwaltung  abzuändern,  treten  wir 
in  eine  Epoche  ein.  wo  unsere  Erfolge  von  unserer  Fähigkeit  abhängen,  die 
nationale  Entwickelung  durch  Benutzung  der  Kräfte  und  Möglichkeiten  weiter- 
zuführen, die  unsere  nationale  Vergangenheit  uns  zur  Verfügung  gestellt  hat. 
Der  internationale  Sozialismus  muss  dann  seinen  Ausdruck  durch  nationale 
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Medien  finden.  Welche  Stellung  hat  dann  der  internationale  Kongress  eiium- 
nehmcn?  Er  wird  immer  wertvoll  sein  als  Mittel,  die  Führer  der  Beweqiing 
in  den  verschiedensten  Ländern  zusammenzubringen.  Persönliche  Bekanntschaft 
kann  als  Mittel,  Frieden  zu  halten  und  die  Sache  vorwärts  zu  bringen,  nicht 
gtnag  gesdiätzt  werden.  Der  Kongress  bedeutet  sehr  viel  mehr,  als  einige  for- 
melle Sitzungen  und  einige  formelle  Debatten.  Die  zwanglos  geführten  Privat- 
gespräche sind  vielleicht  wertvoller,  als  die  auf  der  Kongresstribüne  gehaltenen 
Reden.  Durch  den  Kongress  und  die  durch  ihn  gewährten  Möglichkeiten,  Be- 
richte und  Erfalirungen  auszutauschen,  wird  die  Bewegung  international  bleiben. 
Wir  brauchen  augenblicklicfa  dn  wiricsames  internationales  PreMbttreati,  wir 
brauchen  eine  gut  eingerichtete  Abteilung,  die  alle  Informationen  über 
sozialistische  Arbeit,  sozialistische  Experimente.  Arbeitergesetzgebung  usw. 
sammeln  und  verbreiten  kann.  Tm  Hintergrunde  dieser  internationalen  Wirk- 
samkeit, sie  organisierend,  in  Zusam^leIlllaIl^^  lirint^end  und  frisch  und  tätig  er- 
haltend, sollte  der  Kongress  stehen.  Ohne  ihn  würden  diese  Abteilungen  zu 
kleinen  Bnreaukratieen  entarten  und  den  Kontakt  mit  den  verschiedenen 
nationalen  Bewegungen  verlieren.  Ausserdem  sollte  der  Kongress  besonders 
die  internationale  parlamentarische  Arbeit  der  sozialistischen  Bewegung  inspi« 
rieren  und  leiten.  Die  Leitung  des  Sozialisnuis  als  Vorläufer  des  Friedens  ge- 
bührt vornehmlich  dem  internationalen  Kongress.  Wir  würden  jedoch  einen 
Fehler  begehen,  wenn  wir  den  Kongress  durchaus  als  eine  Veranstaltung  be- 
traditeten,  die  über  nichts  diskutieren  kann,  ohne  Beschlüsse  zu  fassen.  Der 
Kongress  soll  Gelegenheit  zu  Beratungen  noA  Meinungsaustausch  geben.  Über 
nationale  Probleme  könnte  ganz  gut  diskutiert  werden  —  so  zum  Beispiel  über 
das  V'erhältnis  zwischen  der  sozialistischen  Bewegung  und  nicht  sozialistischen 
Arbeitergewerkschaften  — ,  ohne  dass  Resolutionen  angenommen  werden,  die 
gewissen  nationalen  sozialistischen  Sektionen  schaden.  Ebenso  könnte  der 
Kongress  von  Zeit  zu  Zeit  über  die  Form  diskutieren,  in  der  die  sozialistischen 
Lehren  unter  Berücksichtigung  der  Revisionsbestrebungen,  die  in  fast  allen 
Ländern  sich  zeigen,  ausgedrückt  werden  sollen.  Aber  auch  in  diesem  Falle 
wurde  jede  die  Freiheit  des  Denkens  innerhalb  der  sozialistischen  Reihen  be- 
einträchtigende Resolution  unserer  Fortentwickelung  verhängnisvoll  sein. 

Meiner  Meinung  nach  ist  das  Problem  der  internationalen  Organisation  des 
.'Sozialismus  ein  wenig  dem  der  Reichsorganisation  des  britisclun  Weltreiches  ver- 
gleichbar. Die  englische  Reichszusammengehörigkeit  wird  jetzt  durch  eine 
alle  vier  Jahre  stattfindende  K<mferenz  bewiesen.  Obgleich  unsere  Kolonieen 
dem  Namen  nadi  nnterwivfene  Besitzungen  sind,  sind  sie  in  Wirldidikeit  über 
dieses  Stadium  hinaus.  Sie  entwickeln  nationale  Charakterzüge;  keine  Kon- 
ferenzbeschlüsse können  sie  ohne  ihre  Zustimmung  binden.  Die  Tätigkeit  der 
Konferenzen  besteht  daher  hauptsächlich  in  Diskussionen  und  Beratungen,  und 
Beschlüsse  werden  nur  wirksam,  wenn  sie  einstimmig  angenommen  worden 
sind.  Wer  ist  aber  so  töricht,  zu  sagen,  dass  diese  Reichskonferenzen  unwichtig 
sind?  Sie  sind  ausserordentlich  wichtig.  Sie  sollen  das  Reich  zusammen- 
halten, und  sie  üben  diese  Funktion  auch  dann  aus,  wenn  "^ie  selbst  nicht  einen 
einzigen  bindenden  Beschluss  fassen.  Gewalt,  Diktatur,  Strenge  halten  Welt- 
reiche oder  internationale  Bewegungen  nicht  zusammen.  Wenn  unsere  ver- 
schiedenen nationalen  Sdctionen  einander  verstdien,  werden  sie  mit  viel  grösse- 
fer  Sicherheit  in  Reih  und  Glied  stehen  und  auf  das  gemeinsame  Ziel  losgehen. 
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als  wenn  sie  ihren  nationalen  Eigentümlichkeiten  Gewalt  antun,  um  einem 
abstrakten  Beschlüsse  zu  entsprechen,  der  als  Kompromiss  gefasst  ist  und  nur 
unzulänglich  die  nationale  Situation  ausdrückt 

Die  Pflicht  des  Sozialisten  ist  heutzutage  noch  nicht  erfüllt,  wenn  er  seinen 
Glauben  gepredigt  und  erklärt  hat;  er  muss  jetzt  zeigen,  dass  dieser  einen 
praktischen  Fuhrer  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  abgibt  Die  grossen 
nationalen  Sektionen  sind  jetzt  verpflichtet,  den  Sozialismus  nicht  nur  dadurch 
zu  verbreiten,  dass  sie  die  zu  diesem  Zwecke  nötigen  Kräfte  einfach  akku- 
mulieren. Der  Stuttgarter  Kongress  wird  hoffentlich  diese  Änderung  in  der 
Stellung  des  Sozialismus  widerspiegeln  und  wird  in  seinen  Ansichten  über  die 
Funktion  internationaler  Kongresse  ebenso  weit  dem  tou  Amsterdam  voraus 
sein,  wie  dieser  den  Kongressen  von  London  oder  Paris  voraus  war. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HEMRI  VRM  KOL  •  DIE  RBSTIMMÜMQEM  RUF 
DEN  IMTERNATIONALEN  SOZIRLISTISCHEN  KON- 
GRESSEN 

INE  ideale  Lösung  der  Frage,  wie  auf  unseren  internationalen  Kon- 
gressen abgestimmt  werden  soll,  ist  nicht  zu  finden;  man  muss  sich 
bemühen,  über  manche  Schwierigkeit  hinwegzugehen  und  sich  mit  einer 
für  die  Praxis  ausreichenden  Losung  zufrieden  zu  geben.  Es  ist 
schon  etwas  gewonnen,  wenn  nur  das  Unrecht  beseitigt  wird,  dass 
zum  Beispiel  Luxemburg,  das  für  seine  Stimme  fast  gar  keine  Verantwortlich- 
keit zu  tragen  hat,  in  wichtigen  Dingen  das  gleiche  Gewiclit  in  die  Wag- 
schale wirft,  wie  Deutschland,  oder  dass  der  einzige  japanische  Ddegierte 
ebenso  viel  zu  sagen  hat,  wie  die  ganze  Dielegation  unserer  franzosischen 
Kameraden.  .Andrerseits  darf  diese  dem  Einfluss  und  der  Machtstellung  der 
sozialistischen  Parteien  in  jedem  T.r.nde  entsprechende  Proportionalität  nicht  so 
weit  gehen,  dass  die  Sliniiueii  von  einiji^on  woiii^en  gnisseren  Ländern  die- 
jenigen aller  kleineren  Länder  aufheben  können.  Ein  Zwischenweg  muss  ge- 
funden werden,  und  das  ist  möglich,  wenn  man  sich  nur  mit  dem  Erreichbaren 
zufrieden  gibt  und  nicht  das  Vollkommene  zu  erstreben  sucht,  wobei  sich  immer 
neue  Schwierigkeiten  ergeben  müssen. 

Schon  seit  dem  internationalen  sozialistischen  Kongress  von  London  /1896/ 
cinpfand  man  allgemein  das  Bedürfnis  einer  .Änderung  des  fehlerhaften  Abstim- 
mungsmodus. In  vier  Sitzungen  des  internationalen  Bureaus  vom  15.  Januar 
1905,  4.  und  5.  März  1906,  10.  November  1906  und  9.  Juni  1907  wurde  nach 
vorheriger  Verteilung  eines  Entwurfs  die  Frage  sorgfältig  dUskutiert,  und 
man  erzidte  schliesslich  ein  allgemeines  Einverständnis  der  anwesenden  Ver- 
treter. Es  rausste  mit  vielen  Faktoren  gerechnet  werden.  Verschiedene  \'or- 
schläge  wurden  hcsprochen,  neue  schriftlich  erbeten,  damit  man  dem  inter- 
nationalen Kongress  von  Stuttgart  einen  Entwurf  vorlegen  konnte,  der  die  Ein- 
heiten oder  Sektionen  für  den  Kongress,  sowie  die  StimnMnzahl  jeder  Sdction 
festsetzt  Das  Bureau  verfuhr  äusserst  konziliant,  um  es,  soweit  irgend 
mds^ch,  allen  recht  zu  machen  und  allen  Wünschen  Rechntmg  zu  tragen.  Das 
Resultat  war  das  folgende: 
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Die  internationale  sozialistische  Partei,  welche  die  Proletarier  aller  Lander 
lind  aller  Rassen  unter  eine  einzige  Fahne  vereinigen  will,  muss,  obgleich  sie 
eine  Weltpartei  darstellt,  dennoch  in  ihrem  Klassenkampf  mit  der  heutigen 
Organisation  der  menachlicheti  Gesellschaft  rechnen,  die  in  verschiedene 
Staaten  und  Nationalitateii  geteilt  ist.  Nun  hat  das  Wort  Nation  eine  andere 
Bedeutung  in  Frankreich  und  England,  als  zum  Beispiel  in  Deutschland  und 
Österreich.  In  den  letztgenannten  Läiukrn  denkt  man  bei  dem  Worte  Natio- 
nalität mehr  an  die  gemeinsame  Abstammuiifj.  an  das  Rassenmerkmal,  in  den 
cTsteren  versteht  man  darunter  mehr  ein  Volk,  das  unter  einer  eigenen  Re- 
gierung lebt  und  einen  abgesonderten  Staat,  also  mehr  ein  historisches  Ge- 
wordenes, darstellt^)  Um  jedes  Mtssverstandnis  zu  beseitigen,  wurde  daher 
eine  Definition  in  letzterm  Sinne  gegeben,  und  der  Vorschlag  des  Bureaus 
für  den  Kongrcss  zw  Stutterart  lautet  folgcndermasscn : 

»Der  Abstimmungsmodus  auf  dem  internationalen  Kongrcss  wird  in  folgender  Weise 
geregelt: 

1.  Die  Abstimmung  wird  durch  Handaufheben  vorgenommen.  Sie  erfolgt  nadi 
Nationalitäten,  falls  drei  der  vertretenen  Nationen  dies  verlangen. 

2.  Als  Nationalitäten  werden  betrachtet  die  unter  der  selben  Regierung  lebenden 
Bevölkerungsmassen.  Jedoch  wird  das  Bureau  ebenso,  und  zwar  ausnahmsweise,  aber 
unter  der  Bedingung,  dass  durch  solche  Bestimmungen  nichts  an  der  Prc^rtionalität 
der  Stimmenzahl  der  Sektion  geändert  wird,  diejenigen  Gruppen  von  Einwohnern, 
deren  Streben  nach  Selbständigkeit  und  deren  geistige  Einheit  als  die  Folge  einer 
langanhaltenden  historischen  Tradition  anzusehen  sind,  als  NationaUtäten  betrachten 
köiuien.  obinrfil  sie  von  einer  oder  verschiedenen  Regierungen  abhängig  sind.« 

So  bilden  Osterreich  und  Ungarn,  Russland  und  Finnland  trotz  des  person- 
lichen Bandes  eines  gemeinsamen  Kaisers  doch  verschiedene  Nationen.  Das 
gleiche  gilt  für  Luxemburg,  Canada  und  Australien,  die  ebenfalls  eigene  Ver- 
fassungen haben,  ebenso  gut  wie  liulgaricn,  Schweden,  Norwegen  usw.,  welche 
alle  eine  eigene  Delegation  auf  dem  internationalen  Kongrcss  bilden.  Auch 
Polen  und  Ruminien  haben  historisdie  Rechte  auf  eigene  Nationalität,  und 
keinesfalls  sollte  die  sozialistische  Partei,  welche  das  Recht  der  Nationen  auf 
selbständige  Existenz  anerkennt,  die  gewaltsame  Aufhebung  ihrer  Autonomie 
durch  despotische  Regierungen  guthcissen.  Formell  hat  das  Bureau  noch  ein- 
stimmig die  Beibehaltung  des  status  quo  für  t-initj^e  rarteitii  beschlossen,  da- 
mit jede  schon  seit  Jahren  anerkamUe  Scktiua  sich  behaupte.  Su  wurde 
die  folgende  Laste  von  35  Sektumen  aufgestellt:  Argentinien,  Australien,  Belgien, 
Bulgarien,  Dänemark,  Deutschland,  England,  Finnland,  Frankreich,  Holland, 
Italieih  Japan,  Luxemburg,  Norwegen,  Osterreich-Bohmen,  Polen,  Rumänien, 
Russland,  Schweden,  Schweiz,  Serbien,  Spanien,  Südafrika,  Ungarn,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.  Keinesfalls  aber  sollte  eine  solche  Anordnung  die  Spal- 
tung der  nationalen  sozialistischen  Parteien  befördern,  weshalb  die  Stimmen- 
zahl für  jede  Sektion  unverändert  bleibt.  Die  Verteilung  der  Stimmen  muss 
nach  gegenseitiger  Übereinkunft  der  Gruppen  vorgenommen  werden. 
Nicht  die  Zahl  der  Einwohner  soll  für  die  Stimmenzahl  jeder  Sektion  mass- 
gebend sein,  sondern  die  relative  I^edcutung  der  sozialistischen  Organisation 
und  der  Gewerkschaften  der  verschiedenen  Länder,  die  Geschichte  der  Partei, 
ihre  Macht  im  Staate,  sowie  die  Erfolge,  die  sie  im  Kampfe  gegen  die  herr- 

•)  Uie  enulisch-atncrikani^chc  Sprache,  «lowic  die  franzosi^clu-  vcr.lihcn  unter  .Vii/u'ii  das.  was  die 
Deutschen  l'olk  ( popului)  nennen,  das  heisst  »das  ^urn  St.iat  orR.ini sicrtc  (jemein wcscn.  den  leben- 
digca  Staat,  nicht  die  blosse  Sprach-  und  Kulturgcmcinscbaft.  welche  wir  Deutsche  Xation  heis»cn* 
(vcrgL  Johkan  Blunttcbli  Das  mtitmt  Viiktrrtcki  /Nördlingen  iS6t/  pag.  fo). 
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sehenden  und  bcstt/cnden  Klassen  errungen  bat.  Das  folgende  Schema  wurde 

daher  angenommen : 

>Jede  nationale  Sektion  erhält  eine  Stimmenzahl,  die  von  2  bis  20  variiert,  nach  einer 
Liste,  die  zuerst  von  dem  1906- 1907  fungierenden  Bureau  aufgestellt  werden  soll. 
Für  jede  Nationalität  wird  die  ihr  zukommende  Stimmenzahl  festgesetzt:  a)  nach 
der  Zahl  ihrer  zahlenden  Mitglieder ;  b)  nach  der  Starke  der  sozialistischen  Gewerk- 
schaften und  Genossenschaften;  c)  nach  der  Bedeutimg  der  Nationalität;  d)  nach  der 
politischen  Macht  der  sozialistischen  Partei  oder  Parteien.  Der  Nachweis  der  Bei- 
träge Zahlenden  wird  durch  alle  Dokumente  und  Schriftstücke,  die  das  Bureau  ver- 
langen sollte,  geführt  werden  müssen.  Sollte  eine  Sektion  aus  verschiedenen  Parteien 
bestehen,  so  wird  die  Verteilung  der  Stimmen  nach  gegenseitiger  Übereinkunft  der 
genannten  Gruppen  oder  im  Falle  einer  Differenz  durm  das  Bureau  vorgenommen 
werden.  Diese  Liste  soll  periodisch,  oder  je  nachdem  es  die  Umstände  erfordern, 
revidiert  werden.« 

Mathematisch  genau  lässt  sich  diese  Fracke,  hc't  so  vielen  nicht  festzustellenden 
Faktoren,  nicht  lösen,  und  doch  sollte  dem  Stuttgarter  Kongrcss  ciii  bestimm- 
ter Vorschlag  gemacht  werden.  Nach  kurzer  Diskussion  hat  daher  am  9.  Juni 
1907  das  Bureau  eine  Konunission  von  5  Mitgliedern  ernannt,  das  die  Stimmen- 
verteilung feststellte.  Nach  einigen  Änderungen  einigte  man  sich  auf  folgende 
Rangordnung.    Es  sollen  hahcn  : 

so  Stimmen:  Deutschland,  England,  Frankreich,  Österreich-Böhmen,  Russland; 
15  Stimmen:  Italien; 

14  Stimmen:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika; 

12  Stimmen:  Belgien; 

10  Stimmen:  Dänemark,  Polen,  Schweiz; 

8  Stimmen:  ,\ti<tralien,  Finnland,  Holland,  Schweden; 

6  Stimmen :  Norwegen,  Spanien,  Ungarn ; 

4  Stimmen:  Argentinien,  Bulgarien,  Japan,  Rumänien,  Serbien,  Südafrika; 

2  Stimmen :  Luxemburg. 

Eine  Diskussion  über  diese  Vergleichsziffern  wäre  schwer  möglich  und  würde 
praktisch  wenig  nützen;  man  muss  nun  einmal  den  Knoten  zerhauen. 

Alle  Anwesenden  erklärten  sich  damit  einverstanden.  Die  Möglichkeit  liegt 
nahe»  dass  endlich  ein  Modus  gefunden  ist,  mit  dem  die  ubergrosse  Mehrheit 
des  Kongresses  sich  einverstanden  erklären  kann.  Nur  sollte  man  die  Bedeu- 
tung dieser   Sache   nicht  überschätzen.    In   der   Regel   wird  man  wohl 

nach  der  Kopfzahl  abstimmen.  Nur  in  besonderen  Fällen  wird  man  davon  ab- 
weichen und  nach  Sektionen  stimmen,  wobei  denn  oben  genannte  Liste  in 
Kraft  tritt.  In  solchen  prinzipiellen  oder  taktischen  Fragen  wird  es  wohl  sehr 
selten  vorkommen,  dass  alle  grösseren  Nationen  die  selbe  Ansicht  haben;  sie 
können  aber  die  übrigen  Länder  nur  dann  majorisieren,  wenn  sie  gemeinsam  vor- 
gehen. Doch  dieser  Fall  wird,  wenn  auch  niöj^^lich,  doch  gewiss  eine  sclteiu-  .\us- 
nahme  bleiben;  in  prinzipiellen  Fragen  werden  Sozialdemokraten,  wclclic  unter, 
einer  Fahne  für  ein  und  das  selbe  Ziel  kämpfen,  wohl  nie  in  zwei  ungefähr  gleiche 
Hälften  auseinanderf allen;  wenn  auch  versdiiedoK  Ansichten  über  Fragen 
der  zu  befolgenden  Taktik  bestehen,  so  wird  wohl  fast  immer  einer  starken 
Mehrheit  eine  Minderheit  von  abweichender  Meinung  gegenüber  stehen,  und 
jrcrade  die  c^rö?sercn  T-änder  werden  nicht  mit  einander  stehen.  Und  sollte  die 
Erfahrung  arge  Lücken  in  diesem  Lösungsversuch  einer  schwierigen  Frap^e  zei- 
gen, oder  sollten  die  Verhaltnisse  sich  später  ändern,  so  wird  das  internatio- 
nale sozialistische  Bureau  sicher  keinen  Augenblick  zögern,  neue  Ziffern  vor* 
zuschlagen  und  sich  so  stets  mehr  dem  besten  und  gerechtesten  Modus  nähern. 
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LOUIS  BERTRAND  •  DIE  TEILNAHME  DER  SO- 
ZiaUSTEM  nn  DER  POLITiSCHEN  MflCHT 

WEIFELLOS  erstarkt  die  sozialistische  Bewegung  ia  allen  Ländern; 
l)cs<»ider8  bedeutend  sind  ihre  Fortschritte  im  letzten  Vietdjahr* 
hundert  Sie  ist  in  nahezu  allen  Parlamenten  Europas  vertreten ;  ihre 

Redner  werden  dort  gehört,  und  ihre  Reden  beeinflussen  auch  die 
öffentliche  Meinung.  Und  wo  die  sozialistische  Partei  einige,  von 
einem  gemeinschaftlichen  Gedanken  geleitet  ist,  geht  sie  daran,  die  Macht  zu 
erobern  und  die  nötigen  Reformen  zu  verlangen.  Die  Bourgeoisie  dagegen 
ist  trotz  ihrer  gemeinsamen  ökonomischen  Interessen  in  mehrere  Parteien 
gespalten:  Agrarier,  Konservative,  Klerikale,  Fortschrittler,  Radikale  usw. 
Infolge  der  im  bürgerlichen  Lager  selbst  in  ökonomischer  Beziehung  —  zum 
Beispiel  zwischen  agrarisclicii  Protektionisten  und  industriellen  Freihändlern 
—  existierenden  Uneinigkeit  wird  die  sozialistische  Partei  bald  berufen  sein, 
Farbe  tm  bdcesnea  und  sich  fiber  die  Frage  der  Beteiligung  an  der  Macht, 
über  ihre  Regierungsföhigkdt  auszuspredien.  Wenn  in  Europa  Friede  bleibt, 
wenn  die  sozialistische  Propaganda  fortgesetzt  und  durch  die  beständige  Ent- 
Wickelung  der  Iniiustrif  immer  mehr  erlciclitcrt  wird,  wird  die  Regicrutigs- 
frage  nach  einigen  Jahren  aufgerollt  werden  und  gelöst  werden  müssen.  Sclhst- 
verständlich  wird  sie  nicht  überall  in  der  selben  Weise  gestellt  werden,  denn 
der  politische  Zustand  Russlands  zum  Beispiel  ist  nicht  mit  dem  Frankreichs 
oder  der  Schweiz  zu  vergleichen,  aber  trotzdem  wird  sie  gestellt,  und  die 
sozialistischen  Parteien,  ob  sie  wollen  oder  nicht,  werden  gezwungen  sein,  eine 
positive  Stellung  zu  ihr  zu  neh.men.  Über  dieses  wichtige  Problem  fordert 
mich  der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  auf,  mich  zu  äussern,  und  iqh  will 
gern  meine  Ansicht  darlegen. 

Die  sozialistische  Lehre,  wie  sie  heute  verstanden  wird,  ist  erst  nach  und  nach 
ausgearbeitet  worden.  Sie  war  zuerst  sehr  unbestimmt  und  hatte  dn«i  uto- 
pistisclien,  bruderlichen,  religiösen  Charakter.  Als  Mittel  der  Verwiridichung 

schlug  man,  besonders  in  Frankreich,  die  Revolution  vor,  nach  dem  Bei^iel 
des  dritten  Standes,  der  durch  Gewalt  zur  Macht  gelangte.  Es  kamen  aber 
Enttäuschungen.  Insurrektionen  wurden  unterdrückt,  und  die  Reaktion  war 
oft  schrecklich.  Die  Ideen  der  aus  den  christlichen  Prinzipien  abgeleiteten 
Brfiderlidikeit  wurden  vor  der  Realität  der  Tatsachen  follen  gelassen,  da  diese 
Wirklichkeit  den  Beweis  des  Widerstreits  der  sozialen  Interessen  und  des 
Klassenkampfes  erbrachte.  Darauf  kam  eine  andere,  von  einem  bestimmten 
sozialen  Zustand  bis  auf  die  letzten  Konsequenzen  getriebene  Lehre  auf.  Der 
Kapitalismus,  sagte  man,  müsste  zu  einer  schnellen  Konzentration  der  Indu- 
strieen  und  Vermögen  fähren,  die  die  mittleren  und  kleinen  Produzenten  zer- 
malmen würde,  so  dass  bald  nur  einige  Tausende  von  Privilegierten  der  un* 
gdieuren  Masse  der  Nichtbesitzenden  gegenüberstehen  würden,  und  dann 
würde  die  soziale  Revolution  kommen  und  ein  neues  System  an  die  Stelle 
des  kapitalistischen  setzen,  das  also  durch  seine  eigenen  Übertreibungen,  seine 
für  seinen  eigenen  Bestand  verhängnisvollen  Konsequenzen  untergehen  müsste. 
So  erklärte  ädi  die  soc^istische  Partei  iär  revolutionär,  erklärte  jeden  Ver- 
such, die  bestehenden  Verhältnisse  zu  bessern,  für  vergeblich,  nutzlos,  trüge- 
risch, da  das  kapitalistische  System  unverbesserlich  sei  und  sich  durch  die 
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Macht  der  Dinge  selbst  vernichten  würde.  Die .  sozialistische  Lehre  wurde 
von  Denkern  ausgearbeitet  und  von  internationalen  Kongressen  präzisiert  Die 
Internationale  Arbeiterassoziation  prüfte  während  der  wenigen  Jahre  ihrer 
Existenz  die  wichtigsten  sozialen  Probleme  und  jjab  ihnen  eine  Formel.  Die 
Eigentumsfrage,  die  Fragen  des  Erbrechts,  des  Unterrichts,  des  Kredits,  der 
Arbeiterorganisation,  der  Liquidation,  der  gegenwärtigen  Gesellschaft,  der 
Organisation  der  öffentlichen  Arbeiten  in  der  kSnft^en  Gesellschaft,  alle 
wurden  hinter  einander  gelost  Heutzutage  sind  die  den  internationalen  sozia- 
listischen Kongressen  vorgelegten  Probleme  nicht  mehr  theoretische,  sondern 
im  allcfemcinen  praktische.  Man  prüft  dort  die  besten  Mittel,  die  Arbeiter- 
klasse zu  organisieren;  man  schlägt  dort  Kampfmittel  gegen  den  Kiipit.ilismus 
und  Militarismus  vor;  man  diskutiert  die  Mittel,  die  Lage  der  Arbeiter  zu 
verbessern,  den  Achtstundentag  usw.;  man  beschäftigt  sich  mit  politischen 
und  wirtschaftlichen  Problemen,  wie  KölontalpoHtik,  Einwanderungsfrage  und 
dergleichen.  Man  setzt  heute  voraus,  dass  das  von  den  sozialistischen  Parteien 
erstrebte  Ziel  bekannt  ist,  und  dass  auch  über  die  Mittel  der  Verwirklichung, 
das  heisst  über  die  Eroberung  der  politischen  Macht  durch  die  Arbeiterklasse 
eine  Einigung  erzielt  werden  kann. 

Hier  treten  aber  die  abweichenden  Meinungen  zu  tage.  Man  ist  überzeugt, 
dass  die  Eroberung  der  polttfschen  Macht  das  Mittel  ist;  das  sozialistische 
Programm  zu  verwirklichen.   Wie  wird  aber  diese  Eroberung  vor  sieh  gehen: 

auf  einmal  oder  allmählich  ?  Daran  schliessen  sich  die  Fragen  von  dem  revo- 
lutionären Charakter  der  sozialistischen  Partei,  von  der  Beteiligung  an  der 
Macht,  von  der  Regierungsfähigkeit  der  Partei,  der  Blockpolitik  usw. 

Die  sozialistische  Partei  ist  eine  revolutionäre  Partei  im  Hinblick  auf  das 
Ziel,  dem  sie  zustrebt:  den  Ersatz  der  kapitalistischen  Gesellschaft  durch  eine 
Iwllektivistiache  Organisation.  Heute  ist  der  Kapitalismus  allmachtig,  und 
der  Arbeiter  ein  Sklave.  Wir  wollen,  dass  die  Arbeit  die  Quelle  jedes  Reich- 
tums, der  Herr  sei,  und  weil  sie  dieses  Ziel  verfolgt,  ist  die  sozialistische 
Partei  revolutionär,  ebenso  wie  der  dritte  Stand  revolutionär  war,  als  er  einst 
die  Unterdrückung  der  kiniit^liclKn,  Adels-  und  geistlichen  Privilegien  er- 
strebte. Wenn  aber  die  sozialistische  Partei  in  ihrem  Endziel  revolutionär  ist, 
braucht  sie  es  nicht  in  den  zur  Verwirklichung  dieses  Zwecks  anzuwendenden 
.  Mittdn  zu  sein.  Wenn  ein  Volk  alle  politischen  Freiheiten  besitzt,  die  Press-, 
Versammlungs-,  Koalitionsfreiheit  und  dazu  das  allgemeine  Wahlrecht,  so 
besitzt  es  die  unentbehrlichen  gesetzlichen  Waffen,  um  auf  fried- 
lichem Woge  die  bestehende  gesetzliche  Ordnung  umzuwandeln  und 
sie  durch  eine  andere  Gesellschaftsordnung  zu,  ersetzen.  Kein  ver- 
nunftiger Mensch  wird  sich  weigern,  auf  friedlichem  Wege  eine 
soziale  Umwandlung  zu  bewirken,  wenn  es  möglich  ist  und  möglich  ist  es, 
wenn  die  Minorität  sich  nicht  dem  durch  die  Wahlen  ausgedrückten  W'erke 
der  Majorität  entgegenstellt.  Wenn  die  Eroberung  der  Macht  plötzlich  ge- 
schieht, sei  es  durch  eine  Revolution,  sei  es  durch  Wahlen,  die  der  sozia- 
listischen Partei  die  Mehrheit  verschaffen,  ist  dann  nicht  zu  befürchten,  dass 
die  Reaktion  wieder  streben  wird,  zur  Macht  zu  gelangen,  die  ihr  durch  einen 
Gewaltstreich  brutal  entrissen  wurde,  oder  dass  die  in  einer  Wahl  geschlagene 
Regierung  einen  Staatsstreich  versucht,  um  bei  di-r  Macht  zu  bleiben?  Dann 
wäre  alles  wieder  in  Frage  gestellt.  Wenn  man  aber  auch  den  gimstigsten  Fall 
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nimmt,  wenn  man  voraussetzt,  dass  die  sozialistische  Partei  im  Besitz  der 
Macht  bleibt,  die  sie  erobert  hat,  so  ist  es  doch  sicher,  dass  es  nicht  möglich 
sein  wird,  sofort  das  ökonomische  System  der  Gesellschaft»  das  Eigentums- 
recht, die  Organisatum  der  Arbeit  usw.,  tinmiwatiddii.  Dieses  grosse  Werk 
der  Umwandhiaff  Innii  unr  allmihlich,  progressiY  erfolgen. 

Kann  aber  die  Eroberung  der  politischai  Macht  mid  ihr  Endawede,  die  Ver- 
gesellschaftlichttng  der  Prodidctionanitttel,  nnr  schrittweise  und  nicht  anders 

vor  sich  gehen,  weshalb  solleQ  wir  warten,  bis  die  sozialistiiche  Partei  in  der 
Majorität  ist?  Warum  sollen  wir  nicht  an  der  Regierung^gewalt  teilnehmen 
bis  zu  dem  Tage,  wo  sie,  zur  Majorität  geworden,  die  volle  Verantwortlichkeit 
für  diese  und  die  zu  erfolgende  Umwandlung  haben  wird?  Warum  sollen  wir 
nicht  die  Macht  partiell,  zusanunen  mit  der  vorgeschrittensten  Fraktion  des 
Bürgertums  ausüben?  Diese  Mitarteit  kennen  wir  schon  heute  aus  der  Praxis. 
Was  tun  die  Vertreter  der  sozialistischen  Partei  in  den  Parlamenten  anders, 
als  an  der  Regierung  mitarbeiten,  wenn  sie  Reden  halten,  die  Budgets 
diskutieren  und  über  sie  abstimmen,  wenn  sie  gewisse  Missbräuche  der  Regie- 
rungsgewalt kritisieren  und  Gesetientwürfe  einbringen?  Arbeiten  die  sozia- 
listischen Vertreter,  die  Mimlieder  der  Provinzial-  oder  Kreisversanunlnngen, 
der  permanenten  Deputationen  in  den  Kommunalverwaltungen  sind,  nicht  auch 
direkt  oder  indirekt  an  (icr  Rcp^icrimgsgewalt  mit?  Meiner  Meinung  nach  hat 
die  sozialistische  Partei,  die  die  Eroberung  der  politischen  Macht  anstrebt,  um 
die  soziale  Gerechtigkeit  zu  verwirklichen  und  eine  neue  Ordnung  der  Dinge 
zu  schaffen,  die  Verpflichtung,  gemäss  den  von  ihr  erlangten  Kräften  mit 
Hilfe  eines  Teiles  des  Bürgertums  an  der  Regienmgsgewalt  teilzunehmen  und 
so  den  Gegner  zu  schwächen. 

Diese  Politik  der  Beteiligung  an  der  Regierungsgewalt  ist  eine  positive,  ich 
möchte  sagen:  verständige  Politik.  Die  diese  Ansicht  bekämpfen,  opfern 
den  von  manchen  Sozialisten  aufrechterhaltenen  und  verbreiteten  Vorurteilen. 
Wie  viele  sehr  intelligente  Leute  haben  nicht  dargetan  und  andere  auch  glauben 
machen,  dass  die  bestehende  -Gesellschaft  nicht  verbesserungsfähig  sei,  während 
rie  sich  doch  unaufhörlich  verwanddt?  Wieviele  begabte  Männer  haben  nicht 
erklärt,  dass  der  Kapitalismus  sich  sein  eigenes  Grab  graben  wird?  Wievide 
haben  nicht  behauptet,  dass  die  Reichen  immer  reicher  und  die  Armen  immer 
ärmer  werden,  und  haben  so  im  voraus  jede  Bewegung,  jede  Bemühung  zwecks 
äconomischer  und  sozialer  Besserung  entmutigt !  Die  Katastrophentheorie 
ist  eines  dieser  Vorurtdl^  das  dlieme  Lohngesetz  ist  das  zwdte,  die  Wert- 
losis^it  des  Genossenschaftswesens  dn  anderes.  Aber  trotz  dieser  Vor- 
urteile sdüägt  man  Reformen  vor,  organisiert  man  Gewerkschaften,  die  höhere 
Löhne  und  beschränkte  Arbeitszeit  verlangen,  gründet  man  Genossenschaften, 
die  das  Leben  verbilligen  und  die  Arbeiter  ökonomisch  erziehen.  So  ist  man 
zu  einem  besseren  Verständnis  der  Dinge  vorgednmgen.  Ebenso  wird  man 
dahin  gelangen,  die  tatsächlidie  und  progressive  Anteilnahme  der  sozialistischen 
Partei  an  der  Regierung,  auch  unter  dem  bürgerlichen  Regime,  zuzugeben. 
Diese  Frage,  die  schliesslich  nur  eine  Frage  der  Methode,  der  Tagespolitik 
ist,  sollte  meiner  Ansicht  nach  nicht  von  den  internationalen  Kongressen  ent- 
schieden werden.  Die  politische  Lage  ist  nicht  überall  die  selbe.  Man  kann 
nicht  über  diesen  Gegenstand  in  Frankrdch,  in  der  Schwdz,  in  Russland,  in 
Japan  oder  in  Posten  in  der  selben  Wdse  urteilen.   Man  kann  nicht  die 
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politische  und  Rcgficrungssituatioii  Frankrcicli?.  Englands  oder  Belgiens,  wo 
das  Parlament  Herr  ist,  beispielsweise  mit  der  Deutschlands  vergleichen,  wo 
die  Rechte  des  Parlaments  ohne  den  Willen  des  Kaisers  nichts  bedeuten. 

Die  Frage  der  Anteilnahme  an  der  Macht  ist  wesentlich  politisch  und  keine 
Prinzipienfrage,  ihre  Losung  muss  daher  den  verschiedenen  Ländern  über- 
lassen  bleiben.   Wollte  man  in  diesem  Punkt  gleichförmige  Regdn  auCsleUen, 

so  würden  diese  nicht  beobachtet,  nicht  respektiert  werden  können  und  nur 
Veranlassung  zu  Streitigkeiten  und  unnützen  Spaltungen  geben.  .Mies,  was 
man  vernünftigerweise  von  den  sozialistischen  Parteien  der  Arbeiterinternatio- 
nalen unbeschadet  ihrer  Autonomie  aus  verlangen  kann,  ist,  die  Verwirklichung 
einer  politischen  Organisation  zu  erstreben,  deren  Basis  das  allgemeine  Wahl- 
recht und  die  proportioncllc  Vertretung  ist.  Sind  diese  Voraussetzungen  ge- 
geben, so  katin  jede  Partei  allein  kämpfen,  ihre  Autonomie  bewahren  und  ihr 
politisches  Programm  und  soziales  Ideal  verteidigen.  Wenn  es  nach  den 
Wahlen  für  die  sozialistische  Partei  vorteilhaft  ist,  sich  mit  einer  Fraktion  der 
bürgerlichen  Parteien  zu  verbinden,  um  eine  Regierung  zu  bilden,  muss  ihr 
diese  Freiheit  gelassen  werden,  ebenso  wie  die  Freiheit  einer  anderen  Partei 
geachtet  werden  soll,  die  intransigent  bleiben  und  an  der  R^fieningsgewalt 
nicht  teilnehmen  will.  Die  Ereignisse  der  Zukunft  werden  zeigen,  welche  fk-r 
beiden  Methoden  des  Vorgehens  die  bessere  ist  und  günstigere  Resultate  liefert. 
Es  bandelt  sich  eben  in  dieser  Beziehung  nur  um  die  Frage  der  Taktik,  der 
politischen  Zweckmässis^tt,  und  die  sozialistischen  Prinzipien  haben  damit 
nichts  zu  tun.  Die  sozialistischen  Parteien  werden  also  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Macht  an  der  Regierungsgewalt  teilnehmen.  Zuerst  wird  das  im  Verhältnis 
von  ein  oder  zwei  Zehnteln,  dann  von  tlrei  oder  vier  Zehnteln  geschehen,  bis 
sie  eines  Tages  die  Majorität  haben  und  die  ganze  Regierungsgewalt  in  Händen 
haben  werden. 

Das  ist  meine  Meinung.  Es  ist  aber  sdbstverstän^Uich,  dass  in  |edeiii  be» 
stimmten  Falle  die  als  Kongress  vereinigte  Partei  darüber  entscheiden  sollte. 

Die  Anteilnahme  an  der  Gewalt  muss  von  der  Mehrheit  der  Partei,  und  nicht 

von  einzelnen  gewollt  werden.     Dann    wird    sie  die  gewünschte  Wirkung 

hervorbringen  und  die  Zukunft  vorbereiten  können. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

OiQtnt  FOtlRNI^RE  •  QEHT  DIE  FRANZÖSISCHE 

SOZIALDEMOKRATIE  EIMER  KRISE  EMTQEQEM? 

J  ER  StuttLTarter  Kongress  findet  die  franzcisischen  Sozialisten  in 
grösserer  Uneinigkeit,  als  der  Amsterdamer,  wo  eine  internationale» 
von  der  deutschen  Delegation  geleitete  Pression  sie  zur  Einigkeit 
zwang.  In  Amsterdam  waren  das  Zentnim  und  ^e  Rechte  gegen  die 
Linke  verbunden,  und  man  machte  es  ihnen  zur  Pflicht,  sich  ihr  an- 
zuschlicssen.  Heute  führt  die  Linke  das  Zentrum  nach  Stuttgart,  während  die 
Rechte,  neben  Briand  und  Viviani,  die  regieren,  in  der  Nähe  Millerands  ge- 
blieben ist,  der  sich  isoliert  und  aus  seinem  Schlupfwinkel  nur  hervorkommt, 
um  neue  Truppen  zum  Angriff  g^en  das  Ministerium  zu  fähren. 
Linke,  Rechte,  Zentrum:  diese  Ausdrücke  politischer  Topographie  sind  eigent- 
lieh  ungenau.   Ich  sehe  wohl  eine  Rechte,  die  von  den  unter  unserm  ahen 
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Namen  Parti  socialislc  franqais  gruppierten  Unabhängigen  gebildet  ist;  ich 
sehe  wohl  eine  Linke,  die  theoretisch  die  ganze  sozialistische  Einigkeit  bildet, 
die  sich  unter  dem  Namen  Parti  sociaLute  und  dem  Untertitel  Section  frangaisc 
dt  nntemaüonale  ouvriirg  konstitttiert  hat.  Aber  erstens  ist  das  Zentruin 
Janres  allein,  zweitens  gibt  es  Linke  in  der  Rechten  und  Rechte  in  der  linken. 
Klar  gesprochen,  gibt  es  im  französischen  Sozialismus  zwei  Strömungen:  die 
reformistische  und  die  revolutionäre,  also  auch  zwei  Methoden :  Durchdrin- 
gung  und  Opposition.  In  seiner  Unkenntnis  des  französischen  Terrains  hat 
uns  der  Amsterdamer  Kongress  befohlen,  uns  der  zweiten  Methode  anzu- 
schliessen.  Zahlreich,  sehr  zahlreich  sind  diejenigen  unter  uns,  die  der  Einig» 
keit  ihre  Methode  geopfert  und  die  Hegemonie  der  Linken  ertragen  haben.  Mit 
Zögern,  Bedauern  und  Rückfällen,  durch  die  sie  aber  nicht  einmal  gemässigt 
wurde,  ist  die  Oppositionspolitik  in  den  beiden  letzten  Jahren  betrieben  worden. 
Das  Resultat:  Die  sozialistische  Partei  ist  von  der  Demokratie  ge- 
trennt, die  radikale  Partei  steht  zersprengt  vor  ihrem  unausge- 
führten Programm,  der  ganze  friedliche  Fortschritt  scheint  gefährdet,  ein  Teil 
des  Volkes  wird  ungeduldig,  und  der  andere  mfide.  Ein  Sturm  naht  heran,  und 
unsere  Partei  glaubt,  ihn  beschworen  zu  können,  indem  sie  sich  ihm  blindlings 
entgegenwirft. 

Was  bedeutet  heute  die  Demokratie?  Den  Eintritt  der  Arbeiterklasse  ins 
öffentliche  Leben.  Was  die  Verweltlichung  des  Wissens?  Das  Mittel  für  die 
Arbeiterklasse,  die  politische  Souveränität  zu  ihrer  ökonomischen  Emanzipation 
zu  benutzen.  Unsere  Revolutionen  haben  nur  der  Boui^ieoisie  die  Macht  ge- 
geben, das  ist  wahr.  Allein,  anstatt  ihr  das  als  Verbrechen  anzurechnen,  sollte 
man  sich  fragen,  ob  das  Proletariat  fähig  gewesen  wäre,  zu  regieren.  Und  wo- 
her kommt  noch  heute  die  Verwirrung,  in  der  der  Aufschwune;  der  politischen 
und  uitclicktucllen  Befreiung  der  letzten  Jahre  stecken  geblieben  ist  und  heruiu- 
wirbelt?  Daher,  dass  unsere  Bourgeoisie  nicht  mdir  Kraft  genug,  und  unser 
Prcdetariat  nodh  nicht  Kraft  genug  hat.  Aul  dem  politisdien  und 
soztalreformerischen  Gebiet  bildeten  diese  zwei  schwachen  Kräfte 
zusammen  eine  E^enügcnde  Kraft,  deren  vorsichtigen  Gang  die  Kennt- 
nis ihrer  Elemente  erforderte.  Getrennt  schwächen  sie  sich  gegen- 
seitig; einander  gegenübergestellt,  zerstören  sie  sich.  Das  ist  eine  trau- 
rige Prognose.  Nidit  ich  stelle  sie,  sondern  eine  ganze  Reihe  sjrmptomatlscher 
Ereignisse;  man  müsste  beschränkt  sein,  um  sie  nicht  zu  sehen.  Französische 
Schriftsteller  haben  gesagt:  Frankreich  löst  sich  auf.  Und  fremde  .Schrift- 
steller vergleichen  Frankreich  mit  Spanien.  Selbst  Jaures  hat  dem  beigestimmt, 
als  er  aufforderte,  »das  Volk  vor  den  Zersetzungskeimen  zu  retten,  die  es 
quälenc.^)  Seiner  Ansicht  nach  kann  das  Heil  nur  aus  einer  »kühnen  sozialen 
and  republikanischen  Politikt  kommen,  und  er  hat  recht  Aber  haben  wir  nicht 
seit  drei  Jahren  auf  die  positive  Politik  verzichtet,  die  nur  gemeinschaftlich 
mit  den  anderen  Fraktionen  der  Demokratie  betrieben  werden  konnte,  und 
haben  wir  nicht  an  ihre  Stelle  eine  Hemmungspolitik  gesetzt,  die  uns  jetzt 
dazu  führt,  gegen  Clemenccau  so  vorzugehen,  wie  Clemenceau  gegen  Gambetta 
und  Jules  Ferry  vorging,  als  er  die  Ungeduldigen  der  Linken  und  die  Reaktio- 
nare der  monardiistischen  und  klerikalen  Re^rten  gegen  sie  fQhrte?  Unsere 
Partei  ist  so  sehr  von  der  Leidenschaft  hingerissen«  dass  sie  dahin  gdcommen 

*)  Vergl.  die  Humairiti  vom  a6.  Jutti  1907. 
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i<it,  wie  die  Reaktionäre  zu  räsonnieren,  mit  denen  sie  sich  in  allen  wichtigen 
Abstimmungen  der  letzten  Zeit  zusammengefunden  hat,  und  zu  meinen,  dass 
das  Gute  aus  dem  Obermaas  des  "Übels  und  die  Ordnung  ans  der  Verwirrung 
koomea  kann.  IMe  Uanquistische  Idee  hat  steh  ihrer  bemichtigft  und  bdierrscht 
sie  vollstSndig.  In  der  Kammer&aktion  kämpft  nur  Breton  energisch  gegen 
diesen  verhängnisvollen  Wahn.  Wir  haben  es  weit  gebracht  seit  dem  Bruche 
des  Blocks  und  unserer  strafbaren  Nachricht  gegenüber  den  antipatriotischen 
Predigten  Herves,  der  im  Namen  der  sozialistischen  Partei  auftrat  und  dreist 
über  die  ihm  vom  Pariser  ifongress  ertdlte  Volhnacht  hinausging.  Die  sozia- 
listische Partei  ist  jetzt  die  Gefangene  der  ConfidiraHon  gin^rale  du  Tramiä, 
die  selbst  eine  Gefangene  der  Anarchisten  ist.  Anstatt  ihren  Abscheu  vor  der 
Übertragung  der  anarchistischen  Mittel  auf  das  gewerkschaftliche  Gebiet  aus- 
zusprechen, anstatt  zu  zeigen,  dass  die  Sabotage  ein  Unrecht  an  der  Gewissen- 
haftigkeit der  Afbdt  ist,  niMl  dass  die  nqgeaietzltche  und  gewaltsame  direkte 
Aktion  mit  der  Erziehung  und  der  Organisation  der  Arbeiter  im  Widerspruch 
steht,  haben  unsere  Redner  diese  ebenso  gefährlichen,  wie  bösartigen  Mittel  in 
milderm  Lichte  dargestellt  und  entschuldigt.  So  hat  sich  die  öffentliche  Mei- 
nung geändert.  Während  unsere  Presse  schv\ieg  und  dadurch  glauben  Hess, 
dass  die  ganze  gewerkschaftliche  Tätigkeit  in  diesen  Gewaltakten  enthalten  sei, 
ist  die  von  der  bürgerlichen  Presse  erregte  ^entliehe  Meinung  jetzt  gegen  die 
Gewerkschaften  und  bereit,  alle  Beachrinkungen  der  Arbdterfteiheit  gutzu- 
heissen.' 

Die  Fehler  der  radikalen  Regierung  und  ihrer  Partei  sind  dtenso  gross  ge* 
wesen,  wie  unsere*  aber  unsere  Fehler  haben  jene  erst  ermd|^idit  Zwei  un- 
gleich wichtige,  aber  in  gleicher  Weise  bezeichnende  Tatsachen,  eine  gewerk- 
schaftlicher, die  andere  politischer  Art,  liefern  Beweise  dafür.  Als  Briand  ohne 
die  formelle  Zustimmung  der  sozialistischen  Partei,  aber  mit  ihrer  stillschwei- 
genden Einwilligung  ins  Ministerium  eintrat,  übernahm  er  eine  grosse,  von 
ihm  begonnene  Aufgabe:  die  Vollendung  der  Trennung  von  Kirche  und  Staat. 
Im  Interesse  der  sozialistischen  Partei  wie  der  ganzen  Demokratie  lag  es,  ihn 
bei  diesem  Werke  zu  lassen  und  es  ihm  zu  erleichtern.  Dazu  war  nur  nötig, 
die  Frage  der  Lehrerverbände  nicht  wieder  aufzurollen.  Das  war  für  uns  um 
so  leichter,  und  zu  gleicher  Zeit  vollkommen  loyal,  als  unter  dem  vorigen 
Ministerium  alle  fflierangdBomnien  waren,  ^e  schon  bestdienden  Verbände  in 
Ruhe  zu  lassen,  keine  neuen  zu  gründen  und  vom  Parlament  ein  Gesetz  zu 
verlangen,  welches  das  Koalitionsrecht  nicht  nur  der  Lehrer,  sondern  aller 
staatlichen  Angestellten  und  Beamten  regeln  sollte.  Die  syndikalistischen 
Lehrer  wurden  jedoch  von  dc-ni  I'itbcr  der  Confedcration  generale  angesteckt. 
Andererseits  hatten  sie  zu  gut  die  Ermahnungen  des  sozialistischen  Ministers 
behalten,  der,  als  er  in  der  Opposition  war,  eridirt  hatte,  dass  man  um  die 
Freiheit  nidit  bitten,  scmdem  sie  nehmen  müsse.  Wie  könnte  ihnen  Briand, 
nadidem  er  zur  Macht  gelangt  war,  ein  Verbrechen  daraus  machen,  wenn  sie 
sich  das  vollständige  Gewerkschaftsrecht,  das  heisst  mit  Beitritt  zu  den  lokalen 
Arbeitsbörsen  und  Einverleibung  in  die  Confedcration  generale^  nähmen? 
Sicherlich  war  es  ihm  sehr  lieb,  sich  dazu  zwingen  zu  lassen  und  vom  Parla- 
ment zu  verlangen,  dass  es  die  vollendete  Tatsadie  in  Reeht  verwandle.  Inde«, 
man  muss  Briand  die  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen,  dass  er  nicht  zögerte, 
sie  eines  besseren  zu  belehren.  Von  dem  ersten  Augenblicke  an,  als  die  jyfNÜ- 
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kalistischc  Agitation  der  Lehrer  anfinpr.  irinmrte  er  die  Gründer  des  neuen 
Syndicat  des  instiiutcurs  du  Khdnc  an  die  Abmachung  und  bat  sie,  ihren  Plan 
nicht  weiterzuführen  v.\v\  zu  warten,  bis  das  Gesetz  ihr  Recht  regle.  Warum 
druckte  er  denn  nicht  bei  dieser  Bewegung  seiner  üntergcbcnon  ein 
Auge  zu?  Weil  diese  Bewegimg  mit  einer  revolutionären  syndikalütischeu 
Agitation  zusanunenfiel,  die  im  März  und  April  1906  angefangen  hatte  und  sich 
für  den  i.  Mai  1907  Wunder  von  Unruhen  versprach.  Weil  diese  Agitation 
j^erade  in  dem  Moment  ihr  Maximum  von  Intensität  erreichte,  als  die  syndi- 
kaiistischen  Lehrer  sich  anschickten,  sich  mit  den  Arbeitergewerkschaften  7.\i 
▼ereinigen,  und  weil  das  Parlament,  der  Reflex  des  Kleinbürgertums,  das  die 
materielle  Ordnung  liebt,  erbittert  war  und  drohte,  das  Ministerium  zu  stürzen, 
wenn  es  sich  nicht  entschliessen  würde,  die  Tätigkeit  der  Arbeitergewerkschaften 
auf  ihre  eigentliche  Aufgabe,  die  Wahrnehmung  der  Berufsinteressen,  zu  be- 
schranken. Weil  endlich  an  der  Spitze  des  Ministeriums  Clcmenccau  stand, 
ein  Theoretiker  der  Freiheit  und  Praktiker  der  Autorität,  liberal  bis  zur  An- 
archie in  der  O^ositio«,  autoritär  bis  zum  Jakobintsmus  in  der  Ausübung  der 
Macht,  ausserdem  vollständig  unvertraut  mit  den  Problemen,  die  die  Be$tre> 
bungen  der  Demokratie  der  Arbeit  nach  ökonomischer  Herrschaft  und  nach 
Umwandlung  der  staatlichen  Funktionen  durch  die  daran  interessierten  tech- 
nischen Verbände  aufrollen.  Der  schwere  Fehler  der  syndikalistischen  Lehrer 
bestand  darin,  dass  sie  diese  Gründe  nicht  verstanden.  Allerdings,  ein  radi- 
kaler Minister  hätte  sie  leichter  zur  Einsicht  gebracht,  als  ein  sozialistischer. 
Die  sozialistische  Partei  hätte  sie  beraten  müssen,  hätte  sie  auffordern  sollen, 
vorerst  das  höchst  wichtige  demokratische  und  soziale  Interesse  zu  berück- 
sichtigen, das  in  der  Vollendung  der  Verweltlichung  des  Staates  lag.  Aber 
in  allzu  grosser  Nachgiebigkeit  gegenüber  den  anarchistischen  Leitern  der 
Confid^ratioH  hat  sie  es  verabsäumt,  einen  so  klugen,  politischen  Rat  zu  geben. 
Von  da  ab  haben  wir  zwischen  den  Radikalen  und  den  Sozialisten  einen  Kampf 
bis  aufs  Messer,  im  Parlament,  in  der  Presse,  in  den.  Versammlungen.  Die  Be- 
fugnis benutzend,  die  der  Parteitag  von  Chalon  ihnen  gelassen  hat.  übertragen 
die  Pariser  Wahlvereinc  den  Kampf  auf  das  Wahlgehiet  und  halten  ihren 
Kandidaten  für  deu  Senat  bis  zur  dritten  Abstimmung  gegen  den  radikalen. 
B«i  den  kommenden  Ergänzungswahlen  weisen  sie  trotz  der  zu  ^ten  Oppo- 
sition aller  Pariser  Abgeordneten  jedes  Zasammet^dien  bei  der  zweiten  Ab- 
stimmung zurück,  verlieren  die  Sitze,  die  ihnen  zukamen,  und  sind  schuld 
daran,  dass  die  Radikalen  Sitze  verlieren,  die  die  klerikal-nationalistische  T'artei 
gewinnt.  Dieses  politische  Faktum  ist  unbedeutend  gegenüber  dem  gewerk- 
schaftlichen. £s  vollendet  aber  den  Bruch  zwischen  den  beiden  für  den  poli- 
tischen nnd  sozialen  Fortschritt  notwendigen  Elementen.  Wie  die  Sozialisten 
nach  links,  haben  sich  die  Ra<Ukalen  nach  rechts  geworfen.  Der  böse  Wille 
des  Senats  gegenüber  dem  ganzen  wirtschaftlichen  Teile  des  radikalen  Pro- 
gramms ist  dadurch  noch  gesteigert  worden.  Diesen  Teil  haben  aber  die  Radi- 
kalen und  Sozialisten  gemeinsam.  Heute  ist  alles  in  der  Schwebe:  Das  Gesetz 
über  die  Sonntagsruhe  ist  in  der  Kammer  wieder  in  Frage  gestellt;  die  Ges^e 
über  die  Arbeitervcrsicherung  und  über  die  Verstaatlichung  der  Westbahn 
werden  vom  Senat  aufgehalten;  das  Gesetz  über  die  Einkommensteuer  wird 
nur  /TO  forma  diskutiert  und  wird  nicht  zur  Abstimmung  gelangen. 

Die  Bewegung  der  Winzer  des  Sudens  hat  das  Übet  noch  verschlimmert  und 
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seine  Ausdehnung  und  Tiefe  gezeigt.  Erfüllt  von  dem  Aberglauben  an  den 
Staat  haben  die  Siidländer  vom  Parlament  mul  von  der  Regierung  ein  Wunder 
verlangt.  Erst  wollte  C  lemenceau  die  Bewegung  nicht  ernst  nehmen,  dann  gab 
er  ihr  eine  tragische  Wendung.  Durch  das  Zetergeschrei  der  Konservativen 
erregt,  sah  er  in  den  militarisdien  Meutereien  ein  Ergebnis  der  antimiUtaristi- 
scfaen  Propaganda  und  schleuderte  das  letzte  Stück  seines  Programms  in  den 
Abgrund:  die  Unterdrückung  der  Kriegsgerichte  in  Friedenszeiten.  Auf  die 
heftigen  Worte  der  von  der  sozialistischen  Partei  unterstützten  Syndikalisten 
erwulert  die  Regierung  durch  gewaltsame  Tat»*n.  Der  Demagogie  stellt  sie  den 
Jakobinismus  gegenüber.  Das  mit  dem  Volkswohl  geschminkte  und  der  Staats- 
räson bewaflfhete  Gesetz  erhebt  sidi  wie  eine  Festung,  in  der  alle  Erhalter  des 
Bestehenden  Schutz  finden.  Der  Aufruhr  schleudert  seine  \virl)c]nden  Schwfinne 
und  ersetzt  die  Zahl  durch  Aktivität  und  dir  Kraft  ilincn  Kühnheit.  Mörde- 
rische Worte  pfeifen  wie  Kugeln.  Hier  ahmt  man  dir  rt'.olutionärcn  Com- 
mune, dort  dem  Konvent  nach.  Weder  die  einen,  noch  cht-  anderen  haben  es 
verstanden,  die  Inventur  der  schweren,  glorreichen  Vergangenheit  zu  machen. 
Wir  haben  es  nicht  verstanden,  aus  der  französischen  Revolution  eine  Ldire 
und  aus  ihren  Resultaten  Nutzen  zu  ziehm.  Dieser  Gehorsam  bdder  Seiten 
gegenüher  dem  revolutionären  Konservatismus  zeugt  von  einer  gewissen  Geistes- 
trägheit. W  ahrend  Clemenceau  die  Einheit  und  UtUeilharkeit  der  Ro|)uhlik 
mit  den  Phrasen  Robespierres  proklamiert  (ein  Robespierre,  der  den  Berg  in 
den  Sumpf  versinken  lässtl),  jauchzen  die  Sozialisten  der  militärischen  Dis- 
ziplinlosigkeit zu,  und  die  Anarchisten  des  Syndikalismtts  bemfihen  sich,  auf 
der  ganzen  Linie  Streiks  zu  organisieren,  um  die  Regierung  zu  verhindern, 
Truppen  nach  dem  Süden  zu  schicken.  Wenn  das  Ministerium  in  seiner  Angst 
zur  Strenge  gegen  die  aufrührerische  Soldateska  neigt  und  die  echt  franzö- 
sischen  Charakterzüge  freiwilligen,  aber  vernünftigen  Gehorsams,  die  die 
Haupttriebfeder  unserer  nationalen  yertudigaag  bilden,  zer8ti5rt,  wenn  die 
Sozialisten,  ins  entgegengesetzte  Extrem  lallend,  die  Disziplinlosigkeit  als 
ruhmvolles  Beispiel  aufstellen,  was  wird  von  unserer  Armee  übrig  bleiben? 
Ob  stehcntle.s  Heer,  ob  Miliz:  eine  Volkswehr  kann  nur  durch  Disziplin  leben. 
Die  Sozialisten  konnten  die  jungen,  durch  das  Feuern  in  Narbonne  gegen 
Landsleute  ihrer  engern  Heimat  furchtbar  aufgeregten  Soldaten  entschuldigen 
—  ein  Feuern,  das  durch  Spitzel  veranlasst  worden  war  — ,  aber  von  Ent- 
schuldigen bis  zum  Verherrlichen  des  Aufruhrs  eines  Regiments  ist  ein  grosser 
Schritt,  den  man  nicht  tun  darf,  wenn  man  an  die  Unabhängigkeit  unseres 
Landes  denkt,  die  Unabhängigkeit,  die  nicht  nur  für  unser  nationales  Leben, 
sondern  auch  für  die  Sache  der  Demokratie  und  des  Sozialismus  der  anderen 
Lander  Europas  von  Bedeutung  ist.  Die  Reaktionäre,  die  Rnnkelrfiben-  und 
Zuckerkönige,  widersetzen  sich,  während  sie  die  Aufregung  im  Süden  schüren, 
in  der  Kammer  den  Repressivgesetzen  gegen  die  Wcinfälschungen,  die  den 
Süden  beruhigen  würden.  Ihr  trauriger  Sieg  wird  durch  unsere  Spaltung  ge- 
schaffen: sollen  wir  uns  bekämpfen,  uns  schwächen,  bis  durch  andere  Siege 
unser  gamces,  durch  dreissigj ährige  Arbeit  gewonnenes  Terrain  wieder 
in  ihren  Besitz  ubergeht? 

Das  ist  unser  grÖsster  Fehler,  dass  wir,  die  Partei  der  Zukunft,  weder  unser 
Denken,  noch  unsere  Kraft  zu  disziplinieren  verstanden  haben.  Wenn  wir,  nach 
drei  Revolutionen,  die  uns  vor  der  Gefahr  bewahrt  haben  sollten,  dner  Kata> 
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Strophe  entgegengehen,  die  ausser  der  gewaltsamen  Aassenseite  nichts  Revola* 
tionäres  haben  wird,  so  verdanken  wir  das  einer  falsdien  und  engen  Auslegung 

des  Marxismus.  Karl  Marx  durch  Tilanqui  erklären,  die  ungeheure  ökonomische, 
politische,  moralische,  soziale  Bewegung  der  modernen  Menschheit  auf  die  zu 
einfachen  Liniea  eines,  noch  dazu  durch  immer  wachsende  Neigung  zu  Gewalt- 
mitteln vereinfachten  Klassenkampfes  zurückführen  zu  wollen,  das  ist  unser 
Fehler.  Warum  haben  wir  ihn  begangen?  Weil  wir  alle  Nichts-aU-PolUiker 
sind,  alle,  und  namentlich  auch  die  Anarchisten  des  SyndikoUamus,  weil  wir 
alle  geg!aul)t  hal)cti.  dass  die  Erobcrutig  dos  Staates,  sei  es,  um  uns  seiner  zu 
bemächtigen  oder  ihn  zu  zerstören,  für  alles  genügen  und  uns  alles  geben 
würde.  Wir,  die  wir  wollen,  dass  die  Arbeiterklasse  alle  anderen  sozialen 
Klassen  absorbiere,  was  haben  wir  getan,  um  sie  auf  diese  ihre  Souveränität, 
das  rechtmässige  ^el  tmaerer  Bemfihungen,  cten  Daseinsgrund  des  Sozialismus, 
vorzubereiten?  Von  IntelldctueUen,  die  mit  Schulreminiszenzen  vdigepfropft 
sind,  geführt,  haben  wir  sozusagen  Politik  getrieben,  die  einen  nach  parlamen- 
tarischem Modus,  die  anderen  durch  einen  Kompromiss  zwischen  Parlamentaris- 
mus und  negativer,  zerstörender  Agitation,  wieder  andere  durch  Negation  jedes 
Parlamentarismus,  indem  sie  die  Politik  auf  die*  Strasse  verlegten.  Jetzt  sind 
wir  alle  auf  der  Strasse;  ob  wir  wollen  oder  nicht,  die  Anarchisten  haben  uns 
dahin  geschleppt.  Werden  wir  dort  die  Arbeiterklasse  finden,  die  organisierte 
Arbeiterklasse,  wie  manche  ruhmredig  meinen?  O  nein.  Wir  finden,  wenn 
wir  dort  nicht  allein  vergeblich  warten,  eine  vom  Elend  auf  die  Strasse  gewor- 
fene, vom  Lärm  berauschte,  wm  Worten  bet&rte  Menge,  die  ebenso  schnell 
verschwinden  wird,  wie  sie  sich  angesammelt  hat.  Die  organmerte  Arbeiter- 
klasst  Frankreichs?  Wo  ist  sie?  Wollen  wir  unsere  Gewerkschaften  und 
unsere  Genossenschaften  zählen  und  den  Mut  haben,  sie  mit  den  englischen  und 
den  deutschen  zu  vergleichen  ?  Unsere  Politiker  der  Anarchie  halten  gut  Wache 
um  ihre  Gewerkschaften,  damit  die  Masse  der  Berufsangehörigen  nur  ja  nicht 
hmemkommt!  Zur  direkten  Aktion»  ni  der  sie  die  Arbeiterwut  auffofdem, 
genügen  ihnen  kleine,  ausschliesslich  ans  Aufhetzem  der  Menge  bestehende 
Zirkel.  Welche  Verachtung  des  Volkes,  und  wdche  aristokratische  Demagogie ! 
I'nd  warum  führen  diese  gewaltsamen  Minoritäten  die  sozialistische  Partei 
dahin,  wo  sie  nicht  hin  will?  Vom  extremsten  Anarchisten  bis  zum  extremsten 
Parlamentarier  unter  uns  tragen  wir  alle  eine  Kette,  eine  Kette  der  Furcht, 
nidit  so  weit  vorgeschritten  zu  sein,  wie  unser  Vordermann.  Und  so  jagen 
wir  alle  vorwärts,  bleich  und  erschreckt,  in  einer  Panik,  die  lächerlich  wäre, 
wenn  der  Abgrund  nicht  am  Ende  stände. 

In  einem  Jahihandert  poUtiidier  Freiheit,  intelldctudler  Emanzipation  und 
Afbdtsteilnng  geboren,  sind  wir  den  alten  Aberglauben  noch  nicht  kw  geww- 

dcn.  Wir  haben  das  Gesetz  gering  geachtet,  das  doch  die  einzige  Stütze  und 
die  einzige  Bürgschaft  der  Freiheit  ist.  Wir  haben  die  Arbeiter  nicht  gelehrt, 
sich  selbst  zu  führen,  sondern  uns  angemasst,  sie  zu  führen.  Waren  wir  wenig- 
stens zu  dieser  Aufgabe,  Menschen  zu  leiten,  geeignet?  Wenn  ich  an  die  un> 
nütz  venchleuderte  Mühe,  an  die  zerstörte  Gesundheit,  an  das  geopferte  Leben 
derer  denl»,  die  sofort  nach  der  Commune  sich  bemühten,  den  sozialistischen 
Organisfnus  in  Frankreich  zu  schaflfcn.  erfasst  mich  ein  tiefes  Mitleid,  es 
nimmt  mir  den  Afut,  an  so  viel  falsch  angewendeter  Aufopferung  Kritik  zu 
üben.  Ich  muss  es  dennoch  tun,  denn  ich  bin  mitschuldig  an  all  den  Irrtümern. 

39* 
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Hatten  wir  denn  das  Recht,  das  Leben  und  seine  Realitäten  zu  verkennen? 
Wir  haben  ^c^cu  die  Arbeitsteilung  gesündigt:  F'in  törichter  Bücherstolz  hat 
uns  in  eine  müssigc  Scholastik  eingesponnen.  Wir  haben  im  Arbeiter  wesentlich 
nur  den  Manifestanten  der  Strasse,  den  Zuhörer  der  öffentlichen  Versammlung, 
den  Träger  des  Stimmzettels  gekannt,  das  heisst  den  Menschen,  der  schon 
durch  uns  bccinflusst  war.  Unsere  Aufgabe  aber  ist  es  nicht,  unseren  An- 
hängern das  Paradies  zu  versprechen.  Nein,  wir  müssen  ihnen  sagen :  Für 
morgen  ist  ebensowenig  ein  Paradies  da,  wie  heute  eine  Hölle  ist,  sondern 
nur  ein  fortgesetztes  Besserwerden,  dessen  Urheber  ihr  selbst  sein  werdet. 
Ihr  werdet  dieses  Bessere  nur  erreichen,  wenn  ihr  es  durch  eure  Anstrengun- 
gen verdient  haben  werdet.  In  dieser  kcmplizierten  Gesellschaft,  deren  wesent- 
lichen Teil  ihr  bildet,  seid  ihr  nicht  nur  Arbeiter,  ihr  seid  auch  Menschen,  also 
moralische  Wesen.  Gebt  der  Gewerkschaft  eure  ökonomische  Tätigkeit  als 
Produzenten  und  der  Genossenschaft  eure  ökonomische  Tätigkeit  a1>  Konsu- 
menten! Die  Demokratie  ist  der  Rahmen  eurer  politischen  Belrciung,  seid 
Demokraten  der  Vorhut,  um  die  Masse  mitzuzidien,  und  nicht  um  euch  gegen 
sie  zu  wenden !  Führt  diese  Masse  den  ökonomischen  Lösungen  entgegen,  die 
euch  nicht  die  vollständige  Souveränität  verschaffen,  aber  euch  helfen  werden, 
sie  selbst  zu  erwerben,  zeigt  ihr  als  Aufgabe  die  Verwandlung  des  Staates  in 
eine  Demokratie  und  die  seiner  Autoritäts-  und  hierarchischen  Funktionen  in 
Funktionen  des  öffentlichen  Dienstes  und  der  Arbeitsteilung!  Wir  haben  die 
Pflicht,  den  Arbeiter  aufzuklären,  ihn  die  von  jeder  politischen  Vormundschaft 
freie  Gewerkschaft  schätzen,  die  Konsumgenossenschaft  benutzen  zu  lehren, 
um  eine  kontrollierende  Macht  über  flie  Preise  und  die  Qualität  der  fürs  Leljen 
notwendigen  Dinge  zu  bilden,  wir  müssen  die  Versicherungseinrichtungen  mit 
unserm  Hauche  beleben  und  dürfen  sie  nicht  als  bürgerliche  Erfindungen  dar- 
stellen, um  den  Arbeiter  vom  Sozialismus  abzuwenden,  wir  müssen  die  Ar- 
beiter einer  Branche  auffordern,  die  Gewcikscfaaft  dazu  zu  benutzen,  Kollektiv- 
verträge mit  den  Unternehmern  abzuschKesseo.  Mit  einem  iVVorte,  wir  müssen 
uns  dem  Leben  widmen  und  nicht  Dogmen  zu  formulieren  trachten. 

Unsere  Intellektuellen  sind  es,  die  den  Dc^matismus  geschaffen  und  gdialten 
haben.  Abgetiehen  vtm  einigen  rühmlichen  Ausnahmen,  sind  sie  mit  der  Über- 
zeugung in  die  sozialistische  Partei  eingetreten,  dass  sie  nichts  mehr  zu  lernen 

hätten.  Hatten  sie  nicht  soviele  jähre  ihres Leben>der  Ivrwerbung  von  Kenntnissen 
gewidmet  ?  Man  glaube  nicht  einen  Moment,  dass  ich  die  Wissenschaft  gering- 
schätze. Ganz  im  Gegenteil,  das  gerade  ist  das  Schlimme,  dass  man  sie  so 
wenig  im  Dienste  einer  Sache  anwendet,  deren  Erfolg  von  der  Nutzbarmachung 
der  von  ihr  geschaffenen  Werte  abhängt  Arbeitsteilung,  du  Göttin,  die  du 
den  ^lenschen  die  Freiheit  am  Horizonte  zeigst  tmd  die  Hierarchie  in  Gleich- 
heit auflösen  wirst,  neige  deine  Blicke  zu  uns  und  beseele  unsere  Wirksamkeit ! 
Nötige  unsere  sozialistischen  Chemiker,  uns  zu  sagen,  welche  Gifte  den  Arbeiter 
bei  der  Arbeit  tdten,  und  zu  schweigen,  wenn  es  sich  darum  handeln  wird,  die 
Tätii^eit  der  R^erung  in  Marokko  zu  kritisieren  I  Erinnere  tmsere  Mathe- 
matiker, dass  die  Abgeordneten  unserer' Partei  den  Finanzmecbanismus  reorga- 
nisieren lernen,  und  unsere  Historiker,  dass  die  Arbeiter,  wenn  sie  die  Ursachen 
und  Folgen  der  Junischlacht  und  der  Commune  wüssten,  sich  heute  lücht  den 
selben  Gefahren  aussetzen  würden  l  Halte  unsere  Ärzte  an,  eine  soziale 
Hygiene,  und  unsere  Juristen,  ein  neues  Recht  zu  schaffen  I 
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Unsre  Ht^uiig  liegt  in  d  e  n  Gewerfcschaften,  die  sich  niemals  tun  die  Dog- 
men gewisser  Intellektuellen  gekümmert  und  niemals  anarchistische  Politik  ge- 
trieben haben.  Sie  sind  die  stärksten  an  Zahl  und  an  Macht  gegenüber  dem 
Unternehmertum  und  diejenigen,  deren  Mitglieder  am  bewusstesten  und  am 
besten  diszipliniert  sind.^)  Sie  schreiten  der  sozialistischen  Wirklichkeit  ent- 
gegen, mit  sicliererm  Schritt,  als  unsere  Revoluiumäre.  Wenn  ein  revolntio- 
näres  Wunder  morgen  die  Souveränität  der  Arbeit  brächte,  wären  sie  bereit, 
sie  auch  ^virklich  auszuüben,  während  die  Politiker,  die  Anarchisten,  sich 
im  Chaos  herumschlagen  und  Massen  unorganisierter  Arbeiter  auf  einander 
schleudern  würden.  Wir  geeinigten  Sozialisten,  die  wir  durch  verkehrte  Kon- 
gressbeschlüsse  zu  veralteten  Methoden  zurückgeföhrt  worden  sind,  haben  ge- 
fehlt. Haben  nun  diejenigen,  die  ausserhalb  der  Einigung  geblieben  sind,  die 
Unabhängigent  die  von  uns  zu  lange  vernachlässigte  Aufgabe  unternommen, 
mit  der  wir  uns  zu  beschäftigen  begannen,  als  die  Einigung  uns  in  die  reine 
Oppositionspolitik  zurückwarf?  Leider  nein.  Sie  schwanken  steuerlos  zwischen 
Briand  und  Jaures,  und  ihre  Haltlosigkeit  ist  in  den  letzten  grossen  Debatten 
Idar  zu  tage  getreten. 

Die  gegenwärtigen  politischen  Verhältnisse  mössen  uns  zur  Reaktion  fuhren. 
Zweimal  in  zwanzig  Jahren  haben  eine  demagogische  Opposition  auf  der  einen, 
eine  Korruption  auf  der  andern  Seite  die  republikanischen  Einrichtungen  ge- 
fährdet. Vor  zwanzig  Jahren  war  es  der  Boulangismus,  vor  l)ald  zehn  Jahren 
war  es  der  Nationalismus.  .Wollen  wir  jetzt  der  Reaktion  den  Weg  ver- 
sperren, so  müssen  wir  alle,  Radikale,  Sozialisten.  Gewerkschafter,  ans  Werk 
gehen,  an  unsere  Pflicht,  die  darin  besteh^  die  poliitsche  und  die  ökonomische 
Demokratie  gemeinsam  vorzubereiten! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

CLRÜDIO  TREVES  •  DIE  BEIDEM  TEMDENZEM 

rTprWj^T I EDER  eine  Spaltung  in  der  sozialistischen  Partei  Italiens!  Die 
"deutschen  (jenossen  dürften  erstaunt  und  ein  wcnit,'  gclan^- 
weilt  sein.  Diese  Italicner,  werden  sie  sagen,  beanspruchen 
einen  gar  zu  breiten  Raum  in  der  Chronik  des  intematio- 
ULALSkialen  Sozialismus,  und  dies  immer  mit  ihren  Diskussionen 
und  ihren  Spaltungen.  Die  deutschen  Genossen,  die  so  sprechen,  mögen  aber 
folgende  Umstände  nicht  ausser  acht  lassen:  Italien  ist  eines  der  difTcrenzier- 
testen  Länder  in  ökonomischer,  sozialer,  poHtisc!icr  uiul  moralischer  Hinsicht. 
Vom  Norden  mit  seinen  grossen  Industricplatzen  bis  zum  Süden  mit  seinen 
Campagnas,  wo  die  unterschiedlichsten  Systeme  der  Bebauung  und  der  Be- 
teiligung der  Albeiter  an  der  Produktion  bestehen,  welche  ein  kompliziertes 
Mosaik  von  ökonomischen  Typen !  Naturgemäss  ist  es  schwer,  hier  eine 
Versöhnung  der  sozialistischen  Anschammg  und  Aktion  zw  erzielen.  Ferner 
ist  zu  bedenken,  dass  der  italienische  Geist  subtil,  leidenschaftlich  und  aus- 
gcsproehen  intellektualistisch  ist.  Hierzu  tritt  ein  sehr  schwach  entwickeltes 
Gefühl  für  Disziplin  und  ein  ▼olliger  Mangel  an  Respektsgeffihl  g^;enüber 
der  Führung.  Die  Neigung  der  Polemik  wird  von  der  Verschiedenheit  des 
Kulturzustandes  der  einzelnen  Distrikte  begünstigt,  entspricht  der  italienischen 

*)  \'rTg).  Etiennc  Buissnn  b,-ii!en  Tendenzen  in  der  frOMisischt»  GtWefktth^UbtWtgung 

in  diesem  Bande  der  Sozialis lucken  Monatshefte,  pag.  523. 
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Geistesanlage  und  findet  gemeinhin  keinen  cnergiscbeti  Zügel  an  der  Autorität 
der  älteren,  erfahreneren  und  angeseheneren  Genossen.  Somit  darf  die  neue 
Spaltung  von  den  deutschen  Genossen  nicht  a  priori  als  ein  Unglück  angesehen 
werden,  sondern  vielmebr  als  ein  natfiriichM  Ereignis  im  intautven  Partei- 
leben Italiens,  etwa  unter  dem  Bilde  eines  Flusses,  der  die  Dämme  bricht  und 
sich  ein  neues,  bequemeres  Bett  gräbt. 

Diese  neueste  Spaltung  scheidet  eigentficb  nur  das  formell,  was  schon  lange 
substantiell  geilten  war.  Seit  langer  Zeit  war  der  Syndikalismus  von  der 
sozialistischen  I^rtei  getrennt,  weil  seine  Theorie  ihre  ureigensten  Lebens- 
bedingungen verneinte.  Und  in  der  Praxis  hatte  sein  Versuch  —  der  zwar 
immer  vergeblich  und  fruchtlos  blieb,  aber  die  stete  Quelle  von  Zweideutig- 
keiten, Niederlagen  und  Zwist igkeiten  war  — ,  die  wirtschaftlichen  Organi- 
sationen gegen  die  Partei  auszuspielen,  sowie  seine  offene,  scharfe  Feindschaft 
gegen  die  sozialistische  Parlamentsfraktion  tmd  die  je  nach  Temperament  der 
einzelnen  mdir  oder  minder  scharf  hervortretende  Gegnerschaft  gegen  das 
ganze  Prinzip  der  parlamentarischen  Aktion  die  Kluft  zwischen  den  Syndi- 
kalisten und  der  Partei  immer  tiefer  gerissen.  Schliesslich  gestanden  die 
wenigen  Syndikalisten,  die  trotz  alledem  in  der  Partei  blieben,  dass  sie  nur 
blieben,  um  das  Prestige  der  Parteizugehörigkeit  im  Interesse  der  synäi- 
kaustischen  Agitation  auszunutzen.  Es  war  allmählich  allen  Idar  geworden, 
dass  die  Dinge  zur  Spaltung  reif  waren,  dass  es  nur  eines  Anstosses  bedurfte. 
Dieser  Anstoss  war  die  bekannte  Affäre  der  Azionc,  der  syndikalistischen 
Tageszeitung,  die  in  der  allerschärfsten  Weise  die  Parlamentsfraktion  und 
ganz  besonders  den  Genossen  Enrico  Ferri,  den  Chefredakteur  des  Avanti, 
angriff,  tmd  die  beschuldigt  wurde,  ihre  Subsistenzmittel  aus  verdächtiger 
Quelle  zu  beziehen.  Die  Aufklärung,  die  die  Asione  gab,  verdichtete  nur  das 
Dunkel,  das  über  den  Ursprüngen  dieses  Blattes  liegt.  Die  Polemik  zwischen 
Azione  und  Avanti  wurde  naturgemäss  in  den  allerschärfsten  Formen  geführt. 
Die  Syndikalisten  glaubten,  sich  mit  der  Asione  solidarisch  erklären  zu  müssen, 
und  besdiuldigten  Morgari,  seine  EnthSnungen  nur  aus  Hass  gegen  den 
Synt^tMsmus  gemacht  zu  haben.  In  der  Hitze  dieser  Kämpfe  tauchte  unter 
ihnen  die  Idee  eines  ersten  Kongresses  der  Syndiktüisten  Italiens  auf. 

Und  so  hielten  sie  ihn  denn  in  den  Tagen  vom  29.  Juni  bis  zum  x.  Juli  in  Ferrara 

ab.  Warum  gerade  dort?  WTeil  die  weiten,  gesegneten  Fluren  des  ferrarc- 
sischen  Gebietes  der  Schauplatz  häufiger,  erbitterter  und  allgemeiner  Land- 
arbeiterstreiks sind.  Die  streikreichste  Landschaft  erschien  als  der  geeignetste 
Schauplatz  des  Kongresses  der  Syndikalisten,  die  in  der  direkten  Aktion,  will 
sagen  im  wilden  Streil^  ihre  ganze  Kampfestaktik  beschlossen  sehen.  Und 
doch  war  diese  Idee  keine  gluckliche.  Denn  die  Streiks,  die  dort  tobten,  ent- 
zogen dem  Kongrcss  einen  Teil  der  Aufmerksamkeit,  und  er  fand  SO  weit 
geringere  Beachtung,  als  seine  Veranstalter  gehofft  hatten. 

Der  Kongress  arbeitete  sehr  schnell.  Natürlich  nahm  er  gleich  am  Anfang  der 
Verhandlungen  eine  Resolution  an,  die  die  Reinheit  der  Ursprünge  der  Zeitimg 
Aztone  betonte.  .\ber  gleichzeitig  beschloss  man  die  Übersiedelung  der  Zei- 
tung von  Rom  nach  Bologna  und  für  die  Zwischenzeit  die  Einstellung  ihres 
Erscheinens.  Die  Zeitung  scheint  also  begraben.  Die  praktisch  wichtigste 
Diskussion  drehte  sich  um  die  Beziehungen  der  syndikalistischen  Richtung  zu 
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der  sozialistischen  Partei.    Die  Meinungen  hierüber  waren  geteilt.  Einige 
behaupteten  die  Notwendigkeit,  als  Saitcrtci}^  in  der  Partei  zu  bleiben,  aiukrc 
forderten  eine  absolute  und  sofortige  Trennung.    Trotz  des  Widerspruciis 
£.  Leones,  des  getrildetsten  Vertreters  des  SyndikoUsmus,  triumphierte  die 
zweite   Richtung.     Die   Motive  wurden  in  einer  von   Mazzoldi  bean- 
tragten Resolution  niedergelegt,  in  der  es  am  Eingang  heisst,  >dass  die  so- 
zialistische Partei,  die  aus  einem  Personengemisch  besteht,  das  keine  spezi- 
fischen Klassenintcrcsscn  vertritt,  nicht  im  stände  ist,  eine  Revolution  durch- 
zuführen, oder  auch  nur  ein  gesundes,  revolutionäres  Bewusstsein  im  Prole- 
tarier vorzubereiten  ......    Während  der  Kongress  sich  von  der  Partei 

lostrennte,  beschloss  er  das  Verbleiben  der  Syndikalisten  in  der  Confedcrasione 
del  Lavoro.  Es  ist  dies  der  mächtige  Verband  der  gewerkschaftlichen 
Organisationen  Italiens;  sein  Sitz  ist  in  Turin,  und  seine  Leitung  ist  sozia- 
hsüsch-reformistisch.  Die  Redner,  die  für  den  erwähnten  Beschluss  ein- 
traten, beschuldigten  die  Confwdenmone,  ihre  Aufgabe  verraten  zu  haben; 
aber  gerade  deshalb  mussten  die  Syndikalisten  in  sie  eindringen,  um  sich  der 
Leitung  zu  bemächtigen. 

Hiermit  hatte  der  Kongress  seine  Hauptaufgabe  erfüllt.   Er  hatte  die  Tren- 

mmg  der  Syndikalisten  von  der  politischen  und  ihr  Verbleiben  in  der  gewerk- 
schaftlichen Organisation  des  italienischen  Proletariats  beschlossen.  Indessen 
wollte  er  auch  noch  einige  Kriterien  der  sydikalistischen  Betätigung  auf- 
stdlen.  Diese  Kriterien  sind  denen  des  Reformismus  diamtral  entgegengesetzt. 
Die  Genossin  Rygier  erklärte  in  ihrem  Referat  über  die  Auffassung  des  Syndi^ 
kcMsmus  vom  Staate  und  der  Reformen,  dass  die  Syndikalisten  an  beiden  kein 
Interesse  nehmen,  dass  die  Gewerkschaften  durch  sich  und  aus  sich  selbst 
heraus,  durch  die  Macht  ihrer  direkten  Aktion  die  Verbesserungen  der  Lage 
ihrer  Mitglieder  schatten  köimen  und  sollen.  Die  sozialen  Gesetze  sind  nach 
der  Referentin  unnütz  und  unwirksam  für  das  Proletariat,  weil  sie  stets  ein 
Ausfluss  der  Klassenherrschaft  sind.  Die  Ausführungen  mündeten  in  eine 
von  ihr  vorgeschlagene  Resolution,  welche  besagt,  dass  die  syndikalistische 
Aktion  in  ihrem  Wesen  aiitistaatlich  sein  soll  und  muss.  Ein  anderer  Kon- 
gressteilnehmer, Mariani,  behauptete  die  Xotwendigkeit,  alle  bestehenden  Ein- 
richtungen zu  negieren.  Für  Enrico  Leone  soll  die  Aktion  nur  darum  anti- 
staatlidi  sein,  weil  der  Staat  seine  Gesetze  hn  Interesse  der  Erhaltung  der 
bestehenden  Gesellschaftsordnung  macht.  Nur  schüchtern  wagte  sich  bei 
einigen  Teilnehmern  des  Kongresses  die  Neigung  hervor,  der  sozialen  Ge.setz- 
gebung  und  den  Reformen  das  Wort  7U  reden.  .\uch  regte  sich  das  Be- 
denken, dass  die  Antistaatlichen  beim  Anarchismus  pur  et  simple  enden  mochten. 
Aber  die  grosse  Mehrheit  votierte  für  die  Resolution  Rygier. 

Das  Kongressnuiglied  de  Ambris  legte  in  einer  Resolution  die  Ansichten  über 
die  Taktik  nieder.  Nach  ihm  haben  sich  die  alten  Formen  des  gewerkschaft- 
lichen Kampfes  überlebt.  Der  Streik  ist  die  proletarischste  Methode,  die 
Kräfte  zu  erproben.  De  Ambris  zieht  die  grossen  den  kleinen  Streiks  vor. 
Die  Revolution  besteht  nach  ihm  nicht  sowohl  in  Gewalttätigkeit,  als  vielmehr 
in  dem  gänzlichen  Bruch  der  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  Er 
akzeptiert  alle  Kampfformen,  die  Sabotage  eingeschlossen,  um  das  Kapital  zu 
schlagen.  Das  Kongressmitglied  de  Giovanni  will  von  der  allgemeinen  Zer- 
störung die  Konsumgenossenschaften  ausgenommen  wissen,  wegen  der  Hilfe, 
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die  sie  in  Strcikf allen  bringen  können.  Eldais  bezeichnet  es  als  notwendii^, 
dass  der  Syndihalismus  auch  das  religiöse  Gefühl  zerstöre.  Schliesslich 
schlägt  Orano  eine  Resolution  in  Sachen  des  Antimilitarismus  vor,  die  der 
Arbeiterklasse  die  Pflicht  aaferlegt,  ^dle  Negation  jeder  militärischen  Ein- 
richtung anzubahnen,  zu  entwickeln  und  zu  vollenden«;  es  mfisse  mithin  »jeder 
junge  Arbeiter  vor  der  Aushebung,  wie  in  der  Kaserne  an  der  Propaganda 
trilnohmen,  durch  die  das  Heer  und  das  autoritäre  Recht  des  Staates  negiert 
wcrdcnc. 

  • 

Es  würde  ungerecht  sein,  über  die  Intelligenz  der  italienischen  Syndikalisten 
auf  Grund  dieses  Kongresses  zu  urteilen,  der  unvorbereitet  und  wie  ein  Kriegs- 
rat auf  d^m  Schlachtfelde  gehalten  wurde.  Der  italienische  Syndikalismus 
zählt  in  seinen  Rahen  vide  der  sogenannten  luttUektueüen  und  rdativ  sogar 
bedeutend  mehr»  als  der  Refonmsmus,  den  er  als  eine  D^eneration  des  Sozia- 
lismus  bekämpft,  die  von  den  bürgerlichen  Intellektuellen  im  Sozialismus 
herbeigeführt  sei.  Die  meisten  Redner  auf  dem  itongress  waren  Akademiker. 
Der  Syndikalismus  setzt  stolz  die  Gewerkschaft  allen  bürgerlichen  Einrich- 
tungen entgegen.  Weg  mit  der  sozialistischen  Partei !  Die  gewerkschaftliche 
Organisation  genügt,  nicht  bloss  um  den  wirtschaftlichen  Kampf  (für  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit,  Lohnerhöhungen,  Selbstschutz  der  Arbeit)  zu  fuhren, 
sondern  sie  ijenügt  auch  für  den  politischen  Kampf  gegen  die  parisitären  und 
privilegierten  Formen  der  Regieruncr.  für  die  Zerstörung  jedes  Staates  und 
jeder  Regierung:  daher  auch  die  Betonung  de^  antireligiösen  und  antimili- 
taristischen Moments.  Der  Reformismus  antwortet  darauf:  Diese  Ruhm- 
rederei ist  truglich.  Eins  von  beiden:  Entweder  steht  die  Gewerkschaft  alten 
Arbeitern  ohne  Unterschied  des  politischen  und  religiösen  Glaubens  offen  und 
kann  in  diesem  Falle  keine  antimonarchische,  antiklerikale  oder  antireligiö*;e 
Agitation  betreiben,  oder  aber  die  Gewerkschaft  sucht  sich  ihre  Anhänger  aus 
und  bleibt  viel  zu  schwach  für  den  Kampf.  Mehr  noch.  Im  letzteren  Falle 
hält  die  Gewerkschaft  jene  politischen  und  religiösen  Gegensätze  unter  der 
Arbeiterschaft  aufrecht,  die  die  erste  und  natürlichste  Vorbedingung  einer 
wirksamen  Organisation  vereiteln :  die  Eliminierung  jeglicher  Konkurrenz 
unter  den  Arbeitern,  auf  Grund  deren  allein  dem  Kapitalismus^  nu't  .\ussicht 
auf  Erfolg  Widerstand  tjelt  istct  werden  kann.  Wenn  die  Grundlinien  dieser 
Kritik  am  Syndikalismus  ganz  allgenaein  zutrellen,  so  gelten  sie  besonders  für 
Italien,  wo  der  Staat  in  seiner  jüngsten  Formation  durchaus  nicht  kompakt 
genug  ist,  um  nicht  von  Ideen  durchdrungen  zu  werden,  die  von  fest  organi- 
sierten Minoritätsgruppen  mit  machtvoller  Energie  vertreten  werden.  Hieraus 
resultiert  die  Tendenz  des  italienischen  Sozialismus,  den  Staat  nicht  zu  be- 
seitigen, sondern  umzugestalten,  zu  transformieren.  Die  parlatneniarische 
Tätigkeit  ist  das  leichteste  Mittel,  dem  Staate  Reformen  zu  entretssen.  Sic 
schliesst  natürlich  nicht  im  mindesten  die  Wirksamkeit  der  Gewerkschaften 
aus,  sie  wendt  t  sich  aber  gegen  die  direkte  Aktion,  soweit  diese  die  parla- 
mentarische Aktion  paralysiert,  indem  sie  alle  Widerstandskräfte  der  Bour- 
geoisie gegen  sie  mobil  macht.  Der  Generalstreik,  der  die  ausgeprägteste 
Form  der  direkten  Aktion  ist,  wird  von  den  Reformisten  als  das  letzte 
Mittel  des  politischen  Protestes  gegen  die  Knebelung  der  Freiheiten  der  Ar- 
beiter akzqyttcrt  Dagqien  weisen  die  RefarmUten  die  Auffassung  zurück, 
dass  jede  proletarische  Betätigung,  sei  sie  politisch,  ökonomisch,  intellektuell 
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oder  moralisch,  auf  den  Generalstreik  hinzuzielen  habe.  Der  Missbrauch  mit 
den  Generalstreiks  ist  es  gewesen,  der  unter  der  italienischen  Arbeiterschaft 
Misstrauen,  ja  Abscheu  vor  der  Organisation  zweckt  hat,  die  ja  nur  zum 
Streike»  dient.  Die  'Überzeugung,  dass  die  Arbeiter  nur  die  Arme  zu  ver- 
schränken brauchen,  um  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  die  Erhöhung  der 
Löhne,  die  Ahschaffunij  der  politischen  Privilcj^icn,  die  Eroberung  des  Unter- 
richts, kurzum,  alle  \'ortcile  zu  erlangen,  diese  Überzeugung^  hat  unter  den 
Arbeitern  eine  Art  optimistischen  Fatalismus  verbreitet,  auf  Grund  dessen  die 
Arbeiter  sich  von  der  Organisation  fernhalten,  sich  den  Anforderungen  des 
täglichen  Kampfes  entziehen  und  sich  mit  dem  Gedantei  schmeicheln»  dass 
alle  Reformen,  alle  Eroberungen  vom  Himmel  herabfallen  werden,  dass  es 
eigentlich  schon  genügt,  die  Fordeningen  zu  proklamieren.  Eine  derartige 
Auffassung  ist  nur  geeignet,  ein  phantasicvolles  und  für  praktische  Arbeit 
nicht  gerade  schwärmendes  Voll^  wie  das  italienische,  von  jeder  positiven 
Tätigkeit  abzuhalten. 

Der  Rc{ormisinus  seinerseits  hält  fest  an  der  klassischen  Grundanschauung  des 
Sozialismus,  verlangt  aber  eine  Revision  der  Doktrinen,  die  durch  Kritik  und 
Erfahrung  erschüttert  sind.    Er  strebt  nach  einer  radikalen  Umgestaltung 

der  Gesellschaft  mit  dem  Endziel,  Kapital  und  Arbeit  in  den  selben  Händen 
zu  vereinigen.  Er  trennt  die  gewerkschaftliche  von  der  politisch-parlamen- 
tarischen Aktion,  betrachtet  aber  beide  als  solidarisch.  Mit  der  politisch- 
parlamentarischen Aktion,  die  auf  dem  Wahlrecht  basiert  und  im  übrigen 
den  politischen  Streik  als  Protestmittel  nicht  grundsätzlich  ausschliesst,  wird 
der  bnrgnliche  Staat  als  politischer  Ausdruck  der  Kapitalsintcressen  bekämpft. 
Mit  Hilfe  der  Gewerkschaftsbewegung,  der  Genossenschaftsbewegung,  der 
Versichcrungseinrichtungen  werden  alle  die  wirtschaftlichen  Verbcsserungen 
realisiert,  die  mit  der  gegenwärtigen  Gesellschaftsform  und  der  kapitalistischen 
Produktion  vereinbar  sind.  Der  Reformismus  sucht  die  Fraktionen  der  Bour- 
geoisie zu  trennen,  ihre  Vereinigung  zu  erschweren  und  sich  der  einen  gegen 
Äc  andere  za  bedienen,  um  alle  irgendwie  erreichbaren  Vorteile  für  das 
Proletariat  herauszuschlagen,  während  der  Syndikalisutns  die  Bourgeoisie  als 
einen  stets  geschlossenen  Block  betrachtet  und  sicli  Ixmiilit,  da,  wo  er  ihn 
einmal  gespalten  sieht,  ihn  wieder  zusammenzufügen,  indem  er  unterschieds- 
los und  in  der  gleichen  Weise  alle  nichtproletarischen  Parteien  und  Gruiip^  n 
bekämpft  Ein  schärferer  Gegensatz,  als  der  zwischen  Syndikalismus  und 
Reformismus,  ist  nicht  möglich*  Der  Syndikalismus  ist  die  Verkörperung  eines 
mit  anarchistischen  Tendenzen  versetzten  Rcvolutiotiarisiiius.  Der  Reformis- 
mus ist  der  Sozialismus,  der  sich  auf  die  täglich  wachsemlen  Bedürfnisse  des 
Proletariats  eingerichtet  hat  und  durch  bewusste  Massenorganisation  mit  dem 
geringstmöglichen  Gewaltaufwand  die  bestmöglichen  Lebensbedingungen  für 
die  Arbeiter  zu  erreichen  sucht.  Zwischen  diesen  beiden  Richtungen,  der 
direkten  und  der  repräsentativen  Aktion,  besteht  kein  gradueller,  sondern  ein 
substantieller  Unterschied.  Daher  bedeutet  der  Knngress  von  Ferrara  nicht 
die  Spaltung  der  sozialistischen  Partei,  sondern  die  Trennung  einer  Partei 
von  einer  anderen,  deren  Negation  sie  ist,  wie  diese  ihre  Antithese  bedeutet. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Digitized  by  Google 


512     EDUARD  BERNSTEIN  •  GEWERKSCHAFT  UND  PARTEI  IM  UCHTE  INTERNATIONALER  ETC 


EDÜRRD  BERNSTEIN  •  QEWERKSCHRFT  UND 
PnRTEI  im  LICHTE  mTCRNATIONRLCR  ERFAH- 
RUNGEN 


IE  Frage  der  Beziehungen  zwischen  den  politischen  Arbeiterparteien 
und  (It-n  Gewerkschaften,  die  einen  der  ( "jepfenständc  des  Stuttgarter 
internationalen  Kongresses  bilden  soll,  ist  nicht  eine  i'^rage  von  heute 
und  gestern.  Sie  hat,  wie  in  Deutschland,  so  auch  in  anderen  Ländern 
schon  wiederholt  eine  Rolle  gespielt  und  ist  jeweilig  von  Land  zu 
Land  oder  im  gleichen  Land  zu  verschiedenen  Zeiten  anders  beantwortet  wor« 
den.  Sie  ist  demgemäss  nicht  mehr  auf  Grund  abstrakter  Deduktionen  ZU  ent« 
scheiden.  Eine  Fülle  von  Erfahrxmgcn  aus  der  Praxis  liegen  vor.  denen  die 
verschiedenartigsten,  bis  zum  extremen  Gegensatz  gehenden  Gestaltungen 
dieser  liezielmngen  zu  gründe  liegen,  und  aus  denen  sich  durch  methodischen 
Vergleidi  Regeln  ableiten  lassen»  die  einen  hohen  Grad  von  Gesetzmässigkeit 
für  sich  beanspruchen  können  und  entsprechende  Berücksicht!j,nnic^  verlansjen. 
Einige  dieser  Erfahrungen  sollen  in  folgendem  zusammenfassend  erörtert  wenUn. 
Wobei,  auch  wenn  dies  nicht  ausdrücklich  bemerkt  wird.  Fai  tci  immer  als  Be- 
zeichnung für  solche  Organisationen  zu  politischen  Zwecken  zu  verstehen  ist, 
denen  mehr  oder  weniger  ausgesprochene  sozialistisch-demokratische  Pro- 
gramme zu  gründe  liegen,  ob  sie  sich  sogialdemokratische  Partei,  sonaUstische 
Partei  oder  —  wie  die  belgische  Sozialdemokratie  und  bis  vor  kurzem  die 
Marxisten  in  Frankreich  —  kurzweg  Arbeiterpartei  nennen. 

Das  eine  Extrem  der  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Partei  inid  Gewerk- 
schaft bietet  England  dar.  Zum  Verständnisse  der  Dinge  in  England  ist 
zu  bemerken,  dass  im  T radcuniomsmus  geschichtlich,  und  dem  Begritif  nach  in 
den  meisten  Oi^nisationen  noch  heut^  die  5  r  1 1  i  c  h  e  Verbindung,  der  Lokal- 
verein den  Ausgangspunkt  der  Organisation  bildet.  Während  zum  Beispiel 
in  den  deutschen  Zentralverbänden  die  lokale  Organisation  (Zahlstelle.  Filiale 
usw.)  eine  Ausstrahlung  des  Gesamtkörpers  darstellt,  von  ihm  ihre  Rechfe  und 
Instruktionen  zugewiesen  erhalt,  sind  die  meisten  englischen  (iewerkschaften 
Föderativverbände  selbständiger  Lokalvercine,  die  nur  einen  Teil  ihrer  Ver- 
fügungsrechte an  den  Gesamtkörper  abzugeben  haben,  im  übrigen  aber  durchaus 
souverän  sind.')  Beiläufig  ein  Unterschied,  der  bei  der  Gegenüberstellung  der 
deutschen  und  der  englischen  Gewerkschaftsbewegung  fast  regelmässig  übersehen 
wird,  obwohl  er  von  der  grös^ten  Tragweite  ist.  Die  Zentralinstanzen  der 
englischen  Gewerkschaften  sind  in  ihrem  Tun  und  Lassen  viel  mehr  beengt,  als 
die  der  deutschen  Zentralverbände,  ein  weitgetriebener  Lokalismus  hat  hier 
direkt  als  konservativer  Faktor  gewirkt.  Da  England  kein  Verbindungsverbot 
für  politische  Vereine  kennt,  stand  zum  Beispiel  den  gewerkschaftlichen 
Lokalvereinen  nichts  im  W'cjie.  sich  als  solche  politischen  N'erbindungcn  irgend 
welcher  Art  anzuschlie-;<eti.  gleichviel,  wie  der  (  ie>amtveri>and  sich  7\\  ihnen 
verhält.    Das  war  denn  auch  in  der  Chartistenzeit  und  auch  noch  zur  Zeit  der 

')  £a  ist  deshalb  davon  abzuraten,  federation  noch  länger  mit  ytrband  zu  überMtzen:  ftiirratton 
ist  im  CBglitdhca  fast  immer  eine  Verbindunf  mehr  oder  weniger  sclbstiadiger  Elohdten,  Verband 
•ber  hat  allmihlich  in  der  deutschen  Gcwcrkadiafttwelt  den  sehr  bestimmten  Sinn  einer  Zentrali« 
»ation  mit  von  i  h  r  eingerichteten  OrtsfiliaJcn  erhalten ;  die  zweclcmässigste  t)bersetzung  für  ftdt- 
raii«m  ist  Bund, 
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Internationalen  Arbeiterassoziation  der  Fall.  Es  war  sogar  zulässig,  dass  sich 
Lokalvereine  ein  und  der  selben  Gewerkschaft  total  verschiedenen  Verbin- 
dungen anschlössen,  und  nach  formalem  Reeht  vrfinte  das  gleiche  heute  nodi  in 
verschiedenen  Gewerkvereinen  möglich  sein.  Es  ist  das  nicht  so  hdcannt,  weil 

von  (lern  Rechte  meist  nur  spärlich  Gebrauch  gemacht  wurde.  Wie  sich  schon 
nach  den  ersten  Misserfolgen  der  Chartistenbewegung  die  Gewerkschaftsverbände 
von  ihr  zurückgezogen  und  ihre  politische  Neutralität  proklamierten,  so  hielt  es 
auch  die  grosse  Menge  der  Lokalvereine.  Sie  betätigen  sich  gelegentlich  an 
Demonstrationen  für  politische  Zwecke,  indessen  ohne  sich  damit  an  eine  Partei 
zu  binden.  Wir  finden  einzelne  von  ihnen,  wie  als  Sekttonen  der  inimutiio- 
nalen,  so  auch  als  solche  bürirerlichcr  Vcrcinigimgcn  für  Wahl-  usw.  -reform ; 
aber  all  das  ist  vorübergehende  Erscheinung,  von  einem  ernsthaften  Ansatz 
zur  Bildung  einer  selbständigen  Arbeiterpartei  ist  auf  Jahrzehnte  hinaus  keine 
Rede.  Das  1868  zur  Wahmdimung  der  Interessen  der  Gewerkschaften  befan 
Parlament  ins  Leben  gerufene  parlamentarische  Gewerkschaftskomitee  erweist 
sidl  för  diesen  Zweck  als  untauglich  und  steht  der  zu  Anfang  der  achtziger 
Jahre  wiedererwachenden  sozialistischen  Agitation  zunächst  feindlich  ableh- 
nend gegenüber,  wobei  der  Fehler  allerdings  auf  l>eiden  Seiten  lag.  Nur  all- 
mählich gewinnt  der  Gedanke  der  Bildung  einer  selbständigen  politischen 
Arbeiterpartei  wieder  mehr  Anhang  in  Gewerkschaftskreisen,  und  verschiedene 
Gewerkschaftskongresse  fassen  Beschlüsse  in  diesem  Sinne.  Es  entsteht  eine 
Arbeitervertretungsassoziation,  die  aber  ins  liberale  Lager  abschwenkt,  und  ein 
Arbeitervertretungsbund,  der  zur  Bildung  der  sozialistischen  Unabhängigen 
Arbeiterpartei  führt.  Beiden  Verbindungen  bleibt  jedoch,  obgleich  sie  starken 
Anhang  in  Gewerkschaftskreisen  haben,  die  Masse  der  Gewerkschaften  noch 
fem,  bis  endlich  im  Jahre  1900  das  Labour  Representation  Committee  zu  stände 
kommt,  das  inzwischen  den  Xaiiicn  Labour  Party  angenommen  hat  und  heute 
als  die  politische  Partei  der  britisclicn  Gewerkschaften  zu  betrachten  ist.  Mehr 
als  die  Hälfte  des  Gewerkschattshecres  (  17O  nri^Miiisationen  mit  975182  Mit- 
gliedern) wird  von  ihr  vertreten,  und  mit  dem  in  die  Wege  geleiteten  Eintritt 
der  grossen  Bergarbeiterföderation  würde  sie  alle  Gewerkschaften  Englands 
umfassen,  die  überhaupt  Bedeutung  haben.  Diese  Arbeiterpartei  nun  hat  es  zwar 
bisher  beharrlich  abgelehnt,  ein  sozialistisches  Programm  zu  akzeptieren,  hält 
v.hvv  sozialistischen  Wrcinen  den  Beitritt  offen,  so  dass  die  Indcpcndcnt  Labour 
Party  und  die  Fabian  Society  ihr  als  Organisationen  angeschlossen  sind,  und  ein 
erklärter  Sozialist,  MacDonald,  ist  ihr  Schriftführer  und  wurde  als  ihr  Kandidat 
bei  der  letzten  Wahl  zum  Parlamentsmitglied  für  Leicester  gewählt.  Ein  von 
dem  Agitator  Ben  Tüktt  gestellter  Antrags  dass  nur  Gewerkschaftsmitglieder 
Parlament ';vertreter  der  Partei  sollten  sein  dürfen,  ward  auf  ihrer  letzten 
Jahreskonferenz  auch  von  Gewerkschaftsführern  lebhaft  bekämpft  und  mit 
grosser  Mehrheit  abgelehnt.-)  Kurz,  diese  endlich  zu  stände  gekommene  poli- 
tische Partei  der  englischen  Gewerkschaften  ist  zwar  nicht  dem  Buchstaben,  aber 
dem  Geiste  nach  eine  sozialistische  Partei. 

Aber  sie  ist  viel  zu  jungen  Datums,  als  dass  sie  die  innere  Entwickelung  und 
den  Ausbau  der  englischen  Gewerkschaften  bisher  hätte  beeinflussen  können. 
In  dieser  Hinsicht  ist  das  Bild,  das  der  englische  Tradeunionismus  darbietet, 

t)  Vergl.  die  Rubrik  Soziaimische  Bewegung  der  Kundschau  im  vorigen  Bande  der  Sosialistischfu 
iiouatthtftt,  pag.  J49< 
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vidmehr  in  allen  wesentlichen  Punkten  als  ein  Retnprodukt  jener  gut  vier 
Jahrtdhnte  umspannenden  Epoche  zu  beseicluien,  wo  es  neben  ihm  keine  poli« 
tische  Arbeiterpartei  gab.  Er  hat  in  dieser  Zeit  eine  respektable  Stärke  erlangt, 

in  einigen  Berufen  fast  das  mög^liclie  Maximum  erreicht.  Aber  das  letztere 
trifft  fast  nur  für  Arbeiter  zu  (Baumwollspinner,  Kesselschmiede  usw.),  deren 
Position  sich  in  England  schon  sehr  der  von  Vorarbeitern  respektive  Werk- 
fuhrem  nähert.  Im  allgemeinen  ist  dagegen  der  Prozentsatz  der  organisierten 
Arbeiter  in  England  noch  sehr  weit  vom  denkbaren  Maximum  entfernt.  Nach 
dem  Zensus  von  1901  waren  im  Vereinigten  Königreich  in  Handel,  Verkehr 
und  Industrie  12  545  810  Personen  beschäfti|^.  Rechnen  wir  davon,  da  der 
Zensus  die  Stellung  im  Gewerbe  nicht  berücksichtigt,  4^  Millionen,  also  mehr 
als  dn  Drittel  auf  Unternehme,  Betridisleiter  und  kldnhändler,  so  verbleiben 
rund  8  Millionen  Beschäftigte,  die  für  die  gewerkschaftliche  Organisation  in 
Betracht  kommen.  Die  letzten  Erhebungen  des  britischen  Arbeitsamts  zeigen 
aber  noch  nicht  2  Millionen  g^ewerkschaftlicli  Organisierter.  Mit  anderen 
Worten,  es  sind  ini  Vcreinis^tcn  Königreich  kaum  25%  der  beschäftigten  An- 
gestclitcn  und  Arbeiter  gewerkschaftlich  organisiert.  Und  selbst,  wenn  wir 
von  Handel  und  Verkehr  ganz  absdien,  kommt  die  Zahl  der  Organisierten 
noch  nich^  anf  30  %  der  zu  Organisierenden.  Die  2  Millionen  Organisierter 
aber  verteilen  sich  in  16  213  örtlichen  Mitgliedschaften  auf  nicht  weniger  als 
1148  von  einander  unabhängige  Gewerkschaften.  Die  Freiheit  von  jeder 
dauernden  Verbindung  mit  politischen  Organisationen  hat  sich  durchaus  nicht 
als  unfehlbares  Mittel  gegen  partikularistische  Tendenzen  bewährt. 

Nun  ist  allerdings  die  Zersplitterung  oder  Dezentralisierung  der  englischen 
Gewerkschaften  in  Wirklichkeit  nicht  ganz  so  gross,  als  sie  sich  nach  dieser 

Summierung  darstellt.  Denn  die  64  grössten  Gewerkschaften  umfassen  allein  zwei 
Drittel  der  ganzen  ( u  werkschaftsarmee,  nämlich  i  316000  Mitglieder.  Es  sind 
die  restlichen  (kio  800  Gewerkschafter,  die  .sich  in  eine  Unzahl  kleiner  und 
kleinster  Sonderorganisationen  zersplittern.  Zum  Teil  wird  diese  Zersplitterung 
durch  die  Existenz  von  grossen  Industriefdderationen,  wie  zum  Beispiel  die 
der  Textilarbeiter,  die  der  Arbdter  in  den  Schiffbauindustrieen  usw.  gemildert, 
in  denen  wir  einen  Teil  der  kleinen  Gewerkschaften  finden.  Aber  es  bleiben  nocli 
sehr  viele  Vereinchen  übrig,  die  hartnäckig  ihr  Sonderdascin  führen,  und  das 
Mittel  der  F<V<lerativverbände  ist  eben  nur  Milderung,  aber  nicht  Beseitigung 
des  Übels,  das  in  ( ineiii  sehr  schwerfälligen  Arbeiten  des  Apparats  und  ia 
grosser  Kraftvergeudung  besteht  Ja,  die  Industrieföderationen,  zu  denen  wir 
auch  die  mit  den  festländischen  Gewerkschaften  in  Verbindung  stehende  General 
Federation  of  Latour  zählen  müssen,  die  eine  Streikrückversidierungsanstalt 
für  Gewerkschaften  bildet,  haben  die  Schattenseite,  dass  sie  den  Prozess  der 
Aufsaugung  der  Sondcrvcreinc  in  vielen  Fällen  noch  auflialten.  Kurz,  was  das 
Werk  der  Organisierung  der  Arbeiterschaft  für  die  Vertretung  ihrer  wirtschaft- 
lichen Interessen  betrifft,  so  hat  das  Mutterland  der  modernen  Gewerkschafts« 
bew^^ng,  wo  diese  sich  frei  von  Beeinflussung  durch  sozialistische  Parteien 
entwickelte,  die  Palme  an  andere  Länder  abgeben  müssen.") 

In  bezug  auf  das  Verhältnis  der  organisierten  zu  den  unorganisierten  Arbeitern 

•)  Indem  ich  dien  (cslstc-IU*.  ni"'chtr  ich  imlrs-  cLivor  warnen,  die  englische  Gewcrkschaftsbcwc({ung 
nun  ebenso  zu  unterschäucn,  wie  sie  früher  überschätzt  wurde.  Das  eben  Gesagte  bezieht  sich  nur 
auf  die  OrganiMtioosfrage.  In  betuf  auf  die  Potcu  der  Gewericiclufteii  ist  noch  manebct  voa 
Eaglasd  «u  lernen. 
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ist  es  vielmehr  das  kleine  Dänemark,  das  seit  Jahren  an  der  Spitze  der 
Gewerkschaftsbewegung  steht.  In  Dänemark  bclief  sich  Ende  1905,  bei  ins- 
gesamt 187490  Beschäftigten  in  Industrie,  Handel  und  Verkehr,  die  Zahl  der 
gewerkschaftlich  Organisierten  auf  92627,  das  heisst  49,11%.  Und  diese  Zahl 
ist  keineswegs  bloss  nominell:  die  dänischen  Gewerkschaften  stehen  auch  in 
beztig  auf  Höhe  der  Beiträge  und  Leistungen  mit  an  erster  Stelle.  Es  sind 
in  Dänemark  Gewerkschaftskämpfe  ausgekämpft  worden,  die  im  Verhältnis 
zur  Grösse  des  Landes  und  Zahl  seiner  Arbeiter  beispiellos  zu  nennen  sind. 
Die  grosse  Aussperrung  vom  Jahre  1900  umfasstc  nahezu  40000  Arbeiter,  das 
heisst  2$Yo  der  gesamten  dänischen  Arbeiterschaft  in  Industrie,  Handel  und 
Verkdir.  Sie  dauerte  19  WVichen  tmd  kostete  3  Millionen  Kronen,  wovon 
2136257  Kronen,  also  rund  2400000  Mark  in  Dänemark  selbst  aufgebracht 
wurden.  Da  Dänemark  nicht  ganz  2I  f.  Millionen  Einwohner  zählt,  heisst 
(las  so  viel,  wie  990000  Ausgesperrte  und  60  Millionen  Mark  aufgebrachter 
Kosten  in  Deutschland. 

Nun,  diese  kraftvolle  Bewegung,  die  so  bedeutende  Leistuni^eii  aufzuweisen, 
so  viel  dazu  beigetragen  hat,  die  Lage  der  dänischen  Arbeiter  zu  heben,  ist  aufs 
engste  mit  der  politischen  Arbeiterpartei  Dänemarks  verbunden.  Der 
Zentralvorstand  des  dänischen  Gewerkschaftsbundes,  De  samvirkende  Fagfor- 
bund,  ist  durch  zwei  seiner  Mitglieder  im  Vorstand  der  sozialdemokratischen 
Partei  Dänemarks  und  dieser  durch  zwei  Mitglieder  im  Vorstand  des  dänischen 
Gewerkschaftsbundes  vertreten,  die  Lokalmitgliedschaften  der  dem  Gewerk- 
schaftsbund  angeschlossenen  Gewerkscliaften  bilden  Bestandteile  der  Ortsver- 
bände  der  dänischen  Sozialdemokratie.  Allerdings  umschliesst  De  wmvirkende 
Fagfofhund  nidtt  die  gesamte  Gewerkschaftsbewegung  Dänemarica.  Von  im 
ganzen  92  627  gewerkschaftlich  orj^anisierten  Arbeitern  Dänemarks  waren  Ende 
1905  71464  ihm  angeschlossen  und  21  163  ausserhalb  des  Bundes;  Ende  1903 
waren  ihm  62849  angeschlossen,  ausserhalb  des  Bundes  23477  organisierte 
Arbeiter,  wonach  also  der  Bund  wächst,  die  Mitgliederzahl  der  ausserhalb  des 
Bundes  stdienden  VerhinduQgen  abnimmt. 

Ein  ähnliches  Bild  zeigt  das  später,  als  Dänemark,  in  die  Bewegung  getretene 

.Schweden.  Zwischen  Partei  und  Gewerkschaft  besteht  die  gleiche  enge 
\'erbindung,  und  das  Verhältnis  der  im  sozialdemokratischen  Gewerkschafts- 
bund organisierten  Mitglieder  zu  den  ausserhalb  des  Bundes  organisierten 
Arbeitern  ist  neuerdings  sogar  noch  günstiger,  als  das  in  Dänemark.  Ende  1906 
umfasste  der  sozialdemokratische  Gewerkschaftsbund  Schwedens  126272  Mit- 
glieder,  während  ausserhalb  des  Bun<ies  nicht  ganz  23000  Arbeiter  organisiert 
waren.  Der  Prozentsatz  der  organisierten  zu  den  besdhäftigten  Arbeitern  ist 
in  Schweden,  obgleich  es  viel  später  in  die  Bewegung  eingetreten  ist,  heute 
schon  auf  der  Höhe  Englands  und  Deutschlands.  Auch  Schweden  hat  seine 
heroische  Riesenaussperrung  gehabt,  sie  fand  im  Jahre  1905  statt,  umfasste 
18000  Arbeiter,  dauerte  5  Monate  und  kostete  nach  deutschem  Massstab 
38600000  Mark,  die  zum  grössten  Teil  von  den  Organisationen  des  Bundes 
durch  Extrabeiträge  aufgebracht  wurden.  Ferner  hatte  Schweden,  wie  man 
weiss,  auch  einen  politischen  Massenstreik.  Er  war  im  Mai  1902 
von  der  Sozialdemokratie  organisiert  und  von  vornherein  auf  drei  Tage  be- 
grenzt worden,  da  er  nur  die  Kraft  und  Entschlosseiiheit  der  Arbeiter  im  Kampf 
für  das  allgemeine  Wahlrecht  kundgeben  sollte.  Es  feierten  116  000  Arbeiter,. 
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was,  wenn  man  die  beiderseitigen  Zahlen  der  in  Incliistric.  Handel  und  Verkehr 
beschäftigten  Arbeiter  in  Betracht  zieht,  einer  Beteiligung  von  über  2  Millionen 
Arbeitern  in  Deutschland  entspräche.    Sicherlich  eine  schöne  Kraftprobe. 

Auch  in  ü  s  t  c  r  r  e  i  c  h  ist  die  Gewerkschaftsbewegung  eng  mit  der  poli- 
tischen Partei  verlKinden.  Von  323  000  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitern 
gehörten  Ende  1905  306600  der  gewerkschaftlichen  Landeszentrale  an«  die  in 
ähnlicher  Beziehung  zur  sozialdemokratischen  Partei  steht,  wie  die  Landes- 
zcntralc  in  Dänemark  und  Schweden.  Freilich  ist  in  Österreich  der  Prozent- 
satz der  orgauiaiorton  Arbeiter  zu  den  Beschäftigten  in  Industrie  usw.  noch 
yiemlich  niedrig.  Er  helief  sich  Ende  1905  auf  etwas  über  13%  der  Beschäf- 
tigten. Aber  er  ist  in  schneller  Zunahme  begriffen,  was  sich  am  deadichsten 
daran  zeigt,  dass  er  in  zehn  Jahren,  nämlich  von  1896  ab,  von  3,30  %  der 
Beschäftigten  auf  das  Vierfache  dieses  Prozentsatzes  gestiegen  ist. 

Das  Beispiel  dieser  drei  Länder  kann  also  als  Beweis  dafür  dienen,  dass  eine 
ausserordentlich  enge  X'erLindung  zwischen  politischer  Partei  und  Gewerk- 
schaftsbewegiuig  möglicli  ist,  ohne  dass  die  letztere  in  bezug  auf  Aktionsfähig- 
keit und  Werbekraft  Schaden  leidet.  Es  ist  im  Gegenteil  unbestreitbare  Tat- 
sache, dass  diese  Verbindung  in  allen  drei  Ländern  den  Gewerkschaften  in 
beiden  Beziehungen  im  höchsten  Grade  förderlich  gewesen  ist.  Aber  nicht  in 
allen  Ländern  hat  diese  enge  Verbindung  zwischen  Partei  und  Gewerkschaft 
sich  als  ein  ungemischter  Segen  erwiesen.  Das  beweisen  unter  anderem  die 
Vorgänge  in  den  Niederlanden.  In  Holland  haben  die  Zwistigkeiten  in 
der  politischen  Bewegung  auch  auf  die  Gewerkschaftsbewegung  zurückgewirkt 
und  dort  Spaltungen  hervorgerufen,  die  die  Gewerkschafter  in  verschiedene 
Lager  trennen  und  teils  das  Werk  der  gewerkschaftlichen  Zusammenfassung 
der  Arbciterkräftc  aufhalten,  teils  der  Abwendung  von  Arbeitern  in  andere 
X'erbindungen  Vorscluib  leisten.  Im  Angesicht  dieser  Zerwürfnisse  hat  auch  der 
Generalstreik  vom  Jahre  1903  hier  nachteiliger  gewirkt,  als  es  sonst  wahrschein- 
lich der  Fall  gewesen  wäre.  Nur  langsam  arbeiten  sich  jetat  die  tdchumarcho- 
sogiolistiseheH  Gewerkschaften  wieder  empor.  Sie  haben  eine  Landeszentrale  ge- 
gründet, die  Anfang  dieses  Jahres  etwa  26 000  Mitglieder  zählte,  wälirend  dem 
anarchososialistischcn  Sekretariat  kaum  5000  Arbeiter  angehören,  die  aber, 
was  ihnen  an  Zahl  abgeht,  durch  leidenschaftliches  Auftreten  zu  ersetzen 
suchen.  Eine  Reihe  von  Gewerkschaften  (Buchdrucker,  Schiflfszimraerer  usw.) 
stehen  ausserhalb  beider  Verbände,  und  mehr  als  15000  Arbeiter  sind  im 
katholischen  Volksbund  und  im  Unterstützungsverein  des  wesentlich  liberalen 
Niederländischen  Arbeit cn<crhands  organisiert.  Im  ganzen  bietet  so  die  hollän- 
dische Gewerkschaftsbewegung  noch  das  Bild  grosser  Zerfahrenheit.  Eine  wirk- 
liche Kraft  repräsentieren  nur  wenige  Gewerkschaften,  von  denen  die  stärkste 
der  Verband  der  Diamantarbeiter  ist,  der  95%  der  Beschäftigten  (fast  alles 
judische  Arbeiter)  nmfasst  und  1904  einen  18  Wochen  währenden  Streik  aus- 
kämpfte^ der  bei  8500  Organisierten  800000  Mark  kostete. 
In  Belgien  waren  ßis  vor  kurzem  die  grosse  Mehrzahl  der  gewerkschaftlich 
organisierten  Arbeiter  der  sozialistischen  Arbeiterpartei  affiliiert,  die  sich  nach 
Kräften  bemuhte,  die  sehr  zersplitterte  Bewegxnig  in  die  Höhe  zu  l)ringen,  und 
zur  Förderung  ihres  Ausbaus,  insbesondere  der  stärkeren  Zusannuentassung  der 
Kräfte  im  Jahre  1899  eine  besondere  Gewerksdiaftskommlssion  ins  Leben  rief. 
Mit  lächerltcli  bescheidenen  Mitteln,  eine  Folge  des  in  Belgien  den  Arbeitern 
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nt:r  schwer  abzugewöhnenden  Widerwillens  gegen  mehr  als  nominelle  Beitrags- 
If'istungen,  hat  diese  Kommission  auch  viel  Erspricsslichcs  gewirkt,  so  dass 
Ende  1905  die  der  Arbeiterpartei  ang^eschlossencn  Gewerkschaften  ihre  Mit- 
glicdcrzahl  bis  auf  94  000  erhöht  saliea.  Aber  daneben  standen  doch  noch  über 
54000  gewerkschaftlich  organisierte  Arbeiter  ausserhalb  des  Verbandes»  und 
im  ganzen  sind  in  Belgien  erst  knapp  10%  der  bescliäftigten  Arbeiterschaft 
organisiert.  Zu  alledem  hat  in  neuester  Zeit  eine  Bewegung  in  den  Reihen 
der  Gewcrk<ichafter  auf  Ablösung  von  der  Arbeiterpartei  ziemliche  Er- 
folge erzielt.  Eine  Anzahl  Distrikts-  und  auch  einige  Landesverbände 
haben  sich  von  der  Gewerkschaftskommission  der  Arbeiterpartei  los- 
gesagt und  beschlossen»  eine  eigene  Gewerkschaftdcommission  zu  bilden. 
Ob  diese  irgendwelche  Bedeutung  haben  wird,  ist  zweifelhaft  Jedenfalls 
aber  i-^t  die  Situation  dadurch  sehr  kompliziert,  was  um  so  schwerer  ins 
(je\. icht  lallt.  aiicli  die  Katholiken  jetzt  grosse  und  nicht  ganz  erfolglose 
Anstrengungen  machen,  ihre  Sonderorganisationen  auszubilden.  In  die  bel- 
gische Gewerkschaftsbewegung  spielen  die  Tendenzen  zweier  unteraehiedener 
Gewerkschaftsformen  hinein:  die  der  deutschen  und  die  der  französischen 
Gewerkschaftsbewegung. 

Was  die  Gewerksdiaftsbewegung  Frankreichs  betrifft,  so  haben,  neben 
anderen  politischen  Faktoren,  die  Streitigkeiten  unter  den  sozialistischen  Frak- 
tionen lange  Zeit  dadurch  einen  geradezu  verheerenden  Einfluss  auf  sie  aus- 
geübt, dass  sie  es  zu  keiner  systematischen  gewerkschaftlichen  Erzichimg 
kommen  iiesscn.  Der  Streit  der  sozialistischen  Fraktionen  ist  auch  in  hohem 
Grade  dafür  verantwortlich,  dass  anarchistisdie  oder  anttrchosoaiaUstisehe 
Tendenzen  auf  die  wirtschaftliche  Bewegung  der  französischen  Arbeiter  einen 
so  grossen  Einfluss  gewinnen  konnten.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  war  die 
anarchosoctalistischc  Bewegung  hier  eine  begreifliche  Reaktion,  und  die  Billig- 
keit gebietet,  anzuerkennen,  dass  sie,  wie  dies  auch  Buisson  in  dieser  Zeit- 
schrift hervorgehoben  hat,  sich  um  die  Propaganda  der  Gewerkschaftsidee  bei 
den  franzosischen  Arbeitern  gewisse  Verdienste  erworben  hat*)  Aber  sie  hat 
durch  einseitge  Zuspitzung  der  Theorie  des  Gewerkschaftskampfes  auf  dessen 
primitivste  Form,  nämlich  die  der  Revolte,  der  Entwickclung  der  Gewerkschaften 
selbst  wieder  entgegen  gearbeitet.  Hätten  nicht  Staat  und  Gemeinde  in  Frank- 
reich in  neuerer  Zeit  den  Gewerkschaften  in  verschiedenartiger  Weise  V^orschub 
geleistet,  so  würde  Ffttflkreidis  Geweiksdiaftsbewegung  mit  noch  iriel  gerin- 
geren Zahlen  zu  rechnen  haben,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall  ist  Es  sei  hier  nur 
an  die  Subventionen  der  Arbeitsborsen  durdl  die  Gemeinderäte  erinnert,  wie 
an  das  Millcrandschc  Gesetz  über  die  Zusammensetzung  des  höheren  Arbeits- 
rats, das  die  Wahl  der  Arbeitervertreter  den  Gewerkschaften  zuweist.  Es  ist 
auch  charakteristisch,  bei  Buisson  zu  lesen,  dass  gerade  die  Organisation  der 
Tabakarbeiter  nnd  -aibeiterinnea  fast  alle  Beschäftigten  umfasst,  denn  die  Tabak- 
ist  in  Frankreicli  Staatsmonopol.  Die  Staatsarbdter  haben  in  Frankreich 
in  viel  ]i%erem  Masse  das  Koalitionsrecht,  als  in  Deutschland ;  was  man  hier- 
über in  jüngster  Zeit  aus  Anlass  des  Konfliktes  mit  den  Postangestellten  aus 
Frankreich  gehört  hat,  war  sehr  übertrieben.  Vom  Staat  direkt  oder  indirekt 
beschäftigte  Arbeiter  bilden  einen  erheblichen  Prozentsalz  der  gewerkschaft- 

*)  Vergl.  Etienne  Buisson  Dif  btidin  Temdtnzfn  in  der  franaintekf  Gtwtrhsthtftsbtwet^mg 
in  diesem  Bande  der  Sonalislisehen  Manatsktftt,  pag.  $45. 
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lioli  orf,^^nisicrtcn  Arbeiter  Frankreichs.  Auch  die  Organisierung  der  Berg- 
arbeiter Frankreichs  ist  durch  verschiedene  Staatsgesetze,  wie  zum  Beispiel 
die  Bestimmungen  über  die  von  den  Arbeitern  zu  wählenden  Grubenkon- 
trolleure sehr  gefördert  worden.  Diese  Sta^s-  und  Gemetndehilfe  hat  aber 
auch  ihre  Kehrseite.  Sie  wirkt  der  Erziehung  der  Arbeiter  zu  solchen  Ge- 
werkschaftsbeiträgen entgegen,  welche  die  Gewerkschaften  befähigen  wurden, 
wirtschaftliche  Kämpfe  durchzuführen,  ohne  zur  Revolte  und  zu  den  an- 
deren verzweifelten  Gewaltuntti  Iii  •jrcifen  zu  müssen,  auf  deren  Ausiuflehmg 
die  anarchosoziaiisiischcn  Gewerkschaftstheoretiker  so  viel  Scharfsinn  ver- 
wendet haben,  ohne  sie  in  nennenswertem  Umfange  in  die  Praxis  umsetzen 
zu  können.  So  sehr  sich  die  französische  Gewerkschaftsbewegung  vom  eng- 
lischen Tradcunionismus  unterscheidet,  so  hat  sie  mit  ihm  doch  das  eine  ge- 
mein, dass  die  L  o  k  a  1  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  ,  die  örtliche  Syndikatskammer, 
fast  durchgängig  das  grundlegende  Element  der  Landes-  oder  Distriktsorgani- 
sation bildet,  mit  den  selben  nachteili^n  Wirktmgen,  wie  in  England.  Ja, 
hier  ist  die  Eifersucht  der  Lokalorganisation  auf  ihre  Souveränität  noch 
stärker,  als  in  England,  und  sie  findet  in  der  onarehososialistischen  Lehre  ihren 
theoretischen  Rückhalt. 

Die  anarchosocialistischc  C'icwerkschaftsthcoric  ist  die  Theorie  einer  verlän- 
gerten Kindheit  der  Gewerkschaftsbewegung.  Seit  einigen  Jahren  macht  sch 
in  Frankreich  eine  auf  realistischerer  Erfassung  der  (Jewerkschaftsautgaben 
fttssende  Gegenbewegung  gegen  sie  immer  stärker  gehend,  bei  der  Macht  aber, 
die  sie  noch  auf  die  Gemüter  grosser  Teile  der  Arbeiterschaft  Frankreichs 
ausübt,  wurde  eine  zu  enge  Identifizierung  dieser  reformistischen  fic^^m- 
bcwcgimg  mit  der  politischen  Sozialdemokratie  ihr  Werk  wahrscheinlich  mehr 
hemmen,  als  fördern.  Auch  dass  die  Bewegung  der  gelben  Gewerkschaften  auf- 
kommen und  inunerhin  eine  gewisse  Bedeutung  erlangen  konnte,  spricht  in 
Frankreich  zurzeit  gegen  einen  engen  Anschluss  der  Gewerkschaften  an  die 
Sozialdemokratie.  Es  ist  denn  auch  auf  dem  Gewerkschaftskongress  in  Amiens 
/1906/  ein  Antrag  der  Textilarbeiter  des  Nordens  zu  gunsten  solchen  An- 
schlusses von  der  Mehrheit  sowohl  der  Reformisten,  wie  der  Revi^tianäre 
abgelehnt  worden. 

Auf  die  Sachlage  in  Deutschland  glaube  ich  hier  nicht  eingehen  ^u 
sollen,  da  sie  den  Lesern  der  Sozialistischen  Monatshefte  zur  Genüge  be- 
kannt sein  wird.  Ebenso  übergehe  ich  die  anderen,  hier  noch  nicht  erwähnten 
Länder,  da  sie  entweder  nur  in  wenig  modifizierter  Form  das  wiederholen, 
was  sich  in  dem  einen  oder  anderen  der  vorgeführten  Länder  vollzogen  hat, 
oder,  wie  die  slawischen  Länder,  noch  zu  jung  in  der  Bewegung  sind,  als 
dass  sich  aus  ihren  Erfahrungen  beweiskräftige  Schlüsse  für  unser  Thema 
ableiten  Hessen.  Was  aber  gdit  aus  den  Bein^iden  hervor,  die  hier  gezeigt 
wurden?  Ist  es  nur  die  banale  Weisheit,  dass,  was  in  dem  einen  Lande 
nützlich  ist,  in  dem  anderen  schädlich  sein  kaum?  Ware  nur  das  zu  beweisen, 
so  hätten  wir  uns  die  Mühe  des  Eindringens  in  die  verschiedenen  nationalen 
Bewegungen  ersparen  können.    Aber  die  Beispiele  sai^en  uns  mehr. 

Wemi  in  den  skandinavischen  Ländern  die  enge  X'erbindung  von  ]\irtei  und 
Gewerkschaft  nur  Vorteile  gezeitigt  hat,  so  sind  dafür  zunächst  zwei  Mo- 
mente unzweifelhaft  von  Einfluss  gewesen.  Das  erste  ist,  dass  die  sozia- 
listische  Bewegung  hier  last  auf  jungfräulichen  Boden  stiess,  keine  tief  ein- 
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gcwurzelten  Überlieferungen  zu  überwinden  hatte.  Und  zweitens,  dass  diese 
I.äiider  scbr  einfache  politiadie  ProUeme  zu  lösen  haben.  Keine  tiefgehenden 
konfessionellen  Konflikte  spalten  dort  die  Nation,  keine  weltpolitischen  Aspira- 
tionen lenken  die  Geister  von  ihren  heimischen  Auf2^nl)cti  ab.  kein  Anspruch 

der  Krone  steht  der  Demokratisierung  des  Landes  durch  verfassungsmässige 
Kt'fornu-n  im  Wcc^o.  Nur  höchst  sehen  taucht  eine  Frage  auf,  bei  der  das 
luiionulc  Vorurteil,  oder  wie  man  es  sonst  nennen  mag,  eines  grösseren  Teil> 
der  Arbeiterschaft  emsthaft  gegen  die  Sozialdemokratie  ins  Feld  geführt  yffit- 
den  kann,  und  speziell  in  Dänemark  —  Schweden  kann  ich  weniger  beurteilen  — 
ist  die  Politik  der  Partei  denn  auch  stets  den  besten  Tendenzen  der  Gewerk- 
schaften wesensverwandt  gewesen.  In  Österreich  liegen  die  Dinge  viel  ver- 
wickelter. Auch  ist  der  Stand  der  Bewegung  hier  noch  kein  solcher,  der  ein 
abschliessendes  Urteil  ermöglichte.  Die  Sozialdemokratie  hat  auch  hier  fast 
durchgängig  auf  jungfräulichem  Boden  gearbeitet  und  bis  heute  in  der  gewerb- 
lichen Arbeiterschaft  Ireinen  ernst  zu  nehmenden  Rivalen  gefunden.  Gesetzliche 
Schwierigkeiten  erwachsen  der  österreichischen  Gewerkschaftsbewegimg  aus 
ihrer  Verbindung  mit  der  Sozialdemokratie  nicht,  sie  wurden  ihr  nur  hinsicht- 
lich der  Bildung  von  Streikunterstützungskassen  in  den  Weg  gelegt,  sind  aber 
mit  Geschick  fiberwni^en  worden.  In  Holland  und  Franlmich  und,  wie  es 
scheint,  auch  in  Belgien,  ist  die  Spaltung  der  Gewerkschaftsbewegung  zwar 
Rückwirkung  der  Spaltung  in  den  Reihen  der  Sozialisten.  a])tr  sie  ist  damit 
allein  noch  nicht  als  Folge  der  Wrbindnng  mit  der  Sozialdemokratie  schlecht- 
hin erwiesen;  denn  die  Spaltung  der  Sozialisten  ist  hier  für  die  Gewerkschaften 
das  Zufällige.  Eme  stark  entwickelte  Gewerkschaftsbewegung  brauchte  durch 
sie  nicht  betroffen  zu  werden,  und  in  allen  drei  Ländern  sehen  wir  auch  die 
stärksten  der  dortigen  Gewerkschaften  von  jenen  Streitigkeiten  ziemlich  unbe- 
rührt; nur  dass  sie  dann  auch  zumeist  ihre  Neutralität  proklamieren.  Es  sind 
immer  besondere  historische  Umstände,  welche  uns  den  unbefriedigenden 
Status  der  ( lewerkschaitsbewegung  erklären.  In  Holland  die  späte  industrielle 
Entwickelung,  in  Belgien  die  lange  systematische  und  in  ihren  Wirkungen 
noch  bei  weitem  nicht  überwundene  Zurückhaltung  des  Volkes  in  Unwissen- 
heit und  die  jetzt  erst  notdürftig  eingeschränkte  unerhörte  Einspannung  von 
Frauen  und  Kindern  in  den  Dienst  des  Kapitals,  in  Frankreich  die  späte  Frei- 
gabe des  Koalitionsrechts')  und  noch  mehr  fast  der  Subventionisnuis,  der 
selbst  die  anarchosozialistischcn  Arbeiter  in  dem  Gefühl  erhall,  dass  schlimm- 
stenfalls ihnen  der  Staat  beispringen  muss.  Im  Gegensatz  dazu  zeigt  uns  Eng- 
land als  Folge  der  Jahrzehnte  währenden  Unberuhrtheit  der  Gewerkschaften 
von  einer  umfassenden  und  den  Blick  auf  das  Allgemeine  lenkenden  politischen 
Arbeiterbcwcgimg  ein  starkes  1  berwuchern  des  Partikidarismus  und  in  der 
I-citmig  der  ( lev.  erkschaflen  einen  sklavisch  am  Herkümmlichcn  hängenden 
Bureaukratismus. 

Auf  Grund  all  dieser  Erscheinungen  lassen  sich  meines  Erachtens  folgende 
Leitsätze  für  das  Verhältnis  vcn  Partei  und  Gewerkschaft  aufstellen: 
I.  Die  Vereinheitlichung  der  verschiedenen  ZweiRe  der  Arbeiterlx-wegung  zu  einem 
organisch  gegliederten,  von  einem  Geist  beseelten  Ganzen  ist  ein  Ziel,  das  sich  jedem 
zttr  Erkenntnis  seiner  Klassenlage  gelangten  Arbeiter  von  selbst  aufdrängt.  Je  mehr 

*)  Frankreich  erhielt  eio  bedingtes  KoaUtimisrecht  Ma  unter  dem  zweiten  Kaiserreich.  £•  wurde 
aber  li^  dtucb  da«  Gewu  gegen  die  InUmotivnalt  fakciach  wieder  aufgehobea,  uod  erst  1(84  ward 
ein  leidliches  Koalitionsrecht  geschaffen. 
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die  verschiedenen  Glieder  der  Arbeiterbewegung  von  einem  Geist  erfüllt  und  ge- 
leitet sind,  der  dadurch  schon,  dass  er  sie  alle  erfällt,  kein  anderer  sein  kann,  al« 

der  des  Sozialismus,  da  da>  allen  Arbeitern  ohne  P>orufsunterschied  und  I.nknl- 
interesse  Gemeinsame  eben  das  Sozialistische  ist,  und  in  je  engerer  Verbindung 
diese  Organe  mit  einander  stehen,  um  so  wirkungsvoller  werden  sie  ihren  Aufgaben 
nachkommen,  um  so  kraftiger  den  ihnen  obliegenden  Kampf  fuhren  können.  Es 
ist  daher  in  allen  Ländern  auf  eine  möglichst  enge  Verbiiulung  der  politischen  mit 
der  gewerkschaftlichen  Arbeiterbewegung  hinzuarbeiten. 

Diese  Verbindung  darf  aber  nicht  auf  Kosten  der  Entwickelungsbedingungcn 
der  einzelnen  Organe  der  Arbeiterbewegung  erzwungen  werden.  Die  grossen 
Zweige  dieser  Bewegung,  die  politische  Partei,  die  Gewerkschaften,  die  Genossen- 
schaften, dürfen  in  ihrer  Entfaltung  nicht  durch  Rücksichten  gehemmt  werden, 
dtc  sich  nicht  aus  ihrem  nauirlichcn  Zusammeniiang  mit  der  ganzen  Arbeiter- 
bewegung von  selbst  ergeben.  Was  spesiell  dk  g^enseitigcti  Beziditu^ien  der  poli- 
tischen und  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  zu  einander  anlangt,  so  Hegt  eine 
kraftvolle  politische  Arbeiterpartei  ebenso  sehr  im  Interesse  der  Gewerkscliaftcn, 
wie  die  politische  Bewegung  des  Ruckgrats  einer  starken  Gewcrkschaftsl>ewegung 
bedarf.  Gerade  darum  muss  es  Regel  sein,  Streitigkeiten  der  Gewerkschaften  nicht 
in  die  politische  Bewegung,  innere  Angelegenheiten  der  politischen  Bewegung  nicht 
in  die  Gewerkschaften  hineinzutragen. 

3.  Wenn  also  die  politische  Bewegung  der  gewerkschaftlichen  und  diese  der  erstem 
gegenüber  in  bezug  auf  ihre  spezifischen  Streitfragen  Neutralität  üben  sollen,  so 
Iicis>t  (lies  nicht,  dass  sie  sich  sonst  zu  einander  indifferent  zu  verhalten  halxn. 
Der  politischen  Bewegung,  die  die  Arbeiter  ohne  Unterschied  ihrer  Beruisstellung 
timfasst  and  mit  den  spezifischen  gewerblichen  und  politischen  Interessen  der  Ar- 
beiter zugleich  auch  die  grossen  allgemeinen  Kulturintenssin  der  Menschheit  vor- 
tritt, erwachsen  aus  dieser  hohem  Position  auch  höhere  Pflichten  gegenüber  den 
Teilbeweginigen  der  Arbeiterklasse.  Für  die  Gewerkschaft,  die  danach  streben 
mass.  alle  Arbeiter  ohne  Unterschied  der  Parteistellung  zu  umfassen,  darf  jedoch  der 
Begriff  der  politischen  Neutralität  nicht  zur  Gleichgültigkeit  gegenüber  den  grossen 
politischen  Interessen  der  Arbeiterklasse  führen. 

4.  Gewerkschaften  wie  politische  Bewegung  sind  jede  in  il'.rer  Art  Ausdruck  des 
Klassenkampfes  in  der  modernen  Gesellschaft.  Aber  dieser  Klassenkampf  i^t  selbst 
dem  Gesetz  der  Entwickelting  unterworfen,  und  seine  Formen  und  Methoden  von 
den  Bedinguncrn  hi-stimnn.  unter  denen  er  vor  sich  geht,  sowie  von  den  Zweokm. 
die  sich  die  Kampfenden  gemäss  diesen  Bedingungen  und  den  ihnen  gestellten  Auf- 
gaben vernünftigerweise  jeweilig  setzen  können.  Da  die  besonderen  Aufgaben  der 
(icwerk^chaften  (schrittweise  zu  erk.impfende  Besserstellung  der  Bcrufsangehörigen 
im  GewcrlH')  und  die  Zwecke  der  polnischen  Parteien  zuzeiten  erheblich  auseinander- 
gehen können,  sind  Ungleichheiten  der  politischen  und  der  gewerkschaftlichof 
Taktik  nicht  zu  vermeiden.  Jeder  Versuch,  die  gewerkschaftliche  Taktik  politischen 
Zwecken  und  Sclila^worten  unterzuordnen,  ist  zu  verwerfen  und  kann,  wie  die 
Erfahrung  der  verschiedenen  Länder  gezeigt  hat,  nur  ztnr  Entfremdung  von  Partei 
und  Gewcrkseliafi  fuhren. 

5.  Die  Durchdringung  der  Gewerkscliaftcn  mit  dem  sozialistischen  Geist  liegt  nicht 
nur  im  Interesse  der  politischen  Arbeiterl)ewegung,  sondern  auch  der  Gewerkschaften 
selbst.  Sic  verdanken  ihm  eine  tiefere  Erfa-^sung  der  eigenen  Aufgaben.  d.i<  Inter- 
esse und  V' crstiindnis  der  Mitglieder  für  die  grossen  gesell^chaftHchcn  Zusammen- 
hange, die  gesteigerte  Opferwilligkeit  und  grössere  Freiheit  von  bureaukratisch«  n 
Tendenzen.  Auch  hat  in  verschiedenen  Ländern  die  enge  Verhituiung  von  Gewerk- 
schaften und  Partei  »he  Entwickelung  der  erstem  zu  ^nisster  Eiufakung  gebracht. 
Diese  Verbinduii;..'  ;  i  durch  die  Gesetzgebung  und  die  allgemeinen  politischen  Ein- 
richtungen und  Traditionen  des  Landes  bedingt  und  kann  deshalb  nicht  überall 
gleiche  Wirkung  haben.  Sie  ist  namentlich  dort  von  zweifelhaftem  Wert,  wo  gros>c 
Spaltungen  in  der  gewerkschaftlichen  oder  der  politi.schcn  Bewegung  bestehen, 
denn  sie  kann  da  Hineintragen  schädigender  Gegensätze  in  Organisationen  bedeuten, 
wo  diese  früher  nicht  gestanden.  Überall  bleibt  sie  jedoch  das  Ziel,  das  den 
Kämpfern  in  beiden  Lagern  vorschweben  soll  und  sie  zu  taktvoller  Würdigung 
der  besonderen  Aufgaben  und  Lebensbedingungen,  sowie  zu  möglichster  Förderung 
der  Interessen  der  Gegenseite  anhalten  muss. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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X  Stuttgart  sollen  die  Beziehungen  /.wischen  Partei  lind  Gewerkschaft 
in  einem  besonderen  Punkte  der  Tagcburdnung  behandelt  werden. 
Da  mag  es  Interesse  bieten,  zu  erhdiren,  wie  sich  diese  Veilialtntsse 
bei  uns  in  der  Schweiz  gestaltet  haben.  Freilich  kann  das  an  dieser 
ISteUe  nur  in  «ner  flöchtigen  Skizze  geschehen. 

Abgesehen  von  den  Buchdruckern,  deren  Verband  bereits  i8.;7  entstand,  sich 
zhar  erst  nach  den  Lohnkämpfen  der  siebziger  Jahre  auf  den  Boden  der  moder- 
nen Arbeiterbewegung  stellte,  begann  die  Bildung  von  Gewerkschaften  in  der 
Schweiz  erst  1866  durch  die  Internationale  Arbeiterassoziation  und  gewann  in 
der  deutschen  Schweiz  einen  grösseren  Aufschwung  nach  dem  Nürnberger 
Arbeitertag  von  1868.  Zum  grössten  Teil  waren  es  Lokal  vereine,  wenige  ge- 
hörten den  internationalen  Gewerkscliaften  an,  die  von  der  Mehrlu  it  des  Nürn- 
berger Arbcitcrtages  in  Deutschland  gegründet  wurden.  Sie  hatten  alle  einen 
internationalen  Charakter  und  einen  gewissen  Zusammenhang  unter  einander, 
waren  sozialistisch,  ohne  sich  mit  Parteipolitik  zu  befassen.  Unser  Sozialismus 
war  damals  noch  stark  utopistisch.  Seit  1848  war  wieder  eine  Revolution  fSlUg 
—  Italien  war  auf  revolutionärem  Wege  wieder  erstanden,  Louis  Bonaparte 
pfiff  auf  dem  letzten  Loche  — ,  so  hofften  Arbeiter  und  Kleinbürger,  Frankreich 
wflrde  wieder  einmal  anfangen,  die  Vereinigten  Staaten  von  Kuropa  würden  als 
eine  soziale  Republik  kommen.  Der  Krieg  von  1870-71  veränderte  die  Sachlage. 
Die  Einigung  Deutschlands  als  Militarstaat  machte  eine  festere  Gestaltung  des 
schweizerischen  Bundesstaates  nötig.  Die  Arbeiter  stimmten  zu.  Ihre  stärkste 
politische  Organisation  war  der  zentralisierte  Grütliverein,  zwar  noch  stark  mit 
kleinbürgerlich-demokratischen  Elementen  durchsetzt,  aber  in  seinen  Sektionen 
der  grösseren  Städte  entschieden  sozialistische  Gruppen  aufweisend.  Andrer- 
seits führte  der  geschäftliche  Aufschwung  zu  vielen  Lohnkämpfen  und  zu 
grösserer  Ausbreitung  der  gewerkschaftlichen  Organisation.  Die  iHttmatumale 
trat  in  den  Hintergrund,  stellte  aber  die  führenden  Kräfte.  Sic  gründeten  zu 
längsten  1873  in  Ölten  einen  Sch-i.i.ciccnscht't!  Arhcitcrhund,  wesentlich  auf 
gewerkschaftlicher  Grundlage,  dem  aber  bald  auch  die  grosston  Sektionen  des 
Grütlivcrcins  beitraten.  Die  eigenartige  Organisaiionstorm  in  der  Schweiz 
bedarf  einer  Eridärung.  Unter  der  schweizerischen  Arbeiterschaft  ist  das  aus- 
lindisdie  Element  sehr  stark,  es  überwog  in  den  Anfäiq;en  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation.  Parteipolitisch  kommen  aber  nur  die  Schweiserbitrger  in 
Betracht,  die  Ausländer  haben  kein  Wahlrecht,  und  die  Einbürgerung  erfordert 
Mittel,  die  den  .Arbeitern  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Dies  erklärt  auch,  warum 
wir  mit  der  Vertretung  im  eidgenössischen  Parlament  so  schlecht  bestellt  sind: 
ein  grosser  Teil  der  Arbeiter  hat  als  Ausländer  kein  Wahlrecht.  Andrerseits 
mnsste  für  eine  allgemeine  Organisation  der  gewerkschaftliche  Boden  genom- 
men werden,  weil  dort  die  Ausländer  überwogen. 

So  marschierten  in  den  siebziger  Jahren  politische  und  gewerkschaftliche  P>e- 
wegung  neben  einander  und  vereinigten  sich  nur  einmal  zu  einer  gewaltigen 
Aktion  für  die  Annahme  des  Fabrikgesetzes  1877.  Bald  nachher  versuchte  man 
eine  AUianx  zwischen  GHUlwerHn  und  Arbeiterbund  zu  dner  sotialdemokra- 
tischen  Partei.  Der  GrSttiverein  nahm  zwar  das  sozialdemokratische  Programm 
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an,  verwarf  aber  die  Alliatiz.  Dann  kam  die  furchtbare  Krise  von  1870  bis 
1882,  mit  unerhörter  Arbeitslosigkeit.  Das  Sozialistengesetz  in  Deutschland 
nnd  der  Ausnahmezustand  in  Osterreicli  beglückten  uns  mit  Anarchisten  und 
Lockspitzeln,  die. mithalfen,  die  Organisationen  zu  tmtergraben.  Der  Arbeifer- 
bund brach  zusammen.  Er  sollte  nach  seinem  Testament  drei  Erben  hinter- 
lassen :  einen  Gc7verkschaftsbund,  eine  schweizerische  sozialdemokratische  Partei 
und  eine  Sonderorganisation  der  reichsdeutschen  Sozialdemokraten.  Nur  die 
letzte  Organisation  fand  Leben  und  leistete  der  geknebelten  Bruderpartei 
Deutschlands  wesentliche  Dienste.  Der  Gewerkschaftshund  zählte  erst  1887  etwa 
2000  Mitgli  1  r.  und  die  schweizerische  sozialdemokratische  Partei  gewannn  erst 
1888  etwas  Leben. 

Am  festesten  erwies  sich  in  dieser  schweren  Zeit  die  Zentralorganisation  des 
Griiilivcrcins,  sie  fand  freilich  einen  ebenso  energischen  wie  unermüdlichen 
Leiter  in  der  Person  Heinrich  Scherrcrs.  der  r-n  der  Spitz-.-  des  Zentralkomitees 
in  Sankt  Gallen  stand,  das  bei  seinem  Rücktritt  zu  Ende  1890  auf  einen  Mit- 
gliederstand von  16000  verweisen  konnte.  Zugleich  war  der  sozialistische  Geist 
im  Verein  bedeutend  erstarkt.  Nach  1891  nahm  auch  der  Gezccrkschaftsbund 
einen  grossen  Aufschwung.  Die  Streikver Sicherung  war  zentralisiert,  und  die 
\'erbände  hatten  nur  kleine  Beiträq;e.  Im  Verlaufe  des  Jahrzehnts  zeigte  es 
sich  aber,  dass  dieses  System  unhaltbar  wurde.  Zeitweise  wurden  allerdings 
bei  den  vielen  Lohnkämpfen  vom  Bundeskomitee  bedeutende  Summen  auf- 
gebracht, aber  auf  die  Dauer  erlahmte  die  zu  häufig  angerufene  Opferwilli^eeit, 
und  die  Bundeskasse  litt  an  chronischer  Leere.  Das  Streiken  auf  Regiments- 
unko'itcn  ging  nicht  mehr,  die  W-rantwortlichkeit  für  die  Aufliringimg  der 
Mittel  musstc  den  W-rbändcn  auicrlcgt  werden.  Auf  .'\nregtmg  des  schweize- 
rischen Arbeitersekretärs  begann  nun  eine  stufenweise  Reorganisation  des 
Gewerksehaftsbundes  Hand  in  Hand  mit  einer  Bewegung  für  die  Neutralisierung 
der  Gewerkschaften,  auf  die  luer  nicht  weiter  einzugehen  ist  Schritt  für 
Schritt  wurden  die  Verbände  selbst.indiq  q^cmacht,  kleine  Verbände  zu 
t^rösscren  zusammeni^eschlossen  und  durch  bedeutende  Erhöhung  der  \'crhands- 
heitrage  leistungsfähig  gestaltet.  Jetzt  erst  kamen  die  Verbände  dazu,  besoldete 
Beamte  anzustellen,  und  nahmen  einen  starken  Aufschwung.  Auf  dem  Kon- 
gress  des  Gewerkschaf tdnmdes  in  Basel  zu  Ostern  1906  wurde  der  letzte  Schritt 
getan  und  1  Streikversicherung  des  Gcxvcrkschaftsbundcs  vollständig  auf- 
cehoben.  Das  P.undeskomitee  des  Gczvcrksch-tfishundcs  nimmt  nun  eine 
ähnliche  Stellung  ein.  wie  die  Gcncralkommisswn  der  Gcn'crkschaften  Deutsch- 
lands —  freilich,  ohne  über  deren  Mittel  zu  verfügen. 

Inzwischen  hatte  auch  der  Grütlivcrcin  den  letzten  Schritt  getan;  seine  Dele- 
giertenversanimlung  von  1901  in  Solothurn  beschloss,  den  Zentralpunkt  der 
sozialdemokratischen^  Partei  der  Schweiz  zu  bilden,  die  sich  auf  der  föderativen 
Grundlage  kantonaler  Verbände  aufbaut  Die  Kantone  haben  noch  viel  Auto- 
nomie, was  in  der  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  liegt.  Da  das  allgemeine 
Wahlrecht  auch  für  Kantone  und  Gemeinden  gilt,  ist  es  leichter,  in  industriellen 
( iemeinden  und  Kantonen  eine  gewisse  Macht  zu  gewinnen,  und  so  vollzieht  sich 
ein  grosses  Stück  sozialdemokratischer  Politik  auf  diesen  Gebieten.  Im  Bund 
mit  seinen  Listenwahlen  und  der  für  die  herrschende  Klasse  günstigen  Wahl- 
kreisgeometrie hält  es  viel  schwerer,  Erfolge  zu  erzielen,  und  selbst  hierbei 
sind  noch  die  kantonalen  Interessen  viel  wirksamer,  als  die  Bundesinteressen. 
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So  kommt  es,  dass  die  sozialdemokratischen  Verbände  der  Gemeinden  und 
Kantone  immer  zuerst  an  sich  und  ihre  Mittel  denken,  daher  in  der  Angabe  der 

Mitgliedcrzahl  für  die  schweizerische  Partei  sehr  zurückhahend  sind.  Wenn 
die  Partei  nnch  den  neuesten  Berichten  neben  9000  Mitghedern  di  -^  GrütUvcrcins 
nur  noch  Ii  000  andere  Mitglieder  aufweist,  so  dürfte  das  wohl  nicht  viel  mehr, 

als  die  Hälfte  der  wirklichen  MitgUeder,  sein. 

Partei  und  Gcwerkschoftsbund  stehen  sich  v  o  1  1  s  t  ä  n  d  i  s  c  1  h  s  t  ;i  11  d  i  5; 
gegenüber,  das  gegenseitige  Verhältnis  ist  aber  ein  freundschaftliches,  und  bei 
gewissen  Aktionen  gehen  sie  audi  gemeinsam  vor,  aber  ohne  jede  Verbindlich- 
keit für  andere  Fälle.  Die  politischen  Oi^nisationen  halten  ihre  Mitglieder 
zum  Beitritt  in  die  Gewerkschaften  an,  in  den  Gewerkschaften  wird  wenigstens 
für  die  Parteiblätter  agitiert.  Doch  nicht  überall.  Von  den  organisierten  Uhren- 
arbeitern gehören  noch  viele  der  radikalen  Partei  an.  In  manchen  Gewerk- 
schaften dominiert,  wenigstens  zeitweise,  ein  anarchistelnder  Geist.  In  vielen 
Gewerkschaften  werden  aber  auch  für  politische  Aktionen  freiwillige  Beiträge 
gesammelt.  Dagegen  werden  seit  dem  Ncutralitätsbeschluss  nicht  mehr  regel- 
mässige beitrage  aus  den  Verbandskassen  an  die  Partei  i^eleistet,  wie  das  vor- 
her bei  einigen  Verbänden  der  Fall  war.  Auf  lokalem  Boden  bestehen  .Vrbci- 
tcrunioncn  aus  Gewerkschaften  und  politischen  Vereinen,  da  bei  uns  vereins- 
ge&etzHche  Hindernisse  nicht  bettdien.  Sie  stdien  Ari>eitersdcretäre  an,  wie 
die  Gewerkschaftskartelle  in  Deutschland,  sind  aber  meistens  auch  gleichzeitig 
die  Träger  der  sozialdemokratischen  Politik.  Daran  beteiligen  sich  an  den 
meisten  Orten  der  deutschen  Schweiz  auch  die  Cicwerkschaften  durch  schweizer- 
bürf^erliche  Abc^eordnetc  in  den  W'rtrau'.iT^niänncrversatnmlungen  der  sf)zial- 
dcmokratischen  l'artei.  Die  sciuveizcrburgerlichen  Gewerkschaftsmitglieder 
nehmen  auch  an  den  Wählerversammlungen  teil.  Die  Demokratie  ruft  uns 
ziemlich  oft  an  die  Urne,  in  Zfiridi  jährlich  etwa  xo-  bis  12  mal.  Eidgenössische 
Wahlen  sind  allerdings  nur  alle  3  Jahre;  aber  ebenso  oft  sind  Gemeinde-,  Be- 
zirks- und  Kantonswahlen  für  Behörden,  Richter  usw.  Dazu  kommen  noch  die 
eidgenössischen,  Kantons-  und  Geineindevolksabstimmungen.  Oft  genügt  dabei 
die  Ausgabe  des  Losungswortes  der  Partei.  Aber  jedes  Jahr  gibt  es  mehrmals 
Gelegenheit  zu  intenuverer  Agitation.  Das  stellt  an  unsere  Partei  stärkere  An- 
forderungen, als  in  Ländern  mit  Repräsentativ  Verfassung  oder  beschränktem 
Wahlrecht.  Daher  können  aus  der  Schweiz  aber  auch  weniger  sensationelle 
Wahlergebnisse  berichtet  werden,  und  auch  nur  selten  ist  eine  besonders  heftige 
Bewegung  zu  vermelden.  Das  ist  nicht  etwa  mindere  politische  Regsamkeit 
oder  schläfrigeres  Temperament  Die  Gesdiidite  zeigt,  dass  bei  grösseren  Aktio- 
nen, Verfassungsänderungen  und  dergleichen,  den  Schweizern  viel  Temperament 
und  politische  Leidenschaft  innewohnt  Aber  das  tritt  nur  in  gewissen  Epochen 
zu  tage  und  lässt  sich  nicht  permanent  erhalten. 

Die  gewerkschaftlichen  Bewegungen  sind  von  der  Konjunktur  abhängig.  Dabei 
ist  nicht  zu  vergessen,  dass  sie  sich  trotz  ihres  Aufschwunges  noch  in  den  An- 
langsstadicn  befinden.  .\'ur  wenige  Berufe  sind  zu  80  %  und  mehr  organisiert, 
die  meisten  zählen  kaum  den  fünften  Teil  der  Angehörigen  in  der  Organisation. 
Da  gibt  es  eben  noch  Kinderkrankheiten,  die  erst  mit  der  Vervollständigung 
d«r  Organisation  verschwinden.  Der  Widerstand  nicht  nur  der  organisierten 
Unternehmer,  sondern  auch  der  ihnen  dienstbaren  Staatsgewalt  bildet  eine  wirk- 
same Lehre  für  die  politisch  Indifferenten,  wie  für  die  anarchistelnden  Gewerk- 
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achafter.  Das  letzte  Jahr  hat  daher  auch  die .  Gewerksdiafter  politisch  aufge- 
rüttelt.  Die  Wahl  vom  21.  April  in  Zürich,  wo  es  gelang,  einen  engherzigen 

PoHzeicr  aus  dem  Stadtrat  zu  werfen  und  durch  einen  Sozialdemokraten  zu 
ersetzen,  zeigte  deutlich,  dass  die  Demokratie  den  Arbeitern  schneidii^e  \\  äffen 
in  die  Hand  gibt,  zu  deren  wirksamer  Führung  die  politische  Organisation  er- 
forderlich ist. 

Mögen  daher  w^;en  der  vielen  ausländischen  Arbeiter  Partei  und  Gewerkschaft 
auch  weiter  für  sich  marschieren:  sie  werden  doch,  je  länger,  desto  mehr,  zu 

gemeinsamer  Arbeit  kommen.  Die  Sozialdemokratie  hat  bei  uns  noch  nie  die 
gewerkschaftliche  Organisation  und  Bewegung  vernachlässigt  oder  als  minder- 
wertig betrachtet.  Und  gerade  in  der  Demokratie  wird  sie  immer  mehr  darauf 
hingewiesen»  in  ihrer  politischen  Tätigkeit  nichts  anderes  zu  sein,  als  üie  Vor- 
känipferin  der  arbeitenden  Klasse. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

KARL  LEUTHMER  •  SOZIALDEMOKRATISCHER 
ANTIMILITARISMUS 

ER  die  Stellung  der  Sozialdemokratie  zum  Militarismus  richtigf 
erfossen  will,  hat  keinen  andern  Weg»  als  dass  er  die  Tatsachen 
beobachtet  und  abschätzt,  weiche  die  sozialdemokratische  Praxis 

•n  dem  Verhalten  zu  Heer  und  Heeresfragen  gesetzt  hat.  Die 
\rmec  der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  die  proletarische  Bewe- 
gung sind  auf  dem  Boden  des  modernen  Staates  gewachsen  und  haben  in  viel- 
fältiger, feindlicher  Berührung  wichtige  Seiten  ihres  Wesens  entfaltet.  In- 
dessen wirkten  Gedankenformen  fort,  die  von  der  Tradition  vergangener  Zeiten 
getragen  .waren.  Das  Leben  musste,  wie  so  oft,  neben  der  Lehre  seine  Bildungen 
ansetzen.  Und  doch  gediehen  sie  zu  dauernden  typischen  Gestalten.  Die  vor- 
bildliche deutsche  Sozialdemokratie  hat  auf  keinem  Gebiete  allgemeiner  gültige 
\  orbilder  geschahen,  als  mit  ihrer  parlamentarischen  Behandlung  militärischer 
Probleme.  Soweit  nicht  die  besonderen  Verhältnisse  der  and^^  Länder  diese 
Probleme  selbst  abändern,  sind  die  in  Deutschland  gefundenen  Losungen  meist 
einfach  übernommen  worden. 

Die  antimilitaristische  Kritik  der  Sozialdemokratie  im  Parlament  ist  durchaus 
schöpferisch  und  auf1)auond,  sie  denkt  den  Grundgedanken  des  l'olkis  in  TVaffen 
zu  Ende,  zieht  aus  den  geschichtlichen  \'orausset7inigen  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht die  letzten  Konsequenzen.  Die  Idee  der  allgemeinen  Wehrpflicht  be- 
deutete ursprünglich  die  Wdirhaftmachung  der  Volksgcsamtheit  in  modernen 
Formen  und  —  weil  in  schwerer  Kriegsnot  entstanden  —  ein  ausschfiesslich 
und  unmittelbar  kriegsmässiges  Heer.  Indem  nun  die  Sozialdemokratie  die 
Beschränkung  der  Dienstzeit  auf  die  zur  Ausbildung  uncrlässlich  notige 
Frist  und  die  Beseitigung  allen  Formenwesens  verlangt,  sucht  sie  den  Gedanken 
der  allgemeinen  Wehrhaftigkeit,  der  sich  nur  in  einer  vervollkommneten  Art  von 
Miliz  vollenden  kann,  zur  Wahrheit  zu  erheben.  Die  Väter  des  modernen 
Heeres  wollten  alle  Geistes-  und  Gemütskräfte  der  Nation  in  das  Heer  ein- 
strömen lassen,  unter  dem  .Schlapfwort  I'ri-iJirit  des  Riickois  kani])ften  sie  für 
die  Abschaffunjj  der  barbarischen,  entehrenden  .'^^tratniethoden  des  alten  W'erbe- 
und  Konskriptionsheeres;    die  Sozialdemokratie  fordert  die  Entfernung  des 
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militärischen  AusnahmerediU,  die  Schoaiuig  der  mensdiltcheii  und  männlichen 

Ehre  des  Soldaten,  die  Einschränkung  der  Disziplinarbestimmungen  in  den 
Grenzen  der  Dienstnotwendigkeit  und  des  Kriegszwecks,  sie  will  also,  dass  (Ur 
Krieger  als  Volksgenosse  und  Bürger  im  Heere  stehe.  Die  Sorge  um  das  leib- 
Hche  Wohl  des  Soldaten,  um  die  Rechte  der  Kriegsinvaliden  beweist,  wie  sehr  sie 
die  Armee  als  Glied  des  Volkes  empfindet. 

Der  Antimilitarismus  der  Sozialdemokraten  und  der  Antimilitarismus  der  alten 
Demokraten  und  Liberalen  unterscheiden  sich  demnach  von  Grund  aus.  In  dem 
liberalen  Armeehass  klang  die  Lebensstimmung  des  friedsamen,  ehrenwerten  Bür- 
gen des  iS.  Jahrhunderts  nach,  der  die  Soldaten  als  zusammengekauftes  Ge- 
sindel veraditete  und  über  die  schuldenmachende  Brcitspurig^eit  der  Offiziere 
in  Entrüstung  geriet.  Der  Sozialdemokrat  von  heute  kann  so  nicht  empfinden. 
Er  selbst  oder  seine  nächsten  Bukaniucn  und  Freunde  waren  Soldaten,  nicht 
der  Abhub,  sondern  der  Kern  der  Xaiiou  geht  durch  die  Kaserne.  Als  aus  dem 
würdigen  Rokokoherren  der  strebsame  Bürger  des  19.  Jahrhunderts  wurde, 
mengten  sich  mit  der  überlieferten  Missachtung  des  bunten  Rockes  Gefühle 
des  Rangstreites.  Die  zur  Herrschaft  vordringende  Klasse  wünschte  den  Staat 
nach  ihrem  Ebenbilde,  in  ihrem  Geiste  umgebildet  zu  sehen.  Die  Mustertypen 
und  Ideale  des  Kontors  stiessen  sich  an  den  Idealen  und  Typen  der  Kasernen-' 
ritterlichkeit.  Wäre  nicht  schon  die  Geschichte  Zeugin  dagegen,  so  müsste  es 
der  Begriff  sagen,  dass  es  Torheit  ist,  den  modernen  Militarismus  vom  Bürger- 
tum und  bürgerlichen  Staat  herzuleiten,  überall  ist  er  vielmehr  ursprünglich 
im  Kampfe  gegen  das  Bürgertum  durchgesetzt  worden.  Erst  das  Vordringen 
der  nationalen  Oesinnung  hat  den  Bourgeois  und  den  Intelligenzler  mit  <lem 
Offizier  als  dem  Wiederhersteller  der  nationalen  Einheit  oder  dem  erträumten 
Rächer  der  Niederlage  versöhnt,  wobei  dann  der  Reserveoffizier  als  Vermittler 
zwiadien  beiden  Schichten  den  Sinneswandel  vollendete.  Dag^n  entspricht 
die  Art,  wie  der  Kampf  der  Sozialdemokratie  gegen  den  Militarismus  in  der 
Fürsorge  für  den  Soldaten  und  die  Widerstandskraft  des  Vaterlandes  eine  i>osi- 
tivc  Wendung  gewinnt,  den  Stimmungen  und  (Gefühlen  einer  Volksgeniein- 
schait,  in  der  jeder  taugliche  Mann  dem  Dienst  der  Kaserne  verfallt.  Und 
sie  rechtfertigt  sich  durdi  das  tiefere  Gefühl  des  modernen  Menschen  für 
historische  Zusammenhange.  Das  dogmatisch-liberale  und  dogmatisch-demo- 
kratische Denken  ist  isolierend.  Es  erblickt  die  Erscheinungen  des  gesellschaft- 
lichen und  staatlichen  Lebens  als  selbständige  Wesenheiten.  Der  Fürst  und 
seine  Soldateska  sind  Quell  und  Ursprung  alles  Übels.  Und  trotz  der  Theorieen 
vom  Volksstaat  wirkt  im  tiefsten  Empfinden  die  staatslose  Gesinnung  nach,  die 
im  i8b  Jahrhundert  Lebensgefühl  war.  Wollte  Friedrich  der  Grosse,  dass  der 
Krieg  ausschliesslich  seine  Angelegenheit  sei,  die  den  friedlichen  Bürgern  nichts 
anginge,  so  dachte  der  Bürger  selbst  ähnlich.  Tn  der  I.oslösung  des  Kulturlebens 
vom  örfontlichen  Wesen  liegt  das  in  der  Manchesterlelire  wirtschaftlich  moti- 
vierte Bestreben  nach  möglichst  wenig  Staat,  möglichst  gar  keinem  Staat,  be- 
reits vorgebildet.  Würde  jedoch  die  Sozialdemokratie  den  Staat  ausschliesslich  als 
gegen  den  Arbeiter  gerichtete  Organisation,  das  Heer  als  ein  blosses  Werkzeug 
setner  Unterdrückung  ansehen,  so  wäre  es  unsinnig,  den  Arbeiter  aufzufordern, 
dass  er  die  Flinte  auf  den  Buckel  nehme,  um  das  Vaterland  zu  verteidigen,  und 
lacherlich,  durch  Sorge  um  die  kriegsgemässe  AusbiliUing  und  Ausrüstung  des 
Soldaten  die  Waffe  des  Gegners  zu  schärfen. 
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Die  Praxis  der  Sozialdemokratie  zeiget,  dass  sie  den  Staat  und  das  Heer  als 
ein  historisches  Crchildo  fnsst,  als  Produkte  zahlreicher  Ursachenreihen.  Das 
geschichtliche  Lehen  ahcr  und  seine  Formen  schöpft  keine  Definition  aus.  Der 
Staat  ist  die  Organisation  der  besitzenden  Klassen,  aber  zugleich  —  mindestens, 
sofern  er  sich  aul  einer  Volkseinheit  aufbaut  —  eine  Gemeinschaft  geistige^ 
und  materieller  Kultur,  ist  dies  vor  allem  in  den  Beziehungen  zum  Auslande, 
und  «dies,  was  ihn  in  seiner  Unversehrtheit  in  dem  ungestörte  n  \'er]attf  seiner 
Lehensprozesse  gefährdet,  setzt  namentlich  das  Proletariat  als  die  gegen  wirt- 
schaftliche Schwankuntjon  empfindlichste  Klasse  in  Not.  Ebenso  ist  das  Heer 
sicherlich  auch  ein  Unterdruckungsmittcl  in  der  Hand  herrschender  Gewalten 
und  Klassen,  aber  es  ist  dies,  als  Heer  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  mit  Ent- 
fremdung von  seinem  geschichtlichen  Ursprung,  von  seinem  wahren  Zweck, 
von  seinem  tiefsten  Wesen.  Wer  ein  blosses  Werkzeug  zur  Erhaltung  der 
Bourgeoisherrschaft  gewinnen  wollte,  hätte  kein  ungeeigneteres  schaffen 
können,  als  die  modernen  Armeen.  Sie  ruhen  auf  dem  Prinzip  der  Aufbietung 
der  ganzen  Volkskraft:  wie  aber  bietet  man  das  Volk  gegen  das  Volk  auf? 
Das  ist  eine  Waffe,  die  dem  Gebraucher  selbst  gefährlich  werden  kann.  Jeder 
empfindet  es  doch  durchaus  anders,  wenn  Militär,  als  wenn  etwa  Gendarmerie 
zu  Polizeizwcckeu  verwendet  wird,  l's  ist  nur  die  Idee,  vielleicht  eine  I'^iktion, 
dass  sich  im  Heere  du-  I^mhcit  eines  \'olkes  am  kraftvollsten  zusaniiiien- 
fasst,  allein  eine  i'iktion,  die  der  heutige  nationale  Staat  und  seine  Vertreter 
gar  nicht  entbdiren  können,  und  wider  die  sie  sich  vergehen,  sobald  sie  Soldaten 
gegen  das  Volk  marschieren  lassen.  Nun  besteht  die  bewunderungswilrdige 
Genialität  der  parlamentarischen  Praxis  der  deutschen  Sozialdemokratie  gerade 
darin,  dass  sie  den  Missbrauch  des  Heeres  vom  Standpunkte  des  Heeres  aus 
bekämpft.  Sie  ist  deshalb  nicht  etwa  lass  und  linde  gegen  den  Militarismus. 
Vielmehr  hat  ihre  andauernde  und  immer  tiefer  eindringende  Kritik  sein  wahres 
Wesen  erst  der  Welt  enthüllt,  für  die  Ungeheuerlichkeit  der  militaristischen  Ent< 
artungcn  das  Gefühl  erst  tjescliärft.  Doch  indem  die  Sozialdemokratie  die 
Soldatenmisshandlunp^cn,  den  Kadavergehorsam,  die  grauenvolle  Härte  der 
kriegsgerichtlichen  l'rtciie,  den  JunkerhochnuU  der  Offiziere  als  die  Äusse- 
rungen des  militärischen  Geistes  im  Heere  erkannte  und  darlegte,  wies  sie  zu- 
gleich nach,  das  die  Anmassungen  des  Militarismus  mit  dem  Sinn  und  Wesen 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  selbst  im  Widerspruch  stehen,  dass  ne  den  ge* 
lungenen  Versuch  darstellen,  die  Kräfte  des  Volksheeres  für  fremde  Zwecke  zu 
eskamotieren,  auf  dem  Grunde  des  hcwafTncten  \'olkes  das  Privilec;^  einer  Kaste 
und  ein  volksfeindliches  Regime  aufzubauen.  Die  feinste  und  wirksamste  Wen- 
dung dieser  Kritik  bedeutet  es  dann,  wenn  in  der  Schilderung  zweckloser 
Kavallerieattacken,  unkriegsmässig  angelegter  Manöver,  in  der  Enthüllung  des 
forcierten,  durch  Luxustreiben  und  Schuldenwesen  äusserlich  getünchten 
Heroentums  des  ersten  Standes  die  schädlichen  Rückwirkungen  des  Militaris- 
nujs  auf  die  Schlagfertigkeit  und  den  guten  Geist  der  Truppe  anschaulich  ge- 
macht werden.  Wie  die  sozialdemokratische  Polemik  gegen  die  Anmassungen 
des  Militarismus  längst  weit  über  die  Parteikreise  hinaus  zum  Gemeingut  aller 
demokratischer  Gesinnten,  ja  aller  in  Kulturdingen  Empfindnngsfähiger  ge- 
worden ist.  so  hat  die  parlamentarische  Manöverkritik  sogar  in  der  Welt  der 
Fachleute  Nachhall  gefunden. 

Ihren  eigentlichen  Wert  hat  aber  diese  Betrachtung  der  militärischen  Vorgänge 
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darint  das«  sie  das  Heer  nicht  ab  sdbständige»  vereinzelte  Ersdidnung  los- 
losst,  sondern  stets  im  Zusammenhange  hält  mit  der  Darstellung  der  politischen 

and  sozialen  Zustände.  In  der  Praxis  der  Sozialdemokratie  leuchtet  dies  in 
der  Entschiedenheit  liervor,  mit  der  sie  jede  besondere  antimilitaristische  Propa- 
ganda als  gefährlich  und  erfolglos  verwirft.  Die  Theorie,  der  gegenüber  den 
komplexen  Erscheinungen  des  politischen  Lebens  meist  nur  die  bescheidene 
Rolle  zufällt,  die  von  der  Praxis  in  ihren  Berührungen  mit  der  mannigfaltigen 
Wirklichkeit  sozusagen  experimentell  gewonnenen  Erkenntnisse  in  einen  vor- 
läufigen Einklang  der  Gedanken  zu  bringen,  wird  der  tatsächlich  befolpj'ten 
Parteitaktik  sich  auch  darin  anbequemen,  dass  sie  die  geschichtliche  Bedcuttnig 
des  Militarismus  im  Widerspruch  zu  landläufigen  Meinungen  auf  das  richtige 
Mass  zuruckzuffihren  sucht.  Das  moderne  Heer  ist  keineswegs  die  granitne 
Grundlage  der  bestehenden  Ordnung  und  noch  weniger  ihr  undurchdringlicher 
Schild.  Sondern  es  ist  eine  WafTe.  die  man  nur  sehr  schwer  handhaben  und 
durchaus  nicht  schlechthin  nach  ihren  eigenen  Tugenden  verwenden  kann. 
Denn  über  die  \  erwendbarkeit  des  Heeres  zu  politischen  ExperinicTitcii  ent- 
scheidet noch  mehr,  als  die  Stimmung  des  Heeres  selbst,  die  Stimmung  des 
Landes,  weshalb  in  der  allgemeinen  Politik  die  stärksten  Möglichkeiten  der  Ab- 
wehr liegen.  Sehen  wir  aber,  dass  die  hochstgetürmten  Klassen  Staaten  des  mo- 
dernen Heeres  überhaupt  entbehren,  dass  andrerseits  die  Gewalt  der  Waffen 
gegen  Arbeiter  in  Staaten  ohne  modernen  ^^ililarismus,  wie  Belgien  und 
Amerika,  ebenso  häufig  angewendet  wird,  wie  in  Militärstaaten,  und  in  diesen 
nicht  seltener,  wenn  sie  Republiken,  wie  Frankreich,  als  wenn  sie  Monarchieen 
sind,  wie  Italien  oder  Ungarn,  und  dass  endlich  die  wirtschaftlich  höchstent- 
falteten Staaten  Europas,  England  und  Deutschland,  bei  durchaus  verschiedener 
politischer  Entwickelung  und  militärischer  Au-;rüstung  doch  dann  überein- 
stinnncn.  dass  hier  fast  niemals  Soldaten  gegen  .\rbeiter  ausriKkten  :  so  wird 
man  vcrünitiger weise  in  Militärexpcditioneu  weder  einen  notwendigen  Aus- 
druck des  Militarismus,  noch  des  Kapitalismus  erblicken,  sondern  die  Ursachen 
der  Vorgänge  in  besonderen  Zuständen  suchen. 

Wird  das  Heer  d'^r  allgemeinen  Wehrpflicht  mit  seiner  die  soziale  Schichtung 
des  Volkes  reproduzierenden  Zusammensetzung  häufig  und  in  grösserem  Um- 
fange gegen  das  Volk  aufgeboten,  so  lockern  sich  notwendig  die  Bande  der  Dis- 
ziplin, so  verfällt  der  Geist  des  militärischen  Zusammenhalts;  der  Staat  bezahlt 
die  Ordnungsarbeit  mit  dem  Sinken  seines  militärischen  Ansehens  nach  aussen. 
Das  \'olksheer  einer  Kuhurnation  ist  ein  viel  zu  eniptindlicher  Organismus,  als 
dass  er  nach  Belieben  missbraucht  werden  könnte ;  eben  deshalb  besitzt  es  jedoch 
als  politisches  Machtmittel  jene  Bedeutung  nidit  mdir,  die  einst  der  Armee 
zukam.  Das  gilt  freilich  nicht  bloss  im  reaktionären,  sondern  auch  im  revo- 
lutionären Sinn.  Ein  Regime,  vorwiegend  auf  das  Militär  gestützt,  ist  in  Kultur- 
ftaaten  mulcnkbar:  undenkbar  sind  aber  auch  Prätorianerrevolton  und  die  \'cr- 
gewaltigxing  einer  V'olksmchrheit  durch  eine  revolutionäre  Minorität  vom  Lager 
der  Meuterer  aus.  Das  sozial  verscliiedenfaliig  zusammengesetzte  Heer  kann 
nicht  zum  Werkzeug  einer  revolutionären  Klassenpolitik  werden,  nur  eine  all- 
gemeine politische  Bewegung  könnte  es  mitreissen.  Indes  lehrt  die  Geschichte 
der  russisdien  Revolution,  dass  auch  in  solchem  Falle  die  Disziplin  im  Heere 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  erstaunlich  gut  standhält,  dass  nur  örtliche  Er- 
hebungen möglich  sind;  der  Regel  nach  ohne  Folgen,  denn  der  moderne  Staat 
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lumzentriert  nicht,  wie  der  Staat  der  Vergangenheit,  seine  Machtmittel  in 
wenigen  Punkten,  sondern  lunfasst  kraftvoll  seine  ganze  Fläche.  Haupt- 
städtische Revolutionen  als  Weltumwälzungen  gehören  der  Geschichte  an. 

Damit  ist  dem  Herveismus  —  und  zugleich  j^em  Futschismus  —  das  Urteil 

gesprochen;  denn  jede  Bestrebung  vergeudet  sündhaft  Kräfte,  die  nicht  ein 
letztes  Ziel  und  eine  letzte  Möjjlichkcit  vor  sich  sieht.  An  dem  Erfolge,  dass  da  , 
oder  dort  eine  Abteilunp^  den  (  Jehorsani  verweigert,  mögen  Knalu  n  sich  freuen, 
Männer  werden  das  schwere,  nutzlose  Opfer  bedenken,  dus.s  der  Ürecher  der 
Mannszttcht  auf  sich  nimmt.  Wäre  nur  wenigstens  erreicht,  dass  solche  Auf- 
tritte die  Öffentlichkeit  gegen  die  Verwendtmg  des  Militärs  bei  Streiks  auf- 
stürmten!  Aber  in  der  Regel  erregen  sie  bloss  das  Gefühl,  dass  das  nationale 
Interesse  der  ungeschmälerten  Disziplin  gefährdet  sei.  und  in  die  Flagge  patrio- 
tischer Entrüstung  hüllen  sieb  mit  bcsonderm  Behagen  die  grimmigsten  Feinde 
der  Arbeiterschaft,  deren  schäbige  Profitinteressen  nun  in  eine  Linie  rücken 
mit  der  grossen  Sacke  des  Vaterlandes.  Gewiss,  diese  ausschliesslich  franzosi- 
schen Vorkommnisse  haben  ihre  auschliesslich  Iranzösischen  Ursachen  in  der 
Tradition  des  Landes,  in  seiner  Geschichte,  die  so  oft  den  Parteikampf  in  die 
( iestalt  des  wirklichen  Kampfes  übergehen  lässt.  Und  am  Ende  besitzen  die 
Franzosen  auch  eine  grössere  Elastizität  des  Empfindens,  solche  Dinge  aufzu- 
nehmen und  innerlich  zu  überwinden.  Dennoch  stammen  nahezu  die  meisten 
Störungen  und  Hemmnisse  der  franzosischen  Arbeiterbewegung  aus  dem  Anti> 
militarismus  und  dem  ihm  seelenverwandten  Syndikalismus.  Ceschichtlich  zu 
erklären  sind  sie,  wie  gesagt,  leicht,  nur  hcisst  hier  erklären  auch  nicht  im  ent- 
ferntesten entschuldigen.  Alle  elementaren  Wutausbrüche  einer  unterdruckten 
Klasse  haben  eben  in  der  Unterdrückung  ihren  zureichenden  Erklärungsgrund, 
allein  sie  führen  auch  unweigerlich  zu  Niederlagen.  Gerade  sie  zu  verhindern, 
ist  Zweck  und  Wesen  der  Sozialdemokratie,  und  die  dämonischen  Kräfte  der 
proletarischen  Bewegung  in  organisiertem  Handeln  zu  rationalisieren.  Mit 
ihrem  strikten  (Gegensatz  kann  aber  die  Sozialdemokratie  nicht  paktieren,  am 
wenigsten,  wenn  der  Herveismus  aus  dem  emphatischen  in  den  rein  phrasen- 
haften Zustand  herabsinkt  und  eine  besondere  antimilitartstische  Agitation 
meint,  die  sich  nicht  In  Taten  umsetzen  solL  Als  ob  nicht  auch  sonst  der  Kampf 
gegen  den  Militarismus  ein  Hauptstöck  der  sozialdemokratischen  Propaganda 
bildete!  Und  als  ob  nicht  alles,  was  über  dieses  wohlgcwogcne  Mass  hinaus- 
geht, nur  (ielegenheiten  schüfe  für  die.  welche  darauf  lauern,  die  Sozialdemo- 
kratie auf  nationalem  Verrat  zu  betreten,  um  für  ihre  vom  Klassenegoismus 
eingegebenen  Hetzereien  die  stark  national  empfindenden  Mittelschichten  als 
Hilfstruppe  zu  gewinnen!  Ist  es  indes  die  vornehmste  Aufgabe  des  sozialdemo- 
kratischen Antimilitarismus,  in  den  breiten  Massen  der  Bevölkerung  solche 
Stimmungen  zu  erzeugen,  die  ein  Anrufen  der  Gewaltmittel,  das  Aufgebot  des 
Heeres  und  den  Missbrauch  der  nationalen  Ideen  zum  Schaden  des  Proletariats 
erschweren,  so  kann  alles,  was  dem  widerläuft,  nur  Nachteil  und  Hemmnis  sein. 
Wir  haben  gesehen,  wie  sich  aus  der  Praxis,  welche  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie und  die  nach  ihrem  Vorbilde  arbeitenden  ausserdeutschen  sozialdemo- 
kratischen Parteien  im  Parlament  ausüben,  die  ganze  Lehre  des  Antimilitarismus 
einer  vernünftigen  proletarischen  Politik  entwickeln  läs'^t.  In  der  l)eslan(iigen 
Berührung  nüt  der  Wirklichkeit  ist  hier  die  ungeheure  IVcisluit  der  Erfahrung 
entstanden  und  hat  sich  an  konkreten  Aufgaben  unfdilbar  bewährt.  Nun  scheint 
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aber  der  internationale  Kongress  diese  Aufgaben  noch  einmal  im  allgemeinen 
SU  stellen.  iMüssen  sie  da  nicht  ein  völlig  anderes  Gesicht  bekommen?  Indes, 
gibt  es  einen  Militarismus  im  allgemeinen,  einen  Krieg  oder  Frieden  im  allge- 
meinen? Auch  hier  kann  uns  die  parlamentarische  Tätigkeit,  zumal  der  deut- 
schen Sozialdemokratie,  die  Richtschnur  geben.  Sie  bat  stets  ha.  Demon- 
strationen  und  Deklarationen  ins  allgemeine  eine  sdir  wohltuende  Zurück- 
haltung geübt,  in  der  wohlbercchtigten  Überzeugung,  dass  der  Wahlspruch 
Jl'etin's  nichts  nütst,  so  schadet's  nichts  besser  strebsamen  Tischgesellschaften, 
als  grossen  Parteien  ziemt,  t'berdies  ist  das  Schwärmen  für  den  Frieden  an  sich 
die  wohlfeilste  Sache  von  der  W  elt.  Wer  will  denn  in  unseren  Zeiten  der 
Kulturverzärtlichung  den  Krieg  als  Krieg?  Kaum  die  jüngsten'  Leutnants. 
Schon  die  technischen  Formen  des  Kampfes  liefern  der  alten  Schlaglust  wenig 
Nahrung.  Nicht  den  Krieg  g^lt  es  zw  bekämpfen,  sondern  die  Ursachen  des 
Krieges,  die  sich  in  den  besonderen  Beziehungen  einzelner  Staaten  z«  einander 
verbergen:  in  politischen  Beziehungen.  Denn  der  Militarismus  als  solcher  ist 
gerade  durch  das  Cbermass  der  Rüstungen  in  einen  Zustand  beinahe  komischer 
Unbew^Iichkeit  geraten.  Wenn  jede  Nation  bis  zur  Ausschöpfung  der  letzten 
Kraft  zu  kämpfen  bereit  und  fähig  ist,  wo  fänden  sich  die  Chancen  des  Sieges, 
die  sich  sonst  aus  dem  Unterschied  der  Kriegsbereitschaft  ergaben?  Kaum 
wird  heute  eine  Festlandsmacht  aus  vullit^  freiem  Eiitschluss  in  den  Krieg 
ziehen.  Doch  können  Verwickelungen  und  jählings  autwirbelnde  Siinunungcii 
die  in  den  Zuständen  dnes  Landes  oder  in  den  Beziehungen  zweier  Staaten  ge* 
gebene  Spannung  aur  Explosion  Inringen.  Und  da  ist  nun  wohl  zu  unter- 
scheiden, dass  in  den  unfertigen  staatlichen  Zuständen  des  Ostens  Konflikte  sich 
vorbereiten  mögen,  denen  keine  Klugheit  vorbeugt,  dass  aber  zum  Beispiel  der 
Handelsgegcnsatz  der  Deutschen  und  der  Engländer  nur  durch  eine  Kriegs- 
hetze zum  Brande  entfacht  werden  könnte,  hier  also  der  Sozialdemokratie  bcidei 
Lander  die  Aufgabe  erwachst,  eine  Agitation  des  Friedens  zu  fuhren;  was  erst 
recht  vom  VerhUtnis  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  gilt,  die  keine  feind« 
liehen  Interessen  trennen,  sondern  bloss  nutzloses  Erinnern  tmd  vergeblicher 
Streit. 

Siebt  man  Deutschland  an,  so  wird  niemand,  der  die  Dinge  leidenschaftslos  be- 
trachtet, den  jetzigen  Staatslenkern  kriegerische  Gesinnung  zumuten.  Nicht 

überströmendes  Kraftgefühl:  eine  Art  von  reizbarer  Schwäche  könnte  hier 
einmal  gefährlich  werden.  Und  der  Sitz  des  Übels  ist.  dass  die  heute  Verant- 
wortlichen —  man  möchte  schier  glauben:  nach  eigenem  Gefühl  —  der  Verant- 
wortung inifähig  sind,  der  Reichstag  jedoch  in  Dingen  der  auswärtigen  Politik 
wenig  Einfluss  besitzt  Jeder  Fortschritt  zur  Demokratie  vermehrt  in  Deutsch- 
land die  Friedensbürgschaften,  weil  er  der  Reichsjjolitik,  die  heute  halttos 
schwankt,  die  verlorene  Standfestigkeit  wiedergeben  kann.  Nur  lege  man  dies 
nicht  so  aus.  als  sei  das  Heil  von  der  parlamentarischen  Kontrolle  zu  hoffen  ! 
Kein  Parlament  der  Welt  kontrolliert  ernstlich  und  wirklich  die  auswärtige 
Politik.  Das  ist  eine  technische  Unmöglichkeit.  Auch  der  englische  Minister 
des  Äussern  stellt  oft  sein  Haus  bei  den  wichtigsten,  schicksalentscheidenden 
Vertragsabschlüssen  vor  fertige  Tatsachen,  färbt  die  Berichte  und  wählt  die 
Dokumente  aus.  Verhandlungen  zwischen  Staaten  sind  eben  auch  das  <  ie- 
heimnis  des  anderen  Staates,  sind  und  bleiben  es  meist  gerade  in  den  wesent- 
lichen Dingen.  Und  ebenso  wird  auch  das  freieste  Parlament  die  politischen 
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Vcrträpfo,  die  der  Minister  abgeschlossen  hat.  in  der  Rci^cl  ratifizieren  müssen. 
i\m  die  V'ertragsfähigkeit  des  Vaterlandes  nicht  zu  kompromittieren.  Die  Kon- 
trolle des  Parlaments  besteht  hier  darin,  dass  die  V'ertragschliessenden  zu- 
gleich die  Vertrauensmänner  des  Parlaments  sind:  also  im  parlamentarischen 
System,  nicht  in  den  Mitteln  parlamentarischer  Überprüfung.  Die  Rec^erung 
ist  selbst  nichts  als  der  Ausschuss  des  Hauses;  und  mochte  —  besonders  bei 
dem  Überwiegen  auswärtiger  und  kolonialer  Interessen  —  der  führende  Aus- 
schuss an  tatsächlicher  Macht  über  das  Haus  hinaus  wachsen,  so  stellen  sich 
dem  doch  gewisse  Schranken  entgegen:  in  der  Sachkunde  der  Oppositions- 
führer, die  ihrerzeit  gleichfalls  am  Ruder  waren  und  die  Lage  der  Ahlen 
kennen,  sowie  in  der  Macht  der  öffentlichen  Meinung.  Diese  zu  stärken  un'l 
zu  erziehen,  während  sie  jezt  in  gänzlich  unsachlicher  Zustimmung,'  und  oft 
nicht  eben  kenntnisreicher  Ablehnung  einherschwankt,  bedeutet  aber  besonders 
in  Deutschland  eine  wichtige  Friedensarbeit. 

Insbesondere  ist  es  die  Meinunt;^  der  Sozialdemokratie,  die  hier  mit  schwerem 
Gewicht  in  die  Wagschalc  fallt.  Man  beachte  doch,  wie  im  Reiche  und  im  Aus- 
lande alles  aufhorcht,  wenn  ein  sozialdemokratischer  Redner  im  Parlament  die 
Fälle  bezetdinet,  wo  auch  die  Arbeiterschaft  die  Waffe  fürs  Vaterland  er- 
greifen wird !  Niemand  versteht  diese  Äusserungen  so,  als  ob  in  anderen  Fällen 
die  -Arbeiter  etwa  einen  Kriegsstreik  versnclien  würden.  Das  Mitgehen  ist 
jedesmal  verbürgt.  Allein,  mit  welchen  (iefühlen  der  Proletarier  nach  der 
Flinte  greift,  ist  gleichwohl  von  höchster  Wichtigkeit,  denn  der  moderne  Krieg 
fordert  die  ganze  Individualität  des  Soldaten,  die  Summe  seiner  Energie  und 
Aufopferungsfähigkeit.  Und  hinter  der  deutschen  .Sozialdemokratie  stehen 
drei  Millionen  Stimmen,  das  heisst  stark  ülur  ein  Viertel  des  Heeres!  Hrvt  man 
im  japanisch-russischen  Kriege  nicht  erfalinn.  wie  übel  sich  ein  missmutiges 
Heer  schlägt,  dass  von  der  verzweifelten  Stinuuung  des  Volkes  begleitet  wird? 
Auch  in  Russland  ist  kein  nennenswerter  Bruchteil  der  Einberufenen  fernge- 
blieben, doch  Kleid  und  Waffe  machen  nicht  den  Soldaten.  In  einem  Kriege 
Deutschlands  hätte  darum  die  Sanktion  der  Sozialdemokratie  ausserordentliche 
moralische  Kraft:  sie  zeigt,  ob  eine  innerlich  zustimmende  oder  innerlich  ab- 
lehnende Bewegung  durch  die  \  olk.smassen  geht.  Auf  die  zustimmende  Formel 
kommt  es  weniger  an,  zumal  die  ablehnende  schwer  auszusprechen  wäre.  Im 
Reichstag  —  und  nur  hier,  könnte  die  Sozialdemokratie  ein  Votum  abgeben  — 
dürfte  sie  die  Zustimmung  nur  aussprechen,  wenn  sie  selbstverständlich,  das 
heisst,  wenn  Deutschland  völlig  und  rein  der  Überfallene  wäre.  In  jedem  an- 
deren Falle  würde  sie  —  selbst,  wenn  sie  nicht  widerstrebt  —  mit  dem  Votum 
wohl  zurückhalten,  da  sie  die  Verantwortung  für  Handlungen  nicht  übernehmen 
könnte,  ohne  dass  man  ihr  die  Gründe  völlig  Idar  nachgewiesen  hätte.  Eine 
runde  Ablehnung  endlich  bleibt  immer  bedenklich  und  wird,  losgelöst  vom  Par- 
lament, als  Parteibeschluss  zur  völligen  Unmöglichkeit.  Denn,  wenn  die  Sozial- 
»lemokratie  stark  genug  ist,  dem  stärksten  Aufbäumen  des  nationalen  Fmp- 
tindcns  wirksam  entgegenzusireben.  so  ist  sie  auch  schon  vermögend,  im 
Reichstage  den  Gang  der  Dinge  entscheidend  zu  bestimmen. 

Mit  dem,  was  die  einzelnen  sozialdemokratischen  Orj^anisationen,  jede  in  ihrem 
Lande,  für  den  Frieden  zu  tun  im  stände  sind,  ist  nun  auch  die  Sunnnc  dessen 
bezeichnet,  was  der  internationale  Parteitag  an  Friedaisarbeit  leisten  kann:  denn 
nUe  allgemeinen  Beschlüsse,  die  er  fasst,  werden  nur  lebendig,  sofern  die  ein- 
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/einen  Parteien  sie  in  Tat  umsetzen.  Zudem  l;ult  fjrradc  der  jetzige  Zeitpunkt, 
wo  unter  russischem  Vorsitze  der  Friedenskoiigress  der  Staaten  ein  zweifel- 
haftes Schauspiel  darbietet,  mehr  zur  schärfsten  Kritik  dieser  Art  von  Friedens- 
politik ein,  als  za  Friedenskimdgdrangen  im  allgemeinen.  Die  Haager  Friedens- 
gesandten werden  sich  mit  dem  zustimmenden  Chor  der  Friedensgesellschaften 
begnügen  müssen.  Wir  jedoch  können  vom  Haag  nicht  fern  genug  bleiben. 
Nicht,  als  ob  es  gelte,  gegen  die  bürgerlichen  Friedcnsvcrcine  sich  in  Kampf- 
stellung zu  setzen.  Sic  mögen  in  aller  Harmlosigkeit  ihren  kleinen  Eitelkeiten 
dienen.  Aber  den  Temperaturgrad  der  Leidenschaft  und  die  Lebensstimmung, 
ans  der  sie  hervorgehen,  wollen  wir  rein  von  der  Blutwarme  und  dem  Drang  un- 
seres Lebens  scheiden.  Gewiss,  die  Friedcnsbewegimg  leitet  ihre  Abkunft 
irgendwie  von  dem  grossen  Zeitalter  der  Humanität  ab,  in  dem  auch  wir 
geistige  Ahnen  haben.  Allein  die  Verwandtsciiaft  geht  bei  den  Friedcusleuten 
über  die  weiUiche,  bei  uns  über  die  männliclw  Linie.  Die  NiehiS'^''PriedenS' 
Begeisterung  ist  ein  Gefühl  der  Satten,  die  es  so  wohling  haben  wollen,  dass  sie 
auch  kein  grausamer  Anblick  stören  soll,  ist  eine  Dämmerungsphilosophie,  ein 
Epikuräismus,  dem  Leben  und  zärtlich  behüteter  Leib  die  höchsten  Güter  des 
Daseins  sind.  Die  Sozialdemokratie  verabscheut  nicht  minder  da"?  I*lutvergiessen, 
so  sehr,  dass  sie  es  sogar  in  dem  Krieg  im  Frieden  des  Maschinensaals  ver- 
bannen möchte;  ihre  ganze  Arbeiterschutzpolitik  ist  erfüllt  von  dem  tiefen  Emp- 
finden für  den  Kulturwert  jedes  einzelnen  Menschenlebens.  Doch  sie  kennt 
höhere  Güter,  als  das  Leben,  Ziele,  für  die  man  das  Leben  einsetzen  darf,  wenn 
sie  auch  keinem  der  modernen  Staaten  das  Recht  und  die  Fähigkeit  zugesteht, 
sfjlchc  Ziele  weisen  zu  können.  Und  selbst  den  ungerechten  Krieg  hat  der 
Sozialdemokrat  als  Politiker  nie  bloss  als  Blutvergicsscn  und  Massenmorden  an- 
gesehen, ohne  ihn  zugleich  im  Zusammenhang  der  wel^ieschichtlichen  Ereignisse 
zu  erfassen.  Berühmtes  Zeugnis  dessen  sind  die  Schriften,  mit  denen  Lassalle, 
Marx  und  Engels  die  Kriege  Napoleons  IIL  und  Bismarcks  begleiteten.  Hier 
verläuft  die  männliche  Linie  am  Stammbaum  der  Humanität,  und  wir  wollen 
zu  ihr  gehören. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

Mf1?(  SCHIPPEL  •  EIN-  ÜND  HÜSWHNDERÜIIG 
UND  FREMDE  flRBEITER 

E  mehr  man  sich  mit  dem  Problem  der  Konkurrenz  und  der  gesetz- 
geberischen Behandlung  der  zuwandernden  ausliindi>;chen  Arbeiter 
beschäftigt,  desto  vielgestaltiger  und  ungeklärter  erscheint  es.  Diesen 
Eindmdc  wird,  glaube  ich,  ein  jeder  haben,  d«r  meine  Skizze  über 
'die  fremden  Arbeitskräfte  und  die  Gesetzgebung  der  verschiedenen 
Länder  in  dem  Beilageheft  zur  Neuen  Zeit  liest,  obwohl  ich  absichtlich  £ut  ganz 
darauf  verzichtet  habe,  audi  noch  die  M  e  i  n  u  n  g  s  kuiuis^ebungen  mit- 
zuteilen, mit  denen  man  in  Arheiterkreisen  I'artej  für  und  uc^en  die  geschil- 
derten Massnahmen  ergriff:  absichtlicli,  denn  erfahrungsgemä.ss  streitet  an- 
gesichts solcher  Meinungsübersichten  und  Urteilsentgegenstellungen  zuletzt 
immer  eine  Partei  der  anderen  jedes  Recht  ab,  im  Namen  der  aufgeklärten 
Arbeiterschaft  überhaupt  reden  zu  dürfen,  so  dass  man  am  Schlüsse  genau 
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wieder  so  weit  ist.  wie  am  Anfange.  Hatte  ich  vollends  in  die  Darstelhnijj 
in  ganzem,  nationalem  wie  internationalem  Umfange  die  Saisonwanderungen 
noch  einbezogen,  die  Genosse  Vaillant  mit  vollem  Rechte  gleichfalls  aal  die 
Stuttgarter  Tagesordnmig  gesetzt  wünscht»  so  hätte  sich  die  Liste  der  oft 
recht  seltsamen  und  sich  widersprechenden  Massnahmen»  Bestrebungen  und 
Anschauungen  noch  um  ein  erkleckliches  verlängert. 

Was  die  U  n  g  c  k  1  ä  r  t  h  e  i  t  betrifft,  so  steht  die  Ane^elegcnlieit  nocli  p^enau 
so,  wie  1904  auf  dem  Amsterdamer  Kongress,  da  unterdes  eingehendere  Er- 
örterungen über  die  Frage  kaum  gepflogen  worden  sind.  In  Amerika  hat 
Genosse  Hillquit  beachtenswerte  Anr^ngen  zu  geben  versucht;  doch,  so- 
weit mir  die  amerikanische  Arbeiterpresse  zugänglich  war,  scheinen  sich 
wenige  Teilnehmer  für  die  eröffnete  Dehatte  gefunden  zu  haben.*)  Wir  haben 
deshalb,  gleichviel,  wie  einzelne  Parteigenossen  ihre  Stellungnahme  geändert 
haben  mugcn,  in  den  V  ereinigten  Staaten  noch  genau  die  selben  beiden,  sich 
schnurstracks  entgegenlaufenden  Strömungen,  die  im  Amsterdamer  Protokoll 
in  folgender  Weise  niedergelegt  sind: 

»H  i  1 1  q  u  1 1  -  Amerika  begründet  die  Resolution  der  Amerikaner,  Holländer  imd 
der  Delegation  aus  den  englischen  Koionieen^  Alle  diese  Lander  seien  ge- 
zwungen, einen  Unterschied  zu  machen  zwischen  Arbeitern  zivilisierter 
L.itKkr  und  unzivilisiertcr.  zwischen  ArlH-itcrn,  die  im  Klassenkampf  bcgrifTen 
sind  oder  wenigstens  im  Entwickclungsprozess  des  Klassenbcwusstseins  begrillen  sind, 
und  solchen,  die  dazu  auch  noch  nicht  die  geringste  Vorbedingung  aufweisen. 
Deshalb  haben  die  amerikanischen  Gewerkschaften  sämtlich  das  Verbot  der  Cliinescn- 
aufnahme.  Das  mag  reaktionär  klingen,  ist  aber  i:nab  weislich, 
wollen  wir  nicht  die  ganze  Arbeiterbewegung  zu  gründe 
riehtcn,  denn  es  ist  ein  Lebensinteresse  unserer  Arbeiterbewegung,  die  Kulis 
und  Neger  fernzuhalten. 

Nicolas  Klein  protestiert  im  Namen  der  M  i  n  d  e  r  h  c  i  t  der  amerikanischen 

Delepicrten  Regen  diese  Auffassung,  fite  icin  Sat/o  Prolrtaricr  aller  Länder,  ver- 
einigt euch!  und  der  ganzen  sozialij^lisclicn  Gedancknwclt  widerstreite.  Kulis  seien 
auch  Menschen,  aucli  Arbeiter  und  hätten  das  selbe  Recht,  wie  die  anderen.  Mache 
man  einmal  Untersclvede  zuivcli-  n  den  X.-uionen.  so  mÜSSe  nuw  auch  die  Italiener, 
Polen  usw.  von  Amerika  fernhalten  [Beifall].«') 

Dabei  verkörpern  sich  die  entgegengesetzten  Anschauungen  nicht  einmal  immer 
in  verschiedenen  Personen  und  Organen.    Je  nach  der  Gelegenheit  und  der 

Stimmung  tauchen  an  der  gleichen  Stelle  nach  einander  und  in  recht  buntem 
Wechsel  sehr  abweichende  Heurteilungen  auf.  In  dem  selben  Blatte  kann  man 
zuweilen  Äusserungen  der  Entrüstung  darüber  lesen,  dass  der  ränkevolle  ame- 
rikanische Kapitalismus  nichtsahnenden  friedlichen  Arbeitern  eine  wider- 
natürliche Abneigung  gegen  Chinesen  und  Japaner  künstlich  einzuimpfen 
strebe,  während  das  nächste  Mal  die  ganze  Niedertracht  der  amerikanischen 
Kapitalisten  damit  bewiesen  wird,  dass  sie  dem  allgemeinen  Drängen  der  auf- 
gekliirten  Arbeiter  nach  bedingungsloser  Fcrnhaltung  der  Chinesen  nicht  nach- 
geben; ein  drittes  Mal  sollen  sich  nur  national-zünftlerisch  beschränkte  Ge- 
werkschaften an  der  Antichinesenagitation  beteiligen.  Ich  greife  auf  das 
Geradewohl  ein  paar  Belege  heraus. 

Am  16.  Oktober  1904  hiess  es  in  einem  Leitartikel  des  Berliner  Vorwärts'. 

')  Vergl.  das  Wochenblatt  dtr  Srxv  Yjarktr  VtlksititutiR  vom  w.ijanuar  1907.  Soeben  gebt  mir 
die  Nr.  41  der  Neuen  Zeit  mit  dem  viel'Beich'tenswcrtcs  sigrndcn  Artikel  Otto  Bauers  Frtle- 
tarittke  Wamdtmmgen  m;  auch  dicM  Anreg UBf  encbciat  viel  la  spit,  tun  cia^hendc  ErÖrtcmasca 
vor  Stattgart  za  cnndgliclieii. 

*>  Vergl.  das  dcutfche  Protokoll  d«a  Intcmatiooalea  SeilaUtteiikaagrMMa  in  Aouterdan»  pag.  52. 
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»In  der  [amerikanischen]  Einuanderungsfrage  verlialten  sich  Republikaner  wie 
DenMdcraten  am  liebsten  frleichgültig,  wo  es  sich  rnn  ausserordentlidie  Interessen 

der  Arbeiter  handelt,  wie  bei  der  Au^-sclilie'^sung  der  Chinesen.  Ohne  eine  be- 
deutende Bewegung  und  Agitation  unter  den  organisierten  Arbeitern  wären  die 
Gesetze  iregen  unbeschränkte  Chinesenetnwandening  nicht  zti  stände  gekommen» 

und  die  Rrneiiernng  der  Ceset/o  ist  immer  fraglich,  wenn  der  Kongress  nicht  genau 
weiss,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  ganzen  atncnkaniüchcn  Arbeiterwelt  auf  ihn 
gerichtet  ist« 

Ganz  anders  klingt  es  aus  der  Nummer  vom  9.  Juni  1905  heraus.  Der  japa- 
nische Sozialist  respektive  der  Genosse  Sakai  hatte  sich  bitter  über  die  An- 
feindungen beklagt,  denen  die  Japaner  in  Amerika  ausgesetzt  seien;  zum 
Schlüsse  war  die  Amsterdamer  Resolution  der  amerikanischen  Delegierten 
scharf  angegriffen  worden: 

>Sind  die  PrinzipiiTi  des  Sozialismus  nur  auf  die  weissen  Völker  anwendbar?  Sind 
wir  ungeeignet,  in  die  internationale  sozialistische  Bewegung  einzutreten?  Ist  der 
S^alisoMis  ihum  da,  nur  die  Interessen  einer  bestimmten  Rasse  wahrzunehmen?« 

Da2tt  hiess  es  dann,  wohl  kaum  im  Einklang  mit  früheren  und  späteren  Be- 
merlcungen,  in  der  New  Yorker  KorreHKmdenz  unseres  Berliner  täglichen 
Blattes : 

«Es  ist  selbstverständlich,  dass  der  Sozialismus  nicht  bloss  international 
ist,  sondern  dass  er  alle  Rassen  fleidterwdse  umfasst.  Die  nicht  unberechtigten 
Vorwürfe  k(3nncn  daher  nur  die  in  national-ziinf tierischer  Denkweise 
befangenen  Arbeiter  treffen.«^) 

Was  nicht  ganz  stimmt,  denn  die  Vorwürfe  Sakais  richteten  sich  ausdrück- 
lich gegen  Amsterdamer  Kongressvertreter,  denen  der  Guiuvinismus  wohl  eben- 
so fem  lag,  wie  das  Zünftlertum.   Und  so  lesen  .wir  denn  auch  später,  am 

4.  November  1906,  abermals  ganz  anders: 

»Wenn  die  Freuinnige  Zeitung  von  einer  rigorosen  Handhabung  des  [austra- 
lischen] Einwanderungsgesetzes  durch  die  Arbeiterpartei  spricht,  so  rnuss  be- 
merkt werden.  das>  es  sich  dal>ei  nur  [?1  um  farbige  Einwanderer,  in  ir^ter  Linie 
um  die  Chinesen  handelt,  tmd  dass  diese  Massregel  drüben  von  der  Mehrheit  aller 
Parteien  als  notwendig  anerkannt  wird.  Man  fürchtet  die  gelbe  Flut,  die  ja  sogar 
die  Vereinigten  Staaten  \  on  Amerika  durch  ein  striktes  V  e  r  ti  "  t  <!i  r  ("hincscnein- 
wandcrung,  gefordert  voi'.  der  .Arbeiterschaft  selbst,  eingedämmt  haben.« 

Oder  ein  anderes  Heispiel.  Wie  oft  wurde  inis  als  nicht  anzufechtende  Tat- 
sache vorgeführt,  dass  die  englische  Arbeiterklasse  in  ihrer  Gesamtheit 
nicht  das  geringste  mit  Einwanderungsbeschränkungen  zu  schaffen  haben  wolle. 
Aber  gleichfalls  durchaus  nicht  selten  bekamen  wir  von  denen,  die  an  den 
Quellen  des  untrüglichen  Wissens  sitzen,  genau  das  Gegenteil  zu  hören.  So 

'>  Die  araerikanitdw^  Qbrifen«  von  Hollladeni  uod  Amtralicra  mitbcaotragte  Resolution  lautete  in 
.\ni>-t  r'lam:  ^Unter  voller  B«rückgichtigrang  der  Gefahren,  welch«  aiit  der  Einwandcrunc  fremder 

Arbeiter  verbunden  sind,  indem  diese  ein  Sinken  der  Löhne,  die  Gewinnung  von  Streikbrechern 
uni|  .'luvi  icn  '*c!l>st  tilutiyc  /.UNammrnsttissr  zwischen  »it-n  Arbeitern  herbeifuhren  können,  erklärt 
der  Kongres-i.  da^s  unter  Einwirkung  der  ^sozialistischen  und  Kewerkschaftlichen  Agitation  die  ein- 
gewanderten Arbeiter  sich  nach  einiger  Zeit  auf  die  Seite  der  eingeborenen  Arbeiter  stellen  und 
den  selben  Lohn,  wie  diese,  verlangen  werden.  Der  Kongress  verurteilt  daher  jede  Gcsetxes- 
massreget.  welche  die  Einwanderung  fremder  Arbeiter,  die  das  Elend  snrAnswanderung 
SWink:t,  verbietet  oder  verhindert.  Der  Kongrcs.«,  in  fernerer  Erwäftupg,  dass  .'\rbeiter  r fic k« 
ständiger  Kassen  -  wie  l'hine«en,  Neger  u^w.  —  «>ft  von  Kapitalisten  importiert  werden,  um 
die  eingeborenen  Arbeiter  durch  billige«  ArheitsanKtboi  niciitmihalten.  und  d.is>  diese,  die  vin 
williges  Ausbeutungsobjekt  bilden,  in  einer  nur  mühsam  verdeckten  .Sklaverei  leben,  erklärt,  dass 
die  Sosialdcaokratie  die  Anwendung  dieses  Mittels,  Ua.s  dazu  dient,  die  Organisationen  der  Arbeiter 
so  vernichten  und  dadurch  den  Fortaebritt  und  die  eventticUc  Verwirklichung  des  Soxiklismaa  auf- 
zuhalten, mit  allen  ihren  Kriften  zu  bekimpfen  hat.«  Vergl.  Franz  Lauf- 
kötter  Pas  V'erluiUms  zuischen  den  finhr  imixchfH  und  den  fremden  Arbeilfrn  in  den  Sasiatistischfn 
M0natihefitH,  1904,  2.  Bd.,  pag.  Soi  ii^  und  meinen  Artikel  Du  KoAlfurrtm  der  fremdtH  Arbeits- 
kf^tt,  ibid.  tpoSb  pag.  7j6  ff. 
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in  der  Leipsigcr  Volks:;cituit^  vom  24.  Januar  1903,  in  den  Vorbereitungs- 
stadien der  Aliens  BUi: 

»In  den  cngli>cl)cii  Ansichten  über  den  Wert  der  Einwanderung  hat  sidl  in  den 
letzten  Jahren  ein  gründlicher  Umschwung  vollzogen.  Man  darf  es  ohne  Vorbehalt 
sagen,  dass  die  ganze  öffentliche  Meinung  Englands  für  eine  Regulie- 
rung oder  Bekehr  .i  n  k  11 11  g  der  Immigration  eintritt  .  .  .  Die  t'bcl  der  Kin- 
wanderung  sind  zweierlei :  erstens  verschärft  sie  die  grossstädtischen  Probleme ; 
Wohnungsnot  und  Arbeitslosigkeit,  zweitens  befinden  sich  unter  den 
Einwanderern  zahlreiche  Elcnunte,  die  physisch  oder  morali.-ch  untüchtig  sind.  An 
bürgerliche  Freiheit  und  Burgcrptiichten  sind  viele  der  aus  unterdrückten  Landern 
kommenden  Einwanderer  nicht  gewöhnt.  Sie  beuten  vielfach  die  ihnen  gebotene 
politische  Freiheit  zu  unsitth'chcn  oder  verbrecherischen  Zwecken  aus.  Es  vergeht 
jetzt  fast  kein  Tag,  an  dem  nicht  irgend  ein  Fremder  von  den  Londoner  Ge- 
richten wegen  Didbstahls,  Schwindeleien,  Zuhälterwesens,  Schmuggelei  oder  Bank- 
notcnfiilschiing  ven:rtcilt  wird  .  .  .  Hinzu  k<immt  der  Herdentrieb  der  auf  niedriger 
Kulturstufe  stehenden  Völkerschaften.  Sie  wohnen  dicht  zusammen,  überfüllen  die 
Häuser  und  besetzen  ganze  Quaitiere  und  vertreiben  deshalb  den  Engländer.  Der 
wachsende  Unwille  des  englischen  Volkes  gegen  die  freie  Einwanderung  hat 
weder  mit  Religion,  noch  mit  Rasse  etwas  zu  tun.  Er  richtet  sich  vielmehr  gegen 
die  Herabdrückung  des  englischen  Kulturniveaus.  Und  wenn  man  London  kennt, 
i^^t  CS  schwierig,  das  englische  Volk  wegen  seines  Fremdenhasses  zu  ver- 
urteilen.« 

Das  ist  schon  mehr  eine  Rechtfertigung,  als  ein  blosses  Tatsachenzugeständnis. 
Wo  ist  nun  die  Wahrheit? 

IT 

HER  bedcutsanicr,  als  die  \\'i(ler>prvK-hc  in  den  bisher  bekundeten 
Auffassungen,  erscheint  die  Viclgestaltigkeit  und  innere  Un- 
gleichartigkeit  des  Problems,  das  man  so  gern  als  eine  einheitliche 
Frage  auffasst.  Die  Saisonwanderung»  auf  die  Genosse  Vaillant 
mit  gutem  Grunde  als  Sonderfragc  hinwies,  lasse  ich  dabei,  wie  in 
meiner  Skizze,  fast  ganz  ausser  P.et rächt.  Aber  wo  hriben  wir  Europäer  je- 
mals mit  einer  solchen  Kassen-  und  K  u  1 1  u  r  f  r  a  g  e  zu  tun,  wie  die 
dünnbebebiedelten  überseeischen  Länder  angesichts  der  Farbigen-,  in  erster 
Linie  der  Chineseneinwanderung? 

Wählen  wir  ztim  Ausgangspunkt  Australien.  Indien,  China  tuid  der  ganze 
dazwischen  liegende  Gürtel  von  Inseln  und  Halbinseln  bilden,  wenn  man  will, 

die  Unij^^cbung  des  langen  Erdteils,  während  Europa  schier  endlos  weitab 
liegt.  Die  Besiedlung  mit  europäischen  Elementen  liat  langsam  erst  begonnen 
und  setzt  sich  zögernd  fort.  Dagegen  hat  das  benachbarte  China  mit  seinen 
300  bis  400  Millionen  Einwohnern  (annähernd  so  viel,  wie  ganz  Europa!)  von 
jeher  eine  starke  Auswanderung  nach  allen  Australien  umgebenden  Inseln  und 
Erdstrichen  gehabt-,  bei  freiem  Bevölkeningszustrom  wären  wahrscheinlich 
grosse  australische  Gebiete  und  ganze  Stnatcn  schon  längst  chinesische,  aber 
nicht  britische  und  europäische  koloniaje  Staatcngcbilde. 

.Ähnlich,  und  doch  ebenfalls  mit  netten  entscheidenden  (Jrundzügen.  entwickelt 
sich  das  koloniale  Rasscnprobleni  in  Südafrika,  für  das  wir  Natal  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen.  Für  eine  raschere  europäische  Masseneinwanderung  fehlen 
nter  schon  deswegen  die  Vorbedingungen,  weil  ein  grosser  Teil  des  Arbeits- 
marktes bereits  besetzt  ist,  durch  eingeborene  Schwarze,  die  vor  allem  in  der 
Landwirtschaft,  beim  Landtransport,  beim  Wege-,  Eisenbahn-  und  Hafenbau 
den  Arbeitsbedarf  fast  ganz  oder  zu  einem  sehr  grossen  Teil  decken.  Die 
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europäische  Zuwandening  fliesst  also  sehr  spärlich.  Andererseits  hat  sich  die 
indische  Auswanderung  in  ihrer  Richtung  schon  lange  an  die  benachbarten 
Meere  und  Küsten  gewöhnt.  Auf  ^^anritius,  der  Zuckerinsel,  gehen  bereits 
gegen  30Q000  Inder  als  Lohnarbeiter,  als  Kleinbauern  und  Grosspflanzer,  als 
Kldnkraiiier  und  Grosshändler  dem  Erwerb  nach.«)  In  Natal  selber  über- 
wiegen die  Inder  die  Enro(»äer.  Schon  heute  wäre  bei  gleichem  indisch-euro- 
päischen Stimmrecht  Natal  eine  indische,  keine  europäisch-britische  Selbstver- 
waltungskolonie. Ganz  glcicht^ültig  wird  das  schliesslich  auch  bei  uns  nie- 
mandem scheinen,  mag  man  sonst  das  Eintreten  d-jr  australischen  Arbeiter  für 
ein  weisses  Australien  und  der  südafrikanischen  Arbeiter  für  ein  weisses  Siid- 
afrika  für  berechtigt  tmd  kulturfördemd  halten  oder  nicht.  Die  selbe  Wahl 
swiscben  Hammer  oder  Amboss  drohte  jedodi  dereinst  den  puifischen  Küsten- 
ländern Nordamerikas,  die  für  Europa  und  selbst  für  die  älteren  ameri- 
kanischen Ost  Staaten  mühselig  zu  erreichen  waren,  w.ährend  ein  urkräftiger 
Chinesenzustroni  sich  zuerst  nach  dem  Zwischenposten  der  Sandwichinseln, 
dann  nach  San  Francisco  herauszubilden  begann.  Vor  der  selben  Wahl  steht 
heute  der  canadische  Berg-  nnd  [Wald-  und  Stromstaat  G>ltunbicn  .  .  .  . 

Vielfadi  deckt  und  berührt  sich  dieser  Zusammenstoss  der  Rassen-  und  Kultur- 
kreise mit  den  Gegensätzen  zwischen  den  verschiedenen  Arbeitsver- 

lassungen.  Wir  haben  uns  früher  viel  zu  sehr  der  Einbildung  hinge- 
geben, dass  das  Kapital  überall  wesentlich  übereinstimmende  Beziehungen  zur 
Lohnarbeit  —  oder,  um  juristisch  zu  sprechen:  ein  ziemlich  gleichartiges 
Arbeitsrecht,  das  kapitalistisdie  Afbeitsreeht  —  heraussubilden  und  auszu- 
breiten strebe.  Jedoth,  je  mehr  sich  das  Kapital  in  aussereuropaischen,  fiber- 
seeischen  Gebieten  betätigt  und  festnistet,  desto  mannigfaltiger  sind  die  For- 
men geworden,  unter  denen  es  die  Lohnarbeit  anwendet,  desto  vielgestaltiger 
tritt  uns  die  Lohnarbeit,  ihr  Verkauf,  ihre  Ausnutzung,  ihr  konstitutionelles 
Kecht  im  Verhältnis  zum  herrschenden  Kapital  gegenüber.  Die  beschreibende 
Sozialokonomie  hat  kaum  noch  begonnen,  sich  diesen  Zustanden  forschend  zu- 
zuwenden. Am  meisten  sind  durch  die  populäre  Agitation  gegen  den  Imperia- 
lismus und  die  Weltpolitik  noch  die  schlimmsten  und  alleruntersten  Ausbeu- 
tungsarten bekannt  geworden,  die  der  früheren  kolonialen  Vollsklaverei  naher 
stehen.  Aber  zwischen  ihnen  und  dem  modernsten  Arbeitssystcni,  das  auf  der 
vollkommenen  vertragsrechtlichen  Freiheit  des  Verkäufers  der  Ware  Arbeits' 
kraft  beruht,  und  dessen  meisterhafte  Analyse  wir  bei  Marx  finden,  ziehen 
sich  die  mannigfaltigsten  Zwischenstufen  hin,  die  wir  erst  allmählich  in  ihrer 
wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Struktur  kennen  und  verstehen  lernen. 

Solange  diese  verschiedenen  Lohnarbeitsverfassungen  in  räumlich  ge- 
trennten Sphären  neben  einander  wirken,  war  das  Interesse,  das  die  euro- 
päische Arbeiterklasse  an  ihnen  nahm  und  nehmen  musste,  kein  besonders 
starkes.  Ganz  anders  jedoch,  wenn  innerhalb  des  gleichen  Gemeinwesens 
die  verschiedenen  Arbeitsverfassungen,  verschiedene  Arbeitsrechtsqrsteme, 
freiere  und  gebundenere,  mit  emander  in  Berührung  und  Konkurrenz  treten. 

Auf  hi>torisch  grossem  Massstabe  haben  wir  diese  Entwickelung  zunächst  in 

den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  dem  Neben-  und  Gegeneinander  von 
Negersklavenarbeit  und  freier  weisser  Arbeit  beobachten  können.  Die  Kon- 
flikte, die  daraus  entsprangen,  obwohl  man  innerhalb  der  Union  bestimmte 

*)  Vcrgl.  mein  Buch  Zuckerproduktion  und  Zuckerpramttn  /Stuttgart  i^oj'f  pag-  ^3- 
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Zonen  für  jeden  der  beiden  Gegensätze  abzustecken  und  festzuhalten  suchte, 
sind  bekannt.    Marx  sagt: 

»In  den  Vereinig:tcn  Staaten  von  Nordamerika  blieb  jede  selbständige  Arbeiter- 
bewegung gelälimt.  solange  die  Sklaverei  einen  Teil  der  Republik  verunstaltete. 
Die  Arbeit  in  weisser  Haut  kann  sich  nicht  dort  emanzipieren,  wo  sie  in  schwarzer 
Haut  gebrandmarfct  wird.  Aber  aas  dem  Tod  der  Sklaverei  entspross  sofort  ein 

neu  verjüngtes  Leben. < 

Heute,  obwohl  die  \'ollsklaverei  fast  stets  ausscheidet  und  der  indische  oder 
mong^olische  oder  andersrassige  Kuh  sich  aus  freiem  Willen  bindet,  Stessen 
wir  in  den  verschiedensten  überseeischen  Gebieten  auf  ähnlich  gelagerte 
Arbeitszustände.  Weil  das  Kapital  in  den  kolonialen  und  halbkolonialen  Erd- 
strichen zunächst  keine  hinreichende  Menge  und  Reservearmee  von  weissen 
Lohnarbeitern  vorfindet,  so  zieht  es,  soviel  es  kann,  fremdrassige  Elemente  her- 
bei, sei  es  durch  freie  Einwanderung,  sei  es  durch  direkten,  aber  deshalb 
keineswegs  erzwungenen  Massenimport;  und  man  hält  diese  fremden, 
in  das  kapitalistische  Produktionsgetriebe  schwer  einzugliedernden  Massen 
durch  andersartige  Arbeitsverfassungen  zusammen^  als  sie  bei  uns  bestdien 
und  auf  die  weissen  Arbeiter  der  überseeischen  Gebiete  gleichfalls  übertragen 
werden.  Der  Konflikt  zwischen  den  abweichenden  Arbeitsordnungen  wird  Tim 
SO  empfindlicher,  je  grösser  die  Rechte  der  weissen  Arbeiter  gerade  in  manchen 
Überseeischen  Gebieten  —  infolge  der  relativen  Seltenheit  der  Ware  Arbeits- 
kraft —  geworden  sind.  Auf  diese  Weise  entwickelt  sich  zuletzt  ein  Kampf 
der  weissen  Arbeiter  gegen  bestimmte  Einwanderungrsstriknungen,  wie  ich  ihn 
für  Australien  (Chinesen,  Kanaken,  farbige  Schiffsmannschaften),  für  Süd- 
afrika (Chinesen  am  Rand,  Inder  in  Natal)  kurz  skizziert  habe,  und  wie  ich 
ihn  demnächst  ausführlicher  darzustellen  denke,  auch  unter  Heranziehung  der- 
jenigen Wirtschaftsgebiete,  in  denen  sich  die  erwähnte  neue  Art  der  gebun- 
denen Arbeit  weniger  oder  gar  nicht  unter  und  neben  die  weisse  Arbeit,  sondern 
nur  neben  die  Eingeborenenarbeit  oder  die  Reste  der  alten  Negenddaverei 
lai^ert  (Britisch  Westindien,  viele  britisch-französisch-holländischen  Kolonieen 
von  Afrika  l>i-  liinüber  zum  Stillen  Ozean,  die  Sandwichinseln,  Teile  des 
zentral-  und  südamerikanischen  Festlandes). 

Zur  Verdeutlichung  darf  ich  wiederholen,  was  ich  über  Xatal  schrieb.  In  ganz 
Natal  wohnteil  im  Jahre  1904  noch  nicht  100  coo  Europäer,  von  denen  nur 
der  kleinere  Teil  zu  den  Lohnarbeitern  zu  rechnen  sein  dürfte.  Dagegen  zählte 
man  neben  den  vielen  indischen  Händlern,  Kleinbürgern  und  Kleinfarmem 
nicht  weniger  als  32586  indenlured  Inder.  Diese  Kontraktarbeiter  sind  in 
der  Regel  zunächst  auf  5  Jahre,  dann,  bei  Erneuerung  des  Kontraktes,  nochmals 
auf  3  Jahre  i^cbunden.  Jeder  freie  Orts-  und  Berufswechsel  hat  damit  für  sie 
aufgehört ;  sie  bedürfen  sogar  eines  Passes,  wenn  sie  sich  mehr  als  eine 
englische  Meile  (noch  nicht  eine  halbe  Stunde)  vom  Wohnsitz  des  Unter- 
nehmers entfernen.  Arbeitsverweigerung,  sonstiger  Ungehorsam,  verletzendes 
Betragen,  Materialbeschädigungcn  unterliegen  Ausnahmestrafen.  Das  Rechts- 
verfahren bei  solchen  Streitigkeiten  trägt  vielfach  einen  Ausnahmecharakter. 

>£s  ist  klar,  dass  ein  solches  Arbeitsrecht  und  eine  moderne  freie  Arbeitsverfassung, 
die  auf  der  Anerkennung  wenisrstens  der  vertragsrecht  liehen  Gleichheit  von 
Arbeitern  un  1  l'nUTnelinitrn  fu— t.  Ach  zu  einander  verhahiii  wie  W'asser  und 
Feuer.  In  den  Vereinigten  Staaten  litt  dereinst  der  Arbeiter  m  weisser  Haut  unter 
der  Brandmarkung  des  Arbiters  in  schwarzer  Haut,  obwohl  hier  die  Gebiete  des 
Sklaveabetriebs  im  wesentlidien  ausserhalb  der  Zonen  der  freien  Arbeit  lagen.  Wie 
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sollten  sich  Halbsidavenredit  und  freieres  Arbeitssystem  mit  einander  vertragen 
können,  wo  sie.  wie  in  ansehnlichen  Teilen  Südafrikas,  sich  ohne  örtliche  Ab- 
grenzung tagtäglich  nicht  nur  berühren,  sondern  sich  gegenseitig  vermischen  und 
durchdringen?« 

Hier  haben  wir  also  die  zweite  Quelle    der   modernen  fremdenfeindUchen 

Strömungen,  die  schliesslich  in  Einwanderungsverboten  und  Einwanderung»« 
beschräakungen  bald  hier,  bald  da  wie  mit  elementarer  Gewalt  hervorbrechen. 


H 


III 

lENN  in  diesen  Fällen  das  Urteil  katmi  besonders  schwer  fallen  wird, 
I  wie  steht  CS  alsdann  weiter  mit  denjenigen  Massnahmen,  die  sich  in 
den  Vereinigten  Staaten,  in  Canada,  in  Australien  gegen  den  Einlass 

Ivnn  weissen  vorengagiert  on  Arhcitern  wenden,  das  heisst  von 
I  Arbeitern,  die  sich  durchaus  nicht  in  ungewöhnlicher,  nach  modern- 
stem Arbeitsrecht  unzulässiger  Weise  verpflichtet  haben?  Hier  schält  sich, 
wie  man  sieh^  ein  neuer  Grundgedanke  heraus:  Der  Einwanderer  soll  ge- 
wissermasscn  den  fremden  Boden  als  freier  Herr  über  alle  kommenden  Ent« 
Schlüsse  betreten;  er  soll  ruhig  und  ohne  Voreingenommenheit  Umschau  halten 
können  und  hernach  erst  seine  Wahl  hinsichtlich  des  etwa  einzugehenden 
Arbeitsvertrages  treffen.  Nur  unter  dieser  \'or:.ussetzunf;  ist  i-r  wilikoinineu 
XU  heissen,  weil  er  sich  wahrscheinlich  ohne  Störung  in  das  neue  soziale 
Milieu  einfügen  wird.  Kommt  er  dagegen  als  Vorengagierter,  so  sitzt  er  wie 
in  emer  Falle  fest  und  muss  sich  zunächst  wie  ein  Willenloser  dudcen  und 
fügen,  selbst  wvxm  ihm  seine  Rolle  als  Lolindriicker,  Streikbrecher  und  son- 
stiger Störenfried  rasch  zum  Bewusstsein  kommt. 

Ich  gehöre  gewiss  nicht  zu  den  sonderbaren  Käuzen,  die  einen  praktisch-poli- 
lisclien  Gedanken  damit  abgetan  glauben,  dass  er,  bis  in  seine  äussersten  und 
letzten  Konsequenzen  verfolgt,  zu  Absurditäten  lührt.  Aber  hier  stösst  man 
schon  beim  ersten  Schritt  auf  Absurditäten.  Das  V(M«ngagement  ^  man  ge- 
statte der  Kurze  w^;en  das  unschöne  Wort  —  ist  doch  oft  geni:^  eine  Siche- 
rung der  Arbeit  gegen  das  Kapital.  Ein  Arbeiter,  der  in  der  Heimat,  in  ge- 
wohnter Umgehung,  mit  einem  gewissen  Rückhalt  an  Bekannten  und  Vcr- 
wandten  ein  fremdes  Stellenangebot  erwagt,  wird  sich  gegen  den  Unternehmer 
oft  viel  widerstandsialiiger  zeigen,  als  der  Arbeiter,  der  seine  letzte  Bar- 
schaft für  die  Überfahrt  geopfert  hat  und  nun  um  jeden  Preb  zugreifen 
muss,  wenn  ihm  eine  Unterkunft  winkt.  Eine  ganze  Menge  von  durchaus 
unanstössigen  Einwanderungsfällen  sind  überhaupt  nur  denkbar,  wenn  vorher 
die  Bedingungen  des  Unterkommens  geregelt  sind.  Ganz  abgesehen  von  der 
Leichtigkeit,  Verträge  zu  verheimlichen  oder  förmliche  Vertragsabschlüsse 
durch  Zusagen  anderer,  jedoch  praktisch  genügender  Art  zu  ersetzen  

Ich  halte  deshalb  solclie  fjcsctzgebcrischeu  Anlaufe,  obwohl  sie,  wie  man  aus 
meiner  Skizze  sieht,  hartnackig  wiederkehren,  für  wenig  glücklich.  Im  Grunde 
erstreben  sie  atich,  trotz  ihrer  allgemeineren  Einldeidwig,  etwas  ganz  Spezielles: 
die  Femhaltung  von  niditunterrichteten,  aber  im  voraus  gebundenen  und 

schon  durch  ihre  Fremdherkunft  hilflosen  Streikbrechern  bei  einge- 
leiteten und  sich  fortspinnenden  Lohnkämpfen.  Die  Gesetzgebung  soll  hier 
gewissermassen  Streikposten  stehen  und  ausserdem  die  Vorverträge  für  nichtig 
erklären  und  die  Streikbrecher  zurücksenden  —  freilich  auf  deren  eigene 
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Kosten  oder  auf  Kosten  der  transportunternehmenden  Schiffahrtsgesellschriften 
und  Reedereien.  Hierüber  will  ich  mir  ein  Urteil  nicht  erlauben.  Meinem 
Erachtens  sollten  die  Erfahrungen,  die  man  mit  den  bisherigen  Vorstösscn 
gegen  die  Etnuandcruii^  unter  Arbeitskontrakt  gemacht  hat,  zunächst  um- 
fassender gesammelt  und  tmbefangen  nachgeprüft  werden. 


IRAPPIEREND   ist   femer  die  t)bereinstimmung»   mit   der  man 

öffentliche  Arbeiten  den  einheimischen  Arbeitern  vorzu- 
I  behalten  sucht.  Ich  verweise  hier  auf  die  Vereinigten  Staaten  und 
Canada,  auf  Frankreich,  auf  die  österreichischen  und  deutschen 
I  Gemeinden,  auf  das  rumänische  Gewerbegesetz  in  meiner 
Skizze,  womit  aber  die  Liste  noch  keineswegs  erschöpft  ist.  Die  Ein- 
.Wanderung  wird  hiervon  allerdings  nur  indirekt  betroffen,  insofern,  als  die 
Nicht-  und  Minderbeschältigwig  Fremder  naturgemäss  die  Zuwanderung 
zvriickdämmt.  Gajiz  auf  dem  selben  Blatte  stehen  die  \'crsuche,  die  aus- 
ländischen .Arbeiter  mit  einer  Sondersteuer  zu  trcft'cn :  direkt  pro  Kopf 
oder  abgestuft  nach  dem  Lohne  des  Fremden,  oder  mehr  indirekt  durch  Her- 
anziehung des  ausländerbeschäftigenden  Unternehmers.  Daran  reihen  sich  mit- 
unter Versuche,  Staatsunterstätzungen  (Prämien,  Zollnachlässe  und  ähnliches) 
nur  solchen  Betrieben  zufliessen  zu  lassen,  die  gar  keine  oder  nur  wenige 
Ausländer  verwenden.  , 

Am  bewusstesten  und  überlegtesten  ist  diese  Fremdenpolitik  bisher  in 
Frankreich  zur  Ausbildung  gelangt.  Bei  allen  Staatsaufträgen  ist  es  zur 
Bedingung  gemacht,  dass  ein  (nach  Bezirk  und  Beruf  wechselnd  von  oben 
herab  iestzustellender)  Höchstsatz  von  arbeitsbeteiligten  Ausländern  nicht 
überschritten  wird.  Für  die  Departements  und  Gemeinden  ist  es  kein  Muss^ 
diese  Klatisel  in  ihre  Verträge  mit  liefernden  und  ausführenden  Unternehmern 
aufzundunen,  aber  sie  können  es  tun,  und  zweifelk»  haben  sie  es  in  ihrer 
überwältigenden  Mehrzahl  getan.  Aber  man  werfe  in  meiner  Skizze  einen 
Blick  auf  die  aus  Deutschland  angeführten  Gemeindebestimmungen,  und 
man  wird  den  Eindruck  haben,  dass  bei  uns  gleichfalls  bereits  eine  festere 
J'raxis  aus  den  tastenden  Anläufen  emporwächst  —  ob  schön  oder  unschön,, 
lasse  ich  abermals  dahingestellt  sein.  Und  erst  die  letzten  Tage  wieder  ver- 
mehrten die  langgestreckte  deutsche  Liste  um  zwei  neue  Fälle.  In  Frank- 
furt am  Main  fordern  nach  dem  Grundstein  unsere  Gewerkschafter  und 
Parteigenossen  für  die  nächstjährigen  grossen  Zollhof-,  Hafen-  und  sonstigen 
Bauten  folgende  Grundzüge  einer  Arbdtsordnung: 

>§  1.  In  erster  Linie  sind  vn  der  Stadt  beziehungsweise  den  Unternehmern 
Arbeiter,  die  in  und  um  Krankfuit  ansässig  sind,  in  Ermangelung  solcher  andere 
inländische,  erst  in  letzter  Linie  ausländische  zu  verwenden.« 

Und  unsere  württembergische  Kammerfraktitm  soll  am  14.  Jui^  idgeaden 
Antrag  für  die  Vergebung  der  Arbeiten  bei  den  Bahnhofsumbauten  einge- 
bracht haben: 

»Die  Angestellten,  sowie  die  Arbeiter  der  Unternehmer  müssen  Angehörige  der 
deutschen  Bundesstaaten  sein.  Ausnahmen  sind  nur  mit  Bewilligung  der 
Generaldirektion  der  Eisenbahnen  zulässig.  Die  Verwendung  ausländischer 
Arbeiter  darf  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  der  Bedarf  durch  inländische 
Arbeitskräfte  gar  nicht  oder  nur  zum  Teil  gedeckt  werden  kann.« 


Digitized  by  Google 


MAX  SCnPPEL  •  EM.  UND  AUSWANDERUNO  UND  FREMDE  ARBEITER 


639 


Als  zweites  Problein,  das  uns  in  Europa  gesetzgeberisch  am  nächsten  gerückt 

ist,  erscheint  die  wachsende  Bemannung  der  Schiffe  mit  fremden,  vor 
allen  farbigen  Elementen.  Vorläufig  sei  dafür  auf  meine  Skizze  verwiesen, 
namentlich  auf  Seite  34  und  56. 

Mir  scheinen  alle  diese  Vorgänge  und  Beobachtungen  die  Auffassung  zu  be- 
stätigen, dass  hier  zwar  fiberall  Fragen  auftattdien,  die  von  allem  Anbeginn 
401  nldit  zu  den  erfreulichen  gehören,  und  die  eines  schönen  Tages  vielleicht 
sogar  recht  ärgerliche  Folgewirkungen  haben  werden,  dass  aber  in  Partei- 
kreisen die  Vorstellungen  hierüber  noch  lange  nicht  genügend  ge- 
klärt imd  ausgereift  sind,  um  heute  schon  ein  einigermassen  sicheres  Urteil 
fällen  zu  können.  Bei  uns  in  Mitteleuropa  brennen  die  Fragen  auch  keines- 
wegs so  sehr,  um  heute  schon  einen  bestinunten  Standpunkt  festlegen  zu 
müssen.  Dass  sozialistische  Arbeiterparteien  lieber  durch  Mindest- 
schutz Vorschriften  in  bezug  auf  Löhne.  Arbeitszeiten,  Wohnungs- 
verhältnisse  und  durch  Heranziehung  zur  Organisation  eine 
Schleuderkonkurrenz  vom  Arbeitsmarkt  fernzuhalten  suchen,  aber  nicht  durch 
direkte  Massnahmen  gegen  die  Person  und  die  persönlichen  Redite  des  aus* 
ländischen  Verkäufers  der  Ware  Arbeitskraft,  ist  selbstverständlich.  Nur  dürfte 
damit  das  Et  des  Griumbus  noch  lange  nicht  gefunden  sein. 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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UP  einem  ausserordentlichen  Parteitag  hat  die  belgische  Sozialdemo- 
kratie beschlossen,  dass  ihre  AbgcordtK'ten  gegen  die  Annexion  dos 
Kongostaates  stimmen  solk-n.  Der  Sclircibcr  dieses  hat  dort  allein 
den  Standpunkt  vertreten,  dass  es  ihnen  freigestellt  werden  sollte, 
auch  f  fi  r  die  Besitznahme  zu  stimmen.  Die  Entscheidung  des  Partei- 
tags hat  natürlich  nichts  an  meiner,  wie  ich  glaube,  wohl  öberlegten  Meinung 
geändert,  überdies  untersagt  uns  der  Parteitag  nicht,  seine  Ansichten  zu 
diskutieren.  Die  Kreisorganisationen  besitzen  eine  gewisse  Autonomie,  und  CS 
ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  einige  initcr  ihnen  die  Ansichten  der  Antikon- 
goancr  um  jeden  Preis  nicht  teilen.  Ks  fallt  mir  natürlich  nicht  ein,  mich  als 
Abgeordneter  gegen  die  Entscheidung  aufzuldinen,  die  der  Parteitag  das  Recht 
hatte  zu  treffen,  aber  Disziplin  schttesst  nicht  Erklärungen,  Diskussion  und  die 
vollkommenste  Freihdt  <ks  Denkens  aus. 

Die  Entscheidung  des  Parteitags  gründet  sich  nicht  auf  genügender  Kenntnis 
der  Sachlage  in  der  Masse  der  Parteigenossen.  Die  Kongofrage  ist  den  Ar- 
f)titcrn  zu  wenig  vertraut,  und  sehr  viele  streitbare  Geister  kennen  sie  nur 
aus  polemischen  Zeitungsartikeln.  Offen  gesagt,  regt  der  Kongostaat  unsere 
Arbeiter  nicht  sdir  auf,  und  sogar  unsere  Genossen  haben  sich  wenig  oder  gar 
nicht  für  die  Frage  interessiert  Ein  Beweis  dafür  ist  die  geringe  Beschickung 
des  Parteitags,  dessen  Hauptzweck  die  Behandlung  der  Kolonialfrage  war.  Die 
Ansichten  vieler  Delegierten  waren  nicht  geklart.  Referate,  die  die  Frage  in 
ihrer  Gesamtheit  auseinandersetzten,  wurden  nicht  gehalten.  Die  von  dem 
Parteivorstand  und  der  Parlamentsfraktion  ernannte  Spezialkommission  hatte 
ihre  Arbeiten  nicht  vollendet,  und  der  Parteitag  war  auf  die  zwar  bedeutenden. 
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aber  dnrchaus  unvollständigen  Berichte  der  Genossen  Denis,  Vandervelde,  La- 
fontaine und  Furnemont  ang-cwic?cn.  Diese  waren  vorzüglich  für  diejcnijien, 
die  die  Frage  studiert  hatten,  entsprachen  aber  nicht  dem  in  solchen  Fällen  un- 
bedingt Nötigen:  sie  verschafften  denen,  die  nichts  von  der  Materie  wussicii, 
nicht  die  Möglichkeit,  in  sie  einzudringen  und  iiber  sie  zu  urteilen.  So  zeigte 
sich  das  leider  vielen  Kongressen  eigentümliche  Phänomen:  die  mit  Begeiste- 
rung und  Talent  verteidigten  Lösungen  rissen  die  Masse  hin,  und  die  einfach 
auf  Tatsachen  ba'^ierenden  Darlegungen  blieben  erfolglos.  Es  ist  immer  schwerer, 
der  Wirklichkeit  Rechnung  zu  tragen,  als  sich  ins  Blaue  hinein  auf  die  Wolken 
des  Ideals  zu  schwingen.  Sich  einen  Weg  über  alles  hinweg  zu  bahnen,  ohne 
irgend  etwas  in  BetradK  zu  ziehen,  ist  verlockend,  sogar  schön;  man  riskiert 
aber  dabei,  sich  zu  verrechnen,  und  rennt  sich  bei  diesem  Spiel  oft  den  Kopf 
gegen  eine  Mauer  ein.  Ich  habe  gar  manchen  '::ckaTmt.  der  vor  dem  Parteitag 
aus  seinen  Sympathieen  für  die  Besitznahme  des  K(jngostaates  durch  Belgien 
kein  Hehl  machte,  der  es  selbst  bedauerte,  dass  diese  Besitznahme  nicht  schon 
früher  erfolgt  sei,  und  der,  als  er  auf  einmal  vorgeblich  radikaleren  Ansichten 
gegenüberstand,  nicht  wagte,  ein  weniger  guter  Sozialist  zu  scheinen,  als  andere. 

Das  Prinzip  der  Kolonialpolitik  ist  durch  unsere  internationalen  Kongresse 
niemals  abgelehnt  worden,  was  audi  manche  unserer  Freunde  sagen  mögen, 
und  als  ich  behauptete,  dass  keiner  meiner  belgischen  Genossen  prinzipieller 

Gegner  der  Kolonialpolitik  sei,  hatte  ich  recht.  Tu  Act  Tat  hat  der  einzige  soge- 
nannte Gegner  der  Kolonialpolitik,  mein  trrtTliclier  l'ri  und  Louis  de  Brouckere, 
die  t'^bernahme  des  Kongostaates  durch  ein  Konsortium  der  Mächte  befürwortet. 
Mir  scheint,  dass  durch  Vermittelung  der  Mächte  kolonisieren  auch  kolonisieren 
heisst,  und  dass  der  Kongostaat  als  belgische  Kolonie  oder  der  Kongostaat  als 
europaische  Kolonie  immer  eine  Kolonie  mit  allen  den  von  sozialistischer  Seite 
betonten  Nachteilen  einer  solchen  bleibt.  Warum  findet  sich  nicht  ein  ein« 
zigcr  belgischer  Sozialist,  der  verlangt,  dass  der  Kongostaat  ganz  einfach  auf- 
gegeben werde?  Erstens,  weil  jeder  fühlt,  dass  die  Sozialisten  vor  allem 
wünschen-  müssen,  dass  unser  ganzer  Erdball  produktiv  ausgenutzt  werden 
und  nicht  ein  Fleckchen  Erde  für  das  Wohl  der  Menschheit  unbenutzt  bleiben 
soll.  Wurde  nicht  wirklich  jeder  als  ein  Tor  betrachtet  werden,  der  allgemein 
behaupten  wollte,  ganze  Gebiete  unseres  Planeten  müssten  unerforscht  und 
unausgenutzt  bleiben?  Sollen  nicht  die  natürlichen  Reichtümer  aller  Länder 
der  Welt  dazu  berufen  sein,  der  Menschheit  zu  dienen?  Und  wenn  man  dieses 
Ideal  verwirklichen  will,  ist  es  logisch,  ne  auf  irgend  einem  Punkte  unserer 
Erde,  wie  winzig  er  auch  sei,  zu  vernachlässigen,  zu  verschmihen?  Die  Erde 
muss  dem  Menschen  ganz  gehören,  weil  dieser  seine  ganze  Umgebung  kennen 
muss.  um  sich  ihr  anzupassen  und  sich  in  ihr  eine  menschliche  Existenz  zu 
gründen.  Dann  aber  wissen  wir  auch  alle,  dass  die  W'elt  der  Arbeit  nicht  die 
von  den  Kolonicen  gelieferten  Produkte  entbehren  kann,  und  dass,  wenn  diese 
Produkte  vaa  morgen  fehlten,  die  moderne  Industrie  zum  Tode  verurteilt  wäre. 
Und  obgleich  wir  unter  dem  kapitalistisdien  R^;ime  leben,  trotz  alles  Elends, 
das  es  mit  sich  bringt,  trotz  aller  Verbrechen,  die  es  begeht,  könnte  die  Industrie 
nicht  verschwinden,  ohne  eine  noch  grössere  Summe  von  Elend  zu  erzeugen. 
Beispiele  dafür  sind  nicht  schwer  zu  liefern.  Ein  weiterer  Grund  gegen  die  einfache 
Preisgabe  des  Kongostaates  ist  die  Tatsache,  dass  Belgien  —  ob  es  uns  nun  ange- 
nehm ist  oder  nicht  —  ihm  sein  Gold  und  sein  Blut  gegeben  hat.  Es  hat  ihm 
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Geld-  und  Menschenopfer  gebracht,  es  hat  seine  Arbeit,  seine  Intelligenz,  seine 
Tätigkeit  geliefert.  Es  fühlt  sich  gebunden,  und  wenn  aus  dem  Kongostaat 
Vorteile  zu  ziehen  sind,  so  hat  Belgien  meiner  Ansicht  nacb  ein  Recht  dazu. 
Endlich  müssen  wir  auch  anerkennen,  dass  die  Belgier  der  Negerbevölkerung 
gegenüber  eine  moralische  Pflicht  auf  sich  genommen  haben.  An  dem  Tage, 
als  zum  erstenmal  unser  Freund  Vandervdde  das  Parlament  auf  die  Verbrechen 
des  Kongostaates  und  der  ihn  exploi tierenden  Cesellschaften  aufmerksam 
machte  und  eine  Untersuchung  und  Reformen  verlangte,  an  dem  Tage  haben 
wir  uns  moralisch  verpflichtet,  die  Verteidiger  der  Kongobevölkcrting  zu  bleiben. 
Wenn  wir  nun  wollen,  dass  die  Negervölker  gut  behandelt  werden,  und  dass 
alles  getan  werde,  um  sie  zu  zivilideren,  ist  es  dann  logisch,  andererseits  zu  er- 
klären, dass  man  die  Kolonialpolitik  nicht  kennen,  dass  man  nidits  mit  dem 
zu  tun  haben  will,  was  im  fernen  Afrika  geschehen  kann?  Musste  man  sich 
nicht  im  Gegenteil  sehr  für  die  c^an/e  Kongopolitik  interessieren,  daran  arbeiten, 
eine  Kolonie  unter  die  absolute  Konirollc  des  Parlaments  zu  stellen?  Wir 
sind  die  Jüngsten  in  der  Kolonialpolitik ;  das  Beispiel  der  anderen  Völker  müsste 
uns  gelehrt  haben,  nidit  in  alte  Irrtümer  zu  verfallen. 

Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Intervention  notwendig.  Meine  Gegner  sind  für  die 
Abstinenz,  und  dadurch  sprechen  sie  sich  selbst  jede  Ermächtigung  ab,  zu  kriti- 
sieren, auf  Missstände  aufmerksam  zu  machen  und  ihnen  abzuhelfen.  Der  In- 
tervcntionsstandpunkt  wird  sich  aber  trotz  alledem  uns  aufdrängen.  Ich  er- 
innere mich,  dass  in  einer  Resolution  des  Amsterdamer  Kongresses  die  Rede 
davon  is^  düs  wir  für  hygienische  Massregeln  und  dergleichen  in  den  Kolonieen 
zu  s<Mrgen  hatten.  Wenn  man  Ratschläge  gibt,  wenn  man  Regeln  aufstellt  und 
Reformen  befürwortet,  besteht  das  beste  Mittel,  seine  Wünsche  verwirklicht  zu 
sehen,  darin,  sie  selbst  zu  verwirklichen.  Sich  selbst  bedient  man  stets  am 
besten.  Wenn  wir  vom  sozialistischen  Standpunkt  aus  in  den  Kolonieen  gut 
bedient  sein  wollen,  müssen  wir  ein  Wort  mitzureden  haben,  und  dafür  gibt  es 
kein  anderes  Mittel,  als  die  parlamentarische  Mitarbeit.  Die  negative  parla- 
mentarische Tätigkeit,  die  sich  darauf  beschrankt,  zu  kritineren,  ohne  die  Hand 
ans  Werk  zu  I^en,  ohne  aufbauen  zu  helfen,  diese  Tätigkeit  ist  aber  schon  von 
vornherein  zur  Unfruchtbarkeit  verurteilt. 

Mein  Freund  \'andervelde  erklärt  die  Besitznahme  für  unvermeidlich.  Er  bat 
es  klar  bewiesen,  und  niemand  hat  seine  Beweisführung  umgestossen.  l-'r 
glaubte  aber,  wenn  er  schon  nicht  gegen  die  Annexion  stimmte,  auch  nicht  für 
sie  stimmen  zu  sollen.  Wenn  eine  Krankheit  unvermeidlich  ist,  trifft  ein  guter 
Arzt  Voraditsmassregdn,  um  deren  schlechte  Folgen  zu  verhüten,  eine  ab- 
wartende Haltung  ist  da  nicht  am  Platze.  Wenn  man  der  Ansicht  ist,  dass  die 
Übernahme  des  Kongos  ein  unvermeidliches  Übel  ist,  i<t  t?s  nirlit  klüger,  sie 
zu  akzeptieren  und  sich  so  in  den  Stand  zu  setzen,  Retornun  \ dr/uni  iimen ?  Wir 
hatten  bereits  eine  Untersuchungskommission  für  den  Kongo-staat.  Ihr  nieder- 
schmetternder Bericht  hat  unstreitig  Gutes  gewirkt;  Massregeln  wurden  ge- 
troffen, die  zwar  nicht  das  waren,  was  wir  wünschten,  aber  immerhin  einen 
Fortschritt  bedeuteten.  Wie  wäre  es  also,  wenn  das  aus  dem  allgemeinen  \\'ahl- 
recht  hervorgegangene  Parlament  der  unumschränkte  Herr  wäre,  statt  des 
Königs  der  Belgier?  Der  wahre  Kolonialrat  wird  das  Parlament  sein,  und  das 
ist  doch  wohl  die  einzig  richtige  demokratische  Formel,  die  im  Grunde  viel 
beruhigender  ist  und  sdir  viel  mehr  Garantieen  für  Menschlichkeit  und  Ge- 
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rechtij^keit  bietet,  als  ein  KfiiiNortiuin  kapitalistischer  und  reaktionärer  Mächte. 
Es  sind  im  Kongostaat  entsetzliche  Grausamkeiten  verübt  worden.  Man  muss 
Vandervelde  Dank  wissen,  dass  er  sie  mutig,  auf  die  Gefahr  hin,  Agent  des 
Auslandes  genannt  zu  wei4en,  zur  Kenntnis  des  Landes  gebracht  hat.  Unsere 
erste  Arbeit  für  das  Kongogebiet  wird  in  der  Vermenschlichung  der  Ziviltsa- 
tionsmcthoden  und  der  Anwendung  physiologischer  und  psychologischer  Studien 
auf  die  Kolonisation  zu  bestehen  haben.  Die  selbe  Entwickelung  hat  in  den 
Methoden  der  Soldatenausbildung  stattgefunden,  die  von  Grund  aus  geändert 
worden  sind.  Ehemals  kümmerte  man  sich  wenig  um  die  Gesetze,  die  die 
menschlidie  Masdi^ie  körperlich  und  geistig  beherrschen,  jetzt  fät^;t  man  an, 
wissenschaftlich  vorzugehen.  Die  kapitalistische  Kolonisation  hat  sich  offenbar 
weni;^  oder  gar  nicht  um  den  Neger  gekümmert.  Sic  war  im  allgemeinen  von 
den  selben  Gefühlen  der  Menschlichkeit  beseelt,  wie  jener  grosse  Bankier,  der 
da  zynisch  schrieb:  »Wozu  Eisenbahnen?  Der  Transport  auf  Menschenrückeu 
ist  billiger  l< 

Indes,  auch  der  Kongoverwaltung  gegenüber  muss  man  gerecht  sein.  Es  ist 
wirldich  oft  schwer,  die  Tataachen  riditig  zu  wfirdigen,  wenn  man  nicht  direkt 
damit  zu  tun  hat  Ein  Beispid,  das  zum  Hachdenken  herausfordert:  Die  Ein- 
geborenen zahlen  gcwöhnlidi  ihre  Steuer  in  Arbeit  oder  in  ttatura.  Es  wird 
behauptet,  dass  der  sich  allmählich  einbürgernde  Gebrauch  des  Geldes  diesen 
Stand  der  Dinge  ändern  wird.  Die  Znangsarbeit  ist  geregelt,  und  oft  hörten 
wir,  die  Eingeborenen  hätten  nur  eine  kleine  Anzahl  von  Arbeitsstunden  zu 
liefern  (40  Stunden  monatlich);  um  sidi  aber  zur  Arbeitsstätte  zu  begeben, 
brauchen  sie  oft  ein  oder  zwei  Marschtage,  was  diese  Arbeit  abscheulich  macht. 
Ich  habe  über  diesen  Gegenstand  bei  einem  Kenner  der  Verhältnisse,  der  zwei- 
mal im  Kongostaate  war,  Erkundigungen  eingezogen.  Er  antwortete  mir: 
»Wenn  die  Eingeborenen  weit  von  ihrem  Dorfe  zur  Arbeit  gehen,  tun  sie  es 
fast  immer,  um  sich  der  Aufsicht  der  Weissen  zu  entziehen  und  um  sich  der 
Menschenfresserei  hingeben  zu  können,  die  die  Weissen  zu  imterdrödcen  suchen.« 
Wenn  sich  die  Sache  so  verhält,  verlieren  die  Einwendungen  gegen  die  Zwangs-» 
arbeit  etwas  von  ihrem  Gewicht.  Man  kann  an  diesem  Beispiel  sehen,  dass 
man  die  Fragen  in  ihren  Einzelheiten  studierten  muss.  um  sich  eine  gründliche 
Meinung  zu  bilden.  Die  Neigung,  anzuschwärzen,  ist  unter  den  Menschen 
häufiger,  als  die  Neigung,  gewissenhaft  nachzuprüfen  und  selber  positiv  mit- 
zuarbeiten. Leicht  schleichen  sich  Übertreibungen  in  Dinge,  die  von  fernher 
kommen,  ein.  Unsere  Pflicht  ist,  die  ganz  reine  Wahrheit  zu  erstreben.  Ich 
erinnere  mich,  dass  auf  dem  Parteitag  der  Sozialdemokratie  ein  Redner  von 
»einigen  kleinen  Booten,  die  auf  dem  Flusse  schwimmen«  sprach.  Dabei  be- 
steht die  Flottille  des  Staates  auf  dem  obern  Kon^^o  aus  2  Dampfern  von  500 
Tonnen,  3  Dampfern  von  150  Tonnen,  2  Schleppdampfern  von  3x0  Tonnen, 
I  Sdüeppdampfer  von  50  Tonnen,  6  Dampfern  von  35  Tonnen,  9  Dampfern 
von  22  Tonnen,  10  Dampfern  von  geringerem  Tonnengchalt  tmd  3  kleinen 
Schleppschiffen.  Im  Jahre  1906  sind  in  die  Häfen  von  Banana  \v^<\  Boma 
211  SchifTe  mit  langer  Fahrt  und  272  Küstenfahrzeuge  eingelaufen.  Diese  Ge- 
schichte von  den  kleinen  Booten  ist  das  Seitenstück  der  Geschichte  von  der  Spiel- 
zeugeisenbahn unseres  verstorbenen  Freundes  Alfred  Defuisseatix^  der  auf  der 
Tribüne  des  Parlaments  sagte,  die  Kongobahn  wurde  nur  ein  Kinderspielzeug 
sein.  Jetzt  ist  diese  Spielzeugfaahn  Wirklichkeit  geworden.   Von  Matadi  bis 
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Leopoklviüe  hat  sie  vom  i.  Juli  1905  bis  zum  i.  Juli  1906  11  500  Reisende  und 
20795  ^4^  W  arcu  hin  und  2600  Reisende  und  8036960  Kilo  Waren  zurück- 
bef&rdert. 

Früher  einmal  war  es  standige  Sitte,  überall  zu  wiederholen,  dass  das  Klima 
im  Kongostaat  for  die  Weissen  möfderisch  sei.  Natürlich  läuft  man  ohne  Vor> 

sichtsmassregeln,  ohne  eine  spezielle  H^ene  in  diesem  Lande  grosse  Gefahren. 
Die  Erfahrung  hat  aber  gelehrt,  dass  man  sich  auch  in  dieser  Beziehung  vor 
Übertreibungen  zu  hüten  hat.  Belgische  Arbeiter,  Mechaniker,  arbeiten  regel- 
mässig im  Kongogebiet.  Die  Anzahl  der  Weissen,  die  sich  dorthin  begeben  und 
von  dort  zurfiddoommen,  vergrossert  sich.  Es  gibt  im  Koagostaate  tingdieaer 
ausgedehnte  sdir  gesunde  Gebiete.  Herr  Lemaire  hat  Zusammenstellungen  ver> 
dffentlicht,  die  diese  Tatsache  unwiderleglich  beweisen.  Dr.  Treille  schliesst 
einen  Vortracf  über  koloniale  Hyj^icne,  den  er  im  Institut  des  Hantes  Etudes  in 
Brüssel  hielt  und  den  der  Pcuplc  vom  11.  April  1898  wicderjjibt,  folgendermassen : 
»Wenn  diese  fünf  Bedingungen  eriullt  sind,  kann  man  Afrika  und  besonders  das 
Kongogebiet  als  gesunde  Gegenden  für  den  Europäer  l)ot rächten,  üm  dort  eine 
fruchtbare  Kolonisation  zu  entfalten,  muss  dieser  in  der  Hygiene,  besonders  in  der 
vorbeugenden,  die  Mittel  suchen,  sich  dem  Klima  dieser  Gegenden  anzupassen ;  es 
ist  todlich  für  den.  der  in  seiner  Lebensweise  die  Umgärnng  unberücksichtigt  lässt, 
in  der  das  Schicksal  ihn  zwingt,  sein  Leben  zuzubringen.t 

Hier  ist  eine  interessante  Statistik  über  diesen  Gegenstand:  In  Niederländisch 
Indien  betrug  die  Sterblichkeit  der  europäischen  Soldaten  im  Jahre  1819  17  %, 
1868  6  %,  1888  3  %,  1892  1,6  V«*  eingeborenen  malayischen  Soldaten 
hatten  in  den  selben  Jahren  folgende  Sterblichkeitziffern:  2,5  %,  2.8     .  dann 

wieder  2,5  "  „  und  2.3  ' im  Jahre  1892.  In  Britisch  Indien  zeip^t  sich  die  selbe 
Erscheinung.  Hier  folt^en  die  ZiiYern  der  Soldatcnstcrblichkeit :  Von  1879  bis 
1887  1,627  %  Europäer,  2,16  %  Eingeborene,  von  1881  bis  1899  1,42  %  Euro- 
päer, 1,69  %  EtngdH>rene.  Es  ist  also  die  grösste  Vorsicht  für  den  gewissen* 
haften  Beobachter  geboten,  und  es  ist  unzulässig,  so  absolut  zu  behaupten,  dass 
das  Klima  der  tropischen  Gegenden  für  den  Weissen  unerträglich  sei.  Bei  den 
Fortschritten  der  Hygiene  und  der  menschlichen  Anpassungsfähigkeit  ist  es 
nicht  unmöglich,  dass  Kolonieen,  die  für  unbewohnbar  gelten,  Ansiedelungs- 
kolonieen  werden. 

Die  Einwendungen  der  sozialistischen  Gegner  der  L  bernahnie  des  Kongogcbiets 
durch  Belgien  sind  zahlreich:  Wir  haben  im  eigenen  Lande  genug  durchzu- 
führen, sagen  die  einen,  wir  haben  unsere  N^;er  bei  uns.  Dieses  nicht  sehr 
menschliche,  sogar  egoistische  Argument  hält  nicht  Stich,  weil,  wie  alle  meinen. 
Belgien  das  Kongogebiet  auch  ohne  uns  annektieren  wird.  Weiter:  ATan  wir  1 
die  Aufmerksamkeit  unserer  Arbeiterklasse  von  den  sozialen  Reformen  ablenken. 
Ich  erwidere  darauf,  dass  wir  nichts  zu  fürchten  haben,  wenn  die  Arbeiter  ge- 
nügend erzogen  sind.  Sind  sie  es  nicht,  so  wächst  die  Pflicht  der  SoKiaHsten, 
und  die  Zukunft  hängt  von  unserm  Propagandaeifer  ab.  Die  Übernahme  wird 
jcrrössere  militärische  Atisgaben  nach  sich  ziehen,  sagt  man  weiter,  man  wird 
eine  Kriegsflotte  schaffen.  Seit  dem  Anfang  des  Koncrowerkes  gehen  unsere 
Offiziere  nach  dem  Kongostaat.  Eine  Kriegsflotte  wird  tür  das  Kcnigogehitt 
nicht  nötiger  sein,  als  für  Belgien.  Das  Kongogebiet  hat  weniger  Küste,  als 
Belgien.  Für  die  Obemahme  stimmen,  furchten  andere,  heisst  unsem  Teil  der 
Verantwortlidikeit  für  die  begangenen  Grausamkeiten  übernehmen.  Können 
wir  aber  nicht  unsere  Tätigkeit  abgrenzen,  eine  Scheidelinie  zwischen  der  kapi- 
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talistischen  Kolonialpolitik  und  der  künftigen  sozialistischen  Kolonialpolittk 
ziehen?  Darf  das  Problem  uns  erschrecken?  Haben  wir  nicht  unsere  mensch- 
lichen und  wissotischaftlichen  Losungen  den  empirischen  und  barbarischen 
Systemen  der  Kolonisatoren  entgegenzustellen,  die  nur  die  Kolonisation  manu 

militari  verstehen  ? 

Die  'Cbernahme  des  Kongogebiets,  argumt-nticrt  man  schliesslich,  wäre  ein 
schlechtes  Geschäft  für  Belgien.  Die  so  reden,  fordere  ich  auf,  die  natürlichen 
Hilfsquellen»  die  Produkte  des  Kongogebiets,  seinen  Erzreichtum  zu  untersuchen. 
Eisen  findet  man  in  ungeheuren  Mengen  am  Katanga,  in  Maniema,  in  Uele  und 
Mayumba;  Kupfer.  Zinn,  sogar  Gold  und  Platin  trifft  man  in  bedeutenden  Men- 
gen, von  Kohle  und  Petroleum,  welche  am  Tanganjika  und  Katangn  vorkommen 
sollen,  gar  nich.t  zw  reden.  Die  Kupferminen  am  Katanga  halien  eine  Pro- 
duktionsfähigkeit,  die  der  aller  amerikanischen  Minen  zusammen  gleichkommt. 
Der  Kautschuk,  dessen  Notwendigkeit  in  der  Industrie  sich  immer  mehr  steigert, 
wird  vom  Koi^qsebiet  zu  einem  kleinen  Teile  gdtefert.  Die  afrikanische  Kolonie 
exportiert  jährlich  5000  Tonnen.  Die  ganze  Welt,  die  im  Jahre  1898  53000 
Tonnen  verbrauchte,  brauchte  1905  76000  Tonnen.  Ich  spreche  nicht  von  den 
Getreidearten,  der  Viehzucht,  der  Kultur  der  Kak.no-  und  KafYecbäume,  der 
Baumwollstaude,  der  Guttapercha  usw.  usw.  Im  Jahre  1905  erreichte  der  all- 
gemeine Handel  des  Staates  die  Hohe  von  94427618,75  Francs,  wovon 
68541685.72  Francs  auf  die  Ausfuhr  und  25885933,03  auf  die  Einfuhr  ent- 
fallen. Die  Einfuhr  speziell  entwickelte  sich  wie  folgt:  1893  9  175  103,34  Francs, 
1895  10685847,99.  1900  24724108.91  und  1905  20075361.96  Francs.  Belgien 
hat  im  Jahre  1905  für  13888811,75  Francs  importiert.  Die  meisten  ausgeführ- 
ten Produkte  werden  nach  Belgien  geschickt,  nämlich  für  48662777,70  Francs 
bei  einer  Gesamtsumme  von  53032263,18  Francs  im  Jahre  1905. 

Die  Unparteilichkeit  zwingt  mich,  zu  konstatieren,  dass  im  Kongogebiet  in  Hin- 
sicht auf  hygienische  Bedingungen,  Verwaltungsorganisation,  Schaffung  einer 
regelrechten  ( jcriclitsbarkeit  Fort'^rliritte  gcm.Tcht  worden  sind.  Die  \'crfolgimg 
der  Sklavenhändler,  die  Bemühungen  um  Unterdrückung  der  früher  im  Kongo- 
gebiet allgemeinen  Menschenfresserei  verdienen  rückhaltloses  Lob.  Trotzdem 
bleibt  noch  viel  zu  tun,  um  den  Eingeborenen  volle  Gerechtigkeit  widerfahren 
zu  lassen  und  endgfilttg  die  zum  Zwecke  schmachvoller  Raubgier  begangenen 
Grausamkeiten,  Banditen-  und  Piratentaten  zu  unterdrücken.  Soll  die  belgische 
Sozialdcmnkratie  es  anderen  überlassen,  die  gebieterische  moralische  Pflicht  zu 
verstehen,  die  uns  L;rliit  tct,  rli(  sem  Werke  der  Neugestaltung  unsere  Mitwirkung 
zu  leihen?  Der  kapitalistische  Handel  und  die  Industrie  waren  Werkzeuge  der 
Bedrfidcung  der  Arbeiterklasse.  Die  Kooperation  hat  sich  dieser  kapita- 
listischen Waffen  bemächtigt,  um  bewunderungswürdige  Werkzeuge  der  Arbeiter- 
befreiung aus  ihnen  zu  schmieden.  Der  Kapitalismus  erstrebt  die  Kolonisation, 
lim  seine  Macht  zu  vcrgrössem.  Der  Sozialisnnis  wird  ihm  auf  dickem  (^lebiete, 
wie  auf  allen  .iiideren,  folgen,  wird  die  Ilässlichkeit  seiner  Triebfedern  auf- 
weisen, ihm  seine  hochherzige,  humane,  wissenschaftliche  Auffassung  entgegen- 
stellen und  den  Beweis  liefern,  dass  seine  Befähigung  zur  Führung  sich  auf  alle 
Gebiete  erstreckt. 

Die  Kolonieen  sind  gegen  uns  geschaffen  worden.  Her  für  uns  mit  den 
Kolonieen ! 
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AUM  in  einem  anderen  Lande  ist  die  Frage  der  Maifeier  so  oft 
(jctrcnstand  der  Beratung  auf  Parteikongressen  und  der  Diskussion 
in  der  Parteipresse  gewesen,  wie  in  Deutschland.  Die  Beschlüsse 
über  die  Art  der  Feier  sind  wiederholt  geändert  worden  und 
schwanken  besonders  bb  zum  Jahre  1895  hin  und  her.  Alle  die  Argu- 
mente, die  seit  dem  Kolner  Gewerkschaftskongress  /1905/  aus  Gewerkschafts- 
kreisen gegen  die  bisherige  Form  der  Maifeier  erhoben  wurden,  sind  in  dieser 
ersten  Periode  der  Partcidiskits^ion  wiederzufinden.  Es  berührt  deshalb 
eigentümlich,  wenn  einige  Parteigenossen  aus  dem  Verhalten  der  flewerk- 
schaüen  ein  Gefühl  der  Schw'ächc  und  der  Unentschlossenheit  erkennen 
wollen;  während  sie  ganz  vergessen,  dass  das  selbe  Bild,  wenn  es  so  gedeutet 
werden  könnte,  die  Partei  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Maifeier  geboten  hat. 
Es  mag  noch  kurz  die  Stellung  der  Partei  rekapituliert  werden:  Bei  der  ersten 
Maifeier  wandte  sich  die  IVaktion  in  einem  Aufruf  gegen  ein  allgemeines 
Ruhenlassen  der  Arbeit,  und  sie  betonte  ihren  Standpunkt  in  ausserordentlicher 
Schärfe : 

»Ein  allgemeines  Rulu-n  der  .Xrbeit  lässt  sich  unter  den  gegenwärtigen  Arbeits- 
verhältnissen unmöglich  bewirken ;  im  wesentlichen  die  selben  Gründl  ,  die  (Im 
Kongress  veranlasst«!,  den  allgemeinen  Streik  zu  verwerfen,  stellen  sich  auch  dem 
Plan  einer  solchen  allgemeinen  Arbeitsfeier,  das  hdsst  dem  allgemeinen  Ruhen- 
]:iv«en  flcr  Arbeit  für  die  Dauer  eines  bestimmten  Tages,  entgegen.« 
J890  bcschliesst  der  Parteitag  in  Halle,  künftig  die  Feier  am  ersten  Sonntag 
im  Mai  zu  b^j^en.  Der  Parteivorstand  teilt  1891  mit,  dass  die  Reichstags- 
fraktion gegen  eine  Stimme  beschlossen  habe,  den  deutschen  Arbeitern  zu 
empfehlen,  die  Maifeier  am  ersten  Sonntag  im  Mai  zu  begehen  und  weiter 
dahin  zu  wirken,  dass  a  u  c  h  f  ü  r  die  Zukunft  d<-'r  gleiche  Tag  festgehalten 
werde.  Als  Hauptgrund  für  diese  Entscheidung  lalle  ins  Gewicht,  dass  ein 
Tag  zu  wählen  sei,  der  der  gesamten  Arbeiterklasse  die  Beteiligung  an  der 
Kundgebung  ermögliche.  Gerade  dieses  grundsätzliche  Ai^ment  ist  auch  von 
den  Rednern  der  Gewerkschaften  vielfach  betont  worden,  und  es  kann  auch 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  seine  Geltung  beanspruchen.  Der 
Parteitag  in  Erfurt  /1S91/  nahm  zur  Maifeier  keine  besondere  Stellung,  und 
es  blieb  bei  dem  bisherigen  Beschluss,  während  der  Parteitag  in  Berlin  /1892/ 
die  Feier  für  den  Abend  des  i.  Mai  empfiehlt.  Gerisch  begründete  seinen  ' 
Standpunkt  auf  dem  Parteitag  damit,  dass  eine  wirkliche,  einheitliche  Mai- 
feier, wenn  die  grosse  Masse  wirklich  an  ihr  teilnehmen  solle,  nur  an  einem 
Sonntag  möglicli  sei :  nachdem  aber  der  Kongress  in  Brüssel  gesprochen, 
konnten  wir  nicht  mehr,  wie  früher,  die  Maifeier  am  ersten  Sonntag  im  Mai 
begehen.  Auf  dem  internationalen  Kongress  in  Brüssel  war  schliesslich  von 
der  deutschen  Delegation  ein  Antrag  eingebracht  worden,  die  Feier  auf  den 
ersten  Sonntag  im  Mai  zu  verlegen ;  da  aber  für  diesen  Vorschlag  keine  Majo- 
rität vorhanden  war,  fand  die  Anrcgtmg  keine  genügende  Unterstützung,  und 
die  deutsche  Delegation  fügte  sich  schliesslich  dem  Beschluss,  der  den  i.  Mai 
als  einen  Ruhetag  bestimmte,  >soweit  dies  durch  den  Zustand  in  den  einzelnen 
Ländern  nicht  unmöglich  gemacht  wird«.  Nachdem  dann  der  Züricher  inter- 
nationale Kongress  /1893/  gegen  die  Stiinmen  der  deutschen  Delegation  eine 
Verschärfung  der  Forderung  der  Arbeitsnthe  angenommen  hatte,  kehrte  auch 
der  Parteitag  in  Köln  zu  einer  Empfehlung  der  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  zurück: 
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ein  Standpunkt,  der  dann  in  den  folgenden  Jahren  wiederholt  von  einzelnen 
Parteifreunden  kritisiert  wird;  es  wird  auf  der  einen  Seite  verlangt,  dass  die 
Arbeitsmhe  entschiedener  zur  Durchführung  zu  bringen  sei,  auf  der  andern 

wird  betont,  dass  die  Demonstration  in  der  Arbeitsmhe  keinen  genügenden 
Ausdruck  finde,  und  die  Rückkehr  zu  einer  Sonntac^s-  rxlor  Abendfeicr  befür- 
wortet. Indes  blieben  die  Beschlüsse  der  Parteitage  mit  geringen  Schwan- 
kungen einer  schärferen  oder  massigeren  Betonung  der  Arbeitsruhe  nunmehr 
konsequent  in  der  Richtung  der  Feier  des  i.  Mai  durch  Arbeitsruhe. 

Beachtenswert  ist  dabei,  dass,  nachdem  in  den  ersten  Jahren  die  Partei  voll- 
ständig die  Arrangements  für  die  Maifeier  gdeitet  hatte,  später  die  Ndgvng 

auftrat,  den  Gewerkschaften  die  Durchführung  der  Arbeitsmhe  zu  überlassen. 
Das  ist  dann  auch  in  der  Folge  geschehen,  und  dagegen  lässt  sich  sicherlich 
wenig  einwenden;  denn  die  Gewerkscliaftcn  sind  wohl  die  Berufenen,  die 
Arbeitsruhe  durchzuführen.  Damit  erklärt  sich  aber  auch,  dass  in  der  sozial- 
demokratischen Partei  die  schweren  wirtschaftlichen  Folgen,  die  wiederholt 
für  einige  Arbeiterkategorieen  eintratjen,  nicht  mehr  direkt  auf  die  Ent- 
schliessung  der  Partei  einwirkten,  sondern  den  Leitern  der  Gewerkschaften 
die  kritische  Würdigimg  der  gegebenen  Situation  aufgebürdet  wurde.  Für  die 
Gewerkschaften  haben  sich  aber  die  Dinge  in  den  letzten  Jahren  so  eigenartig 
gestaltet,  dass  eine  Reihe  von  wichtigen  Einwänden  schliesslich  auch  von  der 
Partei  nicht  unbeachtet  bleiben  konnten.  So  hat  der  Parteivorstand  in  diesem 
Jahre  unter  dem  Zwange,  der  ihm  von  den  grossen  gewerkschaftlichen  Kämpfen 
kam,  zu  einer  Vorsicht  bei  Entrierung  der  Arbeitsruhc  ermahnt,  was  wir  in 
den  letzten  Jahren  in  den  Aufrufen  vcrmisst  hatten.  Es  muss  deshalb  auffallen, 
wenn  in  der  Parteipresse  und  auch  in  \'crsammlungcn,  in  denen  im  Anschluss 
an  die  Besprechung  der  Tagesordnung  des  Stuttgarter  Kongresses  die  Mas- 
feierfrage bdiandelt  wurde,  nicht  auch  eine  sachliche  Würdigung  gerade  der 
letzten  Vorkommnisse,  die  dem  Standpunkt  der  Gewerkschaftsredner  in  Köln 
eine  Berechtigung  ihrer  Argumentation  lieferten,  versucht  wurde. 

Wir  können  uns  der  Tatsache  nicht  verschliessen,  dass  unter  ausserordentlich 
günstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  trotz  der  grossen  Nachfrage  auf 
dein  .Arbeitsinarkt,  <ler  verluiltnisniässig  geringen  .Arbeitslosigkeit,  der  grossen 
Mitgliederzahl  der  Gewerkschaften,  dennoch  die  Versuche,  ein  schärferes 
Tempo  in  der  Maifeier  einzuschlagen,  mit  schweren  Niederlagen  endeten.  Im 
vorigen  Jahre  haben  die  Buchbinder  im  Anschluss  an  die  Maifeier  einen 
13WÖchigcn  Kampf  führen  müssen,  der  zu  einer  für  die  Arbciter__ungünstigen 
Zeit  entfacht  wurde,  und  der  schliesslich  den  .Anlass  gab,  bei  Wiederholung 
der  Maifeier  die  Vorsicht  stärker  walten  zu  lassen.  Eine  nicht  minder  depri- 
mierende Wirkung  rief  die  Beendigimg  der  Hamburger  Hafenarbeiteraus- 
sperrung hervor,  da  hier  die  Gewerkschaft  die  demütigende  Bedingung  ein- 
gdien  musste,  auf  die  Feier  am  i.  Mai  Verzicht  zu  leisten.  Der  Holzarbeiter- 
verband, der  sich  im  Mai  in  einer  .Anzahl  Städte  mitten  im  Kampf  befand, 
musste  in  einem  besonderen  Aufruf  und  in  einem  Zirkular  an  die  Ortsverwal- 
tungcn  zur  äussersten  Vorsicht  malmen,  damit  nicht  durch  Aussperrungen 
infolge  der  Maifeier  der  AuMtand  weiter  um  sich  gri£Fe.  Der  Absdiluss  der 
Maifeier  der  Berliner  Metallarbeiter  aus  dem  Jahre  1906  gibt  für  den  Gross- 
betri^l)  ein  Idirreiches  Beispiel.  Die  Organisation  hat  hier  in  mem  Betridie 
mit  einigen  Tausend  Arbeitern  vollständig  den  Einfluß  verloren,  ilire  tatigen 
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Mitglieder  wurden  gemassreg:clt.  Der  Arbeitcrausschuss,  der  sich  in  den 
Händen  der  Mitglieder  des  Metallrirl)eiterverl)andes  befand,  ist  den  gelben 
Gewerkschaften  ausgeliefert,  die  jetzt  in  diesem  Betriebe  dominieren.  Dass 
eine  Gewerkschaft  leichten  Herzens  eine  solche  Position  aufgibt,  wird  niemand 
verlangen  kSnnen,  und  alle  noch  to  schon  gedrechselten  Redensarten  über  das 
Sinken  der  Kampfesfreudl^eit  der  Gewerkschaften  helfen  über .  diese  Tat- 
sache nicht  hinweg,  dass  solche  Vorgänge  nicht  zur  Stärkung,  sondern  zur 
Schwächung  der  Gewerkschaft  führen  können;  die  Arbeit  jahrelanger  Orga- 
nisationstätigkeit wird  mit  einem  Schlage  vernichtet. 

Deshalb  ist  auch  die  Frage,  ob  die  Maifeier  eine  aj^itatorische  Wirkung  hat, 
nicht  in  jedem  Fall  mit  einem  Ja  zu  beantworten.  Die  Maifeier  hat  ihre  agi- 
tatorische Wirkung,  wie  jede  andere  Aktion  der  Partei  oder  Gewerkschaft. 
Sie  kann  aber  auch  zur  unrechten  Zei^  am  unrechten  Ort.  schweren  Schaden 
hervorrufen,  und  gerade  weil  dieser  Schaden  auch  in  der  Partei  gegen- 
wartig richtiger  eingeschätzt  wird,  kommt  die  Betonung  zur  Vorsicht  jetzt 
.-schärfer  zum  AuFflruck.  Ks  ist  ein  grosser  Unterschied,  ob  in  einer  Schuh- 
macherwerkstatt mit  3  oder  4  Arbeitern  die  Maifeier  beschlossen  wird,  oder 
ob  sie  von  4-  bis  5000  Arbeitern  in  einem  Betrid>e  der  MetalUndustrte  durch* 
geführt  werden  soll;  die  wirtschaftlichen  Machtmittel  sii^d  hier  sehr  ver- 
schieden. Will  die  Partei  weiter,  wie  es  im  vorigen  Jahre  geschah,  auch  zur 
Unterstützung  der  Ausgesperrten  beitragen,  so  spielt  die  Frage  für  den  Partei- 
vorstand keine  unbedeutende  Rolle.  Für  den  kleinen  Konflikt  in  Berlin  wen- 
dete der  Fartcivorstand  im  vorigen  Jahre  80000  Mark  auf.  Eine  Summe, 
die  bei  einer  regelmässigen  Wiederholung  für  die  Parteikasse  eine  sehr  unan- 
genehme Belastung  sein  würde,  und  die  sie  bei  ihrem  gegenwärtigen  Stand 
wohl  nicht  dauernd  übernehmen  könnte;  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  An- 
spruch leicht  um  das  Zehnfache  gesteigert  werden  kann.  Wenn  in  diesem 
Jahre  die  Aussperrungen  wegen  der  Maifeier  weniger  lunfangreich  wurden, 
so  ist  das  sicherlich  dem  Streben  der  Gewerkschaften  zuzuschreibefi,  vorsichtig 
abzuwägen,  wie  weit  die  Kräfte  reichen. 

Wir  haben  in  einigen  grossen  Städten  ganz  beachtenswerte  Maidemon- 
strationen durch  Arbeitsruhe.  Aber  es  vrird  doch  vielfach  auch  vergessen,  zu 

vergleichen,  wie  gross  zifferntnässig  zur  Gesamtarbeiterschaft  die  Beteiligung 
an  der  Maifeier  ist.  Leider  haben  die  ( icwcrkschaftcn  bisher  keine  allge- 
meinen Aufstellungen  gemacht.  Nur  zwei  grosse  Verbände,  der  Metallarbeiter- 
und der  Holzarbeiterverband,  liefern  uns  darüber  einige  Zahlen.  Der  Holz- 
arbdterverband  hat  im  Jahre  1906  eine  Umfrage  veranstaltet,  die  ergabt  dass 
bei  741  Zahlstdlen  mit  ungefähr  140-  bis  145  000  Mitgliedern  nur  in  413  Zahl- 
stellen von  70947  Mitgliedern  eine  Maifeier  durch  Arbeitsruhe  veranstaltet 
wurde.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  da.^s  gerade  die  Holzarbeiter,  da  sie 
nicht  mit  den  grossen  Betrieben,  wie  in  der  Metallindustrie,  zu  rechnen  haben, 
viel  leichter  die  Maifeier  durch  Arbeitsruhe  durchführen  kSnnen,  als  die 
Metallarbdter.  Aus  einer  Zusammenstellung  des  Metallarbeiterverbandes  in 
seinem  Handbuch  für  das  Jahr  1906  ergibt  sich,  dass  nach  einer  Ermittelung, 
die  sich  auf  25  275  Betriebe  mit  989  273  Arbeitern  erstreckte,  in  2137  Be- 
trieben mit  84609  .Arbeitern  eine  Arbcitsnihc  angegeben  wurde.  Für  die 
infoige  der  Maifeier  Ausgesperrten  wurden  vom  Metallarbeiterverband 
128253  Mark  aufgewendet    Diese  beiden  Zahlenergebnisse,  die  mch  in 
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anderen  Verbänden  noch  viel  ungünstiger  orestalten  würden,  machen  sicher- 
lich keinen  erniutipenden  Eindruck;  wie  auch  —  und  das  ist  das  Üble  der 
Situation  —  die  Vorgänge,  die  wir  oben  besprachen,  ohne  aus  taktischen 
Grftndea  auf  Einzelheiten  einzugehen,  den  Leitern  der  Gewerkschaften  die 
Eri^nntnis  aufzudrängen,  das»  die  Organisationen  sich  in  ihrem  Vorgehen  eine 
Blosse  gegeben  haben.  Vom  Standptmkt  der  Gewerkschaften  wird  es  weit 
zweckentsprechender  und  ihrem  Ansehen  dienlicher  sein,  wenn  Provokationen 
der  Unternt'lnuer  mit  einer  entschiedenen  Abwehr  gedient  würde.  So  aber 
müssen  wir  Aussperrungen  von  mehreren  Tagen  wegen  der  Maifeier  ruhig 
über  uns  ergdien  lassen;  denn  unter  den  gegenwärtigen  Verhaltnissen  ist  eine 
andere  als  die  eingeschlagene  Taktik  nicht  zu  empfehlen. 

Wicitere  Schwierigkeiten  bietet  die  strikte  Durchführung  der  Arbeitsruhe  — 
denn  darauf  muss  schliesslich  nach  den  Beschlüssen  hingearbeitet  werden  — 
in  den  Gegenden,  wo  die  Gewerkschaften  nur  schwach  vertreten  sind,  und 
vor  allem  da,  wo  die  Gegner  schon  sehr  erheblich  iti  Betracht  kommen.  Die 
christlichen  Gewerkschaften  haben  im  Jahre  1906  in  der  Industriearbeitcr- 
schaft  eine  Mitgliederzahl  von  rund  247 ooo  erreicht;  eine  Zahl,  die  die  deut- 
scheu Zentralverbände  im  Jahre  18$^  aufwiesen.  Das«  diese  Gegenorganisadonen 
im  Verein  mit  den  Hirsch-Dunckerschen»  die  118  000  Mitglieder  zählen, 
gerade  die  Maifeier  immer  wieder  zum  Konfliktsstoflf  in  den  Werkstätten 
unter  den  x\rbeitcrn  suchen,  davon  wissen  diejenigen  Leiter  unserer  Or- 
ganisation ein  Lied  zu  singen,  die  auf  exponiertem  Posten  stehen.  \  ergegen- 
wärtigen wir  uns,  wie  nach  der  sehr  verdienstvollen  Arbeit  der  Herren 
Dr.  Hirschfeld  und  Troeltsch  im  Jahre  1903  das  Zahlenverhältnis  der  geg- 
nerischen zu  unseren  Gewerkschaften  in  einigen  Provinzen  sich  gestaltete:  In 
Ostprcussen  hatten  die  Gegner  28,4  %,  in  Wcstpreussen  56,6  % ,  in  Posen 
V.S  "r.  in  Schlesien  34.9  in  Sachsen  22.7  in  Westfalen  49.8  %  und 
im  Rheinland  47,4  %  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  in 
ihren  Organisationen.  Berücksichtigen  wir  fernerhin,  welchen  Umfang  in 
letzter  Zeit  die  geUfen  Gewerkschaften  ge;iommen  habei^  so  erhalten  wir  ^en 
Einblick,  welche  grossen  Schwierigkeiten  die  Oiganisationen  in  wirtschaft- 
lichen Kämpfen  —  denn  dazu  gestaltet  sich  die  Maifeier  unter  Umständen  — 
zu  überwinden  haben.  Zwietracht  und  Unciniijkeit  über  die^c  Frage  in  Fabrik 
und  Werkstatt  unter  den  organisierten  Arbeitern  bringen  hier  immer  wieder 
unsere  Angehörigen  ins  Hintertreffen;  wenn  nicht  von  der  Arbeitsruhe  am 
I.  Mai  schliesslich  Abstand  genommen  wird,  wie  es  in  den  hier  angeführten 
Provinzen  vielfach  geschieht.  Unter  diesen  befindet  sich  gerade  Rheinland- 
Westfalen  mit  seiner  riesigen  Grossindustrie,  (kni  dominierenden  Bergbau, 
den  Hüttcnlietriebcn,  wo  die  Arbeiter  zu  einem  entschiedenen  X'orgehen  nicht 
ausholen  können.  Wenn  wir  die  wirtschaftlichen  Kampfe  etwa  zehn  Jahre 
zurück  verfolgen,  so  ist  es  klar,  dass  sich  heute  auch  die  Taktik  der  Gewerk- 
schaften anders  gestalten  muss.  Bei  jedem  Kampf  muss  der  Vorstand  der 
Gewerkschaft  damit  rechnen,  dass  nicht  nur  die  unmittelbar  in  Betracht  kom- 
menden Arbeiter  in  Mitleidenschaft  gezogen,  sondern  dass  die  Kämpfe  von 
•den  Untemehmerorganisationen  durch  Aussperrungen  erweitert  werden.  Diese 
Taktik  der  Unternehmer  nötigt  den  Gewerkschaften  die  Verpflichtung  auf, 
mit  ihren  Mitteln  ausserordentlich  vorsichtig  zu  operieren  und  sie  nur  zu 
jomtt  Zeit  in  Einsatz  zu  bringen,  wo  sie  einen  Erfolg  für  die  Arbeiter  er- 
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warten  können.  Sieht  man  aber  ein,  dass  unter  den  gegebenen  Verli.iU:u"-,sen 
die  crcstellte  Aufgabe  die  Kräfte  der  Organisation  übersteigt,  dann  bedeutet 
die:?c  Erkenntnis  keine  ünentschlossenhcit  und  Schwäche,  sondern  in  verant- 
wortlicher Stellung  gebotene  Vorsicht  und  taktische  Klugheit. 

Was  nim  unsere  Stellung  auf  dem  internationalen  Kongress  in  Stuttgart  an- 
langt, so  ist  es  zunächst  ausgeschlossen,  dass  die  Gewerkschaften  selbständig 
eine  Änderung  vornehmen;  das  ist  wiederholt,  sowohl  auf  dem  Gewerk- 
schaf tskongress  in  Köln,  wie  auf  dem  Parteitag  in  Jena  betont  worden.  Wenn 
die  deutsche  Delegation  zu  einer  Änderung  der  Stellungnahme  nicht  gelangt, 
so  erscheint  es  auch  zwecklos,  auf  dem  internationalen  Kongress  die  Frage 
nt  erdrtern.  Denn  die  Geweikschalten  werden  ebensowenig«  wie  die  Partei 
die  Neigung  haben,  auf  diesem  Kongress  ihre  differierenden  Meinungen  zum 
Austrag  zu  bringen.  Ändert  die  deutsche  Delegation  an  dem  bisherigen  Zu- 
stand nichts,  so  werden  sich  die  Gewerkschaften  mit  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stand, so  gut  CS  eben  geht,  abfnulcn  müssen.  Der  Aufruf  des  Parteivorstandes, 
die  besonderen  \'erhältnissc,  die  in  diesem  Jahre  obwalteten,  zu  berück- 
sichtigen, erleichtert  die  Position  der  Gewerkschaften.  Eine  Reihe  von  Argu- 
menten,  die  für  den  Standpunkt  sprechen,  die  Maifeier  möglichst  dadurch 
imposant  und  umfangreich  zu  gestalten,  dass  ohne  wirtschaftliche  Schädigung 
die  Arbeiter  allgemein  teilnehmen  können,  ist  im  obigen  nochmals  dargelegt, 
und  eine  unbefangene  Prüfung  wird  ergeben,  dass  nicht  gerade  aus  Missmut, 
Obelwollen,  Unentschlossenheit,  und  wie  sonst  die  Vorwürfe  alle  lauteten,  die 
in  der  Debatte  bisher  eine  Rolle  gespielt  haben,  in  den  Kreisen  der  Gewerk- 
schaften die  Forderung  auftauchte,  die  Feier  so  zu  gestalten,  wie  es  seit 
Jahren  in  den  Parteiarrangements  geschieht:  sie  nämlich  aui  den  Abend  des 
I.  Mai  zu  verlegen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

]niiKO  SRKHSOW  -  ZIELE  UND  WEGE  DER 
BÜLQRRISCHEM  SOZIRLDEMOKRRTIE 

US  dem  sozialistischen  Gedanken  und  der  sozialistischen  Organisation 
heraus  ist  die  Arbeiterheweginig  Bulgariens  geboren,  sie  ist  das  Er- 
gebnis einer  enormen  intellektuellen  Energie.  Jetzt  ist  sie  bereits  so  er- 
starkt und  BUäst  so  sdbständig  da,  dass  sie  unser  soztafistisches  Denken 
Iztt  bestimmen  und  ihm  ihr  eigentümliches  Gepräge  aufzudrücken  be- 
^smt  Das  hineingesteckte  Kapital  fäi^  an,  Zinsen  zu  tragen. 

Es  ist  etwa  zwanzig  Jahre  her,  seit  die  soziale  Eotwickelung  Bulgariens  dem 
sozialistischen  Gedanken  Nahrung  zu  bieten  begann.  Mit  Zukunftsfreudigkeit 
folgten  die  ersten  bulgarischen  Sozialisten  den  Lehren  ihrer  französischen  und 
deutschen  Genossen:  Guesde  und  Lafargue,  Bernstein,  Kautsky,  Liebknecht  und 
Bebel,  Flechanow  und  Axelrod,  der  SocwUste,  die  Neue  Zeit^  der  Vorwärts  wur- 
den die  theoretischen  und  praktischen  Erzieher  des  bulgarischen  Sozialismus. 
Bald  rühmte  er  sich,  marxistisch  zu  sein.  Die  jüngere  Generation,  die  als  fertige 
Marxisten  in  die  Bewegung  eintrat,  hat  keine  .\hnung  von  den  enormen  Schwie- 
rigkeiten, mit  denen  die  ältere  sich  durch  die  komplizierten  Gedankengänge 
hindtu-chzuarfaeiten  hatte.  Schon  am  Anfang  unserer  sozialistischen  Bewegung, 
im  Jahre  1892,  hatten  wir  eine  Spaltung  in  einen  sozialdemokratischen  Bund 
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und  eine  sozialdemdcratische  Partei.  Die  Differenz  bildete  die  Frage^  ob  man 
zucr-t  ein  Parteiprogramm  und  danach  du'  Cadre-;  der  Partei  schaffen,  oder  um- 
gekehrt zuerst  die  Arbeiterorgfanisationcn  und  dann  erst  ein  Prog^ranim.  Bald 
aber  brachte  die  konkrete  Wirklichkeit,  in  der  wir  zu  arbeiten  hatten,  eine  Einig- 
keit und  80  gründeten  wir  1894  die  bulgarische  sozialdemokratische  Arbeiter- 
partei und  traten  in  den  Kampf  für  Volksrechte  und  Freiheiten  ein.  Dieser 
Kampf,  der  drei  Regierungen  überdauerte,  verschaffte  uns  ein  grosses  Ansehen 
im  Volke.  Unser  Einfliiss  in  der  Bevölkerung  und  unsere  Anhängerzahl  unter 
der  Intelligenz  des  Landes  vcrgrösscrtcn  sich  bedeutend.  Und  so  bekamen  wir, 
ohne  eine  nennenswerte  Arbeiterbewegung  zu  haben,  eine  verhältnismässig 
grosse  sozialistische  Fraktion  im  Parlament.  Von  2  Abgeordneten  im  Jahre 
1894  brachten  wir  es  auf  6  im  Jahre  1902.  Unsere  Wählermassen  rekrutierten 
>\ch  aus  dem  Kleinbürgertum  in  den  Städten  und  den  Kleinbauern  in  den  Dör- 
fern ;  die  Arbeiter  bildeten  eine  verschwindende  Anzahl.  Dieser  Zvistand  war 
das  natürliche  Ergebnis  der  damaligen  sozialen  und  politischen  \  erhaltnissc 
des  Landes.  Das  Anwachsen  der  sozialistischen  politischen  Bewegung  fällt  in 
die  Zeit,  in  der  sich  die  Trennung  der  Arbdter  vom  Kleinbürgertum  noch  nicht 
vollzogen  hatte.  Jedes  Land  hat  diesen  ökonomisch-sozialen  Prozcss  der  Schei- 
dung beider  bisher  zusammengehenden  Klassen  durchzumachen.  Während  bis 
zu  diesem  Zeilpunkt  der  Trennung  die  Macht  der  sozialistischen  Bewegung 
iiumer  mehr  anschwillt/)  nimmt  sie  in  der  nächsten  Periode  zunächst  ab,  da  sie 
nur  auf  die  Arbeiter  beschränkt  ist. 

In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Sachlage  verabsäumten  die  bulgarischen  Sozia- 
listen keine  Gelegenheit,  um  die  wirklichen  Grundlagen  der  Macht  ihrer  Parto 
zu  befestigen.  Sie  fassten  nicht  nur  Kongressbeschlüsse,  sie  vertraten  nicüt  nur 

in  ihrer  Presse  die  Interessen  der  Arbeiterschaft,  ihre  Haupttätigkeit  zielte 
darauf  hin,  diese  in  Gewerkschaften  zu  organisieren.  Die  Entwickelung  der 
Industrie  braclitc  von  Jahr  zu  Jahr  einen  neuen  Zuzug  von  .Arbeit erma-^sen  in 
die  Gewerkschaften  hinein.  Das  alles  zeigte  deutlich  die  Richtung,  in  der  die 
Partei  sich  entwickelte.  Aber  es  fanden  sich  unter  uns  Sozialisten  solche,  di^ 
mit  dieser  Entwickelung  unzufrieden  waren  und  einige  ihrer  Fuhrer  dafür  ver- 
antwortiidl  machten.  Man  kennt  die  Art,  wie  das  gemacht  wird.  Man  kennt 
das  Räsonnement:  Diese  und  jene  Ansichten  sind  nicht  orthodox,  sind  opportu- 
nistisch, der  und  der  Genosse  ist  ganz  kleinbürgerlich,  hat  keine  Ahnung  vom 
Marxismus,  ist  Bernsteinianer.  Ihr  wollt  Jaur^  veranlassen,  sich  der  Sache 
der  leidenden  Mazedonier  anzundunen ?  Jaur&s  ist  kein  Sozialist!  Wir  werden 
seim  Ausschliessung  aus  dem  internationalen  Sozialismus  verlangen.  Ihr  be- 
dient euch  bei  der  Kritik  der  Haltung  des  Fürsten  von  Bulgarien  einer  bürgcr- 
lich-konstitutinnellen.  inid  nicht  einer  sozialistischen  Theorie.  Ihr  seid  ganz 
gemeine  und  dazu  reaktionäre  Kleinbürger,  da  ihr  erklärt,  nichts  gegen  den  klei- 
nen Grundbesitz  des  Bauern  zu  haben,  der  niemanden  exploitiert  Ihr  negiert 
den  Klassenkampf  und  den  Marxismus  überhaupt,  indem  ihr  behauptet,  dass  es 
Momente  in  der  Geschichte  gegeben  hat,  wo  zwei  und  mehrere  Klassen  gegen 
einen  gemeinsamen  Feind  gekämpft  haben.  Ihr  predigt  damit  die  Klassen- 
solidarität, ihr  seid  der  gcfsUirlichste  Feind  des  Proletariats.  Ihr  kämpft  für 
kleine  Reformen,  ihr  verliert  das  grosse,  gewaltige  Ziel  der  sozialen  Revolution 

')  l>ies<f  Tatsache  ruft  leicht  Illutioncn  hct-vor.  Selbst  Marx  iirif!  Kn^cls  rrl.icm  ihnrn:  sie  «r- 
warteten  vor  iB^A  und  auch  nach  den  iurchterlichcn  Niederlagen  dieses  Jahrci>  eine  »uziaic  KcTolttCion. 
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aus  dem  Auge !  Usw.  usw.  Wenn  dieses  Spiel  zwei  bis  drei  Jahre  weiter  ge- 
trieben wird,  wenn  man  den  Ncophytcn,  die  den  Marxismus  als  einen  Glaubens- 
artikel betrachten,  die  Furcht  eintlösst,  dass  die  Partei  in  eine  kleinbiirgerliche 
KoCerie  auszuarten  drohe,  falls  das  Proletariat  nicht  sofort  aufhöre,  mit  den  klein- 
tmrgerlichen  Elementen  zusammenzugdien,  so  trägt  man  schliesslich  eine  heillose 
Verwirrung  in  die  noch  unerfahrene  Partei  hinein,  die  endlose  Reibungen  verur- 
sacht. Drei  Parteitage  wurden  mit  Zänkereien  und  persönlichen  Streitigkeiten 
7tigcbracht.  Dann  kam  die  Spaltung,  Das  Jahr  1903  brachte  uns  zwei  feind- 
liche Parteiorganisationen.  Wir  wurden  die  Wcithcrsigen,  die  Opporiunisten, 
die  anderen  wurden  die  Enghenigen,  die  Revolutionäre  genannt  Und  jede  Or- 
ganisation begann,  eine  selbständige  .Existenz  zn  führen.^) 

Mittlerweile  hat  sich  der  soziale  Charakter  des  Proletariats  schärfer  aomepragt 

Es  kam  eine  Zeit  wirtschaftlicher  Prosperität.  Die  Ernten  von  1903  ond  1904 
fielen  sehr  gut  aus.  Die  Preise  standen  auch  gut.  Finc  Reihe  von  Staats- 
anleihen brachte  Geld  ins  Land,  und  die  Geschäfte  gmgcn  flott.  Die  Arbeiter 
strömten  der  Industrie  zu.  Eine  Gewerkschaft  nach  der  andern  wurde  gegrün- 
det, und  es  wurde  die  Idee  einer  Zentralorganisation  der  Gewerkschaftoi  Bul- 
gariens verwirklicht.  Endlich,  nach  zwölf  Jahren  heissen  Bemühens,  hatten 
wir  in  Bulgarien  einen  festen  Untergrund  für  die  sozialdemokratische  Partei 
geschafifcn,  und  man  kann  sagen,  dass  von  da  an  der  bulgarische  Sozialismus 
der  theoretische  Ausdruck  der  bulgarischen  Arbeiterbewegung  wurde.  Das 
Leben,  das  wir  in  die  Arbeit^bewegung  hineingebracht  hatten,  versdiaffte  auch 
der  Partei  eine  Bedeutung  im  Leben  der  Nation. 

Noch  im  Herbst  1904  veranstalteten  wir  eine  Massenpetition  an  die  Sohranje, 
in  der  wir  die  Mininialforderungen  der  Arbeiterschaft  Bulgariens  an  den  Staat 
fornnilicrtcn.  Diese  Petition  triie;  nahezu  loooo  Unterschriften.  Eine  Kom- 
mission übergab  sie  dem  Präsidenten  der  Sobranje  und  dem  Handels-  und  Land- 
wirtschaflsminister.  Diese  erste  Aktion  der  organisierten  Arbeiterschaft 
machte  auf  das  Land  einen  grossen  Eindruck,  und  das  Ministerium  bradite 
bald  darauf  einige  Arbeiterschutzvorlagen  im  Parlament  ein,  die  auch  ange- 
nommen wurden.  Natürlich  war  das  erst  ein  .Anfang;  die  Bewegung  im  Lande 
wurde  dadurch  nur  gefördert.  Im  nächsten  Jahre,  1905,  veranstalteten  wir  wäh- 
rend der  Herbstsession  der  Sobranje  eine  Riesendemonstration  in  Sofia,  an  der 
sich  zirka  xoooo  Arbeiter  beteiligten.  Der  Präsident  der  Sobranje,  der  Mi- 
nisterpräsident und  der  Handelsminister  empfingen  die  Deputation  der  Arbeiter, 
die  draussen  vor  dem  Parlamcntsgcbäude  in  vollster  Ordnung  ein  Meeting  al>- 
hielten;  sie  verlangten  die  Abschaffung  des  Innungszwangsgesetzes  und  wirk- 
samem Arbeiterschutz.  Die  Regierung  war  überrascht.  Eine  so  enorme  De- 
monstration in  Sofia  an  einem  Wochentage  musste  alle  in  Errcgimg  versetzen. 
Man  versprach,  verqirach  eil^  und  unbeholfen,  nur  um  die  erweckten  Massen 
zu  befriedigen.  Und  es  fo^;ten  auch  tatsächlich  wieder  gesetzliche  Verbesserun- 
gen, die  Abschaffung  einiger  schreiender  Rechtswidrigkeiten. 

Für  den  Eroffntmgstag  der  Sobranje  am  15.  Oktober  1906  bereiteten  wir  im 
ganzen  Lande  grosse  .\rbeiterversammlungcn  vor,  in  denen  überall  die  gleiche 
Resolution  angenommen  wurde.  Am  selben  Tage  wurde  eine  Deputation 
gewählt,  die  im  Namen  der  ganzen  bulgarischen  Arbeiterschaft  dem  Präsidenten 

*)  Nähern  über  die««  ganae  Entwickelung  babeo  die  Leaer  im  Artikel  Aasen  Zankowa  Der 
S^atalUmus  in  BmU«^»  in  den  S»Miatistis€ktm  lH0uatMktfU$h  1904,  «.  Bd,  pag.  6*4  ff«  erfahren. 
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der  Sobranje  die  Lai^c  der  Arbeiter  schildern  und  entsprechende  Massnahmen 
verlanget!  sollte.  Diesmal  war  die  Kcgierung^  vorbereitet.  Sie  veranstaltete 
eine  Gegendemonstration  der  Kleintneister  und  Industriellen,  die  sich  gleichfalls 
nach  der  Sobranje  begaben,  um  gegen  die  Arbeiter forderungen  zu  protestieren. 
Die  Regierung  «rollte  zeigen,  dats  sie  sich  zwischen  zwei  Feuern  befinde  und 
die  Wünsche  der  Arbeiter  nicht  sogleich  und  in  dem  von  den  Arbeitern  ge- 
forderten Sinne  erfüllen  könne.  Die  Sprache  des  Ministers  war  zweideutig. 
^Sic  müssen  verstehen,«  sag^e  er  der  Arbeiterdeputalion.  »dass  ich  nicht  deut- 
licher sein  kann.«  Darauf  antwortete  die  Deputation  dem  Minister,  dass  es  die 
höchste  Zeit  wäre,  in  Bulgarien  laut  und  deutlich  über  Arbeiterschutzgesetze  zu 
sprechen,  und  dass  die  unbestimmte  Stellungnahme  verlassen  werden  musste. 
Als  der  Minister  aber  wiederholte,  dass  er  mdtr  nicht  tun  könnte,  erwiderte  ihm 
die  Deputation,  dass  sie  von  seiner  Antwort  unbefriedigt  wäre,  und  verliess  den 
Saal.  In  einer  grossartigen  Versammlung  in  Sofia  wurde  dann  einstimmig  be- 
schln^seii.  diese  Regierung  mit  allen  politischen  Mitteln  zu  bekämpfen. 

Schon  im  Jahre  1905  hatten  wir  einen  glänzenden  Streik  in  der  Eisenhahn- 
werkstätte zu  Soiia  bestanden.  Im  Winter  1906  brach  nun  ein  Streik  des  ge- 
samten EisoEibahnpersonals  aus.  4000  Personen  legten  die  Arbeit  nieder. 
Wochen-,  ja  monatelang  wurde  der  Streik  mit  Zähigkeit  fortgeführt,  bis  schliess- 
lich die  Regierung  nachgab.  Das  Eintreten  unserer  Partei  und  der  ganzen 
Arbeiterschaft  in  den  politischen  Kampf,  die  Dauer  des  Eisenbahnerstreiks,  der 
von  der  organisierten  Lehrerschaft  öffentlich  unterstützt  wurde,  die  zahlreichen 
Demonstrationen  und  Versammlungen,  die  wir  veranstalteten,  trieben  die  Gesell- 
schaft in  eine  starke  Opposition.  Die  R^erung  fühlte  den  Boden  nmter  ihren 
Fussen  wanken.  Dazu  kam  noch  ein  Zwischenfall.  Am  3.  Januar  dieses  Jahres 
sollte  das  neue  Nationahheater  eröffnet  werden.  Zu  dieser  Eröffnung  wurden 
auf  Veranlassung  der  Regienmg  und  des  Fürsten  nur  Diplomaten,  höhere  Offi- 
ziere und  Beamten  und  loyale  Bürger  eingeladen.  Die  Studentenschaft,  die 
an  unseren  Demonstrationen  einen  starken  Anteil  genommen  hatte,  beschloss, 
in  einer  Versammlung  für  diese  Verletzung  des  demokratischen  Geistes  Re- 
vanche zu  nehmen.  Am  Abend,  als  Fürst  b'erdinand  sich  mit  seiner  ganzen 
Familie  in  zwei  Hofwaj^en,  von  dem  (Jarderegiment  begleitet,  inmitten  einer 
tausendköpfigen  Menge  nach  dem  Theater  begab,  erhob  sich  ein  Höllenlärm  von 
Pfeifen,  Zischen  und  Rufen.  Wütend  erschien  der  Ministerpräsident  auf  dem 
Balkon  des  Theaters  und  befahl  der  Polizei  und  den  Soldaten,  mit  blanker  Waffe 
in  die  Menge  zu  hauen.  Aber  es  war  zu  spät,  der  Skandal  war  geschdien.  Am 
andern  Morgen  schloss  man  die  Universität,  jagte  die  Professoren  und  Studen- 
ten auseinander,  und  nach  einigen  Tagen  wurde  ein  reaktionäres  Gesetz  nach 
dem  andern  von  der  Sobranje  l>eschlossen.  Man  schuf  Ausnahmegesetze  gegen 
die  Arbeiter,  gegen  die  Opposition,  gegen  die  Bildung,  g^en  die  Presse,  gegen 
die  Versammlungen.  Man  wollte,  wie  die  Regierung  sagte,  die  Gesellschaft  von 
den  Sozialisten  und  Anarchisten  retten.  Und  man  hoffte  wirklich,  die  längst 
ersehnte  Hetze  auf  die  .Sozialisten  veranstalten  zu  können,  an  der  alle  Schichten 
der  Gesellschaft  imd  al)e  bürgerlichen  Parteien  teilnehmen  sollten.  Man 
glaubte  eine  solche  Lage  geschaffen  zu  haben,  wie  man  sie  1878  in  Deutschland 
oder  1858  in  Frankreich  hatte. 

Man  täuschte  sich.  Die  Klassengegensätze  zwischen  der  Bourgeoisie  und  dem 
Proletariat  waren  nicht  so  stark  entwickelt;  die  ganze  praktische  Politik  der 
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Arbeiterschaft  war  s<>  gesetzlich  geführt  worden,  so  begründet,  der  Einfiuss 
des  Sozialismus  im  Volke  und  bei  der  Intelligenz  war  so  gross  geworden,  dass 
keine  der  fünf  oppositionellen  Parteien  es  wagte,  g^en  tinsere  Partei  vorzu- 
gehen.  Wir  bekamen  im  Gegenteil  von  vier  dieser  Parteien  eine  Anfforderung, 
uns  mit  ihnen  jjegen  die  Reg-ierung  zu  koalieren.  Wir  erklärten,  dass  wir  nur 
unter  bestimmten  Bedingungen  in  die  Koalition  eintreten  würden.  Da  wir  den 
Kampf  nicht  nur  zum  Sturz  des  Ministeriums,  sondern  für  die  Interessen  des 
Landes  führten,  so  könnten  wir  tms  nur  auf  der  Basis  von  politischen  und  sozia- 
len Minimalforderungen  einigen.  Diese  wären:  Abschaffung  aller  reaktio- 
nären Gesetze,  die  Erfüllung  der  an  die  Sohranje  gerichteten  Forderungen  der 
Arbeiterschaft,  eine  Reihe  politischer,  finanzieller  und  administrativer  Reformen, 
Refor'Tien  in  der  Heeres-  und  Polizeiverwaltunp,  Demokratisiorunj:;  <lcr  Staats- 
institutionen, gerechtere  Entlohnung  der  unteren  Beamten,  Emfuhrung  des 
Proportionalsystems  f&r  die  Kommunal-  und  Kreiswahlen  und  anderes  mehr. 
Auf  Grund  dieser  Plattform  veranstaltete  die  Koalition  zahlreiche  Versamm- 
lungen, die  von  allen  Bevölkerungsschichten  de;?  Landes  besucht  wurden.  Die 
führende  Rolle  in  dieser  Bewegung  wurde  den  Sozialisten  übertragen. 

In  dicker  Gärung  der  Gesellschaft  fand  der  Ministerpräsident  Petkow  einen 
gewaltsamen  Tod  durch  die  Ha«(l  eines  entlassenen  Beamten.  Die  Regierung 
veränderte  ihre  Taktik  der  Opposition  gegenüber  gänzlich.  Und  die  Koalition 
löste  sich  auf,  nachdem  alle  Parteien  sich  schriftlich  verpflichtet  hatten, 
auf  eigene  Faust  für  die  Durchführung  der  aufgestellten  Forderungen  zu  wir- 
ken. So  stehen  wir  jetzt  wieder  als  die  besterprobten  Kämpfer  für  Volksrechte 
und  Volksfreiheiten  mi  politischen  Leben  unseres  Landes  da.  Und  die  bulga- 
rische Arbeiterklasse  wird  ihre  führende  Stellung  behaupten,  wenn  sie  nach 
wie  vor  als  Vertreterin  aller  unterdrückten  Schichten  auftritt. 

Wie  gestalteten  sich  nun  die  Schicksale  des  andern  Teils  der  bulgarischen 
SoziaMemokratie,  des  revolutionären  und  kUusenbeumssten  Flügels?  Da  er 
einen  nennenswerten  Anhang  in  der  Arbeiterschaft  nicht  hatte,  so  konnte  er 
auch  keinen  selbständigen  wirtschaftlichen  Kampf  führen  und  war  genötigt, 
an  unseren  Kämpfen  teilzunehmen.  Dadurch  verlor  er  natürlich  noch  mehr 
Leute  an  uns.  Um  den  kargen  Rest  zusammenzuhalten,  musste  nun  wieder 
der' Gegensatz  gegen  uns  scharf  betont  werden.  Also  trat  man  gegen  uns  auf, 
gegen  alle  unsere  Aktionen,  kritisierend,  nörgelnd,  schimpfend.  Aus  einem 
Teil  der  sozialdemokratischen  Partei  wurde  eine  Sekte,  die  ihre  Tätigkeit  im 
Lesen,  Schreiben  und  Repetieren  von  Trivialitäten  fand.  Das  empörte  schliess- 
lich auch  eine  beträchtliche  .Anzahl  der  eigenen  Anhänger,  und  das  revolutionäre 
Kollegium  spaltete  sich  wieder  in  zwei  Teile.  Für  das  soziale  und  politische 
Leben  des  Landes  kommen  sie  nicht  mehr  in  Betracht,  sie  dienen  nur  noch  als 
warnendes  Beispiel,  sie  demonstrieren,  was  man  vermeiden  muss,  wenn  man 
politisch  aktiv  sein  will.  Unsere  opporiunutitche,  sozialdemokratische  Taktik 
ist  schul<l  daran,  dass  jene  Leute  so  weit  von  den  wirklichen  Bahnen  einer 
lebendigen  Arbeiterbewegung  in  der  Wüste  kleinlicher  Zänkereien  ihr  kümmer- 
liches Dasein  fristen.  Was  an  tatkräftigen  Elementen  sich  noch  in  ihren  Rei- 
hen befindet,  wird  das  uns  bevorstdien<te  Arbeitsquantum  unfehlbar  in  die  unsri- 
gen  herüberziehen;  der  Rest  fanatisierter  Mönche  kann  ihren  Gebetbüchern 
überlasen  bleiben. 

Es  ist  noch  nicht  an  der  Zeit,  allgemeine  Schlüsse  aus  unseren  beschränkten 
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Erfahrungen  zu  zidien.  Eins  kann  man  jetzt  schon  feststellen:  Der  bulgarische 
Sozialismus,  ursprünglich  ein  importiertes  Gewächs,  hnt  im  Lande  Wurzehi  ;^e- 
schlapen.  Im  Jahre  1887  hatten  wir  einen  schüchternen  Anfan«?  soziaHstisehen 
Denkens.  Im  Jahre  1907  haben  wir  eine  junge,  kräftige,  des  Weges  bewusste 
Arbeiterbewegung.  In  ihrem  Zentrum  bandet  skh  dM*  im  AbenAand  ent- 
standene, von  den  grossen  Meistern  b^riuxl^«  Sozialismus.  Um  ihn  herum 
der  engere  Kreis  der  Parteimitglieder.  Ein  grösserer  Kreis  um  ihn  umschliesst 
die  in  ihren  Berufsverbänden  or5;fanisicrtc  Arbeiterschaft.  Eine  weitere  Kurve 
von  unbestimmtem  Verlauf  begrenzt  die  noch  nicht  orfranisicrtcn  Arbeiter,  die 
Lehrerschaft,  die  Staats-,  Kommunal-  und  Privatbeamten,  dann  die  verwandten 
Schichten  der  Handwerker,  der  Bauern  usw.  So  bewegt  sich  der  Sozialismus 
Bulgariens  zwischen  den  anderen,  feindlichen  Elementen,  saugt  Säfte  und 
Kräfte  aus  dem  ihm  zugewiesenen  sozialen  Boden  und  erschliesst  sich,  den 
andern  Teil  der  Gesellschaft  stetig  ver.Hndernd,  neue  Gebiete.  Eine  kleine  Sek- 
tion des  internationalen  Sozialismus,  weist  er  die  ganze  Mannigfaltigkeit  des 
internationalen  Sozialisieningsprozesses  in  kleinem  Massstabe  auf.  Trotz  ver- 
schiedenartiger Strömungen  im  Innern  tritt  er  nach  aussen  als  einheitliches  Ganze 
auf.  Und  so  ist  seine  Entwickelung  geeignet,  auch  von  den  grosseren  Bruder- 
parteien anderer,  bedeutenderer  Länder  beachtet  zu  werden. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

H]RLMRR  BRRIiTIMQ  ■  DRS  WAHLRECHT  DER 
FRAUEN 

RÜGEN  die  Zeichen  der  Zeit  nidit,  so  fängt  das  Frauenstimmredit 

endlich  an,  eine  reife  Frage  für  Europa  zu  werden.  Noch  hat  et 
freilich  in  keinem  der  pi^rossen,  führenden  Länder  den  Sicqf  errungen. 
Selbst  England,  wo  die  Frauen  schon  seit  Jahrzehnten  im  politischen 
Leben  tätig  sind,  bleibt  noch  im  Hintertretfen,  lässt  seine  Polizei 
mit  den  SuWragitUs  sich  herumschlagen  und  hat  die  kulturgeschichtliche  Ehre, 
das  Bürgerrecht  der  weiblichen  Hälfte  der  Nation  zuerst  anerkannt  zu  haben» 
den  kleinen  Staaten  des  Nordens,  Finnland  und  Norwegen,  abgetreten.  Durch 
die  Verfassungsreformen  dieser  Länder,  in  den  Jahren  tqoö  und  1907,  hat  jedoch 
das  Frauenstimmrecht  Bürg'errecht  auch  in  Europa  erlangt  und  kaim  nicht  mehr 
als  Experiment  entfernter  Kolonialstaaten  abgefertigt  werden.  Und  die  Auf- 
nahme dieses  Punktes  in  die  Tagesordnung  des  internationalen  sozialistischen 
Kcmgresses  ist  sowohl  ein  Beweis  für  die  wachsende  Aktualität  der  Frage,  als 
auch  ein  Verstoss,  der  hoffentlich  die  nächsten  Siege  des  Rechts  und  der  Demo- 
kratie auf  diesem  Gebiete  beschleunigen  helfen  wird. 

Als  Sozialisten  haben  wir  in  der  Tat  eine  Ehrenpflicht  pregen  die  ersten  sprossen 
\'orkänipfcr  unserer  WeUanschauuiii;,  die  trotz  aller  momentanen  Rückschläge 
wachsende  Macht  der  Arbeiterklasse  im  modernen  Staatswesen  auch  zu  mög- 
lichst schneller  Beseitigung  der  Rechtsungleichheit  der  Geschlechter  in  die  Wag- 
schale zu  werfen.  Haben  doch  schon  die  grossen  sozialistischen  Utopisten  die 
Emanzipation  der  Frauen  mit  der  Befreiung  des  Proletariats  in  innige  Ver- 
bindung gebracht,  zu  einer  Zeit,  in  der  noch  die  traditionell-religiösen  imd  bürger- 
lich-sozialen Vorurteile  die  allgemeine  Meinung  so  völlig  beherrschten,  dass 
selbst  die  radikalsten  Revolutionäre,  wie  Chaumette,  den  Frauen  die  Sorge 
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für  das  Heim  und  die  Kinder  als  alleinigfe  und  genfigende  Domäne  anwiesen ! 
Dif  Gleichberechtigijn^  der  Geschlechter  ist  seitdem  ein  sozialistisches  Postulat 
geblieben.  Ob  die  Begründung  eine  mehr  ideelle  war,  oder  ob  die  Emanzipation 
der  Frau  streng  marxistisch  ausschliesslich  als  Teilerscheinung  der  ökonomischen 
Emanzipationsbewegiing  der  arbeitenden  Klassen  aufgefasst  wurde,  ist  gewiss 
für  die  Stellung  verschiedenen  Frauen  fordcrune:en  gegenüber  von  entscheidender 
Bedeutung  gewesen,  hinsichtlich  des  Frauenstimmrechts  aber  war  diese  Ver- 
schiedenheit unwesentlich.  In  Erfurt  /l8qi/  hat  zum  Beispiel  Liehknerht  als 
Referent  des  neuen  deutschen  Programms,  das  zum  erstenmal  klipp  und  klar 
das  Wahlrecht  für  die  Frauen  ausdrücklich  fordert,  gleichzeitig  erklärt,  dass 
es  eine  besondere  Frauenfrage  nicht  gebe,  sondern  dass  die  Emanaipation  der 
Frauen  mit  der  allgemeinen  Arbdtercmanzipation  zusammenfallen  müsse.  Wenn 
Frauenrechtlerinnen  wegen  dieser  Erklärung  die  Bedotitiing  jener  Programm- 
verbesserung  unterschätzen  wollten,  so  würden  sie  sich  damit  das  Zeugnis  wenig 
entwickelten  Urteilsvermögens  ausstellen.  Die  Forderung  des  Frauenstiram- 
recfatSy  nur  auf  abstrakten  Rechts-  und  Qeichhdtsideen  basiert,  würde  seUist- 
verstandlich  ziemlich  lange  auf  ErfüHtmg  warten  können,  wohl  bis  zum  defini- 
tiven  Sieg  der  Arbeiterklasse  über  die  kapitalistische  Bourgeoisie.  Was  dem 
Frauenstimmrecht  jetzt  seine  politische  Aktualität  verleiht,  ist  die  selbe  soziale 
Erscheinung,  die  in  einem  Lande  nach  dem  anderen  das  Verlangen  der  Arbeiter- 
klasse nach  allgemeinem  Wahlrecht  unwiderstehlich  gemacht  hat.  Die  wach- 
sende soziale  Bedeutung  einer  Gesellschaftsschicht  ist  auf  die  Dauer  mit  deren 
]M>litischer  Machtlosigkeit  nicht  vereinbar.  Fast  in  ganz  Europa  ist  infcdge- 
dessen  mit  dem  \'^orrecht  der  besitzenden  Klassen,  politisch  allein  zu  bestimmen, 
mehr  oder  weniger  vollständig  gcl)rochen  worden,  seitdem  die  Arbeiter  ungestüm 
auf  ihr  politisches  Bürgerrecht  Anspruch  gemacht  haben.  Ebenso  werden  jetzt 
die  grosseren  Aussichten  des  Frauenstimmrechts  in  letzter  Linie  von  der  immer 
mehr  zunehmenden  sozialen  Bedeutung  der  Frauenarbeit  getragen.  Allbekannte 
Zahlen  zeugen  von  der  schnellen  Vermehrung  des  Prozentsatzes  der  gewerblich 
beschäftigten  Frauc-n  «Ks  Proletariats,  und  die  seilte  \'erschicbung  nach  der 
Seite  fler  Frauenarbeit  liin  ist  auch  in  den  mittleren  Schichten  der  Gesellschaft 
stark  bemerkbar.  Die  Zahl  der  Frauen,  die  ausserhalb  ihres  sogenannten 
matürUehen  Berufes  als  Gattinnen  und  Mütter  sich  sdbst  versorgen,  ist  gegen* 
wartig  schon  so  grosst  dass  eine  Rückwirkung  auch  auf  die  politischen  Institu« 
timen  der  Gesellschaft  nicht  mehr  ausbleiben  kann.  Und  mit  der  veränderten 
sozialen  Struktur  werden  auch  dif  \'nrste!Iungen  und  Doktrinen,  die  nur  in 
einer  Gesellschaft  Geltung  haben  konnten,  in  der  Frauen  nur  ausnahuT^weise 
oder  für  eine  kürzere  Zeit  aus  der  stillen  häuslichen  Welt  heraustraten,  immer 
mehr  hinfillig. 

So  tiefgehende  Veränderungen  wirken  natürlich  niclit  nur  auf  die  Arl>citer, 
die  als  Verfechter  von  Freiheit  und  Gleichheit  schon  von  vornherein  —  wenig- 
stens in  der  Theorie  ~  zum  Fraucnstimmrecht  neigen.  Die  Erfahrung  aller 
Länder,  in  denen  die  Frage  ernstlich  erwogen  worden  ist.  hat  gezeigt,  dass  diese 

Rechtsforderui^  der  Frauen  nidit  nur  von  den  Arbeitern,  sondern  in  grossem 
Umfange  auch  von  anderen  Klassen  und  Parteien  unterstützt  wird.  Darin  liegt 
in  der  Tat  ^ar  nichts  Merkwürdiges,  ja,  man  braucht  nicht  einmal  diesen  Um- 
stand immer  auf  das  Konto  von  schlauen  Parteiberechnungen  zu  setzen.  Die 
sich  selbst  versorgenden  Frauen  der  mittleren  Klassen,  besonders  die  der  söge- 
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nannten  liberalen  Berufe,  sind  in  Skandinavien  wie  in  England  für  die  politi- 
schen Rechte  ihres  Geschlechts  sehr  tätig  gewesen.  Das  Fehlen  jener  Rechte 
wird  von  ihnen  doppelt  peinlich  etnpfimden»  seitdem  das  Wahlredit  der  Man* 
ner  auch  auf  die  Klassen  ausgedehnt  worden  ist,  denen  gegenüber  sie  sich  sozial 
weit  überlegen  fühlen.  Man  kann  es  verstehen,  dass  zum  Beispiel  der  Leiterin 
eines  grossen  kaufmannischen  Betriebes  ihre  politische  Utnnündip;koit  nr-cii  ab- 
surder und  verletzender  vorkommt,  wenn  sie  sie  mit  den  staatsbürgerlichen 
Rechten  ihrer  Bachhalter  oder  Lageristen  in  Parallele  stellt.  Der  Einfluss  dieser 
Schichten  auf  die  bürgerliche  öffentliche  Meinung  ist  nicht  zu  unterschätzen, 
und  die  Frauen  können  daher  auf  eine  Unterstützung  mitten  im  Lager  der 
natürlichen  \'crtcidiger  des  bestehenden  Unrechts  rechnen.  Gleichzeitio'  ist 
jedoch  immer  die  Gefahr  vorhanden,  dass  die  Fraiicn  der  Bourgeoisie  ihren 
Separatfrieden  schliessen  und  ihre  Schwestern  vom  Proletariat  ebenso  rechtlos, 
wie  früher,  draussen  stdien  lassen  konnten.  Tendenzen  dieser  Art  werden  nie 
ganzlich  fehlen»  werden  aber  in  den  meisten  Fällen  durch  eine  kräftige  und 
gut  geführte  proletarische  Frauenbewegung  paralysiert  werden. können. 

Die  Argumente  für  das  Frauenstimmrecht,  welche  wenigstens  bei  uns  im  Nor- 
den in  bürgerlichen  Kreisen  ihren  Eindruck  nicht  verfehlen,  bestdien  nicht  in 
personlichen  Rechtsansprüchen,    sondern  in  dem  Bedürfnis  der  ( i  e  s  e  1 1  - 

Schaft,  die  Tüchtigkeit  und  Erfahrung  der  Frauen  auf  dem  weiten  (icbiete 
der  sozialen  Hilfsarbeit  und  des  Erziehungswesens  in  vollem  Umfange  zu  ver- 
werten. Die  Frau,  die  politische  Rechie  besitzt,  wird  eine  mächtige  Helferin 
im  Kampfe  gegen  den  AlkcAolismus,  gegen  die  Prostitutbn,  gegen  alle  die 
grossen  sozialen  Kranldieitserscheinut^ien  der  jetzigen  Gesellschaft  »ein,  sie 
wird  die  Funktionen  der  sozialen  Mütterlichkeit,  den  Schutz  und  die  Pflege 
der  Kinder  und  der  Schwächeren  übernehmen,  sie  wird  sie  viol  besser  ausüben 
und  auszuüben  verstehen,  als  die  Mämier  während  ihrer  Alleinherrschaft  sie 
erfüllt  haben  und  zu  erfüllen  vermochten.  Diese  Anschauungsweise  ist  in  libe- 
ralen und  in  ziemlich  vielen  konservativen  Kreisen  beinahe  die  vorherrschende. 
Es  ist  richtig:  diese  Begründung  würde  eigentlich  nur  einer  besonderen  Kate- 
gorie schon  jetzt  sozial  tätiger  Frauen  das  Wahlrecht  garantieren;  eine  Argu- 
mentation, die  in  Mütterlichkeitsrücksichten  gipfelt,  kann  jedoch  unmrtqlicli  die 
grosse  Masse  der  Familienmütter  bei  seite  schieben.  In  der  Tat  haben  auch 
im  Norden  die  verheirateten  Frauen  ihre  politischen  Rechte  gleichzeitig  mit 
ihren  sich  selbst  versorgenden  Schwestern  bekommen.  Das  gilt  nicht  nur  für 
Finnland,  wo  die  grosse  nationale  Selbständigkeitskrisis  eine  Sammlung  aller 
Kräfte  der  Nation  so  gebieterisch  heischte,  dass  im  Augenblick  des  Sieges 
durch  den  Nationalstreik  die  weiteste  Demokratie,  alle  Kämpfer  der  schweren 
Jahre,  Männer  und  Frauen,  gleich  umfassend,  als  die  allein  mögliche  Lösung, 
wie  als  die  «nzige  Garantie  für  die  Zukunft  von  allen  Klassen  und  Parteien  an- 
erkannt wurde.  Auch  in  Norwegen,  wo  die  Frauen  es  nicht  nötig  hatten,  ihre 
politische  Reife  durch  unbeugsamen  Widerstand  gegen  fremde  Satrapenwsllkür 
an  der  Seite  der  Männer  zu  dokumentieren,  hat  man  die  verheirateten  Frauen 
gar  nicht  ausschliessen  wollen,  man  hat  nur  das  Wahlrecht  bis  auf  weiteres 
von  der  Zahlung  einer  direkten  Kommunalsteuer  abhängig  gemacht.  Man  hat 
sich,  wie  früher,  als  die  Frauen  in  Norwegen  das  kommunale  Wahlrecht  beka- 
men, so  auch  jetzt,  als  alle  die  kommunal  wahlberechtigten  Frauen  (etwa 
300000)  auch  politisches  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  bekamen,  durch  die  ein- 
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fache  I-iktion  geholfen,  dass  der  Mann,  der  Konimunalsteuern  zahlt,  diese  auch 
für  seine  Frau  entrichtet.  Für  sozialistische  Leser  wird  es  nicht  nötig  sein, 
die  Schwächen  der  Aaffassung  näher  zu  beleuchten,  als  ob  wesentliche  Folge- 
erscheinungen der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  sich,  ohne  den  Kapita- 
lismus selbst  ernstlich  zu  tangieren,  mit  Erfolg  bekämpfen  Hessen.  Trotzdem 
bleibt  es  eine  Wahrheit,  da?s  die  Gesellschaft,  die  wir  doch  nicht  von  heute 
auf  morgen  umwandeln  können,  durch  die  Aufnahme  der  Frauen  als  gleich- 
berechtigte Bürger  nicht  unbeträchtlich  besser  im  stände  wäre,  verschiedenen 
sozialen  Aufgaben  nachzukommen,  deren  Erfüllung  auch  wir  im  Interesse  der 
arbeitenden  Klassen  energisch  fordern  müssen,  damit  diese  kampftüchtiger  und 
immer  mehr  befähigt  werden,  die  führende  Stellung  im  Staate  zu  übernehmen. 

Diese  Betrachtungsweise  hat  dazu  noch  den  Vorteil,  dass  sie  die  unumgängliche 
Konsequenz  des  Frauenstimmrechts,  die  Wählbarkeit  der  Frau,  stark  in 
den  Vordergrund  rückt  la  Finnland  wie  in  Nwwcfen  hat  man  diese  Kon- 
sequenz auch  sogleich  gezogen.  In  Norwegen  sind  die  neuen  Bestimmungen 
noch  nicht  in  Kraft  getreten.  Finnland  hat  dagegen  bekanntlich  schon  einmal 
gewählt,  und  zwar  19  Frauen  unter  200  Landtagsabgeordneten.  Die  Frauen 
verteilen  sich  so  ziemlich  proportional  unter  alle  Parteien  des  Landtags.  In 
der  grössten  Fraktion,  der  sozialistischen,  die  80  Mitglieder  zählt,  sind  9  Frauen, 
in  der  nächstgrössten,  der  altfinnischen  (59)  6,  in  der  jungfinnischen  (26)  2,  in 
der  schwedischen  Volkspartei  (24)  i  und  in  der  agrarischen  (11)  auch  i.  Von 
den  19  Frauen  sind  9  verheiratet.  Ihrer  sozialen  Stellung  nach  sind  7  Lehrerin- 
nen, 4  Agitatorinnen,  2  Redakteure,  2  gewerbliche  Arbeiterinnen,  i  Bäuerin 
und  3  Frauen  der  mittleren  Stände,  darunter  i  Pfarrersgattin.  Auch  in  Schwe- 
den ist  1907  von  sozialistischer  und  sozialradikaler  Seite  die  Wählbarkeit  der 
Frauen  nebst  ihrem  Wahlrecht  gefordert  worden.  In  der  Begründung  des  An- 
trags der  sozialdemokratischen  Fraktion  heisst  es  unter  anderm : 
»Die  Gtscllschaft  braucht  nicht  nur  die  Stimmen  <icr  Frauen,  damit  sie  jedes  dritte 
Jahr  an  der  Feststellung  der  allgemeinen  Richtung  der  Politik  teilnehmen,  sie  hat 
auch  auf  verschiedenen  Posten  in  der  gesellschaftlichen,  wie  in  der  gesetzgebenden 
.Arbeit,  wo  bisher  eine  Menge  von  Unrecht  fast  nur  deshalb  geschah,  weil  den 
Frauen  die  Möglichkeit  fehlte,  es  im  Reichstage  wirksam  zu  bekämpfen,  tüchtige 
weibliche  Kräfte  notig.  Wir  sind  auch  davon  überzeugt,  dass  die  ersten  Frauen, 
die  im  Reich  st. ige  Schwedens  Platz  nehmen  werden,  die  Sache  ihres  Geschlechts 
in  solcher  Weise  zu  fuhren  wissen  werden  dass  noch  weit  verbreitete  Vorurteile 
gegen  die  Teilnahme  der  Frauen  am  öflfentlichen  Leben  —  wenigstens  bei  allen, 
mit  deren  Urteilen  zu  rechnen  ist.  und  die  der  öffentlichen  Meinung  einer  nahen 
Zukunft  ihre  Fube  geben  —  schnell  ganz  von  Grund  auf  ausgerottet  sein  werden.c 

Ein  Antrag,  den  schwedischen  IVauen  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  nach  den 
gleichen  neuen  Bestimmungen  zu  gewähren,  wie  sie  soeben  im  Mai  1907  vom 
Reichstage  angenommen  wurden,  vereinigte  in  der  zweiten  Kammer  91  Stunmen 
auf  sich,  gegen  133.  Da  davon  nur  15  auf  die  Sozialdemokraten  entfallen,  so 
ist  damit  zahlenmässig  lestgestellt,  wie  stark  die  Forderung  der  Aufhebung  der 
politischen  Unmündigkeit  der  Frau  in  den  bürgerlichen  Parteien  vertreten  ist. 
In  der  vom  Reichstage  angenommenen  Wahlrechtsreform  sind  die  Frauen  auch 
keineswegs  mit  ganz  leeren  Händen  ausgegangen :  die  kommunale  Wählbarkeit 
wurde  ihnen  zuerkannt.  Damit  werden  Frauen  auch  Wähler  zur  ersten  Kam- 
mer, es  ist  überhaupt  ein  erster  Schritt  gemacht,  dessen  Konsequenzen  wohl 
nicht  lange  auf  sich  warten  lassen  werden.  Die  Frauen  Sdiwedens»  welche 
1906  eine  Petition  von  142  000  Frauen  .unterzeichnet,  sozialistische  Arbeiterinnen 
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und  bürgerliche  Frauenrechtlerinnen  Sclmlter  an  Schulter,  in  zehn  Monaten 
zu  Stande  gebracht  haben,  werden  auch  ganz  gewiss  nicht  eher  ruhen,  bis  sie 
ungefähr  die  selbe  Anerkennung  ihrer  bürgerlichen  Rechte  erreicht  haben,  wie 
ihre  Schwestern  in  Finnland  und  Norwegen. 

Es  muss  also  im  Interesse  der  Wahrheit  konstatiert  werden»  dass  England 
keineswegs  eine  vereinzelte  Ausnahme  in  diesem  Punkte  darstellt,  dass  auch 
unter  unseren  bürgevlichen  Gegnern  viele,  zum  Teil  sehr  energische,  Vertreter 

des  Frauenstimmrechts  zu  finden  ■^ind.  Andrerseits  ist  es  ja  auch  vori^ekommen, 
dass  sozialdemokratische  Partrit-n  unter  Umständen  sich  geweigert  haben,  das 
Fraucnstimnirccht  in  ihr  .V  k  t  i  o  n  s  p  r  o  g  r  a  m  m  aufzunehmen.  Genosse 
Brubns  hat  von  den  letzten  Vorkommnissen  dieser  Art  in  den  SoeitUistischen 
Monatshtften  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  g^ben.^)  In  Osterreich» 
Belgien,  Schweden  und  Holland  hat  die  Partei  momentan  auf  das  Frauen- 
stimmrecht verzichten  müssen.  Die  Situation,  die  zu  diesem  undoktrinären 
Verhalten  Veranlassung  gegeben  hat,  war  in  allen  Ländern  so  ziemlich  die  selbe: 
Das  allgemeine  Wahlrecht  —  oder  eine  erhebliche  Erweiterung  des  bestehenden 
Wahlrechts  —  für  das  männliche  Proletariat  erschien  als  in  nächster  Zeit  er> 
reichbar,  Forderungen,  die  unter  solchen  irmständen  Hindernisse  in  den  Weg 
gelegt  hätten,  wurden  daher  zurückgestellt.  Die  praktisch-politischen  Gründe 
lagen  in  der  Tat  in  allen  diesen  Fällen  so  klar  zu  tage,  dass  selbst  die  Genossin- 
nen in  den  vier  Landern  sich  mit  der  Zurückstellung  ihrer  speziellen  Fraitje 
mdir  oder  weniger  gern  einverstanden  erklärten.  Die  taktische  Abwägung, 
auf  wekhe  nächsten  Ziele  die  Kräfte  der  Partei  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen mit  griK^tern  Erfolg  konzentriert  werden  sollen,  muss  den  Partei- 
genossen der  verschiedenen  Länder  selbst  vorbehalten  bleiben.  Ihnen  muss  auch 
das  Recht  zustehen,  die  Position  nach  eintretenden  neuen  Verhältnissen  nötigen- 
falls zu  verändern.  Genosse  Keir  Ilardie,  sicherlich  ein  erprobter  Freund  des 
Frauenstimmrechts,  hat  neulich  in  einer  Versammlung  gesagt,  dass  nötigenfalls 
das  Recht  der  Frauen  gegenüber  der  konstitutionellen  Reform,  der  Einschrän- 
kung der  Machtbefugnisse  des  Oberhauses,  zurückgestellt  werden  müsse.  Wenn 
dieses  die  allgemeine  .\ufTassung  unserer  englischen  Genossen  ist.  so  können 
wir  anderen  es  vielleicht  persönlich  bedauern,  dass  ein  so  wichtiger  Punkt  unse- 
res internationalen  Programms,  der  gerade  in  England  so  gute  Chancen  auf 
admelle  Durchführung  zu  haben  scheint,  noch  einmal  warten  muss;  der  Ent- 
scheidung der  englischen  Genossen  über  die  zweckmässigste  Ordnung  der  Fragen 
müsen  wir  uns  indessen  als  gute  Föderalisten  in  der  sozialistischen  Völker- 
vercinigung  selbstverständlich  beugen.  Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass 
eine  solche  Zurückstellung  eines  Programnipunktes  nur  vorübergehend  sein, 
und  ebenso,  dass  der  Verzicht  niemals  zur  Verneinung  werden  darf.  So 
stimmten  in  Schweden  die  sozialdemokratischen  Abgeordneten,  die  1906  nicht 
als  Antragssteller  des  Frauenstimmrechts  hervortreten  wollten,  vtm  einer  sofor- 
tigen Erweiterung  des  Wahlrechts  der  Arbeiter  nicht  neue  Schwierigkeiten  zu 
bereiten,  gleichwohl  für  einen  solchen  Antrag,  der  von  einem  Sozialradikalcn 
eingebracht  war.  Und  als  mit  dem  Sturze  der  liberalen  Regierung  im  Mai 
1906  die  Situation  sich  wieder  veränderte,  «rurde  sogleich  das  Frauenstimm- 
recht auf  das  neue  erweiterte  Aktionsprogramm  der  schwedischen  Arbeiter 
gesetzt. 

>>  VcfkI.  Julius  Rruhns  Das  Franrnftimmrecht  mnd  die  soMialdfmokratisekt  Partei  in  den 
SosiaHiiiscktH  Uonatshtfttn,  1906,  i.  Bd..  pag.  776  If. 
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Die  internationale  Sozialdemokratie,  deren  nationale  Sektionen  es  sich  also  vor- 
behalten müssen,  die  momentane  Zweckmässigkeit  einer  besonderen  Aktion  für 
das  Fraucnstimmrecht  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden,  ist  jedoch  die  einzige 
W«ltpartei,  die  als  Partei  überall  für  die  politische  und  soziale  Gleich- 
berechtigung  der  Frauen  eintritt.  Unter  den  bürgerlichen  Parteien  gibt  es  Grup- 
pen —  wie  wir  gesehen  haben:  hic  und  da  ziemlich  grosse  Gruppen  — ,  die 
dem  Frauenstimmreclit  jji^cwogcn  sind,  nirgends  aber  haben  wir  eine  ganze  grosse 
Partei,  eine  ganze  Schicht  von  Nichtproletariern,  deren  Interessen  mit  der 
Emanzipation  des  zurückgesetzten  Gesdilechts  zusammenfallen  konnten.  Es 
würde  zu  weit  führen,  eine  nähere  Analyse  der  sehr  verschiedenen  Momente 
zu  versuchen,  die  konservativen  oder  klerikalen  oder  liberalen  Politikern  das 
Franenstimmrecht  unter  Umständen  f;oq^ar  wünschenswert  erscheinen  lassen 
können.  Dass  eine  kaum  verhüllte  Spekulation  auf  die  politische  Ignoranz  wenig 
aufgeklärter  Frauenschichtcu  nicht  selten  dabei  ist,  besonders  von  klerikaler 
Seite,  wird  wohl  als  feststehend  gelten  müssen.  In  den  katholischen  Landern 
ist  der  Einfluss  der  Kirche  auf  die  weibliche  Bevölkerung  noch  ein  enormer; 
die  Versuchung  muss  daher  für  die  Armee  der  Geistlichen  nahe  liegen,  allen 
Doktrinen  von  der  untergeordneten  .Stelhmg  der  Frau  zum  Trotz,  diese  noch 
frommen  Schäflein  gegen  die  materiell  wie  geistig  in  der  modernen  Zeit  fussende 
Sozialdemokratie  an  die  Wahlurne  zu  führen.  In  protestantischen  Ländern, 
wie  England  tmd  Skandinavien,  suchen  viele  Frauen  ihr  geistiges  Bedürfnis 
bei  den  verschiedenen  Sekten  zu  befriedigen.  Es  scheint  wohl  möglich,  dass 
bei  dem  finstcrn,  fanatischen,  der  freien  Wissenschaft  direkt  feindlichen  Heist, 
der  wenigstens  im  Norden  mehrere  dieser  muckerischen  Sekten  beseelt  — 
man  sehe  die  vorzüglichen  Porträts  in  den  Büchern  des  verstorbenen  norwegi- 
schen Dicfaters  Kielland  aus  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  1  —  das 
Frauenstimmreclit  eine  Zeitlang  eine  Gefahr  bedeuten  könnte.  Die  Erfahrun- 
gen in  Finnland  scheinen  jedoch  bisher  Befürchtungen  dieser  Art  nicht  zu  be- 
stätigen. Die  Fraticn  sind  da  im  grossen  und  i^an/en  nn't  iliren  Männern  und 
Verwandten  t;e^an<:;in,  und  Mäimer  wie  Frauen  der  noch  wenii^  politisch  ge- 
schulten grossen  kleinbäuerlichen  oder  losen  Landbevölkerung  haben  massenhaft 
sozialistisch  gestimmt,  natürlicfvans  ziemlich  primitiven  sozialistischen  Ge- 
fühlen, einfach  als  arme  Leute_  gegen  die  Herren.  Ob  diese  Stimmung  an- 
dauern wird,  wird  erst  die  Zukiftift  lehren.  Für  unser  Thema  ist  es  aber  sehr 
interessant,  festzustellen,  das^-  die  Stimmung,  die  das  finnländische  Volk  im 
Frühling  1907  so  stark  beherrscht  hat,  dass  40  %  der  Stimmen  und  der  .Abge- 
ordneten den  Sozialisten  zufielen,  ganz  und  gar  nicht  durch  das  Frauenstimm- 
recht gdiemmt  werde.  Ebenso  wenig  haben  sich  in  Norwegen  bei  den  K<mi- 
munalwahlen  die  Frauen  als  eine  feste  Burg  des  männlichen  Konservatismus 
bewiesen.  Im  Gegenteil,  es  gibt  Veränderungen,  und  ziemlich  radikale,  von 
deren  Notwendi<;kcit  fast  alle  Frauen,  eben  weil  sie  Frauen  sind,  sich  sehr  leicht 
überzeugen  lassen. 

Erst  in  der  sozialistischen  Gedankenwelt  kann  jedoch  die  grosse,  aus- 
gebeutete Masse  der  Frauen  —  wie  die  der  Männer  —  den  richtigen  Weq- 
finden,  bessere  Zustände,  als  die  jetzigen,  planmassig  vorzubereiten.  Die 
Arbeiterinnen  haben  angefangen,  sich  in  der  Gewerkschaftsbewegung  zu  Hause 
zu  fühlen,  sie  lernen  ntmmehr  von  dieser  Seite  her  die  Anforderungen  der  Soli- 
darität verstehen.   Die  Zeit  ist  gekommen,  dass  diese  grossen  Schichten  der 
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Bevölkerung  auch  mit  ihrer  politischen  Erziehung  anfangen  möchten,  und  zwar 

in  der  cinzij^en  zuverlässigen  Art  und  Weise:  durch  die  Anwendung  politischer 
Rechte.  Die  brauen  werden,  wenn  sie  das  Wahlrecht  bekommen,  sozial- 
ethische Fraiu^fii,  die  jetzt  immer  etwas  bei  seite  geschoben  werden,  mehr  hervor- 
heben ;  so  haben  zum  Beispiel  die  Frauen  im  hnnländischen  Landtage  alsbald 
Anträge  auf  Reform  der  Ehegesetzgebung,  auf  Verbesserung  der  Stellung  der 
unehelichen  Kinder,  auf  Errichtung  von  Asylen  für  unverheiratete  Mutter  ge- 
stellt. Und  was  anders  bedeutet  dieses  Aufnehmen  eines  ganzen  Komplexes 
von  Frap^cn,  als  eine  KonstaticrunR'  der  Tatsache,  dass  die  Männer  für  ver- 
schiedene Bedürfnisse  der  Frauenwelt,  die  ja  jedoch  auch  zur  Gesellschalt 
gehört,  ungenügendes  Verständnis,  vielleicht  auch  zu  wenig  guten  Willen  gehabt 
haben?  WoM  möglich,  dass  die  Frauen  in  Fragen  dieser  Art  zu  entgegen- 
gesetzten Extremen  sich  hinreissen  lassen  werden,  dass  sie  zum  Bei^iel  gegen 
den  Alkoholismus  nichts  als  das  totale  Alkoholverbot  gelten  lassen  wollen: 
dieses  Verbot  steht  auf  dem  Parteiprogramm  der  finnischen  Sozialdemokratie 
und  wird  wohl  bald  in  diesem  Lande  Gesetz  sein,  in  Schweden  wird  das  Total- 
verbot auch  von  vielen  Genossinnen  als  das  in  erster  Linie  ersehnte  Resultat  des 
Frauenstimmrechts  proklamiert  Aber  wenn  Fdiler  tmd  Übertreibungen  natür- 
lich vorkommen  werden,  ist  nicht  auch  der  Emst  und  die  Begeistmmg,  die  die 
Frauen  für  die  Behandlung  einer  Reihe  wichtiger  Fragen  mitbringen,  ein  ganz 
gewaltiges  Plus,  das  wir  nicht  mehr  entbehren  wollen?  Mögen  wir  als  Sozia- 
listen den  Frauen  zeigen,  dass  wir  unsere  Ideale  nacli  allen  Richtungen,  auch 
was  ihre  Rechte  in  Staat  und  Gesellschaft  angeht,  so  schnell,  als  nur  möglich, 
verwirklicht  sehen  wollen  1 
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ROMRM  STRELTZOW  •  ZUM  25.  TODESTRQE 
CHRLTÜRIMS,  DES  VRTERS  DER  RUSSISCHEN 
ARBEITERBEWEQUNQ 

NGEFAHR  vor  25  Jahren,  im  Mär»vi882,  machte  der  Henker  seinem 

arbeits-  und  opfervollen  Dasein  ein  "Ende.  Er  nahm  den  K&per 
Stepan  Xikolajewitsch  Chalturins.  Doch  das  Lehen,  das  er  gelebt, 
ist  den  russischen  Arbeitern  nicht  verloren,  und  das  Andenken  an  den 
tatkräftigen  und  selbstlosen  Menschen  wird  unter  ihnen  nicht  er- 
löschen. Chalturin  war  selber  ein  einfacher  Arbeiter,  seines  Zeichens  ein 
Tischler.  Er  besuchte  nur  die  Volksschule,  und  doch  erwarb  er  sich  durch  Be- 
gabung und  Energie  eine  ziemlich  umfangreiche  Bildung,  und  er  erlangte  eine 
einflussreiche  Stellung  nicht  nur  unter  den  Arbeitern,  sondern  auch  unter  den 
akademisch  gebildeten  Revolutionären.  Ilun  sind  die  Anfänge  einer  selbstän- 
digen Organisation  der  russischen  Arbeiterschaft  zu  danken,  und  daher  kann 
gerade  Chalturin  als  der  Vater  der  russischen  Arbeiterbewegung  gelten. 

Will  man  seine  Bedeutung  ermessen,  so  muss  man  sich  vor  allem  die  Tendenz 
der  russischen  revolutionären  Bewegung  der  siebziger  Jahre  vergegenwärtigen. 

Aus  dem  Verj^eich  zwischen  dem,  was  er  vorfand,  und  dem,  was  er  erstrebte, 

ergibt  sich  seine  historische  Rolle.  Das  Charakteristische  an  der  damaligen 
sozialistischen  Bewegung  Russlands  war,  dass  sie  zu  ihrem  Objekt  ausschliess- 
lich den  Bauern  nahm,  der,  weil  er  seine  berühmte  Gemeinde,  die  Obschtschma, 
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besass,  als  geboraxer  Sosialist  betrachtet  vnirde.  Die  städtische  Arbeiterschaft, 
die  schon  damals  mehrere  Hmiderttausend  Kopfe  zählte,  spielte  in  den  Betrach- 
tungen der  russischen  Sozialisten  keine  Rolle,  und  an  eine  selbständige  Be- 
wegung der  Arbeiter  dachte  niemand.  Das  Verdienst  Chalturins  und  des  von 
ihm  gegründeten  und  geleiteten  ^ ordischcn  Verbandes  der  rtdssischen  Arbeiter 
bestand  darin,  dass  er  die  Arbeiterbewegung  selbständig  und  nicht  als  An- 
hängsel des  bäuerlichen  Sozialismus  zum  Vorschein  lamunen  Hess.  Der  Ver- 
band wurde  g^en  Ende  des  Jahres  1877  gegründet.  Chalturin  trug^  ^ch  mit 
grandiosen  Plänen,  er  glaubte,  innerhalb  des  absolutistischen  Staates  eine  gross- 
zügige  Arbeiterbewegung  hervorrufen  zu  können.  Er  arbeitete  lange  an  einem 
Plan  eines  allgemeinen  Streiks,  sammelte  dazu  Erfahrungen  und  Daten  über  die 
Lage  der  Petersburger  Arbeiter,  suchte  überall,  in  allen  Fabriken,  persönliche 
Beziehungen  anzuknüpfen,  belehrte  die  Arbeiter,  stiftete  Frieden  unter  ihnen 
und  trachtete,  jedem  eine  seiner  Begabung  ent^rechende  Stellung  zu  geben. 

Der  Verband  wollte  seine  Ziele  nur  durch  friedliche  Propaganda  verwirldichen. 
Von  gewaltsamen  Mitteln,  von  terroristischen  Methoden  wollte  er  nichts  wissen. 

Doch  die  harten  Realitäten  zwangen  eine  Reihe  seiner  Mitglieder  und  vor  allem 
Chalturin  selbst,  ihre  Anschauungen  über  den  Terror  zu  revidieren.  Schon 
nach  Ablaut  eines  Jahres  nnisster.  Chalturin  und  seine  Freunde  einsehen,  dass 
unter  dem  absolutistischen  Regime  eine  Arbeiterorganisation  nicht  geschalten 
werden  kmmte.  Die  polizeilichen  Verfolgungen,  die  Verhaftungen,  Verban- 
nungen und  Hinriditungen  der  Sozialisten  liessen  keine  Hoffnung  auf  eine  nor- 
male Entwickelung  der  Bewegung  aufkommen.  Unter  diesen  Umständen  musste 
auch  Chalturin  seine  friedlichen  Illusionen  aufgeben,  und  wir  sehen  ihn  bereits 
im  Herbst  des  Jahres  1879  als  Mitglied  der  i)erühinten  terroristischen  Orga- 
nisation Narodnaja  IVolja,  an  deren  Unternehmungen  er  einen  hervorragenden 
Anteil  nimmt.  Man  kann  terroristische  Untersuchungen  beurteilen,  wie  man 
will ;  und  kein  Sozialist  wird  den  Terrorismus  als  Kampfesmittel  in  einem  Lande  . 
billigcji.  in  dem  die  Möglichkeit  gesetzlichen  Vorgehens  gegeben  ist.  Indes, 
CS  handelt  sich  eben  um  Russland,  um  ein  Land,  das  auf  den  Xanicn  KnUnr- 
staat  nicht  .\ns[)ruch  erheben  konnte,  tun  ein  Land,  in  deni  <lcr  furchtbare  Rcgic- 
rungsterror  den  Revolutionsterror  hervorrufen  musste.  Ein  i^ropagandist  des 
Wortes  wollte  Chalturin  sein;  die  russische  Wirklichkeit  machte  ihn  zum 
Propagandisten  der  Tat.  Er  ^ielt  eine  wichtige  Rolle  in  dem  Attentatsversuch 
auf  Alexander  IL,  das  am  5.  (17.)  Februar  1880  im  Winterpalais  zu  Peter.sburg 
ausgeführt  wurde.  Kr  beteiligt  sich  an  diesem  Attentat,  weil  er  es  als  Vor- 
bedingimg  für  die  politische  Freiheit  Russlands  anficht.  Nur  inu  eine  frietlliche 
Entwickelung  zu  ermöglichen,  entschliesst  er  sich  zu  der  schrecklichen  Tat. 
Aus  den  historischen  Voraussetzungen  muss  sie  verstanden,  nicht  aus  dem 
Geffihl  heraus  verherrlicht  oder  verurteilt  werden.  Es  gibt  Momente,  in  denen 
das  Schillerwort  Nein,  eine  Grenze  hat  Tyrannenmacht  in  die  Wirklichkeit 
nhertragen  werden  nniss:  das  Mittel  wird  nicht  von  dem  Willen,  auch  nicht 
von  den  Anschauungen  und  den  Progranmien  der  einzelnen  Personen  oder  (irup- 
pen  bestimmt,  sondern  von  den  -Notwendigkeiten  der  Dinge.  Der  Abscheu  der 
westeuropäischen  Sozialisten  vor  politischen  Attentaten  ist  begründet :  In  kon- 
stitutionellen Staaten  mit  gesetzlicher  geordneter  Verwaltung  sind  sie  sinnlos 
und  daher  verbrecherisch.  In  Russland  waren  sie  notwendig,  und  die  sie  ver- 
übten, waren,  wie  der  Dichter  Turgenjew  sie  nannte.  Heilige. 
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Die  Einzelheiten  jenes  V  ersuchs  sind  interessant  genug.  Es  gelang  Chalturin, 
im  Winterpalais  mit  Tiscfalerarbetten  bescliäftigt  za  werden.  Zimmer,  das 
ihm  angewiesen  wurde,  befand  sich  direkt  unter  dem  Speisesaal  des  Zaren. 
Dieser  Umstand  erleichterte  die  Ausführung  des  Planen,  der  in  der  Unter- 

miniening  des  Speisesaals  bestand.  Chalturin  war  mit  den  \'orbereitun,Gfen  be- 
schäftigt, als  plötzlich  die  Polizei  bei  der  Verhaftung  eines  hervorrageiukn 
Mitgliedes  der  Naruänaja  IVolja  einen  Plan  des  Winterpalais  fand,  auf  dem  der 
Speisesaal  mit  einem  Kreuz  vermerkt  war.  Die  Folge  war  eine  strenge  Dber- 
wadiung  und  Untenucbung.  Chalturin  ^ubte  sich  bereits  verloren.  Doch 
lief  diesmal  noch  alles  günstig  für  ihn  ab.  Niemand  schöpfte  Verdacht  gegfcn 
den  schüchternen,  einfaltif^cti  Tischler,  er  blieb  völlig  unbehelligt.  Die  Aus- 
fuhrung des  Planf>  wurde  aber  nntürlich  sehr  erschwert.  Mit  Anspannung  aller 
seiner  Kräfte,  die  seine  Nerven  natürlich  völlig  zerrütteten,  gelang  es  Chal- 
turin, seine  Rolle  durchzuführen.  Er  stand  im  beständigen  Verkehr  mit  dem 
bekannten  Revolutionär  Scheljabow,  der  damals  im  VoUziehungsausschuss  der 
Partei  sass.*)  Jeden  Tag  trafen  sie  sich  in  der  Dunkelheit  auf  der  Strasse, 
und  Tag  für  Tag  musste  Chalturin  Scheljabow  nervös  zuflüstern:  >Xoch  ist  es 
nicht  so  weit!«  Am  17.  Februar  endlich  sagte  er  ihm  ruhig:  »Fertig!«  Und 
ein  paar  Augenblicke  später  ertönte  vom  Palast  her  der  Donner  der  Explosion. 
Für  Chalturin  war  ein  sicheres  Versteck  vorbereitet  worden,  wohin  Scheljabow 
ihn  auch  sofort  brachte.  Dort  kam  die  fürchterliche  Anspannung  der  schweren 
Zeit  über  ihn :  todmatt  und  krank,  wie  er  war,  konnte  er  sich  nicht  mehr  auf  den 
Beinen  halten.  Er  vergewisserte  sich  nur  noch,  ob  in  der  Wohnung  auch 
Waffen  vorhanden  seien :  »Lebendig  sollen  sie  mich  nicht  bekommen  !« 

Der  .Anschlag  misslang.  Als  Chalturin  seiner  ungeheuren  Depression  Herr 
geworden,  maclite  er  erneute  Versuche,  sein  Ziel  durch  friedliche  Propaganda 
und  Organisation  der  Arbeiter  zu  erreichen.  Doch  immer  wieder  wurde  er 
durch  den  Druck  von  oben  zum  Terror  zurückgeworfen.  Nach  zwei  Jahren 
ereilte  ihn  dann  sein  Schicksal. 

Es  war  in  Odessa.  Dort  hauste  damals  der  berüchtigte  Militärstaatsanwalt 
Strelnikow.  der  durch  seine  Boshaftigkcit  und  Gemeinheit  in  der  Bevölkcrunj» 
auf  <Ias  tiefste  verhasst  war.  Auf  diesen  Strelnikow  gab  ein  Genosse  Chal- 
turins,  Schclwakow,  am  hclUchtcn  Tage  auf  dem  Boulevard  einen  Schuss  ab 
und  versuchte  dann,  zu  entkommen.  In  der  Nähe  erwartete  ihn  Chalturin  In 
einer  Droschke.  Man  lief  Schelwakow  nach  und  schnitt  ihm  den  Weg  tu  Chal- 
turin ab.  Chalturin  griff  zum  Revolver  und  eilte  Schelwakow  zu  Hilfe,  er 
stolperte  aber  und  fiel  (icn  Häschern  in  die  Hiindc.  Zwei  Tage  darauf  standen 
die  Attentiiter  vor  dem  Kriegsgericht.  Chalturin  erkliirte,  er  sei  nach  Odci^a 
zum  Zweck  der  Organisierung  der  Arbeiter  gekommen,  doch  die  Verfolgungen 
von  selten  Strelnikows  hätten  ihn  daran  gdiindert,  diese  Aufgabe  zu  erfüllen. 
Er  hätte  darüber  dem  VoUziehungsausschuss  berichtet  und  von  diesem  den  Auf- 
trag erhalten,  den  er  jetzt  ausgeführt  hätte  ....  Am  nächsten  Tage  fand  die 
Hinrichttmg  statt.  Der  Henker  war  ungeschickt  und  musste  die  Schlinge 
einige  Male  neu  ziehen.  Der  Polizeimeister  wandte  sich  ab,  um  die  Qualen 
nicht  mit  anzusehen,  die  Chalturin  erdulden  musste,  bevor  er  verschied;  der 
Offizier,  der  die  Hinrichtung  leitete,  fiel  in  Ohnmacht. 

<)  Uber  die  Per»önlichkeii  und  die  Schicksale  dieses  bedeutenden  Revolutionlrs  verRl.  Sergej 
Njewsorow  An4rri  Sckftjabow  in  den  Sosialistuche»  Momatthefttnt  1897,  paf.  43a  ff. 
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So  endete  ein  wirklicher  Freund  des  Volkes,  ein  selbstloser  X'^orkänipfer  der 
Freiheit.  Er  liebte  seine  Leidensgenossen  mit  ungeheurer  Stärke,  und  weil  er 
sie  so  liebte,  hasste  er  mit  gleicher  Stärke  deren  Feinde.  Aus  dieser  Liebe  und 
diesem  Hass  erklärt  sich  alles,  was  er  getan.  Das  Schicksal  Chalturins  ist  das 
Schicksal  der  rassischen  Revolutionäre  der  siebziger  Jahre  überhaupt.')  Mit 
Freude  und  Hoffnung,  mit  leidenschaftlicher  Zuneigung  zum  unglücklichen 
Volk  gingen  sie  zu  ihm,  um  ihm  zu  helfen,  um  es  zu  belehren,  zu  erziehen.  Auf 
diesem  Wege  fanden  sie  die  bewaffnete  Macht  des  Absolutismus  vor,  und  alle 
ihre  Bestrebungen  mussten  an  dieser  ehernen  Wand  zerschellen.  Aus  Not  und 
Verzweiflung  griffen  sie  ziun  Schrecken  und  wurden  zu  Richtern  der  Ver- 
treter und  der  Henkersknechte  des  zarischen  Systems.  Diese  Richterrolle  war 
keine  usurpierte;  wer  die  Geschichte  der  russischen  öffentlichen  Meinung  kennt, 
der  weiss,  dass  diese  sie  durch  ihre  Zustimmung  sanktionierte.  Chalturin, 
Scheljabow,  die  Pcrowskaja  waren  Vollstrecker  des  öfft-ntlichon  Willens,  l^s 
ist  keine  rcthorischc  Floskel,  sondern  die  Feststellung  einer  historischen  Tat- 
sache. Man  muss  beklagen,  dass  sie  notwendig  war,  wegleugnen  kann  man  sie 
nicht  Das  Schicksal  Chalturins  ist  besonders  erschütternd.  Denn  er  war  von 
Hause  aus  nicht  zum  Terroristen  geschaffen.  Seine  Neigungen  hätten  ihn  nie 
vom  Wege  der  friedlichen  moralischen  Eroberung  der  Köpfe  und  Herzen  ab- 
seits geführt.  Er  hatte  eine  ungemein  grosse  Begabung  für  eine  richtige  orga- 
nisatorische Tätigkeit,  und  in  einem  Kulturstaat  hätte  er  Grosses  für  die 
Arbeiterbewegung  schaffen  können.  In  Deutschland  wäre  er  die  Wege  eines 
Auer  gefangen.  In  Rusaland  musste  er  durch  den  Strang  enden. 
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MflRQflRET  ETHEL  MflCDOMflLD  ■  ZUR  ERSTEN 
INTERNflTIONflLEN  KOflFERENZ  SOZIflLISTI- 
SCHER  FRflüEM 

EDE  sozialistisch  denkende  Frau  in  der  grossen  internationalen  Be- 
wegung sollte  es  mit  Freude  beg^üssen,  dass  von  den  deutschen  Ge- 
nossinnen eine  Einladtmg  an  die  Frauen  der  verschiedenen  Iländer 
ergangen  ist,  am  Tage  vor  dem  internationalen  sozialistischen  Kon« 
grcss  in  Stuttgart  zusammenzukommen  und  über  unsere  besonderen 
Aufgaben  in  den  grossen  Kämpfen  der  Gegenwart  zu  beraten.  In  früheren 
Zeiten  sandten  die  Frauen  der  verschiedenen  Länder  ihre  Männer  mit  frommen 
Zusprüchen  zu  den  Kreuzzügen  aus ;  ihr  eigenes  Los  war,  zu  Hause  zu  bleiben, 
zu  warten,  zu  beten  und  zu  weinen.  Wir  Frauen  des  sozialistischen  Kreuz- 
zugs sind  glücklicher  daran.  Auch  wir  lassen  unsere  Männer  in  den  Kampf 
um  die  gute  Sache  ziehen,  aber  wir  dürfen  selbst  Seite  an  Seite  mit  ihnen 
kämpfen  und  ihnen  im  dichtesten  Gewühl  der  Schlacht  zu  Hilfe  sein.  Die 
sozialistische  Idee  appelliert  an  das  Beste,  was  im  Herzen  der  Frau,  wie  des 
Mannes  lebt.  Denn  der  Sozialismus  nähert  sich  ganz  den  Idealen  von  Heim 
und  Familie;  er  will  dm  Kindern  bessere  Lebensbedingungen,  den  im  Erwerbs- 
leben Stehenden  besseren  Schutz  und  besseren  Verdienst  verschaffen,  er  will 
in  den  Wohnungen  der  Arbeiter  mehr  Licht  imd  Luft  und  Behaglichkeit  ver- 

«)  Vbtr  dieM  heroische  Periode  ilcs  russischen  Kri ifu it-^k.iini.'V<  vitrI.  Wladimir  Ukrainscw 
S»fkjm  Pertmskoja  in  den  Sostalisiischen  Monatihclttn.  1897,  p^g.  ^o^  Ii. 
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breiten.    Er  verspricht  uns  Frauen»  uns  Müttern,  Ehefrauen,  Töchtern  und 

Schwestern  diese  Wohltaten  und  verlangt  dafür  unsere  besonderen  Kenntnisse 

und  Erfahrungen,  um  diese  Reformen  in  die  Wege  zu  leiten. 

Die  Fordcrunp,  dass  die  Frauen  als  Bürgerinnen  anerkannt  wcrdcti  und  volles 
Wahlrecht  haben  sollen,  geht  parallel  mit  dem  immer  stärker  werdenden  Zu- 
sammenhang zwischen  Politik  und  Sozialreform.  Wenn  das  Parlament  so 
häufigf  über  Emähningsfragen  sachverständig  zu  entscheiden  hat,  so  müssen 
die  Hausfrauen  an  diesen  Verhandlungen  teilnehmen.  Gerade,  weil  die  Frauen 
besondere  Erfahrungen  und  besondere  Bedürfnisse  haben,  ist  es  gut  für  sie, 
wenn  sie  sich  als  Frauen  organisieren  und  auf  diese  Weise  sich  noch  beson- 
ders für  ihre  Aufgaben  in  dem  Kampf  um  Reformen  ausrüsten.  Ich  pflegte 
frfiher  stolz  auf  die  Tatsadie  zu  sein,  das»  die  Frauen  in  unserer  englischen 
sozialistischen  Bewegung  keine  gesonderte  Organisation  hatten,  sondern  dass 
wir  als  Mitgenossen  der  Männer  angesehen  wurden  und  gleiche  Rechte  als  Mit- 
glieder <lcr  Zweigvereine  hatten,  mit  iin  \'orstand  sassen  und  an  der  Leitung 
teihiahnu'ii.  In  den  rein  sozialistisciien  Körperschaften  ist  dies  noch  der  Fall. 
Aber  einige  von  uns,  darunter  ich  selbst,  sind  zu  der  Einsicht  gekommen,  dass 
nun,  wo  die  Bewegung  wächst  und  grösseren  Einfluss  und  einen  immer  weiter 
werdenden  Kreis  von  Anhängern  gewinnt,  Raum  für  eine  Sonderorganisation 
der  Frauen  ist,  und  dass  diese  uns  in  Wirklichkeit  nicht  von  den  Männern 
unserer  Partei  trennen,  sondern  uns  in  den  Stand  setzen  wird,  besser  und  voU- 
kotntncncr  an  ihrem  \\  erke  teilzunehmen. 

Die  Hauptmasse  der  Sozialisten  in  Grosshritannien,  die  Indcpcndent  Labour 
Party  und  die  l-abian  Society,  arbeitet  jetzt  in  den  praktischen  politischen 
Fragen  mit  der  grossen  Masse  der  Gewerkschafter  unter  dem  Namen  der  Labaur 
Party  zusammen.  Diese  Partei  hat  jetzt  31  Mit^ieder  im  Parlament  und  eine 
rasch  sich  mehrende  Zahl  von  Gemeindevertretern  im  ganzen  Lande.  Ihre  Mit- 
glieder nehmen  nicht  alle  das  sozialistische  Glaubensbekenntnis  an.  aber  sie 
haben  sich  dafür  verbürgt,  dass  sie  mit  ihren  sozialistischen  Genossen  zusam- 
menarbeiten wollen,  und  das  bedeutet,  dass  ihr  Programm  in  Wirklichkeit  sozia- 
listisch ist.  Diese  Vereinigui^  der  Kräfte  hat  die  Macht  und  die  Verantwort- 
lichkeit der  wirklichen  Sozialisten  ungeheuer  gesteigert  Damit  nun  die  Frauen 
auch  ihren  Platz  in  dieser  starken,  jungen  Arbeiterpartei  einnehmen  können, 
haben  wir  eine  l^omen's  Labour  Lca^uc  gebildet,  die  schon  25  Zweigvereine 
liat  und  vor  Ablauf  des  Jahres  noch  mehr  zu  haben  verspricht.  Und  genau  so, 
wie  die  Sozialisten  bei  der  Gründung  der  Arbeiteqiftrtei  die  Initiative  ergriffen 
hatten  und  die  grösste  Begeisterung  in  die  Arbeit  hineintrugen,  die  die  Tätigkeit 
der  Partei  so  erfolgreich  gestaltete,  so  waren  es  die  sozialistischen  Frauen,  die 
die  Initiative  ergrifiTen,  als  es  galt,  die  IVonuvi's  Labour  League  zu  gründen. 
Aber  sie  fordern  auch  Frauen  auf,  die  sich  nicht  zum  Sorialismus  bekennen, 
auf  der  breiten  Basis  des  politischen  Wirkens  im  Interesse  der  Arbeiter  und 
unabhängig  von  den  anderen  politischen  Parteien  mit  ihnen  zu  arbeiten.  Wir 
erstreben  zweierlei:  uns  besser  für  die  politischen  Aufgaben  zu  schulen  und  die 
Zahl  der  Frauen  zu  vermehren,  die  Interesse  an  unserer  Sache  nehmen. 

Von  den  frühesten  Tagen  der  sozialistischen  Bewegung  ah  haben  wir  unter 
ihren  tätigsten  und  hingehendsten  V^orkämpfern  Frauen  gehabt.  Solclic  Frauen 
wie  Enid  Stacy,  Caroline  Martyn  und  andere,  deren  Gedächtnis  wir  in  Ehren 
halten,  predigten  das  Evangelium  des  Sozialismus  von  dem  einen  Ende  des 
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Königreichs  bis  zum  andern,  und  als  sie  infolge  Überarbeitung  starben,  be- 
trachteten wir  sie  als  Märtyrer  für  die  ^ite  Sache.  Auch  heute  sind  Frauen 
unter  uns.  die  ausgezeichnete  Arbeit  leisten  als  Mitc^Iioder  der  Armenverwal- 
tung, der  Schulkommissionen.  der  Lokalverwaltung  und  anderer  öffentlicher 
Körperschaften,  za  denen  Frauen  wahlbar  sind.  Wir  drängen  die  Regierung, 
dass  sie  ein  Gesetz  erlisst,  das  den  Frauen  die  Znlassunp  xn  allen  Lokalbchdrden 
gewährt,  und  dann  werden  "wir  die  Hoffnung  haben,  sozialistische  Frauen  als 
Stadträte  fungieren  zu  sehen.  Wir  beneiden  die  Frauen  Finnlands,  die  nicht 
nur  das  aktive  Wahlrecht  besitzen,  sondern  auch  ins  Parlament  entsandt  wurden, 
und  wir  schickten  von  unserer  letzten  Jahresko^iferenz  aus  Glückwünsche  an 
die  Parlamentsmi^ieder  der  finnischen  sozialistischen  FVauengruppe.  Wir 
haben  ferner  Frauen  unter  uns,  die  gerade  so  hingebend  und  gerade  so  ernst 
gewirkt  haben,  wie  die  mehr  in  die  Öffentlichkeit  getretenen  Frauen,  aber  auf 
eine  stillere  Art  und  W'ei'ie;  die  den  V'ercinsversammlungen  beigewohnt  und 
die  Plackerei  der  Wahlarbeit  auf  sich  genommen  haben,  die  jahrelang,  so  lang, 
wie  Männer  da  waren,  die  das  Reden  und  die  Organisationsarbeit  übernahmen, 
niemals  selbst  öflfentlidi  hervortraten  oder  die  Verantwortung  für  die  Fuhrung 
in  der  Bewcfjung  auf  sich  nahmen.  Viele  dieser  Frauen  haben  jetzt  durch  ihre 
Hilfe  bei  der  Organisierunpf  unserer  Women's  Lahour  Lcague  gelernt,  in  der 
OfTentHchkeit  zu  sprechen,  tinc  Versammlung  zu  leiten,  nützliche  Methoden 
für  die  Agitation  aufzufinden  und  ihre  Fähigkeiten  auf  fruchtbarere  Wicise  aus- 
zunutzen, als  bei  geselligen  Zusanunenkünften  den  Tee  einzuschenken  oder  sozia- 
listische Schriften  zu  verteilen.  Ich  meine  damit  nicht,  dass  sie  diese  letzteren 
Pflichten  vernachlässigen;  aber  je  mdir  Frauen  wir  gewinnen,  um  so  mehr 
Frauen  können  an  der  Arbeit  teilnehmen,  und  jede  einzelne  kann  ausgiebig  nach 
ihren  Fähigkeiten  wirken. 

Aus  welchen  Kreisen  rekrutieren  sich  nun  jene  Frauen,  die  neu  in  die  Bewegung 
kommen,  und  durch  deren  Mitwirkung  unsere  Zahl  verstärkt  wird?  Zuerst 
versuchen  wir  es.  die  weiblichen  Angehörigen  derjenigen  Männer  zu  beein- 
flussen, die  schon  in  der  Bewegung  stehen.  Wir  wissen  aus  bitterer  Erfahrung, 
wie  sehr  es  einen  Mann  in  seiner  politischen  Betätigung  hindert,  wenn  seine 
Frau  diese  nicht  versteht  oder  nicht  einverstanden  mit  ihr  ist.  Sie  gönnt  ihm 
nicht  die  Zeit  und  das  Geld,  das  er  dafür  hingibt,  und  das  ist  begreiflich,  da  er 
meist  von  beidem  wenig  übrig;  hat.  Sie  meint,  dass  er  sein  Familienleben  ver- 
nachlässige, wohingegen,  wenn  ihre  Augen  für  die  Wahrheiten  des  Sozialismus 
geöffnet  sind,  sie  erkennen  wird,  dass  er  gerade  für  die  Möglichkeit  eines  ver- 
besserten häuslichen  Lebens  für  sich  und  seine  Mitmenschen  wirkt.  Hat  sie  das 
erst  eiitmal  eingesdien,  so  wird  sie  ihn  in  seinem  Streben  bestarken  und  ihn  so- 
wohl mit  Anteilnahme,  wie  mit  Rat  unterstützen.  Wenn  sie  ihn  an  dem  Besuche 
einer  Abcndversammlunj;  hindert,  so  wird  dies  nur  darum  geschehen,  weil  er 
an  der  Reihe  ist,  zu  Hause  zu  bleiben  und  auf  die  Kinder  zu  achten,  damit  sie 
in  der  Lage  ist,  selbst  hinzugehen.  Auch  um  der  Kinder  willen  müssen  wir 
ebenso  gut  aufgeklarte  Mfitter,  wie  aufgeklärte  Väter  haben.  Wenn  von  den 
Eltern  nur  der  eine  Teil  Sozialist  ist,  so  ist  es  nicht  so  wahrscheinlich,  dass  die 
Kinder  in  diesem  Glauben  erzogen  werden.  Es  ist  nicht  schwierig,  diesen 
Frauen  und  Müttern  auseinanderzusetzen,  dass.  was  sie  als  Einzelpersonen  nicht 
zum  Schutze  der  Gesundheit  ihrer  Kinder  oder  des  Lebens  ihrer  Männer  zu 
tun  vermögen,  durch  die  Gemeinschaft  vollbracht  werden  kann.  Man  Icann  sich 
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auf  (Ins  mütterliche  Gefühl  bcrnfoii,  wenn  man  fordert,  dass  solche  Männer  in 
die  Stadtverwaltunf;  ^;c\vählt  werden,  die  auf  eine  giite  Kanalisation  in  den 
Städten  bestehen  und  dadurch  verhindern,  dass  die  kleinen  Kinder  an  Diphthc- 
ritis  sterben,  anstatt  einfach  die  Taschen  der  Hausbesitzer  zu  schonen.  Die 
Frau  wird  erkennen,  dass  sie  dazu  beitragen  muss,  Männer  ins  Parbment  zu 
senden,  die  Gesetze  veranlassen,  durch  die  die  Unternehmer  gezwungen  wer- 
den, mehr  Geld  zum  Schutze  von  Leib  und  Leben  der  Arbeiter  in  Rcrgfwerkcn, 
auf  Eisenbahnen  und  in  anderen  Berufen  aufzuwenden,  wo  bis  jetzt  noch  Un- 
fälle geschehen,  die  zu  vermeiden  gewesen  wären.  Sie  werden  mit  der  Zeit, 
je  mehr  sie  von  den  Möglichkeiten  kollektiver  Wirksamkdt  erfahren,  ihre 
Ideale  noch  mehr  erweitern  und  in  der  sozialistischen  Gesellschaftsordniing  die 
einzig  vernünftige  und  zu  gleicher  Zeit  uneigennützige  Form  der  Selbsthilfe  er- 
blicken. Schon  hat  unsere  W outen  s  Labour  League  solche  Frauen  zu  über- 
zeugten Sozialistinnen  gemacht,  die,  ehe  sie  bei  uns  eintraten,  von  uns  nichts 
wussten  oder  sogar  Vorurteile  gegen  uns  hatten.  Es  ist  wichtig,  daran  zu  erin- 
nern, dass  Frauen,  die  sich  sträuben,  in  Versammlungen  zu  gehen,  wo  Männer 
sind,  oft  in  eine  Frauenversammltmg  kommen,  wenn  sie  besonders  eingeladen 
werden.  Ferner  können  die  Frauen  ihre  Versaromltmgen  ZU  den  Stunden  ab- 
halten, die  ihnen  am  besten  passen. 

Wir  versuchen  natürlich,  die  Lohnarbeiterinnen  zu  gewinnen  und  ihnen  zu 

zeigen,  dass  der  beste  Weg,  w-ie  sie  sich  schützen  und  ihren  Verdienst  und  ihre 
.^rbeitsbedingungen  verbessern  können,  in  sozialistischer  Richtung  liegt.  Lohn- 
arbeiterinnen haben,  hier  so  gut  wie  in  anderen  Ländern,  nach  allem,  was  ich 
gesehen  t^id  gelesen  habe,  in  der  Regel  viel  geringeren  Lohn  und  viel  schlechtere 
Arbeitsbedingungen,  als  die  Männer.  Es  ist  schwieriger,  sie  in  Gewerkschaften 
zu  organisieren;  aber  da,  wo  sie  schon  organisiert  sind,  oder  da,  wo  sie  sich  orga- 
nisieren wollen,  versuchen  wir.  ihre  Gewerkschaften  dadurch  zu  stärken,  dass 
wir  sie  in  Ikriilirung  mit  unserer  politischen  Bewegung  bringen,  l'nd  in  jeder 
Arbeiterin  suchen  wir  die  heilige  ünsufriedcnhcit  zu  wecken,  die  nicht  ruhen 
wird,  bis  die  Morgenröte  besserer  Zeiten  för  sie  und  ihre  Mitschwestem  an- 
bricht. Die  Mitglieder  unserer  Liga  beschränken  sich  aber  keinesw^  auf 
die  arbeitenden  Klassen,  obgleich  ich  damit  nicht  sagen  will,  dass  wir  irgend- 
welche Nichtstuer  hätten.  Wir  nehmen  das  Leben  zu  ernst,  als  dass  Müssiggängcr 
durch  uns  angelockt  werden  könnten.  Aber  wir  haben  Lehrerinnen  und  Arztinnen 
und  Krankenpflegerinnen  unter  uns,  und  solche  Frauen,  die  in  ihrem  Berufsleben 
täglich  in  Berührung  mit  den  Problemen  der  Armut  kommen.  Es  gehören 
Frauen  zu  uns,  die  für  sich  selbst  die  Möglichkeit  zur  Weiterbildung,  zum  Kom- 
fort und  zur  Müsse  besitzen,  die  aber  der  Ansicht  sind,  dass  alle  Frauen  daran 
teil  haben  sollten.  Für  sie  alle  ist  der  Sozialismus  die  Hoffnung  imd  das  Ideal. 
So  geht  in  Grossbriiannien  die  sozialistische  Überzeugung  von  Jahr  zu  Jahr 
vorwärts.  Aber  wir  sind  davon  durchdrungen,  dass  unsre  grosse  Stärke  auch 
in  der  internationalen  Bewegung  ruht.  Arbeiter  aller  Länder,  vereinigt  euch! 
muss  unser  Wahlspruch  bleiben,  für  die  Frauen  sowohl,  wie  für  die  Männer. 
Schon  stehen  wir  in  England  mit  vielen  Genossinnen  anderer  Länder  in  Ver- 
bindung. Am  leichtesten  ist  es  naturgemäss,  sich  mit  den  englisch  Redenden 
zu  verständigen.  Frau  Corinne  Brown  aus  Chicago  und  andere  ameri- 
kanische Sozialtstinnen  haben  uns  besucht.  Im  .  vergangenen  Jahr 
hatte  ich  selbst  den  Vorzug,  Canada,  Australien  tmd  Neuseeland  zu 
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bereisen  und  freundschaftliche  Beziehungen  mit  den  Genossinnen  dieser 
Linder  anznlmüpfen ;  und  wir  korrespondieren  mit  etnftnder  und  geben 
einander  Winke  in  bezuft      unsre  Arbeit  und  ermutigen  einander,  anszuhurren. 

In  Australien  gibt  es  auch  Wotnen's  Lahour  Lcagues,  ähnlich  der  tmsern,  aber 
mit  dem  bedeutsamen  Unterschied,  dass  die  Frauen  dort  ebensogut  das  Wahl- 
recht ausüben,  wie  sie  reden  und  arbeiten  können.  Einige  der  Unseren  kennen 
auch  viele  der  Sozialistinnen  auf  dem  Kontinent  und  verfolgen  die  Fortschritte 
ihrer  Bewegungen  in  den  Zeitungen.  Wir  fieben  und  bewundern  die  russischen 
Frauen  und  sind  zugleich  beschämt,  dass  wir  so  wenig  tun,  wahrend  wir  doch 
eine  so  viel  leichtere  Aulgabe  haben. 

Doch  die  Konferenz  am  17.  August  wird  uns  die  unschätzbare  Gelegenheit 
geben,  einander  besser  kennen  zr.  lernen.  Ich  hoffe,  wir  werden  uns  über 
viele  Fragen  von  nnternationaler  Bedeutung  aussprechen  können.  Zum  Beispiel 
über  die  Friedensfragc,  an  der  die  F"rauen  ein  besonderes  Interesse  haben,  und 
die,  wie  ich  glaube,  nur  durch  die  wachsende  Macht  der  internationalen 
sozialistischen  Bewegung  gelöst  werden  wird.  Ich  darf  vielleidit  zum  Schluss 
noch  sa^n,  dass  wir  hofTcntlich  nicht  in  den  Fehler  einiger  Frauenrechtlerinnen 
verfallen,  die  in  ihren  Äusserungen  männerfeindlich  sind  und  die  Schuld  an 
dem  Unrecht  und  dem  Elend  in  der  Welt  lieber  auf  die  Schultern  des  Mannes, 
als  auf  unsere  eigenen  wälzen.  Aber  diese  Mahnung  ist  wohl  in  einer  Be- 
wegung unnötig,  in  der  wir  alle  für  die  Gleidiberechtig^ng  eintretoi  und  ein- 
ander als  Genossen  ansdien.  In  allen  grossen  religiösen  Bewegungen  —  und 
nur  religiöse  Bewegungen  sind  in  Wahrheit  revolutimiär  —  haben  Frauen  ein« 
Rolle  gespielt.  Unsere  sozialistische  Bcwcgimg  ist  zu  gleicher  Zeit  religiös 
und  revolutionär.  Sic  sucht  die  bestehende  Gesellschaftsform  in  eine  bessere 
und  edlere  und  idealere  umzugestalten.  Die  Männer  allein  können  dies  nicht 
vollbringen.  Auch  die  Frauen  können  allein  nichts  atisrichten.  Nur  wenn 
Männer  und  Frauen  gemeinsam  arbeiten,  nur  wenn  sie  sich  gegenseitig  mit  Be- 
geisterung erfüllen,  wird  das  Werk  gelingen.  Dass  unsere  erste  internationale 
sozialistische  Frauenkonferenz  dazu  beitragen  möge,  dass  die  Frauen  aller 
Länder  tatkräftiger,  klüger  und  mit  dem  Geist  der  Hingabc  an  die  grosse 
Sache  erfüllt  werden,  dass  muss  die  Hoffnung  aller  derer  sein,  die  an  das  inter- 
nationale  sozialistische  Ideal  glauben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFEMTLICHES  LEBEM 

Wirtschaft 

witterangoiidDie    ganz  ungewöhnliche 
KoQlsiiktnr     Witterung      der  letzten 
Wochen     hat    zwar  die 
Emteaussichten,  die  sich  bis  Mitte  Juni 

gebessert  hatten,  ikhIi  krim-^wcLrs  vt-r- 
schlechtert.  Trotzdem  sind  die  Hoffnun- 
gen auf  eine  befriedigende  Ernte  etwas 
herabfTcstinimt,  Ati  namentlich  für  Roheren 
der  Schnitt  trockenes  Wetter  verlangt, 
und      dieses      bisher  auszubleiben 


scheint.     Da     auch     die  Weltcmte 

keineswegs  allzu  reichlich  auffallen 
dürfte,  so  hätte  sich  der  Konsum  auf 
hohe  Getreide-,  Brot-  und  Kartoffelpreise 
einzurichten.  Eine  knappe  Versorgung 
mit  Getreide  kann  voraussichtlich  der 
Landwirtschaft  hohe  Einnahmen  bringen, 
da  sie  für  den  Ausfall  an  der  Quantität 
der  Ernte  durch  den  hoben  Preisstand 
entschädigt  wird.  Die  Konsumkraft  der 
landwirtschaftlicbcn  Bevölkerung  braucht 
also  nicht  geschwächt  zu  werden.  Wohl 
aber  k&men  ^e  hohen  Getreidepreise  den 
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Nahrungsmittclkonsum  der  städtischen 
Bevölkerung  so  verteuern,  dass  eine 
wesentliche  Eioscbränkung  des  sonstigen 
Verbrauchs  eintreten  müsste.  Damit  wäre 
insofern  zu  rcchnt-n,  als  das  Lohnniveau 
kaum  mehr  so,  wie  in  den  letzten 
beiden  Jahren,  weiter  steigen  dürfte. 
Eine  Schwächung  der  Konsumkraft  der 
gewerblichen  Arbeiterbevölkerung  müsste 
aber  bald  ihre  tingünstige  Wirkung  auf 
den  Beschäftigungsgrad  in  einer  Reihe 
wichtiger  Gewerbe  ausüben.  Vor  allem 
würden  die  Textilindustrie  und  das  6e- 
kleidungsRewerhe,  aber  aucli  mnnche 
Zweige  der  Nahrungs-  und  Genussmittel- 
industrie getroffen  werden.  Wurde  aber 
durch  eine  solche  Becinflus^nug  die  Ar- 
beitsgelegenheit das  Arbeitseinkommen 
mid  infolgedessen  wieder  der  Konsum 
weiterhin  vermindert,  so  wären  wir  auf 
einer  Bahn,  die  notwendig  zum  gewerb- 
lichen Rückgang  fuhren  müsste.  Noch 
handelt  es  sich  um  MiipHchkeitcn.  ribcr 
um  Mögliclikeiten,  die  bei  der  Fortdauer 
der  sdilechten  Witterung  immer  meüxr 
•in  den  Bereicb  der  Wärscheinüdikeit 
rückoi. 

X  X 
Arbeltsnarlct  Trotz  dieser  wenig  ermun- 
ternden Aussichten  soll 
doch  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  die  augenblickliche  Lage  des 
Arbeitsniarktes  noch  überaus  glänzend 
ist  Seit  1896,  dem  Beginn  einer  fort- 
laufenden Monatshcrichterstnttung  über 
die  Lage  des  deutschen  Arbeitsmarktes, 
stellte  sich  nur  in  einem  einzigen  Jahre 
die  Juninote  des  Arbcitsmarktes  noch 
ein  klein  wenig  günstiger,  als  im  laufen- 
den Jahre.  Es  kamen  nämlich  an  den 
öfTentlichen  Arbeitsnachweisen  auf  je  lOO 
ofTene  Stellen  Arbeitssuchende  im  Juni 
1896  126.7,  iBq7  113.O1  i8gB  113,0,  1899 
93,6,  iQoo  108..S.  1901  148.7,  1902  167.8. 
1903  141,6,  1904  120.9.  1905  113,4,  1906 
105,1,  1907  94.4.  Wie  man  aus  dieser 
Zusammenstellung  ersieht,  zeigt  der  Mo- 
nat Juni  fast  immer  ein  Überangebot. 
Um  so  stärker  fällt  die  Gunst  im  laufen- 
den Jahre  auf.  in  dem  der  Juni  ein  der 
Nachfrage  nicht  genügendes  Angebot 
gebracht  hat.  Di©  Besserung  der  Lage 
des  Arbeitsmarktes  ist  attsschlicsslich 
auf  die  Abnaliine  des  Andranges  von 
mannlichen  Arbeitsuchenden  zurückzu- 
führen. Der  Andrang  auf  100  offene 
Stellen  ging  bei  ihnen  von  114.5  im  Juni 
1906  auf  98,6  im  Juni  1907  hinab.  Be- 
trachtet man  diese  Ziffer  für  sich,  so  er- 
gibt sich,  dass  seit  1890  noch  in  keinem 
Juni  die  Lage  des  Arbettsmarktes  für 


männltciie  Personen  so  günstig  war,  wie 

heiu  t  :  selbst  im  Jahre  1899  kamen  auf 
100  offene  Stellen  für  Männliche  102,1 
Arbeitsuchende.  Gegenfiber  den  Darstel- 
lungen, als  ob  in  der  wirtschaftlichen 
Lage  schon  eine  ungünstige  Gesamtver- 
änderung stattgefunden  hatte,  muss  im- 
mer und  immer  wieder  auf  die  Ergeb- 
nisse der  Arbeitsmarktstatistik  hinge- 
wiesen werden,  die  bisher  am  zttverlls- 

sigsten  die  Schwankungen  der  Kon« 
junkturklu'se  angegeben  haben. 
X  X 
KomCkfMdfcDer  Diskont  der  öster- 
reicliisch-ungarischen  Bank 
wurde  am  27»  Juni  von  4% 
auf  5  %  erhciht.  X  In  England 
schweben  Verhandlungen  wegen  Bildung 
eines  StaMverbandes.  X  Im  Rekksansei. 
f^rr  wurde  am  13.  Juni  der  Entwurf 
eines  Scheckgesetzes  veröffent- 
licht X  Das  Lübedcer  Hochofenwerk 
tritt  (lern  Düsseldorfer  Rohe  i  sc  n- 
syndikat  als  Mitglied  bei.  X  Mitte 
Jnli  fanden  anhaltend  starke  Nieder- 
sehl ä  p;  e  .  hauptsächlich  in  den  nörd- 
lichen und  Östlichen  Teilen  des  Deut- 
schen Reiches,  statt.  noMmoiLWR 

Politik 

£^*J5lt"ih°*'  ^^"^  besondere  Presskund- 
Fraakreicii      gebunden  wurde  die  Ver- 
längerung des  Dreibundes 
bis  ztmfi  Juni  1914  gemeldet:  der  Bund 

hätte  mit  dem  Juni  1908  erlöschen  kr>n- 
ncn  und  zwar  durch  Anwendung  des 
Kündigimgsrechtes  zwischen  Italien  und 
Osterreicli-l'ncarn,  da  der  Vertrag  zwi- 
schen Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  unbefristet  ist.  In  der  rtdtigen 
Aufnahme  der  Nachricht  spricht  sich 
zweifellos  eine  gewisse,  unter  neuartigen 
weltpolitischen  Interessenlomstellationen 
unvermeidliche  Abschwächung  der  inter- 
nationalen Bedeutung  des  Dreibundes 
aus.  Andererseits  ist  nunmehr  dem,  ¥0a 
allem  Anfang  an  masslos  übertriebenen 
Jammern  über  Deutschlands  lebensge- 
fährliche Isolierung  ein  ganz  nützlicher 
Dämpfer  aufgeset;rt ;  es  wirken,  wie  man 
mehr  und  mehr  wieder  eingesteht,  noch 
immer  sehr  triftige  Gründe  fort.  Italien 
an  di  r  Seite  seiner  alten  Verbündetal 

festzulialu  :i. 

Bcdeut-.inur  wäre  es  freilich.  Wenn  die 
vielfachen  Versuche,  eine  wärmere  Stim- 
mung zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich zu  schaffen,  nicht  ganz  crfme  Er- 
gebnis bliel>cn  imd  wenipstens  manche 
der  unerquicklichsten  Reibungsursachen 
für  die  nädtste  Zeit  ausschalteten.  In 
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Deutschland  haben  diese  Versuche  eigent- 
lich kaum  einen  einzigen  ernst  zu  neh- 
ncnden  G^ner.  Denn  was  man  in  der 
ausländischen  Presse  über  einflussreiche, 
frankreichfeindliche  Gesellschaftsschich- 
ten lesen  kann,  ist  nichs  als  freieste 
Erfindung  oder  unfreiwillige  Täuschung. 
Wenigstens  diesen  einen  Eindruck  wird 
hoffentlich  der  Vizepräsident  der  fran- 
zösischen Kammer,  Etienne,  von  seinem 
B«snch  in  Kiel  mit  zurückgebracht  haben. 
Auch  von  Annäherungsversuchen  zwi- 
schen der  Berliner  und  der  Pariser 
Grossfinanz  wurde  in  englischen  Blät- 
tern viel  gemunkelt  Einstweflen  ver- 
zeichnen wir  diese  Vorgänge  einfach, 
ohne  ihnen  einen  ausserordentlichen 
Wert  beizumessen.  Aber  wenn  vor  etwa 
zehn  Jahren,  als  Hanotaux  in  Paris  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  leitete, 
eine  weitreichende  Verständigung  über 
die  gegenseitigen  Interessensphären  in 
Afrika,  in  der  Südsee,  in  Ostasien  nicht 
als  Unmöglichkeit  betrachtet  wurde, 
warum  sollten  sich  ähnliche  Anlässe  zu 
engerer  FiSiliingnahme  nicht  von  neuem 
bieten  ? 

X  X 
rri»d>— ton-  Dass  die  zur  See  schwä- 
■«HBX  choren     Staaten  vielfach 

gemeinsame  Interessen 
gegen  den  zur  See  uberstarken 
Staat  England  zu  wahren  haben,  scheint 
die  Haager  Friedenskonferenz  recht 
handgreiflich  vor  Atlgen  führen  zu 
sollen.  Der  Schutz  des  schwimmenden 
Privateigentums  findet  im  Haag  keinen 
sdiärferen  Gegner,  als  England.  Aus 
dem  allerdings  sehr  einleuchtenden 
Grande:  Eine  starke  Seemacht  kann 
dordi  rudcsfchtsloseste  Vemiditaner  des 
gegnerischen  Handels  so  vid  irirtschaft- 
liche  Störungen  und  Notstände  er- 
zeugen, dass  die  Gegenseite  rascher, 
als  sonst,  mürbe  zu  bekommen  ist. 
Aber  das  trifft  für  den  Land- 
krieg gleichMts  za,  und  doch  erfrettt 
sich  im  Landkrieg  das  PrivatcipenUim 
langst  eines  viel  weitergehenden 
Schatzes.  Englische  Blätter  spredien 
mit  Trom'e  davon,  dass  Staaten,  die,  wie 
die  Schweiz,  ohne  maritime  Interessen 
sden,  die  Mdirheit  für  die  grössere 
Sichemog  des  Privateigentums  bilden 
faidfen.  Aber  bisher  hat  man  doch  stets 
dahin  gettrteilt,  dass  die  direkte  Un- 
:nterc-!==;icTt!ieit  zu  um  i^o  unbefange- 
nerer und  zutreffenderer  Stellungnahme 
führe.  Atich  bei  dem  Antrag  auf  Inter- 
nationalisierung  der  Prisengerichte 
sucht  England  das  Prisenrecht  nach  wie 


vor  möglichst  von  der  eigenen  Kriegs- 
leitung abhängig  zu  halten ;  zum  min- 
desten soll  die  neuzubildende  Instanz 
nicht  über  Prisen  der  kriegführenden 
Parteien  während  der  Kriegszeit  ent- 
scheiden. 

Dass  die  Haager  Konferenz  ohne  welt- 
erschütternde Beschlüsse  verlaufen 
würde,  war  vorauszusehen«  An  emst- 
liche Auseinandersetzungen  wegen*  der 
Abrüstungsfrage  scheint  überhaupt  nie- 
mand mehr  zu  denken,  und  in  ganz 
charakteristischer  Weise  begrüsst  man 
das  vielfach  als  Beseitigung  eines 
Streitpunktes.  Unumwunden  ist  jedoch 
anzuerkennen,  dass  in  vielen  Fällen  die 
jetzige  liberale  Regierung  Englands  zum 
En tgegenkommen  bereit  ist.  So  kann  die 
zähe  Agitation  gegen  den  Beitritt  Eng- 
lands zum  internationalen  Abkommen 
über  die  FunlKntelegra|riite  als  geschei- 
tert angeschen  werden ;  die  Londoner 
Kegienmg  hat  sich  zur  Gcnehmigimg 
tmd  zum  Beitritt  entschlossen. 
X  X 

S2**'*"ii  R"ssland    weht  der 

Oammwmm»m  ^jj^i    noch  reaktionärer, 

als  bisher,  da  die  Ände- 
rung des  Wahlrechtes  zu  gunsten  der 
130000  Grossgrtmdbesitzcr  die  Aus- 
sichten der  rechtsstehenden  Parteien  er- 
höht und  auf  die  rückschrittlichen 
Geister  belebend  gewirkt  hat.  Der  Auf- 
marsch zur  Wahlbewcgung  begann  mit 
der  Mobilmachung  des  Schwargen 
Hunderls.  Die  anderen  Volksschichten 
scheinen  einer  starken  Teilnahmlosigkeit 
verfallen.  Teils  aus  wirklichem,  unaus- 
rottbarem Indifferentismus,  teils  aus 
Unglauben  an  die  Leistungsfähigkeit  der 
Duma,  zum  Teil  auch  aus  Angst  vor 
den  Behörden  vermag,  wie  bisher  aus 
den  verschiedensten  Teilen  des  grossen 
Reiches  gemeldet  wird,  kein  besonderes 
Interesse  an  den  Walilen  aufzukommen. 
Andererseits  scheinen  die  boykottisti- 
scen  Neigungen,  die  von  den  Ukra- 
radikalcn  unter  den  Sozialisten  ausgehen, 
gleichfalls  keinen  besonderen  Anklang 
zu  finden.  Die  Sozialdemokraten  wollen 
bei  dem  ersten  Wahlgang  selbständig 
vorgehen  und  erst  bei  den  Stichwahlen, 
die  das  neue  Wahlgesetz  ehigefQhrt  hat, 
mit  den  anderen  Parteien  Vereinl^arun- 
gen  trefTen.  Die  Kadetten  scheinen 
auch  geneigt,  selbständig  in  den  Wahl- 
kampf einzutreten,  und  wehren  sich  hart- 
näckig, mit  den  Oktobristen  ein  Bünd- 
nis einzugehen.   Sollte  dies  wirMich  der 

Fall  sein,  so  wird  der  Staatsstreich 
Stolypins  der  Ausgang  neuer  langwic- 

43* 
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riger  Ereignisse  werden.  Denn  dies 
würde  bedeuten,  dass  zwischen  der  Re- 
gierung und  der  Opposition  kein  wirk- 
licher Berührungspunkt  vorhanden  ist. 
Alle  lebendigen  Kräfte  bleiben  in  der 
Opposition,  und  die  Regierung  könnte 
sich  nur  auf  die  ignorante,  talentlose 
und  unfähige  Bureaukratie  und  auf  das 
Schwarze  Hundert  stützen.  Eine  Be- 
ruhigung des  Landes  ist  unter  solchen 
Umständen  so  gut  wie  ausgeschlossen. 
Die  Regierung  selber  besitzt  keine  eigene 
Autorität.  Die  kleine  Zahl  der  Grund- 
besitzer bietet  eine  viel  zu  schmale 
Basis  für  eine  bedrohte  Herrschaft.  Die 
Armee  bereitet  schon  jetzt  Schwierig- 
keiten, die  mit  jeder  neuen  Aushebung 
waclisen  müssen,  weil  die  Rekruten  und 
Soldaten  aus  ihren  heimischen  Dörfern 
den  Hass  und  die  Kampfeslust  der  land- 
hungrigen Bauern  mitbringen.  Die 
Stimmung  in  diesen  Kreisen  beweisen 
die  imnier  mehr  ansehwettenden  Bauem- 
unruhen  ;  alle  Agrarreformen,  dieStotypin 
im  vorigen  Jahre  auf  Grund  des  Not- 
gesetzes unternommen  bat,  haben  den 
Bauern  und  ihrem,  bei  Strafe  des 
Hungertodes  tmunterdrückbaren  Be- 
dürfnis nach  Vermehrung  des  Land- 
besit7tv  nicht  entfernt  genügt. 
Die  Regierung  weiss  das  so  gut,  wie 
die  Opposition.  Desh^b  gerade  greift 
sie  ja  alkin  nach  sinnlosen  Mass- 
nahniet^  um  die  revolutionäre  Hydra 
vollkommen  auszurotten.  Die  Presse 
ist  geknebelt,  fast  so,  wie  unter  Plehwe ; 
die  neutralen  Aufklärungsinstitute 
(Volksuniversitäten,  Bildungsanstalten) 
v.(T(loii  aufgelöst,  die  Gewerkschaften 
leiden  unter  ungeheuerlichem  Druck, 
und  das  Recht  auf  Versammlungen  be- 
steht nur  für  die  Mitglieder  des  Verban- 
des der  echt  russischen  Leute.  Man 
furchtet  alles,  und  von  allem  erwartet 
tnat;  den  Umsturz  des  ganzen  Reiches. 
Diese  Nervosität  zeigt  am  besten,  wie 
weit  noch  die  Regierung  davon  entfernt 
ist,  einen  Sieg  über  das  neue  Russland 
feiern  zu  können. 

X  X 

KufMChraalk  Mit  gewohnter  Rcgickunst 
kündigte  am  l6.  Juli  Luegcr 
im  österreichischen 

Ahgeordnetrnhause  den  .\ntrag  an :  zur 
Jubiläumsfeier  des  Kaisers  loo  Mill.  K. 
als  Stammkapital  für  eine  Alters-  und 
Invalidenversicherung  zu  spenden.  X 
Mit  Professor  Josef  Köhler  an  der  Spitze 
wurde  eine  deutsche  Kommission  zum 
Studium  und  zur  Sammlung  der  Ein- 
geborenenrechte in  den  Kolonieen 


eingesetzt  X  Der  Schattenkaiser  von 
Korea  hat  zu  gunsten  seines  Sohnes 
abgedankt,  nachdem  er  durch  Ent- 
sendung eines  eigenen  (nicht  zugelasse- 
nen) Vertreters  zur  Haager  Konferenz 
mit  Japan  in  Konflikt  geraten  war. 
X  X 
Utaratar  Wahlrcformen  und  Ver- 
fassungskämpfe haben  den 
Blick  wieder  mehr  auf 
konstitutionelle  Fragen  gelenkt,  als  das 
Jahrzehnte  hindurch  üblich  war.  Eine 
gehaltvolle  geschichtliche  Studie  über  die 
Entwickelung  der  verfassungspolitischen 
Ideen  und  Institutionen,  erst  in  allge- 
meinerem naturrechtlichen  Gewand, 
dann  in  der  englischen  und  amerika- 
nischen Verselbständigung  und  Verwirk- 
lichung, vor  allem  jedoch  in  der  franzö- 
dsdien  Revolutionsperiode  bietet  Ernst 
von  Meier  in  dem  i.  Band  des  gross- 
angelegten Werkes  Framösische  Ein- 
flüsse auf  die  Staats-  uttd  Reektsent^ 
7<  ii  /,\7r<«g  Prcusscns  im  tq.  Jahrhundert 
/Leipzig,  Duncker  &  Humblot/.  Das 
SdiluMkapitd  wendet  sidi  hier  berdts 
der  Aufnahme  zu,  welche  die  französische 
Revolution  in  der  deutschen  Literattu- 
fand.  Der  2.  Band  soll  Preussen  und  die 
framösische  Rn  nluUo».  der  3.  Preussen 
und  die  Rheinprovins  behandeln.  Der 
I.  Band  gewährt  zweifellos  einen  ausser- 
gewöhnlich  belehrenden  Einblick  in  die 
Geschichte  grundlegender  politischer 
Institutionen,  deren  Bedeutung  uns  durch 
die  konstitutionellen  Neubildungen  und 
Fortentwickelungen  der  Gegenwart  wieder 
mehr  zum  Bewnsstsein  kommt  X  Enger 
umgrenzt,  aber  heute  für  die  deutschen 
imd  auslandischen  Parteigenossen  von 
doppeltem  Interesse  ist  der  G<^senstand, 
den  sich  E  d  11  n  r  d  Bernstein  in 
Parlamentarismus  und  Sosialdemokratie 
/Berlm,  Panverlag/  zur  Darstellung  ge- 
wählt hat.  Die  Abhandlung  ist  zuerst  für 
die  russischen  Sozialistischen  Kultur  fragen 
gesdirieben.  Ihre  erweiterte  deutsche 
Herausgabe  ist  jedoch  sehr  zcitgemäss. 
Wir  fmden  hier  einen  zusammenfassen- 
den Abriss  der  Anschauungen,  die  zu 
den  verschiedenen  Zeiten  die  StillunR- 
nahme  der  Sozialisten  und  Radikalen 
zum  Parlamentarismus  bestimmten.  Meist 
finden  wir  hierbei  die  alte  Erfahrung  be- 
stätigt, dass  jedesmal  als  dauerndes 
Prinzip  verkündet  wird,  was  sehr  ver- 
gänglichen Tagesereignissen  seinen 
geistigen  Ursprung  verdankt,  und  dass 
alsdann  unter  neuen  Umständen  das  alt- 
überkommcne  Schlagwort  allmählich,  oft 
unter  einer  fürchterlichen  Rückzugswort- 
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kanonade,  verschwindet,  weil  es  sich, 
bald  durch  eine  unbewusst  emporgewach- 
sene Praxis,  bald  durch  klarere,  weiter- 
bUckende  Anschauungen,  rettungslos 
nberwunden  sieht.  Indem  Bern- 
«tein  dicken  Zusammenhängen  nach- 
gclit.  fallen  zugleich  eindrucks- 
volle Schlaglichter  auf  die  Kampfe 
in  den  Parlamenten,  auf  die  Wahlen  und 
Wahlrechtssystcme.  vor  allem  jedoch  auf 
die  Gedankengänge  der  Nächstbeteilig- 
ten: der  Terroristen,  der  Marx,  Engels, 
Lassalle,  auf  die  Parteiströmungen  man- 
nigfaltigster Art.  Auch  was  Bernstein  zum 
Schlu55  über  Wesen  und  Zukunft  des 
Parlamentarismus  sagt,  ist,  wie  immer, 
beachtenswert  und  anregend.  Wir  wün- 
schen deshalb  der  Schrift  viele  Leser  in 
Parteikreisen.  (Mx  scmippcl 

Soilale  Korewiunalpolitik 
latewwm  Am  8.  Mai  fand  in  Dessau 
die  Hauptversammlung 
der  Deutschen  Gesell- 
schaft für  Volksbäder  statt.  Der  Be- 
richt über  sie  liegt  nunmehr  in  den 
yeröffentlichungen  der  Deutschen  Ge- 
sellschaft für  Volksbäder  vor  und 
n  acht  es  uns  möglich,  etwas  eingehen- 
der die  Verhandlungen  der  Gesellschaft 
zu  besprechen,  wie  es  der  wichtige  Ge' 
Kenstand  auch  verdient. 
Der  Verein  hatte  im  Jahre  1905  eine 
Aufeahme  der  Wannbadeanstalten  im 
Deutschen  Reiche,  die  dritte  in  der 
Reihe,  veranstaltet.  Uber  ihre  Ergeb-  < 
nisse  berichtete  Professor  Dr.  H.  Sil- 
bergleit. Es  wareil  im  Jahre  1905  2848 
Öffentliche  Warmbadeanstaiten  mit  rund 
19000  Badewannen  und  nmd  xiooo 
Brausen  vorhanden.  Bezogen  auf  die 
Vf^Dcszahlung  des  gleichen  Jahres,  würde 
im  Reichsdnrdisdmttt  eine  Badewanne 
auf  3200  Personen  entfallen.  Da  die 
nicht  allgemein  zugänglichen  Badean- 
stalten und  -einriditnngen,  wie  die  pri- 
vaten Badezimmer  der  Wohnungen,  die 
Kur-  und  die  Fabrikbäder,  in  die  Sta- 
tistik nidit  aulgemmmien  worden  sind, 
so  hat  der  Durchschnitt  nur  die  Bedeu- 
tung eines  sehr  tiefliegenden  Minimums. 
Trotzdem  ist  die  Ziffer  für  die  örtliche 
Differenzierung  von  Bedeutung  und 
Interesse.  Bei  der  Betrachtung  der 
Bundesstaaten  ergeben  sich  nämlich 
weitgehende  L^nterschiedc.  Prcussen 
und  Bayern  weisen  unter  sich  gleiche, 
den  Reichsdurchschnitt  erheblich  über- 
steigende ungünstige  Ziffern  auf.  In 
Preussen  entfallen  auf  eine  Badewanne 
fast  4000  Personen.  Sieht  man  sich  die 


einzelnen  preussischcn  Provinzen  an,  so 
ergibt  sich  eine  starke  Abstufung  von 
Osten  nach  Westen.  Für  die  Provinz 
Posen  ergibt  sich  der  Durchschnitt  zu 
845s,  für  Ostpreussen  7000,  für  West- 
preussen  6000.  Schlesien  5000,  etwas 
mehr  als  5000  Westfalen  und  Rheinland. 
Am  günstigsten^  stehen  die  Provinzen 
Brandenburg  und  Sachsen  mit  Jjoo, 
Hannover  mit  3600  Personen  für  die 
Badewanne  da.  Viel  günstiger  liegen 
die  Verhältnisse  in  einigen  anderen 
Bundesstaaten.  In  Anhalt  tst  die  Bade- 
gelegenheit nicht  weniger  als  doppelt 
so  häufig,  wie  im  Durcliscbnitt  des 
preussischen  Staates.  Ahnlich  steht  das 
Grossherzogtum  Baden  da,  noch  gün- 
stiger Sachsen  und  Württemberg,  wo 
eine  Badewanne  schon  auf  1700  Per- 
sonen entfällt. 

Leider  ist  ein  Vergleich  der  Zählung 
von  1905  mit  der  vorausgehenden  des 

Jahres  1900  nicht  möglich,  da  bei  der 
ersteren  die  Kur-  und  Fabrikbäder 
ausdrüddidi  ausgeschlossen  wurden, 
während  sie  bei  der  früheren  .Aufnahme 
vielfach  in  den  Zahlen  mit  einge-> 
schlössen  waren.  Doch  lässt  sich  im 
allgemeinen  eine  stark  zunehmende 
Entwickelung  konstatieren.  So  ist 
die  Zahl  der  Brausen  im  Reidi  von 
7.14.1  auf  II  112,  das  ist  um  51,3%,  in 
Preussen  allein  von  3262  auf  6397,  das 
heisst  um  nicht  weniger  als  9f^i%  ffe- 
wachsen.  Ahnliche  Fortschritte  sind 
auch  bei  den  übrigen  Badearten  zu  ver- 
seidmett.  Mit  Recht  hebt  daher  Silber- 
gleit hervor,  tiass  an  der  Kiaft  dos 
Volksbädcrgedankens  kein  Zweifel  bc- 
Stdien  könne,  und  eine  erhebliche  Zu- 
nahme der  öffentlichen  Warmbadean- 
stalten als  sicher  anzunehmen  sei. 
Interessante  Gedanken  entwickelte  der 
Vortrag  L.  Vetters-Stuttgart  über  den 
Grossbetrieb  deutscher  Badeanstalten  und 
seine  fortschrittliche  Entwickelung.  Der 
Referent  hatte  in  einem  von  ihm  vor 
einigen  Jahren  herausgegebenen  grösseren 
Buche  Das  Bad  der  Neuseit  nachgewie- 
sen, dass  gerade  die  teuereren  Bäder,  wie 
Hcissluft-,  Dampfbäder  usw.,  es  den 
grossen  Badeanstalten  ermÖKliciien,  Bäder 
zu  billigsten  Preisen  an  die  Arbeiterklasse 
und  die  anderen  weniger  bemittelten 
Kreise  der  Bevölkerung  abzogeben.  Er 
knüpfte  in  seinem  Vortrage  an  diese  Ge- 
danken an.  Die  Badeanstalten  müssen 
alle  Badearten  allen  Klassen  der  Bevöl- 
kerung zur  Verfügung  stellen,  um  ihre 
finanziellen  Ergebnisse  möglichst  günstig 
2U  gestalten.  Das  können  sie  aber  nur. 
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wenn  sie  ihre  Einrichtungen  ständig  auf 
der  Höhe  des  Fortschrittes  halten  und 
sich  alle  dir  EiUwickclungen  der  moder- 
nen Technik  frühzeitig  aneignen.  Hierbei 
kommt  in  erster  Linie  die  billigste  Be- 
schaffung der  zur  Warmwasserbereitung 
und  Heizung  erforderlichen  Wärme- 
mengen in  Frage.  Man  ist  in  neuerer 
Zeit  dazxt  übergegangen,  die  im  Kühl- 
wasser der  Kondcnsationsanlagen  grösse- 
rer Masdiincnaggregate  bisher  nutzlos 
verloren  gehende  W^ärme  den  Zwecken 
einer  Badeanstalt  dienstbar  zu  machen. 
Darüber  berichtete  der  Gewerberat  Her- 
tel-München in  einem  besonderen  Refe- 
rate, worin  er  die  Frage  allgemein  be- 
handelte, während  L.  \'cttcr  das  Stutt- 
garter Projekt,  die  Abdampfwämie  der 
Dampfmaschinen  eines  Elektrizitätswer- 
kes für  ilic-cn  Zweck  auszunutzen,  ein- 
gehender darstellte.  Da  in  Stuttgart  ein 
Anschlnss  an  das  bestehende  städtische 
Elektrizitiit^work  nicht  möglich  war,  so 
wird  für  die  Stuttgarter  Badeanstalt  ein 
eigeres  kleineres  Elektrizitätswerk  erbaut, 
das  seine  erzeugte  elektrische  Energie 
in  das  Leitiuigsnetz  des  städtischen  ]^ek- 
trizttätswerkes  abgibt,  während  die  Ab- 
dampfwarnir  fi:r  die  Zwecke  der  Bade- 
anstalt ausgenutzt  wird. 
Au»  der  Fülle  der  interessanten  Vorträge 
sei  noch  mit  einigen  Worten  auf  das  Re- 
ferat des  Baurats  Schulze  in  Bonn,  sowie 
auf  dasjenige  des  Oberingenienrs  Arnoldt- 
Dortmund  über  die  Rentabilität  von 
Volksbadeanstalten  hingewiesen.  Schutze 
entwickelt  den  ganz  richtigen  Gedanken, 
dass  die  moderne  Auffas-^nnj;:  von  den 
Badeanstalten  sich  streng  auf  die  hygie- 
nische Aufgabe  des  Reinigungszweckes 
und  f!er  kurperlichen  Gymnastik  be- 
schrankt, die  Nebenzwecke  geselliger 
Unterhaltung  oder  anderer  Art  aber  ver- 
nachlässigt habe.  Wannenbäder,  Brause- 
bäder, zum  Teil  auch  die  Schwitzbäder, 
sind  im  wesentlichen  als  Zellenbäder 
ausgebildet  worden.  Nur  in  den 
Schwimmhallen  spielt  sich  der  ganze 
Badevorgang  in  voller  Öffentlichkeit  und 
Genieinsamkeit  ab.  Schulze  hvhi  nun  her- 
vor, dass  gerade  bei  den  Brausebädern 
infolge  ihrer  engen  Rauntbeschränkthcit 
mit  dorn  Anwachsen  der  Grösse  dieser 
Anstalten  auch  die  Reinlichkeit,  Über- 
sichtlichkeit und  die  nötige  Überwachung 
der  Bcsuchbr  noileidcn  müssen.  Auch  die 
Intensität  der  Benutzung  der  BrausczcUe 
werde  durch  die  Verbindung  der  Aus- 
kleidezelle mit  der  Brausezelle  stark  her- 
abgesetzt. Bei  voller  Ausnutzung  der 
Brausezelle  müssten  für  jede  Brausezelle 


drei  Kleiderzetlen  vorgesehen  sein.  Dazu 
komme,  dass  gerade  der  Zellencharakter 
des  Brausebades  groben  Beschädigungen 
und  Verunreinigungen  der  Zellen,  der 
Verschwendung  des  Brausewassers  und 
allerlei  sonstigem  Unfug  Vorschub  leiste. 
Er  kommt  daher  zu  dem  Vorschlage,  ähn- 
lich, wie  bei  den  Schwimmhallen,  die 
Brausen  in  einem  gemeinschaftlichen 
Brauseraume  anzuordnen,  also  Halten- 
brausebäder einzurichten.  Das  Ent-  und 
Ankleiden  würde  in  den  besonderen  Klei- 
derzellen, von  denen  3  bis  3  auf 
jede  Brause  zu  rechnen  cilld»  erfolgen 
haben.  Die  Vorteile  dieser«  Einrichtung 
wurden  von  allen  Seiten  anerkaiuit,  doch 
wurde  als  entsclu  id(  ndor  Einwand  gegen 
sie  die  Notwendigkeit  der  Badehose  er- 
hotwn.  Solange  man  sieh  nidit  dazu  auf- 
schwinge. Personen  gleichen  Geschlechtes 
ohne  Badehose  gemeinsam  unter  die 
Brause  gdien  zu  lassen,  werde  man  audi 
die  Hallenbrnusebädcr  nicht  durchfuhren 
können.  Das  Baden  ohne  Badehose  werde 
aber  von  der  Staatsverwaltung  nicht  ge- 
wünscht! Die  Scheu,  die  Menschen  so, 
wie  sie  Gott  geschaffen  hat,  unter  die 
Brause  zu  schicken,  ist  im  sittenstrengen 
Deutschland  noch  viel  zu  gross,  als  das« 
der  Gedanke  der  Hallenbrausebader,  in 
denen  ohne  Baddiose  get)adet  wird, 
Wurzel  lassen  könnte. 

X  X 
Bauarbcitsr»  Die  sozialdemokratischen 

Stadtverordneten  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  haben 
ztir  besseren  Einrichtung  des  Bauart>ei- 

terschutzes  beim  Bau  der  Festhalle,  des 
Osthafens  und  des  ZoUhofes  eine  Reihe 
von  Anträgen  eingebradit,  in  denen  der 

Versuch  pfeniacht  wird,  an  die  Stelle  der 
bürgerlichen  Halbheiten  eine  durchgrei- 
fende Kontrolle  zu  setzen.  Zwar  enthal- 
ten die  Frankfurter  Submissionsbedin- 
gungen  einige  Bestimmungen  zum 
Schutze  der  bei  den  städtischen  Sub- 
missionsarbeilen bescliäftigten  Arbeiter. 
So  sollen  bei  der  Zuschlagserteiiung  An- 
gebote imlierücksichtigt  bleiben,  die  von 
Unternehmern  eingereicht  sind,  welche 
Lohne  zahlen  oder  Arbeitsbedingungen 
.stellen,  die  hinter  den  in  ihrem  Gewerbe 
üblichen  Löhnen  oder  Arbeitsbedintrun- 
gen  zurückbleiben.  Ausserdem  befinden 
sich  in  den  städtischen  Lastenheften  Vor- 
schriften über  die  pc^undheitlichc  Be- 
.schafTcniieit  der  Bauhuracken.  über  ent- 
sprechende Gerüste,  über  die  Sicherung 
der  Lohn-  und  der  Beitragszahlung 'an 
die  Versicherungsanstalt  etc.  Die  Bestim- 
mungen sind  aber  wenig  scharf  und  wer- 


Digitized  by  Google 


RUNDSCHAU    ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOZIALE  KOMMUNALPOUTIK 


673 


den  ausserdem  noch  sehr  lax  gehandhabt. 
Es  fehlt  vollständig  an  Vorschriften  über 
Arbeitszeit,  Einhaltung  von  Tarifverträ- 
gen, gegen  die  Lohndrückerei  durch  aus- 
ländische Arbeiter  usw.  Diesem  Mangel 
soll  dnrch  die  Vorschläge  der  sozialdemo- 
kniti«ciien  Stadtverordneten  abgeholfen 
werden.  Es  soll  zunächst  eine  besondere 
städtiiche  Deputation  für  Bauarbeiter- 
schutz eingesetzt  werden,  die  für  die 
Dauer  der  s^n^innten  grossen  Bauarbeiten 
den  Bauarbeiterschutz  sichern,  organi- 
sieren und  durchfuhren  soll.  Die  Depu- 
tation soll  aus  3  Magistratsmitt^Iiedcrn, 
3  Stadtverordneten,  2  Unternehmern  und 
2  Arbeitern  der  Banbemfe  bestehen. 
Ausser  dem  Erlass  und  der  Durchfüh- 
rung von  Bauarbeiterschutzvorschriften 
in  einer  allgemeinen  Arbeitsordnung  soll 
sie  den  Vcrtcilungsplan  für  die  Bauar- 
beiten auf  die  verschiedenen  Jahreszeiten 
vorberaten  und  präfen,  inwieweit  die 
Ausführung  der  Arbeiten  in  eigener 
Kegie  erfolgen  kann.  Die  ausfüh- 
renden Organe  dieser  Deputation 
sind  Baukontrolleure  des  Hoch-  und 
Tici'bauamtcs,  die  ihr  vom  Magi- 
strate unterstellt  werden.  In  den 
Grundzügen  der  Arbeitsordnung,  die 
den  zweiten  Teil  der  Antrage  bilden,  sind 
die  Mindestforderungen  der  organisierten 
Bauarbeiter,  sowie  die  Bestimmungen 
einiger  fortgeschrittenen  süddeutschen 
Stidte  verwertet.  In  erster  Linie  sollen 
in  und  um  Frankfurt  ansässige,  dann  an- 
dere inlandische,  erst  in  letzter  Linie  aus- 
ländische Arbeiler  verwendet  werden.  Die 
Beschäftigung  von  weiblichen  .^rbeitern 
soll  überhaupt  nicht,  die  von  männlichen 
Arbeitern  unter  6o  Jahren  nur  bei  Arbei- 
ten isher  Erde  Rc^tattct  sein,  sowie  nur  in 
dtT  Ztit  von  ö  Uhr  früh  bis  6  Uhr  abends. 
Für  die  Arbeitszeit,  die  Arbeitspausen 
und  die  Sonntagsruhe,  die  Löhne  und 
die  Kündigungsfristen  gelten  die  Tarif- 
verträge zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern,  die  auf  dem  Gewerbegericht  zu 
hinterlegen  sind.  Im  übrigen  soll  die 
Arbeitszeit  lo  Stunden  dauern  und  der 
ortsübliche  Lohn  gezahlt  werden.  Die 
zwischen  Stadt  respektive  Unternehmern 
und  Aibeitem  festgesetzten  Arbeitsbe- 
dingungen werden  durch  Aushändigung 
der  vom  Frankfurter  Gewerbegericht 
festgestellten  Lohnzettel  an  jeden  Arbei- 
ter bekanntgegeben.  Kantinen  und 
Schlafbaracken  sollen  ausschliesslich  von 
der  Stadt  errichtet  und  betrieben  werden. 
Die  Preise  für  ihre  Leistungen  sollen  so 
festgesetzt  werdeiU  dass  lediglich  die 
Selbstkosten  einschliesslich  Verwaltongs- 


und  Amortisationsspesen  gedeckt  werden. 
Tbcr  Ausführung,  Mindestgrösse,  Be- 
legung der  Baracken,  Art  der  Betriebs- 
und Wirtschaftsführung  sind  besondere 
Bestimmungen  zu  erlassen.  Für  alkohol- 
ireie  Getränke,  ausreichendes  Trinkwasser, 
•Wasch-  und  Badevorkehrungen,  Rettungs- 
und Verbandstationen,  sowie  eine  Kran- 
kenstation zur  vorläufigen  Behandlung 
Erkrankter  oder  Verletzter  ist  zu  sorgen. 
Aus  den  übrigen  Artikeln  heben  wir  noch 
hervor  Artikel  g,  der  für  alle  Streitig- 
keiten, anch  für  die  Arbeiter,  die  reichs- 
gcsctzlich  dem  Gcwcrbegtricht  nicht 
unterstehen,  die  Benutzung  des  Frank- 
furter Gewerbegerichtes  als  Schiedsge- 
richt lind  F.iniijunpsamt  vorschreibt.  Sic 
ist  auf  dem  Lohnzettel  vertragsmässig  zu 
vereinbaren.  Zwecks  Kontrolle  soll  jedem 
Mitglicdo  der  Deputation,  ihren  Kon- 
trolleiu-en,  sowie  den  bauleitenden  städ- 
tisdien  Beamten  der  Zutritt  zu  den 
Arbeitsplätzen  tmd  Wericstätten  jederzeit 
freistehen. 

Wir  haben  es  hier  mit  dem  interessanten 

Versuche  zu  tun.  gemeindlichen  Rati- 
arbeiterschuLz  im  grossen  Stile  zu  treiben. 
Die  Notwendigkdt  eines  energischen  Ein- 
greifens  der  sozialdemokratischen  Ver- 
treter in  den  Gemeindevertretungen  ist 
um  so  grösser,  je  gewahtger  die  Ban- 
unternchmungen  unserer  Grossst-idtc  wer- 
den, je  grösser  der  EinHuss  der  Bauunter- 
nehmer anf  die  Hoch-  und  Tiefbattabtei- 
lungen  der  städtischen  Verwaltung  ist, 
und  je  enger  die  Verbindung  des  Gross- 
kapitals mit  der  Gemeindeverwaltang 
wird, 

X  X 
Beteiiigrune .nDie  Stadt  Dfisseldorf 

gen  sondern    Fonds    für  Be- 

teiligungen der  Stadt  an  gewerb- 
lichen Unternehmungen  eingerichtet, 
und  ihm  von  vornherein  einen 
Betrag  von  15  Mill.  M.  überwiesen,  der 
in  erster  Linie  zum  Ankaufe  von  Aktien 
der  Rheinischen  Bahngesellschaft  ver- 
wendet werden  soll.  Aus  diesem  Fonds 
sollen  allgemein  .Anteile  oder  Aktien  von 
privaten  Unternehmungen  erworben  wer- 
den, deren  Ankauf  durch  das  öffentliche 
Interesse  oder  das  Wohl  der  Stadt 
Düsseldorf  begründet  erscheint.  In  der 
Begründung  wird  darauf  hingewiesen, 
dass  in  neuerer  Zeit  einsichtsvolle  Kom- 
munalverwaltungen sich  nicht  mehr  da- 
gegen verschliesscn  können,  auch  ihrer- 
seits teil  an  den  Versuchen  zur  Zu- 
aammenfasstmg  einzelner  Unterneh- 
mungen zu  grossen  Verbänden  zu  neh- 
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zneti,  Hand  in  Hand  mit  dem  in  den 

grossen  UntcrnclimunRcn  der  Gegenwart 
investierten  Privatkapital  im  öffentlichen 
Interesse  gro>>o  wirtsdhaftliche  Ziele  ge- 
meinsam ins  Auge  zu  fassen  und  immer 
innigere  Verbindung  mit  emandcr  ein- 
zugehen. Die  Vorgänge  auf  dem  Gebiet 
des  Strassenbahnwcscns,  insbesondere  die 
Einrichtung  von  Zweckverbänden  meh- 
rerer Kommunalverwaltungen  zwecks  Bau 
und  Betrieb  von  Strassenbahnnetrcn  wer- 
den als  Beispiel  angcfiahrt.  Der  Fonds 
soll  von  einer  besonderen  Deputation  ver- 
waltet werden,  die  mit  ähnlich  weit- 
gehenden Befugnissen  ausgerüstet  wird, 
wie  sie  die  Deputation  zur  Verwaltung 
des  stadtischen  Grundbesitzes  bereits  be- 
sitzt. Diese  beiden  Deputationen  und  die 
für  die  Hypothekcnvcrwaltung  sollen 
sich  gewissennassen  gegenseitig  ergänzen. 
Die  Verwaltung  des  neuen  Fonds  soll  die 
Befugnis  haben,  Anteile  an  gewerblichen 
Unternehmungen  nicht  nur  zu  gelegener 
Zeit  zu  angemessenem  Preise  zu  erwer- 
ben, sondern  auch  wieder  zu  veräussern, 
wenn  wichtigere  Interessen  dies  erhei- 
schen. Innerhalb  des  Rahmens  des  kom- 
munalen Etats-  und  Rechnungswesens, 
sowie  der  im  Rahmen  des  Etats  zuge- 
wiesenen Kredite  soll  die  Deputation 
mögÜchst  frei  walten  können,  da  es  im 
kaufmännischen  Verkehr  nicht  immer 
möglich  erscheint,  jedesmal  vorher  die  Ge- 
nehmigung der  Stadtverordnetenver- 
sammlung einzuholen.  Die  Buchführung 
Bolll  nach  kaufminnischen  Grandsitzen 
erfolgen  und  alljährlich,  nach  Schhtss 
des  Etatsjahres,  die  Bilanz  nebst  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  den  Stand  der 
Fonds  nachweisen.  Die  Einrichtung  dieser 
Fonds  beweist  wieder  einmal,  wie  sich 
der  Charakter  der  Städteverwaltung 
unter  dem  Einflii«se  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  von  Grund  aus  verändert. 
Wirtschaftliche  Aufgaben  treten  in  den 
Vordergrund  und  nehmen  die  Tätigkeit 
der  Stadtverwaltungen  in  stets  wachsen- 
dem Umfange  in  Anspruch. 
X  X 
Karr«  Chronik  Die  Stadt  Berlin  hat  die 
Zahl  ihrer  Sauglingsfur- 
sorgestellen  um  2  vermehrt. 
X  Der  Hamburger  Senat  hat  hei  der 
Burgerschaft  die  Einfuhrung  einer  alt- 
gemeinen  schulärztlichen  Untersuchung 
der  Schulkinder  beantragt.  X  Der 
Nürnberger  Magistrat  hat  die  ärzt- 
liche Auf-ulu  über  das  Kostkinderwescn 
neu  gercK'-U  uiu!  6  Kostkinderarzic  an- 
gestellt. X  l>'<'  Stadt  t;iiemnitz  hat 
den  Erwerb  der  elektrischen  Strassen- 


bahn  in  die  Wege  geleitet  X  Die  Ge- 
meinde Ree  klinghausen  -  Land  hat 
nunmehr  die  Einrichtung  des  4.  Gemeinde- 
gasthauses beschlossen.  In  Langen- 
bochum. Löntrop  und  Suderwich  besitzt 
die  Gemeinde  bereits  solche  Gasthäuser. 
X  Der  bayerische  Städtetag  beschäf- 
tigte sich  mit  der  Neuregelung  der  staat- 
lichen und  kommunalen  Besteuerung,  so- 
wie mit  der  Aufhebung  der  lojmmimalen 
Oktroiaufschläge. 

X  X 
LItaratar  Dr.  F.  Mangold  behan- 
delt in  den  Mitteilungen 
des  statistischen  Amtes  des 
Kantons  Basel-Stadt  die  im  Jahre  1906 
im  Kanton  Basel-Stadt  erstellten  Neu- 
bauten. Wir  greifen  aus  der  Schrift 
einige  interessante  Mitteilungen  luraus. 
Die  Steigerung  der  Intensität  der  Bau- 
weise, die  in  den  mehrstöckigen  Wohn- 
hausbauten zum  Ausdruck  kommt,  hat 
auch  im  Jahre  igo6  angedauert.  Die 
Zahl  der  Häuser  mit  4  bis  ^Vi  Stock- 
werken ist  gegenüber  dem  Jahre  1905 
um  zirka  10  %  gewachsen.  Mangold 
meint,  solange  jedes  Stockwerk  nur  eine 
Wohnung  fasse,  seien  die  Zustände  nicht 
SO  schlimm.  Erst  wenn  auf  dem  glei- 
chen Boden  mehrere  Wohnungen  lägen, 
begänne  die  Mietskaserne.  Die  Zahl  der 
Wohnimgen  im  gleichen  Hause  ist  aber 
gleichzeitig  mit  der  Zahl  der  Stockwerke 
gewachsen.  Während  im  Jahre  1889  auf 
die  Häuser  mit  i  bis  6  Wohnungen  noch 
90%  entfielen,  ist  diese  TaYA  im  Jahre 
1906  auf  54  gesunken,  die  Zahl  der  Häu- 
ser mit  7  und  mehr  Wohnungen  dagegen 
von  10  auf  45  %  gestiegen.  In  den  neu- 
erbauten  TTäusern  befinden  sich  dement- 
sprechend 47,3%  aller  Wohnungen  zu 
3  und  3  auf  dem  gleidien  Stockwerke. 
Hier  ist  also  die  Mietskaserne  nicht  nur 
in  den  Anfängen,  sondern  ziemlich  weit 
vorgedrungen.  Mangold  sieht  diese 
Entwickelung  der  Wohnungsverhältnisse 
doch  wohl  etwas  zu  optimistisch  an, 
wenn  er  meint,  dass  sich  in  der  Praxis 
die  Dinge  oft  viel  harmloser,  als  in  der 
Theorie,  gestalteten.  Wenn  die  Woh- 
nungen für  sich  abgeschlossen  und  durch 
dichte  Wände  von  einander  getrennt 
seien,  eine  gute  Hausordnung  herrsche, 
ein  vernünftiger  Eigentümer  im  Hanne 
wohne,  ein  I)issohen  Entgegenkommen 
seitens  der  Mieler  vorhanden  sei,  könne 
man  auch  auf  einer  Etage  mit  mehreren 
Wohntmpcn  ganz  gut  wohnen.  Richtig. 
Aber  alle  dicac  Bcdingfungen  sind  in  der 
Praxis  in  der  Regel  nicht  erfüllt.  Sehr 
interessant  sind  auch  die  Bemerkungen 
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über  die  Brandverstdierungssummen  der 
Mehrfamilienhäuser  und  ihr  Verliältnis 
zum  Ertrage  des  Hauses.  Alles  in  allem 
liest  sich  die  Schrift  sehr  anregend.  X 
Der  bekannte  Beigeordnete  der  Stadt 
Essen,  W  i  e  d  f  e  1  d  t ,  bespricht  in 
einem  im  ScMidcrnbdruck  erschienenen 
•Vortrag  die  städtische  Bodenpolitik  nach 
ihren  zwei  Seiten:  der  Erwerbttnir  des 
Grund  und  Bodens  und  vornchmlicli  der 
Verwertung  des  Besitzes,  in  ausführ- 
Edier  Weise.  Er  behandelt  der  Reihe 
ndl  die  noch  heute  am  weitesten  ver- 
breitete Verwertung  städtischen  Grund 
und  Bodens  durdi  Verkauf  zu  möglichst 
hohen  Preisen,  daini  den  Grundstücks- 
wechsel,  der  mit  einer  Beteiligung  der 
Gemeinde  an  Wertzuwachs  bebstet  ist, 
das  Wiederkaufsrecht,  das  Vorkaufs- 
recht und  das  Erbbaurecht.  Finanz-  und 
wcAnangspolitisch  hilt  Wiedfddt  das 
Vorkaufsrecht  für  nahc7u  wertlos,  wäh- 
rend das  Wiederkaufsrecht,  namentlich 
in  Ulm,  günstige  Resultate  ergeben  hat 
Die  Anwendung  des  Erbbaurechtes  kann 
nach  ihm  ernsthaft  nur  dann  in  Frage 
kommen,  wenn  der  Erbbaunehmer  auf 
Gewinnaussichten  keinen  Wert  legt,  mit 
der  Möglichkeit  vorzeitigen  Veräusscrns 
nidit  zu  rechnen  braucht  oder  gegen 
dessen  Nachteile  anderweit  geschützt  ist, 
und  wenn  er  das  Baukapital  sich  zu  ver- 
schaffen in  der  Lage  ist,  also  bei  Bau- 
geno^'ienschaften  und  gemeinnützigen 
Baugescllschaften.  Sehr  eingehend  be- 
handelt Wiedfddt  dann  noch  den  Bau 
der  Wohmmgen  durch  die  Gemeinden, 
auf  den  die  Städte,  die  am  längsten 
Bodenpolitik  treiben,  im  Entwickelungs- 
gange  der  Bodenverwertung  schliesslich 
gekommen  sind.  So  kommt  er  denn  zu 
dem  Resultate,  dass  drei  gangbare  und 
erprobte  Wege  den  Gemeinden  offen- 
stehen, die  bei  ihrer  Grundstücksverwcr- 
tung  auf  die  Dauer  wohnungspolitische 
Ziele  erreichen  und  sich  finanzpolitische 
Vorteile  sichern  wollen:  Verkauf  unter 
Wiederkaufsrecht,  Vergebung  auf  Erh- 
bau  und  Eig^bau.  In  dieser  Reihen- 
folge tritt  nach  ihm  der  Gang  des  Fort« 
schreitens  klar  zu  tage,  wenn  nun  auch 
nicht  alle  Städte  auf  diesen  Weg  fest- 
gelegt werden  sollen. 

Mit  der  Arbeitslosenfürsorge  im  alten 
Basel  beschäflipt  sich  Hans  Joncli  in  der 
Baseler  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Altertumskunde.  IKe  Geschichte  dieser 
Hilfsbestrebungen  zu  gunsten  der  Ver- 
dienstlosen während  des  l8.  Jahrhunderts 
zeigt,  dass  alle  Probleme,  aus  denen  sich 
die    Arbeitslosenfrage  zusammensetzt. 


auch  schon  früher  diskutiert  worden 
sind.  Häufig  blieb  es  lediglich  bei 
Vorschlägen,  die  jahrzehntelang  von 
einer  Behörde  zur  anderen  hin-  und  her- 
geschoben wurden.  Von  besonderem 
Interesse  ist  der  grossartige  Versuch,  die 
Heimarbeiter  auf  der  Landschaft  gegen 
die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  und  der 
Teuerung  zu  versichern.  Es  handelt 
sich  um  die  Posanientcrkasse,  die  im 
Jahre  1789  ins  Leben  trat  und  im  Jahre 
1798  in  den  Stürmen  der  französischen 
Revolntion  zu  gründe  ging.  D:c  Idee, 
die  ihr  zu  gründe  lag,  für  eine  be- 
stimmte Gruppe  von  Arbeitern  einen 
Fonds  zu  gründen,  aus  dem  in  Notfällen 
geschöpft  werden  kann,  ist  in  der  neue- 
ren Zeit  in  den  versdiiedenen  Arbdts« 
losenkassen,  namentlich  in  der  Schweiz, 
wieder  aufgenommen  worden.  Hier 
knüpft  die  Gegenwart  wieder  an  die 
Zeit  des  t'berganges  in  die  kapitalistische 
Produktion  an.  hu«o  linocmnn 

SozIaUstlsche  Bewegung 

Internationa.  Der  7.  internationale  So- 

l"stutKrt   zialistenkongress.   der  am 

18.  August  in  Stuttgart  zu- 
sammentritt, dürfte  die  grösste  der  bis- 
herigen Tagungen  des  internationalen 
Sozialismus  werden.  Hoffentlich  auch 
die  erfolgreichste.  Man  kann  vielleicht 
sagen,  dass  die  Ergebnisse  um  so  grrösser 
sein  werden,  je  geringer  die  Anzahl  der 
posativen  bindcnckn  Beschlüsse  sein 
wird.  Nach  den  Erfahrungen,  die  man 
in  den  abgelaufenen  18  Jahren  gesam- 
melt hat,  dürfte  die  Bedeutung  der  inter- 
nationalen Kongresse  klarer  erkannt 
sein,  als  zu  Anfang.  Man  wird  vor 
allem  daran  festhalten  müssen,  dass  der 
internationale  Kongress  nicht  die  Instanz 
ist,  die  die  Politik  der  Parteien  der 
einzelnen  Länder  regelt.  Der  Fehler, 
der  in  Amsterdam  durch  die  Verallge- 
meinerung der  Dresdner  Re^ohition  t?e- 
macht  wurde,  dürfte  sich  nicht  wieder- 
holen, hat  vielleicht  mit  die  Zer- 
fahrenheit verschuldet,  die  jetzt  in  der 
französischen  Sozialdemokratie  herrscht, 
und  er  hat  sicherlich  zum  Sinken  ihres 
politischen  Eintl\i--t's  beigetragen. 
Geht  die  Aufstellung  allgemeiner  Nor- 
men für  die  politisdie  Tätigkeit  schon 
ühcr  den  Rahmen  einer  internationalen 
Versammlung,  die  naturgemäss  von  den 
speziellen  Verhiiltnissen  in  den  dnzel- 
nen  Ländern  alistrahieren  muss,  so  erst 
recht  eine  bindende  Verpflichtung,  ir- 
gend eine  einzelne  Aktion  zu  unterneh- 
men.   Der  einzige  Beschluss  dieser  Art 
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ist  bisher  die  Fostsct/ung  der  Feier 
am  I.  Mai  geblieben.  In  der  ersten 
Begeisterung  wurde  er  aaf  dem  i.  inter- 
nationalen Kongress  in  Pari?  /1889/  ge- 
fasst.  Man  machte  sich  damals  noch 
nicht  viel  Kopfeerbrechens  über  die 
(irenzai  der  internationalen  Wirksam- 
keit, man  stellte  sich  alles  so  einfach 
vor  und  glaubte,  einen  Weltfeiertag  de- 
kretieren 7.11  können.  Dieser  einzige 
positive  Beschluss  des  internationalen 
Sozialismus  ist  eine  Quelle  von  Ver- 
dricsslichkeitcn,  zum  Teil  von  Verlegen- 
heiten geworderL.  Es  zeigte  sich  auch 
sehr  bald,  dass  dergleichen  zwar  leicht 
beschlossen  werden  kann,  dass  aber  die 
einzelnen,  die  daran  mitwirken,  keines- 
wegs in  gleicher  Weise  die  Verantwort- 
lichkeit für  die  Konsequenzen  über- 
nehmen. Diejenigen  Sektionen  der  In- 
ternationalen, die,  wie  die  deutsche  So- 
zialdemokratie, sich  verpflichtet  fühlten, 
den  Beschluss  möglichst  streng  auszu- 
führen, sind  dabei  fast  am  schlechtesten 
gefahren,  während  die  romanischen  Sek- 
tionen mehr  Begeisterung,  als  Tatkraft  für 
seine  Durchfühnuig  aufwandten  und  daher 
immer  wieder  leichten  Herzen«  für  seine 
Erneuerung  stimmen  konnten.  Man 
mass  es  heute  gestdien:  Der  Gedanke 
der  allgemeinen  Demonstration  durch 
..'Vrbeitsruhe.  wie  er  auf  dem  Pariser 
Kongress  den  dort  Versammelten  vor- 
schwebte, hat  sich  vorläufic:  als  eine  Il- 
lusion erwiesen.  Die  demonstrative  Be- 
deutung der  Maifeier  ist  überhaupt  inso- 
fern gemindert,  als  Regierung  und  Un- 
ternehmertum keineswegs  mehr  durch 
sie  in  Angst  und  Sclurecken  versetzt 
werden.  Sie  wird  nicht  genügend  be- 
achtet, um  eine  gewaltige  Wirkung  aus- 
zuüben. Dtiii  ist  «natürlich;  denn  sie 
kann  nur  zu  einem  allcrklein-ten  Teil 
durchgeführt  werden.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  eine  alljährlich  regelmässig 
wiederkehrende  Demonstration,  die  unter 
allerhand  Kautelen  imd  womöglich  un- 
ter Vereinbarungen  mit  denjenigen  ar- 
rangiert wird,  gegen  die  sie  gerichtet 
sein  soll,  nur  wenig  mehr  aufregen 
kann.  Dagegen  hat  sich  die  Maifeier 
mit  der  Zeit  für  gewisse  Unternehmer- 
kategorieen  als  ein  b^uemes  Mittel  er- 
wiesen, um  die  Strategie  der  Gewerk- 
schaften ZU  durchkreuzen,  um  unbeque- 
men TarifvertrSgen  zu  entgehen,  sie  be- 
günstigt ihre  Taktik,  die  sonst  vielleicht 
durch  die  moralischen  Imponderabilien 
der  öffentlichen  Meinung  ersdiwert  wer- 
den würde.  Wie  der  internationale 
Kongress  in  Stuttgart  über  die  Maifeier 


t)esfliliesscn  wird,  steht  noch  dahin. 
Erfreulich  wäre  es«  wenn  er  einen 
Modus  finden  würde,  der  namentlich  den 
Gewerkschaftsführern  ihre  Ai'.iijribe  er- 
leichterte, wenn  die  Maifeier  überhaupt 
aufhörte,  das  zu  sein,  was  sie  in  ihrer 
gegenwärtigen  Gestalt  allzuoft  wird:  ein 
Gegenstand  von  Differenzen  zwischen  * 
Partei  und  Gewerkschaft,  die  ein  ver- 
schiedenes Mass  von  Verantwortung  zu 
tragen  haben. 
'  Nicht  Bindtuig,  sondern  allgemeine  Ver- 
ständigung  ist  die  Aufgabe  eines  inter- 
nationalen Kongresses.  Damit  soll  aber 
keineswegs  seinen  Resolutionen  |eder 
praktische  Wert  abgesprochen  werden. 
Vermöge  des  moralischen  Schwerge- 
wichts, das  ihnen  innewohnt,  sind  sie 
vielmehr  geeignet,  auch  den  Parteien 
der  einzelnen  Länder  nützliche  Dienste 
zu  leisten.  Namentlich  da,  wo  eine 
kleine  Gruppe  von  Personen  durch  un- 
überlegte Handlungen  oder  durch  eine 
schädliche  Agitation,  für  die  die  ganze 
Partei  dann  die  Verantwortung  zu  tra- 
gen hat,  deren  politische  Wirksamkeit 
beeinträchtigt.  Der  Kongress  würde 
daher  durchaus  kompetent  sein,  bei  dem 
Punkt  Der  Militarismus  und  die  inicr- 
nationalc  Aktion  die  a  n  t  i  m  i  1  ita- 
r  i  s  t  i  s  c  h  e  Propaganda,  wir  ^io  na- 
mentlich in  romanischen  Ländern  beirie- 
ben wird,  entschieden  zu  desavouieren. 
F^s  ist  ein  auf  die  Dauer  unerträglicher 
Zustand,  dass  cm  Herve  in  der  Partei- 
leitung der  französischen  Sozialdemo- 
kratie sitzen  darf,  ein  Mann,  dessen 
ganzes  .A^uftreten  nicht  nur  seine  eigene 
Partei,  sondern  auch  übtf  die  Grenzen 
greifend  die  Gcsinnuii|;  und  die  poli- 
tische Praxis  der  sozialistischen  Parteien 
anderer  Lander  schwer  diskreditiert. 
Der  französischen  Partei  würde  ein 
Dienst  erwiesen  werden,  wenn  sie  durch 
das  Votum  eines  internationalen  Kon- 
gresses gezwungen  würde,  schärfer  gegen 
den  Unfug  in  ihren  eigenen  Reihen  vor- 
zugchen. Und  auf  die  gleichgestimm- 
ten Seelen,  denen  Herve  als  eine  Art 
Autorität  gilt,  könnte  ein  solches  Vo- 
tum nur  abkühlend  und  beruhigend  wir- 
ken. Jedenfalls  ist  es  gerade  Sache 
eines  internationalen  Kongresses,  die 
durch  die  Zngehtirigkeit  zu  einer 
Nation  bedingten  Pflichten  zu  betonen 
und  zu  demonstrieren,  dass  der  Inter- 
nati< iri.il' - der  Sozialdemokratie  keine 
Negicrung  nationaler  Gesinnung  und 
Wirksamkeit  bedeutet,  sondern  berufen 
ist,  diese  auf  breiterer  Basis  zu  ermög- 
lichen. 
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Bei  der  Behandlung  der  Kolonial- 

fragc  wird  der  Knngrcss  sich  sicher 
die  durch  die  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Länder  gerade  in  Kokmialdingen 
gebotene  Keserve  auferlegen.  Dass  dif 
Sozialdemkratie  die  Kolonialpolitik  prin- 
apidl  nicht  ablehnt,  dürfte  auch  der 
internationale  Kongress  bestätiRen,  um 
so  mehr,  als  dort  auch  die  Vertreter  der 
alten  Kolonialländer  ein  Wort  mitzu- 
sprechen haben,  die  gar  nicht  in  der 
L3ge  sind,  sich  durch  allgemeine  Prin- 
zipien bestimmen  zu  lassen,  denen  ihre 
Stellung  vielmehr  durch  die  Geschichte 
rnd  die  wirtschaftlichen  Interessen  ihres 
Ljndcs  zum  grössten  Teil  vorgcschrieboi 
ist.  Haben  wir  doch  im  Auslände  sogar 
Sozialisten  direkt  in  der  Kolonialvcrwal- 
ttn^,  und  dort  auf  verantwortunga- 
schwercn  Posten:  Der  englische  Sozialist 
Sydney  Olivier  ist  Gouverneur  von  Ja- 
malen, der  fnmiÖBisdie  Sozialist  Auga- 
gneur  Gouverneur  von  Madagaskar. 
Nach  den  Angriffen,  die  von  dem 
Bureaukratenklüngel  gegen  Auq  i:.?[ieur 
gerichtet  sind,  zu  schliessen,  hat  dieser 
mit  kräftiger  Hand  in  eine  verrottete 
Wirtschaft  hineingegriffen  und  einer 
Korruption  ein  Ende  gemacht.  Auch  in 
kolonialen  Dingen  kann  die  praktische 
Teilnahme  weite  Möglichkeiten  der 
systematischen  Reform  geben.  Die 
deutsche  Sozialdemokratie  hat  des  Öftem 
erklärt,  da^s  von  einer  prinzipiellen 
Gegnerschaft  gegen  die  Kolmiial- 
politik  nberhatipt  bei  ihr  keine  Rede 
sei,  sondern  nur  von  einer  durch 
das  politische  Regime  in  Deutschland 
nnd  die  spezidle  Art.  wie  unsere  Kolo* 
nialpolitik  betrieben  wird,  bedingten. 
Gleichwohl  könnte  es  nicht  schaden,  wenn 
dieser  Standpunkt  auf  dem  internatio- 
nalen Kongress  etwas  deutlicher  noch 
zum  Ausdruck  gelangt.  Denn  er  wird 
zwar  von  den  offiziellen  Instanzen  der 
Partei,  aber  keineswegs  von  den  tin- 
zelnen  Rednern  und  namenjtlich  nicht 
von  der  Presse,  di«  ja  mit  stärkeren 
Mitteln  arbeiten  mtiss,  immer  festgehal- 
ten. Und  gerade  diese  Äusserungen  sind 
es,  die  den  Gegnern  inuner  wieder  die 
Gelegenheit  bieten,  die  national''  Ent- 
rüstung gegen  unsere  Partei  aufzurufen 
and  den  Kampf  auf  einen  Boden  zu  uber- 
tragen, der  ihnen  günstigere  Chancen 
bietet. 

Mehr  als  allgemeine  Gesiditspankte  wird 

der  Kongress  auch  in  der  Frage  der  Be- 
ziehungen zwischen  Partei  und 
Gewerkschaft  nidit  aufstellen  kön- 
nen. Doch  ist  gerade  hier  der  Austausch 


der  Erfahnmgen  aus  den  verschiedenen 

Ländern  besonders  wichtig  und  lehrreich. 
Denn  es  handelt  sich  hier  um  eine  Ma- 
terie, in  der  die  Anwesenden  absolut 
kompetent  sind,  nnd  der  Vergleich  zwi- 
schen den  verschieden  gelagerten  Ver- 
hältnissen dürfte  ergeben,  dass  gewisse 
Grundzüge  sich  in  der  Tat  konstatieren 
lassen,  dass  aber  auf  der  andern  Seile 
eine  Schablonisiemng  durchaus  schädlich 
für  beide  Bewegungen  wäre,  weil  natur- 
gcmass  der  Charakter  der  wirtscliaft- 
lichen  Klassenbewegung  von  der  wirt- 
schaftlichen Struktur  des  einzelnen  Lan- 
des abhängt. 

Einer  der  wichtigsten  Gegenstände  und 
zugleich  ein  Gegenstand  eigentlicli  inter- 
nationalen Charaktcr.s,  der  auch  einer 
internationalen  Organisation  die  Mög- 
lichkeit direkter  Einflussnahine  bicsn 
würde,  ist  die  Frage  der  E  i  n  w  a  n  d  e  - 
rung  und  Auswanderung  der 
Arbeiter.  Allerdings  ist  sie  noch  nicht 
spruchreif.  Aber  es  ist  notwendig,  dass 
man  beitdten  ihre  Bedeutung  erkennt 
und  nun  vor  allem  danach  trachtet,  die 
notwendigen  Grundlagen  für  eine  .spä- 
tere konkrete  Stellungnahme  zu  .schaffen. 
Ein  überaus  wertvolles  Material  hat  Max 
Scfaippel  in  der  Beilage  zu  Nr.  41  der 
Xeucn  Zeit  dem  Kongress  übergeben. 
Diese  Zusanunenstellung  soll  den  An- 
fang einer  systematischen  Erforschung 
und  Durchdringung  der  ganzen  Materie 
abgeben,  die  in  den  nächsten  Jahren  ge- 
schehen und  bis  zu  dem  Zeitpunkt  voll- 
endet sein  nuiss,  wo  die  Frage  wirklich 
bretmend  wird.  Von  symptomatischer 
Bedeutung  ist  die  Resotntton  der  ameri- 
kanischen Delegation,  die  dem  Stntt 
garter  Kongress  vorliegt:  sie  hält  an  dem 
Standpunkt  des  Internationalismus  zwar 
fest  und  verlangt,  >dass  den  eingewan- 
derten Arbeitern  möglichst  früh  alle  bür- 
gerlichen und  politischen  Rechte  gewährt 
werden«,  dann  aber  heisst  es:  >Die  plan- 
massige  Einfuhr  billiger  ausländischer 
Arbeitskräfte,  die  auf  die  Vernichtung 
der  einheimischen  Organisationen  oder 
auf  die  Herabsetzung  des  sUindqrd  of 
life  abzielt,  ist  mit  allen  zur  Verfügung 
stehemkn  Mitteln  7\\  bekämpfen.« 
Der  letzte  Punkt  der  Tagesordnung,  das 
Frauenstimmrecht,  dürfte  prin- 
zipielle Differenzen  schwerlicli  hervor- 
rufen. Es  scheint  auch  im  allgemeinen, 
als  ob  die  Bedenken,  die  gegen  die  Aus- 
dehnung des  Wahlmlit-  auf  die  Frauen 
selbst  von  sozialistischer  Seite  gehegt 
wurden,  namentlich  das,  dass  die  Frauen 
fürs  erste  eine  Sdiutztruppe  des  Kleri- 
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kalismus-  abgeben  würden,  im  Schwinden 
begriffen  sind,  wozu  einige  Erfahrungen 
der  neuesten  Zeit  beigetragen  haben.  Das 
Recht  der  Parteien  der  einzelnen  Staaten, 
bei  dringenden  politischen  Aktionen  das 
Frauenstimmrecht  zurückzustellen  —  wie 
dies  zuletzt  in  Österreich  und  früher  in 
Schweden  geschehen  ist  —  wird  dadurch 
natürlich  nicht  berührt;  die  Feststd- 
lung  der  politischen  Opportunität  hat 
indessen  ohnehin  mit  den  Beratungen 
eines  internationalen  Kongresses  nichts 
zu  schaffen. 

Wir  wollen  hoiTcn,  dass  der  erste  inter- 
nationale Kongress,  der  auf  deutschem 
Roden  stattfindet,  und  der  gegen  frühere 
Kongresse  auch  den  charakteristischen 
Unterschied  von  vornherein  aafwdslS. 
dass  infolge  der  politischen  Ereignisse 
zu  Beginn  dieses  Jahres  keine  einzige 
der  nationalen  Partden  entschieden  do- 
miniert.  dass  vielmehr  eine  Art  europäi- 
schen Gleichgewichts  hergestellt  ist,  viele 
Anregungen  von  Wert  und  dn  verständ- 

ni  ^volles   Kinvornclinicn     dCT  dnzdiwn 

Nationen  bringen  wird. 

X  X 

••W«o:  Pmr-  Einen  Auftakt  zum  inter- 
tUMg  nationalen  Kongress  brachte 

der  ausserordentliche  Par- 
teitag, den  die  belgische  Sozialdemo- 
kratie am  jo.  Juni  abhielt,  um  über  die 
verschiedenen  Punkte  der  Sttttt^uter 
Tagesordnung  die  Meinungen  auszutau- 
schen. Bei  der  Erörterung  der  Kolonial- 
frage kam  man  sehr  bald  von  den  alt- 
gemeinen  Grundsätzen  auf  das  einzige, 
Belgien  praktisch  interessierende  Pro- 
blem: die  Übernahme  des  Kongostaates, 
die  in  die  Nähe  gerückt  zu  sein  scheint. 
Eine  einfache  Preisgabe  des  ganzen 
Koogowerkes  befürwortet  niemand.  Das 
wäre  auch  ein  völlig  irreales  Verlangen, 
da  Belgien  durch  zu  starke  wirtschaft- 
liche Beziehungen  mit  ihm  verbmiden  ist. 
Der  jetzige  Zustand,  dir  das  gan?e  rie- 
sige Gebiet  dem  König  Leopold  gewisser- 
massen  als  l'nvau /^t-nium  überlässt,  in 
dessen  Verwaltung  die  V'olksvertretung 
nicht  hineinzureden  hat,  ist  aber  eine 
Anomalie,  deren  Aufrechterhaltung  am 
allerwenigsten  eine  demokratische  Partei 
guiheissen  kann.  Bleibt  als  einzige  Lö- 
sung die  Annexion  durch  den  belgischen 
Staat  oder  die  sogenannte  Internationa- 
lisierung.  Vom  allgemdnen  Gesichts- 
punkt aus  wäre  gegen  das  zweite  Mittel 
wenig  einzuwenden,  vorausgesetzt,  dass 
sdne  praktische  Durchführung  nicht  auf 
Schwierigkeiten  und  Verwickelungen 
stiesse;  aber  es  ist  nicht  einzusehen,  wa- 


rum gerade  belgische  Bürger  dafür  ein- 
treten sollen,  die  doch  in  erster  Linie  an 
die  wirtschaftlichen  Interessen  ihres  eige- 
nen Landes  zu  denken  haben.  Vander- 
velde  legte  wohl  mit  Recht  dar,  dass 
man  die  Übemalime  werde  ins  Auge 
fassen  müssen;  er  verlangte,  mcht  ganz 
konsequent,  dass  die  soztalistisdie  Par- 
lamentsfraktion sich  in  diesem  Falle  der 
Abstimmung  enthalten  solle.  Die  selbe 
Auffassung,  nur  noch  entschiedener  und 
positiver,  vertrat  der  Abgeordnete  Dr. 
Tcrwaciio  (vcrgl.  seinen  .Artikel  in  die- 
sem Hefte,  pag.  6j9  ff.),  der  auch  folge- 
richtig für  die  Frdhett  dnes  dird^sn 
Votums  für  die  Übernahme  plädierte.  TÄt 
überwiegende  Mehrheit  des  Partdtags 
entschied  sidi  aber  dagegen.  Man  scheute 
allgemein  die  Verantwortung,  die  später 
zum  Teil  auch  auf  die  sozialistische 
Fraktion  übergehen  würde.  Ein  Stand« 
punkt.  der  sich  verstehen,  aber  nicht 
aufrechterhalten  lässt.  Gerade  dadurch, 
dass  man  die  Verantwortung  mit  an 
tragen  bereit  ist,  stärkt  man  seinen  par- 
lamentarischen Einfluss,  den  man  durch 
Negation  oder  Abstinenz  den  anderen 
preisgibt.  Der  Parteitag  machte  es  den 
Abgeordneten  zur  Pflicht,  gegen  die 
Ub«iiahme  zu  stimmen.  Es  bteibt  ab^ 
zuwarten,  ob  die  konkrete  politische  Si- 
tuation nicht  eine  Änderung  in  der  Hal- 
tung der  Mehrheit  bewirken  wird. 
Die  librigen  Punkte  der  Tagesordnung 
wurden  ohne  sonderliches  Interesse 
schnell  erledigt.  Die  Resolution  über 
den  Militarismus  kommt  über  allgemeine 
Wendungen  nicht  hinaus.  In  der  Frage 
der  Ein-  und  Auswanderung  madite  der 
Parteitag  die  Resolution  der  amerika- 
nischen Delegation,  von  der  oben  die 
Rede  war,  sich  zu  eigen,  nur  ergänzt 
durch  ein  von  Huysmans  beantragtes 
Amendement,  das  alle  Massregeln  verur- 
tdlt,  »die  die  bona  fide  einwandernden 
Arbeiter  abzuwehren  bestimmt  sind«. 
X  X 
Die  Winzerbewegung,  die 
so  urplötzlich  die  Leiden- 
schaften entfesselt  hat,  ohne 
irgend  eine  Umwälzung  odec  gar  die 
sociale  Republik  zu  bringen,  die  manche 
Sozialisten  merkwürdigerweise  gerade 
aus  dieser  Revolte  des  privaten  Grund- 
besitzes emporblühen  sahen  (man  lese 
das  Manifest  der  Partei  in  der  Humaniti 
vom  ja  Juni!)  hat  die  politischen  imd 
persönlichen  Gegensätze  überall  ver- 
schärft und  in  die  Sozialdemokratie  eine 
Verwirrung  der  Begriffe  und  der  Hand- 
lungen   hineingetragen.     Die  radikale 
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Partei  bat  sich  zur  Partei  der  brutalen 
Ordnang,  der  materiellen  Energie  ent- 
wickelt, und  das  Ministerium  Clemenceau 
begeht  eine  Reihe  von  Gewaltakten,  um 
sidi  deren  Vertrauen  zu  erhalten.  Die 
Sozialisten  sind  nun  wiederum  von  der 
entgegengesetzten  Strömung  fortgerissen, 
und  die  Partei  ist  jetzt  bereits  so  weit, 
dass  sie  fast  die  Grenze  zum  Anarchis- 
imis  überschreitet.  Bei  dem  Aufstand  im 
Süden  hat  sie,  was  auch  immer  geschah* 
ohne  viel  zu  prüfen,  den  Weinbauern 
stets  recht  gegeben.  Keinem  sozialisti- 
schen Blatt  fiel  es  ein,  die  Handlungs- 
weise Ferrouls,  des  Bürgermeisters  von 
Narbonne,  zu  tadeln,  der  seine  Demission 
gerade  im  kritischen  Augenblick  nahm ; 
im  Gegenteil,  Ferroul,  der  absolut  nichts 
Vernunftiges  getan  hat,  ist,  seitdem  er 
im  Gefängnis  sitzt,  ein  grosser  Mann 
geworden.  Man  hat  ja  eine  einfache 
Regel :  man  rcisst  die  Regierung  herunter, 
gleichviel,  ob  mit  oder  ohne  Gntad,  und 
alle  Menschen  und  alle  Handlungen  wer- 
den nur  nach  diesem  Schema  beurteilt. 
So  ist  es  dahin  gekommen,  dass  die 
sozialistische  Presse  jetzt  fast  den  Ton 
der  anarchistischen  anschlägt:  die  selben 
Ausdrücke,  die  selben  Masslosigkeiten. 
Und  all  das  geschieht,  damit  die  An- 
archisten, die  in  der  Confediratton  gi- 
nfrale  du  Travail  noch  immer  das  Heft 
in  der  Hand  haben,  gegen  die  sozia- 
listische Partei  nicht  den  Vorwurf  er- 
heben, dass  sie  zu  gemässigt  sei. 
Diese  Haltung  der  Sozialisten  erleichtert 
CS  den  bürgerlichen  Radikalen,  sozialen 
und  politischen  Reformen  gegenüber  eine 
ablehnende  oder  dilatorische  Haltung 
einzunehmen;  das  zeigt  sich  namentlich 
in  der  Behandlung  des  F.inkoinnicn- 
steuerprojekts:  der  Entwurf  Caillaux 
hat  kaum  noch  irgend  welche  Aussichten. 
Wenn  die  Sozialisten  nunmehr  daran  die 
Macht  der  Klasseointeressen,  demon- 
strieren, so  ist  das  sicherlich  zu  einem 
grossen  Teil  srhr  berechtigt.  Man  sollte 
aber  auch  nicht  übersehen,  dass  die  ge- 
eintgte  Partei  das  ihnge  dazu  beigetragen 
hat,  um  die  Situation  zu  verderben.  Mit 
Anarchososialisten  und  Herveisten  ist 
schliesslich  eine  Politik  überhaupt  un- 
möglich. Die  formelle  Einigkeit  darf 
nicht  zu  einem  Fetisch  werden,  dem  die 
Wtriesafflkeit  geopfert  wird. 
Vom  n.  bis  zum  15.  August  wird  die 
Sozialdemokratie  ihren  Parteitag  in 
Nancy  abhalten.  Den  einzigen  wichtigen 
Gegenstand  der  Tagesordnung  bildet  der 
Volksschulunterricht.  Im  übrigen  scheint 
die  Fäutei  jetzt  andere,  merkwürdige 


Sorgen  zu  haben:  Man  wird  über  die 
Mitarbeit  an  bürgerlichen  Blättern  be- 
raten und  über  das  Verbot  an  die  Partei- 
mitglieder, um  Verleihung  von  Orden 
und  sonatigen>  Auszeichnungen  nach- 
zusuchen. Dieser  letzte  Punkt,  etwas 
wunderlich  für  die  Begriffe  deutscher 
Genossen,  muss  also  von  einer  Partei 
behandelt  werden,  die  gerade  in  der 
scharfen  Betonung  der  Prinzipien  und 
in  der  Abweisung  jeder  VtrwSsseruHg 
einen  Grund  fand,  sich  gegen  die  par- 
lamentarische Tätigkeit  der  unabhängigen 
Sozi a ! i sten  abzusperren ! 
Man  kann  unserer  französischen  Bruder- 
partei nur  wünschen,  dass  sie  von  der 
vielleicht  schönen,  aber  nutzlosen  Geste 
der  Intransigcnz  bald  lassen  und  zur 
politischen  .Aktivität  zurückkehren  möge, 
die  auf  dem  internationalen  Kongress  in 
Amsterdam  die  moralische  Autorität 
eines  Jaures  auch  denjenigen  zum  Be- 
wusstsein  bracht^  die  für  die  Dresdener 
Resolution  stimmen  zu  sollen  glaubten. 
X  X 
In  den  Tagen  vom  28.  Juni 
bis  zum  I.  Juli  hat  der 
Kongress  der  Syndikalisten 
in  Ferrara  getagt  Vertreten  waren  25 
Jugendorganisationen,  38  sozialistische 
Sektionen  und  55  Gewerkschaften  mit 
zusammen  1987  Mitgliedern,  Uber  den 
Zweck  und  die  Verhandlungen  des  Kon- 
gresses braucht  hier  nicht  referiert  zu 
werden;  es  sei  auf  den  Artikel  Clauflio 
Treves'  in  diesem  Hefte  (pag.  607  ff.) 
verwiesen.  Die  Hauptleistung  besteht  in 
der  formellen  Abtrennung  der  Syndika- 
listin von  der  Partei,  der  sie  innerlich 
längst  nicht  mehr  angehören.  Die  wet- 
teren Taten  sind:  eine  Resolution  über 
den  Militarismus  im  herviistisdien 
Sinne,  eine  Resoltition,  die  die  direkte 
Aktion  durch  Generalstreik*,  Sabo- 
tage usw.  als  das  einzige  Mittel  zur  Be- 
freiung der  Arbeiterklasse  anerkennt, 
eine  Resolution,  die  die  ganze  .Xrbriter- 
schutzgesetzgcbung  prinzipiell  verwirft, 
und  schliesslich  —  wohl  das  Spass- 
hafteste  des  ganzen  Kongresses  —  eine 
Resolution,  durch  die  £.  Leone  tmd  de 
Ambris  beauftragt  werden,  ein  Syndi- 
kalistisches Manifest  nach  dem  Muster 
des  Kommunistischen  Manifests  abzu- 
fessen.  Die  Bedeutung  des  Kongresses 
für  den  italienischen  Sozialismus  braucht 
nach  diesen  Tatsachen  nicht  weiter  dar- 
gelegt zu  werden.  In  der  Beurteilung 
der  Psychologie  seiner  Akteure  wird  man 
dem  Vorwärts  zustimmen  können,  der 
am  9,  Juli  sich,   wie  fo^  darüber 
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äussert:  »Der  Syndikalismus  hat  sich 
seit  dem  Parteitag  \  ')n  Rom  immer  mehr 
zu  einem  verworrenen  N  fugewerk- 
schaftlertum  entwidcelt,  in  dem  eine 
Handvoll  junger  Akademiker  die  Haupt- 
rolle spielen.  Diese  Leute  mögen  es 
sehr  ehrtich  meinen,  aber . . .  der  Umstand, 
dass  sie  selbst  sozial  entwurzelt  sind,  de- 
klassiert, erfüllt  von  dem  Sensations- 
bedurfnis  junger  Leute  mit  reizbaren 
oder  kranken  Nerven,  bringt  es  mit  sich, 
dass  ihnen  das  Verantwortuo^sgefiihl 
abgeht  für  das,  was  sie  tun,  oder  rich- 
tiger: aniiore  Inn  lassen  .  .  .  .< 
Leider  wird  man  in  Italien  noch  lange 
mit  den  Auswüchsen  der  anarclw- 
so'ialistisclwn  G<\vi.rkschaftstheorieen 
leiden,  da  die  Zcntralverbände  noch  viel 
ni  sdiwach  sind.  Die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  überwiegen.  Für  «liest 
eine  stramme  zentralistischc  Organisation 
zn  schaffen,  ist  ein  schwieriges  Werk, 
das  nicht  so  schnell  von  statten  gehen 
wird;  sie  geben  aber  gerade  aus  diesem 
Gnmde  ein  geeigneteres  Objekt  ab.  an 
dem  vorläufig  syttdikalistischc  Experi- 
mente gemacht  werden  können.  Gerade 
jetzt  tc^te  wieder  ein  Streik  unter  den 
I-andarbcitern  des  Bezirkes  von  Ferrara. 
Die  Agitation  wies  alle  syndikalistischen 
l'hertrc  ibungen  in  schärfster  Form  auf. 
Der  Erfolg  war  erfreulicherweise  schliess- 
lich auf  seilen  der  Arbeiter:  hoffentlich 
werden  sie  ihn  nicht  aufs  Spiel  setzen  I 
Im  Laufe  des  Streiks  wurden  einige 
Fuhrer  verhaftet;  darauf  verlangten  die 
Syndi'.alisti  n  die  Proklamierung  des  Ge- 
neralstreiks im  ganzen  Lande,  was  von 
der  Confcäcrasionc  del  Lavoro  abgelehnt 
wurde. 

Die  von  den  Syndikalisten  verurteilte 
parlamentarische  und  reformistische  Ar- 
beit hat  in  letzter  Zeit  einige,  wenn  auch 
bescheidene.  Erfolge  aufzuweisen.  Die 
Deputiertenkammer  hat  ein  Gesetz,  be- 
treffend die  Post-  vnd  Telegraphenver- 
waltung, angenommen,  das  wiciitige  Re- 
formen in  diesen  ötYentlichen  Dienst  ein- 
führt und  die  Lage  der  Angestellten  be- 
deutend verln-ssert.  Das  Gesetz  i^t  der 
beharrlichen  Tätigkeit  dc.->  Genossen  Ki- 
lippo  Turati  zu  danken.  Femer  ist  das 
Gesetz  über  die  Sonntagsruhe,  das  na- 
mentlich auf  die  Agitation  des  Privat- 
angestclltenverbandes  ztlTttdczuführen  ist, 
deünitiv  verabschiedet. 
X  X 
SdmadM  Die  Entwickelung  der  schwe- 
dischen Sozialdemokratie 
kami  als  erfreulich  bezeich- 
net werden.  Die  Anzahl  ihrer  Anhänger 


ist  im  raschen  Steigen,  die  Organisationen 
sind  in  zunehmender  Festigung  begriffen. 
Vor  10  Jahren  zählte  die  Partei  etwa 
27000  Mitglieder,  die  Zahl  hat  steh  mehr 
als   vervierfacht:    im  Jahre  1906  hatte 
man  1 01  929  Mitglieder,  die  in  170  Orts- 
gruppen  organisiert  waren;  allein  im 
Laufe  des  Jahres  1906  gewann  man  nhrv 
32500   neue.     Die    stärkste  Zunahme 
anter  den  grossen  Städten  hatte  Malmö. 
dann   folgen   Gr'tclKjrg    und  Stockholm. 
Bemerkenswerter  noch  ist  das  Wachs- 
ttnn  in  den  kleinen  Städten  und  länd- 
lichen Distrikten,   die   zum  Teil  über- 
raschende Zahlen  aufweisen.   Im  ganzen 
Lande  wird  eine  überaus  eifrige  Agi- 
tation  hetrieben:    durch  unentgeltliche 
Verteilung  von  Flugschriften  (im  Jahre 
1906  135  ODO  Exemplare),  durch  Vertrieb 
von  Büchern    und    Broschüren    (95  186 
Exemplare),  durch  systematisch  arran- 
gierte Propagandatonren ;  für  die  münd- 
liche Agitation  hat  der  Partei  vorstand  im 
Jahre  1906  14600  Kr.  ausgegeben. 
Die  sozialistisdie  Vertretung  im  Reidis- 
tag.  die  noch  vor  wenigen  Jahren  aus 
dem  Genossen  Branting  allein  bestand 
und  jetzt  das  Dutzend  üborschritten  hat, 
dürfte   durch   die  bevorstehende  Wahl- 
rechtsrcform, die  in  den  Grundzügen  be- 
schlossene Sache  ist.  eine  wesentlidie 
Verstärkung    erfahren.    Die  parlamen- 
tarische   Tätigkeit    der    Fraktion  war 
dank  ihrer  klugen  Leittmg  politisch  wirk- 
sam und  Vertrauen  erweckend. 
In  der  inner n  Entwickelung  haben  sich 
die    Erscheinungen    gezeigt,    die  sidi 
meistens    einstellen,     wenn    aus  cin^r 
kleinen  Gruppe  eine  grosse  Partei  wird; 
eine  Opposition  von  links  her,  die  Be- 
sorgnis, die  prinzipielle   Sch.irfe  könne 
unter   der  praktischen   Anteilnahme  an 
der  Gesetzgebung  leiden,  das  Misstrauea 
der  jungen  Generation,  die  für  die  er- 
fahrene und  daiier  bedaciuigere  Art  der 
Älteren    kein   Verständnis    haben.  Die 
kleine  Schar  der  Anarchosozialisten  oder, 
wie  sie  sich  in  Schweden  nennen,  der 
Jungsosialisten,    die   der   Partei  schon 
manche  Schwierigkeit  bereitet  hat.  wird 
aber  jetzt  in  Schach  gehalten  von  den 
sozialdemokratischen  Jugendorganisa- 
tionen, die  sich  auf  diesem  Felde  sehr 
bewährt  haben.  Dass  dadurch  das  Selbst- 
gefühl der  Jugendbewegung  etwas  ge- 
stiegen ist,  ist  begreiflich. 

X  X 
KMMChroalkDie   deutsche  Sozialdemo- 
kratie Ungarns  hat  am 
29.  und  30.  Juni  in  Buda- 
pest eine  Landeskonferenz  abgebaltea. 
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Bemerkenswert  war  das  Referat  des  Ge- 
nossen J.  Sacli^c  über  die  Wahlreform 
und  die  Nationalitäten.  Der  Redner 
führte  aus,  dass  erst  die  nationale  Be- 
freiung der  nichtmagyarisclicn  Massen 
angestrebt  werden  müsse,  che  man  auf 
das  Erwachen  ihres  Klassenbewusstseins 
rerlinon  dürfe,  und  dass  die  sorialdcmo- 
kratische  Partei  überhaupt  der  Nationali- 
tätenfrage eine  weit  grössere  Bedeutung 
beimessen  müsse,  als  bisher.  X  Auf  einem 
ausserordentlichen  Parteitag  in  Zürich 
am  24.  Juni  wurden  die  Grenzstreitig- 
keiten zwischen  den  Grütlkcrcvicn  und 
den  sozialdemokratischen  Vereinen  be- 
handelt. Die  Resolution  Greulich  be- 
tont, dnss  auch  bei  Meinungsverschieden- 
heiten ein  »brüderliches  Verhalten«  ge-' 
boten  sei ;  sie  madit  femer  »Front  gegen 
alle  Angriffe  auf  die  Rechte  der  Ar- 
beiter«, aber  ebenso  »gegen  den  Anarchis- 
mtis  und  den  anarchistelnden  Antimili" 
tarisnms  tmd  Antiparlamentarismus«  X 
Der  Krtisverein  des  16.  sächsischen 
Reichstagswahlkreises  (Chemnitz) 
hat  im  Organisationsstatut  Urwahlen  und 
Urabstimmtmgen  eingeführt,  wie  die  Ge- 
werkschaften sie  schon  lange  kennen.  X 
Für  Ignaz  Auer  soll  ein  Denkmal 
gesetzt  werden ;  alle  Geldsendungen  sind 
an  den  Kassierer  des  Denkmalkomitees, 
Emd  R<j^kc,  Linden  St.  69,  P.erlin  S\V.. 
•zu  richten.  X  Am  5.  Juli  vollendete 
unsere  unermüdliche  Genossin  Clara 
Zetkin  ihr  50.  Lebensjahr.  X  Der 
Wahlverein  des  3.  Berliner  Rcichstags- 
wahlkreises  hielt  am  9.  Juli  eine  ausser- 
ordentliche Generalversammlung  ab,  die 
sich  mit  dem  Ausschluss  des  Mitgliedes 
Dr.  Friedeberg  befasste ;  es  wiu-de 
ein  Schiedsgericht  gewählt,  und  der  Aus- 
schluss ist  damit  im  Prinzip  beschlossen. 
Man  wird  einen  Ausschluss  wegen  ab- 
weichender Anschautmgen  stets  verwer- 
fen müssen,  man  kann  indes  zugeben, 
dass  gerade  bei  anorchosozialistischen 
Neigungen,  die,  wenn  sie  von  grösseren 
Massen  geteilt  wurden  —  was  in  Deutsch- 
land freilich  zuniich^t  ausgeschlossen 
scheint  — ,  zu  syndikalistischen  Torheiten 
führen  können,  eine  friedliche  Trennung 
im  Interesse  beider  Teile  als  der  beste 
Ausweg  erscheinL  Bedauerlich  ist  nur, 
dass  eine  Persönlichkeit  von  den  Quali- 
täten und  den  Verdiensten  Friedebergs, 
ein  Mann  von  bedeutendem  Wollen  und 
grosser  Festigkeit  des  Charakters  einer 
solchen  Ideologie  anheimfallen  konnte. 
X  Der  Züricher  Grosse  Stadtrat  hat  zu 
seinem  Präsidenten  den  Genossen  Ro« 
bert  Seidel  gewählt.  msipiukn 


gewerfcschaftsbewegung 

l^MaUnUm  Wicdemm  sind  Verhand- 
lungen mit  den  lokaiistischen 
Gewerkschaften  auf  Ver- 
einigung mit  den  Zentralverbänden  ge- 
scheitert. Der  Parteivorstand  hatte  be- 
kanntlich von  dem  Maimheimer  Partei- 
tag den  Auftrag  bekommen,  in  Verbin- 
dung mit  der  Generalkommission  den 
Versuch  zu  machen,  im.  Sinne  der 
Lübecker  Resolution  die  einheitliche 
Organisation  der  Gewerkschaften  da- 
durch herbeizuführen,  dass  den  loica- 
listischen  Gewerkschaften  der  Eintritt  in 
die  Zentralverbände  ermöglicht  werde. 
Diesem  Auftrag  ist  der  ParteiTorstand 
nachgekommen,  wie  sow^ohl  aus  der  loka- 
iistischen Einigkeit,  wie  aus  dem  Vor- 
worts hervoipgeht.  Die  Gesdiäftskom- 
mission  d<  r  /'r*  u  m  l'crcinigung  deutscher 
Gewerkschaften,  die  lokaiistiscbe  Zen- 
trale, hat  sich  aber  gegenüber  allen  Ver- 
suchen, den.  Anschluss  der  ihr  ani;o- 
schlossenen  Gewerkschaften  an  die  Zen- 
tralverbände  «1  fördern,  ablehnend  ver- 
halten. Auf  eine  hierauf  erfolgte  Um- 
frage hin  erklärten  sich  von  50  befragten 
Lokalorganisationen  oder  lokaiistischen 
Zentralverbänden  5  für  Verhandlungen 
mit  dem  Parteivorstand  im  Sinne  des  Zu- 
sammenschlusses mit  den  Zentrahrer^ 
bätiden,  eine  antwortete  bedingungsweise, 
eine  überUess  die  Entscheidung  der  Frage 
der  Geschäftskommission,  und  eine  wollte 
sich  später  entscheiden.  Für  eine  Ver- 
schmelzung mit  den  zuständigen  Zentral- 
verbänden, eventuell  imter  Umgehung  der 
Geschäftskommission,  sprachen  sich  zwei 
lokaiistiscbe  Gewerkschaften  aus.  Im  An- 
söhluss  an  die  Mitteilung  über  diese  Vor- 
gänge erklärt  die  Geschäftskommission 
der  lokaiistischen  Gewerkschaften,  dass 
für  sie  diese  Angelegenheit  bis  zum 
8.  Kongress  hoffentlich  erledigt  sei,  wenig- 
stens habe  sie  nicht  Lust,  durch  fort- 
währende Einigungsversuche  usw.  von 
aussen  her  die  Fortentwickclung  der 
Freien  Vereinigung  stören  und  schädigen 
zu  lassen  und  dabei  noch  selber  mitzu- 
helfen. Wem  das  Programm  und  die  .An- 
schauungen, die  in  der  Freien  l'eremi' 
gung  vertreten  und  propagiert  würden, 
nicht  passe,  und  wer  hcfrieditrt  tim  des 
lieben  Friedens  und  tmi  anderer  Gründe 
willen  in  die  reformerischen  Zentral- 
verbände, die  sich  der  Protektion  der 
sozialdemokratischen  Partei  und  ihres 
gesamten  Vorstandes  einschliesslich  der 
Kontrollkommission  erfreuen,  unter- 
kriechen wolle,  der  möge  gehen.  Die  Ge- 
schäftskonunission  stehe  nach  wie  vor  auf 
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dem  Boden  der  Beschlüsse  des  7.  Kon- 
gresses —  d.i^  bcisst.  auf  dem  Breien  der 
lokalistischen  anarchososialuiischen  Ge- 
werkschaften —  trotz  Lttbede,  Mannheim 
und  trotz  Essen.  Nun  will  der  Partei- 
Torstand  einzeln  an  die  lokalistischen  Ge- 
werkscluften  herantreten,  im  sie  zum 
An^chluss  an  die  Zentralverbände  zu  be- 
wegen. Man  kann  seinen  Bemühungen 
nur  Erfolg  wfinsdien,  und  zwar  in  Inter- 
esse der  künftigen  Entwickelung  der 
sozialdemokradschen  Partei  selbst.  Denn 
die  marehosogialisHsehe,  antiparlamen- 
tarische und  durchaus  antimarxistische 
Propaganda,  die  gerade  in  der  lokalisti- 
sch«!  Bewegung  ihren  Stützpunkt  fand, 
lag  gewiss  nicht  im  Interesse  einer  ge- 
sunden Entwickelung  der  sozialdemo- 
kratischen Bewegung.  Und  darin  liegt  die 
grössere  Gefahr  der  Lokalisten  für  die 
Gesamtbewegung,  nicht  in  ihrer  gewerk- 
schaftlichen Arbeit.  Denn  diese  kann 
emstlichen  Schaden  jetzt  kaum  noch  an- 
richten. Gewerkschaftlich  sind  die  Loka- 
listen denn  auch  schon  längst  gescheitert, 
tind  sie  werden  in  der  Zeit  der  Macht- 
kämpfe noch  vollends  zur  Bcdeutungs- 
knifl^t  herabgedrückt ;  aber  politisch 
haben  sie  noch  einige  Bedeutung  durch 
ihre  destruktiven  Tendenzen  der  sozial- 
demokratischen Partei  gegenüber. 
X  X 
O^'^'Q'werk-Seit  einiger  Zeit  machen  die 
gtlben  Gewerkschaften  viel 
von  sich  reden.  Die  Wiege 
dieser  Organisationen  liegt  in  Frank- 
reich ;  erst  vor  4  Jahren  sind  gelbe  Ge- 
werkschaften auch  nach  Deutschland  vcr- 
gepflanzt  worden.  So  wurden  auf  Be- 
treiben des  Unternehmertums  nach  den 
Machtkämpfen  in  Crim!nit<;chau,  in  .\ugs- 
burg,  Pirmasens,  Dresden.  Berlin  usw., 
an  diesen  Orlen  f^clbe  Gewerkschaften 
der  Textilarbeiter.  Metallarbeiter.  Schuh- 
macher und  Holzarbeiter  gegründet.  Seit 
den  Ut/tcn  Krich-t.niswahlen hat  sich  nun 
auch  der  h't'u  lisi-crbiitid  gcf^en  die  Sozial- 
demokratie der  Sache  angenommen,  und 
(f  hat  seit  Monaten  die  Gründung  von 
gelben  Gewerkschaften  systematisch  be- 
trieben. Zu  Pfingsten  dieses  Jahres  fand 
dann  in  Hamburg  cuiter  Protektion  des 
Reichszerbandes  eine  konstituierende 
Versammlung  der  Gelben  statt.  Es  kam 
dort  zu  einer  Vereinigung  der  gelben  Ge- 
werkschaften zu  einem  Bund  vaterlän- 
discher Arbeitervereine.  Diesem  Bund 
gehören  zunächst  37  Vereine  mit  rund 
70QO  Mitgliedern  an;  doch  steht  der  An- 
schluss  von  weiteren  5  grösseren  Vereinen 
mit  rund  3000  Mitgliedern  in  Aussicht. 


Nach  §  I  der  tn  Hamburg  beschlossenen 

Satzungen  des  Bunflc;  ist  es  Aufgabe 
dieser  neuen  Vereinigung,  »alle  in  Treue 
zu  Kaiser  und  Reich  stehenden  deutschen 
Männer,  die  zu  I'nlcrnehmern  oder 
Unternehmungen  in  einem  Lohn-  oder 
Gdialtsverhältnis  stehen,  ohne  Unter- 
schied ihrer  kirchlichen  oder  parteipoli- 
tischen Stellung  zum  Kampf  gegen  die 
politisch  wie  wirtschaftlich  irreführende 
Sozialdemokratie  zu  vereinigen.  In  die- 
sem Sinne  betrachtet  es  der  Bund  als  eine 
besondere  Angabe,  die  Bestrebungen  der 
Arbeitnehmer  auf  Verbesserung  ihrer 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  zu  unter- 
stfitzen,  aber  im  ausdrücklichen  Gegen- 
satze zu  der  Lehre  vom  Klassenhass  und 
Klassenkampf.«  In  schlichteres  Deutsch 
ubertragen:  Der  Bund  will  den  Arbeiter, 
verrat  in  all  und  jeder  Form  fördern. 
Deshalb  auch  die  verständnisinnige  Unter- 
stützung der  Gelben  durch  die  poli- 
tischen und  die  wirtschaftlichen  Reaktio- 
näre, durch  den  Reiclisverband  und  die 
Scharfmacher.  Der  Gewerkschaftsbewe- 
gung, gegen  die  sich  der  Bund  in  erster 
Linie  richtet,  wird  er  kaum  Abbruch  tun 
können;  doch  dürften  sich  durch  sein 
Eingreifen  die  Machtkämpfe  der  Zukunft 
erhebUch  verschärfen. 
X  X 

JOMHm  Eine  der  grössten  und  er- 
f  olgrcichstenOrganisationen, 
der  Verband  der  Han- 
dels-, Transport-  und  Ver- 
kehrsarbeiter, konnte  kürzlich  das 
Fest  des  loj  ährigen  Bestdiens  feiern. 
Der  Verband  hatte  anfangs  mit  grossen 
organisatorischen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen :  gehören  doch  die  Handelshilfs- 
und Verkehrsarbeiter  zu  den  am  schwer- 
sten zu  organisierenden  Arbcitcrelemcn- 
ten;  das  beweist  schon  ihr  spätes  Ein- 
treten in  eine  intensive  Orgnnisations- 
tätigkeit.  Und  doch  hat  gerade  dieser 
Verband  eine  ungemein  erfolgreiche  Tä- 
tigkeit entwickelt.  l8<)7  mit  27  Orts- 
vereinen und  ein  paar  Tausend  Mitglie- 
dern gegründet^  lütte  er  es  Ende  1906 
auf  257  Ortsvereine  und  81  784  Mitglie- 
der gebracht,  die  Mitgliedcrzahl  ist 
mittlerweile  auf  annähernd  100000  ge- 
stiegen. An  Einnahmen  verzeichnete  der 
Verband  während  dieser  10  Jahre 
3705671  M..  an  Ausgaben  3irX>399  M,, 
davon  695984  M.  für  Streiks  tmd  Lohn- 
bewegungen, 649 162  M.  für  sonstige 
Unterstützungen,  631  088  M.  für  Agita- 
tion und  Presse.  Der  Verband  erzielte 
in  der  von  ihm  geführten  Lohnbewegung 
recht  gute  Erfolge,   und  gerade  dieses 
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erfolgreiche  Wirken  bietet  ihm  günstige 
organisatorisdie  Aassichten  auch  für  die 

Zukunft. 

Noch  eine  andere  Gewerkschaft  konnte 
das  Fest  ihres  lojährigen  Bestehens 
feiern :  der  F  o  mi  s  t  c  c  h  o  r  verband. 
Diese  Organisation  wurde  1897  in  Hildes- 
heim gegründet.  Auch  dieser  Verband, 
der  Träger  einer  sich  über  ganz  Deutsch- 
land erstreckenden  Tarifgenieinschaft  ist, 
hat  sich  in  den  10  Jahren  seines  Beste- 
hens recht  günstig  entwtdcelt 

X   X 

Oniamim  Nach  dem  von  der  ge- 
werkschaftlichen Landes- 
zentrale herausgegebenen 
Bericht  hatten  die  1349  dänischen  Orga- 
nisationen, worunter  59  Zentralverbände 
mit  1226  Zweig\'ereinen,  im  Jahresdurch- 
schnitt 1906  99052  Mitglieder.  Der  Ver- 
mögensstand der  Gewerkschafleti  helief 
sich  auf  3%  Mill.  Kr.  Die  (iewerkschaf- 
ten  sind  auf  dem  Gebiete  des  Unter- 
stütztingswesens  sehr  leistungsfähig,  sind 
von  ihnen  doch  im  Jahre  1906  306863 
Kr.,  im  Jahre  1905  461 240  Kr.  allein 
für  Arbeitslosenunterstützung  verausgabt 
worden.  Aber  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Lohnbcweg^ing  wurde  hervorragendes 
geleistet.  An  Lohnbewegungen  ohne 
Strefles  waren  im  Jahre  1906  insgesamt 
36130  Personen  beteiligt,  an  Streiks  und 
Aassperningen  3222  Personen.  Erfolge 
wurden  erzielt  für  32 112  Beteiligte.  Der 
Landeszcntrale  sind  weitgehende  Befug 
ttisse  eingeräumt,  so  die  Genehmigung 
oder  Atifkundigvmg  von  Tarifverträgen, 
der  Inszenierung  von  Lohnbewegungen. 
Üei  grösseren  Kämpfen,  deren  Durchfüh- 
rung über  die  Kraft  der  Organisation 
geht,  sorgt  die  I.andeszentrale  auch  für 
Anfbringung  der  notwendigen  Mittel.  In 
diesem  Falle  zahlen  alle  Gewerkschaften 
Kampfbeiträge,  deren  Höhe  sich  nach 
den  zur  Durchführung  des  Kampfes  er- 
forderlichen Summen  richtet.  Im  letzten 
Jahre  ist  vom  Parlament  und  unter  Mit- 
wirkung der  sozialdemokratischen  Partei 
ein  Gesetz  zu  Stande  gekommen,  wonach 
den  Arbeitslosenkasscn  der  Gewerkschaf- 
ten Staatszuschüsse  in  der  Hohe  des 
dritten  Teils  der  von  den  Gewerkschaften 
für  Arbeitslosenunterstützung  gemachten 
Aufwendungen  gewährt  werden.  Für 
diese  Zwecke  sind  zunächst  250000  Kr, 
jährlich  ins  Budget  einzustellen. 

X  x; 

UaivB  In  Ungarn  hat  sich  die 
Zahl  der  gewerkschaftlich 
organisierten    Arbeiter  im 

Jahre  1906  nahezu  verdoppdt»  trotz  der 


Verfolgungen  der  Gewerkschaften  durch 
Behörden  und  Unternehmertum.  Die 

^^^tRltcder7ahl  betrug  Ende  1906  in  25 
Landesverbänden  und  13  Lokalvereinen 
153333  (147899  mSnnliche  und  5503 
weibliche) ;  davon  gehören  24  000  dem 
neu  gegründeten  Feldarbciterverband  an, 
so  dass  die  Organisationen  der  gewerb- 
lichen Arbeiter  einen  Mitgliederzuwachs 
von  58159  oder  81,71  %,  von  71  173  im 
Jahre  1905  auf  12933a  im  Jahre  1906 
erzielt  haben.  Von  den  153  332  Gewerk- 
schaftern entfallen  auf  Budapest  57  293, 
auf  die  Provinz  96039.  Von  grösseren 
Organisationen  haben  die  der  Bauarbeiter 
24  757,  die  der  Metallarbeiter  21  057,  die 
der  Eisenbahner  16  401  und  die  der 
Holzarbeiter  14637  Mitglieder.  An  Ein- 
nahmen verzeichneten  die  Gewerkschaf- 
ten insgesamt  1680059  (im  Jahre  1905 
1131987)  K.,  an  Ausgaben  1330208 
(8783^7)  K.  Das  Vermögen  der  Gc- 
werkscliaticn  stieg  von  896793  auf 
1 246  643  K.  Von  den  Ausgaben  sind 
bemerkenswert  für  Arbeitslosenunter- 
stützung 185261  K-,  für  Reiseunter- 
stützung 44368  K.,  für  Rechtsschutz 
12  814  K.,  für  Fachblätter  und  Fortbil- 
dung 174592  K.,  für  Sterbegeld  und 
Krankenunterstützung  141 377  ^*  für 
Witwen-,  Waisen-  und  InvaHdcnunter- 
stützung  90539  K.,  für  Verwaltung  und 
Investierung  307223  K.,  für  Agitation 
277881  K 

X  X 
Kurz«  Chronik  Nunmehr  beruft  der 
Seuefelderbund  zum  29.  Sep- 
tember eine  ausserordent- 
liche Generalversammlung  nach  München 
ein,  um  seine  Auflösung  zu  be- 
schliessen.  Danach  ist  es  also  nicht 
möglich  gewesen,  mit  den  Protestlern 
schiedlidi  friedlich  auszukommen,  so  dass 
nur  durch  die  Liquidation  des  Bundes 
eine  Lösung  der  Einigungsfrage  möglich 
war.  Am  30.  September  findet  ebenfalls 
in  München  eine  ausserordentliche  Gene- 
ralversammlung statt,  um  zu  der  Auflö- 
sung des  Bundes  Stellung  zu  nehmen.  X 
Der  Konditoren  verband  hat  sich 
am  1.  Juli  dem  Backerverband  ange- 
schlossen. Damit  hat  auch  das  Verbands- 
organ der  Konditoren,  Die  Biene,  zu  er- 
scheinen aufgehört.  X  Der  2.  Kongress 
der  christlich-nationalen  Ar- 
beiter und  Angestellten,  der  für 
Januar  bereits  einberufen  worden  war. 
wegen  der  Reichstagswahl  aber  verscho- 
ben werden  mussfe.  ist  nunmehr  auf  den 
20.  Oktober  nach  Berlin  einberufen. 
X  X 

44 
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UMratnr       Von  der    zahlreichen  ge- 
werksdtaftltchen  Literatur, 

die  die  l(t7t<n  Monate  uns 

febracht  haben,  verdient  Dr.  Fanny 
mies  Buch  Die  Tarifverträge  nvisehen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehm  in 
Deutschland  /Jaia,  Gustav  Fischer/  an 
erster  Stelle  vermerkt  zu  werden.  Es 
bietet  zunädlSt  eine  kürzt-  Zusammen- 
fassung des  von  der  selben  Verfasserin 
vor  2  Jahren  herausgegebenen  umfsng- 
reidien  Werkes  Gnvcrhlichc  Priedcns- 
dokwmente.  Es  bietet  aber  mehr,  es  ent- 
hilt  dne  kritische  Beleuchtung  und  prin- 
zipielle Betrachtung  des  in  jenem  ersten 
Werke  enthaltenen  Tatsachenmaterials; 
es  baut  sich  also  auf  den  Gewerblichen 
Friedensdokumenten  auf,  rapt  aber  m 
•vieler  Hinsicht  über  dieses  Werk  hin- 
aus und  verdient  deshalb  weitgehende 
Beachtung  der  gewerkschaftlichen  Kreise. 
Interessant  sind  vor  allem  die  Kapitel 
über  die  historische  Entwickclung  des 
Korporativvertrage?,  wobei  der  vielfache 
Zusammenhang  zwischen  zünftischcr 
Lohnordnung  und  modernen  Tarifbestre- 
bungen nachgewiesen  wird,  ferner  die 
Aubluhrutigen  über  Form  und  Inhalt  der 
Tarifverträge  und  über  die  sozialwirt- 
schaftliche Wirkung  tmd  Futwickclung-^- 
ttndenzcn  der  Tarifgenicinschaftcn.  Die 
Verfasserin  beherrscht  durchaus  die 
Materie;  sie  dürfte  durch  ihre  Schrift 
manches  V'^orurteil  gegen  Tarifgenicin- 
schaftcn hinwegräumen  und  viel  zur 
Kenntnis  und  Förderung  der  Tarifbewe- 
gung beitragen.  Störend  wirkt  auch  liier 
die  Tendenz  gegen  die  >o/;al demokra- 
tische Bewegtmg,  die  in  der  Schrift  ge- 
legentlich hervortritt,  wobei  sogar  eine 
Zitatentstellung  mit  unterläuft.  Dem  Buch 
ist  trotz  dieses  Mangels  eine  grosse  Ver- 
breitung zu  wünschen.  X  l^ie  Frage  der 
Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine  behan- 
delt Rechtsanwalt  Dr.  Kol! enscher 
in  einem  Heft  der  Flugschriftensammlung 
Sozialer  Fortschritt  /Leipzig,  Dietrich/. 
Sehr  gut  wird  das  Wesen  der  Rechts- 
fähigkeit erörtert  und  eine  Kritik  der  Ge- 
setzesvorlage über  die  Rechtsfähigkeit  der 
Berufsvereine  geboten.  Nach  dem  Ver- 
fasser ist  der  Grundgedanke  und  das 
Endziel,  dem  der  Entwurf  zusteuert, 
gut,  die  vorgeschlagenen  Mittel  und 
Wege  zur  Kodifizierung  des  Gewerk- 
si'haftsrechts  durchaus  rürk^rhrittlich, 
reaktionär.  Der  Wert  des  Schriftchens 
wird  durch  die  Verwendung  zu  alter 
Cewcrkschaftszahlen  beeinträchtigt.  X 
In  der  selben  Sammlung  brachte  Leo- 
pold Katseber  eine  Broschüre  Das 


heutige  britische  Gewerkvcreinswesen 
heraus,  m  4er  vorzüglich   die  neuen 

Kämpfe  um  das  Gewerkschaftsrecht  ge- 
schildert werden.  Auch  dieses  Schrift- 
chen bildet  eine  willkommene  Bereiche- 
rung der  gewcrksLliaftlichcn  Literatur.  X 
Von  den  bedeutenderen  Publikationen  der 
Gewerkschaften  selbst  nennen  wir  zu- 
nächst die  vom  Metallarbeiterverband  her- 
ausgegebene Schrift  Paul  Kampff- 
mey  er  s  Streif »üge  durch  die  Theorie 
und  Praxis  der  Arbciterbezirgung  /Stnü- 
gart,  Schlicke/.  Man  kann  es  dem  Ver- 
fasser, wie  dem  Herausgeber  nur  Dank 
wissen,  dass  sie  diese  Schrift,  die  eine 
Zusammenfassung  von  20  im  letzten 
Jahre  in  der  M ctiiUarbeitcrceitung  er- 
!.chienrnen  Artikilii  lüdet,  einem  weiteren 
Publikum  ziigaiiglich  gemacht  haben. 
Dem  die  KampfTmeyersche  Arbeit  ist 
mehr  als  eine  .Xrlikelscrie.  und  sie  ver- 
dient weit  über  die  Mclallarbeilcrkreisc 
hinaus  Beachtung.  Desr  Verfasser  zeigt 
in  dieser  Schrift  die  grosse  Bedeutung 
der  sozialistischen,  speziell  der  .Marx- 
schen  Theorie  für  den  gcwerkschaft^ 
liehen  Kampf;  in  der  Hauptsache  wür- 
digt er  aber  die  gewerkschaftliche  Be- 
wegung als  wichtigen  Faktor  der  Eman- 
zipation der  Arbeiterklasse.  Am  meisten 
sagen  mir  in  dieser  Schrift  die  Kapitel 
nx.  in  denen  die  Beziehungen  der  Ge- 
werkschaften zu  der  Gesamtarbeiterbe- 
wegung und  zur  Gesellschaft  erörtert 
werden.  Die  gewerkschaftliche  Bewe- 
gung wird  dieses  geistige  Rüstzeug,  das 
Kampffmeyer  ihr  hier  bietet,  gut  ge- 
brauchen können  und  gut  zu  verwenden 
wissen.  warn  »fNUMiiDf 

Qenossenschafbbeweflyng 

ö«"<>»»«n-  Zum  erstenmal  hat  der 
m^lxilft  Zentralverband  deut- 

scher Konsumvereine  in 
seinem  vom  17.  bis  zum  19.  Juni  in 
Düsseldorf  abgehaltenen  4.  ordentlichen 
Cenossenschaftstag  eine  Tagung  erlebt, 
auf  die  alle  Teilnehmer  und  die  übrige 
Genossenschafts  weit  nicht  mit  dem  vollen 
Gefidile  der  Befriedigung  über  den  h:ir- 
monischen  Verlauf  und  die  glückliche 
Lösung  der  gesetzten  Aufgaben  zurück- 
blicken können.  Die  Mitteilungen  über 
das  Scheitern  der  Tarif  Verhandlungen 
mit  den  Lagerhaltern  wirkten  deprimie- 
rend und  erbitternd,  und  in  dieser  Vor- 
stimmung liess  sich  der  Genossenschafts- 
tag auch  zu  einer  Behandlung  des  mit 
den  Bäckern  neu  abzuschliessenden 
Tarifvertrags  binreissen,  deren  verhäiqc- 
nisvoUe  I^nseqt^nMn  nur  durdi  eine 
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nachtraglich  noch  glücklicherweise  zu- 
stande gekommene  provisorische  Verein* 

barung  abgewendet  wurden. 

Dem  Genossenschaftstag  voran  ging  eine 

Sonderversammlung  der  Mitglieder  des 

Internationalen  Genosscnscluif  t  Spundes . 
dem  bis  jetzt  80  Vereine  in  Deutschland 
angehören.  Bereits  hier  platzten  ver- 
schiedene Anschauungen  aufeinander: 
nämlich  die  des  Präsidenten  des  Bundes 
Henry  W.  Wolff-London,  der  den  Bund 
zu  einer  möglichst  umfassenden  Organi- 
sation aller  Gcnossenbchaftsartcn  und 
-Strömungen  innerhalb  der  Bewegung 
machen  will,  und  des  Dr.  Hans  Müller- 
Basel,  der  vor  allem  die  notwendige 
Präponderanz  der  Konsumvereine  be- 
tonte. Eine  rege  Bes^chickung  des  in 
Cremona  im  Herbst  des  Jahres  abzuhal- 
tenden tntemationalen  Kongresses  wurde 
beschlossen. 

An  dem  Genossenschaftstag  beteiligten 
sich  zirka  500  Delegierte  deutscher  und 
eine  grosse  Anzahl  \'crt reter  ausländi- 
scher Genossenschaftsorganisationen,  dar- 
unter Gray  vom  englischen  Genossen- 
schaftsbund. Maxwell  von  der  schotti- 
schen C.  W.  S.,  der  Handelsminister 
Högsbro  als  Abgesandter  der  dänischen 
und  Unterstaatssekretär  Elias  als  der 
der  holländischen  Konsumvereine.  Fer- 
ner hatten  die  Gcneralkomvüssion  der 
Gexverkschaftcn  Deutschlands  und  die 
GcwerkscliaftLii  der  Genosscnschaftsan- 
gestelltcn  Delegierte  geadiickt.  Auch  die 
preUSsische  Regierung  und  die  Stadt 
Düsseldorf  hatten  unsere  Tagung  diesmal 
einer  Vertretung  für  würdig  erachtet : 
immerhin  ein  Fortschritt  gegen  früher, 
wo  man  (in  Hamburg)  eine  Hundeaus- 
stellung noch  für  wichtiger  hielt,  als  den 
Kongress  einer  halben  Million  organisier- 
ter Konsumenten.  Den  Vorsitz  führte 
Radestock- Dresden  als  Vorstandsmitglied 
des  Zentralvcrhandes.  Die  Ansprachen 
der  Gäste  bestanden,  wie  gewöhnlich,  in 
Schilderungen  der  Genossenschaftsbewe- 
gtmgen  ihres  Landes. 
Die  eigentlichen  Verhandlungen  wurden 
durch  Ergänzungen  des  Verbandsvorstan- 
stands  und  Sekretärs  zu  ihren  gedruckt 
vorliegenden  Berichten  eingeleitet,  die  wir 
bereits  in  der  vorigen  Rundschau  (pag. 
576)  besprachen.  Auf  Antrag  des  Se- 
kretärs Kanftnann  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  die  eine  Zentralisierung 
des  gesamten  Versicherungswesens  der 
Konsumvereine  (gegen  Unfall,  Haft' 
pflicht,  Feuerschaden,  Einbruch  etc.) 
durch  das  Verbandssekretariat  bezweckt. 
Es  folgte  sodann  ein  Referat  des  zwei- 


ten Vorstandsmitgliedes  Barth-München 
über  den  weiteren  Ausbau  des  ZentroU 

Verbands,  besonders  über  die  Errichtung 
von  Verbandssekretariaten.  Die  von  der 
Verbandsleitung  vm^li^ten  Grundsätze 
für  die  Schaffung  dieser  Institute  (vergl. 
die  Rundschau  im  vorigen  Bande  der 
SoMiatistüehen  Monotskefte,  pag.  488) 
wurden  gegen  3  Stimmen  angenommen, 
dabei  wurde  jedoch  betont,  dass  es  sich 
hier  nur  um  die  Festlegting  allgemeiner 
Grundlinien  handeln  könne,  während 
man  die  Ausgestaltung  der  Einzelheiten 
der  Praxis  und  der  Zukunft  überlassen 
müs^c.  An  ein  Referat  von  Schmidtcben- 
Magdeburg  über  den  gemeinschaftlichen 
Einkauf  der  Konsumvereine  knüpfte 
Eüchlein-Würzbtirg  eine  sehr  beherzigens- 
werte und  berechtigte  Kritik  der  Kon- 
sumverein sbewegtmg  in  Berlin,  das  in 
dieser  Bei^iehung  hinter  den  übrigen 
Teilen  des  Reiches  einhertrottet,  während 
es  doch  der  Bewegung  hunderttausend 
neue  Mitglieder  zuführen  könnte.  Ob 
diese  Ermahnungen  etwas  fruchten 
werden  ? 

Der  zweite  Verhandlungstag  brachte 
dann  das  Ungewittcr.  Genosse  von  Elm 
hatte  sich  der  schwierigen  und  undank- 
baren .\ufgabe  unterzogen,  über  die 
Tätigkeit  des  Tarifamts  und  die  Tarif- 
verhandlungen  mit  den  Owerk- 
schaften  zu  referieren.  In  seinen  fast 
dreistündigen  glänzenden  Ausführungen 
verteidigte  er  den  Standpunkt,  der  in 
einer  Resolution  zum  Ausdruck  kam,  in 
der  es  heisst :  »Genossenschaftliche  Lohn- 
und  Arbeitstarife  können  nicht  auf  sol- 
chen Prinzipien  aufgebaut  werden,  deren 
Durchführung  bei  den  konkurrierenden 
Privatbetrieben  noch  in  weiter  Feme 
liegt  .  .  .  Der  Genossenschaftstag  muss 
es  .  .  .  ablehnen,  schon  heute  solche  For- 
derungen zu  realisieren,  welche  weit  über 
das  hinausgehen,  was  die  Gewerkschaf- 
ten bei  den  privaten  Unternehmern  ver- 
langen und  durchzusetzen  vt  rmögen,  und 
durch  welche  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen eine  grosse  Anzahl  genossen- 
schaftlicher Betrielx-  konkurrenzunfähig 
gemacht  und  damit  ihnen,  sowie  zugleich 
auch  den  von  ihnen  beschäftigten  Per- 
sonen die  Existenzmöglichkeit  geraubt 
würde.  .  .  .  Der  Genossenschaftstag  be- 
auftragt die  TU  diesem  Zwecke  gebildeten 
Instanzen  des  Zentralvcrhandes  dcutsclter 
Konsumveremc  in  eventuell  gewünschte 
Verhandlungen  mit  den  Vertretern  jener 
Organisation  [der  L.iucrlialtcr  und  Hand- 
lungsgehilfen] einzutreten.  .  .  Dabei  ist 
jedoch  zu  bcffidcsichtigen,  dass  i.  die 
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gleiche  Bezahlung  der  Lagerhalter  und 
Lagerhalterinnen,  ±.  die  Festlegung  der 

Umsatzhöhe  pro  Verkaufskraft  für  die 
Konsumvereine  des  Zcntralverbandes  un- 
annehmbar sind.«  Diese  Resolution 
wurde,  nachdem  sich  6  Gewerkschafts- 
vertreter in  zum  Teil  sehr  heftigen  Aus- 
fuhrungen dagegen  gewandt  hatten,  mit 
allen  gegen  3  Stimmen  angenommen.  Da 
sie  in  der  Tat  alles  enthalt,  was  sich  zur 
Begründung  und  Reclufertigung  der  von 
den  Genossenschaften  eingenommenen 
Haltung  sagen  lässt,  so  haben  wir  ihr 
nichts  weiter  hinzuzufügen. 
FiezÜRÜch  des  Dienstvertrages  mit  den 
Lagerhaltern,  dessen  Abschluss  durch 
die  abändernden  Beschlüsse  des  Lager- 
haltcrkongresscs  Cvcrgl.  pag.  577)  ja  zu- 
nächst verhindert  wurde,  wurde  dem 
Vorstand  Ermächtigting  zu  weiteren  \'er- 
handlungen  erteilt.  Dann  ahir  kam  in 
der  berechtigten  Missstitnmung  über  die 
von  gewerkschaftlicher  Seite  gemachten 
Vorwürfe  der  faux  pas  des  Kongres'ics: 
eine  Abänderung  der  Bestimmungen  des 
neuen  Backeitarifs.  durch  die  die  Ver- 
pflichtung zur  Benutztmg  des  gewerk- 
schaftlichen Arbeitsnachweises  wesentlich 
abgeschwächt  wurde.  Nach  der  in  ihrer 
Tragweite  den  meisten  Delegierten  gar 
nicht  zum  Bewusstsein  kommenden  Ab- 
stimmung erklärte  der  \\rt reter  der 
Bäcker,  dass  nunmehr  der  Tarif  für  seine 
Gewerkschaft  unannehmbar  geworden  sei. 
Um  nun  zu  verhindern,  dass  dadurch 
Üs  cum  nächsten  Jahre  eine  tariflosf, 
schreekttche  Zeit  einträte,  wurde  dann 
am  folgenden  Tage  in  einer  Sonderver- 
sanimlung  der  Vereine,  die  Bäckereien 
besitzen,  eine  provisorische  Abmachung 
gLtrnffeii,  wodurch  der  bisherige  Tarif 
auf  ein  Jahr  verlängert  wird  und  die  Ge- 
nossenschaften den  Arbeitsnachweis  aner- 
kennen, abgesehen  von  Enga^ments  von 
Backmeistern. 

So  erlebte  die  Tagung  doch  noch  so 

(twas  wie  einen  versöhnenden  .\b- 
schluss.  Zu  wünschen  wäre  nur,  dass 
auch  zwischen  den  beiden  anderen 
Gewerkschaften  und  dem  Zcntralvcr- 
band  die  Missstimmung  bald  beseitigt 
wurdet 

X  X 
Qewcrksciiaft  Leider  sind  die  Vorgänge, 
Mh.ft*"**^*  dem  Genossenschafts- 
tag unmittelbar  pefolgt 
sind,  nicht  dazu  angitan.  eine  solche 
Hoffnung  vorliiufig  zu  stärken.  Eine 
in  Berlin  abgehaltene  Lagerhalterkon - 
ifercnz  für  Brandenburg  sprach  ihren 
heftigen  Unwillen  gegen  die  Beschlüsse 


des  Genossenschaftstages  und  speziell 
die  Haltung  des  Genossen  von  Elm  aus, 

dem  sie  >unsozialc  Gesinnung«  vorwarf. 
Und  ein  Teil  der  Parteipressc  hat  diese 
Angriffe  leider  übernommen.    So  wird 

in  einem  durch  mehrere  Parteiblätter 
gegangenen  Artikel  erklärt,  dass  die- 
jenigen Genossenschaften,  die  nicht  in 
der  Lage  wären,  jene  Forderungen  zu 
erfüllen,  nicht  auf  der  Höhe  ihrer  Auf- 
gabe stunden,  also  wert  seien,  dass  sie 
zu  gründe  gelicn.  Wenn  nicht  <!if  wrii- 
gchende  Unhekannlschaft  mit  dem 
Wesen,  den  Bedingungen  und  den  Auf« 
gaben  der  Genossenschaftsbewegung 
innerhalb  grosser  l'artcikrcise  eine  nur 
zu  bekannte  Tatsache  wäre,  so  würd'i 
man  hier  vor  etwas  Unbegreiflichem 
stehen.  Wir  sehen,  wie  sich  diese  Par- 
teikreise heute .  bei  einem  Konflikt  zwi- 
schen Genossenschaften  und  ihren  An- 
gestellten ohne  Besinnen  auf  die  Seite 
der  letzteren  stellen,  dabei,  wie  es 
scheint,  ganz  einfach  der  Gewohnheit 
folgend,  die  uns  im  allgemeinen  für  den 
.Arbeitnehmer  und  gegen  den  Arbeitge- 
ber Partei  ergreifen  lässt.  Sie  vergessen 
dabei  oder  wissen  es  nicht,  dass  in  die- 
sem Falle  die  .Irbrttgclwr.  zwar  leider 
noch  nicht  vollständig,  aber  doch  im 
hohen  Masse  identisch  sind  mit  der 
Mas^c  der  Partei-  unrl  Gcwerk-schaftS- 
gcnossen  (von  den  650000  Mitgliedern 
der  Konsinnvereine  des  Zentraiverbandes 
sind  /irk;i  cikiooo  .\rl)eiter).  wälin  nil  d;-,' 
ArbeitntJtmcr  nur  eine  kleine  Fraktion 
der  Arbeiter  darstellen.  Wenn  nun 
.ir.ili  diese  Tat-ache  selbstverständlich 
noch  keine  Garantie  dafür  bietet,  dass 
jeder  Beschluss  dieser  Majorität  ein 
.Atjsfluss  von  Weisheit  und  Gerechtig- 
keit und  über  jede  Kritik  erhaben  ist, 
so  sollte  sie  doch  dieser  Kritik  einen 
anderen,  gcwi^■-crmassen  brüderlichen 
Charakter  anfi)r.tgen.  Auf  alle  Falle 
miisste  es  den  weniger  mit  den  ein- 
schlägigen N'erh.iltiii^sen  vertrauten  Par- 
tcigcno.ssen  doch  zu  denken  geben, 
dass  eine  VersamniUing  von  Leuten,  die 
fast  durchweg  in  Partei-  und  Gewcrk- 
schaftNorganisatiniicn  leitende  Stellungen 
einnehmen,  derartige  Besdilüsse  nahe- 
zu e  i  II 1  i  m  III  i  g  fasst.  und  verhiM- 
dcrn,  dass  man  diese  Beschlüsse  ein- 
fach als  Produkt  des  krassesten  Unter- 
nehmerstandpunktes hcnmtermacht.  Und 
das  angesichts  der  grossartigen  sozialen 
Leistungin.  die  der  junge  Zcntralver- 
band  hi"^  jetzt  -chon  aufzuweisen  hat ! 
Geradezu    deprimierend    aber    muss  es 

wirken,  wenn  diese  Angriffe  sich  nicht 
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nur  gegen  eine  unbekannte  Mehrheit  rich- 
ten, sondern  gegen  eine  Pcr-^nn,  wie  den 
Genossen  von  Eltn,  als  i  mpon  einen 
Mann,  der  mit  einer  Lauterkeit  des 
Charakters,  einer  Selbstlosigkeit  und 
einer  Energie,  ^e  ihn  uns  mit  Stolz  als 
den  unseren  betrachten  lässt,  bercit<  seit 
einem  Mcnschenalter  für  die  Sache  der 
Arbeitersdiaft  seiiie  volle  Kraft  einge- 
setzt hat.  r)a?s  diesem  Manne  heute, 
nicht  etwa  eine  irrige  Meinung,  sondern 
eine  Ausbeutergeainnung  vorgeworfen 
wirdt  dagegen  muss  mit  Empörung  Pro- 
test erhoben  werden. 
Wir  wollen  hier  auf  den  materiellen  In- 
halt der  Streitfrage  nicht  eingehen.  Wir 
wollen  nur  das  eine  hervorheben,  dass 
die  oben  zitierte  Argumentation  viilkicht 
Berechtigung  hätte,  wenn  es  sich  um 
die  Genossenschaften  in  ihrer  Gesamtheit 
handelte.  Sind  diese  nur  durch  Opfer 
seitens  der  Beteiligten  zu  halten,  so 
sind  sie  eben  tmtergeordnete  Wirt- 
schaftsformen, wert.  unterzugehen. 
Etwas  anderes  ist  es  bei  jungen, 
anfblfihenden  Vereinen.  So  gut,  wie 
man  da  von  den  leitenden  Persönlich- 
keiten erwartet,  dass  sie  oft  jahrelang 
ihre  Arbdtskraft  in  ihren  ohnehin  kur- 
zt-n  und  {iberbürdeten  Musscstunden 
dem  Unternehmen  umsonst  zur  Verfü- 
gung stellen,  so  gut  kann  man  auch 
von  den  AnRcstelltcn  erwarten,  dass  s?«» 
wenigstens  das  Opfer  bringen,  diejenigen 
Forderungen,  die  sie  in  Privatbetrieben 
nie  durchsetzen,  ja  nicht  einmal  zu  stel- 
len wagen  würder^  noch  eine  Weile 
zurückzustellen.  In  ihrem  eigenen  In- 
teresse !  Welcher  Reiter  würde  sich  auf 
ein  junges  Fohlen  setzen,  das  unter  ihm 
zusammenbricht,  statt  zu  warten,  bis  es 
ein  .starkes  Pferd  geworden  ist,  das  ihn 
und  noch  andere  tragen  kann? 
In  der  Bekämpfung  der  Dividenden- 
sucht, die  in  manchen  alten  blühenden 
Vereinen  die  Lohn-  und  Arbeit.sbedin- 
gur.gi  der  Angestellten  niederhält,  hat 
der  Lagerhalterverband  den  Zcnlralver- 
band  und  die  führenden  Genossen- 
schafter, an  ihrer  Spitze  wiederum 
von  Elm,  noch  stets  auf  seiner  Seite  ge- 
funden. Aber  auch  hier  kann  es  nur 
Schritt  für  Schritt  vorwärts  gehen;  auch 
hier  ist  der  Unverstand  der  Massen  der 
schlimmste  Feind,  und  gerade  die  Par- 
teipresse kann  hier  nicht  durch  eine 
feitidselige  Bekämpfung,  sondern  durch 
^e  Verleitung  einer  höheren  Auffas- 
sung der  Konsumgenossenschaften  die- 
sen Erziehungsprozess  tmterstützen. 
X  X 


Kon« Cliroaik  Im  württembergi- 
schen    Landtag  wurde 

der  Antrag,  die  Waren- 
haussteuer auf  Konsumvereinsgrossbe- 
triebe auszudehnen,  mit  65  gegen  12 
Stimmen  t)er  Baucnibundlcr,  der  das 
Verbot  der  Teilnahme  von  Beamten  an 
der  Verwaltung  von  Konstnnvereinen  be- 
treffende  mit  4IS  gegen  31  Stimmen  des 
Zentrums  und  der  Bauernbündler  und 
der  Antrag,  dass  die  Regierung  den  Be- 
amten »empfehlen«  solle,  sich  von  Kon- 
sumvereinen fernzuhalten,  mit  68  gegen 
10  Stimmen  der  Bauembündler  abge- 
lehnt. Es  bedeutet  dies  eine  schwere 
Niederlage  der  Konsumvereinsgegner.  X 
Der  Geschäftsführer  des  zusammenge- 
brochenen Karlsruher  Konsumver- 
eins wurde  wegen  Fälschung  der 
Bücher  zu  3  Monaten  Gefängnis  verur- 
teilt, die  durch  die  Untersuchuncshaft 
als  vcrbüsst  erachtet  wurden,  '/eugon. 
Sachkundige  und  Gerichtshof  erklärten, 
dass  keinerlei  persönliche  Motive 
Stösser  geleitet  hätten,  sondern  nur  der 
Wunsdi,  dem  durch  voreilige  Spekula- 
tionen gefährdeten  Verein  wieder  aufzu- 
helfen. X  Am  I.  Januar  igo/  bestanden 
in  Deutschland  25714  Genossen- 
schaften mit  3  860  14.^  Mitgliedern,  von 
denen  der  grösste  Teil,  nämlich  15603 
mit  2 113  653  Mitgliedern,  Kreditgenos- 
senschaften waren.  mnmtKm 

KÜM5T 

Dichtkunst 

■rilirht^*"  Lichtenberg,  der  Göttinger 
*"  Spötter,  hat  über  die  Zu- 

sammenhänge nachgedacht, 
die  zwischen  einer  Kunstform  und  der 
jeweilig  geltenden  Lebensform  der 
dichterischen  N'atur.n  bestehen.  L^nd 
er  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  zu 
seiner  Zeit,  das  heisst  in  der  zweiten 
Hälfte  de?  18.  Jahrhunderts,  die  Romane 
an  Dickleibigkeit  verlieren,  weil  die 
langsam  fahrenden  Reisekutschen  ver- 
drängt werden  durch  die  Uisfigen 
Schncllposten.  Die  Reisenden  haben  die 
Müsse  ihrer  langen,  langen  Fahrt  be- 
nutzt, um  sich  auf  nie  endenden  Tagen 
durch  die  vielen  Bücher  des  Tugend- 
romanes  zu  lesen.  Die  deutschen  .Auto- 
ren haben  von  den  geduldigen  Rriim 
gelernt.  Sie  übcrtrefTen  ihre  Vorbilder 
nrch  an  Gründlichkeit.  an  weit- 
<cl:weifiger  Gewisscnliaftigkcit  des 
Details.  Und  nun  wird  dieser  Um- 
fang mit  einemmal  beträchtlich  ge- 
rineer,  d:i  (lie  Hiuptma'^se  der  Lesenden 
nicht  mehr  genügend  Ruhe  ändet,  sich 
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in  alle  Pracht  des  Wälzers  zu  vertiefen. 
Licfitenberg  hat  seine  Anmerktingr  halb 

ironisch  gemeint,  halb  vorwurfsvoll,  die 
Deutschen  tadelnd,  da  sie  sich  aus  lang- 
lebiger Gewöhnting  nicht  entschliessen 
k«")nneii.  die  Form  des  knappen,  fort- 
stürmenden Talentes  gut  zu  finden.  Aber 
die  Beobachtung  des  klugen,  in  der 
ni.itlieniatischen  Arl)eit  ge>cliuitcn  Man- 
nes enthält  auch  durchaus  ernste  Wahr- 
heit. -  Durch  die  Schnellpostert  wurden 
die  cwiglaufendcn  Romane  der  Hmpfind- 
samkeit  gekürzt;  durch  die  Eisenbahnen 
im  ersten  Stadium  der  tedmisehen  Ent- 
wickclnng  wurde  der  verkürzte  Roman 
noch  mehr  geschmälert,  und  die  Novelle 
wurde  die  beliebteste  Geschichtengattung. 
Mit  den  D-Ziigen,  die  blitzartig  rasen, 
wurde  die  Novelle  auch  schon  unmodern, 
die  Skizze  gewann  eine  nie  geahnte  Be- 
deutung. Sie  wurde  in  einer  raffinierten 
Technik  ausgebildet.  Sic  wurde  von 
den  sublimsten  Literaten  im  Gegensat/ 
zu  vergangenen  Dezennien  gepflegt,  l'nd 
heute  sind  die  Skizzenbände  schon  so 
unzählbar,  schon  so  sehr  ein  Arbeits« 
gebiet  der  alleswollenden.  zahllosen 
Dilettanten  geworden,  dass  die  Auswahl 
aus  dem  Riesenhaufen  eine  strapaziöse, 
durch  imwirtliches  Gestrüpp  führende 
Mühe  ist.  Aber  einiges  in  Betracht 
Kommende  sei  li«vorgehoben,  sei  in  sei- 
ner Art  gekennzeichnet. 
Obenan  Arthur  S  c  h  n  i  t  z  1  e  r.  Sein 
Skizzenband  (er  selbst  nennt  ihn  Novel- 
len) erschien  l^ci  S.  Fischer.  Dämmcr- 
scclcn  steht  auf  dem  Deckel.  Also  ver- 
schattete Gemüter  will  er  beschreiben, 
In  ihnen  Geheimnisvolles,  das  nicht 
durchsichtig  in  der  Sonne  zum  Antasten 
daliegt.  Nebenwegen  des  Gefühlslebens 
will  er  nachgehen.  Er  kann  e.s.  indem 
er  aus  seiner  menschlich-ärztlichen  Er- 
fahrung sich  an  Sonderfälle  der  P.sycho- 
logie  erinnert,  indem  er  vielleicht  auch 
den  abstrakten  Abschnitt  eines  medi- 
zinischen Lehrbuches  in  die  Sprache  und 
die  Anschauungskraft  des  Poeten  ver- 
setzt. Seine  skizzierten  Novellen,  die 
fast  ganz  auf  das  unbelebte  Detail  ver- 
zichten, es  nur  stricheln  und  nicht  aus- 
malen, sind  einfach  Krankheitsbilder. 
Aber  Berichte  von  Patienten,  deren  Puls 
nicht  bloss  gehört,  sondern  deren  Denken 
belauscht  wurde.  Da  nimmt  zum  Bei- 
spiel Scl'nit/ler  eine  Maske.  Er  läs^t 
seinen  Andreas  Thomeyer  selber  reden. 
Der  schreibt  einen  Brief,  in  dem  er  dar- 
legt, dass  er  in  den  Tod  gehe,  um  durch 
sein  freiwilliges  Hinscheiden  die  makel- 
lose Treue  der  Gattia  xu  beweisen.  Die 


Gattin  hat  nämlich  ein  schwarzes 
Kniblein  auf  die  Welt  gebradit  Es  kann 

der  Verdacht  entstehen,  sie  habe  im 
Ehebruch  mit  einem  Neger  den  Kna- 
ben empfangen.  Gegen  diese  Schnöd- 
heit will  Thomeyer,  ein  korrekter,  bis 
aufs  t-Tipfelchen  genauer  Beamter,  sein 
geliebtes  Weib  schützeA.  Und  er  setzt 
sich  hin,  studiert  die  gynäkologischen 
Lehrbücher  und  bezeugt  durch  klipp- 
klare Wissensdnftlichkeit,  dass  seine 
Gattin  sich  nur  versehen,  ihn  niemals 
l)etrogcn  hat.  Der  Dichter  gibt  dem 
Leser  die  Handliabe,  seine  Schreibart  zu 
erkennen.  Kr  i>{  schon  so  gereift, 
dass  er  kühl  und  mächtig  den  höchsten 
Leidenschaften  cntgegenstelu.  Er  hat 
die  Lehrbücher  wohl  selbst  durchstu- 
diert, die  sein  Thomeyer  nennt,  und  er 
verknüpft  die  Daten  nicht  mit  meta- 
physischer  Phantasie,  sondern  mit  rea- 
listischer. Er  wdl  kein  Zeitbild  geben, 
sondern  ein  Personenbild,  eine  Sil- 
houette. Er  darf  keine  breiten  Farben 
und  Worte  gebrauchen,  er  sucht  nach 
den  klitzerkleincn,  zarten  Ausdrücken, 
nach  Rosenworten  mit  halbsttmq»fen 
Stacheln  einer  sachten  Ironie. 
Diese  Kunst  ist  schwierig.  Sie  i«t  vor 
allen  Dingen  nicht  ausgiebig,  weil  sie 
vom  Autor  verlangt,  dass  er  seine  win- 
sigen Arbeiten  sorgfältig  und  enthaltsam 
mit  sich  in  Gedanken  trage,  ehe  er 
sie  vollendet.  Darum  können  die  Skizzen 
nur  von  sehr  Begabten  oder  von  Un- 
begabten, Flüchtigen,  geschrieben  wer- 
den. Sie  brauchen  tcliwdsc  die  Kon- 
zeiitration  des  lyrischen  Gedichtes,  und 
wenn  an  Stelle  solcher  Sammlung  die 
Wucht  des  Verblfiffens,  an  Stdte  der 
spielend  harmonischen  Kunst  die  nur 
schimmernde  und  scheinende  Feuerwerks - 
kunst  des  Situationswitzes,  des  Kalauers 
mit  tragischer  oder  komischer  Pointe 
gesetzt  wird,  dann  kann  die  Skizze  selir 
bald  ein  mangelhaft  Gebilde  sein.  Sie 
ist  >  Oll  <  'k-1ur  Qualität  bei  Schnitzlers 
Landsmann  Raoul  Auernheimer, 
der  seinen  Band  nach  dem  ersten  Ge- 
schichtlein Die  ängstliche  Dada  trcnannt 
hat  /Berlin.  Fleischel/.  Auernheimer  ist 
ganz  zum  Spotten  aufgelegt  und  möchte 
ahnen  lassen,  dass  hiiii rr  seiner  Resig- 
nation^ seinem  Hohnlachein,  hinter  sei- 
nem nicht  bissigen  Knurren  tieferer  Sinn 
liege,  Weisheit  in  Erfahrung  gesammelt. 
Abgeklärtheit  durch  Leiden  vielleicht. 
Vielleicht  Denn  dieser  Schriftsteller  ist 
eines  jener  Talente,  die  nicht  aus  dem 
Boden  wachsen,  sondern  aus  dem  Lite- 
caturbetriebe.  Ein  sehr  gesdiickter  Mit- 
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läufer,  ein  manchmal  famoser  Schwät/rr 
Er    bildet    seine    Skizzen    (auch    e  r 
nennt  sie  Novellen)  aus  Zufällen  des  Ge- 
schickes,    nicht     aus     Regungen  des 
menschlichen  Innern.    Er  holt  die  Be- 
gehnisse aus  der  Zeittmg,  atis  dem  Ro«- 
lettespiel.  mit  manchmal  zotigen  EinfHl- 
len,  und  er  ist  gar  nicht  wenig  über- 
zeugt, dass  diese  Tätigkeit  etwas  sdir 
Achtungswertes  sei.    Er  hat  zum  Teile 
recht  Er  ist  einer  der  liebenswürdigsten 
der  Gattung.    Scimitzler  ist  natürlich 
viel    wichtiger    und    bedeutender,  aber 
Auemheimer  dürfte  die  grosse  Menge 
gewinnen.    Auemheimer   erzählt  zum 
Beispiel,  wie  der  Gatte  an  der  Untreue 
der  Gattin  aus  einer  perversen  Neigung 
allmähltdi  Gesdimack  findet;  wie  zwei 
Liebende  aiiseinandcrkommcn,  als  ihnen 
das   Lieben   zu  bequem   wird,   wie  die 
Dürftigkeit  eines  Beamten   gerade  das 
Motiv  ist,  das  ihn  in  die  Hohe  bringt. 
Ein  lieber  Kerl,  der  Auemheimer,  er 
macht  Witze,   die  am  Kneiptisch,  im 
Tingeltangel   hübsch   sind.     Sein  Buch 
wird  dadurch  ein  bisschen  zum  Tingel- 
tangel.   Man  nennt   das   heute  Über- 
brettl,  und   wenn  es  mit   einigem  Ge- 
schmack hergeht,  ist  man  dankbar. 
Noch  kürzere  Geschichten,    als  Auem- 
heimer, schreibt    Lothar  Schmidt. 
Der  Sammelband  heisst    Der  gerettete 
Sttbttmörder  und  andere  X ovellen /Mün- 
chen,  Georg  Muller/.    Schmidt  ist  mas- 
siger, nicht  so  muffig  und  marod,  wie 
.Auemheimer.    Er  keimt  nicht  bloss  die 
Lebewelt,  Auemheimers  geliebte  Heimat, 
er  kennt  die  Kleinbürgerwelt,  Handwer- 
ker, engbrüstige  Lehrer,  GevattCT  Sdutti- 
der  und  Handschuhmacher,  Lumpen  und 
Mitglieder    der    Liedertafeln.     Er  will 
nicht    eine  Geschichte    in   der  Skizze 
geben,    sondern    ein    Standesbild,  den 
Ausschnitt  einer  Weltanschauung.  Das 
Wort  Milieuskisse  ist  hier  am  Platze. 
Auf  200  bis  300  Zeilen  ganz  tüchtiges 
Leben  zu  zeigen,  ist  immer  sehr  schwie- 
rig.   Und  so  verbleibt  manches  in  der 
Situation.    .Aus   all    den  Kleinigkeiten 
hebt  sich  die  Geschichte  von  den  Riva- 
len hervor.    Die  haben  beide  eine  Frau 
geliebt  und   begraben.    Der    eine  ein 
Retdter.    der    andere    ein  beengter 
Schlucker.     Sic   wallfahrten  alljährlich 
zum  verehrten  Grabe.    Der  Reiche  legt 
prächtige  Blumen  nieder;  der  Arme  nach 
seiner  Dürftigkeit.    Da  gehen  die  Jahre 
hin.    Die  Wallfahrten  werden  seltener, 
die  duftenden  Spenden  werden  geringer 
und  weniger  köstlich.     Bis  der  Reiche 
setner    Trauer    mit    einem  schäbigen 


Kränzlcin  Genüge  tut.  Bis  der  Arme 
schwankend  wird,  ob  er  sich  nun  nidit 
genug  an  seinem  Weh  gesättigt  habe. 

Stille,  lächelnde  Bitterkeit  liegt  über  die- 
sem Werklein  einer  glücklichen  Stunde. 
X  X 
DtlMBHtalti«  Lothar  Schmidt  hat  mit  Er- 
folg das  Pathos  überwun- 
den.   Er  tässt  sich  nicht 
mehr  von  den  Geschicken  zermalmen. 
Er    schreibt    darum    ein  überlegtes 
Deutsch,  das  sidt  fem  hält  von  Lyrik, 
vcm    heissen    Predigen    und  ethischer 
Aufgebrachtheit.  Aber  J.  E.  Poritzky 
ist  ganz  in  Trance,  ganz  in  Erregung, 
wenn   er  die  Feder  spitzt.     Er  glaubt, 
ein  Heiliges  beim  Schreiben  zu  tun,  da.ss 
er  sein  ganzes  Gemüt  entladen  müsse. 
Und  sein  Gemüt  ist  vom  Schmerze  ange- 
füllt, vom  Hunger  oder  von  der  Er- 
innerung des  Htmgers  bedrückt.  Man 
erzählt  von  van  Dyck,  dass  er  nur  im 
vollen  Ritterschmuck  habe  schaffen  kön- 
nen.   Dem  Francesco  Goya  wird  glei- 
ches    nachge-agl.       Man     kann  von 
Poritzky  sagen,  da^.s  er  sich  in  Stcrbe- 
gewändcr  hüllen  müsse,  um  zu  arbeiten. 
Kr   bringt   zwei    Bücher   heraus;  eines 
Meine  Hölle,  ein  Bekenntms  des  eige- 
nen Lebens  und  im  eigenen  Verlag,  das 
zweite   Liebesgezvalten  bei  Carl  Freund 
in  Berlin.    Die  Hölle  der  Erniedrigung, 
der    geistigen    Qual,    der  moralischen 
Vergiftung  hat   Poritzky  durchwandert. 
Er  erzählt  von  ihr  und  von  den  Hollcn- 
wegen  der  übrigen  mit  einer  erschrecken- 
den    Unpe-rhminkthcit.       .'\ber  diese 
vollstän<hj;c  Ehrlichkeit,  dies  Schwelgen 
im  Ungliick  ist  in  keiner  Weise  durch 
eine     Sprachkunsi     begleitet.     Er  hat 
keinen  grossen  Stil,  er  hat  nur  einen 
schwülstigen  Stil.    An  einer  Daseinspo.se 
bleibt  er  haften.    Er  hat  sie  in  der 
leidenden  Phantasie  erschaut.  Ihm  ward 
die  Kraft  versagt,  über  das  leidenschaft- 
liche, dennoch  nüchterne  Bekennen  hin- 
»«.«Zuwachsen.  Dabei  ist  er  von  manchen 
\'orl)iIdern     abhängig,     ein  I".'.lekiiker, 
dessen  Temperament  nur  auf  Stoffliches, 
nie  auf  Formelles  gerichtet  ist  Soll 
man  noch   einmal   betonen,   dass  Olin- 
mscht,  zu  formen,  Ohnmacht  des  Schrift- 
stellers ist?   Aller  Wille  ist  nichts,  und 
gleichzeitig  mit  den  Genien  geplant  ZU 
haben,  ist  kerne  Tugend  mehr. 
X  X 

Rmdaim  Mit  Achtung  stehe  ich  vor 
dem  Entwürfe  eines  jun- 
gen Schriftstellers,  der  als 

Vcrnu'ttler  freincUn  Literattir^Mtc-,  hier 
schon    im    Rühmen    genannt  werden 
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konnte.  Felix  Paul  Greve.  dessen 
Roman  Fanny  Essler  ich  hier  schon  be- 
sprach, hat  Beobachtungen  feiner 
Schattierung  an  den  grossen  Franzosen 

gemacht,  besonders  auf  Flaiihcrt  seine 
ganze  lernbegierige  Aufmerksamkeit  ge- 
wendet, und  sein  Bestreben  ist.  als  selb- 
ständiger Erzähler  durch  lauter  Reali- 
täten die  Menschen  seiner  Geschichte 
reden  zn  lassen.  Er  will  kdnen  Moment 
über  seine  Menschen  reflektieren.  In 
dem  Roman  Maurermeister  Jhles  Haus 
/Berlin,  Schnabel/  blieb  er  in  dem  für 
zweckmässig  erkannten  Willen  befangen. 
Da  kommt  es  nur  auf  die  Fähigkeit  an, 
mit  intttittver  Begabungr  die  Lebensreali- 
täten zu  finden,  die  ab<riltu  massgebend 
sind  für  die  Geschlossenheit  und  objek- 
tive Endgtiltigkeit  der  Dichtung.  Nun 
glaube  ich,  dass  Greve  leider  noch  immer 
nicht  diese  Sicherheit  im  Schilden), 
diese  treffende  Findigkeit  der  Sprache 
besitzt.  Seine  Geschichte  zerfallt  in 
lauter  kleine  Genrebildchen,  gewisser- 
massen  auch  in  Skizzen.  Der  geheime 
Faden,  der  verknüpfend  alle  Kapitel  zu 
einem  Organischen  einen  sollte,  fclilt 
noch.  Es  ist  natürlich  schwer,  stt  ent> 
SdÄeiden.  ob  das  noch  kommen  wird, 
ob  die  ausreichende  Macht  des  plasti- 
sdien  Gestalten«  dem  Verfasser  jemals 
gewährt  sein  wird.  Die  Sachlichkeit, 
die  ungerührte  Wahrheitsliebe  verführt 
ihn  noch  zur  Trockenheit.  Er  kann  das 
Skelett  der  Dinge  und  Menschen  geben. 
Das  Mühende  Fleisch  ist  nicht  Geschöpf 
seiner  Hände.  Da  lebt  im  pommerschen 
Nest  der  Maurermeister  Ihle,  ein  vier- 
schrötiger, grober  Geselle  mit  einem 
nervenkranken  Weib  und  zwei  Mädchen, 
die  sich  zu  züchtigen  Jungfrauen  ent- 
wickeln. Greve  begleitet  die  ganze 
Familie  über  eine  Generation.  Wie  die 
Mädeln  in  die  Schule  gehen,  wie  sie 
Rüpeleien  begehen,  vrie  ihre  Sinne  auf- 
wachen, und  sie  schüchtern  nach  der 
ersten  Liebe  haschen,  wie  der  Vater 
die  Unbehaglichkeit  des  Heims  im 
Wirtshaus  vcrgisst,  wie  er  die  Frau  ins 
Spital  und  hernach  auf  den  Kirchhof 
bringt,  wie  er  sich  ein  neues  Gespons 
in  die  Wirtschaft  setzt,  gegen  dns  seine 
Derbheit  und  üngchobellheit  aufbrausen. 
Es  wird  wohl  deutlich,  dass  Greve  jede 
Sentimentalität  vermeiden  und  geruhig 
seine  Spindel  abwickeln  will;  es  wird 
aber  auch  klar,  dass  seine  Sucht,  die 
Tatsachen  knapp  zu  sammeln,  nur  die 
Lücken  seiner  jungen  Begabung  zeigt. 
X  X 


KvrM  ChrMik  Jetzt,  da  so  viel  Werke  der 

Romantik     unserem  Ge- 
schmack wieder  zugeführt 
werden,  kommt  eine  Publikation  des 

jungen,  in  der  psychnjogi sehen  .Analyse 
eines  philosophischen  Kopfes  noch  nicht 
fpinz  heimischen  Ästhetikers  Rudolf 
Kurtz  sehr  zur  Zeit.  Er  hat  die 
Kunstgespräche  R.  W.  F.  Sol- 
gers bei  Wiegandt  und  Grieben 
in  Berlin  neu  herausgegeben.  Der  Er- 
uin  .ist  das  ästhetische  Bndi,  m 
dem  die  abstrakten  Ideen  des  roman- 
tischen Philnsfiphen  zur  tropischen  Bild- 
lichkeit werden.  Kurtz  schrieb  dem 
Neudruck  eme  fleissige,  aber  mit  tmge- 
übter  Hand  verfasste  Vorrede.  X  Der 
Schauspieler  Friedrich  Kayssler 
dichtet  auch;  er  dichtet  sdiledit,  ver- 
sucht Skizzen,  Kunstdithyramben  und 
weiche  Lyrik.  Er  ist  mit  seinem  Pan 
im  Sahn  /Berlin,  Oesterheld/  als  ein 
gebildeter  Mann  einzuschätzen,  der  die 
Mussestunden  brav  verwendet.  X  Vom 
saftigen  Pantagruel  des  Rabelais  ist 
der  2.  Band  von  Dr.  Owlglass  ver- 
deutscht /München,  Langen/.  Prächtig, 
pausbäckig,  mutig.  «uKmanoHP 

DIVER5A 

Bücher 

^"  seinem  neuesten,  bei 
Rei>sner  in  Dresden  er- 
schienenen Buch  geht 
Bölsche  von  der  Fiktion  aus,  dass  er 
von  seinem  Stan  lpiiiikt  aus  Religions- 
unterricht geben  nuisse,  und  scbliesst  die 
verschiedenen  Kapitel. an  die  Bibelworte 
der  Sch('i])fuiiRsgt schichte  an.  Naturge- 
mäss  gibt  er  uns  nicht  Neues,  aber  das 
Alte  wieder  in  hübscher  Form.  Und  das 
Huch  hat  noch  den  besonderen  Reiz,  ganz 
vorzüghche  Illustrationen  zu  besitzen,  die 
nach  eigenen  Entwürfen  Bolsdies  von 
Heinrich  Härder  ausgeführt  worden  sind. 
Die  Art,  wie  die  vorsintfluthche  Fauna 
in  die  Landschaft  hineingestellt  und  in 
ihrem  Kampf  um  die  Existenz  gezeigt 
wird,  wirkt  ausserordentlich  anschaulich, 
ob  nun  die  riesigen  Iguanodonten  ret- 
tungslos im  Wattenmeer  versinken,  ob 
mächtige  tertiäre  Saugetiere  vor  Step- 
penbränden und  Eisstürmen  flüchten,  ob 
nach  der  Vulkankatastrophe  unendliche 
Wasser  alles  Lebendige  zuzudecken 
scheinen.  Gerade  diese  Bilder  sind  wieder 
ein  Beweis  dafür,  wie  innig  in  Bölsche 
das  künstlerische  Moment  mit  dem  wissen- 
schaftlichen verwachsen  ist     m  hMv.ux 
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OTTO  HÜE  •  ZUM  SOZIflLDEMOKRRTISCHEII 
PARTEITflQ  IM  ESSEN 

M  Mittelpunkt  der  rheinisch-westfälischen  Grossindustrie  wird  dieses 
Jahr  der  Parteitag  der  Sozialdemokratie  Deutschlands  ausammen- 

treten.  Ich  weiss,  manche  auswärtige  Genossen  sind  wenig  erbaut 
davon,  in  die  ^^rossc  Kohlcnkistc  reisen  zu  müssen,  wo  als  Wahr- 
zeichen ein  Schornsteinmeer  aufragt,  die  Sonne  verfinstert  wird  durch 
unendlichen  Industricrauch.  Aber  ist  es  für  die  Delegierten  aus  allen  Gauen 
Deutschlands  nicht  heiehrend,  die  Bedingungen  kennen  zu  lernen,  unter  denen 
die  Parteigenossen  im  grössten  europäischen  Industriegebiet  den  Kampf  zu 
führen  haben?  Ich  hoffe,  sie  werden  sich  im  rhcinisch-westfähschcn  Itulustrie- 
bezirk  recht  angelegentlich  umsehen  und  ihre  freie  Zeit  benutzen,  um  Land 
und  Leute,  die  beispiellos  gewaltige  Ansammlung  von  rroletariern,  die  stolzen 
Zwingburgen  des  Kapitalismus  kennen  zu  lernen. 

Oleich  auf  dem  Wege  vom  Bahnhof  zum  Parteitagslokal  werden  unsere  Gäste 
2wei  Gebilde  betrachten  können,  die  in  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte 
eine  hervorragende  Rolle  spielen;  das  Verwaltungsgebäude  des  Kohlensyndi- 
kats und  den  Frila-^t  des  Bcrj^baulichcn  Vereins.  Dort  präsidieren  die  Kom- 
mandeure der  (kviischcn  Kohlen-,  Eisen-  und  Stahlindustrie,  Das  Kohlcn- 
syndikat  verfügt  über  50  %  der  deutschen,  über  60  %  der  preussischen  Kohlen- 
förderung, gibt  den  Ton  an  bei  der  Preisbemessung  auf  dem  Brennstoffmarkt. 
Die  Matadore  des  Bergbaulichen  Vereins  sind  audi  zugleich  die  Führer  des 
Stahl  Werksverbandes.  46  %  der  Produkte  A  und  57  %  der  Produkte  B  im 
Stahl  Werksverband  entstammen  den  rheinisch-westfälischen  Eisen-  und  Stahl- 
werken. Kohle  und  Eisen,  die  mächtigsten  Hebel  der  Volkswirtschaft,  sind 
den  rheinisch-westfälischen  Industriekönigen  Untertan.  Sic  bilden  das  Rück- 
grat des  Zentralverhandes  deutscher  Ind%utrieUer,  der  so  oft  schon  unheilvoll 
in  die  Speichen  der  Regierungsmaschinc  griff.  Was  ist  neben  den  Herren 
Kirdorf,  Stinnes,  Krupp,  Krabeier,  Thyssen  usw.  ein  Staatsminister?  Die 
//i6rr«/aaffäre  zeigte  <lie  preussische  Regierung  zurückweichend  vor  der  zen- 
tralisierten Macht  der  Industriellen  und  Bankiers.   Das  Ausbleiben  von  Schutz- 
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gesetzen  für  die  Arbeiter  in  der  höchst  gefährlichen  6erg>\'erks-  und  Hütten- 
industrie beweist  die  selbstbewusste  Hauptregiemng  der  Industriekdnige. 
Niclit  vergessen  dürfen  die  Parteitagsdelegierten,  sich,  wenigstens  von  aussen, 
die  ungeheuren  Anlagen  der  Firma  Krupp  anzusehen.  In  ihrer  Essener  Haupt- 
fabrik waren  1906  mit  Beamten  35  745  Personen  beschäftigt.  Wer  die  Massen 
nach  Schichtschluss  aus  den  Fabriktoren  strömen  sieht,  bekommt  einen  Begriff 
von  dem  höhen  Grade  der  hiesigen  kapitalistischen  Konsentration,  mag  sich 
aber  auch  vorstellen,  welche  Riesenarbeit  die  Ruhrgebietsgenossen  zu  leisten 
haben,  wie  kolossal  die  zu  übcrwiiulcndcn  Widerstände  sind.  Auf  den  Ruhr- 
zechen schaffen  etwa  300000  Bergleute.  Davon  ungefähr  220000  unterirdisch, 
abgeschlossen  vom  Sonnenlicht,  entrückt  dem  Tagesgetriebe,  in  dem  sich 
epochale  Ereignisse  abspielen  können,  ohne  dass  der  grösste  Teil  der  Erdunter- 
Wühler  sich  dessen  bewusst  wird.  Herangeschleppt,  zusammengeballt  in 
Werkswohnun^^cn,  werden  Zchntausende  und  Aberzehntausende  von  Proleta- 
riern, die  in  ihrer  Heimat  in  der  grössten  Bedürfnislosigkeit  leben  mussten,  im 
neuen  Arbeitsfeld  das  Kulturniveau  nicht  heben  können.  Wir  müssen  auch 
an  diese  heran,  immer  wieder  heran  an  die  neue  Flut  der  Zuzügler.  1906 
stammten  alldn  von  den  Bergarbeitern  im  Ruhrgebiet  34  %  aus  dem  äussersten 
Ostelbien;  7,24%  entstammten  dem  Auslände.  In  manchen  Bezirken  ist  nicht 
die  Hälfte  der  Arbeiter  einheimisch,  sondern  aus  Ostelbien  und  dem  Auslande 
zugezogen.  Zehntausendc  von  Galizicrn.  Italienern,  Slowenen,  Kroaten.  Rus- 
sen usw.  sind  au«;serdem  auf  den  Hochöfen-,  Kison-  und  Stahlwerken,  bei 
den  Bauten  beschäftiget.  In  manchen  Ortschaften  herrscht  ein  Spiachgewirr, 
dass  ein  Fremder  geneigt  ist,  zu  glauben,  er  befinde  sich  nicht  mehr  auf 
deutschem  Boden.  Die  Bevölkerung  isi  ganz  exzeptionell  angewachsen.  Auf 
dem  Gebiete  der  heutigen  Grossstadt  Essen  wohnten  1880  cr.«;t  82  000  Menschen, 
jetzt  sind  es  über  240000.  Der  Handelskammcrbczirk  Essen  beherbergte  1880 
erst  174000  Einwohner;  jetzt  sind  es  beinahe  500000. 

Unaufhörlich  fluten  die  Massen  im  rheinisch-westfälischen  Industriegebiet  hin 
und  her.  Das  schon  erschwert  unsere  politische  und  gewericschafdiche  Or- 
ganisationsarbeit ungemein.  Die  Individuen  würfeln  durcheinander,  die  Bande 

der  Organisation  und  Disziplin  werden  leicht  gesprengt.  Ein  imbeschreib- 
liches  Volkssfcmisch  ist  entstanden.  Das  ist  der  Stoff,  aus  dem  wir  Staats- 
bürger und  (lewerkschaftsgcnossen  bilden  müssen.  Ich  wünschte  schon  längst, 
diejenigen  Parteigenossen,  die  gern  alles  von  der  Studierstube  aus  schematisie- 
ren, liessen  sich  einmal  im  Ruhrrevier,  im  Saarbecken  oder  in  Oberschlesien 
nieder.  In  diesen  Industriezentren  muss  sich  das  Schicksal  der  deutsdien  Ar- 
beiterbewegung erfüllen.  Hier  sind  die  Mittel  zu  studieren,  unter  denen  wir 
Preusscn-Deutschland  aus  einem  verkappten  Zarat  zunächst  in  ein  modern- 
konstitutionelles  Gemeinwesen  umwandeln  k<'»nnc!i.  Ilirr  kann  auch  am  besten 
studiert  werden,  wie  weit  die  ausschlaggebenden  Massen  der  Industriearbeiter 
schon  befähigt  sind,  selbst  ihr  Schicksal  zu  gestalten. 

IN  Seitenstück  zur  Fastnachtswahl  von  1887  hat  die  Relehstags- 
w  a  h  1  vom  25.  Januar  1907  gebracht.  Darüber  waren  selbst  solche 
Parteigenossen  höcliliclist  erstaunt,  die  nicht  gerade  zu  den  Optimisten 
geh()rten.  Diejenigen  unter  uns.  die  von  einem  unaufhaltsamen  Sieges- 
zug träumten,  wurden  erst  recht  überrascht.  Zumal  ihnen  die  Wahl- 
situation durchaus  günstig  erschien.   Hat  unsere  Partei  agitatorisch  und  tak- 
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tisch  alles  getan,  um  dieses  Wahlergebnis  zu  vermeiden?  Ist  nach  1903  bei 
den  Kundgebungen  der  Partei,  bei  ihrea  Debatten  nnd  BeacUfissen  stets  auf 
ihre  Wterbekraft  Rücksicht  genommen  worden  f  Haben  unsere  experi- 
mentierlustigen und  diskutierfrohen  Parteigdebrten  sich  stets  vor  Augen  ge- 
hahen,  dass  wir  trotz  des  grossen  Wahlsieges  von  1903  eine  Minderheits- 
partei blieben,  die,  wenn  sie  politisch  Einfluss  haben  will,  sich  die  Tür  zu 
den  Nachbarparteien  nicht  verrammeln  darf?  Diese  Fragen  stellen  heisst  sie 
verneinen. 

In  den  Ruhi^bietswahlkreisen  ist  die  Sozialdemokratie  erst  seit  veiliältnis- 

mässig  kurzer  Zeit  eine  nicht  zu  verachtende  Macht  geworden.  1877,  als  wir 
im  Königreich  Sachsen  schon  glänzende  Wahlsiege  erfochten,  wurden  in  den 
Kreisen  Dortmund,  Bochum,  Recklinghauscn-Borken,  Essen  und  Duisburg  zu- 
sammen nur  1 1  687  sozialdemokratische  Stimmen  abgegeben.  Im  Jahre  1903 
waren  es  127394;  am  25.  Januar  1907  fielen  hier  151  7ZI  Stimmen  für  uns. 
Gewiss»  ein  imposanter  Zuwachs.  Vei|;essen  wir  aber  nicht,  dass,  wenn  alle 
in  der  Hauptwahl  nicht  für  uns  stipunenden  Wähler  unter  den  Begriff  reakiio' 
näre  Masse  zu  ru1»rizicren  wären  —  was  manche  Parteigenossen  zu  gern  tun 
—  wir  im  KuhrLjobiet,  auch  in  anderen  Landesteilen,  kein  einziges  Mandat 
hätten  hereinbruigen  können.  Ich  habe  genau  vor  Jahresfrist  in  den  Sozia- 
listischen Monatsheften,  unter  dem  Eindruck  der  personlichen  Erfahrungen 
in  dem  Wahlkampf  um  Altena-Iserlohn  und  Hägen-Schwelm,  geraten,  so  zu 
operieren,  dass  wir  die  unleugbar  vorhandenen  starken  liberalen  Strömungen 
in  den  nichtsozialdemokratischcn  Wnhlcrmassen  nicht  in  das  reaktionäre  Fhiss- 
bett  drängen.  W^er  den  Wahlkanipf  in  Altena-Iserlohn  mitgemacht,  weiss,  wie 
eine  Wahlsituation,  die  uns  als  Genossen  der  Klerikalen  {schwarM-rotes  Kar- 
tell) verdächtigt,  alle  bürgerlichen  Opponenten  vrider  Konservatismus  und 
Klerikalismus  gegen  uns  aufbringt.  Aus  Westdeutschland  ist  gegen  die  Stich- 
wahlparole des  Parteivorstandes  lebhaft  protestiert  worden.  Sie  war  das  natür- 
liche Ergebnis  der  politischen  Konstellation.  Aber  wieviel  sozialdemokratischer 
war  der  Stichwahlruf  unserer  österreichischen  Parteileitung!  Ihre  Parole  hiess 
klipp  und  klar  Gegen  Konservative  und  Klerikale,  für  die  Wteraien  Partei- 
gruppent  Unsere  Parteigenossen  im  Ausland  kämpfen  bei  Wahlen  gegen  alle 
rechtsstehenden  Parteien.  Wir  aber  kamen  in  die  Zwangsk^e,  derjenigen 
Partei  wenigstens  passiv  Wahlhilfe  zu  leisten,  die  die  konservativste  aller  ist: 
dem  Zentrum.  Von  den  paar  demokratrschcn  Elementen,  die  in  der  Zentrums- 
leitung sitzen,  haben  sich  nicht  wenige  Parteigenossen  zu  der  Annahme  ver- 
führen lassen,  das  Zentrum  sei  eine  volksfreundliche  Oppositionspartei.  Das 
war  nie  der  Fall.  Das  Zentrum  hat  mit  demagogischen  Mitteln  die  zeit« 
weiligc  Opposition  nur  organisiert,  um  das  klerikale  Gesellschaftsideal  zu  ver- 
wirklichen. 

Wer  die  Zentrumssozialpolitik  studieren  will,  der  suche  die  deutschen  Landes- 
teile auf,  wo  die  kapitalkräftige  Bourgoisie  und  der  Hochadel  katholisch  ist. 
Dort  sitzen  die  eigentlichen  Dirigenten  der  klerikalen  Partei.  Dass  diese  den 
politischen  und  gewerkschaftlichen  Wünschen  der  katholischen  Arbeiter  fana- 
tisch entgegenwirken,  ist  auch  diesen  Arbeitern  nicht  imbekannt  geblieben.  So- 
gar im  Ruhrgebiet,  wo  sich  die  Zentrumsagitation  den  billigen  Ruhm  der  Ar- 
hcitcrfrcundlichkeit  erwarb,  weil  hier  die  Bourgeoisie  und  das  Unternehmer- 
tum antiklerikal,  meistens  lutherisch-evangelisch  ist,  hier  selbst  haben  notorisch 
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gleich  bei  der  Haupt  wähl  1907  in  den  Kreisen  Bochum,  Dortmund  und  Duis- 
burg viele  bessife  katiiolische  Bürger  gegen  die  aus  der  katholischen  Arbeiter- 
schaft stammenden  Zentrumskandidaten  gestimmt,  wodurch  sie  hinter  den  Na- 
tionalHberalen  zurückblieben.  In  Essen  musstcn  18^  die  katholischen  Arbeiter- 
vereine in  einem  sehr  erbitterten  Wahlkampfe  gegen  den  ndelig^en  Zcntriims- 
kandidaten  den  Arbeiterkandidaten  Stötzcl  durchdrücken.  Ausdrücklich  unter- 
schied damals  das  Organ  der  offiziellen  Zentrumspartei,  die  Essener  Volks- 
geitung,  zwischen  der  »konservativen  Volkspartei«  des  Zentrums  und  der  »soge- 
nannten christUch-soMialen  Arbeiterpartei*  des  Herrn  Stötzel.  Also  selbst 
zur  Zeit  des  heftigsten  Kulturkampfes  die  Betonung,  das  Zentrum  sei  kon- 
servativ gegenüber  der  nach  Anerkennung  und  Gleichberechtigung  strebenden 
katholischen  Arbeiterbewegung!  Und  dieser  durch  und  durch  konservativen 
Partei  musste  die  Sozialdemokratie  1907  den  Vorzug  vor  Kandidaten  von  Par- 
teien mit  immerhin  fortschrittlicherer  Färbung  geben  I 

Wie  verhüten  wir  die  Wiederkehr  einer  solchen  Situation?  Wenn  wir  kon- 
sequent eine  Politik  der  Isolierung  der  Konservativen  nebst  ihren  Gesinnungs- 
genossen und  der  Klerikalen  befolgen.  Wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  dass 
wir  eine  Minderheitspartei  sind,  die  elien  deswegen  schon  um  ihrer  selbst  willen 
verpflichtet  ist,  alle  freiheitlichen  Regungen  der  Volksseele  zu  pflegen,  zu 
leiten  im  Interesse  der  Umgestaltung  Preussen-Deutschlands  in  dnen  modernen 
Verfassungsstaat.  Das  ist  doch  wohl  die  nächste  politische  Au.fgabe  aller 
Fortschrittsfreunde  in  Deutschland. 

IE  preussische  Wahlrechtsbewegung  hat  einen  neuen 

Anstoss  erhalten  durch  die  sich  dem  Artikel  Naumanns  im  Berliner 

T o^cblütt  anschliessende  lebhafte  Presserörtcrung.     Wie    wir  uns 

in  dem  Wahlrcchtskampt  zu  stellen  haben,  das  sagt  der  Vorwärts  am 

18.  Juli  1907  mit  folgenden  Worten: 

»Die  sozialdemokratisdie  Arbeiterschaft  bildet  zurzeit  nur  die  Minderheit  des 
Volkes.  Sic  vermag  deshalb  so  lange  die  Reaktion  nicht  zu  den  von  ihr  erstrebten 
Zugeständnissen  zu  zwingen,  als  sie,  ohne  selbst  die  grosse  Macht  im  Staat  zu 
repräsentieren,  von  den  bürgerlichen  Parteien,  die  sich  als  Anhänger  des  allgemeinen, 
gleichen,  direkten  und  geheimen  Wahlrechts  auch  für  riie  F.in/ilstaatcn  aii-Rvbcn, 
nicht  unterstützt  wird.  Die  proletarische  Wahlrechtsbewegung  in  Österreich  konnte 
gerade  deshalb  eine  nnwiderstebüche  Stosskraft  entfalten,  weil  sie  von  starken 
bürgerlichen  Elementen  unterstützt  wurde.  Sie  hätte  den  Widerstand  der  wahlrccbts- 
feindlichen  Reaktion  wahrscheinHch  nicht  zu  überwinden  vermocht,  wenn  ihr,  wie 
in  Deutschtand,  das  gesamte  Bürgertum  teils  direkt  fdndtidi,  teils  völlig  apathisch, 
wo  nicht  missgünstig  gcgenübt^gcstanden  hätte.  Bei  uns  in  Deutschland  aber  stand 
einer  viel  stärkeren,  kampfentschlosseneren  Reaktion  einzig  die  Sozialdemokratie 
gegenüber:  die  in  Frage  kommenden  bürgerlichen  Kreise.  Freisinn  und  Zentrum, 
beobachteten  eine  Neutralität,  die  nicht  einmal  eine  wohlwollende  war.  Ganz  anders 
hätten  sich  die  Chancen  des  Sturms  gegen  das  Dreiklassenwahlrecht  gestaltet,  wenn 
sidi  der  Freisinn  und  das  Zentrum  dieser  Bewegung  angeschlossen  hätten.« 

Dazu  vorerst  einige  Randbemerkungen:    Wenn  unter  sosialdemokratiseher 

Arbeiterschaft  nur  Arbeiter  im  landläufigen  Wortsinne  verstanden  sein  sollen, 
dann  kann  ich  dieser  Einengung  unserer  Partei  nicht  zustimmen.  Wo  blieben 
unsere,  sogar  an  leitender  Stelle  stehenden  Parteigenossen,  die  entweder  aus 
besitzenden  Bürgerskieisen  zu  uns  kamen  oder  ehedem  bessere  bürgerliche 
Berufe  ausübten?  Oder  sollen  das  unsere  einzigen  Gewinne  aus  jenen  Kreisen 
bleiben?  Warum  ist  es  eigentlich  in  den  letzten  Jahren  in  unserer  Partei- 
pressc  gebräuchlich  geworden,  so  zu  schreiben,  als  ob  wir  auf  die  bürgerlichen 
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InieOigeiuen  Verzicht  leisteten?  Die  Meinung  sollten  erst  recht  nicht  die 
F^eigcnossen  aufkommen  lassen,  die  selbst  ans  der  bürgerUcken  InUlUgens 

stammen.  Ich  kann  keinen  Fortschritt  darin  erblicken,  dass  in  den  letzten 
Jahren  vielfach  eine  parteiverengende  Praxis  geübt  wurde.  Sollen  wir  eine 
Sekte  werden?  Auch  das  ist  eine  Frage,  deren  Beantwortung  bei  einer  selbst- 
kritischen Betrachtung  des  Wahlausfalles  vom  25.  Januar  1907  ins  Gewicht 
fallt 

Emstiaft  wird  wohl  auch  der  Vorwärts  nicht  annehmen,  das  Zentrum  wfirde 
neben  uns  im  Kampfe  gegen  das  Dreiklassenwablrecht  au  finden  sein.  Das 
Zentrum  ist  eine  geborene  Mtnderheitspartei  in  Preussen.  Es  wird  auch 
unter  einem  gleichen,  direkten  und  geheimen  Wahlrecht  im  preussischen  Land- 
tag keine  wesentlich  andere  Rollo  spielen  können,  als  jetzt.  Hierzu  kommt 
aber,  dass  die  Einführung  des  Reichstagswahlrechts  für  den  preussischen 
Landtag  den  yon  der  konservativen  Zentrumsleitung  jetzt  niedergehaltenen 
katholischen  Arbeitern  in  Preussen  einen  massgebenden  Einfluss  in  einer  Reihe 
von  Wahlkreisen  verschaffen  würde.  Wer  die  christliche  Gewerkschaftspresse 
aufmerksam  verfolgt,  weiss,  wie  es  im  Lager  der  katholischen  Arbeiter  stürmt 
und  drängt,  wie  immer  lauter  der  Ruf  nach  direkter  Mitwirkung  an  der  Gesetz- 
gebung erschallt,  die  Sprache  immer  revolutioairer  wird.  Unter  der  Geltung 
des  Dreiklassenwahlrechts  drücken  die  katholischen  agrarischen  und  industriel- 
len Unternehmer  nd>st  mittelständlichem  Anhang  den  Arbeiter  an  die  Wand. 
Ist  das  doch  sogpr  TTcrrn  r>ic>l)crts  1905  passiert,  als  er  von  den  katholischen 
Arbeitern  in  Mülheim-Wipperfürth  zum  Landtagskandidaten  präsentiert 
wurde.  Die  besseren  Katholiken  w^arfen  Giesberts  einfach  bei  scite.  Wird  das 
Reichstagswahlrecht  lur  den  preussisdien  Iiandtag  eingeführt,  dann  tritt  der 
Klassengegensatz  in  der  Zentrumspartei  auch  bei  den  Landtagswahlkandida- 
turcn  schärfer  in  die  Ersdieinung.  Eine  Reihe  Kreise  wird  man  <lcn  Arbeiter- 
kandidaten geben  müssen,  gegen  die  unter  den  f^cborcncn  Inhabern  der  Zen- 
trumsmandatc  eine  grimmige  Wut  herrscht.  Schon  darum  hat  es  das  Zentrum 
mit  der  Wahlreform  gar  nicht  eilig.  Es  muss  imr  tun,  als  ob  es  reformfrcund- 
licfa  wäre.  So,  wie  die  Dinge  heute  liegen,  kann  es  nach  Bedarf  mit  den  ge- 
sinnnngsverwandten  Ktmservativen  im  Landtage  die  Mehrheit  bilden,  ohne 
in  den  kompromittierenden  Verdacht  einer  Regierungspartet  sans  phrase  zu 
kommen.  Cberdics  sind  die  Klerikalen  auch  prinzipiell  gegen  das  gleiche 
Wahlrecht  Sie  stimmen  ihm  nur  zu,  wenn  mit  dem  demokratischsten  Wahl- 
recht sich  —  wie  noch  in  Bayern  —  das  klerikale  Interesse  auch  wahrnehmen 
lässt  Die  Illusion,  das  Zentrum  werde  für  das  Reichstagswahlrecht  in 
Preussen  kämpfen,  darf  man  gar  nicht  aufkommen  lassen.  Der  Vorwärts  hat 
flenn  auch  in  späteren  Artikeln  das  Zentrum  ganz  richtig  als  Wahlrechtsfeind 
gekennzeichnet. 

Anders  steht  es  mit  den  Parteigruppen,  die  nur  durch  ein  besseres  Wahlrecht 
gewinnen  können.  Das  sind  ausser  den  Sozialdemokraten  die  linksliberalen 
Freisinnigen  und  diejenigen  unter  den  Nationalliberalen,  die  von  dem  Jung- 
liberalismus getragen  werden.  Darum  appelliert  der  Vorworts  folgerichtig 
an  die  >bürgerlichen  Parteienc,  die  gleich  den  österreichischen  liberalen  im 
eigenen  Interesse  für  eine  Wahlrechtsreform  eintreten  wollen.  Wir  bilden 
>zurzeit  nur  die  Minderheit  des  Volkesc,  schreibt  der  Vorwärts.  Wenn  wir 
uns  dieser  Wahrheit  nur  stets  bei  Parteitagsbeschlüssen,  Parteidiskussionen  und 
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"PutätütHonen  erinnern  wollten,  so  kirnen  wir  von  selbst  auf  den  Weg,  der  uns 
den  vom  Vorwärts  angerufenen  Bundesgenossen  näher  bringt  Dann  ent- 
fesselten wir  die  noch  latenten  Kräfte  in  der  freiheitliebenden  Wählerschaft,  die 

unzweifelhaft  die  Volksmehrheit  bildet.  Diese  Mehrheit  wird  so  zu  dem  ihr 
gebührenden  politischen  Einfluss  kommen;  die  unausbleiblichen  Erfolge  ver- 
leihen der  Freiheitsbewegung  erneuten  Schwung.  Ohne  positive  Erfolge,  sicht- 
bar und  fühlbar  den  Massen,  gerät  auch  die  ausgezeichnetste  Bewegung  in  das 
stagnierende,  abflauende  Stadium.  Wollen  wir  unsere  historische  Mission  er- 
füllen, so  ist  dem  unpolitischen  Brauch  zu  entsagen,  mit  einer  Minderheit  die 
Politik  einer  Mehrheitspartei  machen  zu  wollen.  Die  besondeis  seit  1903  uns 
lebhaft  empfohlene  Taktik  der  Selbstisolierung  hat  uns  leider  selbst 
dort  Feinde  geschaffen,  wo  natärliche  Sympathieen  für  den  Sozialismus  vor> 
banden  sind.  Wdche  Taktik  im  einzelnen  einzuschlagen  ist,  um  unsere  Partei 
aus  dieser  Isolierung  zu  bringen,  das  ist  mehr  Sache  interner  Beratung,  als 
öffentlicher  Diskussion.  Der  Gebrauch,  über  alles  und  jedes  lanp;-  und  breit 
zu  diskutieren,  passt  niclit  einnial  für  eine  Mchrheitspartei,  viel  weniger  für 
eine  Minderheit.  Warum  sind  die  Gewerkschaften  in  den  letzten  Jahren  mehr 
und  mehr  dazu  ubergegangen,  über  die  Taktik  bei  Lohnbewegungen  im  internen 
Kreise  zu  beraten?  Weil  die  andere  Methode  einer  glanzenden  Kavallerie- 
attacke gegen  wohlgeschützte  Infanterie  und  Artillerie  entspricht.  .\ls  ob 
es  jetzt  noch  auf  schön  stilisierte  Resolutionen,  geistreiche  Entrefüets  und 
schwungvolle  Reden  ankäme! 

Durchaus  korrekt  schreibt  der  Vorwärts  am  11.  August  in  seiner  Polemik  gegen 
freisinnig-liberale  Blätter : 

>Wir  fürchten  .  .  .  nicht  nur  nicht,  sondern  wünschen  aufs  heisseste,  dass  der 
Liberalismus  seine  Versprechen  wahr  macht  und  für  das  Wab.lrccht  kiimpft !  Wir 
halten  es  für  durchaus  möglich,  dass  der  entschiedene  Ltberaltsmus  dabei  erstarkt. 
Wir  fürchten  das  um  so  weniger,  als  wir  meinen,  dass  dieses  Erstarken  des 
Liberalismus  nicht  auf  K'^sten  der  Sozialdenit  l- rnt-e  orfolpen  wird,  da  sie  sich 
schwerlich  an  Mut  und  Entschiedenheit  in  diesem  Kampfe  wird  übertrumpfen  lassen. 
Wir  furchten  so  wenig  die  Konkurrenz,  dan  wir  glattlMSn,  gar  mclr  genug  K<n\- 
ktirrenfcn  haluii  /u  können.  Wir  hnfTen  ja  sogar,  auch  noch  die  widerstrebenden 
Liberalen  zur  Teilnahme  zwingen  zu  können,  wobei  uns  das  Berlittfr  Tageblatt 
und  die  übrige  Freisinnspresse  nur  unterstützen  soll !  Wenn  der  Liberalismus 
erstarkt,  so  kann  er  das  und  wird  er  das  vielleicht  auf  Kosten  der  minder  ent- 
schied ettett  Liberalen  und  der  unverkappten  Reaktionäre.  Auch  das  ist  uns  durch- 
aus erv  iin-rht,  da  dadurch  die  Mäglichkeit  einer  stetigen  politischen  Weiterentwidce- 
lung  wahrsclieinbcher  wird.« 

Den  selben  Gedankeufjang  habe  ich  vor  Jahresfrist  in  dieser  Zeitschrift  ent- 
wickelt. Unsere  Presse  muss  ihre  Polemik  aber  auch  so  einrichten,  dass  sie  den 
entschiedenen  Liberedismus  nicht  abstösst,  sondern  ihm  das  Brückenschlagen 
ermöglicht  Was  soll  bei  einer  Bewegung  für  Wahlrechtsreform  herauskom- 
men, wenn  die  auf  einander  angewiesenen  Parteien  das  trennende  Wasser 
noch  tiefer  graben?  Selbstverständlich  sage  ich  das  auch  hinsichtlich  der 
Schreibweise  der  meisten  freisinnig-liberalen  Zeitungen.  Was  ich  vor  einem 
Jahr  hier  schrieb  und  jetzt  wieder  zu  bedenken  gebe,  darüber  denken  eine  ganze 
Reihe  unserer  bekanntesten  Parteigenossen  —  und  nicht  nur  Revisionisten  — 
ebenso,  wie  ich.  Mit  Freuden  begrüsse  ich,  dass  der  Vonvärts  die  Mög- 
lichkeit und  Nützlichkeit  einer  sozialdemokralisch-frcisinnig-liberal-deniokrati- 
schen  Koalition  zwecks  Zurückdrängimg  der  konservativ-klerikalen  Reaktion 
ausdrücklich  betont.    Und  ein  Wort  zur  rechten  Zeit  war  die  am  11.  August 
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auf  der  Parteikonferenz  von  Gross  Berlin  von  unserem  Porteivorsitzenden 
Singer  abgegebene  Erklärung: 

»Der  sozialdemokratische  Parteivorstand  ist  fest  entschlos';en.  bürgerliche 
Parteien,  die  ehrlich  und  entschieden  in  den  Kampf  um  das  allgemeine,  gleiche, 
direkte  und  echcimc  Wahlrecht  zu  den  preussia^en  Landtagswahlen  etntreten, 

hierbei  mit  allen  Kräften  zu  unterstützen.« 

Dem  Beifall,  den  die  Berliner  Parteigenossen  dieser  hochwichtigen  Erklärung 
zollten,  werden  sich  die  Parteigenossen  in  ganz  Deutschland  anschliessen. 

BESETZT  nun  den  Fall,  ein  besseres  Wahlrecht  wird  in  Preussen 
erkämpft,  wie  verhält  es  sich  dann  mit  der  von  einflussreichen  Partei- 
organen geübten  Methode,  unsere  Beteiligung  am  Parlamentarismus 
hauptsächlich  der  Agitation  wegen,  gewissermassen  als  ein  not- 
wendiges  übel  zu  charakterisieren?  Wozu  einen  opfervollen 
Kampf  um  das  Wahlrecht,  wenn  wir  es  bestenfalls  nur  zu  Demon- 
strationen benutzen  sollen  f  Wenn  unsere  zukünftigen  Vertreter  im 
preussischen  Landtag  so  handeln  sollen,  dass  sie  mehr  den  Allüren  der  An- 
archososialisten  Rechnung  tragen,  als  der  Notwendigkdt,  zu  gunsten  des  ar- 
beitenden Volkes  direkten  politischen  Einfluss  zu  p^ewinncn.  wozu  rlcnn  erst 
in  den  schweren  Kampf  gegen  das  Drciklassenwahlreclit  eintreten?  Um  der 
Agitation  willen?  Dazu  brauchen  wir  die  prcussischc  Landtagstribüne  nicht. 
Die  Tätigkeit  unserer  I^rlamentsvertreter  ist  von  einem  Teil  unserer  Presse 
wiederholt  sehr  erschwert  worden,  die  ohne  Rücksicht  auf  die  derzeitige  Situa- 
tion ihnen  prinzipielle  Entgleisungen  vorwarf.  Wo  soll  nicht  überall  das 
Prinzip  verletzt  worden  sein !  Bebel  erklärte  in  der  Etatsdebatte  1904,  im 
Falle  einer  Bedrohung  unserer  Grenzen,  »sind  wir  bis  zum  letzten  Mann,  und 
selbst  die  Ältesten  unter  uns,  bereit,  die  Flinte  auf  die  Schulter  zu  nehmen  und 
unsem  deutschen  Boden  zu  verteidigenc.  Wegen  dieser  Worte,  die  ich  voll- 
ständig unterschreibe,  ist  Bebel  als  Militarist  gekennzeichnet  worden.  Man 
kann  daher  nicht  scharf  genug  betonen:  Nationalbewusstscin  —  nicht  Na- 
tionalismus —  ist  nicht  aiuisozialdemokratisch.  Wer  auch  nur  den  Anschein 
erweckt,  dass  es  anders  wäre,  treibt  dem  Ilurrachauvinismus  Wasser  auf  die 
Mühle. 

Was  die  Kolonialpolitik  anlangt,  so  hat  Genosse  Bebel  in  seiner 
Retchstagsrede  am  3.  Dezember  1906  die  Bereitwilligkeit  der  deutschen  Sozial- 

demdcratie  ausgesprochen,  eine  von  humanitärem,  zivilisatorischem  Geiste  ge- 
tragene Kolonialpolitik  zu  unterstützen.  Auch  darin  hat  man  mittlerweile  einen 
Verstoss  gegen  das  Prinzip  entdeckt.  W'ohl  des  Prinzips,  alles  in  Bausch  und 
Bogen  abzuurteilen?  Das  führt  allerdings  konsequent  zum  anarchistischen 
Antiparlamentarismus.  Bebels  Worten  hat  kein  Fraktionskollege  wider- 
qMTOchcn;  sie  waren  korrdct  Würde  nur  demgemäss  stets  die  Kolonialpolitik 
von  allen  unseren  Parteiorganen  bdiandelt  worden  sein,  den  Kolonialfanati- 
kem  und  Kolonialliefcrantcn  wäre  es  nicht  so  leicht  geworden,  den  Wählern 
die  Ablehnung  der  Regierungsforderimg  vom  13.  Dezember  1906  als  eine 
nationale  Seit  mach  zu  denunzieren. 

In  der  Handelspolitik  kamen  wir  glücklich  so  wei^  dass  die  weitesten 
Kreise  der  Pa^dgenossen  jetzt  der  Anll^icht  sind,  die  Sozialdemokratie  sei  prinzi- 
piell gegen  jeden  Schutzzoll.  Man  soll  nur  hören,  wie  in  Partei  Versammlungen  über 
tmscre  prinzipielle  Stellung  zu  Freihandel  oder  Schutzzoll  referiert  wird '  Da- 
nach wären  wir  prinzipielle  Freihändler,  und  wer  anderer  Meinung  ist,  der  gilt 
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nicht  mehr  als  voll.  Nim  wird  aber  niemand  aus  den  Werken  unserer  aner- 
kannten Theoretiker  nachweisen  können,  dass  wir  prinzipiell  Freihändler  sein 
müssen.  In  den  ersten  parlamentarischen  Kämpfen  um  den  Schutzzoll  haben 
unsere  Parteij^cnosscn  darüber  keinen  Zweifel  gelassen.  Schweitzer  erklärte 
in  der  9.  Sitzung  der  Reich stagssession  1870,  die  »vorzeitige  Authebung  eines 
Schutzzolles«  könne  die  Industrie  lahmlegen,  den  Arbeiter  schädigen.  Lieb- 
knecht sagte  am  22.  November  1875  im  Reichstag,  etn  Zoll,  der  die  Arbeiter 
vor  ausländischer  Schmutzkonkurrenz  (Fdllen  |e|^ielier  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  dem  Konkurrenzlande)  schütze,  wäre  >unzweifelhaft  gerechtfertigt« 
und  »der  Unterstützung  eines  jeden  Sozialdemokraten  gewiss«.  Im  glei- 
chen Sinne  sprach  Bracke  am  23.  April  1877  und  Bebel  am  5.  Juli  1879.  In 
der  Parteitagsresolution  von  Gotha  /1876/  heisst  es,  »dass  die  Frage,  ob 
Schutzzoll  oder  nicht,  eine  praktische  Frage  sei,  die  in  jedem  einzelnen  Falle 
entschieden  werden  muss«.  Hätten  unsere  Parteiliteraten  und  unsere  Partei- 
referenten überall  und  konsequent  diese  Haltung  eingenommen,  kein  Partei- 
genosse wäre  dann  wegen  einer  bedingt  schutzzoUnerischen  Auslassung  des 
ParttiV0rrats  verdächtigt  worden,  unsere  Position  gegenüber  den  hochschutz- 
zöUnerischen  Monopolisten  und  ihren  konservativ-klerikalen  Helfern  wäre  eine 
bessere,  der  breiten  Masse  verständlicher  gewesen.  Wir  haben  1907  gesehen, 
daGS  trotz  der  lebensniittelvertcuerndcn  W  irkung  der  Zölle  und  Grenzsperre 
.•sogar  Hunderttausende  von  Arbeitern  gegen  uns  stimmten,  über  dieses  Faktum 
dürfen  wir  nicht  hinwegsehen. 

Und  dann  hat  der  religiöse  Terror  vor  allen  Dingen  den  Kleri- 
kalen die  Wählermassen  zugetrieben.  Die  von  Most  in  Berlin  1876  inaugu- 
rierte antireligiöse  Propaganda  hat  insbesondere  in  Rheinland-Westfalen  es  den 
Klerikalen  leichter  gemacht,  die  damals  gegen  das  agrarisch-konservative  Zen- 
trum opponierenden  katholischen  Industriearbeiter  (Aachen  und  Essen)  wieder 
an  die  Zentrumsfahne  zu  fesseln,  die  angeblich  zum  Schutz  der  Religion  er- 
hoben wurde.  Bebel  und  Vollmar  haben  auf  dem  Parteitag  in  München  die 
freireligiösen  Extravaganzen  des  Exgenossen  W(elcker  zurückgewiesen,  weil 
nicht  in  dem  Rahmen  unserer  Partei  zulässig.  Die  Leipziger  VnUtszeitUHg 
hat  kürzlich  den  Versuch  der  Germania,  den  Haeckelschen  Motustenbund  zur 
sozialdemokratischen  Parteisache  zu  stempdn,  energisch  abgewiesen.  Trotz- 
dem gefallen  sich  nicht  wenige  Parteigenossen  in  dem  Gehaben,  die  sozial- 
demokratische Partei  mit  irgendwelchen  antireligiösen  Bestrebungen  zu 
identifizieren.  Dagegen  muss  energisch  Verwahrung  eingelegt  werden.  Dass 
die  ehemaligen  oder  noch  aktiven  Geistlichen  Pflüger,  Blumhardt,  Ten  Brink, 
Gohre  usw.  ihr  religiöses  Bdcenntnis  ohne  Gewissensbisse  mit  sozialdemokrati- 
scher Parteizugehörigkeit  vereinbaren  können,  registriert  die  Parteipresse  mit 
Genugtuung.  Ganz  richtig  wird  daraus  gefolgert :  Also  kann  ein  gläubiger 
(.'brist  auch  Sozialdemokrat  sein!  Warum  soll  es  geduldet  werden,  die  Partei 
mit  antireligiösen  Extravaganzen  zu  belasten?  Warum  den  auch  nach  sozialer 
Besserung  strebenden,  religiös  gesinnten  Massen  den  Obergang  zu  uns  unmög- 
lich machen?  Haben  wir  nicht  schon  eine  Riesenarbeit  zu  leisten,  wenn  wir 
die  Massen  zu  einer  höheren  Auffassung  ihrer  wirtschaftspolitischen  Mission 
erziehen  ?  Warum  neue  Erschwerungen  ?  So  wenig,  wie  Atheismus  identisch 
ist  mit  Sozialisnms,  ebenso  wenig  ist  der  Gottesglaube  unvereinbar  mit  sozial- 
demokratischem Bekennermut. 
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NSERE  Reichspolitik  steht  im  Zeichen  des  konservativ-liberalen 

Blocks.  Wie  lange  er  hält,  darüber  leitartikelt  die  Zentmmspresse 
unermüdlich,  dabei  den  Reichskanzler  liberaler  Neigungen  verdäch- 
digend.  Wie  die  Dinge  zurzeit  liegen,  muss  es  dem  Zentrum  am 
wohlsten  sein.  Die  Reichsfinanznöte,  die  angekündigten  neuen 
Stenern  sind  die  Polgen  der  unter  Führung  des  Zentrums  von  1890  bis  1906 
hinaufgetriebenen  ungedeckten  Mehrausga!)en.  Kann  dem  Zentrum  Ange- 
nehmeres passieren,  als  nun  die  freisinnig-lilscrakii  Parteigruppen  im  Block 
für  die  Deckung  der  Zentnimsschulden  sorgen  zu  lassen?  Eifrig  ist  die 
Zentrumspresse  dabei,  die  Reichsfinanzlage  grau  in  grau  zu  malen,  das  Volk 
scharf  zu  machen  gegen  neue  Steuern,  die  Freisinnigen  als  Regierungsschutz- 
truppe zu  denunzieren.  Wer  die  Voi^nge  kennt,  ersieht  ans  der  raffinierten 
Zentrumstaktik,  wessen  diese  Partei  fähig  ist.  Das  Zentrum  hat  alles  Interesse 
daran,  den  Block  wenigstens  so  lange  für  die  Regienmg  arbeiten  zu  lassen,  bis 
er  die  durch  die  Zcntrunismisswirtschatt  dringend  gewordene  Mehrbesteuerung 
des  Volkes  durchgeführt  hat.  Ist  der  freisinnig-liberale  Blockflügel  dadurch 
genügend  in  den  Augen  des  Volkes  kompromittiert,  dann  wird  sich  auch  im 
Reichstag  die  konservativ-klerikale  Blockbildung  vollziehen,  wie  im  preussi- 
sehen  Landtag  dieses  Frühjahr  in  Sachen  der  Beamtengehälterzulagen.  Wer 
mit  dem  Volke  Fühlung  hat,  weiss,  wie  unpopulär  die  angekündigten  neuen 
Steuern  dort  sind.  Dem  Zentrum  konnte  gar  kein  besserer  Gefallen  getan 
werden,  als  es  gerade  jetzt  in  die  Opposition  zu  drängen. 

Gelingt  es  dem  Freisinn  nicht,  handgreifliche  Gegenleistungen  für  seine  Mit- 
arbeit im  Block  den  Wählern  zu  präsentieren,  dann  droht  ihm  bei  den  nächsten 
allgemeinen  Reichstagswahlcn  ein  Debacle.  Darauf  arbeitet  das  Zentrum 
systematisch  hin.  Nachdem  nun  die  Freisinnige  Zeitung  und  die  Herren  Nau- 
mann und  Schräder  als  Gegenleistung  von  Bülow  die  Einführung  des  Reiehs- 
tagswahlrechts  für  den  preussischen  Landtag  gefordert  haben,  die  Forderung 
in  den  freisinnig-liberalen  Wählerkrcisen  natnrgemäss  lebhaften  Widerhall 
gefunden  hat,  ist  das  Schicksal  des  Blocks  oder  auch  der  freisinnig-liberalen 
Parteigruppen  untrennbar  mit  der  Wahlrechtsreform  in  Preussen  verknüpft. 
Und  da  sich  erst  recht  unsere  Partei  nicht  nehmen  lassen  wird,  die  Wahtrechts- 
frage  in  den  Mittelpunkt  der  politischen  Erörterung  im  Lande  zu  stellen,  so 
werden  schon  durch  uns  die  freisinnig-lilieralen  Wähler  mit  in  die  Wahlrechts- 
bewegung gerissen.  Von  langem  Hinziehen  der  Entscheidung  kann  keine 
Rede  mehr  sein.  Mit  dem  Denken  des  Reichskanzlers  werden  sich  die  aufge- 
rüttelten Gegner  des  Dreiklassenwahlunrechts  —  dazu  gehören  vor  allen 
Dingen  die  Arbeiter,  gleichgültig,  in  welchem  Lager  sie  jetzt  stehen  t  —  nicht 
mehr  begnügen.  Weil  der  freisinnig-liberale  Flügel  im  Block  das  Zünglein  an 
der  Wage  bildet,  würde  sein  Abschwenken  in  das  regierungsoppositioncile 
Lager  das  Ende  des  Blocks,  das  Ende  tler  Mehrheit  vom  25.  Januar  und 
5.  Februar  1907  bedeuten.  Was  dann?  Reichstagsauflosung?  Üdcr  Ein- 
schwenken des  nach  der  Regierungssonne  unter  allen  Umstanden  uch  sehnen- 
den aristokratischen  Zentrumstdles  in  den  Block,  also  Auseinanderfallen  des 
Zentrums?  Ob  so  oder  so,  in  beiden  Fällen  kSnnen  die  linksliberalen  Parteien 
und  die  Sozialdemokraten  nur  gewinnen,  wenn  sie  gemeinsam  an  das  nach 
innerpülitischcn  Reformen  lechzende  Volk  appellieren.  Dass  dieser  Appell 
ein  Echo  von  ungeahnter  Stärke  haben,  die  Parole  Für  das  allgemeine,  gleiche. 
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direkte  Wahlrecht  auch  in  Preusscn !  bis  tief  hinein  in  die  Kolonnen  der  noch 
dem  Zentrum  anhängenden  katholischen  Arbeiter  aufrüttelnd  wirken  würde, 
darüber  bin  ich  nicht  im  Zweifel.    Ich  weiss,  wie  es  dort  gärt. 

Bereiten  wir  uns  vor  1  In  Essen  müssen  kluge  Worte  von  Gewicht  gesprochen 
werden,  die  denen  entsprechen,  die  unser  Parteigenosse  Singer  in  der  Partei« 
ktmferens  von  Gross  Berlin  sprach.  Zusainmenfossen  der  f reihdttichgesinnten 

Staatsbürger,    keine  Einengungspolitik,    Ausbreitung  der  Kampffront,  eine 

Politik,  die  uns  Freunde  und  Bundesgenossen  wirbt :  so  muss  der  Parteitag 
entscheiden.  In  Essen  haben  vor  drcissig  Jahren  die  katholischen  Arbeiter 
einem  ihrer  Klassengenossen  zum  Siege  über  die  Zentrumsaristokratie  ver- 
holfen.  Ein  Sieg  der  Demokratie  über  die  Privilegierten.  Historischer  Boden  ist 
es,  den  unsere  Partcitagsdelegierten  betreten,  es  tobten  da  schon  heisse  Kämpfe 
um  die  Volksemanzipation.  Wie  glücklich  wären  wir,  wenn  in  der  Prolctaricr- 
sladt  Essen  eine  Parole  ausgegeben  würde,  die  unzweideutig  die  Schlacht- 
linie aller  Freiheitsfreunde  formierte  gegen  Konservatismus  und 
Klerikalismus  I 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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lER  Jahre  sind  ins  Land  gegangen,  seit  man  auf  dem  Parteitag  in 
Dresden  mit  überwältigender  Majorität  über  (.lenRcvisiotiismus  ein  Urteil 
fällte,  das  bald  darauf  in  Amsterdam  zu  einem  internationalen  ge- 
stempelt wurde.  Es  gab  Genossen,  die  damals  in  der  Tat  glaubten, 
pdie  revisionisiische  Bewegung  sd  damit  beendet  Indes,  mit  papiemen 
Resolutionen  kann  man  die  Realitäten  der  Politik  schwer  vernichten.  Und 
Bcstrebungeii,  die  in  ihrem  Kern  berechtigt  sind,  pflegen  sich  dann  am  sicher- 
sten durchzusetzen,  wenn  deren  Gegner  glauben,  sie  völlig  totgeschlagen  zu 
haljcn. 

Was  ist  der  Revisionismus?  Nach  Kautsky  eine  blosse  Stimmung,  ein  Reflex 
der  gfinstigen  wirtschaftlichen  Konjunktur  der  letzten  Jahre;  seine  Vertreter 
sind  Leute,  die  die  Macht  des  kapitalistischen  Klassenstaates  ebenso  sehr  uber- 
schätzen, wie  sie  die  des  organisierten  klassenbewussten  Proletariats  unter- 
schätzen, und  weil  sie  das  tun,  wollen  sie  die  durch  die  Xatur  der  kapitalistischen 
Gesellschaft  gcschaffeiieii  'sozialen  und  politischen  (»egensätze  überbrücken  und 
eine  Annäherung  zwischen  der  Sozialdemokratie  und  den  bürgerlichen  Parteien 
herbeiführen.  Ist  der  Retfisionismus  aber  eine  blosse  Stimmung,  so  ist  es  doch 
beiremdlich,  dass  man  gegen  ihn  die  ganze  Partei  mobil  machen  zu  müssen  ge- 
glaubt hat.  Und  n  ch  verwunderlicher  ist  es,  dass  diese  Stimmung  sich  als 
stärker  erwiesen  hat,  als  jenes  ganze  Aufgebot.  Dcim  das,  was  man  unter  dem 
Sammelnamen  Revisionismus  zu  bezeichnen  sich  gewöhnt  hat,  ist  heute  lebens- 
kräftiger, denn  je,  obgleich  oder  gerade  weil  heute  nicht  mehr  50  viel  davon 
gesprochen  wird.  Das  Problem,  das  in  Hannover,  Paris,  Lübeck,  München, 
Dresden  und  Amsterdam  so  heisse  Kämpfe  hervorgerufen  hat  und  durch  keinen 
Bcschluss  abgetan  werden  konnte,  liegt  in  dem  Widerspruch  zwischen  der 
rcvolutionaristischen  Theorie  und  der  cvohitionistischen  Praxis  der  Sozialdemo- 
kratie. Der  ganze  Streit  ist  nichts,  als  die  Verkörperung  dieses  Widerspruchs 
gerade  in  den  am  meisten  vorgeschrittenen  Schichten  der  internationalen 
sozialistischen  Kulturbewegung.  Die  Debatte  in  Dresden  hat  nicht  die  ganze 
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Frage  aufgerollt,  um  die  es  sich  bei  diesem  Widerspruch  handelt,  sondern  nur 
untergeordnete  Teile.  Die  Vizepräsidentenfrage,  die  als  Anlass  zur  Ausein- 
andersetzung über  unsere  Taktik  genommen  wurde,  war  gewiss  nichts  weniger, 
als  der  Kulminationspunkt  des  revisionistischen  Problems.  Noch  weniger  war 
es  die  Frage  der  Mitarbeit  an  Imrgerlichen  Blättern,  die  den  Grundton  der 
Dresdener  Verhandlungen  bestimmte  und  die  eigentliche  Signatur  des  ganzen 
Dresden  abgab:  sie  hat  mit  dem  Rccnsionismus  überhaupt  nichts  zu  tun,  sie  ist 
lediglich  eine  Frage  des  politischen  Taktes,  die  damals  in  recht  ungeschickter 
Weise  angeschnitten  wurde. 

Das  revisionistische  Problem  konnte  in  Dresden  schon  deshalb  nicht  gelöst 
werden,  weil  sich  derartige  Dinge  überhaupt  nicht  auf  einmal  durch  Hand- 
auflieben  abtun  lassen.  Der  Widersi»tidi  zwischen  der  Theorie  und  der  Praxis 
kann  sich  nur  durch  sich  selber  losen.  In  Dresden  hat  der  Radikalismus  durch 
die  Annahme  der  Resolution  Kautslgr  zwar  gesiegt,  aber  dieser  Sieg  war  gleich- 
zeitig seine  grösste  Niederlage,  denn  man  hat  sich  wohlweislich  gehütet,  aus 
der  von  Kautsky  vertretenen  revolutionären  Katastrophentheorie  die  logischen 
Konsequenzen  für  die  politische  Praxis  zu  ziehen.  Der  immanente  Widerspruch 
wurde  dadurch  nur  nodi  kflnstlich  vergrössert  und  mus^  notwendigerweise 
noch  mehr  Widerstand  hervorrufen.  Der  Radikalismus  hat  daher  ein  wenig 
spater  auch  wirklich  den  Versuch  gemacht,  aus  seinen  eigenen  Widersprüchen 
einen  Ausweg  sich  zu  bahnen.  Während  man  in  Dresden  die  Behandlung  der 
Frage  des  Generalstreiks  noch  kurzerhand  ablehnte,  ja  sie  geradezu  als  gefähr- 
lich bezeichnete,  stand  sie  auf  dem  iolgenden  Parteitag  in  Jena  im  Mittelpunkt 
der  Verhandlungen.  Der  Parteitag  in  Jena  machte  wirklich  Miene,  die 
Katastrophentheorie  auf  die  politische  Aktion  des  Proletariats  anzuwenden.  Und 
die  grosso  Mehrheit,  die  sich  für  die  Massenstreikresolution  in  Jena  erklärte, 
schien  dem  Revisiofiisnius  vollends  den  Rest  peg'ehen  zu  haben.  Allein,  wenn 
man  sich  die  Resolution  nüchtern  und  kritisch  ansah,  so  bemerkte  man,  dass  sie 
keineswegs  das  enthielt,  was  manche  wohl  mit  ihr  beabsichtigt  hatten.  Mit  der 
Kautdqrsclwn  Anffsasung  hatte  sie  prinzipiell  nichts  zu  tun,  ja  sie  stellte  in 
mancher  Beziehung  eine  entschiedene  Absage  an  diese  dar.  Die  Diskussion 
über  den  Massenstreik  brachte  nicht  die  von  den  Radikalen  so  sehr  betonte  Klar- 
heit, sondern  vielmehr  eine  tjrenzcnlosc  Verwirrung,  und  dies  um  so  mehr,  als 
auch  auf  revisionistischer  Seite  die  Anwendung  des  Massenstreiks  »gegebenen- 
falls« —  wie  es  in  der  Jenaer  Resolution  so  treffend  hiess  befürwordet  wurde. 
So  ging  zum  Beispid  Genosse  Bernstein  in  dieser  Beziehung  viel  weiter,  als 
die  meisten  Radikalen.  Freilich  nur,  um  die  unbequeme  Alternative  zu  stellen: 
Entweder  gebraucht  die  Macht,  die  ihr  zw  haben  beteuert ;  oder  iasst  auch  die 
grossen  Worte  imd  begnügt  euch  mit  dem,  was  ihr  durchsetzen  könnt,  mit  der 
Kleinarbeit  des  Tages ! 

Die  ganze  Massenstreikdebatte  war  meines  Erachtens  total  überflüssig.  Ein 
praktisches  Ergebnis  hatte  sie  nicht  und  konnte  sie  audi  nidit  haben.  Und  nach 
dem  Misserfolg  des  Massenstreiks  in  Russland,  der  anfangs  durch  Über- 
rumpelung den  nüchternen  Verstand  blenden  konnte,  hat  sich  auch  das  Theoreti- 
sieren  über  ihn  als  zwecklos  erwiesen.  Nachdem  man  in  Dresden  sich  einmal  in 
die  Sackgasse  verrannt  hatte,  blieb  indes  ein  anderer  Ausweg  kaum  noch  übrig : 
man  musste  den  Massenstreik  äi^Heren,  wenn  auch  gar  nichts  dabei  heraus- 
kam. Kautskys  Dresdener  Interpretation  unserer  bisherigen  Taktik  ist  viel  zu 
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wenig  beachtet  worden.  An  sicli  mit  Recht;  denn  sie  ist,  wie  Vollmar  sagte. 
>für  den  Parteitai^'  vollkommen  ohne  Bedeutungc.  Gleichwohl  darf  man  an 
ihr  als  Symptom  einer  VorstcUungs weise,  wie  sie  in  manchen  Köpfen  sitzt,  nicht 
vorübergehen.  Wenn  die  Kautskjrsche  Interpretation  unserer  Taktik  dauernd 
zu  Recht  bestände,  dann  wären  die  ParteikonfUkte  in  Permanenz  erklärt,  und 
es  wäre  auf  lange  hinaus  noch  gar  nicht  daran  zu  denken,  dass  endlich  auch 
in  Deutschland  die  sozialdemokratische  Partei  den  ihr  gebührenden  Einfluss  auf 
die  Gestaltung  der  politischen  Angelegenheiten  auszuüben  vermöchte.  Es  wird 
nachgerade  Zeit,  dass  wir  uns  des  grossen  Widerspruchs,  in  den  wir  immer 
wieder  verfallen,  entledigen  und  eine  Basis  für  unser  politisches  Handeln  uns 
schaffen,  die  uns  die  Gewähr  der  Sicherheit  und  Unzweideutigkeit  bietet. 

In  Dresden  hat  der  Illusionismus,  die  Folge  des  Sieges  bei  den  Reichstags- 
wahlen von  1903,  die  ruhige  Erwägung  und  die  politische  Klugheit  nicht  auf- 
kommen lassen.  Seitdem  ist  manche«^  ander?  gewortlen.  Und  die  Reichstags- 
wahlen von  1907  haben  eine  Ernüchterung  gcbraclit,  von  der  wir  heilsame  Wir- 
kungen erwarten  dürfen.  Es  ist  viel  über  die  Ursachen  unserer  Niederlage 
geschrieben  und  gesprochen  worden.  Sicherlich  hat  man  manchen  Faktor  dabei 
auch  stark  übertrieben.  Aber  niemand  wird  im  Emst  bestreiten  können,  dass 
«ine  der  Hauptursachen  gerade  der  Dresdener  Parteitag  war.  Und  zwar  nicht 
so  sehr  das  Ausserliche  an  ihm,  als  vielmeiir  die  Sache  selber.  Der  Ton  in 
Dresden  war  gewiss  kein  schöner  und  nicht  im  sfrincfsten  dazu  angetan,  uns 
neue  Anhänger  zu  werben.  Weit  mehr  noch  hat  uns  aber  das  materielle  Ergeb- 
nis des  Parteitags  geschadet  Bei  den  Reichstagswahlen  im  Jahre  1903  wurde 
unserer  Partei  ein  gewaltiges  Vertrauen  entgegengebracht.  Die  Verhandlungen 
des  Dresdener  Parteitages  haben  eine  schlechte  Antwort  auf  dieses  Votum  ge- 
geben. Anstatt  darüber  zu  beraten,  was  nunmehr  geschehen  müsse,  um  dieses 
tmgewöhnliche  Mass  von  Vertrauen  zu  rechtfertigen,  wie  man  den  politischen 
Einfluss  der  auf  81  Köpfe  angewachsenen  Reichstagsfraktion  in  die  Wagschale 
des  Reiches  werfen  konnte,  fällte  man  zunächst  die  Zeit  mit  kleinlichem  persön- 
lichen Zank  aus  und  zerbrach  sich  dann  die  Köpfe  über  allerhand  irreale  Dinge, 
die  letzten  Endes  die  Partei  in  taktischer  Heziehung  auf  eine  Prophezeiung 
festlegten,  von  der  kein  Mensch  wissen  kann,  oh  sie  sich  jemals  erfüllen  wird, 
und  für  die  auch  keinerlei  Wahrscheinlichkeit  spricht.  Die  Zuspitzung  der 
sozialen  G^^ensätze  bedingt  noch  keineswi^  eine  Verschärfung  der  Konflikte 
zwischen  dem  Proletariat  und  den  herrschenden  Gesellschaftsschichten  bis  zu 
einer  letMten  grossen  Entscheidung.  Den  verschärfenden  Tendenzen  wirken 
eben  andere  entgegen.  Und  schliesslich  hängt  der  Lauf  der  Dinge  doch  nicht 
allein  \(in  dem  Verhalten  unserer  Gegner,  sondern  auch  von  unserem  eigenen 
\'erhallen  ab. 

Eine  Taktik  besinnungslosen  Drauflosgehens  ist,  solange  sie  von  einer  Sekte 
oder  einer  kleinen  Gruppe  befolgt  wird,  kaum  gefährlich,  weder  für  den,  der  sie 
befolgt,  noch  ffir  den,  gegen  den  sie  in  Anwendung  kommt.  Ganz  anders,  wenn 
eine  grosse  oder  gar  die  grösste  Partei  sie  zu  der  ihris^en  macht.  Wir  ver- 
urteilen mit  Recht  es  auf  das  entschiedenste,  wenn  eine  Diplomatie  sich  durch 
Grossspreclierei  und  Siibelrasselei  alle  anderen  Staaten  zu  Feinden  macht, 
ohne  doch  ihrer  Herr  werden  zu  können.  Sollte  das  nicht  auch  für  die  Politik 
einer  Partei  zutreffen?  Hat  die  Sozialdemokratie  wirklich  ein  Interesse  daran, 
alle  anderen  Parteien  gegen  sich  aufzubringen  und  sie  zu  einer  einstgen  reidt- 
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iumären  Masse  zusammcnzuschweissen  ?  Wohin  eine  solche  Praxis  führt, 
zeigen  gerade  die  jetzigen  Verhähnisse  in  der  französischen  Republik.  Dort 
hat  unsere  Partei  vor  wenigen  Jahren  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  das 
ganze  Staatswesen  ausgeübt.  Wohin  sie  jetzt  gekommen  ist,  seit  man  sich  in 
Amsterdam  in  ihre  Angelegenheiten  gemischt  hat,  zeigt  uns  der  Artikel  des  Ge« 
nossen  Foumiere  im  vorigen  Hefte  dieser  Zeitschrift,  den  man  mit  Aufmerk- 
samkeit studieren  sollte.  Wohin  kämen  unsere  Gewerkschaften,  wenn  sie  eine 
Taktik  befolgen  wollten,  wie  sie  Kautsky  als  für  die  Partei  unumgänglich  bezeich- 
net hat?  Den  Unternehmern  könnte  gar  kein  grösserer  Dienst  geschehen,  und 
die  Arbeiter  würden  den  Gewerkschaften  schliesslich  in  hellen  Haufen  den 
Rück«!  kehren.  Sollte  nitii  die  Taktik»  mit  der  die  Gewerkadttften  ihre  früher 
unerhörten,  kaum  geahnten  Erfolge  erzielt  haben,  für  die  Partei  gar  so  gefähr- 
lieh  sein?  Die  Partei  hat  doch  nun  im  Laufe  der  Dezennien  schon  genügend 
Erfahrungen  gesammelt,  um  sich  vor  keiner  schiefen  Ebene  mehr  fürchten  zu 
sollen.  Es  gab  eine  Zeit,  wo  man  die  Beteiligung  an  den  Kommissionen  des 
Reichstags,  am  Seniorenkonvent,  an  den  Gemeindewahlcn  und  erst  recht  an  den 
Landtagawahlen  als  mit  den  Grundsätzen  unserer  Partei  nicht  übereinstimmend, 
ab  gefährlich  für  unsere  Integrität  ablehnte.  Die  Reste  dieser  politischen 
Kinderkrankheiten  müssen  vollständig  überwunden  werden.  Du  sc  können  aber 
nicht  aufhören,  solange  in  der  Theorie  an  der  nicht  zu  umgehenden  Katastrophe 
festgehalten  wird.  Denn  nur,  wer  an  diese  Katastrophentheorie  glaubt,  kann 
der  Einbildung  leben,  dass  die  politische  Macht  ganz  und  unteilbar  in  unseren 
Besitz  übergehen  miisse,  er  kann  daher  das  langsame  Eindringen,  die  steigende 
politische  Verantwortung  ablehnen.  Dieser  politische  Nonsens  darf  aber  nicht 
das  Glaubensbekenntnis  einer  grossen  Partei  darstellen.  Es  ist  gar  nicht  denk- 
bar, dass  die  Sozialdemokratie  die  politische  Macht  auf  einmal  erwirbt;  es  würde 
das  auch  gar  nicht  in  ihrem  Interesse  liegen,  solange  die  wirtschaftliche  Ent- 
wickclung  nicht  einen  Reifegrad  erreicht  hat,  von  dem  sie  augenblicklich  noch 
recht  weit  entfernt  ist  Wir  können  uns  nun  nicht  auf  Grund  einer  an  sich 
widerspmdisvollen  Hypothese  politisch  die  Hände  binden  lassen.  Und  doch  hat 
uns  diese  total  irrige  und  ungeschichtliche  Auffassung  von  dem  Zusammen- 
bruch der  kapitalistischen  Wirschaftsordnung  alle  die  Resolutionen  beschert, 
die  uns  heute  wie  Bleigewichte  an  den  I'üsscn  hängen. 

Mit  dieser  überlebten  und  durch  die  Tatsachen  längst  ad  absurdum  geführten 
Denkweise  sollte  die  Partei  endlich  brechen,  .'^ie  sollte  rund  heraus  erklären: 
Wir  stehen,  wie  in  der  Praxis,  so  auch  in  der  Theorie  grundsätzlich  auf  dem 
Boden  der  Evolution.  Unsere  reformistische  Praxis  wird  durch  die  revolutionäre 
Theorie  gehemmt  Man  darf  daher  diese  nicht,  wie  es  in  den  Kreisen  der  Prak- 
tiker zuweilen  geschidit,  als  eine  quantiti  ni^geable  betrachten.  Nicht  die 
Theorie  zu  entfernen  gilt  es,  wie  manche,  angewidert  durch  den  Dogmatismus, 
verlangen;  sondern  die  falsche  Theorie  durch  eine  richtige  zu  ersetzen.  Das 
Werk  der  sozialen  Revolution  vollzieht  sich  nur  allmählich,  und  auch  die  Er- 
•oberung  der  politischen  Macht  durch  die  Sozialdemokratie  kann  nur  allmählich 
erfolgen.  Das  ist  hundertmal  gesagt  worden,  dass  jnan  schon  längst  über- 
drüssig sein  müsste,  solche  dirwürdige  Wahrheit  zu  wiederholen,  wenn  leider 
nicht  eine  kleine  Gruppe  von  Theorettkern  ihre  eigenen  mechanischen  Vor- 
«tellungen  immer  wieder  als  die  Doktrin  der  Partei  hinstellen  dürfte,  ohne  sofort 
<ine  kräftige  Abwehr  zu  erfahren.   Wenn  dies  einmal  unumwunden  geschieht, 
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dann  kommen  wir  endlich  aus  den  Wirnmgen  und  Verwirrungen  heraus.  Die 
preussische  Wahlrcchtsbewegung,  von  der  so  unendlich  viel  abhängt,  wäre 
sicherlich  schon  längst  in  einem  andern  Fahrwasser,  wenn  die  Genossen  nicht 
immer  wieder  unter  doi  verhängnisvollen  Einfinu  dn«r  revolntionaristischen 
Theorie  gerieten,  die  sehr  radikal  klingt,  in  Wiridichkeit  aber  nnr  auf  das 
konservative  Quieta  non  movere  hinauslanft 

Wir  sind  in  Deutschland  an  dem  Punkt  angelangt,  wo  die  Sozialdemokratie 

nicht  mehr  ungestraft  sich  gegen  den  Entwickelungsgedanken  vergehen  kann. 
In  Dresden  hat  die  Mehrheit  das  vielleicht  noch  nicht  einsehen  können.  In 
Essen  muss  sie  das  aber  dokumentieren.  In  der  Sozialdemokratie  muss  die 
Oberzeugung  sich  Bahn  brechen,  dass  auf  uns  ein  grosser  Teil  der  Verant- 
wortung für  die  künftige  Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands ruht.  Dann  wird  in  ihrer  Geschichte  die  Niederlage  von  1907  nnr  eine 
vorübergehende  Erscheinung  darstellen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX^ 

EDUARD  BERNSTEIN   •   BILDUNG,  WISSEN- 

SCHRFT  UND  PRRTEI 

IN  starker  Bildungseifer  macht  sich  seit  einiger  Zeit  wieder  in  der 
Partei  geltend.  An  den  verschiedensten  Orten  werden  Veran- 
staltungen für  die  Ausbildung  der  Genossen  (Bildungsinstitute,  Vor- 

raf^skursc  u>\v..  bis  herauf  zu  der  vom  Vorstand  der  Partei  tinge- 
richteten l'arteischule)  ins  Werk  gesetzt,  und  eine  l'arallell)e\vegung 
beobachten  wir  in  der  deutschen  Gewerkschaftswell.  Eine  gewiss  sehr  er- 
freuliche Erscheinung,  die  übrigens  nichts  'Oberraschendes  hat.  Der  Bildungs- 
eifer liegt  im  Wesen  der  sozialistischen  Bewegung.  Wie  in  den  sozialistischen 
Utopicen  von  Anfang  an  dem  Erziehungsproblem  die  grösste  Aufmerksamkeit 
geschenkt  wurde,  so  dass  einige  von  ihnen  —  man  denke  an  Campancllas 
SonncHstaat !  —  in  erster  Linie  pädagogische  Idealstaaten  darsteilen,  so  zeigt 
andi  die  sozialistische  Arbeiterbewegung  der  Neuzeit  schon  in  ihren  ersten 
Manifestationen  Bildungsdrang,  man  könnte  fast  sagen:  Bildungshunger,  als 
eine  der  charakteristischsten  Eigenschaften  ihrer  .Anhänger.  Mit  welcher  Be- 
geisterung schildert  nicht  zum  Beispiel  Friedrich  Engels  in  seiner  Lat^c  der 
arbeitenden  Khisseu  in  England  den  Bildungstrieb,  der  die  sozialistischen  Ar- 
beiter Englands  in  den  Tagen  der  Chartistenbewegung  beseelt  habe !  »Wie 
sdir  es  dem  englischen  Proletariat  gelungen  ist«,  schreibt  er,  »sich  eine 
selbständige  Bildung  zu  erwerben,  zeigt  sich  bescmders  darin,  dass  die  epoche- 
machenden Erzeugnisse  der  neueren  philosophischen,  politischen  und  poetischen 
Literatur  fast  nur  von  den  Arbeitern  gelesen  werden. c  Strauss'  Leben  Jesu 
und  Proudhons  Abhandlung  itbcr  das  Eigentum  zirkulierten  nur  unter  Prole- 
tariern, die  grossen  Dichter  Shelley  und  Byron  hätten  ihre  meisten  Leser  unter 
den  Arbeitern,  die  Philosophen  Bentham  und  Godwin  seien  »fast  ausschliess- 
liches Eigentum  des  Proletariats«,  das  sich  auf  diesen  Grundlagen  eine  eigene 
Journal-  und  Broschürenliteratur  geschaffen  habe,  die  an  Gehalt  der  ganzen 
Bourgeoisliteralur  bei  weitem  voraus  sei.  Dieser  Bildungsdrang  hat  bei  den 
englischen  Arbeitern  freilich  nicht  vorgehalten.  Selbst,  wenn  wir  annehmen, 
dass  Engels  1844  die  Dinge  etwas  gar  zu  rosig  ansah,  und  auf  der  anderen 
Seite  in  Betracht  ziehen,  dass  es  zu  keiner  Zeit  gänzlich  an  bildungslustigen 
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Arbeitern  in  England  gefehlt  hat,^)  so  zeigen  die  Jahrzehnte  nach  dem  Fall 
der  Chartistenbewegung  doch  eine  schrittweise  zunehmende  Gleichgültigkeit 
der  Masse  der  Arbeiter  gegenüber  den  spezifischen  Bildungsinstituten  und 
Bildungsorganen  ihrer  Klasse,  und  lange  Zeit  sind  es  nicht  die  epochemachenden 
Denker  und  Dichter,  sondern  die  fladisten  Neuigkeitsblatter,  die  ihr  Haupt- 
pttbUkum  bei  den  Arbeitern  fanden. 

Auch  in  Deutschland,  so  sehr  hier  die  Arbeiterschaft  anders  geartet  und  ge- 

stc  llt  ist.  als  die  englische,  und  obgleich  hier  die  sozialistische  Bewegung  keine 
F'ausen  kennt,  ist  das  Bildungsstrcbcn  der  Arbeiterschaft  kein  fortdauernd 
gleich  starkes  gewesen.  Die  Geschichte  seiner  Arbeiterbilduii^sin^titutc.  die 
Absatzkurve  der  besseren  Aufklärungslitcratur  weisen  Zeiten  des  Aufschwungs 
und  der  Erschlaffung  auf.  Nur  sind  die  Gegensätze  keine  so  schroffen,  was 
sich  eben  aus  der  Kontinuität  der  sozialistischen  Bewegung  selbst  erklärt 
Aber  jeder  Kenner  der  Verhältnisse  weiss,  dass  wir,  was  das  Interesse  an  tiefer- 
greifenden Werken  in  der  deutschen  Arbeiterwelt  anlangt,  eine  Periode  hinter 
uns  haben,  die  mit  den  Perioden  der  Depression  im  Wirtschaftsleben  grosse 
Ähnlichkeit  aufwies.  Um  so  mehr  darf  man  sich  des  erneuten  Aufschwungs 
freuen  und  kann  nur  wünschen,  dass  er  recht  lange  vorhalte.  Dabei  wird  man 
sich  aber  zugleich  klar  bleiben  müssen,  dass  auch  hier  die  Quantität  nicht  alles 
ist,  sondern  driss  der  Aufschwunq-  noch  wenig  bedeuten  würde,  wenn 
er  nicht  auch  in  der  Qualität  eine  Steigerung  brächte.  Und  diese 
kann  beim  Thema  Bildung  nur  eine  Hebung  des  wissenschaftlichen 
Gesiditsfeides  bedeuten.  Ob  aber  in  dieser  Hinsicht  die  neuge- 
schaffenen Bildungsinstitute  durchgängig  das  Wünschenswerte  verbürgen, 
scheint  mir  einstweilen  noch  zweifelhaft 

Ich  werde  mich  vor  den  Lesern  der  Sozialistischen  Monatshefte  nicht  gegen 
»len  Verdacht  zu  verwahren  haben,  dnss  es  mir  dabei  um  irgendwelche  theore- 
tische Liebhaberei,  um  die  Vertretung  revisionistischer  gegen  orthodox-mar- 
xistische Doktrinen  zu  tun  sei.  Der  Streit,  der  seinerzeit  mit  dieser  Gegen- 
überstdlmig  bezeichnet  wurde,  ist  nach  meiner  Ansicht  entsdtieden, 
und  zwar  in  allen  Punkten  im  Sinne  der  von  revisionistischer  Seite  verfochtenen 
Anschauungen,  Im  übrigen  aber  ist  für  mich  der  Begriff  Revisionismus  nie 
die  Inschrift  eines  Lehrgebäudes,  sondern  immer  nur  die  Signatur  einer  wissen- 
schaftlichen Disposition  gewesen.  Nicht  das  Credo  macht  den  Rr-'isinnistcH, 
sondern  das  Examino.  Der  Revisionismus,  um  einmal  bei  dieser  Bezeichnung 
ZU  bleiben,  stellt  dem  heutigen  sozialdemokratischen  Programm  kein  gnmd- 
satzlich  anders  geartetes  giegmher,  noch  unterscheidet  ihn  die  Auffassung 
vom  Wesen  der  Gesellschaft  und  der  Mission  der  Arbeiterklasse  von  der  mar- 
xistischen Orthodoxie;  seine  charakteristische  Eigenschaft  besteht  vielmehr 
in  der  Erkenntnis,  dass,  wie  die  Gesellschaft  im  beständigen  Fluss  der  Ent- 
wickelung  ist,  keine  Gesellschaftstheoric,  auch  die  genialste  nicht,  das  letzte 
Wort  über  Gang  und  Formen  dieser  Entwickelung  sagen,  sondern  sich  immer 
nur  der  Wahrheit  mehr,  als  ihre  Vorgänger,  annähern  kann,  und  dass  daher 
alle  entdeckten  Gesetze  dieser  Entwickelung  nur  bedingten  Wahrheitswert 
haben  und  des  bcständiq^cn  N'achprüfens  bedürfen.  Und  wer  unbefangenen 
Blickes  die  soziale  Entwickelung  der  Gegenwart  verfolgt  hat,  dem  kann  es  nicht 

*)  N«ch  1880  betonte  Marx  in  der  einzigen  Unterhaltung,  die  ich  mit  ihm  hatte,  die  Intelligent, 
an  den  Antworten  der  Arbeiter  vor  den  cngliidiea  Ualamchunt;skominissionen  tpriche. 
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entgangen  sein,  dass  in  dieser  Hinsicht  die  Wirklichkeit  dem  Revisionismus, 

und  nicht  seinen  Widcrlegern,  recht  gegeben  hat.  Die  Revisionisten  können 
es  daher  ruhig  der  Sprache  der  Tatsachen  überlassen,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  ihre  Kritik  gewisser  Sätze  der  überkommenen  Doktrin  berechtigt  war  respek- 
tive ist,  oder  nicht. 

Indes  zeigt  dies  doch  auf  einen  Punkt  hin,  bei  dem  die  Bildungsinstitute  der 
Partei»  je  nach  dem  Geist,  in  dem  sie  geleitet  werden,  zur  Hebung  oder  Nieder- 
haltung des  Niveaus  unserer  Debatten  beitragen  können.  Die  Frage  kann  so 
gestellt  werden :  Sollen  die  Bildunj^sanstaltcn  der  Partei  geistige  Dressuran- 
stalten sein,  nach  Art  der  Seminare,  die  der  Staat  für  die  Lehrer  und  die 
Kirche  für  die  Priester  unterhält,  nur  in  der  Tendenz  und  der  Auswahl  der 
Lehrstoffe  von  ihnen  unterschieden,  oder  sollen  sie  mit  dem  Unterricht  in  Kennt- 
nissen, die  für  die  Sozialdemdcratte  von  besonderer  Bedeutung  sind,  zugleich 
die  Schulung  zum  echt  wissenschaftlichen  Denken,  zur  immer  wieder  .neu 
prüfenden  Kritik  verbinden,  der  die  Wahrheit  das  höchste  Gebot  ist? 
Es  mag  Leute  geben,  —  und  ihre  Zahl  wird  vielleicht  gar  nicht  klein  sein  — . 
die  schon  in  dieser  Fragestellung  eine  Beleidigung  der  Partei  erblicken.  Aber 
es  liegt  meines  Erachtens  im  Vergleich  sozialistischer  Lehrinstitute  mit 
Priester-  und  Lehrerseminaren  nichts  von  vornherein  Herabsetseodes.  Es  zeigt 
nur  eine  gewisse  Beschränkung  der  Aufgaben  an.  Die  staatlichen  und  Idroh- 
liehen  Seminare  leisten  in  ihrer  Art  das,  was  vielen  unserer  Genossen  vor- 
schwebt, wenn  sie  Agitatorenschulen  einrichten,  und  kein  vernünftiger  Mensch 
wird  Agitatorenschulen  ihre  Berechtigung  versagen.  Auf  der  anderen  Seite 
fehlt  es  selbst  hinstchtiich  der  heutigen  Universitäten,  die  doch  viel  umfas- 
sendere Aufgaben  and  Programme  haben,  als  die  kirdilidien  und  pädagogi- 
schen Seminare,  nicht  an  Stimmen  von  Fachleuten,  die  ihnen  wegen  ihrer 
Beziehung  zum  Stant  —  und  Parteien  sind  in  ihrem  ganzen  Wesen  nach  noch 
autoritärer,  als  lUr  Staat  —  rundweg  die  Fähigkeit  absprechen,  den  höchsten 
Aufgaben  der  trtun  W'isscnscliatt  gerecht  zu  werden. 

Sehr  bestimmt  äussert  sich  gerade  in  diesem  Sinne  eine  vor  kurzem  erschienene 
Schrift  Pur  freie  Universitäten  neben  den  Staatsuniversitäten  f,  die  einen 
Universitätsmann,  den  Göttinger  Philosophieprofessor  Julius  Baumann,  zum 
Verfasser  hat.  Es  ist  bekannt,  dass  zurzeit  eine  Bew^;ung  unter  den  Univer- 
sitätsprofessoren im  Gange  ist,  die  sich  gegen  die  Tendenz  richtet,  die  Univer- 
sitäten in  immer  stärkere  Abhängigkeit  von  den  Regierungen  zu  bringen,  eine 
Bewegung,  der  man  sicher  nicht  bestreiten  kann,  dass  f&r  ihre  Inszenierung 
triftiger  Anlass  vorliegt,  von  der  es  aber  nach  Lage  der  Dinge  sehr  zweifel- 
haft ist,  ob  sie  irgend  welchen  praktischen  Erfolg  haben  wird.  Ohne  aus- 
drücklich auf  sie  Bezug  zu  nehmen,  schlägt  nun  der  Göttinger  Gelehrte  eine« 
anderen  Weg  vor,  der  freien  Wissenschaft  Stätten  zu  sichern,  nämlich  durcii 
Gründung  freier  Universitäten  neben  den  staatlichen  Universitäten.  Die 
letzteren,  meint  er,  sden  nun  einmal  nicht  bloss  Stätten  wissensdiaMicher 
Forschung,  sie  seien  zugleich  auch  Staatsanstalten  zur  Vorbereitung  für 
Staats-  oder  Kirchenämtf  r,  und  diese  zwei  Seiten  vertrüj;i  n  sich  nicht  ganz; 
es  sei  vielmehr,  schreibt  der  ordentliche  Professor  und  Geheimrat,  >zu  er- 
warten, dass  die  freie  Wissenschaft  darüber  zu  kurz  kommen  wird«.  Aber  er 
bleibt  nicht  bei  der  blossen  Behauptung.  Mit  überraschendem  Freimut  geht  der 
offenbar  sehr  orientierte  Verfasser  alle  vier.  Fakultäten  durch  und  führt  eine 
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ganze  Reihe  von  Tatsachen  und  Zeugnissen  dafür  an,  dass  die  staatlichen 
Universitäten  hinter  der  Mission,  die  höchsten  Aufgaben  freier  Wissenschaft- 
hchkcit  zu  erfüllen,  zurückbleiben  und  mit  Rücksicht  auf  ihren  Zweck  als 
Lehrmstitut  für  künftige  Beamte  stets  zurückbleiben  werden.  Er  erwähnt 
eine  Resolution  des  Eisenacher  Studentenkongresses  vom  September  1848»  die 
den  Universitäten  lediglicli  die  Pflege  der  Wissenschaft  und  Bildung  zuwies, 
sowie  eine  Bemerkung  von  Karl  Schurz,  einem  der  Hauptteilnehmer  des  be- 
sagten Kongresses,  über  die  Schwierigkeit  einer  richtip^en  Verniittelung 
zwischen  der  Freiheit  der  Wissenschaften  und  dem  Anrecht  des  Staates  an 
Universitäten  als  Staatsanstalten  und  fügt  dann  sehr  resolut  selbst  hinzu: 
9Diese  Vermittelung  ist  fiberhaupt  nicht  zu  finden,  freie  Wissenschaft  im  vdlen 
Sinne  fordert  freie,  das  heisst  von  Staat  und  Kirdie  ganz  unabhängige  Uni- 
versitäten, nur  dass  sie  sich  innerhalb  des  allgemeinen  Rechtes  bew^en.«  Der 
Nachsatz  mit  seinem  Vorbehalt  könnte  einen  stutzig  machen  und  an  eine  Falle 
denken  lassen,  da  es  mit  dem  allgemeinen  Recht  in  Deutschland  bekanntlich 
eine  sehr  unsichere  Sache  ist.  Indes  zeigen  andere  Stellen  der  Schrift,  dass 
es  Baumann  mit  seinem  Eintreten  für  freie  Universitäten  doch  durchaus  ernst 
ist  »Auf  freien  Universitäten«,  schreibt  er,  »müsste  grundsätzlich  auf  philo- 
sophische Vertretung  aller  Hauptrichtungcn  menschlichen  Dmkens  hingewirkt 
werden.  Wären  keine  Materialisten  von  selber  da,  so  müsste  man  sie  auf- 
suchen und  einladen«.  Er  fordert  freie  Universitäten,  damit  auf  ihnen  »die 
Frage  des  Eigentumes  mit  Zulassung  der  extremen  Ansichten  und  Gegenan- 
sichten« verhandelt  werde.  Und  am  Schluss  zitiert  er  den  Ausspruch  heckyn, 
die  Freiheit  des  Denkens  werde  in  Deutschland  einigermasscn  beeinträchtigt 
werden,  sobald  Parlamente  mitzureden  hätten,  denn  die  Parteien,  auf  welche 
sie  Rücksicht  zu  nehmen  hätten,  gründeten  sich  selten  auf  wissen- 
schaftliche Überzeugungen,  und  setzt  als  Zusammenfassung  seiner  Darlegungen, 
als  ein  CtUnm  censeo  hinzu:  »Eben  darum  muss  man  diese  Freiheit  in 
neuer  Weise  sichern.« 

Das  ist  ein  Memento  für  die  Bildungsiustitute  unserer  Partei.  Nirgends  herrscht 
wofil  ein  ehrlidierer  Wunsch,  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  gerecht  zu 
werden,  als  in  den  Rdhen  der  Sozialdemokratie,  aber  zwischen  Wunsch  und 
Erfüllung  ist  noch  ein  weiter  Weg^.    Baumann  führt  Lotzes  Satz  an,  dass, 

wo  immer  Wertgcfühle  sich  einmischen,  die  Wissenschaft  aufhört ;  Parteien  aber 
fussen  in  hohem  Grade  auf  Wertc^cfüliK-n,  sin<l  ohne  sie,  die  sich  im  öffentlichen 
Leben  in  Interessen  umsetzen,  gar  niclit  denkbar.  Ich  habe  diesen  Gedanken 
seinerzeit  in  meiner  Abhandlung  Wie  ist  wissenschaftlieher  Sosialismus 
mS^ickf  eingehend  auseinandergesetzt  und  dabei  dem  Recht  der  Partei,  das 
sich  aus  ihrer  Natur  als  vom  Wollen  getragene  Bewegung  ableitet,  jedes  nur 
irgend  mögliche  Zugeständnis  gemacht.  Welches  Schicksal  diese  Abhandlung 
trotzdem  gehabt  hat,  ist  wohl  noch  bekannt.  Nicht  wissenschaftlicher  Mängel 
wegen,  sondern  wegen  Feststellungen,  die  ganz  unanfechtbar  sind,  entfesselte 
sie  einen  Sturm  der  Entrüstung  gegen  den  Verfasser  und  ward  zum  Anlass 
jener  Episode  des  Lübecker  Parteitags,  die  der  Sozialdemokratie  weder  Ehren, 
noch  irgend  welchen  materiellen  Vorteil  eingetragen  hat.  Es  ist  k.  ;  1  nach- 
tragendes Empfinden,  das  mich  daran  erinnern  lässt ;  denn  was  in  Lüheck 
geschah,  war  meines  Erachtens  viel  mehr  ein  Unrecht  gegen  die  Partei  selbst, 
als  gegen  meine  Person.  Die  Partei  setzte  sich  durch  jene  Zensurdebatte  in  ein 
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falsches  Licht  und  gab  sich  weit  intoleranter,  als  sie  in  Wirklichkeit  ist:  ein 
Fehler,   der  leider  später  wiederholt  wurde.     Es  herrschte  eben  Reaktions- 

stimmung  in  der  Partei,  und  wir  wollen  hoffen,  dass  sie  immer  mehr  als  der 
Verg^ang^enheit  anpchr)ri|:^  bezcichiut  werden  kann.  Denn  dass  diese  quasi- 
marxistische iveaktion,  wie  man  auch  nennen  kann,  befruchtend  auf  da» 
Parteileben  zurückgewirkt  hat,  wird  niemand  bdiaupten  wollen. 

Noch  sind  ihre  üblen  Wirkungen  nicht  völlig  überwunden.  Es  sind  nur  zwei  Jahre 
her,  dass  ein  jeder  antimarxistischen  Neigung  so  unverdächtiger  Mann,  wie  der 

Genosse  Jakob  Stern,  sich  veranlasst  sah,  in  den  Sosialistischen  Monatsheften 
Protest  einzulegen  gegen  die  übermarxistisrhc  Behandlung  der  Philosopliie 
von  Seiten  des  Leitartiklers  der  Xcucn  Zeit,  die  in  dem  Satz  gipfelte,  die  Philo- 
sophie sei  eine  ideologische  Begleiterscheinung  der  Klassenkämpfe,  sobald  es 
keine  Klassenkämpfe  mehr  gäbe,  werde  es  auch  keine  Philosophie  im  histo- 
rischen Sinne  des  Wortes  mehr  geben.  Marx,  der  durchaus  ein  philosophischer 
Kopf  war,  erklärte  Genosse  Stern,  würde  diese  famose  Steckenpferdretterei, 
die  bei  allem  und  jedem  auf  den  Klassenkampf  losgeht,  gründlich  von  seinen 
Rockschössen  abschütteln.-)  .Aber  der  Parteigenosse,  der  jenen  Satz  zum 
besten  gab,  steht  mit  an  der  Spitze  der  höchsten  Bildungsanstalt  der  Partei, 
sekundiert  vom  Urheber  des  noch  kühneren  Satzes:  »Die  Geschichte  der 
Philosophie  ist  die  Geschichte  des  bürgerlichen  Denkens.«*)  Beide  Genossen 
verfügen  sicherlich  über  eine  Fülle  von  Kenntnissen,  aber  Verständnis  für 
die  Anforderungen  wahrhaft  wissenschaftlichen  Denkens  verraten  solche  Aus- 
sprüche nicht. 

Die  Parteischule  funktioniert  noch  zu  kurze  Zeit,  als  dass  sich  ein  Urteil  über 
ihre  Wirkungen  fallen  licssc.  Ich  gestehe  offen,  dass  ich  ihr  etwas  skeptisch 
gegenüberstehe.  Es  ist  gewiss  ein  guter  Gedanke,  einer  Anzahl  bildungsfähiger 
Genossen  Gel^;enheit  zu  geben,  einige  Monate  sich  ausschliesslich  der  Er- 
weiterung ihres  Wissens  zu  widmen,  und  ohne  Nutzen  wird  wohl  keiner  der 
Pesncher  sie  verlassen.  Aber  es  erscheint  mir  fraglich,  ob  Aufwendung  und 
Ergebnis  im  rechten  Verhältnis  stehen  werden.  Für  eine  gründliche  Be- 
handlimg  der  in  Betracht  kommenden  Lehrgegenstände  scheint  mir  die  ausge- 
setzte Zeit  zu  kurz;  es  ist  zu  vielerlei,  was  vorgenommen  werden  soll,  als  dass 
ein  gründliches  Durcharbeiten  erwartet  werden  dürfte.  Je  weniger  aber  dieses 
gewährleistet  ist,  um  so  grösser  die  Gefahr  der  Heranbildung  einer  blossen 
Orthodoxie. 

So  vieles  gegen  die  htsti-hcndcn  Universitäten  gesagt  wcrfkn  kann,  so  lässt 
sich  doch  nicht  bestreiten,  dass  unter  dem  Gesetz  der  Arbeitsteilung,  was 
positives  Wissen  und  wissenchaftliches  Forschen  anlangt,  heute  sehr  Acht- 
bares auf  ihnen  geleistet  wird.  Um  nur  ein  Gebiet  herauszugreifen,  das  der 
Sozialdemokratie  besonders  am  Herzen  liegt:  was  ist  an  wertvollen  volks- 
wirtschaftlichen respektive  sozialökonomischen  Abhandlungen  nicht  in  den 
letzten  zwei  Jahrzdinten  aus  den  Seminaren  der  Brentano,  Conrad,  Fuchs, 

*)  Vergl.  Jakob  Stern  GeschichtsmMtriaütmiU  m»d  PMUsaphi*  in  S»9ialiMHt€h«n  M«Mt«> 
ktfUn,  1905,  I.  Bd«  pag.  147  und  i49> 

•)  ■Man  noH  ticli  wundern«,  heftst  es  in  dem  Aitiltcl  dct  Genotten  St«»,  »dM«  nidit  «nck  die 

mathcmati'f  ht-n  Lt  hrs.-itzc  dc<;  Euklid  als  ideologische  Bcglcitcrschrinungcn  des  Klassenkampfs  er- 
klärt werden.«  \S  er  weiss,  ob  ij.is  nicht  noch  kommt?  Einem  Genossen,  der  gern  scherzt,  hat  der 
oben  zitierte  Satz  da&  lol^irii  ic  An.it<igon  cntlodttt  »Oic  GcSChicIlte  dCT  llaUwaatÜC  i*t  die 
Geschichte  der  bürgerlichen  Kaumvorstetlungen.« 
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Lexis,  Schulze-Gaevernitz,  Stieda  usw.  hervorg^^ngen,  und  was  kann  ausser 

Popularisierungen  und  etwas  Marx 'Scholastik  die  Sozialdemokratie  ihncti  gegen- 
überstellen!  So  produktiv  sich  die  Arbeiterbeweijiint!^  selbst  in  der  Heraus- 
arbeitung neuer  Organe  und  Einrichtungen  erwiesen  hat,  so  unproduktiv  hat 
sich  —  ich  spreche  da  keineswegs  nur  eine  persönliche  oder  nur  bei  Rcvisio- 
nistfiH  zu  findende  Ansicht  aus  —  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  die  theore- 
tische Betätigung  der  Sozialdemokratie  gezeigt.  Und  das  ist  kern  Zufall. 
Die  epochemachenden  theoretischen  Arbeiten  Marx'  datieren  fast  ausschliesslich 
aus  den  fünizi-^'er  oder  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhundort?,  wo  die 
Arbeiterbeweginig  selbst  in  England  noch  überwiegend  mit  Niederlagen  reclincte 
und  um  ihre  Anerkennung  rang.  Seitdem  haben  sich  auf  diesem  \vie  auf 
anderen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  die  bedeutsamsten  Veränderungen  voll- 
zogen» die  Machtverhältnisse  haben  sich  wesentlich  verschoben,  und  mit  dieser 
Verschiebung  sind  neue  Fragen  in  den  Vordergrund  getreten.  Statt  ihnen 
aufmerksam  nach7,ugehen  und  sie  —  selbstverständlich  unter  dem  (iesichts- 
punkt  der  Arbeiterklasse  —  objektiv  auf  ihre  sozialpolitische  Tragweite  zu 
prüfen,  hat  man  im  Lager  der,  sagen  wir,  um  niemand  zu  verletzen,  meinet- 
wegen: Strengmarxisten  ihnen  nur  so  weit  Beachtung  geschenkt,  als  sie  die 
überlieferte  Doktrin  zu  bestätigen  schienen,  sonst  aber  sie  entweder  ignoriert 
oder  hinwegzudeutcn  versucht.  Und  es  ^\hi  kaum  eine  Schöpfung  der  wirt- 
schaftlich kämpfenden  Arbeiterschalt,  die  nicht  am  Anfang  auf  Wider=;pruch 
von  jener  Seite  gestossen  wäre,  diktiert  von  der  Furcht,  die  Reinlieit  des 
Klassenkampfes  kSnne  unter  ihr  Idden.  Die  sidi  für  radikal  haltenden  Ge- 
nossen erwiesen  sich  in  dieser  Hinsicht  als  die  Träger  eines  unfruchtbaren 
Konservatismus:  eine  pqrcbologfisch  allerdings  durchaus  erklärliche  Er- 
scheinung. Selbst  das  so  unanstössige  Institut  der  Arbeitersekretariate  be- 
gegnete im  Zentrum  des  Radikalismus,  in  Leipzit^,  längere  Zeit  hartnäckigem 
Widerstand,  und  wie  heftig  dort  und  bei  Gleichgesinnten  die  Errungenschaft 
der  Tarifverträge  bekämpft  wurde,  ist  zu  bekannt,  als  dass  hier  langer  dabei 
verweilt  zu  werden  braudite. 

Diese  entwickelungsfeindliche  Tendenz  hat  nun  allerdings  mit  dem  wissen- 
schaftlichen Kern  der  Marxschen  Gesellschaftslehre,  die  ja  selbst  durchaus 

evolutionistisch  ist,  keinen  notwendigen  Zusammenhang,  aber  sie  ist  doch  ein 
natürliches  Produkt  einer  gewissen  Auslegung  des  Marxismus  und  kann  auch 
zur  Not  von  Anwendungen,  die  Marx  selbst  einst  seiner  Gesellschaftslehre 
gegeben  hat,  abgeleitet  werden ;  die  Träger  dieser  Auffassung  geben  heute 
in  der  spezifisch  marxistischen  Gemeinde,  die  nun  einmal  in  manchen  Kreisen 
der  Partei  als  die  legitime  Trägerin  des  wissenschaftlichen  Erbes  von  Marx 
und  Engels  gilt,  den  Ton  an.  Was  man  aber  auf  dieser  Seite  fertig  l)ekommt, 
zeigt  der  Dithyrambus,  der  in  der  Neuen  Zeit  vom  13.  Juli  dieses  Jahres  der 
Massenstreikbroschüre  der  Genossin  Rosa  Luxemburg  gesungen  wird.  Die 
keinem  Beobachter  entgangene  Tatsache,  dass  in  der  russischen  Revolution  sich 
der  Massenstreik  als  ein  (aUerdings  sich  leicht  abnutsender)  Machtfaldw  der 
Arbeiterklasse  erwiesra  hat,  wird  von  der  Genossin  Luxemburg  zu  der  Theorie 
erweitert,  dass  er  die  Form  der  proletarischen  Revolution  sei.  Das  ist 
indessen  durch  das  Beisjjiel  Russlands  in  keiner  Weise  erhärtet;  denn  erstens 
hat  der  Massenstreik  dort,  nachdem  er  zuerst  eine  so  grossartige  Wirkung 
hatte,  in  seinen  Wiederholungen  immer  mehr  an  Wirkungskraft  eingebüsst. 
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und  dann  ist  das  Beispiel  Russlands  durchaus  nicht  für  andere  Länder  mass- 
gebend. Nach  jener  Rezension  freilich  hat  die  Genossin  Luxemburg  den  Ein* 
wand,  dass  hüben  und  drüben  eine  völlige  Verschiedenheit  herrsche,  »in  ein- 
leuchtender Weise  widerlegt«,  aber  eine  so  Ijcrückcnde  Feder  die  Genossin  auch 
führen  mag^.  den  nicht  ganz  gleichgültigen  Umstand,  dass  Deutschland  ein 
stark  entwickeltes  Bürgertum  und  eine  kulturell  hochstehende  Arbeiterschaft, 
Russland  dagegen  erst  die  Anfänge  einer  Bourgeoisie  und  ein  in  seiner  Masse 
noch  sehr  tiefstehendes,  kulturell  fast  bedürfnisloses  Proletariat  hat,  kann  keine 
Dialektik  hinwcgzaubcm.  Das  gibt  aber  der  Frage  hüben  und  drüben  ein 
grundverschiedenes  Gesicht.  So  parodox  es  klingen  mag,  die  tiefere  Stufe  der 
ökonomischen  Eptwickelung  und  des  ganzen  kulturellen  Lebens  i-^t  für  die 
Revolution  ein  Gewinnfaktor:  der  deutsche  Arbeiter  kann  nicht  aui  iaagcre 
Zeit  unter  Bedingungen  leben,  die  dem  nissischen  Arbeiter  noch  erträglich 
dünken»  oder  er  wurde  sich  ihnen  nur  unter  ganz  abnormem  Druck  fügen; 
und  ebenso  müsste  es  in  Deutschland  sehr  arg  kommen,  bis  eine  solche  Ent- 
wertung des  Lebens  der  Mitmenschen  um  sich  greifen  sollte,  wie  wir  sie  in 
I-iussland  vor  uns  sehen.  Jedenfalls  ist  es  ein  starkes  Stück,  eine  Abhandlung, 
die  über  so  wichtige  Unterschiede  als  Nichtigkeiten  hinweggeht,  den  deutschen 
Arbeitern  als  eine  der  grossartigsten  Fortbildungen  des  Marxismus  anzupreisen, 
es  verrät,  idi  wiederhole  es,  ein  nicht  sdir  hohes  Verständnis  für  die 
Anforderungen  der  Wissenschaft,*) 

Man  wird  mir  hoffentlich  nicht  einwenden  wollen,  Partei  und  Wissenschaft 
seien  nach  meiner  eigenen  Theorie  zweierlei.  Die  Partei  hat  als  solche  nicht 
die  Aufgabe,  wissenschaftliche  Probleme  zu  lösen,  aber  sie  hat  ein  Recht  auf  wis- 
senschaftliche Wahrheit,  sie  hat  ein  Recht  darauf,  dass  in  ihren  BÜdungsanstalten 
geldirt  wird,  was  ist,  und  nicht  die  Tatsachen  einer  voigefassten  Doktrin  zuliebe 
gebeugt  werden.  Das  Wollen,  die  Tendenz  bringt  sie  in  den  Kampf  hinein, 
in  der  Schule  dagegen  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  Wissen  und  Erkennen. 
Nun  sind  wir  gewiss  alle  Irrtümern  unterworfen,  keiner  kann  von  sich  be- 
haupten, dass  er  allein  die  Wahrheit  vertritt.  Aber  wissenschaftliches  Denken 
kennzeichnet  sich  dadurch,  dass  es  nicht  nur  die  wissenschaftliche  Beweis- 
fOhniiig^  8(mdem  auch  den  wissensdiaftlichen  Zweifel  achtet. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
MR?(  SCHIPPEL  •  MRTIOMRLITRTS-  ÜMD  50M- 

STIQER  fiSmJOliJSMüS 
I 

IXSF.RE  österreichischen    Parteigenossen   scheinen   es   sich   in  den 
Kopf  gesetzt  zu  haben,  alle  Welt  (Inrch  ihre  X'ernünftigkeit  zu  über- 
raschen.   Man  erinnert  sich  noch  der  seltsamen,  echt  deutschländi- 
schen  Debatten,  als  ich  vor  etwa  neun  Jahren,  noch  dazu  lediglich 
lim  Anschluss  an  Friedrich  Engels,  den  Gedanken  bekämpfte: 
die  Miliz  —  an  sich  auch  nach  meiner  ständig  festgehaltenen  Auffassung 

•)  Selbst  die  russischen  Sozialdcmukratcn  tiabcn  auf  dem  Londoner  Parteitag  im  Frühjalir  die>.c> 
Jahres  in  ihrer  grossen  Majorität  die  ihnen  von  der  Genossin  LuxcnUmit  vorgetragenen  Lehren 
zurückgewiesen.  Das  ist  sclljstvcrstandlich  noch  kein  bundiger  Beweis,  <l.i-s  sie  für  Kussland  iatsch 
•ind.  Aber  et  nuute  dea,  der  die  Tatsache  weiss,  doch  stuuig  machen.  Indes,  was  verschlägt's  J 
Gans  im  Einklaiiff  mit  dca  PoMOBcnatSMCtt  wttr  Anpreisung  einer  sur  Kritik  so  herausferderaden 
Schrift  lieht  der  Ergam  de«  Rescmeaten  Ober  die  •fichtbrüchifeti  Zweifel«  de»  Rtiri*i»mismms. 
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eine  für  ilic  Zukunft,  als  Füd/iel,  (lenkbare  nn<]  durchaus  wünschenswerte  Or- 
ganisationsform  des  Wehrwcscns,  wenigstens  zu  Lande  —  sei  etwas,  schon 
heute  oder  in  nächster  Zeit  dem  historisch  gegebenen  stehenden  Heer 
Entgegenzusetzendes,  wie  das  die  alte,  ursprünglich  kleinbürgerlich- 
radikale  Milizgedankenlosigkeit  glaubte  und  zum  Teil  noch  glaubt,  sei  also 
nicht  etwas  aus  der  heutigen  Hceresver Fassung  heraus  zu  Ent- 
wickelndes. Diese  Auffassung  war  meines  Erachtens  folgerichtig  aus  dem 
Engelsschen  Standpunkt  abzuleiten.  In  den  Sozialistischen  Monatsheften  hiess 
CS  damals: 

iFriedrich  Engels  hat  für  die  Gegenwart  nie  recht  an  die  Überlegenheit  des 

Milizsystems  geRlatibt,  obwohl  er  das  heutige  System  schliesslich  aus  «einer 
eigenen  inneren  Bewegung  im  wirklichen  Volksheer  enden  sah  —  was  doch 
gegen  die  übliche  Milizvorstellung  einen  ebenso  fundamentalen  Unterschied  be* 

deutet,  wie  wenn  man  einerseits  glaubt :  der  Kapitalisnnis  werde  durch  sein  eigenes 
Fortschreiten  schliesslich  eine  genossenschaftliche  Gesamtproduktion  erzeugen, 
in  ^ese  hineinwachsen,  oder  andererseits:  man  roässe  dem  heutigen  Kapitalismus 
genossenschaftliche  Betriebe  entgegenstellen,  die  ihn  durch  ihre  Überlegenheit 
heute  schon  schlagen  und  ersetzen  sollen  ....  Meist  überwiegt  [bei  Engels]  die 
immer  mehr  vertiefte  Anschauung,  dass  nicht  eine  neue  Grundlage  der 
Heeresverfassung  im  spekulativen  Kopfe  auszuhecken  und  der,  allerdings  unschönen 
und  widerspruchsvollen,  Wirklichkeit  entgegenzustellen  ist,  sondern  dass  die  Er- 
weiterung und  Fortbildung  der  Grundlage  des  heutigen  Anneesystems 
gleichbedeutend  ist  mit  einer  vollständigen  U  m  w  ä  1  z  u  n  g  aller  bestehenden 
Macht  Verhältnisse.  Die  quantitative  Erweiterung  wird  mit  der  Zeit  zu  einem 
qualitativen  Umschhg  .  .  .  .« 

Das  einzige,  was  bisher  bei  uns  Reichsdeutschen  zu  erreichen  war,  ist:  dass 
Milizanträge  in  alter  Form  und  mit  alter  Begründung  dem  Reichstage  nicht 
mehr  unterbreitet  werden;  ihre  Zeit  ist.  wiv  es  sclKint.  rettimgslos  vorüber. 
Aber  neuen  vermittelnden  Anträgen,  etwa  auf  weiter  fortschreitende  Ver- 
kürzung der  Dienstzeit,  hat  die  alte  Schule  häufig  schon  im  voraus  die  uner- 
bittlichste Fehde  angekündigt  Einer  ihrer  Hauptwortführer  stellte  sogar  in 
Aussicht,  er  werde  jeden  gesetzgeberischen  Anlauf  zur  e  i  n  jährigen  Dienst- 
zeit durch  den  Gaston  Mochschen  Nachweis  vernichten:  dass  die  einjährige 
Dienstzeit  am  Ende  noch  schlimmer  sei,  als  das  heutige  System ! 

Selbstverständlich  kann  das  richtig,  und  der  andere  Standpunkt  falsch  sein. 
Aber  vielleicht  wird  auch  umgekehrt  ein  Schuh  daraus.  Ich  sehe  nach  wie 
vor  nur  nicht  ein,  warum  darüber  bei  uns  nicht  gleichfalls  eine  ruhige  Aus- 
sprache und  Verständigung  möglidi  sein  soll.  Oder  vielmehr,  ich  sehe  das 
heute  um  so  weniger  ein,  nachdem  die  östereichischen  Genossen  nunmehr  einen 
Gesetzentwurf  für  zweijährige  Dienstzeit  eingebracht  haben  und  in  ihrer 
Begründung,  nach  meiner  Überzeugung  sehr  treffend,  bemerken  —  unter 
»«grundsätzlicher«  Festhaltnng  des  Endzieles,  der  Volkswehr,  worin  ich  aber- 
mals durchaus  beistimme  — : 

»Die  inneren  Notwendigkeiten  der  militärischen  Entwickelung  arbeiten 
selbst  darauf  hin,  das  geltende  Wehrsystem  in  ein  demokratisches  u  m  - 
zuwandeln,  und  die  Sozialdemokratie  vollzieht,  indem  sie  diese  Entwickelung 
mit  allen  Mitteln  fördert,  das  Amt,  die  reaktionären  Hemmuni^en  des  mit  geschicbt- 
lidier  Notwendigkeit  Werdenden  zu  beseitigen.  Sie  ist  sich  klar,  dass  die  gegen- 
wärtige Form  nicht  wegdekretiert,  dass  die  bestehende  Wehrverfassung 
nicht  sofort  abgeschafft  werden  wird,  sondern  bloss  allmählich  von 
innen  heraus  umgestaltet  werden  kann. 

Indem  rie  dies  feststellen  und  zugleich  der  MugUchkeit  Rechnung  tragen,  dass 
die  Sdilagfertigkeit  der  Wehrmacht  gegen  einen  Angriff  durch  auswärtige  Feinde 
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von  einer  gewissen  Kontinuität  dc^^  Dienstbetriebes  alih.uitiig  ist,  fordern  dir  Antrag- 
steller, deren  Antrag  die  Förderung  jenes  l^mwandlungsprozesses  bezweckt,  als 
ersten  Schritt  zur  Umgestaltung  dr<  -teilenden  Staatsheeres  in  eine  Volks- 
wehr die  Abkiirzung  der  aktiven  M  i  1  i  t  ä  r  d  i  e  n  s  t  p  f  I  i  c  h  •  um  ein  Jahr 
(das  heisst:  von  3  auf  2  Jahre].  Sie  sind  aber  nicht  bloss  uberzcuKt,  dass  diese 
Reform  eine  wichtige  EtapjK-  auf  dem  Wege  zur  Demokratisierung  der  Wehrmacht 
ist,  sondern  sie  wissen  auch,  das^  sie  im  augenblicklichen  Interesse  aüir  Schichten 
der  werktätigen  Bevölkerung  liegt,  die  in  gleicher  Weise  die  LbisherigeJ  dreijährige 
Dienstpflicht  als  eine  unerträgliche  Last  empfinden  und  jede  Erleichterung  freudig 
begrüsscn  müssen. 

Dass  die  Herabsetzung  der  I )icn-:i>tliclit  im  aktivrti  Stande  um  ein  Jahr  weder  der 
militärischen  Ausbildung  der  einberufenen  Mannschaft,  noch  der  Schlagfertigkeit  der 
Gesamtarmee  .Abbruch  tun  kann,  beweisen  die  Erfahrungen,  die  man  im  Ausland 
gemacht  hat,  zur  Genüge.« 

Die  Caprivische  Militärdienstzeit,  die  wir  Reichsdeutsche  seit  nahezu  andert- 
halb Jahrzehnten  besitzen,  ein  rster  Schritt  zur  Umgestaltung  des  stehenden 
St.iatsheercs  in  eine  Volkswchr  s:  !  Das  ist,  wie  ich  seinerzeit  gezeigt  zu  haben 
glaube,  durchaus  im  Geiste  unseres  grossen  Alttncistcrs  Friedrich  Engels,  un- 
seres General,  gedacht.  Doch  wird,  um  ein  Schlagwort  des  österreichi- 
schen Genossen  Dr.  Renner  zu  gebrauchen,  die  rabiate  Bierbank  das  nicht 
als  Schlimmstes  des  Schlimmen  schelten:  als  Revisionismus,  wovon  besagte 
Bierbank  nie  und  nimmer  etwas  wissen  will?  Wird  sie  nicht  ihr  allerschw*erstes 
Geschütz  auffahren:  die  Prinzipien,  wovon  sie  nie  und  nimmer  etwas  weiss? 


OCH  der  sozialdmokratische  Reichsratsabgeordnete  Dr.  Renner 
spricht  von  der  rabiaten  Bierbank  in  anderm  Zusammenhange: 

»In  den  breiten  Massen  der  ö^tt^rrcichi-ohen  Bevölkerung  gibt  es  weder 
eine  gut  konservative  Bauern-  und  Junkerpartei,  noch  eine  gut  fortschritt- 
liche Indnstriepartei.  wie  in  jedem  anderen  Staat;  es  gibt  nur  eine 
radikale  Kaplanokratie  dort  und  eine  rabiate  Budike  hier.  Kein 
Volk  ist  infolgedessen  so  rabiat-radikal,  wie  das  österreichische,  ob  es  nun  fort- 
oder  rückschrittlich  auftritt  .  .  .  Das  danken  die  Habsburger  Schmerling:  In  der 
österreichischen  Volksmassc  gibt  kriiu-n  Konservativismus.  Das  allein  beweist» 
dass  das  System  eine  Todsünde  gegen  den  Staat  bedeutet.«') 
Aber  da  Renners  geistvolle  und  anregende  Schrift  neuerdings  den  Revisio* 
nisten  als  Muster  marxistischer  Einsicht  und  Darstellung  vorgehalten  wurde,*)' 
so  seien  doch  durch  ein  paar  Hinweise  auf  den  Inhalt  einige  recht  neue 
Parteicrfahmngen  zu  allgemeinem  Nutz  und  Frommen  festgehalten. 
Vor  allem  eine:  nämlich,  mit  wie  wenig  Recht  man  in  Zukunft  manchen 
unserer  l'rinzipicnhüter  noch  Intoleranz  vorwerfen  kann.  Denn  noch 
in  keiner  sogenannten  rexnsionistischen  Schrift  habe  ich  mehr  politische  Ver- 
nunft und  mehr  revisionistische  Parteiketzerei  gefunden.  Gleich  die 
Entstehungsweise  wurde  früher  —  hoffentlich  ist  es  jetzt  damit  vorbei  — 
hei  uns  Anstoss  erregt  haben.  Ein  grosser  Teil  des  Buches  ist  nämlich  vorher 
veröffentlicht  worden  in  —  ich  bckomnie  vor  Schrecken  das  furchtbare  Ge- 
ständnis kaum  aus  der  Feder  —  in  bürgerlichen  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften: in  der  nationalsoztalen  Naumannschen  Hilfe,  in  der  fretnnnigen 
Barthschen  Nation,  in  der  liberalen  Münchner  Freistatt,  in  der  österreiehisehen 


')  Vcrgl.  K  u  tl  n  1  t  Springer  (Karl  Kenner)  Grundlagen  und  Entivic  ktlunitzttle  dtr 
ÖJlfrfti.h-ungansi.ltfn  Monarchie  /Wien  1906',  p«g.  lio. 

')  Vergl.  Franx  Mehring  Historiseh-mattrialutiseka  Liuratur  in  der  Nautn  Zeit,  1906.1907, 
8.  Bdn  pag.  5M  ff. 
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Rundschau.  Die  ganze  Sammlung  und  Neubearbeitung  erscheint  abermals  — 
ich  zittere  wiederum  über  das  Unerhörte  —  in  einem  bürgerlichen  Verlag,  noch 
dazu  in  einem,  der  in  einer  kaiserlichen  und  königlichen  Wiener  n()fl)uch- 
druckerei  drucken  lässt,  bei  dem  offizielle,  von  hohen  Ministerien  unterstützte 
Denkschriften  und  Berichte,  dazu  christlichsoziale  und  ganz  stockkonservative 
Flugschriften  erscheinen.  Ist  denn  in  Osterreich  gar  keine  Resolution  da,  die 
so  etwas  verbietet?   Dürfen  sie  denn  das  dort? 

Dann  diese  verfänglichen,  vermittelnden  Redewendungen,  die  so  gar  nicht  auf 
den  einen  schroffen  Gegensatz  Schicarc-U'ciss  abgestimmt  sind:  »Ich  wende 
mich  an  alle  Nationen  und  Klassen  .  .«  »ich  habe  mir  alle  Mühe  gegeben, 
das  Interesse  meiner  Nation  und  Klasse  ....  nicht  zu  überspannen  und  so 
den  Parteimann  in  mir  zurückzudrängenc.  >ich  hoffe,  dass  ...  die  Reichs- 
sache nicht  blosse  Parteisache  wirdc.  Dass  >der  ganze  Jammer  Osterreichsc 
nur  durch  die  Wahlreform  geheilt  werden  könne,  »das  der  bürgerlichen 
politischen  Welt  zu  beweisen,  habe  ich  mich  nunmehr  durch  fast  ein  Jahr- 
zehnt bemüht,  und  zu  meiner  grossen  Freude  nicht  vcrgcbcnsc.^)  Die  teil- 
nahmlosen  österreichischen  Industridlen  erinnert  unser  Genosse  mahnend  an 
Deutschland,  das  in  vorbildlicher  Rührigkeit  selbst  wegen  Marokkos  den  Kaiser 
in  Bewegung  setzte  und  lieber  bis  zum  Krieg  trieb,  ehe  es  sich  »unpolitisch« 
,  eliminieren  Hess  und  »wehmütig  resignierte«:  »Unsere  Industriellen  und  Kauf- 
Icute  werden  rasch  lernen,  dass  der  Handel  der  Flagge,  die  Ware  der 
politischen  Macht  folgt«*)  —  was  bekanntlich  der  Grundspruch  der  englischen 
Imperialisten  und  VVdtpolitiker,  im  Gegensatz  zu  den  Freihändlern  und  Klein' 
engländem,  ist. 

Und  nun  gar  die  Vorstellungen  über  das  Zusammenarbeiten  mit  an- 
deren, bürgerlichen  Parteien,  ja  sogar  mit  der  Knme!  Nach  den,  vom  gesun- 
desten politischen  Sinn  zeugenden  Ausführungen  Renners  hat  das  allgemeine 
Wahlrecht,  im  Gegensatz  zur  Vertretung  abgesonderter  Klassen  und  Interessen, 
wie  bei  der  Kurienwahl,  die  grosse  Erziehungsaufgabe,  für  die  täglich  wech- 
selnden Interessengruppierungen,  Partei-  und  Abstimmungsverbindungen  in  den 
Parlamenten  empfänglich  zu  machen: 

»Irdir  Wähler  geht  zwar  von  seinem  Sonderintercs^c  ans.  aber  auf  dem  Wege, 
es  durchzusetzen,  berührt  er  sich  nach  einander  mit  allen  anderen  Schichten 
der  Bevölkerung,  mit  dem  Volksgansen.  Er  kann  ferner  sein  Interesse 
nur  in  Harmonie  mit  anderen  Interessenten  durchselTicn.  sein  Sunder- 
Programm  schwächt  sich  ab  zu  einem  Durchschnitt sprograinin.  das  dein 
Gesamtinteresse  näher  liegt.  Das  dnheitlidie  und  allgemeine,  gleiche  Wahlreclit 
erzieht  also  die  Wähler  zum  Zusammenleben,  zur  R  ü  o  k  s  i  c  h  t  n  n  Ii  in  c  auf 
einander,  zur  gegenseitigen  Aussprache,  zur  Staatlichkeit.  Es  rollt  jederzeit 
die  ganze  Fülle  der  staatlichen  Prol)lemc  vor  jedem  einzelnen  auf,  und  zwar  die 
Fiille  der  nächsten  und  der  fernsten  Probleme.  Weiter  aber  stellt  os  zwischen  allen 
wirtschaftlichen  Klassen  und  Interessenten  immer  wechselnde  Allianzen  her,  von 
denen  wir  soeben  ein  Beispiel  gegeben.  Das  Parteileben  ist  völlig  vor  Erstarrung 
bewahrt,  die  konkurrierenden  Parteien  bemächtigen  sich  rasch  jedes  neuauftretenden 
öffentlichen  Interesses  und  können  darum  doch  nicht  aufhören,  die  nächsten,  kon- 
kreten, realen  Bedürfnisse  vor  allem  ZU  wahren.  Es  verschltesst  also  letztens  dieses 
Wahlrecht  keine  Perspektive,  abtT  es  verflüchtigt  nicht  den  Tag  und  seine  Not  in 
unendliche  Perspektiven.  Es  erzeugt  den  Wirklichkeitssinn,  den 
Koerbcr  bei  den  Österreichern  so  sehr  vermisst,  selbst  bei  so  radikalen 
Utopisten,  wie  die  Sozialdemokraten  in  Deusc bland  zu  sein 

')  Verg I.  Renner,  loc.  ciu  pag.  105. 
*)  Vergl.  ibid..  pag.  119  und  220. 
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scheinen,  nimmt  aber  doch  dem  Wähler  nicht  den  Sinn  für  letzte  Ziele,  für 
das  Ideal.  Affe  diese  Züge  wird  der  verständige  Beobachter  am  einheitlichen,  all- 
Rcmeinen,  glciclu n  Wahlrecht  im  Reich,  in  Frankreich  und  England  beobachten  .  .  .  . 
Steht  es  nicht  nahezu  bei  allen  Fragen  —  einige  wirtschaftliche  ausgenommen  — 
genati  so?  In  jedem  konkreten  Fall  liegen  die  Interessenscltiditen  inner- 
halb  der  Bc\  ilkcrnntr  anders,  ?ic  müssen  sich  also  jederzeit  im  freien  Flus> 
binden  und  trennen  können.  Die  Furcht  vor  diesen  Bindungen  *  und  Trennungen 
macht  bei  einem  allgemeinen  Wahlrecht  die  politischen  Parteien  so  bedächtig, 
so  sachlich,  so  rüchtern  und  flösst  ihnen  ein  Verantwortlichkcitsgefühl 
ein,  das  die  stärkste  Garantie  für  die  parlamentarische  Arbeitswilligkeit  ist.«*) 
Kaiser  Franz  Josef  ist  seit  1867  ein  »tadeUos  kmistitatfofidler  Monarch  setner 
Gesinnung  nach,  wie  kein  anderer  mdir«»  in  seiner  Umgebung  denke  man 
höchsten«;  an  eine  Förderung'  des  Katholizismus,  aber  gewiss  an  kein  Attentat 
pcpen  das  Prinzip  des  Konstitutioiialismns. 

»Und  da  nun  jedermann  weiss,  dass  Franz  Josef  I.  weder  aus  Grundsatz,  noch 
aus  Neigung  irgendeine  Nation  oder  Klasse  vorzieht  oder  zurückstösst, 
da  er  diese  seine  Gesinnung  zur  rechten  Zeit  in  Österreich  durch  die  Einbringung 
der  Wahlreform  bekundet  hat,  so  sehen  die  entrechteten  Nationen  und  Klassen 
Ui^ms  in  ihm  nicht  die  Redefigur  Krone  gegen  Parlament,  sondern  das  Mittel, 
ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren  gegen  den  Absolutismus  eines  Zensus- 
parlamentcs,  dir  Hoffnung  auf  den  wirklichen  demokratischen  Konstitutionalismus 
und  den  Befreier  von  einem  plutokratischen  Scheinkonstitutionalismus.  Daher 
sind  es  die  Enterbten  im  Lande,  die  nach  dem  sozialen  König- 
tum... rufen.*) 

Wahrlich,  eine  Kaiscridee  licKt  in  der  Luft!  Warum  soll  die  Monarchie 
nicht  werden  ein  einig  Volk  von  Völkern,  das  gemeinsame  Schutzdach  der  Kleinen, 
damit  sie  neben  den  Grossen  bestehen  können,  jeder  in  seiner  Art,  jeder  in  seinem 
Kreise  frei,  alle  gleich,  unter  einer  viclhundertj ährigen,  nunmehr  auch  streng  parla- 
mentarischen Dynastie?  Unter  einer  Erbpräsidentschaft  wie  das  eng- 
lische Königtum?  Emc  Kaiscridee  liegt  111  der  Luft:  lässt  sie  sich  nicht  fassen 
und  halten  ?c*) 

Vollkommen  zutreffend  wird  zwar  gleich  darauf  betont,  dasn  »Dynastiecn  aii>> 
sich  heraus  nicht  vermögen«,  dass  die  eigentlich  wirkende  Kraft  Parteien, 
Klassen,  Nationen  seien,  die  hinter  der  Dynastie  stehen.  Aber  daraus  wird 
nicht  die  Verflfichtigung,  Ignorierung  oder  gar  grundsätzliche  Bekämpfung 
der  Monarchie  gefolgert;  die  Krone  soll  nur  ausharren  und  warten,  »bis  sie 
gedrängt,  bis  sie  gerulen  wird«  —  allerdings  kaum  von  der  rabiaten  Bu- 
dike. Ich  glaube,  ein  solcher  Mann  wäre  sogar  fähig,  beim  Schlusshoch 
auf  den  Kaiser  aufzustehen  oder  gar  —  von  Anfang  an  zu  stehen. 

Doch  genug  hiervon.  Ein  paar  Worte  seien  aber  noch  der  grossen,  dauernden 
Bedeutung  des  Rennerschen  Werkes  gewidmet,  dem  ich  mehr  politische  Bc- 
lehning  verdanke,  als  seit  Jahren  irgend  einer  anderen  Skhrift.  Die  öster- 
reichischen Genossen  haben  in  jahrzehntelangen  herben  Erfahrungen  die  Le- 
benskraft der  Nationen,  des  Nationalitätsprinzips,  kennen  gelernt.  Nicht, 
wie  früher  die  kosmopoHf i-?rht^n  Aufklärer  gern  behaupteten,  die  berechnendo 
Tücke  und  Massenirreführung  seitens  der  Herrschenden,  sondern  gerade  das 
kulturelle  Erwachen  der  unteren  Klassen,  der  Beherrschten 
und  Ausgebeuteten  schafft  —  wie  Renner  unermüdlich  darzul^en  und 
historisch  zu  entwickeln  sucht  —  neues  Nationalitätsbewusstsein,  neue,  schär- 
fere Abgrenzungen  der  Nationen  gegen  einander,  neue  eigenvölkische  Forde- 
rungen betreffs  der  Erziehung,  der  Gerichts-  und  Amtssprache,  der  Selbst- 

')  Vcrgl.  ibid.,  pag.  115-116  und  »S» 
*)  Vcrgi.  ibid«  pag.  103-104. 
*)  Vergt.  ibid,  pag.  357. 
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Verwaltung-  auf  allen  möglichen  Gebieten,  schafft  speziell  für  Österreich- 
Ungarn  die  ganz  neuen  Verfassungs-  und  Reirhsprobleme,  an  denen  keine 
Partei  mehr  achtlos  vorübergehen  kann,  am  allerwenigsten  die  Arbeiterpartei, 
deren  Mitglieder  heute  durch  Loslösung  von  ihrer  Muttersprache  und  Mutter- 
knltur,  durch  Entnationalisierung  meist  am  allertiefsten  degradiert  würden. 
iDer  Übergang  von  einer  Nation  zur  anderen  vollzieht  sich  nur  bei  einer 
Klasse  relativ  schmerzlos,  zum  Teile  sogar  vorteilhaft  für  das  Individuuhi:  bei 
den  Intellektuellen. c  Überaus  euilcuchtend  leitet  Renner  weiter  ab,  wie  nicht 
nur  die  Vorherrschaft  der  Deutschen  in  Zisleithanitn  angesichts  des  Erwachens 
der  geschichtslosen  Nationalitäten  ihr  Ende  finden  musste»  sondern  wie  auch 
dem  Magyarenregiment  in  der  anderen,  gleichfalls  vielsprachigen  Reichshilite 
die  letzte  Stunde  nahen  muss,  in  manchen  Beziehungen  wiederum  zum  Vortdl 
der  Deutschen,  die  in  Ungarn  über  2  Millionen  Angehörige  zählen.  Alle  ein- 
heitlich gesiedelten  Massen  einer  Nation,  sowie  alle  ihre  abgesprengten  Splitter 
in  gemischten  Bezirken  sind  zu  einem  einheitlichen  Personenverband  zusam- 
menzufassen, mit  eigenen  Nationalräten  zur  Selhstldtung  »des  ganzen  Schul- 
wesens und  der  fibrigen  spezifisch  nationalen  Agenden«,  mit  dem  Rechte  der 
Personalbesteuerung  für  diese  Zwecke.  Darüber  und  daneben  legt  sich  als- 
dann die  >politischstaatliche«  Organisation:  »dann  bleibt  der  Staat  in  seiner 
Sphäre  frei  und  kann  sich  nach  seinen  eigenen  Bedingungen  und  Bedürfnissen 
eiariditen«.  Sne  Zotttrennung  Ungarns  von  Osterreidi  hält  Renner  dabei  — 
wovon  ich  nodi  immer  nicht  recht  überzeugt  bin  —  für  ausgeschlossen.  Das 
Reich  habe  noch  so  grosse  einheitliche  Aufgaben  vor  sich,  und  die  meisten 
Nationen  seien  ohne  die  Reichseinheit  so  sehr  durch  umgebende  Grossstaaten 
gefährdet  und  gehindert,  dass  aus  den  Trümmern  des  Dualismus  immer  wieder, 
oder  vielmehr  zum  ersten  Male  wirklich,  ein  Völkerstaat,  die  vielgliedrige 
Vi^erfamilic  an  der  mittleren  Donau  neu  ersteben  werde. 
Über  die  Einzdbdten  dieses  fesselnden  Baldes  masse  ich  mir  kein  Urteil  an. 
Ich  kann  den  deutschen  I^rteifreunden  nur  empfehlen,  selber  das  Werk  zur 
Hand  zu  nehmen,  schon  deshalb,  weil  es  in  vortrefflichster  Weise  einen  tieferen 
Einblick  in  die  heutigen  innerpoUtischen  Vorgänge  in  unserem  Nachbarreich 
verschafft. 

m 

IITTLERWEILE  hat  auch  ein  anderer  österreichischer  Genosse, 
Otto  Bauer,  die  Nationalitätenfrage  bdiandclt,")  systematisch 
ausführlicher,  kulturgeschichtlich  weiter  zurückgreifend,  noch 
d.izu  mit  manchen  Exkursen  über  Schutzzoll,  Expansionspolitik, 
zum  Schlüsse  mit  längeren,  sehr  beachtenswerten  Ausführungen 
fiber  die  Rückwirkungen  wid  Gefahren»  die  das  stärkere  Natioaalgefülil  der 
Massen  für  die  österreichisch-ungarische  Partei-  und  Gewerkschaftsorganisa- 
tioo  mit  sich  bringt 

In  der  ölnmomisch-historischen  Auffassung  des  Nationalitätenproblems,  in  der 
allgemeinen  parteipolitischen  Stellungnahme  hierzu  darf  man  Bauer  wohl  auf 
eine  Stufe  mit  Renner  stellen,  auf  dessen  schriftstellerische  Verdienste  und 
Anregimgen  er  oft  hinweist.    Nur  kehrt  Bauer  im  Ausdruck  und  in  der  äusser- 

■)  Otto  Bauer  Di*  Natioualitättnfragt  und  äk  Sotiatdtmokrolit  {MerxttuäÜH,  2.  Bwd  /Wien 
1907/). 
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liehen  Denkweise  mehr  den  Marxisten  hervor,  ohne  dadurch  jjerade  r.u  ge- 
winnen. Er  g;laul)t  zum  Beispiel  die  modernen  Schutzzölle  damit  ak 
urbciterfeinUlich  charakterisieren  zu  können,  dass  er  ihnen  zunächst  recht  will- 
kürlich —  im  Zeitalter  der  Agrarzöllet  —  unterstellt,  sie  förderten  ganz  ein- 
seitig die  Produktionszweige  mit  hoher  organischer  Zusammensetrung  des 
Kapitals,  also  mit  geringerem  Arbeitsfassungsvermögen;  also  verringerten  sie 
relativ  die  Lohnquote,  also  erschwerten  sie  verhältnismässig  den  Gcwcrkschafts- 
kanipf,  also  .  .  .  also  .  .  .  Selbst  wenn  die  Voraussetzunt^  zuträfe,  Hesse  sich 
über  die  Folgerungen  streiten.  Aber  die  Voraussetzungen  selber  sind  tat- 
sächlich falsch;  und  wenn  sie  vielleicht  in  diesem  oder  jenem  SchutzzoUstaate 
zutreffen  sollten,  dann  fehlen  sie  in  anderen  Staaten  und  beweisen  deshalb  gar 
nichts  für  das  moderne  System.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Anklagen 
gegen  die  Förderung  der  höheren  orf^am'schcn  ZuSttWinetuetSttttg  des  Kapitals 
einen  starken  Stich  ins  Reaktionäre  haben. 

Doch  sto-ssen  wir  bei  Bauer  gleichfalls  auf  überraschende  Kundgebungen  politi- 
scher Vorurteilslosigkeit  —  überraschend  wenigstens  für  reichsdeutsche  radi- 
k<Ue  Utopisten.   Man  lese  beispielsweise  die  wiederholten  Ausfährungen  über 

den  überlebten  naiven  Kosmopolitismus : 

»Die  Arbeiter  stehen  im  Kampfe  g  c  p  e  n  die  besitzenden  Klassen,  die  der  cipencn 
Nation  angehören.  Im  Kample  mit  diesen  Klassen  sehen  die  Arbeiter  nicht, 
dass  sie  mit  ihren  KiassenRegnern  das  Band  der  nationalen  Kulturgemeinschaft 
verknüpft;  desto  deulüclur  <chcn  sie.  dass  die  Arlteiter  der  anderen  Nationen 
ihre  .Arbeits-,  Leidens-  und  Kampfgenossen  sind.  Die  nationalen  Verschieden- 
heiten vcrl  l  i  sen  daher  vor  ihren  Augen.  Sie  erneuern  daher  den  alten  Ge- 
danken der  Humanität.  So  entsteht  bei  ihnen  die  Gnmdstimmung  des  naiven 
Kosmopolitismus.*) 

(Diese  Meinung]  wurde  übernommen  von  der  Humanitätsphilosophie  der  bürgerlichen 
Aufklärung.  Sie  ward  auch  das  Erbe  mancher  Sozialisten,  die  sie  verwenden  wollten, 
um  auf  sie  den  proletarischen  Kosmopolitismus  zu  stützen,  der,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  die  er>u-  nm!  primitivste  Stellungnahme  der  Arbeiterklasse  zu  den 
nationalen  Kämpfen  der  burgeriulun  Welt  darstelh.  Diese  vermeintliche  Ein- 
sicht in  die  Wesenlosigkeit  der  Nation  lebt  in  Österreich  heute  noch  fort 
im  Sprachgebrauch  der  sozialdemokratischen  Presse,  die  es  licht,  von  Genossen 
deutscher  und  tschechischer  Zunge,  statt  von  deutschen  und  tschechischen  Genossen 
zu  reden.") 

Der  moderne  Kapitalismus  grenzt  allmählich  auch  die  unteren  Volks- 
klassen der  Nationen  schärfer  gegen  einander  ab,  denn  auch  sie  ge- 
winnen teil  an  der  nationalen  Erziehung,  am  Kulturleben  ihrer  Nation,  an  der 
nationalen  Einheitssprache.  Die  Einheitstendenz  ergreift  auch  die  arbeitenden  Massen. 
Aber  erst  die  sozialistische  Gesellschaft  wird  ihr  zum  Siege  verhelfen.  Sie  wird 
die  gesamten  Völker  durdi  die  Verschiedenheit  nationaler  Er- 
ziehung und  Gesittung  so  scharf  gegen  einander  abgrenzen,  wie  heute 
nur  die  Gebildeten  der  verschiedenen  Nationen  gegen  einander  abgegrenzt  sind.^) 
Alle  aufstrebenden  Klassen,  die  die  Macht  in  der  Gesellschaft  sich  erst  erkämpfen 
müssen,  sind  rationalistisch.  Denn  alles  historisch  Überkommene  schätzen  sie  nicht, 
ist  es  doch  der  Angriffspunkt  ihres  iCampfes.  So  ist  auch  die  nationale  Eigenart 
for  sie  nichts  als  die  Eigenart  der  Klassen,  die  die  Nation  beherrschen  und  ans- 
beuten ;  so  sind  die  nationalen  Einrielitimucn,  die  angeblich  allein  dein  National- 
charalcter  entsprechen  und  seine  Erhaltung  ermöglichen,  für  sie  die  Bollwerke  der 
Herrschaft  tmd  Ausbeutung  der  ihnen  femdlichen  Klassen.  Welche  Veraditung 
hatten  die  deutsch.en  Demokraten  vor  1848  IQr  das  Gerede  .  .  .  Das  gilt  atidi  von 
der  luutigcn  Arbeiterklasse  .  . 

*>  Vergl.  ibid..  p4|{.  Sii  S*3- 
**)  Vergl.  ibid..  pag.  laj. 
")  Vergl.  ihid  .  j.ap.  135. 
Vergl.  ibid..  pag.  i5i-i54. 
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Steigende  Differenzienmg  der  Nationen  in  der  sozialistischen  Gesellschaft, 
schärfere  Ausprägung  ihrer  Eigenart,  schärfere  Scheidung  ihrer  Charaktere 
von  einander :  dieses  Urteil  wird  vielleicht  manchen  überraschen ;  gilt  es  doch  bei 
Freunden  und  Gegnern  4tB  Sozialismus  als  gewiss,  dass  der  Sozialismus  die  Ver- 
schiedenheit der  Nationen  ausgleichen,  die  Unterschiede  zwischen  den  Nationen  ver- 
rmgern  oder  gar  aufheben  wird.«'*) 

Man  sidit,  wie  die  Realitätoi  des  politiBclien  Lebens  die  einst  so  revoltttionär 
scheinende  AufiFaasnng  fort-  tmd  umbilden  —  rüekhüden  wird  es  der  an  Ausser- 

lichkeiten  haftende  Rationalist  und  Mundrevolutionär  nennen.      Und  unser 

österreichischer  Marxist  sieht  auch  die  Rolle  der  Krone  noch  keineswegs, 
vulgär-demokratischer  Vorstellung  entsprechend,  ausgespielt: 
>Notwendig,  unvermeidlich  wird  die  [auch  von  Bauer  vertretene]  Idee  des 
Nationalitätenbundesstaates  zimi  Werkzeug  der  Krone,  der  der  Zerfall  des 
Duah'smus  ihr  Reich  zerstört.  Es  ist  bereits  eine  lange  Reihe  von  Jahren  verstrichen, 
seit  Rudolf  Springer  zum  erstenmal  .  .  .  diese  Erwartung  äusserte  .  .  .  Aber 
man  antwortete  ihm:  Welcher  Unsinn,  von  den  Habsburgern,  den  alten  Trägem  des 
Prinzips  der  Legitimität,  eine  revolutionäre  Politik  zu  erwarten !  Cäsarismtts,  WO 
die  Cäsaren  fehlen?  .  .  .  Da  wirft  [in  Ungarn]  der  Minister  Kristoffy  das  Schlag- 
wort des  allgemeinen  Wahlrechtes  unter  die  Massen.  Und  das  Ministerium  Fejervary 
lässt  gleichzeitig  das  stolze  ungarische  Parlament  .  .  .  auseinanderjagen!  Und  keine 
Hand  rührt  sich  im  ganzen  Lande,  nicht  mit  der  kleinsten  Strasscndemonstration 
verteidigt  die  Bevölkerung  das  einst  so  machtvolle  Parlament.  Hier  haben  wir  ihn 
zum  erstenmal,  den  ungleichen  Bund  der  Krone,  der  Waffengewalt 
und  der  Demokratie.  Sind  die  Habsburger  wirklich  nicht  revoTutiottär? 
Fehlen  uns  zum  Cäsarismus  die  Cäsaren?«") 

Genosse  Bauer  will  damit  allerdings  nur  Entivickelungsicndenscn  erkannt  und 
konstatiert  haben ;  etwas  ganz  anderes  sei  die  Stellungnahme  vom  Standpunkte 
der  Arbeiterklasse  aus.  Diese  Unterscheidung  ist  bekanntlich  ganz  revisio- 
nistisch ;  nur  haben  die,  die  sie  zuerst  machten,  niemals  auf  der  anderen  Seite 
G^nliebe  gefunden;  man  hat  ihnen  höchstens  leere  Ausflüchte  und  Verschleie- 
rung der  letzten  Konsequenzen  vorgeworfen.  Sei  dem,  wie  ihm  wolle:  die  Ge- 
fahr besteht  jedenfalls  immer,  dass  bei  einem  Kotiflikt  zwischen  objektiver 
Entwickelungstendenz  und  subjektiver  Stellungnahme  die  letztere  erbarmungs- 
los über  die  Klinge  springen  muss.  Dann  bliebe  also  als  ruhender  Pol  in  der 
Erscheinungen  Flucht  der  —  revolutionäre  Habsburger,  und  dazu  vielleicht 
noch  die  Waf fei^ewalt  1 

Ich  brauche  mich  am  allerwenigsten  g^;en  den  Verdacht  zu  verwahren,  dass 
ich  solche  politischen  Betrachtungen,  wie  die  oben  mitgeteilten,  für  unzulässig 
und  parteigefährdend  hielte.  Das  Rechnen  mit  Idealitäten  kann  vernünftiger- 
weise niemals  verboten  werden,  auch  wenn  am  Ende  die  fatale  Schlussfolge- 
rung bleibt,  dass  an  dieser  und  jener  Realität  diese  und  jene  liebgewordene 
Vorstellung  und  politische  Naivetät  —  um  in  der  Sprechweise  anderer  zu 
bleiben  —  in  Scherben  gehen  werde.  Alle  solche  Erörterungen  und  Debatten 
sind  ganz  unbedenklich  und,  wie  alle  Meinungsaustausche,  nur  nützlich,  wenn 
man  sich  in  Zukunft  etwas  mehr  an  ruhiges  Anhören  und  Nachdenken  ge- 
wöhnt. Ich  begrüsse  schon  deshalb  die  Aufhahme  der  Rennerschen  Schrift 
bei  unseren  Marxisten  als  eine  Wendung  zum  Besseren  und  wünsche  nur»  dass 
auch  in  Zukunft  die  notwendige  Toleranz  nicht  einseitig  geübt  werd^  sondern 
Immer  auf  Gegensetti^eit  beruhen  möge. 

1^  Vergl.  ibid.,  pag.  1«S. 
*0  Vcrgl.  ibid,  pag.  430-431- 
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t!lR  siebrauchen  die  alten  Bezeichnungen  Detnokrattc  und  Aristo- 
kratie, Monarchie  und  Republik  und  ähnliche  noch  immer, 
obwohl  sie  weder  in  ihrem  Wortmnne  mehr  passen,  noch 
in  unserer  eigenen  Verwendung  immer  eine  und  die 
sillu-  Bedeutung  haben.  Sie  sind  abgegriffenen  Iffinzen 
zu  vergleichen,  die  noch  immer  ihren  alten  Namen  haben,  deren  Le- 
gende aber  längst  verwischt  ist.  Am  besten  wäre  es,  sie  wegzuwerfen, 
aber  sie  haben  nun  einmal  ihre  traditionelle  Geltung.  Das  Alter  hat  sie  geheiligt. 
Sie  sagen  uns  nichts  Rechtes  mehr,  aber  sie  sind  im  Umlauf,  und  wir  mässea 
uns  ihrer  bedienen. 

AUe  Staatsformen,  die  es  heute  gibt,  sind  Herrschaftsforraen,  aber  weder 
herrscht  das  Volk,  noch  einer,  noch  die  Besten.  Überall,  in  allen  den  ver- 
schiedenen Formen,  herrscht  der  Besitz.  Mag  selbst  in  einer  nach  unseren  Be- 
griffen vorgeschrittenen  Demokratie  rechtlich  jeder  Staatsbürger  dem  andern 
gleich  sein:  die  Paragraphen  der  Staatsverfassung  können  an  den  Unter- 
schieden des  Besitzes  wesentlich  nichts  ändern,  er  herrscht  höchstens  nur 
anonym.  Auch  hier  in  dieser  vorgeschrittensten  Demokratie  gibt  es  Klassen. 
Daher  ist  die  Frage  der  Staatsform  für  den  Sozialisten  von  heute  durchaus 
nebensächlich.  Natürlich  ist  der  Sozialismus  antimonarchisch.  Da  er  die 
wirkliche  Gleichheit  der  Staatsbürger  will,  ist  er  gegen  alle  Privilegien.  Das 
stärkste  Privilegium  ist  das  Vorrecht  einer  einzelnen  Familie  auf  eine  be- 
stimmte Stellung  im  Staate.  Eine  Monarchie  kann  demokratischer  sein,  als 
eine  Republik.  Aber  auch  in  einer  solchen  Monarchie  ist  der  Sozialismus  anti- 
monarchisch, selbst  wenn  der  Monarch  nur  eine  Dekoration  wäre.  Be- 
kanntlich kann  auch  eine  Republik  sehr  aristokratisch  sein.  Aber  selbst  die 
vorgeschrittene  demokratische  Republik  trägt  den  allgemeinen  Klassencharakter 
des  heutigen  Staates,  sie  ist  also  prinzipiell  nicht  anders  zu  werten,  aU 
irgend  eine  andere  Staatsförm. 

Trotzdem  ist  die  antimonarchische  Stimmung  im  Sozialismus  besonders 
stark.  Das  hat  seine  besonderen  guten  Gründe.  Nach  allen  Seiten  hin  hat  der 
Soaialismus  mit  veralteten  Ideen  zu  kämpfen.  Ein»  seiner  grossten  Kinder- 
nisse  ist  die  ewige  VftatetttMtgpang  fetischistisdier  Vorstdlungen  in  der  Er- 
ziehung. Zu  diesen  Vorstellungen  gehört  in  erster  Linie  die  monarchische  Idee. 
Mag  es  vielleicht  auch  heute  wenig  Monarchen  mehr  geben,  die  an  dem  Ge- 
danken des  Gcitesgnadt-ntums  noch  innerlich  festhalten,  immerhin  erhalten  die 
Volksmassen  durch  ihre  Erziehung  eine  fast  mystische  Vorstellung  vom 
Monarchen.  Dazu  kommen  die  Gesetze,  die  eine  Beleidigung  des  Monarchen 
streng  bestrafen.  In  Osterreich  zum  Beispiel  ist  diese  Beleidigung  ein  ent- 
ehrendes Verbrechen,  das  mit  jahrelangem  Kerker  bestraft  werden  kann  und 
fünfjährigen  Ehrverlust  nach  sich  zieht.  Das  österreichische  Gesetz  begnügt 
sich  nicht  allein  mit  der  Person  des  regierenden  Herrschers,  es  schützt  sämtliche 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  bis  auf  die  neugeborenen  Kinder  herab,  ja  es 
schützt  sogar  alle  schim  läi^st  Verstorbenen  des  Kaiserhauses.  Vor  kurzem 
wurde  ein  Mann  wegen  Beleidigung  der  Kaiserin  Maria  Theresia  zu  5  Monaten 
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schweren  Kerkers  verurteilt.')  Erfolgt  bei  uns  in  Österreich  eine  Anklage 
wegen  Majcstälsbeleidigung,  so  ist  fast  immer  auch  eine  sichere  Verurteilung 
die  Folge.  Dazu  kommt  das  höfische  Zerenionicil.  Einem  jeden  freien  Kopfe, 
insbesondere  einem  Sozialisten,  kommt  es  erniedrigend  wid  komisch  vor.  Ist  die 
Betitelei  schon  an  sich  etvras  Widerwärtiges,  so  ernmem  Bezeichnungen  wie 
Majestät  an  die  schlimmsten  Zeiten  römischer  Kaiserwirtschaft.  Die  Betrach- 
tung  der  höfischen  Trachten  wirkt  wohl  mehr  komisch.  Sieht  man  sich  unter 
solchen  mit  gold-  und  silberbestickten  Gewänder  bekleideten,  mit  baumelnden 
Orden  in  allen  Farben  und  Formen  behangenen,  tiefe  Bücklinge  ausführenden 
Personen,  so  glaubt  man  nch  eher  unter  einen  bunten  Indianertrupp  versetzt, 
als  unter  ernste  Männer.  Man  hat  den  Eindruck  eines  atavistisdien  Zerrbildes. 
All  das  wirkt  so  stark  und  so  abschreckend,  dass  man  versteht,  wenn  bei  der 
Vorstellung  all'  dieser  Dinge  der  kühle  Verstand  gar  oft  mit  der  natürlichen 
Emplindung  durchgeht,  und  der  prinzipienfeste  Sozialist  davor  zurück- 
schaudert, höfischen  Zeremonie^  auch  nur  anzuwohnen,  als  ob  er  sie  dadurch 
anerkenne  und  so  zum  Verräter  werde. 

Und  (loch  kann  er  dazu  gar  leicht  in  die  Lage  kommen.  Wenn  wir  Sozialisten 
die  Realität  des  heutigen  Staates  anerkennen  müssen,  da  wir  innerhalb  seines 
Rahmens  arbeitend  den  Zukunftsstaat  vorbereiten  woUen,  so  dürfen  Formali- 
täten des  Zeremonielts  uns  nicht  ^nso  abschrecken,  wie  sie  gewisse  Leute 
anziehen.  Solange  wir  nicht  unsere  eigene  Würde  verleugnen,  vergeben  wir 
uns  und  unserer  Sache  nichts.  Wenn  wir  in  eine  katholische  Kirche  gehen, 
werden  wir  den  Hut  abnehmen,  wenn  wir  in  eine  Synagoge  gehen,  werden  wir 
ihn  express  aufsetzen.  War  würden  uns  dagegen  verwahren,  wenn  jemand  aus 
diesem  Veihalten  den  Schluss  zfige,  wir  seien  gläubige  Katholiken  oder  gläubige 
Juden.  So  gehe  man  also  nicht  in  die  Kirche  und  nicht  in  die  Synagoge !  Je 
nun.  das  l.isst  sich  nicht  immer  vermeiden.  Ein  Freund  heiratet  oder  wird  be- 
graben, man  möchte  dabei  sein.  Ja,  ich  gestehe,  geschieht's  einmal,  dass  ich 
vor  einer  Kirche  vorübergehe,  aus  der  das  Tedeum  ertönt,  so  mag  ich  wohl 
einen  Augenblick  eintreten,  um  aus  tausend  Kehlen  den  mächtigen  Hymnus  zu 
hören.  Formalitäten  und  Zeremonieen  umgeben  uns  ringsum.  Oft  sind  sie  be- 
sonders blödsinnig  und  verlogen.  Wir  machen  sie  mit.  weil  es  zu  weitläufig, 
zu  zeitraubenfl  wäre,  sie  zu  unterlassen  und  unsere  Handlungsweise  etwa  jedes- 
mal zu  erklären.  Wir  schreiben  Briefe  und  bedienen  uns  dabei,  wie  alle  Welt, 
der  gebräuchlichen  Floskeln.  Wir  versichern  irgend  jemand  unserer  Hoch- 
achtung^ während  wir  ihm  eigentlich  ganz  andere  Geffihle  entgegenbringen,  wir 
nennen  irgend  jemand  BstuUenM,  den  wir  eigentlich  für  alles  andere  eher,  als 
für  exzellent  halten.  Und  wenn  wir  so  verfahren,  so  ist  es  durchaus  keine 
Heuchelei,  denn  der  Empfänger  des  Briefes  weiss  genau,  dass  er  es  bei  diesen 
Ausdrücken  mit  Titeln  und  Formeln  zu  tun  hat,  mit  Konventionen,  die  im 
Wesen  wertlos  sind.  Und  sollte  einmal  einer  das  nicht  wissen,  so  wäre  er  ein 
ganz  hervorragender  Esel.  Mit  einem  Wort,  wir  sind  umgeben  von  geschmack- 
losem Formelkram,  den  innerhalb  unserer  gegenwärtigen  Zustände  mit  An- 
strengung zu  bekämpfen  einfach  donquichottisch  wäre,  denn  diese  unechten 
Formen  und  Zeremonieen  gehören  zu  dem  unechten  Wesen  unserer  Welt.  Dieses 

*)  Wie  mter  solchen  Umstinden  eine  freie  Geschichtsforschung  möglich  ist,  kann  man  sich  leicht 
▼OfftttUca.  Trotsd«m  heiut  et  auch  in  österKichiscben  SuatsgrundfCMtsc:  »Di«  WisMOScIuft 
«ad  ihre  Ldu«  ist  freies 
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W'csen  wollen  \\\r  vernichten,  in  sein  Gegfcnteil  verwandeln,  dann  verschwinden 

seine  albernen  Ausdriickswcisen  von  selbst. 

Man  wird  mir  vielleicht  bereitwillig  zugeben,  dass  im  Gesellschaftsleben,  soweit 
dar  Sozialist  daran  teilzunehmen  bereit  oder  genötigt  ist,  derartige  Konzes- 
sionen entschuldbar  seien,  aber  behaupten»  dass  es  im  monarchischem  Staate 
einem  Sozialisten  unmüg:lich  sei,  das  höfische  Zeremoniell  mitzumachen.  Worin 
besteht  nun,  einmal  deutlich  gesprochen,  dieses  Zeremoniell?  In  Österreich 
leben  wir  in  einem  monarchischen  Staate,  der  600  Jahre  alt  ist,  und  es  soll,  wie 
ich  mir  habe  sagen  lat^sen,  an  unserem  Hofe  noch  eine  uralte  spanische  Etikette 
herrschen.*)  Sie  mag  für  die  Hofschranzen  von  ungemeiner  Wichtigkeit  sein 
und  ist  gewiss  höchst  tunstandlich  und  kompliziert.  Für  jeden  gewöhnlichen 
Sterblichen,  der  kein  Höfling  von  Geburt  und  Beruf  ist,  besteht  das  Zeremoniell 
in  dem  gewöhnlichen  bürgerlichen  Fe^ts^'cwandc  (Frack)  und,  falls  er  mit  dem 
Monarchen  in  Berührung  kommt,  in  einer  Wrbeus^nii;:,  die  sich  aber  schon  sehr 
beträchtlich  von  einem  höfischen  Katzenbuckel  unterscheiden  kann,  und  im  Ge- 
brauche des  Wortes  Majestät.  Aber  wer  denkt  dabei  an  den  Wortsinn?  Wir  Deut- 
schen stecken  nun  einmal  in  der  Titelchineserei.  Wir  sagen  zum  Rektor  einer  Uni- 
versität Magniiisenz,  auch  wenn  er  aber  schon  gar  ikeine  geistige  Grossmächtigkeit 
ist.  Deshalb  haben  bei  uns  Deutschen  die  Titel  gar  keinen  inneren  Kurswert,  sie 
haben  immer  mehr  den  Charakter  blosser  Worte. 

.Mier  zu  Hofe  (jehen.  bloss  um  zu  Hofe  zu  tr*^'hen,  hat  natürlich  gar  keinen  Sinn 
und  würde  einen  Sozialisten  wirklich  herabsetzen.  Wenn  er  zu  Hofe  geht, 
muss  er  das  im  Interesse  seiner  Sache  tun.  Wie  kann  er  das?  Der  Sozialist 
ist  ein  Gegner  des  heutigen  Staates,  und  wenn  er  zum  Monarchen  geht,  so  er- 
kennt er  ihn  an!  Und  wenn  er  ihn  nidit  anerkennt?  Wird  dadurch  der 
Monarch  in  seiner  Machtstellung  erschüttert?  Und  was  heisst  nicht  aner^ 
kennen}  Ist  dii-  Monarchie  nicht  heute  noch  in  Osterreich  und  Deutschland 
eine  reale  Macht,  mit  der  auch  der  revolutionärste  Politiker  rechnen  muss? 
Wir  müssen  den  heutigen  bürgerlichen  Staat»  ob  er  monarchisch  oder  republi- 
kanisch ist,  und  so  sehr  wir  ihn  bekämpfen,  als  eine  bittere  Realit^  anerkennen 
und  ihn  von  aussen  oder  von  innen  besiegen,  wie's  gdit  und  wie's  kommt.  Mit 
jeder  bürgerlichen  Regierung  verhandeln  wir,  feindlich  oder  freundlich,  feind- 
lich, wenn  sie  unseren  aktuellen  Forderungen  widersteht,  freundlich,  wenn  sie 
sie  erfüllt.  Die  österreichischen  Sozialdemokraten  haben  wahrhaftig  nicht  nur  ihre 
sozialistische  Pflicht  nicht  verraten,  sondern  direkt  erfüllt,  als  sie  derR^erung 
und  der  Krone  im  Wahlrechtskampfe  ihre  Unterstützung  gewährten.  Freilich, 
was  man  da  in  Österreich  erlebt  hat,  ist  sicherlich  ein  Ausnahmefall.  .Vbcr  auch 
als  solcher  hat  er  seine  besondere  Bedeutung  und  zeigt  uns,  dass  die  Möglich- 
keiten des  realen  Lebens  eben  unerschöpflich  sind.  Weder  die  Krone  allein, 
noch  die  Arbeiterschaft  allein  hätte  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  durchsetzen  können.  Vereint  vermochten  sie  es.  Es  wird 
freilich  ein  seltener  Fall  sein,  dass  in  der  Gegenwart  die  Krone  sich  genötigt 
sieht,  sich  mit  der  Arbeiterschaft  zu  verbunden.  Und  auch  dieses  Bündnis  war 

*)  Eine  Etikette,  die  dem  heute  rcgteniidec  MonrnK^en  selbst  gewiss  uit  lastig  war.  Man  erzihlt, 
dast  die  Hofetikette  aus  einer  Zeit  atminint.  in  der  maa  noch  den  Tabak  nicht  kannte.  Daher  konnte 
auch  der  Kaiter,  der  in  aeinen  iän^eren  Jahren  ein  leidenachaftlicher  Raucher  war,  nach  einer 

oftiiirllrn  Hoftafcl,  auf  die  gewöhnlich  ein  längerer  Ccrcle  folgt,  »ich  keine  ZiRarrc  anbrennen. 
Nun  weiss  jeder  Kaucbcr,  dass  die  Zigarre  nie  besser  schmeckt,  als  nach  einer  Mahlscit.  Wie  oft 
mag  der  Kaiaer  von  Oatorreich  dieae  Hofetikettc  verwikaacht  haben  I 
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mir  lur  den  bestimmten  Fall.  Bald  wird  das  scheinbar  gestorte  Gleichgewicht 
wieder  hergestdlt  sein. 

Die  Staatsform  an  sich  ist  es  also  nicht,  die  für  die  Taktik  einer  sozialdemokra- 
tischen Partei  entscheidend  sein  kann.  Ob  man  mit  dem  Präsidenten  einer 
Republik  oder  mit  einem  Monarchen  direkt  verkehrt,  macht  keinen  Unterschied, 
Freilich  können  Fälle  eintreten,  in  denen  gewisse  Empfindungen  der  proleta- 
rischen Ehre  wesentlich  die  Taktik  bestimmen.  So  konnte  sich  in  Osterreich 
im  Jahre  1893,  als  die  Wahlrefonn  Taaffe-Stdnbach  auf  der  Tagesordnung 
stand,  die  sorialdemolcratische  Partei  nicht  entschliessen,  mit  der  Regierung  und 
der  Krone  zu  pehen.  obwohl  diese  Wahlreform  jc;epenüber  dem  damaligen 
Zustande  einen  wesentlichen  Fortschritt  dar^^ostellt  hätte.  TaafTe  war  ein  zu 
blutiger  Verfolger  der  Arbeiterbewegung  gewesen.  Die  Krone  hat  sich  bei  uns 
im  allgemeinen  immer  adir  konstitutionell  gehalten.  Sie  hat  nie  ausgesprochen 
dirdct  in  die  Parteikämpfe  eingegriffen.  Der  Träger  der  Krone  hat  sich  immer 
in  einem  diskreten  Hintergrund  gdialten,  und  nie  ist  von  ihm  ein  Wort  bekannt 
geworden,  das  eine  Verhöhnung  und  Beschimpfung  der  sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft  bedeutet  hätte.  Daher  besteht  gegen  ihn  keinerlei  persönliche 
Gereiztheit,  wie  sie,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  von  Seiten  der  Sozialdemo- 
kraten nnd  aller  anständigen  Leute  gegen  den  König  der  Belgier  existiert,  der 
für  personlich  unnöbd  gehalten  wird.  Doch  selbst  in  soldien  Fällen  dürfte  es 
Idug  sein»  genau  zu  überlegen  und  die  Person  vom  Amte,  wo  es  immer  mSglich 
ist,  zu  trennen.  Das  ist  um  so  leichter,  als  gerade  wir  Sozialisten,  denen  man 
so  gerne  geneigt  ist.  unhistorischen  Sinn  unterzuschieben,  überall  die  geschicht- 
lichen und  psychologischen  Zusammenhänge  herauszuarbeiten  bemüht  sind. 
"Wir  sind  gewohnt^  die  subjektive  Verantwortlicflceit  des  Individuums  nicht 
sehr  hoch  einzuschätzen,  und  schreiben  der  Erziehung  und  der  Umwelt  einen 
grossen  Einfluss  zu.  Wir  achten  die  ethischen,  auf  die  sittliche  Hebung  des 
Individuums  gerichteten  Bestrebungen  nicht  gering  und  fördern  sie  innerhalb 
unserer  Kreise  nach  Möglichkeit,  erwarten  aber  keineswegs  von  ihnen  die  Ge- 
sundung des  Lebens.  Um  wie  viel  stärker  ist  der  Zug  unseres  gesamten  Wirt- 
schaftslebens, der  natumotwendig  alle  dunklen  Instmkte  im  Menschen  auf- 
peitschen muss,  und  der  bei  Strafe  des  eigenen  wirtschaftlichen  Unterganges 
dem  einzelnen  verbietet,  nach  Moralmaximcn  zu  leben,  die  etwa  lauten  Lieber 
deinen  Nächsten,  wie  dich  selbst!  oder  Edel  sei  der  Mensch,  hilfreich  und  gut! 
Tausendmal  sagen  wir  in  der  Agitation:  Nicht  den  einzelnen  Unternehmer 
oder  sonstigen  Träger  der  heutigen  Gesdlschaftsform  bekämpfen  wir,  sondern 
das  System.  Von  diesem  Grundsatze  weichen  wir  nur  dann  ah,  wenn  eine  be- 
sondere, auch  innerhalb  unseres  Wirtschaftsqrstems  nicht  mehr  notwendige 
Brutalitat  zum  Vorschein  kommt 

Was  von  dem  Wirtschaftssystem  gilt,  das  gilt  auch  von  den  politischen 
Herrschaftsformen.  Auch  hier  f^ilt  unser  Kampf  nicht,  oder  wenigstens  nicht 
in  erster  Linie,  den  Trägern  dieser  Formen,  jene  Fälle  ausgenommen,  in  denen 
wir  russische  Zustände  sehen.  Dem  Herrscher,  dem  Minister,  dem  Beamten 
treten  wir  als  soldien  Einzelpersonen  entgegen,  denen  wir  vermöge  ihrer  Er- 
ziehung und  Stellung  in  der  Regel  gar  nicht  die  ^igkeit  zuerkennen,  uns 
und  unsere  Ziele  auch  nur  zu  vttStdien.  Gar  häufig  sind  sie  mehr  zu  bemitleiden, 
als  zu  verurteilen.  Ich  kenne  manchen,  selbst  in  der  Politik  eine  Rolle  spielenden 
Grandseigneur,  bei  dessen  Betrachtung  mir  oft  der  Gedanke  gekommen  ist: 
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Stände  der  Mann  vor  einem  Revolutionstribunal,  und  müsste  ich  ihn  verteidigen, 
so  wurde  ich  auf  Freisprechung  wegen  vernachlässigter  Erziehung  plädieren. 

Wie  mancher  Gerichts-  oder  Verwaltungsbeamter,  der  seine  Examina  vortreff- 
lich gemacht  hat,  steht  heute  an  verantwortungsvoller  Stelle  und  weiss  vom 
Leben  und  seiner  Geschichte  so  gut  wie  nichts!  Aber  mit  all  diesen  Leuten 
sind  wir  aus  tausend  Ursachen  des  Tages  gezwungen,  zu  verkehren.  Warum 
nicht  mit  dem  obersten  Träger  der  Staatsgewalt  in  der  Monarchie,  warum  nicht 
mit  dem  Herrscher?  Selbst  dann,  wenn  der  Monardi,  wie  in  Österreich,  der 
Ausdruck  jener  wclth'chen  und  kirchlichen  Feudalität  ist,  die  bei  uns  nodl 
immer  die  grösstc  Macht  ist.  Denn  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht,  das  ge- 
kommen ist  aus  der  tiefsten  Not  des  Staates,  kann  natürlich  nicht  mit  einem 
Schlage  eine  radikale  Umänderung  bewirken,  sie  bedeutet  bloss  den  Anfang 
einer  neuen  Zeit,  die  erst  in  konsequenten  und  mühevollen  Kämpfen  erstritten 
werden  muss.  In  diesen  Kämpfen  bedienen  wir  uns  der  Mittel,  die  uns  unserem 
Ziele  näher  bringen.  Um  es  zu  erreichen,  sind  wir  bereit,  zu  Hofe  zu  gehen 
und  auf  die  Strasse  zu  steigen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RDOLPH  VOM  ELM  •  VOLLENDÜMQ  SCHON  IM 
RNFRNQSSTRDIÜM?  UTOPIEI 

EIT  den  Tagen  von  Kreuznach  hat  noch  kein  Genossenschaftstag 

so  sehr  das  allgemeine  Interesse  in  Partei-  und  Gewerkschaftskreisen 
erweckt,  wie  der  Düsseldorfer.  Die  Erörterungen  darüber  sind  noch 
nicht  abgeschlossen.  Die  Genossenschaftsbewegung  ist  bisher  recht 
stiefmütterlicli  in  der  Arbeiterpresse  behandelt  worden.  Das  ist 
erklärlich,  weil  die  allgemeine  Auffassung  über  ihre  Bedeutung  noch  immer 
die  alte  ist:  Durch  die  Konsumvereine,  die  als  Hauptfaktor  in  der  Genossen- 
schaft shcwegung  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen,  kann  man  wohl  in  mate- 
rieller Beziehung  für  die  Arbeiter  <  inige  Verbesserungen  schaffen,  durch  den 
gemeinsamen  Einkauf  von  Waren  diese  den  Mitgliedern  etwas  billiger  liefern; 
aber  sonst  bedeuten  diese  Vereine  nicht.  So  lasen  wir's  früher,  und  so  heisst 
es  noch  jetzt.  Durch  die  letzten  Wahlen  hat  wohl  die  Konsum vereinsbewegung 
vieler  Orte  bei  den  Massen  einen  Stoss  nach  vorwärts  erhalten.  Die  Arbeiter 
sagten  sich :  Bei  der  Reichstagswahl  haben  uns  die  Krämer  und  der  ganze  Mittel- 
stand elendiglich  in  Stich  gelassen:  wenn  d:is  Kleinbürgertum  sich  von  uns  ab- 
wendet, welche  Veranlassung  haben  wir,  ihm  die  Taschen  zu  füllen?  Aber,  so  viel 
ich  auch  spähte,  fast  nirgends  fand  idi  den  Gedanken  entwickelt,  die  Unter» 
stutzung  der  Konsumvereine  liege  im  Interesse  der  Entwickeltmg  zum  Sozia- 
lismus. Theoretisch  sind  sich  die  Genossen,  die  da  glauben,  sie  allein  hätten 
den  Marxismus  voll  und  gattc  begriffen,  wohl  darüber  klar,  dass  die  Konzen- 
tration der  Betriebe  eine  der  \'<iraussrtztmgen  des  Werdens  einer  neuen 
Gescllschaftsorganisation  ist,  praktisch  wirken  viele  von  ihnen  aber  gegen  diese 
Konzentration.  Ja,  wenn  es  sich  um  die  Konzentration  auf  kapitalistisch 
monopolistischer  Grundlage  handelt,  dann  herrscht  volle  Einigkeit:  sie  ist  die 
notwendige  Voraussetzung  der  Kooperation.  Die  grossen  Industriebetriebe, 
die  grossen  Warenhäuser,  darin  erkennt  jeder  (\:\^  Werden  der  Dinge  als  ein 
Zeichen  dafür,  dass  die  wirtschaftliche  Entwickclung  aufwärts  zum  Sozialismus 
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führt.  Aber  die  Inangriffnahme  einer  Konzentration  auf  demokratischer 
Gmndlage,  auf  diese  blidcen,  ach,  gar  so  viele  Genossen  mitleidig  lächelnd 
herab.  Was  kannst  du,  anner  Schacher,  bieten?  Das  Vertrauen  zu  der 
eigenen  Kraft  im  Volke  mangelt,  man  hat  sich  so  sehr  daran  gewöhnt,  den 
ganzen  wirtschaftlichen  EntwickeUingsprozess  vom  übermächtigen  Kapitalismus 
zu  erwarten,  dnss  man  ganz  übersieht,  dass  sich  schon  innerhalb  der  Gesell- 
schaft Kräfte  entwickeln,  die  antikapitalistisch  auf  dem  Wege  zum  Sozialismus 
wirken. 

Auf  keinem  Geb^  irnierhaU»  der  jetzigen  Gesdlschaft  herrscht  dne  solche 
Zersplitterung,  wie  im  Handel  Die  Zahl  der  Betriebe  hat  nicht  ab>,  sondern 

zugenommen;  mehr  oder  minder  aber  fühlt  sich  jeder  der  Inhaber  dieser 
Betriebe  als  zugehörig  zur  kapitalistischen  Welt.  Obgleich  dieses  Klein- 
bürgertum von  Tag  zu  Tag  in  imnuT  f:,'rösscre  Abhängigkeit  vom  Grosskapital, 
von  den  sich  bildenden  Trusts,  Ringen  und  Syndikaten  gerat,  so  fühlen  sich 
doch  die  meisten  überaus  beglückt,  wenn  ein  Strahl  der  Kapitalssonne  auch  auf 
sie  fällt  Zu  Zeiten  der  Reichstagswahl,  selbst  wenn  sie  im  kältesten  Winter 
stattfindet,  sendet  die  Kapitalssonne  ihre  wärmsten  Strahlen  aus,  und  der 
Kleinbürger,  beglückt  von  so  viel  Freundlichkeit,  zieht  in  die  Wahlschlacht 
für  den  Kapitalismus,  gegen  den  Sozialismus.  Wie  Schuppen  ist  es 
manchem  unserer  Genossen  bei  den  letzten  Wahlen  von  den  Augen  gefallen; 
er  hatte  gehofft,  der  Sozialismus  werde  seine  werbende  Kraft  immer  mehr 
auf  diese  Kreise  erstrecken,  und  nun  die  plötzliche  Erkenntnis,  dass  es  keine 
unsichereren  Kantonisten  gibt,  als  diese  Kleinbürger.  Aber  falsch  wäre  es,  aus 
einem  Rachegefühl  gegen  sie  heraus  etwas  zu  unternehmen.  Ob  das  Klein- 
bürgertum für  uns  votiert,  ob  gegen  uns,  wir  haben  als  Sozialisten  die  Aufgabe, 
schon  innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  für  die  Entwickelung  zum  Sozialis- 
mus, für  die  Demokratisierung  aller  Verhältnisse  zu  wirken.  Wenn  wir  auch 
stark  genug  wären,  die  politi?chc  Macht  bei  einer  Katastrophe  zu  erringen, 
sie  zu  halten  hätten  wir  nicht  die  Kraft,  solange  innerhalb  der  Gesellschaft 
eine  solche  Zersplitterung  vorherrscht.  Und  deshalb  müssen  wir  die  genossen- 
schaftliche Organisation  vom  rein  grundsätzlichen  Standpunkt  fördern;  für  uns 
als  S«»tali^en  darf  nidit  die  Verbilligung  der  Lebensmittel  der  Zweck,  sondern 
immer  nur  Mittel  zu  dem  Zweck  sein,  die  Organisation  der  Konsumenten  zu 
der  grösstmöglichsten  Kraftentfaltung  zu  befähigen.  Das  wütende  Geschrei  der 
Mittelstandsretter  von  Profession  darf  uns  nicht  beirren,  ist  es  doch  das  sicherste 
Zeichen  dafür,  dass  wir  vorwärts  schreiten. 

Solange  die  genossenschaftliche  f)rganisation  nicht  von  diesem  grundsätzlichen 
Standpunkt  aus  gewertet  wird,  werden  die  Arbeiter  in  der  Beurteilung  ihrer 
Bedeutung  und  ihrer  Aufgaben  hl  der  R^l  zu  Fehlschlössen  kommen.  Das 
zeigt  wieder  recht  deutlich  das  Echo^  das  die  Verhandlungen  des  Düsseldorfer 
Cenossenschaftstages  gefunden  haben:  Weil  einigen  Genossen  die  Beschlüsse 
verkehrt  erscheinen,  reden  sie  davon,  Partei  rmd  Gewerkschaften  müssten  von 
den  Genossenschaften  abrücken.  Um  einmal  einen  bekannten  Ausspruch  zu  ge- 
brauchen, das  wäre  in  Wirklichkeit  ein  Verbrechen  an  der  Majestät  des  V olkes. 
Wann  hätte  jemals  einer  dieser  Genossen  davon  zu  reden  gewagt,  wenn  ihm 
die  Beschlösse  eines  Parteitages  nicht  gefielen,  die  Arbeiter  müssten  von  der 
Partei  abrücken?  Bei  der  Gewerkschaftsbewegimg  war  das  allerdings  schon 
wiederholt  der  Fall;  sie  hat  schwer  um  die  Anerkennung  ihrer  Bedeutung 
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ringen  müssen.    Die  Beschlüsse  der  Gewerkschaftskongresse  wurden  häufig 

als  unpartcipenössisch,    unsozialistisch  bezeichnet,    die  Grenzen  ihrer  Ent- 

wickelung  vielfach  recht  eng  gezogen.    Heute  spricht  man  nicht  mehr  davon. 

Weshalb?   Weil  die  Gewerkschaftsbewegung  innerhalb  der  Gesellschaft  eine 

wirtschaftliche  Macht  geworden  ist,  die  Arbeiter  in  unerwartet  fortschreiten« 

dem  Masse  ihren  Wert  erkannt  haben. 
• 

Wie  verkehrt  man  ntm  auch  in  Geweikschaftskreisen  die  Genossenschafts- 
bewcgung  heute  noch  wertet»  g^t  am  besten  daraus  hervor,  dass  ein  Ver> 
treter  einer  Gewerkschaft  auf  dem  Düsseldorfer  Genossenschaftstag  den  Ge- 

nn«=rnschaften  pfepenübcr  das  Gocthesche  Wort  glaubte  anwenden  zu  dürfen: 
»Mann  mit  zugeknöpften  Taschen,  dir  tut  keiner  was  zulieb';  Hand 
wird  nur  von  Hand  gewaschen,  wenn  du  nehmen  wilst,  so  gibic  Also 
als  eine  rein  materielle,  geschäftliche  Frage  sieht  dieser  Genosse  die  Unter- 
stützung der  Genossenschaften  an:  bewilligen  die  Genossenschaften  nicht,  was 
wir  fordern,  können  sie  auf  Unterstützung  unsererseits  nicht  mehr  rechnen. 
Noch  schlimmer  äusserte  sich  auf  dem  Gewerkschaft skonijjc'is  in  Köln  ein 
Vertreter  der  Handlunt^sgchilfen :  »Die  Handlungsgehilten  werden  ihre  ge- 
werkschaftlichen Kampfmittel,  die  Entziehung  von  Kunden  und  Personal,  auch 
gegen  die  Genossenschaften  anwenden.«  Wer  so  reden  kann,  hat  die  Bedeutung 
der  Genossenschaftsbewegung  nie  hegriiita;  die  Genossenschaften  durch 
Streiks  und  Boykotts  zur  Bewilligung  von  Ausnahmcfnrdcrungon  —  denn  um 
solche  handelt  es  sich  bei  den  Handlungsgehilfen  gegenüber  den  Genossen- 
schaften —  zwingen  wollen  hcisst  im  Interesse  des  Kapitals  gegen  die  Demo- 
kratie wirken.  Auch  das  Korrespondensblatt  der  Generalkommission  der  Ge- 
werkschaften Deutschlands  wendet  sich  gegen  den  (in  der  Rundschaurubrik 
Genosscnschaftsbczvegung  der  Soztalislischcn  Monatshefte  bereits  mitgeteilten) 
grundsätzlichen  Teil  der  Düsseldorfer  Resolution:  »Genossenschaftliche  Lohn- 
und  Arhcitstarife  können  nicht  auf  solchen  Prinzipien  aufgebaut  werden,  deren 
Durchfuhrung  bei  den  konkurrierenden  Trivatbetricben  noch  in  weiter  Ferne 
liegt.c  Es  vertritt  dunit  den  Standfrankt,  die  xirka  loooo  in  den  Genossen- 
schaften beschäftigten  Personen  seien  berechtigt,  unter  doi  2  Millionen 
gewerkschaftlich  organisierter  Arbeiter  eine  privilegierte  Stelltmg  einzunehmen, 
weil  sie  zufällig  das  Glück  Gfchabt  haben,  in  Genossenschaften  Beschäftigung 
zu  finden.  In  flor  Kcsolution  des  Kölner  Gewerkschaftskongresses  kommt 
dieser  Standpunkt  nicht  zum  Ausdruck;  diese  verpflichtet  die  Genossenschaften 
nur,  >die  gewerkschaftlichen  Tarife  und  Forderungen  allgemeinen  Charakters 
anauerkennen«.  Kein  vem&iftiger  Mensch  wird  damals  gemeint  haben,  dass 
eine  Forderuujf  dadurch  schon  einen  allgemeinen  Charakter  erhält,  dass  2  % 
der  Angehörigen  eines  Berufes  —  mehr  Handlungsgehilfen  sind  bis  jetzt  nicht 
organisiert  —  eine  Forderung  an  die  Genossenschaften  stellen,  aber 
nicht  im  entferntesten  die  Macht  besitzen,  sie  auch  nur  bei  einem  geringen  Teil 
der  konkurrierenden  Privatbetriebe  durchsetzen  zu  können.  Wenn  diese  An- 
schauung massgebend  würde,  so  würden  die  Konsumvereine  in  der  Tat  ohne 
Rücksicht  auf  jegliche  Konkurrenz  nur  zu  bewilligen  haben,  was  gefordert  wird. 
Solange  es  sicli  um  Theorieen  handelt  und  sofern  es  sich  um  Volksversamm- 
lungsrcsolutioncn  dreht,  bezweifeln  wir  gar  nicht,  dass  vielerortcn  beschlossen 
würde :  die  Forderungen  der  Angestellten  und  Arbeiter  in  den  Genossenschaften 
seinen  prinzipiell  ohne  weiteres  anzuerkennen.    Warum   auch  nicht? 
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Prinzipiell  lasst  sich  gegen  die  meisten  der  aufgestellten  Forderungen  nfchts 
einwenden.  A1>er  danun  handelt  es  sich  doch  nidit.  Die  Genossenschaften 
aollen  ohne  Rödcsicht  auf  die  tatsächliclicn  Verhältnisse  in  die  Wirklichkeit 

umsetzen,  was  prinzipiell  gefordert  wird,  aber  sonst  nirgends  durchgesetzt  ist. 
Wie  weit  ein  grosser  Teil  der  Konsumvereine  in  dem  Mass  ihrer  Bewilligungen 
trotzdem  schon  gegangen  ist,  habe  ich  in  einer  ausführlichen  Darstellung  in  der 
KonsumgenossensehafiKehen  Rundschau  an  der  Hand  nnwiderleglichen  Tat- 
sachenmaterials gezeigt.  Ich  kann  an  dieser  Stelle  nur  ganz  kurz  die  Leistungen 
der  Genossenschaftsbetriebe  g^jenüber  den  Privatbetrieben  skizzieren. 

In  den  Konsumvereins b ä c  k e  r e  i  e  n  werden  zirka  1000  Bäcker  beschäftigt: 
für  über  90  %  ist  der  abgeschlossene  Tarif  durcfageffihrt  In  Genossenschafts- 
bäckereien gibt  CS  kein  Kost-  und  Logiswesen,  an  dem  die  Mehrzahl  der 
Bäckermeister  immer  noch  festhält.  Die  Genossenschaften  haben  die  8-  respek- 
tive 9stündige  Arbeitszeit  durchgeführt,  in  den  Privatbäckereien  wird  12,  13, 
14,  ja  sogar  17  Stunden  gearbeitet  Die  Genossenschaften  zahlen  für  Über- 
stunden 60  bis  80  Pfennig,  die  Bäckermeister  nichts.  Die  Stundenlöhne  in  den 
Genossenschaftsbäckereien  variieren  von  42,6  bis  62,4  Pfennig,  in  den  Privat- 
bäckereien werden  Stundenlöhne  von  18  bis  33,4  Pfennig  bezahlt.  Die  Konsum- 
bäcker erhalten  jährlich  eine  Woche  Ferien;  die  Privatbäcker  selbstver- 
ständlich nicht  einen  Tag.  Die  sanitären  Einrichtungen  in  Genossenschafts- 
hackereien  sind  mustergültig,  in  den  Privatbäckereien  herrschen  in  dieser  Be- 
ziehung in  der  Regel  noch  geradezu  grauenvolle  Zustände.  Ahnliche  Unter- 
schiede treten  zu  tage,  wenn  man  an  der  Hand  des  Genossenschaftstarifes  für 
die  Handels  -  und  Transportarbeiter,  der  am  i.  August  1906  ab- 
geschlossen wurde,  Vergleiche  mit  den  Privatbetrieben  anstellt.  Nach  dem 
eigenen  Rechenschaftsbericht  der  Handels-  und  Transportarbeiter  war  der 
Tarif  bereits  Ende  1906  von  35  Genossenschaften,  der  Grostemiaufsgeseü' 
Schaft  mit  4  Rlialen  und  der  Verlagsanstalt  des  ZentnAvtrbandes  deuUchtr 
Konsumvereine  mit  insgesamt  536  Beschäftigten  anerkannt;  16  Genossen- 
schaften mit  155  Arbeitern  führten  Verbesserungen  im  Arbeitsverhältnis  ein,  ohne 
den  Tarif  in  allen  Funkten  direkt  anzuerkennen;  nur  14  Genossenschaften  mit 
64  Besdiäftigten  lehnten  die  Einführung  des  Tarifs  ab;  über  die  Gründe  dieser 
Abldmung  sind  dem  Tarifamt  bisher  keinerlei  Mitteilungen  gemacht  worden. 
In  einem  ZIeitraum  von  5  Monaten  war  mithin  auch  dieser  Tarif  für  70  % 
der  in  Genossenschaften  beschäftigten  ILiiidcls-  und  Transportarbeitern  durch- 
geführt. Nach  den  statistischen  Erhebungen  des  Verbandes  dieser  Arhcitcr- 
kategorie  beträgt  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  von  86000  Arbeitern 
wöchentlich  654  Stunden,  in  den  Genossenschaften  dagegen  53  Stunden.  Der 
durchschnittliche  Stundenlohn  in  Privatbetrieben  beträgt  31,7  Pfennig,  in  Ge- 
nossenschaften dagegen  47^^  Pfennig.  Eine  Extrabezahlung  für  Überstunden 
wird  in  Privatbetrieben  in  der  "Rc^v]  nicht  geleistet,  die  Genossenschaften  be- 
zahlen laut  Tarif  jede  Überstunde  mit  40  bis  60  Pfennig.  Sonntagsarbeit 
entschädigen  die  Genossenschaften  mit  50  Aufschlag,  von  deren  Bezahlung 
in  Privatbetrieben  ist  in  dem  Bericht  der  Handels-  und  Transptntarbeiter  nichts 
zu  finden.  Noch  greiler  treten  die  Unterschiede  hervor,  wenn  man  einmal 
mit  den  vom  Handels-  und  Transportarbeiterverband  mit  Privaten  abgeschlosse- 
nen und  von  ihm  selbst  als  nachahmenswert  bezeichneten  Tarifen  Ver- 
gleiche zieht.    Wenn  die  Grosseinkaufsgesellschaft  nach  einem  solchen  mit 
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einer  Konkurrenzfirma  abgeschlossenen  nachahmensvmlen  Tarif  ihre  Arbeiter 

und  Arbeiterinnen  entlohnte,  anstatt  nach  dem  Genossenschaftstarif.  \vürd(*  sie 
jährlich  25000  Mark  an  Lohn  wenig^er  zu  zahlen  haben  und  hätte  somit  ihren 
Reingewinn  von  281  000  Mark  um  9  %  erhöhen  können.  Die  \  ereine  der 
Handlungsgehilfen  und  Lagerhalter  haben  allgemein  statistische 
Eiiiebungen  leider  noch  nicht  veranstaltet  Wäre  dies  der  Fall,  so  würden  sich 
für  die  grosse  Mehrzahl  der  in  den  Genossenschaften  beschäftigten  Angestellten 
genau  die  selben  ITnterschiedc,  wenn  nicht  noch  grössere,  ergeben,  wie  bei  den 
Bäckern  und  den  Handels-  und  Transportarbeitern.  Für  einen  Ort,  für  Hamburg, 
habe  ich  in  meiner  Arbeit  in  der  Konsumgenossenschaf tUchen  Rundschau  an 
der  Hand  der  von  dem  Konsum-,  Bau-  und  Sparrerein  Produktion  gezahlten 
Gehälter  diesen  Beweis  gefuhrt 

Wogegen  sich  aber  die  Konsumvereine  wdiren  und  wehren  müssen,  ist  die 

Schabionisierung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  für  alle  Orte  Deutschlands. 
Nach  meinen  genauen  statistischen  Fcststellnncfen  haben  6S  '^T  der  Konsum- 
vereine unter  500  Mitglieder;  29%  von  500  !)is  zu  5000  Mitgliedern;  und 
nur  3  %  über  5000  Mitglieder.  60  %  der  Vereine  haben  einen  Umsatz  unter 
100 obo  Mark;  31  %  von  zoo  bis  500000  Mark;  SV2  %  von  ^  bis  i  Million; 
und  nur  3I4  %  über  1  Million  Umsatz.  Die  grosse  Mehrzahl  der  Konsum- 
vereine in  Deutschland  sind  Kleinbetriebe,  die,  wollten  sie  die  Forderungen  der 
Lagerhaltt-r  und  Handlungsgehilfen  bewilligen,  einfach  von  der  Bildfläche 
verschwinden  würden,.  Dass  eine  solche  Taktik,  Forderungen  zu  stellen, 
weder  im  Interesse  der  Gewerkschaften,  noch  der  Genossenschaften  liegt,  braucht 
nicht  erst  betont  zu  werden.  Geradezu  utopistisch  ist  es  aber,  zu  erwarten» 
die  grosse  Mehrzahl  der  Arbeiter  sei  bereit,  aus  Pringip  in  den  Konsumvereinen 
auf  jegliche  Rückvergütung  zu  verzichten  und  den  gesamten  t^berscluiss  den 
Angcstclhen  und  Arbeitern  der  ( Jenossenschatten  zu/iu\  enden.  Es  wäre  das  ja 
auch  direkt  widernatürlich.  In  den  vielen  kleinen  Orten  und  Dörfern  Deutsch- 
lands» wo  der  ortsübliche  Tagelohn  auf  1,20  bis  1,50  Mark  festgesetzt  ist, 
in  den  Orten,  wo  die  Heimarbeit  grassiert»  wo  ganze  Familien  in  der  Woche 
12  bis  15  Mark  verdi«ien,  zu  verlangen,  dass  diese  armen  Arbeiter,  die  doch 
durch  ihren  Konsumverein  sich  eine  Verbilligimg  ihrer  Lebenshaltung  ver- 
schaffen wollen,  ihrem  Lagerhalter  das  Doppeitc  und  Dreifache  an  Gehalt 
zahlen  sollen,  ihm  jede  Woche  einen  halben  Tag  und  jährlich  2  bis  3  Wochen 
Ferien  geben,  ist  einfach  lächerlich.  Da  nutzt  auch  alle  gcnossenschafttiehe 
Erstehung  m<hts;  da  hilft  nur  eins:  Besserstellung  der  Arbeiter  im  allgemeinen. 
Solange  die  gewerkschaftlichen  Organisationen  zu  schwach  sind,  die  allgemeine 
Lage  der  Arl)eiter  zu  heben,  dürfen  sie  nicht  erwarten,  dass  die  Arbeiter  ihren 
Angestellten  gegenüber  solch  unverhältnisniässige  Ausnahmetarife  anerkennen, 
die  für  sie  selber  nodi  auf  lange  Zeit  hinaus  Zukunftsmusik  bleiben  werden. 

Gewerkschaften  und  Genossenschaften  müssen  sich  Schritt  für  Schritt  gleich- 
massig  vorwärts  entwickeln;  undurchführbare  Forderungen  an  die  Genossen- 
schaften hemmen  nur  die  Gesamtcntwickclung.  Es  ist  geradezu  unverständlich, 
dass  einzelne  Gewerkschaftsführer  sich  noch  dem  utopistischen  Wahn  liingebcn, 
lediglich  der  Appell  an  die  Solidarität  vermöge  alles.  W'elch  tnibc  P'rfahrungeii 
haben  gerade  die  Gewerkschatten  nicht  schon  mit  Boykotts  gemacht !  Weshalb 
wurde  bei  vielen  Boykotts  kein  Erfolg  erzielt?  Weil  die  boykottierten  Finnen 
ihre  Waren  billiger  verkauften,  als  die  Konkurrenz,  und  die  Massen  der  Arbeiter, 
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trotz  aller  Versammlungen,  trotz  aller  belehrenden  Flugblätter,  der  BUßgkeit  der 

Waren  wcg^en  diese  kaufen.  Sind  die  Berliner  Arbeiter  etwa  nicht  pfcwerk- 
fchaftlich  und  sozialdemokratisch  erzogen?  Und  trotzalledem  wirken  sie 
xiclbcwusst  für  die  Aufrechtcrhaltung  der  Zersplitterung  im  Handclsgcwerbc. 
Die  grossen  Rabattvereine  iiaben  Hunderttausende  von  Mitgliedern  in  Berlin, 
die  bdden  Konsumvereine  aiilca  loooa  Man  denke:  Von  über  250000  in  den 
Zentralverbänden  gewericschaftlich  organisierten  Arbeitern  Berlins  sind  nur 
4  %  genossenschaftlich  organisiert!  Weshalb'  Weil  die  Masse  noch  immer 
den  Erfolg  anbetet.  Ja,  wenn  die  Konsumvereine  in  Berlin  hohe  Dividenden 
zahlten,  könnten  sie  massenhaft  Mitglieder  aufnehmen.  Sic  können  das  nicht, 
weil  die  Gewerkschafter  und  Parteigenossen,  von  ruhmlichen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, sie  nicht  unterstützen;  die  Massen  aber  unterstützen  sie  nicht,  weil 
ihnen  ihre  materiellen  Leistungen  nicht  imponieren.  Angesichts  dieser  nicht 
erfreulichen  Tatsachen  sollten  gerade  iniserc  Berliner  Freunde  in  Gewerk- 
schaftskreisen einsehen,  dass  man  die  Forderungen  an  die  Genossenschaften 
nicht  derart  hochspannen  darf,  dass  ihnen  die  Lebensader  unterbunden  wird. 
Selbstverständlich  wird  man  bestreiten,  dass  dies  durch  die  aufgestellten  Forde- 
rungen der  Fall  sei.  Die  Genossenschaften  aber,  die,  wenn  es  sich  um  Be- 
willigungen handelt,  den  Bleistift  zur  Hand  nehmen  und  rechnen,  rechnen 
miisscn,  wissen  es  besser.  Sic  wissen,  dass  über  einen  bcstitninten  Spesensatz 
hinaus  die  Sache  bedenklich  wird;  dass,  wenn  sie  einmal  bei  einem  Artikel 
teurer  sind,  als  die  Konkurrenz,  der  Absatz  sofort  ganz  erheblich  zurficl^eht. 
Die  Gewerkschafter  sollten  vor  allem  nicht  vexgessen.  dass  bei  der  Konsum- 
vcreinsbcwegung  die  Frauen  das  entscheidende  Wort  sprechen,  nicht  die 
Männer,  die  sich  um  die  Führung  des  Hanshaltes  sehr  wenig  kümmern,  und 
dass  die  Erziehung  der  Frauen  zu  solidarischem  Handeln  im  Interesse  der 
.-\rbeitcrsache  noch  tief  in  den  Kinderschuhen  steckt. 

Die  Genossenschaftsbewegung  kann  auch  nur  gross  und  mächtig  werden,  wenn 
sie  allseitig  von  Idealismus  getragen  wird.  Und  das  muss  anerkannt  werden: 
Dieser  Idealismus,  ohne  den  weder  die  Partei-,  noch  die  Gewerkschaftsbe- 
wegung vorwärts  gekommen  wäre,  ist  auch  in  Genossenschaftskreisen  vor- 
handen. Eine  geradezu  gewaltige  Summe  von  unbezahlter  Arlieit  wird  all- 
jährlich für  die  Cicnosscnschaftssarhc  geleistet,  und  dies  gerade  in  kleinen 
Orten,  Wer  aber  weiss,  wie  nur  durch  den  Opfermut  so  vieler  armer  Arbeiter 
die  Gewerkschaftssache  gefordert  wird,  der  wird  es  geradezu  f fir  verbrecherisch 
halten,  wenn  er  die  Hand  dazu  böte,  lediglich  aus  Prinzipienreiterei  den 
kleinen  t  einen  das  Lebenslicht  auszublasen.  Torheit,  anzunehmen,  die  Ge- 
nossenschatter in  Düsseldorf,  die  mit  wenig  Ausnahmen  auch  in  der  Ge- 
werkschafts- und  Parteibewegung  tätig  sind,  hätten  nicht  gewusst,  was  sie 
taten,  als  sie  einstimmig  die  Resolution  annahmen.  Sie  erkannten  rechtzeitig 
die  drohende  Gefahr  einer  Hemmung  der  Entwickelung  der  Konsumvereine 
und  Iiaben  der  Arbeitersache  mit  ihrem  Votum  einen  Dienst  geleistet.  Wer 
die  grosse  Mehrzahl  der  Genossenschaften  sozial  rückständig  schilt,  kennt  nicht 
die  Motive  ihres  Handelns.  Die  moderne  Genossenschaftsbewegung  ist  auf  dem 
\'orniarsch  zu  höheren  Zielen. 

Prüft  man  vorurteilsfrei  die  Bilanzen  der  Genossenschaften,  so  wird  man 
finden,  dass  sich  in  vielen  Konsumvereinen  seit  den  Tagen  von  Kreuznach  ein 
Wandel  vollzogen  hat    Die  Reservefonds  wachsen,  es  werden  fortgesetzt 
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Rücklagen  gemacht,  man  sucht  mehr  und  mehr,  der  Dividenden] ägerei  zu 
steuern.  Die  Eigenproduktion  ist  es,  die  sich  in  wenijr  Jahren  eine 
so  jjrosse  Anzahl  von  Anhängern  in  Genossenschaftskreisen  erworben  hat. 
Eigenproduktion  aber  bedeutet  Förderung  der  gewerkschaftlichen  Interessen, 
Förderang'  auch  der  Entwidcdung  zum  Sozialismtis.  Wer  die  gewaltigen 
genossenschaftlichen  Grossbetriebe  kennt,  die  durch  die  Genossenschaften  in 
Schottland  und  England  entstanden  sind,  Betriebe,  die  in  solcher  Grösse  und 
Vollendung  die  privatkapitalistische  Konkurrenz  zu  schaffen  ganz  ausser 
Stande  ist,  wird  es  verstehen,  dass  auch  das  Streben  der  deutschen  Genossen- 
schaften dahin  geht,  den  britischen  nachzueifern.  Dazu  aber  geboren  Ruck- 
lagen. Sonderbarerweise  begegnet  man  in  Gewerkschaftskreisen  nun  auch  der 
Auffassung,  die  Eigenproduktion  könne  warten,  die  Hauptsache  sei,  zunächst 
für  eine  kleine  Minderheit  von  Anfj^cstcllten  Sondertarife  zu  bewilligen.  Wenn 
die  denossenschaften  ebenso  kurzsichtig  waren,  wie  diese  Genossen,  so  würde 
die  Entwickelung  der  Genossenschaften  zur  Eigenproduktion  noch  für  lange 
gehemmt  werden.  Bewilligen  die  Geomsenschaften  heute  die  geforderten  Aus- 
nahmetarife für  ihre  Angestellten,  so  werden  später  die  Arbeiter  der  Eigen- 
produktionsbetriebc  verlangen,  dass  im  selben  Abstand  von  den  realen  Verhält- 
nissen, wie  es  hier  geschehen,  auch  ihre  Forderungen  berücksichtiq^t  werden. 
Dadurch  wären  aber  die.se  Betriebe  in  ihren  Anfangsstadien  zur  Konkurrenz- 
unfähigkeit verdammt.  Von  welchem  Gesichtspunkt  man  auch  die  Sache  be- 
trachtet, man  gelangt  immer  zu  dem  gleichen  Resultat,  dasls  eine  Ober- 
spannung der  gewerkschaftlichen  Forderungen  im  Interesse  einer  kleinen 
Minderheit  eine  Schädigung  der  Gesamtheit  bedeutet 

Durch  den  Beschluss  des  Genossenschaftstages  in  Düsseldorf  ist  die  Genossen- 
schaftsache einmal  wieder  zur  allgemeinen  Diskussion  gestellt.  Das  kann  ihr 
nicht  schaden:  die  Wahriieit  .setzt  sich  schlieslich  doch  durch.  Die  Wahrheit 
aber  ist,  dass  schon  jetzt  im  .Anfaiii^sstadiuin  die  Cauiossenschaften  in  Deutsch- 
land nicht  nur  in  materieller  Beziehung  den  Mitgliedern  einen  Nutzen  als 
Konsumenten  bieten,  sondeni  dass  sie  auch  in  sozialer  Beziehung  sich  als 
Institutionen  des  Fortschritts  erwiesen  haben.  Man  kann  sogar  mit  vollem 
Recht  behaupten,  dass  sie  nach  dieser  Richtung  hin  bedeutend  mehr  geleistet 
haben,  als  die  entjlischen  Genossenschaften.  In  Grossbritanien  haben  die 
Konsumvereine  die  bestehenden  allgemeinen  Tarife  der  Gewerkschaften 
einfach  anerkannt.  In  Deutschland  liegen  die  Dinge  anders.  Die  gewerkschaft- 
lichen Organisationen  der  Bäcker  und  der  Handels-  und  Transportarbeiter 
waren  und  sind  heute  noch  zu  schwach,  um  einen  allgemeinen  Tarif  für  ganz 
Deutschland  in  ihrem  Gewerbe  schaffen  zu  können;  die  Genossenschaften  aner- 
kannten für  sich  einen  Sondertarif.  Wie  die  Rechenschaftsberichte  der  be- 
treffenden Gewerkschaften  beweisen,  sind  diese  selbst  in  den  Grossstädten 
nicht  einmal  im  stände,  bei  den  Privatunternehmern  auch  nur  annähernd 
günstige  Tarife  durchsetzen  zu  können,  wie  ihn  die  Konsumvereine  eingeführt 
haben;  noch  für  viele  Jahre  werden  die  beiden  Genossenschaftstarife  das  zu 
erreichende  Ziel  im  s^cwerkschaftlichen  Kampfe  der  Anurehörigen  dieser  Beruft 
bleiben.  Wenn  sich  in  den  t,'cpflogenen  Polemiken  über  (Un  Genossenschafts- 
tag eine  so  erschreckende  Unkenntnis  in  Partei-  und  Gewerkschaftskreisen  übei 
die  tatsächlidien  Verhältnisse  zeigt,  so  dürfte  sie  gerade  durch  diese  £r^ 
örtenmgen  bald  einer  besseren  Einsicht  weichen.   Noch  auf  einen  ganz  cr- 
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heblichen  Fortschritt  in  der  deutschen  gegenüber  der  britischen  Genossen- 
schaftsbewegung sei  hier  hingewiesen.  Obgleich  die  britische  Genossenschafts- 
bewegung um  ein  Menacheoalter  ilter  ist,  als  die  deutsche,  hat  sie  an  all- 
goneiner,  stSiidigtr,  organisierter  Ffirsorge  für  ihre  Angestellten  und  Arbeiter 
im  Alter,  bei  Invalidität,  für  die  Witwen  und  Waisen  verstorbener  Angestellter 
noch  nichts  geleistet.  Wohl  haben  einzelne  Konsumvereine  in  Gro^sbritanien 
es  für  ihre  Ptlicht  gehalten,  Dispositionsfonds  zu  diesem  Zweck  zu  schaffen,  die 
organisierte  Beihilfe  jedoch,  die  nicht  nur  den  grösseren,  sondern  auch  den 
kleineren  Vereinen  es  ermöglicht,  sich  an  einer  solehen  Ffirsorge  zu  belügen, 
fddt.  Die  deutschen  Konsumvereine,  erst  einige  Jahre  aus  den  Fesseln  des 
rückständigen  Crügerschen  AH  gemeinen  Verbandes  befrei^  hielten  nicht  lange 
von  Wohlwollen  triefende  Reden  über  die  Sache,  sondern  schritten  sofort  zur 
praktischen  Tat.  Der  Unterstützungskasse  des  Zcntralvcrbatuics  deutscher 
Konsumvereine  gehörten  Ende  1906  bereits  84  Vereine  mit  1687  beschäftigten 
Personen  an;  diese  Vereine  zahlten  ihrerseits  an  Beitragen  zu  dieser  Kasse 
1906  schon  zirka  70000  Mark. 

Von  dem,  was  die  Konsumvereine  in  Deutschland  in  sozialer  Beziehung  heute 
leisten,  was  bisher  nirgends  die  Ixt  !«  ;  nur  immer  von  dem,  was  sie  noch  nicht 
leisten.  Die  Verhältnisse  der  Vereine  einiger  rückständiger  Orte  wurden  ans 
Tageslicht  gezerrt  und  der  ganzen  Genossenschaftsbewegung  aufs  Srhuldkonto 
gesetzt.  Das  zeugt  von  wenig  Wohlwollen  gegenüber  der  Genossenschafts- 
bewegung, auch  von  einer  sehr  geringen  Einsicht  in  die  wirklichen  Verhältnisse. 
Man  vergisst  immer  ganz,  dass  doch  die  grosse  Mehrzahl  der  Mitglieder  der 
Konsumvereine  aus  Arbeitern  besteht,  und  dass  in  den  Vorständen  und  in  den 
Verwaltuncfcn  der  Genossenschaften  in  der  Regel  es  Arbeiter  sind,  die  die  Lohn- 
•und  Arbeit sljc'dinqiinfjen  (k-r  Angestellten  festsetzen.  Wir  bestreiten  durchaus 
nicht,  dass  gegenüber  einzelnen  Konsumvereinsverwaltungen  der  Vorwurf 
sozialer  Ruckständigkeit  am  Platze  ist;  die  Genossenschaftsbewegung  im  all- 
gemeinen aber,  die  doch  erst  jungeroi  Datums  ist,  dafür  verantw<»t]ich  zu 
machen,  dass  weder  die  Erziehung  durch  die  politische  Partei,  noch  durch  die 
Gewerkschaften  bisher  im  stände  gewesen  ist,  die  Anschauungen  dieser  Ar- 
beiter auf  ein  höheres  geistiges  Niveau  zu  heben,  ist  doch  höchst  ungerecht. 

Zu  erwägen  bleibt  aber  immer  in  erster  Linie,  ob  denn  die  gestellten  Ansprüche 
auch  durchführbar  sind.  Wir  wissen  aus  langjähriger,  praktischer  Erfahrung, 
dass  Arbeiter,  die  anfänglich  von  den  Genossenschaften  die  Erffillung  auch 
der  höchsten  Forderungen  verlangten,  nachdem  sie  einige  Zeit  selbst  an  der 
Verwaltung  beteiligt  waren  und  dadurch  sich  Einsicht  in  die  geschäftlichen 
Verhältnisse  verschafft  hatten,  bald  zw  rler  t'lierzeugung  kamen,  dass  es  ein- 
fach unmöglich  ist,  alle  Wünsche  der  Arbeiter  rler  Genossenschaften  zu  berück- 
sichtigen, genau  so,  wie  es  ebenfalls  in  i'artcigeschaftcn  nicht  angängig  ist, 
wenn  diese  nicht  jeden  Wert  für  die  Allgemeinheit  verlieren  sollen,  alle  An- 
spräche der  Angestellten  und  Arbeiter  zu  erfüllen.  Ffir  die  Gewerkschaften 
aber  im  grossen  und  ganzen  sollte  man  dgeittlich  meinen,  wäre  es  weit  wich- 
tiger, zu  untersuchen,  inwieweit  es  möglich  ist,  die  Konsumvereine  der  all- 
gemeinen Arbeiterbewegung  dienstbar  zu  raachen,  in  ihnen  Einrichtungen  zu 
schaffen,  die  im  wirtschaftlichem  Kampfe  der  Masse  der  Arbeiter  als  Rückcn- 
atärkung  dienen  können.  Der  Konsum-,  Bau-  und  Sparverein  Produktion  in 
Hamburg  hat  eine  solche  Einriditung.   Die  Rnckverguttmgen  werden  nicht 
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eher  ausbezahlt,  als  sie  durch  die  jährlichen  Gutschriften  sich  zu  einem  per- 
sonellen Notfonds  von  loo  Mark  für  das  betreffende  Mitglied  angesammelt 
haben.   In  Notfällen,  selbstverständlich  auch  bei  Arbeitslosigkeit  infolge  von 

Aussperrungen  und  Streiks  kann  das  Mitglied  Waren  von  der  Produktion  auf 
Grund  seines  Xntfonfls  entnehmen,  eventuell  auch  Beträge  in  bar  ausl)c"zahlt  er- 
halten. Obgleich  nun  (lic  Produktion  ihre  Gründung  der  Initiative  des  Ham- 
burger GewcrkschaftskaricUs  verdankt,  waren  Ende  1906  von  86722  dem 
Kartell  angeschlossenen  Arbeitern  erst  22995  Mitglied  der  Produktion.  Das 
ist  wiederum  ein  Beweis  dafür,  dass  die  Gewerkschaften  selbst  dort,  wo  es  die 
Wahrung  ihrer  eigenen  Interessen  tn  hervorragender  Weise  gebieten,  es  an  der 
nötigen  Proijaganda  fvir  tlie  Genossenschaften  fehlen  lassen.  Anstatt,  dass 
einige  Gewerkschatlen  und  Parteigenossen  den  ihnen  von  einigen  Vhcrradikalcn 
aufgetischten  theoretischen  Unsinn  nachbeten,  die  Mitglieder  der  Konsumvereine 
hätten  überhaupt  kein  Anrecht  auf  Rückvergütungen,  der  gesamte  Oberschuss 
gehöre  den  Angestellten,  sollten  sie  lieber  erwägen,  wie  es  möglich  zu  machen 
ist,  den  gesamten  Überschuss  der  Konsumvereine  —  er  betrug  1906  bei  den  dem 
Zcntralverband  angeschlossenen  Vereinen  rund  20  Millionen  Mark  —  der  Sache 
der  Arbeit,  der  Kultur  und  des  Fortschritts  dienstbar  zu  machen.  Durch  die 
Einrichtung  des  Notfonds  hat  die  Produktion  in  dieser  Richtung  einen  rühm- 
lichen Anfang  gemacht  Der  Notfonds  der  Mitglieder,  der  ja  ihr  Eigentum 
bleibt  und  ihnen  verzinst  wird,  der  von  Jahr  zu  Jahr  wächst  und  jetzt  schon 
anncähernd  die  Hube  von  400000  Mark  erreicht  baben  dürfte,  ist  kein  totes 
Kapital;  mit  ihm  wird  im  Interesse  der  Gcsanitbeit  der  Mitglieder  gcartieitct. 
In  den  acht  Jahren  ihres  Bestehens  hat  die  Froduklion  schon  drei  produktive 
Grossbetriebe  geschaffen  (Bäckerei,  Schlächterei  und  Tischlerei),  sie  hat  nicht 
nur  auf  eigenem  Gnmd  und  Boden  sich  die  dazu  gehörenden  Gebäude  und 
einen  grossen  Warenspeicher  selljst  erbaut,  sondern  ebenfalls  Hunderte  von 
Wohnungen  für  ihre  Mitglieds  r.  Dir-c  in  der  Genossenschaftsbewegung  bei- 
spiellos dastehende  Entwickelung  in  einer  derart  kurzen  Spanne  Zeit  war  nur 
möglich  auf  Grund  der  Einrichtungen  der  Produktion,  ihrer  eigenen  Rück- 
lagen, des  Notfonds  und  ihrer  Sparkasse.  Im  Jahre  1906  war  dadurch  schon 
ein  Kapital  von  2^  Millionen  Mark  in  den  Dienst  der  Sache  gestellt. 

Einen  noch  umfassenderen  Organisationsplan  hat  auf  dem  vorletzten  britischen 
Genossenschaftstage  der  Sekretär  des  Genossenschaftsverbandtfs,  Gray, 
entwickelt.    Gray  propagierte  in  entschiedener  Weise  die  Zentralisation  auf 

genossenscbaftiichcin  (iebiete,  er  will  sämtliche  Konsumvereine  Grossl)ritan- 
niens  und  die  beiden  Grosseinkaufsgesellscbaften  zu  einer  einzigen  grossen 
Volksgenosscnschalt  verschmelzen.  Der  Anteil  des  einzelnen  Mitgliedes  zu 
dieser  Genossenschaft  soll  unkündbar  sein;  er  kann  wohl  auf  ein  neu  ein- 
tretendes Mitglied  übertragen  werden,  wird  jedoch  niemals  ausbezahlt  Der 
Anteil  soll  von  Jahr  zu  Jahr  dadurch  erhöht  werden,  dass  die  Hälfte  der 
Rückvergütnng  alljährlich  fortgesetzt  dem  Anteil  des  Mitgliedes  zugeschrieben 
wird.  In  dieser  Weise  wurde  das  gc.nmte  verfügbare  Gcjiosscnschaftskapital 
schon  jetzt  jährlich  um  n)iiidestens  100  Millionen  Mark  wachsen.  Was  will 
Gray  mit  dieser  enonnen,  sich  von  Jahr  zu  Jahr  mehrenden  Summe  beginnen? 
Er  will  damit  den  Kampf  gegen  das  Kapital  im  Interesse  des  ganzen  Volkes 
fuhren;  den  Ringen,  Trusts  und  Syndikaten  durch  Erfichtung  immer  neuer 
genossenschaftlicher  Eigenbetriebe  einen  stetig  wachsenden  Damm  entgegen- 
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setzen ;  er  will  in  den  Städten  grosse  genossenschaftliche  Warenhäuser  schaffen, 
mn  auf  diesem  Gebiet  das  Spital  wirtschaftlich  zu  überwinden;  er  will  den  ge- 
nossenschaftlichen Wohntmgsbatt  fordern.  Der  M^lichkeiten,  derartige  Sum- 
men im  Interesse  der  Volks  wohl  fahrt  zu  verwenden,  sind  so  viele,  dass  wir 

um  die  praktische  Nutzbarmachung  des  Genossenschaftskapitals  nicht  zu  sorgen 
brauchen.  Das  aber  würde  eine  derart  enorme  Stärkung  der  wirtschaftlichen 
Macht  des  arbeitenden  Volkes  bedeuten,  dass  man  mit  Ruhe  sagen  könnte, 
die  Genossenschaftsbewegung  sei  mit  einer  solchen  planmässigen  Organisation 
in  den  Dienst  des  Befreiungskampfes  des  Volkes  vom  Joche  des  Kapitalismus 
gestellt  worden.  Da  Gray  den  Mitgliedern  ihre  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden 
Anteile  selbstverständlich  verzinsen  will,  würde  auch  dem  nun  einmal  heute 
noch  vorhandenen  Eigennutz  der  Menschen  Rechnung  getragen  sein.  Die 
Durchführung  dieses  grandiosen  genossenschaftlichen  Organisationsplanes 
würde  dem  einzelnen  Mi^ied  sowohl,  als  auch  der  Gesamtheit  von  grossem 
Vorteil  sein,  mitbin  in  Wahrheit  praktischen  Idealismus  bedeuten. 

Die  Genossenschaftsbewegung  ledi^ich  von  dem  Gesichtspunkt  der  Durch- 
führung von  Ausnahraeforderungen  der  heute  in  ihr  tätigen  kleinen 
Anzahl  von  Aufgestellten  und  Arbeitern  werten  wollen  heisst  ihre  Bedeutung 
auf  ein  sehr  niedriges  Niveau  herabüruckcn.  Die  Genossenschaftsbewegung 
mas$  der  Sache  des  ganzen  Volkes  dienstbar  gemacht  werden.  Überzeugte 
Gewerkschaftler  und  Sozialdemokraten  sollten  es  als  ihre  Pflicht  betrachten, 
an  dieser  hehren  Aufgabe  mitzuwirken.  Die  kapitalistische  Gesellschaft  wer- 
den wir  nicht  durch  schöne  Reden,  sondern  einzig^  und  allein  durch  praktisches 
Handeln  auf  politischem,  gewerkschaftlichem  und  genossenschaftlichem  Ge- 
biet überwinden.  Die  bisherige  Unter wcrtung  dieses  wuchtigen  und  glück- 
licherweise durch  keine  gesetzlichen  Machtsprfiche  uns  aus  der  Hand  zu  win- 
denden Kampfoiittels  wird  sehwinden;  etnsiditigc  Führer  in  der  Arbeiter- 
partei werden,  bewogen  durch  die  in  scbndttem  Tempo  wachsenden  Erfolge 
dieser  genossenschaftlichen  Untcrnchmun.£»cn,  in  naher  Zeit  den  Wc^  beschrei- 
ten, auf  den  der  Parteitag  in  Hannover  mit  der  Resolution  Bebel  den  ersten 
Schritt  getan  hat,  dem  ohne  Frage  weitere  folgen  werden  auf  späteren  Partei- 
tagen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
ROBERT  SCHMIDT  •  POSITIVE  RRBEIT 

I  EI  Betr.-'.ohtung  der  Ergebnisse  der  letzten  Keicbstag'swahlen,  ins- 
besondere auch  des  unbefriedigenden  Ergebnisses,  das  die  Sozial- 
demokratie zu  verzeichnen  hatte,  ist  vielfach  die  Ansicht  ausge- 
sprochen worden,  das  Resultat  der  Wahlen  sei  die  Quittung  dafür, 

Idass  die  sozialdemokratische  Partei  sich  sehr  stark  auf  den  negie- 
renden Standpunkt  gestellt,  wenig  aber  für  die  praktische  Durchfübruni^  poli- 
tischer Reformen  getan  habe.  Da  verlohnt  es  sich  wohl,  nachzuprüfen,  welche 
Bereclitigung  diesem  Vorwurf  zukomme,  und  die  Konsequenzen  ziehen. 

Eine  politische  Partei,  die  so  entschieden  in  der  Opposition  zur  Regierung 
und  der  herrschenden  politischen  Str&nung  steht,  wird  selten  in  der  Lage 
sein,  im  Parlament  bedeutende  positive  Arbeit  zu  leisten.  Sie  wird  in  der 
Regel  in  der  Kritik  stärker  sein,  weil  positive  Arbeit  unter  diesen  Umständen 
ein  Eingehen  auf  die  Politik  einer  Regierung  bedeutet,  die  allen  grundsätzlichen 
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Auffassungen  und  Forderungen  der  Sozialdemokratie  widerstrebt  und,  soweit 
sie  durch  die  wirtschaftliche  Entwickdang  gezwungen  wurde,  Sozialpolitik 
zu  treiben,  dies  den  bürgerlichen  Parteien  nur  mit  der  Versicherung  schmack- 
haft machen  konnte,  dass  damit  der  Sozialdemokratie  die  Lebensfähigkeit 
unterbunden  würde.  Die  Sozialpolitik  der  Reperung  konnte  auch  nur  an  der  Ober- 
fläche haften,  weil  man  den  kapitalistischen  Interessen  sehr  schonend  ent- 
gegentrat. Ihr  begeistert  zuzustimmen,  lag  ganz  ausserhalb  des  Anschauungs- 
kreises der  Sozialdemokratie.  Sie  konnte  ihre  praktische  Politik  nur  darin 
betätigen,  dass  sie  immer  wieder  die  Regierung  und  die  bürgerlichen  Parteien 
in  herber  Kritik  auf  die  Erfüllung  sozialpolitischer  Aufgaben  hinwies.  Dabei 
hat  sie  nicht  etwa  aus  reiner  Lust  am  Kritisieren  sich  prinzipiell  auf 
einen  ablehnenden  Standpunkt  zu  allen  Regierungsvorlagen  gestellt,  sondern 
von  Fall  zu  Fall  erwogen,  ob  der  Nutzen,  den  eine  Vorlage  bot,  grösser  war, 
als  der  Schaden,  den  sie  der  Arbeiterschaft  zufügen  konnte.  Hierbei  hat 
sicherlich  nicht  immer  die  richtige  Abwägxmg  stattgefunden,  das  ist  vom 
Arbeitersekretär  Heiden  in  dieser  Zeitschrift  schon  treffend  dart^elcgt  worden.^) 
Grundsätzlich  ist  aber  ein  nur  negierender  Standpunkt  seit  langem  von  der 
Partei  aufgegeben.  Stärker  ist  die  Isolierung  der  Partei  bei  den  bürgerlichen 
sozialpolitischen  Bestrebungen  ausserhalb  des  Parlaments  hervorgetreten,  ohne 
dass  dafür  eine  durchschlagende  B^jundung  gegeben  werden  konnte.  Wo 
sozialpolitische  Fragen  diskutiert  werden,  sollte  die  Sozialdemokratie  auf  die 
Teilnahme  nicht  verzichten,  besonders,  wenn  ihr  die  Beteiligung  angelx>te'.i 
wird;  sie  sollte  den  Sauerteig  abt^t-hen.  der  im  sozialpolitischen  Gemenge  die 
Gärung  hervorbringt.  Die  Grenzlniie  zwischen  bürgerlicher  und  sozial- 
demokratischer Sozialpolitik  wird  nicht  damit  bestimmt,  dass  man  erklärt: 
mit  euch  vom  Bürgertum  haben  wir  nichts  zu  tun,  sondern  indem  man  hintritt 
und  den  Standpunkt  der  Partei  begründet,  wo  sich  Gelegenheit  dazu  bietet. 
Um  so  weniger  kann  diese  Taktik  Bedenken  hervorrufen,  als  im  Parlament 
oline  die  bürgerlichen  Parteien  praktische  Sozialpolitik  nicht  getrieben  werden 
kann,  und  hier  mit  grosser  Beharrlichkeit  den  Gegnern  in  den  Kommissions- 
beratungen sozialpolitische  Vorlesungen  gehalten  werden.  Hält  man  die 
Diskussion  mit  dem  Gegner  für  zwecklos,  dann  genügte  es,  im  Plenum  des 
Reichstages  den  grundsätzlichen  Standpunkt  darzulegen. 

In  der  ersten  Zeit  ihres  parlamentarischen  .»Xuftretens  hat  die  sozialdemo- 
kratische Partei  mehr,  als  gegenwärtig,  einen  negierenden  Standpunkt  einge- 
nommen. Es  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  welche  Auffassung 
Wilhelm  Liebknecht  in  seiner  Rede  von  1869  einnahm.  Da  verkündete  einer 
der  massgebendsten  Führer  der  Partei,  dass  diese  zur  praktischen  Mitarbeit 
im  Parlament  nicht  berufen  sei;  die  Parlamentstribünc  solle  als  ein  Podium 
dienen,  von  fleni  aus  zum  \%ilk  gesprochen  werden  müsse.  Der  (gleichen 
Tendenz  entsprang  der  Streit,  ob  die  Fraktion  sich  an  den  Kommi^^ionsbe- 
ratungen  beteiligen  solle.  Diese  Stellung  war  erklärlich  bei  dem  Beginn  par- 
lamentarischer Arbeit,  bei  der  Schwäche  der  Partei  und  ihrem  gerii^en  Rück- 
halt in  der  Arbeiterschaft.  Mit  dem  weiteren  Erstarken  musstc  sie  verlassen 
werden;  und  gerade  in  dem  letzten  Vicrteljahrhundcrt  hat  die  Partei  ausser- 
ordmtlich  intensiv  Ini  all^ii  desetzesvorlagen  in  den  Kommissionen  mitge- 
arbeitet, und  sie  ist  nm  .Antragen  und  Vorschlägen  nicht  spar.^am  gewesen. 

')  Vcrgl.  Johannes  Heiden  Die  Stellung  der  tosialdemokratischen  Partei  sur  sosialfolitUchen 
CttttMgtbnmg  im  vorigen  Binde  der  SosiaUsHsehtn  MonMtkrfIt,  pat.  SSS  ff* 
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Fruchtbarer  Itönnte  ihre  Tätigkeit  sein,  wenn  vrir  in  Deutschland  ein  parlamen- 
tarisches System,  ein  dem  Parlament  verantwortliches  Ministerium  hätten. 
Wenn  heute  mit  grossem  Eifer  gerade  aus  der  freisinnigen  Partei  der  Sozial- 
demokratie eine  ans;eblich  erfolglose  parlamentarische  Arbeit  entgegengehalten 
wird,  so  vergessen  die  Kritiker  in  ihrem  Enthusiasmus  über  die  liberale  Politik, 
die  ihnen  jetzt  verheissen  wurde,  dass  ihre  Fartet  in  der  bOrgeriichen  Oppo- 
sition nicht  einmal  die  praktischen  Erfolge  aufzuweisen  hat,  die  schlies^ch 
die  Sozialdemdtratie,  sei  es  direkt,  sei  es  indirekt,  für  sich  in  Anspruch  nahmen 
darf.  Alle  grossen  liberalen  Forderungen  sind  klanglos  verhallt,  irj^cndwelche 
liberale  Errungenschaften  der  neueren  Zeit  kann  man  nicht  bemerken,  und  die 
ganze  liberal-konservative  Ära,  in  der  wir  uns  jetzt  befinden  sollen,  läuft 
immer  wieder  auf  die  Beweisfulirung  des  Reichskanzlers  hinaus,  dass  zwischen 
Liberalen  und  Konservativefi  kdn  grosser  Unterschied  sei;  das  hdsst,  dass 
die  Liberalen,  die  praktische  Politik  treiben  wollen,  sich  den  Konservativen 
zu  nahem  haben.  Denn  von  einer  Annäherung  der  Konservativen  an  die 
Liberalen  verspürt  man  nichts,  wenn  auch  die  Abweisung  der  aufgedrungenen 
Freundschaft  von  ihnen  in  etwas  höflicheren  Formen  geschieht,  als  ehedem; 
aber  das  ist  nicht  der  Ton,  der  auf  eine  Gleichberechtigung  gesthnmt  ist, 
sondern  die  Art,  wie  feudale  Herren  in  guter  Laune  herablassend  ihren  Dienst» 
boten  behandeln.  Eine  liberale  Politik,  die  im  deutschen  Bürgertum  grossen 
Anklang  finden  könnte  und  im  stände  wäre,  die  schwachen  Lebensgeister  des 
Liberalismus  aufzuwecken,  müsste  schon  Taten  aufweisen  können.  Wo  aber 
spüren  wir  gegenwärtig  auch  nur  einen  Haudi  liberalen  Einflusses  und  liberale 
Regierungstendenz?  Nicht  einer  der  Konservativen  würde  auf  das  bisherige 
Privileg  verzichten,  alle  einflussreichen  Staatsämter  für  seine  Parteiangehörigen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Mit  dem  Augenblick,  wo  der  Reichskanzler  auch  nur 
einen  liberalen  Landrat  in  Preussen  dulden  oder  gar  einen  liberalen  Regierungs- 
oder Oberpräsidenten  berufen  würde,  würde  sich  die  ganze  konservative  Fronde 
gegen  ihn  wenden,  und  mit  der  liberalen  Politil^  wie  mit  dem  Kanzler  wäre  es 
zu  Ende.  Eine  liberal-konservative  Politik,  die  alle  liberalen  Männer  in 
cinflussreichen  politischen  Stellungen  ausmerzt,  höchstens  ein  paar  liberal 
schillernde  Bürgermeister  in  den  Grossstädten  gestattet,  kann  nur  darauf 
hinauslaufen,  für  eine  kurze  Zeit  eine  Situation  zu  schaffen,  die  den  Fortgang 
der  parlamentarischen  Geschäfte  gestattet.  Indes  mögen  die  Liberalen  von 
ihrem  Standpunkt  aus  nicht  unrecht  haben,  einmal  zu  probieren,  ob  einige 
ihrer  Hoffhungen,  die  so  lange  in  trügerisdier  Feme  erschienen,  etwa  in  Er* 
füllung  gehen.  Wird  nichts  daraus,  so  können  sie  nicht  viel  verlieren;  denn  ihr 
Besitzstand  blieb  unter  den  Angriffen  der  bürgerlichen  Parteien  und  der 
Sozialdemokratie  schweren  Gefahren  ausgesetzt,  im  Rcgicrungslager  bot  sich 
ihnen  die  Hilfe  gegen  den  gefährlichsten  Feind,  die  Sozialdemokraten.  Auf 
die  sozialpolitische  Haltung  der  Sozialdemokratie  muss  all  das  ohne  Einfluss 
bleiben.  Sie  wird,  wie  bisher,  jede  Vorlage  auf  ihre  Zweckmässigkeit  für  die 
Arbeiterklasse  zu  prüfen  haben  und  auch  da,  wo  ihrem  Verlangen  nicht  ganz  ent- 
sprochen wird,  aber  der  Weg  sich  zu  weiteren  Reformen  ebnet,  den  betreffenden 
Gesetzentwürfen  zustimmen.  Die  Stellung  einer  Oppositionspartei  wird  nicht 
durch  tmerschütterlich  feststehende  Grundsatze  ihrer  parlamentarischen  Taktik 
gegeben.  Sie  kann  unter  Umstanden  davon  überzeugt  sein,  dass  die  Ablehnung 
einer  Vorlage,  die  eine  ganz  dringende  Reform  herbeifiährt,  die  Regierung 
zwingt,  den  Parteianschauungen  mehr  Rechntmg  zu  tragen,  als  es  in  der  Vor- 
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läge  bisher  geschah.  Dieser  Standpunkt  ist  um  so  mehr  bei  unserem  parlamen- 
tarischen System  begründet,  weil  Reformen  so  ausserordentlich  schwer  durch- 
dringen, und  selbst  Wünsche  des  Reichstages,  die  Jahrzehnte  lansf  immer 
wieder  nahezu  einstimmig  ausgesprochen  wurden,  unerfüllt  blieben.  Der 
Reichstag  muss  sich  deshalb  unter  Umständen  gewisser  Pressionsmittel  gegen 
die  Regierung  bedienen,  um  seinen  Willen  durchzusetzen.  Leider  hat  er  von 
diesem  Machtmittel  vid  zu  selten  Gebrauch  gemacht. 

Der  sozialdemokratischen  Partei  ist  aber  auch  dadurch  ein  scharfer  oppositio- 
neller Standpunkt  aufgedrungen,  dass  die  Art,  wie  ihre  Angdiörigen  geächtet 

werden,  von  vornherein  eine  Neigung  zu  irgendwelchen  Konzessionen  nicht 

aufkommen  lässt.  Rufen  wir  uns  nur  die  Vorgänge  aus  letzter  Zeit  in  die 
Erinnerung:  zurück !  Die  Verwaltune^'^lK'lKirden,  besonders  in  Preussen  und 
Sachsen,  luhrcn  cm  unausgesetzten  Kampf  gegen  alle,  die  nur  im  Verdacht 
Stehen,  sozialdemokratischer  Gesinnung  zu  huldigen.  Den  städtischen  Lehrern 
verbietet  man,  den  Turnunterricht  in  Vereinen  zu  erteilen,  die  als  sozial- 
demokratisch gelten,  man  entzieht  diesen  Vereinen  die  städtischen  Turnhallen, 
die  anderen  Vereinen  weiter  zur  Verfügung  stehen.  Man  verbietet  den  Schul- 
lehrern in  Kiel,  Arbeitern  Elementarunterricht  in  einem  Kursus  zu  erteilen, 
den  die  sozialdemokratische  Partei  errichtet  hat.  Man  gestattet  nicht  die 
Teilnahme  eines  Sozialdemokraten  in  der  Schuldeputation.  Man  verfügt  die 
Schliessung  des  Charlottenburger  Freien  Kindergartens,  weil  angeblich  die 
Kinder  sosialdcmokratisch  erzogen  werden.  Die  Eisenbahn-  und  die  Werft- 
verwaltungen vcrtiit^en,  dass  die  bei  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  tmd  deren 
P^rauen  nicht  Konsumvereinen  angehören  dürfen,  die  von  Sozialdemokraten 
geleitet  werden.  Den  selben  Arbeitern  wird  verboten,  irgend  einer  Oi^ni- 
sation  anzugehören,  die  auch  nur  entfernt  mit  der  sozialdemokratischen  Partei 
in  Berührung  käme.  Das  Oberverwaltungsgericht  bestätigt  die  Enthebung  des 
Schöffen  Gaulke  in  Viartlum,  weil  er  zur  sozialdemokratischen  Partei  über- 
getreten ist.  Und  ein  anderes  Oberverwaltungsgericht  enthebt  den  Gemeinde- 
vorsteher Schulze  in  Xamitz  seines  Amtes,  weil  er  einer  Sozialdemokratin 
Wohnung  gewährt  hat,  und  begründet  unter  anderm  diesen  Standpunkt  in 
folgender  klassischen  Weise : 

»Der  .Angeschuldigte  hat  daher  der  Frau  P  .  ,  .  durch  bereitwillige  Überlassung  der 
Wohnung  über  die  sich  ihrem  Verbleiben  in  der  Gegend  entgegenstellende  Schwierig- 
keit der  WohnungsbeschafTung  hinweggeholfen.  Er  hat  dadurch  ihren  Verbleib 
in  der  Gegend  ermöglicht  oder  doch  erleichtert  und  auf  diese  Weise  die  Fort- 
setzung der  sozialdemokratischen  Agitation  in  der  dortigen  Gegend  begünstigt« 

In  den  östlichen  Provinzen  ist  es  der  Partei  und  den  Gewerkschaften  nicht 

möglich,  dauernd  irgendwelche  Versammlungslokale  zu  erhalten.  Immer 

wieder  erfolgt  unmittelbar  auf  die  Abhaltung  solcher  Versammlungen  eine 
erhebliche  Reduzierung  der  Polizeistunde  und  damit  eine  grosse  wirtschaftliche 
Schädigimg  des  betreffenden  Gastwirtes.  In  Oberschlesien,  dem  mächtijien 
Industriebezirk  mit  den  Riesenbetrieben  im  Hütten-  und  Bergbau  und  den 
Tausenden  von  Arbeitern,  steht  den  Gewerksdiaften  nicht  ein  Lokal  zur  Ver<> 
fügung.  Natürlich  verweigern  die  Gastwirte  nicht  aus  politischer  Über- 
zeugung uns  die  Säle,  sondern  sie  fürchten  die  wirtschaftlichen  Nachteile, 
die  ihnen  in  sichere  Aussicht  stehen.  Hie  Generalkommission  der  Gewerk- 
schaften ist  deshalb  in  die  Zwangslage  versetzt,  allein  für  Obcrschlesien 
jährlich  7500  Mark  an  Mieten  für  Versammlungslokale  auszugeben. 
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Die  Rechtsprechung  befindet  sich  gleichfalls,  insbesondere  wiederum  in 
Prenssen  und  in  Sachsen,  im  Banne  einer  Verfolgungsmanie  gegen  die  Sozial- 
demokratie. Endlos  sind  die  Entscheidungen  über  die  Auslegung  des  prcussi- 
schen  Vereinsgesetzes,  und  die  preussischen  Richter,  die  immer  klagen,  wie  sie 
mit  Arbeiten  überlastet  sind,  mühen  sich  im  Schwcissc  ihres  Angesichtes,  den 
Unterschied  zwischen  Vereinen  und  Versammlungen  auszutüfteln,  dann  wieder 
zu  ergründen,  wann  eine  Versammlung  sich  mit  öffentlichen,  wann  mit  poli- 
tischen Angelegenheiten  beschäftigt  usw.  Derjenige,  der  gezwungen  ist,  sich 
durch  all  diesen  Wust  unfruchtbarer  juristischer  Deduktionen  hindurchzu- 
wühlen, fragt  sich  vergeblich:  Ist  das  wirklich  eine  ernste  Beschäftigung,  die 
einem  Richter  zugemutet  werden  soll,  die  geeignet  ist,  sein  Ansehen  zu  heben, 
oder  sinkt  er  nicht,  wenn  er  ganz  aufgeht  in  einem  endlosen  unfruchtbaren 
Bemühen,  das  kdn  andtfes  Zid  fkeim^  als  veraltete  Gesetzesbratimmungen 
gegen  Arbeitervereine  zu  drehen  und  zu  wenden?  Tausende  von  Beamten 
bemühen  sich,  bei  Streiks  immer  wieder  auszuspintisieren,  wo  und  in  welcher 
Weise  die  Arbeiter  gefehlt  haben.  Wir  luiren  nichts  davon,  dass  gegen  die 
Unternehmer  mit  dem  selben  Eiter  vorgegangen  würde.  Das  Breslaucr  Ge- 
richt verurteilt  einen  Gewerkschai'tsangesteliten,  weil  er  den  Streik  androhte, 
wegen  Vergehen  gegen  §  153  der  Gewerbeordnung.  Die  selbe  Gerichts- 
bdiörde  vermag  aber  nicht,  die  Untemdimer  zur  RecheiMciiaffc  zu  tiehei^  die 
im  selben  Konflikt  den  Arbeitern  die  Aussperrung  androhen.  Einen  kleinlichen 
Kampf  führen  Polizeibehörden  und  (Berichte  um  die  Auslegung  des 
Groben  L^H/i<^j-Paragraphen.  lun  sächsisches  Gericht  bringt  es  fertig,  einen 
groben  Unfug  in  der  Verbreitung  sozialdemokratischer  Flugblätter  zu  er- 
blicken. Ein  Sozialdemokrat  wird  wegen  groben  Unfugs  verurteilt,  weil  er  in 
«iner  antisemitischen  Versammltmg  laut  sein  Missfallen  äusserte.  Hochrufe 
auf  die  Sozialdemokratie,  rote  Schleifen  sind  wiederholt  und  unausgesetzt 
von  den  verschiedensten  Gerichten  als  grober  Unfug  bezeichnet.  Schliesslich 
kommt  sogar  das  Chemnitzer  Schöffengericht  zu  der  Bestrafung  des  Vor- 
sitzenden einer  Metallarbeiterversammlung,  weil  dieser  zugelassen  hatte,  dass 
ein  Redner  den  Arbeitern  riet:  wenn  sie  gefragt  wurden,  ob  sie  dem  Metall- 
arbeiterverband angehören,  dann  mögen  sie  das  bestreiten.  Der  Redner  wollte 
damit  eine  Massregelung  der  Arbeiter  verhindern.  Die  ganze  sittliche  Ent- 
rüstung packt  hier  unsere  moderne  Justiz.  Der  Staatsanwalt  hebt  in  der  Ver- 
handlung hervor:  Wir  leben  in  einer  Gesellschaft,  in  der  die  Wahrheit 
herrscht.  Es  liege  im  Interesse  des  Arbeitgebers,  zu  erfahren,  ob  seine 
Arbeiter  organisiert  sind  oder  nicht.  Derjenige,  der  dem  Arbeiter  Brot  gibt, 
könne  auch  verlangen,  dass  er  die  Wahrheit  erfahre.  Der  Vorsitzende  der  Ver- 
sammlung habe  zugelassen,  dass  zu  einer  unsittlichen  Handlung  (!)  aufge- 
fordert wurde.  Tatsächlich  verurteilt  das  Gericht  den  Arbeiter  zu  einer  Geld- 
strafe. Klingt  nicht  dieses  hohe  sittliche  Pathos  des  Anklägers  wie  ein  Hohn 
auf  die  Arbeiter,  und  versteckt  sich  nicht  dahinter  das  Bemühen,  ihnen  die 
Fesseln  kräftiger  anzuziehen? 

Diese  Beispiele,  wie  Sozialdemokraten  behandelt  werden,  könnten  ins  Un- 
endliche fortgesetzt  werden.  Kann  man  in  Anbetracht  dieser  Zustände  von  der 
Sozialdemokratie  ngi  Ernst  verlangen,  dass  sie  einer  Regierung,  die  solche  poli- 
tische Massnahmen  gutheisst,  wenn  nicht  gar  anordnet,  Konzessionen  macht? 
Wenn  eine  Partei  so  wahllos  bekämpft  wird,  dann  muss  sie  als  Antwort  nur 
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ihren  Oppositionsstandpunkt  verschärfen.  Dazu  ist  sie  der  Arbeiterklasse  gegen- 
über verpflichtet,  t^ber  die  Zeiten  der  feudalen  Herrschaft  ist  die  Arbeiter- 
schaft hinaus,  dass  sie  die  Hand  des  gnädt^^cn  Herrn  küsst,  von  dem  sie  so- 
eben misshandclt  wurde-  Die  Taktik  der  Sozialdemokratie  ist  nicht  unbeeinflusst 
von  der  Stellung  der  R^emng»  der  Verwaltung  und  Justiz.  Diese  Unter- 
schiede  lassen  sich  schon  in  Deutschland  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  er- 
kennen. Demütiges  Erdulden  würde  der  Partei  nicht  wohl  anstehen. 

Ein  erheblicher  Teil  der  praktischen  Tätigkeit  der  Arbeiter  wird  gegenwärtig 
ausserhalb  des  Parlaments  von  den  Konsumvereinen  und  Gewerkschaften  in 
Anspruch  genommen.  Hier  finden  die  Arbeiter  ein  grosses  Feld  positiver 
Arbeit  im  Ausbau  der  Unterstützungseinrichtungen  der  Gewerkschaften,  in 
der  Organisierung  eines  grossen,  gut  geleiteten  Verwaltungsapparates,  in  der 
.Durchführung  von  Lohnbewegungen,  im  Abschluss  von  komplizierten  Tarif- 
verträgen, in  einer  weitgehenden  Pflcc^c  des  Bildungsbedürfnisses  der  Arbeiter 
durch  Vorträge  und  Veranstaltung  von  Unterhaltungen  usw.  Zahlreiche 
Arbeiter  sind  in  den  Schiedsgerichten  für  Arbeiterversicherung  als  Beisitzer,  in 
den  Landesversicherungsanstalten  und  im  Retchsversicherungsamt  als  Vertreter 
der  Arbeiter  tätig.  Über  diese  Tätigkeit  herrscht  in  den  Kreisen  objektiv 
denkender  Männer  nur  Anerkennung.  So  sprach  der  frühere  Präsident  des 
Reichsversicherungsamts,  Geheimrat  Gäbel,  bei  einer  gelegentlichen  Unter- 
haltung mir  gegenüber  seine  Anerkennung  über  die  Tätigkeit  der  .Arbeiter- 
beisitzer aus;  er  lobte  ihre  Objektivität  und  erklärte,  er  habe  wiederholt  be- 
obachtet, dass»  wenn  von  den  Arbeitervertretem  der  Eindruck  gewonnen  wurde» 
dass  jemand  seine  Rente  mit  unlauteren  Mitteln  erkämpfen  wollte,  er  in  den 
Arbeitervertretern  seinen  entschiedensten  Gegner  bei  Beurteilung  seines  Renten- 
anspruchs hatte.  Auch  die  Bestätigung  der  Arbeiter  in  den  Kranken- 
kasscnvcrwaltungcn  hat  ergeben,  dass  trotz  aller  Angriffe,  die  weniger  aus 
ideellen,  als  aus  materiellen  Gründen  erfolgten,  die  Arbeiter  der  Aufgabe  voll 
gewachsen  sind.  Ihre  praktische  Politik  zu  betätigen»  haben  mithin  die  Ar- 
beiter nach  vielen  Seiten  Gelegenheit.  Aber  darum  fällt  es  ihnen  natürlich 
nicht  ein,  auf  die  Rechte  des  Staatsbürgers  Verzicht  zu  leisten  und  die  For- 
derung aufzugfben,  dass  sie  als  .Arbeiter  und  Sozialdemokraten  auch  im  Staat 
und  in  der  Gemeinde  zur  praktischen  Tätigkeit  herangezogen  werden.  Man 
mache  von  der  andern  Seite  eidlich  einmal  Emst:  Die  Herren  der  Regierung, 
die  so  lebhaft  ihr  Bedauern  über  den  Mangel  positiver  Mitarbeit  seitens  der 
Sozialdemokraten  ausdrücken,  mögen  ihnen  die  Gelegenheit  dazu  geben,  statt 
ihnen  jede  Möglichkeit  zu  versperren!  Erst  dann  könnte  man  ein  Urteil  über 
die  praktische  Befähigung  unserer  Partei  abgeben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RICHARD  CHLWER  •  ZUR  FRAQE  DER  BUDQET- 
BEWILLIQÜNQ 

UNMEHR  ist  schon  in  Bayern,  Baden,  Hessen,  Gotha  und  Württem« 

berg  von  den  Fraktionen  der  sozialdemokratischen  Partdl  das  Budget 

bewilligt  worden,  obwohl  die  Partei  als  solche  immer  noch  streng  den 
Standpunkt  vertritt,  diese  Bewilligung  des  Budgets  vertrage  sich  nicht 
mit  unserer  grundsätzlichen  Gegnerschaft  gegen  die  ganze  kapita- 
listische Welt  und  ihre  politische  Vertretungen.   Alle  Resolutionen,  die  gegen 
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einen  solchen  Umfall  auf  Parteitagen  beschlossen  wurden,  haben  nicht  ver- 
hüten können,  dass  immer  wieder  ein  neuer  Fall  eintrat.  Man  hat  es  auch 
noch  nie  unternommen,  gegen  die  parlamentarischen  Vertreter,  die  sich  zur 
Bewilligung  des  Budgets  entschlossen,  etwa  den  Bannfluch  zu  schleudern.  Wenn 
nun  in  Essen  anlässlicfa  des  nettesten  Falles  in  Württemberg  die  Frage  der  Bnd- 
getbewillignng  wieder  er&tert  nnd  zo  ihr  Stellung  genommen  wird,  so  möge 
man  doch  aus  den  bisherigen  Erfahrungen  lernen  und  zugestehen,  dass  die  Zeit 
der  absoluten  Negation  für  unsere  Partei  vorüber  ist,  dass  eine  noch  so  scharfe 
Resolutinn  nicht  im  stände  sein  wird,  eine  Landtagsfraktion  gegebenenfalls  zu 
verhindern,  für  das  Budget  zu  stimmen. 

Es  mag  sehr  schwer  sein,  den  bisherigen  Standpunkt  aufzugeben,  aber  es  ist 
nützlich  und  würdi|[  für  die  Partei,  dies  zu  tun.  Denn  sonst  erleben  wir  über 
kurz  oder  lang  wieder  einen  neuen  Fall,  nnd  die  Gesamtpartei  steht  ihm  genau 
so  gegenober,  wie  den  bisherigen.  Man  kann  wohl  einen  einzelnen  Partei- 
genossen desavouieren,  aber  nicht  eine  ganze  Fraktion,  nicht  die  Sozialdemo- 
kratie eines  ganzen  Bundesstaates.  Je  grösser  die  Partei  wird,  desto  mehr  muss 
sie  lernen,  tolerant  zu  sein.  Und  wenn  auch  die  preussischen  Parteigenossen, 
bei  denen  zurzeit  eine  Budgetbewilligung  gar  nicht  in  Frage  kommt,  in  Essen 
in  der  Lage  sein  sollten^  eine  der  bisherigen  Auffassung  entsprechende  Reso-  . 
lution  durchzubringen,  so  könnte  das  doch  nur  geschehen,  indem  sie  in  ihrer  Re- 
solution ein  kleines  Hintertürchen  offen  Hessen,  oder  indem  sie  die  (Icnossen 
in  den  süddeutschen  Bundesstaaten  dauernd  vor  den  Kopf  sticsscn.  Beides  ist 
nicht  zu  wünschen.  Vielmehr  gebe  man  offen  zu,  dass  mit  dem  Wachstum 
unseres  parlamentarisdien  Einflusses  auch  die  Verpflichtung  heranreift,  unter 
Umstanden  einer  Regierung  die  Mittel,  die  das  Staatswesen  erlordert,  zu  be- 
willigen. 

Es  ist  mir  durdiaus  verständlich,  dass  man  einer  Regierung,  zu  der  man  kein 
Vertrauen  hat,  alles,  was  sie  will,  verweigert.  Von  diesem  äussersten  Stand- 
punkt sind  wir  in  der  Praxis  schon  längst  abgerückt.  Wir  bewilligen  den  Regie- 
rungen gar  manche  von  ihr  eingebrachte  Vorlage;  auch  wenn  sie  keineswegs 
völlig  so  gestaltet  ist,  wie  wir  es  wünschen.  So  machen  wir  es  nicht  nur  in 
den  Einzdbndtagen,  sondern  auch  im  Reichstag  schon  längst  Wir  dürften 
auch  das  nicht  tun,  wollten  wir  nach  aussen  immer  nur  bekunden,  dass  die 
heutigen  Regierungen  auf  unsere  parlamentarische  Mitwirkung  im  staatlichen 
Leben  nicht  zu  rechnen  haben.  Aber  wie  geht  es  denn  in  der  Praxis  zu?  Die 
Regierung  bringt  einen  Gesetzentwurf  ein,  der,  von  uns  aus  betrachtet,  eine 
grosse  Anzahl  von  Schattenseiten  aufweist,  daneben  aber  auch  Vorzüge  gegen- 
über dem  bisher^en  Zustand.  Wir  betrachten  uns  nun  die  parlamentarische 
Konstellation:  Sehen  wir,  dass  die  bürgerlichen  Parteien  den  Gesetzentwurf 
ohnehin,  auch  ohne  uns,  annehmen,  dann  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass 
wir  die  Schattenseiten  des  Entwurfes  stärker  zu  uns  sprechen  lassen  und 
schliesslich  gar  zu  einer  Ablehnung  des  fraglichen  Entwurfes  gelangen:  er 
brit^  eben  zu  wenig  für  uns.  Es  geht  aber  zuweilen  auch  anders.  Es  findet 
sich  für  den  Entwurf  ohne  uns  keine  parlamentarische  Mehrheit,  oder  es  ist 
doch  sehr  fraglich,  ob  sie  sich  findet.  Was  tun  wir  dann?  Sollen  wir  um 
eines  an  sich  vielleicht  ganz  richtig  ausgedachten  Prinzips  willen  einen  Gesetz- 
entwurf zum  Scheitern  bringen,  der  einem  von  uns  vertretenen  Volksteile 
Vorteile  gebracht  hätte?   Das  haben  wir  bisher  noch  nicht  getan,  und  das 
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kann  auch  eine  grosse  Partei  nicht  mehr  tun.  Sic  stimmt  trotz  aller  Wenn 
und  Aber  schliesslich  für  den  von  der  Regierung  eingebrachten  und  gewollten 
Gesetzentwurf.  So  beginnt  eben  für  eine  grosse  Partei  ganz  von  selbst  der 
Emst  der  politischen  Verantwortung  xa  wirken:  sie  muss  Politik  treiben, 
das  heisst  einer  Macht,  mit  der  man  eigentlich  nichts  xa  tun  haben  mochte,  Kon- 
zessionen zu  machen.  Warum?  Nicht  aus  Neigung  zur  Regierung,  sondern 
zum  Nutzen  der  Bevölkerung,  die  man  politisch  vertritt.  Konsequent  vom 
negSLtiv-radikalen  Standpunkt  ist  ein  solches  Verfahren  nicht.  Es  wäre  auch 
in  solchen  Fällen  die  reine  Ablehnung  das  einzig  Richtige,  indem  man  die 
Wihler  so  erzogen  hätte,  dass  sie  auf  den  Sperling  zu  gunsten  der  späteren 
Taube  gerne  verzichteten.  Aber  dass  das  heutzutage  nicht  mehr  gdi^  dass 
die  Entwickelung  schon  ganz  anders  eingefahren  ist,  das  wird  wohl  kaum  noch 
ein  Parteigenosse  zu  bestreiten  wagen. 

Wenn  wir  nun  keinen  Anstand  nehmen,  den  heutigen  Regierungen  unter 
Umständen  Gesetze  zu  bewilligen,  die  die  Regierungen  vorschlagen,  so  sehe 
ich  schliesslich  auch  nicht  ein,  warum  es  bei  der  Bewilligung  der  Mittel,  die 
der  Staatshaushalt  erfordert,  grundsätzlich  anders  sein  soll,  als  bei  anderen 
Gesetzentwürfen.  Oder  etwa  deswegen,  weil  wir  bei  irgend  einer  Gelegenheit 
einmal  im  Jahre  doch  zum  Ausdruck  bringen  wollen,  dass  wir  den  heutigen 
Regierungen  nicht  das  geringste  Vertrauen  schenken?  Eine  solche  Kimdgebung 
mag  einige  Male  recht  wirksam  sein,  schliesslich  aber  ist  sie  für  die  Öffentlich- 
keit ermüdend;  man  Ist  sie  so  gewöhnt,  dass  sie  gar  keinen  Eindruck  mehr 
macht.  Die  Regierungen  und  die  bürgerlichen  Parteien  haben  sich  mit  der 
Tatsache  abgefunden  und  kommen  sogar  so  weit,  dass  sie  tatsächliche  Ver- 
schlechterungen im  Etat  zum  Nachteil  der  Arbeiterbevölkerung,  wie  seinerzeit 
in  Hessen,  durclulrücken  könnten,  falls  die  sozialdemokratische  Fraktion  ihren 
politischen  Einfluss  nicht  in  die  Wagschale  legte.  Sobald  das  Demonstrieren 
stereotyp  wird,  verliert  es  erschreckend  rasch  an  innerem  Wert. 

Nein,  wie  wir  uns  heute  schon  die  Gesetze  auf  ihre  Tragweite  für  die  von 
uns  vertretene  Bevölkerung  ansehen,  so  müssen  wir  auch  zwischen  Budgets 

und  Budgets  unterscheiden.  Kein  heutiges  Budget  in  Deutschland  wird  sozial- 
demokratischen Ansprüchen  genügen,  aber  die  einen  sind  wegen  der  Ein- 
nahmen oder  wegen  der  Ausgaben  noch  g.mz  unannehml)ar,  bei  den  anderen 
aber  haben  wir  zunächst  vielleicht  auch  keinen  Anlass,  zu  bewilligen,  wenn 
sie  auch  lange  nicht  unsere  Opposition  so  herausfordern,  wie  die  ganz  und  gar 
noch  unannehmbaren.  Da  will  es  nun  der  Gang  der  Dinge  —  und  der  bleibt 
in  keinem  Parlamente  aus,  in  dem  unsere  Fraktion  Einfluss  gewinnt  — ,  dass 
wir  bei  der  Beratung  des  Etats  Forderungen  durolT^etzen,  die  wir  als  erheblich 
ansehen  müssen,  zum  Beispiel  eine  Atifbesserung  der  Lehrergehälter,  dass  in 
dem  Etat  Positionen  bewilligt  sind,  auf  die  in  Arbeiterkreisen  grosser  Wjert 
gelegt  wird,  dass  aber  bei  der  Schlussabstimmung  über  den  Etat  diese  Fort- 
schritte durch  eine  bürgerliche  Majorität  gefährdet  würden.  Konnten  und 
dürften  wir  da  ein  solches  Budget,  falls  es  nicht  gerade  zu  den  sonst  ganz 
imannehmbaren  gehört,  ablehnen?  Es  würde  uns  nicht  im  Traume  einfallen. 
Und  es  liegt  auch  eigentlich  kein  Anlass  vor,  uns  um  die  Früchte  der  Ver- 
besserungen, die  wir  selber  durchgesetzt  haben,  dadurch  zu  bringen,  dass 
wir  nachher  alles  zusammen  verwerfen  und  so  den  anderen  Parteien  das 
Verdienst  unserer  Taten  lassen. 
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Ich  gehe  aber  noch  weiter.  Wir  sind  an  sich  durchaus  keine  staatsfeindliche 
"Fattd,  die  auf  dem  Standpunkte  steht,  dass  das  Funktionieren  der  Staats- 
maschine plötzlich  zum  Stillstand  gebracht  werden  sollte.  Wir  haben  im  ' 
Gegenteil  ein  sehr  lebhaftes  Interesse  daran,  dass  für  gewisse  Gebiete  des 
öffentlichen  Lebens  die  Regierung  auch  heute  schon  die  Mittel  hat,  um  das 
Heer  von  Beamten,  Angestellten  nnd  Arbeitern  ffir  seine  Tätiget  bezahlen 
*a  können,  dass,  tun  nur  etwas  noch  hervorzuheben^  die  Schule  unterhalten 
werden  kann.  &itweder  glauben  wir  nun,  durch  fortgesetztes  Neinsaigta 
eines  Tages  so  weit  zu  sein,  dass  wir  die  Majorität  sind,  und  die  Regierung 
dann,  plötzlich  ohne  Mittel  vom  Volke  gelassen,  abtritt,  um  uns  Platz  zu 
machen:  gut,  dann  ist  die  strikte  Ablehnungstaktik  noch  inuner  richtig.  Oder 
wir  glauben,  dass  gewisse  Funktionen  des  Staates  erfüllt  werden  müssen, 
gleidigültig,  ob  wir  oder  ob  andere  am  Ruder  sind.  Nehmen  m  das  letztere 
an,  wie  es  heute  auch  der  Auffassung  des  deutschen  Volkes  entsprechen 
dürfte,  dann  ist  eine  dauernde  prinzipielle  Ablehnung  des  Budgets  jedenfalls 
gTimdverkehrt.  Mit  der  Budgetverweigerung  bringen  wir  unseren  politischen 
Cinfluss  nicht  im  geringsten  zum  Ausdruck.  Wir  tun  dies  aber  mit  einer, 
allerdings  sdir  vordchtigen,  Anwendung  des  Mittels  der  Bewilligung.  Ich 
gebe  zu,  gerade  hier,  bei  der  Entscheidung  darüber,  wann  das  Budget  an- 
zunehmen, wann  es  abzulehnen  sei,  liegt  eine  Schwierigkeit  der  Frage.  Aber 
wir  müssen  zu  unseren  Fraktionen  in  den  parlamentarischen  Vertretungen 
schon  das  Zutrauen  haben,  dass  sie  von  dem  Mittel  zur  richtigen  Zeit  und 
■nur  immer  zur  Steigerung  uns^er  politischen  Madit  Gebrauch  machen.  Selbst 
auf  die  Gefahr  hin,  dass  das  nicht  immer  der  Fall  sein  sollte,  müssen  wir 
mit  der  Anschauui^  brechen,  als  ob  die  Bewilligung  des  Budgets  uch  mit 
unserer  Taktik  grundsätzlich  nicht  vertrage. 

Wir  haben  allmählich  genug  Erfahrungen  gesammelt,  um  daraus  zu  lernen, 
dass  noch  so  ernst  gemeinte  Resolutionen  von  unseren  parlamentarischen 
Vertretungen  nicht  innegehalten  werden  können,  wollen  sie  nicht  unter  Um- 
ständen die  Interessen  der  von  ihnen  vertretenen  Bevölkerung  empfindlich 
schädigen.  Aus  diesem  Zwiespalt,  der  heute  für  unsere  Fraktionen  besteht, 
befreie  man  sie  endlich  in  Essen  durch  eine  Resolution,  die  dem  wachsenden 
politischen  Einfluss  unserer  Partei  in  den  deutschen  Parlamenten  Rechnung 
trägt  imd  eine  positive  Stellungnahme  auch  zum  Budget  genau  so  zulasst, 
wie  es  bei  anderen  von  den  Regierungen  eingebrachten  Gesetzentwürfen  schon 
längst  selbstverständlich  ist 
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lEHT  man  von  den  Stilübungen  gewerbsmässiger  Verleumder  ab. 
so  muss  man  gestehen,  dass  die  sozialdemokratische  Presse  im  Urteil 
unserer  Gegner  verhältnismässig  gut  wegkommt.  Max  Lorenz  lobte 
.  im  Tag  das  Feuilleton  sozialdemokratischer  Blatter,  und  ebenso  kon- 
istatierte  Ferdinand  Avenarius  im  Kunstwart,  die  Arbeiterblätter 
liätten  im  Gegenntz  zu  bürgerlichen  Organen  ihren  L  scrn  den  Gedanken 
beigebracht,  dass  sie  das  Beste  lesen  müssten,  um  sich  zu  heben,  wenn  es  ihnen 
am  Anfang  auch  schwer  fiele,  die  Sozialdemokraten  hätten  daher  ein  Recht, 
sich  als  die  überlegenen  Bildner  des  Volkes  zu  fühlen.    Desgleichen  hat  die 
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Sauberkeit  des  Inseratenteils  unserer  Parteipresse  mehrfach  Anerkennung  ge» 

funden,  hier  und  da  sogar  aus  dem  Munde  der  Justizorgane,  und  die  V'er- 
leumdungsphrasc  vom  Mästen  mit  Arbcitcrgroschcn,  die  immer  noch  als  Not- 
behelf herhalten  muss,  ist  von  Gegnern,  wie  Giesberts,  Naumann  und  selbst 
Lorenz,  nicht  minder  überzeugungsvoll  zurückgewiesen  worden,  wie  von  den 
begeiferten  sozialdemdcratischen  Redakteuren  selbst 

Auch  die  Arbeiter,  die  doch  den  Kern  der  Leserschaft  sozialdemokratischer 
Blätter  bilden,  haben  wohl  bis  jetzt  weder  öffentlich,  noch  privatim  a11ztM>ft 

Gelegenheit  genommen,  sich  tadelnd  über  ihre  Prcs^r  zu  äussern.  Anregungen, 
wie  dies  und  jenes  besser  zu  machen  sei,  wie  ein  bisher  etwa  vernachlässigtes 
Feld  gepflegt  werden  müsse,  kommen  selten  an  den  Redaktionstisch ;  und  wenn 
jemand  sich  zu  mündlichen  oder  schriftlichen  Vorhaltungen  aufschwingt,  so  löst 
dieser  Fall  auch  da,  wo  der  Redakteur  glaubt,  sein  Bestes  getan  zu  haben, 
wahrlich  nicht  die  unbehaglichsten  Empfindungen  aus.  Allerdings  lässt  sich 
mit  Recht  einwenden,  dass  der  Arbeiter  und  noch  mehr  die  Arbeiterin  in 
dem  r'alle,  dass  ihnen  das  Parteihlatt  nicht  zusagt,  zumeist  schweigend  von 
einem  Protcstniitte!  Gebrauch  machen,  das  viel  unangenehmer  ist,  als  selbst 
die  schroitsten  und  zeitraubendsten  mündlichen  Vorwürfe.  Sie  lesen  an  Stelle 
des  sozialdemokratischen  Blattes,  das  ihrem  Geschmack  nicht  entspricht,  lieber 
ein  bürgerliches,  zumeist  den  an  Neuigkeiten  und  Klatschgeschichten  reichen 
Lokal-  oder  CcncraJanzcii^cr.  Nun  zeigt  zu  Ehren  des  Arbeiters  und  der 
Arbeiterin  der  ständij;  wachsende  Abonnentenstand  der  Parteipresse,  dass  von 
diesem  letzten  Gewaltmittel  verhältnismässig  wenig  Gebrauch  gemacht  wird. 
Mag  es  immerhin  richtig  sein,  dass  das  Lesebedürfnis  des  Volkes  im  ganzen 
zunimmt,  und  dass  daher  den  scnialdemokratischen  Blättern  hiervon  nur  ihr 
mehr  oder  minder  wohlgcmcssen  Teil  zukommt,  so  ist  doch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  der  beispiellose  Aufschwung  unserer  Presse  in  den  letzten  Jahren 
der  klarste  Ausdruck  dafür  ist,  dass  sie  sich  bei  der  Arbeiterschaft  steigender 
Beliebtheit  erfreut. 

Dennoch  ist  die  Frage, die  in  technischer  Hinsicht  unseren  Pressleitungen  am 
meisten  Kopfzerbrechen  macht,  die  Lokalauccigcrirage.  Es  muss  jeden  Redak- 
teur, jeden  Geschäftsführer  eines  Parteiblattes  mit  Schmerz  und  Ingrimm  er- 
füllen, wenn  er  tagtäglich  vor  Augen  sieht,  wie  trotz  ständiger  Zunahme  der 
Abonnenten  im  Grunde  genommen  noch  verzweifelt  wenig  erreicht  ist,  da 
das  Publikum,  das  nach  seiner  Anschauung  sich  um  das  sozialdemokratische 
Blatt  scharen  sollte,  hartnäckig  der  hürcferlichen  Klatschpresse  treu  bleibt.  Ge- 
wiss ist  der  Fall  nicht  selten,  dass  das  sozialdemokratische  Blatt,  soweit  die 
Abonnentenzahl  in  Betracht  kommt,  im  Laufe  der  Zeit  alle  bürgerlichen 
P  a  r  t  e  i  blätter  am  Ort  längst  aus  dem  Felde  geschlagen  hat.  Aber  die  Ge- 
nugtuung^ hierüber  ist  mit  Bitterkeit  vermischt,  wetiü  man  sehen  muss,  dass 
unsere  Zeitung  trotzdem  ein  Zwerg  ist  und  bleibt  im  \'ereleich  mit  dem 
unparteiischen  Blatt  am  Ort.  Der  Ingrimm  steigert  sich  hein)  Anblick 
der  Molluskennatur  dieses  Blattes,  die  auf  dessen  Leser  hinübergreift  und  aus 
ihnen  eine  politisch  zwar  ideallose,  aber  im  Byzantinismus  erstickende  Masse 
macht.  Die  gute  Hallte  der  mit  Sdiundromanen,  Klatschgeschichten  und 
Grundsatzlosigkeit  aufgepäppelten  Klientel  dieser  unparteiischen  Blätter  bilden 
nber  .Arbeiter  und  .Angehörige  solcher  bürgerlichen  Scliichten,  die  ihrer  sozialen 
Lage  nach  längst  der  sozialdemokratischen  Presse  hätten  zufallen  müssen. 
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Um  den  überliftopt  in  Betnelit  kommei^en  Teil  der  unparteüsch  etngefangenen 
Masse  zu  erobern,  genügen  moralische  Vorhaltungen  allein  nicht  Unser  ver- 
storbener Ignaz  Auer  pflegte  zu  sagen,  er  würde,  wenn  ihm  einige  Millionen 

Mark  zur  \'erfü<^in^  ständen,  einen  sozialdemokratischen  Lokal  anseiger  grün- 
den; und  dieser  im  Scherz  ausgesprochenen  Drohung  gcg<.n  unsere  offizielle 
Presse  wohnte  mehr  Bedeutung  bei,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen 
mochte.  Auer  wollte  sagen,  dass  sozialdemokratische  Blätter  mit  den  Zeit- 
lauften  rechnen  und  die  Werbemittel  der  unparteiischen  Presse  nicht  vcr- 
schm^en  sollten,  soweit  dies  ohne  Verletzung  sozialdemokratischer  Grund- 
sätze möglich  sei.  Was  sind  denn  dio  guten  Seiten  der  unparteiischen  Presse? 
Im  Grimde  genommen  erschöpfen  sie  sich  in  einer  schnellen  und,  wie  der 
Neid  anerkennen  muss,  durchweg  zuverlässigen  Tatsachenübermittelung. 
Eigentlich  kann  man  sagen,  dass  August  Scherl  dem  deutschen  Publikum 
erst  eine  flotte  Berichterstattung  serviert  und  es  in  dieser  Hinsicht  anmassend 
gemacht  hat.  Die  telegraphischc  oder  telephonische  Wiedergabe  ausgedehnter 
Gerichtsverhandlungen  hat  die  übrige  Presse  von  ihm  akzeptiert;  er  hat  aber 
noch  als  Monopol  nicht  nur  in  den  Hauptstädten,  sondern  an  allen  beträcht- 
lichen Orten  der  Erde  sachkundige  Korrespondenten,  die  Tag  und  Nacht 
anf  dem  Sprunge  stehen;  und  in  Gegenden,  die  es  noch  nicht  zu  Telegraphen- 
Icitungen  gebracht  haben,  entsendet  der  Lokalanseiger  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  Expeditionen,  von  denen  eine  einzige  gewiss  mehr  kostet,  als 
der  Jahresumsatz  manches  sozialdemokratischen  Parteigcschäfts  ausmacht. 
Nun  haben  sozialdemokratische  Blätter  im  Tone  der  Geringschätzung  von 
diesem  Vorzuge  der  Sektrlpresse  gesprochen,  zuweilen  mit  solcher  Schärfe, 
dass  im  Leser  der  Glaube  entstehen  konnte,  die  Gesinnungstüchtigkeit  sei 
alles,  die  Fixig^it  nichts.  Dieser  Glaube  ist  ein  ehrendes  Zeichen  des  Ver- 
trauens für  unsere  Parteipressc,  hat  aber  wahrscheinlich  keine  ewige  Dauer, 
und  man  tut  gut,  sich  auf  eine  andere  Taktik  einzurichten,  wenn  man  ernst- 
haft die  Arbeiter  und  kleinen  Leute  der  unparteiischen  Fresse  abspenstig 
nmchen  wüL  Sie  sind  verwöhnt  scbcm  dadurch,  da»  die  Lakaknueiger  usw. 
zumeist  zweimal  am  Tage  erscheinen,  während  noch  keine  einzige  sozial- 
demokratische Zeitung  es  zu  solcher  bei  bürgerlichen  Blättern  seit  dreissig 
Jahren  selbstverständlichen  Leistung  gebracht  hat.  Werden  die  neuen  Leser 
aber  erst  gewahr,  dass  die  sozialdemokratische  Xachrichtenversorgung  mit 
der  unparteiischen  selbst  dann  keinen  Vergleich  aushält,  wenn  man  ob  der 
Erscheinungsweise  notgedrungen  ein  Auge  zudrückt,  dann  könnte  trotz  aller 
sonstigen  Vorzüge  des  sozialdemokratischen  Blattes  die  Geduld  der  neuen 
Leser  ein  Ende  haben.  Wir  sollten  daher  so  schnell,  ate  angängig,  das 
Brauchbare  annehmen. 

Binnen  wir  in  dieser  Hinsicht  mit  dem,  was  unserm  Herzen  am  nächsten 
liegt,  so  fällt  uns  an  der  unparteiischen  Presse  auf,  dass  sie  nicht  so  sehr 

auf  die  Bedürfnisse  des  Mannes,  als  auf  die  der  Frau  berechnet  ist.  Die 
Politik  spielt  in  ihr  eine  verhältnismässig  nebensächliche  Rolle;  sie  erschöpft 
sich  in  einer  kurzen  Nachrichtenübermittelung  und  in  offiziösen  oder  der 
jeweiligen  Regierung  angenehmen  Verlautbarungen.  Den  breitesten  Raum 
nehmen  hingegen  Sensationsprozesse  ein,  vor  allen  Dingen,  wenn  sexuelle 
Motive  in  ihnen  eine  Rolle  spielen;  desgleichen  erfährt  die  Lokalchronik 
die  umsichtigste  Beackerung.    Selbst  bei  minder  wichtigen  Ereignissen  ver- 
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achmäht  der  Beriiner  Loktimuuiger  die  sonst  von  der  ganzen  Presse  abge- 
druckten Lokalkorrespondensen;  an  deren  Stelle  treten  die  geschickt  zurecht* 
gestutzten  Mitteilungen  der  eigenen  Berichterstatter  des  Blattes.  Dass  der 
Roman  iind  die  Untcrhaltun^jsbcilage  ein2ig  auf  das  Lesebedürfnis  der  Frau  — 
selbstverständlich  der  gedankenlosen  Frau  —  zurechtgeschnitten  ist,  versteht 
sich,  ebenso,  dass  Modeangelegenhcitcn  und  ähnliche  Gegenstände  den  Raum 
einnehmen,  den  man  spart,  indem  man  der  Aufdeckung  v«m  Missständen 
und  überhaupt  der  Behandlung  aller  Fragen,  die  oben  unangenehm  berühren 
konnten,  wie  der  Pest  aus  dem  geht* 

Es  bedarf  keiner  Erörterung,  dsss  ein  sozialdemokratisches  Blatt  solchen 

Spuren  nicht  folgen  kann.  Wie  es  jede  irgendwie  hierfür  geeignete  Tat- 
sache kritisch  behandeln  soll,  kann  es  auch  das  Feuilletnü  nicht  verflachen 
lassen;  und  es  hat  dies,  wie  wohl  ohne  Widerspruch  konstatiert  werden  darf, 
auch  gar  nicht  nötig.  Die  unparteiische  Presse  darf  schon  wegen  des  einzig 
von  ihr  gepflegten  Grundsatzes  der  Grundsatzlosigkeit  nichts  bringen,  was 
den  Mensch«!  zu  idealem  Flug  begeistern  kann;  wenn  aber  bürgerliche 
PaJTteiblätter  wüssten,  wie  leicht  es  ist,  wenigstens  ein  Arbeiterpublikum  an 
ernsthafte  literarische  Kost  zu  gewöhnen,  so  würden  sie  der  sozialdemokratischen 
Presse  in  dieser  Hinsicht  trotz  anfänglicher  Misserfolge  einmal  ernsthaft  Kon- 
kurrenz zu  machen  trachten.  Sache  sozialdemokratischer  Blätter  sollte  es  aber 
sein,  im  Hinblick  auf  die  unparteiische  Konkurrenz  die  Lakaichronik  mdir  zu 
pflc^ien,  als  dies  zumeist  geschieht.  Fs  ist  vorgekommen,  dass  ein  Parteigenosse, 
dem  sein  bürgrerliches  Handwerk  nicht  mehr  behagte,  am  geeigneten  Ort  die 
Bekanntmachung:  crlicss,  er  suche  als  Berichterstatter,  Redaktionsvolontär  oder 
Lokalrcdakteur  eine  Stellung.  Als  ob  die  Berichterstatterci  und  die  Redaktion 
des  lokalen  Teils  eines  Parteiblattes  das  einfachste  Ding  von  der  Welt  wäret 
Ihre  Entschuldigung  findet  diese  Ansicht  ja  in  dem  Brauch  mancher  Partei- 
blätter, einem  Neuling,  der  noch  schwach  in  den  Knochen  ist,  die  Lokalchronik 
als  Arbeitsfeld  zu  überantworten:  hier  mac;'  er  sein  Heil  versuchen,  alldieweil 
an  dieser  Stelle  keine  besonders  grossen  Duninilu  itcn  angerichtet  werden  können. 
Ein  sehr  verhängnisvoller  Irrtum.  Bürgerliche  Blatter  wissen  sehr  wohl,  warimi 
sie  auf  das  Lokalressort  so  grosses  Gewicht  l^;en;  dieses  hält  die  seMnen 
Leserinnen  bei  der  Stange.  Als  Sozialdemokrat  mag  man  diese  Tatsache  be- 
klagen ;  zu  ändern  ist  sie  aber  nicht,  und  wenn  man  der  unparteiischen  Presse 
an  den  Kragen  gehen  will,  so  hat  man  nicht  zum  geringsten  dafür  zu  sorgen, 
dass  der  lokale  Teil  durch  einen  ortskundigen,  geschickten  Mann  gebührende 
Pfl^  filmet.  Im  lokalen  Teil  gilt  es,  ohne  dass  der  Leser  oder  ganz  besonders 
die  Leserin  es  merkt,  die  sozialistische  Schulung  vorzunehmen;  durch  geschickte 
Hinweise,  durch  gemeinverständliche  Plaudereien,  auch  durch  humoristische 
Einwürfe  kann  man  der  Arhcitcrfrau  zeigen,  wie  seicht  ihr  bisheriges  \\n- 
parteiisches  Blatt  war.  und  wie  hoch  die  sozialistische  Gedankenwelt  über  der 
bürgerlichen  steht.  \\  enn  nun  eine  ortskundige  Berichterstattung,  dafür  sorgt, 
dass  auch  in  der  eigentlichen  Lokalchronik  der  Leserin  eines  sozialistisdien 
Blattes  nichts  verloren  geht,  dann  ist  schon  ausserordentlich  viel  gewonnen. 
Dann  hat  der  Arbeiter  zu  Hause  nicht  mehr  die  Klage  XU  hören,  dass  das 
Geld  für  das  sozialdemokratische  Blatt  weggeworfen  sei,  da  doch  eigentlich 
gar  nichts  drin  stehe  ausser  dem,  was  die  Nachbarinnen  schon  ein  oder  zwei 
Tage  vorher  in  ihrem  Blatt  gel^oi  hätten. 
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In  etwas  geringerem  Umfange  vielleicht,  als  im  lokalen  Tdl,  hat  die  sozial- 
demokratische Presse  in  der  Politik  vom  Gegner  zu  lernen.  Da  dies  Gebiet  in 
der  unparteiischen  Zeitung  eigentlich  gar  keine  oder  doch  nur  bclanp^losc  Rolle 
spielt,  so  ist  ein  Vergleich  überhaupt  nicht  statthaft,  und  es  bedarf  nicht  der 
Versicherung,  dass  unsere  Presse  hier  ganz  bedeutend  gediegener  ist,  als  selbst 
ein  gutes  Teil  der  bürgerlichen  Parteiblitter,  von  denen  diejenigen,  die  in 
Deutschland  eine  bedeutende  Rolle  fielen,  an  den  adin  Fingern  herzuzählen 
sind.  Aber  das  leidliche  Bild  des  politischen  Teils  der  sozialdemokratischen 
Presse  hindert  nicht,  dass  wir  der  Aktualität  mehr  Wert,  als  bisher,  beilegen. 
Die  gründliche  Behandlung  eines  für  den  Tag  bedeutsamen  politischen  Er- 
eignisses im  Leitartikel  schliesst  nicht  aus,  dass  es  schon  am  Tage  vorher, 
gleich  bei  seinem  Efaitreten,  in  einer  kürzeren  Bearbeitung  den  Lesern  unter- 
breitet wird;  und  wenn,  was  häufig  vorkommt,  Raummangel  die  zwiefache 
Behandlung  unmöglich  macht,  so  ist  die  kürzere,  dafür  aber  aktuelle  Behand> 
lung  auf  alle  Fälle  vorzuziehen.  Was,  in  Paranthese  bemerkt,  überhaupt  die 
leidige  Ratmifrage  angeht,  so  liegen  die  Dinge  zumeist  so,  dass  unsere  Partei- 
presse dem  Leser  weit  mdhr  bedrucktes  Papier  bietet,  als  er  verschlingen  kann. 
Vor  allem  unsere  grösseren  Blatter.  Um  eine  Nummer  des  Vorwärts  oder  der 
Leipziger  Volkszcitun^  auch  nur  zu  drei  Vierteln  durchlesen  zu  können,  be- 
flnrf  der  Durchschnittsarbeitor  zwei  bis  dri  i  Stunden,  und  die  hat  er  an  Wochen- 
tagen bei  neun-  oder  zehnstündiger  Arbeitsdauer  überhaupt  nicht,  an  Sonntagen 
höchstens  zur  Winterszeit  und  bei  schlechtem  Wetter  übrig.  In  Vcrsammlungs- 
berichten,  gewerkschaftlichen  Aufrufen,  die  eigentlich  in  die  Fachpresse  ge- 
hörten, etc.  führen  viele  Parteiblättcr  einen  oft  unleidlichen  Ballast  mit  sich,  der 
in  den  meisten  Fällen  ohne  Schaden  abzuschütteln  ist,  wenn  man  es  auf  einige 
freundschaftliche  Scharmützel  mit  den  in  Betracht  kommenden  Faktoren  an- 
kommen lässt. 

Kehren  wi^-^ur  Frage  der  Aktualität  zurück,  so  liegt  in  dieser  Hinsicht  bei 
uns  noch  manches  im  argen.  Die  Berichterstatter  unserer  grösseren  Parteiblättcr 
leben  vor  allem  im  Auslande  noch  zuweilen  in  dem  Glauben»  dass  die  Benutzung 
des  Telegraphen  dem  Sünden  fall  gleichkomme:  wobei  nicht  verschwiegen  werden 
soll,  dass  die  Karglichkeit  der  ihnen  zur  Verfugung  stehenden  Mittel  in  ihren 
Augen  auch  bei  wichtigen  Dingen  den  Gang  zum  Tclcgraphenbnrcau  als  I.uxus 
erscheinen  lässt.  Oberflüssig  dünkt  solcher  Gang  manchen  dieser  Korrespon- 
denten auch  deswegen,  weil  sie  gar  nicht  in  Zeitungen  sitzen,  sondern  für  sich 
privatisieren  und  schon  aus  diesem  Grunde  sich  darauf  beschränken  müssen,  die 
aller  Welt  bereits  bekannten  Geschehnisse  mit  Überlegung  und  Gründlichkeit 
zu  belcitartikeln.  Da  die  Postsendungen  dieser  Mitarbeiter  der  eigentlichen 
.\ktualität  entbehren,  bleiben  sie  auch  auf  dem  Redaktionstisch  noch  eine  Weile 
liegen,  um  schliesslich  als  Füllsel  ein  gelegentliches  Unterkommen  zu  finden. 
Unter  diesen  Umstanden  lässt  sich  sagen,  dass  manche  der  ausländischen  Korre- 
spondenten, so  gering  sie  auch  für  ihre  Mühewaltung  honoriert  werden,  im 
Grunde  genommen  doch  das  |är  sie  ausgegebene  Geld  nicht  wert  sind. 

Was  im  Inland  den  meisten  Farteiblättem  aber  an  Berichterstattern  zur  Ver- 
fügung steht,  das  ist  auf  ganz  wenige  Korrespondenzen  beschränkt,  von  denen 
namentlich  eine  von  Berlin  aus  die  Presse  mit  Leitartikeln  und  politischen 
Notizen  versorgt.  Man  schilt  auf  diese  Mcinungsfobrik' :  wie  die  Dinge  zurzeit 
liegen,  allerdmgs  sehr  mit  Unrecht.   Gewiss,  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
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unsere  Parteipresse  eine  stark  ausgedehnte  Uniformität  aufweist»  und  ein  Leit« 
artikel  in  vielleicht  zwanzig  Blättern  wiederkehrt.    Aber  das  ist  keineswegs 

ein  spezifischer  t^-belstand  der  sozialdemokratischen  Presse,  sondern  er  zeis^  sich 
in  der  Mehrzahl  der  bürgerlichen  Blätter  viel  erschreckender.  Nur  die  be- 
deutendsten liberalen  Organe  —  einige  unter  Tausenden  —  bilden  eine  Aus- 
nahme; je  weiter  man  aber  nach  rechts  hinöbei^ri^ft,  je  mdir  findet  man  in 
der  Politik»  wie  im  Feuilleton  eine  öde  Gleichmässis^it ;  und  einzelne,  für 
besonders  saftig  gehaltene  Braten,  wie  die  Verleumdungen  der  Rcichsvcrbands- 
korrespondenz.  werden  unbesehens  in  Hunderten  und  Tausenden  von  Zeitunc^en 
aufgetischt.  Unser  Meinungsfabrikant  ist,  so  wenig  man  in  politischen  und 
taktischen  Fragen  ndt  ihm  einverstanden  sein  mag,  in  seiner  Art  als  Korre- 
spondent den  meisten  Blattern  nötig  wie  das  liebe  Brot,  und  manchem  Partei- 
blatt wird  er  {d)erhaupt  erst  gezeigt  haben,  was  eine  schnelle  und  journalistisch 
geschickte  Berichterstattung-  bedeutet.  Sache  des  Redakteurs  könnte  es 
zwar  sein,  durcli  selbständige  Bearbeitung  des  ihm  aus  Berlin  ziitjclienden 
Materials  seinem  Blatte  ein  originales  Ansehen  zu  geben.  Die  Schuld  dafür, 
dass  dies  sunächst  nicht  geschieht,  ist  nicht  in  Berlin  zu  sudien  und  kann  auch 
dem  Redakteur  nur  zu  einem  geringen  Grade  in  die  Schuhe  geschoben  werden. 
Denn  wenn  wir  zu  der  wetteren  Erörterung  der  Frage,  wie  die  sozialdemo- 
kratische Presse  mit  der  imparteii'^chen  konkurrieren  soll,  zurückkehren,  so  ist 
es  notwendig,  an  das  soeben  Gesagte  anzuknüj>fen  und  auf  die  Stcl!uiiü[  iiin- 
zuweisen,  die  der  Redakteur  im  sozialdemokratischen  Parteileben  einnimmt.  Das 
Mädchen  für  aUes,  das  er  selbst  in  grösseren  Provinzorten  vor  ein  oder  zwei 
Jahrzehnten  notgedrungen  sein  musste,  ist  er  vielfach  auch  heute  noch.  Er  soll 
am  Ort  tuid  etliche  Meilen  in  der  Umgegend  in  Vcrsannnlungen  reden,  er 
unterricluel  im  Bildungsverein,  leitet  die  Parteiorganisation,  ist  Stadtverordneter 
und  hat  auch  vielleicht  in  gewerkschaftlichen  Dingen  verantwortungsvolle  Auf- 
gaben zu  erfällen.  Kurzum,  das  auf  einem  Parteitag  gefallene  Wort  Lieber 
Hausknecht  in  Berlin,  als  Redakteur  in  der  Provinst  hat  auch  heute  noch  wenig 
von  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  eingebüsst.  Die  Frage,  wie  unter  solchen 
Umständen  das  Blatt  redigiert  werden  soll,  ist  früher  sachkundig  durch  die 
Antwort  Mit  der  Schere!  abgetan  worden.  Heute  s[>'-ingt  die  Ikrliner  Ki»rre- 
spondenz  ein,  und  das  ist  immerhin  ein  Fortschritt.  Sie  bietet  dem  gehetzten 
Redakteur  in  den  zwei  oder  drei  Stunden,  die  ihm  am  Vormittag  für  die 
aktuellen  Arbeiten  in  der  Redaktion  zur  Verfügung  stehen,  eine  Behandlung 
der  neuesten  Ereignisse,  und  diese  Hilfe  ist  ihm  von  Wert 

Die  weitere  Frage,  wo  der  Redakteur  die  zu  seiner  Fortbildung  und  zum  ruhigen 
Lesen  erforderliche  Zeit  hernehmen  soll,  harrt  allerdings  nach  wie  vor  der 

Losung,  wenn  man  die  Müsse,  die  ein  zum  Erbarmen  geneigter  Gefängnis- 
dircktor  etwa  dem  Presssünder  gewährt,  nicht  für  ausreichend  halten  will.  Ein 
sehr  wesentlicher  Schritt  wäre  getan,  wenn  eine  bessere  Bezahlung  und  Behand- 
lung der  Redakteure  Platz  greifen  würde.  Von  loo  Parteiredakteuren  hatten 
1904  nur  23  dn  Gdialt  von  3000  Mark  und  darüber.  Zwei  Jahre  vorher 
war  die  Zahl  dieser  Glücklichen  allerdings  noch  ganz  bedeutend  geringer;  es 
wurden  ihrer  unter  78  nur  11  festgestellt.  In  den  V^erhältnissen,  in  denen 
nolcns  Valens  ein  Parteiredakteur  nun  einmal  leben  muss.  sind  aber  auch 
3000  Mark  jährlich  eine  ungenügende  Summe,  wenn  dieser  Redakteur,  was  zu- 
meist der  Fall,  verheiratet  ist  und  für  eine  Anzahl  heranwachsender  Kinder 
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2U  sorgen  hat.   Niemand  wird  auf  die  wahnsinnige  Caprice  verfallen,  etwa 

Ersparnisse  machen  zu  wollen;  aber  auch  für  den  notdürftigen  Lebensunterhalt 
reichen  unter  den  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnissen  250  Mark  im  Monat 
nicht  aus.  Nun  ist  es  ja  ebenso  richtig,  wie  bedauerlich,  dass  das  Einkonunen 
eines  Arbeiters  an  das  eines  Redakteurs  nicht  heranreicht;  wer  aber  mit  einem 
solchen  Einwand  kommen  wollte,  sollte  bedenken,  dass  hiermit  gegen  den 
Redakteur  gar  nichts  bewiesen  worden  ist.  Wenn  der  Berliner  Zinunerer 
80  Pfcnniß^  Stundenlohn  Verlan!::;!,  beispielsweise  einen  Retrag,  den  auch  nicht 
alle  Partei-  und  Gcwerkschattsbeamtcn  verdienen,  dann  lässt  der  Mann  vom 
Bau  sich  nicht  im  gering^sten  durch  den  Hinweis  verblüffen,  dass  ein  Schuh- 
maeher  kaum  50  Pfennig  und  ein  Weber  selbst  in  Berlin  noch  nicht  30  Pfennig 
die  Stunde  erarbeiten  kann.  Der  Redakteur  braucht  sich  im  Streitfal!  gar 
nicht  vor  dem  Hinweis  auf  bürgerliche  Kollegen  zu  genieren,  die  gemeinhin 
für  wcntjj^cr  Arbeit  erheblich  höheren  Lohn  erhalten,  und  deren  Verleger  gleich 
anderen  Unternehmern  auch  nicht  dafür  bekannt  sind,  dass  sie  ihren  Arbeits- 
kräften etwas  schenken. 

W'as  nun  die  Behandlung  des  Redakteurs  betrifft,  so  ist  schon  angedeutet  wor- 
den, dass  die  Parteigenossen  mit  seiner  Arbeitskraft  zu  wenig  Erbarmen  haben. 
Nun  wäre  das  Gedeihen  der  Partei  ja  immerhin  ein  Menschenleben  wert;  aber 
die  Erfahrung  zeigt,  dass  anf  die  Daner  der  Nutzen  solchen  Wirtschaftens 
gering  ist  Der  Redakteur,  der  sich  eine  Reihe  wichtiger  Amter  hat  aufbürden 
lassen,  kann  im  Angeddtt  der  leidigen  Tatsache,  dass  der  Tag  nur  24  Stunden 
hat,  zumeist  keiner  einzigen  der  vielen  Aufgaben  genügen.  Grundsätzlich 
sollte  er  in  seinem  Interesse  und  weit  mehr  noch  in  dem  der  Partei  zum 
ersten,  zum  zweiten  und  zum  dritten  Redakteur  sein;  nur  dann,  wenn  er  ganz 
in  sein  Amt  aufgeht,  kann  er  Liebe  zu  seinem  Blatt  fühlen  und  trotz  sonstiger 
misslichcr  L^mständc  dafür  sorgen,  dass  die  Zeitung  geschickt  und  selbständig  be- 
arbeitet wird,  dass  sie  nach  ctzcas  aussieht.  Zu  (K  r  P>efreiung  von  Nebenarbeit  muss 
allerdings  noch  ein  anderes  hinzutreten,  wenn  tüehtiL,'e  Redaktinnsleistungen  die 
Regel  sein  sollen,  nämlich  ein  passables  V  erhältnis  zu  jenem  Kollegmm,  das  als 
Presskommission  im  Leben  der  2Ieitung  eine  oft  sehr  einschneidende  Rolle  spielt 
Dies  Institut,  das  ursprfhiglich  eine  mehr  geschäftliche  Kontrolltatigkeit  aus- 
übte und  ferner  als  Beschwerdeinstanz  der  Parteigenossen  gedacht  war,  hat 
sich  hier  und  da  zum  Kontrollapparat  für  die  Schreibweise  des  Redakteurs 
herausgebildet.  Es  ist  an  sich  noch  kein  Fehler  und  kann  im  Gegenteil  vom 
Redakteur  nur  dankbar  begrüsst  werden,  wenn  er  von  der  Presskommission 
Anregungen  erhalt  Auch  braucht  er  ob  jeder  in  der  Form  ungeschickten 
Vorhaltung  nicht  gleich  die  Lippe  hängen  ZU  lassen.  Etwas  anderes  ist  es  aber» 
wenn  in  den  Presskommissionen  'las  sogenannte  frische  Blut  sich  betätigen 
will.  Gar  oft  haben  die  Mitglieder  dieser  Konnnission  über  Anj^elegenheiten 
ZU  entscheiden,  deren  Bedeutung  sie  erst  im  Laufe  der  Zeit  ermessen  können. 
Die  Anschaffung  einer  Rotationsmaschine,  die  Änderung  der  Technik  in  der 
Expedition,  sowie  auch  die  redaktionellen  Verhaltnisse  sind  Sachen,  bei  deren 
BeurteUmig  sich  der  Laie  auf  das  Wort  des  Fachmannes  verlassen  mus&  Das 
sehen  zumeist  auch  die  Leute  ein,  die  sich  anfänglich  vorgenommen  haben, 
dem  Auftrag  ihrer  Wähler  gemäss  mit  scharfem  Blick  auf  den  Lauf  der  Ge- 
schäfte Obacht  zu  geben.  Der  scharfe  Blick  hat  dann  zumeist  herausgefunden, 
dass  in  der  Hauptsache  alles  seinen  ordentlichen  Gang  gdit  und  dass  Redakteure 
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wie  technische  Beamte  des  Blattes  keine  Unmenschen  sind.  Gegen  Ende  des 
Wahljahres  i?t  das  Verhältnis  zwischen  Presskommissinn  und  Zeitung  durch- 
aus kordial  geworden,  da  die  Kommission  auch  bei  allmahlicli  erlangter  Ge- 
schäftskunde herausgefunden  hat,  dass  Argwohn  und  Misstrauen  überflüssig 
waren.  Jetzt  entsendet  die  demolcratische  Tugend  der  Parteiversammlting  aber 
neue  Männer  in  die  Presskommission,  und  abermals  wiederholt  sidi  der  selbe 
Vorgang.  Ist  nun  im  Laufe  der  Jahre  das  Misstrauen  der  Parteigenossen  nicht 
zu  besiegen,  bildet  sicli  immer  von  neuem  die  Meinung,  dass  die  Presskommission 
sich  von  der  Redaktion  habe  emseifen  lassen,  dann  kann  es  nur  zu  leicht  ge- 
schehen, dass  ein  Zustand  eintritt,  der  dem  Redakteur  das  Leben  zur  HoUe 
*  macht  Ein  Streiten  um  untergeordnete  Dingt  hebt  an;  Klagen  über  <nicht 
genügend  forsche  Schreibweise,  über  Unterstützung  der  Propagierung  von  An- 
sichten, die  einzelnen  Mitgliedern  der  Kommission  wider  den  Strich  gehen, 
müssen  verhandelt  werden;  kurzum,  dem  Redakteur  wird  allmählich  jede 
Lust  an  einer  über  das  Landläufige  hinausgehenden  Betätigung  für  das  Blatt 
grundlich  verleidet.  Kommt  noch  hinzu,  dass  dies  und  jenes  Mitglied  die  Be- 
fähigunif  in  sich  fühlt,  es  mindestens  eben  so  g\\t  machen  zu  können,  wie  der 
Redakteur,  dann  ist  für  diesen  überhaupt  kcitic  Rettung  mehr.  Mag  sein,  dass 
solche  Unleidlichkeiten  vorläufig  noch  die  Ausnahme  bilden.  Aber  wer  sie  hat 
durchmachen  müssen,  denkt  mit  Grauen  an  die  Schäden,  die  sie  für  das  Blatt 
im  Gefolge  hatten. 

Dass  derartige  und  andere  Rückständigkeiten  modernen  Auffassungen  weichen 
müssen,  ist  selbstverständlich.  Das  Problem  der  Modernisierung  unserer  Päirtei- 
presse  beschäftigt  uns  offiziell  und  inoffiziell ;  und  in  der  Erkenntnis,  dass  eine 
Tat  getan  werden  mns^,  hat  die  vom  Parteivorstand  im  März  dieses  Jahres 
einberufene  Redaktcurkonferenz  ein  Pressbureau  vorgesehen,  das  als  Zentral- 
stelle die  Presse  mit  Tatsachenmaterial  und  Informationen  versorgen  soll.  Im 
Laufe  des  M<»iats*Juli  ist  in  einigen  Partdblättem  ein  eriiebUdier  Streit  über 
die  Frage  entbrannt,  ob  das  Bureau  eine  bureaukratische  Einrichtung  sein  oder 
ein  Organ  der  Sdb^verwaltung  der  Parteipresse  darstellen  solle.  Bisherige 
Erfahrungen  sprechen  nicht  dafür,  dass  ein  solches  Bureau  vor  lauter  Bc- 
schnüffelung  durch  den  Parteivorstand  nicht  die  Hände  rühren  können  würde. 
Ein  nichtbureaukratisches  Wirken  des  Instituts  ergibt  sich  von  selbst,  da 
Neuigkeiten  zumeist  aufhören,  Neuigkeiten  zu  sein,  wenn  man  wegen  der  Form, 
in  der  sie  der  Presse  mitgeteilt  werden  sollen,  erst  eine  besondere  verantwort- 
liche Instanz  zu  Plenarsitzungen  zusammenbitten  müsstc.  Die  Frage  des  Press- 
bureaus ist  meines  Erachtens  weit  weniger  eme  bV.ige  der  Form,  als  eine 
Personen  frage.  Gelingt  es,  in  dies  Bureau  Journalisten  hineinzubringen,  die 
ihren  Beruf  begriffen  haben,  die  Wesentliches  von  Unwesentlichem  zu  unter- 
scheiden und  das  Wesentliche  schnell  in  passender  Form  der  Presse  zu  unter- 
breiten wissen,  dann  ist  alles  gewonnen,  wogegen  andrerseits  auch  ein  noch  so 
geistvoll  entworfenes  Arbeitsschema  dem  Bureau  keine  Bedeutung  verschaffen 
könnte. 

Aus  diesem  Grunde  kann  man  sich  auch  im  grossen  ganzen  mit  dem  vom 
Parteivorstand  im  Vorwärts  vom  15.  August  veröffentlichten  Entwurf  über 
die  OrganisatiiMi  des  Nachrichtenbureaus  einverstanden  erklären.  Zu  wünschen 
wäre,  dass  die  von  der  Presse  aufzubringenden  Unterhaltungskosten  von  vorn- 
herein hoch  genug  bemessen  würden,  um  allen  Blättern  die  Vorteile  eines 
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moderniuerteii  Nachriehtendiciutes  zugänglich  zu  machen.  Sollen,  wie  der 
Partetvorstand  vorschlägt,  Telephon-  und  Tdegraphengebfihren  in  jedem  Einzd- 
fall vom  Empfänger  getragen  werden,  so  ist  anzunehmen,  dass  nur  die  grösseren 

Blätter,  die  dessen  relativ  am  wenigsten  bedürfen,  in  den  Besitz  von  Draht- 
nachrichten kommen,  wohingegen  die  kleineren  Blätter  die  Aschenbrödel  bleiben. 
Dass  die  5  Mitglieder  des  vorgesehenen  Beirats  durch  die  Presse  selbst  ge- 
wählt werden  sollen,  ist  wohl  selbstverständlich,  wenn  der  Vorstand  dies  in 

seinem  Entwurf  auch  nicht  sagt.  Eine  Art  geographischer  Abgrenzung  der 
Wahlbezirke,  über  die  sich  gewiss  eine  Einigtmg  erzielen  lässt,  hätte  dafür 
zu  sorgen,  dass  der  Norden,  wie  der  Süden  Deutschlands  im  Beirat  zur  Geltung 
kämen,  und  die  Gefahr  einer  Zentralisierung  und  Majorisierung  vermieden 
würdet 

Ist  der  lokale  und  interlokale  Nachrichtendienst  der  Parteipresse  nach  modernen 

Grundsätzen  geordnet,  und  hat  man  sich  die  Technik  der  unparteiischen  Presse 
mit  Geschick  angeeignet,  dann  ist  auch  die  Eroberung  ihrer  Leserschaft  leichter, 
als  bisher.  Freilich  kosten  die  zu  diesem  Zweck  crforderhchen  Änderungen 
ein  gutes  Stück  Geld,  das  für  den  Anfang  schwer  aufzutreiben  sein  wird. 
Aber  auch  hier  lassen  steh  vidkicfat  Qndlen  öffnen.  Das  Inseratenwesen 
der  Partdpresse,  das  bisher  nur  wenig  Pflege  gefunden  hat,  lässt  sich  weit 
profitabler  gestalten.  Man  braucht  keine  Schmutz-  und  Schwindelanzdgen  auf- 
zunehmen; doch  ist  es  anderseits  auch  niclit  nötig,  den  Inserenten  gewisscr- 
niassen  als  einen  Feird  des  Blattes  zu  betrachten.  Bis  vor  gar  nicht  langer 
Zeit  nahm  ein  sehr  bedeutendes  Parteiblatt  keine  Anzeigen  von  Kreditgeschäften 
au^  ebenso  kdne  Prospekte  von  Aktiengesellschaften.  Was  mit  dieser  Abstinenz 
bezweckt  werden  sollte,  bleibt  rätselhaft.  Wer  mit  zu  wenig  Bargeld  einen 
Anzug  haben  will  und  mit  zu  viel  Bargeld  eine  Aktie,  weiss  den  Weg  zum 
Ziel  unbekümmert  darum  zu  finden,  ob  das  Parteiorgan  Vorsehung  spielt.  Frei- 
lich gehört  zur  gründlichen  Bcackcrung  der  Inscratenplantage  ein  tüchtiger  Ge- 
schäftsmann, und  der  will  auch  an  einem  sozialdemdcratisdien  Blatt  Geld  ver> 
dieneo.  Verkehrt  wäre  es,  wollte  man  dem  Akquisiteur,  der  sein  Fach  verstdit, 
dadurch  die  Arbeit  verleiden,  dass  man  ihm  seine  erhebliche  Provision  ah 
bourgeoiscs  Einkommen  missgönnt.  Wer  das  Ziel  einer  möglichst  grossen 
Ausbreitung  der  Parteipresse  will,  muss  auch  die  Wege  wollen  und  darf  nicht 
jammern,  wenn  der  Kies  die  Sohlen  drückt.  Per  aspera  ad  astra  hdsst  es  ja 
wohl.  Der  Fonds  an  Idealismus  bei  den  Redakteuren  der  sozialdemokratisdien 
Presse  ist  so  gross,  dass  ein  derber  Schuss  gesunder  Realpolitik  ihnen  und 
ihrem  Blatt  wahrlich  nicht  schaden  kann. 
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IR  kommen  nachgerade  in  ein  Zeitalter,  in  dem  wir  von  sexuellen 
Dingen  nichts  mehr  hören  mögen.   Schon  das  blosse  Prädikat  er- 

I  weckt  dn  Gefühl  von  Unbehagen,  und  jeder  andere  Gegenstand 
gibt  uns  eine  willkommene  Ablenkung  ans  einem  Diskussions- 
I gebiet,  das  in  den  letzten  Jahren  von  berufenen  und  unberufenen 
Füssen  glatt  und  kahl  und  staubig  getreten  worden  ist.  Nicht  Puritanismus 
und  noch  weniger  Tempcramentlosigkeit  sind  die  Gründe  für  diese  Abneigung. 
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sondern  die  Scheu,  die  jeder  anständige  Mensch  empfindet,  von  dem  zu  reden, 
was  ihn  am  tiefsten  bewegt.  Und  hier  ist  so  sehr  viel  5:crcdet  worden,  und 
wenn  es  im  Anfang  nötig  schien,  den  konvciuiontllcn  Bann  des  Schweigens  zu 
lösen  und  im  Interesse  einer  reinlichen  Sachlichkeit  und  einer  befreienden 
Natürlichkeit  das  Kind  beim  wahren  Namen  zu  nennen,  so  ist  inzwischen  v<ni 
diesem  neu  erworbenen  Recht  so  zügelloser  Gebrattdi  gemacht  worden,  dass 
man  vor  den  Geistern  erschrickt,  die  man  rief.  Um  eine  kleine  Gruppe  von 
Nüchternen  und  Vernünftigen  ist  eine  grosse  Armee  von  solchen,  die  weder 
das  eine,  noch  das  andere  sind,  die  ohne  Reserve  und  vielfach  ohne  Sach- 
kenntnis die  Trommel  rühren,  wo  der  Verständige  zögernd  und  mit  gedämpfter 
Stimme  spricht.  And  fools  rush  iu  wkere  angels  fear  to  tread.  Dieses  Redner- 
lager liesse  sich  der  Cbersicht  halber  in  zwei  Gruppen  einteilen:  in  die  hyste- 
risch-pornographischen Elemente  auf  der  einen  und  in  die  altjuncrfi^rh'chen 
auf  der  anderen  Seite.  \'on  beiden  Enden  ertönt  ein  Gewirr  von  Stimmen,  aus 
dem  keine  zur  Klarheit  durchdringt,  und  ein  Gemurmel,  das  das  Wesen  der  Sache 
in  Kauderwelsch  zu  ersticken  droht 

Am  wenigsten  zu  furchten  sind  die  Vorlauten,  die  Schamlosen  und  die 
Perversen.  Das  sind  Erscheinungen,  die  den  Keim  der  Vernichtung  in  sich 
tragen.  Das  sind  die  Aggressiven,  die  Maniakalischen,  die  am  eigenen  Übcr- 
mass  erlahmen.  Mit  .solchen  ist  die  Xatnr  von  jeher  am  leichtesti  n  fertiicf  ge- 
worden. Wenn  sie  auch  gerade  wegen  ihrer  Abnormität  und  L'iiijesundhcit 
die  Aufmerksamkeit  stärker  auf  sich  ziehen,  so  sind  sie  doch  eine  kleine  Zahl 
im  Verhältnis  zu  der  überwältigenden  Mehrheit,  die  normal  fühlt  und  handelt. 
Weit  schlimmer  sind  die  depressiven  Einflüsse  der  altjüngferlichen  Observanz. 
Zurückli.'.lten  ist  stets  leichter,  als  anspornen.  Und  das  ist  die  Aufgabe  der 
Farblosen  beiderlei  (jescblechts.  die  sich  nur  mit  sexuellen  Dingen  befassen, 
um  sie  zu  verdammen,  und  Sittlichkeit  mit  Zölibat  identifizieren.  Die  Heer- 
scharen dieser  Fanatiker  der  Unnatur  sind  attssermdenttich  zahlreich,  wir 
fangen  erst  an,  das  einzusehen,  seit  sie  sich  in  der  Offendtchkeit  an  Vereinen 
und  Kongressen  beteiligen.  Aber  weit  grösser  und  gefährlicher  ist  die  Macht 
der  stillen  Vertreter  dieser  Richtung,  die  unter  dem  historischen  Schutz  der 
Sitte  ungestört  und  verderbenbringend  schalten  und  walten,  die  die  Familie, 
die  Schule,  das  Kloster,  das  Krankenhaus,  die  öffentlichen  Amter,  soweit  sie 
Frauen  beschäftigen,  zu  Herden  der  Askese  ausbilden  und  das  Volksgewissen 
gegen  das  zwdtgrösste  Gebot  der  Natur  abstumpfen  und  korrumpieren. 

Wohl  wenige  unter  uns  geben  sich  Rechenschaft  darüber,  mit  welchem  Ge- 
wicht diese  Unterdrückung  auf  uns  lastet,  wie  gross  die  Zahl  der  direkt  und 
indirekt  Betroffenen,  wie  tiefgreifend  die  I'olgen  für  das  Leben  der  einzelnen 
und  der  Gesamtheit  sind.  Daraus  erklärt  und  entschuldigt  sich  das  Aufbe> 
gehren  der  Unterdruckten,  die  jetzt  aus  einem  langen  Schlaf  erwaäien.  In 
der  Form  oft  nichts  weniger  als  glücklich,  sind  sie  sachlich  in  ihrem  guten 
Recht.  Im  Unrecht  sind  nur  die  Unterdrücker,  die  in  massloser  Sdbstüber- 
hebung  sicli  vermessen,  die  Xatur  umzumodeln  und  ^u  verstümmeln,  aus  Igno- 
ranz, aus  Kleinmut,  aus  Gewobnheit,  aus  Ej;nisimis,  aus  .Sta.itsr.isan. 

Die  Unterdrückten  sind  fast  ausschliesslich  Madchen,  bei  denen  das  Geschlecht 
von  der  Wiege  an  als  etwas  Unreines,  Unwürdiges,  Lästiges,  Oberflüssiges,  Be- 
kämpfenswertes behandelt  wird.  Sie  werden  künstlich  abgezogen  von  aJlem, 
was  mit  dem  Geschlecht  zusammenhängt ;  Auge,  Herz  und  Sinn  werden  neutral 
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oder  geschlechtsfeindlich  entwickelt.  Sie  werden  systematisch  vorbereitet  für 
das  Leben,  das  ihnen  durch  die  soziale  Lage  auferlegt  werden  wird:  ein 
Leben  ohne  den  Mann.  »Wir  werden  erzogen«,  sagte  mir  neulich  eine 
unglttddiche  junge  Frati,  »um  nicht  verheiratet  zu  sein.«  Sie  werden  belehrt, 
dass  für  sie  nur  in  geordneten  äusseren  Verhältnissen  von  Liebe  die  Rede  sein 
darf,  und  dass  diese  geordneten  äusseren  Verhältnisse  sehr  viel  wichtiger  sind, 
als  die  Liebe.  Eine  Ehe  ohne  Liebe,  sobald  sie  eine  \'ersorj^ung  bietet,  ist 
anständig,  Liebe  ohne  Elie  ist  Schande.  So  werden  sie  ausgebildet  für  ihren 
zukünftigen  Beruf  als  Stützen  der  Eltern,  Dienstboten,  Lehrerinnen,  Kloster- 
frauen, Telephonistinnen,  Postbeamtinnen  und  Ehefrauen.  Aisa, 
ohne  den  Mann;  auch  für  die  Ehefrau  erschreckend  häufig  ein  Leben,  in  dem 
der  Mann  eine  Nebenrolle  oder  nuch  gar  keine  Rolle  spielt.  Darum  ist  es 
auch  unmöglich,  die  Zahl  der  Opfer,  die  dieses  Unterdrückungssystem  fordert, 
statistisch  zu  berechnen.  Vielleicht  ist  nur  der  Frauenarzt  im  stände,  zu  be- 
urteilen, wie  viele  Frauen  ohne  jedes  natürliche  Gefühl  neben  dem  Manne 
leben  und  ihm  Kinder  gebären,  oder  in  wie  vielen  Ehen  der  Zweck  der  Ehe  schon 
nach  wenigen  Jahren  ausgeschaltet  wird,  nicht,  weil  die  Frau  krank  oder  mit 
dem  Mann  verfeindet  ist,  sondern  weil  sie  sich  nie  als  Weib  gefühlt  hat  und 
CS  nicht  mehr  über  sich  gewinnt,  dem  Mann  zu  Gefallen  zu  sein.  Von  manchen 
Frauenärzten  wird  die  Anzahl  der  empfindungslosen  Frauen  auf  75  %  an- 
geschlagen. 

Verweilen  wir  einen  Augenblick  bei  dem  Bild,  das  uns  diese  Frauen  bieten. 
Für  die  Verheirateten:  welche  Ode,  welche  Last,  welche  UnverträglichlMit 
gegenüber  den  Charakterschwächen  des  Mannes,  welche  Untauglichkeit  gegen- 
über den  Schikanen  und  Schlägen  des  Schick.sals!  Und  welche  Unsumme  von 
Leid  aller  Art  für  den  Mann,  der  die  Geliebte  nicht  findet,  die  er  suchte,  und 
darum  auch  nicht  die  Gefährtin,  die  er  sich  geträumt!  Und  die  Ledigen? 
Das  ist  eine  Frage,  die  wir  alle  lieber  unerortert  lassen,  weil  vdr  sie  nicht 
bespredien  können,  ohne  weh  zu  tun,  und  kaum,  ohne  ungerecht  zu  sein.  Wir 
kennen  so  viele  unter  diesen  Unverheirateten,  die  wir  lieben  und  bewundern, 
die  uns  an  Klugheit,  an  Wissen,  an  Güte  weit  überragen,  die  heiter,  mutig 
und  selbstlos  durch  das  Leben  gclien,  die  zum  Teil  einen  tiefen  Liebesschmerz, 
eine  unbefriedigte  Sehnsucht  vor  der  Welt  verbergen,  zum  Teil  nie  gewünscht 
haben,  etwas  anderes  zu  sein,  als  sie  sind,  manche,  die  an  Posten  stehen,  die 
andere  schwer  besetzen  könnten:  wer  kennt  sie  nicht,  diese  prächtigen  Frauen 
unter  den  Unverheirateten!  Und  doch  muss  es  ausgesprochen  werden,  muss 
klar  erkannt  werden  —  im  Interesse  dieser  Frauen  und  im  Interesse  aller,  die 
ihnen  anvertraut  sind  — :  sie  sind  unfertig  und  unvollkommen,  und  ihre  Arbeit 
ist  es  ebenso.  Nur  wer  das  ganze  Leben  kennt,  kann  andere  ganz  begreifen, 
und  die  beste  Arbeit  wird  stets  nur  von  denjenigen  geleistet  werden,  die  selbst 
im  Gleichgewicht  des  Empfindens  und  des  Geniessens  stehen.  Integer  vitae 
gilt  von  den  Geschlechtslosen  nicht.  \'or  allem  w.  i-c  ich  hin  auf  die  Lehrerin 
und  die  Krankenpflegerin.  Gewiss  können  Unverheiratete  in  beiden  Fächern 
tätig  sein.  Aber  die  beste,  die  schwierigste,  die  vollkommenste  Arbeit  sowohl 
im  Lehr-,  wie  im  Püegefach  ist  Sache  ehies  ganzen  Menschen.  Es  liegt  eine 
schwere  Unsittlichkeit  und  zugleich  eine  kindische  Unbeholfenheit  in  dem 
Ausschluss  der  verheirateten  Lehrerinnen  von  der  Schule;  die  Chergabe  der 
Krankenpflege  an  Frauen,  die  nicht  nur  unverheiratet  sind,  sondern  durch 
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OrdensrcjCfeln  auch  noch  in  ihrer  Kranken fürsnrc;e  1>csondere  Beschränkunp^en 
zti  beobachten  haben,  ist  eine  schwere  g'esundhcitlichc  Schädi^ning  der  Kranken. 
Diese  Probleme  wird  der  Sozialismus,  und  nur  der  Sozialismus,  spielend  lösen. 
Aber  selbst  die  heutige  Gesellschaft  konnte  za  ihrem  eigenen  Nutzen  vieles 
anbahnen.  Das  öffentliche  Gewissen  regt  sich  bereits.  Die  Schwierigkeiten, 
die  sich  einer  Neuregelung  entgegenstellen,  sind  keineswegs  unüberwindlich. 
Es  sind  lediglich  Organisationsfragen,  die  nur  Einsicht  und  guten  Willen  er- 
fordern. Und  wenn  die  Zeichen  nicht  sehr  trügen,  werden  die  Frauen  selbst 
es  an  der  nötigen  Mithilfe  nicht  fehlen  lassen. 

Wer  sich  bisher  mit  Sittlichkeit  und  Erziehung  zur  .Sittlichkeit  befasste,  hat 
meist  nichts  anderes  darunter  verstanden,  als  die  Verhütung  der  Onanie  und 
des  unehelichen  Geschlechtsverkehrs.  Wie  dem  Knaben  der  nötige  Grad  von 
Enthaltsamkeit  beizubringen  sei,  das  ist  der  fast  ausschliessliche  Inhalt  aller 
bisherigen  sexuellen  Pädagogik.  Diese  Frage  wird  zuerst  und  vor  allem  im 
Interesse  der  Moral  und  in  zweiter  Linie  auch  im  Interesse  der  Gesundheit 
gestellt.  Wenn  auch  diese  Bcliandlung  der  zweitgrösstcn  Lebensfrage  etwas 
unendlich  Plumpes  und  Beschränktes  an  sich  hat,  so  soll  durchaus  nicht  ge- 
leugnet werden,  dass  die  Enthaltsamkeit  zur  rechten  Zeit  sdir  wohl  einen  inte- 
grierenden Bestandteil  der  Geschlechtspflege  bildet  Doch  ist  sie,  im  Ver- 
gleich zu  dem  ungeheuren  Schaden  der  Geschlechtsunterdrückung,  vor  allem 
beim  Weib,  zum  Teil  aber  auch  beim  Mann,  von  so  geringer  Bedeutung.  <lass 
sie  füglich  erst  an  zweiter  Stelle  besprochen  zu  werden  verdient.  Nicht  die 
Enthaltsamkeit  braucht  heutzutage  so  sehr  betont  zu  werden,  als  vielmehr  die 
Entwickelung,  die  Pflege,  'die  Kräftigung  des  Geschlechtes.  Und  besonders 
beim  Weib.  Denn  darin  licet  nicht  nur  die  sexuelle  Befreiung  des  Weibes, 
sondern  zncrleich  auch  die  EindämmnntT  des  männlichen  übcrmasses,  sofern 
dieses  wirklich  vorhanden  ist.  Denn  auch  darüber  herrschen  sehr  übertriebene 
X'orstelhmgen.  Ich  möchte  behaupten,  dass  dieses  viel  besprochene  Übermass 
die  Ausnahme  ist.  Das,  was  übermass  genannt  wird,  ist  meist  nichts  anderes, 
als  der  voreheliche  Verkehr  der  jungen  Männer,  und  das  ist  eine  Begriffs- 
verwechslung,  die  nicht  zur  Klänmg  der  Gedanken  beiträgt.  Denn  hier  liecft 
meist  durchaus  kein  fbermass  im  gesundheitlicllen  Sinn  vor,  sondern  es  wird 
dazu  lediglich  durch  unsere  \'orurleile  gestempelt.  Die  gesundheitlichen 
Schaden,  die  sich  daraus  ergeben,  sind  durch  äussere  Umstände  bedingt 
(Krankheit,  Alkohol,  durchwachte  Nächte,  Gemütsbewegungen)  und  gehören 
keineswegs  zum  Wesen  der  Sache.  \'^iele  dieser  äusseren  Umstände  würden 
wegfallen.  v.eiiTi  dir  rrn^itittiicrtr  durch  die  Geliebte  verdrängt  wärt*.  Achtung 
vor  dem  Geschlecht  bedeutet  Auswahl  in  seiner  Betätigimg.  Entwickelung  be- 
deutet Differenzierung.  Nichts  könnte  erzieherischer  auf  den  Mann  wirken, 
als  das  geschlechtliche  Erwachen  der  Frau.  Dieses  Erwachen  gdit  dbne 
unser  Zutun  von  statten.  Die  Natur  und  die  Zeiten  arbeiten  sich  in  die  Hände. 
Eva  greift  nach  dem  Apfel,  und  die  Schlange  behält  recht;  sie  stirbt  nicht 
daran,  sondern  wird  wie  'lott.  zu  wissen  Gutes  und  Böses.  Aber  gerade  darum 
fragen  alle,  die  das  Leben  ernst  zu  führen  bemüht  sind:  Wie  ist  da  zu  helfen, 
dass  möglichst  viel  Gutes  und  möglichst  wenig  Böses  herauskouuut  W  ie 
können  wir  unsere  Kinder  und  vor  allem  unsere  Töchter  ausrüsten  für  die 
neuen  Bahnen,  die  sie  zu  wandeln  haben?  Welche  Aufgabe  fällt  ims  als  Er- 
ziehern zu  in  der  neuen  Schule  der  Liebe? 
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Zunächst  sehen  wir  uns  an  und  schweifen,  denn  das  Wissen  macht  bescheiden. 
Wer  selbst  ijclcbt  und  beobachtet  hat,  zögert,  einem  andern  zu  raten,  und  s«i 
es  auch  nur  einem  Kinde.  Denn  das  Gctühl  ist  ein  kretisches  Labyrinth,  in  dem 
niemand  sidi  surecbt  findet,  dem  nicht  die  eigene  Geliebte  den  Fadenlenäuel 
in  die  Hand  gibt.  Der  Wege  darin  sind  viele,  aber  jeder  geht  seinen  eigenen, 
und  es  wird  sich  meist  zeigen,  dass  der  erfahrene  Freund  nicht  führen,  sondern 
höchstens  beirren  kann.  Dennoch  pfibt  es  nesct7c.  die  im  allgemeinen  für 
uns  alle  gelten,  tlie  szceet,  common  things,  die  bei  allen  den  selben  Akkord  aus- 
lösen, Regeln  der  Selbstachtung  und  Klugheit,  die  für  alle  da  sind,  und  schliess- 
lich anch  Naturwissenschaften,  die  keinen  Unterschied  der  Personen  kennen. 
In  diesem  Sinn,  ohne  jede  Schematisiemng  tmd  Dogmatisierung  und  Selbst- 
herrlichkeit, aber  mit  viel  Zurückhaltung  und  SclbstTni<straucn,  dürfen  wir  es 
wagen,  an  die  Besprechung  einer  sexuellen  Pädagogik  heranzutreten.  Für 
Eltern,  welche  denken  und  ihre  Kinder  lieben,  werden  auch  hier  sehr  viele  ver- 
schiedene Wege  nach  Rom  führen.  Der  W^  des  einzelnen  ist  nnr  so  viel  wert, 
als  seine  Erfahrungen  und  seine  Erfolge  wert  sind.  Er  mag  sie  zur  Gesamt- 
crfehrung  beisteuern,  und  andere  werden  darüber  befinden.  Wenn  ich  auch 
meine  Krfahrungen  als  Arzt  hier  mitteile,  so  tue  ich  es  in  aller  Bescheidenheit, 
ohne  voraussehen  zu  können,  ob  sie  jemandem  nützen  werden.  Das  einzige, 
was  ich  zu  ihren  Gunsten  sagen  kann,  ist,  dass  sie  erlebt  sind. 

Die  erste  Grundlage  emcr  sexuellen  Pädagogik  ist  die  Elternpflege.  Die 
Eltern  mOssen  8^»t  gesund  sein  und  den  Kindern  —  keine  Ein-Kind-Ehe  I 
—  Gesundheit  vererbt  haben.  Womöglidi  müssen  die  Eltern  zu  zweit  seint, 
Kinder  ohne  Vater  oder  Mutter  entbehren  sehr  viel  an  Pflege,  Ordnung,  Dis- 
ziplin, Anregung,  Heiterkeit.  Die  Eltern  müssen  auch  von  den  Regeln  der 
Hygiene  das  Nötige  verstehen.  Sie  nuisseii  die  Kinder  ernähren,  sie  genügend 
an  die  Luft  und  rechtzeitig  ins  Bett  schicken,  in  diesen  drei  Punkten  wird 
unendlich  viel  gesündigt.  Man  redet  von  reizloser  Kost  und  versteht  darunter 
wenig  Fleisch,  weil  Fleisch  angeblich  nervös  macht.  Das  Gegenteil  ist  wahr. 
Kinder  brauchen  relativ  viel  mehr  Ei  weiss,  als  Erwachsene,  w'cil  sie  viel  mehr 
Körpersuhstaiiz  aufzubauen  haben.  Unterernährung  macht  nt-rvös,  und  die 
meisten  Kinder,  auch  in  reichen  Familien,  sind  unterernährt.  Sie  brauchen 
reichlich  Fleisdi  und  Fleischwaren,  nebst  Eiern,  Milch,  Käse,  Butter,  Zucker, 
Brot  und  selbstverständlich  Gemüse  und  Obst.  Die  Reizmittel,  die  ihnen 
schaden,  sind  Alkohol,  Tee  und  Kaffee.  Kinder  brauchen  ferner  .sehr  viel 
Aufenthalt  im  Freien  und  so  viel  I'.cwegung,  speziell  (iehen,  als  ihrem  .Mter 
und  Training  entspricht.  Niemals  dürfen  sie  wegen  Regen,  W  ind  oder  Kälte 
zu  Haus  bleiben.  Ausgenommen  ganz  kleine  Kinder  bei  strenjjcm  Frost.  Und 
drittens  brauchen  Kinder  sehr  viel  Schlaf  imd  bekommen  selten  genug.  Bis 
zum  6.  Jahre  gehören  sie  um  6  Uhr  ins  Bett ;  von  da  an  alle  2  Jahre  eine  halbe 
Stunde  später.  Dabei  i-^t  vorausgesetzt,  dass  sie  um  6  Uhr  aufstehen  und  bis 
zum  4.  Jahre  auch  nachmittags  schlafen. 

Um  diese  kräftige  Ernährung  und  geregelte  T.ehm'^weisc  durchzuführen, 
müssen  die  Eltern  Mittel  und  Zeit  zur  Verfügung  haben;  denn  die  Eltern 
müssen  selbst  für  ihre  Kinder  sorgen  und  sie  keinen  Mietspersonen  anver- 
trauen. Eine  der  grossten  UnsittUchkeiten  unserer  Zeit  ist  die  gedungene 
Kinderfrau.  Wenn  es  auch  hier  und  da  eine  zuverlässige  gibt,  so  wird  sie 
doch  die  Mutter  nie  ersetzen  können,  und  im  allgemeinen  leidet  die  Entwicke- 
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unter  der  ebenfalls  allmählichen  Entwickelung^  aller  Organe,  die  das  völHg  pfcreifte 
Individuum  konnzeiclincn.  Die  physiologischen  Begleiterscheinungen  gehen 
den  selben  langsamen  Gang.  Dass  es  dabei  zu  'Überraschungen,  Versuchen, 
Attsbrüchen  kommt,  ist  doch  ganz  sdbstverständlich.  Sie  sind  natürlich  und 
nicht  kranldiaft.  Krankhaft  ist  nur  das  Übermass»  das  Aufg<dien  im  Unferti- 
gen, das  Sichhineinleben  in  Handlungen  und  Vorstellungen,  die  den  Ziden 
der  Natur  entgegen  sind. 

Ich  glaube,  wir  dürfen  die  Selbsthilfe  in  drei  Arten  einteilen:  die  physiolo- 
gische, die  abstinente  und  die  nervenkranke.  Die  erste,  durch  die  £nt Wickelung 
bedingte,  ist  eine  normale  und  Torübergehende  Erschemung  der  gesunden 
Jugend  und  hinterlässt  keinerlei  Konsequenzen.  Die  zweite  ist  eine  durdi 
Enthaltsamkeit  verschuldete  Verirrung  in  einem  Alter,  in  dem  die  Natur 
schon  anders  bestimmt  hat,  die  Folge  von  künstlichen,  gesellschaftlichen  Hin- 
dernissen. Die  dritte  ist  eins  unter  vielen  anderen  Symptomen  eines  ge- 
schwächten oder  degenerierten  Nervensystems.  Die  erste  Art  kann  leicht  in 
die  zweite  übergehen,  die  dritte  ist  eine  Sache  Iflr  sich.  Nicht  die  Verirrung^ 
ist  schuld  an.  der  Nervenschwäche,  s<»idem  umgekehrt,  obgleich  die  Nerven- 
schwäche durch  die  Verimmg  auch  wiederum  verschlimmert  werden  kann. 
Wohl  gibt  es  aber  Grenzfälle,  die  je  nach  den  äusseren  Verhältnissen  geheilt 
werden  oder  hoffnungslos  ausarten  können.  Nach  dieser  Einteilung  werden 
wir  die  Fälle  behandeln  müssen.  Unter  allen  Umständen  werden  wir  zu  ver- 
hindern suchen,  dass  eine  physiologische  Erfahrung  zu  einem  nervenschädigen> 
den  übermass  oder  zu  einer  dauernden  Gewohnheit  wird.  Ebensowenig  aber 
werden  wir  bei  diesen  vorläufig  ganz  unschuldigen  Dingen  mit  dem  schweren 
Geschütz  der  späteren  Geisteskrankheit,  Impotenz,  Perversität  und  Kinder- 
entartung oder  gar  mit  dem  Zorn  Gottes  anrücken,  wodurch  vielen  gesunden 
Knaben  das  Leben  so  frevelhaft  vei^ftet  worden  ist  Wir  werden  vemünfttg 
und  ruhig  mit  ihnen  über  die  wirkliche  Bedeutung  der  Erscheinung  sprechen 
und  in  sehr  vielen  Fällen  für  unsere  Bemühung  den  Lohn  ernten.  Denn  es 
steht  wohl  fest,  dass,  je  weiter  der  Mensch  der  Stufe  des  Tieres  und  des 
Wilden  entrückt  ist,  er  desto  weniger  unter  der  unmittelbaren  Herrschaft  seiner 
Triebe  steht.  Das  heisst,  er  hat  mit  mehr  Faktoren,  als  denen  der  Gegenwart, 
rechnen  gelernt,  hat  für  mehr  Interessen  Raum  im  Geist  und  ist  mehr  Emp* 
findungen  fähig,  als  der  primitiven  des  Hungers  und  der  Liebe.  Auch  in 
diesen  hat  er  mehr  Nuancen,  als  der  Wilde  Er  differenziert,  er  kann  wählen 
und  warten,  den  augenblicklichen  tienuss  wegen  des  späteren  verschieben.  Und 
was  von  der  Ka.ssc  gilt,  gilt  auch  vom  Individuum.  Es  ist  also  keine  leere 
Phantasie,  zu  glauben,  dass  man  mit  geistigen  Waffen  die  vorzeitigen  Mah- 
nungen des  Geschlechts  in  Schranken  halten  kann.  Die  Behandlung  der  zwei- 
ten Art  gdiört  zur  sozialen  Frage,  die  der  dritten  in  die  Heilkunde,  Verer- 
bungslehre, und  zum  grossen  Teil  ebenfalls  in  die  Soziologie. 

Ich  glaube,  nicht  zu  weit  zu  gehen  mit  der  Behauptung,  dass  wir  mit  der 
Beschaffung  eines  gesunden  und  freudigen  Lebensinhalts  sehr  viel  gegen  dieses 
Obel  vermögen.  Eine  Beschäftigung,  die  den  Geist  in  Anspruch  nimmt,  die 
zum  Nachdenken  und  Handdn  anreizt,  die  auf  neue  W^  leitet  und  neue 
Aussichten  eröffnet,  die  im  Augenblick  erfreut  und  für  die  Zukunft  Hoffaiun- 
gen  erweckt,  das  ist  die  wirksamste  Gegenwehr.  Der  Tag  ist  voll,  der  Schlaf 
verdient,  über  den  neuen  Tag  schon  disponiert.    Unter  diesem  Stern  siegt 
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fnancher,  der  sonst  nicht  siegen  wurde.  Aber  wie  viele  erfahren  je  die  Be- 
deutung eines  freudigen  Lebensinhaltes?  Denken  wir  an  den  Sohn  des  Ar- 
beiters, mit  vierzehn  Jahren  ins  Joch  des  Verdienens  gezwungen;  des  Bauern, 

ohne  geistige  Anregung;  des  Gebildeten,  in  der  unsäglich  öden  Tretmühle 
des  Gymnasiums;  an  die  Töchter  sämtlicher  Stände,  teils  mit  der  monotonsten 
Arbeit  überlastet,  teils  mit  Kleidern  und  wieder  Kleidern  und  abermals  Klei- 
dern im  Kopf!  Wo  ist  da  der  Lebensinhalt,  der  auch  nur  eine  freudige 
Stunde  gibt?  So  w^den  wir  immer  wieder  auf  die  sociale  Frage  zurück- 
geführt, sehen  immer  deutlicher,  wie  unmittelbar  wir  vom  Gesellschaftsbau 
in  jeder  unserer  Bestrebungen  abhängen.  Wo  sind  die  Eltern  mit  Mitteln, 
Bildung  und  Müsse,  genügend,  um  sich  der  Erziehung,  die  so  innig  mit  der 
sejmellen  Pädagogik  verwachsen  ist,  zu  widmen?  Die  wenigen  müssen  der 
Masse  die  Bahn  langsam  eröffnen,  welche  erst  der  Sozialismus  für  alle  gang- 
bar machen  kann.  Aber  selbst  bei  höchster  Gunst  der  Umstände,  nachdem 
alles  geschehen  ist,  was  geschehen  konnte,  sind  wir  immer  noch  Stümper  neben 
der  Natur  und  dürfen  uns  nicht  einbilden,  mit  ihr  nun  ein  für  allemal  fertig 
geworden  zu  sein. 

Während  dieser  Entwickelungsjahre,  in  denen  es  Aufgabe  der  Erziehung  ist,  die 
verebte  Betätigung  des  Geschledits  hintanzuhalten,  und  in  denen  es  auch 
beim  Mädchen  notwendig  ist,  in  diesem  Sinne  zu  wachen,  findet  gleichzeitig 

bei  den  Töchtern  eine  so  strenge  und  systematische  Unterdrückung  von  allen 
gesunden  tierischen  Instinkten  statt,  dass  sie  nur  allzu  oft  für  das  ganze  Leben 
durch  das  Verkrüppelungsregime  gestempelt  sind  und  als  geschlechtslose  We- 
sen in  die  Welt  entlassen  werden.  Sdilecht  genährt,  geistig  verhungert,  auf 
die  Gesellsdiaft  von  Mädchen  angewiesen,  die  ebenso  erzogen  sind,  wie  sie, 
ohne  positives  Wissen,  ohne  Erlebnisse,  ohne  Erfahrung,  ohne  Urteil,  ohne 
Kenntnis  des  männlichen  Charakters,  ohne  Verständnis  für  männliche  Inter- 
essen, kleinbürgerlich,  altjungferüch,  pedantisch,  pharisäerhaft,  ohne  Frei- 
mut und  Selbstachtung,  ohne  die  Fähigkeit,  zu  lieben,  ohne  Begierde,  ohne 
Selbstverleugnung,  in  allen  Dingen  kleinliel^  zierlich,  unbrauchbar  und  uner- 
quicklich, so  stehen  sie  am  Ende  der  Erziehungsperiode:  keusch,  rein,  un- 
schuldig —  und  dumm.  Nicht  alle,  gottlob,  aber  doch  erschreckend  viele. 
Ist  es  nicht  Zeit,  sie  zu  erwecken,  sie  zum  Leben  zu  rufen,  sie  dem  Mann 
ebenbürtig  zu  machen  an  Verstand  tmd  Liebesdrang?  Hier  gilt  es,  mit  der 
sexuellen  Pädagogik  einzusetzen,  das  Haddien  zum  Weib  zu  erziehen;  nicht 
zur  Ehefrau  mit  Kodikursen  und  Näbkursen  und  Haushaltungsschnlen.  Das 
nnd  Nebenräder,  notwendige  selbstredend,  aber  dennoch  nur  Nebenräder,  die 
sich  von  selbst  in  Bewegung  setzen,  wenn  das  Hauptrad  erst  richtig  schwingt. 
Und  das  Hauptrad  ist  die  Liebe,  die  Fähigkeit,  zu  lieben,  die  Begierde  nach 
der  Liebe,  die  Harmonie  des  vollendeten  Liebens. 

Gewiss,  Theorie  und  Praxis  ist  zweierlei,  und  /ür  das  Weib  ist  heutzutage 
das  Lieben  mit  Zentnergewichten  besdiwert  Auch  hier  darf  Klugheit  walten. 
Ich  rede  keinem  hysterischen  liCänadentum  das  Wort,  das  Zeit  und  Raum  ver- 
glast. Das  würde  schlecht  passen^  in  der  Vorhalle  der  Gottheit.  Aber  so  sollte 
die  Frau  empfinden  lernen,  dass  sie  das  Leben  in  Wichtiges  und  Unwichtiges 
einteilt.  Wichtig  ist  das  Lieben,  und  unwichtig  alles  andere  neben  ihm.  Um 
diese  Lektion  in  sich  aufzunehmen,  muss  die  Frau  erst  frei  werden.  Glücklich 
die  Ehern,  die  die  Tochter  selber  befreien.   Meist  ist  es  anders.   Wer  die 
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Freiheit  kosten  will,  muss  sie  sich  mit  schweren  KinpjFen  aus  geliebten,  aber  vcr- 
standnisloffen  Händen  winden.  Das  ist  ein  grausamer  Verlust  an  Kraft  und 
Freude  und  Zeit  für  beide  Teile.  Wie  anders  könnte  es  aussehen  in  der 
Familie,  wenn  die  Eltern  von  klein  auf  die  Tochter  zur  Selbständigkeit  im 
Denken  und  Handeln,  im  Wissen  und  Urteilen,  zur  Leistungsfähigkeit  des 
Körpers  und  Kraft  des  Geistes  erzogen  hätten !  Sie  würden  sie  dann  ausziehen 
lassen  mit  ihrem  Segen  und  mit  der  Zuversicht,  dass  sie  fähig  wäre,  auf  eigenen 
Fussen  zu  stchn,  nicht  als  Blaustrumpf  oder  Virago,  sondern  als  Mensch; 
sie  würden  selbst  mit  ihr  weiter  leben  und  gcniesscn ;  ihre  Errungenschaften 
würden  ihnen  mitangehören ;  sie  hätten  der  Gesellschaft  einen  Menschen  ge- 
schenkt, bereit,  sich  zu  ihren  Kameraden  in  Kcih  und  Glied  zu  stellen. 

Und  dann  kommt  das  Allerschwerstc.  Bisher  haben  wir  im  Sinne  der  Natur 
gewaltet,  ihre  Intentionen  unterstützt.  Wir  hatten  also  die  Sicherheit,  im 
Recht  zu  sein.  Aber  jetzt  treten  wir  in  das  Alter  ein,  fn  dem  wir  ihr  zu- 
wider handeln,  in  dem  wir  kein  Recht  mehr  haben,  die  Natur  zurückzudrängen» 
in  dem  nicht  mehr  eine  unfertige  Entwickelung,  nicht  die  Gesundheit  Warten 
und  Ablenken  verlangen,  in  dein  die  Natur  Jüngling  und  Jungfrau  an  die  Hand 
nimmt  und  sie  einander  entgegen  führt.  Jetzt  greift  die  Geseilsciiaftsordnung 
mit  roher  Gewalt  ein  und  verbietet,  was  die  Natur  verlangt.  Der  Mann  ge- 
horcht  nicht  und  erkrankt,  die  Frau  gdiorcht  und  vertrocknet.  Wie  sollen 
wir  uns  zu  diesem  Widerspruch  verhalten?  Sollen  wir  unsere  Söhne  und 
Töchter  auf  eine  spätere  Ehe  vertrösten?  Wir  wissen  ganz  gut,  dass  darin 
keine  Lösung  liegt.  Was  sie  brauchen,  brauchen  sie  in  der  Gegenwart,  und 
was  ihnen  jetzt  entspricht,  wird  sie  nach  zehn  Jahren  nicht  mehr  befriedigen. 
Wer  keine  Erfahrungen  vor  der  Ehe  macht,  macht  sie  nachher.  Wer  kann 
ohne  Erfahrung  wählen?  Eine  Ehe,  die  auf  Jugendtrieb  gegründet  wird» 
ist  wunderseltcn  von  Dauer.  Und  wer  sich  die  natürliche  Befriedigung  ver- 
sagt, verfällt  der  unnatürlichen.  Sehen  wir  diesen  Tatsachen  klar  ins  Ge- 
sicht! Oder  sind  etwa  die  Ganzabstinenten  ein  erfreuliches  Vorbild,  sind  das 
nicht  trockene,  verschrobene,  schlecht  äquilibrierte  Menschen?  Sollen  wir 
also  unseren  Kindern  sagen  wir  etwa :  vom  20.  Jahre  an  —  eine  freie  Ge« 
schlechtsbetätigung  wünschen?  Daraus  entstehen  Krankheiten,  uneheliche 
Kinder,  gesellschaftliche  \'erwickelungen  und  Schwierigkeiten  aller  Art,  wenn 
nicht  «elbst  \'erbreciu'n  und  Tod,  und  die  Folgen  reichen  ins  spatere  Leben 
hinein  und  sind  oft  gar  nicht  mehr  zu  überwinden. 

Theoretisch  ist  dieser  Konflikt  in  der  heutigen  Gesellschaft  unlösbar.  Es 
bleibt  uns  nichts,  als  eine  Grundlage  von  reinlichem  Denken,  Rucksicht  und 
Ehrgefühl  zu  legen  und  im  übrigen  Natur  und  Schicksal  walten  zu  lassen. 
Hier  ist  eine  unendliche  Nachsicht,  ein  unbegrenztes  Verständnis  am  Platz. 
Es  ist  unsere  Aufgabe,  zu  helfen,  wo  Hilfe  möglich,  aber  wenig  zu  kritisieren 
und  niemals  zu  verdammen.  Nur  in  einem  Punkt  tritt  uns  ein  klares  ethisches 
Gesetz  entgegen,  und  das  ist  dtct  Frage  des  Kindes.  Das  Kind  hat  Ansprüchie^ 
wie  sie  in  keinem  anderen  menschlichen  Verhältnis  enthalten  sind.  Man  über> 
lege  hundertmal,  ehe  man  ein  Kind  ins  Leben  ruft,  ztt  dem  sich  nicht  hnde 
Eltern  bekennen  können,  man  überlege  tausendmal,  wenn  weder  Mutter,  noch 
Vater  seine  Kindheit  beschützen  werden.  Dies  ist,  die  tragische  Komplikation 
der  Lid>e  in  jetzigen  Zeitläuften.  Erwachsene  finden  sich  wieder  zurecht,  an 
den  Kindern  geht  es  aus;  sie  sind  hilflos. 
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Wir  können  nnr  wiederholen:  Man  miui  von  Fall  tn  Fall  wählen,  handeln, 
nrtnlea.  Eine  tfieoretische  Losung,  ein  Moralgesetz  kann  es  für  die  heutige 
Gesellschaft  nicht  geben.  Und  später?  Soll  ich  es  wagen,  auszusprechen, 
wie  sich  mir  das  Bild  eines  späteren  Liebeslebens  aufrollt,  wie  ich  glaube, 
dass  eine  sozialistische  Gesellschaft  diese  Frage  regeUi  wird?  Ich  glaube, 
die  sozialistische  Gesellschaft  wird  zunächst  die  erste  Jugend  so  gesund,  so 
gifiddich,  so  anregend,  so  voll  Interessen,  die  dem  Alter  entsprechen,  za  ge- 
stalten wissen,  dass  Nervosität  und  Frühreife  verschwinden  und  physiologische 
Anfechtungen  auf  ein  Minimum  reduziert  werden.  Ich  glaube,  sie  wird  Krank- 
heiten durch  die  nötigen  Massnahmen  der  Isolicnmj^  und  rechtzeitiger  und 
ausreichender  Behandlung  ausrotten.  Ich  glaube,  sie  wird  ein  gewisses  Alter 
tmd  auch  gewisse  Kranldidten  bestimmen,  in  denen  das  Zeugen  und  Gebären 
von  Kindern  verboten  ist,  als  Schutz  für  Minderjährige  und  im  Interesse 
der  Rasse.  Nach  Überschreitung  dieser  Altersgrenze  wird  sie  das  Eingehen 
und  Auflösen  von  geschlechtlichen  Beziehungen  dem  individuellen  Ermessen 
überlassen,  ohne  davon  in  irgend  einer  Weise  Kenntnis  zu  nehmen.  Nur  für 
den  Fall,  dass  Kinder  aus  der  Verbindung  hervorgehen,  wird  sie  das  Paar 
für  eine  bestimmte  Periode  —  etwa  3  bis  5  Jahre  —  als  Eheleute  betrachten 
und  sie  zur  gemeinsamen  Sorge  für  die  Kinder  anhalten.  Nach  Verlauf  dieser 
Zeit  wird  es  ihnen  freistehen,  auseinanderzugehen,  mit  dem  Recht  freier  Ver- 
einbarung über  die  weitere  Kinderversorgung;  im  Fall  der  Uneinigkeit  wird 
das  Gericht  entscheiden.  Für  Kinder,  die  ohne  Eltern  verbleiben,  wird  die 
Gesellsdiaft  sorgen.  Solche  Kinder  wird  es  wahrschanlich  sdir  wenige  geben, 
denn  es  wird  der  Frau  gestattet  sein,  eine  unerwünschte  Schwangerschaft 
Innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  durch  ärztliche  Hilfe  unterbrechen  zu  lassen. 

Vergleichen  wir  diese  imaginären  Zukunftsbestimmungen  der  Reihe  nach  mit 
dem,  was  im  Parallelfall  heutzutage  geschieht,  so  werden  wir  finden,  dass 

sie  durchaus  nicht  so  revolutionär  sind,  wie  es  vielleicht  auf  den  ersten  Blick  er- 
scheint, sondern  dass  sämtliche  Geschehnisse  sich  ausserordentlich  gleichen.  Auch 
heute  haben  wir  den  Schutz  der  Minderjährigen,  das  Eheverbot  bis  zu  einem 
bestimmten  Alter,  das  Geschlechtsverhältnis  ohne  Ehe,  die  spätere,  aus  Rück- 
sicht auf  Kinder  eingegangene  Eh^  die  Ehescheidung,  die  Übernahme  von 
Kindern  durch  einen  der  Eltern,  eventuell  Überweisung  durch  Gerichtsspruch, 
das  Waisenhaus,  die  Zwangserziehung,  den  kriminellen  .-Miort  und  die  Engel- 
macherei.  Der  Unterschied  liegt  in  der  Form  und  in  der  öffentlichen  Be- 
urteilung. W^as  jetzt  heimlich,  schuldbewusst,  entehrend,  verbrecherisch, 
gefährlich,  unzulänglich  oder  grausam  vor  sich  geht,  geschieht  in  einer  sozia- 
listischen Gesellschaft  offen,  schuldfrei,  mit  natürlichem  Verstand  unter  Bei- 
hilfe der  Wissenschaft,  der  öffentlichen  Fürsorge  und  der  Gerichtsbarkeit, 
zur  Schlichtung  von  Schwierigkeiten  und  Wahrung  des  allseitigen  Rechts. 
Die  persönliche  Freiheit,  die  persönliche  Würde,  das  persönliche  Glück  und 
das  Wohl  der  Kinder  werden  jedenfalls  im  zweiten  Fall  wesentlich  besser  ge- 
wahrt, als  es  der  heutigen  Gesellschaft  gelungen  ist.  Es  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  diese  Freiheit  in  eine  allzu  grosse  Promiskuität  ausarten 
würde,  vielleicht  nicht  weniger,  als  jetzt.  Das  würde,  zunfich^t  wenigstens, 
dem  Gefühl  der  Frau  wenig  entsprechen,  und  das  Gefühl  der  P'rau  wird  dann 
massgebender  sein,  als  jetzt.  Auch  der  Mann,  wenn  er  völlig  frei  von  allem 
Ndiensächlichen  wählen  konnte,  wäre  voraussichtlich  bedeutend  weniger  unbe- 
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Ständig.  Wir  dürften  eine  oder  mehrere  jugendlidie  Beridiitngen  erwarten,  die 
fiaturgemäss  nicht  von  langer  Dauer  sein  wfirden,  tind  vieUeicht  in  den  meisten 
Fällen  eine  spätere,  unzertrennliche  Vereinigung  zweier  reifer  Menschen,  die 
endlich  die  Liebe  eriahren  haben,  aus  der  es  kein  Entrinnen  mehr  gibt. 

Aber  wozu  so  weit  in  die  Zukunft  schauen?  Wir  loinnen  für  unsere  Enl^* 
kinder  nicht  urteilen,  kaum,  dass  wir  den  eigenen  Kindern  zu  helfen  im 
Stande  sind.  Im  Geist,  im  öffentlichen  Volksbewusstscin  wachsen  wir  schon 
in  das  Reich  der  freien  Liebe  hinein.  Für  den  Mann  ist  das  an  sich  nichts 
Neues.  Neu  ist  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  gegen  das  Kind.  Und 
neu  und  von  besonderer  symptomatischer  Bedeutung  sind  die  Frauen,  die  dem 
Manne  jetzt  Gesellschaft  leisten,  nicht  so  sehr  die.  die  theoretisch  die  Freiheit 
verlanj^en,  als  die  fast  grössere  Zahl  derer,  die  nicht  reden,  sondern  handeln. 
Ich  spreche  von  ruhigen,  arbeitenden,  feingebildeten  Frauen,  die  aus  Über- 
zeugung den  Wfig  der  freien  Liebe  beschreiten,  sobald  ihnen  aus  irgend  dnem* 
Grund  die  Ehe  nicht  offen  steht,  aber  ohne  Geschrei  und  Skandal,  mit  Klug» 
heit,  ohne  die  Welt  zu  farfidderen  oder  überhaupt  zu  befragen,  wegen  einer 
Haltung,  die  niemand  was  angeht,  als  sie  selbst.  Alle  Ehre  diesen  mutigen 
Frauen,  die  ihren  Schwestern  die  Bahn  brechen,  und  dem  Mann  den  Beweis 
liefern,  dass  es  Frauen  gibt,  die  ohne  Prostitution,  ohne  Vorteil,  ohne  Be- 
rechnung, trotz  Verwandten  und  Bekannten  und  Bdiorden,  ]id)en  können,  um 
dtt  Lid»  willen  1 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

SIMOM  KRTZEMSTEIM  •  DIE  DEUTSCHE  SOZIRL- 
DEMOKRATIE  UND  DIE  ALKOHOLFRRQE 

OCH  vor  wenigen  Jahren  hatte  niemand  geglaubt  dass  die  2dt  so 

nahe  sei,  da  die  sozialdemokratische  Partei  Deutschlands  sich  ofTizieü 
mit  der  Alkoholfragc  beschäftigen  werde.  Und  wenn  man  auch  heute 
noch  aus  der  Tatsache,  nach  der  wir  so  lange  gestrebt  haben,  keine 
übertriebenen  Hoffnungen  ableiten  darf,  wenn  es  immer  noch  mehr  die 
dfrige  Agitation  der  Abstinenten  und  der  in  manchen  Partcikrdsen  dadurch 
verursachte  Dberdniss  ist,  die  diesen  Punkt  auf  die  Tagesordnung  des  dies- 
jährigen Parteitages  gebracht  haben,  als  die  wirklich  klare  Erkenntnis  von 
der  sozialen  Bedeutung  des  Problems  und  der  entschlossene  Wille,  hier  kräftig 
bessernd  einzugreifen,  so  ist  doch  schon  die  Tatsache  an  sich  ein  Erfolg.  Und 
mag  die  diesjährige  Veriiandiung  ausgehen,  wie  sie  will:  dass  an  berufenster 
Stdle  der  Partei  die  Bedeutung  der  Alkoholgefahr  eingehend  erörtert  wird,  dass 
die  Alkoholgegner  in  der  Partei  nun  einen  Boden  haben,  auf  dem  sie  mit  vollem 
Rechtsanspruch,  nicht  mehr  als  Geduldete  nur  und  mitleidig  Belächelte,  die 
ernsten  Tatsachen,  um  die  es  sich  hier  handelt,  vortragen  und  erörtern  können, 
das  wird  für  den  Fortgang  ihrer  Kulturarbeit  von  erheblicher  Tragweite  sein. 

Der  Essener  Parteitag  wird  nicht  die  erste  sozialistische  Tagung  sein,  die  sich 
mit  diesem  Problem  beschäftigt  Der  vermessene  Glaube,  dass  wir  Deutschen 
an  der  Spitze  des  internationalen  Sozialismus  marschierten,  der  jetzt  von 
syndikalistischer  Seite  her  eine  so  grausame  Beleuchtung  erfahren  hat,  wurde 
schon  lange  von  denen  belächelt,  denen  die  Haltung  der  deutschen  und  einer 
Reihe  ausländischer  Parteien  zu  wichtigsten  Kulturfragen  nicht  unbekannt  war. 
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So  zur  Alkoholfrage.  Während  man  bei  uns  noch  selbstgefällig  die  Lehre  nach- 
betete, dass  der  Alkoholismus  nichts  sei  als  eine  immanente  Wirkung  kapitalisti- 
scher Massenverelcndunsf,  die  ebenso  naUtrnotivendtg  mit  dem  Eintritt  in  die 
sozialistische  Gesellschaft  verschwinden  werde,  während  man  hier  mit  läppi- 
schem Hohn,  dort  mit  dem  vornehmen  Lächeln  wigsenachaftlidier  Überlegen« 
hcst  die  JVanerapostel  abzatun  glaubte:  bdbandelte  die  österreichische  Sotial- 
demokratie  ernst  und  entschieden  die  Frage  auf  ihrem  Parteitag  und  zog  in 
sachgemässer  Resolution  die  Folgerungen,  die  Erfahrung  und  Wissenschaft 
gleicherweise  vorschreiben;  nahm  die  belgische  Partei  energisch  den  Kampf 
gegen  die  dort  herrschende  Branntweinpest  auf;  räumte  die  schweizerische 
Sozialdeniolcratie  der  Bdcämpfung  des  AUcoholismus  einen  Platz  im  Programm 
ein;  trat  die  englische  Arbeiterpartei  einmfitig  für  die  Forderung  der  locat 
optUm  dn;  und  die  finnische  Arbeiterpartei,  relativ  die  stärkste  der  Bruder- 
parteien, hat  sich  zur  schärfsten  Form  der  Alkoholbekämpfung,  wie  wir 
deutschen  Alkoholgegncr  sie  gar  nicht  verlangen,  bekannt.  Wir  hinken  also 
hintendrein.  Hoffen  wir,  dass  die  deutsche  Wtssenschaftlichkeit  nun  an 
Schärfe  nachhole,  was  sie  an  Schnelle  versäumt  hat 

Es  war  keine  günstige  Zeit,  als  zuerst  in  die  deutsche  Sozialdemokratie  die 
alkoholgegnerisdie  Bewegung  hineingetragen  wurde.  In  den  wirren  Strudel 
von  Meinungen  und  Strärangen,  dem  der  Fall  des  Ausnahmegesetzes  den  Weg 

ans  Tageslicht  eröffnete,  neben  Freidenkertnn  und  Impfgcgnerei,  literarischem 
und  politischem  Putschismus,  wurde  in  einer  theoretisch  noch  weniger  geschulten 
und  praktisch  ungeklärten  Phase  der  Bewegung  durch  einen  Aufruf  aus  der 
Schweiz  die  Alkohol  trage  hineingeworfen.  Ausser  Fachgelehrten  und  bürger- 
lichen Sozialreformem  gehörten  der  dort  gegrfindeten  Abstinenzorganisation 
auch  eine  Anzahl  tätiger  Parteigenossen  an,  die  sich  anschickten,  die  Arbeiter- 
bewegung für  den  Kampf  gegen  den  Alkohol  zu  gewinnen.  Der  Gedankengang 
war  von  dem  der  heutigen  Bewegung  nicht  sehr  verschieden.  Aber  das  wissen- 
schaftliche Material,  das  zu  Gebote  stand,  war  noch  gering  und  mehrfach  min- 
derwertig, die  Statistik  der  Alkoholgegner  zum  Teil  ein  Muster  unkritischer 
Verwertung  ungeprtifter  Angaben.  So  konnte  es  Kautsky  nicht  schwer  werden, 
in  einer  eingehenden  Abhandlung  in  der  Neuen  Zeit  einer  Polemik  zwischen 
zwei  ärztlichen  Partcianci^ehörigen  eine  geschichtliche  Vertiefung  zu  geben  und 
vieles,  was  von  der  (jegcnscite  ins  Feld  geführt  war,  zu  entkräften.  Die  Arbeit 
Kautskys,  die  das  Arsenal  der  Gegner  der  Alkoholbekämpfung  in  der  Partei  ge- 
bildet hat  und  noch  heute  lesenswert  ist,  fasste  die  iiberlieferte  Parteianschauung 
trvflFlich  zusammen,  sie  mit  einer  Reihe  von  Tatsachen  und  Gründen  erweiternd. 
Die  Diskussion  in  der  deutschen  Partei  war  damit  zu  Ende.  Hermann  Blncher 
erwiderte  von  Basel  aus  mit  einer  schlagenden  Widerlegung  der  Kautskyschen 
Auffassung,  die  aber  in  der  Partei  keine  Beachtung  fand.  Jahrelang  war  von 
einer  Alkoholgegnerbewegung  in  der  deutschen  Sozialdemokratie  nicht  mehr 
<fie  Rede.  Erst  zu  Ende  der  neunziger  Jahre  regte  es  sich  wieder.  Diesmal  an 
zwei  Enden  des  Reichs.  Die  kräftig  fortschreitende  schweizerische  Bewegung 
übte  allmählich  wieder  ihre  Wirkungen  auf  das  benachbarte  Südwestdcutsch- 
land.  Und  zugleich  sehen  wir  in  Schleswig-Holstein  und  an  der  Wasserkante 
Ausläufer  der  skandinavischen  Enthaltsamkeitsprupaganda,  die  bald  zu  selb- 
gtindiger  Wirksamkeit  fortschreiten.  So  finden  wir  1899  gleich  drei  Anträge 
an  den  Parteitag  zu  Hannover.  Em  Berliner  Genosse  verlangte,  dass  mit  aller 
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der  Päirtei  zu  Gebote  stdienden  Kraft  der  Alkohol  bdcimpft  werde,  waliread 

ein  Stut^farter,  von  Clara  Zetkin  veranlasster  Antrag;  der  auch  von  Mannheim 
gestellt  war,  nur  forderte,  die  Parteipresse  möge  mehr,  als  seither,  das  Prole- 
tariat auf  die  Schäden  des  übermässigen  Alkoholgenusses  aufmerksam  machen. 
Ahnlich  ein  Antrag  Heidelberg,  der  bereits  auf  die  schädlichen  Wirkungen  des 
»fifaennässigen  Gennssesc  von  Alkohol  für  die  moderne  Arbeiterbewegung  hin- 
weist Auf  dem  Parteitag  fand  der  radikale  Antrag  aus  Berlin  keine  Befür- 
wortung, Die  anderen  wurden  von  dem  Schreiber  dieses  ernsthaft,  von  Keil 
in  mehr  scherzhafter  Weise  und  nicht  glücklich  von  einem  Hamburger 
Delegierten  vertreten,  der  durch  seinen  Hinweis  auf  die  Nachrede  der  Gut- 
ttmfkr  Bebel  als  Gegner  der  Anträge  auf  den  Plan  rief.  Bebd  bekannte  sich 
personlich  als  entschiedenen  Gegner  der  Unmässigkeit : 

>Wenn  die  Parteigenossen  in  bczug  auf  den  Alkoholvcrhrauch  meinem  persönlichen 
Beispiel  folgen  wollten,  dann  würden  die  Wirte  sehr  schlechte  Geschäfte  machen. 
Aber  nach  meiner  Ansicht  haben  wir  als  Partei  die  Alkoholfrage  nidit  zu  erörtern 

[Lebhafte  Zttstinunung]  Wir  dürfen  die  Partdtäti^ceit  nidit  in  Kleinkram 

verzetteln.« 

Die  Anträge  worden  abgelehnt,  der  Stuttgart-Mannheimer  mit  geringer 
Mehrheit«) 

Mehr»  als  die  Verhandlungen,  zeigte  —  und  noch  viele  Jahre  lang  —  das 

persönliche,  teils  spöttische,  teils  dog^atisch-überlegene,  mitunter  direkt  feind- 
selige Verhalten  der  Mehrzahl  der  Genossen,  wie  sie  einer  Bestrebung  gegen- 
überstanden, die  »an  Muckertum  und  Heilsarmee  anknüpfen  und  dem  Arbeiter 
seinen  letzten  Genuss  raubenc  wollte.  Manchem  eifrigen  Alkoholgegner  ist  dies 
Stück  Befreiungsarbeit  mit  dem  Verlust  von  Vertrauen  und  Sjrmpatfiie  der 
Parteigenossen  gelohnt  worden.  Aber  die  AbstinensfanaHktr  —  es  sei  hier 
noch  besonders  auf  den  höchst  zahmen  Inhalt  der  in  Hannover  befürworteten 
Anträge  gegen  den  »Missbrauchc  hingewiesen,  die  dennoch  keine  Gnade  fanden 
—  waren  nicht  einzuschüchtern.  Schon  der  nächste  Parteitag  in  Mainz  brachte 
eine  wesentlich  eingehendere  und  gehaltvollere  Diskussion.  Erdmann-Koln 
der  sich  auch  noch  gegen  die  Fanatiker  oder  Mäasigkeitsapostet  verwahrte  — , 
Braun-Königsberg  und  Kahl-Duisburg  vertraten  in  ernsten  und  eindringlichen 
Worten  die  Notwendigkeit  des  Eingreifens,  wiesen  auf  die  gefährlichen  Wir- 
kungen des  Alkohols,  die  (kirchaus  nicht  allein  ökonomisch  zu  erklären  seien, 
auf  die  Schäden  für  Familienleben  und  Arbeiterbewegung  hin,  während  ihnen 
mit  den  verschiedensten  Gründen  entgegengetreten  wurde.  Adler-Kid  erklärte 
die  Alkoholfrage  fär  wichtig  und  sich  als  Alkoholg^er,  hielt  aber  »fest  an  dem 
Grundsatz  Alkohol  isi  Privatsachet.  Ein  Kon^endium  der  in  der  Partei 
herrschenden  Auffassung  gaben  die  Ausführungen  Wurms.  Er  schied,  >was 
bisher  nicht  geschehen  istc  —  tatsächlich  ist  es  das  ABC  der  Sache  —  zwischen 
dem  mässigen  und  dem  unmässigen,  weite  Volkskreise  verseuchenden  Alkohol- 
genuss,  der  ein  Symptom  der  Verelendung  ist.  Der  Alkoholgenuss  ist  in  ge- 
wissen Grenzen  unentbehrlich,  der  Alkoholismus  eine  Lohn-  und  Wohnfrage: 
>Dic  beste  Bekämpfung  des  Alkoholismus  ist,  dass  man  das  Elend  mit  der  Wurzel 
ausschneidet,  dass  man  dem  Volke  bessere  Wohn-  und  Ernährungsverhältnisse 
schafft,  und  was  idi  sonst  als  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  KonmumalpoUtik  ge- 

')  Wenn  Emile  VandCFTcIde  in  seiner  klassischen  Alihundlung  /Vr  Sn^i^Iumuf  und  i9f 
Alkohol  (abgedruckt  in  Minefli  Buch  Alkohol,  Rti>sion  und  Kunst  /Jena  1907/)  von  fast  eimafitiger 
Ablebeuftf  aprich^  10  irrt  er.  Ebenso  trifft  es  nicht  zu,  dass  die  Parteitafsmittlieder  »meisteaa 
tia«o  cramai  Sdiepoca  Bier  vor  «ich  «tebea  hatten«:  während  der  Verbandiuagcn  iet  des  nicht 
fiblidi. 
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streift  habe  Wir  wollen  nicht  tun,  als  ob  dieses  Symptom  losgelöst  von  allen 

sozialen  Ersclieinungen  bekämpft  werden  könne.« 

Der  Antrag,  die  Alkoholfrage  auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Parteitages 
.  XU  aetzeti,  wurde  abgddmt.  Er  kam  immer  wieder.   1901  in  Lfibedc  wird  er 

"von  Marckwaldt-Halberstadt  mit  guten  Gründen,  aber  taktisch  nicht  geschickt 
vertreten  und  ohne  Diskussion  abgelehnt.  Eine  eingehendere  Erörterung 
brachte  1902  München.  Wolf-Bochum  vertrat  kurz  den  Antrag  auf  Ver- 
handlung, den  Bios  mit  wahrem  Feuereifer  bekämpfte.  Die  Eingriffe  in  die 
personliche  Freiheit,  reaktionäre  Polizeimassregeln,  der  Rödischritt  ins 
finstere  Mittelalter  und  anderes  wigdtn  ins  Feld  geführt,  so  dass  es  Pfannkuch 
nicht  mehr  schwer  wurde,  ohne  neue  Gründe  für  die  Einerseits-andererseits- 
Resolution  Richard  Fischers  die  Mehrheit  zu  gewinnen.  Ihr  hatte  eine  ent- 
schiedene Resolution  Mahlke- Schleswig  gegenüberstanden.  In  Dresden  ver- 
zichteten die  Alkoholgegner  auf  Verhandlung  ihrer  Anträge.  Eine  Genug- 
tuung dafür  wurde  ihnen  in  Bremen  1904.  Hier  lag  eine  Resolution 
Königsberg  vor: 

»In  Anbetracht  der  ungeheuren  Schädigungen,  welche  der  Alkohol  der  Arbeiterschaft 
verursacht,  indem  er  dadurch  insbesondere  zu  einem  grossen  Hindernis  für  die 
Verwirklidrang  unserer  Ziele  wird,  hält  es  der  Parteitag  im  Interesse  des  Fort- 
schreitens unserer  Bewegung  für  unbedingt  erforderlich,  den  Alkoholmissbrauch  in 
der  Arbeiterschaft  zu  bekämpfen.  Er  fordert  daher  alle  Parteigenossen  und  ins- 
besondere alle  Parteiceitongen  auf,  nodi  mdir»  ab  bisher,  die  Arbeiter  auf  die  Ge- 
fahren des  Alkoholgenusses  aufmerksam  zu  machen.« 

Braun-Königsberg  und  ich  legten  in  etwas  eingehenderer  Weise  die  gesundheit- 
lichen, moralischen  und  sozialen  Wirkungen  des  Alkohols  dar  und  fanden  Zu- 
stimmung. Mit  flammenden  Worten  unterstützte  uns  Qara  Zetkin.  Die  Reso- 
lution fond  mit  grosser  Mdirheit  Annahme. 

So  war  ein  positiver  Erfolg  erzielt.   Der  Parteipresse  war  eine  bestimmte 

Richtschnur  gegeben.  Aber  die  Wirkung  war  zunächst  nur  gering.*)  Es  zeigte 
sich,  dass  von  wirklich  entschiedener  Stellungnahme  einstweilen  noch  nicht  die 
Re<le  war.  Einige  Redaktionen  btachen  freilich  Bahn  durch  das  Gestrüpp 
von  Vorurteil  und  Interessen,  das  im  Wege  steht;  andere  verhielten  sich 
dirdet  ablehnend;  die  Mehrzahl  lauwarm,  wie  zuvor.  Inzwischen  war  1903  der 
Arbeiterabstinentenbund  begründet  worden,  der  ein  eigenes  Organ  und  eine 
fröhlich  gedeihende  Broschürensammlung  herausgibt,  darunter  bemerkenswerte 
Schriften  von  Keferstein,  Otto  Lang  und  Forel.  Zählt  er  auch  nicht  allzu  viele 
Mitglieder,  so  doch  eine  ziemlich  grosse  Zahl  der  rührigsten,  auf  politischem 
und  gewerkschaftlichem  GeUet  wlrioamen  Genossen.  So  finden  wir,  Haas  all- 
mählich da  und  dort  eine  Wirkung  der  Bewegung  sichtbar  wird.  Zunächst 
nahm  eine  Anzahl  Gewerkschaften  Stellung.  Als  Anfang  1905  der 
Riesenausstand  der  Bergarbeiter  im  Ruhrrevier  ausbrach,  gab  die  Siebener- 
kommission die  Parole  Meidet  den  Alkohol!  aus.  Ein  Flugblatt  des  Arbeiter- 
abstinentenbundes,  in  Massenauflage  vom  Bergarbeiterverbande  verbreitet,  ein 
Redner  aus  seinen  Reihen,  der  in  einer  grossen  Zahl  von  Streikversammlungen 
sprach,  unterstützten  die  Mahnung,  wie  vielfach  tjbereii»timmcnd,  im  Gegen- 
satz zu  des  Genossen  Leimpeters  Darstellung,  berichtet  wird,  mit  Erfolg.  Und 
es  war  gewiss  nicht  zuletzt  dieser  Appell  an  die  Selbstbeherrschung,  der  trotz 
der  Riesenzahl  bunt  zusammengewürfelter  und  ungeschulter  Streikteilnehraer 

*)  Nilwra*  darüber  ta dem  lc«eiwwert«n Schriftchen  A.Störa«r*  DU  SuUumg  dir  Arhtittrprttst 
am  Atk9Mfr9§ß  /Btrlin  190«/'. 
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die  musterhafte  Ruhe  der  grossen  Bewegunf^  gewährleistete.  Auf  dem  zu 
Pfingsten  in  Berlin  abgehaltenen  Bcrgarbciterkongress  waren  geistige  Getränke 
verbannt  —  wie  viel  Spott  hätte  noch  vor  wenigen  Jahren  geerntet,  wer  ver- 
witterten Bergknappen  die  Milch  als  Männertimiik  empfohlen  hätte!  — ,  und 
eine  entschiedene  Resolution  verpflichtete  alle  Verbandsangestelhen,  Redner 
und  Vertrauensleute,  eine  energische  Propaganda  gegen  den  Alkoholgenuss  zu 
entfalten.  Ahnlich  stellten  sich  die  Vcrbandstap^e  der  Mauror,  Holzarbeiter  und 
andere.  Auf  dem  Verbandstag  der  Gastwirtsgehilfen  und  namentlich  auf  einer 
Konferenz  der  Ziegler  wurde  des  leiblichen  und  geistigen  Elends,  das  der 
Alkohol  nicht  bloss  als  Symptom  kundtut  aondera  als  hinzutretende  Ursache 
mehrt  und  inuner  neu  eraeugt,  in  ei^rdfendeti  Worten  gedacht.  Zwar  das 
Korrespondenzhlatt  der  Generalkommission  hat  seine  Bedenken  noch  nicht 
überwunden  und  befürchtet  von  der  kleinen  Schar  organisierter  Abstinenten 
eine  Zersplitterung  der  Arbeiterbewegung:  das  Argument  ist  ja  nicht  unbe- 
kannt; wie  oft  ist  es  den  Genossenschaftern  und  früher  —  den  Gewerk- 
schaftern entgegengdialten  worden!  Aber  in  der  Schicht  der  Organisationen, 
die  den  Sauerteig  der  Bewegung  bildet,  wächst  stetig  das  Verständnis  für  die 
Frage,  wächst  der  Ernst  der  Behaiullung  und  der  Wille,  niitcinzugrcifcn  gegen 
den  Feind  in  unserem  Befreiungskampfe,  dessen  Überwindung  ganz  in  unserer 
eigenen  Macht,  unserem  Willen,  liegt. 

Und  bedürfte  es  noch  einer  besonderen  Gewähr  des  Fortschreitens,  so  finden 
wir  sie  in  der  Jugendbewegung.  Allzu  of^  tmd  nicht  immer  ohne 
Grund,  hat  man  die  Alkoholbdcämpfung  als  ein  Stüde  Muckerei  und  Polizei- 
wirtschaft denunziert,  hat  man  von  dem  kalten  Fanatismus  der  Wassertrinker 

A'h'  l-'hicht  aller  Poesie  und  Lebensfreude  befürchtet.  Wohl:  Unsere  jungen 
Arlxiter,  die  den  Schlingen  der  Muckerorganisationen  am  meisten  ausgesetzt 
sind,  und  die  darum  den  gesunden  Hass  gegen  alles,  was  aus  diesem  muffigen 
Loche  fliess^  am  kraftigsten  nähren,  sie  haben  mit  einem  Emst  und  einem  Ver- 
ständnis, von  dem  viele  der  Alten  lernen  dürften,  sich  mit  der  Alkoholfrage 
befasst  und  entschiedene  Stellung  genommen  im  Sinne  der  Alkoholbekämpfung. 
Und  dass  diese  Jünglingsscharen,  die  aus  der  Nacht  der  Prnletarierwohnung. 
der  Arnienschule,  der  Zunftmeisterwerkstatt  nach  ihrem  Anteil  an  Licht  und 
Wärme  verlangen,  dass  die  keine  kopfhängerische  Entsagungslehre  predigen, 
dass  sie  Schönes  und  Freudiges  vom  Leben  verlangen,  das  versteht  sich  ohne 
weiteres.  Wenn  darum  gleich  der  erste  Verbandstag  der  Jungen  Garde  in 
Mannheim  sich  mit  der  Alkoholfragc  beschäftigte  und  nach  meinem  Referat 
einmütic:  line  Kesolution  annahm,  die  sich  an  die  des  österreichischen  Partei- 
tags eng  anschliesst,  dazu  aber  noch  den  Alkohol  von  allen  geschäftlichen  und 
belehrenden  Veranstaltungen  völlig  verbannt.  Trinkzwang  und  Trunkverherr- 
Hebung  allerwegen  verurteilt,  wenn  die  norddeutsche,  rein  gewerkschaftliche 
Jugendbewegung  sich  in  den  gleichen  Bahnen  bewegt:  so  haben  wir  hier  eine 
Gewähr  künftigen  Erfolges.  Wenn  unsere  Jugend  sich  zur  Pflicht  der  Selbst- 
erziehung bekennt,  so  gibt  das  eine  sichere  Unterlage  auch  für  die  politische 
Arbeit  und  die  sozialistische  Umgestaltung  der  Gesellschaft. 

So  konnte  auch  die  Vertretung  der  Partei  nicht  zurückbleiben.  In  Jena  hatten 
Davidsohn-Berltn  und  Wissel-Lübeck  den  Tagesordnungsantrag  wirksam  ver- 
treten. Trotz  Pfannkuchs  Widerspruch  —  der  übrigens  »rühmlichste  das 
Kompliment  hervorhob,  >dass  man  sich  in  Parteikreisen  zunehmend  mit  der 
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Alkoholfrage  bcschäftiq:t<!:  —  kam  es  dahin,  dass  der  Antrag  dem  Parteivor- 
stand zur  Erwägung  überwiesen  wurde.  Und  die  Mannheimer  Verhandlungen 
sind  noch  in  Erinnerung.  Welch  tiefen  Eindruck  machten  die  Darlegungen  aus 
Oberschlesten,  die  Bnihns  gab,  die  Worte  Englers  und  der  übrigen!  Selbst 
Ehrhardt,  den  man  sonst  nicht  gerade  als  Freund  der  Alkoholbekampliiiig  an> 
sah,  erkannte  den  Ernst  der  Sache  an,  und  Bebel  erklärte,  dass  man  um  ihre 
Plrörternng^  nicht  mehr  herumkomme.  Diesmal  kamen  Pfannkuchs  Ein- 
wendungen nicht  mehr  auf:  die  Tagesordnung  des  Essener  Parteitages  be- 
kundet, dass  der  Parteivorstand  als  Vollstrecker  des  ParteiwiUens  hier  das  Vor- 
handensein einer  ernsten,  für  den  Befreiungdcampl  der  Arbeiterklasse  bedeut- 
samen Aufgabe  anerkennt.  Und  wie  initner  das  Ergebnis  der  Verhandlungen 
sein  wird :  der  Kampf  gegen  den  Alkohol  innerhalb  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung wird  weiter  marschieren.  Wir  leben  nicht  mehr  im  Jahre  1890.  Die 
Mehrzahl  der  Argumente,  die  Kautsky  damals  ins  Feld  führte,  ist  heute  ohne 
Gewicht  An  Stelle  einer  wenig  wissenschaftlichen,  oft  blindlings  mit  grossen 
Zahlen  arbettenden  Abstinenzliteratur  haben  wir  heute  Werice  von  schwerster 
und  ern  '1  ter  Gelehrsamkeit,  wie  das  des  finnischen  Genossen  Dr.  Helenius 
Die  TatsacJicn  über  den  Alkohol,  das  eine  ganze  biologisch-sozialwisscnschaft- 
lichc  Bibliothek  einschlicsst,  haben  wir  eine  Reihe  kritischer  Zeitschriften,  die 
neue  Fälle  unanfechtbaren  Materials  fort  und  fort  zu  tage  fördern.  Schied 
man  damals  zwischen  nützlichem  Gebrauch  und  gefihrlichem  Missbrawh  des 
Alkohols,  so  ist  heute  durdi  zahlreiche  wohlkontrollierte  Versuche  und  Unter- 
sndiungen  festgestellt,  dass  auch  geringe  Alkoholmengen  die  körperliche  wie 
die  geistige  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigen,  dass  alle  Alkoholwirkungen, 
auch  die  scheinbar  anregenden,  nur  die  Betätigung  eines  Giftstoffs  darstellen, 
der  immer  lihmend  wirict  Und  wenn  wir  sozialdemokratischen  Alkoholgegner 
die  sozialen  Zusammenhänge  des  Alkoholismus,  Wohnungsnot  und  unzu- 
längliche Ernährung,  übermässige  Arbeit  unter  ungesunden  Bedingungen, 
Mangel  an  Bildiin^smitteln  und  Lebensfreude,  alle  Schattenseiten  der  Kxistenz- 
schwankungen,  stets  als  Quellen  der  .Vlkoholbetäubung  anerkennen  und  den 
unmittelbaren  Kampf  dagegen  wie  gegen  ihre  Grundursache,  den  Kapitalismus, 
SO  entschieden  fuhren,  wie  irgend  welche  andere  Genossen,  so  wissen  wir  doch 
auch,  dass  dieser  Zusammenhang  hier  kein  zwingender  ist,  dass  zahlreiche 
Arbeiter  sich  ihm  bereits  entzogen  und  damit  ihre  traurige  Lage  etwas  minder 
grausam  gestaltet,  ihre  Kampfcsfähigkeit  aber  vervielfacht  haben.  Wir  wissen, 
dass  nirgends  im  Gesellschafts-,  wie  im  sonstigen  Naturlebcn  Ursache  und 
Wirkting  rein  gesondert  werden  kömien.  Und  soweit  der  Alkoholgenuss 
Wirkung  übler  Zustande  ist,  wird  er  von  neuem  Ursache  noch  schlimmerer. 
Er  kann  aber  unter  Umständen  durch  Vorurteil  und  Genussgier  —  in  allen 
Kreisen  der  Bevölkerung,  auch  in  der  Arbcitcrkla??e  —  als  neue  Ursache  gesunde 
Zustände  in  krankhafte  verv.andcln.  Vnd  wenn  wir  im  AlkohoHsmus  oft  genug 
nur  ein  Symptom  des  Elends  finden,  so  aber  eines,  das  die  Grundursache  ver- 
sdilimmer^  die  Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Leiden  des  Proletarierdaseins 
herabsetzt  und  die  Kampffähigkeit  lähmt. 

Der  Aufruf  an  diese  aber  ist  es,  der  die  moderne  Arbeiterbew^ng  gesdiaffen 
hat  und  beherrscht.  Wer  möchte  glauben,  wenn  er  die  hilflos  verkümmernde 
Sklavenherde  einer  seit  Jahrhunderten  niedergetretenen  Proletarierschicht  be- 
trachtet, dass  diese  noch  den  Mut  zu  kämpfen,  die  Fähigkeit  der  Entsagung 
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über  den  Zwang  hinaus,  den  Willen  zu  freiwilliger  Unterordnung  und  Solidarität 
finden  könnten?  Und  doch,  wie  oft  ist  es  gelungen!  Und  der  Kampf  und  die 
Solidarität  haben  sie  moralisch  gehoben  und  sie  gelehrt,  materielle  Verbesse- 
rungen zu  erringen.  Die  ganze  Arbeiterbewegung  ist  ein  tausendfacher  Bewds, 
dass  wir  nicht  nur  Geschöpfe,  sondern  auch  Schöpfer  unserer  Umwelt  sind: 
ein  immer  erneuter  Aufruf  an  die  gewaltige  Kraft  der  Selbsterhebung  und 
Sclbsterlösung.  Völlig  irrig  ist  darum  die  Lehre  von  der  Widerstandsunfähig- 
keit des  Individuums  gegeu  die  Einflüsse  der  Umgebung.  Krankhafte  Naturen 
gehen  unter  den  gunstigsten  Bedingungen  zu  gründe,  und  Kemnaturen  über- 
winden die  schlinunsten.  Relativ  aber  gilt  das  in  geringerem  Ilasse  f&r  alle 
Wir  alle  können  das  subjektive  Element  im  Rechenexempel  unserei  Daseins 
durch  Einsicht  und  Wollen  verbessern.  Sind  diese  beiden  vorhanden,  so  wirken 
sie  auch  auf  die  Umgebung;  wie  stark,  das  hängt  von  den  Bedingungen  aussen 
und  innen  ab. 

So  steht  es  auch  mit  der  Lehre,  dass  die  Arbeiterschaft  für  ihren  Verkehr  und 
*  ihr  Versammlungsleben  auf  das  Wirtshaus  und  damit  auf  den  Alkoholgenuss  an- 
gewiesen sei.  Gar  nidit  davon  zu  reden,  dass  mit  einem  kleinen  Teil  dessen» 
was  unnütz  und  zum  Schaden  für  den  Alkohol  verausgabt  wird,  mit  Leichti^ceit 
die  Mittel  für  zahlreiche  menschenwürdige  Genossenschaftshäuser  —  ohne  die 
schimpfliche  Abhängigkeit  vom  Brauereikapital  —  zum  freien  Eigentum  der 
Arbeiterschaft  gewonnen  werden  könnten,')  auch  als  Konsumenten  haben 
die  Arbeiter  zu  bestimmen,  was  ihnen  verkauft  werden  soll.  Fordern  sie  Milcli 
und  Zitronen»  so  kann  kein  Brauereidirektor  und  kein  Schnaps j  unker  sie 
zwingen,  seine  Produkte  zu  verzehren.  Ahnlich  mit  anderen  Gründen.  So 
mit  der  Lehre  von  dem  edlen  Wein,  dem  harmlosen  Bier  und  dem  bösen 
Fusel.  Denn  dass  es  der  Alkohol  für  sich,  gleichviel  in  welcher  Zu- 
sammensetzung, ist,  der  die  verheerenden  Wirkungen  übt,  dass  die 
Fttsd61e  nur  dne  mimmale  Bedeutung  haben,  dass  Bier  und  Weti^  in  ent- 
sprechenden Mengm  genossen,  den  gleidien  Erfolg  haben,  wie  der  stärkste 
Branntwein,  das  alles  ist  von  objektiv  urteilenden  Forschem  langst  dargetan. 
F.s  gibt  darum  keine  Uosse  Schnaps-,  sondern  eine  umfassende  allgemeine 
Alkohol  frage. 

Die  Arbeiterabstinenten  mit  der  weit-  und  menschenfeindlichen  Sippe  der 
frommen  Reaktionäre  zusammenzuwerfen,  geht  wohl  auch  nicht  mehr  an. 
Gilt  doch  ihr  Kampf  vor  allem  der  stumpfsinnigen  Zufriedenheit,  die  der 
Normalzustand  des  Trinkers  ist,  arbeiten  sie  doch  für  Kulturhunger,  für  das 
Verlangen  nach  Naturgenuss  und  Kunst,  nach  menschenwürdigen  Daseins- 
bedingungen auf  jedem  Gebiete !  Und  wenn  Alkoholgegner  in  allen  Lagern, 
vom  Konservativen  bis  zum  Anarchisten  (Elisee  Reclus!).  zu  finden  sind,  so 
darf  auch  keine  sozialistische  Schule  sie  speziell  füi  sich  in  Anspruch  nehmen. 
In  Deutschland  gehören  ihnen  im  allgemeinen  wohl  mdir  Radikale  an, 
als  Revisioms$en,  Und,  mn  das  letzte  der  alten  Kautskyschen  Argumente  zu 
erwähnen,  wenn  damals  kein  namhafter  Sozialist  die  Enthaltsamkeitspropa- 
ganda betrieb,  heute  dürfen  wir  Genossen  wie  Viktor  Adler,  Otto  Lang,  \\-inder- 
vclde,  Henriette  Roland- Holst,  Keir  Hardie  und  wie  viele  mehr  mit  Stolz  zu 

■)  Wir  haben  in  CroM  Bcrlia  über  300000  Organisierte.  Ti^lich  nur  ein  Glas  Bier  weniger:  das 
erglbe  pro  Tag  30000,  im  Jalire  fast  11  Millionen  Mark.  In  einem  Jahrcl  Wieviel«  Grossbickercien. 
Bibliotheken«  Volkshlnser  licssen  sich  so  aclrnffenl 
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den  unseren  zählen.  Und  die  deutsche  Bewegung,  die  aus  ganz  spezifischen 
lokalen  Gründen  länger,  als  andere,  auf  den  politischen  Kampf  im  engsten  Sinne 
beschränkt  war,  wird  ihnen  folgen.  Die  Zeit  wird  auch  bei  uns  kommen,  wo 
der  sozialdemokratische  Vertrauensmann  ebenso,  wie  der  Gewerkschal tsleitcr, 
ab  ganz  selbstverständlich  auch  den  Kampf  gegen  den  Atkoholisains  betretben 
m±  Weit  entfernt  von  Sdcti««rei,  die  in  einer  Ansserlicfakeit  den  Kern 
der  Sache  erblickt,  handelt  es  sich  für  uns  darum,  die  gegenwärtigen  Lebens- 
bedingungen der  Masse  zu  erleichtern,  die  Voraussetzungen  des  endgültigen 
Siegs  und  seiner,  die  Menschheit  läuternden  Wirkungen  sicher  zu  stellen,  damit 
er  um  so  rascher  erscheine,  um  so  gewisser  eine  >Quelle  der  höchsten  Wohl- 
fahrt und  allseitiger  harmonischer  VervolIiBomnmungc  werde. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

ROBERT  MICHELS  •  LUIQI  ONEni,  Elfi  MALER- 
SOZIALIST 

XETTI  ist  der  Maler  des  italienischen  Sozialismus.   Sein  künstle* 

risches  Können  und  sein  grosser  Fleiss,  sein  stets,  auch  mit  eigenen 
Opfern  bereites  Angebot  deckt  sich  mit  dem  Verlangen  nach  Kunst- 
werken, dessen  eine  kräftig  erblühende  und  mit  gesunden  Sinnen  be- 
gabte Arbeiterbewegung  aus  ethischen  Zwecken  und  um  ihrer  selbst 
willen  bedarf,  wenn  sie  nicht  auf  den  Namen  einer  Kulturbewegung  verzichten 
wül.  Nicht,  dass  Onetti  das  Gebiet  der  soMuOdefnokraiischgn  Kunst  für  Italien 
monopolisiert  hätte:  der  Idealist  arbeitet  für  die  Arbeiter,  ohne  an  Gewinn  zu 
denken.  Er  ist  der  junge,  lebensvolle  Sohn  eines  bescheidenen  Arztes.  Er  ist 
alles  andere,  als  reich,  aber  er  verkauft  einige  Bilder  auf  bürgerlichen  Aus- 
stellungen, um  andere  an  Organisationen  des  proletarischen  Emanzipations- 
kampfes  verschenken  zu  können. 

Luigi  Onetti  ist  Sozialist.   Sogar  regelrechter.   Seit  zwölf  Jahren.   Es  «nd 

zwei  Jahre  her,  da  wählte  man  ihn  auch  ztun  sozialdemokratischen  Stadtrat  in 
Turin.  Da  sitzt  er  nun  und  zeichnet  Karikaturen  seiner  klerikalen  und  feudalen 
Kollegen.  Er  macht  kein  Geheimnis  daraus,  dass  das  Milieu  ihn  langweilt. 
Im  Consiglio  Comunale  von  Turin  wird  vorläufig  noch  wenig  Wertvolles  ent- 
schieden. Da  ist  dodb  die  herrliche  Natur  oder,  wenn  es  sein  muss,  auch  das 
Atelier  im  sechsten  Stock  viel  schöner,  wo  man  Werke  schaffen  kann,  die  das 
Proletariat  zu  seinem  schweren  Kampf  ermutigen  und  sein  menschliches  Streben 
verklären.  Onetti  ist  nicht  Künstler,  weil  er  Sozialist  ist.  Die  moderne 
Arbeiterbewegung  unterliegt  bekanntlich  leicht  der  Versuchung,  die  wenigen 
Künstler,  die  mit  ihr  in  Reih  und  Glied  fechten  und  sich  auch  künstlerisch  mit 
ihr  beschäftigen,  allein  deshalb  für  grosse  Männer  in  ihrem  Fach  zu  halten. 
Zu  Unrecht.  Die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  der  Befreiung  des 
vierten  Standes  schafft  noch  keine  Kunst,  selbst  wenn  sie  in  dem  Träger  dieser 
Überzeugung  mit  etwas  handwerksmassigem  Können  verbunden  ist.  Aber  der 
Sozialismus  vermag  dem,  der  Künstler  ist,  kraftvolle  Attribute  zu  verleihen,  die 
den  Wert  seines  Schaffens  erhöhen  und  auf  die  Kunst  vertiefend  zurückwirken. 
Das  trifft  bei  Onetti  zweifdlos  zu.  In  Onetti  sind  der  Kunstler  und  der  Sozialist 
zu  einem  unauflödichen  Ganzen  vereinigt. 

Zweifdlos  verdankt  dieser  Künstler  mehr  sich  selbst,  als  irgend  welchem  tech- 
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nischen  Unterricht.  Er  hat  es  auch  einmal  ausgesprochen,  dass  die  Jahre»  die 
er  als  Schüler  der  Malerei  auf  der  Kunstakedemie  7.\\  Turin  verbracht,  zwar 
fördernd  auf  ihn  eingewirkt,  aber  doch  seinem  Wissen  und  seinem  Können  kein 
grundlegendes  Element  hinzugefügt  haben.  Man  kann  auch  von  Onctti  sagen, 
was  Charles  Loeser  in  dieser  Zeitschrift  über  Käthe  KoUwitz  niedergeschrieben 
hat:  das,  was  er  hätte  lernen  können»  hat  man  ihn  schlecht  gelehrt^)  Man 
ist  bisweilen  geradezu  überrascht,  auch  auf  denjenigen  Gemälden  des  Künstlers, 
deren  grossartige  Konzeption  zunächst  jede  Kritik  zum  Schweigen  bestimmt, 
bei  näherer  Beobachtung  der  Einzelheiten  auf  technische  Mängel  zu  stosscn, 
die  sich  Dutzendmaler  vielleicht  längst  abgewöhnt  haben.  Aber  man  weiss  ja 
seit  Rembrandt,  dass  es  nicht  die  Fehlerlosigkeit  ist,  die  den  grossen  Maler  aus- 
macht, den  grossen  Maler,  wie  den  grossen  Menschen.  Die  Zeiten  sind  vorbei, 
in  denen  man  die  Grösse  in  der  Glätte  suchte.  Racine  war  ohne  jeden  Zweifel 
in  seiner  Kunst  reiner,  fehlerloser,  als  Moliere,  und  doch  erheben  sich  die  Zinnen 
Molicreschen  Geistes  hoch  über  das  breite  Hügelland  Racinescher  Poesie.  Was 
Tiefe  und  Grosse  der  Auffassung  sowohl,  wie  die  künstlerische  Gestaltni^s- 
kraft  anlangt,  ist  Onetti  neben  dem  zu  früh  verstorbenen  PeKtza  di  Volpedo 
und  dem  Mailänder  Giulio  Mentessi  sicherlich  der  bedeutendste  Vertreter  jener 
jüngeren  ifnlienischen  Malcrschule,  die  sich  auf  die  grossen  Landschafter,  ins- 
besondere Seganlini,  lehnend  mit  kräftigem  Sell)stl)cwusstsein  aus  dem  Sumpf 
der  stofflich  und  technisch  ödesten  Alltagsbildcrei  ihres  Vaterlandes  herausge- 
arbeitet und  mit  Enthusiasmus  dem  Sozialen  zugewandt  haben.  Onetti  hat 
neben  grossen  Bildern  auch  in  der  Kleinkunst  gearbeitet.  Wir  besitzen 
von  ihm  eine  grose  Reihe  von  Plakaten,  Umschlagzeichnungen  zu  Parteikarten, 
Gewerkschaftskarten  usw.  Daneben  eine  Reihe  von  Bildern  aus  dem  Leben  des 
Agrarproletariats  seiner  Heimat.  Alle  zeichnen  sich  aus  durch  die  gleiche 
Tiefe  und  Fülle.  Wenn  er  als  Plakatentwurf  für  das  Turiner  Gewerkschafts- 
haus einen  sehnigen  Arbeiterarm  zeichnet,  der  einlassheischend  den  Turklopfer 
in  der  Faust  hält,  wenn  er  in  seinem  grossen  Bild  Brot  in  dem  abgewandten 
Kopf  einer  Landarbeitcrin  das  ganze  Sehnen  des  arbeitenden  Volkes  nach 
einem  menschenwürdigen  Dasein  ahnen  lässt :  immer  entspringt  den  Dar- 
stellungen des  Künstlers  eine  Frische  der  Auffassung  und  eine  Saclxkenntnis, 
die  seinen  Namen  in  den  Reihen  der  Kämpfer  beliebt  machen  müssen.  Onetti 
kennt  das  Arbeiterleben  aus  eigenster  Anschauung,  er  kennt  die  kräftigen  und 
doch  mageren,  unterernährten  Körper,  die  seine  Gemälde  beleben  und  seinen 
Darstellungen,  mögen  diese  eine  ruhige  Situation  oder  eine  körperliche  Aktion 
zum  Gegenstand  haben,  ihr  auch  innerlich  abgeschlossenes  Wesen  verleihen. 

Die  bedeutendste  der  Schöpfungen  Onettis  auf  diesem  Gebiet  sah  ich  im 
Jahre  1902  auf  der  ersten  internationalen  Kunstgewcrbeausstcllung  in  Turin. 
Ihr  Gesamtname  ist  La  Vita,  sie  zerfällt  in  drei  Teile:  Atnorc,  Lavoro  und 
Dol&rt.  Auch  das  Leben  des  einfachen  Menschen  zerfällt  lediglich  in  Licb^ 
Arbeit  und  Schmerz,  geht  in  diesen  dreien  auf.  Mit  erschütternder  Ssrmbolik 
hat  Onetti  die  Arbeit  zum  Mittelteil  auserwählt,  das  den  grossen  Raum  ein- 
nimmt, und  neben  dem  die  Liebe  und  der  Schmerz  nur  dekorative  Zutaten  sind, 
Anhängsel  der  Arbeit,  wie  im  lebendigen  Leben,  in  dem  die  Tagesarbeit  ja  auch 
alle  differenzierteren  Regungen  unseres  Gefühlslebens  einschränkt  Wieviel 

'}  Vergl.  Charles  Locscr  Kälk«  KtUvaitt  in  deo  Sasialistitcktm  UanatshtfUn,  190a,  1.  Bd» 
pa«. 
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Feinheit  Hcg^  in  der  Auffassung,  die  Onetti  uns  von  der  Liebe  gibt!  Durch  die 
dunkle  Kammer  gleitet  gleichsam  ein  Hauch  zarter  Poesie.  Es  ist  die  Jugend, 
die  hier  ihr  schönstes  Lied  singt,  ein  Lied,  das  kein  Dacapo  kennt,  das  verklingt, 
sobald  es  gesungen  ist  Dias  grosse  Mittdstück  des  Bildes  zeigt  uns  einen 
Landmann,  der,  den  Strohhut  tief  in  die  Augen  gedrückt,  bei  glühender 
Mittagshitze  seinen  —  oder  fremden?  —  Acker  bestellt.  Seinem  dürren,  bart- 
losen Gesteht  liegt  die  ganze  Härte  langer  Entbehrungen  aufgedrückt,  und  doch 
sind  seine  Züge  nicht  ganz  frei  von  einer  gewissen  stolzen  Freudigkeit  zur 
Arbeit.  Das  dritte  Bild  führt  den  Beschauer  in  ein  enges,  irmUches  Dadn 
Stäbchen«  Die  alte,  verhärmte  Mutter  mit  dem  strähnigen  Haar  hält  bei  der 
Leiche  der  Tochter,  eines  blühenden,  schonen  Mädchens,  die  Wacht.  Den 
Kopf  hält  die  Alte  in  die  Hände  gestützt,  und  die  Augen  sehen  starr,  fast 
hart,  ins  Weite.  Ein  einziger  Gedanke  scheint  die  alte  Frau  auszufallen:  Er- 
bitterung. Erbitterung  gegen  das  Schicksal,  aber  auch  Erbitterung  gegen  das 
Elend,  das  ein  Menschenleben  vernichtet  hat  So  weckt  das  dreigeteilte  Lehe» 
Onettis,  ohne  anch  nur  im  entferntesten  tendenziös-aufdringUch  za  wiiicen,  jeden 
nicht  ^anz  vcroberflächlichten  Beobachter  aus  seiner  Gleichgültigkeit  heraus 
zum  Ernst  und  zum  Nachdenken.  Leider  hat  Onetti  selbst  den  einen  Teil,  die 
Liebe,  mit  eigener  Hand  zerstört,  aus  Künstlerlaune,  die  sich  an  der  untreu 
gewordenen  Geliebten  rächt.  Dagegen  hat  das  Mittelstück,  die  Arbeit,  einen 
guten  Platz  erhalten.  Es  prangt  als  Hauptschmuck  über  dem  Rednerpult  des 
grossen  Saales  im  Turiner  Gewerkschaftshause. 

Onetti  ist  auf  den  Lorbeeren  seines  Sitge»  als  Gewinner  der  ersten  Prämie  der 

Gemäldeabteilung  der  ersten  internationalen  Kunstgewerbeausstellung  in  Turin 
nicht  eingeschlafen.  Ohne  sich  eine  Ruhepause  zu  gönnen,  begann  er  alsbald, 
sich  einem  neuen  Stoff  zuzuwenden,  dessen  Auffassung  von  einer  mit  ethischer 
Strenge  aufgefassten  sozialen  Kunst  zeugt  Uber  die  braune,  trostlos  öde 
Heide,  deren  schmucklose  Eintönigkeit  nur  durch  faule  Gräben  stagnierenden 
Gewässers  unterbrochen  wird,  zieht  in  bacchantischem  Chor  eine  wilde  Horde 
bunt  durcheinantlergewürfelter  Menschentypen.  Da  sehen  wir  Prinzen  und 
Könige,  Krieijcr  und  Minister,  Bankiers  und  Mönche,  Dirnen  und  Verbrecher. 
Der  Zug  zieht  lärmend  und  schreiend  vorwärts.  Rechts  und  links  fallen,  von 
ekstatischem  Taumel  hingerissen,  in  impotenter  Sinneninst  Männer  und  Weiber 
hinein  in  das  schillernde  üble  Gewässer.  Der  Kunstter  hat  das  Gemälde  zu- 
erst das  Heer  der  Bösen,  sodann  den  WirbehLfind  genannt.  Die  auf  der 
Leinwand  dargestellten  Menschentypen  sind  zu  Opfern  des  Bösen  geworden. 
Nun  sind  sie  gezwungen,  in  endloser,  wilder  Hast  über  die  l'.rde  zu  jagen.  Dem 
Verderben  entgegen.  Mit  ihnen  ziehen  junge,  unschuldige  Fürstenkinder  und 
lebenslustige,  in  jugendlidier  FfiUe  prangende,  nackte  Proletariermädchen. 
>Diese  armen  Geschöpfe«,  sagte  mir  Onetti,  »sit^  noch  nicht  böse,  aber  sie 
müssen  dem  Zuge  folgen  und  sind  bestimm^  es  zu  werden,  unabweisbar  und  mit 
zwingender  Gewalt.« 

Dem  Reiz  des  philosophisch  gerichteten  Mannes  hat  sich  auch  der  jetzige 
König  Victor  Emanuel  IIL,  der  die  Rinnstcmkunst  ehrt,  und  den  des  Malers 
poUtiscfaes  Glaubensbekenntnis  nicht  kränkt,  nicht  entziehen  können,  wie  er 
durch  den  Ankauf  eines  der  besten  Bilder  des  Malers,  eines  posdmmen  Porträts 
des  grossen  italienischen  Philosophen  und  Dichters  Giaconio  Leopardi,  be- 
.wiesen  hat  Unter  den  gewaltigen  Vorzügen  italienischen  Lebens  ragen  noch 
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immer  zwei  in  mächtiger,  respektgebietenfkr  Grösse  hervor:  eine  von  grossem, 
idealischem  Schwung  getragene  Schaffenskraft  und  eine  durch  kleinliche  Into- 
leranz und  enge  Voreingenommenheit  nicht  gehemmte  Anerkennung  für  das 
Sdione,  liege  es  auf  kfinsderischem,  wissensdiaftticfaeiii  oder  auch  rdnmeiisdi- 
lichem  Gebiet. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RLBERT  SÜDEKÜM  •  WRMDERBIBLIOTHEKEM  • 
EIME  RMREQUMQ  ZUR  RRBEITERBILDUNQ 

OK  eincni  Jahr  veröffentlichte  Max  Quarck  in  den  Socia'.istischen 
MonatsJu-fttn  eine,  leider  viel  zu  wenig  beachtete  Abhandlung  über 
X'olkshildung  und  Sozialdemokratie;  er  stellte  darin  ein  umfassendes 
Frogramm  für  die  Tätigkeit  der  Partei  und  der  Gewerkschaften  auf 
|dem  Gebiete  der  Volksbildung^  auf.  Es  heisst  dort: 
»Wir  prunken  zum  Beispiel  oft  mit  den  Bände-  und  Benutzungsziffern  unserer 
Arbeiterbibliotheken  in  Gross-  tuid  Mittelstädten;  aber  auf  dem  flachen  Lande 
sidit  es  damit  noch  sehr  scheu  aus.  Wiederholt  habe  ich  schon,  wenn  ich  dort 
agitiert  und  den  glühenden  Wunsch  dortiger  Genossen  vernommen  hatte,  für  den 
'Winter  nur  den  Anfang  einer  kleinen  Bibliothek  zu  besitzen,  aus  den  Beständen 
unserer  Redaktion  und  nu-iiun  eigenen  kleine  Pakete  von  20  bis  30  Ban<len  .zu- 
sammengestellt und  sie  den  Bildungsdurstigen  als  Grundlage  für  ihre  Vcreinsbiblio- 
Ihek  gesandt.  Das  müsstc  aber  seitens  der  Organisationen  systematisch  geschehen, 
und  solche  kleine  Blocks  von  Büchern  müssten  auch  zu  besonders  billigem  Preis 
(antiquarisch)  in  allen  un'^orcn  Buchhandlungen  fertig  zum  Kauf  bereit  stehen. 
Auch  Anweisungen  für  ihre  ncliligc  Benutzung  zu  Vorlesungen  und  Diskussionen 
fehlen  noch  ganz.  Und  wie  sich  Dörfer  mit  Partei-  und  Gewerkschaftsmitglied- 
schaften  zum  Austausch  und  zur  abwechselnden  Ausgabe  ihrer  Bücher  an  ver- 
schiedenen Orten  verabreden  und  organisieren  können,  das  ist  noch  so  Wenig  er- 
örtert, als  wenn  wir  keine  Arbeiterradfahrer  aucli  /u  solclicn  Zwecken  hätten. 
Diese  Kleinarbeit  für  die  Volksbildung,  die  von  unseren  Gegnern  längst  intensiv 
geleistet  wird,  scheint  mir  unendlich  vfet  wichtiger,  man  verzeihe  mir  diese  Ketzerei, 
als  die  Hochschulbewegung  in  den  Crossstiifltcn.  Die  Wahlziffern  von  190,^  in 
vielen  Grossstädten  und  halbstädiischen,  halbländlichen  Wahlkreisen  haben  uns  ge- 
zeigt, wie  aÜiängig  wir  bd  der  fortschreitenden  Dezentralisation  der  Industrie- 
be völkerung  vom  l^de  werden.«*) 

Kurz  vor  dieser  Anregung  imd  unabh.nngig  von  ihr  kam  ich  im  Sommer  1906 
auf  den  Gedanken,  ein  Stück  praktischer  X'orarbcit  für  eine  umfassende  Organi- 
sation der  Volksbildung  durch  Verbreitung  guter  Bücher  zu  unternehmen. 
Man  kann  daraus  ersehen,  dass  die  Idee  tatsachlich  in  der  Luft  lag.  Auch  teil 
hatte  bei  Agitationstouren  und  Wanderfahrten  im  Süden  wie  im  Norden,  im 
Osten  wie  im  Westen  unseres  Vaterlandes  die  Erfahrung  gemacht,  dass  der 
Drang  der  Arbeiterbevölkerung  nach  aufklärender  und  unterhaltender  Lektüre 
nur  in  den  allerscltcnstcn  Fällen,  und  dann  auch  nur  zufällig,  befriedigt  wird. 
Da  es  vorlaufig  als  ausgeschlossen  gelten  muss,  in  die  zahllosen  kleinen  Orte, 
in  denen  so  manche  treue  und  begeisterte  Anbanger  der  modernen  Arbdter- 
bewegimg  wohnen,  eine  genügende  Anzahl  von  festen  Bibliotheken  zu  er- 
richten, so  musstc  das  Ziel  auf  eine  andere  Weise  erreicht  werden.  Ich  ver- 
suchte es  durch  die  Errichtung  einer  Freien  IVandcrbüchcrci,  die  ich  Ende 
August  1906  auf  dem  Umschlag  der  von  nur  herausgegebenen  Kommunalen 
Praxis,  wie  folgt,  ankündigte: 

*)  Vcrgl.  Max  Quarck  Volktbilduni  »fui  SoMtatiUmokroHe  in  den  Sogialisiiscken  M0Malshtfttm, 
tfttt  M.  Bd,  pi«.  759. 
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»Um  den  Parteigenossen  in  kleinen  und  kleinsten  Orten  Gelegenheit  zur  Fortbildung 
durch  das  Lesen  guter  Bücher  zu  gewähren,  hat  der  Unterzeichnete  eine  kleine 
Freif  IV anderb ücherei  eingeriditet  Sie  steht  den  Parteigenossen  völlig  kostenlos 
zur  Verfügung.  Einrichtung  und  Benutzunfj  gc^cliicht  nach  folgenden  Grundsätzen: 
I.  Die  Freie  IVandcrbüchcrei  besteht  aus  rerschiedenen  Reihen  von  je  lO  bis  12 
Binden.  Jede  Reihe  ist  in  einer  Versandkiste  untergebracht  2.  Parteigenossen» 
die  an  ihrem  Wohnorte  nicht  über  eine  Vereins-  oder  andere  Bibliothek  verfügen, 
erhalten  eine  Bücherkiste  auf  je  3  Wochen  portofrei  und  unter  Beifügung  des  Rück- 
portos zugesandt.  Sie  eniennen  unter  sich  einen  Vormann,  der  die  Bücherkiste 
verwahrt,  die  Bücher  zum  Lesen  austeilt  und  für  pünktliche  Rücklieferung  sorgt. 
Nach  Ablauf  der  Benutzungsfrist  ist  die  Bucherkiste  sofort  zurückzuschicken. 
3.  Die  Bestellungen  müssen  die  genaue  Adresse  des  Bestellers  und  den  Stempel  des 
für  den  Ort  zuständigen  Parteivertrauensnuumes  tragen,  der  dadurch  aber  keine 
Haftung  übernimmt.  4.  Die  Bestellungen  werden  in  der  Reihenfolge  ihres  Ein- 
treffens ausgeführt.  Die  erste  Versendung  erfolgt  am  i.  Oktober  dieses  Jahres. 
5.  Die  freie  IVanäerbücherei  umfasst  vorerst  Werke  von  [folgen  die  Namen  der 
Antoren).« 

Di«  sozialdemokratische  Presse  nahm  sich,  mit  Ausnahme  weniger  Blatter,  in 

der  dankenswertesten  Weise  der  Verbreitung  dieser  Ankündigung  an,*)  so  dass 

sie  in  ganz  kurzer  Zeit  weithin  bekannt  wurde.  Nachdem  nunmehr  die  Freie 
Wandcrbüchcrci  beinah  ein  Jahr  lanp;  bestanden  hat,  erscheint  es  an  der  Zeit, 
die  damit  gemachten  Erfahrunsreu  zu  besprechen. 

Den  Grundstock  der  Bibliothek  bildete  eine  Auswahl  von  Büchern,  die  ich 
aus  meinem  eigenen  Besitze  zusammenstellte.  Auf  mein  Ersudien  liehen  über* 
dies  der  Parteivorstand,  mehrere  sozialistische  Verlage,  sowie  einige  Privat- 
personen dem  Unternehmen  ihre  freundliche  Hilfe.  Auf  diese  Weise  kam  ein 
C^riindstock  von  etwa  240  Händen  zusammen,  die  ich  zunächst  in  16  Reihen 
einteilte.  Jede  Reihe  besteht  aus  Büchern,  die  der  sozialistischen  Propaganda 
dienen,  aus  geschichttichei^  schöngeistigen,  natnrwissenschaftlidwn  und  medi- 
zinischen Büchern.  Die  Anzahl  schwankt  zwischen  9  tmd  x6  verschiedenen 
Werken,  je  nach  dem  Umfange  der  einzelnen  Bände;  das  Ausmass  war  damit 
gfegebcn.  dass  jede  Reihe  mit  Verpackung  das  Gewicht  eines  einfachen  Postpaketes 
nicht  übersteigen  durfte.  Bei  der  Wahl  des  Verpackungsmaterials  kam  es  darauf 
an,  leichtes  Gewicht  mit  Handlichkeit  und  grosser  Dauerhaftigkeit  zu  ver- 
binden. Ich  hatte  zuerst  daran  gedacht,  mir  Kisten  machen  zu  lassen,  kam 
aber  nach  einigen  Versuchen  davon  ab,  weil  sie  sich  als  unpraktisch  erwiesen. 
Die  im  Handel  in  jeder  Form  und  .Ausstattung  käuflichen  Pappkartons  waren 
durchgehcnds  viel  zu  wenig  haltbar.  Schliesslich  fand  ich  folgendes  Ver- 
fahren als  das  beste:  Ich  Hess  mir  vom  Tischler  zwei  25X33  grosse  Breiter 
machen,  auf  deren  eines  ein  zirka  i  Quadratmeter  grosses  Stück  Wachs- 
tuch aufgenagelt  wurde.  Legt  man  die  Bucher  auf  das  Wachstuch,  schlägt  die 
Enden  zusammen,  setzt  hierauf  das  zweite  Brett  und  umschnürt  das  Ganze  mit 
starkem  Bindfaden,  so  erhält  man  ein  handliches,  leichtes  und  den  Fährlich- 
keiten  des  Transportes  in  jeder  Weise  gewachsenes  Paket.  Das  Packmaterial 
für  eine  Reihe  stellt  sich  auf  ungefähr  1,30  Mark.  Nach  achtmonatigem  Um- 
trieb  ist  das  gesamte  Packmaterial  noch  in  durchaus  guter  Verfassung,  so 
daffft  man  annehmen  darf,  es  werde  noch  jahrdang  seinen  Dienst  versehen 
können. 

Die  Verbreitung  meines  Aufrufes  durch  die  Partciprcsso  hatte  zur  Folge, 
dass  aus  allen  Teilen  Deutschlands  zahlreiche  Bestellungen  auf  die  Wander- 

*)  Auch  in  der  Rundschau  der  Sosialistiscktn  Monatshtftt,  in  der  Kubrik  Sozialpädagogischt  Be- 
w»gu»t,  (im  vorigen  Bude,  pag.  So)  «ntd«  dsrftbcr  referiert. 
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bibliothek  bei  mir  einliefen.  Den  ganzen  Bedarf  zu  befriedigen,  erschien  von 
vornherein  unmöglich.  Es  erhob  sich  deshalb  für  mich  die  Frage,  ob  ich  nicht 
die  Verbreitungf  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  beschränken  wollte.  Ich  sah  aber 

schliesslich  davon  ab,  weil  es  mir  darauf  ankam,  aus  möglichst  verschiedenen 
Teilen  Deutschlands  authentische  Zeugnisse  über  die  Aufnahme  der  Einrich- 
tung in  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  zu  erlangen.  So  siiifl  denn  die  Pakete 
von  Oktober  1906  bis  zum  Mai  1907  in  80  Sendungen  nacli  71  verschiedenen 
Orten  gegangen.  Jeder  Sendung  lag  ein  Fragebogen  bei,  auf  dem  die  soi^- 
fältige  Beantwortung  folgender  Fragen  erbeten  war: 

>I.  Wieviel  Parteigenossen  haben  sich  am  Lesen  der  Bücher  beteiligt?  2.  Welchem 
Berufe  gehören  die  Leser  an?  3.  Welche  Bücher  wurden  am  meisten  begehrt? 
4.  Wünschen  die  Leser,  dass  die  Freie  IVanderbüchcrei  auch  in  Zukunft  bestehen 
Mrihc?  5.  Welche  Bücher  wünschen  die  Leser  in  Zukunft  zu  haben?  6.  Ist  die 
Lcüuri.st  von  3  Wochen  lang  genug?    7.  Sonstige  Bemerkungen.« 

Dieser  Bogen  ist  fast  ohne  jede  Ausnahme  von  den  Empfängern  der  Bücher- 
pakete gewissenhaft  ausgefüllt  worden.  Ans  den  Antworten  ergibt  sidi,  dass 

nicht  weniger  als  970,  zum  allergrössten  Teile  handarbeitende  Personen  sich 
am  Lesen  der  Bücher  beteiligt  haben.  Welche  Aufnahme  die  Bücherei  in 
den  kleinen,  zumeist  vom  Verkehr  wcitabgclegenen  Orten  gefunden  hat,  möge 
man  aus  einzelnen  Mitteilungen  der  Leser  ersehen: 

Aus  Helmbrechts  in  Oberfranken  schreibt  der  Vorsitzende  der  Zahlstdle  des  ßau- 
und  Erdarbeiterverbaiifles :  >Es  sieht  in  hczug  auf  Aufklärung  hei  uns  noch  sehr 
schlecht  aus-  Von  einem  guten  Buche  ist  nichts  vorhanden,  viel  weniger  von  einer 
Bibliothek.  Und  gerade  bei  uns  machen  die  die  besten  GescMfte,  die  mit  den 
Schundromanen  handeln.  Es  ist  zum  Weinen,  wenn  man  zusehen  muss,  wie  die 
schlechtesten  Romane  von  Jung  und  Alt  nur  so  vcrsclilungen  werden,  selbst  noch 
von  Partei-  und  (  <  v  rkschaft^^ossen.  Es  kommt  wohl  vor,  dass  kleinere  Bro- 
schüren zum  Verschlciss  kommen,  aber  von  gut-jn  Ruchern  nichts,  weil  der  Ver- 
dienst so  niedrig  ist,  dass  es  schon  aus  dem  Grunde  nicht  geht.  Und  doch  ist  bei 
uns  Bauarbeitern  gegen  den  Winter  zu  Gelegenheit  zum  Lesen,  da  die  Arbeitszeit 
von  Woche  zu  Woche  kürzer  wird;  ich  habe  es  freudig  begrüsst,  dass  endlich  dieser 
gute  Gedanke  zum  Vorschlag  gebracht  worden  ist.»  Aus  Thaleischweiler:  »Ich 
bitte  Sie,  uns  recht  oft  Bücherkisten  zu  senden,  da  die  Genossen  noch  nie  Gelegen- 
heit hatten,  sich  irgendwie  weiter  zu  bilden.  In  der  letzten  Zeit  sind  uns  von  28  Ge- 
nossen 8  untren  geworden,  da  wir  sie  nicht  heim  Verein  halten  konnten.  Das 
Wahlergebnis  im  hiesigen  Orte  war  hei  ungefähr  260  Wahlberechtigten  1898  9 
Stimmen,  1903  81  Stimmen.  £s  ist  hier  also  sehr  wohl  etwas  zu  machen.«  Aus 
Damgarten  in  Pommern:  »Es  besteht  hier  eine  Ortsgruppe  des  W&hlvereins  Stral- 
sund, die  40  Mitglieder  zählt.  Da  uns  kein  Lokal  zur  Verfügung  steht  und  auch 
keine  Bibliotliek,  so  ist  es  fast  unmöglich,  auch  nur  oberflächlich  mit  den  Ideen 
des  Sozialismus  bekannt  zu  werden.  Ihren  Plan  haben  wir  daher  freudig  begrüsst« 
Aus  Wildenfels:  >Bei  der  Wahl  haben  wir  hier  in  unserem  Orte  an  Stimmen  ab- 
genommen. 1903  hatten  wir  für  Genossen  Stolle  307  Stimmen,  für  den  Gegner 
aoo,  diesmal  [1907]  nur  230  für  Stolle  und  aSo  für  den  Gegner.  Wenn  man  beide 
Resultate  vergleicht,  so  muss  man  sich  fragen,  wie  die  Zahl  der  Gegner  zu  stände 
gekommen  ist,  da  doch  nur  Arbeiter  hier  wohnen.  Man  ersieht  daraus,  dass  noch 
viele  Arbeiter  den  Gegner  wählen,  und  dass  Aufklärung  dringend  nötig  ist  Aber 
wie  sollen  wir  uns  Aufklärung  bcsch.ifTen  Wenn  nicht  solche  Einrichtungen 
getroffen  werden,  wie  Sie  es  wollen,  dann  ist  hier  nichts  zu  machen«.  Aus  Oschers- 
lehen:  »Die  Bewegung  1  t  ii:  r  erst  seit  einem  Jahre  festen  Fuss  gefasst.  Eine 
liibliolhck  ist  nidu  vorhanden.  Bisher  habe  ich  meine  wcniircn  Bücher  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Aber  die  sind  nun  durchgelesen.  Die  Parteigenossen  sehneu  sich 
nach  neuer  Lektüre.«  Aus  Braunschweig:  >Ihre  Idee  der  Freien  IVander- 
bücherei  hat  auf  mich  geradezu  wie  eine  Offenbaruner  gewirkt,  da  vi,«  dem  Bil- 
dungs-  und  Lesebedürfnis  unserer  kleinen  ländlichen  Ortsvereine  Befriedigung  ge- 
währen kann.«  Aus  Pcrleberg:  »Seit  drei  Jahren  steht  uns  kein  Lokal  nuhr  zur 
Verfügung.   Dadurch  ist  die  Arbeiterschaft  sehr  lau  geworden,  so  dass  die  Ver- 
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sorgung  mit  Büchern  geradezu  notwendig  ist,  um  die  Leute  bei  der  Stange  zu 
halten.«    Aus  Holten  in  Westfalen:    »Alle  Parteigenossen  haben  stdi  an  den 

Büchern  erfreut.  Die  meisten  sind  erst  kurze  Zeit  im  Verein,  der  seit  dem  i,  Juli 
1904  besteht,  und  hatten  noch  keine  Gelegenheit,  grössere  Bücher  über  unsere  Be- 
wegung zu  lesen.    Wir  sind  hier  nur  70  Gewerksdiafler,  von  denen  wir  y>  im 

sozialdemokratischen  Vortin  haben.« 

Die  Fra^c,  welche  Bücher  am  meisten  begfehrt.  und  welche  für  die  Zukunft 
gewünscht  wurden,  wurde  sehr  verschieden  beantwortet.  Oftmals  heisst  es 
nur:  »Es  ist  uns  alles  angenehm«,  »Die  Auswahl  überlassen  wir  Ihnen.«  Auf 
viden  Fragi^ofen  sind  jedodi  genauere  Antworten  gegeben. 

Am  meisten  begehrt  wurden  Bebels  Frau,  die  Arbeitergeiundheitsbibliothek,  die 
Pflanzenwelt,  die  Romane  von  Schweichel  und  Holmgreen,  die  Bücher  von  Jaures 
und  Vandervclde.  In  Helmbrechts  wurde  bei  einer  Sendung  eine  Broschfii^ 
Sechs  Monate  Gefängnis  am  meisten  verlangt;  >anschoinend«,  so  schreibt  der  Beant- 
worter  der  Frage,  »weil  Genosse  Schiegel  in  Kulmbach  in  Zwangshaft  gesetzt 
worden  ist«.  Während  aus  Eberstadt  der  Wunsch  laut  wt^de,  die  viel  begehrten 
genossenschaftlichen  Bücher  auch  für  die  Zukunft  zu  senden,  antwortete  Starnberg, 
dass  für  die  Zukunft  keine  genossenschaftlichen  Bücher  geschickt  werden  möchten, 
weil  sie  gar  nicht  verlangt  wurden.  In  Lurup  fand  sich  kein  einziger  Lewr  I3r  die 
Grotjahnschc  Broschüre  über  den  Alkoholismus,  während  sie  dagegen  an  anderen 
Orten  besonders  oft  gelesen  wurde,  und  aus  Holten  gar  beruhtet  wird:  »Die 
Broschüre  über  den  Alkoholismus  hat  ein  Parteigenosse  einem  Alkoholiker  ge- 
schenkt. Dafür  lege  ich  eine  Briefmarke  bei.«  Aus  Röthenbach  wird  der  Wunsch 
nach  Erzählungen  und  historischen  Schriften  laut .  Leutkirch  antwortete :  >Alle 
Bücher  sind  uns  angenehm.  Wir  haben  jetzt  beschlossen,  die  geeigneten  und  be- 
liebten Bücher  für  tinsere  Bibliothek  dauernd  anzuschaffen.«  Aus  Jassen  wird 
mitgeteilt:  »Es  wird  gut  sein,  solche  Bücher  beizulegen,  die  man  Arbeitern  geben 
kann,  welche  noch  nicht  Parteigenossen  sind.  Wir  hal)cn  hier  keine  Gelegenheit, 
Parteiversanunlungen  abzuhalten,  und  da  könnten  wir  durch  geeignete  Lektüre  viel 
erreichen.«  Aus  Erlbadt-Kirchberg  wird  der  Wunsch  naeh  schongeistiger  Literatur 
nnd  Gesetzeskunde  laut,  während  Tutzing  aktx:elle  politische  I'roschiiren  ver- 
langt, und  Wilthen  Partei-  und  Naturgeschichte.  Im  ganzen  uberwiegen  die  l)e- 
dingungslosen  Zustinunungen  sn  der  getroffenen  Auswalil« 

Was  die  Leihfrist  anlangt,  so  stellte  sidi  gleich  anfangs  heraus,  dass  die 

von  mir  vorgeschlagene  Zeit  von  3  Wodien  viel  zu  kurz  angesetzt  war;  ich 
habe  sie  dann  auch  nicht  einhalten  können.  Die  Wünsche  nach  Verlängerung 
dieser  Frist  sind  ganz  allgemein.  Sie  schwanken  zwischen  4  Wochen  und 
6  Monaten. 

Ans  Thaleischweiler  schrieb  man    »Viele  Leute  fahren  morgens  %6  Uhr  nach 

Pirmasens  und  kommen  erst  abends  Vj8  Uhr  zurück.  Da  bleibt  /um  Lesen  wenig 
Zeit«  Aus  Mörsch:  »Die  Leser  der  Bücher  sind  lattter  Arbeiter,  die  2^  Stunden 
Weg  bis  zur  Arbeitsstätte  zu  machen  haben.«  Aus  Caputh:  »Wir  fahren  morgens 
um  5  Uhr  fort,  und  abends  8  Uhr  kommen  wir  erst  wieder  heim.  Da  können  Sic 
sich  wohl  denken,  dass  uns  zum.  Lesen  wenig  Zeit  übrig  bleibt.«  Aus  Holzhausen: 
»Die  Arbeiter,  die  Landwirtschaft  nebenbei  betreiben,  können  im  Frühjahr  und 
Sommer  überhaupt  nicht  zum  Lesen  kommen ;  sie  wünschen  die  Hücher  im  Winter 
je  13  Wochen  zur  Verfügiing  zu  haben.«  Aus  Eberstadt  kam  die  beachtenswerte 
Anregung,  dass  bei  jeder  Sendung  s(;fort  das  genaue  Dattnn  der  Ablieferungr  ini 
voraus  fcstgestezt  werden  sollte.  Eine  drastische  Äusserung  aus  Groitzsch  sei 
hier  angemerkt:  »Die  Leihtrist  genügt  nicht  im  geringsten.  Man  macht  den 
Parteigenossen  das  Maul  wässrig,  und  wenn  sie  nun  glauben,  dass  der  eine  bald 
durch  ist  mit  dem  Buche,  das  sie  sich  wünschen,  dann  geht's  ab.« 

Mit  zwei  Atisnahmen  wurde  die  Frage,  ob  die  Wanderbücherei  weiter  bestehen 

solle,  bejaht. 

Vallendar  begründete  die  Verneinung  folgendennassen:  »Wir  müssen  von  der  Zu- 
sendung der  Bücher  weiterhin  absehen,  da  sie  zu  schwer  zusammenzutreiben  rind.« 
Wanne  veroeinte  die  Frage  ohne  Begründung. 

so* 
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Als  ich  den  Plan  der  Wanderbücherei  in  seinen  Anfängen  mit  verschiedenen 
Freunden  erörtert^  wurde  mir  entgegcngclialten,  die  Ausführung  werde  an 
dem  voratissichtUch  grossen  Bücherverlnst  scheitern.  Ich  entgegnete  darauf, 
dass  mir  das  Risiko  nicht  sehr  bedenklich  zu  sein  scheine,  weil  selbst  solche 
Bücher,  die  aus  irc^cnd  cincin  Grunde  nicht  rechtzeitig  oder  gar  nicin  wieder 
abgehefcrt  würden,  ihren  Beruf  immcrliin  nicht  verfehlten,  vorausgesetzt,  dass 
sie  nicht  durch  Brand  oder  andere  Ursachen  völlig  vernichtet  würden.  Ich  hielt 
von  Anfai^  an  die  Wahrscheinlichkeit  grosserer  Verluste  für  sehr  gering.  Die 
Tatsachen  haben  mir  recht  g^ben.  Verloren  gegangen  sind  nur  3  kleinere 
Bücher,  das  sind  nicht  einmal  ii/^  %,  Was  die  Kosten  anlangt,  so  betrugen, 
abgesehen  von  den  Büchern,  die  ich  selbst  aus  meinen  Beständen  aussetzte, 
und  die  mir  von  den  Institutionen  und  Personen  kostenlos  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurden,  die  Ausgaben  für  Anschaffung  von  Büchern  26  Mark. 
16  Umhüllungen  nebst  Bindfaden  22,60  Mark,  Buchbinderarbeiten  31  Mark, 
Zettel,  Paketadresseu,  Kontrollbuch  1,60  Mark,  Paketporlo  48  Mark,  sonstige» 
Porto  7,80  Mark.  Die  gesamten  Barauslagcn  stellen  sich  demnach  auf  137  Mark. 
Wiederholt  haben  Insassen  von  Lungenheilstätten  um  Zuscndung^  von  Bücher- 
kisten gebeten.  Diese  Meldungen  niusslen  aus  sanitären  Gründen  unbeachtet 
bleiben.  Es  erhebt  sich  die  Frage,  ob  man  nicht  den  Wünschen  von  Insassen 
von  Kranken'  und  Erholungsanstalten  durch  die  Einrichtung  besonderer 
.Wanderbibliothdcen  gerocht  werden  kann. 

Alles  in  alkm  glaube  ich,  dass  die  Erfahrungöl  mit  der  Freien  IVanderbücherei 
als  durchaus  erfreulich  gelten  dürfen.  Dass  ein  starkes  Lesebedürfnts  in  den 
Massen  besteht,  war  zwar  schon  früher  bekannt,  ist  aber  hier  aufs  neue  ein- 
dringlich bestätigt  worden.  Femer  ist  bewiesen,  dass  unter  Aufwendung  durch- 
aus erschwinglicher  Kosten  das  Lesebedürfnis  weiter  Kreise  durch  eine 
Wanderbücherei  befriedigt  werden  kann.  Um  Zeitverluste  zu  vermeiden  und 
um  die  Portokosten  herabzudrücken,  empfiehlt  sich  aber,  die  Wanderbibliothek 
nicht  über  das  ganze  Gebiet  des  Reiches  zu  erstrecken,  sondern  sie  für  kleinere 
Gebiete  einzurichten.  Kreisvereine,  die  etwa  100  bis  200  ländliche  Orte  uni' 
fassen,  können  nach  metmr  Schätzung  mit  einem  Bücherbestande  von  150  tw» 
200  ausgewählten  Werken  auf  Jahre  hinaus  bei  fleissigem  Umtrieb  der  Bücher- 
sendungen auskommen.  Wird  gar  Quarcks  Vorschlag  ausgeführt,  mit  der  Ver- 
teilung der  Bücherpaketc  Radfahrer  zu  betrauen,  so  sind  die  Barauslagen  sehr 
gering.  In  den  Privalschränken  von  Parteigenossen  und  in  den  Repositorien 
der  Bibliotheken  stecken  so  viele  wertvolle  und  ganz  ungenutzt  verkommende 
Bücher,  dass  ich  mich  anheischig  mache,  daraus  allein  eine  ganze  Menge  brauch- 
barer Wanderbüchereien  zusammenanstellen.  Errichtui^f  und  Umtrieb  von 
Wanderbüchereien  sollten  von  den  Parteisekretären  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  als  dringliche  Aufgaben  betrachtet  werden. 

Neben  den  kleinen  Wanderbüchcrcien  an  vielen  Orten  des  Reiches  könnte  man 
dann  noch  eine  Zentralbücherei  für  Vorgeschrittene  iu 
Berlin  einrichten,  aus  der  die  in  der  Parteischule  ausgebildeten  Parteigenossen, 
die  Parteisekretäre  und  andere  jederzeit  wissenschaftliche  Spezialwerke  zur 
Fortsetzung  und  Vertiefung  ihrer  Studien  entleihen  könnten.  Ohne  doe  solche 
Gelegenheit  zur  Weiterbildung  wird  nach  meiner  Ansicht  die  Parteischule  nur 

ein  recht  kostspieliges  Stückwerk  bleiben. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Artcitsaarltt  Die  weitaus  wichtigste  Ver- 
änderung in  der  wirtschaft- 
lichen  Lage   der  Berichts- 
periode ist  die  ungünstige  Wendung  auf 
dem  Arbeitsmarkt.    Bis  Juni  halte  seit 
Jahren  jeder  Monat  eine  Besserung:  ge- 
genüber dem  entsprechenden  Monat  des 
Vorjahres     aufzuweisen     gehabt.  Im 
JuH  trat  zum  erstenmal  an  den  öfFent- 
liclicii      Arhrit'-nachweisen      eine  Ver- 
schleclitcrung  zu  tage,  die  um  so  ernst- 
hafter zu  beurteilen  ist,  als  ein  anderes 
wichtiges  Gebiet   der   deutschen  Volks- 
wirtschaft, der  Geldmarkt,  schon  langst 
im  Zustande  des  Marasmus  sich  befin- 
det.   Und  zwar  ist  die  Ungunst  des  Ar- 
beitsmarktes dadurch  Hervorgerufen,  dass 
die  Nachfrage  nach  gewerblichen  Arbeits- 
kräften zurückgegangen  ist.    Es  mehren 
sich    in    aller  jüngster    Zeit    auch  die 
Nachrichten  über  grössere  Arbeiterent- 
lasstmgen,  und  schon  der  Juni  hatte  ei- 
nen Rückgang  der  Beschäftigtenziffer  ge- 
bracht, während  für  Juli  die  Bewegung 
der  Beschäftigten  noch  nicht  bekannt 
ist.  Noch  ist  ans  der  ungünstigen  Wen- 
dung im  Juli  Iceia  pessimistischer  Schluss 
auf  die  weitere  Gestaltung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  zulässig,  da  der  Juli  ständig 
vine    ininurliche  Alwchwächung  aufweist. 
Sie  war  nur  diesmal  erheblich  stärker, 
als  vor  Jahresfrist.   Man  wird  vielmehr 
noch  bis  zum  Ende  des  Septembers  abzu- 
warten haben,  um  beurteilen  zu  können, 
ob  die  Gunst  am  Arbeitsmarkt  dauernd 
gebrochen  i-t.    Es  lässt  sich  aber  nicht 
leugnen,  dass  eine  noch  so  minimale 
V^sdilecbtenmg  des  Arbeitsmarktes  in 
der  gegenwäriigen   kritischen   Zeit  zu 
^osser    Vorsicht    und  Zurückhaltung 
fnahnt. 

X  X 
Warenmarkt  Was  eine  pessimistische  Be- 
urteilung der  wirtschaft- 
lichen Lage  Deutschlands 
noch  nicht  aufkommen  lasst.  das  ist  die 
noch  immer  überaus  günstige  Verfassung 
<les  Warenmarktes.  Trotz  sehr  hoher 
Preise  ist  der  Warenverkehr  im  allge- 
nieinen  nicht  nur  ungeschwacht.  sondern 
er  zeigt  gegenüber  dem  Vorjahr  viclfnch 
noch  eine  Steigerung.  Es  ist  daraus  zu 
schliessen,  dass  die  Konsumkraft  des  In- 
landes allen  ungünstigen  Einflüssen  ge- 


genüber bisher  noch  erfolgreichen 
Widerstand  zu  leisten  vermocht  hat. 
Wäre  das  nicht  der  Fall,  so  könnte  das 
Preisniveau  der  Waren  nicht  länger  auf 
der  Höhe  bleiben,  auf  dem  es  sich  nun 
schon  seit  Monaten  befindet.  Im  Gegen- 
satz zu  der  Lage  im  Jahre  1900  ist  der 
Markt  zurzeit  weit  weniger  uberfüllt, 
ja,  in  sehr  wichtigen  Warengruppen  sind 
die  Vorräte  sogar  verhältnismässig  ge- 
ring. Auch  auf  dem  Weltmarkte  macht 
sich  mit  wenigen  Ausnahmen  noch  nir- 
gends drinirtndcs  Angebot  bemerkbar, 
weiui  luaii  nullt  in  Übertreibung  einer 
alljährlichen  Ersciu-munK  die  sommer- 
liche Abschwacluiiig  (Ur  Nachfrage  schon 
als  ein  Anzeichen  der  Krise  auffassen 
will.  Der  Verkehr  Deutschlands  mit  dem 
Auslande  ist  noch  immer  in  Ein-  und 
Ausfuhr  sehr  rege,  und  es  kann  noch 
nicht  behauptet  werden,  dass  die  Preise 
im  Verkehr  mit  dem  Auslande  nach 
unten  neigten,  nur  um  die  Menge  der 
Ausfuhr  zu  steigern.  Was  aber  ferner 
zur  Beurteilung  des  Warenmarktes 
günstig  in:s  Gewicht  fällt,  das  ist  der 
Umstand,  dass  man  in  Händler-  und 
Fabrikantenkreisen  mit  einer  krältigen 
Herstbelebung  rechnet,  wie  sidi  das  schon 
heute  in  etwas  aus  den  Dispositioaen  der 
Geschäftswelt  ersehen  lässt. 
X  X 

Allffem«iM      Von     sämtlichen  Prr>,l,,k- 
'*  tionszweigen  dürfte  die  Be- 

schäftigung im  Kohlenberg- 
bau während  der  Herbstmonate  am  flotte- 
sten werden.  Wenn  auch  das  Missver- 
hältnis zwischen  Förderung  and  Nadi- 
frage,  das  lebhafte  Klagen  über  Kohlen- 
mangel  hervorrief,  beseitigt  ist,  so  ist 
doch  ein  starker  Bedarf  wohl  noch  bis 
Jahrcsschluss  gesichert.  Auch  im  Eisen- 
gcwerbc  rechnet  man  noch  mit  einer  Fort- 
dauer befriedigender  Geschäftsverhält- 
nissc.  Aus  dem  Maschinengewerbe  wird 
berichtet,  dass  die  Beschäftigungsgelegen- 
heit noch  für  längere  Zeit  gesichert  sei, 
und  die  Ei'^cnindustrie  meldet  von  Ab- 
schlüssen für  1908  zu  den  jetzigen  Prei- 
sen. Das  deutet  doch  darauf  hin.  daas 
die  Käufer  von  Eisen  noch  keineswegs 
einen  Rückgantj  für  wahrscheinlich  hal- 
ten, sonst  w-ürtlen  sie  nicht  schon  jetzt 
zu  den  hohen  Preisen  für  das  nächste 
Jahr  eindecken.  Freilich  liegen  verein- 
zelt gende  aus  der  Weiterverarbeitung 
von  Eisen  und  Metallen  auch  ungünstige 
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NadiriditeD  vor,  die  aber  den  Gesamt- 
aosblick  doch  nicht  zu  trüben  vermögen. 
Auf  Monate  mit  regelmässiger  Beschäf- 
tigiii« richtet  sidt  at^  das  Textflge- 

werbe  ein,  dessen  steigende  Rohstoff- 
versorgung nur  dadurch  zu  erklären  ist, 
dass  eine  Abnahme  des  Absatzes  noch 
nicht  verspürt,  aber  auch  nicht  be- 
fürchtet wird.  Ungewisser  liegt  die 
nächste  Zukunft  der  Bautätigkeit  Die 
Xihtcmehmungslust  ist  hier  in  den  grossen 
Städten  wegen  der  gespannten  Situation 
auf  dem  Geldmarkte  unterbunden,  und 
es  i?t  fraglich,  ob  sich  in  diesem  Herbste 
noch  eine  Nachsaison  entwickeln  wird. 
Auch  einzelne  Zweige  der  NahmngS» 
und  Genussmittelindustrie  verspredlCB 
nur  eine  geringe  Herbstbelebung,  so  die 
Zigarrenindustrie  und  das  Brauereige- 
werbe. Alles  in  allem  aber  sind  die  Pro- 
duzenten für  den  Herbst  weit  günstiger 
gestimmt,  als  die  am  blossen  Gel^hnarkt 
interessierten  Kreise. 
X  X 
Oaltoarfct  Ein  dunkler  Punkt  in  dem 
Wirtschaftsbilde  bleibt  aber 
auch  in  diesem  Herbst  die 
Verteuerung  des  Geldes.  Schon  jetzt 
machen  sich  auf  dem  internationalen 
Markte  die  ersten  Zeidien  der  herbst- 
lichen Anspannung  geltend.  Hat  doch  die 
englische  Bank  im  Hinblick  auf  den  zu- 
n^menden  Geldbedarf  der  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amcn'k:;  bereits  am 
15.  August  den  Diskont  von  4  auf  4^  % 
hinanfigiesetzt.  Damit  ist  das  Signal  zu 
der  Verteuerung  des  Geldes  gegeben.  Die 
Reichsbank  wird  dem  Beispiel  der  eng- 
lischen Bank  nächstens  folgen  und  ihren 
Diskont  gleichfalls  um  %,  von  5'^■ 
auf  6  hinaufsetzen  müssen.  Stellte  sich 
doch  der  Privatdiskont  am  17.  August 
an  der  Berliner  Börse  schon  auf  5  %. 
Die  Reichsbank  geht  diesmal  ganz 
wesentlich  schwächer,  als  in  den  letzten 
Jahren,  dem  Herbste  entgegen,  wenn  auch 
der  letzte  Ausweis  vom  15.  Augrust  sich 
wider  Erwarten  günstig  stellte.  Der 
Vorrat  steuerfreier  Noten  ist  nicht  tm- 
erheblich  gestiegen.  Diese  vorüber- 
gehende Besserung  durfte  freilich  nicht 
lange  anhalten.  Sobald  der  Vorrat 
steuerfreier  Noten  verschwindet,  ist  dem 
deutschen  (Icldmarkte  ein  öprozentiger 
offizieller  Diskontsatz  sicher.  Im  Vorjahr 
hatten  wir  aber  bis  zum  23.  September 
einen  amtlichen  Diskont  von  4Vj.  vom 
23.  September  ab  einen  solchen  von  5  und 
erst  vom  15.  Oktdber  ah  einen  solchen 
von  6%. 

X  X 


KvaeCbroolkDas  persische  Parla- 
ment genehmigte  am  20.  Juli 
die  Konzession  für  die  Er- 
richtung einer  deutsdien  Bank.  X  An- 
fang August  wurde  bekannt,  dass  6 
russische  Gouvernements  von  der  Cho- 
lera verseucht  sind.  X  Die  Dampfer 
der  ostasiatischen  Reichspostdamp- 
fer linie  werden  in  Zukunft  auch  Algier 
anlaufen.  X  Am  19.  August  begann  der 
3.  deutsche  Innungs-  und  Hand- 
werkertag in  Eisenach  seine  Ver- 
handlungen. 

X  X 
LIttratw       Dr.     W.  Morgenroth 
stellt  in  seinem  Buch  Di€ 
Exportpolitik  der  Kartelle 

/Leipzig,  Duncker  &  Humblot/  Unter- 
suchtmgcn  über  die  handelspolitische  Be- 
deutung des  Ibrtdlwesens  an  und  kommt 
zu  dem  Schluss,  dass  beim  Zusammen- 
wirken von  Schutzzoll  und  Kartell  die 
Exportßhigkeit  der  weiterverarbeitenden 
Industrieen  gemindert  werde.  Freilich 
muss  der  Verfasser  zugeben,  dass  die 
tatsächlichen  Verhältnisse  in  Deutschland 
die  exportfeindliche  Tendenz  der  S>'ndi- 
kate  noch  nirgends  voll  haben  zur  Ent- 
^ckelung  gehuigen  lassen.  Ja,  er  findet 
sogar,  dass  die  grosse  Produktion ssteige- 
rung,  die  durch  entwickelte  Kartelle  mög- 
lich wird,  audi  als  exportförderndes  Mo- 
ment ersten  Ranges  wirken  kann.  X  In 
der  Sammlung  Die  Gesellschaft  /Frank- 
furt a.  M.,  Rütten  &  Loening/  hat  Paul 
G  (  )  h  r  c  einen  Band  Das  Warenhaus  er- 
scheinen lassen,  in  dem  die  Organisation 
des  grössten  deutschen  Warenhauses, 
Wertheim,  lebendig  und  anschaulich  ge- 
schildert und  die  hauptsächlichsten  öko- 
nomischen, sozialen  und  psychologischen 
Gesichtspunkte  über  das  Warenhaus  so 
bündig,  als  möglich,  erörtert  werden. 
Göhres  Schrift  ist  die  crstere  grössere 
Arbeit,  die  ülier  da?  deutsche  Warenhaus 
auf  dem  Büchermarkte  erscheint.  X  Der 
Professor  der  Nationalökonomie  an  der 
Universität  Chicago  J.  Laurence 
a  u  g  h  H  n  hat  im  Frühjahr  1906  vor 
(I  r  I  i  rcinigung  für  staatsivissenschaf t- 
Uche  Fortbüdung  und  in  der  Berliner 
Universität  Vorlesungen  über  die  ameri- 
kanische Volkswirtschaft  gehalten,  die 
nunmehr  unter  dem  Titel  Aus  dem  ameri- 
kanischfn  IVirtsehaft^ben  als  127.  Band- 
ehen der  Teubncrschen  Sammlung  Aus 
Natur-  und  Geisteswelt  erschienen  sind. 
Besonders  bemerlunswert  ist  der  Ab- 
schnitt über  die  amerikanischen  Eisen 
bahnen.  rkimm»  oilwcr 
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PoitUk 

Ig^nm  wmd  Die  lebhafter  in  FInss  ge- 
ratene  preussische  Wahl- 
rcformbcwegnng  wird  zwei- 
fellos für  die  Blockpolitik  die  stärkste 
Belastungsprobe  bringen.  Unter  solchen 
Umständen  gewinnt  eine  Rede  des  Zen- 
trunisführcrs  Dr.  Spahn,  am  Tl.  August 
in  Rheinhach  gehalten,  doppelte  Bcdcu- 
tvng.  Ohne  jeden  zwingenden  Anlass 
betonte  Dr.  Spahn  die  Notwendigkeit 
höherer  Bewilligungen  für  die  Erweite- 
rung und  Modernisierung  unserer  Flotte: 
»Der  Mehrattfwand  für  die  Flotte  wird 
höher  cin7:u';chä!zen  sein,  wenn  wir  die 
Entwickelung  der  Auslands  flotten 
berudcsichtigen  und  sie  für  unsere  Flotte 
verwerten.  l^n^^er  Flottenbauplan  ist 
allerdings  gesetzlich  festgelegt.  Das 
kann  aber  nicht  verhindern,  dass  unter 
Beibehaltung  der  Zahl  der  Schiffe  in 
der  Art  des  Baues  der  einzelnen  Schiffe 
und  in  der  Berechnung  ihrer  Lebens- 
dauer auf  Grund  der  bei  den  andern 
Staaten  gemachten  Erfahrungen  Ände- 
rungen vorgenommen  werden.  Wir  dür- 
fen die  Augen  nicht  verschliessen  vor 
der  Gefechtsstärke,  die  andere  Staaten 
ihren  Schiffen  geben  .  .  .  Die  Gefechts- 
stärke der  Schiffe  erfordert  ein  grosses 
Deplacement,  weil  ntir  dadttrcfi  die  Trag- 
fähigkeit der  schweren  Geschütze  und  die 
Ruhe  ihrer  Bedienung  gewährleistet  wird. 
Nun  liat  Nordamerika  Schiffe  mit  einem 
Tonncngchalt  von  22000  bis  23000  t 
in  Bau  gegeben,  die  mit  ihrer  Aus- 
rüstung mit  Geschützen  gegen  40  Mill.  M. 
kosten.  Wir  werden  diesem  Vorgange 
bei  unseren  Neubauten  folgen  müssen. 
Für  die  neuen  Schiffe  muss  ein  Deplace- 
ment von  über  10000  t  und  eine  Armie- 
rung mit  den  schwersten  Schiffskanonen 
gewählt  werden.  Das  vergn.sserte  De- 
placement erfordert  dann  die  Er- 
höhung der  Zahl  der  Schiffsbesatzung, 
die  allerdings  nicht  erheblich  sein  wird. 
Folgen  wir  den  Vorgängen  der  andern 
Staaten,  so  müssen  wir  auch  die  Lebens- 
dauer der  Linienschiffe  von  25  auf  20 
Jahre  herabsetzen,  was  zu  cmer  Be- 
sdileunigung  der  Ersatzbauten  und  da- 
durch zu  einer  weiteren  Erhöhung  der 
Kosten  führt  .  .  .  Tritt  unsere  Flotte 
in  Aktion,  so  ist  das  Aktionsgebiet  nicht 
die  Ostsee,  sondern  die  Nordsee. 
Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit 
zur  Erweiterung  unserer  Sceanlagen 
in  der  Nordsee  und  in  der  Elbe.  Alles 
in  allem  wird  keine  Überschätzung  in 
der  Annahme  liegen,  dass  unsere  Flotte 
eine  jährliche  M^rausgabe  von  40  MtU. 


M.  erfordert.«  Dass  eine  derartige  Rede 
ans  führender  Stellung  von  vomherehi 

den  etwa  opposition^hi^tornen  Flügel  des 
Zentrums  in  der  Bewegungsfreiheit  ein- 
schränkt, ist  klar.  Noch  klarer  sind  die 
indirekten  Vorteile  für  die  Regierung: 
Sie  kann  den  Freisinn  dadurch  noch 
sahmer  machen,  dass  sie  auf  die  an- 
dauernde ^^öglichkeit  einer  anderen 
Mehrhcitsbildung  Innweist.  Die  Deutsche 
Tageszeitung,  der  von  jeher  die  ganze 
Blockpolitik  unsympathisch  war,  und  die 
in  der  Wahlrcchtsbewcgung  vollends 
jeden  entschieden  liberalen  Einfluss  aus- 
geschaltet sehen  möchte,  nimmt  denn 
auch  sofort  diesen  Faden  auf  und  führt 
>dtn  Herren  auf  der  äusserstcn  Linken 
des  Blockes  zu'  Gemüte,  dass  es  auch 
ohne  sie  geht,  wenn  sie  allzustark  auf- 
begehren«. Wie  wrnip  d.r~  letztere  ZU 
fürchten  ist,  zeigte  bereits,  entgegen  der 
Naumannschen  Stellungnahme,  die  Flau- 
macherei  der  ]\\'scrzcituns,  der  Brcs- 
lauer  Zeitung  und  anderer  freisinniger 
Organe. 

X  X 
Marokko       Nachdem   in  Ostmarokko 
Frankreich  die  Besetzung 

von  Udsdlda  mrihc!os 
durchführen  konnte«  hat  es  jetzt  im 
Westen  eine  härtere  Nuss  zu  knadcen. 

Die  neuen  Hafcnbaiiun  in  Casablanca 
führten  zu  einem  Angriff  der  Einge- 
borenen gegen  die  leitenden  und  beschäf- 
tigten Franzosen  und  Spanier  und  darauf 
zum  kriegerischen  Eingreifen  des  Ad- 
mirals  Philibert  tmd  des  Generals  Drude. 
Da  die  Eingeborenengänmg  schwerlich 
in  lokale  Schranken  zu  bannen  ist,  und 
da  die  Bauten  an  den  Hafenplätzen  von 
Tanger  und  Larasch  deutschen  Banken 
und  Unternehmern  gesichert  sind,  so 
stiess  auch  ein  Teil  der  deutschen  Presse 
mit  vollen  Backen  in  das  kriegerische 
Horn.  Gerade  das  Bombardement  und 
Blutvergiessen  von  Casablanca  scheint 
jedoch  die  von  jeher  kriegerisch  tüch- 
tigen Marokkaner  eher  m  noch  schär- 
ferer Fremdenfeindschaft  anzureizen. 
Zahlreiche  Europäer  und  Juden  verlassen 
die  Kustenplätze.  flüchten  auf  Schiffe 
und  nach  deir,  r»  11  rln  ti  F(";t1and.  Die 
Lage  erinnert  cinigcruiasscn  an  die  Be- 
drängnis der  Europäer  in  Peking  vor  dem 
Einschreiten  der  Mächte,  nur  dass  am 
afrikanischen  Nordwestrand  viel  mehr  die 
Gefahr  besteht,  die  kooperierenden  Mächte 
würden  sich,  unter  dem  Wiederauf- 
flackern kaum  erloscht  ner  Gegensätze, 
sehr  bald  gegen  einander  kehren. 
X  X 
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RuMiftiidmd  Die  intematlonaten  Inter- 

Japwi  essenkonflikte  machen 

immer     wieder  Kussland 
zam  allseittg  umworbenen  Staat  Ein 

Vertrag  Englands  mit  Russland  wurde 
schon  lange  als  abschlussfertig  angekün- 
digt Anfang  August  folgte  dann  die 
Zusammenkunft  zwischen  dem  Zaren 
und  dem  (kutschen  Kaiser  in  Swine- 
münde. Mitte  August  wurde  die  am 
30.  Juli  in  Petersburg  abgeschlossene 
Konvention  mit  Japan  bekannt  gegeben. 
Es  lauten  hier:  »Artikel  1.  Jeder  der 
beiden  hohen  Vertragschliessenden  ver- 
pflichtet sich,  die  gegenwärtige  terri- 
toriale Integrität  des  andern  zu 
achten,  ebenso  wie  auch  alle  Rechte, 
welche  für  den  einen  oder  anderen  Kon- 
trahenten aus  den  Verträgen,  Überein 
kommen  und  Abkommen  entspringen,  die 
zwischen  den  Vertragschliessenden  und 
China  in  Kraft  stehen,  tnid  von  denen 
Abschriften  zwisdieu  den  Vertrags- 
michten  ausgetauscht  sind,  soweit  diese 
Rechte  nicht  mit  dem  Prinzip  der  Gleich- 
berechtigung unvereinbar  sind,  welches  in 
dem  in  Portsmouth  am  5.  September  1905 
unterzeichneten  Vertrage,  sowie  in  den 
iK'sonderen  zwischen  Japan  und  Russ- 
land geschlossenen  Konventionen  aufge- 
stellt ist.  .\rtikel  2.  Die  beiden  hohen 
Vertragschliessenden  erkennen  die  Unab- 
hängigkeit und  territoriale  Integrität  des 
Kaiserreiches  China,  -owie  tla-  Prinzip 
der  Gleichberechtigung  hinsichtlich  des 
Handels  und  der  Industrie  aller  Natio- 
nen in  dem  genannten  Kaiserreiche  an 
und  verpflichten  sich,  für  die  Aufrecht- 
erhai tung  und  Verteidigung  des  stailU 
quo  und  die  Achtung  dieses  Prinzips 
mit  allen  friedlichen  Mitteln,  die  ihnen 
zu  Gebote  stehen,  einzutreten.«  Wenn 
keine  geheimen  Abmachungen  nebenher 
laufen,  so  wäre  dieser  Vertrag  allerdings 
ohne  besondere  Bedeutung;  er  würde 
nur  die  heutige  Friedensstimmung  imd 
das  vorläufige  Annäherungsstreben  zwi- 
schen Russland  und  Jap  ui  von  neuem 
bekunden.  Immer  greifbarer  tritt  jed- 
doch  auch  hier  die  veränderte  internatio- 
nale Position  Chinas  hervor :  Die  Er- 
wartung fortgesetzter  Abbröckelungen 
von  dem  alten  Riesenreich  ist  mehr  und 
mehr  verflogen :  nicht  nur  die  gegen- 
seitige Eifersucht  der  Mächte  hat  das 
bewirkt,  sondern  ebenso  sehr  die  Er» 
kenntnis.  dass  die  grossen  schlummern- 
den Kräfte  Chmas  allmählich  erwachen 
und  ganz  von  sfcll>cr  die  Eisenbartkuren 
von  aussen  her  verbieten  werden. 
X  X 


Bei   den   Streiks   in  der 

irischen  Hafen-.!.ult 
Belfast  kam  es  zu  blutigen 
Zosammenstossen ;  eine  Zeitlang  bereitete 

die  fnzuverlässigkcit  der  Polizei  dem 
Londoner  Kabinett  grosse  Sorgen.  X  In 
d<^m  Besuch  des  englischen  Königs  in 
W  i  1  h  e  I  m  s  h  ö  h  c  am  15.  August  sah 
man  allgemein  ein  Anzeichen  für  die 
verminderte  Spannung  zwischen  England 
und  Deutschland. 

X  X 
IMmrmttu  "Eint  leidenschaftliche  .An- 
klage der  Tru^t  Wirtschaft, 
der  üflfenliiclieii  Korruption, 
des  wahnwitzigsten  Luxus  neben  dem 
menschenunwürdigsten  Elend  in  Amerika 
ist  U  p  t  o  n  S  i  n  c  1  a  i  r  s  In  zehn 
Jahren  (The  industrial  Rcpuhlic),  das, 
wie  früher  Der  Sumpf,  in  Übersetzung 
bei  Ad.  Sponholtz  in  Hannover  erschie- 
nen ist.  Nach  dem  Genossen  Sinclair 
Steht  Amerika  nahe  vor  der  Revolution: 
»Ich  schreibe  in  vollem  Emst  nieder,  dass 
die  Reolution  in  Amerika  zwölf  Monate 
nach  der  Präsidentenwahl  des  Jahres 
1913  stattfinden  wird;  tmd  indem  ich  das 
ausspreche,  erhebe  ich  Anspruch  darauf, 
nicht  nur  als  Tr.iumer  oder  als  ein  Kind 
betrachtet  zu  werden,  sondern  als  Fach- 
mann und  als  Prophet.« 
Eine  vor  allem  im  Hinblick  auf  die 
deutsch  amerikanischen  Handelsbeziehun- 
gen lehrreiche  Studie  ül)er  den  Doppel- 
tarif The  Double  Tariff  System  ver-. 
öffendicht  N.  J.  Stone  in  den^/litiia/^» 
der  amerikanischen  Akademie  für  poli- 
tische und  soziale  VVissensclwfi.  Die  Ameri- 
kaner wetiden  den  Ausdruck  Doppeltorif- 
system  auch  auf  unsere  Handelsvertrags- 
politik an :  sie  unterscheiden  also  die 
autonom  festgesetzte  DoppclzoUreihc  nach 
dem  Vorbild  Frankreichs  (autonome 
Maximal-  tmd  Mtntmalzölle)  imd  die 
Doppelzollreihe,  die.  wie  bei  uns.  durch 
autonomen  Generaltarif  und  Vertrags« 
mäpsig  ermässigte  Zolle  gegeben  ist. 
Stone  sieht,  nachdem  lange  das  X'orbild 
Frankreichs  auf  Spanien,  Griechenland, 
Canada,  zum  Teil  Russland  und  Nor« 
wegen  wirkte,  das  deutsche  System  im 
Fortschreiten.  Wegen  der  sonstigen  kon- 
stitutionellen Schwierigkeiten  hält  er  Je- 
doch einen  Mittelweg  in  den  Vereinigten 
Staaten  für  den  gangbarsten  :  eine  Erweite- 
rung und  bestimmte  Begrenzung  der 
Verhandlungsvollmachten  für  die  Exe- 
kutive, also  eine  Fortbildung  der  Sek- 
tion 3  des  Dingleygesetzes.  Die  Legis- 
lative würde  in  diesem  Falle  von  vorn- 
hcrcm    autonom    den    möglichen  \'cr- 
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tragszugeständnisscn  bestimmte  Schran- 
ken ziehen ;  innerhalb  des  verbleibenden 
Spielraumes  jedoch  hätte  die  Handels- 
diplomatie freie  Bewegung,  und  für  die 
Annahme  der  sich  ergebenden  Verträge 
wären  die  aus  der  amerikanischen  Ver- 
fassung entspringenden  Hindernisse  be- 
seitigt. X  Vom  freihändleri^chcn  Stand- 
punkte aus  versucht  der  HanJt  lsvcrtrags- 
verein  ein  umfangreiches  Material  über 
die  Wirkung  der  neuen  deutschen  Han- 
delspolitik zusammenzutragen  und  sich- 
tend zu  verarbeiten.  Wir  stehen  Berichten 
etnxelner  Firmen  über  ganze  Branchen 
überhaupt  sehr  skeptisdi  gegenüber:  im 
vorliegenden  Falle  ergibt  sich  noch  dazu 
die  Wahrscheinlichkeit,  dass  vor  allem 
diejenigen  Firmen  das  Wort  ergreifen, 
die  sich  durch  irgendeine  handelspoli- 
tische Massnahme  benachteiligt  fühlen; 
und  eine  Handelspolitik,  die  alle  ge- 
werblichen nnd  kommerziellen  Kreise  bt- 
friedigt  und  fördert,  gibt  es  nun  einmal 
nicht,  auch  nicht  beim  Freihandel.  Doch 
eri'jffnen  sich  durch  solches  Material 
manche  intimere  Einblicke  in  die  Wirt- 
Rchaftsverhältnisse:  die  Aufbereitung  des 
Materials  ist  mit  dankenswerter  t^msicht 
erfolgt,  so  dass  Der  deutsche  Aussen- 
kandcl  igo6  /Berlin.  Liebheit  &  Thtesen/ 
zur  T?caLhtung  empfohlen  sein  möge.  X 
Als  musterhafte  Jabresübersicht  nennen 
wir  auch  diesmal  wieder  das  Berliner 
Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie, 
Jahrgang  1906  /Berlin.  Reimer/,  das  be- 
kanntlich von  den  Ältesten  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  herausgegeben 
wird,  und  dessen  2.  Band  kürzlich  er- 
schien. 

SorialpolltBc 


Tn  jüngster  Zeit  veröffent- 
lichte der  Direktor  der  Er- 
ziehungsanstalt Am  Urban 
in  Zehlendorf.  Plass,  zwei  interessante 
Arbeiten  Fürsorge  für  die  schulent- 
lassene Jugend  /Zehlendorf,  Fischer/ 
und  Über  Arbeitserziehung  /Langen- 
salza, Beyer/.  Zur  wirklich  harmoni- 
schen Entwickelung  der  kindlichen  An- 
lagen ist  nach  Plass  die  physische  Ar- 
beit unentbehrlich.  Ohne  die  Eingliede- 
rung des  Handarbeitsunterrichts  in  den 
Schulplan  ist  die  Gefahr  einer  einseitigen 
geistigen  Ausbildung  und  der  damit  zu- 
Sanunenhängenden  Überbürdung  imserer 
Jugend  gegeben.  Die  individuelle  Selbst- 
betätigung bei  der  Arbeit  entspriclil  dein 
in  der  Kindesseele  stark  ausgeprägten 
Tätigkeitstriebe.  In  ästhetischer  Hinsicht 
liat  der  Arbeitsunterricht  eine  gewaltige 


erzieherische  Bedeutung:  er  gibt  Raum 

für  eine  künstlerische  Betätigung  und 
Pflege  des  Formen-  und  Farbensinne. 
Die  ethisdie  Bedeutung  des  Arbeits* 
Unterrichts  erschliesst  sich  uns  aus  der 
Kräftigung  des  Willens,  aus  dem  kon- 
sequenten und  selbstbe\v*ussten  Schaffen. 
In  der  schöpferischen  Arbeit  ist  aber  ein 
Moment  der  Freude  und  Lust  enthalten. 
Und  dieses  Moment  betrachtet  Direktor 
Plass  als  das  grosse,  den  strauchelnden 
Menschen  wieder  aufrichtende  Moment. 
In  diesem  Punkte  setzt  sein  Plan  für  die 
Erziehung  der  verwahrlosten  Jugend  ein. 
»Gelingt  es«,  so  ffihrt  Plass  au»,  »einem 
pef.illenen  oder  verwahrlosten  Menschen 
wieder  Freude  und  Interesse  an  geregel- 
ter Arbeit  einzuflössen,  so  kann  das  Ret- 
tungswerk als  gelungen  betrachtet  wer- 
den.« Zweck  und  Ziel  der  Fürsorgeerzie- 
hungsanstalten  muss  es  sein:  das  arme, 
verwahrloste  Prolctarierkind  zur  ,'\rbeits- 
freudigkeit,  zur  individuellen  und  kollek- 
tiven Selbstbetätigung  zu  erziehen. 
_X  X 
Dr.  med.  Gaston  Vorberg- 
Hannover  ist  ein  überzeug- 
ter Anhänger  des  polizei- 
lichen Überwachungssystems  der  Prosti- 
tution. Die  strenge  Isolierung  der 
Krankheitsträger  von  ihren  gesunden 
Mitmenschen  hält  er  durchaus  für  ge- 
boten. Dieser  Gedanke  würde  bei  kon- 
sequenter Durchführung  einen  tatsäch- 
lichen Einbruch  in  die  staatsbürgerltchen 
Rechte  von  Ilunderttausenden  deutscher 
Staatsangehörigen  bedeuten.  Wir  wollen 
hier  nicht  die  alte  Fehde  zwischen  Regle- 
mentaristen  und  AlMililionisten  wieder  er- 
öffnen, und  deshalb  kreuzen  wir  nicht 
unsere  Klinge  an  dieser  Stelle  mit  Herrn 
Dr.  nn  fl.  Gaston  Vorberg-Hannover. 
Sein  neuestes  Bucli  Freiheit  oder  gesund' 
keittiehe  Überwachung  der  Gewerbs- 
unzuchtf  /München,  Verlag  der  Ärzt- 
lichen Rundschau/  informiert  uns  g^t 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Prosti- 
tutionsfrage in  F.urni>a.  Tn  Italien  fiel 
unter  dem  Miinsterium  Crispi  die  Regle- 
mentierung der  Prostitution  im  Jahre 
1888,  i8gr  wurden  die  Crispischcn  Ver- 
ordnungen at)geschafTt.  und  gegenwärtig 
existiert  wieder  Prostitutionsfreiheit  in 
Italien.  Nur  die  Bordelldirnen  sind  be- 
stimmten sanitätspolizeilichen  Verord- 
nungen unterstellt.  Norwegen  schaffte 
die  polizeiliche  Kontrolle  im  Jahre  1888 
ab.  Am  2.  Dezember  1901  ging  ein  Ge- 
setz zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten dem  norwegischen  Reichstage 
zu.   In  Dänemark  legte  das  Gesetz  vom 
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30.  März  1906  die  Axt  an  das  polizeiliche 
Kontrollsystem  in  Dänemark.  Dänemark 
organisierte  die  Behandlung  der  Ge- 
aditechtdcranken  aus  öffentlichen  Mitteln. 
Vor  wenigen  Monaten  nahm  Finnland 
gegen  die  Reglemcntienmg  der  Prostitu- 
tion Stellung.  In  Frankreich  wurden  nach 
langen,  heftigen  Redekärapfen  zwischen 
Abolitionisten  und  Keglententarittcn  in 
der  ausserpar!amentarischen  Kmnmission 
zur  Bekämpfung  der  gewerbsmässigen 
Unzucht  und  der  Geschlechtskrankheiten 
folgende  grundlccfcnde  Gesetzesvor- 
schläge niedergeschrieben:  Wer  ge- 
werbsmässige Unzucht  treibt,  kann  nur 
durch  ein  Gesetz  zu  ^'t.Tpflichtunp(:n 
gezwungen  werden,  die  die  gewöhnliche 
Freiheit  beschränken«  Personen,  die  ge- 
werbsmässigc  Unzucht  treiben,  können 
nicht  durch  einen  Eriass  der  Behörde 
zur  Einschrdbung  oder  zur  körperlichen 
Untersuchung  gezwungen  werden. 
X  X 
Unfaiiveni-  Die  Leistungen  der  gewerb- 
caeninar  liehen  Berufsgenos?cnscbaf- 
tcn  auf  dem  Gebiete  der 
Unfallverhütung  sind  direkt  dürftig  und 
iinnbcb.  Gewiss,  viele  I'nTnfsKenossen- 
^cliallcn  haben  bereits  technische  Auf- 
sichtsbeamte zur  Kontrollierung  der  Be- 
triebe im  Hinblick  auf  die  Durchführung 
der  Unfallverhütungsvorschriften  einge- 
stellt, aber  die  Zahl  dieser  Beamten  ge- 
nügt nicht  entfernt  für  eine  sachverstän- 
dige Beaufsichtigung  der  Betriebe. 
Der  uns  soeben  zugestellte  Bericht  des 
technischen  Aulsichtsbeamtcn  der  Nah- 
rungsmtttelindustricbe- 
rufsgenosscn?.chaft  in  Mannheim,  Herrn 
Bauer,  redet  überzeugend  von  der  Not- 
wendigkeit eines  totalen  Aus-  und  Um- 
baus des  UnfallvcrhütunRS'.clnitzt  Am 
Schluss  des  Berichtsjahres  1906  waren  in 
<{as  Katarer  der  Nahrungsmittclindu- 

Striebcruf^iri  niKNCtivcbaft  10027  P't:trichc 
mit  115589  Vüllarbeitern  aufgenommen. 
Bedauerlicherweise  konnten  nur  936  Ka- 
tasterbetriebe mit  14604  Vollarbcitcrn  n - 
vidiert  werden.  Eine  ganze  Reihe  von 
Betrieben  wurden  mehrmals  —  ein  Be- 
trieb sogar  16  mal  —  revidi-^rt.  Die  kon- 
trollierten Katasterbetriebe  zerfielen  in 
1476  Haupt-  und  137  Nebenbctrie!>e.  In 
diesen  Hetrirbcn  nnisstcn  allein  466») 
Schutzvorrichtungen  und  Untallvcrhü- 
tungsmassnahmen  getroffen  werden.  Es 
muss  hier  die  Tatsache  besonders  hervor- 
gehoben werden,  dass  sich  die  beobach- 
teten Verstösse  gegen  den  Unfallverhü- 
tungsschutz nur  auf  623  Katasterbetriebe 
bezogen.    »Hieraus  ist  zu  erkennen«,  so 


folgert  der  Aufsichtsbeamte,  »dass  immer 
noch  unentschuldbare  Missstände  in  der 
Durchführung  der  Unfallvcrhütungsvor- 
schriften  obwalten,  dass  es  noch  man- 
chem Betriebsunternehmer  und  Betriebs- 
Ititer  an  der  erforderlichen  Einsicht  und 
Aufmerksamkeit,  auch  an  gutem  Willen 
fehlt,  der  Unfallverhütung  zum  Erfolge 
zr  verhelfen.«  Der  Beamte  Bauer  stellte 
34  Anträge  auf  Bestrafung  der  pflicht- 
vergessenen Unternehmer  wegen  Zu- 
wnoerhandlungen  gegen  Unfallverhü- 
tungsvorschriftcn.  In  12  Fällen  legten 
die  Bestraften  Beschwerden  bei  dem 
Reichsversicherungsamte  ein.  Das 
RoichsversicluTungsanit  wies  wohl  alle 
diese  Beschwerden  zurück,  setzte  aber 
bedauerlicherweise  einige  Strafen  herab. 
X  X 
Arbeiterae-  In  dem  Geschäftsjahr  1906 
^tr**"*»^      erteilte  das  Arbdtersekre- 

'ariat  R  r  e  m  e  n  II  650 
Auskünfte.  Diese  erstreckten  sich  vor- 
wiegend auf  folgende  Gebiete:  auf  die 
Arbeiterveri^icbcrung  (34(^)8  Auskünfte), 
auf  das  bürgerliche  Recht  (44  04  Aus- 
künfte) und  auf  den  Arbeits-  und 
Diensvcrtrag  (iQiQ  Auskünfte).  Mit 
Erfolg  führte  das  Arbeitersekretariat 
Bremen  35.5  %  der  ihm  übertragenen 
rnfallversicherungsstrcitfällc  vor  dem 
Schiedsgericht  für  Arbcitervcrsiche- 
rung  durch.  Leider  ist  das  Sekretariat 
nicht  in  der  Lage,  die  Unfallverletzten 
persönlich  vor  dem  Schiedsgericht  zu  ver- 
treten. Der  Sekretariatsbericht  enthält 
eine  treffliche  Darstellung  der  recht  cr- 
spriesslichen  Tätigkeit  des  Bildungsaus« 
Schusses  des  Gewerkschaftskartells  Bre- 
men. 

Am  I.  April  1906  begann  das  Arbeiter- 
Sdcretariat  Brandenburg  a.  H.  seine 
Tätigkeit.  Vom  i.  April  1906  bis  zum 
Jahresschluss  erteilte  es  ao^  Auskünfte. 

Dem  Geschäftsbericht  des  Arbeitersckrc- 
tariats  ist  ein  bemerkenswerter  Aufsatz 
über  die  Erfahrungen  mtd  Ergebnisse  der 

5jähriircn  Tätigkeitsperiode  der  Bran- 
denburger Arbeiterbibliothek  beigegeben. 
Von  1903  bis  1906  wurden  35  146  Bücher 
entliehen.  Von  den  cntlichonon  Büchern 
entstammten  24802  der  schönen  Litera- 
tur, 4099  der  Geschichte-  und  Rcisclite- 
ratur,  2289  der  Naturwissenschaft  und 
iinr  1377  der  politischen  und  gewerk- 
schaftlichen Literatur. 

Kotaa  Chronik  Die  Leistungen  der  Lan- 
desversicherungsanstahBcr- 
lin   auf  dem   Gebiete  der 

Zahnpflege  werden  im  Jahre  1938 
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beträchtlich  erhöht  werden.  Am  1.  Ja- 
nuar 1908  eröffnet  diese  rührige  Anstalt 
eme  eigene  Zahnklinik.  X  Vom  5.  bis 
10.  August  tagte  der  8.  internationale 
Wohnungskongress  in  London. 
In  seiner  Begrüssungsrede  keimzeichnete 
John  Bums  die  Wohnungsfrage  als  das 
grosse  Problem  der  imgelernten  Arbei- 
ter. Die  Kongressbesucher  besichtigten 
die  soziale  Nenschöpfung  der  Garten- 
städte. 

X  X 
ut«r«tar      Die     Schrift  Verbrechen 
und  ProsHtuHan  als  sosia- 

le  Krankheitserscheinungen 
von  Paul  Hirsch  /Berlin,  Buch- 
faandlnng  VormSsrts/  ist  in  2.,  vermehr- 
ter Auflage  erschienen.  Der  Autor  be- 
tont die  Ohnmacht  der  heutigen  Gesell- 
schaft im  Kampfe  gegen  die  Prostitution, 
regt  aber  soziale  Reformen  7.\i  ihrer 
Einschränkung  an.  X  Die  Zentralstelle 
des  Volksvereins  für  das  katholische 
Deutschland  in  M.-GIadbach  gibt  in  ihr^-n 
Sozialen  Tagesfragen  als  24.  Heft  Die 
Unfallversicherung  heraus.  Unter  den 
Anlagen  dieser  Schrift,  die  vom  Volks- 
bureauvorsteher H.  D  i  e  c  k  unter  Mit- 
wirictuig  des  Professors  Hitze  bearbeitet 
wurde,  ist  die  Sammlung  von  Entschä- 
digungssätzen, die  das  Rcichsversiche- 
rungsamt  bei  dauernden  Unfallschäden 
zugebilligt  hat,  besonders  beachtenswert. 
X  Ein  klares  und  scharfes  Bild  der  Be- 
deutung des  Klimas  für  die  menschliche 
Gesundheit  zeichnet  Dr.  H.  Engel  in 
seiner  gemeinverständlichen  Schrift 
KUma  und  Gesundheit  /München,  Ver- 
lag der  Ärztlichen  Rundschau/.  X  Die 
Wirkungen  des  Wassers  auf  den  mensch- 
lichen Körper  behandelt  Dr.  S.  M  u  n  - 
t  e  r  in  der  Broschüre  Das  Wasserheil- 
verfakren  in  der  Gesundheitspflege  des 
Arbeiters  /Berlin,  Buchhandlung  Vor- 
wärts/. PMN.  WMfrPMIYIR 

Soziale  Kommunalpolitik 
Beamte         Im  Jahre  1902  unternahm 
der  Zentralvefhand  der  Ge- 

meindebeamlcn  Pn-ussciis 
eine  Enquete  über  die  Wirkungen  des 
Kommunälbeamtengesetzes  von  1899  und 

fa?=te  die  Resultate  dieser  Erliebunjr 
in  einer  Übersicht  zusammen,  die  mit 
einer  Bittschrift  der  Staatsregierung  und 
den  beiden  Häu<:ern  des  Landtages  am 
5.  M.Hrz  1904  unterbreitet  wurde.  In 
der  Bittschrift  wurde  die  Durchführung 
des  Prinzips  der  lebenslänglichen  An- 
stellung, die  obligatorische  Feststellung 
des  Diensteinkommens  in  Grundgehalt, 


Alterszulage  und  Wohnungsgcld,  die  An- 
rechnung der  auswärtigen  Dienstzeit  auf 
das  pensionsf  ihige  Dienstalter,  sowie  die 
Gewährung  des  Pensionsanspruches  auch 
an  die  nicht  fest  angestellten  Beamten 
erbeten.  Die  Petition  wurde  vom  Ab- 
geordnetenhause der  Regiertmg  als  Mate- 
rial überwiesen.  Da  nun  nach  Ansicht 
der  Beamtenvereine  die  Wirkungen  des 
Kommunalbeamtengesetzes  immer  un- 
günstiger geword»  sind,  veranstaltete 
der  Verband  im  Jahre  1906  eine  zweite 
Erhebung  auf  breiterer  Grundlage,  als 
die  erste,  und  Hess  das  Material  tn  einer 
Denkschrift  über  die  Lage  der  Gemeinde- 
beamten Freussens  verarbeiten.  Zugleich 
wurde  erneut  eine  Bittsdirift  auf  Grand 
des  neuen  Materials  abgcfasst,  die  die 
Forderungen  des  Verbandes  und  ihre  Be- 
gründung eingehend  darstellt.  Die  Denk- 
schrift bringt  ein  reiches  Material  über 
die  Verhältnisse  der  Gemeindebeamten 
in  Preusscn  bei.  Die  Enquete  erstreckte 
sich  auf  vier  räumlich  getrennte  Regie- 
nmgsbezirke  und  umfasste  436  Kommu- 
nalverbände mit  einer  Einwolinerzahl  von 
5  Mill.  und  rund  11 400  Beamten.  An 
der  Erhebung  beteiligten  sich  rund  9400 
oder  82,22  %  der  Beamten.  Bei  der  Aus- 
wahl der  vier  Regierungsbezirke  Danzig. 
Merseburg,  Oppeln  und  Düsseldorf  war 
der  Gedanke  leitend,  Bezirke  mit  über- 
wiegender Industrie  und  mit  überwiegen- 
der Landwirtschaft  gleichroässig  zu  be- 
rücksichtis^cn. 

Die  Denkschrift  bezeichnet  als  die  beiden 
bemerkenswertesten  Resultate  der  Er- 
hebung das  X)berhandnehmen  des  Ge- 
hilfenunwesens in  der  ordentlichen  Ver- 
waltung und  der  Anstellung  auf  Privat- 
dienstvertrag ohne  Pensionsberechtigung 
in  der  Betrtebsverwalttmg.  18,68  %  aller 
Beamten  sind  auf  Privatdienstvertrag  an- 
Rcni  Kinifn,  mit  einer  durchschnittlichen 
Kündigungsfrist  von  4  Wochen,  meist 
ohne  Anstefluttgsurkunde.  Dabei  handelt 
es  sich  nur  um  die  dauernd  beschäftig^ten. 
Unterscheidet  man  nach  ordentlicher 
Verwaltung  tmd  Betriebsverwaltung,  so 
waren  in  der  erstercn  15,4  in  der 
letzteren  37,3  %  auf  Privatdienstvertrag 
angestellt.  Fast  ein  Viertel  der  Verwal- 
tnngsbeamtenstellcn  ist  in  den  Gross- 
städten dauernd  mit  Gehilfen  besetzt, 
deren  Durchschnittsalter  26,06,  deren  un- 
unterbrochene Tätigkeit  im  Dienste  der 
Gemeinde  durchschnittlich  7,5  Jahre  be- 
trug. Um  diesen  Zuständen  begegnen  zu 
k(5nnen,  wird  die  gesetzliche  Feststellung 
des  Umfanges  verlangt,  in  dem  die  An- 
nahme auf  Privatdienstvertrag  erfolgen 
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darf.  Ausserdem  soll  die  Dauer  der 
Lehrzeit  nach  oben  begrenzt  und  sollen 
ortsstatatarische  Bestimmungen  getroffen 

werden  über  die  Dauer  der  diätarischen 
Beschäftigunj?,  die  Anstellung  der  Ge- 
hillen  und  die  Zahl  der  mit  Beamten  zu 
besetzenden  Stolkn.  In  diese  ganze  Frage 
spielt  naturlich  die  Anstellung  auf 
Lebenszeit  oder  Kündigung  hinein.  Die 
Erhebung  ergab,  dass  die  Zahl  der 
lebenslänglich  Angestellten  bei  der  ordent- 
lichen Verwaltung  42,1  %,  bei  der  Be- 
triebsverwaltung 26,8  %  der  beteiligten 
Beamten  betrug.  Am  geringsten  ist  der 
Prozentsatz  der  lebenslänglich  angestell- 
ten Beamten  in  den  Grossstädten,  gün- 
stiger ist  das  Verhältnis  in  den  Landge- 
meinden und  in  den  Mittelstädten.  Gegen- 
über der  Enquete  vom  Jahre  1902  be- 
deuten diese  Zahlen  eine  Abnahme  der 
lebenslänglich  angestellten  Beanitfri  und 
das  Vordringen  der  Anstellung  auf  Kün- 
digung und  im  Wege  des  privaten  Dienst- 
Vertrages.  Die  D. nk'^clirift  und  die  Ein- 
gabe des  Verbandes  sehen  in  dieser  Tat- 
sache eine  starke  Verschlechterung  der 
Lage  der  Btnintcn  und  wünschen,  dass 
diesen  nachteiligen  Wirkungen  des  Ge- 
setzes abgeholfen  werde.  Die  Anstellung 
auf  Lebenszeit  soll  im  ganzen  Staate  all- 
mählich zum  Grundsatze  erhoben  werden. 
Gerechtfertigt  wird  diese  Forderung  mit 
dem  Interesse,  das  die  Gesamtheit  daran 
habe,  ihren  Beamten  das  Minimum  der 
Existenzsicherheit  zu  geben,  das  notwen- 
dig sei.  um  die  nötige  Berufsfreudigkeit 
zu  erhalten. 

Gegen  diese  Forderung  liegen  indessen 
schwere  Bodenken  vor.  Die  Tatsache, 
dass  trotz  des  KomniunallKanUengcsetzes 
von  iSgi),  dessen  Aufgabe  es  sein  sollte, 
die  Anstellungsverhältnisse  der  Beamten 
zu  verbessern,  die  Gemeinden  in  stets 
wachsendem  Umfange  von  der  lebens- 
länglichen Anstellung  abgesehen  haben, 
weist  doch  darauf  hin,  dass  es  sich  hier- 
bei nicht  um  eine  Laune  der  Gemeinde- 
verwaltungen und  ebensowenig  aus- 
schliesslich um  die  Rücksidit  auf  finan- 
zielle Ersparnisse  handelt.  In  dem  Masse, 
wie  die  Gemeindeverwaltimg  einen  voll- 
ständig anderen  Charakter  gewinnt,  mehr 
und  nu-hr  ihre  Tätigkeit  auf  «Kn  Ge- 
bieten der  WirtschaftspÜege  und  der 
Volkshygiene  in  den  Vordergrund  tritt, 
passt  sie  sich  den  \'crh.'iltnissen  der  pri- 
vaten Wirtschaft  an  und  sieht  sich  ge- 
zwungen, die  Anstellungsverhältnisse 
ihrer  Beamten  den  in  der  privaten  Wirt- 
schaft tätigen  anzugleichen.  Es  muss 
daher  als  ein  Fehler  bezeichnet  werden. 


wollte  man  dieser  Entwickelung  durch 
die  Forderung  nach  lebenslänglicher  An- 
stellung aller  Beamten  etn  Endle  nadien. 

Die  -Xnglcichung  wird  sich  vielmehr  noch 
entschiedener  dahin  zu  vollziehen  haben, 
dass  die  Lebenslänglichkeit  der  Kommu- 
nalboamtcn,  wie  da^  7um  Beispiel  in  der 
wurttembergischen  Gcineindeordnung  von 
1906  geschehen  ist,  überhaupt  aufgehoben 
und  statt  dessen  die  AiT^tcüung  auf  be- 
stimmte oder  unbestimmte  Zeit,  in  Ver- 
bindung mit  der  Gewährung  angemessen 
langer  Kündigungsfristen  allgemein 
durchgeführt  wird.  Mit  einem  solchen 
V^orgehen  braucht  und  soll  keine  Ver- 
-schlechterung  der  Anstellungsverhältnisse 
der  kommunalen  Beamten  verbunden  zu 
sein.  Die  Ausdehnung  des  Gehilfen- 
unwesens zum  Beispiel  ist  nichts  ande- 
res als  ein  Ausweg,  den  die  Gemeinden 
cingeschlaj:<n  haben,  um  sich  aus  dem 
Widerspruch  zwischen  den  Anforderun- 
gen des  Kommunalbeamtengesetzes  und 
den  tatsächlichen  Bedürfnissen  der 
städtischen  Verwaltung  zu  befreien.  Wird 
allgemein  auf  die  Lebenslänglichkeit  der 
Beamten  verzichtet,  so  liegt  wenigstens 
nach  dieser  Richtung  für  die  Gemeinden 
kein  Grund  mehr  vor,  Gehilfen  statt 
dauernd  ani,'c^tclUer  Beamten  anztisteüen. 
Auf  die  iinanziellen  Sparsamkeitsbedürf- 
nisse der  Gemeinden  braucht  keine  Rück- 
sicht genommen  zu  werden,  sofern  die 
Sparsamkeit  auf  Kosten  der  Gemeinde- 
beamten zu  gunsten  des  Gemeindesäckels 
betrieben  wird.  Mit  dem  Fortfall  der 
Unterscheidung  zwischen  den  lebensläng- 
lich angestellten  Beamten  und  den  durch 
Privatdienstvertrag  angestellten  könnte 
weiter  durch  Gesetz  die  Pensionsberech- 
tigung aller  un  Dienst  der  Gemeinde 
tätigen  Angestellten  ausgesprochen  wer- 
den, die  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Dienst  jähren,  einerlei,  ob  als  Gehilfen 
oder  als  dauernd  Angestellte,  beschäftigt 
gewesen  sind. 

Sehr  starke  Klagen  werden  ferner  vom 
Verbände  über  die  ungenügende  Besol- 
dung der  Beamten  erhoben.  Teils  ist  das 
Grundgehalt  7u  niedrig,  teils  wird  das 
Verhältnis  von  Grundgehalt  und  Zulagen 
als  ungenügend  bezetdinet,  teils  auch 
darüber  geklagt,  dass  in  einer  grossen 
Zahl  von  Gemeinden  überhaupt  keine 
Zulagen  und  ebensowenig  Wolumci(Sgeld 
gew.ahrt  werden.  Eingehende  statistische 
Untersuchungen  liefern  den  Nachweis, 
dass  in  der  Tat  die  Besoldungsverhält- 
nisse  der  Gemeindebeamten  noch  recht 
viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  So  be- 
trägt bei  den  mittleren  Beamten  die  Ge- 
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samthohe  der  Zulagen  nur  6148  %,  bei 
den  Unterbeamtefi  sogar  nur  45,7  %  des 

Grundgehaltes,  und  sie  wird  von  den 
ersteren  nach  17.24.  von  den  letzteren 
nach  16,20  Jahren  erreicht.  Dabei  sind 
alle  Falle,  in  denen  keine  Zulage  ge- 
w;?hrt  wird,  selbstverständlich  ausge- 
schieden. In  den  Kommunen,  wo  keine 
Zulage  gewährt  wird,  bleiben  die  Go- 
hälter  sowohl  dernritt  leren,  wieder  unte- 
ren Beamten  durchschnittlich  hinter  dem 
Grundgehalt  ihrer  Kollegen  in  solchen 
Städten  zurück,  wo  Zulagen  gewährt 
werden.  Die  Kategorie  der  Unter- 
beamten  bleibt  fast  zur  Hälfte  auf  durdi- 
schnittlich  monatlich  115  M.  stehen,  und 
zwar  in  der  Hauptsache  in  Städten  über 
30000  Einwohner,  wo  der  Lohn  eines 
Arbeiters  in  der  Regel  3  bis  4%  M.  er- 
reichen wird. 

Die  eingehende  Prüfung  des  Materials 
über  die  Gehaltsverhältnisse,  das  die 
Denkschrift  in  einer  Anlage  zusammen- 
trägt, wird  in  der  Bittschrift  dahin  zu- 
sammengefasst :  »Ein  grosser  Teil  der 
Gcmeindebeamten  leidet  geradezu  not 
und  nross  sich  in  jeder  Beziehung 
iusserste  Beschränkung  auferlegen  .... 

Die  Vcr-chiodcnhcit,  die  bei  ßlcicli 

artigen  Beamtengruppen  und  annähernd 
gleichen  Verhältnissen  in  betreff  der  Be- 
soldiinR  zu  tage  getreten  ist,  die  iinrii- 
längliche  Bemessung  des  Diensteinkom- 
mens,  das  Fehlen  Ton  Alterszulagen  und 
eines  Wohnungsgeldcs  in  einer  grossen 
Anzahl  von  Kommunen  lässt  daher  eine 
allgemeine  gesetzliche  Regelung  der  Be- 
soldungsvcrbältnisse  der  Gemeindebeam- 
ten als  dringend  notwendig  erscheinen.« 
Um  das  Ziel,  eine  bessere  Besoldung  der 
Gemeindobcamten.  zu  erreichen,  "schreckt 
der  Verband  vor  sehr  weitgehenden  Ein- 
griffen in  das  kommunale  Selbst verwal- 
timgsrecht  nicht  zurück.  Durch  die  Ge- 
setzgebung soll  festgelegt  werden,  dass 
das  Diensteiidcommen  aus  Grundgehalt, 
Alterszulagen,  Wohnungsgeld  oder 
Dienstwohnung  zu  bestehen  hat.  Durch 
Ortsstatut  oder  eine  besondere  Besol- 
dungsordnung  sollen  die  Beamten  in  Be- 
soldungsklassen eingeteilt  werden.  Die 
Altcrszulagen  sollen  in  der  Regel  nach 
längstens  21  Jahren  die  Höhe  des 
Grundgehaltes  erreichen  müssen,  das 
Wohntmgsgeld  nach  den  für  die  Staats- 
beamten geltenden  Grtmdsätzen  bemessen 
werden.  Stellt  sich  ein  Missverhältnis 
zwischen  der  Besoldung  und  den  amt- 
lichen Aufgaben  der  Beamtenstelle  her- 
aus, 90  kann  die  Aufsichtsbehörde  ver- 
langen, dass  den  stadtischen  Beamten 


angemessene  Besoldungsbeträge  bewiUigt 
wöden.    Im  Falle  des  Widerspruches 

der  Stadtgcincinde  soll  die  Feststellung 
der  Besoldungsbeträge  durch  Beschlu«s 
des  Bezirksausschusses  stattfinden.  Die 
Fordenmgen  des  Verbandes  gehen  also 
beträchtlich  weiter,  als  der  §  Ii  des 
jetzigen  Kommunalbeamtengesetzes.  Ein 
Eingriffsrecht  der  Aufsichtsbehörde  und 
der  Bescblnss  des  Bizirksausschusses 
waren  bisher  an  die  Voraussetzungen 
gebunden,  dass  kein  die  Besoldung  der 
betreffenden  Stelle  regelndes  Ortsstatut 
vorliegt,  dass  ein  auffälliges  Missverhält- 
nis zwischen  der  Besoldung  und  den  amt- 
lichen Aufgaben  der  Stelle  vorliegt,  und 
die  Stadtgemeinde  leistungsfähig  ist, 
höhere  Besoldungsbeträge  zu  bewilligen. 
Das  Eingriffsrecht  der  Aufsichtsbehörde 
war  also  stark  beschränkt,  und  es  ist  in 
der  Tat  von  ihm  nur  selten  Gebrauch 
gemacht  worden.  Dagegen  wurde  die 
von  dem  Verbände  vorgeschlagene  Fas- 
sung des  §  II  das  Recht  der  Gemeinden, 
die  Besoldung  ihrer  Beamtenstellen  zu 
ordnen,  vollständig  aufheben.  Ein  so 
tiefgehender  Eingriff  in  die  ohnehin  ge- 
ringe Selbstverwaltung  der  Gemeinden 
l.Hsst  sich  um  so  weniger  rechtfertigen, 
als  doch  eine  ziemlich  grosse  2^hl  von 
Gemeinden  ihre  Beamten  nicht  schlechter 
bezahlt,  als  der  .Staat.  Dagegen  wäre 
allerdings  der  Forderung  zuzustimmen, 
dass  die  Besoldungsordnung  zu  einem 
integrierenden  Teile  des  Ortsstatutes  zu 
machen  ist. 

X  '  X 

WMMtojTM^  Unter  dem  29.  Juni  ist  das 
MitMCBttra  preussische  Wandcr- 
arbeitsstättengcsetz  publi- 
ziert worden,  das  nach  den  Beratungen 
der  beiden  preussi schon  Häuser  die  fol- 
gende Gestalt  gewonnen  hat.  Danach 
können  Land-  und  Stadtkreise  durch  Be- 
.scbluss  des  Provinziallandtages,  der  mit 
einer  Zweidrittelmehrheit  gefasst  ist.  zur 
Einrichtung  und  Unterhaltung  von  Wan- 
derarbeitsstätten verpflichtet  werden.  Als 
die  Aufgabe  solcher  Wanderarbeits- 
stätten bezdcbet  das  Gesetz  die  Vermittc- 
Itmg  von  Arbeit  an  mittellose  Arbetts- 
fäliigc.  die  ausserhalb  ihres  W'nhiuirtcs 
Arbeit  suchen,  und  die  vorübergehende 
Gewährung  von  Obdach  und  Bekostigung- 
gegcn  .Xrbrif  slcistung.  t*bcr  die  Ein- 
richtung, Unterhaltung  und  Verwaltung 
der  Arbeitsstätten  wird  vom  Provinzial- 
landtage  eine  Ordnung  erlassen.  Die 
Provinzen  haben  den  Kreisen  zwei 
Drittel  der  Kosten  der  Wanderarbeits- 
statten  zu  erstatten,  während  der  Staat 
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von  den  Kosten  der  mit  Wanderarbeits- 
stätten verbundenen  Arbeitsnachweise 
nach  Vereinbarung  mit  den  Provinzen 
einen  angemessenen  Bruchteil  übernimmt. 
Mit  Zustimmung  des  Provinzialaas- 
■-clüisos  können  sich  die  Kreise  bei  der 
Einrichtung  und  Verwaltung  der  Wan- 
derarbeitsstätten der  Mitwincung  dritter 
Personen  bedienen.  Die  Zustimmung 
kann  nur  dann  versagt  oder  zurückge- 
nofmnai  werden,  wenn  und  soweit  die 
Mttwirictmg  dritter  die  HrfülhmR  d«cs 
Zweckes  der  Wanderarbeitsstätten  ge- 
fährdet. Gemeinden,  in  denen  eine  Wan- 
derarbeitstätte eingerichtet  wird,  sind  auf 
Verlangen  des  Kreisausschusses  zur  Mit- 
wirkung bei  deren  Verwaltung  und  zur 
Hergabe  passender  Räumlichkeiten,  un- 
weit diese  sclion  bisher  einem  gleiclicn 
Zwecke  dienten,  verpflichtet.  Hierfür 
haben  die  Kreise  den  Gemeinden  eine 
angemessene  Entschädigung  zu  gewäh- 
ren, über  deren  Höhe  im  StrdtfeUe  der 
Bezirksausscbuss  beschliesst. 
Auch  in  Württemberg  soll,  nach 
dem  Vorbilde  der  preussichen  Wander- 
arbeitsstätten, ein  Versuch  mit  der  Ein- 
richtung soldier  Institute  gemacbt  wer- 
den. Zu  diesem  Zwecke  wurden  20000  M. 
in  den  Etat  eingestellt,  die  zur  Unter- 
stützung solcher  Oberamtsbezirke  dienen 
sollen,  die  die  Einrichtunjr  von  Wandtr- 
arbcitsstätten  in  die  Hand  nelimen  wol- 
len. Es  ist  zunächst  beabsidiltgt,  we- 
nigstens eine  Wanderstrasse  einzurich- 
ten, um  auf  Grund  der  dabei  gemachten 
Erfahrungen  dann  eventuell  ein  ganzes 
Netz  solcher  Wanderarbeitsstrasscn  ein- 
zurichten. Die  Arbeiterschaft  steht  diesen 
ganzen  Versuchen  mit  berechtigtem 
Misstrauen  gegenüber,  da  sie  die  Ein- 
führung eines  Wandcrstrassenzwangs 
und  die  damit  verbundene  Beschränkung 
tmd  Schädigung  des  arbeitslosen  Wan- 
derers befürchtet.  Läuft  die  Sache 
schliesslich  nur  auf  eine  polizeiliche 
Massregel  hinaus,  während  der  sozial- 
politische Gedanke  der  Arbeitslosenfür- 
sorge  dabei  in  den  Hintergrund  tritt,  so 
wird  namentlich  die  Gewerkschaftsbe- 
wegung allen  Anlass  haben,  atif  ihrer 
Hut  zu  sein  und  frühzeitig  genug  eine 
Gegenbewegung  in  die  Wege  zu  leiten. 
X  X 
KwMChfortk  Der  Plauener  Sudtge- 
meinderat  hat  die  Tren- 
nung der  städtischen  Kol- 
legien bc^chlr^scn,  die  am  i.  Januar  i  >:)8 
in  Kraft  treten  solL  X  l^er  S  t  r  a  s  s  - 
burger  Gemeinderat  hat  die  Abschaf- 
fung des  Oktrois  beschossen.  X  Die 


preussischen  kommunalen  Arbeits- 
nachweisstellen haben  im  Jahre  1906 
463948  Stellen  vermittelt.  1.3  .Arbeits- 
nachweise haben  mehr  als  10000  Stellen 
vermittelt,  8  mehr  als  5-  bis  10000.  Die 
Gesamtzahl  der  Arbeitsnachweise  betrug 
am  I.  Januar  1907  216.  Davon  waren 
130  kommunale  Einrichtungen,  von  denen 
41.  unter  Beteiligung  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  verwaltet  wurden,  die 
übrigen  86  Arbeitsnachweise  werden  mit 
kommunaler  Unterstützung  betrieben.  X 
Die  Stadt  Berlin  und  ihre  Vororte 
haben  einen  Zweckverband  gegründet, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  die  von  den  ver- 
schiedenen Strassenbahngesellschaften  be« 
tridienen  Linien  zu  übemdunen,  sowie 
neue  zu  bauen. 

X  X 
Utoratar       Von  F.  W.  Hartmann 

ist  eine  Schrift  Die  Bezvcr- 
tung  städtischer  Grund- 
stücke in  Preussen  /Berlin,  Puttkammer 
&  Mühlbrccht/  erschienen,  die  es  sich 
zur  Aufgabe  macht,  eine  zusammen- 
fassende Darstellung  des  gesamten  Tax- 
wesens zu  geben.  Die  für  Bcleihungs- 
zweckc,  für  Auseinandersetzungen  unter 
Miteigentümern  auszuführenden  Taxen 
sind  getrennt  von  den  für  die  Steuer- 
veranlagung bestimmten  sogenannten 
Stcuertaxen  behandelt  worden.  An  die 
Erörterung  der  zwischen  den  massgeben- 
den Taxvorschriften  bestehenden  Ver- 
schiedenheiten schliessen  sicli  alsdann 
Vfrschläge,  welche  auf  die  Herbeifüh- 
rung eines  gleichmässigen  Verfahrens 
bei  sämtlichen  Wertschätzungen  abzielen. 
Das  Buch  will  auf  die  weitere  Ausgestal- 
tung und  Sicherung  der  Taxmethoden 
fordernd  einwirken.  X  Eine  zusammen- 
fassende Darstellung  der  Wohnungsfür- 
sorge im  Grosshenogtum  Hessen  gibt 
Rudolf  Sicgert  /Glessen.  Töpel- 
mann/.  Der  i.  Teil  der  Schrift  bringt 
einen  kurzen  Oberblidc  über  die  Woh- 
nunpszTist.inde  Hessens,  insbesondere  in 
den  fünf  grösseren  Städten.  Der  2.  Teil 
behandelt  der  Reihe  nach  die  private  und 
kommunale  Wohnungsfürsorge,  die  staat- 
liche Wohnungsfürsorge,  die  Verhütung 
von  Missständen  beim  Wohnungsbau  (Bau- 
polizei) und  die  Beseitigung  von  Miss- 
ständen bezogener  Wohnungen  (Woh- 
nungspolizei). Der  Wert  der  Schrift  be- 
steht in  der  zusammenfassenden  Dar- 
stellung aller  auf'  die  Wohnungsfrage 
sich  beziehenden  Bestrebungen,  wie  sie 
sich  in  Hessen  geltend  gemacht  haben. 
Da  gerade  Hessen  in  Tielen  -Richtungen 
führend  v<»vegangen  ist,  kommt  dieser 
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Darstellung  eine  besondere  Bedeutung 
za,  X  Auf  dem  Gebiet  des  Submissions- 
wesens sind  zwei  wichtige  Neuerschei- 
nungen zu  nennen.  Die  Abteilung  für 
Arbeiterstatistik  des  reichsstatisti- 
schen Amtes  hat  in  Nr.  6  ihrer  Bei- 
trage Jwr  ArbeitersUtÜsHk  die  Regelung 
des  Arbeitsverhältnisses  bei  Vergebung 
Öffentlicher  Arbeiten,  insbesondere  in 
detitschen  Städten,  behandelt  Obschon 
die  kottuTiunale  Submissionspolitik  den 
Hauptgegenstand  des  Werkes  bildet,  sind 
doch  atich  die  Massnahmen  der  Staaten 
auf  diesem  Gebiete  eingehend  dargestellt, 
da  das  Vorgehen  der  Städte  nach  vielen 
Riditungen  hin  durch  die  Tätigkeit  der 
Staaten  bedingt  ist.  Das  statistische  Amt 
hat  sich  aber  nicht  nur  auf  die  deutschen 
Bundesstaaten  und  Gemeinden  be- 
<cbriinkt.  «rmdcrn  auch  ausfülirlicli  das 
Vorgehen  der  auswärtigen  Staaten  be- 
bsndieh.  Wir  haben  hier  zum  erstennaal 
eine  Zusammenfassung  alles  wichtigen 
Materials  vor  uns,  auf  Grund  dessen 
ntinmehr  eine  kritische  Behandlung  der 
sogenannten  anständigen  Lohnklauscl 
möglich  ist.  Das  statistische  Amt  konunt 
seinerseits  zu  dem  Ergebnis,  dass  die 
Bedeutung  »behördlicher  Sicherung  an- 
gemessener Arbeitsbedingungen  bei  Ver- 
gebung öffentlicher  Arbciten<  nicht 
unterschätzt  werden  dürfe.  Mit  Recht 
hrfjt  es  hervor,  dass  die  unverkennbare 
Tendenz  bestehe,  auf  dem  bisher  be- 
schrittenen  Wege  weiter  zu  gehen.  Der 
wettere  Aasbau  der  Tarifvertoige  werde 
da.z\\  beitragen,  das  Vorgehen  der  Ver- 
waltungen auf  diesem  Gebiete  zu  er- 
leiditem.  X  Geringere  Bedeutung  kommt 
der  Schrift  Marie  Hellers  Das 
Submissionswesen  in  Deutschland  /Jena, 
Gustav  Fischer/  zu.  Ihre  Behauptung, 
dass  eine  unmittelbare  Einwirkung  des 
Submissionswesens  auf  die  Lohne  nicht 
nachweisbar  sei,  ist  trotz  des  von  ihr 
beigebrachten  Materials  nicht  bewiesen. 
Wie  sollte  sich  auch  soti'  t  das  Bestreben  der 
Gewerkschaften  erklaren.  Schutzklauseln 
pepen  solchen  Lohndruck  in  die  öffent- 
lichen Submissionsvertrage  einfügen  zu 
lassen?  mwd  uwdbmmn 

Sozialistische  Beweflun^ 

Internationa-  Zwischen  Amsterdam  und 

ta  StatSpSt  StiiflRart  hat  eine  wichtige 
>icuorientierung  im  inter- 
nationalen Sozialismus  stattgefunden.  Die 
beiden  Methoden,  die  in  .\msterdam  mit 
einander  rangen,  haben  ihre  Träger  ge- 
wechselt Jaures  ist  um  ebenso  viel  nach 
lit^  gerudcti  wie  er  die  bestimmende  An- 


teilnahnu-  an  der  Politik  Frankreichs  auf- 
gegeben hat.  Umgekehrt  hat  die  deutsche 
Sozialdemokratie  in  ihrer  ersten  Tagung 
nach  den  Reichstagswahlen  die  Gegen- 
wartsarbeit stärker  betont.  D  i  e  Ergeb- 
nisse des  Stuttgarter  Kongresses:  einige 
Resolutionen  allgemeinen,  eine  irrealen 
Charakters.  Das  Ergebnis :  eine  Kräfti- 
gung des  reformistischen  Gedankens,  der, 
was  am  meisten  Ifir  uns  ins  Gewicht  fällt, 
von  der  deutschen  Fkrtei  getragen 
wurde. 

In  der  kolonialen  Frage,  der  ein- 
zigen, über  die  im  Plenum  erregt  debat- 
tiert wurde,  zeigte  sich  seine  Überlegen- 
heit auch  am  Klarsten.  Gegen  die  Aus- 
führungen der  Genossen  van  Kol.  Bern- 
stein und  David,  die  ein  Verständnis  für 
die  Aufgaben  der  Kolonialpolitik  und 
deren  Bedeiitunjr  in  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  anstrebten,  können 
die  prinzipiellen  Gegner,  deren  Stand- 
punkt nicht  gerade  im  sozialistischen 
Ideenkreisc  zu  suchen  ist,  auf  alle  die 
keinen  Eindruck  machen,  die  mit  der 
Materie  selber  vertraut  waren.  Und  hier, 
in  der  argumentativen  Debatte,  nicht  in 
dem  Zufall  der  Abstimmung,  kann  man 
die  Richtlinie  erkennen,  in  der  flic  Politik 
der  sozialistischen  Parteien  in  kolonialen 
Dingen  sich  bewegen  wird.  Was  will 
hcsaRen,  dass  die  Ruthenen,  Bulgaren, 
Spanier,  Polen.  Rumänen,  Serben,  öster- 
reichischen Italiener  etc.,  statt  dem  Bei- 
spiel der  Schweizer  zu  folgen,  die.  in 
kolonialen  Dingen  unzuständig,  sich  der 
Abstimmung  enthielten,  den  Intransigenten 
zu  einem,  freilich  sehr  Rcrinpcn,  Stim- 
menüberschuss  verhalfen?  Die  Dele- 
gierten der  eigentlichen  KolonialKandcr 
gingen  sämtlich  mit  van  Kol  und  der 
deutschen  Mehrheit,  Was  will  es  auch  be- 
sagen, dass  die  englische  S.  D.  F.,  eine 
Sekte  von  geringer  Bedeutung  imd  ein 
Fremdkörper  in  der  englischen  Politik, 
sich  auf  die  Seite  der  Negation  stellte, 
wenn  die  /.  L.  P.,  die  eigentliche  Ver- 
tretung des  englischen  Sozialismus  und 
die  ausschlaggebende  Gruppe  der  eng- 
lischen Arbeiterpartei,  sich  im  andern 
Lager  befindet?  Man  braucht  mit  der 
Ahstimmuntr  niclit  unzufrieden  zu  sein.  Sic 
hat  das  Gute,  dass  sie  wiederum  zeigt, 
was  es  mit  Abstimmungen  auf  inter- 
nationalen Konpressen  überhaupt  auf  sich 
hat,  dass  da  Resultate  zum  Vorschein 
kommen,  die  in  direktem  Widersprudi 
zu  den  wirklich  vorhandenen  Tendenzen 
stehen.  Schon  die  Erfahrung  dieses  einen 
Kongresses  hat  die  *argen  Lücken«  in 
dem  soeben  beschlossenen  Abstimmung»* 
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modus  gezeigt,  die  van  Kol  in  seinem 
Artikel  im  Augnstheft  der  SosMisHsehtn 

Monatshefte  vermutete.  Ob  man  diesen 
Modus  auch  noch  so  reformiert:  man 
wird  nie  einen  finden,  der  die  Beschlüsse 
mit  Notwendigkeit  in  Einklang  bringt 
mit  dem  Kräfteverhältnis  der  Ideen.  Da- 
her wäre  es  zweckmässiger,  der  inter- 
nationale Kongress  gäbe  überhaupt  seine 
Illusion  auf,  als  gesetzgebende  Körper- 
schaft wirken  zu  können,  und  begnügte 
sich  mit  der  l>e<;chcidcncrcn.  aber  in 
Wahrheit  bedeutenderen  Aufgabe,  durch 
die  Ausspradie  das  zu  zeigen,  was  wirk- 
lich ist. 

Die  Darlegungen  van  Kols  über  die 
kolontalpolitis^  Haltung  der  deotschen 
Sozialdemokratie  werden  ihren  nachhal- 
tigen Eindruck  nicht  verfehlen.  »Wer 
von  euch  ist  in  die  Kolonieen  gegangen, 
um  dort  die  Verhältnisse  zu  studieren?« 
In  der  Tat:  Bei  den  Holländern,  bei  den 
Engländern,  ist  es  ganz  selbstverständ- 
lich, dass  man  nur  auf  Grund  genauer, 
dnrdi  den  Augenschein  gewonnener, 
Kenntnisse  ein  Urteil  abgeben  kann  : 
'  van  Kol  war  in  Holländisch  Indien, 
MacDonald  kam  erst  kürzlich  von  seiner 
Reise  durch  Oinada  und  Australien  zu- 
rück. £s  wäre  wünschenswert,  dass  man 
auch  bei  ims  diese  Praxis  einföhrte,  und 
dass  vielleicht  einige  Mitpliedcr  der 
sozialdemokratischen  Reichstagsfraktion 
sich  an  parlamentarischen  Studienreisen 
nach  den  Kolonieen  beteiligten  —  voraus- 
gesetzt natürlich,  dass  sie  auf  Kosten 
des  Reiches,  und  nicht  durch  private 
Unternehmcrgcscllscbaftcn  veranstaltet 
werden  — ,  um  so  selber  kennen  zu  ler- 
nen, was  man  zu  verwerfen  hat. 
Bildete  die  Ko]f>ninlpolitik  den  anfrepcn- 
den,  so  bildete  die  Frage  des  Mililaris- 
m  u  s  den  eigentlich  wichtige  n  Tril  des 
Kongresses.  Sie  wurde  nur  in  der  Kom- 
mission behandelt,  dem  Plenum  blieb 
nichts  weiter  übrig,  als  deren  Reschluss 
zu  sanktionieren.  Und  in  dieser  Frage 
hat  die  deutsche  Partei  auch  nicht  das 
geringste  Zugeständnis  an  die  revolutio- 
näre Phrase  gemachL  Sie  verharrte  auf 
ihrem  Standpunkt,  den  die  Genossen 
Bd>e1  Ulli!  \')n  Vollmar  in  ausgezeich- 
neten und  entschiedenen  Reden  darge- 
legt hatten:  Vom  Antimilttarismus  will 
sie  nichts  wissen,  die  gefährlichen 
Spielereien  der  HervÜJiien,  die  leider 
auch  von  Jaurfts  gededct  werden  — > 
worauf  ilin  ^'ollmar  in  taktvoll  zurüdc- 
haltender  Weise  aufmerksam  machte  — 
werden  von  ihr  a  limine  zurüdcgewtesen. 
Die  Resolution,  die  der  Kongress  ange> 


nommen  hat,  überlässt  es  einfach  den 
einzdnen  nationalen  Sdctionen,  zu  tan, 

was  sie  für  richtig  halten  und  was  sie 
verantworten  können.  Dass  die  deutsche 
Sozialdemokratie  eine  antimilitaristisdie 
Agitation  nicht  verantworten  kann,  und 
dass  sie  überhaupt  gar  nicht  daran  denkt, 
sich  bestimmte  Rezepte  aufoktroyieren  zu 
lassen,  darüber  ist  keinem  Teilnehmer 
ein  Zweifel  geblieben,  und  das  hat  Hcrve 
durch  seinen  Protest  auch  noch  ausdrück- 
lich festgestellt.  Diese  Verhandlungen 
werden  hoffentlich  auch  dazu  beitragen, 
die  Meinung  zu  zerstören,  als  ob  der 
Internationalismus  der  Sozialdemokratie 
irgend  etwas  gemein  hätte  mit  a  n  t  i  - 
nationalen  Bestrebungen.  »Wenn 
wir,«  führte  Costa  aus.  »auch  nicht  Patrio- 
ten im  bürgerlichen  Sinne  sind,  so  doch 
im  besten  sozialistischen  Sinne.  Wir 
können  und  wollen  nicht  auf  die  schönen 
und  erhabenen  Kutturschätze  der  Heimat 
verzichten.«  Und  Branting  oiklfirte.  wir 
müsstcn  dem  antipatriotischen  Herve 
>eigentiich  dankbar  sein,  dass  er  uns  Ge- 
Iiijcnbcit  gegeben  hat.  unsere  v  illkom- 
raene  Einmütigkeit  darüber  zu  zeigen«. 
Die  anderen  Gegenstande  der  Tagesord- 
nung haben  keine  besonderen  Energieen 
entfesselt. 

In  der  Resolution,  die  von  den  Beziehun- 
gen zwischen  Partei  und  Gewerk- 
schaft handelt,  wird  betont,  dass 
beide  Organisationen  »gleichwertige  .Auf- 
gaben« zu  erfüllen  und  auf  ihren  ("lebieten 
»vollständig  selbständig  zu  bestimmen« 
haben:  neben  dieser  Neutralität,  und 
ohne  mit  ihr  im  Widerspruch  zu  stehen, 
wird  ein  »einmütiges  Zusammenwirken» 
empfohlen.  Von  Interesse  als  Symptom 
für  die  Gesamtstimmimg  war  es,  dass  die 
Art,  wie  die  französische  Partei  den 
anarchistischen  Syndikalisten  entgegen- 
kommt, allgemeine  Missbilligung  fand. 
Die  Maifeier  frage  wurde  tibcr- 
haupt  nicht  berührt.  Man  hatte  noch  vor 
Beginn  des  Kongresses  innerhalb  der 
deutschen  Delegation  ein  Abkommen 
zwischen  der  Partei  imd  den  Gewerk- 
schaften zu  Stande  gebracht,  dergestalt, 
dass  beide  zu  gleichen  Teilen  für  die 
finanziellen  Folgen  der  Arbeitsrnho  auf- 
zukommen haben.  Da  nunmehr  die  Ver- 
anstalter auch  gleichmässig  die  Verant- 
wortimg  tragen,  so  dürfte  die  Maifeier  in 
Zukimft  mehr  durch  ökonomische  Fak- 
toren bedingt  werden,  als  durch  eine 
überkommene  Formel,  deren  Gefiihls- 
inhalt  bereits  verblichen  ist. 
In  Sachen  der  Ein-  und  Auswan- 
derung hat  man  einen  Beschiuss  ge- 
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fasst,  der  sich  wahrscheinlich  als  fihcr- 
eilt  erweisen  wird.  Die  Debatte  in  der 
Kommission  zdgte  die  bteresscngegen- 
sätzc  zwischen  den  Einwanderungs-  und 
den  Auswanderungiländern.  Die  Reso- 
lution trägt  ihnen  aber  nicht  genfigoid 
Rechnung.  Man  hätte  ruhig  auf  eine 
Lösung  diesmal  verzichten  und  die  Frage 
weiterer  Untersudiang  fiberweisen  sollen. 
Dass  die  jetzt  angenommene  Resolution 
in  nicht  zu  ferner  Zeit  von  den  Tatsachen 
überholt  und  einer  bedeutenden  Modifika- 
tion unterworfen  werden  wird,  ist  sehr 
wahrscheinlich.  Sehr  charakteristisch  war 
die  dtphmutisch-platonische  Schluss- 
erldärang  des  australischen  Delegierten: 
»Die  Mehrheit  der  australischen  Arbeiter- 
partei ist  gegen  die  Einwanderung  far- 
biger Arbeiter.  Ich  persönlich  als  Sozia- 
list erkenne  die  Pflicht  internationaler 
Solidarität  an  und  hoffe,  dass  es  gelin- 
gen wird|  mit  der  Zeit  alle  Völker  der 
Erde  f&r  den  Gedanken  des  Sozialismus 
zu  gewinnen. € 

Die  Resolutton  zum  Frauenstimm- 
reeht  fordert  die  sozialistischen  Par- 

trien  auf.  »für  die  Einführung  des  allge- 
meinen Frauenwahlrechts  energisch  zu 
Idmpfenc.  Dass  gerade  in  dieser  Frage 
eine  Abschliessung  vom  Bürgertum 
grundsätzlich  verkehrt  ist,  zeigt  sich  da, 
wo  die  Frage  fiberhatipt  spmdireif  wird. 
Die  englische  Genossin  Murby  erklärte 
daher  auch  resolut:  »Was  auch  dieser 
Kongress  beschliessen  möge,  wir  werden 
kraft  der  Autonomie  der  Nationen  mit 
den  bürgerlichen  Frauenrechtlerinnen  zu- 
sammencehen.« 

Man  muss  internationale  Kongresse  fei- 
ern, wie  sie  fallen,  und  mit  diesem  kann 
man  recht  zufrieden  sein.  An^  bei  den 
DifTcrenzen  herrschte  insgesamt  doch  das 
Bestreben  vor,  sich  auf  dem  Boden  der 
Praxis  zu  verständigen.  Einen  Misston 
in  die  Verhandlungen  brachten  neben  den 
Hemiisten,  die  am  Schlüsse  einen  klei- 
nen, durch  die  Energie  des  Präsidenten 
Singer  sofort  unterdrückten  Skandal  zu 
inszenieren  suchten,  nur  noch  die  Zeloten 
der  englischen  S.  D.  F.  Zwei  ihrer  Ver- 
treter häuften  sinnlose  Anklagen  auf  die 
£•  F..  die  engtische  Arbeiterpartei,  die, 
wie  unseren  Lesern  bekannt,  in  der  kur- 
sen  Zeit  ihres  Bestehens  eine  erstaunlidie 
politische  Reife  gezeigt  und  ebenso  er- 
staunliche Erfolge  davongetragen  hat  Ge- 
nosse MacDonald  verzichtete  auf  eine  Er- 
widerung in  der  Sitzung  selber,  versprach 
aber.  >an  pccipnetcr  Stelle  darauf  zu  ant- 
worten«. Er  wird  nunmehr  in  den  Sozia- 
»siucke»   UmiMtfU»  die  wirldldie 


Praxis  der  P.  feststellen,  so  dass  man 
über  die  Berechtigung  jener  Beschuldi- 
gtmgen  sich  dann  and^  im  Auslände  sel- 
ber ein  Urteil  bilden  kann. 
Der  Stuttgarter  Kongress  hat  die  Bereit- 
willigkeit der  meisten  sodalistischen  Par- 
teien gezeigt,  mit  einer  störenden  Phraseo- 
logie aufzuräumen  and  die  Kräfte  auf 
das  praktische  Arbeiten  zu  leonzentrieren. 
Freilich  nicht  auf  direkte  und  sonstige 
Aktionen.  Es  mag  ein  paar  Genossen 
gdwn.  die  in  ihrer  Wortphantasie  jetzt 
von  der  Aktion  zu  schwärmen  beginnen 
—  worunter  sie  sich  alles,  das  heisst 
nichts,  vorstellen  — ,  um  allerhand  stolst 
grosse  Redefiguren  aufzubauen.  Derglei- 
chen Verstandcstrunkcnheit  ist  nicht  ge- 
fährlich: sie  tobt  sich  am  Redaktiona- 
pult  aus  und  pflegt  nichts  zu  hinterlassen, 
als  höchstens  eine  dumpfe  Klage  über  die 
Unfähigkeit  der  anderen.  Etwas  depla- 
ciert scheint  es,  dafür  Jaures  in  Anspruch 
zu  nehmen  und  ihn  ^s  den  angeblichen 
Vorkämpfer  der  Aktion  gerade  heute  zum 
Haupt  der  Intemationalen  zu  stempeln. 
Er  war  es  in  den  Tagen  von  Amsterdam. 
Er  wird  es  vielleicht  auch  wieder  wer- 
den: denn  eine  so  bedeutende  geistige 
Kapazität  kann  nicht  in  Niederungen  ver- 
weilen. Aber  .schwerlich  wird  er  es 
durch  irgend  welche  altfränkische  Aktion. 
Man  wird  anf  der  ganzen  Linie  aufhören 
müssen,  eine  >dpkorative  Politik«  zu  trei- 
ben, über  die  Viktor  Adler  spottete,  und 
deren  Gegner  in  Frankreich  frfiher  Janris 
und  Millerand  waren.  Nicht  nur  für  die 
sozialdemokratische  Kolonialpolitik  gilt 
die  ernste  Mahnung  van  Kols:  »Die  Zeit 
der  Phrasen  sollte  endlich  vorbei  sein, 
und  wir  müssen  praktisch  arbeiten....« 

X  X 

PrjJWQIia0i-  Die  Rückständigkeit  unse- 
******  rer  Parteipresse  in  der  rei- 

nen Zeitungstechnik  hat  zu 
einem  Projekt  eines  sozialdemokratischen 
Pressbureaus  geführt,  das  in  erster  Linie 
den  Informationsdienst  auf  eine  ange- 
messene Höhe  heben  soll.  Die  Frage, 
wie  dieses  Bureau  organisiert  werden, 
und  in  wessen  Händen  die  I-eitung  lie- 
gen soll,  hat  zu  einer  Debatte  Anlass 
gegeben.  Es  sind  bis  jetzt  zwei  Ent- 
würfe vorgelegt,  von  denen  der  eine  den 
Verein  Arbeiterpresse  zum  Träger  der 
Institution  machen,  der  andere  den  Par- 
teivorstand mit  der  Tx-ititnp  bctraticn 
und  eine  Anzahl  Redakteure  nur  als  Bei- 
rat mit  heranziehen  will.  Diese  Angele- 
pcnhcit  wird  auch  den  Parteitag  beschäf- 
tigen. £s  wäre  vielleicht  an  der  Zeit, 
da^s  fiber  die  Zentralisierangstendenzen 
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unserer  Presse  überhaupt  dort  ein  Wort 
geredet  wird.  Man  ist  bei  uns  fast  all- 
gemein der  Überzeugung,  dass  die  Orga- 
nisation unserer  Phiteipressc,  die  im  Ge- 
gensatz zu  einem  grossen  Teil  der  aus- 
ländischen sich  nicht  in  privaten  Händen, 
sondern  im  Besitz  der  Parteiinstanzen 
selber  befindet,  mustergültig  ist.  In  der 
Tat  ist  es  an  sich  zweifellos  ein  Vorteil, 
dass  die  Presse,  dieses  wichtige  Instru- 
ment zur  Beeinflussung  und  Umbildung 
der  öffentlichen  Meinung,  nicht  unver- 
antwortlichen Personen  ülHrla-scn  liUibt, 
die  sie  womöglich  zu  geschäftlichen 
Zwecken  ausbeuten  und  die  politischen 
Interessen  gefährden.  Doch  hat  dieses 
System  auch  den  Nachteil,  dass  die 
Presse  ihre  Aufgabe  als  Bildnerin  nicht 
erfüllen  kann,  wenn  sie  immer  wieder 
von  denen  ihre  Direktive  erhält,  die  in 
vielen  Fragen  erst  der  Aufklärung  be- 
dürfen. Wie  kann  denn  schliesslich  das 
Eindringen  neuer  Ideen  möglich  werden, 
wenn  auch  die  geistige  Arbeit  der  Re- 
glcmentierunj?  unterworfen  ist?  llnscrc 
Partei  hat  alltnählich  einen  burcaukra- 
tischen  Zuschnitt  erhalten,  und  sie  be- 
sitzt für  alles  und  jedes  eine  Instanz, 
um  den  manches  Gemeinwesen  sie  be- 
neiden könnte.  Aber  diese  Disziplin,  die 
die  Stärke  der  Partei  ausmacht  und  bei 
allen  Dingen  materieller  Natur,  vor- 
nehmlich bei  jeder  praktischen  Handlung, 
notwendig  ist.  sollte  bei  geistigen  Dingen 
eine  andere  Art  der  Anwendung  finden; 
sie  führt  sonst  gar  zu  leicht  zur  Schabio- 
nisierung, die  auch  in  der  Politik  vom 
(*bel  ist. 

Freilich  sollen  Parteiblätter  keine  Dis- 
kussionsorgane  sein.  Zum  Austausch  der 
verschiedenen  Anschauungen,  zur  Wei- 
terbildung wissenschaftlicher  Doktrinen 
sind  die  Zeitschriften  da,  die  keiner  an- 
deren Kontrolle  unterliegen,  als  der  der 
wissenschaftlichen  Nachprüfung,  in  denen 
jeder  Parteigenosse  mit  seinem  Namen 
für  das.  was  er  schreibt,  und  der  Her- 
ausgeber mit  dem  scinigen  für  den  Cc- 
samtinhalt  eintritt.  Anders  die  Tages- 
f»resse.  In  ihr  ist  ffir  Diskussion  kein 
Raum,  sie  muss  mit  voller  Intensität 
und  Zusammenfassung  der  Kräfte  auf 
ihr  Ziel  losgehen.  Dieses  besteht  in- 
des nicht  nur  in  der  reinen  Agitation, 
sondern  auch  in  der  Steigerung  des  po- 
litischen Einflusses.  l*nd  an  diese  Auf- 
gabe, die  für  die  führenden  Parteior- 
gane sogar  die  Hauptaufgabe  sein  sollte, 
denkt  man  vielleicht  nicht  genügend, 
wenn  man  C5  als  selbstverständlich  hin- 
nimmt, dass  eine  Kommission  von  Ge- 


nossen, deren  politische  Fähigkeiten 
keiner  Prüfung  unterliegen,  die  richtige 
Instanz  zur  Bestimmung  der  politischen 
Haltung  des  Blattes  ist.  Richtiger  wäre 
es  im  Prinzip  wohl,  die  Kommission 
würde  nicht  ausschliesslich  nach  ört- 
lichen, sond>em  auch  nach  sachlichen 
Gesichtspunkten  zttsaounengesctzt,  so 
dass  möglichst  aktive  Politiker,  rum  Bei- 
spiel Mitglieder  der  Reichstags-  und  na- 
mentlich der  Landtagsfraktionen,  in  ihr 
den  Ausschlag  geben.  Innerhalb  der 
Redaktion  selber  ist  eine  demokratische 
Verfassung  eine  Quelle  der  Zerfahren- 
heit und  Wirkungslosigkeit  Der  eine 
kann  gegen  den  andern  ausgespielt  wcf« 
den,  die  Initiative  wird  gelähmt,  und  das 
Lebenselement  einer  politisdien  Zeitung: 
die  straffe  Einheitlichkeit,  geht  unter  in 
einem  grauen  Gemenge  heterogener  Be- 
standteile. An  die  Stdie  der  frischen 
Selbständigkeit  tritt  ängstliche  Rück- 
sichtnahme, nicht  auf  die  Erfordernisse 
der  Politik,  sondern  auf  die  Meinung 
dieses  oder  jenes  inneren  Gcgfncrs.  dem 
man  keinen  Anlass  zum  Einschreiten  ge- 
ben will.  Und  recht  behält  schliesslich 
der.  der  sich  am  wenigsten  über  das 
Niveau  der  gewohnten  Üenkschablonc  er- 
hebt. Mir  würde  es  zwedcmässig  schei- 
nen, dass  für  jedes  grosse  Blatt  ein  Chef- 
redakteur angestellt  wird,  der  dann  nach 
völlig  freiem  Ermessen  sich  seine  Kolle- 
gen au  wählen  hat,  die  Haltimg  des 
Blattes  bestimmt  und  für  sie  verant- 
wtwtltch  ist  Dadurch  würde  Quertreibe- 
reien gegen  einzelne  Mitglieder  der  Re- 
daktion oder  gegen  diesen  oder  jenen 
Artikel  energischer  begegnet  werden 
können.  Das  Blatt  würde  eine  Farbe 
haben  und  eine  einheitliche  Politik  ver- 
treten. Voraussetzung  ist  freilich,  dass 
der  betreffende  Chefredakteur  auch  die 
PersSnlichkeit  daru  ist,  ein  solches  Recht 
auszuüben,  eine  solcbc  Pflicht  auf  sich 
zu  nehmen  und  nötigenfalls  auch  für 
seine  Überteugitng  selbst  einer  Mehr- 
heit gegenüber  cin7ustehen.  Oh  die  Par- 
tei gerade  einen  Überfluss  an  solchen 
Persfinliehkeiten  hat,  das  wage  ich  nidit 
zu  entscheiden. 

Wenn  auch  das  Institut  der  Press- 
kommission selber  durch  ein  besseres 

nicht  ersetzt  werden  kann,  so  sollte  diese 
wenigstens  in  redaktionellen  Dingen  po- 
litischer Natur  nicht  den  Schulmeister 

zu  spielen  und  beständig  Tadel  oder  Be- 
lohnungen auszuteilen  suchen.  Im  all- 
gemeinen werden  ihre  Mitglieder  sich 
ja  schliesslich  der  grii^scrn  Sachkennt- 
nis der  Redakteure  fügen  und  ihr  demo- 
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kretisches  Mustrautn  bezwingen.  Schlim- 
mer liegt  die  Sache,  wenn  sie  von  dritten 
zu  bestimmten  Zwecken,  zu  Wühlereien 
gegen  die  Redaktion  oder  gegen  die  Hal- 
tung des  Blattes  benutzt  werden.  Dema- 
gogischen Künsten  unterliegen  Uner- 
fahrene gar  zu  leicht ;  und  dass  hei  per- 
sönlichen Streitigkeiten  gern  prinzipiellt 
Gründe  ins  Feld  geführt  werden,  das 
lehrt  der  Verlauf  so  mancher  Partci- 
aktum. 

Aber  es  ist  schliesslich  nicht  ausschlag- 
gebend, nach  welchem  System  die  Presse 
organisiert  ist.  Die  Hauptsache  ist,  dass 
man  die  nötigen  Kräfte  für  sie  erhält 
Der  Charakter  eines  Blattes  wird  be- 
stimmt durch  die  Persönlichkeit  dessen, 
dtr  es  leitet,  Die  Wirksamkeit  seiner 
Politik  aber  wird  bedingt  dnrch  den  po- 
litischen Reifegrad  der  Cesamtpartei 
überhaupt.  Und  daher  ist  die  Frage  der 
Reform  unserer  Presse  schliesslich  die 
Frage  der  Politik  unserer  Partei  über- 
haupt. Das  letzte  Wort  über  sie  wird 
auf  diesem  Gebiet  gesprociien.  Die  Dis- 
kussion über  die  Rcichstagswahl  auf  dem 
£ssener  Parteitag  wird  auch  für  die  Far- 
teipresse  mit  entsdieidend  sein. 

X  X 
M<HMagstreU  £)ie  Parteikonferenz  des  3. 

braunschweigischen  Reichs- 
tagswahlkreiscs  hat  in  einer 
Sitzung  am  4.  August  den  Bcschluss 
gefasst,  von  der  Kandidatur  Richard 
C  a  1  w  e  r  s  fernerhin  abzusehen.  Dieser 
Beschluss  soll,  wie  es  heisst,  durch  die  Un- 
zufriedenheit der  Genossen  mit  den  wirt- 
schaftspolitischen Anschauungen  Calwers 
hervorgerufen  sein.  Gerade  diese  Be- 
gründung ist  für  die  Partei  demüti- 
gend. Der  Beschluss  scheint  danach 
die  Tendenz  zu  haben,  die  po- 
litisdie  Wirksamkeit  des  Genossen  Cal- 
wer zu  mindern.  Nun  wird  freilich  die 
Bedeutung  Calwers  und  der  Einfluss  der 
von  ihm  vertretenen  Anschauungen  durch 
Beschlüsse  eines  Reichstagswahlkreises 
nidit  berfibrL  Aber  die  Uosse  Absicht 
zeugt  von  einer  Verwirrung  der  Begriffe 
und  einer  Engfaerd^ceit  der  Auffassung, 
die,  verallgemeinert,  zur  geistigen  Ver- 
ödung in  unserer  Partei  führen  müsste. 
Was  uns  vor  allem  not  tut,  ist  wissen- 
scbaftlidie  Wahrheit  und  Ehrlichkeit  ge- 
gen uns  selbst.  Die  Politik  einer  Partei 
kann  sich  nur  auf  einer  möglichst  voll- 
Ständigen  und  durch  vorgefasste  Mei- 
nungen nicht  In-einflussten  F.rkenntnis 
der  wirlscha filichen  und  politischen  Re- 
alitäten aufbauen.  F.s  ist  eine  Torheit, 
ankunebmen,  dass  wir  als  Partei  kein  In- 


teresse daran  haben,  Wahrheiten  festzu- 
stellen, die  die  Gegner  für  sich  ausnutzen 
könnten.  Wir  würden  durch  deren  Ver- 
heimlichung niemals  andere,  sondern 
immer  nur  uns  selber  täusdien;  und  wo- 
hin diese  Selbsttäuschung  auch  rein 
praktisch  führt,  sollten  einige  Erfah- 
rungen aus  der  letzten  Zeit  deutlich  ge- 
zeigt haben.  Die  Partei  bedarf  der 
Wissenschaftler,  die  unbekümmert  da- 
rum, welche  Konsequenzen  sich  aus  den 
einzelnen  Feststellungen  ziehen  lassen 
und  welche  Vorstellungen  eventuell  da- 
durch zusammenstürzen,  die  uns  lieb  ge- 
worden sind,  die  Einzelerscheinungen 
und  den  Gang  der  Entwickelung  un- 
befangen studieren  und  die  Resultate  zur 
weiteren  Nachprüfung  und  Verwertung 
der  Öffentlichkeit  vorlegen;  Dass  Cal- 
wcr  zu  den  gewissenhaftesten,  ficissigstcn 
und  vorurtcilsfreiesten  F^orscbern  auf 
diesem  Gebiet  gehört,  muss  von  allen 
denen  anerkannt  werden,  die  seine  Ar- 
beiten kennen  und  selber  etwas  von  der 
Sache  verstehen.  Und  es  ist  belanglos, 
ob  etwelche  Genossen,  deren  wissen- 
schaftliche Legitimation  zu  solcher  Ur- 
teilsfällung gerade  auf  diesem  Gebiete 
nicht  erbracht  ist,  die  wissenschaftliche 
Haltbarkeit  seiner  Untersuchungen  be- 
streiten. Die  Entwickelung  auch  in  der 
sozialdeinokr.'ilischen  Partei  wird  da- 
durch nicht  aufgehalten,  und  dass  diese 
beispielsweise  in  der  Handelspolitik, 
nachdem  die  überhitzung  der  Zolltarif- 
kämpfe einer  Abkühlung  Platz  gemacht 
hat.  nicht  zu  einer  Festigung  des  Frei- 
handelsstandpunktes führt,  dürfte  ob- 
jektiven Beobachtern  immer  mehr  zum 
Bewusstsein  kommen ;  es  scheint,  als  ob 
diese  innerlich  mit  dem  Manchestertutn 
verwandten  und  dem  Wesen  des  Sozia- 
lismus entgegengesetzten  Doktrinen  im 
Laufe  der  Zeit  einer  Wirtschaftspolitik 
werden  weichen  mfisscn,  die  auf  den  In- 
teressen der  Arbeiterklasse  aufgebaut  ist. 
Unsere  Tagcsschriftsteller,  denen  alle 
Fragen  so  furchtbar  einfach  liegen,  wer- 
den mit  der  Zeit  erkennen  müssen,  dass 
man  hier  in  einen  Komplex  schwieriger 
Probleme  hineingerät,  die  nnt  alten  libe- 
ralen Schlagworten  nicht  zu  lösen  sind. 
Die  Ergebnisse  dieser  Entwickelung,  in 
die  wir  bereits  getreten  sind,  wird  die 
spätere  politische  Rechtfertigung  derer 
darstellen,  die,  wie  zum  Beispiel  die  Ge- 
nossen Schippd  und  Calwcr,  es  über- 
nommen haben,  den  herrschenden  und 
mit  übergrossem  Eifer  vertretenen  An- 
schauungen in  emsiger  wissenschaftUdier 
Forschung  sich  entgci^naustellen. 
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Man  muss  anerkennen,  dass  ein  wich- 
tiger Teil  der  Partciprcssc  den  Beschluss 
jener    braunschweigischen  Parteikonfe- 
renz, der  wie  ein  verspäteter  Nachklang 
von  Dresden  sich  ausnimmt  und  so  gar- 
nicht  in  die  Tage  von  Stuttgart  hincin- 
passt,  nach  Gebühr  gewertet  hat.  Die 
entschiedenste  Stellung  hat  die  Münche' 
ner  Post  eingenommen,  die  »mit  starker 
innerer    Erregung«    gegen    ihn  auftrat. 
Natürlich  nicht  im  Interesse  der  Person 
C^lwers,  dessen  hohen  wissenschaftlichen 
Emst  sie  betont,  sondern  im  Interesse  der 
Partei,  die  solcher  Männer  bedarf.  Der 
Müttehener  Post  hat  sich  der  Karlsruher 
Volksfreund    vollständig  angeschlossen. 
Andere  Parteiblätter,  wie  die  Frankfurter 
Volksstimme  und  die  Sdcksiscke  Arbei- 
terzeitung,   haben    gleichfalls    den  Be- 
schluss  >im  Interesse  der  wissenschaft- 
lichen Vielseitigkeit  unserer  öffentlidien 
Parteivertretung<  bedauert.    Auf  der  an- 
dern Seite  haben  der  Vorwärts,  die  Leip- 
tiger  VolksMeitung,  die  Frankisehe  Tages- 
post jene  Massregelung  zu  rechtfertigen 
gesucht,  und  zwar  mit  dem  alten,  ver- 
hrauchten  Argument:  man  dfirfe  Calwer 
nicht  dem  Konflikt  aussetzen,  als  Parla- 
mentarier  das   Gegenteil    seiner  Über- 
zeugung vertreten  zu  müssen.  Nach  die- 
ser Anschauung  dürften  wir  überhaupt 
niemand  mehr  in  der  Fraktion  haben. 
Denn  ihre  Mitglieder  sind  wohl  nahezu 
samtlich   schon   in  der  Lage  gewesen, 
dass  sie  mit  ihren  Anschauungen  in  der 
Minderheit  geblieben  sind  und  sie  An- 
träge  unterzeichnet   und   Dinge  mitge- 
macht haben,  von  deren  Ricluigkcit  sie 
selber  sich  nicht  überzeugen  konnten ;  na- 
türlich haben  sie  darum  nicht  aufgehört, 
für  diese  ihre  Anschauungen  so  lange  Pro- 
paganda zu  machen,  bis  sie  die  Mehrheit 
auf  ihre  Seite  hinüberzogen.    Und  die 
Mdirhdt  wird  vielleicht  auch  in  diesen 
Dingen  mit  der  Zeit  zu  einer  anderen 
Auffassung  gelangen. 
Ein  deprimierender  Zwischenfall  ist  die 
Angelegenheit  Calwer.     Sie  bildet  aber 
nur  noch  ein  vereinzeltes  Nachspiel  aus 
der  Pertode  der  nHssensdiafUidien  Reak- 
tion in  der  sozialdemokratischen  Partei. 
Dass  man  die  Überzeugung  und  den 
Mut  der  Persönlichkeit  mittlerweite  hoch 
einschätzen    ond    achten    gelernt  hat, 
bewies     eine     Woche     nach  jenem 
4.   August     die  Generalversammlung 
des    Zentralvereins    für   den   6.  schles- 
wig-holsteinischen Wahlkreis.    Der  Kan- 
didat dieses  Kreises,  von  Elm,  war  be- 
kanntlich im  Laufe  der  letzten  Wochen 
ein  Gegenstand  wüster  Beschinipfungen 


gewesen,  weil  er  in  der  Genossenschafts» 
frage  den  weiten  Gesichtskreis  der  ge- 
nossenschaftlichen Sozialisierungstenden- 
zen  im  Gagoisatz  zu  überspannten  Son- 
derinteressen vertreten  hat  (vergl.  die 
Rubrik  Genossenschaftsbewegung,  pag.  686 
ff.  und  798  ff.).  In  jener  Versammlung 
seines  Wahlkreises  wurde  nun  die  fol- 
gende Resoltitton,  und  zwar  völlig  einstim- 
mig', angi  iiommen:  »Die  am  11.  August 
1907  in  Pinnebecil  tagende  Generalver- 
sammlung des  sozialdemokratischen  Zen- 
tralvercins  für  den  6.  schleswig-holsteini- 
schen Wahlkreis  spricht  dem  langjähri- 
gen Reichstagsabgeordneten  von  Elm  ihr 
unumschränktes  Vertrauen  aus.  Sie 
weiss,  dass  er  stets  in  der  aufrichtigsten* 
arbeitsfreudigsten,  energischsten  und  tm- 
eigennützigsten  Weise  der  Partei  und  der 
Arbeiterbewegung  gedient  hat  und  noch 
dient,  und  erklärt  es  deshalb  fQr  eine 
Niederträchtigkeit,  wenn  er  jetzt  von 
Leuten,  die  sich  als  Parteigenossen  ge- 
rieren,  zum  Gaudium  der  Gegner  und  in 
totaler  Unkenntnis  der  Sache  mit 
Schmutz  beworfen  wird,  weil  er  analog 
früheren  Entschliessungen  anderer  ber> 
vorragender  Parteigenossen  sich  gegen 
ihm  zu  weitgehend  erscheinende  Forde- 
rungen über  Lohn-  und  Arbeitsbedin- 
gungen interessierter  Kreise  in  der  Kon- 
sumgenossenschaftsbciwegung  erklärt  hat.< 
Der  Beschluss  ist  besonders  darum  er- 
freulich, weil  er  dartut.  dass  die  Mei- 
nungsfreiheit innerhalb  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  keine  blosse  Illusion 
ist,  mögen  manche  Genossen  immerhin 
kuriose  Vorstellungen  von  ihr  haben, 

^  X 
****^**25  einer  Landfagskonferenz 

FariM  j^j.  hessischen  Sozial- 
demokratie, die  in  Friedberg 
am  3.  und  4.  August  abgehalten  wurde, 
kam  CS  zu  einer  interessanten  Auseinan- 
dersetzung über  das  Verhalten  der  sozial- 
demokratischen Fraktion  bei  der  Beglück- 
wunschung  des  Grossherzogs  zur  Geburt 
des  Thronfolgers.  Die  sozialdemokrati- 
schen Abgeordneten  haben  gleichfalls 
fQr  die  Adresse  gestimmt,  und  das  hat 
hei  einigen  radikalen  Genossen  ein 
grosses  Ärgernis  erregt.  Man  ist  ja 
immer  noch  in  manchen  Kreisen  der 
^^einung.  dass  man  bestehende  Einrich- 
tungen dadurch  beseitigt,  dass  man  sie 
nicht  anerkennt,  dass  man  also  mit  der 
Monarchie  aufräumt,  wenn  man  ihren 
Trägern  Höflichkeitsbezeugungen  verwei- 
gert Auf  der  besagten  Konferenz  sdiil- 
derte  Genosse  Dr.  David  die  Situation  im 
Landtage,  und  er  wies  nach,  dass  die 
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Fraktion  auch  bei  der  Prinzenadresse  im 
Interesse  der  Wähler  gehandelt  habe. 
Er  föhite  vollkommen  zutreffend  aus, 
dass  man  einen  Unterschied  machen 
müsse  in  der  Behandlung  der  Fürsten  je 
nachdem,  wie  sie  uu  'M-  Partei  behan- 
deln. Und  das  ist  der  K' m  der  Sache: 
Durch  unterschiedslose  Ablehnung  und 
Verweigerung  aller  durch  das  Hcrkoni- 
mea  gebotenen  Formen  beraubt  man  sich 
der  Möglichkeit  der  Differennemng. 
Einem  vollständig  konstitutionellen  Mo- 
narchen, der  innerhalb  der  Schranken 
seiner  Befugnisse  bleibt  und  allen  Par- 
teien gegenüber  streng  verfassungsmässig 
verfährt,  mus»  man  auch  verfassungs- 
mässig begegnen.  Ob  die  betreffenden 
Formen  schriftlich  festgelegt  oder  durch 
die  Tradition  bestimmt  sind,  ist  neben- 
sächlich. Wenn  es  nur  auf  die  schrifüich 
festgelegten  ankäme,  so  könnte  in  dem 
vorgeschrittensten  Staatswesen,  in  Eng- 
land, die  Verfassung  überhanpt  nid^t 
funktionieren,  und  der  König  könnte  sich 
Freiheiten  gegenüber  dem  Parlament 
herausnehmen,  die  ihm  nie  und  nirgends 
verboten  sind,  als  eben  durch  das  Her- 
kommen. Genosse  David  liess  sich  übri- 
gens auf  allgemeine  Erörterungen  nicht 
ein;  er  begnügte  sich  mit  einer  klaren 
Darlegung  des  Einzelfalls.  Die  grosse 
Mehrheit  der  Konferenz  stellte  sich  auf 
seine  Seite,  was  Genosse  Dr.  Fulda  dort 
feststellte,  und  was  sich  auch  in  dem 
Beifall  seigte,  den  sowohl  seine  Ausfüh- 
rungen, wie  die  des  Genossen  Ulrich 
fanden. 

Damit  wäre  also  das  grosse  Problem  der 
Hofgängerei  praktisch  einmal  in  recht 
taktvoller  Art  gelöst,  und  es  zeigt 
sich,  wie  überflüssig  dessen  prinsi' 
pieUe  Aufbauschung  um  Dresden  her- 
um war.  Auch  die  Österreicher 
haben  hei  der  Eröffnung  des  Reichsrats 
die  veralteten  antimonarchischen  Zeremo- 
nieert  aufgegeben  und  gezeigt,  dass  sie 
sich  nur  von  dem  politischem  Interesse 
der  Partei  leiten  lassen.  Sie  sind  sogar 
beim  Kaiserhoch  stdien  geblidicn;  und 
das  waren  nicht  RtviHonisttn,  condern 
strenge  llafxisten. 

Eine  .andere  Frage  nicht  hofisdier,  son- 
dern parlamentarischer  Natur  ist  jetzt  in 
Württemberg  brennend  geworden : 
die  der  Budgetbewilligung,  die  ja  itr 
süddeutschen  Parlamenten  von  Zeit  zu 
Zeit  immer  wieder  praktische  Bedeutung 
erlangt.  In  Norddeutschland  ist  die  Par- 
tei durch  ein  Wahlrecht,  das  sie  vom 
Landtag  ausschliesst,  vor  derartigen  Kon- 
flikten vorläufig  geschützt  Nachdem  von 


süddeutschen  Landtagsfraktionen  in 
früheren  Jahren  schon  einige  Male  das 

Budget  bewilligt  worden  war,  kam  es  zu 
dem  Liabecker  Beachlus,  der  ein  prinzi- 
pielles Vetbot  brachte,  aber  glücklicher- 
weise wieder  die  bekannten  Ausnahme- 
fälle zuliess.  Einen  solchen  Ausnahme- 
fall glauben  die  Württembergcr  jetzt  ge- 
kommen. Es  handelt  sich,  wie  stets,  um 
eine  Frage  politischer  üpportumtat,  und 
es  ist  jedenfells  zweckmässig,  auch  hier 
die  Möglichkeit  der  Differenzierung  zu 
haben  und  zwischen  Nord  und  Sü(^ 
awisdien  Halbabsolntismus  und  Konstl- 
tutionalismus  durch  das  Votum  unter- 
scheiden zu  können. 

X  X 
PrMtosIchi  Der  Parteitag  der  geeinig- 
ParMcaff  französischen  Partei, 

der  nodi  kurz  vor  dem  in- 
ternationalen Kongrcss  am  ii.  August  in 
Nancy  eröffnet  wurde,  zcigfte  wieder 
deutlich,  dass  die  gewaltsame  Einigung 
und  die  dadurch  bedingte  vollständige 
Ausschliessung  der  Unabhängigen  dem 
franzSsiadwn  Sozialismus  nicht  von  Vor- 
teil gewesen  ist.  Über  den  Antimilita- 
rismus wurde  eine  lange  und  konfuse 
Resolution  angenommen,  die  in  Wirk- 
lichkeit ganz  und  gar  nicht  im  Sinne 
Herves  gehalten  ist.  ohne  seine  brutale 
Klarheit.  Eine  grosse  Debatte  fand  über 
die  Gewerkschaftsrubrik  der  Humaniti 
statt,  in  der  Jaures  die  Syndikatisttn 
schalten  und  walten  lässt,  auch  die,  die 
ausserhalb  der  Partei  stehen  tmd  direkt 
gegen  deren  Tätigkeit  arbeiten.  Nachdem 
Jaures  durch  seine  Nachgiebigkeit  bei  der 
Einigung  seiner  eigenen  Vergangenheit 
entgegengetreten  ist,  muss  er  den  In- 
transigenten  ininicr  mehr  und  mehr 
opfern.  So  duldet,  ja  begünstigt  er 
jetzt  alle  die  Tendenzen,  die  er  früher 
mit  der  ganzen  Energie  seines  Denkens 
und  der  Gewalt  seiner  Persönlichkeit  im 
Sozialismus  zurückgedrängt  hatte.  Über 
die  Frage  Partei  und  Geiverkschaft  wurde 
schliesslich  eine  Resolution  von  ganz  un- 
bestimmter Fassung  angenommen,  die 
im  Grunde  zu  nichts  verpflichtet.  Von 
einer  Absage  an  die  Anarchosozialisten 
der  C.  G.  T.,  die  die  ganze  französische 
Partei  unterminieren,  war  jedenfalls  gar 
keine  Rede. 

Der  Parteitag  von  Nancy  hat  die  ver- 
schiedenen Tendenzen  des  französischen 
Sozialismus,  die  bei  aller  Einigung  in 
alter  Schärfe  Kcstihen,  ins  rechte  Licht 
gesetzt.  Auf  der  einen  Seite  der  Sozia- 
lismus alten  Stils,  repräsentiert  durch 
Guesde,  der  an  die  alten  Traditionen  ge- 
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fesselt  und  völlig  dopmatisch,  aber 
eben  deshalb  auch  vor  den  synäiiiaii- 
tHseken  Unsinnigkeiten  geschützt  ist  A«{ 
der  andern  Seite  dieser  Sozialismus  neu- 
esten Stils,  der  von  Herve  bis  Jaurcs 
,  über  Vaitlant,  Allemane,  Lagardclle.  die 
verschiedensten  Arten  und  Abarten  in 
sich  vereinigt,  aber  alle  mit  deutlicher 
Hinneigung  zur  Verachtung  der  parla- 
mentarischen Taktik  und  zur  Anbetnnp; 
der  direkten  Aktion  und  ähnlicher  allcr- 
neuester,  allerältester  Mittel.  Es  muss 
sonderbar  anmuten,  Jaures  in  dieser  Ge- 
sellschaft zu  sehen.  Er  will  die  Einheit 
um  jeden  Preis  aufrecht  erhalten  und 
gibt  damit  —  soweit  man  aus  der  Feme 
sich  eine  Meinung  erlauben  darf  —  doch 
gerade  das  auf,  was  die  Einheit  wertvoll 
machen  sollte;  die  Möglidikeit  und  Be- 
reitschaft des  Handelns.  Auf  dem  Stutt- 
garter Kongross  schien  es  jedenfalls,  als 
db  er  der  Diktator  dieses  Blocks 
nicht  wäre. 

Die  Lebenskraft  des  franz(")siscben  Sozia- 
lismus ist  so  hoch  einzuschätzen,  dass 
man  Gberzeugt  sein  kann,  er  wird  auch 
diese  Krise  überwinden.  Sein  Dasein  be- 
stand ja  bis  jetzt  zum  grossen  Teil  über- 
hattirt  in  der  Überwindung  von  Krisen. 
Namentlich  Jaures  mul  die  alten  Jaure- 
sisten  werden  sicherlich  schliesslich  einen 
neuen  Weg  ftir  den  französischen  Sozia- 
lismus zu  finden  wissen  —  und  wenn  es 
auch  nur  der  s<lbe  Weg  in  umgekehrter 
Riditung  sein  sollte,  den  sie  zwischen 
Amsterdam  tmd  Stattgart  zurückgelegt 
haben. 

X  X 
RaMland  Schwere  Zeiten  sind  jetzt 
für  den  russischen  Sozialis- 
mus hereingebrochen.  Die 
grossen  Hoffnunpren,  die  man  auf  die 
verschiedenen  revolutionären  Aktionen 
gesetzt  hatte,  haben  sich  nicht  erfüllt. 
An  einen  neuen  Generalstreik  ist  nicht 
zu  denken,  nachdem  die  rasche  Abnutzung 
und  die  sfeigenfk*  Unanwendbarkeit  die- 
ses Mittels  sich  schon  bald  nach  dem 
Oktobersfreik  gezeigt  hatte.  Um  so  ver- 
wunderlicher ist  es,  dass  auf  dem  inter- 
nationalen Kongress  in  Stuttgart  eine 
Genossin,  die  als  Repräsentantin  der  rus- 
sischen Revolution  ai'flrnf.  die  Snrbe  so 
darstellte,  als  ob  die  Revolution  siegreich 
gewesen,  als  ob  ihre  Mittel  sich  bewährt 
hätten,  und  man  sich  nun  daran  ein 
Muster  nehmen  sollte.  Noch  verwunder- 
licher ist  es  freilich,  dass  niemand  unter 
den  .Anwesenden  es  für  nötig  befand,  dir 
simplen  Tatsachen  entgegenzuhalten,  die 
jene  Deklamationen  erledigen. 


In  Russland  beginnt  man  immer  mehr, 
einzusehen,  dass  man  nui  all  jenen  Mit- 
teln, namentlich  mit  bewaffneten  Attf> 
ständen,  terroristischen  und  expropriato- 
rischcn  Unternehmungen  etc.,  nur  auf 
eine  weitere  Stärkung  der  Reaktion  hin- 
ariieitet.  Es  ist  für  die  jetzige  Stimmung 
in  hohem  Grade  charakteristisch,  dass 
auch  die  Mehrheit  des  Rates  der  sosiai- 
rn'olutionären  Partei  sich  nach  den  Mel- 
dungen Petersburger  Zeitungen  gegen 
Expropriationen,  sowohl  des  privaten, 
wie  des  staatlichen  Vermögens,  ausge- 
sprochen hat.  Die  realistische  Erkennt- 
nis der  Situation  hat  freilich  die  Sosial- 
rtvolutiomre  nicht  abgehalten,  den  Boy- 
kott der  dritten  Duma  zu  proklamieren. 
Die  übrigen  sozialistischen  Parteien 
Russlands  haben  sich  aber  fast  ohne  Aus- 
nahme f8r  eine  Beteiligung  ausgespro- 
chen, obwohl  nicht  mit  grossen  Majori- 
täten. Selbst  ein  so  hartnäckiger  Boy- 
kottist,  wie  Lenin,  hat  am  Ende  doch  die 
Verkibrlheit  seiner  Taktik  einsehen 
müssen.  Leider  ist  Lenin  bis  jetzt  der 
einzige  weisse  Rabe  unter  den  Lenini- 
ancrn  geblieben.  Vhcr  kurz  oder  lang 
werden  sich  indessen  auch  seine  früheren 
Gesinnungsgenossen  genrangen  cehcn, 
umzulernen« 

X  X 
Knra* CkffOBlk Die  sächsischen  Par- 

teiorganisalionen  haben  im 
letzten  Jahr  eine  Zunahme 
von  rund  26000  Mitgliedern  oder  ^st 
50%  gehabt.  X  Am  Ii.  und  14.  Autrust 
hat  die  tschechische  Soziaidemoka- 
tic  in  Pilsen  ihren  Parteitag  abgehalten. 
Es  wurde  btscblos-^cn,  das  nationale  Pro- 
gramm gründlich  durchzuarbeiten.  Fer- 
ner empfahl  der  Parteitag  eine  positive 
Unterstützung  und  Hebung  der  Ge- 
nosscnschaftsbcwegung:  die  tschechische 
Partei  ist  also,  wie  die  öster- 
reichische überhaupt,  in  diesem  Punkte 
der  reichsdeutschen  weit  voraus.  X 
Die  neue  Zionistisch- sotialittische 
Partei  will  auch  in  der  Internationalen 
ihren  Platz  haben.  Sie  verlangte  Auf- 
nahme in  die  allpemeine  so7ialdemok ra- 
tische Delegation  Russlands,  ihr  Antrag 
wurde  aber  abgelehnt.  Es  ist  nicht  recTrt 
cinztiseben,  warnm  iii.an  den  zionistischen 
Sozialisten  den  Eintritt  verwehrt,  nach- 
dem man  ohnehin  so  viele  russische  Par- 
teien eingelassen  hat.  Es  w.Tre  übrigens 
von  Vorteil,  wenn  man  auch  innerhalb 
des  Sozialismus  die  Jfidische  Frage  in 
ihrer  Besonderheit  zu  erfassen  trachtete. 
Ein  Anfang  dazu  ist  in  dem  kürzlich  er- 
sdiienenen  Budie  Otto  Bauers  DiV  NatiO' 
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noHtätenfragt  und  die  Sosialdemokratie 
genuclit  worden. 

X  X 
Literatur       Gusuv  Landauer  bat  dea 
auszeichneten  Ideinen  Pa- 

bian  Tract  B  e  r  n  a  r  d 
Shaws  Soztalismus  für  Millionäre  ins 
Deutsche  übersetzt  und  in  hübscher  Aus- 
stattung und  zierlicher  Form  erscheinen 
lassen  /Berlin,  Concordia/ .  Man  kermt 
bei  uns  Shaw,  den  Spottvogel,  aber  man 
kennt  noch  viel  rn  wenig  Shaw,  den 
Sozialisten.  In  dieser  kleinen  Flugschrift 
ist  er  beides.  Die  Ratschläge,  die  er  den 
armen  Millionären  gibt,  deren  Unglück 
darin  besteht,  dass  sie  nicht  genug  Be- 
dürfnisse für  ihre  Mittel  haben.  Bind  an 
sich  nicht  neu.  Sic  laufen  schliesslich 
darauf  hinaus,  dass  sie  sich  gemeinnützig 
betätigen  sollen.  Neu  ist  nur  die  scharfe 
sociale  Fassung  dieser  Betätigimg.  Die 
Grundregel  lautet :  »Niemals  irgend  etwas 
für  die  Öffentlichkeit  zu  tun,  was  die 
Öffentlichkeit  von  sich  aus  .  .  .  tun  wird 
und  tun  muss!«  Also  nicht  Philanthro- 
pie, die,  wie  Shaw  zeigt,  in  ihrem  End- 
effekt ihren  Zweck  vereitelt,  sondern  £r- 
wedrang  neuer  Bedürfnisse.  Shaw  ver- 
langt zum  Beispiel  von  seinem  »intelli- 
genten lidillionär«  —  der  sich  übrigens 
nidit  lumpen  lassen  und  nie  unter 
aOOOOO  Mark  auf  einmal  ausgeben  darf 
—  eme  Bibliothek  für  politische  Wissen- 
schaften. Er  geht  ganz  richtig  von  der 
Annahme  aus.  dass  das  Studienbedürfnis 
im  allgemeinen  noch  nicht  vorhanden  ist, 
sondern  erst  geschalten  werden  moss. 
Vielleicht  findet  "^ich.  durch  Shaws  Argu- 
mentationen bewogen,  auch  einmal  ein 
intelligenter  Millionär,  der  sein  über* 
flüssiges  Geld  zum  Beispiel  zur  Beförde- 
rung von  Studien  im  Sozialismus 
hergibt;  nicht  nur  —  was  jetzt  schon  ge- 
schieht —  zur  Verbrcitunfj:  und  Populari- 
sierung von  Kenntnissen,  sondern  zu 
ihrer  Schaffung,  dadurch,  dass  man  den 
Bofiihipten  die  Mittel  gibt,  objektiv  und 
ohne  den  Auftrag,  zu  vorlH-stininitcn  Er- 
gebnissen zu  gelangen,  wissenschaftlich 
arbeiten  zu  können.  Wir  empfehlen  diese 
kleine  Schrift  als  gute  Lektüre,  und 
natürlich  auch  gerade  den  Millionären, 
die  sich  unter  unseren  Lesern  befinden 
sollten. 

Eine  eingehende  Untersuchung  Die 
deutsche  Sozialdemokratie  im  internatio- 
nalen Verbände,  die  Dr.  Robert  Michels, 
zurzeit  Privatdozent  an  der  Turiner  Uni- 
versität, im  Archiv  für  Soxialwiesen- 
sehaft  nmd  SoaialpolUik  veröffentlicht 
hat,  verdient  es»  aaftnerksam  gelesen  zu 


werden.  Den  subjektiven  Standpunkt  des 
Verfassers  wird  man  zwar  vollständig 

zurückweisen  müssen.  Aber  man  kann 
anerkennen,  dass  die  Daten,  die  er  in 
seiner  fleissigen  und  interessanten  Arbeit 

gegeben  hat,  im  wesentlichen  gut  be- 
glaubigt und  mit  hochmutiger  Ablehnung 
nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen  sind.  Die 
deutsche  Sozialdemokratie  hat  aufgehört, 
die  Vormacht  im  internationalen  Sozialis- 
mus zu  sein.  Der  Generalstreik  und  der 
Antimilitarismus,  in  welchen  beiden  Din- 
gen sie  sich  nicht  betätigt  hat,  sind  nach 
Michels  im  wesentlichen  schuld  an  dem 
Schwinden  ihres  internationalen  An- 
sehens. Ganz  recht.  Es  fragt  sich  nur, 
bei  wem  dieses  Ansehen  geschwunden  ist. 
Doch  eben  nur  bei  den  ausländischen  In- 
transigenten,  die  selber  in  den  kultivier- 
ten imd  vorgeschrittenen  Ländern  sich 
gegen  realistischere  Auffassungen  ihrer 
Haut  zu  wehren  haben,  die  von  der  deut- 
schen Sozialdemokratie  eine  Stärkung 
erhofften  und  sich  nun  von  ihr  im  Stich 
gelassen  sehen.  Diese  Entwickelung 
bietet  der  deutschen  Partei  einen  deut- 
lichen Hinweis  für  ihr  ferneres  Verhal- 
ten :  Das  Vertrauen  der  RevoluHonSre  ist 
nun  doch  einmal  dahin :  um  so  besser  für 
siel  Jetzt  kann  sie  durch  konsequente 
reformisHseke  Arbeit  sich  lieber  das 
Vertrauen  der  politisch  reiferen  auslän- 
dischen Sozialisten  erwerben,  denen  in 
ihrem  eigenen  Land  die  Zukunft  und  ein 
gut  Teil  der  Gegenwart  gehört.  Atlf 
dem  internationalen  Kongress  in  Stutt- 
gart hat  sie  einen  guten  Anfang  damit  ge- 
m.ncht.  Wenn  sie  ihre  Terminologie  in 
Einklang  bringt  mit  ihrer  Praxis,  wenn 
sie  ihre  Begeisterung  lieber  auf  kleine 
Taten,  als  auf  grosse  Worte  hinlenkt, 
braucht  sie  nicht  in  Sorge  um  ihre  Stel- 
lung im  tntemattonalen  Verbände  za 
sein.  josviie« 

Gewerkschafbbewequng 

TcstUladiHtrlc  Ei n  Kampf  von  allgemeiner 
Bedeutung  spielte  sich  Mitte 
Juli  in  der  Textilindustrie 
in  Landcshut  ah.  Dort  stellten  die 
Textilarbeiter,  die  unter  recht  ungün- 
stigen Verhältnissen  arbeiteten  —  selbst 
der  katholi.sche  Arbeiter  konnte  berich- 
ten. f]a>s  die  Löhne  der  Arbeiter  nirgends 
12  M.,  der  Arbeiterinnen  nirgends  7  bis 
8  M.  pro  Woche  übersteigen  —  Ende 
Mai  an  die  Fabrikanten  bescheidene 
Lohnforderungen.  Als  die  Unternehmer 
keinerlei  Entgegenkommen  zeigten,  leg- 
ten am  31.  Mai  die  Arbeiter  eines  Be> 
triebes  die  Arbeit  nieder.   Das  brachte 
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die  Unternehmer  nun  in  Harnisch.  Sie 
verlangten  sofortige  Wiederaufnahme 
der  Arbeit  und  von  den  noch  nicht 
streikenden  Arbeitern  in  aller  Form  die 
Zurücknahme  der  Lohnforderungen  und 
drohten  im  Falle  der  WcigeninR  mit  der 
Aussperrung  sämtlicher  Landeshuter 
Textifarbeiter,  schliesslich  sogar  mit  der 
Generalausspcrriing  in  der  gesamten 
schlesischen  Textilindustrie.  Als  die 
Arbeiter  sich  ^urch  diese  I>rohnnKen 
nidit  einschüchtern  Hessen,  erfolgte  tat- 
sächlich am  15.  Juli  die  Aussperrung 
von  hn  ganzen  2600  Textilarbeitern  in 
Landeshut.  Von  der  Ausdehnung  der 
Aussperrung  auf  die  übrige  schlcsische 
Textilindustrie  wurde  indessen  abge- 
sehen: die  schlesischen  Tcxtilindustriel- 
len  machten  offenbar  nicht  mit,  sie 
setgtcn  keine  Lust,  um  der  Erhal- 
tung der  elenden  I^hne  der  T.andeshuter 
Textilindustrie  willen  sich  mit  dieser 
solidarisch  zu  erklären.  So  mussten  die 
Landeshuter  Unternehmer  den  Arbeitern 
entgegenkommen.  Nach  I4tägiger  Dauer 
der  Aussperrung  fanden  zwischen  den 
Arbeiterorganisationen  und  den  Unter- 
nehmern Verhandlungen  statt,  die  zur 
Beilegung  des  Konflikts  fülirten.  Die 
Arbeiterorganisationen  werden  künftig 
von  den  Unternehmern  als  Interessen» 
vcrtretimg  der  Arbeiter  anerkannt,  fer- 
ner wurde  den  Arbeitern  zugestanden, 
dass  in  4  bis  6  Wochen,  spitestens  bis 
zr.m  I.  November,  einheitliche  Lohntarife 
in  allen  Betrieben  zur  Einfuhrung  ge- 
langen müssen,  die  Lohnerhöhungen  von 
5  bis  18%  vorsehen.  Der  Erfolg  wäre 
für  die  .Arbeiter  grösser  gewesen,  wenn 
nicht  die  an  der  Bewegung  beteiligten 
katholischen  Arbeitervercinler  (Richtung 
Berlin)  bei  den  Verhandlungen  zur  Bei- 
legung der  Differenzen  eine  recht  zwei- 
felhafte Rolle  gespielt  hätten. 
X  X 
«•laladastrie  Bereits  während  der  Ver- 
handlungen zwischen  dem 
Holzarbeiterverband  und 
dem  Arbcitgeberschutsverhand  für  das 
deutsche  Holzgcwcrbe,  die  zur  Rcilcgvmg 
des  letzten  grossen  Kampfes  in  der  Holz- 
industrie führten,  war  vereinbart  wor- 
den, dass  die  Vorstände  beider  Organi- 
sationen zur  Verständigung  über  die 
strittigen  Fragen  des  Gewerbes  des  öfte- 
ren zusammentreten  sollen.  Die  erste 
Zusammenkunft  dieser  Art  fand  am  8.  und 
9.  Juli  in  Eisenach  statt.  Sie  bezweckte 
die  Beratung  und  Beschlussfassung  eines 
Regulativs  nir  pirititisdie  Arbensnach- 
wctse  in  der  Holandostrie.    Wie  in 


anderen  Gewerben,  so  hat  auch  in  der 
Holzindustrie  der  Arbeitsnachweis  oft 
genug  Anlass  zu  schweren  Konflikten 
gegeben.  In  einigen  Städten,  so  in 
Berlin,  Hannover,  Bremen,  Osnabrück, 
Herford.  Detmold  und  Altona,  haben 
diese  Kämpfe  zu  Vereinbarun|(en  über 
die  Einrichtung  eines  paritätischen 
Arbeitsnachweises  gefuhrt,  welche  Nach- 
weise auch  zur  Zufriedenheit  der  Be- 
teiligten fnnktionieren,  in  anderen 
Städten  sind  die  Arbeiter  im  Besitz  des 
Arbeitsnachweises,  den  die  Unternehmer 
ihnen  streitig  machen,  und  umgekehrt. 
Die  Vereinbarung  eines  Musterregulativs 
für  paritätische  Arbeitsnachweise,  wie  die 
Regelung  der  Nachweisfrage  überhaupt 
entsprach  hier  einem  dringenden  Brri  'rf- 
nis.  Das  zwischen  den  Organisationen 
der  Arbeiter  und  Unternehmer  verein- 
barte Regulativ  regelt  in  13  Abschnitten 
die  Tätigkeit  der  an  den  paritätischen 
Arbeitniach weisen  beteiligten  Organisa- 
tionen, wie  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Arbeiter  und  Unternehmer.  An  eine 
obligatorische  Einführung  der  paritäti- 
schen Arbeitsnachweise  ist  zunächst  nicht 
gedacht,  doch  durfte  die  in  Eisenach  ge- 
troffene Vereinbarung  in  ihrem  Endeffekt 
schliesslich  eine  Beschleunigung  der  Er- 
richtung von  solchen  Arbeitsnadiwdsen 
herbeiführen,  auch  ria.  wo  rwr  Rctrohinc: 
der  ArbeitsvermitteluQg  zunächst  wenig 
Neigrung  besteht 

X  X 
oicutteUB-   Seit  Anfang  vorigen  Jahres 
schon   bemühen    sich  die 

freien  Gewerkschaften  um 
die  Organisierung  der  Dienstboten. 
Diese  lahlreiche  Arbeiterkategorie  ent- 
behrte bisher  jeder  gcwerkscliaftlicheil 
Stütze.  Es  existierten  wohl  einige  kon- 
fessionelle Dienstbotenvereine,  die  aber 
mehr  sich  der  Förderung  der  Gesellig- 
keit und  Sittlichkeit  unter  den  Dienst- 
boten widmeten,  als  fQr  ihre  wirtschaft- 
lichen Interessen  eintraten.  Dieses  liess 
auch  die  Zusammensetzung  dieser  Ver- 
eine, in  denen  die  Geistlichkeit  und  die 
bürgerlichen  Frauen  dominierten,  nicht 
anders  zu.  Hier  versuchten  die  Gewerk- 
schaften helfend  einzugreifen.  Zunächst 
wurde  in  Nürnberg  am  18.  Februar  1906 
eine  Dienstbotenorganisation  gegründet, 
die  ausschliesslich  für  die  Hebung  der 
sozialen  Lage  der  Dienstmädchen«  für 
Beseitigung  des  Zeugniszwanges  tmd 
andere  wirtschaftliche  Forderungen  des 
Dienstpersonals  eintreten  und  die  Er- 
richtung ttnet  eq^enen  Arfaeilaiiadiwdaes 
ins  Auge  fassen  solL  Als  Beitrag  wird 
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J5  Pf.  pro  Monat  erhoben.  Nach  dem 
Vbrinid  des  Nurnberfrer  Vereins  shtd  in 

einer  Reihe  von  Grossstädten  ebenfalls 
Dienstbotenorganisationen  von  den  Ge- 
werksctK^ften  ins  Ldien  ferafeii  worden, 
and  die  Dienstbotenbewegung  machte  be- 
reits solche  Fortschritte,  dass  sie  den 
bürgerlichen  Frauen  bedenldich  zu  wer- 
den begann. 

So  erklärt  es  sich  wohl  nur,  dass  jetzt 
plötzlich  von  dieser  Seite  ein  entschie- 
dener Vorstoss  zur  systematischen  Orga- 
ni^icrung  der  Dienstboten  gemacht  wird. 
Denn,  wie  das  christliche  Zentralblatt 
mitteilt,  hat  am  26.  Juni  in  Köln  eine 
Konferenz  zu  dieser  Frage  Stelltmg 
genommen.  Vertreten  waren  neben 
einigen  christlichen  Gewerkschaits- 
führem  Vertreterinnen  einer  Reihe 
von  konfessionellen  Dienstboten-, 
Frauen-,  Missions-  und  Wohltättg- 
keitsrereinen,  Grlfinnen,  Pranen  von 
Zeitungsverlegem,  Amtsgerichtsräten, 
Justizräten,  Pastoren,  auch  einige  Par- 
lamentarier und  Geistliche  waren  zu- 
gegen —  keine  Dienstmädchen.  Be- 
schlossen wurde  nach  langer  Debatte,  in 
der  die  bürgerlichen  Frauen  ihre  An- 
sichten durchsetzten,  nicht  christliche 
Dienstbotengewerkschaften,  sondern  nur 
konfessionelle  Dienstbotenvereine  zu 
gründen  —  und,  wo  solche  bestehen,  sie  zu 
fordern — ,  die  sich  zur  Aufgabe  machen 
sollen :  a.  religiössitliche  Hebung  des 
Standes;  b.  Ausbildung  und  Erziehung 
für  den  künftigen  Beruf  als  Gattin  und 
Hausfrau ;  c.  Beseitigung  wirtschaftlicher 
Missstände,  insbesondere  veralteter  Be- 
stimmungen der  Gesindeordnungen,  un- 
würdiger Behandlung,  nicht  genügender 
Verpfla;ung  and  Wohnungsverhältnisse; 
d.  Ausdehntmg  der  Krankenversicherung 
auf  die  Dienstboten ;  e.  Übernahme  der 
Stellenvermittelung  unter  Festsetzung 
von  Bestimmungen  über  das  Dienstver- 
hältnis, welche  zwischen  Hausfrauen 
und  Dienstmädchen  vereinbart  werden. 
Eine  Belebung  der  Dienstbotenbewegung 
kann  man  durch  diese  geplante  Organi- 
sation nicht  erwarten.  Sie  wird  nur  ein 
iWerkzeug  mehr  für  die  konfessionellen 
und  unternehmerfreundlichen  Bestrebun- 
gen der  an  der  Konferenz  beteiligten 
Vereine  bilden. 

X  X 
CferfMiiche     In  Nr.  13  des  Zentralblatts 

•SImiteü  General- 
sekretär des  Gt'samh't'rban- 
des  der  christlichen  Gewerkschaften  die 
ofiBsielle  Ubersicht  über  die  Eatwicke- 
luttg  der  christlichen  Bewegung  ver- 


öffentlicht Danach  hatten  die  dem  Ge- 
samtverbtmd  angeschlossenen  Organi- 
sationen Ende  1906  260040  Mitglieder 
gegen  191  690  Ende  1905.  Das  entspricht 
einer  Mitgliederznnahme  im  Jahre  1906 
um  68  350  oder  um  35,7  %.  Die  Organi- 
sationen hatten  Ende  1906  folgende  Mit- 
gliederzahlen :  die  Bergarbeiter  75 153 
(gegen  1905  -f  85J.O,  die  Bauhandwor- 
ker  38076  (-{-  16099),  die  Textilarbeiter 
36984  (-1-  9594).  die  Metallarbeiter 
26272  (-f-  9132),  die  bayrischen  Eisen- 
bahner 23  311  (-\-  331 1),  die  Hilfsarbeiter 
13430  (+  4510),  die  Holzarbeiter 
10435  (+  1349).  die  Kcramarbeiter  8022 
(4  4368),  die  Tabakarbeiter  7638 
(-f  4332),  die  Heimarbeiterinnen  41 14 
(4-  1006),  die  Schuh-  und  Lederarbeiter 
37^7  (+  1448).  die  Schneider  3285 
(j-  1256),  die  Anstreicher  2753 
(-|-  1068),  die  Gutenbergbündler  2732, 
das  graphische  Gewerbe  1415  (-f  155). 
die  bayrischen  Salinenarbeiter  832.  die 
Krankenpfleger  879  (-^  445),  die  Bäcker 
SSO  (-1-  290).  die  Girtner  430.  Wie  schon 
ai!  dieser  Zusammenstellung  hervorgeht, 
sind  im  Berichtsjahre  der  Gutenberg- 
bund,  die  Organisation  der  bayrischen 
Salinenarbeiter  und  die  der  christlichen 
Gärtner  dem  Gesamtverband  beigetreten, 
während  der  lippische  2Seg1crverband  mit 
1800  Mitgliedern  daraus  ausgeschieden 
ist,  und  der  christliche  Fleischerverband 
sich  aufgelöst  hat.  Ausserhalb  des  Ge- 
snrnhcrbandes  stehen  noch  6  Organisa- 
tionen mit  73  132  Mitgliedern,  zumeist 
Beamtenverbände,  über  deren  gewerk- 
schaftliche und  christliche  Qualität,  wie 
über  deren  tatsächliche  Mitgliederzahl 
einige  Zweifel  am  Platze  sind.  Weib- 
liche Mitglieder  zahlten  die  dem  (7tf- 
stmiverbattd  angeschlossenen  Organi- 
sationen 21646  gegen  11 991  im  Jahre 
1905.  Christliche  Gewerkschafts- 
blätter erscheinen  zurzeit  24  mit  einer 
Gesamtauflage  von  über  4<r>n  000  Exem- 
plaren. Wöchentlich  erscheinen  17, 
I4t3gig  9  und  monatlich  i.  Für  7  Organe 
sind  besondere  Redakteure  angestellt. 
Die  Zahl  der  christlichen  Gewerkschafts- 
beamten  ist  auf  über  aoo angewachsen. 
An  I.  o  h  n  b  c  w  e  g  u  n  g  cn  und  Streiks 
waren  die  christlichen  Gewerkschaften  in 
1024  Fällen  mit  68768  Personen  beteiligt. 
Davon  waren  an  345  Angriffsstreiks 
15984  Personen,  an  52  Abwehrstreiks 
5143  Personen,  an  49  Aussperrungen 
8922  Personen  beteiligt.  Tarifverträge 
wurden  von  den  christlichen  Gewerk- 
schaften  Im  letzten  Jahre  239  abge- 
sdilosscn. 
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Über  die  Kassengebarung  der 
christlichen  Gewerkschaften  woHen  wir 

nur  die  Haupt  summen  hier  anführen. 
Die  Gesaroteinnahme  der  dem  Gesamt- 
verhand  anfeschlossenen  Organtsattonen 
beziflFertr  sich  im  Jahre  iQoö  auf  3644865 
(im  Jahre  1905  auf  2  674 190)  M.,  die 
Aasgahcn  auf  3977733  (3^4190),  der 
Kassenbestand  auf  2613061  (i  523214) 
M.  An  Streik-  und  GemassrcKelten- 
nnterstützimg  wurden  verausgabt  853  435 
(lCXX)32o),  für  Agitation  262787 
(161393),  an  Krankengeld  265485,  an 
Reise-  und  Arbeitslosenunterstützung 
344,34  (1357O,  an  Sterbegeld  136904 
(59933),  an  Rechtsschutz  61233 
(45457),  für  Verwaltung  124977 
(91970).  für  die  (xewerkschaftspiiesse 
275260  (205155)  M. 
Es  muss  anerkannt  werden,  dass  die 
christlichen  Gewerkschaften  im  Jahre 
1906  zahienmässig  eine  recht  günstige 
Bllwidtcliyig  genommCB  haben.  Denn 
wenn  man  auch  hinter  manche  Zahlen- 
angabe des  offiziellen  Berichts  des  Ge- 
samtverbandes, besonders,  was  die  Mit- 
gliederzahlen betrifft,  ein  Fragezeichen 
machen  muss,  so  bedeutet  doch  sowohl 
di  ^ti(R!ic(lc^cntwickeUmg  wie  die  Ent- 
wickelung  der  Kassenverbaltnisse  der 
christlichen  Gewerksdiaften  im  Jahre 
1Q06  immer  noch  einen  grossen  Erfolg 
für  diese  Bewegtmg. 
Um  einen  Zusammenbruch  der  von  ihm 
vor  einigen  Jahren  gegründeten  Kranken- 
geldzuschusskasse zu  verhüten,  hat  der 
diristlidie  Tabakarheiterverband  die  Ver- 
pflichtungen  dieser  Kasse  übernehmen 
müssen.  Ntin  hat  er  selbst  mit  finanziellen 
Schfrieiigiceiten  zn  Icämpfen.  So  i^cht 
sich  hei  den  christlichen  Gewerkschaften 
das  Bestreben,  es  den  freien  Organisa- 
tionen in  den  Unterstfitzungen  zuvor- 
zutun. 

X  X 
Mir»ch.Dun.  einer  Zeit  der  lebhaf- 
testen gewerkschaftlichen 
Bewegung,  die  den  freien 
und  den  christlichen  Gewerkschaften 
einen  enormen  Mitglicdcr/uwachs  ge- 
bracht hat,  sind  die  Hirsch-Dunckerschen 
Gcwcrkvcrcine  in  ihrer  lüit  wickelung 
nahezu  stehen  geblieben.  Ich  habe  auf 
das  organisatorische  Fiasko  dieser  Or- 
ganisationen im  Jahre  1906  jüngst  erst 
hingewiesen.  Eingehender  wird  das  erst 
nachgewiesen  durch  die  in  Nr.  51  des 
Gcwerkvcrcins  vorofTcntlichte  Zusam- 
menstelluHg  der  Einnahmen  und  Aus' 
gaben  der  äeutsciun  Cewerkveremt  für 
das  Jahr  1906,   In  diesem  Jahre  haben 


cker*che  Qe- 


die  Gewerkvereine  nun  eine  ausserordent- 
lich rege  agitatorisdie  Tätigkeit  entfaltet, 
die  in  der  Hauptsache  von  einem  vn 
diesem  Zwecke  stark  vermehrten  Beam- 
tenk&per  bestritten  wurde.  Sie  veraus- 
gabten allein  für  Agitation  171  404  M. 
gegen  102898  M.  im  Jahre  1905,  tmd 
doch  war  das  &gebnis  gleich  null:  die 
Mitglicder^ahl  sficp  von  117097  im  Jahre 
1905  auf  1 18  50Ö  im  Jahre  1906,  was  einer 
Zunahme  im  Jahre  1906  um  141 1  oder 
um  1,2  %  entspricht.  Von  den  Hirsch- 
Dunckcrschen  Organisationen  hat  nur 
eine,  die  der  Kaufleute,  einen  nennens— 
werten  Mitplicderzuwachs  zu  verzeichnen 
gehabt:  sie  halte  1905  14  614,  1906  18(123 
Mitglieder,  also  einen  Zuwachs  um  4009. 
Sonst  hatten  nur  noch  eine  Mitglicdcr- 
ztmahmc  die  Textilarbeiter  mit  6299  Mit- 
gliedern (gegen  1905  -f  934),  die  Leder- 
arbeiter  mit  5300  (-f-  90),  die  Schneider 
mit  4050  (+  210).  die  Bergarbeiter  mit 
2509  (+  320),  die  Töpfer  mit  1774 
(-f  loi),  die  Tabakarbeiter  mit  1900 
(4-  sei),  die  Bildhauer  mit  451  10), 
die  ScliifTszirnmerer  mit  251  16),  die 
Brauer  mit  683  (-♦-  473)  und  die  Kelbier 
mit  84  (-1-  24)  Mitgliedern,  während  alle 
anderen  Orpanis.itioncn  zum  Teil  erheb- 
liche Mitgliedcrcinbusse  erlitten.  So 
hatten  die  Mdsehinenbauer  48 199 
( —  1317).  die  Fabrikarbeiter  17 IJJ 
(—  2465),  die  Tischler  6994  (—  1084) 
Mitglieder.  Und  der  Mitgliederrfick- 
gang  hält  im  Jahre  1007  noch  an.  wie 
aus  den  Veröffentlichungen  des  Reichs- 
arbeitsblaltcs  hervorgeht. 
Die  Gesaintcinnabnic  der  Gewerkvereine 
bclief  sich  auf  1404072  (l  336651),  die 
Gesamtausgabe  auf  1400  131  (1220  178) 
M.  Der  Kassenbestand  der  Gcwerkver- 
einskassen  betrug  i  318  415  (i  394996)  M. 
In  den  Kranken-  und  Begräbniskassen 
befinden  sich  ausserdem  Fonds  in  Höhe 
von  2307666  M.  Von  wichtigen  Aus- 
gaben sind  noch  zu  nennen  an  Streik- 
unterstützung 442261  (286643),  an  Ar- 
beitsloseminterstotztmg  136  143  ( 193  746), 
an  Reise-  etc.  -Unterstützung  70483 
(67802),  an  Rechtsschutz  15983  (14790), 
für  Bifdnngsforderung  14550  07  345). 
für  Fachpresse-  134  (t33  58i),  an  Ver- 
waltungskosten 250014  (231951)  M. 
Auch  das  finanzidle  Ergdmis  dar  Ge> 
werkvereine  ist  dn  darchans  ungünstiges. 
X  X 
Österreich  Wie  schon  aus  dem  Bericht 
der  Reichskommisswn  der 
österrcichisekem  Gewerk» 
sekoften  hervorging,  hat  die  gewerk* 
sdidMidie  Bewegung  in  Oatenrddi  im 
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let7ten  Jahre  recht  günstige  Fortschritte 
gemacht.  Die  Mi^Uedcnahl  der  Ge- 
werkschaften stieg  von  323099  auf 
448270,  also  um  125 171,  die  Zahl  der 
Ortsgruppen  von  2964  auf  4062.  Auch 
die  Zahl  der  weiblichen  Mitglieder  ist 
im  erfreulichen  Zunehmen.  Sie  be- 
trug Ende  1906  42  190,  gegen  1905  also 
ein  Mehr  von  1377.  An  dieser  gunstigen 
Entwiclcelung  sind  fast  alle  Gewerksclüif- 
ten  beteiliget,  nur  5  luilxn  finen  zum 
Teil  nur  geringfügigen  Rückgang  zu  ver- 
xetehnen.  Dagegen  stieg  die  Mitglieder- 
zahl der  grösseren  Gewerkschaften  ganz 
erheblich.  Es  hatten  unter  anderem  Mit- 
glieder die  l^senbahner  46943  (gegen 
1905  -|-  1422),  die  Bauarbeiter  39562 
(-1-  10969),  die  Eisen-  und  Metallarbei- 
ter $3  033  (+  6507),  die  Textilarbeiter 
44221  (-f  12764).  die  Holzarbeiter 
38569  (+  5254),  die  Bergarbeiter  27989 
(-(•  10240),  die  Papierarbeiter  20027 
(-^  4955).  Auch  die  kleineren  Gewerk- 
schaften haben  einen  ganz  respektablen 
Ifttgliederzawitchs  zu  verzeichnen  ge- 
habt. So  verrnchrtcn  im  Jahre  1906  ihre 
Mitgliederzahl  die  Landarbeiter  um 
214  %,  die  Privatbeamten  um  203  %,  die 
Kesselschmiede  um  201  %,  die  Mühlen- 
arbeiter um  157  %,  die  Mechaniker  in 
Triest  um  137  %,  die  Dachdecker  um 
131  %,  die  Ziegler  um  134  %,  die  Maschi- 
nisten und  Heizer  nm  ia6  %,  die  Schirm- 
arbeiter um  100  %  usw.  Am  besten  sind 
die  Gewerkschaften  in  Wien  verbreitet, 
wo  sie  4»  %  der  Gesamtarbeitersclmft 
mnsdlliessc'n.  dacci^er  sind  im  ganzen 
Kddi  nur  20  ^  der  Arbeiter  ge- 
werirsdnflKelt  organisiert  Den  Gewerk- 
schaften bleibt  .somit  noch  viel  Organi- 
sation sarbeit.  Noch  einige  Zahlen  über 
die  finanzielle  Entwickelung  der  Gewerk- 
schaften :  Sic  vereinnahmten  im  Berichts- 
jahre insgesamt  6982374  und  veraus- 
gabten 5609810  K.,  so  dass  die  Geweric- 
schaftsfonds  sich  auf  7318906  K.  er- 
höhten. Verausgabt  wurde  an  Strcik- 
unterstfitcong  1^x32  (1905  1 118 371), 
an  Gemassregeltenunferstiitzung  63767. 
an  Rciscunterstützung  129  631,  an  Ar- 
beitslosenunterstützung 919401,  Knüikcn- 
and  andere  Unterstützungen  Bf6^S» 
Notfalluntcrstötzung  312  430  K. 

X  X 
KoTM  Chronik  In  Stuttgart  ist  am  1.  August 
August  Bohne,  der 
Hauptkassierer  desTischler- 
und  Holzarbeiterverbandes,  gestorben. 
Bohne  hat  mehr  denn  30  Jahre  in  der 
gewerkschaftlichen  und  politischen  Be- 
wegung gewirkt,  durch  seine  Gewissen- 


haftigkeit und  Opfcrwilligkeit  den  jän- 
gcren  Genossen  ein  leuchtendes  Vorbild. 
X  Der  Schuhmacherverband 
hat  mit  dem  Schuh-  und  Schäftefabri- 
kantenverband  die  Vereinbarung  ge- 
troffen, dass  bei  Konflikten,  die  wegen 
Personen-  und  Organisationsfragen  ent- 
stehen, vor  einer  eventuellen  Arbeitsein- 
stellung, sowie  vor  dmlienden  Ausqier- 
rungen  die  beiderseitigen  Organisationa- 
IcilunKCn  zusammentreten,  um  wegen 
Schlichtung  der  Differenzen  zu  verhan- 
deln. Sofern  sich  diese  Abmachung  be- 
währt, soll  sie  zur  (iaucrnden  Einrich- 
tung erhoben  werden.  X  Auf  einer  Kon- 
ferenz der  Vorstände  und  Ausschösse  des 
Portcfeuiller-  imd  des  Sattlerverbandcs 
ist  beschlossen  worden,  die  Durchführung 
der  Verschmelzung  beider  Organi- 
sntir>nen  mit  aller  Entschiedenheit  an* 
zustreben. 

X  X 
l«l*e»at«r       Auf  196  Seiten  gibt  uns  Dr. 

Otto  Heilborn  (Die 
freien  Gewerkschaften  seit 

iFqo  /Jena.  Gustav  Fischer/)  einen 
Überblick  über  unsere  Organisation, 
unsere  Ziele  und  das  Verhältnis  der  ge- 
werkschaftlichen Bewegtmß  zur  sozial- 
demokratischen Partei.  Das  Werkchcn 
ist  eine  rein  akademische  Arbeit,  die  eine 
gute  Kenntnis  der  gewerkschaftlichen 
Literatur,  nicht  aber  der  gewerkschaft- 
lichen Praxis  verrät.  I  i  i  das  ist  ein 
Mangel.  Wer  beute  über  die  gewerk- 
schaftliche BeweRunR  schreiben  will,  der 
muss  mit  ihrer  Praxis  durchaus  vertraut 
sein,  der  muss  ihre  bew^enden  Kräfte, 
ihren  Geist  kennen,  eine  Kenntnis  der 
Literatur  und  Presse  allein  ist  dazu  nicht 
genügend.  Das  hat  der  Verfasser  wohl 
nicht  beherzigt,  und  so  kommt  er  bei 
allem  Streben,  objektiv  zu  sein,  doch  des 
öfteren  zu  einem  schiefen  Urteil,  und  es 
fehlt  dem  Bild,  das  er  zeichnet,  infolge- 
dessen auch  an  Wärme  und  belebendem 
Reiz.  Einige  Unrichtigkeiten,  die  ihm 
gelegentltch  mit  unterlaufen,  sind  weni- 
ger schwer  zu  beurteilen.  Auch  die 
durchaus  nicht  richtige  Charakteristik 
der  bekannteren  Gewerkschaftsführer,  die 
der  Verfasser  gibt,  beeinträchtigen  den 
Wert  des  Buclu-s  nur  wenig.  Trotz  der 
geschilderten  Mängel  verdient  es  Ver- 
breitung, weil  es  leicht,  übersichtlich  und 
in  der  Hauptsache  objektiv  über  die  ge- 
werkschaftliche Organisation  und  ihrer 
Einrichtungen  informiert 
Gerade  recht  zu  den  neuerdings  ent- 
standenen Auseinandersetzungen  über 
die  Maifeier  erschien  im  Verlage  des 
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Mctallarbeitcrvcrbandcs  Geschichtliches 
mr  Maifeier  in  Deutschland,  eine  SmUll« 
lunj?  der  Beschlüsse,  Resolutionen  und 
Kundgebungen,  die  von  den  ver- 
schiedeneii  internationalen  Kongressetip 
Parteitagen  und  Gewerkschaftskon- 
gressen, Verbandstagen,  von  Partei-  und 
Gcwcrkschaftsvorständen  ergangen  sind. 
An  der  Hand  dieser  Schilderung  tritt  es 
besonders  drastisch  in  die  Erscheinung, 
welche  grosse  Wandlungen  die  Maifeier- 
frage schon  durchgemacht  hat  X  Von 
gewerkschaftlichen  Publikationen  seien 
diesmal  nur  noch  einige  Agitationsschrif- 
ten erwähnt.  Der  Agitation  gegen  die 
geUfen  Gewerksdiaften  dient  die  Schrift 
Die  cniblnsstc  Schande  der  gelben  Ge- 
werkschaft im  Bäckergewerbe  und  ihrer 
Väter  und  Ammen  aus  dem  Iimungsktgtr 
/Hamburg,  O.  Allmann/,  der  Agitation 
gegen  die  christlichen  Gewerkschaften 
der  im  Verlag  des  Münchener  Gewerk- 
schaftsvereins als  Broschüre  herausge- 
gebene Vortrag  des  Genossen  Anton 
Raith  Streiflicher  zum  Entrüstung»' 
rummel  der  christliche»  Gewerkschaften 
über  Terrorismus.  OttfiT  deinhardt 

Genos»ens<haftsbewegung 

^•yy*^?*«**  Die  Diskussion  in  der  Par- 
MjayoMB«-  Gewerkschaftspressc 
über  den  Fall  Elm  wird 
weiter  fortgesetzt,  und  zwar  zumeist  in 
einem  den  Genossenschafts  a  n  g  e  s  t  e  1 1- 
ten  freundlichen  Sinne.  Ich  will  auf 
eine  Erörterung  der  hierbei  verschiedent- 
lich unterlaufenden  praktischen  und  theo- 
retischen Irrtümer  hier  nicht  eingehen, 
da  Genosse  von  Elm  selbst  in  dieser  Zeit« 
adirift  eine  Abwehr  gibt.  Nur  ein  Ge- 
dankengang allgemeiner  Art  sei  hier  aus- 
geführt. 

Ich  bin  der  Ansicht^  diss  nur  diejenigen 
Partei-  und  Gewerkschaftsorgane  ein 
Recht  haben,  von  den  in  den  Konsum- 
vereinen organisierten  Arbeitern  zu  for- 
dern, dass  sie  ihren  Angestellten  nicht  nur 
normale,  sondern  bessere,  ja  weit  bessere 
Arbeitsbedingungen,  als  die  in  Privatbe- 
trieben üblichen,  gewähren,  die  anderer- 
seits uneingeschränkt  für  die  Verpflich- 
tung jedes  Arbeiters  eintreten,  sich  ge- 
nossenschaftUdi  zu  organisieren  und  so 
niuKlichst  vielen  Personen  derartige  gün- 
stige Bedingungen  zu  verschaflFen.  Es 
geht  nicht  an,  von  einem  Teil  der  Ar- 
beiterschaft zu  verlangen,  dass  er  nicht 
unerhebliche  Opfer  bringt,  um  nur  eine 
Ideine  Arbefterkategorie  auf  eine  sozial 
höhere  Stuft-  zu  heben,  während  man  es 
dem  anderen  Teil  freistellt,  da  zu  kaufen. 


wo  er  die  Waren  am  billigsten  erhält, 
also  oft  in  Geschäften,  die  den  Konsum- 
vereinen  mittels  Lehrlingszüchterei  und 
sonstiger   Ausbeutung   der  Angestellten 
Schmutzkonkurrenz  bereiten.    Denn  tat- 
sächlich verschafft  sich  auch  in  diesem 
Falle  der  Konsument  Vorteile  auf  Kosten 
der  Angestellten.    Dieser  Antagonismus 
wird  noch   schärfer   zu    tage  treten, 
je    mehr    sich    die  Genossenschaften 
der    Eigenproduktion  zuwenden. 
Wenn  die  Konsumvereine  daljei  bemüht 
sein  werden,  an  Steife  der  Schwitz-  und 
Heimindustrie   den    Fnhrikbetrieb  unter 
menschenwürdigen  Bedingungen  zu  setzen, 
so  wird  das  —  besonders  im  Anfange  — 
nicht  immer  möglich  sein  ohne  eine  \*cr- 
teuerung   des    Produkts.     Können  die 
Konsumvereine  dann  noch  denjenigen  das 
Recht    geben,    ihre  Arbcitsbedingimgen 
zu  kritisieren  und  weitere  Verbessenm- 
gen    zu    verlangen,    die   selbst   in  die 
Warenhäu'^er  gehen,  um  dort  die  unter 
den  elendsten  Bedingungen  hergestellten 
•Waren  um  ein  paar  Pfennige  billiger 
"zu  kaufen?   Wie  gesagt:  Nur  die  positive 
Unterstützung  gibt  das  Recht  der  Kritik, 
sobald    es    sich    nicht    um  unter- 
normale  Verhältnisse  handelt.    Sie  gibt 
aber  zugleich  dieser  Kritik  den  nötigen 
praktischen  Nachdruck,  wie  sie  ihr  auch 
die  einzige  Möglichkeit  der  Erfülltmg 
bietet.  Nor  dfe  über  das  Krämerstadium 
hinausgewachsenen  Konsumvereine  kön- 
nen mustergültige  Arbeitsbedingungen  ge- 
währen.   Und  auch  sie  nur,  wenn  die 
Mitglieder    die    nötige    Einsicht  dafür 
haben.   Den  Konsumvereinsverwaltungen 
würde  daher  nichts  lieber  sein,  als  wenn 
alle   Partei-   und   Gewerkschaft  sorgani- 
sationen  ihre  Mitglieder  in  die  Genossoi- 
schaften  schickten  und  sie  veranlassten, 
dort  auf  recht  hohe  Löhne  usw.  der  An- 
gestellten zu  bestehen,  dabei  aber  natür- 
lich selbst  zu  kaufen.    Denn  was 
anderes,  als  die  Angst,  dass  ihnen  die 
Mitglieder  untreu  werden  oder  der  Zu- 
strom neuer  Mitglieder  aufhören  könnte, 
hindert  denn  die  Verwaltungen,  so  schnell, 
wie  sie  möchten,  die  Arbeitsbedingungen 
der  Angestellten  zu  verbessern?   In  Ber- 
lin zum  Beispiel  sind  es  die  selben  Ar- 
beiterkreise, die  jetzt  zweifellos  mit  dem 
Vorwärts  übereinstimmen«  wenn  er  die 
Konsumvereine  der  unsozialen  Gesinnung 
zeiht,  die  ihrerseits  diesen  Vereinen  fern- 
bleiben, weil  ihnen  die  —  Dividende  nicht 
hoch  genug  ist   Sind  dies  nun  wirklich 
die  wahren  Freunde  der  Angestellten  und 
nicht  vielmehr  gerade  der  Hemmschuh 
für  deren  Hebung?   Tatsächlich  sind  es 
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die  leitenden  Genossenschafter,  die  bis 
jetzt  mit  der  Masse  der  in  den  Koasum- 
vereinen  orgamsierten  und  der  nicht 
darin  organisierten  Gewerkschafts-  und 
Parteigenossen  einen  hartnäckigen  Kampf 
vm  die  Verbesserangen  der  Aroeitsbedln- 
gungcn  geführt  haben.  Die  höhere  Auf- 
fassung von  den  sozialen  Aufgaben  und 
Pflichten  der  Konsumvereine  und  die 
Bekämpfung  der  Dividendenseuche,  wie 
sie  seit  etwa  einem  Jahrzehnt  bei  uns 
eingesetzt  haben,  ist  nicht  von  unten 
nach  oben,  sondern  von  oben  nach  unten 
in  die  Konsumvereine  hinemgetragen 
worden.  Nur  selten  aber  ist  dieser 
Kampf  und  dieser  Erziehungsprozess  mit 
einem  solchen  Erfolg  geführt  worden, 
wie  in  Hamburg  unter  der  Leitung  des 
Ausbeuters  von  Elm.  Es  ist  ebenso  un- 
dankbar, wie  kurzsichtig,  wenn  insbeson- 
dere die  Lagerbalter  heute  die,  denen  es 
in  erster  Linie  zu  verdanken  ist,  dass 
tfe  vor  Einsetzen  einer  modernen  Ge- 
nosscnschaftsbcwci^ung  im  allgemeinen 
keineswegs  glänzenden  Arbeitsbedingun- 
gen der  Konsamvereine  eine  stetige  und 
überraschend  schnelle  Entwickelung  zum 
Bessern  erfahren,  mit  Schmutz  bewerfen. 
Sie  irren,  wenn  sie  glauben,  die  inten- 
sive Erziehungsarbeit  dieser  Personen 
innerhalb  der  Genossenschaften 
durch  den  Ihnck  der  OffentUehkeU  er- 
setzen  zu  können. 

X  X 
AiiipMrte»—   Eine  Einrichtung,  die  das 

Gerede  von  der  unsozialen 
Gesinnung  der  im  Zentral- 
vetbond  deutscher  Konsumvereine  orga- 
nisierten Genossenschaften  mit  zu 
widerlegen  geeignet  ist,  ist  die  von  dem 
jungen  Verbände  im  vorigen  Jahre  er-* 
richtete  Angestelltcnunterstützungskassc. 
Die  Kasse  hat,  wie  den  Lesern  der  So- 
sialislischen  Monatshefte  bekannt  ist,  den 
Zweck,  den  im  Dienste  der  Bewegung 
ergrauten  oder  invalid  gewordenen  An- 
gestellten und  Arbeitern  ein  sorgenfreies 
Alter  respektive  ihren  Witwen  und  Wai- 
sen eine  laufende  Unterstützung  zu  ge- 
währen. Die  Beiträge,  die  6  %  des 
jeweiligen  JahresgehalU  betragen,  werden 
statutengemäss  zur  Hälfte  von  dem  Ver- 
eine und  von  dem  Versicherten  pe?ablt. 
Der  kürzlich  erschienene  Bericht  konsta- 
tiert eine  sdir  gfinstige  Entwickelung  im 
r.  Jahre.  Bei  Aufnahme  des  Betriebs 
am  I.  Januar  1906  waren  der  Kasse  be- 
reits 60  Vereuie  mit  1050  Personen  an- 
geschlossen ;  am  Schlüsse  des  Jahres 
hatte  sich  ihre  Zahl  auf  84  mit  1687 
Personen  vennehit.   Die  Verndwrten 


verteilen  sich  auf  die  einzelnen  Angestell- 
tenkategorieen,  wie  folgt :  Lagerhalter  und 
Lagerhalterinnen  539  =  31.9  %,  Handels- 
und Transportarbeiter  516  =  30,6  %, 
Bäcker  und  gelernte  Arbeiter  237  = 
14  %,  Handlungsgehilfen  230  =  13,6  %, 
Vorstandsmitglieder  und  andere  leitende 
Beamte  165  =  9,8  %.  Die  Kassenein- 
nahmen betrugen  im  i.  Jahre  136000  M., 
von  denen  jedoch  1268  M.  an  ausschei- 
dende Mitglieder  wieder  zurückgewährt 
wurden;  die  Ausgaben  nur  4B53  M.  för 
Verwaltung,  da  Unterstütnuigea  nOCh 
nicht  zu  zahlen  waren. 
Erst  jetzt,  dem  deutschen  Beispiele  fol- 
gend, gehen  die  englischen  Konsum- 
vereine daran,  eine  ähnliche  F,inrichtung, 
wenn  auch  in  beschränktem  Umfange 
und  mit  geringeren  Leistungen,  für  ihre 
Angestellten  zu  schaffen.  Die  englische 
C.  IV.  S.  hat  beschlossen,  eine  Fürsorge- 
kasse für  die  Angestellten  zu  errichten, 
die  aber  im  Grunde  mehr  eine  Sparkasse 
darstellt.  Das  zu  versichernde  Mitglied 
der  Kasse  hat  dabei  3%  %  seines  Lohnes 
als  Beitrag  zu  entriditen,  bei  einem 
Wnclicnlohn  von  über  40  s.,  bei  einem 
solchen  unter  dieser  Summe  2%  %.  Die 
Gesellschaft  ihrerseits  zahlt  einen  Zu- 
schuss  von  iVi  %  bei  lehnen  von  über 
30  s.  und  von  zMt  %  bei  solchen  von 
30  s.  und  darunter.  Unter  gewissen 
Umständen  kann  das  Mitglied  von  der 
Pflicht  der  Bcitragsleistung  entbunden 
werden,  und  zwar  sowohl  dauernd,  wie 
vorübergehend,  während  die  Gesellschaft 
weiterzahlt.  Die  Auszahlung  der  ange- 
sammelten Summe  zuzüglich  Zmsen  er- 
folgt bei  Erreichung  des  60.  Lebens- 
jahres; im  Falle  der  Invalidität  oder  eines 
früheren  Hinscheidens  an  die  Hinter- 
bliebenen entsprechend  früher.  Falls  der 
Versicherte  aus  dem  Dienste  der  C.  W.  S. 
ausscheidet,  werden  ihm  seine  eigenen 
Beiträge  nebst  Zinsen  und  die  Hälfte 
respektive  die  Gesamtsumme  der  Bet- 
träge der  C.  U\  S.  ansgcznhlt,  wenn  er 
länger  als  5  respektive  10  Jahre  bei  der 
Gesdlschaft  in  Diensten  gestanden  hat 
Die  Versicherung  ist  eine  freiwillige; 
wenn  aber  einmal  eingegangen,  bindend. 
Auch  die  schweizerischen  Kon- 
sumvereine haben  sich  auf  ihrer  letzten 
Delegiertenversammlung  mit  dem  Plane 
der  Errichttmg  einer  solchen  Kasse  be- 
fasst  und  sie  im  Prinzip  beschlossen. 
Die  deutschen  Konsumvereine  dürfen 
stolz  darauf  sein,  dass  sie  die  Initiative 
zu  dem  Ausbau  der  Konsumvereine  in 
dieser  Richtung  gegeben  haben. 

X  X 
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ÜMitaairf lt«f  Die  deutschen  Konsumver- 
eine sehen  sich  in  einen 
neuen  K;iinpf  verwickelt, 
den  sie  im  Interesse  der  Konsumenten 
durchzufechten  haben.  Die  Fabrikanten 
von  Markenartikeln  haben  sich  in  einem 
über  ganz  Deulachland  verbreiteten  Ver- 
band zusammengeschlossen,  der,  ähnlich 
wie  seinerzeit  der  Spiritusring,  den 
Detaillisten  bestimmte  Vcrkaufj^prcise 
vorschreiben  will  Unter  Markenartikeln 
versteht  man  die  vortugsweise  itn  Kolo- 
nialwarenhandel zum  Verkauf  kommen- 
den fertig  verpackten,  mit  den  Etiketten 
und  Warenieichen  der  Fabrikanten  ver- 
s(  !u  iu  n  Produkte.  Es  kommen  clnhci 
besonders  in  Betracht  die  Erzeugnisse  der 
Maickaffee',  Margarine',  Nährmittet- 
und  Seifenfabriken,  Die  Pckämtfutig 
der  unreellen  SeMeuderei  im  Detailhandel 
ist  der  offizielle  Zweck  des  Manövers, 
die  MonopoJiwerung  des  Handels  und 
damit  die  allmähliche  Hinaufschraubung 
der  Bezugspreise  für  die  Dctaillisten  sein 
wirklicher.  Nun  wandte  sich  der  Ver- 
band Anfang  Juli  auch  an  die  G.  E.  G. 
mit  der  Aufforderung,  einen  Revers  zu 
unterschreiben,  wonach  sie  bei  hoher 
Konventionalstrafe  an  die  Konsumver- 
eine nur  dann  noch  die  betreifenden 
Markenartikel  verkaufen  darf,  wenn  jene 
sidi  verpflichten,  die  vorgeschriebenen 
Vorkaufsbedingungcn  einzuhalten.  Die 
G.  B.  G.  lehnte  dieses  Ansinnen  ab  und 
worde  daraufhin  von  den  Ringfabrikan- 
ten  boykottiert.  Nur  eine  An;'ahl  Rinp- 
firmen  sagten  von  vornherein  die 
weitere  reverslose  Lieferung  «u.  Die 
anderen  versuchten,  die  Konsumvereine 
hinter  dem  Rücken  der  G.  E.  G.  dafür  zu 
gewinnen,  unter  Umgehung  der  letzteren 
direkt  bei  ihnen  einzukaufen.  Sie  schei- 
nen damit  jedoch  wenig  Erfolg  gehabt 
au  haben,  denn  in  einem  kürzlich  er- 
schienenen Flugblatt  des  Verbandes 
wird  jetzt  den  Konsumvereinen  auch  die 
Lieferung  ohne  Revers  zugesagt,  wenn  sie 
sich  verpflichten  wollen,  nur  an  Mit- 
glieder zu  verkaufen.  Da  die  Konsum- 
vereine dazu  ohnehin  gesetzlich  ver- 
pflichtet sind,  so  kann  dieser  Schachzug 
nur  den  Zweck  haben,  sie  von  der  G.  E. 
G.  zu  trennen,  um  sie  dann  um  SO  leich- 
ter ins  Joch  zu  zwingen. 
Die  Genossenschaften  werden  jedoch  ge- 
nuR  Solidaritätspefiihl  und  \'erständnis 
für  ihre  eigenen  zukünftigen  Interessen 
besitzen,  nm  hierauf  nicht  hereinzufallen, 
um  so  mehr,  als  die  G.  E.  G.  für  jedes 
gesperrte  Markenfabrikat  einen  vollwerti- 
gen Ersatz  bietet,  und  andererseits  die 


Liste  der  vom  Verbände  sieh  loisagenden 
Fabrikanten  beständig  wächst.  Gelingt 
es  den  Konsumvereinen,  auf  diese  Wdse 
die  Fabrikantenorganisation  laliRiznlegien, 
so  haben  sie  damit  einen  Sieg  errungen, 
der  zugleich  die  Verhütung  einer  wei- 
teren schweren  Ausbeutung  der  breiten 
Massen  des  Volkes  durch  Fabrilowten- 
ringe  bedeutet 

X  X 
Kon«  Chronik  Der  in  einer  Sonderver- 
sammlung der  Konsumver- 
eine, die  n,''.rk(Teieii  hesitzcn, 
in  Düsseldorf  genehmigte  Kompromiss, 
der  unter  Zubilligung  einer  Anzahl  Ver- 
bcsserimgen  den  seitherigen  R  ä  c  k  e  r  - 
t  a  r  i  f  auf  ein  Jahr  verlängert,  wurde 
bei  einer  nochmaligen  schriftlichen  Ab- 
stimmung aller  auf  dem  Genossenschafts, 
tag  vertretenen  Konsumvereine  mit  216 
gegen  8  Stimmen  angenommen,  während 
sich  23  Vereine  der  .Abstimmung  ent- 
hielten. X  Die  da  ni  sehe  Grossein- 
kaufsge  el! Schaft  hatte  in  ihrem  19.  Ge- 
schäftsjahre, bei  I!  20  angeschlossenen  Ver- 
einen, einen  Um.satz  von  31%  Mill.  Kr., 
das  heisst  4%  Mill.  Kr.  mehr,  als  im 
Vorjahre,  und  erzielte  einen  übcrschuss 
von  1%  Mill.  Kr.  Die  Eigenproduktion 
der  Gesellschaft  erstreckt  sich  zurzeit 
auf  12  verschiedene  Zwbige,  darunter 
Seife,  technische  Artikel,  Zigarren.  Tri- 
kotage,  Arbeiterbekleidung.  Fahrrad- 
fabrikation. Dänemark  hat  2V»  Mill. 
Einwohner! 

X  ■< 

Literatur       Die     Verlagsanstalt  des 
Zentralverbandes  deutscher 

Konsumvereine  hat  sich  ein 
Verdienst  damit  erworben,  dass  sie  das 
Referat  des  Genossen  A.  von  Elm  fiber 
die  Tarifverhandlunpen  mit  den  Ge- 
werkschaften auf  dem  Düsseldorfer 
Genossenschaftstag.  das  SO  mannigfache 
.AnfeindtniKcn  in  der  Presse  erfahren  hat, 
im  Wortlaut  als  Sonderbroschüre  ver- 
öffentlicht hat.  Sie  hat  damit  die  beste 
Widerlegung  jener  Angriffe,  die  zum 
prr.'^scn  Teil  auf  einer  mangelhaften  oder 
rriKcn  Wiedergabe  der  Elmschen  Aus- 
fuhrungen  beruhen,  gegeben.  Der  Etn- 
zelbezugspreis  der  Broschüre,  die  jeder, 
der  sich  ein  einwandfreies  Rild  der  tat- 
sächlichen Verhältnisse  schaffen  will, 
lesen  sollte,  beträgt  ao  Pf.     «lyrau»  dum» 

Soziatpädagoqlsche  Bewegung 

kteffa^     Dem  Thema  der  Atkoholbe- 
Uapfnnf       kämpfung  haben   wir   des  4^ 

öfteren  in  dieser  Riuidsdiau 
schon  unsere  Aufmerksamkeit  zncewandt 
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In  einem,  auf  englischen  Verhält- 
nissen aufgebauten,  in  deutscher  tJber- 
setzung  /Wien,  Suschitzky/  vorliegen- 
den Vortrag  des  in  das  liberale  Mi- 
nisterium eingetretenen  Arbeilervertrcters 
John  Burns  .irbeit  und  Trunk  finden 
wir  viel  Material  von  allgemeiner  Bedeu- 
tung und  manche  überall  gültige  Wahr- 
heit zu  der  jetzt  auf  der  Tagesordnung 
des  deutschen  Parteitags  stehenden 
Frage.  Burns  ist  selbst  Totalabstinent, 
Mine  Kenntnis  vom  Trinken  besteht  also, 
wie  er  bemerkt,  darin,  dass  er  stets  nüch- 
tern war.  Mit  Recht  darf  er  aber  sagen, 
dass  ihm  sein  praktisches  Studium  der 
Werkstätte,  der  Strasse,  des  Armenasyls 
und  des  Zuchthauses,  sowie  seine  »Teil- 
nahme an  den  grössten  Arbeiterbewegun- 
gen der  lebenden  Generation«  befähigen, 
Zeugnis  abzulegen.  Es  ist  sehr  bemer- 
kenswert, das^  auch  Burns  der  Behaup- 
tung entgegentritt,  dass  Not  und  niedere 
Löhne  die  Ursache  der  TrunWsucht  im 
Proletariat  seien,  und  dass  mit  wachsen- 
dem Lohn  das  Laster  abnehmen  müsse. 
»Ein  blosser  Zuwachs  an  materieller 
Wohlfahrt  ....  mag  die  Zahl  der  Eigen- 
tumsdelikte vermindern,  aber  er  vermehrt 
die  Vergehen  gegen  die  Person  und  ver- 
vielfacht die  Trunksucht  in  beunruhigen- 
dem Masse.«  Eine  plötzliche  und  be- 
trächtliche Lohnsteigerung  (bei  Übersie- 
delung ländlicher  Arbeiter  nach  See- 
hafen) ist  oft  verderblich,  sie  bedeutet 
da,  wo  Selbstaclnung  und  höhere  BetjKurf- 
nissc  nicht  vorhanden  sind,  nicht  eine 
Zulage  an  Kleidung,  Wohnung,  Nahrung 
oder  Vergnügen,  sondern  nur  an  Trunk. 
Über  das  Verhältnis  zwischen  Lohnskala 
und  Alkoholismus  hat  man  Ahnliches 
auch  in  anderen  Ländern  erfahren,  wie 
hier  in  einer  früheren  Rundschau  (igo6, 
I.  Bd.,  pag.  93)  registriert  wurde.  Weit 
eher,  als  Armut  Trunk  verursacht,  ver- 
ursache Trunkenheit  Armut  und  schlechte 
Arbeitsrerhältnisse,  sie  verhindere  6ber- 
haupt  den  Aufstieg  der  Arbeiterklasse: 
»Die  Trinkgewohnheiten  der  Massen  bil- 
den das  stärkste  Bollwerk  der  Pluto- 
kratie  und  ein  Hindernis  für  den  Port- 
schritt des  Heeres  der  Demokratie  

MTeder  in  vergangenen,  noch  in  unseren 
Zeiten  gab  und  gibt  es  eine  Klasse  der 
Gesellschaft,  auf  die  in  gleichem  Masse 
das  Laster  des  Trunkes,  die  Geissei  der 
Trunkenheit,  ihre  zerstörende  Wirkung 
md  ihren  lähmenden  Einfluss  so  un- 
heilvoll ausgeSfat  hat,  wie  gerade  auf 
die  am  wenigsten  widerstandsfähige 
Klasse,  auf  das  Industrieproletariat.« 
Mit  ^esen  Ansprüchen  befindet  sich 


Bums  in  voller  (Übereinstimmung  mit  den 
deutschen  proletarischen  Vorkämpfern 
gegen  den  Alkoholismus.  Auch  auf  die 
Schädigung  der  Gewerkschaftsliewcgung 
weist  Burns  hin:  >Die  Krankengelder 
könnten  grösser  sein  für  den  einzelnen, 
kleiner  aber  als  Bürde  für  den  Verband, 
wenn  der  Trunk  nicht  wäre.« 
Bums  fordert  von  den  Arbeitern,  als 
kämpfende  Klasse.  Abstinenz:  »Wollen 
wir  eine  Volksherrschaft  einrichten,  ihre 
Führer  in  Amt  und  Würden  einsetzen, 
das  Volk  auf  den  Richterstuhl  erheben, 
dann  muss  die  Demokratie  nüchtern  sein, 
ihre  Führer  dürfen  nicht  trinken,  und  die 
Arbeiter  müssen  erhaben  sein  über  die 
Lockungen  des  Alkohols  in  jeglicher  Ge- 
stalt.« Und  er  ist  glücklich,  zu  konsta- 
tieren, dass  jetzt  bereits  »ein  mächtiger 
Drang  in  den  Armen  lebt,  sich  loszu- 
reissen  von  dein  Fluche  des  .Mkohols 
und  von  dem  Makel  des  Trunkes,«  dass 
»die  Arbeiter,  als  Klasse  genommen,  weit 
m.issiger  sind,  als  sie  es  früher  waren, 
und  es  auch  mit  dem  Teile,  der  gewohn- 
heitsmässig  trinkt,  nicht  mehr  gar  so  aurg 
!)estellt  ist,  wie  es  einst  war.«  Die  At- 
bciter.schutzgesetzgcbung  und  die  Gewer- 
beinspektion können  durch  Augenmerk 
auf  zweckmässige  Arbeitskleidung,  Bade- 
gelegenheit, Speise-  und  Ruheräume,  viel 
zur  Enthaltsamkeit  beitragen.  In  der 
Kommunalpolitik  und  -Verwaltung  aber 
wird  der  Kampf  gegen  den  Alkohol 
mächtig  gefördert  durch  den  Übergang 
zu  besseren  Wohnstätten,  besonders  in 
den  gesünderen  und  reineren  Vorstädten, 
die  dem  Alkoholveriricb  weniger  entge- 
genkommen, als  die  dichtbewohnten  In- 
nenbezirke. Wichtig  sind  dabei  aber 
gute  Strassenbahnverbindungen,  die  den 
Arbeiter,  an  den  Wirtshäusern  vorbei, 
rasch  nach  seinem  Heim  bringen.  Diese 
letztere,  vielleicht  noch  wenig  bemerkte 
englische  Erfahrung  ist  zweifellos  überall 
ztitreffend.  Der  KommunaUsterung  der 
Wirtshäuser  ist  Bums  ein  Gegner;  denn 
»wenn  die  Wirtshäuser  in  das  Eigentum 
der  Gemeinden  übergingen,  wurde  das 
Zechen  zur  Bürgertugend,  Saufen  rmn 
Beweis  von  Lokalpatriotismus  werden. 
Das  arbeitende  Volk  würde  vielleicht  sei- 
ner Vaterstadt  eine  FreibiMiothek  oder 
einen  Park  durch  recht  vieles  Trinken 
verschaffen  wollen,  eine  Handlung,  die 
so  manchen  ins  Krankenhaus,  andere  in 
den  Kerker,  viele  ins  Irrenhaus,  alle  ins 
Elend  und  nicht  wenige  auf  den  Friedhof 
bringen  würde.«  In  Parenthese:  Analo- 
ges gilt  auch  für  unsere  Gewerkschafts-  ' 
und     Volkshaaspolttik.      Ein  ra(U- 
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kales  Mittel  ist  nach  Burns  die  Vermin- 
derung der  Wirtshäuser.  In  Liverpool, 
WO  seit  1890  486  konzessionierte  Wirts- 
häuser verschwunden  sind,  ging  die  Zahl 
der  Verhaftungen  wegen  Trunkenheit 
von  16043  (im  Jahre  auf  7507  (in 
Jahre  1904)  zurück. 

Mit  den  Beziehungen  von  Arbeit  und 
Alkohol  bcfasst  stdi  auch  Genone 
Simon  Katzenstein  in  seiner  neuesten 
Veröffentlichung  Moderne  Jugendbewe- 
gung undA  Ikohol frage  /Berlin,  Midiadiaf/. 
Dieser  kraftvollen  Ansprache  an  die 
Arbeiterjugend  kann  man  nur  weiteste 
Verbreitung  wünschen.  Wie  in  allen 
Schriften  Katzensteins,  ist  auch  hier  der 
Grundton  durchaus  der  des  politischen 
Klassenkämpfers:  »Die  Abstinenz  ist 
nicht  Selbstzwed^  scmdern  Mittel  zu 
hohmr  Kraft  und  «1  besserer  Führung 
(]c<.  Klassenkampfes.«  Wie  Burns,  hebt 
Katzenstein  ^  eindringlich  hervor,  dass 
mehr,  als  irgendwo,  in  der  Arbeiter- 
klasse der  Trunk  ein  l'nhcil  ist.  Und 
.  zwar  nicht  nur  aus  politischen  und  sozial- 
ethischen Gründen,  weil  wir  «eine  neue 
Welt  uns  schaffen  wollen<.  sondern  auch 
aus  sehr  naheliegenden,  das  Individuum 
beröhrenden,  ökonomischen,  sanitären 
und  —  für  deutsche  Verhältnisse  ausser- 
ordentlich zutreffend  —  polizeilich-juris- 
tischen Gründen.  Wie  versdueden  wer- 
den Trunkenheitsdelikte  bei  Arbeitern 
und  etwa  bei  Studenten  geahndet I 
Unter  ik-m  Titel  Der  Alkohotismuf 
/Leipzig,  Tcubiur/  hat  der  Zcntralvcr- 
band  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus 
eine  Sdirift  herausgegeben,  die  die  Er- 
öffmtnga*  und  Schlussansprache  und  6 
Vorträge  aus  dem  in  der  diesjährigen 
Osterwoche  zu  Berlin  abgehaltenen  wis- 
senschaftlichen Kursus  enthält.  Die  Vor- 
trage sind  die  folgenden:  Aschaffenburg 
Alkohol  und  Seelenleben,  Juliusburger 
Alkohol  und  Strafgesetz,  Laquer  Ein- 
riehhtngen  und  Veranstaltungen  im 
Kampfe  gegen  den  Alkoholismus,  Liebe 
Die  iVirkungen  des  Alkohols  auf  die  in- 
neren Organe,  Neumann  Alkohol  als 
Nahrungsmittel,  Pastor  Stubbe  Ge- 
schichte der  älteren  deutschen  Mässig- 
keits-  und  Enthaltsamkeitsbeurgung. 
X  X 
Voitoböiuien  Die  Berliner  Freie 
Volksbühne  hielt  am  3.  Juli 
ihre  Generalversammlung 
ab.  Der  Kassenbericht  weist  eine  Jah- 
reseinnahme von  125090,13  and  eine 
Ausgabe  von  119755,65  ^f.  .luf.  Im  abge- 
laufenen Geschäftsjahr  gelangten  von 
klassischen  Dramen  Shaktt^eam  Shirm, 


Caldcrons  Richter  von  Zalamea,  Goethes 
Paust,  I.  Teil,  zur  Aufführung;  von  Ko- 
mödien ScrilKs  Glas  Wasser,  Grillpaners 
Weh    dem,    der    lügt!,  Anzengrubers 
Kreuzelschreiber,    sowie    Einakter  von 
Wied,  Wehlisch,  Schnitzler.    Ferner  Ib- 
sens   Baumeister    Solness,  Heijermans 
Ora  et  labora!  und  Shaws  soziale  Satire 
Die  Häuser  des  Htrm  Sartorius.  Wie 
in  den  Vorjahren,  wurden  Kunstabend^ 
Opemaufführungen  und  Konzerte  ver- 
anstaltet.  Der  Geschäftsbericht  des  Vor- 
sitzenden teilt  des  weiteren  mit,  dass  das 
Projekt  der  Gründung  eines  eigenen  The- 
aters, worüber  wir  früher  einmal  in  einem 
Abschnitt    Freies   Kunstheim  berichtet 
haben  (vcrgl.  SosiaKsHsehe  Monatshefte, 
1906.  2.  Bd.,  pag.  814  ff.)  vorläufig  auf- 
gegeben werden  musste,  weil  die  Zeich- 
nungen einen  nicht  genügenden,  wenn 
auch    erheblichen    Betrag    in  Aussicht 
Stellten.  Durch  dieses  Projekt  sollte  be- 
kanntlich der  die  Vergrösserung  des 
Vereins     hintanhaltcndc  Raummangel 
Überwunden  werden.   Ein  anderer  Plan, 
mit  dem  der  Vereinsregisseur  Steinert  an 
den  Vereinsvorstand    herangetreten  ist, 
hat  aber  Aussicht,  zur  Ausführung  zu  ge- 
langen. Herr  Steinert  will  eine  neue,  in 
bester    Gegend    Berlins    zu  erbauende 
Buhne  dem  Verein  für  50  Sonntagnach- 
mittage und  je  3  Wocbenabende  zur  Ver- 
fügung stellen  und  garantiert  auch  eine 
entsprechend  vermehrte  Vorstellungszahl 
bei  weiterer  Vergrösserung  des  Vereins. 
Dem  Verein  smII  eine  weitgehende  Kon- 
trolle  über   die  .künstlerische  Qualität 
der  Vorstellungen  anstehen,  und  er  ver^ 
pflichtet  sich  nur,  zum  Eröffnungstermin 
des  neuen  Theaters,  Herbst  1908,  seine 
Mitgliederzahl  auf  18 000    zu  erhöhen. 
Der  Vorsitzende  kommt  zum  Schlüsse 
seines  Berichts  noch  kurz  auf  die  Tan- 
tiemen- und  Honorarfrage  zu  sprechen, 
die  in  letzter  Zeit  in  Zeitungsnotizen  ven- 
tiliert worden  ist    Ein  Eingesandt  der 
Neuen  freien  Volksbühne  an  das  Ber- 
liner   Tageblatt   enthielt    durch  seine 
äusserst  seltsame  Fassung,    wenn  auch 
möglicher\s  ci'-c     ohne     Absicht,  einen 
Vorwurf  gegen  den  Verein  in  diesem 
Punicte.    Der  Vorsitzende  teilt  deshalb 
mit.    dass  die  Freie  Volksbühne  öffent- 
liche Vorstellungen  bisher  nicht  veran- 
staltete, also  auch  nicht  in  der  Lage  war, 
die  bei  solchen  sclbstvcrständliclie  Tan- 
tiemeleistung  zu  übernehmen ;  dagegen 
hat  gerade  sie  des  öfteren  im  Beduf 
falle    Ehrenhonorare    ausgeworfen  und 
ihre  Aufführungen  von  der  Genehmigung 
der  Autoren  abhingig  gemacht 
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Die  Neuwahlen  ergaben  die  Wiederwahl 
der  bisher  Aoitierenden  durch  Akklama- 
tion. Der  Vorstand  besteht  «irteit  aus 
den  Herrrn  Dr.  C.  Schmi<!t.  Ha;ik<\  Ru- 
schold,  Friedlaender  und  Winkler;  der 
künstlerische  Ansschtiss  ans  den  Herren 
Dr.  Bloch.  Dr.  Schikowski,  R.  Schmidt, 
Stampfer,  Wach  und  Frau  Zadek.  Wir 
wünschen  dieser  ältesten  und  erfolgreidi- 
Sten  aller  Volksbühnen  eine  stete  Er- 
weiterung ihres  Wollens  und  Vollbrin- 
gens. 

X  X 
Kurze  Chronik  Der   gemäss  Beschluss  des 

Mannheimer  Partdtags  ein- 

gesetzte  Bildungsaus- 
s  c  h  u  s  s  hat  seine,  durch  die  Reichs- 
tagsauflösung unterbrochene  Tätigkeit 
wieder  aufgenommen  und  beschlossen: 
1.  den  Organisationen  ein  Winterpro- 
gramm  zur  Verfügung  zu  stellen,  das 
sowohl  dem  BocHirfnis  der  klassenbe- 
wussten  ArbcUer  nach  theoretischer  V^er- 
tiefnng,  wie  auch  dem  Verlangen  nach 
schöngeistigen  und  künstlerischen  Ge- 
nüssen gerecht  wird:  2.  wissenschaft- 
liche Wanderrednor  anzustellen;  3.  ein 
Verzeichnis  der  Jugendschriften  zu  schaf- 
fen, die  für  die  Kinder  proletarischer 
Eltern  geeignet  sind ;  4.  Musterkataloge 
für  Bibliotheken  herauszugeben.  X 
von  der  Partei  gegründete  ArbeiterWl- 
dungsinstitut  für  Leipzig  hat  einen 
ausführlichen  Plan  seiner  .  Bestrebungen 
versandt.  Sie  umsehliessen :  1.  Unter- 
ricbtskursc  (Nationalökonomie,  Sozial- 
gesetzgebung und  Geschichte) ;  2.  Vor- 
tragszyklen ;  3.  Umgestaltung  des  Biblio- 
thekswesen?;  4.  Theater,  lG)nzert\v<  sm, 
Attsstellungen,  Ktmstbestrebnngen.  Die 
Kurse  beginnen  ta  Anfang  Oktober.  Der 
Unterricht  ist  Tuientpeltlich,  die  Zahl  der 
Teilnehmer  auf  40  beschrankt.  Die  Be- 
werber haben  sich  bei  ihren  politischen 
oder  gewerkschaftlichen  Organisationen 
zu  melden.  X  Das  2.  Arbeiterheim 
Wiens  wurde  im  Bezirk  Ottakring  im 
Juni  eröffnet.  Ausser  dem  2000  Älen- 
scben  fassenden  Hauptsaal  enthalt  es  14 
kleinere  Säle,  darunter  einige  fur  500 
Personen,  und  neben  diesem  Saalhau 
noch  5  Wohnhäuser,  in  welchen  sich 
42  modern  eingerichtete  Musterwolmun- 
gen  befinden.  Die  Wohnuniien  haben 
ebenso,  wie  die  Säle,  Zentralheizung,  sowie 
Warm-  und  Quellwasserleitung  in  der 
Küche  und  Staubsaugevorrichtung.  Mit 
Recht  hat  man  diese  Gründung  eine  so- 
zialdemokratische Sifdclung  genannt,  die 
zu  höheren  Bedürfnissen  hinzuleiten  und 
erzieherisch  zu  wirken  im  stände  sein 


dürfte.  X  Das  schwedische  Eisen- 
bahnministerium hat  angeordnet,  dass  auf 
den  Stationen  alkohotische  Getränke  nur 
noch  verabreich t  werden  sollen,  wenn 
gleichzeitig  ein  warmes  Fleischgericht 
verzehrt  wird;  eine  atif  den  ersten  Blick 
etwas  gewaltsame,  im  Grunde  aber  sehr 
nützliche  Verfiigung.  X  Die  Berliner 
Museumsverwaltnng  hat  für  das 
Kaiser  Fricdrich-Muscum  und  die  Natio- 
nalgalerie Zahltage  eingerichtet,  das  hcisst 
solche  Tage,  an  denen  ein  Hntrittsgeld 
erhoben  wird.  Wie  sehr  man  «ch  be» 
mülit  liat,  diese  Massregel  zu  begründen» 
sie  ist  in  ihrer  Wirkung  der  Volksbildung 
nicht  förderlich.  X  »So  wächst  mitten 
in  der  Christenheit  ein  heidnisches  Ge- 
schlecht heran«,  klagt  ein  frommes  Blatt, 
weil  im  Jahre  1904  in  Berlin  bei  47  200 
Kindern,  die  geboren  wurden,  5800  nicht 
getauft,  von  20730  unter  Christen  ge- 
schlos«;cncn  Ehen  73?^  nicht  eingesegnet 
und  von  32  txx)  Gestorbenen  17000  ohne 
Kirchen segen  beerdigt  wurden.  Diese 
Zahlen  sind  doch  gar  nicht  so  furchtbar. 
X  .  X 

Utaratar  Eine  ziemlich  umfassende 
und  immerhin  nach  Objek- 
tivität strebende  Einführung 
in  eine  heftig  umstrittene  Zeitfrage  ist 
die  Arbeit  des  Gymnasialprofessors 
Hugo  Müller  Die  Gefahren  der  Ein- 
heitsschule für  uusrrr  nationiilc  !ir:ir- 
huHg  /Glessen,  Topelmann/.  Müller  hat 
erkannt,  dass  prinzipiell  in  den  Klassen- 
staat Standesschulen  gehören:  »Auch 
die  Gerichte,  die  Post,  die  Eisenbahnen, 
die  Kanäle  und  Hafenanlagen,  die  staat- 
lichen Bautin,  kur:',  alle  öffentlichen  Ein- 
richtungen kann  sich  der  Hochstehende, 
der  Reiche,  der  Gebildete,  ganz  anders 
zu  iiu'.zc  machen,  als  der  Mann  aus  dem 
niedern  Volke.  Wie  will  man  das  än- 
dern? Das  sind  notwendige  Folgen  aus 
dem  Bau  und  der  Gliedenmg  des  sozialen 
Körpers.«  Ferner,  dass  die  konsequente 
Dnrdiführung  der  Einheitsschule  die  Um- 
wandlung der  Gesellschaft  in  eine  sozia- 
listische zur  Voraussetzunir  hat.  Da  nun 
Müller  diese  Umwandlung  sicli  nicht  den« 
ken  kann,  so  vermag  er  dem  Ideal,  des- 
sen ethischen  und  sogar  erzieherischen 
W'ert  er  anerkennt,  nicht  nacitzuttreben. 
Denn  die  Scluile  habe  nicht  ZU  erzielen, 
sondern  zu  unterrichten.  Merkwürdig  ist 
nur,  dass  Müller  die  vorhandenen  prak- 
tisclun  Erfahrungen  mit  der  Einheits- 
schule im  In-  und  Ausland  unentwegt 
kritisiert,  ohne  sich  hierbei  im  geringsten 
die  doch  erkannte  priiuipielle  Schwierig- 
keit ihres  Existierens  und  Wirkens  im 
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Klassenstaat  vor  Augen  zu  halten.  Diese 

Widersprüche  schwächen  den  Eindruck 
der  Arbeit  sehr  ab.  Müller  Übersicht  aber 
auch  den  direkten  Nutzen  der  Einheits- 
!-cliuIe  für  die  Bildung  der  breiten  Volks- 
massen, der  unter  allen  Umstanden  und 
auch  heute  ^hon  die  Konsequens  einer 
gemeinsamen  Grundschule  sein  muss ;  er 
halt  unsere  Volksschule  für  gut  aufge- 
holnii  und  schätzt  den  Wert  der  Volks- 
bildung für  die  nationale  Stärke  über- 
haupt zu  niedrig  ein  neben  dem  Werte 
der  höheren  Bildung  der  herrschenden 
Gesellschaftsschichten. 


und  Forde 
rungen 


Frauenbewegung 

Grundsatze  Grundsätze  und  Forderun- 
gen der  Frauenbewegung 
hat  der  Gesamtvorstand  des 
Bundes  deutscher  frauenvereine  in  der 
Jenenser  Konferenz  vom  13.  bis  15.  Mai 
dieses  Jahres  formuliert.  Im  ganzen  er- 
geben sie  ein  unverkennbares  und  be- 
grüsscnswertes  Fortsdireiten  der  bürger- 
lichen Frauenbewegimg.  In  Einzelheiten 
smd  sie  verbesserungsbedürftig  und  teil- 
weise rücksdirittlich ;  sie  tragen  an  ver- 
schiedenen Stellen  den  Stempd  des  Kom- 
promisses. 

In  Punkt  A  (Ehe  und  Familie)  wird 
die  ökonomische  und  gesetzliche  Gleich* 
Stellung  der  Eiiegatten  gefordert.  Zu 
vermissen  ist  die  Forderung  erldchtcrtt  r 
Ehescheidung  und  ein  energischeres  Ein- 
treten für  die  Rechte  der  Unehelichen. 
Als  unmittelbar  rückrtindig  aber  ist  die 
E\\  igkeitsformulierung  der  Monogamie 
anzusprechen.  Bei  Punkt  B,  der  die  be- 
kannten Forderungen  in  bezug  auf  Bil- 
dung und  Erziehung  zusammenfasst,  ist 
zu  beanstanden,  dass  er  nur  auf  die  Be- 
dürfnisse der  besitzenden  Be\  ölkcrungs- 
klassen  zugeschnitten  ist,  kein  Wort  von 
der  UnentgeltHchkeit  der  Schulen  und 

der  Ldinnittel  rnlhalt  und  statt  der 
grundsätzlichen  Forderung  der  Gemein- 
adiaftserziehung  nur  die  Zulassung  der 
Mädchen  zu  allen  höheren  Lehranstalten 
für  Knaben  verlangt.  Bei  Punkt  C  (Er- 
werbstätigkeit) hatte  man  in  der  Forde- 
rung der  »Erschliessung  aller  Berufe,  in 
denen  sich  Frauen  zu  angemessener 
Arbeit  befihigt  fühlen«  ruhig  auf  den 
Relativsatz  verzichten  kennen.  Mit 
Punkt  D  (öffentliches  Leben)  kann  man 
nach  allen  Seiten  einverstanden  sein. 
Wie  r\uch  Ih'I  C,  wird  liier  die  fort- 
laufende praktische  Arbeit  manche  nur 
stunmarisch  oder  implizite  gertdlte  For- 
denmg  schärfer  herausarbeiten.  Im 
ganzen  aber  wird  für  eine  voraussicht- 


lich recht  lange  Zeit  die  Durchsetzung 

der  Forderung  kommunaler  und  staat- 
licher Gleichberechtigung  und  Verpflich- 
tung der  Frau,  des  tmbeschränkten  Ver- 
eins- und  Versammlungs-  und  des 
akivcn  und  passiven  Wahlrechts  der  ge- 
samten Frauenwelt  genug  zu  tun  geben. 
Bezeichnend  ist.  dass  jeder  Hinweis  auf 
die  etwaige  Zusammenarbeit  mit  den 
Männern  fehlt,  wie  auch,  dass  unsere 
heutige  Eigentum^-  \vm\  Ce^ellM  liaf?  - 
Ordnung  stillschweigend  als  Grundlage 
angenommen  wird. 

X  X 
Wahlraclit  Dem  bahnbrechenden  Vor- 
gdien  Finnlands  ist  Nor- 
wegen gefolgt.  Mit  26 
gegen  25  Stimmen  ist  vom  Storthing  das 
Frauenwahlrccht  beschlossen  worden. 
Leider  ein  Zensuswahlrecbt,  das  nur  den 
Frauen  zugebilligt  ist,  die  selbst  oder 
deren  Männer  ein  Einkommen  von  41'y) 
(respektive  auf  dem  Lande  300)  Kr. 
haben.  Dadurch  werden  350000  von 
550000  Frauen  des  neuen  Rfxhtes  nicht 
teilhaftig. 

Auch  in  England  haben  die  Frauen 

insofern  einen  kleinen  Erfolg  zu  ver- 
zeichnen, als  das  Oberhaus  in  zweiter 
Lesung  einen  Gesetzentwurf  annahm,  der 
die  Wahl  von  Frauen  zu  Mitgliedern  von 
Lokalbeliurden  auch  der  Grossstädte  (den 
C<mitty  und  Boraugh  Councils)  zulässt 
Dagegen  sind  au=;  Schweden,  wfc 
auch  aus  dem  Kanton  Zürich  Nieder- 
lagen der  Stinmurechtsbestrebungen  zu 
melden. 

Einen  energischen  Verstoss  zur  Erlan- 
gung ihrer  Bürgerrechte  haben  die 
österreichischen  Frauen  gemacht. 
Sie  haben  an  das  neugewählte  Parlament 
zwei  Petitionen  gerichtet,  in  denen  sie 
die  Zulassung  zu  politischen  Vereinen 
und  das  Frauenstimmrecht  fordern.  Eben 
dahin  geht  auch  ein  Antrag  der  sozial- 
demokratischen Fraktion,  die  sich  da- 
rüber hinaus  zum  Sachwalter  der  arbei- 
tenden Frauen  in  bezug  auf  .Arbeite- 
rinnen- und  Mutterschutz,  Witwen-  tmd 
Waisenffirsorge  etc.  machen  will 
X  X 
Muttenchatz  Der  Bund  für  Mutterschutz 
hat  an  das  Reichsamt  des 
Innern  eine  Petition  gerich- 
tet des  Inhalt»:  bei  der  bevorstehenden 
Umwandlung  der  Versicherung  gesetz- 
gcbung  teine  umfassendere  Mutter- 
bchaftsversichcrung  der  Krankenversiche- 
rung angliedern  zu  wollen«.  Ausführliche 
Verwirklichungsvorschiäge  sind  der  Pe- 
tition beigegeben. 
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Eine  merkwürdige  Probe  von  Antischutz 
tmd  geradezu  antisozialer  Gesinnung  hat 
der  niederösterrcichische  Landesausschuss 
gegeben.  Kr  will  das  Wöchnerinnengeld 
der  in  der  öfTent liehen  Gcbäranstalt  nie- 
derkommenden Frauen  zur  Scbadlotbal- 
tung  für  die  erwachsenden  Kotten  mit 
Beschlag  iK-lcgcn.  Versuche  in  gleicher 
Richtung  mussten  schon  vor  6  Jahren 
vfMi  den  Krankenkassen  abgewehrt 
werden. 

X  X 
MstaMfffeett     Die    gesetzliche  Regelung 

der  Heimarbeit  i^t  beab- 
sichtigt. Wie  nötig  sie  ist, 
geht  wieder  einmal  aas  den  Bdktmdun- 
gen  der  Gewerbeaufsicht  und  aus  der 
Denkschrift  hervor,  in  der  der  Ober- 
regierungsrat Dr.  Karl  Bittmann  Haus- 
industrie und  Heimarbeit  im  Grossher- 
sogtum  Baden  zu  Anfang  des  20.  Jahr- 
hunderts bespricht.  Erschreckend  nie- 
drige Verdienste,  die  manchmal  pro  Kopf 
und  Tag  der  Arbeitenden  20  ganze 
Pfennige  betragen,  armseligste  Lebens- 
haltung, das  ist  heute,  wie  vordem,  die 
Signatur  der  Heimarbeit. 
Als  ein  ebenso  kluges,  wie  wirksames 
Vorgehen  gegen  ihre  Schäden  und  Aus- 
wüchse ist  der  vor  einiger  Zeit  von  der 
Pariser  Gewerkschaftskammer  der 
Schneidereiarbetterschaft  durchgeführte 
Kampf  anzusehen  tmd  zu  empfehlen. 
Sie  hat  durcli  Maiieranschlag  die 
Namen  von  60  (zum  Teil  angesehensten) 
Finnen  namhaft  gemacht,  deren  Tailleur- 
kostümc  in  Höhlen  und  Sixdiinken  an- 
gefertigt werden,  in  denen  Tuberkulose 
tmd  andere  ansteckende  Kranldieiten 
ständig  herrschen.  Sie  hat  damit  schätz- 
bare Erfolge  erzielt. 
X  X 

Auf  1000  überhaupt  in  der 
Industrie  beschäftigte  Per- 
sonen kamen  in  Öster- 
reich nach  der  Statistik  des  Handels- 
ministeriums 297  Frauen.  In  der  Bc- 
kleidungs-  und  Putzwarenindustrie  be- 
lief  sich  die  Zahl  auf  597,  in  der  Textil- 
industrie auf  530-  Eine  Arbeitszeit  von 
9  Stunden  und  weniger  hatten  von  je 
rooo  —  es  handelt  sich  im  ganzen  um 
308681  .»^rbeiterinen  —  55;  von  mehr  als 
9  bis  einschliesslich  10  Stunden  452;  von 
mehr  als  10  bis  einschliesslich  11  Sttmden 
485.  Bezeichnend  ist,  dass  die  Unter- 
suchung, wieviel  Miinner  und  wieviel 
Frauen  genau  11  Stunden  arbeiten,  zu 
dem  Ergebnis  führte,  dass  verhältnis- 
mässig mehr  Frauen,  als  Männer,  diese 
Arbeitszeit  haben.   Bei  den  Frauen  22,7, 


wrt 


bei  den  Männern  14.6  %.  In  den  meisten 
Betrieben  betrug  die  MittagspauM  höch- 
stens eine  Stunde.  Eine  Ausnahme 
machte  das  graphische  Gewerbe.  Selbst 
von  den  Arbeiterinnen,  die  einem  Haus- 
Iialt  vorzustehen  haben,  hatten  nur 
31 421  eine  längere  Mittagspause  Ebenso 
bedcnklicli  «tobt  es  um  die  Nachtarbeit, 
für  die  immerhin  noch  rund  1x500  Ar- 
beitende ermittelt  wurden.  D^fegen 
bürgert  sich  der  frühere  Arbcitsschluss 
am  Sonnabend  und  den  Vorabenden 
hoher  Festtage  immer  mehr  ein. 
X  X 
Kurze  Chronik  Der  Staat  N  e  w  Y  o  r  k  hat 
die  gleiche  Bezahlung  für 
Lehrer  und  Lehrerinnen 
votiert.  Das  Minimalgehalt  ist  auf 
3000  M.  festgesetzt  worden.  X  Im  un- 
garischen Landesunterrichtssenat 
wurde  eine  selbständige  Kommission  zum 
Studium  der  Koedukation. s  frage  gebildet. 
X  Auf  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit 
kann  die  Frankfurter  Rechtsschutz- 
Stelle  für  Frauen  zurücksehen.  Ende  1S97 
gegründet,  hat  sie  seit  dem  in  6788  Fällen 
Rat  und  Hilfe  erteilt.  Die  Zahl  der  be- 
handelten Fälle  ist  von  49  im  Jahre 
1897- 1898  und  191  im  Jahre  1899  auf 
1371  im  Jahre  1906  angewachsen.  Seit 
April  1907  ist  eine  geprüfte  Juristin  im 
Dienste  der  Rechtsschutzstelle  tätig.  X 
l>er  radikale  Flügel  der  bürger- 
lichen Frauen  ver.Tnstaltet  im  September 
eine  Tagtmg  in  Frankfurt  a.  M.,  auf 
der  die  Wohnungs-  und  Sittlichkeits- 
frripe  und  da'?  Bevölkcrungsproblem  be 
handelt  werden  sollen.  X  Genossin 
Clara  Zetkin  hat  ihren  50.  Gdnirts- 
tag  gefeiert.  Sie  ist  in  langen  Jahren 
ein  Vorbild  der  Hingabe  an  die  Sache  des 
Volkes  und  unbedingter  Ehrlichkeit  ge- 
wesen. 

X  X 
Llteratar       Als  ein  nicht  unwichtiger 

Beitrag     zur     Frauen  frarre 
charakterisiert     sich  die 
Schrift,  in  der  der  bekannte  Sozialethtker 

Dr.  Karl  F  c  d  e  r  n  -  Wien  die  Wahrheit 
über  den  I'rocess  gr^en  die  Graf  in  Linda 
Boumartini-Murri  zu  erforschen  gesucht 
hat  /München,  Georg  Müller/.  Dieser 
Prozcss,  der  monatelang  die  Kulturwclt 
in  .Atem  gehalten  und  einen  ganzen 
Hexenkessel  eiiiandfr  widersprechender 
Meinungen  und  Leidenschaften  aufge- 
rührt Iii:,  verläuft  keineswegs,  wie  es 
den  Anschein  haben  könnte,  im  Rahmen 
des  Reinpersönlichen.  Wer  aufmerksam 
der  von  Wahrheitsmut,  Gerechtigkeitssinn 
und    Menschenliebe    zudiktierten  und 
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durchtränkten  Darstellunt^  Fedcrns 
folgt,  der  muss  bald,  und  unabhängig 
von  allen  Erwägungen  ^  persönlicher 
Sympathie,  zu  der  Einsicht  kommen, 
dass  die  heute  in  allen  und  erst  recht  in 
allen  katholischen  Kulturstaaten  beliebte 
Form  der  Ehegesetzgebung,  einschliess- 
lich dir  Rcclulosigkfit  und  Abhängigkeit 
der  Frau  innerhalb  der  Ehe,  dies  Ehe- 
drama  und  seinen  tragischen  Abschlass 
rc'clit  eigentlich  verschuldet  hat.  Solche 
Tatsachen  und  Wirklichkeiten  sollten, 
wie  nichts  anderes,  zur  Gegentat  spor- 
nen. X  Frau  Emma  A  d  1  e  r  hat  ein 
Buch  geschrieben,  fiir  das  insbesondere 
die  Frauen  ihr  dankbar  sein  müssen.  Es 
erzahlt  von  einer  jener  I.eluii^tragridien, 
die  kein  Lied,  kein  Heldenbuch  meldet, 
und  die  deiuioch  SO  viel  ergreifender 
und  beuunderung«;\vürdit;er  sind,  als  so 
vieles,  was  mit  viel  (icrau'-ch  in  der 
Lebensarena  einherzuht.  Kme  Biogra- 
phie von  Jane  Welsh-Carlyle  /Wien, 
Akademischer  Verlag/  ist  es,  der  Frau 
des  grossen  Philosophen  und  Historikers. 
Sie  tritt  uns  aus  der  schlichten  und  berz- 
warmen  Schilderung  Emma  Adlers  und 
aus  einer  Reihe  von  vorliegenden  Doku- 
menten als  eine  glänzend  begabte,  ja 
geradezu  geniale  Natur  entg^en,  die 
ohne  ein  Wort  der  Klage  im  Schattt  ii 
verharrt  und  sich  selbst  zum  Opfer 
bringt,  um  einem  Grosseren  die  Wege  zti 
ebnen  und  das  Leben  zu  erleichtern. 
Wenn  Adel  des  Geistes  und  Gemütes, 
verbunden  mit  genialem  Können,  wenn 
bewusste  Selbstaufopferung  und  Hin- 
gabe Grosse  sind,  so  war  sie  selber  der 
Grössten  eine.  wewueiie  rdrnn 

WISSEMSCHRFT 

Philosophie 

WeltasMliau-  Der    ordentliche  Professor 
an  der  Universität  Breslau 

Dr.  W  i  1  h.  S  e  Ii  in  i  <\  t 
schrieb  ein  Buch  Per  Kampf  um  den 
Sinn  lies  Lebens.  Von  Dante  bis  Ibsen, 
I.  Hälfte:  Ihuite,  Milton,  Voltaire  /Ber- 
lin, Trowitzsch/.  Die  Überschrift  lässt 
ein  wesentlich  philosophisches  Werk  über 
Weltanschauung  vermuten.  Aber  ausser 
der  schön  geschriebenen  Einleitung  imd 
einer  Reihe  aphoristischer  Bemerkungen 
ru  dem  Inhalte  der  Werke  findet  sich 
nichts  der  .\rt.  Der  Kampf  um  den  Sinn 
des  Lebens  wird  in  Einzelaussprüchen 
gefunden,  keineswegs  aber  wird  der 
Kampf,  den  die  genannten  Geister  gegen 
<!ie  Zustände  und  Anschauungen  ihrer 
Zeit  fuhren,  genügend  entwickelt,  ge- 


schweige denn,  dass  ein  Bcwusstsein  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verände- 
rungen aufdämmerte,  auf  Grund  deren 
jene  Männer  kämpften.  Darin,  dass  sie 
den  ihrer  Zeit  pemässiri  rcligi(jsen  An- 
schauungen huldigten,  liegt  doch  wahr- 
lich nicht  ihr  Kampf  um  den  Sinn  des 
Lebens. 

Dr.  Arnold  Brass  {Ernst  Haeckel 
als  Biologe  und  dU  Wahrheit  /Stittt- 

'^art.  Kieimann/)  ist  einer  von  denjeni- 
gen Bcstreitern  Haeckels,  welche  nicht 
an  dessen  philosophischer  Methode,  son- 
dern an  dessen  sachlichen  ^feinungen 
Anstoss  nehmen,  den  Monismus  ohne 
weiteres  mit  dem  Materialismus  gleich- 
setzen mid  der  monistischen  kurzerhand 
die  spiritualistische  Hypothese  entgegen- 
setzen. Bei  diesem  metaphysischen 
Karnsselliabren     können     wir  nicht 

nnttuii. 

X  X 
EtWk  »Der  Sozialismus  muss  das 

Gute,  zu  dem  der  Kapita- 
lismus den  Grund  gelegt 
hat.  vollbringen;  neue  siitlicbe  Ideale 
aber  hat  er  nicht  nötig,  die  alten  genü- 
gen bis  an  Ende  der  Tage,  sie  mÜSBCn 
uns  Wirklichkeit  werden.  Ich  meine 
darum,  der  .Sozialismus,  als  eine  eminent 
i  tlü-tlie  Sache,  gedeihe  auch  am  besten 
auf  dem  Boden  einer  ethischen  Welt- 
anschauung.« Das  etwa  ist  der  Grund- 
gedanke einer  Schrift  des  Pfarrers 
L,  Ragatz  Kapitalismus,  Sosialismus 
und  Ethik  /Zürich,  Buchhandlung  des 
Cnitüvereins/.  Man  wird  ihn  sicherlich 
sympathisch  begrüsscn  müssen ;  aber  dass 
die  Frage  nach  dem  Verhältnis  von  So- 
zialismus und  Moral  rait  der  Unterstel- 
lung des  ersteren  unter  die  letztere  be- 
antwortet werden,  wird  man  kaum  be- 
haupten dürfen.  Die  Moral  ist  doch 
nicht  ohne  weiteres  fertig  so  gegeben, 
dass  man  das  tun  könnte. 
Immerhin  ist  dies  Scbriftchen  noch  kon- 
kreter, als  das  wohlmeinende,  gemütvolle, 
aber  gar  zu  allgemein  geg^  den  Reich- 
tum und  gegen  <!:is  egoistische  Gesell- 
schaftsprinzip donnerntle  nachgelassene 
Werkchen  des  Bremer  Literarhistorikers 
Ludwig  Bräutigam  Die  Erlösung 
von  der  Geldgier  /Berlin.  FleischelÄ 
Positiv  als  Problem  wird  die  Frage  be- 
rührt, ob  nicht  der  Besitz  nach  dem 
Tode  des  Besitzers  dem  Staat  anheim- 
fallen .sollte.  Bräutigam  sieht  nicht, 
dass  nicht  der  Besitz  als  solcher,  son- 
dern die  durch  die  kapitalistischen  Or- 
ganisationen der  W'irtschaft  bedingte 
Möglichkeit,  den  Besitz  als  Ausbeutttngs- 
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mittel  zu  benutzen,  die  heutigen  Schäden 
herbeiführt. 

X  X 
Fischer  f       Am  6.  Juli  ist  der  berühmte 
Heidelberger  Universitäts- 
lehrer Kumi  Fischer  im  Al- 
ter von  fast  83  Jahren  gestorben,  einer 
der    glänzendsten     Dozenten,  welche 
Deutschland  erTreuRt  hat,  der  seihst  zu 
einer  Zeit,  wo  die  Fliilosophte  gänzlich  in 
Misskredit  geraten  war,  die  akademische 
Tiipcnd  dafür  zu  begeistern  wusste.  Im 
Jahre  1850  itt  Heidelberg  habilitiert.  1853 
wegen  zu  freier  Ansichten  entlassen.  i8S7 
nach  Jena  und  iJ^72  wieder  nach  Heidel- 
berg berufen,  starb  er  als  Exzellenz,  nach- 
dem er  1907  seine  Lehrtätigkeit  aufge- 
geben hatte.    Seine  Lcistunpcn  auf  dem 
Gebiet    lier    Philosophie    sind  weniger 
schöpferischer,  als  historischer  und  erklä- 
render Art.    Er  war  vor  allem  einer  der 
ersten,  die  wieder  auf  Kant  aufmerksam 
machten.    S       llau])twerk  ist  die  um- 
fassende Gcschichtt-  (irr  ttrtii^rcn  Philoso- 
phie in  8  Bänden,  welche  die  Huupiphilo- 
sophen  der  neueren  Zeit  mit  grosser  Klar- 
heit, wenn  auch  zuweilen  mit  subjektiver 
Färbung,  behandelt.    Auch  auf  dem  Ge- 
biet der  Literatur  hat  er  eine  Anzahl 
geistvoller  Arbeiten,  über  Goethes  Faust, 
Lessiiigs  Dramen  etc,  in  vortrefflicher 
Stilisiening  verfasst. 
X  X 
NMUMgaiea  Von    Emil  Arnoidts 
gesammehen   Schriften  ist 
der  2.  Band  des  Nachlasses, 
enthaltend  Erläuternde  Abhandlungen  eu 
Kants  Kritik  der  reinen  Vernunft  /Rer- 
lin.  Cassirer/    erschienen.    Arnoldt  ist 
einer  der  ersten  geweseh,  die  das  Verständ- 
nis Kants  wieder  neu  erschlossen  haben, 
freilich  ist  er  auch  im  wesentlichen  dabei 
Stehen    geblieben.    Die    Arbeiten  des 
scharfen  Denkers  sind  aber  noch  heute 
wertvoll,    leicht    freilich  nicht.    Ren  6 
Descartes'  Regulac    ad  dircctiancm 
ingeun  hat  Dr.  A.  Buehenau    im  latei- 
nischen Urtext  nach  der  Ausgabe  von 
i7»i  neu  herattsgegeben  /Leipzig,  Dürr/. 
X  X 
lüBMCbrMlk  Die  GrabstätteKants 
wird,  wie  die  Königsbergcr 
Hartungsche  Zeitung  mit- 
teilt, voraussichtlich  dem  Neubau  des 
Doms  zum  Opfer  fallen.     Die  Cebeinc 
Kants  sollen  im  Dom  an  der  üstseite 
des  Giors  beigesetzt  und,  wie  die  dort 
bcfindlidien  Her/ogskatafalke,    mit  In- 
schriften geschmückt  werden.    X  Der 
Kuriosität  halber  respektive  alt  Symptom 
heute  weitverbreiteter  Gedankenlodgkeit 


sei  eine  Reihe  von  Flugblättern  über  das 
Jena  germanischen  Geisteslebens,  worun- 
ter der  Sieg  Haeckels  verstanden  ist, 
Glaubens-  und  Lebensreform  erwähnt, 
die  G.  Ferd.  Mutler-Berlin  zur 
Empfehlung  eines  Buches  über  —  Okkul- 
tismus hinaussendet.  X  J^ie  Philosophie 
des  Monopluralismus.  eine  Naturphilo- 
sophie im  l'i'rsui'h  von  Hugo  Mar- 
cus /Berlin,  Concordio/  ist  allerdings 
ein  Versuch,  «nd  zwar  ein  nicht  ausrei- 
chend futidanientierter  Versuch,  den  an 
sich  prüfungswerten  Gedanken  zu  behan- 
deln, ob  wirklich  der  Monismus  im  stren- 
)3ren  Sinn  als  Alleinheit  durchführbar  ist. 
Die  Frage  ist  gut,  aber  die  Behauptung, 
die  Welt  bestehe  aus  sieben  Grundclc- 
menten.  Katct^orien.  Zeit.  Raum.  Kraft. 
Stoff,  Leben,  Teilbarkeit,  Bestimmtheit, 
ist  grotesk. 

X  X 
IMtettut  Der  bei  Duncker  &  Hum- 
blot  erschienene  Vortrags- 
zyklus Georg  Simmeis 
Sehopenhaucr  und  Nietzsche  ist  eine 
schöne  Arbeit,  in  der,  wie  übrigens  auch 
von  anderer  Seite  schon  geschehen. 
Nietzsche  als  durch  den  Darwinismus 
zur  Umbildung  von  Schopenhauers  Pes- 
simismus veranlasst  dargestellt  wird. 
Wir  möchten  glauben,  dass  da  auch  un- 
bewusst  soziale  Faktoren  mitgewirkt 
haben,  und  dass  Nietzsche  mehr,  als 
Simmel  zugesteht,  ein  verklärtes  Ideal 
des  TTerrenmeiiscbentums  geliefert  hat, 
welches  die  Herdentiere  zu  Boden  wer- 
fen darf.  Die  blosse  Beteuerung  der  Vor- 
nehmheit  und  der  luiheren  Qualitäten 
des  Cbcrmenschen,  der  von  Simmel  als 
höhere  Beschaffenheit  des  Menschen  in 
zukünftiger  Entwickelung  charakterisiert 
wird,  reicht  da  doch  wohl  nicht  aus, 
um  ihn  zeitgeschichtlich  zu  ■  ri  ren. 
Ebenso  dürfte  Schopenhauer,  den  Sim- 
mel viel  eingehender  behandelt,  eine  Ent- 
wickelungsphase  darstellen,  in  der  der 
Mensch  plötzlich  aus  dem  alten,  stabi- 
len, beschaulichen  Dasein  in  den  moder- 
nen Erwerbskampf  hineingerissen  wird 
und  nun  nach  dem  Zweck  fragt  Dass 
Schopenhauer  Nietzsche  gegenüber  der 
grössere  Philosoph  sei.  kann  man  doch 
wohl  auch  nur,  was  seine  logischen  Ar- 
beiten, nicht,  was  seine  Metaphysik  an- 
langt, behaupten. 

SozlalwIssenachaHen 


Der  Zwang  bringt  die  Un- 
ordnung in  die  Gesellschaft 
hinein:  dieser  echt  anarchis- 
tische Satz  ist  dem  Sinne  nach  sdion  in 
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dem  grundliegendcn  Werke  Fouriers 
La  thiorie  des  mouvements  et  des  desti- 
nies  ghtfraUs  enthalten.  Bebel  hat  da- 

lur  völlig  recht,  wenn  er  einmal  in  meiner 
soeben  in  3.  Auflage  erscheinenden  Ar- 
beit Charles  Fourier  /Stuttgart,  Dtetz/ 
den  gcni.ilen  Utopisten  Fourier  den 
Vater  des  Anarchismus  nennt.  Nur  wenn 
die  menscblidien  Triebe  sich  völlig  frei 
ausleben,  herrscht  nach  Fourier  in  der 
Welt  die  soziale  Harmonie.  Wenn  sich 
heute  die  menschlichen  Triebe  in  einer 
schädlichen  Richtung  bewegen,  so  findet 
diese  ihre  falsche  BetätigunR.  ihren 
Grund  in  der  Zwangsorganisation  der 
Gesellschaft,  die  die  Leidenschaften  und 
Triebe  gewaltsam  lenkt,  verstümmelt 
oder  ganz  unterdrückt.  Die  sozialen 
Organisationen  Fouriers  entbehren  ^mz- 
lich  des  Zwangscharakters  de>  Staates, 
der  sich  sdiarf  in  allen  politischen  Insti- 
tutionen ausspricht.  Die  hauswirtschaft- 
lichen und  landwirtschaftlichen  Assozi- 
ationen Fouriers  bilden  sich  völlig  aus 
dem  freien  Spiel  der  toenschlichen  Triebe 
heraus. 

In  dem  deutschen  Sozialtsmus  klingt 
dieser  Fouriersche  Gedanke  nur  kräftig 
bei  Weitling  an.  Ganz  im  Geiste  des 
Prossen  Fourier  prägte  Weitling  den 
Satz:  »Aus  der  Freiheit  und  Harmonie 
der  Begierden  aller  entsteht  altes  Gnte, 
und  aus  der  Unterdrückung  und  Be- 
kämpfung derselben  zum  Vorteil  einiger 
alles  Böse.«  Das  soziale  Ideal,  dem 
schliesslich  Weitling  zustrebt,  ist  ein 
regierungsloser,  sozialer  Zustand,  eine 
anarchistisdie,  staatliche  Gesellschafts- 
ver&ssung. 

X  X 
Krlmioolofflc  Auf  dem  Gebiet  der  Straf- 

recht«refonnhc\vegung  hat  die 
Schrift     Hans  Leuss' 
Aus  dem  Zuchtheiuse  /Berlin,  Walther/ 

bereit';  wie  eine  erfrischende  und  wellen- 
aufpeitschcnde  Windsbraut  gewirkt.  Das 
unmittelbar  Erlebte,  dass  aus  jeder  Zeile 
dieses  cit^enartigen  Werkes  machtvoll 
hervorbricht,  wirkt  auf  den  Leser  er- 
schütternd zugleich  und  tatenweckend. 
Das  Buch  kritisiert  zuerst  scharf  den 
übertriebenen  Wert,  den  die  heutige 
Strafrcchtspflege  der  Zeugenaussage  bei- 
legt, und  kommt  zu  dem  Schlüsse:  Der 
Mensch  ist  nicht  fähig.  Zeuge  zu  sein  in 
dem  Sinne,  den  die  Rechtspflege  fordert 
und  fordern  mus«.  Und  diese  W'ahr- 
heit  ging  dem  unglücklichen  Hans  Leuss 
unmittelbar  aus  seinem  Kriminalprozesse 
selbst  auf.  Diese  W'ahrheit  bestätigt 
übrigens  das  Protokoll,  das  Professor 


von  Liszt  einmal  über  die  Wahr- 
nehmungen seiner  Hörer  iiber  eine  sehr 
einfache  Begebenheit  in  seinem  Seminar 
aufnahm.  Über  die  Begebenheit  selbst 
machten  gebildete  Studenten,  unter  ihnen 
ein  Lan^eriditsrat,  die  widersprediend- 
sten  Aussagen. 

Die  Seiten  des  Leussschen  Buches  gehen 
am  meisten  in  die  Tiefe,  «Ue  uns  die  Aus- 
gcstossenen  in  ihrem  ganzen  Empfinden 
und  Denken  schildern.  Das  sind  aJso  die 
Schwerverbrecher,  die  in  Käfigen  wrie 
wilde  Tiere  eingeschlossen  werden!  So 
rufen  wir  bei  diesen  Leussschen  Schilde- 
rungen unmittelbar  aus.  Leuss  sagt  ein« 
mal  von  seinen  Mitgefangenen,  mit  denen 
er  ein  Semester  in  beständiger  Gemein- 
schaft lebte:  »Sie  waren  liebenswürdiger 
und  besser,  als  sonst  Menschen  im  Durch- 
schnitt. Wenn  ich  zurückdenke  und  das 
Leben  jener  sechs  Monate  mit  den  Er- 
fahrungen aus  anderen  Umgebungen  ver- 
gleiche, so  neigt  sich  die  Wage  stark  zu 
gunsten  der  sieben  Verbredier.  Fast 
jeder  von  ihnen  hatte  grosse  Vorzüge^ 
die  man  nicht  bei  jedermann  findet;  dass 
sie  auf  den  blossen  Schein,  der  bei  den 
Menschen  der  Welt  so  viel  ausmacht, 
verzichten  mussten,  gab  diesen  Leuten, 
die  fast  alle  den  redlichsten  Willen 
hatten,  die  Klippen  zu  meiden,  au  denen 
sie  einmal  gescheitert  waren,  eine 
grössere  Echtheit,  einen  Insmuleren 
Wert,  dessen  Mangel  ich  seitdem  im 
Leben  oft  bemerke.  Sie  bemühten  sidi 
mit  dem  Takte  der  Ehrlichkeit,  einander 
Aufmerksamkeiten  zu  erweisen,  von 
denen  sie  eine  wohltätige  Wirkimg  er- 
warten konnten  .  .  .  Sie  waren  mehr  bei 
sich  selbst,  als  die  Menschen  der  Welt. 
Sie  litten,  und  das  Leid  macht  Menschen 
guter  Art.  aber  nur  diese,  liebens- 
würdiger.« Sehr  fein  sind  die  Leuss- 
sdien  Bemerkunsctt  rar  Psydidogie  der 
Diebe,  der  gewalttätigen  Verbrecher  and 
der  Mörder. 

Den  heutigen  Strafvollzug,  die  seden- 

mörderischc  Einzelhaft,  die  brutalen 
Körperstrafen,  die  harte  und  chikanöse 
Disziplin  in  den  Strafanstalten,  sie 
zeichnet  Leuss  in  ihrer  Rückständigkeit 
und  Inhumanität  in  ergreifender  Weise. 
Leuss  verwirft  die  lange  Einsperrung 
von  heute  als  eine  raffinierte,  qualvolle 
Straf  Prozedur.  »Das  Gefängnis«,  so 
schreibt  er,  »wird  man  nur  wenig  ver- 
bessern können,  und  solange  die  Ein- 
sperrung das  Strafmittel  ist,  wird  man 
auf  lange  Freiheitsstrafen  nicht  ver- 
zichten. !\Tan  wird  diesen  zerrüttenden 
Strafen  nun    entgehen,   wenn  man  zur 
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Deportation  übergeht.  Es  ist  nicht  die 
Aufgabe  meines  Buches,  diesen  relativen 
Fortechritt  der  Deportation  weiter  zu  be- 
gründen. Ich  will  nur  die  Sinnl08i|Ekeit 
des  gegenwärtigen  Systems  nachwdsen.« 

X  X 

IC«n«Clwwilk  Soz  i  al  w  i  s  5  cn  sch  a  f  1 1  i  ch  enWert 
haben  die  Feststelltmgen  des 
Pädagogen   J.   Tewa  fiber 
das   Familienleben  des  Berliner 
Proletariats.    Von  1514  Kindern  in  32 
Gem«nde9chulklassen  waren  140  Kinder 
vatcrln-s,  37  muttcrlo?.  bei   114  Kindern 
arbeiteten  die  Mütter  regelmässig  ausser- 
halb des  Hauses»  3^  Kinder  waren  im 
Hau^e   für   Geschäfte  tätig.     Nur  614 
Kinder  assen  ihr  Mittagessen  mit  dem 
Vater  zusammen»  658  weisen  mit  dem 
Vater  aboids  zusammen. 
X  X 
IM^rMmr      Genosse     Pfarrer  Paul 
P  f  1  ü  g  e  r  -  Zürich  gibt  eine 
Sosialwusenschaftliche  yolks- 
bibtiothek  /Zürich^  Buchhandlung  des 
Grütlhcrcins/  heraus,  die  sich  in  volks- 
tümlicher Weise  über  alle  gesellschafts- 
wissenschaftlichen Probleme  tmserer  Zeit 
verbreitet.     Pflüger  vcrfnlpt  den  sozia- 
listischen  Gedanken   von  seinem  Auf- 
l«uditen  in  den  redegewaltigen,  poesie- 
vollen Schriften  der  israelitischen  Pro- 
pheten an  bis  zu  den  grossen  program- 
matischen Werken  der  modernen  Sozi- 
alisten. In  dem  uns  vorliegenden  17.  Heft 
würdigt    PHüger   den   Sosialismus  der 
Kirchenväter.     Die    Kirchenväter  be- 
trachtet  Pflüger   als   Bannerträger  des 
ursprünglichen     sozialen  Christentums. 
Weil  sie  den  sozialen,  Charakter  der 
christlichen  Religion  so  eindringlich  her- 
vorheben, nennt  sie  Pflüger  direkt  Sozi- 
aUsUn  oder  besser  Kommunisten,  weil 
ihnen  dir  K'imnuitüsmus  des  Gcnicssens 
und  Gebrauchen»  vor  Augen  schwebte.  X 
In  seinen  Elementen  einer  allgemeinen 
Arbeitslheoric  /Bern.  Scheitlin/  kommt 
Dr.  Johann  Zniavc  zu  dem  Resultate, 
dass  die  Arbeitsbedingungen,  Grund  und 
Kapital,  in  der  Welt  der  Wirtschaftsge- 
schehnisse nicht  wertschaffend  und  wcrt- 
7utcilend  sein  können.    X    Dr.  Feitel 
Li  f  s  c  h  i  t  z    redet    in    seiner  Schrift 
Ad.  Smiths  Methode  im  Lichte  der  deut- 
schen   nationalökonomischen  Literatur 
des  IQ.  Jahrhunderts  /Bern,  Francke/*der 
Rückkehr  zur  Methode  des  grossen  Be- 
gründers der  wissenschaftlichen  Natio- 
nalökonomie das  Wort.   Diese  Methode 
war,  wie  der  Verfasser  darl^t,  eine  histo- 
risch-philosophisdie.         mul  mmmmam 


KühST 

Bildende  Kunst 

B*Hla9r  5«-  Die  Ausstellung  der  Seses- 
aMilM  jj^u  diesmal  so  vor- 

auglich,  wie  sie  den  Um« 

st.^nden  nach  nur  sein  kann.    Aus  ganz 
Deutschland  hatte  man  die  verwandten 
Geister  herangezogen  und  so  geschickt 
eingegliedert,  dass  ein  durchaus  einheit- 
liches   Bild    des    neueren  deutschen 
Kunstschaffens  zu  stände  kam.    Und  in 
«einem  Mittelpunkt,  zu  Ehren  des  60.  Ge» 
burtstags  Max   Liebermanns  am 
20.  Juli,  ein  Uberblick  über  drei  Jahr- 
zehnte   dieses    Schaffens.     Für  die 
Freunde  seiner  Kunst  war  es  ein  eigener 
Gcnuss,  sich  in  die  Entwickclung  dieser 
besonderen   Individualität,   deren  Note 
sich  schwerer  festlegen  lässt,  als  die 
irgend  einer  andern,  zu  vertiefen,  ihr  zu 
folgen,    Irrtümer    auszugleichen,  neue 
SeMfisse  zu  ziehen.    Denn  das  ist  ihre 
Eigenart:  Soviel  der  Anregungen  dieser 
Maler  im  Lauf  der  Jahre  auch  auf- 
nahm, er  blieb  immer,  was  er  war, 
immer  er  selber,  so  dass  noch  in  seinen 
Nachteilen,  einer    Ungclcnkhcit  seiner 
zähen    Handschrift,    ein    Reiz  seiner 
Eigenart   /u   suchen    ist.     Das  kleine 
Kabinett,  in  dem   diese  Bilanz  seines 
Lebenswcrket  untergebracht  war,  griff 
vielleicht  weniger  ans  Herz,  als  manche 
Freunde  der  Kunst  es  von  ihr  verlangen, 
wies  aber  einen   ungemein  vornehmen, 
noblen     Gesamtton     des  malerischen 
Sehens  auf,  unter  den  dieser  Kunstler 
die  Dingt-  brachte:    so  dass  die  Werke 
der  verschiedenen  Jahrzehnte,   ob  hell 
oder  dunkel,  wie  aus  einem  Gast  jdar 
standen,  und  man  sich  in  die  abgeklärte 
Ruhe    einer    Museumsabteilung  alter 
Iralländischer    Kunst   versetzt  glaubte. 
Von  den  frühen  KartofTeläckern,  die  im 
Ton  an  Mauve  anklingen,  und  die  viel- 
leicht, trotz  ihrer    Qualitäten,  Lieber- 
manns unselbständigste  Bilder  sind,  war 
keiner  da :  wir  sahen  sie  ja  erst  un- 
längst auf  der  Jahrhundertausstcllung. 
Statt  dessen  hatte  man  weniger  bekannte 
Werke    aus    Münchener   und  anderm 
Privatbesitz  geholt.     So  den  uns  alle 
überraschenden  Christus  im  Tempel,  der 
Uhde  gehört;  die  meisten  von  uns  Jün- 
geren kannten  dieses  Bild  bis  dahin  lei- 
der nur  aus  der  Reproduktion  und  kenn« 
ten  so  seine  hohe  malerische  Fertigkeit 
kaum  abschiit/en,  während  das  Ungelöste 
in  der  Figur  des  jugendlichen  Heilands 
dort  doppelt  staric  hervortrat   Mit  be- 
sonderem Entzüdcen  aber  vergUdien  wir 
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die  mm  schon  altmeisterlich  scheinende 
frühe  Seilerbahn  mit  der  vur  etwa  drei 
Jahren  entstandenen,  folgten  den  male- 
rischen und  zeichnerischen  Finessen  auf 
Liebermanns  eigenstem  Bilde,  dem  Alt- 
ntännerhaus.  erwärmten  uns  an  der  Viel- 
farbigkeit des  Stiftsgartens  zu  Leyden 
und  frohlockten  vor  dem  klaren  und 
lichten  Grün,  das  hinter  der  Fenster- 
scheibe der  ernsten  Stopferin  so  unge- 
wöhnlich ktlhl  und  frisch  atiflettchtet: 
kein  Rild,  d:i>  nicht  neue,  aus  seinen 
Einzelheiten  bedingte  malerische  Reize 
enthielt,  wenn  auch  keine  ans  Gefühl 
appellierenden  Isrrische  Stimmungen  :  i!enn 
Liebermann  steht  im  Grundzug  seines 
Wesens  Manet.  nicht  Monct  nahe.  Und 
was  zum  Schluss  den  viel  besprochenen 
und  viel  beanstandeten  i'rofcssurcnkon- 
vcnt  angeht:  trotz  der  etwaigen  Mängel 
im  Konstruktiven  des  Rnitmes.  einiger 
Willkurlichkeiien  der  Belichtung  erleb- 
ten wir  bei  der  nötigen  Entfernung,  die 
die  Unausgeglichenheiten  verwischte, 
jcdci^mal  einen  nachhaltigen  Eindruck. 
Neben  Liebermann  war  der  Graf 
Kaickreuth  mit  umfangreichen  Wer- 
ken vertreten,  desgleichen  mit  besonders 
guten  Landschaften  W  i  1  h  e  1  m  T  r  ü  b  - 
n  e  r ,  das  sviddcutsche  Gegengewicht. 
Leute,  die  Liebermann  nicht  sehr  hold 
sind  und  der  Berliner  Sezession  noch 
weniger,  pflegen  stets  Kaickreuth  auszu- 
spielen. Es  beweist  dies  einen  ent- 
schiedenen Mangel  an  Urteil  und  male- 
rischem Blick.  Denn  jeder,  auch  der, 
wie  wir,  Kjilckreu^  tidit.  muss  zu- 
geben, dass  er  an  malerischer  Fein- 
heit und  Fertigkeit  Üdiermann  bedeu- 
tend nachsteht  —  seine  umfangreiche 
KnlUktivnusstcllung  bei  Cassirer.  die 
seine  Vorzüge  und  Schwächen  lücken- 
|9s  klarstellte,  konnte  darüber  nieman- 
den im  Zweifel  lassen  — .  während 
andrerseits  Trübner  den  nach  Gemüt 
Verlangenden  durchaus  nicht  mehr  gibt, 
als  der  angegriffene  Liebermann.  Es  ist 
daher  ein  sehr  törichtes  Unterfangen, 
wie  es  von  mancher  Seite  geschehen  ist. 
die  Bcrli;tcr  Sezession  in  diesem  Sinuc 
anzugreifen;  wir  kennen  ihre  Schwächen 
sehr  genau,  wissen,  dass  man  von  einem 
weiteren  Kulturstandpunkt  aus  dem 
jetzigen  Berlin  und  seiner  Kunst  hart 
zu  Leibe  rücken  kann,  sind  aber  ungleich 
der  Meinung,  dass  im  Reich  im  Augen- 
blick nichts  Besseres  geschaffen  wird, 
und  dass  man  deshalb  alles  prinzipielle 
Geschrei  gegen  die  Sezession  unterlassen 
sollte.  Kaickreuth  hat  gewiss  seine  Vor- 
zöge, die  seine  hohe  Qualität  als  emp- 


findender Mensch,  als  Persönlichkeit  be- 
kunden, und  die  ihn  von  Liebermann 
merklich  unterscheiden:  er  ist  aber  zu- 
gleich im  Künstlerischen  so  viel  un- 
geschickter, dass  man  ihn  keinesfalls 
u!k  r  Liet)ermann  stellen  darf.  Er,  dec 
blonde  Hüne,  scheint  als  Künstler  eine 
mehr  feminine  Intelligenz,  weshalb  seine 
.■\ugenblicksni >ti7c?i.  allerlei  Zeichnungen 
und  farbige  Studien,  die  er  in  einer 
glücklichen  Stunde  niederschrid»,  sein 
Gehaltvollstes  sind  und  uns  mehr  sagen, 
als  die  grossen  Leinwanden,  über  die 
das  rein  Künstlerische  in  einer  verdünn- 
ten Weise  hingezogen  ist.  Mängel  der 
Art,  wie  sie  in  jenem  Sinne  Lieber- 
mann, in  diesem  Kaickreuth  ziq^esprochen 
wcTflen.  können  dem  dritten  der  alten 
Garde,  Trübner.  keineswegs  nachgesagt 
werden.  Bei  ihm  kann  man  höchstens 
von  Grenzen  der  Begabung  sprechen,  ilie 
eigentlich  Grenzen  des  Intellekts  sind; 
aber  innerhalb  dieser  Grenzen  ist  er 
schlechthin  ein  Meister.  Er  hat  das 
Handwerkliche  seiner  Kunst,  das,  halt 
er  sich  an  das  Landschaftliche  oder  an 
das  Stilleben,  natürlich  auch  ein  Gei- 
stiges ist.  bis  zu  einem  Grade  gesteigert, 
wie  kein  anderer  'deiner  malenden  Zeitge- 
nossen in  Deutschland:  das  Schiost 
Hemsbach  im  Herbst  zeigt  es  uns.  Da 
bai!t  IT  mit  einer  Skala  feinster  Ab- 
6iufungcn  in  Grün  und  einer  kalli- 
graphisch sicheren  Strichlage  ein  Stüde 
N'atur  vor  uns  auf.  das  in  seiner  kühbm 
Ruhe,  Zurücklialtung  und  Vollendung 
klassisch  genannt  werden  muss;  wäh- 
rend wir  andrerseits  seinen  immerhin 
höchst  bemerkcnsweiten  Portrats  nach- 
sagen können,  dass  in  ihnen  das  Geistige 
ein  wc'iic^  zu  kurz  kommt,  sie  stillcben- 
iiait  wirken,  dass  für  ein  menschliches 
Antlitz  der  allzu  einseitig  im  Geist  der 
Waldlandschafl  befangene  Pinsel  nicht 
mehr  die  richtige  Tonstufe  und  anima- 
lische Wärme  zu  finden  scheint.  Aber 
immerhin:  Diese  Liebermann.  Kaick- 
reuth, Trübner  sind  ein  Triumvirat,  das 
die  Befürchtung  zu  nichte  macht,  die  Füh- 
rung der  jungen  Kunst  sei  in  schlechten 
Händen. 

Und  wie  diese  drei  Älteren,  so  sind  auch 
jene,  die  den  eigentlichen  Stock  des 
jungen  Berlin  ausmachen,  recht  respek- 
table Herren;  die  Corinth,  Sle- 
vogt,  Lcistikow  und,  wenigstens 
der  erste  und  der  letzte,  mit  bemericens- 
werten  Leistungen  diesmal  vertreten. 
Slevogt  freilich,  bisher  der  namhafteste 
Kolorist  anter  den  Jungen,  eottiitschte 
seine  Freimde  empfindlich  durdi  das 
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recht  leere  und  ziemlich  konventionelle 
Bildnis  des  Senators  (ySwald  aus  dem 
Besitze  der  Hamburger  Kunsthalle. 
darch  ein  wesenloses  Reiterporträt,  durch 
ein  kraftgenialisches,  doch  eigentlich 
nlic«;  Sclhsthildni«?  und  durch  eine  in 
der  Bewegung  vorzügliche,  aber  in  der 
IklicJitung  unwahrscheinliche  Masken- 
ball-tudie.  Keines  dieser  Bilder  zeigte 
ihn  von  der  Seite  jener  malerischen  Vor- 
züge, die  er  im  vergangenen  Jahr,  wie 
bis  dahin  noch  nicht,  in  der  Dame  in 
plauem  Kleid  so  kräftig  entwickelte.  Und 
gerade  diese  koloristischen  Qualitäten 
eines  pastosen,  saitigen,  fleischigen  Far- 
benaattrags  waren  seine  Besonderheit, 
mit  der  er  allen  andern  voranging;  denn 
in  geistiger  Beziehung,  im  Aufbau  nn<S 
der  Etitwickeltntg  einer  Komposition,  ist 
Corinth  heute  im  jungen  Deutschland 
entschieden  die  reichste  Begabung:  er- 
leben wir  aneh  an  seiner  Farbe  keine 
rechte  Freude,  obwohl  ihr  hin  und  wie- 
der Zartheiten  in  einem  schillernden 
Grau-Blau  gelingen.  Dieses  Vermögen, 
starke  Gefühle  cin:?e!n  oder  in  einem 
Komplex  von  Vorgängen  glaubwürdig 
zu  machen,  entwickelte  er  heute  mit 
Kraft  und  Grazie  in  dem  Porträt  des 
Schauspielers  Rittner  als  Florian  Geyer 
und  im  Urteil  des  Paris.  Mit  Kraft  in 
dem  Piirtrat  des  bL-hcrztcn  schwarzen 
Ritters,  mit  holder,  allerdings  ein  wenig 
dianteusenhafter  Grazie  in  der  Schäfer- 
szene. Venus  glich  hier  einer  ver- 
schmitzten Operettendiva,  der  es  ein  Ver- 
zügen ist.  den  dinnpfen  Knaben  zu  ver- 
führen; eine  Auffassung,  die  in  unseren 
Ti^en  den  Vorgang  vielleicht  nodi  mög- 
lich macht,  ohne  da^s  man  al-^  Epigone 
erscheint  Das  Forträt,  ganz  in  Schwarz, 
ist  wohl  die  einwandfreieste  und 
stärkste  Leistung,  die  wir  bi'^hcr  von 
diesem  Maler  sahen;  denn  einmal  ver- 
hinderte der  durch  Kleid  mid  Panzer 
vorgeschriebene  Ton  den  Maler,  in  seine 
farbigen  Schwächen  zu  verfallen,  wie  er 
das  Temperament  des  Künstlers  als 
wirkliche  Kraft  sich  geben  Iie<;s.  ohne 
kulturlos  und  plump  zu  wirken.  Und 
Leistikow,  überblicken  wir  die  jungen 
deutschen  Landschafter  dieser  Richtimg. 
muss  immerhin  als  ihr  ausgereiflester 
gelten,  wenn  er  uns,  was  er  nicht  immer 
tut,  sein  Bestes  gibt.  Gerade  dieses  Jahr 
hafte  er  sich  einmal  wieder  mit  einiger 
Energie  konzentriert  und  seinem  Instru- 
ment Töne  der  Empfindung  entlockt, 
wie  in  seinen  glücklichsten  Tagen: 
Blühende  Kastanien.  Er  traf  mit  diesem 
lichten,  jungen  Grün  und  seinen  spros- 


senden weissen  Kerzen  die  rechte  Note 
zur  Frühlingsmelodie  und  gab  an  Emo- 

findung  und  Form  ein  klargeschautes 
Ganzes,  ein  Abgerundetes,  das  ihm  in 
dieser  Art  unter  seinen  AlterHTenossen 

keiner  gleich  macht.  Er  ist  unser  stärk- 
ster Stimmungslandschafter,  ein  Dichter, 
ein  Novellist. 

Wir  haben  nun  zweimal  drei  Künstler 
betrachtet  und  wollen  weitere  drei  nen- 
nen, den  jüngsten  Nachwuchs:  Beck- 
mann, Purrmann,  Nauen; 
Maler,  die  vielversprechend,  kräftig  und, 
wenigstens  mit  Ausnahme  von  Nauen, 
ohne  allzu  ersichtliche  Anlehnung,  ziel- 
bewnsst  ihren  Weg  nehmen.  Als  starke 
Begabung  gilt  Purrmann.  Nauen  als 
Begabung,  als  Hoffnung  für  die  Zukunft 
B«dmiann.  Auf  der  Ausstellung  des 
Künstlcrbmides  in  Weimar  fiel  er  im 
vergangenen  Jahr  mit  einer  grossen 
Leinwand  /ünglmge  om  Meer  auf; 
dann  sahen  wir  diese  mit  einer  wilden 
Kreuzigung  und  mehreren  Porträts  und 
Landschaften  bei  Oissirer,  nun  hängt 
diese  Krcucigunf^  noch  einmal  in  der 
Sezession  und  mit  ihr,  neben  einein 
ausdrucksvollen  Porträt  und  einer  gross- 
geschenen  Landschaft,  ein  Bild  .-llctc, 
anscheinend  das  .Idain  und  £i*a-Motiv 
variierend:  Arbeiten,  die  samt  und 
sonders  das  Kopfschütteln  des  Publi- 
kums hervorrufen;  denn  dieser  Most 
gebärdet  sich  allzu  toll.  Uns  aber  will 
scheinen,  dass  er  einen  guten  Wein  ver- 
spricht, dass  eine  starke  Begabung  hin- 
ter den  Gewalttätigkeiten  dieses  unge- 
bärdigen Talentes  der  Klärung  harrt. 
Vorerst:  Ein  Missverständnis  lässt 
diese  Kreuzigung  herausfordernder 
scheinen,  als  sie  ist;  denn  sie  soll  ohne 
2lwetfel  idurdiaus  nicht  die  Kreuzigung 
Christi  sein,  nennt  sich  ausdrücklich 
Eine  Kreuzigung:  also  eine  Richtstätte 
dieser  Art.  Und  so  haben  wir  nichts 
anderes  zu  bewundern,  als  die  in  gro- 
teskem Schttierz  sich  aufbäiitnendcn 
Körper  und  den  zarten  rosigen  Farhen- 
.schimmer;  nicht  etwa  eine  missgltickte 
Heilandsfigur  zu  rügen.  Ein  Kolorist 
ist  Beckmann  vorläufig  noch  nicht.  Ahtr 
er  hat  Ton ;  erst  fein  in  Grau :  Jünglinge 
am  Meer,  dann  zart  auf  Rosa :  Eine  Kreu- 
zigung, nun  in  sattem,  tiefem  Wohl- 
klang: Akte.  Dieses  Bild  brachte  er 
als  erstes  aus  Florenz  nach  Berlin,  denn 
er  erhielt  ja  den  J^illa  f'io mann -Preis. 
Ein  ersichtlicher,  ein  bedeutender  Fort- 
schritt ist  es  In  der  Durchbildung  der 
Form,  ihrer  prachtvollen  Modellierung; 
als  Komposition  aber  will  es  uns  noch 
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niclit  behagen ;  gewaltsam,  wie  vorher. 

Ja  gewaltsamer  noch,   als   die  Kreuzi- 
gung, scheint  es  uns  ausgedacht:  Adam 
und  Eva  in  einem  kahlen,  girlandenge- 
schmückten    Raum.     der  allerdings 
äusserst  delikat  zu  den  warmen  Fleisch- 
tönen ^e»  Körpers  stimmt.    Warten  wir 
mm  ab.  was  die  Jahre  uns  bringen  :  wir 
hoffen  vieles  von  diesem  eigenwilligen 
Kopf,  der  ohne  Anlefantmg  in  die  Natur 
sieht,  obgleich  Cezanne  und  Marces  sich 
glücklich    in     seiner  Ausdrucksweise 
misdien.   Ohne  Anlehnung  schaut  auch 
der  junge,  in  Paris  lebende  Purrmann 
ins  Leben;  dafür  spricht  der  kräftige, 
wenn  auch  in  der  Färbung  etwas  brutale 
Frauenkörper,   mehr   noch   aber  eine 
Landstrasse  und  eine  Sdmeelandsdiaft ; 
die  erste  siclK-r  und  fest,  wie  von  Trüb- 
ner, doch  ohne  trübnerisch  zu  sein.  Nauen 
dagegen  vergisst  zu  wenig  noch,  dass 
er  Bilder  von  van  Gogh  sah;  das  lässt 
seine  grössere  Landschaft,  vor  allem  in 
den  wblkenpartieen,  manirieit  erschei- 
nen, während  eine  kleinere  und  ein  Still- 
leben uns  schon  gefällt 
X  X 
Kam  Chronik  Die  Münchener  Pina- 
kothek    erwarb  Wilhelm 
•  Trübners  Sitzende  Dogge, 
eines  der  schönsten  Werke  des  Meisters. 
X  In  Frankfurt  a,  M.  bildet  sich 
unter  der  Künstlerschaft  eine  Sezession, 
die  noch  am  Schluss  dieses  Jahres  mit 
einer  Ausstellung  hervortreten  wird.  X 
Hof  rat   Paulus,  der  bisherige  Leiter 
des  Kunstsalons  von  Eduard  Schulte  in 
Berlin,    siedelt    wieder    nach  München 
über.  X  Infolge  des  Vorgehens  gegen 
Muthesius  erklärten  die  Dresdener 
Werkstätten,    die  königliche  Porzellan- 
manufaktur Nymphenburg,  Rosenfeld  & 
Co.  in  Berlin,  femer  die  Bronzewerkstatt 
L.  T.  Schulz  ihren  Austritt  aus  dem 
Fachverband. 

X  X 
Utcratiir  Anlässlich  des  60.  Geburts- 
tages Max  Liebermanns 
möchten  wir  nicht  unter- 
lassen, auf  eine  wertvolle  Publikation 
hinzuweisen,  die  im  Verlage  von  R.  Piper 
in  München  erschienen  ist  Dass  das 
Budi  der  Liebermann  sei,  wie  Freunde 
und  Verleger  des  Autors  behaupten,  ist 
wohl  etwas  zu  hoch  gegriffen,  denn  dazu 
allein  handelt  die  Arbeit  zu  wenig  von 
Liebermann.  Ks  dürfte  nicht  allzuviel 
Mühe  kosten,  aus  diesem  Liebermann 
einen  Manet  zu  machen;  was  beweist, 
dass  der  allgenicinc  Teil  der  eingehendere 
ist:  das  sachliche  Urteil  über  Bildwerke 
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ist  nicht  Karl  Schefflers  Sterke 

Seite.     Und   auch   ist  das   Buch  nicht 
komponiert,  man    könnte    die  Kapitel 
durdieinanderschütteln.    Aber  der  Ver- 
fasser ist  ein  kluger  Kopf,  der  mit  wah- 
rer Meisterschaft  Bcgrifle  der  Ästhetik 
abhandelt;  ein  reiner  Kopfequilibrist,  ein 
Mann,  dem  es  eine  Freude  macht,  einen 
in  ihm  aufgetaucht«!  Gedanken  glatt  ab- 
zuwickeln, wie  der  Jongleur  sein  kunst- 
volles Ballspiel.    Da  steckt  aber  zugleich 
auch  wieder  sein  Fehler:  das  Simpelste 
wird  ihm  zum  schweren  Gedanken,  das, 
einfach  ausgedrückt,  weit  stärker  wirken 
würde:    scheint    doch  im  Grunde  der 
tiefste  Gedanke  geradezu  nach  dem  ein- 
fachsten Wort  zu  verlangen.  Und  gerade 
darum  ist  dieser  immer  tiefe  Gedanken- 
mensch im  Grunde  doch  nicht  so  tief, 
wie  es  scheinen  könnte,  er  streift  mit 
seiner  Analytik  manchmal  die  Grenze 
der  Ermüdung,  ohne  merkliche  Spuren 
zu  hinterlassen.    Davor  sollte  er  sich 
hüten.   Wohl  ziert  den  Kritiker  nichts 
mc^,  als  der  Gedanke;  doch  nur  der 
sadilich  aus  dem  Objekt;  entwickelte, 
nicht  die  in  den  Wolken  aufgebaute  Ab- 
straktion.    So  hat   dieses   Buch  einen 
Fehler:  Dem  Fachmann  kann  es  nichts 
Neues  sagen,  und  dem  Laien  ist  es  zu 
schwer ;  wendet  sich  daher  nur  an  einen 
sehr  engen  Kreis  von  gebildeten  Ama- 
teuren.  Aber  ein  anderes  Buch  hat  der 
gleiche  Autor  publiziert;  er  verarbeitete 
seine  Aufsätze  über  Moderne  Baukunst 
zu  einem  stattlichen  Bande  und  gab  ihn 
bei  Julius  Bard  heraus.    Möge  mancher 
Ivcscr  dieser  Zeilen  sich  das  Buch  an- 
schaffen und  es  auswendig  lernen;  denn 
für  die  Xeuschöpfung  der  Architektur 
ist  jeder,  auch  der  kleinste  Mann,  mit 
verantwortlich,  und  auf  jeder  Seite  dieses 
Buches  kann  er  lernen,  wie  er  es  zu 
machen  hat.    Es  behandelt  die  verschie- 
denen Gebiete  und  von  einem  weitblicken- 
den und  auch  wieder  sachlichen  Stand- 
punkt, der  das  Rechte  trifft  ftmaurnum 

Dkhtkunst 

RomaBUk  an4  In  Frankrdch  macht  sich 

RMllmaS       jetzt  allenthalben  eine  ener- 
gische Reaktion  gegen  die 
literarische  Neuromantik  geltend. 

rcnd  aus  dem  Xachlass  B  a  u  d  c  1  a  i  r  e  s 
die  Aufsätze  herausgegeben  werden,  die 
für  eine  verstiegene  Betonung  des  Per- 
sönlichen eintreten,  die  eine  mystische, 
bis  zur  katholischen  Frömmiglcdt 
gehende  Vertiefung  in  individuelle 
Scclcngeheimnisse  verraten  {Voyage  en 
francc     /Paris,     Vanier/),  bekämpft 
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der  Philosoph  und  Ästhetiker  Ernest 
Sei  Iiiire,  über  dessen  auch  deutsch 

erschienenes  Buch  Der  demokratische 
Imperialismus  /Berlin,  Barsdorf/  schon 
in  der  Rubrik  Politik  (im  vorigen  Bande 
der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag. 
63)  referiert  wurde,  diese  Individual- 
romantik.  Er  sagt,  dass  die  Modernen 
an  der  Romantik  kranken,  dass  dirsc  uns 
verleitet  hat,  in  allen  Dingen  der  Kunst 
schief  tu  sehen.  Es  kommt  nicht  darauf 
an,  dass  der  Poet  sich  ausschiipfe.  Er 
soll  vielmehr  mit  weiser  und  kühler 
Gründlichkeit  dem  Leben  zuschauen.  Er 
soll  gerecht  und  gross  darstellen.  Und 
wenn  er  es  auch  nur  durch  sein  Tempe- 
rament schaut  und  formt,  so  wärr 
doch  eine  t'berschwängltchkeit,  die  nicht 
zu  rechtfertigen  ist.  wenn  er  bloss  Ge- 
danken seiner  Gcdnnken,  Blut  seines 
Blutes  in  die  Menschen  des  Dichtwerkes 
versenkte.  In  Rousseau  ist  das  Vorbild 
dieser  Romantik  der  Persönlichkeit  als 
klassisches  Exempel  gegeben.  Frei  wer- 
den von  der  Rousseauart,  das  ist  die  Lo- 
sung. Imperialismus  nennt  Scillierc  als 
Metapher  dies  Hervordrängen  der  Per- 
sönlichkeit, dessen  Schäden  er  zum  Bei- 
spiel an  manchem  Mi^^slimgcnen  des 
Flaubert,  an  seinen  archäologischen  Ex- 
perimenten nachweist.  Die  grossen  Er- 
zähler sind  keine  solche  Romantiker  ge- 
wesen. Nach  deren  Art  müssen  wir  uns 
erziehen :  zu  Dichtern,  die  Wissenschaft- 
lichkeit, Klarheit  mit  Phantasie  und  Ord- 
nnngskraft  verbinden.  Wir  müssen  ge- 
sunden zu  Lesern,  die  nur  an  Werken 
dieser  Gattung  Gefallen  finden.  Der 
Mensch  neigt  in  der  natürlichen  Be- 
herrschung zum  Rückdrängen  der  Per- 
sönlichkeit. Ausschreitungen  der  Welt- 
anschauung, wie  ein  übertriebener 
Pessimismus,  sind  Dekaden/,  und  nach 
dieser  Verkrüppelung  des  Intellektes  und 
Geffihls  hat  der  Aufschwung  ins  Opti- 
mistische zu  erfolgen. 
Dies  Rezept  voller  Postulatc  ist  dem 
üramösisch  schreibenden  Denker  Elie 
Met  sehn  ik  GW  <chon  von  Nutzen  ge- 
wesen. Der  russische  Naturforscher  hat 
seine  Gedankensammlungen  Bstois  opH- 
mistes  /Pari«.  Maloinc/  genannt,  und 
er  redet  einem  Realismus  das  Wort,  der 
sich  auf  des  Lebens  Kleinigkeiten  stützt 
und  aus  deren  praktischer  Gruppiening 
das  Glück  erbaut. 

X  X 
Romane         Derartige    Devisen  haben 
sicher  den  Wert  für  den 
schaffenden  Künstler,  dass 
sie    ihn    in    angeborenen  Neigungen 


beengen  oder  befördern.  Aller  Ästhetik 
zt-m    Trotz    schafft    der  Gefestigte. 

Aber  der  Tastende  und  stets  in 
den  Strömungen  Schwimmende  wird 
leicht  durch  solches  Wort  bestochen. 
Und  so  kann  man  bei  deutschen 
Romanschriftstellern  wahrnehmen,  dass 
sie  sehr  schwach  auf  den  Satz  von 
der  praktischen  Realität  achten.  Da  ist 
es  jetzt  Vorschrift,  dass  um  Gotteswillen 
in  die  Erzählung  kein  persönliches  Be- 
kenntnis mehr  eingeflochten  wird.  Dinge 
und  Menschen  werden  abgeschildert  ohne 
Zwischenruf  und  Anmerkung,  wie  im 
Lehrbuch.  Gefährlich  und  verwahrlosend 
wirkt  dieses  Gesetz.  An  einem  Exempel 
werde  das  sichtbar. 

Es  stammt  von  dem  bekannten  Edward 
Stilgebauer,  das  ist  der  Verfasser 

des  Götc  Krafft,  der  nun  einen  Roman 
Der  Börsenkönig  /Berlin,  Bong/  ge- 
schrieben hat  Stilgebauer  ist  kein  Dilet- 
tant, aber  er  hat  keinen  ästhetischeo  Ehr- 
geiz. Er  hat  eingesehen,  dass  es  heute 
nur  Spott  und  Schimpf  bringt,  in  gemeiner 
Kolportage  sich  zu  betätigen,  und  daher 
warf  er  sich  auf  die  Kolportage  des  An- 
ständigen und  Moralischen.  Er  verifasste 
ein  Buch,  dessen  sittliche  Quintessen:? 
unangreifbar  ist.  Die  Moral  von  der 
Geschichte  heisst:  Sei  kein  skrupelloser 
Börsianer,  lass  deine  Gattin  nicht  unge- 
straft mit  zuhältermässig  verworfenen 
Prinzen  Ehebruch  treiben,  geh  kein  Ver- 
hältnis mit  deiner  Schreibraamsell  ein, 
erhebe  nie  die  Augen  zu  einer  millionen- 
reichen Jüdin,  wenn  du  ein  armer  Ghctto- 
flüchtling  bist  und  Davtdchen  Mandel- 
baum hetsstf  Alles  unanfechtbare  Grund- 
sätze. Aber  wie  sie  eingekleidet  werden! 
Namen  wie  Etelka,  Klothilde  spielen 
eine  Rolle.  Der  Hauptheld  der  Ge- 
schichte heisst  Seliger.  Er  verschafft 
seinen  Töchtern  einen  Grafen  und  einen 
Erbprinzen  zum  Gatten.  Er  wird  ver- 
rückt, nachdem  durch  seine  Schuld  das 
Ländchen  schwer  geschädigt  worden  ist, 
das  er  einmal  mit  Reichtum  überschüttet 
hat.  Denn  er  hat  Schächte  in  das  Innere 
des  Bodens  sprengen  lassen,  aus  denen 
kostbare  Stoffe  herausgeschürft  wurden. 
Aber  der  unterhöhlte  Boden  brach  zu- 
sammen, und  Hunderte  von  Menschen 
sind  durch  Seligers  Schuld  vernichtet. 
Alles  ist  so  furchtbar  übertrieben. 
Das  empfindet  man  erst,  nachdem  man 
den  sehr  gut  geschriebenen  Roman  der 
Hans  von  Kahlenberg  Ediths 
Karriere  /Berlin,  Viia/  gelesen  hat,  der 
zum  Teil  in  die  gleiche  Welt  führt.  Die 
Kahlenberg  schildert  ihre  Menschen  bis 


Digitized  by  Google 


814 


RUNDSCHAU  -  KUNST  •  DICHTKUNST 


auf  die  Unterkleider  und  die  Parfüms, 
mit  denen  sie  sidi  besprengen.  Sie  lässt 

sie  ihren  Standes-  nnri  Klassenjargon 
reden.  Sie  stellt  sie  dar  in  ihren  Lieb- 
lingsbeschäftigungen, monologischen  An- 
dachten und  geselligen  Zusammenkünften. 
Aber  sie  ist  im  besten  Sinne  real.  Sie 
lässt  die  Feder  und  die  Finger  von  Din- 
gen, die  ihr  fremd  sind.  Sie  hat  keine 
iiinporkömmlingsmanieren.  Sie  erzählt 
von  der  Edith,  einem  kühlen,  raffinierten, 
verarmten,  schonen,  schlanken  Adelskind, 
das  nach  festem  Plan  auf  Macht  ausgeht. 
Erst  verguckt  Kditli  sich  in  einen  lyrischen 
Schulamtskandidaten.  Das  ist  eine  eilig 
abgetane  Episode.  Sie  sattelt  sich  fest 
im  Gesell scli.'iftsleben,  indem  sie  sich  mit 
einem  wohlhabenden  alkoholisierten  Offi- 
lier  verheiratet  Sie  lässt  std»  von  ihm 
scheiden,  als  ein  schwärmender,  mit 
Millionen  gesegneter  Ästhet  ihr  eigen 
wird.  Sie  gewinnt  Einflnss  auf  einen 
veritablen  Fürsten,  als  Gattin  des  mürben 
Gehirnakrobaicn.  Und  als  der  langsam 
im  ToUhaus  verblödet,  da  hält  sie  den 
Fürsten  sicher  und  nach  ihrer  Lust  im 
Zügel.  Das  Buch  schliesst  hier.  Aber 
Ediths  Karriere  kann  noch  weiter  gehen. 
Die  Kahlenberg  ist  sehr  begabt,  und 
auch  wer  ihren  Men-ebi  n  skeptischer  ge- 
genübersteht, muss  I  K  nnen  guthetssen, 
das  nicht  gewöhnlieli  :-t.  Alle  Nebentypen 
sind  famos  gezeichnet.  Alles  Ortskolorit 
hat  Licht  und  Schatten  nach  richtigem 
Mass.  Eine  kluge  Frau  und  eine  gc- 
schikte  Beherrscherin  der  Komposition. 
X  X 
J{*Po***»"  Der  Panverlag  in  Berlin  ist 
lltcratar  gegenwärtig  fleissig  an  der 
Arbeit,  das  aus  den  schrift- 
lichen Aufzeichnungen  NapoUnn^  fiir  wei- 
tere Kreise  Zugängliche  als  eine  ernste 
Unterhaltungslektüre  heraus:'iigeben.  So 
hat  in  dieser  Sammlung  Hans  Lands- 
berg die  Briefe  des  Korsen  zu  einem 
spannenden  Buche  gruppiert.  Die  Schrei- 
ben des  Militärzöglings  leiten  den  Brief- 
band ein.  Dann  geht  es  weiter  im  Em- 
porsteigen und  Sinken  Bonapartes.  Eine 
verdienstliche  Unternehmung,  die  Ver- 
breitung verdient. 

Ähnliches  beabsicht:,!.;t  der  \'iTlag  ve>n 
Robert  Lutz  in  Stuttgart.  £r  veröffent- 
licht eine  Memoirenbtbltothek,  in  der 
Naiioleon?  Kanzler  Pasquier  mit  sei- 
nen Erinnerungen  zwei  Bände  füllt. 
Pasquier  ist  keiner  von  den  rosig  för> 
bcndcn  oder  boshaft  entstellenden  Chro- 
nisten. Sein  Stil  in  der  Histoire  de  mon 
temps  ist  mehr  gewissenhaft,  als  glän- 
zend. Für  die  psjnchologische  Erkenntnis 


sind  besonders  die  Abschnitte  lehrreich, 
die  Napoleons  zweite  Heirat  mit  der 
Habsburgerin  analysieren.  Hier  wird 
auch  der  michterne  Mann  zum  Literaten. 
NopoUons  Gluck  und  Ende  hat  der  Über- 
setzer romanhalt  seine  Auszüge  genannt 
X  X 
KuMChtmilk  Ein  Buch,  das  von  den  Unter- 
haltungsuchenden  sicher 
ganz  übergangen  werden 
wird,  hat  der  Religionsphilosoph  Georg 
Runze  aus  dem  Nachlass  des  Stetti- 
ncr  Gymnasialprofcssors  Ferdinand 
Friedrich  Calo  heratisgegeben :  eine 
Erzählung  Photinissa  Chrysopulos  /Bct- 
lln,  Apolant/.  Das  Merkwürdige  an  dem 
jetzt  35  Jahre  toten  Verfasser  ist,  dass 
er  als  glühender  Philhellene  in  den 
Spuren  Hölderlins  wandelt,  dass  ihm 
manchmal  sehr  Sdl&ie  Sprachbilder  ge- 
lingen, und  dass  er  ein  beredtes  Zeugnis 
ist  für  die  hellenische  Krankheit,  die  in 
diesen  rätselvollen  Romantikern  gelebt 
und  an  ihnen  gezehrt  hat. 
X  X 

LHcratHT  Der  zehnten  Mn^e  Sappho 
schrieb  Bernhard  Stei- 
ne r  im  Verlag  Eugen  Die- 

derichs  in  Jena  eine  warme  Apologie, 
die  eintritt  für  ein  reines,  hohes  ^fe^- 
schentum  der  lesbischen  Poetin.  X  Die 
Wiener  Privatdozentin  Helene  Rich- 
ter hat  einige  sehr  lesbare  Abhandlun- 
gen über  George  Elliot  gesammelt  /Ber- 
lin, Dunckcr/.  X  Eine  schöne  Publika- 
tion sind  die  Aufsätze  des  seligen  Her- 
mann Grimm  über  Homers  I!i\is. 
Das  Buch  ist  bei  Cotta  neu  aufgelegt, 
die  Geistestat  eines  Grossen  und  Ganzen, 
den  verdirende  Pietät  niemals  vergessen 
kann. 


Musik 

DebuMy         Durch     die     Musik  Dc- 
bussys     zu  Maeterlincks 

Pcllcas  uttd  Mclisiiiuh-  vnd 
durch  des  Komponisten  theoretische 
Äusserungen  ist  wieder  eine  Frage  in 
den  Mittelpunkt  des  Intcros-cs  gerückt, 
um  die  man  sich  seit  Wagner  müde  ge- 
stritten hatte:  die  Frage  nach  den  Auf- 
pahen  der  Tonkunst  und  der  Abgrenzung 
gegenüber  den  anderen  Künsten.  Bis 
zur  Romantik,  der  Geburtsstunde  des 
modernen  Menschen,  war  die  Frage 
eigentlich  gegenstandslos.  denn  dem 
Klassiker  war  die  Tonkunst  cl>enso 
Kunst  schlechthin  wie  dem  Dichter  die 
Dichtkunst,  ein  Mittel,  das  Univer-uni 
wiederzuspiegeln,  objektiv,  wie  Bach, 
oder  subjektiv,  wie  Beethoven.   Bei  den 
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Romantikern  hatte  die  Musik  zm  r-i  an- 
dere Au^(abeil  zu  erfüllen,  bewusst  wurde 
sich  dessen  erst  Wagner,  der  den  Be- 
griff der  Kunst  schlechthin  anders,  neu 
fasste,  so  dass  er  seiner  Materie  nach 
in  die  gleichwertigen  Künste  Dichtung, 
Musik,  bildende  und  Tanskunst  zerfiel, 
die  zusamiriLii  jenes  neue  dritte,  das  Ge- 
samtkunstwerk, bilden  sollten.  Das  ist 
auch  der  Standpunkt  der  ganzen  nach- 
wagnerischen Opernkunst  bis  zu  Strauss, 
dessen  Salome  trotz  allen  neuen  Wollens 
doch  nur  eine  Verwirklichung  von  Wag- 
nerschen  Ideen  i-^t.  Dieser  Richtung 
Stellt  sich  nun  bewusst  und  entschieden 
Dehussy  gegenüber,  der  nicht  ein  Ge- 
samtkun^^twerk  s  lion  will,  sondern  die 
unveränderte  Dichtung  Maeterlincks.  £r 
stellt  die  Künste  nicht  neben  einander, 
spricht  nicht  von  V/»-clisehvirkung,  wie 
Wagner,  er  nimmt  der  Musik  jede 
Mlbständige  Bedeutung. 
Man  hat  die  Frage  nach  den  Aufgaben 
der  Musik  aus  deren  Begriff  heraus  be- 
antworten wollen,  meiner  Mrarang  nach 
mit  Unrecht.  Kann  man  sich  auch  dem 
Resultat  dieser  Theoretiker  gern  an- 
schltessen,  die.  zumal  gegen  die  Pro» 
grammmusik  sich  richtend,  stets  Reinheit 
der  Künste  vertraten,  so  darf  man  daraus 
doch  nicht  einen  Grundsatz  machen, 
nicht  ein  Kunstwerk  ablehnen,  weil  es 
gegen  dieses  Gesetz,  dass  nur  die  reine 
Kimist  Kunst  sei.  Verstösse.  Dieses  Ge- 
setz fliesst  nicht  aus  dem  Begriff,  es  ist 
vielmehr  nur  aus  der  Erfahrung  abstra- 
hiert und  fällt,  sobald  neue  Erfahrirag  es 
illusorisch  macht.  Und  wir  dürfen  uns 
nie  der  Mühe  entziehen,  jedes  neue 
Werk  grundsätzlich  neu  zu  prüfen.  CL 
Debussys  Werk  scheint  mir  nun  eins  von 
denen  zu  sein,  an  denen  jene  alten  ästhe- 
tischen Ansclianiiiigai  «t  schänden  wer- 
den mässen.  Debussy  zeigt  zum  ersten- 
male,  dass  eine  viele  Jahre  alte  Kunst- 
riditong.  die  wohl  so  ni,n;cher  als  ab- 
getan glaubte,  dennoch  ihre  Berechti- 
gung hat.  Alle  Versuche  in  dieser  Rich- 
tung sind  bisher  gescheitert,  aber  sie 
haben  nicht  scheitern  mässen.  Oder 
wollte  man  ähnlich  argumentieren,  wie  bei 
der  Dichtung,  wo  man  gegenüber  mo- 
dernen Auswüchsen  mit  Recht  geltend 
macht,  dass  jede  Wortktmst  eine  Ge- 
dankcnkun^t  sein  muss.  weil  das  blosse 
Wort  ohne  Gedanke  ein  Nonsens  ist? 
Atlerdine^  haben  die  Worte  auch  noch 
aTulcrt  Aufgal>en,  als  den  Gedanken  zu 
äussern,  durch  Rhythmus  und  Klang; 
aber  insofern  haben  wir  ja  nicht  m^ 
Wortknnst;    sondern    eben  Tonkunst 


Jedes  Wort  ohne  Sinn  ist  dem  Begriff 
nach  sinnlos.  Wie  wollte  man  aber 
dieses  auf  die  Musik  anwenden,  welches 
sollte  die  Kunst  sein,  in  die  sich  die 
Musik  auflöst,  wenn  sie  aufliört,  Musik 
zu  sein?  Oder  wollte  man  hier  ähnlich 
argumentieren,  wie  gegenüber  gewisser 
Programmmosik,  wo  das  notwendige 
Fehlschlagen  jedes  Versuches  in  der 
falsch  gestellten  Aufgabe  liegt?  Das 
scheint  mir  die  eminente  kunstgcschicht- 
liche  Bedeutung  der  Pclleas  und  Meli- 
sande  zu  sein,  dass  die  praktische  Ver- 
wirklichung einer  Idee  vorliegt,  an  der 
man  sich  bisher  veraebens  versucht  hat. 
Das  Wesen  dieser  Musik  folgt  aus  ihren 
Aufgaben.  Wieder  ist  es  der  Gegensat« 
zu  Wagner,  an  dem  man  die  Eigenarten 
am  besten  darstdien  kann.  Was  man 
von  der  romanischen  Rasse  am  wenig- 
sten erwarten  sollte,  ist  hier  zu  finden: 
eine  extreme  Znr6dchaltnng,  über- 
raschend um  so  mehr,  als  wir  besonders 
bei  Debussy  ein  oft  taktloses  Auftragen 
gewohnt  sind.  Er  schafft  hier  stets  matt, 
nicht  hilflos  matt,  sondern  gewollt  matt, 
verzichtend  auf  jede  Klarheit.  Er  trägt 
nicht  dam  bei,  tras  durch  die  Musik  über 
das  Wesen  der  zu  zeichnenden  Personen 
mehr  Aufschluss  zu  geben,  als  der  Dich- 
ter geben  wollte.  Darum  hat  Debussy 
sich  alles  Gedanklichen  enthalten.  Er 
durfte  nirgend  ein  Thema,  ein  Motiv, 
eine  musikalische  Phrase  verwenden, 
auch  nur  den  .Ansatz  zu  einem  Gedanken 
machen,  er  hätte  denn  in  das  Fleisch 
der  Dichtung  geschnitten.  Mit  grosser 
Feinheit  und  Sicherheit  hat  er  sich  in 
den  selbstgesetzten  Grenzen  gehalten. 
So  gibt  er  wenig  Töne,  wenig  Ak- 
korde überhaupt,  er  ist  gewollt  arm  an 
Eigenheiten,  indem  er  auf  Mannigfaltig- 
keit in  den  Modulationen  verzichtet. 
Das  wieder  ruft  den  Reiz  der  Augen- 
blickskunst hervor.  Wir  hören  nur  den 
Ton,  nur  den  Akkord,  man  weiss  nicht, 
aus  welchem  anderen  er  geworden  ist, 
man  fragt  nicht.  Es  ist  gleichgültig,  ob 
die  Töne  oder  Akkorde  zu  einer  Linie 
werden,  solange  nur  der  Künstler  den 
Eindruck  des  Sprunghaften  vermeidet. 
Freilich  müssen  sie  eine  Linie  bilden: 
ein  drittes  neben  Form  oder  Chaos  gibt 
es  nicht  Aber  Debussys  Form  ist  nicht 
Fdini  im  .lUercn  Sinne,  sie  wird  nicht 
selbst  zur  Sprache,  sie  bleibt  völlig  tttt- 
gefühlt,  darin  also  nicht  anders  als  die 
ganze  nachwagnerschc  Literatur  von 
Liszt  bis  Strauss,  über  sie  hervorragend 
nur  wwen  des  Fehlens  der  Willkfir. 
X  X 
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Em  Oratorium  Die  Gottes- 

k  in  der  von  Wilhelm 
Platz  fand  in  Erfurt  ge- 
teilten BeiMl ;  während  die  einen  Frisdie 
und  ursprüngliches,  naives  Enipfinden 
des  Komponisten  loben,  sehen  die  andern 
nnr  Schwäche  in  der  Konzeption.  X 
Eine  Oper  Der  Mönch  fon  Sandomir  von 
Alfred  Lorentz  fand  in  Karlsruhe 
Anerkennung.  X  Massig  war  die  Auf- 
nahme einer  älteren  Oper  Alexander 
Ritters  Der  faule  Hans.  Die  Musik, 
ganz  im  Banne  Wagners,  ist  nicht 
sehr  eigenartig.  X  Ii»  Berlin  hat 
sich  unter  dem  Vorsilz  von  K.  Stork 
ein  Jattko-Verein  konstituiert,  dessen 
Aufgabe  im  Eintreten  für  die  Jankö- 
Klaviatur  besteht.  X  Am  15.  August 
ist  Joseph  Joachim  gestorhen. 
X  X 
LttMMtar  Die  letzten  Monate  brach- 
ten vorzugsweise  Wagner- 
literatur.  Hervorzuheben 
ist  der  1.  Band  des  Buches  Richard 
Wagner  von  Max  Koch  /Biriiii.  Hof- 
mann/. Der  Verfasser  behandelt  fast 
ausschliesslich  die  interessante  Frage 
nach  der  kulturgeschichtlichen  Bedeu- 
tung Wagners.  Durch  eine  feine  Ana- 
lyse der  gesamten  geistigen  Strömungen 
der  Romantik  und  Biedermeierzeit  ver- 
sucht er  zu  erklären,  wie  das  Auftauchen 
dieser  Gestalt  möglich  war,  welche  Auf- 
gaben seine  Zeit  ihm  -tt  I!tc.  Fragen,  die 
Koch  aus  seiner  Anschauung  heraus  be- 
antwortet, dass  die  Zeit  dem  grossen 
Menschen  nur  einen  ganz  bestimmten 
Kaum  als  Spielraum  lässt.  Klar  gehen 
die  Zusammenhänge  hervor,  mit  denen 
Wagner  mit  seiner  Umwelt  verbunden 
ist.  Mit  Recht  betont  der  Verfasser  in 
der  ersten  Periode  das  dichterische  und 

literarische  Wirken;  denn  die  eigent- 
lichen beeinflussenden  Talen  in  der  Mu- 
sik liegen  erst  hinter  TannMuser  und 

Lohcni^iin  und  sind  in  der  ersten  Hälfte 
des  Werks  noch  fast  gar  nicht  berück- 
sichtigt. Die  Beurteilung  zumal  des 
Dichters  scheint  mir.  wie  fast  die  der 
ganzen  Wagner! iieralur,  durch  eine  f)ft 
masslose  Liebe  zu  Wagner  nicht  gor  ;  Ii- 
objektiv.  X  F.ri>!f!eruit:::rn  au  k'i.lnvd 
H'agncr  vcri'tTenilichl  .\nfreli)  Neu- 
mann /Leipzig.  St.iacktn.inn''.  Neu- 
mann bat  sich  bekanntlich  als  tiichtiger 
Unternehmer  darum  so  grosses  Verdienst 
um  Wagner  erworben,  weil  ihm  fast 
alles,  was  er  tat.  um  ihn  durchzusetzen, 
geglückt  ist.  Die  .Anektloleu,  die  er  er- 
zählt, dürften  den  Sammler  interessieren; 
sie  sind  recht  unterhaltend,   ernst  aarm/imh 


DIVER5R 

Bödtgr 

.Meitr.(jraefe  Ich  bitte  uffl  «fic  Erlaubnis, 

nnd  Scbeffler        ^5^^^^  Stelle  pan?  kurz 
drei    Bücher  anzuzeigen, 
die  mir  zu  gut  zu  sein  scheinen,  als  dass 

m.m     t^erulisam     über     sie  .schweigen 
sollte.    Man  kennt  ihre  Autoren:  Julius 
Meier-Gracfe  und  Karl  Scbeffler.  Der 
erste  hat  eine  Essaysammlung  unter  dem 
Titel  Die  Impressionisten  bei  Piper  in 
München  erscheinen  lassen,  der  zweite 
ein  gleiches  Kollektaneum  von  Aufsätzen 
unter  dem  Titel  Moderne  Baukunst  bei 
Bard  in  Berlin  (vergl.  die  Rubrik  Bil- 
dende Kunst,  pap.  812)  und  ferner  eine 
grössere  Studie  Der  Architekt  bei  Rüiten 
&  Loening  in  Frankfurt  (in  der  von  Dr. 
Martin   Buber  iTerausgegebenen  Mono- 
graphicensammlung    Die  Gesellschaft). 
Wollte  ich  aus  diesen  Büchern  zitieren, 
wüsstc  ich  nicht,  wo  anfangen  und  wo 
aufhören.    Wollte  ich  über  sie  sprechen, 
wäre  ich  unschlüssig,  welchem  Gedanken 
zuerst  Folge  zu  geben  sei.   Reich,  reich 
sind  alle.    Scbeffler,   von    Natur  aus 
Theoretiker,    verUngt   mehr  Hingabe, 
weil  die! Dinge,  die  er  verhandelt,  die 
trockene  Schale  abstrakter  Analyse  ha- 
ben.    Meier-Graefe.     Künstler,  Causeur, 
geborener  Synthetiker,  hüllt  den  Gedan- 
ken in  eine  Fülle  höchst  konkreter  Be- 
ziehungen, die  die  Sinne  ununterbrochen 
beschäftigen,  dass  das  Gehirn  sich  freut. 
Der  eine  ist  die  Ergänzung  des  andern: 
jener     Ästhetiker     aus     Logik,  dieser 
Ästhetiker  aus  Kulturgefühl.    Was  im- 
merhin cum  grano  salis  zu  verstehen  ist. 
da  ohne  Kulturgcfühl    auch  Scliefflers 
klarer  Intellekt  nicht  immer  das  Richtige 
treffen  würde,  und  Meier-Graefes  hohe 
Gefühlszucht    nicht    ohne    den  starken 
Trieb  zu  reinlicher  Folgerung  denkbar 
wäre.   Man  wird  bei  ihm  die  komplizier- 
testen Dinge  mit  Xonchalrnirc  tresagt  fin- 
den, ohne  ein   scblechteM   Gefühl  dabei 
ZU  haben,  und  man  wird  in  Schcfflers 
geschlossener   Gleichm.issigkeit   das  Ge- 
sicht eines  sehr  nachdrücklichen  Ernstes 
wirksam  fühlen.    Man  wird  dann  bei  je- 
nem hier  und  da  vor  einer  genialischen 
Intuition  staunend  stehen    und  dem  an- 
dern bei  seinem  unbeirrbaren  Vorwärts- 
dringen mit  Spannung  folgen;  aber  am 
Knde  wird  die  Variante  der  Wege,  die 
zu  den  Zielen  führte,  vielleicht  nicht 
mehr  schätzbar  sein,  denn  da  auf  beiden 
das  Licht  über  die  Dinge  kam,  wer  sollte 
sich  nicht  allein  an  da  Klarheit  freuen 
können  ?  konmo  mOLLeR  MiwrH 
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mi/i  SCHIPPEL  •  WnS  ist  EIQEMTLICH  EIME 
KOLONIE,  UND  WAS  IST  KOLONIALPOLITIK? 

filENOSSEN,  die  die  wiiieatchaftliche  AoffsMOOK  der  Partei  ver> 

treten.  Terdienen  nicht  die  vo«  Fischer  erhobenen  Vorwürfe  .  .  .  Wie 
kann  Fischer  den  M  u  t  liahun,  nach  der  hundertjährigen  Ssllwtiadigkcit 
Nordamerikas  als  von  einer  Kolonie  xu  sprechen ?« 

0BN08SB  8TRÖBBL  IN  BERLIN  II 
{VORWÄRTS  VOM  3.  SBPTBMBER  1907) 

Belehrung,  dass  die  Vereinigten  Staaten  bereits  seit  14» 
r  Jahrta  —  der  UnabhSngigkeitskricir  begann  1774  —  keine  Kolonie 
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ERKLÄRUNG  DER  VORWÄRTSREOAKTlOti 
AM  &»  SEPTEMBER  1907 

es  handelt  sich  von  wirklichen  Koloniccn :  jungfrSulichem  Boden,  der 
durch  freie  Einwanderer  kolonisiert  wird.  Die  Vereinigten  Staaten  sind, 
ökonomiscli  gesprochen,  immer  noch  Kolonialland  Europa».« 

KARL  MARX  DAS  KAPITAL 
(L  BD.,  4.  AUFL..  PAQ.  739) 

• 

S  soll'tficirfrtter  schon  einmal  ereignet  haben,  dass  ein  dkonomisch- 

historisoheir  CieistesgewaUiger  die  niederschmetterndsten  Belehrungen 
nach  rechts  austeilte,  unerbittlich,  wie  am  Taj^e  des  letzton  Gerichts, 
Böcke  uivd  Schafe  schied,  und  dass  dann  unversehens,  zu  allgenieinsteni 
Gaudium  spottschlcchter  Ethisch-Asthciischcr,  darauf  hingcwicicii 
wurde:  der  hfimene  Hüter  der  unsseiuchaftlichen  Auffassung  der  Partei  habe 
bei  der  herrschenden  gdstigen  Finsternis  offenbar  marxistischen  Freund  und 
revisionistischen  Feind  nicht  mehr  zu  unterscheiden  vermocht  und  seine 
attisch-gesalzensteil  Prügel  tatsächlich  auf  —  die  offiziellen,  strenginarxistischon 
Erläuterungen  zum  Erfurter  Programm  niedersausen  lassen.  Doch  das  wurde 
später,  obwohl  etwas  schüchtern,  bestritten,  und  da  ich  selber  nicht  dabei 
war,  halte  selbstverständlich  auch  ich  den  Vorgang  für  ganz  und  gar  unglaub- 
lich; die  dabei  waren,  blieben  sum  Teil  leider,  in  hartgesottener  Verstockt- 
heit, bei  der  ersten  Lesart. 

Nun  lange  ich  aber  selber  an,  manches  ganz  Undenkbare  nicht  mehr  für  ganz 
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unmöglich  zu  halten.  Denn  eben  haben  wir  eine  zweite  Neuauflage  der 
Jenaer  Anekdote  erlebt,  nur  dass  diesmal  die  ganze  Tragikomödie  der 
marxistisch-revisiontstischen  Irrungen  sich  nicht  hinter  den  Kulissen  einer  Kom- 
mission, soodeni  vor  der  grossen  Öffentlichkeit  abspielte,  und  zwar  in  authen- 
tisch beglaubigter  Form,  die  kein  nachträgliches  Dementi  mehr  zulässt  Aber- 
mals  leisten  sich  sogenannte  Marxisten  —  lucus  a  non  lucendo  — ,  wie  immer, 
von  oben  herab  c^rossmütii^  Belehrungen  an  einen  kleinen  irrenden  Geist,  der 
nur  Berlin  II  und  die  Mehrheit  der  deutschen  Dclej^^ation  von  Stuttgart  ver- 
tritt, während  sie  selber  die  »wissenschaftliche  Auffassung  der  Partei  ver- 
treten«, was  zweifellos  nur  ganz  Auserwählte  vtm  sich  bdiaupten  dürfed.  Und 
siehe  da,  abermals  mnss  eine  grosse  intellektuelle  Finsternis  hereingebrochen 
sein,  und  die  Püffe  fielen  in  Wahrheit  und  in  Wirklichkeit  nieder  auf  — 
einen  gewissen  Karl  Marx,  Verfasser  eines  manchem  bekannten,  manchem 
auch  nicht  bekannten,  immerhin  aber  selbst  für  die  V orttär/jredaktion  beacht- 
lichen Buches  über  das  Kapital.  Wo  kann  ein  Richard  Fischer  den  Mut 
hernehmen,  die  geschichtliche  und  politische  Bedeutung  der  kolonisatorischen 
Tätigkeit  an  Amerika  demonstrieren  zu  wollen,  nachdem  dieses  vor  140  Jahren 
seine  Unabhängigkeit  von  England  zu  erkämpfen  begann  ?  Wie  tief  muss 
es  schmerzen,  noch  auf  Menschen,  nein  sogar  noch  auf  Parteigenossen  zu 
Stessen,  die  der  Aufklärung  darüber  bedürfen,  dass  ein  solches  Amerika  »keine 
Kcdonie«  mehr  sein  kann,  »bereits  seit  140  Jahren  keine  Kokmie«  mehr  ist! 
So  diese  Ökonomisch-Historischen!  Aber  unter  iliren  kernigen  ztelbewusrten 
Rippenstössen  höre  ich  immer  und  immer  wieder  einen  aufstöhnen,  der  l«der 
heute  nicht  mehr  unter  den  Lebenden  weilt :  »ökonomisch  [wir  sagen  gegen- 
wärtig, seit  ein  paar  Jahren,  lieber:  ökonomisch-historisch]  sind  die  Vereinigten 
Staaten  noch  immer  Kolonialland  .  .  .  wirkliche  Kolonie.«  Das  ist  sogar 
gleich  die  Eröffnungs-,  die  grundlegende  Darlegung  und  Definition,  mit  der 
das  Kapitel  Die  moderne  Ki^onisaHansthcoric  bei  Marx  beginnt;  es  ist  wahr- 
lich keine  nebenher  verstreut^  verlorene  Zwischenbemerkung. 

■ 

UXGFRAULICHER  Bodenc  als  materielle  natürliche  Grundlage; 
dazu  als  bewegendes  Element  der  ökonomischen  Aufschliessung  und 
Fortentwickelung,  als  persönlicher  Siedelungsfaktor  »freie  Ein- 
wanderer«, das  heisst  vollwertige  Repräsentanten  der  kolonisierenden 
Macht,  zum  Beispiel  Englands,  selber  oder  auch  anderer  Geriete 
mit  freier  Aus-  und  Abwanderung,  zum  Beispiel  deutsdie^  firanzosisdie, 
skandinavische  Kolonisten  in  englischen  Besitzungen :  beide  Faktoren  zusammen 
bilden  eine  »wirkliche«  Kolonie,  in  ihnen  besteht,  aller  politischen  und  recht- 
lichen Zufälligkeiten  entkleidet,  das  »ökonomisch«  Wesentliche  der  Kolonie. 
Diese  Marxsche  Definition  wird  gleich  darauf  etwas  erweitert,  so  dass  auch 
für  Marx  —  für  den  Marx  der  sechziger  und  siebziger  Jahre  des  19.  Jahr> 
hunderts  —  bereits  noch  andere  Erdstriche  als  »Pflanzungen«  in  Betracht 
kommen.  Doch  bleiben  wir  heute  vorderhand  bei  der  ersten,  zwar  engeren, 
jedoch  zunächst  wichtigsten  Kolonialform,  bei  der  »wirklichen«  Kolonie.  Im 
grossen  und  ganzen  entspricht  sie  dem,  was  in  der  deutschen  national - 
Ökonomischen  Gegenwartsliteratur  Ackerbau-  und  Einwanderungskolonie,  von 
Kttlttttgeogniphen  wohl  fiberwiegend  Siedelungskolome  genannt  wird,  «der  was 
Hiibbe-Schletden  als  eigentliche  Kolonie  in  Gegensatz  stellt  zum  KnUwoHonS" 
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gebiet,  nach  dem  sich  kein  stärkerer  Strom  von  weissen*)  Ansiedlern,  sondern 
höchstens  ein  Strom  von  Kapitalien  und  etwa  noch  von  leitenden  Intelligenzen 
ergiesst,  um,  gestützt  auf  die,  von  Anfang  an  vorgefundenen  oder  neueinge- 
föhrten  f  remileii  Rassen,  auf  Gewinn  auszugehen.  Mit  vollem  Recht  legt 
Marx  ausdrfieldich  das  Hauptgewicht  auf  die  ökonomisch-historische 
Besonderheit,  nicht  auf  die  formale  Staats-  nnd  völkerrechtliche 
Stellung  des  betreffenden  Erdstriches. 

Vor  allem  in  England  selber  ist  es  Sitte  geworden,  aus  der  regen,  vielseitigen 
Tätigkeit  des  Auswärtigen  Amtes,  des  Kolonialsekretariats,  der  Gesetzgebung 
des  Unterhauses,  des  ganzen  Militär-,  Marine-  und  Zivilbeamtenstabes  Unter- 
scheidungen für  die  einzehten  Glieder  des  kolonialen  Weltreiches  herzuleiten. 
Das  erklärt  sich  einlach  aus  den  taglichen  Bedörfnissen  der  Verwaltung,  der 
politischen  Praxis.  Die  Rcchtsabgrenstmg  zwischen  Mutterland  und  Protek- 
torat oder  blosser  Interessensphäre,  zwischen  Mutterland  und  Kronkolonie, 
zwischen  Mutterland  und  Selbstverwaltungskolonie  ist  eine  so  grundverschie- 
dene, und  sie  zieht  eine  solche  Fülle  von  rechtlichen,  verwaltungstechnischen, 
gesetzgeberischen  Konsequenzen  nach  sich,  dass  die  flbliche^  festgewurzelte 
Einteilung  (Indien,  Kolonieen  mit  voller  parlamentarischer  Selbstregierung, 
Kolonieen  zwar  mit  Selbstverwaltung,  aber  nicht  mit  parlamentarischem  Mi- 
nisterium, Kronkolon ieen,  Dependenztn,  Protektorate)  durchaus  verständlich 
ist  und  für  viele  imperiale  und  internationale  Zwecke  ganz  unentbehrlich  sein 
mag.  Jedoch  für  die  wirtschaftlidie  Auffassung  und  Beurteilung  ist  sie,  wie 
wir  gar  nicht  erst  darzu!^;en  brauchen,  kaum  von  irgendwelcher  Bedeutung. 

Die  deutsche  Rechtswissenschaft  —  im  vorliegenden  Falle  etwa  mif  Karl  Frei- 
herm  von  Stengel  an  der  Spitze  —  hebt  als  kennzeichnend  für  »Schutz- 
gebietec  hervor:  dass  sie,  »meist  überseeischec  Provinzen,  der  Souveränität 
des  Mutterlandes  oder  einer  europäischen  ( ?)  Vormacht  unterworfen  seien, 
dass  sie,  vor  der  an  internationale  Formen  geknüpften  Besitzergreifung,  im 
vöUcOTechtlichen  (nicht  im  privatrechtlichen)  Sinne  herrenlos  waren,  dass 
sie  durch  das  Mutterland  völkerrechtlich  vertreten  werden  müssen  usw.,  ob- 
wohl mit  der  Zeit  den  Schutzgebieten  —  man  denke  an  die  englischen  Selbst- 
verwaltungskolonieen  in  Canada,  in  Australien,  in  Südafrika !  —  eine  immer  weiter 
gehende  politische  Selbständigkeit  eingeräumt  werden  mag.  Für  die  staats- 
nnd  vSkerreehtliche  Ptaads  und  Theorie  nnd  «fiese  HerkmaH  wie  ohne 
weiteres  einleuchtet,  wichtig  und  oft  ganz  durchschlagend.  Canada  mag  nach 
den  meisten  Richtungen  ausschliesslich  seinem  eigenen  politischen  Willen 
folgen  können;  Kolonie  Englands  im  völkerrechtlichen  Sinne  ist  es  dennoch 
geblieben;  wenn  Deutschland  hier  zu  einem  Handelsvertrage  kommen  wollte, 
so  musste  es,  bisher,  iu  London  anklopfen.  Neufundland  ist  Kolonie;  wenn 
die  benadibarten  Vereinigten  Staaten  fiber  die  Fischereirechte  an  seinen  Küsten 
eine  Verständigung  erstrebten,  so  mussten  sie,  bisher,  mit  London  Fühlung 
suchen»  oder  die  britische  Regierung  selber  veranlasste  Konferenzen  in 
Washington.  Wenn  gegenüber  den  australischen  und  canadisclien  Antichinesen- 
gesetzen  China  sich  über  Vertragsverletzungen  beschwerte,  so  war  die  zu- 

I)  Ich  gebrauche  im  folgenden  der  Kürze  wegen  immer  dicMS,  uns  Europiem  n2chstliegcnde 
Beispiel.  Selbstverständlich  kolonisieren  die  Chinesen  unter  Umständen  gleichfalls,  wenn  sie  in  der 
Mandschurei  und  in  den  Amurländern  als  Ackerbauer  vorrücken,  sie  kultivieren  untei  Umständen 
gleicbiailt,  «cna  M«  in  SUm,  im  tndiscb-malayischen  Archipel,  auf  den  Philippiaea  Pflanzungen 
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Ständige  fostans  in  Landoo.  Das  ist  durchaus  wissenswert  und  für  manche 
internationalen  Bezidiungen  kann  es  zeitweise  sogar  eine  grosse  Rolle  spielen. 

Aber  ist  es  irgendwie  ökonomisch  entscheidend?    Entscheidend  für 

die  grossen  weltwirtschaftlich-kolonisatorischen  Bewegungen,  mit  denen  vor 
allem  das  letzte  Menschenalter,  mehr,  als  jeder  vorang^e^ancrene  Zeitraum, 
ausgefüllt  war?  Wenn  wir  von  dem  grossen  Kolonisationsfeld  Canada  oder 
Australien  sprechen,  so  denken  wir  in  erster  Linie  an  riesenhafte  Land- 
erscfaliessungen,  an  Roden  von  endlosen  witdemporgewachsenen  Wildem,  an 
den  Aufbruch  von  unbegrenzten  Prärieen  und  Steppen,  an  wimmelnde  Massen 
von  vordringenden  weissen  Ansiedlern,  die  durch  billigstes  Land,  durch  Land-  * 
Schenkungen,  durch  subventionierte  t^berfahrt  über  das  Meer  und  Weiter- 
beförderung zu  Lande  den  neuen  Erdwinkeln  zugeführt  werden:  an  erstmals 
dem  zivilisierten  Anbau  sich  öffnenden  jungfräulichen  Boden,  und  daneben 
als  Ergänzung  an  starke  Einwandererströme,  um  mit  Karl  Marx  zu  reden. 
Würde  nun  das  heutige  Canada  diese  seine  eminente,  eigenartige  weltwirt- 
schaftliche Stellung  als  »wirklichec  Kolonie  (im  Sinne  von  Karl  Marx) 
irgendwie  enibüssen,  wenn  es  morgen  die  letzten,  spinnewebcdünncu  politischen 
Verbindungsfäden  nach  England  und  London  löste,  wenn  es  ganz  souverän 
vrflrde  und  übermorgen  über  Zollverträge,  Meistbegunstigimg,  Grenzregulie- 
rungen, Küstenfischerei  direkt  mit  Washington  und  Berlin  verhanddte?  Im 
Gegenteil,  jede  V c  r  t  ä  r  k  u  n  g  der  politischen  Selbständigkeit  ver- 
stärkte bisher  sogar  die  kolonisatorische  Kraft  des  Landes,  prägte  den  ökono- 
mischen Charakter  als  >wirkliche«  Kolonie  noch  unverkennbarer  aus,  während 
der  Staats-  und  Völkerrechtslehrer  allerdings  manches  Charakteristikum  seines 
>Schutzgebietes€  sich  verflüchtigen  sah.  Hat  doch  gerade  für  die  wirkliche, 
tatsächliche  Kolonisation,  für  dieses  grösste  und  wichtigste  Feld  der  ganzen 
britisch-nordamerikanischen  Politik,  das  ^^uttcrla^d  längst,  seit  Jahrzehnten 
schon,  jeden  Einfluss,  selbst  den  allerletzten  und  geringsten,  eingebüsst :  seinen 
ganzen  Riesenbesitz,  einen  halben  Erdteil  von  öffentlichen  Ländereien,  von 
nodi  nidit  privateigentümlich  besetztem  jungfränlichen  Boden  hat  das  Mutter^ 
land  längst  an  das  Dominion  und  die  canadischen  Einzelstaaten  zu  beliebiger 
Verfügung  überlassen  und  übertragen.  In  der  Landpolitik  ist  Canada  — 
und  ehcnso  Australien  —  längst  souverän.  Und  die  Rcsicdelung  des  Landes 
Ii  c  g  a  n  n  damit  tigentlich  erst,  mit  Volldami)f  vorwärtszuschreiten.  Was  wäre 
auch  ökonomisch-weltwirtschaftlich  damit  geändert  gewesen,  dass  die  Land« 
und  Heimstättengesetzgebung,  dazu  die  Einwanderungsregeltmg  und  Einwande- 
rungslorderung,  der  Bau  der  grossen  Überlandbahnen,  die  erst  jungfräulichen 
Boden  und  Einwanderer  zusammenführen,  nicht  mehr,  wie  früher,  von  London 
ausging,  sondern  von  Ottawa,  Toronto  und  Winnipeg,  oder  auch  von  Melbourne, 
Sydney  und  Adelaide  in  Australien? 

III 

XD  damit  lernen  wir  das  Marxsche  Urteil  auch  über  die  V  c  r  e  i  n  i  |f  • 
ten  Staaten  völlig  verstehen.  Allerdings,  die  eine  Entdeckung 
des  Vorwärts  ist  unbestreitbar:  mindestens  seit  dem  Friedensschluss 
mit  England,  also  seit  1783,  seit  ly^  Jahrhundert  sind  die  Vereinigten 
Staaten  anerkannt  unabhängig.  Sie  hatten  nichts  mehr  mit  en^ischer 
Bevormundung  zu  tun;  sie  standen  völkerrechtlich  mit  allen  europäischen 
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Gfossstaaten  auf  g^dchar  Stufe;  die  Schiff sflagge  des  külineii  SeefahrervolkeB 

war  sehr  bald  in  allen  Meeren  und  an  allen  Küsten  bekannt  und  geachtet. 
Niemand  sah  im  amerikanischen  Bürger  mehr  den  britischen  Untertanen,  den 
Bewohner  britischen  Kolonialgcbicts.  Damit  war  es  endgültig  vorbei.  Aber 
die  twirklichec  Kolonie  —  tEuropasc,  nicht  mehr  des  einen  englischen  Mutter- 
landes — ^  die  machtvollste,  tiefgreifendste  Kolonisation,  die  säheste,  erfolg- 
reichste Xk>lomalpolitik  entfaltete  sich  nttn  erst  recht ;  ihren  grössten  Auf- 
schwung nahm  sie  sogar  viel  später,  erst  nach  der  blutigen  Auseinandersetzung 
zwischen  Norden  und  Süden,  nach  der  (jberwindung  der  Grossi)lantagen-  und 
Sklavenhalterpolitik,  nach  der  Ileimstättengesetzgebung  und  Farmermassen- 
ansiedelung, also  etwa  seit  der  Zeit,  da  Karl  Marx  sdn  Kapital  veroffentiidite. 
Nur  nahm  diese  ganae  Kolonialpolitik  —  die  grandioseste  Kulturauswestung; 
die  in  der  ganzen  Weltgeschichte  zu  finden  ist  —  ihren  Ursprung  aller- 
dings in  Washington  selber,  nicht  mehr  in  London.  Hörte  sie  darum  auf, 
Kolonialpolitk  zu  sein?  So  wenig,  wie  in  Canada  o<ler  in  Australien,  seitdem 
diese  Länder  selber  ihre  jungfräulichen  Ländereien  verwalten  und  vergeben 
konnten« 

Oder  erwarben  die  unabhängig  gewoidenen  13  östlichen  Staaten  —  denn  die 

United  States  waren  territorial  zunächst  noch  recht  klein  —  ihr  unermessliches 
Kolonialhinterland  etwa  in  wesentlich  anderer  Weise,  als  europäische  Kolonial- 
machte es  gleichzeitig  oder  später  erwarben :  durch  Erbeutung  oder  kauf- 
mässige  Abtretung  von  älteren  Kolonialstaaten,  durch  Vertreibung  der  einge- 
borenen Urbesitaer»  durch  gefährliche  PUbustierzuge  und  Ktiegshändd  aller 
Art?  Ich  schlage  das  erste  beste  geographische  Handbuch  auf: 
»Nachdem  im  Frieden  zu  Versailles  1783  die  Unabhängigkeit  anerkannt  worden  war, 
breiteten  sich  die  Veretnigien  Staaten  ...  schnell  nach  Westen  aus.  Bis 
1803  war  das  Land  bis  zum  Mississippi,  mit  Ausnahme  des  Küstengebietes  im 
Süden,  erworbcjj  worden.  1803  wurde  das  frühere  Louisianaterritorium  von  Frank- 
reich gekauft,  das  die  Westgebiete  des  Mississippi-Missouri  bis  zu  den  Felsen- 
gdbirgen,  mit  Ausnahme  von  Texas,  umfasste.  1819  wurde  Florida  [von  Spanien] 
gekauft  und  den  Spaniern  der  Rest  des  südlichen  Küstengebietes  bis  zum 
Mississippidelta  genommen.  1845  annektierten  die  Vereinigten  Staaten 
Texas  und  1846  endgültig  das  Oregongebiet  im  Nordwesten.  1848  wurde 
die  grosse  Südweststrecke  (das  mexikanische  Territorium)  von  Mexiko 
an  die  Union  abgetreten  und  1853  die  Südgrenze  dieses  Gebietes 
zu  gunsten  der  Union  noch  besser  abgerundet.  1867  wurde  von 
Ruasland  Alaska  für  28  Millionen  Mark  gekauft.  1898  wurden  die 
hawaiischen  Inseln  als  Territorium  einverleibt;  fernerhin  musste  in  diesem 
Jahre  Spanien  Kuba,  Portorico»  die  Philippinen  und  Guam,  die  grösste  Insel  der 
Marianen,  abtreten,  igoo  erwarben  die  Vereinigten  Staaten  die  zwei  kleinen 
Ostinseln  von  Samoa.«') 

In  einer  offiziellen  Washingtoner  Drucksache*)  wurden  diese  Neuerwerbungen 
—  di^  wenn  ne  von  Frankreich  oder  Deutschland  oder  England  oder  Russ- 
land ausgegangen  wären,  zweifellos  ökonomisch  niemand  anders  als  koloniale 
Vergrösserungen  bezeichnet  haben  würde  —  folgendermassen  abgeschätzt:  Der 
Gebietszuwachs  betrug  un  Jahre  1803  875025  englische  Quadratmeilen,  1819 
70107,  1845  3897^5,  1846  388689,  "848  52380«»  «850  123784,  1853  36211, 
1867  599446^  1857  6740,  1898  3775,  1899  143073,  1901  68.  Das  heisst,  die 
827844  Quadratmeilen  umfassenden  United  States  von  1790  und  1800  haben 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  gegen  3  Millionen  Quadratmcilcn  den  Indianern 

2)  Vergl.  Max  Eckert  Grumdris*  dtr  Handeligeotrafkit  /Leipzig  1905/,  a.  Bd..  pag.  437. 
•)  Expansion  of  the  Vnittd  Staitt,  August  190J. 
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oder  älteren  Kolonialmächten  abgekauft  oder  aberobert  und  abgelistet,  sicher- 
lich aber  abgenommen.  Und  dabei  sollte  dieses  Amerika  in  keinem  Teile 
einer  >wirklichen«  Kolonie  gleichen?    Im  Ernste? 

Oder  halten  wir  uns  lieber  an  die  Marxsche  Kolonialcharakteristik:  jung- 
fräulicher Boden,  der  allmSUich  mit  Ansiedelangen  netzartig  übersponnen  wird 
von  vordringenden  Einwanderern  Europas;  nak  Abwanderem  dar  ursprüng- 
lichen und  älteren  amerikanischen  Staaten,  dürfen  wir,  besonders  für  die 
letzten  Jahrzehnte,  hinzusetzen.  Doch  hier  fürchte  ich  den  Leser  zu  beleidigen, 
wenn  ich  ihm  schildern  wollte,  welch  ein  .schmaler  Küstenstreifen,  von  ein  paar 
Flussläufen  abgesehen,  1790  erst  im  Osten,  von  Maine  bis  Georgia  besiedelt 
war»  wie  selbst  die  alten,  zuerst  verbiändeten  Staaten  zum  grössten  Teil  zu- 
nächst noch  unzugängliches  Hinterland,  jungfräulidier  Boden  blieben,  und  wte 
er5:t  allmählich  und  dann  immer  rascher  der  ganze  Kontinent  in  seiner  un- 
ji^ehcuren  .Ausdehnung,  von  der  Üstküste  und  dem  Mississippi  bis  nach  Kali- 
fornien, Montana  und  Dakota  im  Westen  und  Norden,  mit  Farmen,  Territorien 
und  schliesslich  mit  jungen  Vollstaaten  überdeckt  wurde.  Nur  auf  eines  sei 
noch  hingewiesen.  Für  Marx  an  der  Wende  der  sechziger  und  siebziger  Jahre 
war  das  »wirkliche«  Kolonisation,  »wirkliche«  Kolonie.  Aber  die  Vollflut 
dieser  Bodcnerschliessung  und  dieser  Bevölkcrungsma<;senbewegimg  trat  erst 
nach  der  Niederschrift  des  Kapitals  ein.  Durchschnittlich  jährlich  wurde  zum 
Beispiel  freies  Heimstättenland  an  Ansiedlungslustige,  an  freie  Ein-  und  Zu- 
wanderer,  aus  dem  öffentiichen  Besitz  der  Union  hinausgegeben:  1866-1867 
bis  1869-1870  2,65  Millionen  Acres,  1870-1871  bis  1879-1880  3,97,  1880-1881 
bis  1889-1890  6,.^8,  1890-1891  bis  1899-1900  6,32  Millionen  Acres.  Allein 
für  den  Zeitraum  zwischen  1850  und  1890  berechnet  Carnegie  diese  n'irklich 
kolonialen  Kultureroberungen  gleich  dem  Flächeninhalt  von  Grossbritannien 
und  Frankreich  zusammen.  Hier  haben  wir  in  der  Tat  die  grösste  Kokmie 
Europas  vor  uns,  mit  der  Australien  und  Canada  bisher  nicht  entfernt  zu 
vergleichen  waren. 

Die  jüngste  rapide  Ausdehnung  der  tropischen  Kolonisation  hat  Marx 

nicht  mehr  gesehen.    An  der  zitierten  Stelle  des  Kapitals  heisst  es  nur  noch : 

»Übrigens  gehören  auch  solche  Pflanzungen  hierher  [also  doch  wohl  zu  den 
wirklichen  Kotonieen],  wo  die  Aufhebung  der  Sklaveret  die  VerfaShnisae  ginzlidi 

umgewälzt  hat.« 

Viel  lässt  sich  mit  diesem  Urteil  kaum  anfangen,  doch  dürfte  sich  das  nächste 
Mal  Gelegenheit  bieten,  auf  die  kapitalistische  und  soziale  Eigenart  der  Pflan- 
Mimgen  zurfickzukommen  und  damit  die  Frage  Was  sind  Kohnieenf  zum  Ab- 
schluss  zu  bringen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
EDÜRRD  BERMSTEIM  •  DIE  RÜSSICHTEN  DER 
WRHLRECHTSREFORM  IN  PREÜSSEM 

ER  die  Debatten  der  Tagcsprcss-?  über  die  jetzt  durch  den  Fürsten 
Bülow  auf  die  Tagesordnung  gesetzte  Frage  der  Reform  des 
preussischen  Wahlrechts  verfolgt,  der  wird  alsbald  gerade  in  der 
sozialdemokratischen  Presse  auf  einen  Unterlassungs  fehler  stossen, 
der  im  Verlauf  des  Kampfes  leicht  verhängnisvoll  werden  kann. 
Ich  meine  die  nicht  genügende  Auseinanderhaltung  der  Möglichkeiten  und 
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Aufgaben  der  Parteien  innerhalb  und  ausserhalb  des  Parlaments  und  die  bis  zur 
völligen  Ignorierung  getriebene  Vernachlässigung  des  Machtverhältnisses  der 
Parteien  im  preussischen  Landtage.  Eine  einzige  Eventualität  ausgenommen, 
liegt  aber  die  Entscbeidnng  äber  die  Einzelheiten  der  in  Ausstellt  stehenden 
Wahlreform  bei  Bfilow  und  dem  Landtag,  wird  schliesslidi  das  zu  staiMle 
kommen,  was  diese  beiden  Faktoren  zusammenbrauen.  Bülow  wird  nicht  über 
die  Köpfe  der  Landboten  hinweg  das  Wahlrechts  abändern,  er  wird  auf  die 
Wünsche  und  Interessen  der  im  Landtag  den  Ausschlag  gebenden  Parteien  im 
Verhältnis  ihrer  relativen  Stärke  Rücksicht  nehmen,  und  daher  ist  es  durchaus 
keine  gleichgültige  Sadie,  wie  der  Landtag,besdiaffen  ist,  der  die  Wahlrechts- 
ändensng  zu  bestinuien  haben  wird. 

Betrachten  wir  zimächst  einmal  dK^^fenwärtigen  Landtag.  Die  Parteien  im 
preussischen  Abgeordnetenhause  verteilen  sich  zurzeit,  wie  folgt:  Die  Kon- 
servativen haben  143  Sitze,  das  Zentrum  97,  die  Nationalliheralen  79,  die  Frei- 
konservativen 59,  die  Freisinnigen  32,  die  Polen  13;  dazu  kommen  10  Fraktions- 
lose. Zur  absoluten  Mdirheit  im  Landtag  gehörm  217  Stimmen,  Konservative, 
Freilomservative  und  Nationalliberale  zusammen  verfügen  aber  allein  schon 
über  281.  Es  sind  dies  die  Parteted,  von  denen  man  weiss,  dass  sie  —  einige 
Liebhaber  von  Seitensprüngen  ausgenommen  —  das  alls^cmcine,  gleiche  und 
direkte  Wahlrecht  für  den  Landtag  nicht  wollen.  Ebensowenig  will  es  Fürst 
Bülow.  Innerhalb  des  Landtags  stehen  also  die  Dinge  so,  dass,  gleichviel,  ob 
die  Freissinngen  sich  abseits  halten  oder  sogar  stramm  gegen  Bülow  stimmen; 
sie  bei  gleicher  Verteilung  der  Kräfte  gegen  jene  Koalition  absolut  nichts 
durchsetzen  können.  Ihre  Stimmen  kommen  hier  nur  dann  in  betracht,  wenn 
und  soweit  zwischen  Bülow  und  dem  konservativ-nationallibcralen  Block  oder 
in  des  letztern  Mitte  Gegensätze  über  die  Einzelheiten  der  Wahlreform  obwalten. 

Inwiefern  Stoff  zu  solchen  Gegensätzen  vorhanden  ist,  lehrt  eine  Untersuchung 
der  Punkte,  in  denen  das  heutige  preussische  Wahlsystem  vomdunlich  reform- 
bedürftig ist  Diese  sind: 

1.  die  das  platte  Land  vor  den  Städten  mxA  Industriebezirken  gewaltig  bevor- 
zugende Ungleichheit  der  Wahlkreiseinteilung; 

2.  die  Einteilung  der  Wähler  in  Klassen  mit  sehr  ungleichem  Stimmrecht; 

3.  die  indirekte  Wahl ; 

4.  die  öffentliche  Stimmabgabe; 

5.  der  Ausschluss  der  Frauen  vom  Stimmrecht. 

Was  den  ersten  Punkt,  die  Ungleichheit  der  Wahlkreise,  betrifft,  so  haben  die 
Organe  der  Konservativen,  die  Kreuzzcihmg  voran,  katccforisch  erklärt,  dass 
diese  Ungleichheit  für  sie  ein  unantastbares  Gut  bilde.  Sehr  [)ogrciflich.  Denn 
erstens  widerstrebt  die  Gleichheit  dem  konservativen  Prinzip,  und  zweitens 
bildet,  was  hier  den  Ausschlag  gibt,  die  geschilderte  Ungleichheit  der  Wahl- 
kreise einen  der  wichtigsten  Stützpunkte  für  die  gi^ienwärtige  Machtstellung 
der  Konservativen  als  Partei  des  Agrariertu  n  in  Staat  luul  Reich.  Aus  dem 
selben  Grunde  müssten  dem  gegenüber  natürlich  die  Vertreter  der  Industrie 
und  des  Handels,  neben  den  Freisinnigen  also  insbesondere  die  Nationalliberalen, 
ebenso  energisch  darauf  bestehen,  dass  die  Wahlkreise  endlich  einmal  wieder 
neu  eingeteilt  respektive  dem  jetzigen  Verhältnis  der  Bevölkerung  angepasst 
würden.  Die  Nationalliberalen  werden  das  aber  voraussichtlich  schon  in  Hin- 
blick auf  den  Umstand  nicht  tun,  dass  die  Neueinteilimg  der  Wahlkreise  in 
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Preusscn  ohne  die  der  Wahlkreise  im  Reich,  wo  die  nämliche  Ungleichheit 
herrscht,  schwer  angängig  ist,  und  dass  der  Streit  darüber  im  Reichstag  den 
Bund  der  Agrar-  und  Industricsclnitzzöllncr  in  die  Luft  si)r('n^^en  könnte. 
Zudem  fehlt  es  unter  den  Nationallibcralen  selbst  nicht  an  Agrariern.  An  sich 
wäre  die  zahlengeredite  Neueinteiluf^  der  Wahlkreise  in  Prenssen  das  ein- 
fachste Mittel,  Bfilows  Blockpolitik  vor  der  Gefahr  eines  Rückenangriffs  durch 
eine  konservativ-ultramontane  Koalition  sicherzustellen.  Heute  haben,  wie  die 
obige  Statistik  zeigt.  Konservative  und  Zentrum  zusammen  240  Stimmen  im 
Landtag,  also  23  Stimmen  über  das  obsolute  Mehr.  In  der  Kirchenpolitik,  in 
der  Schulpolitik,  in  der  Wirtschaftspolitik  durchaus  wahlverwandt,  werden  die 
beiden  Parteien  stets  geneigt  sein,  sich  aufs  neue  zusanunenzufinden,  sobald 
Bulow  auf  einem  dieser  Gebiete  der  linken  Hälfte  des  Blocks  nennenswerte 
Konzessionen  wird  machen  wollen.  Da  Bülow  jedoch  die  Konservativen  im 
Reichstag  im  Block  braucht,  kann  er  ihnen  im  Landtag  nicht  den  Krieg  er- 
klären, und  so  ist  es  fast  ausgeschlossen,  dass  er  auf  das  Mittel  sich  einlassen 
wird,  das  die  einfachste  Losung  des  ihm  gestellten  Problems  liefern  wurde.  Die 
Freisinnigen  werden  vidmehr  in  dieser  Frage  gegebenenfalls  nur  die  Polen, 
Weifen  etc.  auf  ihrer  Seite  haben.*) 

Anders  mit  dem  zweiten  Punkt  unserer  Zusammenstellung.    Die  Klassen« 

einteilung  der  Wähler  ist  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  das  schwächste  Stück  des 
preussischen  Wahlsystems.  Sic  zeitigt  die  meisten  Widersmnserscheinunpcn, 
die  das  System  lächerlich  machen,  und  wirkt  am  meisten  aufreizend  auf  die 
Massen.  Es  ist  meines  Erachtens  daher  viel  wahrscheinlicher,  dass  die 
Bnlowsche  Reform  hier  einsetzen  wird.  Damit  ist  aber  selbstverständlich  nicht 
gesagt»  dass  sie  die  Ersetzung  der  Dreiklassenwahl  durch  die  gleiche  Wahl 
▼orschlagen  wird.  So  revolutionär  ist  der  vierte  deutsche  Reichskauzier  nicht. 
Ebensowenig  wird  er  etwa  vorschlagen  wollen,  die  Klasseneinteilung  beizube- 
halten und  jede  Klasse  ihre  Abgeordneten  selbst  wählen  zu  lassen.  Das  würde 
erstens  mehr  Sozialdemokraten  in  den  Landtag  bringen,  als  seine  Politik  ver- 
tragen kann  —  wählt  die  dritte  Klasse  für  sich,  so  sind  natfirlich  in  dieser 
die  Aussichten  der  Sozialdemokratie  im  Verhältnis  grösser,  als  wenn  alle  Klassen 
zusammen  wählen  —  und  dann  rrlcichfalls  eine  Quelle  andauernder  .Aufreizung 
sein.  Bei  jeder  wichtij^cn  Abstimmung  würde  es  den  Wählern  dritter  Klasse 
gegebenenfalls  vor  Augen  stehen,  wie  ihre  Abgeordneten  durch  die  der  ersten 
und  zweiten  IQasse  überstimmt  werden.  So  deuilidi  wird  man  den  Klassen- 
charakter der  Vertretung  schwerlidi  zum  Ausdruck  kommen  lassen.  Wie  sidi 
der  Landtag  gestalten  würde,  wenn  die  Wählerklassen  in  ihrer  jetzigen  Sonde> 
rung  ihre  Abgeordneten  selbst  wählten,  zeigt  die  Statistik  dieser  Klassen.  E> 
gab  bei  der  letzten  preussischen  Landtatjswahl  1903  in  runden  Zahlen  239000 
Wahlberechtigte  erster,  857  000  zweiter  und  6  006  000  dritter  Klasse.  Die  erste 
und  zweite  Klasse  zusammen  machen  etwa  isV^  %  der  Gesamtwahlerschaft 

>)  Aul  dem  kOnlich  abgehiütcoea  freisinniKen  Parteitag  sagte  in  der  Sitniag  rmn  14.  September  der 
Abseordaete  Fischbeck:  »Wenn  die  Regierung  aich  etwa  taRefonnen,  ^e  Siebening  der  geheimen 

Wahl  und  iler  NeucinteiliiriK  der  Wahlkreise,  jctzl  cnt^rhüessen  .«sollte,  sollen  wir  da  so  t  iri  h"  -ein, 
der  Kcgierung  zu  .taKcn,  wir  lehnten  sie  ab?  Das  wurde  geradezu  Unsinn  sein.«  Wenn  man  an- 
nehmen könnte,  dass  Herr  Fischbeck,  der  sicher  über  die  Unlerhaltung  zwischen  Bülow  und  seinem 
FraktiontgenoMen  Kaempf  informiert  ist,  da  aus  der  Schule  geplaudert  hat,  so  würde  das  oben 
Entwickelte  danit  widerlegt  aein.  Jedoch  wird  das  Fischbecksche  Beispiel  wahrscheiotidt  nar  cht 
Paradigma  ohne  KonsequtnMtn  gewesen  sein.  Die  Neueinteiiung  der  Wahlkreise  wiie  anr  gegen 
die  heltige  Opposition  der  Konservativen  durduusctxen  und  hat  auch  das  Zentrum  cnm  Gegner. 
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aus.  Ihr  Wegfall  bedeutete  in  der  dritten  Klasse,  dass  in  Kreisen,  wo  bei  der 
Reichstags  wähl  die  sozialdemokratischen  Kandidaten  Gepfnern  weichen  mussten, 
weil  sie  nur  35  bis  49,9  %  der  Stimmen  erhielten,  sie  nun  die  beste  Aussicht 
hätten,  in  der  dritten  Klasse  gewählt  zu  werden.  1903  waren  das  in  Preussen 
fiber  30  Rdchstagswahlkreise,  wobei  von  allen  Wahlkreisen  abgesehen  ist,  in 
denen  die  Sozialdemokratie  in  der  Stichwahl  in  diese  Kategorie  einrückte.  Man 
darf  das  offen  feststellen,  da  diese  Art  Klaasenwahl  eben  wegen  ihres  auf> 
reizenden  Charakters  unmöglich  ist. 

Viel  grösserer  Gun?t  erfreut  sich  bei  der  Mehrheit  der  Blockleutc  der  Gedanke 
eines  an  gewisse  Funktionen,  Bildungsgrade  etc.  geknüpften  Pluralwahlrechts. 
Nichts  Idchter,  als  «n  Phmlwahlrecht  zusammenzubrauen,  das  auch  gewissen 
Elementen  der  Arbdtersdiaft,  wie  Gewerbegeriditsbeisitzern  und  dergleichen, 
Plnralstimmen  einräumt  und,  ohne  den  plutokratischen  Charakter  augenfällig 
«im  Ausdruck  zu  bring-en,  doch  die  sozialdemokratische  Vertretung  auf  ein 
Mass  reduziert,  dass  sie  durch  ihre  Zahl  der  Regierung-  und  den  Herrschenden 
nie  ernsthaft  tmbequem  werden  kann.  Eine  andere  Frage  ist  natürlich,  ob  ein 
solches  System  irgend  weldie  Dauer  haben  wfinde.  Die  Sozialdemokratie  wird 
das  scJbstverstlndlich  nach  Möglichkeit  au  vethindem  sodien.  Ruhe  zu 
schafTen,  wird,  solange  die  Sozialdemokratie  existiert,  kein  Pluralwahlrecht  im 
Stande  sein.  Diese  Gewissheit  darf  uns  aber  darüber  nicht  hinwegtäuschen, 
dass  trotzdem  hier  der  Punkt  ist,  wo  die  Interessen  und  Liebhabereien  gerade 
der  Parteien  zusammenlaufen,  die  im  preussischen  Landtag  die  stärkste  Ver- 
tretung haben:  die  Schwärmerei  der  Nationalliberalen  ffir  einen  Bildungszensus, 
der  Freikonservativen  für  einen  Stenerzensus  und  der  Konservativen  für  eine 
etwas  modernisierte  ständische  Vertretung,  für  welch  letztere  bekanntlich  auch 
das  Herz  der  Zentrumsmänner  schlägt. 

Siegt  das  Pluralwahlrccht,  so  würden  mit  der  alsdann  ersetzten  Klassen- 
einteilung der  Wähler  auch  die  indirekte  Wahl  und  mit  dieser  wiederum  die 
öffentliehe  Stinunabgabe  gcgcbencnfiidls  als  uberflüssig  geworden  in  Wegfall 
kommen.  Hier  hangt  ein  Glied  am  andern.  So  sehr  unsere  Reaktionare  für  die 
öffentliche  Stimmabgabe  schwärmen,  so  hat  doch  schon  die  eine  Landtagswahl, 
an  der  die  Sozialdemokratie  in  grösserem  Umfange  teilnahm,  gezeigt,  dass  sie 
eine  sehr  zweischneidige  Sache  ist.  Es  sind  aber  auch  sonst  so  viele  Elemente 
selbst  in  den  bürgerlichen  Klassen  an  ihrer  Beseitigiuig  interessiert,  dass  bei 
.einer  irgendme  einschneidenden  Änderung  des  jetzigen  Wahlsystems  sich 
schwerlich  «ne  Mehrheit  der  Parteien  für  die  Beibdialtung  dieser  Reaktioiis- 
ach6pfnng  finden  wird.  Am  Ausschluss  der  Frauen  aus  dem  Landtagswahlrecht 
wird  dagegen  keine  der  bürgerlichen  Parteien  ernsthaft  rütteln  wollen;  hier 
steht  die  Sozialdemokratie  voraussichtlich  noch  auf  eine  ziemliche  Zeit  allein 
da.  Sie  kann  in  der  Agitation  für  die  Wahlreform  die  Forderung  des  Frauen- 
stimmrechts mit  propagieren,  aber  sie  wird  dies  Postulat  selbst  mit  den  grossten 
Anstrengungen  nicht  zu  einer  Übersetzung  in  die  Praxis  bringen,  es  sei  denn, 
dass  sie  in  die  Lage  käme,  der  Regierung  und  den  bürgerlichen  Parteien  die 
ganze  Wahlreform  diktieren  zu  können.  Ob  wir  es  jcdocb.  in  der  Rcfonn- 
bewegung  diesmal  so  weit  bringen  werden,  ist  eine  Konjekturaltrage,  deren  Be- 
antwortung der  Zukunft  flberlusen  werden  kann. 

Einstweilen  haben  wir  uns  mit  den  Machtfaktoren  zu  beschäftigen,  wie  wir  sie 
heute  vor  uns  sehen.  Im  Parlament,  das  heisst  hier  also  im  Landtag,  sind  sie 
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für  die  Sozialdemokratie  so  unjfünstig,  wie  nur  möglich.  Selbst  wenn  die 
Freisinnigen  durchweg  leidenschaftliche  Anhänger  des  allgemeinen,  gleichen 
und  direkten  Wahlrechts  wären,  würden  sie  bei  der  jetzigen  Zusanunen- 
sctztu^  des  Landtags  es  diesem  beim  besten  Willen  nicht  aulzwingen  können. 
Sie  würden  es  sogar  sdbst  dann  nidit  können,  wenn  es  ilinen  gdange,  das 
Zentrum*  zu  sich  hinüberzuziehen.  Es  stünden  dann  immer  erst  im  Landtag 
120  oder,  mit  den  Polen,  142  Stimmen  für  das  allgemeine  Wahlrecht  gegen  nahe- 
zu 300.  Und  das  Ende  wäre  schliesslich  auch  dann  der  Sieg  der  Koalition 
der  Gegner. 

Anders  liegen  die  Dinge  allerdings  im  Reichstag.  Hier  steht  der  Bülowsche 
Block  anf  so  schwachen  Ffissen,  dass  die  Sezession  von  noch  nicht  zwei  Dutzend 
Leuten  genfigt,  ihn  in  eine  Minderheit  zu  verwandeln.  Da  die  Freisinnsgnippen 
zusammen  50  Mitglieder  zählen,  gibt  das  Zifternverhältnis  ihnen  die  Macht, 
den  Block  zu  sprengen.  Erklären  sie  Bülow  kategorisch:  wenn  jetzt  nicht  das 
allgemeine  gleiche  und  direkte  Wahlrecht  in  Preussen  eingeführt  wird,  dann 
machen  wir  nidit  mehr  mit,  so  muss  Bfilow,  wenn  er  das  erstere  nicht  will 
oder  kann,  entweder  vor  dem  schon  an  der  Tfir  wartenden  Zentrum  zu  Kreuze 
kriechen  oder  den  Reichstag  auflösen  und  zusehen,  ob  er  eine  neue  Mehrheit 
zu  Stande  bringt.  Von  sozialdemokratischer  Seite,  wie  auch  von  Radikalen  aus 
dem  freisinnigen  Lager  ist  verlangt  worden,  dass  die  Freisinnigen  so  vorgehen 
sollen.  Dazu  sind  aber  vielzuvielc  Mitglieder  der  Fraktion  Abgeordnete 
von  Blocks  Gnaden.  Der  Eintritt  in  den  Blöde  war  der  Simdenfall  des  Frei- 
sinns, mit  dem  er  seinen  Rest  demokratisdier  Sede  verkaufte^  Die  Partei  i  s  t 
nicht  demokratisch,  und  daher  ist  es  die  höchste  Illusion,  von  ihr  eine  demo- 
kratische  Politik  zu  erwarten.  Ich  begreife  es  durchaus,  dass  diejenigen  Ele- 
mente im  P'reisinnslager,  die  noch  am  demokratischen  Gedanken  hängen,  über 
den  Verzicht  auf  dies  Ultimatum  an  Bülow  entrüstet  sind  und  gegen  die  allzu 
'  kompromissfichtige  Ffihrerschaft  Sturm  länten  möchten.  Ich  furchte  aber,  es 
wird  ein  Sturm  im  Glase  Wiasser  oder  auf  dem  Papier  bleiben.  Eine  Neu- 
gruppierung der  Freisinnsfraktionen  wird  eines  Tages  unvenneidlich  werden. 
Aber  so  gccigTiel  der  jetzige  Anstoss  erscheint,  so  kommt  er  für  diese  Sonde- 
rung doch  noch  zu  früh.  Wer  sich  nicht  dazu  entschliessen  kann,  den  Schritt 
zur  SociaMem<dcratie  zu  madien,  der  wird  das  haben  verschiedene  frühere 
demokratische  Sezessionen  gezdgt  —  alsbald  doch  wieder  den  Weg  ins  ahe 
Fraktionsjoch  zurückfinden. 

Kurz,  die  Frage,  welche  Gestalt  die  Wahlreform  Ehalten  soll,  wird,  soweit 
ihre  parlamentarische  Entscheidung  in  Betracht  kommt,  durch  Kompromisse 
zwischen  den  Parteien  im  preussichcn  Landtage  geregelt  werden.  Und  es  ist 
anziuiehmen,  dass  nicht  der  gegenwärtige,  sondern  der  im  Jahre  1908  zu 
wählende  Landtag  darüber  zu  entscheiden  haben  wird.  Die  Sozialdemokratie 
vrird  sich  daher  darfiber  klar  zu  werden  haben,  durch  welche  Taktik  sie  unter 
diesen  Umständen  bei  der  bcvorstdienden  Landtagswabl  den  Interessen  der 
Arbeiter  am  meisten  dienen  kann. 

W^o  diese  Interessen  liegen,  braucht  hier  nicht  erst  auseinandergesetzt  zu  wer- 
den. Für  die  Arbeiter  gilt  es,  das  allgemeine  gleiche  und  direkte  W'ahlrcclu 
zu  erringen,  und  wir  werden  im  Wahlkampf  mit  aller  Wucht,  deren  wir  fähig 
sind,  die  Agitation  in  diesem  Sinne  zu  f  iüiren  haben.  War  werden  mit  allen 
Mitteln,  die  uns  zu  Gebote  stehen,  auf  die  Regierung  und  die  Fartden  den 
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möglichst  nachhaltigen  Druck  für  das  allgemeine  Wahlrecht  auszuüben  suchen. 
Wir  werden  uns  aber  darüber  nicht  täuschen,  dass  dieser  Druck  im  wesentlichen 
nur  ein  ausserparlamentarischer  sein  kann,  nur  indirekt  parlamentarischen 
Clankter  tragen  wird.  Wir  wissen,  dass  wir  ans  eigner  Kraft  bei  der  Wahl 
nnter  dem  jetzigen  System  selbst  etwa  3  oder  4  Abgeordnete  werden  durch- 
setzen können,  die  bei  den  Abstimmungen  im  Landtag  nicht  ins  Gewicht  foUen 
würden. 

Und  nun  fragt  es  sich,  da  wir  die  Druckkraft  tuiscrer  ausscrparlamentarischen 
Agitation  nicht  im  voraus  berechnen  können,  wie  wir  uns  ini  übrigen  zur  Frage 
der  Zusammensetzung  des  künftigen  Landtags  zu  stellen  haben  werden,  ob 
wir  an  ihr  audi  ein  Interesse  haben,  wo  somldemokratiscfae  Kandidaten  nicht 
in  Frage  kommen,  oder,  wo  dies  nicht  der  Fall,  das  Pfand  unserer  Wahl- 
stimme ruhig  vergraben,  richtiger:  in  Feuerwerk  verpuffen  dürfen.  Es  ist  nicht 
zu  früh,  diese  Frage  jetzt  schon  aufzuwerfen.  Denn  von  ihrer  Beantwortung 
wird  unser  jetziges  Verhalten  vor  allem  in  der  Presse  bestimmt  oder  sollte  es 
wenigstMis  wollen.  Dem  das  wate  eine  Schmie  politische  Presse,  die  ihre 
Sprache  von  Angenblickseindrücken  oder  Eingebungen  abhangig  machte,  statt 
von  voransschanender  Prüfimg  der  Dinge.  Wie  wir  uns  zu  jemand  verhalten, 
von  dem  wir  wissen,  dass  unsere  Wege  uns  nie  mit  ihm  zusammenführen 
werden,  ist  eine  ziemlich  gleichgültige  Sache  und  kann  dem  Geschmack  des 
Schreibers  oder  Redners  überlassen  bleiben.  Es  isi  aber  nicht  mehr  eine  blosse 
Gesdimackssache,  wenn  wir  uns  sagen  müssen,  dass  Verhaltnisse  eintreten 
können,  die  nns  eine  Kooperation  mit  ihm  anr  Pflicht  machen. 

Werfen  wir  noch  einmal  einen  Blick  auf  die  dngangs  gegeben;  Zusammen- 
Stellung  der  Parteien  im  jetzigen  preussischen  Landtag.   Sie  zeigt  uns  neben 

den  Polen  nur  eine  Partei,  die  aus  eigenem  Interesse  sich  gegen  gewisse 
ständische  und  plutokratische  Wahlrechtspläne  der  konservativ-nationalliberalen- 
freikonservativen  Mehrheit  auflehnen  muss:  die  Partei  der  Freisinnigen.  So 
wenig  demokratisch  gefuhrt  sie  heute  ist,  so  feige  si%  jedem  grossen  Kampf 
ans  dem  Wege  gdit,  so  ist  sie  doch  dilsjenige  Partei,  deren  Interesse  bd  der 
Bestimmung  der  Einzelheiten  der  Wahlreform  denen  der  Arbeiter  am  nächsten 
kommt.  Es  kann  daher  im  Interesse  der  Arl)eiter  liegen,  dass  sie  auf  Kosten 
der  plutokratisch-feudalen  Parteien  ihre  Mandate  bei  der  konmienden  Landtags- 
wahl verstärkt.  Glaube  niemand,  dass,  wenn  wir  jetzt  das  allgemeine, 
l^eiche  nnd  direkte  Wahlrecht  nicht  durchsetzen,  alles  übrige  bei  der 
Wahlredhtsänderung  für  die  Arbeiterklasse  gehupft,  wie  gesprungen  sei.  Die 
Geschichte  der  Wahlrechtsentwickelung  in  anderen  Landern  und  die  Geschichte 
anderer  Zweige  der  politischen  Gesetzgebung  beweisen  das  Gegenteil.  Auf  den 
ersten  Blick  unbedeutend  erscheinende  Bestimmungen  können  eine  ausser- 
ordentliche Tragweite  annehmen,  Jahre  opfervoller  Kämpfe  je  nachdem  ver- 
ursachen oder  ersparen.  Wer  sich  dessen  bewusst  ist,  wer  sich  sagt,  dass  mit 
61U  Frage  Allgemeines,  gleiches  und  direktes  Wahlrecht  oder  nicht?  nur  erst 
der  erste  Akt  des  Kampfes  um  j^as  Landtagswahlrecht  entschieden  wird,  und 
dass,  wenn  dieser  ungünstig  ^usgeht,  die  späteren  Akte  Fragen  zur  Ent- 
scheidung bringen  werden,  die  immer  noch  von  Bedeutung  für  die  Arbeiter- 
klasse sind,  der  wird  auch  schon  jetzt  Sprache  und  Argumentierung  so  ein- 
riditen,  dass  er  sich  für  die  Zukunft  nicht  selbst  die  Tür  verrammelt  Es 
wird  die  sozialdemokratische  Wihlerschaft  unter  allen  Umstanden  grosse  Über- 
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Windung  kosten,  bei  Wahlen  noch  Stimmen  für  Freisinnige  abzugeben.  Wir 
nützen  unserer  Sache  wenig,  wenn  wir  die  Polemik  so  führen,  dass  es  zu 
einer  Unmöglichkeit  wird.^) 

Der  Abgeordnete  Gothein  von  der  freisinnigen  Vereinigung  hat  in  einer  Polemik 
mit  dem  Voraus  die  seiner  Fartd  VOTgeworfene  Aasliefemng'  von  Wahl- 
kreisen an  die  Konservativen  mit  der  verletzend  gehässigen  Bekämpfung  der 
Freisinnigen  durch  die  Sozialdemokratie  zu  entschuldigen  gesucht.  Es  ist  ihm 
darauf  geantwortet  worden,  die  Gehässigkeiten  seien  meist  nur  das  Echo  ge- 
hässiger Angriffe  gewesen,  ausserdem  aber  stehe  eine  so  greisenhafte  Empfind- 
lichkeit, die  vom  Ton  der  Angriffe  ihre  Abstimmtmg  ahhängig  macht,  Politiicem 
schlecht  an.  Es  liegt  ein  gutes  StQck  Wahrheit  in  dieser  Antwort,  aher  dien 
auch  nur  ein  Stück.  Gewiss  sollen  nicht  Empfindungen  oder  gar  Empfindlich- 
keiten, sondern  tTberlegungen  den  Politiker  leiten,  nicht  Gefühlsmomente,  son- 
dern Grundsätze  sein  Handeln  bestimmen.  Aber  die  Masse  der  freisinnigen 
Wähler  besteht  eben  nicht  aus  Politikern.  Der  unpolitische  Geist  der  Freisinns- 
wahler  ist  allbekannt,  er  wurzelt  im  Wesen  dieser  I^ei,  die  reine  Ideen  zu 
vertreten  glaubt  und  in  der  Tat  kein  so  ausgeprägtes  Klasseninteresse  vertritt, 
dass  es  ihren  Anhängern  den  Kompass  lieferte.  Das  dürfen  wir  bei  Be- 
urteilung des  politischen  Verhaltens  dieser  Partei  nicht  vergessen.  Im  übrigen 
aber  habe  ich  nicht  erst  jetzt,  sondern  schon  in  den  ersten  Jahren  meiner 
agitatorischen  Tätigkeit  die  Erfahrung  geniacht,  dass  es  bei  der  Masse  des  gegne» 
rischen  Publikums  nicht  so  sehr  die  Natur  der  von  Sozialdemokraten  ihnen 
gegenüber  geltend  gemachten  Ideen  und  Forderungen  ist,  was  sie  erbittert,  son- 
dern das  Wie  ihrer  Geltendmachung.  Nicht  der  Radikalismus  der  vorgetragenen 
Ansichten  reizt  am  meisten,  sondern  die  persönlichen  Angriffe,  die  Kleinlichkeiten 
der  Kampfesführung.  Mit  seinen  radikalsten  Ansichten  hat  denn  auch  zum 
Beiqnel  Bebel  sich  selbst  bei  den  Gegnern  stets  einer  gewissen  Sj'mpathie  er- 
freut, denn,  so  scharf  er  spricht,  er  betritt  in  seinen  Reden  doch  fast  nie 
das  Gebiet  des  Personlichen.  Es  handelt  sich  also  nicht  darum,  Anschauungen 
zu  verschweigen,  abzuschwächen  oder  gar  preiszugeben,  es  handelt  sich  nicht 
um  Verzicht  auf  das  Recht  der  Kritik,  sondern  nur  um  Bewahrung  einer  ge- 
wissen Sachlichkeit,  die  auch  bei  der  grösslen  Schärfe  noch  möglich  ist.  Wir 
Stehen  vor  einem  Kampf,  dessen  Wechsdfälle  sich  noch  nicht  übersehen  lassen. 
Führen  wir  ihn  so,  dass  wir  in  jeder  Phase  unsere  taktischen  Massnahmen  nach 
f rder  Entschliessung  treffen  k&men,  ohne  uns  ^Ibst  ins  Gesicht  zu  schlagen  f 
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UF  dem  internationalen  Kongress  in  Stuttgart  griffen,  wte  bekannt, 
einii^e  Mitglieder  der  Social  Dcmocratic  fcderation  die  Labour  l'arty, 
lie  englische  Arbeiterpartei,  in  heftiger  Weise  an.  Was  sie  vorbrachten, 
beruhte  teilweise  auf  Entstellung  der  Tatsachen,  sdiilderte  aber  auch 

 Jzum  Teil  die  wahre  Lage  der  Dinge.  Da  ich  auf  dem  Kongress  sdbst 

keine  Gelegenheit  vi  einer  vollständigen  Erwiderung  hatte,  ndmie  idi  dankbar 

<)  Mit  Freuüen  luan  ich  fettatellcn,  dass  der  Essener  Parteitag,  die  HaUung  SU  den  WablUkUk« 
•atracen  und  die  Enridemag  Bebel»  auf  Laufenberga  AuUorderaog,  ruppiger  stt  imrdco.  die  B«* 
•titifttBg  daffir  liefert. 
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die  mir  vom  Herausgeber  der  Sozialistischen  Monatshefte  angebotene  Gast- 
freundschaft  an,  um  den  Genossen  auf  dem  Kontinent  ein  klares  Bild  unserer 

Stellung  zu  geben. 

Wie  die  ausländischen  Genossen  es  leider  in  Stuttgart  nur  zu  wohl  gemerkt 
haben,  zerfällt  die  englische  sozialistische  Bewegung  in  zwei  Sektionen.  Die 
bedeutend  grössere  ist  die  Jndependent  Labour  Party,  die  andere  die  SocüA 
Democraiic  FederaUon,  "Dii  kizlere,  im  Janrc  1884  gegründete,  ist  die  ältere 
der  beiden.  Die  erstere  wurde  im  Jahre  1893  organisiert,  weil  einige  3er  an 
der  Spitze  stehenden  englischen  Sozialisten  überzeugt  waren,  dass  die  von 
der  Social  Democraiic  Federation  geleitete  Propaganda  die  englischen  Gewerk- 
schafter und  die  Masse  des  englischen  Volkes  so  weit  entfremdet  hätte,  dass 
ein  neuer  Anlauf  durdiaus  nötig  war,  wollte  der  Sozialismus  eine  Madit  in 
der  englischen  Politik  werden.  Seitdem  waren  fortwährende  Reibungen  zwischen 
beiden  Parteien  an  der  Tagesordnung;  deren  Hauptursacbe  ist  augett|»licklich 
die  Verschiedenheit  der  Taktik. 

Wir  Mitglieder  der  Indepcndent  Labour  Party  halten  durchaus  nicht  das  Be- 
dürfnis, diese  Streitpunkte  nach  Stuttgart  zu  tragen.  Wir  können  sie  zu  Hause 
ausfechten,  wo  man  alle  Nebenumstände  des  Falles  versteht.  Gerade  ein  inter- 
nationaler Kongress  ist  der  am  wenigsten  geeignete  Ort  daffir,  da  neun  Zehntel 
der  Delegierten  weder  eine  Ahnuncj  von  den  Gründen  der  Spaltung,  nocli  von 
den  Unterschieden  zwischen  den  Scktinncn  haben.  Einige  Mitglieder  der  Social 
Democraiic  Federation  möchten  jcdocli  gern  unsere  Arbeiterpartei  von  der  inter- 
nationalen Bewegung  abschneiden,  um  ihr  so  in  den  Augen  der  heimischen 
Sozialisten  zu  sdiaden.  Als  wir  das  internationale  Bureau  baten,  durch  Hin- 
zuffignng  dniger  Worte  zu  den  Londmier  und  Züricher  Resolutionen  oder 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  auszusprechen,  dass  Gewerkschaften,  die  sich 
für  eine  von  den  bürgerlichen  Parteien  unabhängige  und  mit  sozialistischen 
Organisationen  in  Verbindung  stehende  politische  Tätigkeit  ausgesprochen 
hätten,  zur  Teilnahme  an  den  internationalen  Kongressen  berechtigt  seien,  sah 
die  Social  DemoenHe  Ptderation  ein,  dass  ihr  durch  diese  KlarsteUung  des 
intematioaalen  Kongresses  ihr  wichtigstes  Terrain  für  ihre  Opposition  gegen 
die  Arbeiterpartei  unter  den  Füssen  weggezogen  werden  würde,  imd  so  er- 
folgten die  AngrifTe  Queichs  und  Irvings.  Um  unseren  beiden  Opponenten  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  zu  lassen,  niuss  ich  darauf  hinweisen,  dass  ihre  Be- 
hauptungen, so  übertrieben  sie  auch  in  mancher  Beziehung  waren,  durch  die 
Übersetzung  stark  entstdlt  wurden.  Als  Bdspiel  dafür  mag  die  Behauptung 
dienen,  dass  die  Arbeiterpartei  gegen  die  Erhöhung  der  Altersstufe  schulpflidh- 
tiger  Kinder  sei,  die  in  Fabriken  eintreten  wollen.  Ein  Mitglied  der  Arbeiter- 
partei im  Parlament  stimmte  nicht  für  diese  Massregcl,  aber  auch  nicht  gegen 
sie;  Irving  behauptete,  einige  Mitglieder  verhielten  sich  so;  und  Clara  Zetkin 
übersetzte,  die  ganze  Arbeiterpartei  stehe  auf  diesem  Standpunkt  So 
werden  manchmal  at^  internationalen  Kongressen  Mitteilungen  gemacht.  Wenn 
ich  ausserdem  erkläre,  dass  die  Independemt  Labour  Party  den  grössten  Wert 
auf  die  Aufrechterhaltung  der  Verbindung  zwischen  den  Sozialisten  und  den 
Gewerkschaften  durch  die  Arbeiterpartei  legt,  wird  es  leicht  erklärlich,  warum 
es  der  Social  Democraiic  Federation  so  darauf  ankommt,  dass  die  ausländischem 
Genossen  über  die  Taktik  der  Inäfpendent  Labour  Party  im  Zweifel  bleiben. 
Als  der  Amsterdamer  Kongress  die  ReMlutk»  zu  gunsten  der  Einheit  der 
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sozialistischen  Bcwc^tnp  in  jeder  Nation  annahm,  war  die  Tndtpendent  Labour 
Party  gern  bereit,  mit  der  Socuü  Democratic  Föderation  zu  unterhandeln,  wenn 
diese  ihre  im  Jahre  1902  aufgegebene  Verbindung  mit  der  Arbeiterpartei  er- 
neuen^ wolle.  Bis  heute  stdien  wir  auf  diesem  Standpunkt,  und  nichts  hat  mäxt 
dazu  Beigetragen,  uns  von  der  Social  Demoen^  FtderoHom  zu  entfernen,  als 
die  bitteren,  ungerechten  und  oft  unwahren  Kritiken,  die  die  Ftdtration  und  ihr 
Organ,  die.  Justice^  gegen  die  Arbeiterpartei  richten. 

Diese  Erklärung  vorauszuschicken,  erschien  mir  nötig.  Wenn  ich  jetzt  auf  die 
Kritiken  selbst  eingehe,  so  muss  ich  gestehen,  dass  es  mit  einem  Gefühle  der 
Müdigkeit  und  des  "Überdrusses  geschieht.  Wir  haben  sie  alle  schon  früher 
gehört  und  oft  genug  auf  sie  erwidert ;  sie  wirken  nicht  auf  a  %  der  englischen 
Sozialisten.  Sie  wurden  von  zwei  Männern  erhoben,  die  Kandidaten  bei  der 
letzten  Wahl  waren,  und  deren  Wahlkomitees,  als  sie  sie  aufstellten,  überzeugt 
waren,  sie  würden  die  von  der  Arbeiterpartei  gestellten  Bcdin<jungen  ehrlich  er- 
füllen. Sie  kamen  von  einer  Sektion,  in  der  Will  Thorne  eines  der  hervor- 
ragendsten Mitglieder  ist.  Thome  nahm  die  Bedingungen  der  Arbeiterpartei 
an,  wurde  als  deren  Kandidat  ins  Parlament  gewählt  und  nimmt  seinen  Sitz  als 
deren  Mitglied  dort  bis  heute  ein.  Weil  eben  solche  kleine  Inkonsequenzen  in 
England  wohl  bekannt  sind,  machen  derartige  Angriffe,  wie  die  von  der  Stutt- 
garter Tribüne  erfolgten,  im  eigenen  Lande  keinen  Eindruck. 

Ich  möchte  jedoch  die  englische  Lage,  von  Persönlichkeiten  absehend,  besprechen  " 
und  auf  die  Kritik  eingehen,  soweit  sie  ernst  zu  nehmen  ist.    Deren  Haupt- 
punkte sind: 

1.  Die  Arbeiterpartei  ist  nicht  sozialistisch,  und  einige  ihrer  Parlamcntsmit« 
glieder  erklären,  dass  sie  nicht  Sozialisten  sind. 

2.  In  einer  oder  zwei  Fragen,  über  die  es  unter  Sozialisten  keine  Meinungs- 
verschiedenheit geben  sollte,  gestattet  die  Partei  ihren  Mitgliedern,  zu  stim- 
men, wie  sie  wollen. 

3.  Die  Kandidaten  der  Partei  dürfen  sich  nur  Arbeiierkandidaien  nennen. 

4.  Die  Partei  hat  es  abgelehnt,  ein  offizielles  Programm  aufzustdlen. 

Vor  allen  Dingen  muss  ich  erklären,  was  die  Arbeiterpartei  im  Grunde  ist 
Sie  ist  nicht  eine  Vereinigung  einzelner  Mitglieder,  sondern  ein  Bund  von 
Organisationen,  und  nur  sozialistische,  gewerkschaftliche  und  genossenschaft- 
liche Verbindungen  dürfen  dem  Bunde  beitreten.  Die  Genossenschaften  kann 
ieh  bei  sdte  lassen,  da  sie  sich,  abgesehen  von  einigen  Orten,  wie  Workington 
und  manchen  schottischen  Städten,  uns  nicht  angeschlossen  haben.  Alle  be^ 
deutenden  Gewerkschaften,  mit  Ausnahme  des  Bergarbeiterverbandes,  sind  in  die 
Partei  eingetreten,  und  einer  der  wichtigsten  Bergarbciterdislrikte,  Lancashire 
und  Chcshire,  ebenfalls.  Als  der  Bergarbeiterverband  im  vorigen  Jahre  eine 
Urabstimmung  vornahm,  stimmte  nur  noch  ein  bisher  von  den  Sozialisten  ver- 
nadilässigter  Distrikt,  Derbyshire  und  Nottingham,  energisch  gegen  uns. 
Andererseits  gehdren  d!e  dnigermassen  bedeutenden  sozialistischen  VereuiigaB- 
gen  zur  ParteL  Die  Lage  ist  aus  der  folgenden  Formel  zu  ersehen: 

Arbeiterpartei  

Gewerk-       Indepcndcnt          Fabian        Social  DemocnUie       Socialist  Lobour 
«chaften       Labour  Forty       Society       Federalion  Party  etc. 

(1700000)     (40000)  (1200)         (7000)  (200?) 

Sozialismus 
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Das  ist  die  heute  in  England  vorhandene  Gruppierung.  Ihre  Notwendigkeit 
muss  jedem,  der  mit  der  englischen  Politik  praktisch  bekannt  ist,  vollkommen 
einleuchten.  Lange,  bevor  die  sozialistische  Bewegung  im  Leben  unseres  Landes 
Bedeutung  gewann,  waren  schon  unsere  Gewerksdiaften  oifianisiert  und  hatten 
einen  grossen  Einflnss  gewonnen.  Emtr  der  am  meisten  in  Ehren  gdialtenen 
Punkte  ihrer  Statuten  war  ihre  Nichtbeteiligung  an  der  Politik.  Ihre  Führer 
waren  jedoch  personlich  Liberale,  und  da  es  auf  den  jährlichen  Kongressen  er- 
laubt war,  sich  mit  Arbeiterpolitik  zu  beschäftigen,  waren  die  angenonmienen 
Resolutionen  liberal  und  radikal.  Hier  lag  also  das  erste  grosse  Problem  für 
die  englische  sozialistische  Bewegung.  Die  in  ihren  dirdcten  Besidrangen  zum 
Ka^talismus  auf  der  engsten  Klassengrundlage  organisierten  Gewerkschaften 
waren  in  ihren  indirekten  Beziehungen  zu  ihm  durch  Politik  und  Gesetzgebung 
nicht  viel  mehr  als  Werkzeuge  in  der  Hand  der  Kapitalisten.  Als  wir  mit 
diesem  Problem  in  nähere  Berührung  traten,  fanden  wir  es  noch  durch  ver- 
schiedene, aus  örtlichen  Bedingungen  herstammende  Schwierigkeiten  kompli- 
ziert. So  herrschte  beispielsweise  im  Lancashirer  BaumwoUspinnereigebiet  die 
Tradition,  dass  ein  Kind,  das  nicht  früh  in  .die  Mühle  käme,  niemab  die  notige 
Geschmeidigkeit  der  Finger  erwerben  könnte,  um  gut  Baumwolle  zu  spinnen. 
Diese  Tradition  wurde  von  den  Arbeitern  gepflegt  und  war  also  nicht  nur  eine 
kapitalistische  Finte.  In  Durham  wieder,  wo  die  Bergarbeiter  sich  dank  den 
geologischen  VerhSItnissoi  und  unterstützt  von  der  gewerfcsehaftliclien  Wiik- 
samkeit  einen  Siebenstundentag  erobert  hatten,  wollten  sie  die  Agitation  für 
den  Achtstundentag  nicht  dulden.  Erst  verstanden  .sie  sie  falsch,  und  dann, 
als  sie  sich  erst  in  eine  Oppositionspolitik  eingelassen  hatten,  die  nach  der 
Ansicht  ihrer  individualistischen  liberalen  Arbeiterführer  sehr  klug  war,  gingen 
sie  allmählich  zu  einer  blinden  Opposition  gegen  die  Achtstundengesetzesvorlage 
über.  Da  erhob  sidi  die  Frage :  Sollen  wir  warten,  bis  Lancashire  und  Durham 
ihre  T^radittonen  fallen  lassen,  bevor  wir  die  für  den  weiteren  Fortachritt  des 
Sozialismus  in  England  so  wesentliche  Verbindung  zwisdien  den  Gewerkschaften 
und  dem  Sozialismus  anbahnen? 

Solche  Fragen  können  nicht  akademisch  beantwortet  werden.  Es  bieten  sich 
Gelegenheiten,  di^  wenn  sie  von  dogmatischen  Puristen  versäumt  werden,  vor- 
übergehen und  nie  wiederkehren.  Dank  der  energischen  Propaganda  des  Sozialis- 
mus durch  die  Independent  Labour  Party  hatte  der  Gewerkschaftskongress  im 
Jahre  1899  seine  Meinungen  so  sehr  geändert,  dass  er  bereit  war,  eine  Reso- 
lution zu  gunsten  einer  politischen  Verbindung  mit  den  Sozialisten  zu  fassen; 
zu  gleicher  Zeit  hatte  die  selbe  Partei  starke  Organisationen  in  der  Graf- 
schaft Durham  gegründet  und  solch  einen  Einfluss  in  einicfcn  Durhamer 
Wählerschaften  erlangt,  dass  sie  von  Arbeiterkandidaten  leicht  zu  gewinnen 
waren.  Die  Wirkung  der  rein  sozialistischen  Agitation  wurde  noch  durch  die 
Angriffe  der  Presse  und  der  Gerichtshöfe  gegen  die  Gewerkschaften  verstärkt. 
Offenbar  war  der  Zei^unkt,  auf  den  die  Independini  Labimr  Party  hingearbettet 
hatten  gdtommen,  und  wir  wären  schwächliche  Narren  gewesen,  hätten  wir 
ihn  vorübergehen  lassen.  In  einem  ungewöhnlichen  Momente  gesunder  prak- 
tischer Einsicht  schloss  sich  die  Social  Democratic  Fcdcration  uns  an.  Sie 
besass  aber  einen  starken  linken  Flügel  von  Impossibilisten,  denen  die  geringste 
Spur  von  Fähigkeit  fehlte,  die  grosen  vitalen  Bewegungen  unseres  öffentUchea 
Lebens  zu  ergreijEen  und  zu  formen.  Dieser  Flügel  war  unglücklich  und  empSrt, 
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und  die  Social  Demoer atic  Federation  verltess  uns.  Seitdem  fristet  sie  ein 
kümmerliches  Diasdn,  indem  sie  von  dem  ungdieiMRi  Impuls  profideit,  den  di« 
&foIge  der  Arbeiterpartei  dem  Sozialismas  gegeben  haben,  mid  einen  extremen 

linken  Flügel  von  Intransigenten,  um  sich  schart,  die,  um  mit  Jaurcs  zu  reden, 
den  Sozialismus  als  eine  Art  in  einem  Schrein  eingeschlossene  Gottheit  be- 
trachten und  in  der  praktischen  Politik  wie  ein  Stamm  Ismael  handeln.  Die 
schmähHchen  Niederlagen  aller  ihrer  Kandidaten  bei  der  letzten  Wahl  kemi- 
zeichnen  ihre  Stellung  im  Lande  zur  Geni^;e. 

Wenn  jedoch  keine  Änderung  in  der  Pditik  der  Gewerkschaften  stattgefunden 
oder  die  reine  Propaganda  des  Sodaitsmus  infb^  der  Verhindong  gditten 

hätte,  würde  ich  gern  zugeh^,  dass  die  Politik  der  Jndependent  Lobour  Party 
von  der  internationalen  sQ^ffiüistischen  Bew^ung  zurückgewiesen  werden  dürfte. 

Dem  ist  aber  nicht  so^y^ 

Als  Resultat  der  Verbmdung  hat  sich  die  politische  Stellung  der  Gewerkschaften 
ungeheuer  verändert.  Die  Satzungen  der  Arbeiterpartei  sind  heute  viel  ent- 
schiedener unabhängig  als  zur  Zeit,  da  die  Social  Demoeratic  FederoHon  mit 
uns  ging.  Die  Absonderung  der  Partei  vtm  den  bürgerlichen  politischen  Par- 
teien ist  jetzt  in  viel  klareren  Worten,  als  ursprünglich,  festgestellt.  Die  selbe 
Veränderung  hat  in  den  vorher  erwähnten  lokalen  reaktionären  Traditionen 
stattgefunden.  Shacklcton,  den  Irving  zwar  nicht  genannt,  auf  den  er  sich  an- 
bilUgerwetse  aber  bezogen  hat,  hat  erklärt,  dass  er  ^ür  die  Erhöhung  des  schul- 
pflichtigen Alters  auf  i6  Jahre  sei»  und  dass  Lancashire  auch  allmihlich  zu 
dieser  Ansicht  kommen  müsse.  Arthur  Henderson,  der  1903  als  einer  unserer 
Kandidaten  einen  Sitz  in  Durham  gewann,  hat  öttcntlich  ausgesprochen,  er  per- 
sönlich sei  der  Ansicht,  dass  Durham  sich  in  Sachen  des  Achtstundengesetzes 
mit  den  anderen  Grubenzentren  in  Übereinstimmung  setzen  solle.  Der  Sieger 
von  Jarrow»  eines  Durhamer  Wahlkreises,  Pete  Curran,  ist  dner  der  be- 
deutenibten  Vorfeeliter  des  Achtrtundentages.  Gerade  als  Irving  ^racb,  recht» 
fertigte  sich  die  Politik,  die  die  Arbeiterpartei  inauguriert  hatte,  in  glänzender 
Weise,  indem  sie  die  wenigen  anfechtbaren  Punkte,  die  er  mit  so  viel  Be- 
hagen und  so  viel  Ungerechtigkeit  anführte,  aus  der  Welt  schaffte.  Unsere 
Politik  muss  als  Ganzes  beurteilt  werden:  die  Lage,  die  wir  vorfanden,  die 
sich  uns  darbietenden  Gelegenheiten  zum  Handeln,  die  von  uns  bewirkten  Ver- 
änderungen, die  aus  den  Nebeln  der  Zulomft  Idar  hervortretenden  Ziele,  und 
nicht  nach  einigen  noch  existierenden  Inkonsequenzen,  der  Erbschaft  einer  jetzt 
toten  und  begrabenen  Vergangenheit. 

Die  sozialistische  Bewegung  selbst?  Darüber  haben  wir  nur  Erfolge  zu  be- 
richten. Die  Propaganda  der  Indcpendcnt  Labour  Forty  gilt  ausschliesslich  dem 
Sozialismus.  Der  Sozialismus  ist  der  erste  Punkt  in  seinen  Zielen.  Die  Fort- 
sdiritte  der  Inäependent  Labour  Party  seit  ihrer  Gründung  sind  folgende: 
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In  der  Arbeiterpartei  haben  wir  eine  permanente  Verbindung  zwischen  den  Ge- 
werkschaften und  den  Sozialisten;  ihre  Fonds  werden  durch  die  nach  einem 
festen  Massstab  Ton  beiden  erhobenen  Beiträge  erhalten,  und  ihre  Politik  wird 
durch  Statuten  bestimmt»  die  ausdrücklich  erklären,  die  Partei  sei  die  Vertretung 
der  Arbeiterklasse  und  unabhängig  von  den  bürgerlichen  Parteien.  Es  ist  wahr: 
sie  ist  nicht  sozialistisch.  Sie  ist  aber  gerade  d  i  c  Kombination  der 
Arbeiterorganisationen,  die  in  dieser  Übergangszeit  zwischen  Kapitalismus  und 
Sozialismus  ebenso  wesentlich  ist,  wie  eine  sozialistische  Partei  selbst.  Die 
grossen  Begründer  des  modernen  Sozialismus,  Marx  und  Engels,  haben  stets 
solch  eine  Verbindung  als  die  Verkörperung  der  Arbeiterklasse  und  des  sozia- 
listischen Geistes  angesehen  und  sind  nie  ir:^  Zweifel  darüber  gewesen,  ob  sie 
zur  allgemeinen  Arbeiterbewegung  zählte,  die  das  kapitalistische  Regime  in  den 
Sozialismus  überführen  soll. 

In  der  kurzen  Geschichte  der  Arbeiterpartei  sind  es  hauptsächlich  zwei  Um- 
stände, die  in  den  Stuttgarter  Angriffen  figurieren. 

Als  sie  ihre  Tätigkeit  damit  begann,  Parlamentskandidaten  aufzustellen,  sah 
sie^  dass  diese  alle  müglichen  offizidlen  Titd  annahmen.  Einige  nannten  sich 
Afbeiterkamdidaten,  einige  Sosiatisten,  andere  Cewerkschaftskandidaten,  wieder 
andere  legten  sich  Titel  bei,  die  aus  verschiedenen  Kombinationen  dieser  Worte 

gebildet  waren.  So  entstand  eine  tmerträglicbe  Verwirrung.  Es  war  klar:  so- 
lange nicht  alle  unsere  Kandidaten  einen  gemeinsamen  Namen  führen  würden, 
würde  die  Einheit  und  der  Zusammenhang  unserer  Bewegung  nicht  hervor- 
treten und  eine  feste  Partei  im  Färlament  nicht  gewonnen  sein.  Die  Frage 
war  nur,  was  für  ein  Name  das  sein  solle.  Er  konnte  nicht  Sosialist  sein,  weil 
einige  unserer  klassenbewussten  Gewerkschafter  diesen  Namen  nicht  akzeptieren 
konnten;  er  konnte  auch  nicht  Gewerkschafter  sein,  weil  die  Sozialisten  damit 
nicht  einverstanden  gewesen  wären.  Bevor  die  Arbeiterpartei  gebildet  wurde, 
hatte  die  einflussreichstc  sozialistische  Organisation  ihre  Kandidaten  unter  ihrem 
eigenen  Namen  als  wu^hängige  Afbeiterkandidaten  auftreten  lassen.  Das  Wort 
unabhängig  wurde  fallen  gelassen,  und  wir  einigten  uns  auf  das  Wort  Labour, 
Es  wurde  jedoch  eigens  bestimmt,  dass  es  den  Kandidaten  in  ihren  Reden, 
Wahlaufrufen  und  anderen  Schriften  frei  stände,  so  oft  und  so  herausfordernd, 
wie  sie  wollten,  zu  erklären,  dass  sie  Sozialisten  seien.  Das  Verbot,  das  Wort 
SoMialismiis  oder  SoMiaUst  zu  gebrauchen,  bezog  sich  Uso  nur  auf  den  offiziellen 
Titel  unserer  Kandidaten,  und  nicht  darauf»  was  sie  in  der  Wahlagitation  zu 
sagen  hatten.  Es  existiert  nicht  ein  einziger  von  einem  Sozialisten  vertretener 
Wahlkreis  im  Lande,  in  dem  es  nicht  von  jeder  Tribüne  immer  und  immer 
wieder  betont  wurde,  sein  Kandidat  wäre  Sozialist  und  würde  im  Parlament  als 
Sozialist  auftreten. 

■Schliesslich  wurden  wir  beschuldigt,  kein  Programm  zu  haben.  Unter  allea 
gegen  uns  gerichteten  nichtigen  Kritiken  ist  diese  die  nichtigste.  Jahr  für  Jahr 

kommen  einige  Amateurpolitiker  in  unsere  Versammitmgen  und  verlangen  ^ 
Aufstellung  eines  Programms,  und  Jahr  für  Jahr  lehnen  wir  es  zum  grossen 
Kummer  der  liberalen  Partei  ab.  Die  Gründe  dafür  sind  vom  sozialistischen 
Standptinkte  aus  einleuchtend.  Der  erste  folgt  aus  den  speziellen  Verhält- 
nissen der  englischen  Politik.  Wenn  der  Parteitag  der  Arbeiterpartei  je  sagen 
würde:  diese  oder  jene  fünf,  sedis  Punkte  sollen  unser  Programm  tehi,  und 
für  diese  müssen  wir  zuerst  arbeiten,  so  hätten  wir  folgende  Alternative.  Das 
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Pn^rratmn  wfirde  entweder  aus  Sätzen  bestehen,  die  gerade  znr  Verwirldidiung 
reif  wären,  und  dann  würde  es  von  einer  Sektion  der  Radikalen  aufgenonunen 

werden,  die  uns  Schwierigkeiten  machen  würden,  wenn  wir  ihnen  unsere  eigenen 
Kandidaten  j:^cc:cnüberstellten.  Deshalb  verurteilen  uns  die  Radikalen  ganz 
ebenso  wie  die  Social  Democratic  Federation,  dass  wir  kein  Programm  haben; 
es  ist  ein  richtiger  liberaler  Sdiachzug  gegen  uns.  Oder  das  Programm  wfirde 
so  extrem  sein,  dass  es  uns  aus  dem  Bereiche  der  praktischen  Politik  aus- 
schliessen  und  unsere  Mitarbeit  im  Parlament  an  solchen  Dingen  unm^ich 
machen  würde,  die  wir  als  Sozialisten  auf  unsere  Weise  regeln  sollten,  statt 
den  Liberalen  zu  gestatten,  sie  auf  ihre  Art  zu  ordnen.  Würden  wir  solch  ein 
Programm  aufstellen,  so  würden  wieder  die  Liberalen  profitieren^  und  die 
Arbeiterpartei  würde  nnfmditfaar  und  impossibilisiisdi  werden. 

In  einem  parlamentarischen  Lande,  das  von  opp<Mtumstisdien  Parteioi,  wie 
unseren  Liberalen  und  KonservatiTen,  regiert  wird,  wird  übrigens  ein  Programm 

—  wie  die  Liberalen  es  mit  ihrem  famosen  Newcastler  Programm  erfuhren  — 
bald  ein  toter  Buchstabe  und  hemmt  die  freie  Tätigkeit  tiner  Partei,  jede 
sich  darbietende  Gelegenheit  zu  ergreifen.  Die  Interessen  wccliscln,  die  Motive 
des  Fortschreitens  schwanken  von  einer  Frage  zur  anderen,  die  Meinung  der 
Masse  ist  wie  eine  Flu^  die  bald  auf  einen  Punkt,  bald  au£  einen  anderen  hin- 
strömt: wdie  der  Par^  ^e  ihre  Tätigkeit  stereotypiert  und  ihre  Beweglidikeit 
aufgibt !  Eine  grosse  Partei  In  einem  Lande,  das  so  r^ert  wird,  wie  unsere^ 
braucht  nicht  ein  Programm,  sondern  eine  Politik,  einen  weiten  Blick,  einen 
Standpunkt  zur  Bcherrschuntj  der  ganzen  Tätipfkcit.  Die  Führer  der  Arbeiter- 
partei haben  daran  gedacht,  und  gerade  weil  sie  diese  politische  Einsicht  gehabt 
haben,  ist  die  Partei,  die  vor  sieben  Jahren  noch  nidit  existierte,  so  mäditig 
heute  in  der  Politik  Englands. 

Ich  will  erklären,  was  wir  statt  des  Programms  gewählt  haben.  Die  Partei 
muss  vor  allen  Dingen  einen  Standpunkt  haben.  Der  unsrige  ist  der  der  Arbeit, 

der  Standpunkt  des  Enterbten,  im  Schweisse  seines  Angesicht;  Arbeitenden, 
des  Mannes,  der  sieht,  dass  Elend  und  Armut  das  Charakteristikum  einer  reichen 
Nation  sind.  Wir  halten  jährliche  Parteitage  ab,  um  über  verschiedene,  von 
unseren  verbfindeten  Organisationen  eingesandte  Resolutionen  zu  beraten,  und 
die  angenommenen  Resolutionen  werden  für  die  gegenwärtigen  Umstände  die 
Richtschnur  unserer  Tätigkeit.  Diese  Parteitage  sind  so  gelegt,  dass  sie  ge- 
rade vor  der  ParlamentseröfTnung  stattfinden.  Am  Tage,  bevor  das  Parlament 
zusammentritt,  versammelt  sich  dann  unsere  Parlaments fraktion  und  überlegt, 
was  während  der  Session  zu  tun  ist  Die  Resolutionen  und  Debatten  des 
Parteitages  nodi  frisdi  im  Gedächnisse,  stellt  sie  ihr  Sessionsprogramm  auf. 
Das  Regierungsprogramm  ist  bekannt ;  nun  berät  sie,  wie  sie  die  offiziellen  Ge- 
setzesvorlagen verbessern  kann  und  welclic  Haltung  «^ic  überhaupt  den  Re- 
gierungsvorschlagen  gegcnüher  einzunehmen  hat.  Während  der  Session  ver- 
sammelt sie  sich  wenigstens  einmal  die  Woche,  um  ihr  Programm  je  nach  den 
Umstanden  xu  entwickeln  und  zu  erweitem*  Vierteljährlich  einmal  wird  ein 
Bericht  über  ihre  Tätigkeit  an  die  angeschlossenen  Organisationen  eingesandt, 
und  am  Ende  des  Jahres  unterwirft  sie  sich  der  Kritik  des  Parteitages.  Das  ist 
unsere  Antwort  auf  die  stürmische,  in  völliger  Unkenntnis  der  parlamentarischen 
Politik  gestellte  Forderung  der  Social  Democratic  Federation,  Programme  für 
den  Schaufenstergebrauch  aufzustellen. 
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Wdches  sind  die  Ergebnisse  unserer  Politik?   Wddie  praktischen  Resttltate 

hat  sie  in  den  zwei  kurzen  Jahren,  seit  eine  organisierte  Arbeiterpartei  im 
Parlament  existiert,  gezeitigt?  Wir  haben  Gesetzesvorlagen  eingebracht  und 
durchgesetzt,  welche  das  Vermögen  der  Gewerkschaften  schützen  und  das  Kon- 
spiratioosgesetz  so  weit  verbessern,  dass  die  Gewerkschaften  in  Gewerkschaf ts< 
Streitigkeiten  eine  grössere  Bewegungsfreiheit  haben,  Gesetzesvorlagen,  wd^e 
den  Bdidrden  die  ItCaciit  verleihen,  bedürftige  Kinder  mit  Mahlzeiten  su  ver- 
sorgen. Wir  haben  das  Haftpflichtgesetz  sehr  wesentlich  geändert  und  einer 
Million  Lohnarbeiter  mehr  dessen  Vorteile  zugänglich  gemacht.  Auch  Gesetzes- 
vorlagen und  Resolutionen  über  das  Trucksystem,  die  Schwitz- und  Hausindustrie, 
die  gesetzliche  Messung  des  Eisens  und  anderer  Produkte,  um  den  Lohn  der 
Arbeiter  vor  VerkSrznng  durch  die  Arbeitgeber  nt  schätzen,  ein  Achtttnnden- 
gesetz  fStr  Bergarbeiter  sind  von  nns  eingebracht  und  Konunissionen  flberwiesen 
worden,  die  sich  jetzt  damit  beschäftigen.  Wir  haben  Untersuchungskom- 
missionen veranlasst,  um  die  Arbeitsbedingungen  der  Staatsarbeiter  zu  prüfen 
ujid  zu  bessern.  Wir  haben  die  Altersversicherung  in  den  Vordergrund  der  Politik 
gezogen  und  sie  so  erfolgreich  vertreten,  dass  der  Finanzminister  sie  für 
das  nSchste  Jahr  versprechen  nmsste.  Wir  haben  auch  die  Regierung,  sdir 
gegen  ihren  Willen,  gezwungen,  Geld  für  Versuche  zur  Besdiäftigung  der 
Arbeitslosen  auszugeben,  und  jetzt  eine  Gesetzesvorlage  eingebracht,  die 
sich  in  durchgreifender  Weise  mit  dem  Problem  der  Arbeitslosigkeit  beschäf- 
tigt Die  Rcsohitionen,  die  w'ir  dem  Parlament  vorgelegt  oder  vorzulegen  uns 
bemüht  haben,  betreffen  die  Nationalisation  des  Grund  und  Bodens,  der  Berg- 
werke und  der  Eisenbahnen,  die  Neuverteilung  der  Besteummg;  damit  alle 
Kosten  der  R^emng  von  dem  nicht  durch  Verdienst  erworbenen  Einkommen 
der  Reichen  getragen  werden,  den  Ladenschluss,  die  Beseitigung  aller  Hinder- 
nisse, die  sich  der  Munizipalisicrung  der  öffentlichen  Dienste  entgegenstellen  usw. 
Es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  das  der  Erfolg  einer  Fraktion  von  30  (seit 
Juli  31)  Mitgliedern  ist,  unter  denen  26  im  Frühling  1906  Neulinge  im  Parlament 


■Wenn  unsere  Genossen  auf  dem  Kontinent  die  Arbeiterpartei  und  die  Politik 
der  in  ihr  arbeitenden  Sozialisten  im  Lichte  englischer  Verhältnisse  beurteilen, 
•wenn  sie  die  fast  wunderbaren  Veränderungen,  die  sie  in  der  Organisation 
der  Arbeiterpolitik  zu  wcgc  gebracht  hat,  voll  würdigen,  wird  es  ihnen  auch 
nicht  schwer  werden,  einzusehen,  wie  vollkommen  berechtigt  ihr  Anspruch  ist, 
als  Teil  der  internationalen  Arbeiterbewegung  willkommen  geheissen  zu  werden, 
und  wie  kleinlich  und  nicht^  die  AagtiSt  sind,  die  von  Rednern  wie  Irving 
auf  dem  Stuttgarter  Kongress  gegen  sie  gerichtet  wurden. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ERNST  DEINHRRDT  •  DIE  INTERNnTIONRLEN 

BEZIEHÜMQEM  DER  QEWERKSCHnFTEM 

lIE  Stuttgarter  internationale  Woche  brachte  uns  nicht  nur  den  inter- 
nationalen Sozialistenkongress,  sie  brachte  uns  auch  eine  ganze  Reihe 
internationaler  gewerksdiaftlicher  Tagungen.  Nicht  weniger  als 
I XI  Berufsgruppen  haben  in  der  Woche  vor,  während  und  im  Anschluss 

lan  den  internationalen  Sozialistenkongress  mit  den  verwandten  aus- 
lindischen  Bruderorganisationen  Zusammenkünfte  oder  Konferenzen  abgehalten, 
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und  wenn  diese  gegen  die  grosse  Tagung  der  Arbeiterinternationalen  auch  etwas 
in  den  Hintergrund  traten,  so  möchte  ich  die  Bedeutung  dieser  Gewerkschafts- 
kongresse doch  noch  höher  einschätzen,  nls  die  des  Sozialistenkongresses,  so 
glänzend  diese  Versammlung  auch  war.  Denn  diese  Tagung  erzielte  ihre  grösste 
Wirkung  doch  nur  als  Demonstraticm  der  sozialistischen  Arbeiterschaft  aller 
Kulturländer,  während  ihren  Beratungen  und  Besdilfissen  in  der  Hauptsache 
nur  eine  mehr  problematische  "Hedeutung  zukömmt.  Die  internationalen 
gewerkschaftlichen  Kongresse  hingegen  verrichteten  zumeist  eine  Arbeit,  die 
auf  die  Arbeiterbewegung  sofort  eine  direkte  praktische  Wirkung  ausübt,  die 
sofort  in  die  Tat  umgesetzt  werden  kann,  die  die  gewerkschaftliche  Organi- 
sation und  Tätigkeit  in  den  verschiedenen  Ländern  dirdtt  ^faktisch  beeinflusst, 
die  allen  beteiligten  Gewerkschaften  direkt  feste  Verpflichtungen  schafft.  Mit 
einem  Wort:  die  gewerkschaftlichen  internationalen  Kongresse  verkörperten  in 
gewissem  Sinne  die  Arbeiterinternationale  der  Praxis,  der  internationale 
Sozialistenkongress  die  Arbeiterinternationale  der  Theorie.  So  konnte  man 
in  Stuttgart  Theorie  und  Praxis  am  Werk  sehen,  und^ieses  Werk  war  gleich 
erfreulich  für  alle  Arbeiter  und  Arbeiterfreunde, 

Die  internationale  gewerkschaftliche  Bewegung/^  so  alt,  wie  die  internationale 
Arbeiterbewegung  überhaupt.  Beide  Bewegtlbgen  haben,  wie  wir  das  auch  bei 

der  Entwickelung  der  nationalen  gewerkschaftlichen  und  politischen  Arbeiter- 
bewegimg  feststellen  können,  die  selben  Voraussetzungen  und  Möglichkeiten, 
die  selben  Bedingungen  und  Ziele.  An  der  am  28.  September  1864  auf  einem 
Meeting  in  London  gegründeten  Internationalen  Arbeiterassoziation  wirkten 
in  gleicher  Weise  politische  Vereine,  wie  Gewerkschaften  mit  Und  Torzfiglich 
waren  es  damals  die  vorgeschrittenen  englischen  Gwerkschaften,  die  der  Inter- 
nationalen durch  ihre  Mitarbeit  Kraft  und  Bedeutung  verliehen.  Es  ist  von  be- 
sonderem Interesse,  dass  gerade  Marx  und  Engels  auf  diese  Mitarbeit  grossen 
Wert  legten,  wie  sie  immer  wieder  die  Gewerkschaften  für  die  Internationale 
ZU  interessieren  und  sie  zu  beeinflussen  versuchten,  wie  sie  sogar  so  weit  gingen, 
den  Gewerkschaften  der  verschiedenen  Länder  in  grossen  wirtschaftlichen 
Kämpfen  die  finanziellen  Mittel  der  Internationalen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
In  Deutschland  speziell  wirkten  die  der  Internationalen  angehörenden  politi- 
schen Fülircr  eifrig  für  die  Schaffung  von  internationalen  Gewerkschafts- 
gcnosscnschaften. 

Bei  den  Gewerkschaften  wirkten  daneben  noch  andere,  in  der  Natur  der  gewerk- 
schaftlichen Bewegung  allein  begründete  Kräfte  mit  an  der  Sdiaffung  inter- 
nationaler gewerkschaftlicher  Verbindungen.  Aufgabe  der  Gewerkschaften 
soll  es  in  erster  Linie  sein,  für  die  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  der 
Arbcitcrl\lasse  Sorge  zu  tragen.  Bei  der  Durchführung  dieser  Aufgabe  stossen 
die  Gcwerkschaiten  oft  genug  auf  Widerstände,  die  einen  internationalen 
Charakter  tragen,  und  deren  Überwindung  ihnen  auch  nur  durch  internationale 
Zusammenfassung  der  Kräfte  des  Proletariats  möglich  ist  Der  gewerk- 
schaftliche Kampf  ist  in  hohem  Masse  von  der  Lage  und  dem  Stand  des  Welt» 
marktes,  von  der  drückenden  Konkurrenj:  dor  Industrieländer  mit  einer  schlecht 
entlohnten  Arbeiterschaft,  von  der  Konkurrenz  billiger,  auch  aus  dem  Ausland 
importierter  Arbeitskräfte  abhängig.  Mit  der  Entwickelung  der  Industrie  unter- 
liegt nicht  nur  diese,  sondern  in  vermehrtem  Masse  auch  die  Arbeitersehaft 
einer  Fluktuation  von  und  nach  dem  Ausland,  die  durch  die  wirtscfaafts-  und 
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sosialpolitische  Gesetzgebung  eher  gefördert,  als  gehemmt  wird.  Diese  Verhält- 
nisse machen  es  den  (Tc\vcrkpc!iaften  /tir  Pflicbt,  tiiit  den  BnuU'rort^anisnt'oncn 
anderer  Länder  Vereinbarungen  zu  treffen,  internationale  gewerkschaftliche  \'cr- 
bindungen  zu  schaffen.  Diese  Verbindungen  bezwecken  die  Belebung  und 
Befruditung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  in  den  organisatorisch  zurück- 
gebliebenen ländern»  die  gegenseitige  Verständigung  bei  gewerkschaftlichen 
Aktionen,  die  Unterbindung  des  Zuzuges  von  Streikbrechern  und  die  gegen- 
seitige Unterstützung  bei  Lohnkämplen. 

Dabei  darf  man  nicht  voraussetzen,  dass  sich  diese  internationalen  Organisa- 
tionen ohne  weiteres  als  etwas  naturnotzcendig  Gegebenes  durchgesetzt  haben, 
dass  sie  von  heute  auf  morgen  plötzlich  gebildet  worden  sind,  etwa  durch  einen 
f eterlichen  Vertrag  der  verwandten  Organisationen  der  verschiedenen  Länder. 
Auch  diese  Verbindungen  sind  langsam  geworden.  Der  Vorgang  war  wohl 
möglichst  einfach.  Der  Gedanke  der  gewerkschaftlichen  internationalen  Ver- 
brüdenmg  und  Verbindung  mag  zunächst  von  jenen  Arbeitern  und  Gewerk- 
schaften gepflegt  und  gefördert  worden  sein,  die  im  Ausland  reisten  oder 
arbeiteten.  Die  prekäre  Lage  der  Arbeiter  und  ihrer  Organisation  am  neuen 
Arbeitsort,  im  Ausland,  mag  jene  .gewerkschaftlich  erprobten  Arbeiter 
besonders  empfindlich  berührt,  mag  sie  veranlasst  haben,  womög- 
lich mit  Hilfe  der  Organisation  des  Vaterlandes,  der  man  als  Einzel- 
niitglicd  noch  angehörte,  diese  Zustände  zu  bessern,  durch  Gründung 
von  Gewerkschaften  oder,  wo  solche  schon  existierten,  durch  deren  Kräftigung 
und  Ansbfeltnng.  Damit  war  sehoo  ein  inniger  Konnex  zwischen  den  Organi- 
sationen re^dctive  der  Arbeiterschaft  der  beiden  fraglichen  Länder  angebahnt. 
Oft  genug  machte  sich  auch  die  internationale  gewerkschaftliche  Verbindung 
im  Interesse  der  im  Ausland  reisenden  oder  arbeitenden  Gewerkschaftsmitglieder 
nötig  selbst  da,  wo  leistunj^sfaliit^c  Gewerkschaften  schon  bestanden.  Den  im 
Ausland  arbeitenden  Mitgliedern  wurden  vielleicht  ara  neuen  Arbeitsort  organi- 
satorische Schwierigkeiten  bereitet,  oder  es  entstanden  Kfmflikte  im  neuen 
Arbeitsverhältnis»  die  eine  Intervention  der  Gewerkschaft  des  Vaterlandes  bei 
der  Gewerkschaft  des  neuen  Arbeitsortes,  im  Ausland,  notwendig  machten.  Und 
die  internationale  Verbindung  war  gegeben.  So  erklären  sich  gut  genug  die 
Anfänge  einer  internationalen  Gewerkschaftsbewegung  zu  einer  Zeit,  wo  eine 
starke  nationale  Bewegung  nicht  bestand,  und  sie  erklären  sich  vorzüglich  in 
den  Berufen  mit  einer  stark  fluktuierenden  Arbeiterschaft 

So  ha  den  Handschuhmachern,  die  eine  der  ältesten  internationalen  Organi- 
sationen haben.  Hiiufig  nahmen  franzoM^clic,  österreichische,  dänische,  schwedische 
Handschuhmacher  in  Deutschland  Arbeit,  oder  deutsdie  Handschuhmacher  in  diesen 
Nachbarländern.  Es  lag  dann  im  Interesse  der  etnheiniisdien  Arbeiterschaft  wie 
der  Landesorganisation,  zuziehende  ausländische  Arbeiter  unter  ihren  Einfluss  zu 
bringen,  das  heisst,  da  dies  nur  durch  die  Organisation  möglich  ist,  in  der  Gewerk- 
•cliut  des  Landes  zu  organisieren.  Bereits  1871  knüpfte  die  WitntT  Handsdrahmadier- 
vereinigung  mit  dem  deutschen  Verband  engere  Beziehungen  an,  später  auch  die 
Vereinigimgen  Skandinaviens  und  der  Prager  Verein.  £s  wurden  Gegenseitigkeits- 
verträge abgeschlossen,  deren  Kosten  aber  in  der  Hauptsache  durch  die  deutsdie 
Organisation  bestritten  wurden.  Erst  im  Jahre  1891.  auf  dorn  internationalen 
Handschuhmacherkongress  in  Brüssel,  kam  es  zu  einem  engeren  Zusammenschluss 
der  verschiedenen  Limdesorganisationen,  zur  Gründung  der  IntemationaleH  Union 
der  Handschuhmacher.  Auf  diesem  ersten  internationalen  Ilandschuhmacher- 
koflgress  waren  vertreten  die  Organisationen  von  Brüssel,  Luxemburg,  Paris, 
Grenoblc,  Mailand,  Genua,  Neapel,  Wien,  Prag,  Kaaden,  Obertham,  Joadiimsthai, 
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Kopenhaf^en,  Schweden.  Norwegen  und  Deutschland  mit  insgesamt  4aS<)  Arbeitern. 
Schon  dieser  Kongress  beschäftigte  sich  ausser  mit  organisatorischen  l'ragcn  mit  all- 
gemeinen Fragen  des  Berufs,  so  mit  Tarif  und  Lohnminimuni,  dem  Lehrlingswesen, 
der  Teilarbeit  und  der  Frauenarbeit;  das  geschah  in  steigendem  Mas'^c  auf  den 
folgenden  Kongressen,  die  1893  in  Grenoble,  1895  in  Paris,  1898  in  Zürich  und  1904 
in  Stuttgart  stattlandieii.  Anf  letzterem  Kongresse  wttrde  sogar  über  einheitliche 
Schnittpreise,  Längenmasse  und  andere  Berufsfragen,  aber  auch  über  weitgehende 
internationale  organisatorische  Massnahmen,  die  einheitliche  Streiktaxe,  internationale 
Streikkasse  usw.,  verhandelt.  Bereits  in  Brüssel  /1892/  wurde  ein  internationales 
Sekretariat  gegründet,  das  dort  13  Jahre  lang  auch  seinen  Sitz  hatte.  1904  aber  nach 
Deutschland,  nach  Berlin,  an  den  Sitz  des  deutschen  Handschuhmacherverbandes,  ver- 
legt wurde.  Diese  Organisation  mit  ihren  3000  Mitgliedern  ist  dann  auch  der  Haupt- 
träger  der  Organisation.  Ausserdem  gehören  ihr  an  die  Gewerkschaften  der  Handschuh- 
macher von  Belgien  (700  Mitglieder),  Dänemark  (120),  Frankreich  (560),  Luxemburg 
(170),  Norwegen  (45),  Osterreich  (1200),  Schweden  (180),  Barcelona  (20),  Mailand 
(120)  und  Genua  (24).  Die  Union  bezweckt  in  der  Hauptsache  gegenseitige  Unter- 
stützung bei  Lohnbewegungen  und  Streiks,  Regelung  der  Frauen-  und  Lchrlingsarbeit, 
den  Abschluss  von  Gegenscitigkeitsverträgen  zwischen  den  Organisationen  der  ver- 
schiedenen Länder,  schliesslich  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  eines  internationalen 
Sekretariats.  Dieses  gibt  seit  1892  auf  Kosten  der  Union  in  Paris  ein  französisches 
Organ,  den  Gafffwr,  heraus.  An  <!as  internationale  Sekretariat  werden  von  dcn 
Landesorganisationen  pro  Mitglied  und  Halbjahr  10  Centimes  Beitrag  abgeführt. 
In  zweiter  Reihe  waren  es.  soweit  ich  feststellen  konnte,  die  Tabak  arbeitcr, 
die  internationale  Beziehungen  anzuknüpfen  versuchten.  Die  Anregung  dazu  ging 
von  der  Londoner  Cigar-Makcrs-Mutual-Association  aus,  die  im  Jahre  1871  die 
Zigarrenarbeiterfachvcrcine  aller  Länder,  vorzüglich  Deutschlands,  zu  einer  inter- 
nationalen Konferenz  einlud.  Der  Kongress  fand  im  Dezember  1871  in  London  statt; 
Deutschland  war  durch  Fritzsche  vertreten.  Es  wurde  die  Gründung  eines  Bundes 
der  Tabakarbeitervereine  beschlossen,  dem  der  deutsche  Tabakarbeiterverein  aro 
I.  Juli  1872  beitrat  Der  Zweck  des  Bundes  war  gegenseitige  Unterstützung,  be- 
sonders bei  Lohnbewegungen  und  Streiks.  Der  Beitrag  war  auf  i  Penny  pro  Mi^lied 
und  Jahr  festgesetzt.  1872  fand  der  zweite  Kongress  in  Amsterdam  statt.  Der  Bund,  der 
bei  Inkrafttreten  des  Sozialistengesetzes  im  Jahre  1878  wohl  in  die  Brüche  gegangen 
ist,  hatte  nur  mehr  problematische  Bedeutung.  Fehlte  doch  zu  ein^r  gxiten  internationalen 
Organisation  eine  Hauptvorbedingung,  eine  gute  nationale  Organisation  der  Tabak- 
arbeiter. Im  Oktober  des  Jahres  1800  gelang  es  auf  dem  internationalen  Tabakarbeiter- 
kongress  in  Antwerpen,  eine  neue  Internationale  der  Tabakarbeiter  zu  gründen.  Ver- 
treten waren  Deutschland,  Holland,  Belgien  und  England.  Ztmächst  wurde  auf 
Vorschlag  der  Deutschen  ein  internationaler  Streikfonds,  mit  Beiträgen  von  25  Cen- 
thnes  pro  Mitglied  und  Vierteljahr,  gegründet  und  ein-  internationales  Komitee  zur 
Verwaltung  dieses  Fonds  eingesetzt.  In  Fällen  der  Not  bei  Streiks  sollten  aus  diesem 
Fonds  Unterstützungen  bis  zu  5000  Francs  gewährt  werden.  Auf  den  q>äteren 
Kongressen  —  solche  tagten  1892  in  Amsterdam,  1894  in  Basel,  1896  in  London,  1900 
in  Paris,  1904  in  Amsterdam,  1907  in  Stuttgart  —  vrtirden  unter  anderem  Einführung 
einer  internationalen  Retsekasse,  ErwciterunR  der  Bestimmungen  über  Streikunter- 
stützung aus  dem  internationalen  Streikfonds  beschlossen  und  eine  Regelung  der 
Übertrittsbedingungen  zwischen  den  nationalen  Organisationen  herbeigeführt.  Der 
Bundesbeitrag  wurde  in  London  auf  5  Pfennig,  in  .Xmsterdam  auf  16,  in  Stuttgart 
auf  20  Pfennig  pro  Jahr  und  Mitglied  festgesetzt.  Der  Bund  respektive  das  inter- 
nationale Sekretariat  hat  seinen  Sitz  in  Antwerpen.  Sein  Zweck  ist  Herbeiführung 
und  Unterhaltung  einer  Verbindung  zwischen  den  Organisationen  der  verschiedenen 
Länder  und  Herausgabc  einer  jährlichen  internationalen  Tabakarbeiterstatistik.  Nach 
einem  in  Stuttgart  gefassten  Beschluss  sind  die  dem  Bund  angeschlossenen  Organi- 
sationen gehalten,  GcgLii^tiligkcitsverträge,  betreffend  Übernahme  der  Mitglieder  der 
Bruderorganisationen  zu  gleichen  Rechten  und  mit  gleichen  Pflichten,  wie  die  eigenen 
Mitglieder,  abnischliessen.  Audi  hier  bildet  der  deutsche  Tabakarbeiterverband 
fortschrittliche  Element  und  das  Rückgrat  der  Internationalen  ;  sonst  siml  nocli  Belgien. 
Holland,  England,  Dänemark,  Schweden,  Lu.\emburg  und  die  Schweiz  dem  Bund 
angeschlossen. 

Auch  die  Töpfer  unterhalten  seit  mehr  denn  30  Jahren  internationale  Bendinngen. 
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War  doch      «rste,  1873  ^  Deutschland  gegründete  Töpfergewerkschaft,  die  ZentraU 

Vereinigung  der  Töpfer,  eine  internationale  Organisation,  die  sich  auf  Deutschland, 
die  Schweiz  und  Österreich-Ungarn  erstreckte.  Nur  700  Mitglieder  gehörten  der 
Vereinigiing  an,  die,  wenn  nicht  das  SocialistengesetE  im  Jahre  ihrer  Tätigkeit 
ein  frühes  Ziel  gesetzt  hätte,  sith  doch  immer  mehr  zu  einer  ausschliessh'ch  nationalen 
Organisation  entwickelt  haben  würde,  da  sie  nur  in  Deutschland  nennenswerten 
Anhang  hatte.  Erst  im  Jahre  1894  wurden  wieder  engere  internationale  Beziehungen 
zwischen  den  Töpferorganisationen  angeknüpft.  Im  Anschluss  an  den  neunten 
deutschen  Töpfcrkongress  in  Görlitz  fand  am  23.  und  24.  September  dort  eine  vom 
deutschen  TöpferverCand  einberufene  intematiottale  Töpferkonferenz  statt,  auf  der 
Deutschland,  Dänemark,  Ungarn,  Oberösterreich,  Rumänien  und  die  Schweiz  vertreten 
waren.  Man  einigte  sich  auf  gegenseitige  Unterstützung  der  reisenden  Berufskollegen 
und  fad  Streiks,  Anknfipfung  engerer  organisatorisdier  Bezidiungen,  Bildung  yon 
Landeskomitees  und  eines  internationalen  Zentralkomitees  der  Töpfer  mit  dem  Sitze 
in  Berlin.  Zu  praktischer  Bedeutung  gelangte  diese  lose  internationale  Verbindung» . 
der  in  den  folgenden  fahren  Schweden  uch  nodi  anschloss,  zunächst  nicht.  Konfe- ' 
renzcn  haben  wiederholt  stattgefunden.  Der  Sitz  des  internationalen  Vertrauens- 
mannes wurde  1S99  nach  Dresden,  1901  wieder  nach  Berlin  verlegt.  Vertrauensmann 
ist  mredt  der  Vorsttcende  des  deutsdien  Töpferverfaandes,  auf  welche  Organisation 
sich  die  Internationale  der  Töpfer  denn  auch  in  der  Hauptsache  stützt.  Die  Organi- 
sation erstreckt  sich  auch  jetzt  noch  auf  die  genannten  Liinder,  hat  aber  mit  der  Zeit 
grössere  Bedeutung  erlangt  Durch  sie  hat  eine  Regelung  der  Unterstützungsfrage 
und  der  Übertritt  voo  Mitfl^iedem  zwisdien  den  angeschlossenen  Landesorganisationen 
stattgefunden. 

Frühzeitig  knüpften  auch  die  Glasarbeiter  internationale  Beziehungen  an. 
Bereits  Anfang  der  achtziger  Jahre  traten  belgische,  englische  und  französische  Glaus- 
arbeiterorganisationcn  mit  einander  in  Verbindung  zwecks  Schaflimg  eines  inter- 
nationalen Bundes.  Im  Oktober  1886  fand  der  erste  internationale  Glasarbeiter- 
kongress  in  London  statt,  an  dem  allerdings  nur  englische  Organisationen  beteiligt 
waren.  Es  wurde  die  Gründung  einer  Internationalen  Glasarbeiterunion  beschlossen, 
eines  brüderlichen  Bundes  zur  Vereinigung  der  Glasarbeiter  aller  Länder,  der  die 
Beziehungen  zwischen  letzteren  pflegen  und  zu  diesem  Zwecke  ein  Sekretariat  unter- 
halten solle.  1889  ^and  in  Paris  eine  zweite,  1891  in  London  eine  dritte,  1892  daselbst 
dne  vierte,  1893  >n  London  und  Zürich  eine  fünfte  und  sechste  internationale  Kon- 
ferenz statt,  die  von  den  bedeutenderen  Glasarbeiterorganisationen  der  verschiedenen 
Länder  beschickt  waren.  Weitere  Kongresse  fanden  1894  in  Paris,  1896  in 
London,  1898  in  Berlin,  1901  in  Hannover,  1903  in  Wien  statt  Praktische  Bedeutung 
hat  diese  Internationale,  trotz  der  vielen  Kongresse,  die  im  Laufe  der  Jahre  statt- 
gefunden haben,  nicht  erlangt.  Sie  besteht  zurzeit  nur  mehr  dem  Namen  nach,  doch 
hoffen  die  deutschen  Glasarbeiter,  sie  noch  in  diesem  Jahre  zu  neuem  Leben  erwecken 
zu  können.  Bemerkt  mag  nodi  werden,  dass  sich  de  Leitung  der  Union  bisher  in 
England  befand. 

So  viel  über  die  Anfänge  dner  internationalen  Gewerkschaftsbew^^m^  in  den 
siebziger  und  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts.  Einen  neuen  Impuls 
erhielt  diese  Bewegung  am  Ausgang  der  achtziger  Jahre  und  in  den  neunziger 
JaJiren,  als  die  gewerkschaftlichen  Organisationen  der  verschiedenen  Länder 
mehr  erstarkten,  als  grössere  wirtschaftlidie  Aufgaben  an  sie  herantraten,  die 
unter  anderm  auch  die  Pflege  internationaler  Beziehungen  erforderlich  machten. 
Die  Ab-  und  Zuwanderung  von  Arbeitern  nach  und  aus  anderen  Ländern,  ihr 
Einfluss  auf  die  Lohn-  und  Streikbewegung  eines  Landes,  auf  die  Lohn-  ufid 
Preisbildung  machte  sich  den  Gewerkschaften  immer  mehr  fühlbar,  deren 
Wiiken  zur  Behebung  dieser  Einflüsse  ctn  enges  Zid  gesetat  war,  solange  sie 
sidi  bei  der  Durchfühnii^  ihrer  Aufgabe  auf  eine  ausschliesslidi  nationale 
Organisation  stutzten.  Die  Anbahnung  internationaler  Beziehungen  war  so  für 
die  meisten  Berufsorganisationen  eine  Pflicht  der  Notwendigkeit,  und  sie  wird 
es  in  der  Zulomft  immer  mehr,  je  mehr  die  nationalen  Gewerkschaften 
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erstarken,  je  grösser  ihr  Kamptteld  wird,  je  mehr  die  Interessen  clor  Arbeiter 
des  gleichen  Berufes  in  den  verschiedenen  Ländern  ineinandergreifen,  und  je 
mdir  die  Interessen  des  Unternehmertums  über  die  Grenzen  eines  Landes  hin- 
auswachsen, je  mehr  es  sich  bemuht  zeigt,  die  Arbeiterschaft  des  einen  Landes 

gegen  die  des  anderen  Landes  7.ur  Förderung  seiner  kapitalistischen  Interessen 
auszuspielen.  Der  internationale  Gedanke  wurde  zudem  in  den  Gewerkschaften 
durch  die  seit  dem  Jahre  1889  in  regelmässigen  Zcitrautncu  stattfindenden  inter- 
nationalen Sorialistenkongresse  sehr  gefordert. 

Die  Buchdrucker  waren  die  ersten,  die  in  der  Folge,  Ende  der  achtziger  Jalire, 
«ur  Gründung  einer  internationalen  Organisation  schritten,  auf  dem  ersten  inter> 
nationalen  Buchdruckerkongress  am  18.  bis  21.  Juli  1889  in  Paris.  Vertreten  waren 
aus  Spanien,  Italien,  Österreich,  Belgien,  der  Schweiz,  Deutschland,  England,  Ungarn, 
Norwegen,  Dänemark,  Frankreich,  Nordamerika  74480  organisierte  Buchdrucker. 
Es  wurde  in  der  Hauptsache  über  eine  internationale  Regelung  der  Rciseunter- 
stützung  (Viatikum)  Beschluss  gefasst.  die  Gründung  einer  internationalen  Wider- 
standskasse und  einer  internationalen  Organisation  im  Prinzip  beschlossen  und  der 
Wunsch  auf  Einrichtung  einer  gegenseitigen  Krankenunterstützung  reisender  Gehilfen 
zum  Ausdruck  gebracht  Auf  dem  zweiten  Kongress,  1892  in  Bern,  wurde  ein  inter- 
nationales Sekretariat  mit  dem  Sitz  in  Bern  gegründet,  das  am  10.  Dezember  1893 
seine  Tätigkeit  begann  und  heute  noch  besteht  Seitens  dieses  Sekretariats  sind  einige 
mustergültige  internationale  Berufsstatistiken  herausgegeben  worden.  Unter  be- 
schränkenden Bedingungen  werden  durch  die  Internationale  bei  grösseren  Lohn- 
kämpfen Unterstützungen  gewährt.  Die  Viatikumfrage  ist  jetzt  international  geregelt. 
Grossen  Wert  haben  die  Bergarbeiter  auf  die  internationale  Verbindung  gelegt. 
Sind  doch  seit  1890  nicht  weniger  als  18  internationale  Bergarbeitcrkongresse  abge- 
halten worden.  Wer  daraus  auf  eine  besonders  gute  internationale  Organisation  der 
Bergarbeiter  schliessen  wollte,  würde  allerdings  zu  falschen  Schlüssen  kommen.  Diese 
Kongresse  bewegten  sich  immer  im  selben  Geleise.  Auf  allen  diesen  Tagungen  wurde 
immer  wieder  über  die  gleichen  Gegenstände,  über  Achtstundentag,  Lohnminimum, 
Unfallverhütimg,  Krankenversicherung,  Nationalisierung  der  Gruben,  verhandelt,  und 
zwar  zumeist  nur  in  oberflächlicher,  geschäftsmässigcr  Weise.  Praktische  Bedeutung 
für  die  Bergarbeiterbewegung  hatten  diese  Verhandlungen  nur  in  den  wenigsten 
FäUen.  Das  schon  deshalb  nicht,  weil  ein  tieferes  Eindringen  in  die  beruflidien  und 
organisatorischen  Verhältnisse  der  in  netraclit  kommenden  Länder  nach  der  ganzen 
Anlage  und  Verfassung  der  Kongresse  nicht  möglich  war.  Die  deutschen  Berg- 
arbeiterfütirer  haben  wiederholt  versucht,  den  Kongressen  eine  bessere  Grundlage 
und  damit  grössere  Bedeutung  zu  geben ;  ihre  Bemühungen  scheiterten  immer  an  dem 
Widerstand  der  Engländer,  die  modernen  Gedanken  nur  schwer  zugänglich  sind,  die 
aber  mit  ihren  starken,  gut  fundierten  Organisationen  die  Kongresse  beherrschen. 
Das  eine  Gute  haben  diese  zahlreichen  Kongresse  gehabt,  dass  sie  die  Bergarbeiter- 
fiilircr  der  versdiiedencn  Länder  mit  einander  bekannt  und  vertraut  gemacht  haben, 
wodurch  die  Vorbedingungen  zu  einem  engeren  internationalen  Zusammenscblnss  ge- 
schaffen worden  sind.  ICine  förniliclie  internationale  Organisation  besteht  bisher 
nicht.  Auf  dem  ersten  Kongress.  1890  im  Jolimont,  sollte  eine  solche  geschaffen 
werden,  aber  mit  Rucksicht  auf  die  deutsche  Vereinsgesetzgebung  wurden  die  dahin- 
gehenden Vorschläge  dcutscbcrscits  nur  als  Vorschläge  luhandelt.  Immer  ist  aber 
auf  ständige  Fühlungnahme  mit  den  ausländischen  Bergarbeiterorganisationen  grosser 
Wert  gelegt  worden.  Auf  dem  Kongress  in  Lfittidi  /190s/  ist  es  den  deutschen 
Führern  gelungen,  einen  organisatorifdicn  Fortschritt  insofern  zu  erreichen,  als  der 
Generalsekretär  Ashton  verpflichtet  wurde,  möglichst  alle  Quartale  einen  Bericht  zu 
liefern,  wodurch  eine  altmähliche  persönliche  Annäherung  der  leitenden  Personen 
in  die  Wege  geleitet  wurde.  Ks  besteht  ein  internationales  Sekretariat,  das  in  Man- 
chester seinen  Sitz  hat,  ferner  besteht  die  Einrichtung  der  Landessekretärc  (je  einer 
für  die  beteiligten  Lander)  und  eines  internationalen  Komitees,  das  aus  dien  Ver- 
tretern der  angesÄlossenen  Landesorganisationen  zusammengesetst  ist  und  des  öfteren 
Sitzungen  abhält. 

Nach  den  Bergarbeitern  waren  es  die  Holzarbeiter,  die  in  die  internationale 
Bewegung  eintraten.  Ihr  erster  internationaler  Kongress  find  1891  in  Brüssel  statt,  < 
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weitere  Konferenzen  tagten  1893  Zürich,  1896  in  London.  In  Brüssel  wurde  die 
Errichtung  eines  internationalen  Sekretariats  beschlossen,  das  bis  1893  in  Brüssel, 
TOn  da  an  in  Stuttgart  domizilierte.  Es  existierte  aber  nur  mehr  dem  Namen 
nach,  da  starke  nationale  Organisationen  fehlten.  Erst  mit  der  Entwickclung 
dieser  zeigte  sich  grösseres  Interesse  für  internationale  Beziehungen ;  es  kum  zum 
Absdiluss  von  Gegensettigkeitsverträgcn,  schlieslich,  im  Jahre  1904  auf  dem  Kon« 
gress  zu  Amsterdam,  zur  Gründung  der  Internationalen  Union  für  Holzarbeiter,  die  von 
einem  internationalen  Sekretär,  dem  Mitvorsitzenden  des  deutschen  Holzarbeitcrver- 
bandes  in  Stuttgart,  geleitet  wird.  Die  Union  erhob  anfangs  i  Franc,  vom  i.  Januar  1908 
an  2  Francs  pro  100  Mitglieder  und  pro  Jahr.  Ihre  Aufgabe  war  nach  dem  in  Amster- 
dam beschlossenen  Statut  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  den  verschiedenen 
Landesorganisationen,  Femhaltung  von  Zuzug  und  eventuell  finanzielle  Unter- 
stützung bei  grösseren  Streiks,  die  Forderung  des  Abschlusses  von  Gegenseitigkdts- 
verträgen;  nach  einem  Beschluss  des  Stuttgarter  Kongresses  sind  die  angeschlossenen 
Organisationen  in  ein  festes  Gegcnscitigkcitsverhältnis,  betreffend  die  Mitglieder- 
Übernahme,  getreten.  Der  Union  gehören  jetzt  alle  bedeutenderen  Organisationen 
des  Kontinents,  a6  Verbände  in  16  Ländern  mit  250000  Mitgliedern  an;  die  grosseren 
englischen  und  amerikanischen  Verbände  stehen  bisher  noch  abseits.  Der  inter- 
nationale Sekretär  gibt  seit  September  1904  ein  Korrespondenzblatt  in  drei  Sprachen 
heraus.  Ihren  Hauptstützpunkt  findet  auch  diese  Bewegung  in  den  deutschen 
VeilNuiden. 

Einen  neuen  Impuls  fand  die  internationale  Bewegung  der  Gewerkschaften  im 
Jahre  1893.  In  diesem  Jahre  fanden  in  Zürich  gelegentlich  des  internationalen 
Sozialisten-  und  Arbeiterkongresses  für  7  Berufe  internationale  Kongresse  statt, 
und  zwar  zum  erstenmal  solche  für  die  Texfcilafbeiter,  Metalkrbeiter, 
Schneider,  Schnlunacher,  Eisenbahnarbeiter  nnd  Hutmacher. 

Die  Textilarbeiter  beschlossen,  die  Errichtung  eines  internationalen  Sekre- 
tariats ins  Auge  zu  fassen  und  für  1896  einen  internationalen  Kongress  einzuberufen. 
Dem  entgegen  beriefen  die  Engländer  den  Kongress  schon  für  das  Jahr  1894  nach 
Manchester  ein.  Deutschland  war  dort  überhaupt  nicht  vertreten.  Wichtige  Be- 
schlüsse wurden  nicht  gefasst.  Schon  im  Jahre  1895  fand  wieder  ein  internationaler 
Kongress  statt,  auf  dem  England,  Belgien,  Frankreich  und  Deutschland  vertreten 
waren.  Es  wurde  die  Errichtung  eines  internationalen  Sdoretariats  mit  dem  Sitz  in 
Belgien  beschlossen,  dessen  Kosten  auf  die  angeschlossenen  Organisationen  tun- 
gelcgt  wurden.  Auf  dem  Kongress  in  Roubaix  /1897/  wurde  der  Sitz  des  Sekre- 
tariats nach  England  verlegt,  wo  er  bis  heute  noch  ist.  Weitere  Kongresse  fanden 
noch  statt  1900  in  Berlin,  1902  in  Zürich  und  1905  in  Mailand.  In  Zürich  wurde 
die  Errichtung  eines  internationalen  Streikfonds  beschlossen,  doch  waren  von  den 
angeschlossenen  Organisationen  bis  zum  Mailander  Kongress  erst  12000  Mark  ge- 
steuert worden.  Einen  Fortschritt  brachte  der  letztere  Kongress  insoweit,  als  er 
die  Einsetzung  eines  internationalen  Komitees  beschloss,  das  je  nach  Bedarf  mit  dem 
internationalen  Sekretär  zusammentritt  und  ihm  Direktiven  erteilt.  Seit  Mailand 
sind  die  an  das  Sekretariat  angeschlossenen  Landesorganisationen  enger  in  einer 
International  federation  of  Textil- W orkers  Assodations  zusammengeschlossen 
worden. 

Von  den  Metallarbeitern  wurde  die  Gründung  einer  Zentralstelle,  eines 
internationalen  Auskunftsbureaus,  vollzogen,  das  die  Verbindung  zwischen  den 
Landesorganisationen  pflegen  und  über  Landesorganisationsfragen  informieren  sollte. 
Jedes  der  angeschlossenen  Länder  sollte  zu  den  Kosten  dieses  Bureaus,  das  sich 
anfangs  in  der  Schweiz  befand,  50  Francs  bezahlen.  Die  Engländer  vollzogen  den 
Anschluss  an  das  Bureau  erst,  nachdem  es  auf  dem  zweiten  Kongress,  1896  in 
London,  nach  England,  und  zwar  nach  Sheffield«  verlegt  wurde.  Es  gelang  den 
Engländern  aber  nicht,  der.  Metallarbeiterintemationale  nennenswerte  Bedeutung  zu 
gtbm.  Erst,  als  auf  dem  Kongress  in  Amsterdam  /1004/  der  Sitz  des  Sekretariats 
respektive  des  damals  gegründeten  Internationalen  Metallarbeiterbundes  nach  Stutt- 
gart verlegt  wurde,  machte  die  Bewegung,  die  sich  jetzt  allerdings  auf  starlce 
Organisationen  stützen  koimte,  grosse  Fortschritte.  Zweck  des  Bundes,  an  den  von 
1905  ab  3  Shilling,  einem  Beschluss  des  Brüsseler  Kongresses  /1907/  zufolge  nur 
noch  1%  Shilling  pro  xoo  Mitglieder  abgeführt  wenlen,  ist,  durch  Information, 
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Abschluss  von  Gegenseitigkeitsverträgen  und  internationale  Kongresse  das  Zu- 
sammenarbeiten der  Landesorganisationen  zu  fördern  und  die  Organisierung  der 
Metallarbeiter  in  den  noch  rückständigen  Ländeni  zu  betreiben.  Der  Sekretär  gibt 
Mtt  dem  {.  Januar  1905  eine  dreisprachig  gedruckte  Monatsrevue  Internationale 
MetattarbetUmmdschau  heraus.  Die  Schaffung  eines  Gegenseitigkeitsverhältnisses, 
betreffend  Mitgliederübcrnahmc  zwischen  den  angeschlossenen  Verbänden,  wurde 
vom  Brüsseler  Kongress  füir  dringend  notwendig  erklärt.  Angeschlossen  sind  dem 
Bmid  alle  massgebenden  Metallarbeiterorganisationen  des  Kontinents  und  Englands, 
die  zusammen  eine  Mitgliederzahl  von  mehr  denn  700000  repräsentieren. 
Die  Schneider  beschäftigten  sich  auf  ihrem  ersten  wie  auf  den  folgeneWftCon- 
gressen,  1896  in  London,  1900  in  Paris,  1904  in  Dresden,  hauptsächlich  mit  beruf- 
lichen Fragen.  Es  sollte  in  den  Landcsorganisattonen  für  Gleichstellung  reisender 
Mitglieder  ausländischer  Verbände  Sorge  getragen  werden,  was  später  zumeist  durch 
Gegenseitigkeitsverträge  geschehen  ist.  In  London  wurde  die  Gründung  eines  inter- 
nationalen Sekretariats  mit  dem  Sitz  in  Deutschland  beschlossen,  das  nur  als  In- 
formationsbureau und  loses  Bindeglied  der  nationalen  Verbände  gedacht  ist,  und 
das  jetzt  in  Berlin  domiziliert.  An  dieses  Sekretariat  ist  von  den  Landes- 
Organisationen  pro  Jahr  und  Mitglied  i  Centime  abzuführen.  Angeschlossen  an  das 
selbe  sind  Dänemark,  Deutschland.  England,  Osterreich,  Ungarn,  Schweiz,  Holland, 
Belgien,  Amerika,  Frankreich.  Schweden,  Norwegen,  Serbien.  Italien  steht  mit  dem 
Sekretariat  in  Verbindung,  ohne  aber  Beiträge  zu  entrichten. 

Die  S  c  Ii  u  h  m  a  c  h  e  r  griindc-tcn  ein  internationales  Sekretariat  mit  dem  Sit/  in 
Brüssel,  das  ebenfalls  nur  als  Io>es  Bindeglied  gedacht  war.  Die  Reiseuiuerstützung 
sollte  auch  durch  Gegenseitigkeitsverträge  geregelt  werden,  was  von  den  grösseren 
Organisationn  w-ohl  auch  geschehen  ist.  Angeschlossen  waren  die  Verbände  Deutsch- 
lands, Österreichs,  Ungarns,  Englands,  der  Schweiz,  Schwedens,  Norwegens,  Däne- 
marks und  Belgiens;  Beiträge  wurden  aber  mit  Ausnahme  der  deutschen  und 
schweizerischen  Organisationen  nur  ttnrcpelmiis'jif^  oder  gar  nicht  entrichtet,  so  dass 
das  Sekretarial,  trotz  des  1897  in  Brüssel  abgehaltenen  zweiten  Kongresses,  nach 
einigen  Jahren  sang-  und  klanglos  verschwand.  Auf  Anregung  des  deutschen  Schuh- 
nuwherverbandes  fand  jetzt  in  Stuttgart  ein  dritter  internationaler  Schuhmachcr- 
kougress  statt,  auf  dem  nnt  Ausnahme  Belgiens  alle  oben  genannten  Nationen  ver- 
treten waren.  Es  wurde  die  Gründung  einer  Internationalen  Umm  der  Sehuh- 
macker  mit  dem  Sitz  in  Nürnberg  beschlossen,  deren  Aufgaben  im  wesentlichen 
die  selben  sind,  wie  die  der  internationalen  Organisationen  anderer  Berufe,  so  der 
Holzarbeiter  und  Metallarbeiter.  Der  Beitrag  an  die  Union  beträgt  5  Pfennig  pro 
Mitglied  und  Jahr. 

Besonders  lebhaft  traten  seit  Anfang  der  neunziger  Jahre  die  Bestrebungen  auf 
Schaffung  internationaler  Verbindungen  im  Verkehrsgewerbe  zu  tage,  was 

bei  dem  internationalen  Charakter  dieses  Gewerbes  sich  gut  genug  erklärt.  Im 
Jahre  1983  fand  der  erste  internationale  Eisenbahnarbeiter  kongress  statt, 
ihm  fo^^ten  dann  bald  Kongresse  in  Paris  /1894/  und  Mailand  /1896/.  In 
Paris  wurde  ein  internationaler  Ausschuss  geschaffen,  der  in  der  Hauptsache  In- 
formationsburcau  war.  Grössere  Bedeutung  hat  diese  Organisation  nicht  erl^igU 
Fflr  die  Seeleute  und  Hafenarbeiter  wurde  im  Jahre  i8g6  auf  Betreiben 
der  englischen  Organisationen  ein  internationaler  Verband  gegründet.  Anfang  1897 
fand  die  er^te  Konferenz  in  London  statt,  an  der  Organisationen  aus  England, 
Frankreich,  Deutschland,  Holland,  Belgien,  Sl»anien  und  Russland  teilnahmen.  Hier 
wurde  lediglich  ein  Zentral.uisschuss  eingesetzt,  dagegen  wurde  auf  einer  im  Juni 
des  selben  Jahres  abgehaltenen  zweiten  Konferenz  die  endgültige  Konstituierung  der 
Infemationalen  Föderation  der  Schiffs-,  Hafen-  und  Fl$tssarbeiter  vollzogen.  Der 
internationale  Kongress  in  Paris  im  Jahre  1900  beschäftigte  sich  nochmals  mit  der 
Erweiterung  der  nunmehr  The  International  Transport  -  \V orkers'  Tcdcration  ge- 
nannten Organisation,  doch  kam  diese  nicht  recht  vorwärts.  Erst,  als  ihre  Leitung 
auf  dem  Kongress  des  Jahres  1904  in  Amsterdam  von  London  nach  Hamburg  ver- 
legt wurde,  entwickelte  sie  sich  günstiger.  Damals  zahlte  sie  77  (^7^  Mitglieder, 
Ende  1906  war  ihre  Mitgliederzahl  auf  314  595  gestiegen,  und  das.  obwohl  sich  die 
englischen  Organisationen  anfangs  von  ihr  zurückgezogen  hatten.  Die  Föderation  er- 
streckt sich  über  Nord-  und  Südamerika,  Portugal,  Spanien,  Italien,  Osterreich, 
Ungarn,  Böhmen,  Bulgarien,  Frankreich,  England,  Belgien,  Niederlande^  Deutsdiland, 
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Dänemark,  Schweden  und  Xorwcgcii.  Sie  lic-ucckt  Unterstützung  der  an- 
gcidilossenen  Organisationen  in  ihren  wirtschaftlichen  Bestrebungen,  Veranstaltung 
von  Erhdrangen  fiber  die  soziale  Lage  der  angeschlossenen  Berufe,  Förderung  des 
gesetzlichen  Schutzes  der  Transportarbeiter,  wie  der  internationalen  Solidarität  und 
Uaimonic  Sie  erstreckt  sich  auf  alle  Zweige  des  Transportgewerbes.  An  Beitrag 
wird  pro  Mitglied  und  Jahr  6  Pfennig  geleistet,  nur  die  Eisenbahner  zahlen 
4  Pfennig.  Im  Juni  1906  fand  der  fünfte  internationale  Transportarbeiterkongrcss 
in  Mailand  statt.  Ein  in  zwangloser  Folge  in  drei  Sprach'ien  erscheinendes,  gut 
geleitetes  Korrespondenzblatt  crldiehtert  den  Verkehr  zwischen  Föderationsleitung 
und  den  Landesorgani^ationen. 

Die  Hutmacher  gründeten  auf  ihrem  ersten  Kongrcss  eine  lose  internationale 
Orgaillsation,  mit  deren  Leitung  der  französische  Verband  betraut  wurde.  Bei 
Streiks  sollten  die  verschiedenen  Landesverbände  sich  gegenseitig  unterstützen.  Kon- 

Kesse  fanden  noch  statt  1896  in  London,  1900  in  Paris,  1903  in  Brüssel  und  1906  in 
«nkfurt  am  Main.  Nur  der  letztere  ist  von  grösserer  Bedeutung,  insofern  hier 
eine  Reorganisation  der  Internationalen  vollzogen  wurde.  Deren  Sitz  wurde  nach 
Akenburg,  an  den  Sitz  des  deutsdicn  HutmächerverbandCB  verlegt  Streikunter* 
Stützung  soll  gewährt  werden,  wenn  von  den  Mitgliedern  eines  Landesverbandes 
mehr  denn  25  %  ausgesperrt  sind.  In  diesem  Falle  soll  von  den  Mitgliedern  der 
angeschlossenen  Verbände  5  Centimes  pro  Mitglied  und  Woche  Kampfbeitrag  ent- 
richtet werden.  Angeschlossen  an  die  internationale  Organisation  sind  alle  be- 
deutenden Hutarbcitergeworkschaften  des  europäischen  Kontinents.  Gerade  unter 
den  Ilutarbeitern,  die  schon  früher,  bis  in  die  Zunftzeit  hinein,  internationale  Vtr^ 
bmdung  unterhielten,  und  in  dereii  Gewerbe  sowohl  der  Arbeitsmarkt,  wie  die  Pro- 
duktion erheblich  international  beeinfkisst  wird,  dürfte  die  internationale  ^werk- 
schaftliche  Verbindung  künftig  noch  grosse  Bedeutung  erlangen. 

Das  dürfte  auch  im  Kü  r  s  c  h  n  c  r  g  c  w  c  r  b  c  der  Fall  sein,  wo  ein  reger  Zu-  und 
Abstrom  von  Arbeitskräften  von  einem  Lande  zum  anderen  stattfindet,  und  wo 
deshalb  selbst  die  nationalen  Organisationen  frühzeitig  schon  ein  mehr  oder  weniger 
internationales  Gepräge  trugen.  Hier  fand  die  erste  internationale  Konferenz  1894 
in  Brüssel  Statt  Es  kam  da  eine  lo^e  internationale  Verbindung  zn  Stande.  Bie* 
schlössen  wurde  unter  anderem  bei  Streiks  pro  Mitglied  i  Franc  pro  Woche  zu 
steuern.  Weitere  Konferenzen  fanden  1902  in  Hamburg  und  1906  in  Leipzig  statt. 
Die  erste  brachte  sam  Atüdmclc,  »dass  du  internationale  Zusammenwirken  der  Be- 
rufskollegen sich  nur  stutzen  kann  auf  zentralistische  Landesverbände  mit  aus- 
reichenden Kampfesmitteln  und  Unterstützungseinrichtungen  .  .  .,  dass  das  inter- 
nationale Sekretariat  seine  Aufgabe  auf  dem  Gebiete  der  Organisationsförderuag, 
des  Abschlusses  von  Gegenseitigkeitsverträgen,  Pflege  der  Statistik  und  Unter- 
stützung ausserordentlich  schwerer  Kämpfe  nur  erfüllen  kann  bei  Vorhandensein 
gut  gefügter  Landesverbände«.  In  Konsequenz  dieser  durchaus  richtigen  Auf- 
fassung ^zeichnete  es  sowohl  die  Hamburger,  wie  die  Leipziger  Konferenz  als  die 
Hauptaufgabe  des  internationalen  Sekretariats,  starke  nationale  Landesverlnnde  zu 
schaffen,  den  Abschluss  von  Gegcnscitigkeitsverträgen  zwischen  diesen  zu  fördern 
und  bei  schweren  Arbeiterkämpfen  unterstützend  einzugreifen.  Auf  der  nächsten, 
in  Brüssel  abzuhaltenden  Konferenz  dürfte  es  zu  einem  engeren  Zusamnienschluss  der 
nationalen  Verbände  kommen.  Dem  internationalen  Sekretariat,  das  sich  zurzeit  in 
Hamburg  befindet,  sind  angeschlossen  Deutschland,  England,  Belgien,  Frankreich, 
Osterreidi,  Ungarn  und  die  Schweiz. 

Jüngeren  Dattuns  sind  die  internationalen  Beziehungen  der  Brauer.  Eine  erste 
internationale  Konferenz  wurde  anlässlich  des  internationalen  Arbeiterkongresses  1896 
in  London  abgehalten,  an  der  Vertreter  aus  England,  Deutschland,  der  Schweiz, 
Osterreich,  Ungarn  und  Nordamerika  teilnahmen.  Es  wurden  Regeln  für  den 
Ubertritt  von  Mitgliedern  zwischen  den  wichtigeren  Landesorganisationen  getroffen 
und  ein  internationales  Auskunftsburean  mit  dem  Sitz  in  Budapest  gegründet  Bei 
diesem  ersten  Versuch  der  Schaffung  einer  internationalen  Organisation  der  Brauer 
ist  es  aber  geblieben.  Die  internationalen  Beziehungen  beschränken  sich  hier  in 
der  Hauptsache  auf  den  Abschluss  von  Gegensettigkeitsverträgen  zwisdien  den 
deutschen,  amerikanischen  und  österreichischen  Organi  ationcn  luid  weitestem  Ent- 
gegenkommen der  ersteren  Organisation  Berufskollegen  aus  anderen  Bruderorgani- 
sationen gegenüber.   Wie  sdir  aber  auch  hier  von  den  deutschen  Arbeitern  der 
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internationale  Gedanke  gefördert  wird,  beweist  unter  anderem,  dass  von  den 
deutschen  Brauereiarbeitern  in  Paris  und  Marseille,  in  Briissel  und  Amsterdam» 
ferner  in  mehreren  hixemburgischen  Orten  Organisationen  gegründet  worden  sind, 
die  dem  deutschen  Brauerverband  angegliedert  sind  ond  mit  dessen  Hilfe  SChon 
mehrfach  Lohnbewegungen  gefuhrt  haben. 

Ebenfalls  im  Jahre  1896,  auf  dem  Kongress  in  London,  traten  die  Lithographen 

in  die  internationale  Bewegung  ein.  Es  wurde  ein  lntert:a!i.uij!rs  Sekretariat  der 
graphischen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  mit  dem  Sitz  in  London  gebildet,  das  in  der 
Hauptsache  bei  grösseren  Lohnkämpfen  helfend  eingreifen  sollte.  Mt^lieder  der 
angeschloossenen  nationalen  Verb  inde  werden  ohne  weiteres  in  dem  anderen  Lande 
als  vollgültige  Mitglieder  aufgenommen.  Angeschlossen  an  das  Sekretariat  sind  die 
Verbände  von  Amerika,  Australien,  Belgien,  Dänemark,  England,  Frankreich, 
Deutschland,  Holland,  Italien,  Norwegen,  Österreich,  Ungarn,  Schweden,  Schweiz 
und  Spanien.  Der  Beitrag  beträgt  für  90%  der  Mitgheder  pro  Kopf  und  Jahr 
35  Pfennig.  Grössere  Bedeutung  hat  das  Sekretariat  bisher  nicht  erlangt.  Der 
Deutsche  Seuefelderbund  hat  mit  den  österreichischen,  ungarischen  und  schweize- 
rischen Verbänden  weitgehende  Gegenseitigkeitsverlrage  abgeschlossen. 
Auch  die  Lederarbeiter  hatten  i8g6  ihren  ersten  internationalen  Kongress,  und 
zwar  in  Berlin,  wo  ebenfalls  die  Gründung  einer  internationalen  Zentrale  mit  dem 
Sitz  in  Berlin  beschlossen  wurde.  Internationale  Kongresse  haben  in  der  Folge 
wiederholt  stattgefunden,  der  letzte  im  Jahre  1903  in  Malmö,  doch  hat  das  inter- 
nationale Sekretariat  auf  Beschluss  der  letzten  Konferenz  seine  Tätigkeit  ein- 
gestellt, da  es  nur  ein  Scheindasein  fristete.  Es  fehlten  eben  in  den  ausserdeutschen 
Ländern  die  Vorbedingungen  für  den  internationalen  Zusammenschluss :  starke 
nationale  Verbände.  Sobald  es  gelingt,  diese  zu  schaffen,  dürfte  auch  die  Inter- 
nationale der  Lederarbeiter  wieder  zu  neuem  Leben  erwachen.  Zwischen  der  deutschen 
und  der  österreichischen  Organisation  werden  jetzt  noch  enge  Bezidituigen  aufrecht 
erhalten. 

Im  Jahre  1904  schufen  sich  die  Handlungsgehilfen  ihre  internationale  Ver- 
bindung. Sie  tagten  anlässlich  des  internationalen  Arbeiterkongresses  in  Amsterdam. 
Es  wurde  die  Gründung  einer  internationalen  Auskunftsstelle  mit  dem  Sitz  in 
Hamburg  beschlossen,  die  lediglich  als  lose  Verbindung  der  auf  dem  Boden  des 
Klauenkampfes  stdienden  Landesverbände  gedacht  ist  und  keinerlei  finanzielle 
Verpflichtungen  zu  versehen  hat.  Die  neulich  in  Stuttgart  abgehaltene  zweite  Kon- 
ferenz bescliaftigte  sich  in  der  Hauptsache  mit  Berufsfragen.  Angeschlossen  sind 
der  Auskunftsstclle  Deutschland,  Osterrdch,  Ungarn,  Niederlande,  Sdiweden,. 
Serbien  und  Kroatien. 

Die  Steinsetzer  gründeten  1904  auf  einer  internationalen  Konferenz  in  Dresden 
ein  internationales  Sekretariat,  dem  der  Vorsitzende  des  deutschen  Verbandes  vor- 
steht. Auf  der  zweiten  Konferenz,  1907  in  T.cipzig,  wurde  ein  Regulativ  beschlossen, 
das  die  Tätigkeit  des  internationalen  Sekretariats  vmd  die  übertriltsbedingungen 
zwischen  den  angeschlossenen  Organisationen  regelt,  diese  femer  verpflichtet,  sich 
bei  grösseren  Kämpfen  gegenseitig  moralisch  und  materiell  zu  unterstützen.  Der 
Beitrag  an  das  Sekretariat,  dem  die  Verbände  von  Belgien,  Dänemark,  Deutschland, 
Italien,  Osterreich,  Schweden,  Sdiweiz  und  Ungarn  angdioren,  ist  auf  10  Pfennig 
pro  Mitglied  und  Jahr  festgesetzt. 

1906  gründeten  die  Sattler  auf  einer  internationalen  Konferenz  in  Dresden  eine 
Internationale  Vereinigung  der  Sattler  und  verwandter  Berufsgenossen.  Diese 

bezweckt  neben  der  Verständigung  und  dem  Abschluss  von  Gegenscitigkeitsvcr- 
trägen  zwischen  den  Landesverbänden  auch  Unterstützung  mit  Geldmitteln  bei 
grösseren  Lohnkämpfen.  Der  Beitrag  beträgt  3  Francs  pro  100  Mitglieder  und  Jahr. 
Der  Sitz  der  \'ercinigung,  die  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  deutsche  Organisation 
stützt  und  der  zudem  noch  die  Landesverbände  Dänemarks,  von  Schweden,  Nor- 
wegen. Schweiz,  Osterreich,  Ungarn  und  Belgien  angehören,  ist  Berlin. 
Schliesslich  hielten  die  Porzellanarbeit  er  tcx/)  in  Limogcs  einen  ersten  inter- 
nationalen Kongress  ab,  der  zur  Gründung  einer  internationalen  Organisation  führte. 
'  Deren  Namen  ist  Internationale  Föderation  der  keramisehtn  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen. Ihr  Sitz  ist  Charlottcnburg.  Sie  hat  das  gleiche  Tätigkeitsfeld,  wie  die 
grösseren  internationalen  Organisationen.  Angeschlossen  bind  die  Landesverbände 
von  Deutschland,  Dänemark,  Frankreich,  Italien,  Osterreich  mit  insgesamt  rund 
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aoooop  Mitgliedern,  wovon  allein  14600  auf  den  deutschen  Ponellanarbetterverband 
entfallen. 

Von  besonderer  Bedeutting  fär  die  Entwickelung  der  internationalen  gewerk- 
achaftlicben  Bewegung  dürfte  aber  das  Jahr  1907  sein,  denn  in  diesem  Jahre  sind 

nicht  weniger  als  7  Berufe  zum  erstenmal  zu  internationalen  Konferenzen 

zusammengetreten  und  haben  internationale  Organisationen  geschaffen. 

£s^  waren  dies  die  Z  i  m  m  e  r  e  r ,  die  Buchbinder,  die  Fabrikarbeiter,  die 
Bäcker,  die  Friseure,  die  Gemeindearbeitcr  und  die  Maurer  und 
Bauarbeiter.  Die  meisten  dieser  Berufe,  so  vor  allem  die  Bauberufe,  die  unter 
dem  Zustrom  von  ausländischen  Arbeiter  stark  zu  leiden  haben,  haben  allerdings  seit 
Jahren  schon  Beziehungen  zu  den  ausländischen  Bruderorganisationen  gepflegt  und 
teilweise  erhebliche  Summen  im  Interesse  der  internationalen  gewerkschaftlichen 
Bew^ung  verausgabt  Die  Gründung  von  intemaitionalen  Berufsorganisationen 
bedeutet  hier  immerhin  einen  Fortschritt 

Es  verdient,  festgehalten  zu  werden,  dass  auch  die  Anregung  zu  diesen  Kon- 
ferenzen respektive  Gründungen  von  deutsch«  Seite  ausging,  dass  die 

deutschen  Organisationen  auch  hier  den  Stützpunkt  der  internationalen  Be- 
wegung bilden,  und  dass  in  allen  den  letztgenannten  Berufen  die  Leitung  der 
Internationalen  in  Händen  der  deutschen  Organisationen  Hegt. 

So  viel  über  die  internationalen  Gewerkschaften.  Dem  aufmerksamen  Leser 
wird  nicht  entgangen  sein,  wie  teilnahmlos,  ja  feindlich  grossenteils  die  grossen 
englischen  und  amerikanischen  Gewerlcsdiaften  dieser  Bewegung  gcgenfiber- 
stefaen.  Diese  Organisationen  haben  sich  von  den  internationalen  Verbindungen 
in  vielen  Fällen  femgehalten,  wo  sie  mitmachten  oder  gar  die  Führung  fiber- 
nahmen, da  waren  sie  nicht  mit  Herz  und  Hand  dabei,  und  die  Sache  kam  nicht 
vorwärts.  Der  Vorgang  lässt  keine  günstigen  Schlüsse  auf  den  Geist  der  eng- 
lischen Gewerkschalten  zu.  Protzenhafte  Überhebung  ist  im  gewerkschaftlichen 
Kampf  nicht  am  Platze  besonders  nicht  in  einer  Sache,  wie  es  die  Pflege  inter- 
nationaler  Beziehungen  ist 

Hier  haben  unsere  deutschen  Gewerksehaflen  durchaus  ihre  Aufgabe  begriffen. 
Von  jeher  haben  sie  mit  den  auidindischen  Bruderorganisationen  engere 

freundschaftliciic  Beziehungen  anzuknüpfen  versucht,  sie  haben  aber  auch  seit 
Jahren  schon  alles  getan,  um  ausländische  Arbeiter  über  die  gewerkschaft- 
lichen Ziele  aufzuklären.  Davon  legt  die  von  den  deutschen  Gewerkschaften 
herausgegebene  Agitations-  tmd  Zeitungsliteratur  in  dänischer,  hollindischer, 
französischer,  italienischer,  tschechischer  und  polnischer  Sprache  Zeugnis  ab. 
Und  die  Geschichte  der  deutsclun  Gewerk.schaftsbew^egung  ist  reich  an  Bei- 
spielen einer  wahrhaft  aufopfernden  Tätigkeit  der  deutschen  Gewerkschafter 
und  Arbeiter  im  Interesse  auslandischer  kämpfender  Arbeitsbruder.  Wo  ein 
solcher  Geist  waltet,  da  kann  man  auch  das  richtige  Verständnis  für  die  doch 
nur  mit  grossen  Opfern  verfcnOpfte  Sache  der  internationalen  Bewegung  finden. 
Und  so  ist  es  auch  erklärlich,  dass  die  deutschen  Gewerkschaften  in  der  inter- 
nationalen Gewerkschaft.sbewegung  den  Ton  angeben,  da^^s  sie  diese  mit  ihrem 
Geiste,  dem  Geiste  des  Fortschritts  und  der  opfervollen  Hingabe  durchdringen, 
dass  sie  20  von  den  oben  angeführten  internationalen  Verbindungen,  und  zwar 
die  stärksten,  leiten. 

Neben  den  internationalen  'geweiksdiaftUchen  Berufsverbänden  existiert 
übrigens  seit  1901  auch  eine  internationale  Verbindung  der  gewericsdiafdidien 
Landeszentralen.    Diese  wurde  auf  einer  Konferenz  der  gewerkschaftlichen 
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Landeszentralcn  itn  Jahre  1902  in  Stuttg-art  gegründet  und  hat  ihren  Sitz  in 
Berlin.  Ihr  sind  beigetreten  England  (dass  heisst  die  in  der  General  Fcderation 
of  Trade  Unions  vereinigten  Gewerkschaften),  Frankreich,  Holland,  Belgien, 
l^humutk,  Sdiweden,  Norwegen,  DetttschlaiK^  Osterreich,  Ungarn,  Serbten, 
Bulgarien,  Schweiz,  Italien  und  Spanien,  mit  insgesamt  rund  5  Millionen 
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitern.  Der  Sekretär  dieser  Verbindung  hat 
drei  Berichte  herausgegeben,  die  über  den  Stand  der  Gewerkschaftsbewegung 
in  den  angeschlossenen  Landern  vorzüglich  informieren. 

Einstweilen  befindet  sich  die  internationale  Bewegung  noch  in  den  Anfangs- 
stadien ihrer  Entwickelung.  Aber  sie  hat  jetzt  schon  auf  dem  Gebiete  der 
gewerkschaftlichen  Organisation  Hervorragendes  geleistet,  und  die  Zeit  ist  nicht 
mehr  fem,  wo  sie  eine  R^elung  der  gewerkschaftlichen  Aktion,  selbst  was 
Vorbereitung,  Durchführung  und  Untersttttsung  der  gewerkschaftlichen 
Kämpfe  anlangt,  in  die  Wege  leiten  wird. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HÜQO  LIMDEMRIiM  •  STÄDTISCHE  RRBEITER- 
POLITIK 

ÄHREND  die  staatlichen  Organisationen  durch  die  Art  ihrer 
Organisation  den  Charakter  des  starren,  schwerbeweglichen 
Körpers  zeigen,  dessen  Umbildung,  namentlich  in  Deutsch- 
land, ungeheuer  langsam  vor  uch  geht,  weisen  die  Ge- 
meinden eine  sehr  viel  grossere  Elastizität  auf.  Erscheint 
im  allgemeinen  der  Staat  gegenüber  dem  ruhelosen  Wechsel  des  pri- 
vatwirtschaftlichen Lebens  und  seiner  Bildungen  als  ein  im  Wechsel 
Festbeharrendes,  so  steht  die  Gemeinde  als  Mittelglied  zwischen  dem 
Staat  und  der  Gesellschaft,  doch  der  letzteren  näher,  als  dem  ersteren.  Infolge- 
dessen mfissen  auch  die  Umbildungen  des  gesellchaftlicfaen  Lebens  auf  sie  viel 
stärker  einwirken,  als  auf  den  Staat.  Und  da  die  Gemeinde  in  vid  grösserem 
Umfange,  als  dieser,  gewisse  Gebiete  der  Privatwirtschaft  übernommen  hat, 
so  sind  für  sie  die  Probleme  der  privaten  Wirtschaft,  insbesondere  das  Pro- 
blem der  Gestaltung  der  Arbeiterverhältnisse,  auch  viel  brennender.  Wir 
können  daher  auch  beobachten,  wie  die  Kommunalverwaltung  in  steigendem 
Masse  bemüht  ist,  sich  mit  der  Regelung  ihres  Verhältnisses  zu  der  von  ihr 
beschäftigten  Arbeiterschaft  abzufinden,  und  haben  in  einem  früheren  Artikd 
in  dieser  Zeitschrift  dargestellt,  in  welcher  Weise  diese  Regelung  von  den  Ver- 
waltungen der  verschiedenen  Städte  durchgeführt  worden  ist.^)  Seitdem  ist 
die  Entwickelung  nicht  stehen  geblieben.  Die  folgenden  Zeilen  sollen  ihren 
Fortgang  nach  den  wesentlidien  Fünkten  kurz  sldzaiam 

In  dem  zweiten  Teile  meines  Buches  ArheiterpoUHk  und  Wirtschaftspflege  in 
der  deutschen  StädteverwaUung  habe  ich  die  Gründe  dargestellt^  die  die  städti- 
schen Verwaltungen  zur  Inaugurierung  einer  besonderen  kommunalen  Sozial- 
politik veranlassten,  und  wie  diese  ihren  Ausdruck  in  den  allgemeinen  Arbeits- 
ordnungen fand.  Die  Bedeutung  der  allgemeinen  Arbeitsordnung  fanden  wir 
vor  allem  in  ihrer  allgemeinen  Gültigkeit  und  in  dem  Ersatz  der  Willkür 

*)  VergU  meinen  Artikel  Portsekritt»  4tr  kommuiuü«»  SosialfeUiik  in  den  StttaUstisckt»  MonaU- 
ktfl9m,  I9«9,  I.  Bd,  p»g.  SS  ff. 
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der  Amtsvorstände  durch  das  lokale  Gesetz,  das  Arbeitsstatut.  Die  Arbeits- 
ordnung tritt  aus  der  Abgeschlossenheit  der  eigentlichen  Verwaltung  in  die 
öflFentlichkeit  hinaus,  wirkt  als  Vorbild  für  die  private  Unternehmerschaft  und 
dient  als  Stützpunkt  für  die  gewerkschaftliche  Aktion  der  Arbeiterschaft  Den 
Anlast  znr  Ab&ssting  allgemeiiier  Arbdtaordmmgeii  und  der  in  Ihnen  ent- 
haltenen Regelung  der  Arbeiterverfaältntsse  fanden  wir  vornehmlich  in  den  Be- 
strebungen der  Stadtverwaltungen,  sich  die  erforderliche  leistungsfähige  Ar- 
beiterschaft für  ihre  grösser  gewordenen  Verwaltungszweckc  heranzuziehen. 
Ein  zuverlässiger,  treuer  Stamm  tüchtiger  Arbeiter  kann  aber  nur  dann  ge- 
wonnen werden,  wenn  die  Gemeinden  auch  Gegenleistungen  bieten,  also  gute 
Lobne  imd  anstSiufige  Arbeitszeit  gewähren,  auf  die  Aissnntning  der  Konjunk- 
turen des  allgemeinen  Arbeitsmarktes  verzichten  und  durch  die  Ständig^achung 
des  Arbeitsverhältnisses  ihren  Arbeitern  das  Gefühl  grösserer  Sicherheit  ge- 
währen, als  es  die  private  Wirtschaft  vermag.  Die  Zahl  der  Städte,  die  solche 
allgemeine  Arbeitsordnungen  erlassen  haben,  ist  in  stetem  Wachsen  begriffen. 
Nadi  Angaben  des  lilagistratsassessors  B»eic-Berlltt  in  der  Stnrialtn  Praxis 
hattc^iiSvon  46  deutschen  Städten  mit  Aber  90000  Einwohnern  gegen  Ende 
des  JaJ!reS^9o6  solche  allgemeine  Arbeitsordnungen  erlassen.  Von  kleineren 
Städten  werden  besonders  Ludwigshafen,  Würzburg,  Heidelberp-,  Regensburg, 
Gotha  und  Dessau  genannt.  Ausserdem  ist  in  5  bis  6  anderen  grösseren  Städten 
der  Erlass  einer  allgemeinen  Arbeitsordnung  in  Vorbereitung.  Neben  den 
all^cmetnen  bestehen  natürlich  sehr  zahlreiche  besondere  Arbeitsordnungen  für 
die  Arbeiter  der  einsebien  städtischen  Verwaltongnwdge;  I^e  sosialpolitisdi 
fortgeschrittenste  Arbeitsordnung  ist  wol]l  dir  Stgf^t  Str—'°^"r  '^^  ^ 
die  modernste  Formnliening  des  städtischen  Arbeiterrechtes  erblicken  können. 
\\'ir  werden  daher  im  folgenden  häufiger  auf  ihre  Bestimmungen  zurückzu- 
greifen haben. 

Das  Arbeitsverhältnis  unterscheidet  sich  von  dem  Beamtenverhältnis  vor  allem 
dadurch,  dass  der  Beamte  lebenslänglich,  der  Arbeiter  meist  auf  kurzfristige 
Kündigung  angestellt  ist.  Allerdings  gibt  es  auch  eine  grössere  Anzahl  städti- 
scher Beamter,  die  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf  Widerruf  angestellt  sind;  die 
württerabergische  Gemeindeordnung  hat  die  lebenslängliche  Anstellung  sogar 
für  alle  Gemeindebeamten  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Trotzdem  kann  als 
Wesen  des  Beamtentums  eben  die  lebenslängliche  Anstellung  bezeichnet  werden. 
Der  Beamte  kann  in  der  Regel  nur  durch  ein  förmliches  Disziplinarverfahren 
entlassen  werden.  Mit  Recht  hat  man  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Vorzüge, 
die  mit  der  Lebenslanglichkeit  des  Beamtentums  verbunden  sein  sollen,  die  Un- 
abhängigkeit gegenüber  Vorgesetzten  und  dem  Publikum,  die  Integrität  etc., 
nicht  im  wesentlichen  in  der  Phantasie  bestehen,  und  ob  sie  nicht  durch  die 
zahlreichen  Nachteile  wieder  aufgewogen  werden.  Die  Unabhängigkeit  des 
deutschen  Beamtentums,  namentlich  gegenüber  den  Vorgesetzten,  ist  eine  schöne 
Fabel.  Die  Lebensfremdheit  dagegen,  das  starre  Festhalten  am  Hergebrachten, 
die  Unbeweglichkeit,  die  Rücksichtslosigkeit  gegenüber  dem  Publikum  sind 
ebenso  viele  allgemein  bekannte  Charaktereigenschaften  der  Büreaukratie  im 
allgemeinen  und  der  deutschen  im  besonderen.  Das  muss  zu  der  Forderung 
führen,  die  Lebenslänglichkeit  der  Anstellung  möglichst  einzuschränken,  keines- 
falls auszudehnen.  Nicht  die  Angleichung  des  Arbeitsverhältnisses  an  das 
Beamtenverhältnis,  sondern  umgekehrt  die  Zurfickfuhrung  des  letzteren  zu  dem 
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viel  grösserer  Schutz  gegen  willkürliche  Entlassung  wird  für  den  Arbeiter  ge- 
schaffen, wenn  mit  der  Kflndigung  finanzielle  Wlrknngen  verbunden  sind.  Die 
bereits  erwähnte  Strassburger  Bestimmung,  die»  allerdings  nicht  ganz  so  weit- 
gehend, sich  auch  in  dem  Berliner  Arbeiterpensionsstatut  findet,  ist  für  den 
Arbeiter  ganz  sicher  wertvoller,  als  die  schönsten  Verweisungen  auf  den  Be- 
schwerdeweg. Ausser  den  bereits  genannten  Fällen  des  Arbeitsmangels,  der 
Änderung  der  Arbeitsorganisation  und  schwerer  Dienstverfehlungen  kann  die 
Knndigung  noch  durch  die  Arbeitsunfähigkeit  des  Arbeiters  verursacht  sein. 
Eine  solche  Kündigung  muss  als  grausam  und  inhuman  bezeichnet  werden,  zu- 
mal, wenn  der  Arbeiter  lange  Jahre  im  Dienste  der  Stadt  tätig  gewesen  ist. 
Solche  Fälle  der  Kündigung  sind  früher  nicht  selten  gewesen,  der  entlassene 
Arbeiter  fiel  dann  regelmässig  der  Armenpflege  anheim.  Die  modernen  Ar- 
beitsordnungen bieten  audt  dem  arbeitsunfähig  gewordenen  Arbeiter  ansreichei^ 
den  Schutz.  In  Strassburg  4uct  den  Stadtarbdtem  w^jen  unverschuldeter 
Minderung  ihrer  Arbeitskraft  in  keinem  Falle  gelcfindigt  werden.  Die  nicht 
voll  leistungsfähigen  Arbeiter  sollen  vielmehr  zu  einer  anderen,  ihren  Kräften 
und  ihrer  bisherigen  Stellung  entsprechenden  Beschäftigung  herangezogen 
werden.  Dabei  soll  der  Lohn,  den  sie  zuletzt  bezogen  haben,  ihnen  verbleiben. 
Kann  ihnen  eine  scddie  Beschiltigung  nicht  gegeben  werden,  so  sollen  sie  ün 
den  Ruhestand  versetzt  werden.  In  gleicher  Weise  lässt  auch  die  Ludwigs- 
hafener  Arbeitsordnung  diese  Arbeiter  in  ihrem  alten  Lohnbezuge,  ja,  sie  gibt 
ihnen  sogar  unter  Umständen  dessen  Steigenuigen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  für  den  Arbeiter  der  Schutz  seiner  politischen 
und  gewerkschaftlichen  Betätigung.  Auf  diesem  Gebiet  steht  die  Theorie  der 
deutschen  Städteverwaltungen  mit  ihrer  Praxis  leider  häufig  in  recht  scharfem 
Widerspruch.  In  der  Theorie  wird  das  Koalitionsrecht  der  Arbeiterschaft 
ebenso  anerkannt,  wie  ihr  Recht  auf  eine  politische  Anschauung.  In  der  Praxis 
aber  bildet  gerade  die  gewerkschaftliche  Betätiguiig  häufig  den  wahren  Grund 
für  die  Entlassung  unbequemer  Arbeiter,  den  man  durch  die  verschiedensten 
Scheingründe  zu  verdecken  sucht.  Der  Geschäftsbericht  des  Verbandes  der  in 
Gemeinde-  und  Staatsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  Unterangesteüten  für 
die  Jahre  1903  und  1905,  der  sehr  viel  wertvolles  Material  zur  Kenntnis  der  Ver- 
hältnisse der  stadtischen  Arbeiter  beibringt,  klagt  über  das  Anwachsen  der 
Massregelungen  in  den  letzten  Jahren : 

»Tag  für  Tag  crfnlgcn  jetzt  solche  Entlassungen.  Sowie  sich  die  Kollegen  nach 
ob<nlun  etwas  unbeliebt  gemacht  haben,  nimmt  man  sie  aufs  Kom.  Bei  Gelegen- 
heil  findet  sich  dann  auch  ein  kleines  Versehen,  und  die  Entlassung  wird  perfekt. 
Vm  Gründe  ist  man  ja  in  den  Kreisen  der  unteren  Beamten  nie  verlegen.  Von 
den  Stadtverwaltungen  werden  Massregelungen  freilich  at^pestritten.  Sie  erklären 
einfach,  das  freie  l^alitionsrecht  zu  gewährleisten.  Sehikanierungen  voti  Arbeitern 
und  Entla<-sungen  missliebig  gewordener  Personen  kenne  man  bei  städtischen  Be- 
hörden nicht.  Recht  komisch  trifft  es  sich  aber  da,  dass  gerade  immer  unsere 
Vertrauensleute  und  sonstige  Funktionäre  der  Arbeiter  entlassen  werden,  während 
alle  T-iehfdiener  in  Bcschaftipunp  bleiben  können  und  auch  nie  Anstände  haben.« 

Der  Bericht  zählt  nicht  weniger  als  88  Fälle  von  Massregelungen  auf,  von  denen 

der  grössere  Teil  auf  städtische  Verwaltungen  entfällt   Wenn  man  auch  den 

höheren  Verwaltungsbehörden  im  allgemeinen  zugeben  will,  dass  sie  dem 

Koalitionsrecht  der  städtischen  Arbeiter  nicht  feindlich  gegenüberstehen,  so 

muss  man  andererseits  ihnen  doch  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  sich  nicht  mit 

der  genügenden  Energie  für  den  Schutz  des  Koalitionsrechtes  den  unteren 
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Beträgst  die  Zahl  der  Kinder  t,  oder  4,  so  steigt  der  Zuscluiss  auf  nionathch 
10  Mark,  bei  5  und  mehr  Kindern  auf  nionathch  15  Mark.  >lJnd  dieser 
Zttschiias  wird  in  Krankhcits-  und  aonstigen  Verhindenmgslwcn  so  lange 
foftbezahlt,  als  die  Lolmfoftsaliluiig  dattert  Auch  die  Hiitterbltdienenanter- 
stützung  erhöht  sich  für  Arbeiter,  die  Mietszuschuss  erhalten  haben,  uni  die 
Hälfte  des  Monatsbetrages  des  Mietszuschusses,  bleibt  dagegen  eigentümlicher- 
weise bei  Bewilligung  von  Bezügen  aus  den  Arbeiterpensionskassen  ausser 
Berechnung.  Eine  ähnliche  Berücksichtigung  des  Familienbedarfcs  findet  aucii 
bei  der  Berechnung  des  Ruhdohnes  statt.  Strassburg;  Gotha,  Hagen,  Königs- 
htrg,  Ulm  haben  hier  ganz  interessante  Weiterbildungen  zu  verzeichnen.  Der 
Ruhelohn  des  verheirateten  Arbeiters  ist  höher,  als  der  des  unverheirateten, 
und  steigt  mit  der  Zahl  der  noch  vcrsorgunsbedurftigen  Kinder.  In  Strassburg 
beträgt  der  Ruhelohn  nach  lojahriger  Dienstzeit  für  alleinstehende  Arbeiter  35, 
für  Arbeiter,  deren  Ehefrau  lebt,  45%  des  letzten  Jahresverdienstes,  er  erhöht 
sich  für  jedes  dieliche  Kind,  <fas  das  17.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat 
oder  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  von  Jugend  auf  erwerbs- 
unfähig ist,  um  5%.  In  Gotha  erhöht  sich  der  Ruhelohn  um  10*^^;  des  Dierst- 
einkommens,  falls  die  Ehefrau  das  60.  Lebensjahr  vollendet  hat,  in  Hägen  um 
60  Mark.  Für  jedes  unversorgte  Kind  unter  16  Jahren  wird  in  beiden  Städten 
und  in  Königsberg  ein  Zuschuss  von  30  Marie  gezahlt  Eine  eigenartige  Regelung 
hat  Uhn  getroffen.  Hier  steigt  der  Ruhelohn  für  ledige  Arbeiter  um  %  %  fur 
jedes  Dienstjahr  bis  zu  400  Mark,  für  verheiratete  um  1%  bis  zu  450  Mark. 
Hat  der  Verheiratete  Kinder,  so  steigt  der  Ruhelohii  l)ei  i  Kind  um  T.15  ^'  . 
bei  2  Kindern  imi  1,30'/^  ,  usw.,  bis  zu  6  Kindern,  je  um  o,i57r  -  Bei  7  Kmticra 
betragt  die  Steigerung  2^/0  bis  zu  660  Mark.  Wir  haben  es  bei  diesen  Ver- 
suchen, die  Gehaltssätze  nach  dem  Familienbedarfe  abzustufen,  mit  adir  inter- 
essanten  Ansitzen  zu  tun,  die  sicherlich  nicht  nur  auf  die  Arbeiterschaft  be- 
schränkt bleiben,  sondern  auch  bei  der  Regelung  der  Beamtengehälter  zur  An- 
wendung kommen  werden.  Es  liegt  auch  nicht  der  geringste  Grund  vor,  mit 
dieser  Differenzierung  vor  den  Bcamtengehältern  stehen  zu  bleiben.  Stadt  und 
Staat  haben  beide  das  gleiche  Interesse,  die  für  sie  das  wertvollere  Element 
darstellenden  verheirateten  Beamten,  wenigstens,  soweit  sie  Kinder  haben,  nicht 
schlechter  zu  stellen,  als  die  unverheirateten,  was  bei  gleicher  Bemessung  der 
Löhne  oder  Gehälter  der  Fall  ist. 

Wie  hinsichtlich  der  Lohne,  so  stehen  die  deutschen  Städte  auch  hinsichtlidi 

der  Länge  der  Arbeitszeit  noch  beträchtlich  hinter  den  englischen  zurück.  Der 
Arbeitstag  beträgt  in  den  meisten  Städten  noch  immer  10  Stunden,  nur  in 
München,  Köln  und  Mülhausen  g^A,.  in  I.ndwigshafen  und  Schöneberg  9  Stun- 
den. Doch  gelten  diese  Zeiten  nur  in  Mulhausen  und  Ludwigshafen  ohne  Aus- 
nahme, während  in  den  genannten  anderen  Städten  besttramte  Ausnahmen  zu- 
lässig sind.  Der  Achtstundentag  setzt  sich  bisher  nur  sehr  langsam  bei  den 
Schichtwcchselarbcitcrn,  vor  allem  den  sogenannten  Betriebsarhcitern  der 
städtischen  Gaswerke,  durch.  Der  schon  öfter  erwähnte  Bericht  des  V'erbandes 
der  Gemeindcarbcitcr  führt  18  Städte  auf,  in  denen  bis  Mitte  1906  der  Acht- 
stundentag iür  diese  Klasse  von  Arbeitern  eingeführt  war.  Gerade  auf  dem 
Gebiete  der  Arbdtszeitverkfirzung  bedarf  es  noch  vieler  Arbeit  tmd  Anfldärung, 
um  die  Stadtverwaltung  von  ihrer  Notwendigkeit  zu  überzeugen.  Namentlich 
in  den  kleineren  Gemeinden  fehlt  es  an  dem  Verständnis  für  die  hjrgienisdM 
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und  sozialpolitische  Bedeutung  einer  kurzen  Arbeitszeit.  Sehr  viel  schneller  hat 
sich  die  Gewährung  eines  Erholungsurlaubes  durchf^^csetzt.  Man  schätzt  die 
Zahl  der  Stadtverwaltungen,  die  ihren  Arbeitern  einen  regelmässigen  Erholungs- 
nrhub  anter  Fortzahhmg  des  Lohnes  gewähren,  anf  zirka  70.  Der  Bericht 
lies  Gemeindearbeiterverbandes  gibt  über  56  Städte  genaue  Daten.  Danach 
schwankt  der  Erholungsurlaub  zwischen  i  und  14  Tagen.  In  der  Regel  ist  er 
nach  der  Dauer  der  Dienstzeit  abgestuft,  in  vielen  Fällen  auch  auf  bestimmte 
Kategorieen  von  Arbeitern,  namentlich  solche,  die  schwere  oder  anstrengende 
Arbeit  zu  leisten  Haben,  wie  Gasarbeiter,  Wartepersonal  der  Krankenanstalten, 
Maschinenperscmal  usw.,  beschränkt.  Bleibt  der  Urlaub  nnter  einer  Woche, 
so  kann  von  einem  Erholungsurlaub  kaum  die  Rede  sein.  Es  handelt  sich  dann 
meistens  nur  um  eine  kurze  Ausspannung,  die  das  nicht  leistet,  was  sie  leisten 
soll.  Hier  wäre  grössere  Liberalität  der  Gemeinden  durchaus  angebracht.  Statt 
dessen  können  wir  in  manchen  Fällen  beobachten,  dass  Urlaubstage,  die  der 
Arbeiter  aus  besonderen  Grfinden  xu  ndmien  gezwungen  ist,  ihm  auf  seinen 
Erholungsurlaub  angerechnet  werdeup  ja,  man  verkennt  das  Wesen  des.  Er* 
holungsurlaubes  so  vollständig,  dass  man  die  Arbeiter  mit  ihm  sogar  auf  den 
Winter  verwiesen  hat  I 

'Wir  haben  uns  bei  unserer  Übersicht  auf  die  wichtigeren  Punkte  beschränkt, 
in  denen  die  städtische  Arhciterpolitik  der  letzten  Jahre  Fortschritte  aufzu- 
weisen hat.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  besonderen  Fürsorge  für  die  städtischen 
Arbeiter  (Fortzahlung  des  Lohnes  in  Krankheitsfällen,  bei  sonstigen  Verbinde' 
rungen,  durch  Militärdienst  usw.),  der  Schaffung  besonderer  Organisationen 
für  die  Vertretung  der  Interessen  der  Arbeiterschaft  g^[enfiber  den  vorgesetzten 
Behörden  in  den  Arbeiterausschüssen  wäre  noch  über  interessante  Weiter- 
bildungen zu  berichten  gewesen.  Alles  in  allem  bietet  uns  die  städtische 
Arbeiterpolitik  das  Bild  einer  ziemlich  schnellen,  entschiedenen  Fortentwickelung, 
die  unter  dem  Einflüsse  der  modernen  Arbeiterbewegung  und  der  Bedürfnisse  der 
stadtischen  Verwaltungstatigkeit  fortgesetzt  an  Intensität  gewinnen  muas.  Die 
Ausbildung  der  städtischen  Arbeiterpolitik  muss  aber  nach  zwei  Richtungen  hin 
die  Wirkungen  der  sozialpolitischen  Beeinflnssiinc^  fortpflanzen:  einmal  aufwärts 
in  der  Stufenleiter  der  öffentlichen  Körperschaften,  zunächst  auf  die  höheren 
Konnnunalverbände  und  dann  auf  den  Staat,  und  sodann  abwärts  auf  die  private 
Wirtschaft  Daraus  ergibt  sich  die  besondere  Bedeutung  der  kommunalen 
Arbeiterpolitik  und  die  unumgängliche  Notwendigkeit  fQr  die  Arbeiterbewegung, 
gerade  dieses  Gebiet  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  zu  pflegen. 
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INTER  nns  liegen  die  Zollkampfe.    Erst  in  etlichen  Jahren  wird 

auch  die  Zoll  frage  wieder  aktuell  werden.  Man  wirft  also  jetzt  der 
Partei  keine  Knüppel  stoischen  (Uc  Beine,  wenn  man  wieder  Unter- 
snchung^en  darüber  anstellt,  ob  unsere  bisherige  Stellungnahme  die 
richtige  war,  oder  nicht,  oder  ob  sich  die  \'erhältnisse  nicht  doch 
SO  geändert  haben,  dass  eine  Revxmm  unserer  bisherigen  Auffassung  ange- 
bracht erscheint.  Kaum  eine  Frage  ist  m  unserer  Partei  auch  so  ungeklärt. 
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wie  die  Zollfrage,  weil  in  den  letzten  Jahren  jede  vom  offiziellen  Partei- 
Standpunkt  abweichende  Meinung  einfach  als  ein  Verrat  an  der  Partei  oder 
an  tinseren  Prinzipien  gekennzeichnet  wurde.  Die  Behandlung  Schippeis  um 
Bremen  hemm  ist  noch  In  aUer  Erinnenmg.  Heute  aber  wird  niennnd  be- 
banpten  können,  dass  eine  Erörterung  dieser  Frage  der  Partei  Ungelegen» 
heiten  bereiten  könne,  und  als  Schippel  vor  einigen  Monaten  in  dieser  Zeit- 
schrift erneut  seinen  schutzzöllnerischen  Standpunkt  vertrat  und  selbst  die 
AgrarzöUe  verteidigte/)  erregte  dies  keine  Entrüstung  mehr  —  es  gab  ja 
leider  in  ooserer  Partei  eine  Zeit,  in  der  man  sich  über  jede  eigene  Meinung 
irgend  elftes  Genossen  in  Zeitungen  und  Versammlungen  enträstete  und  das 
oftmals  in  Resolutionen  zum  Ausdrudc  brachte  — ,  und  es  scheint  nun  die 
Atissicht  vorhanden  ZU  sein,  dass  man  wieder  über  die  ZoUfrage  sachlich 
diskutieren  kann. 

Die  handelspolitischen  Resultate  der  jüngsten  Zeit  fordern  aber  auch  geradezu 
heraus,  die  Zollfrage  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Der  grosse  wirtschaft- 
liche Aufschwung,  der  nach  Abschluss  der  Caprivischen  Handdsverträge  ein- 
setzte und  viele  Jahre  anhielt,  wurde  auch  von  uns  —  wenigstens  in  der 
Agitation  — ,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  aber  zum  Teil  auf 
das  Konto  der  Caprivischen  Handelspolitik  gesetzt.  Die  Komsequcnz  er- 
forderte nun,  den  jetzigen  Aufschwung  auf  das  Konto  des  Wuchertarifs  zu 
setzen.  Jedenfalls  müssen  wir  zugestehen,  dass  unsere  Prophezeiungen,  die 
wir  diesem  Tarif  mit  auf  den  Weg  gaben,  in  bezug  auf  unseren  auswärtigen 
Handel  nicht  eingetroffen  sind.  Die  Handelsverträge  kamen  zu  stände,  der 
Export  stieg  ganz  bedeutend,  und  eine  allgemeine,  starke  und,  wie  es  scheint, 
anhaltende  Prosperität  von  Handel  und  Industrie  ist  zu  verzeichnen.  Mag 
man  auch*  sagen:  nicht  dank  diesem  Tarif,  sondern  trotz  seiner,  so  kann 
man  dodi  nidit  behaupten,  jedenfalls  nicht  beweisen,  dass  unsere  Industrie 
besser  da  stünde  wenn  Deutschland  jedweden  SEollschutzes  entbehrte.  Denn 
daniin  handelt  es  sich  schliesslich  doch  nur  bei  der  Frage  Freihandel  oder 
Schutzzoll?  Soll  Deutschland,  wie  England,  auf  jedweden  Zollschutz  ver- 
zichten, auch  wenn  die  anderen  Länder  sich  mit  einer  Zollmauer  umgeben? 
Die  Hoffnung,  dass  die  anderen  Länder  auf  ihren  Zoll  verzichten  würden, 
wenn  Deutschland  voranginge,  oder  dass  Deutschland  die  anderen 
Lander  dann  bewegen  oder  zwingen  konnte,  ihm  auf  dieser  Bahn 
zu  folgen,  ist  zu  naiv,  als  dass  man  daran  glauben  kann.  Wir 
haben  früher  Erziehungszölle  für  gerechtfertigt  betrachtet,  und  noch  in 
der  Zollkanipagne  konnte  man  in  unseren  Parteiblättern  lesen,  dass  man 
Erziehungszöllen  zusttnunen  könne,  nicht  aber  Schutzzöllen.  Die  heutige 
Industrie  Deutschlands  sei  so  starke  meinte  Bebel  auf  dem  Stuttgarter  Partei- 
tag, dass  sie  keines  Schutzes  mehr  bedürfe.  Damit  gibt  man  zu,  dass  die 
Industrie,  um  empor  zu  kommen,  des  Schutzes  gegen  industriell  höher  ent- 
wickelte Länder  so  lange  bedarf,  als  sie  noch  nicht  eine  gewisse  Stärke  er- 
reicht hat.  Für  die  meisten  Industriezweige  Russlands  und  Ungarns,  Italiens 
und  Spaniens  tmd  einer  Reihe  von  anderen  Landern  tri£ft  die»  aber  heute 
mdir  denn  je,  g^;enüber  der  Industrie  Deutschlands  und  Englands  zu,  und 
diese  Länder  wurden,  obwohl  sie  Exportländer  landwirtschaftUcfaer  Prodidcte 

•)  Vcrgl.  Max  Schippel  Buro[^ii:schr  Landwirtschaft  unter  FrfihanJ,  1  und  Zoll s { huti  im  Tuf  Kcn 
Bude  dct  Soxiaiisiiscken  Monatshffte.  pag.  200  und  Agrarknsis,  Induilne  und  Induttritarbrttfr 
ibid..  p«f.  971  ff. 
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sind,  auf  ihre  industriellen  Erziehungszölle  auch  dann  nicht  verzichten,  weim 
wir  den  Frefhandel  etnfihrten. 

England  blieb  mit  seinem  Freihandel  isoliert.  Die  englische  Freihandeispolittk 
war  den  Interessen  Engtands  angepasst  and  entsprang  Vcriialtnissen,  die 
heute  weder  für  Deutschland,  noch  für  irgend  ein  anderes  Land  zutreffen, 

auch  nicht  mehr  für  England.  Der  Beginn  der  Freihandelspolitik  in  En^- 
land  war  die  Zeit  des  Aufschlusses  des  inneren  europäischen  Kontinents,  der 
Erschliessung  Amerikas,  Ostindiens  und  anderer  überseeischer  Länder,  die 
nur  Absatzgebiete,  Iceine  iConkurrenzländer  waren.  Englands  Industrie  war 
bereits  hoch  entwidcdt,  leistangsfiUiig,  keine  Industrie  ii^fend  eines  anderen 
Landes  konnte  es  mit  ihr  anfoebmen,  sie  hatte  keine  Konkurrenz  an  ffirehten. 
Die  Industriellen  Englands  waren  daher  durchweg  Freihändler,  und  es  war 
keine  internationale,  sondern  eine  lediglich  im  Interesse  der  englischen  Industrie 
liegende,  eine  nationale  Politik,  dass  England  zum  Freihandel  überging  und 
danadi  strdiCe,  die  anderen  Linder  ancli  dazu  zn  bewegen. .  Es  wollte  sieh 
mit  der  Pblitik  der  ofFentn  Tür  fremde  Mirlcte  sichern.  Besonders  die  eng^ 
tische  Eisen-  und  Textilindustrie  standen  anf  einer  solchen  Höhe,  dass  sich 
ihnen  gegenüber  in  den  anderen  Ländern  eine  selbständige  Industrie  ohne 
Zollschutz  nur  sehr  schwer  zu  entwickeln  vermochte.  Was  damals  für 
Deutschland  gegenüber  England  galt,  das  gilt  aber  heute  noch  für  industriell 
rückständige  Länder  gegenüber  Ländern  mit  hoher  Industrie,  weshalb  anf 
lange  Zeit  hinaus  für  eine  Reihe  von  Ländern  die  Schutzzölle  den  Charakter 
von  Erziehungszöllen  haben  werden.  Deutschland  würde  also  mit  der  Ein- 
führung des  Freihandels  ebensowenig  erreichen,  dass  die  anderen  Länder 
ihre  Zollschranken  beseitigen,  wie  es  England  erreicht  hat. 

Soll  in  einem  Agrarstaate,  wie  früher  Deutschland,  wie  heute  Russland. 
Ungarn  usw.,  sich  eine  Industrie  entwickeln  können,  so  bedarf  sie  hierzu 
zunächst  des  einheimischen  Marlctes.  Anf  den  Weltmarkt  knm  sie  erst 
treten,  wenn  sie  <iine  gewisse  Hähe  und  Leistnngsföhigkeit  errungen  hat. 
Eine  juni^e  Industrie  produziert  teuerer,  als  eine  alte,  leistungsfähigere;  ohne 
einen  Zollschutz  kommt  sie  daher  nur  sehr  schwer  oder  gar  nicht  gegen 
die  mächtigere  ausländische  Konkurrenz  auf.  Denn  damit  ist  es  in  der  Regel 
nicht  getan,  dass  man  mit  gleich  grossem  Kapital,  mit  den  gleichen  Maschinen 
und  anderen  Einrichtungen,  wie  sie  die  ausländische  Konkurrenz  hat,  beginnt: 
man  moss  auch  die  gleich  IdstungsfiUilge  Arbdtersdiaft  dazu  haben,  die  sieh 
in  einem  Agrarlande  auch  erst  entwickeln  muss,  von  den  nötigen  Erfahrungen 
und  vielem  anderen  ganz  abgesehen.  Erziehungszölle  verteuern  zweifellos 
die  Waren,  was  ja  auch  ihr  Zweck  sein  soll.  Die  noch  junge  inländische 
Produktion  kann  den  Bedarf  nicht  decken,  kein  Überangebot  von  im  Inlande 
hergestellten  Waren  drückt  den  Preis.  Die  Eigenproduktion  entwickelt  sich 
also  unter  kunstlich  erhöhten  Preisen.  Ohne  diese  Preiserhöhung  wäre  die 
Entwickelung  aber  auch  unterbunden.  Marx  sagte  in  seiner  bekannten  Brüsse- 
ler Rede,  er  sei  Freihändler,  weil  sich  unter  dem  Freihandel  die  Industrie 
schneller  entwickele.  Weil  sich  also  dann  die  Konzentration  schneller  voll- 
zöge, die  Leidenszeit  des  Proletariats  abgekürzt  werdi^  der  S<malismtts  rascher 
seUier  Verwirklidrang  entgq^gehe.  Marx  urteilte  nach  dem  englischen  Bei- 
spiel.  In  England  konnte  sich  die  Industrie  unter  dem  Freihamlei  schneller 
entwickeln,  aber  nicht  in  den  anderen,  in  den  ruckständigeren  Ländern.  Der 
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Freihandel,  allgemein  durchgeführt,  würde  die  Entwickelung  der  Industrie  in 
einer  ganzen  Reihe  von  Ländern  hintanhaltai  oder  geradem  onmÖglich 
machen,  während  er  nur  den  Ländern  mit  bereits  hochentwickelter  Industrie 
zu  gute  käme.   Der  Freihandel  ist  daher  eine  sehr  egoistische  Politik,  die  nur 

dem  Stärkeren  nützt.  Der  Zollschutz  dageg^en  ermög^licht  eine  industrielle  Ent- 
wickelung gleichmässig  ni  allen  Ländern,  er  fördert  daher  die  kapitalistische 
Entwickelung  international. 

Die  englischen  Freihändler,  das  waren  die  gesamten  Industriellen  Englands; 
die  deutschen  Freihändler  waren  und  sind  noch  Grosskaufleute,  Reeder,  Börsen- 
spekulanten, reine  Exportfirmen«  kurz:  die  Freisinnigen,  oder  Literaten,  die 
aus  Priiuip  die  Schutzzölle  bekämpfen.  Dr.  Max  Nitzsche,  der  selbst  ein 
Freihändler  ist  und  für  den  Freihandel  eintritt,  schildert  den  ideologischen 
Standpunkt  dieser  Freihandclsliteratcn  —  den  er  aber  nicht  teilt  —  kurz  und 
treffend,  wie  folgt: 

»Wie  der  Verkehr  auf  dem  heimischen  Markte  frei  sem  soll  von  allen  hemmenden 

Schranken,  so  auch  der  internationale  Verkehr.  Der  Staat  hat  weder  den  Beruf,  noch 
die  nötige  Einsicht,  um  iu  den  internationalen  Güteraustausch  einzugreifen,  er  kaim 
da  nur  Schaden  anrichten.  Seine  Aufgabe  ist,  lediglidi  für  innere  und  äussere 
Sicherheit  der  Verkehrsbeziehungen  /u  sorgen,  er  ist  ausschliesslich  Sicherheits- 
piodusent.  Ohne  staatliche  Bevormundung  wird  aus  der  natürlichen  Interessen- 
harmonie aller  Völker  eine  volkswirtschaftliche  Weltgemeinde  entstehen,  weldie  die 
nationalen  Gegensätze  überwindet.  Jedes  Land  muss  daraus  den  grössten  Vorteil 
ziehen,  indem  es  nur  das  produziert,  was  es  besser  und  billiger  herstellen  kann,  als 
andere  Lander.  Eine  solche  vollkommene  Arbdtseintetlung  der  Nationen  bietet  die 
beste  Gewähr  für  friedliche  Handelsbeziehungen  tmd  den  Wettfrieden  einer  idealen 
Zukunft«*) 

Mit  dieser  Ideologie  rechtfertigen  heute  noch  die  Freisinnigen  Qiren  frei<> 

händlerischen  Standpunkt,  aber  auch  viele  Sozialisten  huldigen  einer  ährdichen 
Ansicht  und  sind  daher  der  Meinung,  ein  Sozialist  müsse  aus  Prinzip  Frei- 
händler sein,  weil  er  die  internationale  Verbrüderung  der  Völker  erst  rohe. 
Diese  Ideologie  ist  aber  gerade  so  richtig*  und  so  falsch,  wie  die  Manchester- 
theorie, mit  der  sie  Ähnlichkeit  hat  Der  Freihandel  ist  die  Politik  des  Über- 
l^enen,  das  Preihandelsqrstem,  international  durchgeführt,-  würde  die  Ent- 
wickelung der  Schwachen  hindern,  die  Nationen  wirtschaftlich  nicht  näher 
brincfen,  sondern  entfernen.  Wirtschaftlich  näher  kommen  die  Länder  sich 
erst,  wenn  ihre  Produktionsniethoden  die  gleichen  werden,  sie  wirtsch.ifthch 
gleich  stark  werden.  Wenn  die  Industrie  einmal  in  allen  Ländern  gleich 
hoch  entwickelt  sein  wird,  ihre  Interessen  die  gleidien  sind,  werden  alle 
Nationen  auch  die  gleiche  Wirtschaftspolitik  haben  und  die  Zollschranken  sich 
schliesslich  von  selbst  aufheben.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  dir  Schutzzoll- 
politik mehr  eine  internationale,  die  Nationen  näher  bringende  Politik,  als  der 
Freihandel. 

Nun  sagt  man:  Die  deutsche  Industrie  ist  bereits  so  leistungsfähig,  dass  sie 
des  Schutzes  nicht  mehr  bedarf;  die  Zölle  verteuern  aber  die  Industrieprodukte, 
schädigen  daher  die  Konsumenten;  die  Industriezölle  haben  die  AgrarzöUe  zur 
ntürlichen  Folge,  also  die  \*crtcucrunq  der  Lebensmittel ;  die  Schutzzollpolitik 
erschwert  den  internationalen  Handelsverkehr,  unterbindet  den  Export,  schädigt 
also  die  Inckistrie  selbst. 

Ob  die  Industrie  Nutzen  oder  Schaden  von  den  Schutzzöllen  hat:  darüber 

*)  Vergl.  Max  NitiBche  DU  kandetsfoUtiseke  Reaktion  in  DentseklanH^taxtgart  1911s/.  pas> 
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«nd  zweifellos  die  IndustrieUen  selbst  die  besten  Sachverstandigen.  Die  deut- 
schen Indostrielleii  sind  aber  mit  verschwindenden  Ausnahmen  für  Schutzzölle. 

Nur  dnige  reine  Exportfirmen,  Reeder,  Börsenspekulanten,  Importeure  treten 
noch  für  Freihandel  ein.  Alle  anderen  Fabrikanten  sind  für  Zölle.  Nur 
sucht  sich  ein  jeder  d  i  e  Zölle  heraus,  die  e  r  haben  will.  Der  Weber  ist 
gegen  Garnzölle,  aber  für  Zölle  auf  Webwaren,  der  Maschinen fabrikant  gegen 
Eisenzolle,  aber  für  Zölle  auf  Maschinen  usw.  Was  die  Fabrikanten  alle 
wollen,  sind  gute  Handelsvertrage.  Der  Nutzen,  den  sich  die  Fabrikanten 
von  den  Zöllen  versprechen,  muss  aber  im  wesentlichen  in  dnem  grösseren 
Absatz  liefen,  ohne  den  sie  auch  keine  höheren  Preise  erzielen.  Was  der 
Industrie  im  allgemeinen  aber  in  dieser  Beziehung  zum  Vorteil  gereicht, 
liegt  auch  in  der  Interessensphäre  der  Arbeiter,  die  doch  nicht  nur  als  Kon- 
samenten, sondern  auch  als  Produzenten  in  Betradit  Inimmen.  Ausserdem 
wäre  es  ja  auch  ein  merkwürdiger  Zustand,  der  gewiss  nicht  im  Interesse  der 
Arbeiter  läge,  wenn  er  zum  Beispiel  Russland,  Österreich,  Italien  usw.  den 
deutschen  Markt  mit  Textilwaren  überschwemmen  könnten,  während  sie  selbst 
der  deutschen  Industrie  ihren  Markt  durch  Eingangszölle  verschliessen.  Da- 
von hätten  nicht  einmal  die  Konsumenten  im  allgemeinen  etwas.  ^"^ 

Dass  die  Zölle  die  Produkte  allgemein  verteuern,  ist  nicht  richtig.  Wohl 
die  Erziehungszölle,  solange  die  Industrie  noch  schwach  entwickelt  is^  die 

Bedürfnisse  des  Marktes  noch  nicht  decken  kann.  Aber  bei  einer  hochent- 
wickelten Industrie  sorgt  schon  die  Konkurrenz  des  eigenen  Landes  dafür, 
dass  die  Preise  keine  künstliche  Hohe  behalten.  Wenn  zum  Beispiel  der 
Hutzoll  50  Pfennig  pro  Stück  beträgt,  kostet  deshalb  der  in  Deutschland 
&brizierte  Hut  keinen  Pfennig  mehr,  weil  die  inlindßsdie  Hutindostrie  so 
viel  Hute  auf  den  Markt  wirft,  dass  das  Angebot  die  Nachfrage  ständig  be- 
deutend  fibersteigt.  Der  Tabakzoll  verteuert  sdbstverständlich  die  Zigarren 
um  den  Betrac:,  den  der  Zoll  pro  Zigarre  ausmacht,  weil  der  Tabak  vom 
Auslande  bezogen  werden  muss.  Der  Tabakzoll  ist  ein  Finanzzoll.  Aber  wenn 
der  Zoll  auf  fertige  Zigarren  letztere  um  i  Pfennig  pro  Stück  verteuern 
würd^  dann  mössten  selbst  die  kleinen  Zigarrenfabrikanten  und  -händler  in 
kurzer  Zeit  reich  werden.  Und  das  eben  Gesagte  trifft  für  alle  Industrie- 
produkte zu,  die  auf  den  Markt  geworfen  werden,  jedenfalls  für  alle  Massen- 
artikel. Nur  bei  grossen  Maschinen  und  dergleichen,  die  auf  Bestellung 
gearbeitet  werden,  hohe  Summen  kosten,  mag  der  Zoll  einen  höheren  Preis 
ermöglichen.  Aber  im  Interesse  der  Arbeiter  liegt  es  auch  nicht,  dass  die 
Warenpreise  entweder* durch  eine  Schleuderkonkurrenz  ausländisdier  Firmen, 
die  mit  ihrer  t}berproduktton,  um  auf  dem  eigenen  Inlandsmarkte  die  Preise 
nicht  hertintcrzudrücken,  andere  Länder  überschwemmen,  oder  durch  eine 
mit  niederen  Löhnen  arbeitende  Schundkonkurrenz  heruntergedrückt  werden. 
Der  Trustbildung,  die  durch  die  Schutzzölle  erleichtert  oder  ermöglicht  wird, 
muss  und  kann  man  durch  gesetzliche  Bestimmungen  begegnen.  Übrigens 
eignen  sich  nur  ganz  bestimmte  Industriezweige  zur  Trustbildung,  und  zwar 
gerade  solche,  die  sich  auch  international  durchführen  lassen  und  bereits  durch- 
geführt werden,  die  also  von  der  Zollpolitik  völlig  unabhängig  sind. 
Man  sagt  nun  ferner:  Wenn  die  Industriezölle  die  Produkte  nicht  allgemein 
verteuern  würden,  hätten  sie  ja  keinen  Zweck,  und  die  Fabrikanten  kci« 
Interesse  daran.    Das  ist  grundfalsch.    Der  Zweck  der  Schutzzölle  ist,  die 
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fremden  Prodokte  vom  inländischen  Markte  fenuuhalten,  damit  die  einheimi- 
scben  Waren  gekauft  werden.  Auch  ohne  billiger  zu  sein,  machen  die  ant- 
landischen  Waren  eine  starke  Konkurrenz,  und  es  ist  in  der  Tat  nicht  nur 
etwas  dran,  sondern  völlig  richtig,  wenn  von  den  Schutzzöllnem  behauptet 
wird,  dass  ausländische  Waren  einen  besonderen  Reiz  auf  das  kaufende  Publi- 
kum ausüben,  nur  weil  sie  aus  einem  fremden  Lande  kommen.  Echte  Wiener 
Hfite,  echte  englische  Lederwaren,  echte  I^ser  Seidenhfite  werden  mit  Vor- 
liebe gekauft:  man  weiss  ja.  dass  die  Pariser  Scidenhüte  und  die  englischen 
Lederwaren  vielfach  in  Deutschland  an^cferti^  werden,  aber  nur  verkauft 
werden  können  —  wenn  sie  aus  Paris  oder  London  stammen.  Dem  Konsu- 
menten kann  es  egal  sein,  ob  die  Waren  in  Deutschland  oder  Russland  her- 
gestellt ««fden.  Aber  nteht  q|al  ist  es,  d»  die  deutsdun  Aihetter  Beschif- 
tigtmg  haben  oder  nicht,  wid  solange  die  Vorbedingmigen  ffir  industridl 
minder  entwickelte  Lander  bestehen,  dass  sie  Schutzzölle  haben  müssen,  kam 
Deutschland  keine  »freihändlerische  Oasec  in  einer  schutzzöllnerischcn  Wüste 
sein,  wie  Graf  Posadowsky  einmal  Eugen  Richter  gegenüber  bemerkte. 

Freilich  werden  heute  auch  Industrieprodukte,  besonders  Halbfabrikate,  durch 
den  Zoll  verteuert,  was  selbst  die  Industrie^  unangenehm  empfindet  nnd  zum 

Teil  schädigt.  Ich  führe  nur  die  Garnzölle  an,  gegen  die  wir  ganz  besonders 
gekämpft  haben,  zusammen  mit  den  Webereibesitzem,  die  aber  für  sich  selbst 
Zölle  verlangen.  Es  wurde  gesagt,  die  deutsche  Spinnereiindustrie  sei  infolge 
der  Zolle  rfickständig  geblieben,  arbeite  mit  veralteten  Masöhinen,  nach  einem 
veralteten  System  und  könne  daher  mit  den  engtiscfaen  Spinnereien  nicht 
konkurrieren.  Die  Garnzölle,  sagte  ein  Webereibesitzer,  führten  zur  Ver- 
sumpfung der  deutschen  Spinnereien.  Die  Verhältnisse  liegen  aber,  wie  die 
Webereibesitzer  sehr  wohl  wissen,  ganz  anders.  Die  deutschen  Spinner  haben 
die  selben  Maschinen,  die  selbe  leistungsfähige  Arbeiterschaft,  wie  die  englischen 
Spinner,  an  Kapitalskraft  fdilt  es  auch  nicht,  aber  dennoch  können  sie  nicht 
mit  England  konkurrieren,  und  eine  völlige  Aufhebung  der  Gamzöllc  würde 
zur  Folge  haben,  dass  die  Spinnereien  ihren  Betrieb  wesentlich  einschränken 
und  Tausendc  von  Arbeitern  entlassen  müssten.  Die  Ursachen,  dass  die 
englischen  Spinner  billiger  produzieren  können,  sind  folgende:  In  England 
stellt  eine  Spitmerei  mit  etwa  3000  Arbeitern  nur  eme  oder  zwei  idne 
Nummern  her,  während  die  deutschen  Spinnereien,  mit  viel  weniger  Arbeitern,  * 
von  der  feinsten  bis  zur  gröbsten  Nummer  produzieren.  Nur  in  so  grossen 
Spezialbetrieben,  wie  sie  in  England  bestehen,  kann  das  Garn  so  billig  her- 
gestellt werden,  wie  es  von  England  geliefert  wird.  Indes,  solche  Betriebe 
können  nur  bestehen,  wenn  sie  den  ganzen  Weltmarkt  beherrschen,  weil  sie 
nur  dann  einen  genügenden  Absatz  ffir  ihre  Waren  haben.  Den  gut  ein- 
geführten  englischen  Spinnern  aber  das  Absatzgebiet,  das  sie  seit  mehr  als 
fünfzig  Jahren  im  Besitze  haben,  7.u  nehmen,  ohne  das  Garn  noch  billiger  u^id 
besser  liefern  zu  können,  was  doch  ausgeschlossen  erscheint,  ist  ganz  unmög- 
lich. Wenn  man  also  die  Garnzölle  beseitigen  will,  nniss  man  in  Kaut  nehmen, 
dass  Tausende  von  Spinnereiarbeitem  beschäftigungslos  werden.  Ob  dann 
die  Webereien  ihre  Prodnkdon  so  steigern  können,  um  diese  Arbeiter  auf- 
zunehmen, ist  frap^lich.  Die  Webereiwaren  würden  für  das  kaufende  Publikum 
ganz  bestimmt  nicht  billiger  werden.  Den  Webereibesitzem  ist  es  in  der 
Hauptsache  auch  nur  darum  zu  tun,  ihre  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Welt- 
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markte  zu  ermöglicben,  und  da  genügte  es,  wenn,  wie  es  zum  Beispiel  in 
Italien  feacblcfat,  dne  Rfickvefgütniig  des  Gamiollet  bei  der  Atniaiir  »ur  Ein- 
fäbmmg  gelangte.  Das  sind  keinesw^  Liebesgalben, 

Die  Bedeutung  der  Sclintzione  für  das  Streben  der  Arbeiter  nach  Verbesserung 
ihrer  Lage  darf  ebenfalls  nicht  veiioumt  werden.  Höhere  Lohne  können  die 
Arbeiter  auch  nur,  oder  doch  leichter,  erzielen,  wenn  der  Industrie  nicht  eine 

mit  niederen  Löhnen  arbeitende  Konkurrenz  im  Wege  steht.  Deshalb  werden 
ja  jetzt  auch  von  den  Gewerkschaften  die  Lohnbewegungen  in  der  Regel  ein- 
hdtlidi  durch  das  ganze  Reich  in  die  Wege  geleitet  Au|  das  Ausland  haben 
wir  aber  keinen  Einlluss.  Das  selbe  gilt  ffir  die  Sozialgesetze.  England 
kann  jetzt  nicht  mehr  als  Gegenbeweis  herangezogen  werden.  Die  Verhältr 
nisse  in  diesem  Weltreiche  Hegen  ja  ganz  verschieden  von  denen  aller  anderen 
Staaten.  Aber  England  würde  nun  auch  sofort  zum  Schutzzoll  übergehen, 
wenn  es  nur  könnte.  Schippcl  führte  sehr  treffend  an,  warum  England  zurzeit 
nicht  zum  Schutzzoll  ubeigehen  kann: 

»Weil  die  auf  dem  Grund  dner  mehr  als  halbhundcrt jährigen  Preetrade^nxis  empor- 
gewachsenen Produktionszweige  und  kapitalistischen  Interessen  vorläufig  alle  noch 
so  tiefgehenden  und  innerlich  noch  so  berechtigten  Gegenströmungen  immer  wieder 
ausgleichen  und  erdrücken.^) 

Teil  resümiere:  Solange  die  Industrie  und  die  Arbeiterbewegung  nicht  in  allen 
Ländern  gleich  stark  entwickelt  sind,  ist  der  Freihandel  keine  internationale, 
sondern  nationale  Politik  des  Stärkeren;  er  fördert  nicht  gleichmässig  die 
internationale  Entwickelung  der  Industrie,  sondern  hemmt  sie;  bringt  die 
Nationen  nicht  naher,  sondern  entfernt  sie;  vermindert  nicht  die  Rdbungs* 
flächen,  sondern  vermehrt  sie;  er  ist  daher  für  industriell  schwächere  Länder 
unannehmbar ;  nicht  international  durchgeführt,  für  die  industriell  starken 
Länder  dann  aber  ebenfalls  vom  Nachteil.  Die  Lebenslage  der  Arbeiter  mit 
höheren  Löhnen  und  guten  Organisationen  wird  beim  Freihandel  durch  die 
Konkurrenz  der  Lander  mit  niederen  Lohnen  und  sdiwachen  Arbeiterorgani- 
sationen gefährdet  Die  Handdqwlitik  der  Arbeiter  kann  nur  die  Handels- 
vertragspolitik  sein,  das  Schwergewicht  ist  also  darauf  zu  legen,  dass  gute 
Handelsverträge  zu  stände  kommen.  Handelsvertragspolitik  ist  aber  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  Schutzzollpolitik. 

Es  bleiben  nun  noch  die  Agrarzolle.  Ich  bin  nicht  der  Meinung,  dass,  wer 
industriezölle  für  nötig  hake,  unter  allen  Umstanden  auch  für  AgrarzöUe  ein- 
treten müsse.  Die  Verhältnisse  li^;en  denn  doch  verschieden.  Aber  unsere 
sozialistischen  und  demokratischen  Grundsätze  fordern  keinesfalls  eine  Be- 
kämpfung der  Ag^arzölle  ä  tout  prix.  Unsere  französischen  Genossen  sind 
bekanntlich  wiederholt  für  Getreidezölle  —  und  zwar  für  sehr  hohe !  —  ein- 
getreten. Und  Schippeis  oben  zitierte  Artikel  verdienen  nicht  nur  eine  grosse 
Beachtung,  sondern  fordern  eine  gründliche  Erwägung,  ob  unsere  Stellung 
nicht  doch  eine  Änderung  erfahren  solL  Jedenfalls  muss  man  zugeben,  dass 
Getreidezölle  unter  Umständen  auch  im  Interesse  der  Arbeiter  liegen  können, 
wie  das  Schippel  behauptet 

Der  Kampf  gegen  die  Getrcidezölle  ist  in  Deutschland  mehr  ein  politischer 
Kampf  gegen  die  Herrschaft  des  preussischen  Junkertums,  das  bei  der  Ge- 
treideproduktion hauptsächlichst  in  Betracht  kommt.    Hätten  wir  es,  wie  e.<: 

*)  VcrgL  Schippcl,  loc.  eil,  paf.-  jof. 
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in  Frankreich  der  Fall  ist,  nur  mit  Kleinbanem  xu  ton,  wäre  die  Sach> 
läge  eine  ganz  andere.  Zweifellos  aber  verteuern  die  Agrarzölle  zurzeit 
die  Lebensmittel,  weil  die  deutsche  Landwirtschaft  den  Bedarf  heute  nicht 
decken  kann  und  wir  auf  das  Ausland  angewiesen  sind.  Während  die  Industrie- 
produkte, trotz  Steigerung  der  Löhne,  dank  der  Vervollkommnung  der  Technik 
und  der  Betriebsweise  im  allgemeinen,  immer  billiger  geworden  nnd,  wird 
eine  Verbillignnf  der  landwirtschaftlichen  Produkte,  obwohl  auch  in  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion  eine  wesentliche  Steigerung  der  Produktion  durch 
technische,  chemische  und  andere  Hilfsmittel  stattgefunden  hat  und  immer 
noch  stattfindet,  künstlich  verhindert  und  sogar  zum  Teil  eine  Erhöhung  der 
Preise  herbeigeführt.  Ich  teile  nicht  die  Befürchtung,  dass  ohne  Getreide- 
zölle die  deutsche  Landwirtsdiaft  in  der  Weise  zorfickgdien  werde,  wie  das 
in  England  iter  Fall  war.  Die  ostpreussischen  Junker  wurden  ihre  Getreide- 
felder nicfit  in  Jagdgründe  umwandeln;  imd  wenn  sie  noch  weniger  Lohn 
geben  wollten,  als  sie  heute  schon  bezahlen,  würden  sie  gar  keine  Arbeiter, 
auch  keine  russischen  mehr,  bekommen.  Die  Güter  würden  an  Kapitalwert 
sinken,  das  wäre  wohl  die  Folge.  Gewiss  hat  auch  der  kleine  Bauer  mit  etwa 
5  Hdctar  Land  bereits  Vorteile  von  den  Getreidezöllen.  Aber  sie  sind  ffir 
seine  Existenz  durchaus  nicht  so  ausschlaggebend.  Namentlich,  wenn 
er  den  Markt  in  seiner  Nähe  hat.  Das  hat  auch  Herr  von  Metzsch, 
der  ehemalige  sächsische  Minister,  im  Reichstage  einmal  gesagt:  die 
sächsische  Landwirtschaft  brauche  keine  Zölle.  Das  nämliche  gilt  auch  für 
jede  andere  Landwirtschaft  in  Gegenden  mit  starker  Industrie  oder  in  der 
Nähe  grosser  StSdte.  Die  Aufii^ng  der  Getreidezölle  wurde  vor  allem  den 
Grossgrundbesitz  empfindlich  treffen.  Wenn  aber  auch  die  Getreideproduktion 
in  Deutschland  zurückgehen  wurde,  kein  behauungsfähiger  Boden  würde  des- 
halb brach  liegen.  Und  um  eine  Entwickelung  der  Landwirtschaft  zur  inten- 
siveren Viehzucht,  Eier-,  Butter-,  Käse-,  Obst-,  Gemüseproduktion  usw.  zu 
fördern,  Hessen  sich  schliesslich  Erzidiungszölle  auf  diese  Produkte  redit- 
fertigen,  die  mit  dem  Wachstum  dieser  landwirtschaftlichen  Produktion  ihre 
preissteigende  Tendenz  sehr  bald  verlieren  würden,  während  die  Landwirte 
durch  intensivere  Produktion  ihre  Einnahmen  erhöhten.  Die  Getreidczölle 
steigern  nur  den  Kapitalswert  und  Verkaufspreis  der  grossen,  im  wesentlichen 
Getreide  produzieremlen  Guter,  verlieren  daüdurch  für  den  lüchfolgenden  Be- 
ntzer  die  Bedeutung  und  verteuern  somit  dauernd  das  Produkt,  citme  dauernd 
den  Produzenten  eine  höhere  Verzinsung  ihres  Kapitals  zu  bringen,  heben  sich 
also  für  den  Produzenten  auf.  nicht  aber  für  den  Konsumenten,  und  sind  somit 
im  wesentlichen  nur  ein  Mittel,  der  gegenwärtigen  Generation  der  grossen 
Getreideproduzenten  und  Güterspekulanten  einen  Gewinn  zu  verschaffen,  ohne 
die  Produktion  so  intensiv  gestalten,  so  steigern  zu  können,  dass  sie  den  gan- 
zen Bedarf  des  Marktes  decken  und  zum  Weltmarktpreis  schliesslich  liefern 
kann.  Die  Getreidezölle  sind  daher  keine  Erziehungszölle  und  lassen  sich 
meines  Erachtens  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  nicht  rechtfertigen. 
Andererseits  ist  aber  die  Frage  des  Getreidezolles  auch  keine  Prinzipienfrage, 
sondern  eine  Frage,  über  aus  den  jeweiligen  Verhältnissen  heraus  ent- 
schieden werden  muss.  Und  ich  halte  es  ffir  notwendig,  dass  andi  sie.  wie 
die  ZoUpcditik  überhaupt,  ehe  der  Zollstreit  wieder  akut  wird,  in  unserer  Partei 
von  neuem  eingehend  studiert  und  erörtert  wird. 
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N  Mannheim  konnte  über  die  sehr  wichtige  Frage,  welche  Forde- 
rungen die  Sozialdemokratie  in  bezug  auf  die  allgemeine  Erziehung 
und  technische  Ausbildung  aufzustellen  habe,  keine  volle  Klärung 
erzielt  werden,  weil  die  beiden  Referate  zu  diesem  Punkt  der  Tages- 
ordnung die  Zeit  des  Parteitages  so  sehr  in  Anspruch  genommen  hat- 
ten* dass  von  etner  Diskussion  Abstand  genommen  werden  musste.  Ohne 
eine  Aussprache  die  von  den  Referenten  vorgeschlagenen  Leitsätze  anzu- 
nehmen, dazu  konnte  sich  der  Parteitag  aber  auch  nicht  entschliessen,  da  eine 
volle  t ■hereinstimmung  nicht  vorhanrlcn  war.  l'ntcr  diesen  Umständen  griff 
er  XU  dem  Aushilfsmittel,  die  beiden  Referate  und  das  ganze  Material  einem 
BüdongsausBchttss  zur  Prüfung  zu  fiberweiaen.  Genoase  Ubrich  ab  Begrün- 
der des  Antrags  auf  Einsetzung  dner  Prfifungskommission  machte  damals 
geltend,  dass  die  Entscheidung  über  Probleme  von  solcher  Bedeutung  unmög- 
lich ohne  Diskussion  in  der  Presse  getroffen  werden  könne.  Von  einer  sol- 
chen Diskussion  ist  bisher  nichts  zu  hören  gewesen.  Auch  in  Essen  sprach 
man  nicht  darüber.  Es  ist  nun  nicht  meine  Absicht,  alle  Bedenken  gegen 
jene  Resolutton  i/fi  und  die  dazu  gehörenden  Ausführungen  der  Referen- 
ten, die  sich  mir  in  Mannheim  aufdrängten,  an  dieser  Stelle  aufzurollen.  So- 
weit sie  sich  auf  die  Erziehung  im  Elternhaus  und  auf  die  allgemeine  Schul- 
bildung beziehen,  sind  andere  auf  Grund  ihrer  Erfahrung  und  Vorbildung  weit 
mehr  berufen,  Kritik  zu  üben.  Nur  über  diejenigen  Ansichten  und  Forde- 
rungen, die  sich  auf  die  technische  Ausbildtmg  des  heranwachsenden  Ge- 
schlechts bezidien,  will  ich  hier  emiges  sagen. 

Die  Resolution  148  geht  von  allgemeinen  Gnmdsätzen  aus,  die  das  Wesen  der 
heutigen  Klassenerzidiung  im  Gegensatz  zu  den  Idealen  sozialistischer  Er- 
ziehung kennzdchnen,  und  gdangt  dann  zu  einer  Reihe  von  Forderungen,  die 

bestimmt  sind,  unseren  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  der  Einzelstaaten 
als  Grundlage  ihrer  schulpolitischen  Aktion  zu  dienen,  wenigstens  so  lange, 
als  die  Schulgesetzgebung  noch  Sache  der  Einzelstaaten  ist.  Eine  der  bedeut- 
samsten unter  diesen  Forderungen  ist  die  auf  Einführung  des  Ar- 
beitsunterrichts in  allen  Schulen.  Gegen  diese  Forderung,  die 
in  den  Schulen  Finnlands,  Norwegens,  Rumäniens  und  Frankreichs  durch 
Unterrichtsgesetz  bereits  eingeführt  ist,  lässt  sich  gewiss  nichts  einwenden,  nur 
gegen  ihre  Begründung  müssen  wir  gewichtige  Bedenken  erheben.  Die  Ge- 
schichte des  Handarbeitsunterrichts  lehrt  uns,  dass  seine  Einführung  überall 
unter  dem  Gesiditspunkt  vor  sich  ging,  da»  heranwachsende  Geschlecht  schon 
früh  mit  technischen  Fertigkeiten  auszurüsten,  um  ihr  industrielles  Können, 
ihre  gewerbliche  Leistungsfähigkeit  zu  heben,  überall  sah  man  ein,  dass 
trotz  oder  wegen  der  Verwendung  von  Maschinen  flic  Anffirdcnnnyon  an  die 
manuelle  Geschicklichkeit  immer  mehr  und  grössere  werden,  und  das  Vurhan- 
densdn  einer  technisch  gut  geschulten  Arbdterschaft  es  dem  nationalen  Ka- 
pital ermöglicht,  dch  denjenigen  Produktionszwdgen  zuzuwenden,  auf  denen 
die  in  der  allgemeinen  Bildung  tiefer  stehenden  Nationen  nicht  konkurrenz- 
fähig sind,  wie  zum  Beispiel  den  graphischen  Gewerben,  der  feineren  Holz- 
bearbdtung,  der  Industrie  der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate  etc.  Der 
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HandtrbeitatiiitefTidit  enehien  so  ab  eine  Waffe  im  industrienen  WetUcan^f 
der  Nationen,  als  ein  wichtiges  Moment  für  die  industrielle  Grösse  der  Nation. 
Es  berührt  nun  höchst  seltsam,  dass  hiervon  in  dem  Referat  des  Genossen 
Schulz  nicht  nur  nichts  zu  finden  ist,  sondern  dass  darin  sogar  Gedanken 
ausgedrückt  sind,  die  wie  eine  strikte  Abweisung  der  Forderung  auf  Einfüh- 
rung des  Handarbeitsunterrichts  anmuten.    So,  wenn  es  da  heisst: 

»Und  wie  steht  es  ,mtt  der  fachlichen  Ausbildung'?  Ist  sie  ffir  den  leapiffltstischcn 

Produktionsprozcss  von  nötcn?  Auch  mir  /um  Teil.  Es  gibt  natürlich  bei  der 
tedinischen  Leistungsfähigkeit  moderner  Grossbetriebe  eine  ganze  Reihe  von  Sozial- 
berufen,  in  denen  die  Arbeiter  Tüchtiges  leisten  müssen.  Aber  es  handelt  stdi  nur 
um  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  m  ä  s  s  i  K  wenige  [ !  ]  Arbeiter  im  Verhältnis  zum  grossen 
Ganzen,  und  zum  Teil  sind  es  Arbeiter,  die  eigentlich  keine  Arbeiter  mehr  sind: 
Techniker,  Zeichner,  Modelleure,  Meister,  Vorarbeiter  .  .  .  Für  die  mechanische 
geistlose  Tätigkeit  in  der  Fabrik  sind  sie  [polnische,  russische,  gralizischc  Analpha- 
beten] nach  einigen  Stunden,  Tagen  oder  Wochen  hinlänglich  eingedrillt,  so  dass 
sie  an  der  Stdie,  an  die  sie  gestellt  worden  sind,  dem  Fabrikanten  ebenso  viel 
Mehrwert  crschanzen,  wie  es  ein  gebildeter  deutscher  Arbeiter  tun  würde.«*) 
Es  ist  nicht  schwer,  einzusehen,  dass  unsere  Gegner  einem  sozialdemokratischen 
Abgeordneten,  der  in  dieser  Weise  die  Forderung  auf  Einführung  des  Arbeits- 
imterricfats  in  allen  Sdiulen  begfründen  wollte,  sofort  das  Argument  entgegen- 
halten würden,  dass,  wenn  die  Sache  so  liegt,  dass  die  Arbeit  in  den  Fabriken 
völlig  »geistlose  und  »mechanisch«  geworden  ist.  dass  nur  »verhältnismässig 
wenigcc  Arbeiter  eine  technische  Ausbildung  überhaupt  brauchen  könnten,  auch 
nicht  einzusehen  sei,  warum  man  mit  grossen  Kosten  allen  Schülern 
technische  Fertigkeiten  beibringen  solle,  die  sie  später  in  ihrer  grossen  Mehr- 
zahl gar  aidit  verwenden  konnten.  Nicht  ganz  mit  Unrecht  wflrde  man  sagen, 
dass  technische  Fertigkeiten,  die  nur  wenige  brauchen  können,  auch  nur  wenige 
lernen  sollen,  um  ihren  Preis  auf  dem  Arbeitsmarkt  nicht  hcrabzudrucken ;  ckr 
Staat  habe  kein  Interesse  daran,  qualifizierte  Arbeiter  mit  erheblichen  Kosten 
heranzubilden,  für  die  die  Industrie  nun  einmal  keine  Verwendung  habe.  Diese 
Argumentation  unserer  Gegner  wäre  ganz  folgerichtig,  wenn  die  Schnlzache 
Begründung  richtig  wäre.  Aber  sie  ist  lalseh,  wie  im  folgenden  dargelan 
werden  soll. 

Das  Verhältnis  der  gelernten  zur  ungelernten  Arbeit  ist  nur  schwer  zn  er- 
fassen, da  hier  —  wie  überall  im  naturiichen  und  sozialen  Leben  —  es  breite 
Grenzgebiete  gibt,  wo  die  Gegensätze  unmerklich  in  einander  übergehen.  Die 
Bearbeitung  der  deutschen  Berufsstatistik  von  1895  hat  den  Versuch  einer 
solchen  Aufstellung  gemacht  und  in  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel 
geschieden:  Angestellte  631825,  gelernte  Arbeiter  6031641,  unge- 
lernte Arbeiter  4725326.  Schon  diese  Zahlen  sind  geeignet  uns  mit  tiefem 
Misstrauen  gegen  die  Schulzsche  Behauptung,  dass  »für  die  grosse  Masse  der 
industriell  beschäftigten  Arbeiter  ein  Zwang  zur  speziellen  Berufsbildung  kaum 
oder  überhaupt  nicht  mehr  vorliege«,  zu  erfüllen.  Tatsächlich  hat  die  grosse 
Masse  der  industriellen  Arbeiter  heute  eine  spezielle  Fachbildung,  tatsächlich 
bilden  die  gelernten  Arbeiter  in  Deutschland  zwei  Drittel  aller  Arbeiter  und 
3134  %  aller  Erwerbstätigen,  wobei  noch  zn  berücksichtigen  ist,  dass  der 
Prozentsatz  der  Frauen  bei  den  Uiiijelernten  grösser  ist.  als  bei  den  Gelernten. 
Nun  kann  man  sajjoii,  die  Tatsache,  dass  heute  zwei  Drittel  aller  Arbeiter 
eine  spezielle  Berufsbildung  besitzt,  beweise  noch  nicht,  dass  eine  solche  wirk- 

*)  Vcrgl.  da*  Protokoll  de»  Maimheiiatr  Parteitacii  p«g.  i33-iS4- 


Digitized  by  Google 


UBWIO  QUBSBBL  •  MBSTBRUfOB  ODBR  LBHRWBRKSTÄTTBN» 


863 


licli  von  noten  ist  Ein  solcher  Einwand  wäre  bereditigt»  wenn  die  Statistik 
der  Lehrlingsausbildung  dafür  sprechen  würde,  dass  die  Nachfrage  nach  ge- 
lernter Arbeit  mehr  und  mehr  zurückgeht.    Letzteres  ist  aber  nicht  der  FalL 

Im  Jahre  1895  wurden  in  Deutschland  nicht  weniger  als  701000  Lehr- 
linge ermittelt.  Wenn  natürlich  auch  zugegeben  werden  niuss,  dass  in  ein- 
zefaien  Berufen  eine  Lehrlingszüchterei  herrscht  —  namentlich  bei  den  ab- 
sterbenden Handwerken  — ,  so  wäre  es  doch  falsch,  von  der  Generation  der 
jetst  lebenden  Eltern  anzunehmen,  dass  sie  sich  in  einer  vollständigen  Täu- 
schung über  die  Zukunft  ihrer  Kinder  befinden.  Der  Arbeiter,  der  mitten  im 
wirtschaftlichen  Leben  steht,  %vcis.s  wohl,  was  er  tut.  wenn  er  Sorge  trägt, 
dass  sein  Sohn  etwas  lernt.  Die  Erfahrung  des  täglichen  Lebens  lehrt  ihn, 
dass  der  ungelemte  Arbeiter  einen  viel  schwereren  Existenzkampf  zu  föhren 
hat,  als  der  gderate,  dassersterer  von  Arbeitslosigkeit  und  ungenügender  Ent- 
lohnung härter  betroffen  wird,  als  sein  gelernter  Klassengenosse.  Statistische 
Untersuchungen  haben  ergeben,  dass  die  nord-  und  ostdeutschen  Grossstädte 
im  Winter  und  Sommer  eine  grössere  Arbeitslosenzahl  aufzuweisen  haben,  als 
die  Grossstädte  in  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Rheinland  und  West- 
falen, weil  erstere  »mdir  ungelernte  und  deshalb  leichter  der  'Arbeitskisigkeit 
ausgesetzte  Arbeiter  in  ihre  Mauern  aufnehmen  mussten«.*)  Und  ebenso  lehrt 
die  Lohn?tatistik,  dass  in  der  Regel  der  Lohn  der  ungelernten  oder  wenig  quali- 
fizierten Arbeiter  niedriger  ist,  als  der  in  den  gleichen  Betrieben  beschäftigten 
gelernten  Arbeiter. 

Wain  die  Unternehmer  den  gelernten  Arbeitern  höhere  Löhne  zahlen,  so  tun  sie 
dies  natSrlich  nicht  aus  irgend  einer  philanthropischen  Neigung  für  die  gelernte 
Arbeit^  sondern  unter  dem  Zwai^  dcnr  Verhältnisse.  Der  kapitalistisdie  Unter- 
nehmer ist  auch  stets  darauf  bedacht,  das  Geltungsgebiet  der  qualifizierten  Ar- 
beit möglichst  einzuschränken.  Soweit  der  Produktion sprozess  es  zulässt,  wird 
im  kapitalistischen  Betriebe  regelmässig  die  geistige  von  der  mechanischen,  die 
qualifizierte  von  der  gewöhnlichen,  die  körperlich  schwere  von  der  körperlich 
leichten  Arbeit  getrennt.  Dadurch  wird  der  Unternehmer  in  den  Stand  ge- 
setzt, neben  den  teureren  qualifizierten  Arbeitskräften  auch  ungelemte  Ar- 
beiter und  Frauen,  deren  .Arbeitskraft  ihm  weit  billiger  zu  stehen  kommt,  zu 
verwenden.  In  diesem  Punkt  ist  sehr  wesentlich  die  Überlegenheit  des  Gross- 
betriebes in  denjenigen  Produktionszweigen  begründet,  wo  die  Maschinen  Ver- 
wendung keine  ausschlaggebende  Rotte  ^elt  Das  Kleinhandwerk  kann  eine 
solche  Scheidung  selten  vomdunen;  es  muss  den  gelernten  Arbeiter  auch  Ver- 
richtungen ausführen  lassen,  die  sehr  gut  von  einem  ungelernten  Arbeiter 
besorgt  werden  könnten.  Obwohl  also  der  kapitalistische  Unternehmer  stets 
bemüht  ist,  das  Geltungsgebiet  der  gelernten  Arbeit  nach  Kräften  einzu- 
schränken, ist  die  Annahme,  der  kapitalistische  Betrieb  brauche  nur  ungelernte 
Arbeit,  eine  .spexielle  gewerbliche  Bildung  sei  daher  für  den  Arbeiter  kaum 
noch  von  nöten,  durchaus  falsch.  Mit  Recht  sagt  daher  auch  der  gründliche 
Kenner  des  Gewerbewesens,  Professor  Bücher,  es  sei  »ein  Irrtum,  wenn  viel- 
fach angenommen  wird,  die  Fabrik  bedürfe  der  gelernten  Arbeit  gar  nichtc.*) 

Übrigens  wäre  es  auch  ein  grosser  Irrtum,  nur  diejenigen  Arbeiter  als  quali- 

>)  Vergl.  Georg  Schanz  Die  nrutn  statittttcktn  Brhfbuncen  übtr  die  ArhtiUUattMt  im 
Dtutstkland  im  Arthii»  für  soaialt  Geseizgebumg,  10.  Bd^  pag.  3*$  ä. 

•)  Vergl.  Karl  Bficbers  Artikel  Gtwtr^  im  Htmimirttrbmek  dtr  SiaaumUstnttkofttmt  4.  Bd, 
s.  Attf I.  /Jen»  1900/,  pa«.  jSj. 


Digitized  by  Google 


1 


364  •  LUDWIG  QUESSEL  •  MEfSTERLEHRB  ODER  LEHRWERKSrATTCN  ? 

fizierte  anzusehen,  die  dnen  Lehrbrief  aufweisen  können.  Wie  falsch  es  ist, 
eine  Arbeit,  die  nicht  regdrecht  erlernt  zu  werden  braucht,  als  unqualifizierte 

zu  betrachten,  die  im  Notfalle  auch  von  Analphabeten  verrichtet  werden  kann» 

zeigen  die  englischen  Baumwollspinner  und  Kohlenbergleutc.  Diese  sogenann- 
ten unqualifizierten  Arbeiter  bilden  eine  so  auserlesene  Klasse,  >dass  sie  wohl 
im  einzelnen  rekrutiert,  aber  nicht  im  ganzen  ersetzt  werden  kannc: 
>I>aher  ist  bei  .  .  .  den  Arbeitseinstellungen  der  BaumwoIIspinncr  von  Lancashire 
kein  Postenstchen  notwendig:.  Die  Unternehmer  wissen,  dass  sie  die  selbe  Kurper- 
schaft von  Arbeitern  wieder  haben  müssen,  und  öffnen  daher  ihre  Fabriken  erst,  wenn 
ein  Ausgleich  erzielt  worden  ist.  Das  selbe  gilt  von  den  Kohlenbergleuten  in  allen 
wohlorganisicrten  Distrikten. t*) 

Auch  dort,  wo  eine  scheinbar  sehr  einfache  Tätit^keit  rm  Ma-^chinen  vielfach 
geteilt  ist,  hört  die  qualifizierte  Arbeit  keineswegs  auf.  So  berichtet  Marshall, 
dass  die  englische  Maschinenweberei  in  niedere  und  höhere  Grade  geteilt  ist; 
>und  die  meisten  unter  denen,  welche  in  den  niederen  Graden  arbeiten,  haben 
nicht  das  Zeug  dasu,  mit  mehreren  Farben  zu  weben«.^)  Ein  vielfach  ähn- 
liches Bild  bietet  uns  die  englische  Maschinenbauindustrie. 

»Die  einfache  Drillmaschine  oder  automatische  Drehbank,  die  fortgesetzt  identische 
Exemplare  ein  und  des  selben  winzigen  Maschinenteils  fertigstdlt,  kann  von  einem 

Jungen  bedient  werden.  Dagegen  nimmt  die  Arbeit  an  einer  komplizierten  Walz- 
maschinc  die  Fähigkeit  des  tüchtigsten  Mechanikers  aufs  äusserste 
in  Anspruch.  So  zahlreich  sind  aber  die  Zwischentypen,  dass  der  Schwierig- 
keitSTTinvachs  von  Maschine  zu  Maschine  verhältnismässig  gering  ist.  So  kann  der 
geschickte  Junge  oder  Arbeiter,  der  anfanglich  seine  ganze  Arbeitszeit  mit  der  Be- 
dienung der  einfachsten  Drillmaschine  oder  automatischen  Drehbank  zubringt,  mit 
nur  wenig  Unterricht  von  einem  Arbcitsprozess  zum  andern  aufrücken,  bi^  er  allein 
durch  die  Praxis  an  einer  Reihe  von  Maschinen  allmählich  ein  qualifizierter  Dreher 
oder  Monteur  geworden.  Tatsächlich  klettert  eine  stets  wachsende  Zahl  von  Jungen 
und  Arbeitern  diese  Leiter  empor  und  erwirkt  sich  hinreichende  Fähigkdtcn,  um 
Arbeit  als  Dreher,  Monteure  und  Aufstcller  zu  erhalten.«*) 

Nach  alledem  ist  es  im  höchsten  Grade  wahrscheinlich,  dass  heute  die  qualifi- 
zierte Arbeit,  das  heisst  soldie,  die  nicht  von  Arbdtem  anderer  Arbeitszweige 
ohne  längere  Übung  verrichtet  werden  kann,  in  allen  entwickdteren  Inditstrie- 
Staaten  vorherrscht,  wobei  freilich  nicht  übersehen  werden  darf,  dass  das  Wesen 
der  qualifizierten  Arbeit  in  der  grossen  Industrie  insoweit  eine  Umbildung  er- 
fahren hat,  als  blosse  manuelle  Geschicklichkeit  noch  keinen  qualifizierten  .^r- 
bdter  macht,  wenn  diese  Fähigkeit  nicht  noch  ergänzt  wird  durch  höhere  In- 
telligenz und  moralische  Kraft,  die  ihn  dazu  befähigt,  verschiedene  Dinge  zu- 
gleich im  Geiste  zu  fassen,  sdbständig  zu  handeln,  sich  schnell  jedem  Wechsel 
in  den  Einzelheiten  der  Arbdt  anzupassen,  Selbstdisziplin  und  Sdbstkontn^le 
zu  üben. 

Noch  ungenügender,  als  die  Forderung  auf  Einführung  des  Arbeitsunterrichts 
in  allen  Schulen,  ist  in  dem  .'>chulzschcn  Referat  die  Forderung  auf  Errichtung 
von  Lehrwerkstätten  begründet.  Diese  nicht  nur  pädagogische,  sondern  auch 
sozialpolitische  Forderung  von  gewaltiger  Tragweite  wird  in  dem  Referat 
kaiiiB  mit  einem  Wort  erwähnt,  so  dass  man  völlig  im  dunkehi  darfiber  bleibt, 
ob  die  zu  errichtenden  Lehrwerkstätten  die  Meisterlehre  nur  erganzen  oder 
sie  ersetzen  sollen.  Ist  leuteres  gemeint,  so  schliesst  die  Forderung  aui  Er- 

*)  Vergl.  Sidney  und  ncatricc  Wcbb  TArtfrir  mmd  ProtU  dtr  tmgluehtn  Ctwerhnrtint 
z.  Bd,  /Stuttgart  189»^,  pag.  341. 

•)  Vergl.  Alfred  Marthall  Primeipitt  vf  Ee»m»mies,  /Loadon  tSsl/,  pag.  alt. 
*)  Vargl.  Wcbh.  loc  dt,  pag«  *»> 
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richtung  von  Lehrwerkstätten  das  gesetzliche  Verbot  der  Meisterlehre  ein.  eine 
Ma&sregel,  die  zweifellos  den  ganzen  alten  Mittelstand  zur  heftigsten  Gegen- 
wehr anspornen  wfirde. 

Die  socitipo&tieclw  Tragweite  dieser  Forderung  tritt  deutlich  hervor,  wenn 
wir  ans  die  atatsstiachcn  Zahlen  über  die  Lehrlingsansbildong  im  Gross-  und 

Kleinbetrieb  ansehen.  Nach  der  Berufs-  und  Gewerbczählung  von  1895  wurden 
in  Deutschland  ausgebildet  in  Betriehen  mit  i  bis  5  beschäftigten  Personen 
491  982  Lehrlinge,  in  Betrieben  mit  6  bis  20  Personen  171  769,  in  Betrieben 
mit  über  20  Personen  127282  Lehrlinge.  Diese  Zahlen  lehren  uns,  dass  in 
Deutschland  das  Handwerk  in  der  Lehrlingsausbildung  vorherrschend  ist,  da 
die  Fabriken  sich  damit  nur  wenig  befassen.  Denn  unter  je  1000  Arbeitern 
in  Betrieben  der  ersten  Art  sind  247  Lehrlinge,  unter  je  1000  Arbeiter  in  Be- 
trieben der  zweiten  Art  sind  145  Lehrlinge,  und  in  der  dritten  Gruppe^  den 
Grossbetrieben,  sind  unter  je  1000  Arbeitern  erst  35  Lehrlinge. 

Der  überwiegende  Anteil  des  Handwerks  an  der  Lehrlingsausbildung  tritt  aber 
noch  drastischer  zu  tage,  wenn  wir  eine  Gruppe  verwandter  Handwerke  verein* 
adt  betrachten.  In  den  Schlosser-  und  Klempnerwerkstätten,  in  den  Kupler- 
nnd  GfobscfaBiiedsbetrid»en  mit  i  bis  5  beschäftigten  Personen  wurden  gesählt: 

Gewerbe  Arbeiter  fibeihaupt  Lehrlinge    auf  100  Arbeiter 

Lehrlinge 


30144  18886  62,7 

X9611  8x34  41,5 

Kupferschmiede                3284  1 316  4IVS 

Grob- (Huf-)  Schmiede       68784  27601  40,1 

Eine  solche  gewaltige  Lehrlingszüchterei  kann  natürlich  nur  bestehen,  wenn 
die  Ausgelemten  irgendwo  anders  ihre  während  der  Lehrzeit  erworbenen  tech- 
nischen Fähigkeiten  verwerten  können.  In  der  Tat  zeigt  uns  die  Statistik  denn 
auch,  in  w«kh  umlattgreidiem  Masse  das  Handwerk  gelernte  Arbeitskräfte 
an  die  Grossindustrie  abgibt.  Besonders  lehrreich  sind  in  dieser  Beziehung 
die  Verhältnisse  in  der  Schlosserei.  Neben  72  374  im  Handwerk  tätigen 
Schlossern  wurden  1895  nicht  weniger  als  122679  in  anderen  Gewerbearten 
beschäftigte  Schlosser  gezählt.  Von  diesen  entfielen  79500  auf  Gewerbe  der 
Ifaschinenindustrie,  16  615  auf  Gewerbe  der  Metallverarbeitung,  7874  auf  Ge- 
werbe des  Bergbaues  und  Hüttenwesens,  18690  auf  verschiedene  Gewerbe.*) 
Was  die  in  verschiedenen  Gewerben  beschäftigten  Schlosser  anlangt,  so  mag 
hier  erläuternd  bemerkt  werden,  dass  heutzutage  fast  jede  grössere  Unter- 
nehmung, mag  sie  Fabrik-,  Handels-  oder  Verkehrsgeschäft  sein,  sich  dieses 
oder  jenes  Handwerk  in  einer  besonderen  Werkstätte  angliedert: 
»Jede  grössere  Bierbrauerei  oder  Weinhandlung  hat  heute  ihre  eigene  Böttcher- 
werkstätte; die  Pferdebahngesellschaften  unterhalten  Schmiede-,  Sattler-,  Stell- 
macher- und  Schlosserwerkstatten ;  Konservenfabriken  haben  eigene  Klempnereien; 
eine  Schiffabauanstalt  hält  Tischler  und  Tapezierer  für  die  innere  Ausstattung  der 
Personendanmfcr;  eine  Schlosser-  und  Rraaraturwerkstätte  hat  fast  jeder  Gross- 
betrieb.«') 

Nahezu  alle  Zweige  des  Handwerks  geben  heute  gelernte  Arbeitskräfte  an  die 
Grassuntemchmung  ab.  Das  ist  nicht  zweifelhaft  Eine  andere  Frage  ist  aber 
die»  ob  das  Handweik  seiner  Aulgabe»  qualifizierte  Arbeitskräfte  für  die  grosse 

*)  Vergl.  Werner  SoBbtrt  Dtr  moiem*  Kopilalismut,  2.  Bd.  /Leipzig  1902/,  pa«.  567  und  5^5. 
i)  VwgL  Karl  Bflchcr  DU  B^tsttkung  dtr  VctktwirUthaft,  *.  Aufl.  /TäUafoi        pag.  iSt^ 
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Industrie  heranzubilden,  auch  e^ewacbsen  ist.  Diese  Fraj^e  ist  entschieden  tu 
verneinen.  Ob  wir  die  Enqueten  bürgerlicher  Nationalokonomen  einsehen, 
die  Gewerkschaftspresse  lesen  oder  die  Erhebungen  der  Arbeiterorganisationen 
über  die  Arbeitsverhältnisse  prüfen,  überall  schallt  uns  die  Kl^  entgegen,  dass 
Lehrlinge  hente  meist  nur  von  Kleinmeistem  gehalten  werden  und  diesen  nnr 
zu  billigen  und  willigen  Ausbeutungsobjekten  dienen.  Um  die  Arbeitskraft 
des  Lehrlings  möglichst  frühzeitig  und  in  weitgehender  Weise  ausnutzen  zu 
können,  wird  er  nicistcns  nur  zu  bestimmten  Handreichungen  herangebildet 
und  verwendet;  uii  genug  bildet  er  nur  den  Ersatz  für  einen  ungelernten  ju* 
gendlichen  Arbeiter,  den  man  sonst  unter  geordneten  Betriebsverfaältnissen  be- 
schäftigen und  entlohnen  mfisste. 

Theoretiker  und  Praktiker  sind  heute  einig  darin,   dass   die  gq^wärtige 

Meisterlehre  qualitativ  den  Ansprüchen  der  modernen  Industrie  nicht 
genügt.  Aber  auch  quantitativ  vermag  die  Meisterlchre  ihre  Aufgabe 
nicht  mehr  zu  erfüllen.  Immer  lebhafter  werden  die  Klagen  der  Industriellen 
über  den  Mangel  an  qualifizierten  Arbeitskräften.  Auch  die  Berichte  der 
Fabrikinspektoren  spiegeln  diesen  Zustand  getreulich  wider.  Selbst  in  Pom- 
mern, wo  der  Grossbetrieb  so  spärlich  gesät  ist,  dagegen  die  Lehrlingsausbeu- 
tung in  zahlreichen  Kleinbetrieben  in  üppiger  Blüte  steht,  klagt  der  Gewerbe- 
inspektionsbericht, dass  die  Metallwarenfabriken  an  gelernten  Arbeitskräften 
erheblichen  Mangel  leiden.  Dieses  Missverhältnis  muss  aber  um  so  grösser 
werden,  je  mehr  der  Verdrängungsprocess  des  alt«i  Hvidwerks  fortschreitet 
In  Preussen  haben  die  staatlichen  Eisenbahnwerkstätten  durch  Einrichtung  von 
Lehrwerkstätten  dem  Mangel  an  gelernten  Arbeitskräften  abzuhelfen  gesucht. 
Die  Lehrlinge  werden  da  auf  vier  Jahre  aufgedungen  und  verbringen  die  erste 
Hälfte  der  Lehrzeit  in  der  Lehrwerkstätte,  wo  sie  in  der  Maschinenschlosserei 
vollständig  in  methodischer  Weise  ausgebildet  werden.  Hierauf  werden  sie  ein 
halbes  Jahr  im  Wagenbau  imd  den  Rest  ihrer  Ijehrzeit  von  anderthalb  'Jahren 
in  der  I«okomotivabteilung  und  im  allgemeinen  Maschinenbau  unter  Beauf- 
sichtigung bewährter  Arbeiter  beschäftigt.  Ihre  Leistungen  sind,  wie  Scheven 
erzählt,  geradezu  staunenswert  und  »geeignet,  jeden  Gegner  des  Lehrwerk- 
stättenunterrichts zu  bekehren. <•) 

Wie  wir  gesehen  haben,  bilden  die  ungelernten  Arbeiter  in  Deutschland  ein 
Viertel  der  Erwerbstätigen  und  ein  Drittel  aller  Arbeiter.  Bei  dreijähriger 
I.dirzeit  wurde  es  sich  bei  einer  rund  i6  Millionen  Kopfe  zihlendoi  männlichen 
Bevölkerung  um  rund  i%  Millionen  im  Alter  von  14  bis  17  Jahren  handeln,  wenn 

alle  aufKostenderGesamtheit  aus-  respektive  fortgebildet  würden.") 
Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  ein  solcher  Plan  keinerlei  Aussicht  auf  Verwirk- 
lichung hat.  Die  Unterhaltungskosten  einer  solchen  Armee  von  Lehrlingen, 
deren  Präsenzstärke  sich  auf  ly^  Millionen  belaufen,  also  jfast  dreimal  so  stark, 
wie  die  Kop&ahl  des  deutschen  Heeresi,  sein  wurden  wären  zurzeit  uief^ 
schwinglich.  Es  scheint  uns  nicht  übertrieben,  die  gesamten  Kosten  auf  750  bis 
1000  Millionen  Mark  jährlich  zu  veranschlagen.  Nun  tragen  aber  heute  schon 
zwei  Drittel  aller  Arbeiter  selbst  die  Kosten  ihrer  gewerblichen  Ausbildung, 
80  dass  man  sich  vielleicht  mit  Massnahmen  begnügen  könnte,  die  es  auch  dem 

*)  Vergl.  Robert  Dannebcrg  Suaisli-hrufrkslällen  AVien  1907',  pag.  2}n. 

**)  Vergl.  K.  E.  May  Du  Wxrttckaft  tu  Vtrganitnhtit,  Cegfim/afl  und  Zukunft  /Bcrlio  1901/, 
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anderen  Drittel  ermöglichen  würden,  eine  regelrechte  Lehre  durchzumadieil. 
Die  Gesamtheit  hätte  in  diesem  Falle  nur  die  Kosten  für  rund  ^  Million  ztt 

tragen^  und  die  Hessen  sich  erschwingen. 

Der  Plan,  das  heranwachsende  Arbcitergeschlecht  in  staatlichen  oder  kommu- 
nalen Lehrwerkstätten  auszubilden,  und  zwar  so,  dass  zwei  Drittel  die  Kosten 
selbst  bestreiten  und  nur  ein  Drittel  auf  Kosten  der  Gesamtheit  unterhalten 
wird,  würde  indes  das  gesetzliche  Verbot  der  Meistcrlehre  notwendig  machen. 
Wahrscheinlich  würde  eine  solche  gesetzgeberische  Massnahme  den  Untergang 
vieler  parasitärer  Kleinbetriebe  nach  sich  ziehen,  die  sich  heute  nur  noch  im 
Strom  der  Konkurrenz  mittels  des  Schwimmgürtels  schrankenloser  Lehrlings- 
ambeutung  über  Wasser  halten.  An  die  Stelle  vieler  handwerksmässiger  Klein- 
betriebe wurden  Idstungsfähige  Grossbetriebe  oder  kleinkapitalistische  Mittel- 
betriebe treten,  die  schon  viel  weniger  auf  die  Ausnutzung  jugendlicher  Arbeits- 
kräfte angewiesen  sind.  Es  erscheint  mir  zweifellos,  dass  eine  solche  Entwicke- 
lung  den  Aufstieg  der  deutschen  Arbeiterklasse  begünstigen  würde,  da  fast  in 
allen  Gewerben  die  Kleinbetriebe  sich  durch  die  ungünstigsten  Lohn-  und  Ar- 
beitsverhältnisse ansieichnen.  Freilich  sind  die  politischen  Faktoren,  die  sich 
dieser  gewerblichen  Reformaktion  entgegenstellen,  von  solcher  Stärke,  dass  die 
lakonische  Forderung  der  Resolution  148  auf  ^Er^ichtung  von  Lehrwerk- 
stätten« —  wenn  in  diesem  Sinne  interpretiert  —  noch  für  lange  Zeit  ohne 
jede  praktische  Bedeutung  bleiben  würde. 

Ganz  anders  läge  die  Sache,  wenn  die  Forderung  der  Resolution  148  in  dem 
Sinne  zu  verstehen  wäre,  dass  Lehrwerkstätten  nicht  generell  zum  Ersatz, 
sondern  nur  vereinzdt  zur  Ergänzung  der  Meisterldire  errichtet  werden  sollen. 
In  diesem  Sinne  interpretiert,  kämen  dieser  Forderung  wichtige  kapitalistische 
Interessen  entgegen.  Wie  schon  das  Beispiel  der  preussischen  Regierung  zeigt, 
ist  man  der  vereinzelten  Errichtung  von  Lehrwerkstätten  gar  nicht  abgeneigt. 
Dies  gebt  aus  einer  Rede  hervor,  die  der  frühere  Handelsminister  Möller  vor 
etwa  zwei  Jahren  in  Osnabrück  gehalten  hat  Er  bemerkte  unter  anderem, 
dass  eine  Kommission  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geschickt 
wfirdc^  um  dort  die  Verhältnisse  zu  studieren,  und  führte  dann  wörtlich  aus: 
»Wir  werden  zum  Beispiel  in  den  Vereinigten  Staaten  lernen,  dass  bei  steigenden 
Löhnen  die  Lehrlingsausbildung  auf  eine  andere  Stufe  gestellt  werden  muss,  und 
ich  glaube,  meine  Herren,  in  mancher  unserer  Grossstidte  werden  wir  in  nidtt 
allzu  langer  Zeit  vor  die  Frage  gestellt  werden,  wie  wir  zukünftig  die  Lehrlinge 
ausbilden  sollen,  ob  sie  noch  überall  bei  den  Meistern  ausgebildet  werden  können, 
wie  seither,  in  guter  bürgerlicher  Weise,  gewissermassen  als  Mitglied  der  Familie. 
Aber  in  den  Grossstädten  ist  vielfach  die  Verbinduag  verloren  gegangen,  und  da 
werden  wir  die  Lehrlingsausbildung  nach  mancher  Richtung  hin  vielleicht  schul- 
massig  gesulten  müssen,  indem  wir  die  Lehrlinge  in  Mtisterwerkstittcn  in  die  Lehre 
gehen  lassen.« 

Nach  alledem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  jene  Forderung  der 
Resolution  148,  als  Ergänzung  zur  Meisterlehre  gedacht,  in  vielen  Gewerben 
Aussicht  auf  Verwirklichung  hat,  da  sie  den  Wflnschen  der  grossen  Industrie 
eatgegaSaammtf  ohne  die  Interessen  des  alten  Mittelstandes  allzusehr  zu  ver- 
letzen. Eine  andere  Frage  ist  es  freilich,  ob  eine  solche  Entwickelung  auch 
im  Interesse  der  Gewerkschaften  liegt.  Beseitigte  man  die  Meisteriehrc  ganz, 
so  wäre  die  Gefahr,  dass  durch  die  Lehrwerkstätten  eine  Überproduktion  ge- 
lernter Arbeiter  für  einzehie  Indnstrieen  sUttfindet,  weniger  gross.  Wenn  aber 
lieben  der  LefarlingMüchterei  des  alten  Handwerks  noch  so  nnd  so  viele  Ldur- 
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Werkstätten  sich  offnen,  so  scheint  mir  die  Gefahr,  dass  eine  die  Gewerk- 
schaften verheerende  Flut  junger  gelernter  Arbeiter  sich  über  einzelne  In- 
dustriegebiete crgiesst,  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen.  Wenigstens  müsste 
man  in  Preussen  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  dass  die  Lehrwerkstätten  ge- 
legentlich zu  einer  Aktion  gegen  die  Gewerkschaften  ansg^nuti^  iferdeo. 

Auf  jeden  Fall  ut  es  daher  notwendig;  dass  ausgesprochen  wird,  was 
die  Sosialdemokratie  eigentlich  will,  ob  die  »Errichtnng  von  Lchrwerkstattenc 
die  Meisterlehre  nur  ergänzen  oder  beseitigen  soll. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

FRIEDRICH  KLEEIS  •  DIE  MUnERSCHflFTSVER- 

SICHERUMQ 

N  der  letzten  Zeit  haben  sich  eine  ganze  Reihe  von  Sozialpolitikern 
und  Versammlungen  mit  dem  Mutterschafts-  und  Säuglingsschutz 
beschäftigt  und  dessen  Ausbau  immer  dringender  gefordert.  Die 
Ursachen  hierfür  sind  in  zwei  Siditungen  zu  sodien:  einmal  in  der 
wirtschaftlichen  Entwickdung,  die  zn  den  alten  Lasten  der  Frauen, 
nämlich  der  Hauswirtschaft  und  der  Mutterschaft,  noch  eine  neue,  die  Er- 
werbstätigkeit, gebracht  hat,  sodann  in  der  Tatsache,  dass  die  Zahl  der  Ge- 
burten, wenigstens  in  einigen  Teilen  des  Reiches,  in  den  letzten  Jahren  im 
Rückgang  begriffen  ist.  Die  beiden  Erscheinungen  stehen  in  einem  inneren 
Ziffmnntenhangi 

Die  wirtschaftliche  Umwälzung  hat  auch  das  Familienleben  revolntioDiert  War 
bei  der  früheren  Produktionsweise,  als  noch  die  Prodnktkmsraittd  Bigcntnm  des 

Handwerkers  waren,  die  Frau  eine  gelegentliche  Gehilfin  des  Mannes  in  dessen 
Werkstatt,  so  ist  sie  jetzt  mitsamt  dem  Manne  aus  der  Werkstatt  vertrieben 
und  in  die  Fabrik  gewiesen  worden.  Die  steigende  Anteilnahme  der  Frauen 
an  der  Erwerbstätigkeit  und  besonders  an  der  Fabrikarbeit  ist  bekannt:  wurden 
doch  bei  der  Fabrikarbeiterzählung  am  i.  Mai  1905  im  Königreich  Sachsen 
405  114  männliche  und  2096oo.weifalidie  Arbeiter  in  den  Fabriken  und  diesen 
gleichgestellten  Anlagen  gezählt;  weiteres  Zahlenmaterial  erübrigt  sich  wohl 
an  dieser  Stelle.  Mit  dieser  Umwälzung  des  Familienlebens  verwandelte  sich 
aber  eine  grosse  Kinderschar  aus  einem  Segen  in  eine  drückende  Last.  Be- 
deutete früher  jedes  neugeborene  Kind  einen  Zuwachs  an  Arbeitskraft  für  die 
FaffliUe  und  die  Gemeinde^  so  ist  es  jetzt  ein  Verbraucher  mehr.  Die  Ftaiilie 
ist  eben  nicht  mehr  eine  Produktionsgenossenschaft,  sondern  nur  eine  Konsum- 
gemeinschaft.  Zu  einem  guten  Teil  ans  diesen  Gründen  ist  auch  die  Geburten- 
ziffer zurückgegangen.  Verweisen  wir  wieder  auf  Sachsen:  Kamen  dort  im 
Jahre  1876  auf  1000  Einwohner  durchscimittlich  47  Geborene,  so  waren  das  im 
Jahre  1^  nur  noch  4t  und  im  Jahre  1904  nur  noch  34. 

Die  Einbezidiung  der  Fran  in  das  intensive  Erwerbsleben  hat  aber  auch  noch 
andere  Nachteile  för  sie  und  für  die  Nachkommenschaft  im  Gefo^  Es  sei  nnr 

an  die  grosse  Zahl  der  Frühgeburten  und  der  To^ieborenen.  an  die  grosse 
Kindersterblichkeit  und  andere  Erscheinungen  erinnert.  In  den  Jahren  1901 
bis  1904  betrug  im  Reichsdurchschnitt  die  Zahl  der  gestorbenen  Säuglinge 
34  %  aller  Sterbefälle  und  19  %  aller  Lebendgeborenen ;  in  dem  industriellen 
Saduen  aber  betrugen  die  ent^rechenden  Zahlen  41,7  und  24^  Vergleidrt 
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man  die  Säuglingssterblichkeit  Deutschlands  mit  der  anderer  Staaten,  so  er- 
gibt sich,  dass  Deutschland  obenan  steht.  Selbst  in  England  beträgt  sie  nur 
35  %  der  gesaroten  Sterbefälle  und  14  %  der  Lebendgeborenen.  Solange  die 
Mutter  noch  innerhalb  der  Familie  mit  tätig  war,  hatte  sie  Gelegenheit,  sich  in 
der  Zeit  der  Sdnraag«racfaaft  tmd  des  Wochenbettes  eine  gewisse  Schonung  zu 
gönnen.  Gewisse  Verrichtungen  Hessen  sich  aufschieben  oder  wurden  von 
anderen  besorgt.  Nachdem  aber  rlic  wirtschaftliche  Entwickelung-  die  ein- 
zelnen Zweige  der  früheren  Hausfrauentätigkeit  zu  selbständigen  Berufen  aus- 
gebildet hat,  die  auch  infolge  der  geringen  Entlohnung  des  Mannes  die  ver> 
beirtteten  Frauen  ergreifen  müssen,  ist  eine  derartige  Schonung  nicht  mehr 
nSgli^h.  Als  ein  Teil  des  Betri^iswerlces  hat  auch  die  schwangere  Fran 
ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  oder  sie  hat  einer  anderen  Platz  zu  machen.  Be- 
sonders die  Lx)hnarbeit,  welche  der  übergrosse  Teil  der  Frauen  ergreifen  muss»  * 
hat  die  Tendenz,  den  Menschen  möglichst  lange  in  ihr  Joch  zu  spannen,  wenn 
aUch  ernste  Gefahren  für  die  Gesundheit  daraus  entstehen. 

Die  wirtschaftliche  Entwickelung  kann  nicht  aufgehalten  werden.  Es  kann 
sich  für  uns  nur  darum  handeln,  die  veränderten  Lasten  der  Frauen,  durch  die 
die  Gesamtheit  des  Volkes  bedroht  wird,  zu  mindern.  Das  wird  auch  in  bür- 
gerüdien  Kfdsen  eingesdien,  und  es  sind  dedialb  auch  zur  Beseitigung  der 
cinsciiien  Übelstande  schon  die  mannigfachsten  Vorschläge  gemadit  worden. 
So  haben  Politiker  verschiedener  Parteirichtungen  ein  Verbot  der  eheweib- 
lichen Fabrikarbeit  verlangt.  Kürzlich  ist  der  Vorschlag  einer  Halbtags- 
beschäftigung der  verheirateten  Frauen  gemacht  worden.  Das  sind  natürlich 
Forderungen,  die  der  Tendenz  des  sozialen  Lebens  zuwiderlaufen  und  unmög- 
fidi  durchgeführt  werden  l^nen.  Die  Forderungen,  die  wir  zum  Zweck  eines 
durchgreifenden  Schwangerschafts-  und  Mutterschaftsschutzes  aufzustellen 
haben,  bestehen  in  einer  allgemeinen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für  Frauen 
auf  höchstens  8  Stunden  täglich,  in  einem  Verbot  der  Beschäftigung  von 
Frauen  in  solchen  Betrieben,  die  ihrer  ganzen  Natur  nach  für  Mutter  und  Kind 
schädlich  sind  —  in  denen  zum  Beispiel  gesundheitsschädliche  Stoffe,  wie  Blei, 
Pho^shor  usw.,  verarbeitet  werden  — ,  Nichtbeschäftigung  von  Frauen  in  be- 
stimmten Zeiten  vor  und  nach  der  Entbindung  und  schliesslich  ausreichenden 
Fürsorgeeinrichtungen  für  die  Zeiten  der  Mutterschaft  und  für  den  Säugling. 
Die  erstgenannten  Forderungen,  die  durch  eine  Ausgestaltung  der  Gewerbe- 
ordnung zu  erreichen  sind,  sind  schon  oft  besprochen  worden  und  auch  wieder- 
holt Gegenstand  von  Anträgen  der  sozialdemokratischen  Fraktion  im  Reichstag 
gewesen.  D^egen  herrschen  noch  Meinungsverschiedenheiten  über  die  Form 
der  zu  schaffenden  Fürsorgeeinrichtungen,  wenigstens  unter  den  bürgerlichen 
Sozialpolitikem.  So  verlangte  der  Verband  fortschrittlicher  Frauenvereinc 
neben  einer  Erweiterung  des  Arbeitsverbots  für  Schwangere  durch  Ausgestal- 
tung des  §  137  der  Gewerbeordnung  eine  >staatliche  Mutterschaftsversiche- 
rung«, welche  den  durch  die  Entfundung  entstehenden  Lohnausfäll  decken,  sowie 
Gcbnrtshilfe,  freie  inttiche  Behandlung  und  Heihnittel  für  Wöchnerinnen  und 
Säuglinge  umfassen  soll.  Auf  dem  Hamburger  Frauenvereinstaif  wurde  die  Forde- 
rung dahin  ergänzt,  dass  jede  Wöchnerin,  deren  Einkommen  unter  3000  Mark 
bleibt,  oder  deren  Familie  ein  Gesamteinkommen  von  nicht  mehr  als  3000  Mark 
hat,  Anspruch  auf  die  Unterstützung  haben  soll.  In  einer  vom  Bunde  fitr 
BiuttgrtclmiM  am  5.  Mirz  1906  im  Berliner  Rathaus  abgehaltenen,  überaus  stark- 
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besuchten  Versammlung  stellte  die  Referentin  Fran  Braun-Berlin  eine  Reso- 
lution auf,  welche  zunächst  eine  Anzahl  Forderungen  hinsichtlich  der  Ruhezeit 
der  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  enthält,  und  in  der  es  dann  weiter  heisst: 
»3.  Der  Kranken-,  Alters-  und  TtivaHdetiTersidiemn?.  deren  Verehiheitliditing:  durdi- 
zufOhrcn  ist,  ist  eine  allgemeine  Mutterschaftsversichernng:  anzugliedern,  deren 
Mittel  aus  einem  durch  progressive  Einkommen-  und  Vermögenssletter  zu  beschaffen- 
den Staatszutditiss  zur  Krankenveraidienif^  aufzabringen  sind.  4.  Die  Leistungen 
der  Mutterschaftsversicherung  bestehen  in  Unterstütz iinpen  während  der  Dauer  der 
gesetzlichen  Arbeitsruhe  in  der  vollen  Höhe,  des  ortsüblichen  Lohnes,  in  freier  un- 
entgfltlldier  Pflege  durch  Hebamme  und  Arzt,  freier  Hauspflege  und  in  GHmdang 
oder  Unterstützung  der  von  den  Gemeinden  ins  Leben  zu  rufenden  Schwangeren-, 
Wöchnerinnen-,  Mütter-  und  Säuglingsheime.  5.  Die  Mutterschaftsversichernng  ist 
obligatorisch  för  alle  diejenigen  Frauen,  deren  Hüfsbedurftigkcit  nachgewiesen  wird, 
ndcr  deren  Familiem  inkommcn  3000  Mark  im  J.ihre  nicht  erreicht.» 
Die  Versammlung  stimmte  diesen  Tliescn  einstimmig  zu.  Für  ähnliche  Bestre- 
bungen, die  in  der  Forderung  einer  besonderen  Mutterschaftsversicherung 
gipfeln,  sind  eingetreten  Henriette  FQrtii  die  Gberhanpt  raent  in  Deutsch- 
land den  Gedanken  der  Mntterschaftsrersicliening  vertrat»,  Adde  Schfeiber, 
Else  Lfiders,  Dr.  G.  Sydow  und  Alice  Salomon. 

Für  die  Sdiafftuig  einer  Matterschaftsversichernng  als  selbstiuidige  oder  be- 
sondere Einrichtung  kann  ich  mich  nicht  erwärmen.  Die  Arbeiterversiche- 
rung darf  nicht  eine  grössere  Zersplittenmg  erfahren.  Ein  neuer  Versiche- 
rungszweig mit  einem  eigenen  Kreis  von  Versicherten  usw.  würde  auch  nicht 
geringe  Verwaltungskosten  erfordern.  Es  kann  sich  meines  Erachtens  nur 
darum  handeln,  die  vorhandenen  Ansätze  eines  Mutterschutzes  auszugestalten. 
S^en  wir  von  den  Einrichtungen  ah,  welche  die  Gemeinden  zur  Fürsorge  für 
Schwangere,  Wöchnerinnen  und  Säuglinge  schaffen  können,  so  sind  die  Kran- 
kenkassen die  berufensten  Trägerinnen  des  Mutterschutzes.  Von  einer 
ungerechtfertigten  Belastung  der  Krankenkassenmitglieder  durch  diesen  Ausbau 
kann  keine  Rede  sein:  hat  doch  jedes  Kind  nicht  nur  eine  Mutter,  sondern  auch 
einen  Vater.  Es  ist  daher  ganz  berechtigt,  wenn  audi  die  MSnner  in  ihrer 
Gesamtheit  zu  den  Lasten  dieser  Versicherung  herangezogen  werden.  Durdi 
eine  besondere  Versicherung  würde  man  die  Lasten  gerade  denen  auf- 
bürden, die  die  Tlilfe  brauchen,  nämlich  einem  beschränkten  Kreis  von  Frauen. 
Es  ist  deshalb  nicht  zu  verstehen,  wenn  Frau  Fürth  in  einer  kürzlich  er- 
schienenen Broschüre,  die  im  übrigen  ganz  vorzüglich  ist,  bemerkt: 
»Die  Sache  [nimfich  die  Versehmelzung  der  Mutterschaftsversieherung  mit  der 
Krankcnversichcrunpl  hat  aber  einen  ganz  gewaltipen  Haken,  und  da';  ist  der,  dast 
die  Krankenkassen  nicht  in  der  Lage  wären,  die  dadurch  erwachsende  Belastung  zu 
ertragen,  und  dass  auch  der  einzelne  in  unzulässiger  und  ffir  ihn  unerschwingtidier 
Weise  belastet  würde.«*) 

Dieser  Satz  und  noch  mehr  seine  Bcgründunfr  enthält  einen  Widerspruch.  Wird 
die  Last  auf  sämtliche  Mitglieder  der  Krankenkassen  verteilt,  so  wird  sie 
geringer;  unerschwinglich  werden  aber  die  Beiträge,  wenn  sie  nur  von  einzelnen 
getragen  werden  mfissen.  Frau  Fürth  will  die  Beitrage  den  Frauen,  den  Arbeit- 
gebem,  den  Kommunen  und  dem  Reich  übertragen.  Abgesdien  vielleicht  von 
den  Frauen,  für  die  als  einzelne  aber  gerade  die  Last  zu  gross  wird,  sind  die 
übrigen  Stellen  diejenigen,  die  sich  am  allermeisten  gegen  die  Zumutung  wen- 
den werden.   Auch  der  Plan  der  Frau  Fürth  hat  utopistische  Formen,  wenn 

>)'-VerRl.  Heariette  Pflrth  MnlttrschuU  änrch  *MtMtrM(ktfttvertiehmmg  /Ifanaheiiii  1907/, 
pag.ltS. 


Digitized  by  Google 


f 


nmoncH  klbqs  •  dk  MUTreRscHAmvERsicHBRimQ  37I 

sie  auch  die  Krankcnkassenvor<;tände  zur  Verwaltung  der  Muttersclutftsver- 
sicherungskassen  heranziehen  will.  Die  getrennte  Beitragseinhebung,  getrennte 
Buchführung  usw.  würde  zu  den  gröbsten  Komplikationen  führen.  Der  Schwer- 
punkt der  ganzen  Frage  ist  auf  schnelle  Hilfe  zu  lejjcn ;  gerade  hierin  haben 
wir  positive  Gegenwartsarbeit  zu  treiben.  Das  geschieht  aber  nur,  wenn  wir 
mjSgiidist  auf  den  vorhandenen  Ansitzen  weiterbauen.  Die  Gesetzgebung 
sdieint  der  Sozialreform  ohnehin  mfide  zu  sein«  und  es  kostet  Kämpfe  auch 
nur  geringe  Fortschritte  zu  erreichen. 

Der  nötige  Ausbau  muss  auf  dem  Wege  einer  entsprechenden  Umgestaltung  des 

Krankenversicherungsgesetzes  geschehen.  Grossere  Zentralisation  der  Kranken- 
kassen und  Bescitipfung  der  Gemeindekrankenversicherung  —  die  jetzt  eine 
Wöchnerinnenunterstützung  überhaupt  noch  nicht  kennen  — ,  ist  Voraussetzung. 
Hinsichtlich  der  Einzelheiten  der  zu  schaffenden  Fürsorge  kann  man  sich  sehr  wohl 
den  Beschlüssen  anfügen,  die  die  Frauenkonferenz  fasste^  welche  im  Anschluss 
an  den  sozialdemokratischen  Parteitag  in  Mannheim  /1906/  stattfand.  Sie 
verlangte  von  den  Krankenkassen : 

>I.  Obligatorische  Gewährung  einer  Schwanperenunterstützuni;  im  Fall  der  durch 
die  Schwantrersdiift  verursachten  Erwerbslos! pkeit  auf  die  Dauer  von  8  Wochen. 
II.  Freie  Gewährung  der  Hebammen<iicnste  tind  freie  .ärztliche  Beh.indhin(f  der 
Schwangerschaftsbeschwerden.  III.  Ausdehnung  der  Wöchnerinnenunterstützung 
von  6  auf  8  Wochen,  falls  das  Kfnd  lebt.  und.  wenn  die  Mutter  fähig  und  willens  ist. 
ihr  Kind  selbst  7U  ■^tillfn.  auf  rlie  Dauer  von  mirulc-tcns  ii  Wochen:  Ausdehnunf; 
der  Krankenkontrolle  auf  die  Zeit  von  der  8.  Woche  ab.  IV.  Erhöhung  des 
Pflegegeldes  an  Schwangere.  Wöchnerinnen  und  Stillende  für  die  Dauer  der  Schutz- 
frist auf  die  volle  Höhe  des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes.  V.  OMip,itori<c1ic 
Ausdehnung  der  unter  I  bis  III  angeführten  Bestimmungen  auf  die  Frauen  der 
Kssscnmit^ieder.  VI.  Ausddmung  der  Krsnkenversidieitmgspflicht  usw.« 

Die  Konferenz  stdlte  dann  noch  eine  Anzahl  Forderungen  an  die  Gemeinden 
auf  (Errichtung  von  Entbindungsanstalten,  Organisation  der  Wöchnerinnen- 

haus  pflege,  Beschaffung  keimfreier  Kindermilch  etc.).  Es  ist  bemerkenswert, 
dass  sich  der  Bund  für  Muttcrschuts  in  seiner  ersten  Generalversammlung  am 
14.  Januar  1907  in  Berlin  den  genannten  Beschlüssen  zu  nrihern  suchte.  Der 
Bund  will  zwar  die  Unterstützungsdauer  vor  und  nach  der  Entbindung  auf  nur 
6  Wochen  ausgedehnt  wissen,  dagegen  fordert  er  auch  Mittel  ffir  die  Säug- 
lingsemihrung.  Letztere  sollen  besonders  in  Stillprämien  bestehen,  die  in 
Hohe  von  25  Mark  an  diejenigen  Mutter,  die  nach  3  ^fonaten  noch  stillen, 
und  in  weiteren  25  ^fark  an  solche,  die  nach  ferneren  3  Monaten  noch  stillen, 
gezahlt  werden  !  Der  Referent,  Professor  Mayet.  hatte  über  die  Kostenfrage 
folgende  Berechnung  aufgestellt:  In  der  Gesamtbevölkerung  kamen  auf  1000 
Inwohner  im  Jahre  1904  ungefähr  35  Geburten,  In  den  ärmeren  Schichten 
der  Bcvölkernng  ist  die  Geburtsliaufigkeit  aber  wohl  eine  grössere,  sie  sei  daher 
mit  36  auf  das  Tausend  angenommen.  Umfasst  die  erweiterte  Krankenversiche- 
rung 39,6  Millionen  Personen,  so  ergeben  sich  in  ihr  hiernach  i  425  600  Ge- 
burten jährlich.  6  Wochen  vor  imd  6  Wochen  nach  der  Geburt  Unterstützung 
ergeben  12  Unterstützungswochen.  Für  12  X  1425000  =  17107200  Unter- 
stfitzungswochen,  da  die  Unterstützung  in  Höhe  des  vollen  Lohnausfalles  ge- 
währt werden  soll,  sind  etwa  191,6  Millionen  Mark  nötig.  Die  Hebammen- 
gebühren seien  auf  14.3  und  die  Stillprämicn  auf  37,5  Millionen  zu  veran- 
schlagen. Zur  Aufbringung  der  Mittel  sei  ein  Reichszu.schuss  zu  fordern.  Das 
wesentlichste  aber  ist,  dass  der  Bund  die  Mutterschaftsversicherung  der  Kran- 
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Icenversichcning  ai^j^c^liedort  respektive  die  erwähnten  Leistungen  den  Kran- 
kenkassen auferlegt  wissen  will. 

Das  gegenwärtige  Krankenversicherungsgesetz,  das  nur  den  organisierten 
Kassen  (Orts-,  Betriebs-  und  Innungskrankenkassen)  eine  Wöchnerinnenuntcr- 
stütmng  in  Höhe  des  Krankengeldes  auf  die  Dauer  von  6  Wochen  nach  der 
Entbindung  zur  Pflicht  macht,  enthält  (auf  Amegvmg  der  sozialdemokratischen 
Abgeordneten)  eine  Bestimmung,  wonach  bereits  jetzt  die  Krankenkassen  be- 
rechtigt sind,  »Schwangeren,  welche  mindestens  6  Monate  der  Kasse  angehören, 
eine  der  Wöchnerinncnuntcrstützung  gleiche  Unterstützung  wegen  der  durch 
die  Schwangerschaft  verursachten  Erwerbsunfähigkeit  bis  zur  Gesamtdauer 
von  6  Wodien  zu  gewähren.  Auch  kamt  frde  GcwSinmg  der  erfurderlidien 
Hebammendienste  und  freie  ärztliche  Behandlung  der  Schwangerschalts- 
beschwerdcn  beschlossen  werden.«  Leider  gibt  es  unseres  Wissens  keine  Kasse, 
die  von  der  Befugnis  im  vollen  Umfang  Gebrauch  gemacht  hat.  Eine 
kleine  Zahl  der  grossen  Kassen  hat  aber  die  eine  oder  andere  Vergünstigung 
eingeführt. 

Bei  der  bevorstehenden  Ausgestaltung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  muss 
auf  dieErweiterung  desMuttersdiaftsschutzes  mit  die  grösste  Aufmerksamkeit  ver> 
wendet  werden.  Und  das  um  so  mehr,  als  dnige  Maaten  im  B^jiffe  sind, 

Deutschland  zu  überholen.  So  ist  man  in  Italien  dabei,  eine  besondere 
staatliche  Mutterschaftsversicherung  zu  verwirklichen.  Eine  vom  dortigen 
Senat  für  Handel  und  Gewerbe  der  Deputiertenkammer  unterbreitete  Vorlage 
enthielt  ein  Verbot  der  Erwerbstätigkeit  der  Wöchnerinnen,  Gewährung  eines 
Tagegeldes  von  drei  Vierteln  des  Lohnes  für  $o  Tage  nach  der  Entbindung  usw. 
Die  Lasten  s<dlen  je  zur  Hälfte  von  den  Arbeiterinnen  und  den  Arbeitgebern 
nach  der  in  unserer  deutschen  Invalidenversicherung  üblichen  Art  (Markcn- 
kleben)  aufgebracht  werden.  Die  Vorlage  ist  aber  vorläufig  abgelehnt  worden. 
Auch  in  Frankreich,  wo  zurzeit  öffentliche  Versicherungseinrichtungen  über- 
haupt nicht  bestehen,  indes  die  Wöchnerinnenfürsorge  durch  viele  private 
G^^seitigkeitsgesellschaften  gepflegt  wird,  befindet  sich  eine  Gesetacsvorlage 
über  den  Schutz  und  die  Unterstützung  der  Mütter  und  Säuglinge  in  der  Be- 
ratung. In  Österreich  erhalten  die  in  den  obligatorischen  Krankenkassen  ver- 
sicherten Arbeiterinnen  für  4  Wochen  nach  der  Geburt  Krankcnunterstützung. 
Das  selbe  ist  in  Ungarn  der  Fall,  mit  der  Erweiterung,  dass  dort  die  Hilfe  einer 
Hebamme  und  ärztliche  Behandlung  und  Hdlmitld  gewährt  weiden.  Will 
Deutschland  wirklich  in  der  sozialen  Gesetzgebung  in  der  Welt  voran  sein,  so 
muss  es  sich  beeilen. 
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RUNDSCHAU 

die  deutsche  Industrie  zu  ersddiessen. 
Nachdem  schon  seit  längerer  Zeit  die  Ak- 
tien der  Harpener  BergyuerksgesefUehaft 
zum  Handel  an  der  Pariser  Börse  zuge- 
lassen sind,  soll  in  sehr  verstärktem  Masse 
für  weitere  Industriewertc  an  der  Pariser 
Börse  ein  regelmässiger  Verkehr  ge- 
schaffen werden.  Zwar  sind  vorerst  noch 


OFPEMTUChES  LEBEM 

Wirtschaft 

Pryjy^lcfc  Von  grosser  Bedeutung  fiir 
iMd  eine  Annäherung  zwischen 

Deutschland  and  Frankreich 

hallen  wir  dir  Bestrebungen,  den  fran- 
zösischen Geldmarkt  mehr,  als  bisher,  für 
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einige  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  hc- 
vor  deutsche  Industriewerte  dort  licimisch 
gemacht  werden  können,  aber  es  scheint 
wahrscheinlich,  dass.  falls  die  dahin  zie- 
lenden Bestrebungen  nicht  durch  eine  un- 
erwartete Wendung  gestört  werden,  die 
diesmaligen  Bemühungen  der  deutschen 
und  französischen  Bank  weit  von  Erfolg 
begleitet  sein  werden.  Eine  zunehmende 
Beteiligung  französischen  Kapitals  an 
deutschen  Unternehmungen  würde  aber 
zu  einer  sehr  erwünschten  Verkettung 
der  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen führen.  Für  Deutschland  wäre 
es  von  grossem  Nutzen,  wenn  ein  Teil 
des  französischen  Kapitals,  anstatt  nach 
wirtschaftlich  weniger  nahestehenden 
Lindern,  nach  Deutschland  strömte.  Der 
■wirtschaftliche  Aufschwung  Deutschlands 
erfordert  riesige  Kapitalien.  Wenn  auch 
der  Kapitalreichtum  Detitschlands  von 
Jahr  zu  Jahr  wächst,  so  genügt  die  Stei- 
gerung doch  vielfach  nicht  den  An- 
sprächen. Frankreich  dagegen  hat  ziem- 
lich viel  im  eigenen  Lande  nicht  verwend- 
bares überflüssiges  Kapital,  das  im  Aus- 
lande Anlage  suchen  muss  und  nicht 
immer  au  seinem  Vorteile  gefunden  hat. 
Für  die  französi  sehen  Kapitalisten  i  st  aber 
auch  insofern  ein  Anreiz  vorhanden,  in 
der  deutschen  Industrie  Kapitalien  wer- 
bend anzulegen,  als  die  Verzinstmg  die- 
ser Kapitalien  recht  befriedigend  sein 
würde,  ohne  dass  die  Kapitalisten  ein 
Risiko  eingehen  würden,  wie  ztmi  Bei- 
spiel bei  der  Anlage  in  russischen  Werten, 
Man  sieht  also,  beide  Teile  wurden  ein 
gutes  GeadMft  macbieti,  wenn  durch  die 
Pariser  Börse  ein  breiter  Markt  fitr 
deutsche  Industriewerte  geschaffen  würde. 
Die  weitere  Folge  wire  aber  «ne  enge 
\'crknüpfung  des  französischen  Kapitals 
mit  dem  Ergehen  der  deutschen  Industrie. 
Wir  snehen  auf -atfen  n^lichen  Wegen 
eine  Annäherung  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich ;  wir  halten  Konn-esse  ab 
nnd  betonen  die  gegenseitige  Friedens- 
liebe. Gewiss  sind  alle  diese  und  ähn- 
liche Friedensbestrebungen  nicht  nutzlos, 
«bcr  üt  müssen  wirkungslos  bleiben,  so- 
lange nicht  die  wirtschaftlichen  Inter- 
essen beider  Völker  durch  gemeinsame 
Beciehungen  in  mögliehst  weitgehendem 
Masse  die  gleichen  sind,  so  dass  die  wirt- 
schaftliche Schädigung  des  einen  Volkes 
auch  die  des  anderen  bedeutet.  Sind  aber 
diese  gemeinsamen  Interessen  erst  vor- 
handen, und  namentlich  auch  inner- 
halb des  vermögenden  Kapitalisten- 
publikums,  dann  entsteht  auch  das  Be- 
-dürfnis»  in  politischer  Beziebtmg  sich  zu 


verständigen  \md  jede  Reibung  in  ver- 
söhnlicher Weise  zu  beseitigen.  Daes  die 
finanzielle  Beteiligung  Frankreichs  an  der 
deutschen  Industrie  zu  einer  weitgehenden 
Gemeinsamkeit  der  wirtschaftlichen  Inter- 
essen führen  muss,  das  ist  zweifellos,  und 
darum  ist  es  sehr  zu  wünschen,  dass  die 
gegenwärtigen  Bestrebungen,  deutsche 
Industriewerte  an  der  Pariser  Börse  zum 
Handel  einzuführen,  von  glücklichem  Er- 
folge begleitet  sein  möchten.  Es  wäre 
dies  ein  schöner  Erfolg  realer  Friedens- 
politik, der  den  W'Crt  aller  schönen 
Reden  und  platonischen  Erklärungen  für 
eine  Annäherung  «wischen  Deutschland 
und  Frankreich  Inn  ein  Vielfaches  auf- 
wiegen würde. 

X  X 
Bankltrtaff  Es  ist  schon  in  der  Fach- 
presse darauf  hingewiesen 
worden,  dass  der  kürzlich 
in  Hamburg  abgehaltene  Bankiertag  nichts 
anderes  repräsentiert  habe,  als  eine  aus- 
schliessliche Vertretung  der  Grossbanken 
und  ihrer  Wünsche.  Die  kleinen  Ban- 
kiers spielten  höchstens  die  Rolle  der  Mit- 
läufer, die  man  braucht,  um  wenigstens 
den  Namen  Dankiertag  noch  führen  zu 
können.  Es  ist  nicht  weiter  auffallend, 
dass  die  Grossbanken  innerhalb  der  Ban- 
kierorganisation den  ausschlaggebenden 
Einfluss  ausüben,  wenn  man  die  Macht- 
entfaltung der  Grossbanken  tmd  die  Zu- 
rückdrängung des  kleinen  Bankiers  auf 
ein  immer  bescheideneres  G^et  wahrend 
der  letzten  Jahre  verfolgt.  Was  will  ein 
Provinzbankier  g^enüber  einem  Direktor 
einer  Grossbank  heute  noch  bedeuten? 

Ein  solcher  hätte  aurb  tuir  eine  starke 
Dissonanz  unter  dem  Publikum  des  Ban- 
kiertages hervorrufen  können,  wenn  er 
auf  die  prekäre  Lage  des  Privatbankiers 
zu  sprechen  gekommen  wäre.  .Seine  Aus- 
fuhruniren  bitten  doch  schliesslich  auf 
den  Expropriation^prrizcss  hinweisen 
müssen,  der  den  kleinen  Privatgeschäften 
durch  den  Ausdehnungsdrang  der  Aktien - 
Viaiiken  gemacht  wird.  Solche  Programm- 
widrigkeiten  hätten  aber  in  den  wohl  vor- 
bereiteten Verlauf  des  Bankiertages  nicht 
gcpa<=;t.  Sie  wären  wahrscheinlich  auch 
von  dem  Vorsitzenden  gar  nicht  erst  zu- 
gelassen worden.  Es  ist  ganz  eigenartig, 
passiert  aber  bei  den  Rankiers  keineswegs 
zum  erstenmal,  dass  die  Angehörigen 
eines  Berufes  nach  aussen  hin  noch 
immer  geschlossen  zusammengehen,  ob- 
wohl die  Gegensätze  innerhalb  des  Be- 
rufes so  gross  sind,  dass  die  Förderang 
der  Interessen  des  einen  mächtigeren 
Teils  den  schwachen  Existeiuen  keine 
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Rettung,  sondern  eine  weitere  Schwächung 
bringt* 

X  X 

ta^^0M*^'  nicht  schwer,  die 

ntminehr    rum  Atisbftieti 

kommende  internationale 
Krise  in  der  Automobilindustrie  vorherzu- 
sehen. Die  Entwickdang  war  eine  ähn- 
liche, wie  in  der  Fahrradindustrie,  in  der 
auch  eine  ganz  ungewöhnliche  Cberer- 
zeugtmg  zu  einer  lang  andauernden  Krise 
geführt  hatte.  Von  dem  Moment  ab.  da 
das  Automobil  in  die  Praxis  eingeführt 
wurde,  herrschte  ein  heisser  Wettstreit 
von  InRenieuren,  Unternehmern  und  Ka- 
pitalisten, das  neue  Fahrzeug  zu  verbcs- 
«em,  neue  Formen  und  Typen  zu  schaffen 
und  auf  den  Markt  zu  bringen.  Neue 
Fabriken  entstanden,  bestehende  Etablis- 
sements nahmen  den  Automobilbau  auf. 
Jeder  Fortschritt  auf  dem  Cphietc  des 
Automobilwesens  hatte  fast  immer  Neu- 
frründungen  und  Neu  Investierungen  lur 
Folge,  auf  der  anderen  Seite  dränc:te  er 
aber  die  bisherigen  Erzeugnisse  zurück. 
Deren  Verfertiger  suchten  nun  den  Vor- 
sprung anderer  Marken  wieder  einzu- 
holen, so  dass,  statt  weniger,  immer  mehr 
produziert  wurde.  Durch  die  zahlreichen 
öffentlichen  Wettrennen  wtirde  die  Pro- 
duktion ausserdem  stark  angereizt.  Das 
fring  alle«;  put  und  glatt,  solange  der 
Markt  aufnahmefähig  und  kaufkr.nftig 
war.  Aber  da  nur  in  lans^samer  Stei- 
gerung die  Verwendung  des  Kraftwagens 
in  Industrie  und  Verkehr  zunimmt,  so 
konnte  es  bei  den  überaus  hohen  An- 
schaffunRS-  und  noch  höheren  Unter- 
haltungskosten nicht  ausbleiben,  dass  der 
Markt  übersaltitrt  wurde.  Dieser  Zeit- 
punkt i<;t  nunmehr  eingetreten.  Die  Auto- 
mobilindustrie  hat  einen  Produktions- 
apparat, dessen  normale  Leistungsfähig- 
keit den  regelmässipen  Bedarf  ganz  er- 
heblich übersteigt.  Die  Krise  ist  inter- 
national und  betrifft  zahlreiche  Etablisse- 
ments mit  Tausenden  von  Arbeitern.  Ent- 
weder hat  sie  zur  Folge,  dass  durch  Er- 
mässigung der  Preise  der  Kreis  der 
Käufer  erweitert  wird,  wodurch  eine  bal- 
dige Uberwindung  der  Krise  möglich 
wäre,  wie  es  seinerzeit  in  der  Fahrrad- 
indu<:tnc  der  Fall  war.  oder  die  kleinen 
Etabissements  gehen  langsam  zu  gründe 
und  müssen  den  finanzkräftigen  Gross- 
betrieben das  Feld  überlas.'^cn.  Jeden- 
falls aber  zeigt  sich  hier  einmal  wieder, 
wie  schwer  stdi  das  forderte  Grossaiehen 
einer  Industrie  mit  beschrinktem  Absatz- 
gebiet rächt. 
*  X  X 


Kbtm  Chronik  Präsident    Rooaevelt  hielt 
am  20.  August  in  Prorince- 

towncine  scharfcRede  gegen 
die  Trusts.  X  Anfang  September  be- 
unruhigten eine  Reihe  grösserer  Insol- 
venzen die  Stimmung  an  der  Berliner 
Börse.  X  Eine  Verschärfung  der  Lage 
des  Geldmarktes  trat  im  Gegen- 
satz zum  Vorjahr  in  den  ersten  Septem- 
berwochen nicht  ein.  X  Ein  russisch- 
japanischer Handels-  und  Fischerei - 
vertrag  wurde  am  Ii.  September  durch 
die  Presse  bekannt  gegeben.  X  Die 
Phönix  A.G.  schlug  für  das  al]^laü- 
fene  Geschäftsjahr  17^  Dividende  vor, 
gegen  15  im  Vorjahr.         moino  onwta 

Politik 

B»S«kp»"**>«  fürst  Bttlow  hat  während 
«M  Frswan  ^  Nordemeyer  Sornmer- 

aufenthaltes  mit  verschie- 
denen liberalen  Führern  verhandelt,  und 
der  Parteitag  der  freisinnigen  Volks- 
partei,  der  am  13.  September  in  Berlin 
zusammentrat,  bewies,  dass  die  bürger- 
liche linke  gegen  die  alleriiescheidenstefl 
und  magersten  Scheinzugeständnisse  be- 
reit bleiben  wird,  der  Regierung  eine 
willige  und  hillige  Mehriieit  zu  sdiaffen. 
Die  Furcht  vor  dem  Zentrum  spielt 
dabei  nachgerade  eine  ergötzliche  Rolle. 
Herrn  Spahns  Erictirmg,  dass  für  Heer 
und  Flotte  eine  jährliche  Mehrausgabc 
von  65  Mill.  M.  zur  Notwendigkeit  ge- 
worden «ei,  brachte  sofort  das  Gerächt 
in  Umlauf :  Herr  von  Tirpitz  konspiriere 
mit  den  Klerikalen  —  gegen  den  Reichs- 
kanzler; oder  auch  das  entgegengesetzte: 
durch  das  freiwillige  Mehrangebot  solle 
nach  oben  hin  der  bisher  bremsende  Ma- 
rineminister und  seine  Stütze,  der  Reichs- 
kanzler, diskreditiert  werden.  Auf  jeden 
Fall  jedoch  wurde  es  für  die  bürger- 
liche Linke  nunmehr  doppelt  zur  Ehren- 
pflicht, mannhaft  dem  von  schlimnrsten 
Gefahren  Bedrohten  beizustehen.  Herr 
Peter  Spahn  hatte  weiter,  wie  man  nach- 
träglich erzählte,  bei  der  Fotteninfor- 
mationsreise  von  Mitgliedern  des  Bundes- 
rates und  des  Reichstages  abermals  einen 
begeisterten  Flottenspeech  gehalten  und 
die  Kaiserin  al»  tAttdsmännin  gefeiert: 
der  Rheinländer  Spahn  fand  vor  gar 
nicht  zu  langer  Zeit  einen  neuen  ju- 
ristischen Wirktmgskreis  in  Kiel.  Das 
war  erst  recht  verdächtifif-  Auf  dem 
Berliner  Parteitag  eröffnete  der  Abge- 
ordnete Kopsdi  vollends  tiefe  pofitisdie 
Einblicke  in  schaudervoHe  Abgründe. 
Nach  viermaliger  Bewilligung  der  Euts- 
fofderangen  fOr  di«  HohkSiiigsbtifs  habe 
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das  Zentrum  die  letzte  und  fünfte  Rate 
abgelehnt«  um  der  entscheidendsten  Stelle 
fühlbar  zn  beweisen,  dass  ohne  das  Zen- 
trum selbst  Kaiserburgen  ohne  Dach 
bleiben  müssen.  Dieser  Erschütterung 
des  parlamentarischen  und  politischen 
Gleichgewichtes  habe  Jedoch  die  Block- 
linke zielbewusst  vorgebeugt,  indem  sie 
ihrerseits  aaeh  früherer  viermaliger  Ab- 
lehnung nunmehr  das  fünfte  Mal  be- 
willigte. Dafür  hätten  dann  bei  der  Mi- 
litarabteilung  des  Kolonialamtes  wieder^ 
um  die  Konservativen  dem  Liberalismus 
eine  hocherfreuliche  Gegengabe  darge- 
bracht. Der  Freisinn  verweigerte  den 
geforderten  General,  und,  da  auch  Zen- 
trum und  Sozialdemokratie  dagegen  wa- 
ren, so  blieb  nur  ein  Major.  Und  siehe 
da,  als  die  Abgeordneten  die  Budget- 
kommission verliessen.  sagte  einer  der 
klerikalen  Führer  zum  anderen  halb- 
laut :  Jetzt  hätten  w  i  r  den  General  be- 
willigen müssen.  Im  Augenblick  und  in 
der  Kommission  war  es  zu  spät,  aber 
zwei  Tage  darauf  rückte  Herr  Spahn  in 
der  Tat  mit  der  irerttditigen  ErUirung 
heraus,  seine  Partei  habe  sich  in  der 
Zwischenzeit  überzeugt,  dass  der  General 
den  Vorzog  vor  dem  Ma|or  oder  Oberst, 
leutnant  verdiene;  sie  sei  deshalb  be- 
reit, wenn  die  Wiederherstellung  der  Po- 
sitioB  im'PlenwB  bcantn^  werde,  dafür 
xn  stimmen.  Doch  da.  in  der  Stunde  der 
höchsten  Not,  zeigte  der  Block  seine 
wunderwirkende  Kraft  in  strahlendem 
Glänze:  »Wir  [die  Abgeordneten  Kopsch 
ond  Wiemcr]  setzten  uns  mit  den  Kon- 
servativen in  Verbindung«,  sie  wollten 
daraufhin  lieber  von  der  bürgerlichi^n 
Linken  einen  Major,  als  vom  Zentrum 
eincB  General  annehmen;  der  vom  Zen- 
trtim  erwartete  Antrag  tmterblieb;  >dann 
stimmte  die  Rechte  mit  uns  für  den 
Major  lUärtl  kört!  aus  dem  Pluteitag]. 
Das  waren  positive  Erfolge.« 
Nach  den  Andeutungen  Dr.  Wiemers 
wird  man  annehmen  müssen,  dass  sn- 
nächst  beim  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht, beim  Börsengesetz,  bei  der  Straf- 
prozessordnung und  bei  »schulpolitischen 
Aufgaben«  eine  Verständigung  zwischen 
Blodc  tmd  Regierung  anzubdmen  ver- 
sucht wurde. 

X  X 
JJf  Kennzeichnend     war  der 

hX^SS!*'  Verstoss  in  erster  Linie 
seitens  der  Herren  Fisch- 
beck und  Müller-Sagan,  gegen  die  >Wahl- 
recbtsstdrmerei«  Naumanns,  und  leider 
mu5?  man  gleich  hinzufügen:  fast  noch 
mehr  kennzeichnend  war  das  rasche  Zu- 


rückweichen dfs  einstigen  National- 
sozialen, der  offenbar  in  der  freisinnigen 
Vereinigung,  was  ernste  politische  Fra- 
gen anlangt,  gleichfalls  nichts  oder  doch 
so  gut  wie  nichts  hinter  sich  hat  Be- 
stätigt wo/de  jedoch  ron  neuem,  dass 
Verhandlungen  über  die  preussische 
Wahlrechtsreform  mit  dem  Fürsten  Bü- 
low  stattgefunden  haben  —  wovon  son- 
derbarerweise   gerade    Herr  Naumann 

ßtzt  nichts  wissen  will^ — ,  und  dass  die 
reiklassenteilung  beseitigt  werden  soll. 
Offenbar  strebt  man,  tinter  Beistand  der 
bürgerlichen  Linken,  dahin,  hinter  den 
Kulissen  eine  praktisch  genügende  Ver- 
ständigung zu  finden  und  rasch  vor  der 
Öffentlichkeit  durchzusetzen,  ehe  grössere 
Agitationen  von  aussen  her  einen  beson- 
deren Druck  ausüben  können. 

X  X 
Eagiische      Wenn  England  in  den  lete- 

8«rg«a  jpj^    z\vc\   Jahren  wirklich 

die  internationale  unruhestif- 
tende Macht  gewesen  sein  sollte,  die 
manche  deutsche  Anglophoben  in  ihm 
sahen,  so  werden  es  manche  bittere  Er- 
ftdirungen  der  letzten  Zeit  zur  Vorsicht 
gemahnt  haben,  und  die  jüngste  ver- 
änderte Stellung  zu  Deutschland  mag 
sidl  zum  Teil  daraus  erklären.  Zweifel- 
loa  geht  die  Gärung  in  Indien  viel 
tiefer,  als  man  in  London  vermutete ;  und 
wenn  zunächst  auch  nur  die  Inteljek- 
toellen  und  gewisse  wohlhabende  Schich- 
ten von  ihr  erfasst  scheinen,  so  beweisen 
sie  doch  durch  ihre  Zähigkeit  und  ihren 
Opfermut,  dass  sie  keinen  oberflächlichen 
Augenblicksstimmungen  gehorchen.  Neue 
gefährliche  NahruQg  tut  die  Agitation 
dadurch  gewonnen,  dass  in  britischen  Ko- 
lonieen,  wie  in  Vancouver-Canada  und  in 
Natal  und  Transvaal,  die  Londoner  Re- 
gierung hilflos  ist  gegen  Misshandlung 
nnd  Zurücksetzung  der  Hindus.  Die 
neuen  Auflehungen  gegen  die  Japaner- 
einwanderung in  Britisch  Columbia 
schaffen  die  peinlichsten  Verlegenheiten 
gegenüber  einem  verbündeten  Staat,  ohne 
dass  audi  hier  an  eine  ernstliche  Abhilfe 
zu  denkoi  ist  In  der  Kapsiedelung 
stehen  infolge  der  Parlamentsauflösung 
Neuwahlen  vor  der  Tür;  und  da  nun- 
mehr die  7000  ehemaligen  Aufständischen 
zum  erstenmal  ihr  Stimmrecht  wieder 
ausüben  dürfen,  so  ist  eine  Verstärkung 
des  Bondeinflusses,  bis  zur  Wiedererlan- 
gung des  politischen  Tbergewichtes, 
wahrscheinlich  imd,  neben  der  Botha- 
regiemng  in  Transvaal  und  einem  ver- 
mutlichen Siege  der  Burenpartei  in  der, 
seit  kurzem  mit  Selbstverwaltung  aus- 
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gestatteten  Oranje«;iedelung.  wahrlich 
nicht  angenehm.  Australien  hat  so- 
eben einen  Zolltarif  angenommen,  der, 
trotz  aller  Preferenzen,  die  englische 
Einfuhr  viel  schärfer,  als  früher,  trifft, 
und  der  fast  wie  eine  Wiedervergeltung 
nach  der  ablehnenden  Haltung  des  Mutter- 
landes  auf  der  letzten  Londoner  Kolo- 
nialkonferenz aussieht.  Auch  die 
irische  Agitation  für  Selbstregierung 
und  Agrarreform  erreicht  nachgerade 
wieder  einmal  einen  Siedepunkt.  Die 
Beziehungen  der  liberalen  Mehrbeit  tud 
Verwaltmig  ztt  den  Arfceitervertre- 
tern  sind  entschieden  unfreundlichere  ge- 
worden. Die  Regierung  wird  somit  im 
eigenen  Hause  alle  Hände  voll  ttt  ton 
haben. 

Ob  der  am  letzten  Augusttage  erfolgte 
Abschlttss  eines  r  ti  s  9  i  s  c  Ii  -  englischen 
Abkommens  einen  grösseren  diploma- 
liachen  Erfolg  darstellt,  ist  nach  den  bis- 
herigen Mitteitangen  noch  nicht  zu  über> 
s<-bcn.  Wie  es  hcisst,  beziehen  sich  die 
Abmachungen  auf  die  Grenzgebiete,  die 
Persien,  Afghanistan  und  Tibet  berühren. 
X  X 
Kurze  Chronik  In  Marokko  hat  sich 
die  Lage  weiter  dadurdi 
verwickelt,  dass  im  Süden 
Mulai  Hafid.  der  Bruder  des  regierenden 
Sultans,  zttm  Herrscher  ausgerufen 
wurde.  X  Für  Deutsch  Südwest- 
afrika ist  durch  den  Tod  Morengas 
der  Frieden  wahrschdnlidi  dauernd  n- 
aichen.  tmsamm. 

Swiale  KommunalpolHik 

ÄKlfhinTmir  ^"  Basel  sind  seitens  des 
▼enirneranji:  Regierungsrats  dem  Grossen 

Rate  zwei  Gesetzentwürfe 
vorgelegt  worden,  in  denen  Massregeln 
zur  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  ge- 
.  troffen  werden.  Den  EntwlTfleir  ist  eine 
ai>sführliche  Begründung  beigegeben,  die 
auch  einen  kurzen  Überblick  über  die 
Tätigkeit  der  Stadt  Basel  auf  dem  Ge- 
biete der  A^^tslosf-nfürsonge  enthält. 
Sdt  dem  Jahre^t^ai.  liegt  dies«  in  den 
Händen  einer  von»  Regicrungsrate  ge- 
wählten ''*'^'*'*'f[m  Knm*"'"'"-  mit  einem 
Mindigni  Büreatt  Ihre  Aufgabe  war 
eine  zweifache:  auf  der  einen  Seite  die 

/(>raktische  Durchführung  der  vorerst 
mögftchen.  laufenden  Ffinorgemass- 
regcln,  auf  der  anderen  da'>  Studium 
der  Frage,  wie  sicli  die  Arbeitslosen- 
ffirsorge  in  Zukunft  gesetzgeberisch  am 
zwcckmä^sigsten  regeln  lasse,  t'hcr  die 
Ergebnisse  der  praktischen  Tätigkeit  der 
ArbatslosenkonüniMioii  haben  wir  an 


der  Hand  der  Mitteilungen  des  statisti- 
schen Amtes  des  Kantons  Basel-Stadt 
bcfdta  firäher  bcridifeet  Es  seien  daher 
hier  nur  noch  kurz  einige  Zahlen  ange- 
führt. Die  Kommission  hat  in  den 
7  Wintern,  1900  -  igoi  bis  1906  - 15)07» 
für  Brot,  Milch,  BrennmateriaUen,  Miet- 
zinsbeiträgc,  sonstige  Unterstützungen. 
Löhne,  zusammen  150 192,71  fr.  ausge- 
geben, wovon  der  Staat  114178,31  fr. 
trug.  Ausserdem  wtirden  an  Arbeitslose, 
denen  von  der  Arbeitslosenkommission 
Arbeit  ztigewtesen  wturde»  für  Lohne 
rund  215  000  fr.  ausgezahlt  An  Staats- 
bciträgen  erhielt  die  Arbeitsloscrikasse 
des  ArbeiUrbuiuUs  in  den  6  Jahren  1901 
bis  T906  ittssesamt  10000  tt^  die  der 
Typographia  in  den  3  Jahren  1903  bis 
1906  zusammen  1400  £r.  Ausserdem  wur- 
den zwei  Institute  der  privaten  Gewcw* 
nützif^kcit,  eine  Schreibstube  für  Arbeits- 
lose und  eine  Arbeitshüttc  am  Klingel- 
berg, ebenfalls  vom  Staate  untctstfllsL 
Die  intensive  Beschäftigung  mit  dem 
Arbeitslosenproblem  hat  die  Behörden 
yeranlasst.  allen  Nachdruck  auf  die  Or- 
ganisation des  Arbeitsnachweises  zu 
legen.  Durch  eine  Verfügtmg  des  Re- 
perungsrates  vom  19.  Dezember  19Q3 
wurden  die  öffentlichen  Verwaltimgcn 
angewiesen,  sich  in  der  Regel  der  Ver- 
mittlung des  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weisbureaus zu  bedienen,  soweit  sie 
nicht  auf  die  Zuteilung  von  Arbeitslosen 
durch  die  Arbeitslosenkommission  an- 
gewiesen sind.  Gleichzeitig  sollen  die 
Unternehmer  öffentlicher  Arbeiten  ange- 
halten werden,  in  der  gldchen  Weiae  z« 
verfahren. 

Die  Ergebnisse  der  bisherigen  praktischen 
Tätigkeit  der  staatlichen  Behörden  wer- 
den in  der  Begründung  in  der  folgenden 
Weise  zusammengefasst.  Eine  vollstän- 
dige Beseitigung  des  ökonomischen  nnd 
sozialen  Übels  der  Arbeitslosigkeit  von 
Staats  wegen  wird  als  nnm>»gtfch  be- 
zeichnet Dagegen  könne  der  Staat  allein 
oder  in  Verbindung  mit  der  Privattätig- 
keit eine  gewisse  Jgins^{äs^"g 
Arbeitslosigkeit,  ganz  besonders  aber 
eine  namhafte  Verminderung  der 
ArbeitslosenMt.  erzielen.  Soweit  dies 
Ziel  durch'^Arbeitsvcrmittcltmg  und 
Öffentliche  Notstandsarbeiten  erreicht 
werden  könne,  sollen  die  geeigneten 
Massnahmen  in  Zukunft  fortgesetzt 
werden.  Denn  Arbeit  ist  und  bleibt  vom 
ökonomischen,  aoiSalen  nnd  pädagogi- 
schen Standpunkte  ans  die  farinrnrilflB 
Hilfe. 

Die  von  der  staadicbcn  Artwiitikmnknm 
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mission  durchgeführten  Hilfsaktionen 
haben  nach  der  Begründung  Vor-  und 
Nachteile  zutage  gefördert.  Die  Vor- 
teile bestehen  in  der  Erprobung  der  Or- 
ganisation, dem  Kennenlernen  der  Per- 
sonalien der  grossen  Mehrsaiil  der  Ar- 
beitslosen usw.  Der  Hauptnachteil  be- 
steht darin,  dass  die  ganze  Einrichtung 
trotz  aller  Bemiihungen  bis  n  einem  ge- 
wissen Grade  eine  Armenanstalt  geblie- 
ben ist.  Infolgedessen  war  es  unmöglich, 
aaf  die  Arbeitslosen  ocskbtfisch  einzu- 
wirken. Die  Nachteile  haben  die  Vor- 
teile erheblich  überwogen  und  das  gegen- 
wärtige System  der  Hilfddstang  ids  auf 
die  Daner  unhaltbar  erwiesen.  Es  hat 
dch  das  Bedürfnis  herausgestellt,  neben 
der  Schaffung  von  Arbeitsgelegenheit 
and  der  Weiterentwickeltaig  des  öffent- 
lichen Arbeitsnachweises  die  Arbeitslosen- 
versicherung kräftig  zu  fordern.  Dabei 
wird  es  sich  vor  aUem  darum  handein, 
die  eigenen  Bestrebungen  der  Arbeiter- 
schaft von  Staats  wegen  zu  unterstützen. 
Je  mehr  das  Gemeinwesen,  beisst  es  in 
der  Begründung,  den  Arbeitern  die  Ar- 
beitslosenversicherung erleichtert,  desto 
^er  wird  es  auf  die  direkte  Arbeits- 
kMenuaterstillzuiig,  die  nach  den  gemach- 
ten Erfahrungen  ernste  Bedenken  er- 
weck^ verzichten,  und  sie  auf  die  ziem- 
lich tdtenen  Perioden  tmgewölmlidi 
grosser  Arbeitslosigkeit  und  Arbchalosen« 
not  beschränken  können. 
Das  yk<>blem  der  Arbeitslosenversiche- 
rung ist  bereits  frülicr  von  dem  Kanton 
Basel  in  Angriff  genommen  worden.  Ein 
von  dem  Grossen  Rat  am  93.  November 
iSgg  erlassenes  Gesetz  aber,  das  eine  Ver- 
sicherungsanstalt für  Arbeitslose  auf  der 
Grundlage  des  Zwangsbeitritts  errichten 
wollte,  ist  in  der  Volksabstimmung  des 
Jahres  1900  mit  grosser  Mehrheit  abge- 
leknt  worden.  IKe  jetzige  Vorlage  ver- 
zichtet daher  auch  auf  Grund  der  Er- 
fahrungen im  In-  und  Auslande  darauf, 
einai  gesetzlidien  Versidierungszwang 
an  statuieren.  Wie  die  Begründung  mit 
Recht  hervorhebt,  sind  die  Verhältnisse 
der  einzelnen  Berufs-  und  Erwcrbszweige 
711  verschieden,  als  dass  eine  allgemeine 
und  etoheitliche  Regelung  der  Arbeits- 
toaenvei  Sicherung  mögHch  wläre.  Da- 
gegen bieten  die  Gewerkschaften  der  Ar- 
beiter die  natürliche  Grundlage  für  die 
aweckaisiiiata  Organisation  der  Arbeits- 
losenversicherung, da  sie  die  gleichartigen 
Risiken  in  sich  vereinigen  und  durch  die 
intensivere,  von  den  Mitgliedern  selbst 
geübte  Kontrolle  dem  Missbrauch  am 
widcsamsten   zu    begegnen  vermögen. 


Freilich  wird  auch  auf  dieser  Grund- 
lage, so  betont  die  Begründung  mit  Recht, 
ehie  Versicherung  in  grossem  Umfange 
nur  mit  finanzieller  Beihilfe  des  Staates 
verwirklicht  werden  können.  Das  Ein- 
kommen des  Arbeiters,  namentlich  in  den 
ökonomisch  schwächsten  Schichten,  reicht 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  ande- 
ren Lasten,  die  die  Arbeiterschaft  za 
tragen  hat,  nicht  aus,  auch  noch  die  ge- 
samten Kosten  der  Arbeitslosenversiche- 
rong  anfanbringen.  Aber  auch  die  Sub- 
ventinnierung  privater  Kassen  durch  den 
Staat  allein  wird  nicht  genügen.  Man 
wird  sie  nicht  zwingen  können,  jede  der 
Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  ausgesetzte 
Person  aufzunehmen.  Ausserdem  werden 
auch  noch  in  einer  grossen  Zahl  von  Be- 
rufen eine  geraume  Zeit  hindurch  beson- 
dere Arbeitslosenkassen  nicht  vorhanden 
sein,  infolgedessen  wird  vielen  Versichc- 
rungsbedürftigen  die  Gelegenheit  zur  Ver- 
sicherung {ÄUn.  Als  Ergänzung  zur 
Subventionierung  der  privaten  Arbeits- 
losenkassen  wird  daher  vom  Regierungs- 
rate die  Grimdung  einer  staatfidien,  von 
ihm  unter  Mitwirkung  der  Versicherten 
geleiteten  Kasse  vorgeschlagen,  die  grund- 
satzlidi  jedon  Vcrsichertmgsbedurftigcn 
offenstehen  soll. 

Da  bereits  in  Basel  eine  staatlich  unter- 
stützte  Arbeitslosenkasse,  nämlich  die  des 

Arheitcrbundcs  besteht,  so  lag  die  Frage 
nahe,  ob  nicht  durch  einen  Ausbau  dieser 
Kasse  das  gldche  Ziel,  erreicht  werden 
könne.  Man  hat  aber  davon  abgesehen, 
und  sich  für  die  Bildung  eines  staatlichen 
Institutes  entschlossen,  wdl  eine  zukünf- 
tige Verschmelzung  der  Arbeitslosenkasse 
des  Arbeiterbundes  mit  dem  staatlichen 
Institut  ziemlich  sicher  in  Aussicht  zu 
nehmen  ist.  Unentschieden  soll  die 
Frage  bleiben,  ob  die  zu  gründende  neue 
Kasse  nur  als  Saisonkasse  für  die  win- 
terliche Arbeitslosigkeit,  also  im  wesent- 
lichen nur  für  die  Arbeiter  des  Bau- 
gewerbes, oder  als  Jahreskasse  auch  für 
die  .Arbeiterschaft  der  grossen  Fabrik- 
industrieen  und  der  übrigen  Gewerbe  ein- 
gerichtet werden  soll.  Die  Entidieidnng 
dieser  Frage  soll  dem  Regierungsrat  vor- 
behalten bleiben.  Wie  sie  auch  ausfallen 
möge,  auf  jeden  Fall  wird  der  Grundsatz 
aufgestellt,  dass  der  Beitritt  zur  Kasse 
jedem  Lohnarbeiter  ohne  Unterschied  des 
Berufes  oder  des  Geschlechtes  freistehen 
soll.  Bedingung  ist,  dass  die  betreffende 
Person  seit  mindestens  einem  Jahre  vm- 
nnterbrochen  im  Kanttn  Basel-Stadt 
wohnhaft  gewesen,  nicht  schon  Mit- 
glied einer  vom  Staate  !>ubvcntioniertcn 


Digitized  by  Goo^I^ 


878 


RUNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHES  LEBEN  •  SOZIALE  KOMMUNALPOUTIK 


privaten  Arbeitslosenkasse,  über  17  und 
unter  60  Jahre  alt  und  arbeitsfähig 
ist,  sowie  seit  wenigstens  3  Monaten  auf 
dem  Gebiete  des  Kantons  in  Arbeit  steht. 
Doch  kann  der  Regierungsrat  durch  Ver- 
ordnung bestimmen,  dass  auch  auswärts 
beschäftigte  Personen  aufgenommen  wer- 
den können,  sofern  sie  die  übrigen  gesetz- 
licheo  Bedingungen  erfüllen.  Die  kleinen 
Handwerksmeister,  sowie  die  Inhaber 
kleiner,  hausindustricllcr  Betriebe  sind 
also  von  der  Mitgliedschaft  ausgc- 
sdilossen,  obwohl  sidi  ihre  wirtachaftlidie 
Lage  kaum  über  die  der  LtrfiiiaiMter 
erhebt. 

Die  Verwaltnngr  der  Anstalt  soll  ent- 
weder durch  einen  besonderen  Verwalter 
oder  durch  das  öffentliche  Arbeitsnadi- 
weisbureau  besorgt  werden,  wobei  die 
eigentliche  Leitung  in  die  Hände  einer 
Vgrwahunffsj^fyiUBji^  gelegt  werden 
soll.  Ulf'^erwaltung  hat  die  latifenden 
Geschäfte  der  Anstalt  zu  besorgen,  die 
MitgUcderliste,  das  Kassen-  und  Rech- 
nungswesen zu  fähren,  sowie  die  erste 
instanzlicbe  Verfügung  über  die  Strei- 
chimg  von  Versicherten  in  bestimmten 
Fällen,  die  Beitragspflicht,  den  Anspruch 
auf  vorzugsweise  Arbeitszuweisung  und 
Unterstützungsberechtigung  zu  treffen. 
Gegen  ihre  Verfügungen  und  Entschei« 
düngen  kann  an  die  Verwaltungskom- 
mission rekurriert  werden.  Diese  besteht 
aus  dem  Präsidenten  und  10  Mitgliedern, 
von  denen  5  von  den  Versicherten  aus 
ihrer  Mitte,  die  übrigen  nebst  dem  Prä- 
sidenten vom  Regierungsrate  gewählt 
werden.  Sie  beaufsichtigt  die  Verwal- 
tung, erteilt  ihr  die  nötigen  Anweisun- 
gen, leitet  fiberbaupt  die  Geschäfte  der 
Anstalt. 

Die  Einrichtungs-  und  Verwaltungskostcn 
ik  r  Anstalt  werden  vom  Staat  bestritten, 
l'.r  leistet  ausserdem  die  erforderlicben 
Zuschüsse,  soweit  die  Ausgaben  der  An- 
stalt nicht  durch  die  Beiträge  der  Ver- 
sicherten und  andere  Zuwendungen  ge- 
deckt werden  können.  Die  Versicherten 
haben  monatli^e  Beiträge  zu  zahlen, 
deren  Höhe  vom  Regierungsrat  festge- 
stellt ist.  Die  Beiträge  können  nach  den 
Berufs-,  Lohn-  oder  Familienverhältnissen 
der  Versicherten  abgestuft  werden,  doch 
darf  der  normale  Monatsbeitrag  nicht 
weniger  als  5  c.  und  nicht  mehr  als 
1,20  fr.  betragen.  Versicherte,  die  seit 
6  Monaten  der  Anstalt  angehören  und 
ihren  Verpflichtungen  nachgekommen 
sind,  haben  Anspruch  auf  eine  Unter- 
stützung, die  nicht  weniger  als  i  fr.  pro 
Tag  und  nicht  mdir  als  2^  fr.  betragen 


soll.  Die  Unterstützungsbereditigung  soll 
mit  dem  4.  Tage  der  Arbeitslosigkeit  be- 
ginnen und  sich  auf  höchstens  48  Tage  itu 
Jahre  erstredcen.  Dauert  die  Arbeits- 
losigkeit länger  als  30  Unterstützungstage, 
so  können  die  Unterstützungen  reduziert 
werden.  Die  Unterstützung  wird  nur  ge- 
währt bei  unverschuldeter  Arbeits- 
losigkeit. Diese  darf  also  nicht  die  Folge 
freiwilligen  Austritts  des  Versidierten, 
noch  die  Folge  seiner  Beteiligung  an 
einem  Streik,^  noch  von  Krankheit  oder 
Unfall  sein.  Ebenso  erlischt  der  An- 
spruch auf  Unterstützung,  wenn  der  Ver- 
sicherte wissentlich  falsche  Angaben 
madit,  um  sich  Unterstfitxtmgsberaditi* 
gung  oder  eine  höhere  Unterstütztmg  tu 
erschleichen,  und  wenn  der  Versicherte 
eine  ihm  angebotene  Arbeitsstelle  ohne 
wichtige  Gründe  ablehnt.  Doch  dürfen 
arbeitslose  Versicherte  nicht  zur  An- 
nahme von  Stdien  angdialten  werden,  di« 
durch  Streik  der  Arbeiter  oder  durch 
Aussperrung  der  Arbeitgeber  frei  gewor- 
den sind.  Aus  den  gleidien  Grfindoi  cr- 
lischt  anch  der  Anspruch  auf  vorzugs- 
weise Arbeitszuweisung.  Nach  §  11  des 
Entwurfs  ist  nämlich  im  Falle  tinver- 
schuldcter  Arbeitslosigkeit  den  Mitglie- 
dern der  Versicherungsanstalt  durch  das 
öffentliche  Arbeitsnachweisbureau  oder 
andere  öffentliche  Verwaltungen  in  erster 
Linie,  das  heisst  vor  den  übrigen  Ar- 
beitslosen, Arbeit  anzuweisen.  Hier  wird 
also  auf  den  Beitritt  zur  Arbcitslosen- 
kasse  eine  gewisse  Prämie  gesetzt,  in  der 
Absicht,  fOr  den  Ans^uss  an  die  Kasse 
Propaganda  zu  machen. 
Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  wird  auf 
die  Dauer  von  3  Jahren  ein  jährlicher 
Kredit  bis  zu  30000  fr.  eröffnet. 
Auch  der  zweite  Entwurf,  der  die  Unter- 
stützung privater  Arbeitslosenkassen  zum 
Gegenstande  hat,  beschränkt  sich  auf  die 
Hauptgrundsätze.  Die  staatliche  Beihilfe 
soll  nur  solchen  Arbeitslosenkassen  ge- 
währt werden,  welche  die  Versicherung 
auf  die  Folgen  unverschuldeter  Arbeits- 
losigkeit beschränken,  seit  mindestens 
6  Monaten  bestehen,  im  Kanton  ihren 
Sitz  oder  mindestens  eine  Zweignieder- 
lassimg haben,  und  wenigstens  50  ver- 
sicherte, im  Kanton  wohnhafte  Mitglieder 
zählen.  Vereine  und  Verbände,  die  neben 
der  Arbeitslosenversicherung  noch  ande- 
ren Zwecken  dienen,  haben  Anspnich  auf 
staatliche  Subvention,  sofern  sie  über  die 
Versicherung  besondere  Rechnung  führen. 
Der  Begriff  der  utiverschuidtUn  Arbeits- 
hngkeit  ist  in  der  gleichen  Weisen  ine 
in  dem  ersten  GeaeUcui  würfe,"  definiert. 
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Die  Gewährung  der  Staatsbeiträge  soll 
aber  noch  von  weiteren  Voraussetzungen 
dUungig  gemtdit  werden.  Die  Kassen 
dürfen  nur  arbeitsfähige  Personen  untcr- 
«tützen,  sie  dürfen  die  Unterstützung 
ferner  nur  dann  gewahren,  wenn  ein 
arbeitsloses  Mitglied  der  Kasse  seit  min- 
destens 6  Monaten  angehört  und  die 
schuldigen  Beiträge  der  Kasse  entrichtet 
hat.  Ausserdem  soll  die  Unterstützung 
höchstens  auf  70  Tage  gewährt  werden 
und  jedenfalls  %  des  entgehenden  Ar» 
beitslohnes  nicht  übersteigen.  Durch  diese 
Bedingungen  sollen  zum  Teil  Miss- 
bräuche verhütet  werden,  zum  anderen 
Teil  dienen  sie  dazu,  die  Übereinstim- 
mung mit  der  staathchen  Arbeitslosen- 
kasae  avirecfat  zu  erhalten.  Doch  sdiei- 
nen  sie  uns  ziemlich  überflüssig  zu  sein, 
da  ja  die  staatlichen  Zuschüsse  nur  zu 
den  gemaditen  Ausgaben  der  Arbeits- 
loscnkassen  gewährt  werden,  worin  ent- 
schieden der  beste  Schutz  gegen  etwaigen 
Missbrauch  besteht  Der  staatUdie  Bei- 
trag zerfällt  in  zwei  Teile,  der  eine  wird 
nach  der  Summe  der  einbezahlten  Mit- 
gUederbeiträge  in  der  Höhe  von  30  bis 
40  %  festgesetzt  und  soll  zur  Ansamm- 
lung eines  Reservefonds  dienen.  Hat  der 
Reservefonds  eine  bestimmte  Höhe  er- 
reicht, wird  die  Zahlung  des  Staatsbei- 
trages sistiert.  Der  zweite  Teil  wird  in 
der  Höhe  von  25  bis  50  %  der  Summe 
der  ausbezahlten  Unterstützungen  fest- 
gesetzt Er  kann  von  der  Kasse  ganz 
oder  teilweise  zur  Deckung  ihrer  Aus- 
gaben verwendet  oder  als  Speziaireserve 
angelegt  werden.  Aach  die  Zahlung  die- 
ses Teiles  soll  sistiert  werden,  sobald  das 
Gcsamtvermögen  der  Kasse  eine  be- 
Bthnmte  Hohe  erreicht  hat  Die  vorge- 
schlagene Festsetzung  des  Staatsbeitrages 
unterscheidet  sich  also  wesentlich  von  der 
10  Gent  Hier  wird  der  kommmale  Za- 
adthif  zu  den  Leistungen  der  gewerk- 
admlUicihen  Versicherungskasse  stets  im 
prozentnalen  Verhihnis  zur  Hohe  der 
gewerkschaftlichen  Zahlung  festgestellt 
und  wird  an  die  versicherten  Arbdts- 
loaen  in  einer  ErhShnng  flirer  Unter- 
stützungen direkt  ausbezahlt,  während  er 
nach  dem  Entwürfe  an  die  Arbeitslosen- 
kasscn  abgeführt  wird,  die  darüber  nadi 
ihrem  Ermessen  verfügen  können. 
Auch  in  dem  zweiten  Gesetzentwurf 
findet  die  VerUttdnng  zwischen  Arbeits- 
nachweis und  Arbeitslosenversicherung 
entschiedenen  Ausdruck.  Auch  die  Mit- 
glieder' privaten  Arbeitslosenkassen 
werden  verpflichtet,  sich  ohne  Verzug 
beim  öffentÜcben  Arbeitsnachweisburcad 


als  arbeitslos  zu  melden,  fall??  ihnen 
dtu'ch  die  private  Kasse  oder  einen  mit 
ihr  in  Vcraindnng  stehenden  Arbdts- 
nachweis  keine  Arbeit  nachgewiesen  wer- 
den kaim.  Andrerseits  sollen  sie  aber  bei 
der  Zuweisung  von .  Arbeit  gegenüber 
anderen  Arfaeitelosen  bevorzugt  werden. 

X  X 
Fieiftchv«ite  Die  andauernd  hohen  Fleisdl- 
•orgnoK  preise  erhalten  das  Interesse 
der  Öffentlichkeit  und  der 
ölldntlichen  Körperschaften  für  eine 
zweckmässigere  Regelung  der  Fleischver- 
sorgung wach.  Leider  ist  zunächst  von 
den  Kommunen  noch  herzlich  wenig  zu 
melden.  Man  beschränkt  sich  im  wesent- 
lichen darauf,  in  Unterhandlungen  mit 
den  Metzgerinnungen  einzutreten,  um  sie 
zu  einer  besseren  Anpassung  der  Ver- 
kaufspreise für  Fleisch-  und  Wurstwaren 
an  die  Preise  des  Schlachtviehs  zu  ver- 
anlassen. In  Kassel  suchte  ein  Antrag 
der  sozialdemokratischen  Fraktion  der 
Stadtverordnetenversammlung  dieses  Ziel 
durch  die  Veröffentlichung  wöchentlicher 
offizieller  Notizen  über  die  Vieh-  «md 
Fleischprcise  zu  erreichen.  In  anderen 
deutschen  Orten  sind  Ortsgesetze  erlassen 
worden,  die  den  Fleischern  und  Händlern 
die  Verpflichtung  auferlegen,  in  ihren 
Laden  Preistafeln  sichtbar  anzubringen, 
aus  denen  das  Publikum  die  Art  und  den 
Preis  des  Fleisches  erkennen  kann.  Diese 
Ortsgesetze  kommen  aber  mit  der  Ge- 
werbeordnung in  Konflikt,  da  in  den 
§§  73  bis  78  G.  O.  die  Gewerbe  ver- 
zeichnet sind,  von  denen  das  Aushängen 
von  Preistafeln  verlangt  werden  kann. 
Wertvoller  sind  die  Versuche  der  Städte, 
selbst  die  Fieischproduktion  in  die  Hand 
zu  nehmen.  So  berichtet  der  Verwal- 
tungsbericht des  Karlsruher  Schlacht- 
und  Viehhofes  für  1906  über  die  Ergeb- 
nisse der  ttidtisehen  Sdiweinemisterei. 
Die  Stadt  hatte  in  diesem  Jalure  72 
Läuferschweine  angekauft  und  mit  Ab« 
fällen  stadtisdter  Anstalten  gemästet. 
An  jedem  Stück  wurden  durchschnittlich 
24  M.  verdient  trotz  hoher  Anschaffimgs- 
kosten.  Die  Dirdctton  schlagt  vor,  wegen 
des  hohen  Preises  der  Läuferschweine 
zur  eigenen  Zucht  überzugehen,  wie  dies 
zum  Beispiel  in  Lübeck  geschehen  ist 
Im  grossen  und  ganzen  stehen  aber  die 
städtischen  Kollegien  sehr  stark  unter 
dem  Einflüsse  der  Met^erinnungen  und 
suchen  es  daher  zu  vermeiden,  mit  ihnen 
in  Konflikt  zu  kommen.  Eine  amtliche 
Darlegung  des'  bayrischen  liCnisteriams 
des  Innern,  das  in  einer  Entschliessnng 
vom  30.  April  dieses  Jahres  die  Stadtve/- 
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waitungcn  veranlassen  wollte,  sich  um 
die  Gestaltung  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise zu  kümmern  und  für  den  Ausgleich 
der  beiden  zu  sorgen,  gibt  in  dieser  Hin- 
sicht sehr  interessante  Mitteiliiiigeii.  In 
vielen  Städten  fehlt  es  an  einer  Fest- 
stellung und  Veröffentlichung  der  Vieh- 
einkaufs* mtd  Ladenpreise.  Der  Magi- 
strat einer  unmittelbaren  Stadt  glaubte  die 
amtliche  Bekanntgabe  der  Schlachtvieh- 
und  Fleischpreise  unterlassen  zu  sollen, 
um  die  in  Metzgerkreisen  ohnehin  schon 
bestehende  Erregung  nicht  noch  zu  stei- 
gern. Ein  anderer  Magistrat  hat,  obwohl 
erhebliche  Missstände  bestehen,  den  £r- 
lass  ortspolizeilicher  Vorscliriften  zu  ihrer 
Beseitigung  abgelehnt,  weil  er  fürchtet, 
die  Metzger  könnten  nach  Erlass  solcher 
Vorschriften  den  höheren  der  beiden 
Preise  als  Einheitspreis  festsetzen.  Nach- 
drücklich wird  in  der  genannten  Dar- 
legung hervorgehoben,  dass  das  Vorgehen 
der  Metzger  aus  dem  Bewusstsein  ent- 
springe, in  den  Stadt-  und  Gemeinde- 
verwaltungen Angehörige  ihres  Standes 
oder  der  mit  ihnen  in  Interessen- 
gemeinschaft verbundenen  Stände  zu 
wissen.  Die  Praxis  beweist  auch, 
wie  wohlbegründet  dieses  Bewusst- 
sein der  Met^^er  ist.  So  bean- 
tragte in  einer  Stadt  der  Bürgermeister 
die  Bereitstellung  eines  Fleischvcrkauf;- 
lokals  für  schlachtende  Landwirte,  der 
Magistrat  lehnte  jedoch  den  Antrag  mit 
dem  Bemerken  ab,  dass  das  Metzger- 
gewerbe  selbst  das  richtige  Verhältnis 
cwisdien  Einkaufs-  und  Verkaufspreis 
herstellen  werde.  Keiner  der  Stadtmagi- 
strate will  den  Versuch  machen,  unmittuU 
bare  städtisdie  Verkaufegelegenheiten  zu 
schaffen.  Da  nun  das  Ministerium  keine 
rechtliche  Handhabe  hat,  einen  Zwang 
aUKUÖben,  so  hängt  alles  bei  der  Ge- 
meindeverwaltung. Und  um  diese  in 
Bayern  zu  einem  Vorgehen  zu  veranlassen 
und  den  Widerstand  der  Hetzgerinnung 
zu  überwinden,  muss  von  der  Bürger- 
schaft ein  ganz  anderer  Druck,  als  bis- 
her, ausgefibt  werden. 

X  X 
Kur«« CbronlkDie  Mainzer  Stadtverwal- 
tung hat  in  das  neue  Budget 

750  M.  eingestellt,  um  Kin- 
dern der  Hilfsschule,  die  entfernt  vom 
Schnigebäude  wohnen,  freie  Fahrt  auf  der 
Strassenbahn  zu  gewähren.  X  Die  Stadt 
Dresden  beabsichtigt,  auf  einem  für 
ein  neues  Wasserwerk  angekauften 
grossen  Areale  eine  umfangreiche  Obst- 
plantage einzurichtetu  X  Die  Stadt 
Krenxnach  hat  mit  der  Teerung  der 


Strassen  vorzügliche  Erfolge  gemacht  Es 
gelingt,  die  Strassen  staubfrei  zu  mädiea  ' 
und  gegen  das  Eindringen  des  Wassers 
in  die  Steinschicht  zu  schützen.  X  Die 
Jahresversanunlung  des  Ortskranken- 
kassenverbandes hat  sich  für  die  Kom- 
munalisierung des  Ajpotheken- 
wesens  ausgespffochen.  MütuMMMM 

Sozialistische  Bewegunfl 

E*-*?^***      Per  Essener  Parteitag  hat 

***  den  günstigen  Eindruck  der 

Haltung  der  deutschen  De- 
le^tion  m  Stuttgart  nicht  zu  vei wischen 
vermocht.  An  Versuchen,  die  deutsche 
Partei  scharf  zu  machen,  hat  es  nicht 
gefdilt.  Die  Dortmunder  Arbtifer" 
scitung  hatte  in  einem  merkwürdigen 
Bcgrüssungsartikel  den  Parteitag  auf  die 
sdiweren  Gefahren  des  herembreclmidep 
Revisionismus  aufmerksam  gemacht  und 
unter  Hinweis  auf  meine  Ausführungen 
über  die  Bedeutung  der  Stuttgarter  Ta* 
giing  den  Delegierten  drohend  zuge- 
rufen: >Genossen,  ihr  seid  gewarnt  1<  Die 
äusseren  Vorbediligungen  für  eiii  Ketier>- 
gericht  waren  auch  durchaus  gegeben. 
Die  Gewerkschafter  fehlten  fast  sämt- 
lich, dagegen  war  Gross-Berlin  mid  seine 
geistige  Nachbarscliaft  stark  vertreten. 
Gleichwohl  brachte  man  nichts  zu  wege. 
Ein  paar  kleinliche  persönliche  Zänke- 
reien, von  den  Beteiligten  selber  miss- 
mutig und  gelangweilt  geführt,  aber 
tuehts  von  einer  AuseinandersetStunf 
grossen  Stils,  keine  Erregung,  kein 
Funke  der  Leidenschaft.  Die  politischen 
Ereignisse  der  letzten  Zeit  lasteten  auf 
den  radikalen  Wortführern,  sie  hatten 
selber  wohl  die  Empfindung,  dass  die 
Partei  nicht  mehr  mit  ihnen  gehe. 
In  der  Frage  der  Kolonialpolitik 
wurde  freilich  die  intransigente  Stutt- 
garter Resolution,  die  gegen  den  Willen 
der  Mehrheit  der  deutschen  Delegation 
zu  Stande  gekommen  war,  von  dem 
Parteitag  überhaupt  nicht  angefochten. 
Die  Debatte  hierüber  bew^e  sich  auf 
rdatir  niedr^em  Niveau.  Die  Sadie 
selber  wurde  überhaupt  nicht  erörtert. 
Man  stritt  lediglich  über  die  Ausl^ng 
der  einzelnen  sitze  der  versclnedeiieii 
Resolutionen.  Mit  vollem  Recht  wurde 
konstatiert,  das  es  sich  nur  um  einen 
Streit  «m  Worte  handle,  uid  dadordi 
wurde  scheinbar  den  \''ertrctem  der  her- 
gebrachten engen  Denkweise  recht  ge- 
geben. Dodi  konnte  zu  deren  Leidwesen 
die  programmatische  Erklärung  des  Ge- 
nossen BebeL  dass  die  Partei  eine  siviU- 
satortsche    iColoniadpolttik    zu  unfter- 
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Stutzen  bereit  sd,  nicht  aus  der  Welt 
geschafft  werden;  und  Genosse  David 
hob    diese    Tatsache    in  zugespitzten, 
klaren  Wortes  mit  Nachdruck  hervor. 
Die  Partei  wird  schon  wegen  des  ideellen 
Einflusses  der  Kolonialpolitik  auf  weite 
Sdbichten  des  Volkes  nicht  umhin  kön- 
nen, den  öden  verneinenden  Doktrina- 
rismu3  zu  verabschieden,  der  von  einer 
wissenschaftlich    vertieften  Anf&seung 
ebenso  weit  entfernt  ist,  wie  von  prak- 
tischer Kenntnis  der  Dinge,  und  der 
ohaAin  stets  nur  in  den  Köpfen  ein- 
zelner dominierte,  denen  es  freilich  ver- 
stattet war.  im  Namen  der  Partei  zu 
sprechen.  Die  Stuttgarter  Verhandlungen 
haben  die  Richttmg  gezeigt,  in  der  sich 
diese  Revision  vollziehen  wird.   Es  wäre 
allerdings  verfehlt,  die  soshlistische  Ko- 
lonialpolitik bis  zum  Zukunftsstaat  ver- 
tagen zu  wollen.  Wenn  jener  Ausdruck 
für  uns  einen  realen  Sinn  haben  soll, 
dann  nur  den,  dass  die  Partei  an  der 
gegenwärtigen      Kolonialpolitik  vom 
Standpunkt    eines     Sozialisten  teilzu- 
nehmen habe,  dass  sie^  unbeeinflusst  von 
Messer  Negationsltit^  wie  von  über- 
llittten  Phantasieen,  die  wirtschaftliche 
dtwickelung  nüclrtem  studieren,  das 
Interesse  der  Arbdteildasse  an  den  Ko- 
lonieen  wahrnehmen  und  auch  in  der 
KolonialpohUk  ihre  allgemeinen  Kultur- 
zide  verfolgen  müsse.  Ob  die  deutsche 
Sozialdemokratie     in     ihrer  Haitun? 
gegenüber  dem  Kolonialsystem  der  deut- 
aaien  Regiertnig  eine  Änderung  eintreten 
lassen    könnte,    bleibt    dabei  zunächst 
völlig  ausser  betracht,  da  sie  schon  aus 
konstitutionellen  Gründen  an  deren  po- 
sitive Unterstützung  keinesfalls  denken 
kann.    Doch  handelt  es  sich  auch  gar 
nidit  um  die  Opposition  selbst,  sondeny 
tim  deren  Art  und  Begründung,  die  von 
höheren  Gesichtspunkten  politischer  Ver- 
antwortung getragen  sein  muss. 
Zeigt  die  Behandlung  der  Kolonialpolitik 
in    Essen    einen    kleinen  Rückschritt 
gr^Kcnüber  Stuttgart  — einen  Ruckschritt, 
mit  dem  die  Verfechter  des  politischen 
Kealismus  in  jeder  Frage  rechnen  müs- 
sen, und  der  in  Wahrhttt  die  fortschritt- 
liche Tendenz  um  so  augenfälliger  in  die 
Erscheinung  bringt  — ,  so  beweist  die 
Debatte    über    die  Militärfrage, 
dass  die  deutsche  Sozialdemokratie  in 
wiricUdi  entscheidenden  Dingen  fest  auf 
ihrem   reformistischtn   Standpunkt  be- 
harrt Der  Vorstoss  gegen  den  Genossen 
Noffce,  der  wegen  setner  Militärrede  im 
Brichstag  das  Missfallen  der  Antimili- 
taritten  erregt  hatte»  misslang  völlig. 


Und  das  ist  nidit  etwa  nur  dem  ener- 

gi  sehen  und  sympathischen  Eintreten  des 
mitangeklagten    Genossen    Bebel  für 
Noske  zu  danken,  vielmdir  der  Psydio- 
logie  der  Partei,  die  gerade  auf  diesem 
Gebiete  die  Linie  der  Gewissenhaftigkeit 
nie  überschreitet    Die  Rede  des  Ge- 
nossen Vellmar,  der,  genau  wie  in  Stutt- 
gart, zusammen  mit  Bebel  jede  auch  noch 
so  geringe  Konzession  an  die  neue  Art 
des   Antirrkilitarismus  —  wie   siö  von 
einem  Teil  der  Franzosen  zimi  Schaden 
für  Frankreich  propagiert  wird  —  ab- 
lehnte, hatte  lebhaften  äussern  Beifall  und 
traf  auch  in  Wirklichkeit  die  Stimmung 
der  Gesamtpartei.    Es  scheint  total  aus- 
geschlossen, dass  die  deutsche  Sozial- 
demokratie sich  zu  kerviistischen  Expe- 
rimenten jemals  wird  verleiten  lassen; 
und  das  nicht  allein  wegen  ihrer  be- 
sonnenen Abschätztmg  der  Machtfakto- 
ren im  heutigen  Staatswesen,  sondern 
auch  wegen  ihrer  prinzipiellen  Stellung 
zum  nationalen  Gedanken,  die  jede  anti- 
pztriotische    Agitation,    jede  Sabotage 
gegen  das  eigene  Land  verurteilt  £Me 
entschiedene  Haltung  der  deutschen  De- 
legation in  Stuttgart  in  diesem  Punkte 
wurde  vom  Parteitag  bckräfti|Et,  und  in 
seinem  Vortrag  über  die  polittsdie  Lage 
unterstrich   dann   später   noch  Genosse 
Bebel  die  ^anze  Kläglichkeit  des  Htr- 
vHsmus,  wie  sie  gerade  jetzt  bei  den 
marokkanischen     Vorgängen     auch  in 
Frankreich  selber  zu  tage  getreten  ist 
In  der  Abwidir  von  Unvorsidittf^celten 
und  Phantastereien,  die  der  Partei  scha- 
den   könnten,    hat    sich    der  Essener 
Parteitag  überhaupt  weit  mehr  bemihtt, 
als  in  der  Aufstellung  positiver  Normen 
für  ein  wirklich  aktives  Vorgehen.  Das 
Referat  Bebels  über  die  Reichstags- 
w  a  h  1    und    deren    Konsequenzen  war 
agitatorisch   äusserst   wirkungsvoll  und 
hai  sicher  dazu  beigetragen,  den  gesun- 
kenen Mut  gar  mancher  Parteigenossen 
im  Lande  wieder  aufzurichten.  Neue 
Gesichtspunkte  zur  Beurteilung  der  poli- 
tischen Situation  hat  es  indessen  nicht 
gegeben,  und  in  einzelnen  Punkten,  n%- 
mratlidi  in  der  Beurteilung  der  Blode- 
politik,   schien  es   von  Widersprüchen 
nicht  völlig  frei.    Ein  grosszügiges  Pro- 
gramm für  At  Bedingungen  unjseret< 
Rcichspolitik  zu  entwerfen,  ist  freilich 
jetzt  auch   mit  besonderen  Schwierig- 
keiten  verknüpft.     Die  Kräfte  müssen 
auf  die  Dinge  in  Preussen,  auf  die  Er- 
ringung eines  menschenwürdigen  Wahl- 
rechts im  grösstcn  Bundesstaate  konzen- 
triert werden.  Von  der  preussischen  PoU- 
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tik  WOB,  deren  komplizierte  Eiazellieileii 

sich  jeder  allgemeinen  Phrase  entziehen, 
kann  es  dann  in  organischer  Folge  zur 
Reform  der  Reichspolitik  kommen.  Die 
deutsche  Sozialdemokratie  ist  während 
ihrer  ganzen  bisherigen  Geschichte  den 
nmgdcclirten  Weg  gegangen.  Sie  hat  in 
Frettssen  vieles  nachzuholen,  was  sie 
freilich  zum  grossen  Teil  nicht  durch 
eigene  Schuld  versäumt  hat,  und  viel- 
leicht kommen  gerade  die, Ergebnisse  der 
letzten  Reichstagswahl  dieser  neuen  Auf- 
gabe «tt  gute. 

In  vielen  Einzelheiten  war  die  Rede 
Bebels  sehr  beachtenswert  Namentlich 
von  Wichtigkeit  ist  der  von  ihn  energisch 
vertretene  Gedanke,  dass  man  die 
Kräfte  der  Arbeiterschaft  selber  konzen- 
trieren müsse,  dass  man  ihrer  religiösen 
Differenzierung  durch  strengste  Neutra- 
lität in  Sachen  der  Religion  entgegenzu- 
wirken habe.  Die  Zusammenarbeit  mit 
den  Arbeiterorganisationen  anderer 
Färbung:  das  ist  ein  Programm  von 
höchster  Wichtigkeit,  das  Bebel  mit  sei- 
nem gesimden  Sinn  für  reale  Notwen- 
digkeiten äusserst  glücklich  formuliert 
hat,  für  das  unsere  Gewerkschaftsführer, 
die  Hue  und  andere»  seit  langem 
kämpfen,  und  das  nun  hoffentlidi  von 
der  Gesamtpartei  mit  Emst  aufgencNn- 
men  werden  wird. 

Auch  die  Bedeutung  der  Intdldctuellen 

für  die  Partei,  die  Notwendigkeit,  sTch 
um  diese  Kreise  zu  kümmern  und  die 
Spradie  so  dnniridtten,  dass  man  bei 
ihnen  Verständnis  und  Sympathiecn  fin- 
det, wurde  von  Bebel  —  der  bei  dieser 
Gelegenheit  offen  zugab,  dass  der  Dres- 
dener Parteitag  hier  unheilvoll  gewirkt 
habe,  wenn  man  auch  seine  Folgen  ge- 
waltig überschätze  —  und  dann  audi 
namentlich  in  der  Diskussion  von 
Katzenstein  in  vorzüglichen  Ausführun- 
gen dargelegt  und  unterstrichen.  »Die 
ganze  Stimmung  macht  doch  sehr  viel 
aus«,  meinte  Genosse  Katzensteiu,  »aus 
der  man  sich  zu  der  Bewegung  hinge- 
zogen fühlt.  Die  Freiheit  im  Intiern  hat 
manchmal  recht  bedenklich  gefehlt,  es 
sind  Gegensätze  nicht  bloss  mit  grund- 
satzlicher Schärfe,  sondern  mit  persön- 
licher Gehässigkeit  und  mit  dem  Appell 
an  die  Existenzfrage  ausgcfochten  wor- 
den,_  und  es  ist  ein  verflucht  bitteres 
Gefühl,  wenn  man  das  mit  ansehen  muss : 
wenn  der  etwas  geschrieben  hat,  so  wird 
es  gdobt,  und  wenn  der  etwas  geschrie- 
ben hat,  so  wird  es  heruntergerissen.« 
Man  wird  das  beherzigen:  die  Notwen- 
digkeit, lehrt,  was  die  Einsicht  früher 


leider  nicht  immer  vermocht  haL  Die 
Ici/.tc  Kcichslagswahl  hat  zweifellos  den 
pchlischcn  Sinn  in  der  Partei  im  aiige- 
mdnen  geschärft  Das  ergibt  sich  auch 
zum  Beispiel  aus  der  Ableluiung  sämt- 
hciier  Autrage  zur  Suchwahiiak.uk,  die 
aus  gewissen  Kreisen  Vortagen,  vad 
gegett  die  sich  Genosse  Arons  gerade 
auch  mit  dem  Hinweis  auf  die  Aulgaben 
wandte,  die  uns  die  kommende  Wahl- 
rechtsbewegung in  Preussen  bringt, 
liinen  erfreulichen  Anfang  auf  einem 
bisher  von  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie arg  vernachlässigten  Gebiet  be- 
deutet die  Behandlung  der  Alkohol- 
frage.  Der  Referent  brachte  neben 
einigen  überflüssigen  Angriffen  und  Un- 
terstellungen eine  Reihe  brauchbarer  Ge- 
danken ztir  Bekämpfung  der  Alkohol- 
gefahr, wie  sie  auch  von  vielen  aus- 
ländisdien  Bruderparteien  in  energischer 
Weise  vertreten  werden.  Ob  das  Referat 
völlig  auf  der  Höhe  der  gegenwärtigen 
Forschtmg  steht,  ob  es  namentlich  in  der 
Stellung  zur  Abstinenz  nicht  vielleicht 
noch  einen  Korrektur  bedarf  darüber 
mögen  Berufene  entschdden.  Für  die 
Partei  genügt  es,  dass  überhaupt  einmal 
mit  der  Indifferenz  gegenüber  dem  Alko- 
iiol  gebrodien  ist;  das  wdtere  wird 
Sache  der  einzelnen  Organisationen  sein, 
und  namentlich  werden  die  Gewerk- 
schaften, die  es  am  nichstea  angeht,  auf 
diesem  Gebiet  ein  emttes  Sttick  Arbeit 
zu  leisten  haben. 

Von  positiven  Ergebnissen  ad  noch  die 

Errichtung  des  Pressbureaus  er- 
wähnt, von  dem  im  vorigen  Heft  dieser 
Zdtschrift  schon  die  Rede  war.  Die 

technische  Seite  der  Sache  ist  für  die 
weitere  Öffentlichkeit  nicht  von  Interesse. 
Ob  sich  das  neue  Bureau  bewähren  whrd, 
das  hängt  von  den  Personen  ab,  die  mau 
dafür  gewinnt,  und  dem  Wirkungskreis, 
den  diese  sich  schaffen.  Mit  allgemdnen 
Grundsätzen  ist  auf  diesem  Gebiet  wenig 
zu  machen;  man  wird  einfach  die  Re- 
sultate abzuwarten  haben,  ehe  man  du 
Urteil  über  den  Wert  der  Griindnog 
abgeben  kann. 

Über  die  versduedenen  Bilduag«- 

bestrebungen,  die  auf  dem  voiigen 
Parteitag  in  Mannheim  eingeleitet  wur- 
den, sprach  man  diesmal  fast  gar  nidit 
Man  lässt  der  Sache  einstweilen  ihren 
Lauf.  Man  wird  aber  beizeiten  auf  die 
Entwickdung  der  Dinge  ein  wachsamej 
Auge  haben  müssen.  Die  Parteischule 
gibt  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  vid- 
leicht  zu  mancherld  Bedenken  Anlass. 
Insbesondere  ichdnt  die  Aniwahl  dar 
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Unterrichtsgegenstände,  die  Verteilung 
des  Lehrstoffs  und  die  Bestimmung  der 
Lehrkräfte  zum  Teil  auf  einer  Verken- 
nung der  Aufgaben  einer  solchen  Insti- 
tution zu  beruhen.  Man  wird  möglicber- 
weise  später  die  Forderung  der  Tren- 
nung der  Schule  von  der  (marxistischen) 
Kircbe  aufstellen  müssen,  in  dem  emeo 
rrudcns  ouiiivu  aiie  u Der eui summen : 
dass  die  Parteischule  nicht  ein  Instru- 
ment bestimmter  Dichtungen  inneihalb 
der  Partd  werden  darf;  genau  so  wenig» 
wie  etwa  das  Pressbureau.  Was  ja 
unter  anderen  auch  gerade  Organe  wie 
die  Ltipnger  VolksnUimg  tmd  die  fftne 
Ztü  bäont  haben. 

Der  Essener  Parteitag  gehört  nicht  zu 
den  Tagungen,  an  die  man  in  späterer 
Zeit  mit  Wärme  zurückdenken  wird.  Er 
litt  von  vornherein  tmter  einem  Mangel 
an  Elan,  unter  einer  Verdrossenheit,  die 
schon  durch  die  äusseren,  räumlichen 
Verhältnisse  bedingt  war.  Die  Verhand- 
lungen waren  von  äusserster  Kurze  über 
jeden  einzelnen  Punkt  und  dk)di  insge- 
samt schleppend.  Bei  der  ErSAiung  de^ 
Parteitags  lag  keine  dcktrisdie  Span- 
nung in  der  Luft,  wie  anno  lyoj  in 
Dresden.  Man  erwartete  von  dicacm 
Partntag  von  voniherein  gar  keine  be- 
stimmten Direktiven.  Das  eigciuliche 
Arbeitsgebiet  der  Partei  für  die  nadistc 
Zeit  wurde  nidit  in  Essen  bestimmt;  das 
wird  im  November  auf  dem  Preu&sen- 
tage  in  Berlin  geschehen.  Die  allge- 
mdne  Nuchternndt  und  Stimmangs- 
Icsigkeit  wurde  ganz  zum  Schluss  OOCh 
beleuchtet  und  für  einige  Minuten  zer- 
rissen durch  ein  Zitat,  das  der  Genosse 
Arons  aus  einer  früheren  Parteitagsrede 
Auers  anführte.  Der  ganze  Auer  mit 
seiner  gewaltigen  Überlegenheit,  adner 
scharfen  und  doch  so  unendlich  gut- 
mütigen Ironie  wurde  für  einen  Augen- 
blick wieder  IdMndig.  und  die  paar 
Worte,  die  Arons  verlas,  stellten  die 
eigentliche  Gedächtnisrede  auf  imsern 
toten  Pfihrer  dar. 

y  X 

icorx«  CbroDik  Die  i8  Kreiswahlverciue 
der  Provinz  Branden- 
burg (mit  Ausnahme 
Gross  -  Berlins)  luben  jetzt  zusammen 
17345  Mitglieder.  X  In  Stuttgart  hat 
eine  Parteiversammlung  sich  mit  der 
Etatsbewilligung  der  württem- 
bergischen  Landtagsfraktion  beschäftigt; 
entsprechend  dem  Wunsche  der  Fraktion 
wurde  über  alle  Tadels-  und  Ztistim- 
nrangsvoten  zur  Tagesordnung  überge- 
gangen. X  Zur  Notiz  über  die  Zio- 


nistisch' sozialistische  Partei  (im 
vorigen  Hefte,  pag.  792)  wird  uns  in 
einer  Zuschrift  mitgeteilt,  dass  das  inter- 
nationale Bureau  auf  einen  Antrag  van 
Kols  die  Zulassung  dieser  Partei  zum 
internationalen  Kongrcss  mit  9  gr^gcn 
7  Stimmen  beschlossen  hatte ;  ihre  Dele- 
gation musste  sich  gleidiwohl  mit  einer 
beratenden  Stimme  in  der  allgemdnen 
russischen  Sektion  begnügen,  da  die 
sozialdemokratische  Untersektion ,  im 
Gegensatz  zur  soaiatrtvoliahnären,  anf 
ihrem  abldinendcn  BesdUuss  zunächst 
beharrte.  joscp  blooi 

Qewerkschaftsbeweflung 

Ruckblick  «uj  In  Nr.  33  des  Korrespon- 

•M  janr  isoe  jtfuMatis  hat  nnnnclir  die 

Gcneralkommission  der  Ge- 
werkschaften Deutschlands  die  Ubersicht 
fiber  das  Jahr  1906  veröffentlidit,  die  all- 

gemeines  Interesse  verdient.  Sie  berichtet 
über  viele  erfreuliche  Erfolge  und  Fort- 
schritte der  dentsdien  Gewiericsdiaften. 

Im  Jahresdurchschnitt  1906  hatten  die 
der  Generalkommission  angeschlossenen 
Gewerkschaften  z<S9709,  am  Jahres- 
schluss  1906  hingegen  1 799  293  Mit- 
glieder, was  dner  Mitgliederzunahme  im 
Laufe  des  letzten  Jahres  um  3^990  ent- 
spricht, der  grössten  absoluten  Zunahme, 
die  überhaupt  je  noch  zu  verzeichnen 
war.  Verhältnismässig  bidbt  die  Mit- 
glicderzunahme  des  Jahres  1906  allerdings 
etwas  hinter  der  des  Jahres  1905  zurüdk. 
Denn  sie  betrug  damals  aS^a  %» im  Jahre 
1906  dagegen  rund  26  %. 
Es  hatten  am  Jahresschluss  1906  die 
Asphdtenre  680  (+  63),  die  Bidccr 
1342s  (+  2051).  Barbiere  1929  (+  Siß), 
Bauhilfsarbeiter  84  611  (-(-  ^164),  Bcrg- 
arbdter  110247  (-{-  5187),  Bildhauer 
4905  (-f-  30).  Blumenarbeiter  315  (—  195), 
Böttcher  8075  (-f-  875),  Brauereiarbeiter 
28602  (-{-  526),  Buchbinder  20471 
(-f  2610),  Buchdrucker  48447  (+  3971 ). 
Buchdruckereihilfsarbcitcr  12  689  (-{-4603), 
Bureauangestellten  1188  (-|-  485),  Dach- 
decker 6412  (-f  1297),  Fabrikarbeiter 
123  215  (-h  47345).  Fleischer  2933 
(+  440).  Formstecher  485  (—  45), 
Gärtner  4530  (+  513),  Gastwirtsgehilfen 
6309  (-f-  2401),  Gemeindearbeiter  23238 
(-1-  3420),  Gla s  irbriter  14252  (-|-  3174), 
Glaser  4970  (-f  187),  Graveur  2764 
(-f-  408),  Hafenarbeiter  25223  (-f  8332), 
Handels-  und  Transportarbeiter  81 784 
(+  3t  130),  Handlungsgehilfen  6692 
(-f  877),  Handschuhmacher  3686  (-t- 586), 
Holzarbeiter  151717  (+  21576),  Hotel- 
diener 9951  (+  ^x)»  Hntmacher  6806 
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(4-  T289),  Konditoren  2594  (—  477), 
Kürschner  1906  (-f-  86),  Kupferschmiede 
4061  (+  210),  Lagerhalter  iS97  (+  HS), 
Lederarbeiter  7962  (+  1180),  Litho- 
graphen 15  79^*  (+  2704),  Maler  34  7^9 
(+  4050),  Maschinisten  14859  (+  3476), 
Maurer  183747  (+  25067),  Metallarbei- 
ter 335075  (+  75383),  Müller  4888 
(•f  tiSo),  Notensteeher  451  (—2).  Photo- 
graphen  504  (-f  S04).  Portefcuiller  3977 
( +  398) ,  Porzellanarbciter  14  169  (  +  3020) , 
Sattler  6829  (4-  819),  Schiffszimmercr 
361S  (+  642),  Schirtnmacher  565  (+  170). 
Schmiede  17696  (-f-  SOS),  Schneider 
36073  (-f-  4787),  Sdltthmacher  35  32^ 
(+  6776).  Seeleute  7132  (+  3750, 
Steinarbeiter  17702  (-f  2612),  Stein- 
setzer 9577  (+  2213),  Stnldeateure  8041 
( 75^).  Tahakarbciter  32752  (+  6845), 
Tapezierer  8008  (-f-  1253),  Textilarbeiter 
III  532  (+  ^3  7^4),  Töpfer  11934 
(+  921),  Wäschearbeiter  5061  ( —  1239), 
Xylographen  458  (-f  458),  Zigarrensor- 
tierer 2727  (+  888),  Zimmerer  52377 
(+  0124").  Zivilmusiker  070  (-»-  223). 
Danach  liabeii  nur  die  BlunKiiarbeiter, 
Formstecher,  Konditoren.  Notenstecher 
und  Wäschearbeiter  Mitgliederverlustc 
gehabt,  die  im  Vergleich  zu  den  Gesamt- 
ziffem  der  Gewerkschaften  nur  gering 
sind,  dagegen  haben  die  übrigen  Gewerk- 
schaften ihre  Mitgliederzahl,  zum  Teil 
recht  bedeutend,  erhöht.  Die  Vergolder 
haben  sich  dem  Holzarbeiterverband  an- 
geschlossen. Bemerkenswert  ist  der  An- 
schluss  der  früher  unabhängigen  Gewerk- 
schaften der  Hoteldieaer,  Iliotocraphen 
und  Xylographen  an  die  General- 
kommission. 

Die  Zahl  der  weiblichen  Mitglieder 
der  Gewerkschaften  ist  auch  im  letzten 

Jahre  wieder  erheblich  gestiegen.  Sic  be- 
lief  «eh  Ende  1906  auf  132  821  gegen 
89431  Ende  1905.  was  eine  Ztmahme  um 
43300  oder  um  rund  50  %  bedeutet.  Be- 
sonders macht  die  Organisierung  der 
Arbeiterinnen  in  der  Textil-,  der  Tabak-, 
der  Metallindustrie  und  in  den  sonstigen 
Grossgewerben  recht  erfreuliche  Fort- 
schritte. 

Die  Finanzen  der  Gewerkschaften 
haben  im  Jahre  1906  eine  noch  weit  gün- 
stigere Entwickelung  aufzuweisen,  als  in 
den  Voriahrrn  Im  Jahre  1004  hctnip  die 
Gesamteumahme  der  Zentralverbände 
20 190630  im  Jahre  I9Q5  37813357  M., 
im  Jahre  1906  dagegen  41602939  M. 
Diese  Erhöhung  der  Einnahmen  ist  nicht 
nur  eine  Folge  der  Vermehrung  der  Mit- 
gliederzahl, sondern  die  Leistungen  pro 
Kopf  der  Mitglieder  sind  ganz  enorm  in 


den  letzten  Jahren  gewachsen.  Die 
Zentralverbände  vereinnahmten  beispiels- 
weise 1904  pro  Kopf  der  Mitglieder 
19,19  M.,  im  Jahre  1906  24,62  M.  Von 
der  Gesamteinnahme  des  Jahres  1906  im 
Betrage  von  41 602  939  entfallen  allein 
auf  den  Verband  der  Metallarbeiter 
10  213  188,  Holzarbeiter  4  526  942,  Maurer 
3825598,  Bodidrucker  3^1346,  Fabrik- 
nr'  :f  T  I  791  311,  Bergarbeiter  1670640, 
Bauhiitsarbeitcr  i  555S)^f  Zimmerer 
1403983,  Lithographen  13334A  Han- 
dels- und  Transportarbeiter  1  263  527, 
Textilarbeiter  1  153  809  M.  An  Jahres- 
ausgaben hatten  die  Zeatrthrerbinde  im 
letzten  Jahre  36963413  M.  gegen 
25024234  M.  im  Jahre  1905  und 
17738756  M.  im  Jahre  1904.  Pro  Kopf 
der  Mitglieder  der  Verbände  berechnet  be- 
trugen die  Ausgaben  im  Jahre  1904 
16,86  M.,  1905  18,61  M.,  1906  31,88  IC 
An  wichtigen  Ausgaben  sind  zu  nennen 
an  Streikunterstützung  13  747  412  M. 
(1905  9674094  M.),  darunter  für  Aus- 
sperrungen 5315682  (41SK3250),  für  Ver- 
bandsorgane 1594009  (i  415  397).  für 
AgiLition  1820753  (1305 132),  Rechts- 
schutz 342339  (311  239),  Gemassregelten- 
unterstützimg  795209  (486765),  Rdse- 
unterstützung  758222  (712  820).  .\rbeits- 
iosenonterstötzung  2653296  (1991924), 
Krankenunterstützung  3  28 1 74 1  ( 1 920639 ) . 
Invalidenunterstützung  351  181  (273960), 
Sterbeunterstützung  4 1 6 1 77  ( 328  676 ) ,  Not- 
faHunterstützung  514368(296126),  Um- 
zugsunterstütziing  250  737  (i75  5Si)-  Stel- 
lenvermittelung 26559  (12996),  Bibli- 
othdcen  36559  (37256),  für  sonstige 
Zwecke  3  278041  ( i  037  745),  Konferenzen 
283772  (312798),  GfneralkommiuioH 
230  754  (183449),  interaationate  Vertin- 
dung  21 417,  Kartelle  und  Sdkretariate 
420709  (224984,  Prozesskosten  36516 
(8920),  GehUter  548648  (466856),  Ver- 
waltungsmaterial  763375  (542064)  M. 
Der  Kassenbestand  der  Gewerk- 
schaften stieg  in  Jalire  1906  von  19  635  850 
auf  25  312  634  M. 

Ein  eigenes  Verbandsorgan  hatten 
64  Zcntralverbinde.   Die  GeMmtanflage 

dieser  Blätter  belief  sich  auf  1920250 
Exemplare  gegen  i  550450  Exemplare  im 
Jahre  1905.  Von  den  BHittem  eradricnen 
I  wöchenlich  dreimal,  30  wöchentlich  ein- 
mal, 19  I4tägig,  5  monatlich  dreimal, 
4  monatlich  cwdnül  und  S  monatSdi 
einmal. 

Rechnen  wir  die  heute  in  Deutschland  be- 
stdienden  gewerkschaftlichen  Organisa- 
tionen insgesamt,  also  die  Zentralverbände 
mit  1 799  293,  die  anarchoso»ialüt%scHen 
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Lokahrereine  mit  13 145,  die  Hirsch- 
Dunckerschen  Gcwerkvereinc  mit  118  508, 
die  christlichen  Gewerkschaften  mit 
847 116,  die  tmabhängigCB  christlichen  Ge- 
werkschaften mit  73 132  und  die  unab- 
hängigen Vereine  mit  73  544  Mitgliedern, 
80  haben  wir  schon  für  1906  mehr  als 
a  Mill.  Mitglieder,  nämlich  2326738.  Da- 
mit ist  Detitschland,  was  die  Zahl  der 
gewoltsdmftlich  organisierten  Arbeiter 
anlangt,  an  die  Spitze  aller  Kulturländer 
gerückt.  Es  hat  England,  das  klassische 
L4tnd  der  Gewerkschaftsbewegung,  in 
dieser  Beziehung  überholt,  ebenso  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ge- 
naue Zahlen  über  den  Umfang  der  ame- 
rikanischen Gewerkschaften  sind  nicht 
vorhanden.  Die  Mitgliedcrzahl  wird  mit 
1 971  514  angegeben,  doch  soll  sie  höher 
sein.  Immerhin  dürfte  sie  kaum  so  hoch 
sein,  wie  die  der  deutschen  Gewcrk- 
schaftea. 

X  .  X 
Nach  der  (.^ersieht  in 
Nr.  32  des  KorrespondenM" 
blatts  hat  sich  die  Zahl  der 
Gcwerkschaftskartelle  wieder  um  ein  Be- 
trächtliches vermehrt  Ende  1906  gab  es 
553  Kartelle  gegen  480  Ende  1905,  was 
einer  Jahreszunahme  um  73  entspricht. 
An  der  Statistik  der  Gengralkommisswn 
sind  allerdings  nur  526  Kartelle  beteiligt, 
denen  7390  Organisationen  mit  i  500  ao2 
Mitgliedern  angeschlossen  waren ;  die 
äbiigen  27  Kartelle  haben  nicht  berichtet. 
Wie  wenig  ausgebaut  das  System  der  Ge- 
werkschaftskartelle übrigens  noch  ist,  er- 
sieht man  aus  der  Tatsache,  dass  in 
iiielireieii  biiiideft  Orten,  wo  im  letzten 
Jahre  die  Gewerkschaften  dominierten. 
Kartelle  nodi  nidit  tmtanden,  dass  zudem 
nrad  400  tjewerfcachaftafiKalen  den  an 
Ihrem  Orte  bestehenden  Kartellen  (215) 
aus  irgend  welchen  Gründen  nicht  ange- 
scmovsen  waren. 

Von  der  erspriessHchen  Tätigkeit  der 
Kartelle  mag  allein  die  Tatsache  Zeug- 
in« ablegen«  <bss^von  $00  Kartellen 
Bibliotheken,  von  47  Lesezimmer,  von 
67  Arbeitersekretariate,  von  116  Aus- 
laialttteUen,  von  14  ein  eigenes  Bureati, 
von  36  eigene  Gewerkschafts-  und  Volks- 
häuser, von  107  Versammlungsräume 
unterhalten  worden,  dass  im  Jahre  1906 
die  Zahl  der  von  den  Kartellen  ange- 
stellten Beamten  sich  auf  insgesamt  iio 
belief,  und  dass  von  den  Kartellen  in 
loi  Fällen  statistiscbe  Erhebuiifett  an- 
gestellt wurden. 

Die  Einnahmen  der  Kartelle  betrugen  im 
Jahre  1906  9x6  7SB  M.,  davon  ans  festen 


Jahresbeiträgen  '  48193a.  aus  sonstigen 

Einnahmen  193  144.  aus  Streiksammlungen 
244213  M.  Verausgabt  wurden  insge- 
samt 8^sä6  M.,  davon  für  Streiks  and 

Aussperrungen  am  Orte  128776,  auswärts 
138767,  an  Vcrwaltungskosten  121077, 
für  Arbeitersekretariate,  Auskunfts- 
hureaus, Bibliotheken  und  Lesezimmer 
157494.  für  Herbergen  und  Arbeitsnach- 
weise 5263,  für  Gewerkschaftshäuser  und 
Versammlungssälc  50682,  für  Arbeiter- 
vertreterwahlen 22  374,  für  Agitation 
66677,  an  sonstigen  Ausgaben  138  994*  M. 
Soweit  festgestellt  werden  konnte,  ver- 
fügten die  Kartelle  insgesamt  über  einen 
Kassenbestand  von  429763  M. 
Im  ganzen  liefert  auch  diese  Übersicht 
ein  durchaus  günstiges  Bild  von  der 
Wirksamkeit  und  den  Fortschritten  der 
Hcutschen  Gewerkschaften.  Grössere  Be- 
deutung, als  bisher,  dürften  die  Kartelle 
noch  in  der  Zukonft  für  die  Regelung 
des  Herbergswesens,  die  Auskunfter- 
teilung und  die  Bildimgsforderung  der 
Gewerkschaften  erlangen.  Hier  liegft  ihr 
eigentliches  Tätigkeitsgebiet,  wo  sie  wahr- 
haft Erspriesliches  leisten  können. 

X  X 
KoagrMM nad  Der  Stuttgarter  inter- 
TMbaadstate  nationale  Kongress,  an 
dem  die  Gewerkschaften 
in  hervorragendem  Masse  mitwirkten, 
wird  von  der  Gewerkschaftspresse 
durchaus  günstig  kommentiert.  Ich  kann 
mir  ein  Eingehen  auf  diese  Tagung  ver- 
sagen, da  mein  Urteil  über  sie  mit  dem 
des  Genossen  Bloch  (vergl.  die  Rubrik 
SoiialisHscht  Btwggung,  pag.  785  ff.) 
dnrchans  fibereinsttmmt  Über  die  im 
Juli  und  August  abgehaltenen  intcrnatin- 
lalcn  Gewerkschaftskonferenzen  orientiert 
mein  in  diesem  Heft  (pag.  835  ff.)  ver- 
öffentlichter Artikel  Die  intcrnationoUn 
Beziehungen  der  Gewerkschaften. 
Vom  24.  bis  zum  29.  Juni  tagte  in  Nfim- 
berg  der  10.  Verbandstag  der  Buch- 
binder. Es  kam  zu  teilweise  erregten 
Aoseinandersetnmgen  über  die  Innernalb 
der  letzton  Jahre  im  Vorstand  und 
zwischen  diesem  und  einzelnen  Mitglied- 
schaften ztt  tage  getretenen  Divergenzen. 
Auch  die  Frage  der  Taktik  bei  Lohnbe- 
wegungen fand  eingehende  Erörterung. 
Beschlossen  wurde,  kfinftig  weitere  Be- 
zirks-  und  Ortsbeamte  anzustellen,  femer 
eine  Staffelung  der  Beiträge  vorzunehmen 
und  die  Krankenunterstützung  einzu- 
führen. Der  wöchentliche  Beitrag  be- 
trägt in  der  i.  Klasse  20,  in  der  2.  30, 
in  der  3.  50  und  in  der  4.  60  Pf.  Den 
weiblichen  Mitgliedern  wird  fretgettellt^ 
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in  die  höheren  Beitragsklassen  zu  steuern. 
Männliche  Mitglieder  mit  weniger  als 
15  M.  Wochenverdtenst  können  in  der 
2.  Klasse  steuern.  Die  Arbeitslosenunter- 
stützung beträgt  in  der  i.  Klasse  pro  Tag 
75  Pf.  steigend  in  den  weiteren  fCfassen 
nach  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  bis 
zum  Höchstbetrage  von  iJS  M.  pro  Tag 
in  der  4.  Beitragsidasse.  Die  luwiken- 
Unterstützung  steigt  von  50  Pf.  in  der 
I.  Klasse  je  nach  der  Dauer  der  Mitglied- 
sdiaft  auf  i  M.  pro  Tag  in  der  höchsten 
Bcitragsklasse.  Die  Karenzzeit  beträgt 
für  diese  Unterstützungszweige  in  allen 
Klassen  52  Wochen.  Im  Ptinstp  wurde 
die  Einführung  der  Invalidenunterstüt- 
zung beschlossen.  Vorläufig  soll  die 
fakultative  Einführung  dieses  Unter- 
stfitzungszweiges  mit  IS  K.  Beitrag 
empfohlen  werden. 

Die  Fleischer  tagten  in  der  ersten 

Septemberwoche  in  Frankfurt  a.  M.  Die 
Verhandlungen  beschäftigten  sich  in  der 
Hauptsache  mit  grundsätzlichen  Fragen. 
Beschlossen  wurde,  das  Verbandsgebiet 
in  7  Gaue  einzuteilen,  ferner  die  Arbeits- 
losenunterstutsung  einauf&hren  und  den 
Verbandsbeitrag  von  35  auf  50  Pf.  zu 
erhöhen.  Der  Beitrag  für  weibliche  Mit- 
glieder beträgt  25  Pf.,  die  Arbeitslosen- 
Unterstützungssätze  belaufen  sich  auf 
I  bis  1,50  M.  pro  Tag  für  männliche, 
0,50  bis  I  M.  für  weibliche  Mitglieder. 
Die  Gehälter  der  Beamten  werden  erhöht 
auf  2200  M.  für  den  Vorsitzenden, 
aooo  M.  für  den  Kassierer  und  IJIOO  H. 
für  die  übrigen  Beamten. 
Die  Gärtner,  die  zu  gleicher  Zeit  in 
Dresden  tagten,  beschlossen  die  evcntuellc- 
Anstellong  von  zwei  weiteren  Bezirks- 
beamten und  Einführung  einer  Kranken- 
lind  Sterbeunterstützung  bei  gleichbleiben- 
den Beiträgen.  An  Gehältern  wurden 
festgesetzt  für  die  Vorstandsbeamten 
2^oo  respekti\  e  2200  M.,  für  die  Aussen* 
beamten  1900  respektive  1850  M. 
X  X 
KwieCluonlkDer  Wäschearbeiter- 
verband hat  durch  Urab- 
sttfflmung  mit  2424  gegen 
67  Stimmen  den  Anschluss  an  den  Schnei- 
derverband beschlossen.  X  Der  Kampf 
im  Berliner  Baugewerbe  ist  von 
den  Arbeitern  nach  einer  Dauer  von  12 
Wochen  abgebrochen  worden.  Die  Mehr- 
zahl der  Arbeiter  arbeitete  bereits  unter 
günstigeren  Bedingungen,  immerhin  war 
eine  augenblickliche  Durchführung  der 
von  den  Gewerksdiaften  erhobenen  For- 
derungen auf  der  ganzen  Linie  nicht  mög- 
lich, so  dass  der  Kampf  auf  eine  ge- 


legenere Zeit  vertagt  werden  musste.  X 
In  Glessen  ist  von  den  Gewerkschaften 
ein  WSrtschaftsanwesen  zum  Preise  vod 

74000  M.  zwecks  Errichtung  eines  Ge- 
werkscbaftsbauses  erworben 
worden.  X  Die  lokali st i sehen  Ge* 
werkschaften  tragen  sich  ebenfalls  mit  der 
Absicht,  für  sich  eine  internationale  Ver- 
bindtmg  zu  sdiaffen,  und  zwar  mit 
den  ausländischen  anarchistischen  und 
anarchososialütischen  Organisationen.  X 
VOperaio  tloHano,  das  von  der  GamtoI- 
kommissioH  herausgegebene  Gewerk- 
schaftsblatt in  italienischer  Sprache, 
hat  seinen  Sitz  nach  Hamburg  verlegt.  X 
Die  erste  Sekretärin  innerhalb  der 
christlichen  Gewerkschaften  ist  vom 
christlichen  Schneiderverband  in  M.-Glad- 
bach  angestellt  worden.  X  Am  4.  und  5.  Juli 
hielt  die  Föderation  der  britischen 
Gewerkschaften  in  York  ihre  8.  Jahres- 
konferenz  ab.  Wichtige  Beschlüsse  wur- 
den nicht  gefasst.  Bemerkenswert  ist, 
dass  der  verdienstvolle  Sekretär  dieser 
Vereinigrimg.  Isaac  Mitchell,  von  der  Re- 
gierung in  das  Arbeitsamt  berufen  worden 
ist 


nschaftsbewegung 


hhSuiSe  ^"^^  wichtige  Genoa- 

OcnoMcn-*  senschaftskongresse  haben 
»chatten  wir  diesmal  zu  berichten.  Am 
8.  und  9.  August  hielten  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  ihre  dies- 
jährige Heerschau  ab,  die  ja  einen  impo- 
santeren Charakter  trägt,  als  die  aller 
anderen  Genossenschaftsarten:  sind  es 
doch  der  Zahl  der  Vereine  nach  heute 
etwa  noch  80  und  der  der  Mitglieder 
nach  60  %  der  deutschen  Genossenschafts- 
bewegung, die  im  Dienste  des  grossen 
Organisationsprozesses  in  der  Landwirt- 
schaft stehen.  Über  400  Delegierte  der 
dem  Rekhtverhande  Umdvoirtsckaftlicher 
Genossenschaften  und  den  mit  diesem 
vereinigten  Raiffeis€HV€rbä$id*»  ange- 
schlossenen Organisationen  und  Korpo- 
rationen, sowie  zahlreiche  Vertreter  der 
Regierung  und  Behörden  hatten  sich  zu 
der  in  Münster  in  Westfalen  af]«|^altenen 
23.  Jahresversammlung  des  Verbandes 
eingefunden.  Sogar  ein  leibhaftiger  Mi- 
nister (Staatsminister  von  der  Redce) 
war  erschienen.  Die  landwirtschafÜidiett 
Genossenschaften  sind  ja  vorläufig  obtn 
noch  »ehr  gut  angesdirieben,  und  sie  er- 
weisen sich  auch  dankbar  dafür  durch 
regelmässige  Abschickung  einiger  Huldi- 
gungstelegramme. Es  wäre  jedoch  sehr 
verkehrt,  auf  Grund  dieser  Ausscrlichkei- 
ten  den  Grimdcharakter  des  Wirkens  dieser 
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Organisation  zu  verkennen,  der  eben  — 
ob  0011  ihren  Trägem  bewusst  oder  tut- 

bewusst  —  in  einer  Organisierung?  und 
fortschreitenden  Sozialisierung  der  Lc- 
bensmittelerzeugung  besteht  Wie  der 
Generalanwalt,  Regierungsrat  Haas- 
Darmstadt,  in  seinem  Geschäftsbericht 
mitteilte,  ist  die  Zahl  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  Deutschlands 
von  20  126  am  i.  Juli  1906  auf  20  973  am 
I.  Juli  1907  gestiegen.  Darunter  befanden 
sich  94  Zentralgenossenschaften,  14054 
Spar-  und  Darlehnskassen,  3oa6  Bezugs- 
nnd  Absatz-,  3146  Molkerei-  und  Mtlch- 
verwertungs-  imd  1753  sonstige  Genossen- 
schaften. Dem  Rekhsverbande  gehörten 
davon  40  Verbände  mit  17001  Genossen- 
schaften an.  Der  Umsatz  der  Zentral- 
kassen  des  VeilMindes  betrug  4113  Mill. 
M.  gegen  3767  Mill.  M.  im  Vor- 
jahre, der  der  zentralen  Ein-  und  Ver- 
ksiifsgenossenschaften  115  Mill.  M.  gegen 
131  ^Iill.  M.  Der  Gesamtumsatz  der  ein- 
zelnen Spar-  und  Darlehnskassen  belief 
sidi  tin  letzten  Jahre  atif  3798  Mill.  M. 

Die  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften 
haben  ihren  gemeinsamen  Bezug  von 
IIS  Mill.  im  Vorjahre  auf  131  Mill.  M. 
in  1906  gesteigert,  wozu  noch  ein  gemein- 
samer Absatz  landwirtschaftlicher  Er- 
zeugnisse in  Höhe  von  40  Mill.  (38  Mill.) 
M.  kommt.  Man  sieht,  dass  neben  der 
Organisation  der  Kreditbeschaffung  und 
selbst  neben  der  des  gemeinsamen  Ein- 
kaufs die  mindestens  ebenso  wichtige  des 
semeinsamen  Verkaufs  bei  den  deutschen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
noch  ganz  in  den  Kinderschuhen  steckt. 
Vielleicht  ist  hier  der  Sporn  niedrigerer 
Vcrkaufspreiie  nicht  in  dem  gleichen 
Masse  wirksam,  wie  bei  der  durch  Zölle 
ungeschützten  Landwirtschaft  Dänemarks. 
Immerhin  werden  die  bis  jetzt  von  den 
landwirtschaftlichen  Genossenscbaften  mit 
diesem  Geschäftszweig  gemachten  Erfah- 
rungen auch  hier  zum  weiteren  Ausbau 
dringen.  Wie  nämlich  auf  dem  Ge- 
nossenschaftstag konstatiert  wurde,  sind 
diese  Erfahrungen  speziell  auf  dem  Ge- 
biete der  landgenossenschaftlichen  Kom- 
venrertung  durchaus  zufriedenstellende; 
es  soll  Icünftig  eine  möglichste  Zentra- 
lisation des  Verkaufs  innerhalb  der 
einzelnen  Verbandsbezirke  angestrebt 
werden. 

Der  wichtigste  Gegenstand  der  Tagesord- 
nung war  die  Mitwirkung  der  genossen- 
schaftlichen Kreditorganisationen  bei  der 
£ntschuldung  der  Landwirtschaft. 
Der  Refierent,  Goieralsckretar  Stdger- 
HaanoveTf  wies  zunächst  auf  die  ausser- 


ordentliche Zunahme  der  Verschuldtmg 
der  Landwirtschaft  hin.  l^  Preussen  zum 
Beispiel  hat  der  Überschuis  der  einge- 
tragenen Hypotheken  über  die  gelöschten 
x8K  133  Mill.,  1895  264  Mill.  und  1903 
sogar  445  Mill.  M.  betragen.  Die  Haupt- 
ursache sieht  der  Referenti  was  ihm  als 
Agrarier  nicht  zu  vfffflbdn  ist,  in  den 
gesunkenen  Produktenpreisen,  und  er  ver- 
langt deshalb  auch,  dass  der  Staat  durdi 
einen  Einfluss  auf  die  Preisbildung  sei- 
nerseits zur  Verbeiurong  der  Verhält- 
nisse  beitrage.  Dand>en  aber  sollen  eben 
die  genossenschaftlichen  Kreditorganisa- 
tionen bei  der  EnlKbuldung  mitwirken. 
Dies  soll  gesehebco,  wie  es  ki  der  eb- 
stimmig  angenommenen  Resolution  hdtst» 
»durch  Umwandlitng  der  Nachhypothdecn' 
in  Personalsdndden.  Inwieweit  die  Ge- 
rossenschaften  bei  dieser  Aufgabe  sich 
mit  den  öffentüchfil  Realkreditinstituten 
in  VerWndung  n  wtzcn  habeo,  wfard  von 
den  örtlichen  Verhältnissen  abhängen. 
Zur  Aufrechterhtltung  der  Liquidität  der 
Kreditgenossentdiaften  ist  es  geboten, 
dass  ihnen  die  erforderliche  Rücken- 
deckung durch  mit  ausreichenden  Mitteln 
ausgestattete  studidie  Institute  gewahrt 
wird.« 

Der  Kongress  bescliäftigte  sich  sodann 
noch  mit  der  Frage  der  ländlidien  Wohl- 
fahrtspflege, der  Veranstaltung  von  Kur- 
sen über  Gesundheitspflege,  Einrichtung 
oder  Unterstützung  von  Krankenhäusern, 
Kleinkinderbewahranstalten,  Sterbekassen, 
ferner  der  Veranstaltung  von  belehrenden 
oder  unterhaltenden  Vorträgen  anderer 
Art,  der  Pflege  einer  schönen  Gesellig- 
keit usw.  Hier  liegt  ja  speziell  für  das 
Genossenschaftswesen  auf  dem  Lande 
noch  ein  weites  Arbeitsgebiet  offen.  Fer- 
ner nahm  die  Versammlung  Stellung  zur 
Frage  des  ländlichen  Schedcverkehrs  und 
beauftragte  den  Gcneralanwalt,  auf  die 
Schaffung  eines  guten,  die  Bedürfnisse 
der  ländlichen  Kreditorganisationen  be- 
rücksichtigenden Sched^esetzes  hinzu- 
wirken. Den  Spar-  und  Darlduukasien 
wurde  die  Einführung  von  Hetm^ar- 
kassen  warm  empfolilen. 
X  X 
Altfmttatr  Der  vom  12.  bis  14.  August 
VFbmad.  Leipzig  abgehaltene  48. 

Genossensdiaftstag  des  i<lf- 
gcmrincn  Verbandes  bot  in  zweierlei 
Beziehung  Bemerkenswertes.  Einmal, 
wdl  auf  ihm  die  Angriffe  auf  (fie 
moderne  Konsumgcnossenschaftsbewe- 
gung  wieder  einmal  in  besonders  fri- 
voler Art  wiederkduten«  dann  aber,  weil 
sidi  Herr  Dr.  Crfiger  mer  —  vidldcht 
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zürn  erstenmal  —  bei  seiner  treuen  An- 
liängerschar  eine  recht  empfindliche  Nie- 
derlage geholt  hat. 

Die  Angriffe  auf  den  Zcntralverhand 
deutscher  Konsumvereine  bestanden  in 
erster  Linie  natürlich  in  der  Wieder- 
holung der  bekannten  Verdächtigung  von 
den  somaldcmokratischen  Konsum- 
vereinen. Ein  Herr  Weichsler-München 
behauptete  dreist,  dass  man  in  den  Ver- 
einen des  Zentralverbandes  die  Leitung 
an  sich  gerissen  habe,  um  den  sozial- 
demokratischen Agitatoren  angenehme 
Stellungen  zu  verschaffen,  dass  die  Ver- 
eine nicht  im  Interesse  der  Mitglieder 
verwaltet  würden,  sondern  dass  man  die 
Gelder  direkt  za  sozialdemokratischen 
Wahlzwecken  verwandt  habe,  für  welche 
Glanzleistungen  er  den  Beifall  der  Ver- 
sammlung erntete.  Immerhin  hielten  es 
Herr  Dr.  Crüger  und  einige  andere  vor- 
sichtige Leute  doch  für  geraten,  ein  wenig 
von  dem  cnfant  terrible,  das  ihrer  aller 
Ansichten  in  so  ungeschickter  Weise  aus- 
sprach, abzurücken.  Dr.  Crüger  meinte, 
dass  er  es  bisher  stets  vermieden  habe, 
die  andere  Richtung  besonders  politisch 
zu  kettntetdmen,  da  es  ihm  auf  die 
wirtschaftliche  und  nicht  die  po- 
litische Tendenz  dieser  Vereine  ankäme, 
er  hoffe  aber,  dass  der  Redner  die  B  e  - 
w  eise  für  seine  Behauptungen  bringen 
werde.  Was  dieser  denn  auch  versprach. 
Man  darf  also  auf  sensationelle  Entilifil- 
Inngcn  gespannt  sein. 
Wartun  dem  Herrn  Anwalt  die  bewusste 
Verdächtigung  diesmal  besonders  wenig 
angenehm  war.  lässt  sich  leicht  begreifen. 
Hat  doch  der  Allgemeine  Verband  augen- 
blicklich —  eine  eigentümliche  Ironie  des 
Schicksals  —  gerade  einen  verzweifelten 
Kampf  zu  führen  gegen  den  ihm  speziell 
von  konservativer  Seite,  unter  anderni 
auch  im  preussischen  Abgeordnetenhaus, 
gemachten  Vorwurf,  seine  Vereine  trie- 
ben Parteipolitik  —  natürlich  frei- 
sinnige. Nun  soll  CS  auf  einmal  ein 
politisches  Genossenschaftswesen  gar  nicht 
geben.  Übrigens  hielt  es  auch  Herr  Dr. 
Crüger  für  nicln  tmter  seiner  Würde,  den 
modernen  Konsunncrcincn  andere,  ebenso 
unbegrfittdete  Vorwürfe  zu  madicn,  die 
in  einer  —  natürlich  einstimmig  —  ange- 
nommenen Resolution  die  offizielle  Sank- 
tionierung des  Kongresses  erhielten.  Da- 
nach sollen  die  bösen  Konsumvereine, 
insbesondere  die  G.  E.  G.,  das  Borgwesen 
künstlich  /ticlitcn,  forner  .soll  die  Ein- 
richtung des  Hamburger  Notfonds  ein 
Ahwei<Äcii  der  Konsamverdn«  von  ihrea 
spesifiachen  wirtsdiafUidien  Aiifgd>en, 


eine  Unterstützung  ihnen  fremder  >partei- 
poUtischer  Zwecke  [also  dodll]«  bedctt- 
tcn.  Auch  soll  die  G.  E.  G.  in  ungesunder 
Weise  die  Konkurrenz  ausschalten.  Alle 
diese  Beschuldigungen  siml  W  sinnlo« 
und  widersprechen  so  den  allgemein  be- 
kannten Tatsachen,  dass  ihre  Widerlegung 
an  dieser  Stelle  wirklich  überflüssig  ist 
Der  zweite  wichtige  Pimkt  der  Tages- 
ordnung war  die  Stellungnahme  zu  dem 
vom  landwirtschaftlichen Genosscnschafts- 
kongress  b^andelten  Frage  der  Entschul- 
dung des  ländlichen  Grundbesitzes  unter 
Mitwirkung  der  Genossenschaften.  I^. 
Crüger  begründete  einen  Antrag,  der 
unter  Anrufung  der  Manen  Schulze-De- 
litzsch'  die  Kreditgenossenschaften  drin- 
gend davor  warnt,  sich  an  dieser  Auf- 
gabe zu  beteiligen,  die  sie  auf  Jahrzehnte 
hinaus  festlegen  und  ihre  Liquidität  ge- 
fährden müsse.  Nachdem  der  Präsident 
der  Preussitehtm  EentralgenossensehaftS' 
hasse  der  Vemnimlung  klargelegt  hatte, 
um  was  es  dcii-fai  Wirklichkeit  handele^ 
nimlidi  um  die  Rfldcrerwandt««  ciaes 
Realkredits,  der  fälschlicherwÄe  XO 
einem  solchen  geworden,  in  dnen  Be- 
tnebskredit,  wohet  die  Genossenschaften 
lediglich  die  Rolle  des  Vermittlers  spielen 
sollten,  ohne  sich  irgend  welchen  Risiken 
auszusetzen,  zog  Dr.  OQger  s^en  An- 
trag zurück,  angeblich,  da  nur  eine  ein- 
stimmige Annahme  für  ihn  Wert  gehabt 
hätte.  TatsSchHdi.  weil  er  mM.  «taai 
für  ihn  gar  zu  kläglichen  Aliagailf  der 
Abstimmung  fürchtete. 
Im  übrigen  beschiftigte  sich  der  Koo- 
gress  mit  einigen  mehr  internen  Ver- 
bandsangelegenheiten, die  für  die  Allge- 
meinheit weniger  Interesse  haben.  Herr 
Dr.  Crüger  hat  sich  in  verschiedenen  Be- 
ziehungen in  eine  Sackgasse  verrannt.  Was 
ihm  ein  Festhalten  an  den  geheiligten 
Grundsätzen  von  Schulze-Delitzsch  er- 
scheint, das  ist  in  Wirklichkeit  eine  Ver- 
knöcherung, die,  weit  vom  Geiste  des  frei- 
sinnigen Meisters  entfernt,  den  Allgemei- 
nen Verband  vom  Wimc  des  Fortschritts 
ab  in  den  Sumpf  engherstger  Vorurteile 
führt. 

X  X 
Sk.ndin.vi-    Der  Anfang  September  ab- 

jSU^LjjJ«"""  gehaltene  skandinavische 
Arbeiterkongress  hat  auch 
zur  Genossenschaftsfrage  Stellung  ge- 
nommen. Einer  von  der  Mehrheit  der 
Kommission  beantragte  Resolution,  die 
die  Genossenschaften  direkt  aU  Grund- 
lagen einer  künftigen  Sozialisicntng  der 
Gesellschaft  bezeichnete,  wurde  vom  Plar- 
tdtag  als  xtt  wdtgcliaid  die 
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vertagt  Dagegen  wurde  die  etwas  mo- 
difizierte Minderheitsresolntion  angenom- 
men, in  der  erklärt  wird:  »Neben  der 
Hebung  der  Arbeiterklasse,  die  durch  die 
politischen  und  gewerksduitlichen  Orga- 
nisatioaen  der  Sorialdemolcratie  geschaf- 
fen wird,  wirken  die  von  den  Arbeitern 
auf  dem  Gebtete  der  Produktion  und  der 
Oistributioii  errichteten  genossenschaft- 
lichen Unternehmungen  als  ein  ^Tittcl, 
der  Arbeiterklasse  Einsicht  in  die  Leitung 
der  Prodolctfon  und  der  IMstribution  zu 
fjewähren  und  ihre  Fähigkeiten,  diese 
Funktionen  zu  übernehmen,  zu  ent- 
widcehi.« 

Das  ist  also  ungefähr  der  Standpunkt  der 
Hannoverschen  Resolution.  Es  erscheint 
befremdend,  dass  die  Skandinavier,  be- 
sonders bei  der  hohen  Entwickelung  des 
Genossenschaftswesens  in  Dänemark,  sich 
nttiht  zu  einer  häwren  prinzipiellen  Wer- 
tung der  Genossenschaften  entschh'essen 
konnten.  Doch  wird  auch  hier,  so  wenig 
wie  bei  uns»  da»  letste  Wort  in  dieser 
Frage  gesprochen  sein. 

KwMChtealfcln  dem  Kan^fe  der  Kon- 

aomveretne  gegen  den  Mar- 
kensehutsverband  (vergl. 
pag.  800)  ist  noch  k°.ine  entscheidende 
Wendung    eingetreten.     Die  Konsum- 
vereine,  insbesondere  die   Einkau  fsvcr- 
ein^ungen,  haben  den  Riampf  auf  der 
ganzen  Linie  aufgenommen  und  die  Auf- 
klärung des  Publikums  durch  Flugblätter, 
Vortrige  usw.  organisiert.    Da  die  ftir 
die  gesperrten  Artikel  angeführten  Ersatz- 
waren vollständig  ebenbiirtig  sind,  so 
dürfte  bei  einer  genügenden  Einsicht  und 
Solidarität  der  Mitglieder  der  Genossen- 
schaften der  Sieg  dher  letzteren  gesichert 
sein.  X  Auf  dem  im  Juli  abgehaltenen 
5.  Verbandstag  der  deutschen  Rabatt- 
sparvereine wurde  konstatiert,  dass 
die  Zahl  dieser  Vereine  in  Deutschland 
gegenwärtig  etwa  350  und  die  ihrer  Mit- 
pheder  50000  beträgt.  Die  dem  Verivand 
selbst  angeschlossenen  200  Vereine  haben 
im  letzten  Jahre  zirka  20  Mill.  M.  an 
RalMtt  ausgezahlt  Zur  Belcämpfung  der 
Konsumvereine  soll  ein  an  die  Kunden 
zu   verteilendes  populäres   Organ  ge- 
»cliaffen  werden  (!).  X  Die  Brfisse- 
1  e  r  Genossenschaft  Maison  du  PeupU 
hat  vom  3.  bis  zum  12.  August  unter  der 
Bctefligong  der  ganzen  Bevölkerung  das 
Fest  ihres  25jährigen  Bestehens  gefeiert. 
Heute  besitzt  die  Genossenschaft,  die  ihre 
Titigkeit  mit  480  M.  und  84  Familien 
begann,  2  grosse  Bäckereien,  6  Volks- 
häuser, 4  Fleischereien,  26  Verkaufs- 


stellen für  Brot-  und  Kolonialwaren  und 
mehrere  Kohlenniederlagen.  Ihr  Umsatz 
betrigl  drka  4  Mill.  M .,  ihr  InmiobiUcn- 
bcsiU      Mai.  M.  «BRnRi»  tum' 

Frauenbewegung 

Bh«#r««  mnd  An  dem  kürzlich  erschiene- 
nen  Werk  Marianne  Webers 
Ekeftw  und  Mutter  «m  der 

Rt\'litj;ctit:clckclung    /Tübingen,  Mohr/ 
wird  niemand,  der  sich  ernsthaft  mit  der 
Frauen  frage  und  den  daraus  der  mensdi* 
liclien   Gesellschaft  erwachsenden  Pro- 
blemen befasst,  künftighin  achtlos  vor- 
ubergdien  können.  In  seinem  histonsdien 
Teil    kommt    die  unvoreingenommene 
Wissenschaftlerin  zu  Worte,  obwohl  auch 
hier  ab  und  an  und  am  stärksten  bei  der 
VVürdigimg  der  Frage  des  Mutterrechtes 
die  moderne  Kämpferin  den  Wunsch 
zum  Vater  des  Ge<ton1cens  werden  läast 
Damit  nur  jene  nicht  recht  behalten,  die 
—  übrigens  fälschlich  und  unter  Ver- 
kennung  der  Tatsache,  dass  der  Begriff 
Mutterrecht  keine  unverbrüchliche  Rechts- 
ordnung, sondern  die  nachgeborene  Be- 
zeichnung und  Erklärung  einer  sozialen 
Institution   ist  —  im   Mutterrecht  die 
messianischc  Ära  des  Frauentums  er- 
blicken, wird  Endogamic  und  Exogamie 
auf  höchst  gekünstelte  Weise  erläutert 
und  Patriarchalismus  auch  da  nachge- 
wiesen, wo  er  objdctiv  nicht  nachweisbar 
ist.    Aber  ist  man  auch  mit  ihren  Wegen 
in  dieser  Sache  manchmal  nicht  einver- 
standen, den  massvollen  Schluasfolgerun- 
gen,  die  sie  formuliert,  kann  man  bei- 
stimmen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der 
Verbindung    von    Privateigentum  und 
lebenslänglicher  Einehe.    Die  Verfasse- 
rin bestreitet  das  Bestehen  dieses  Zu- 
sammenhanges, um  aber  dann  doch  zu 
konstatieren,  dass  die  lebenslängliche  Ein- 
ehe nicht  aus  dem  Willen  des  Mannes 
zwar,  wohl  aber  aus  dem  Schutzbedürfnis 
des.  Weibes  hervorgegangen  sei  und  sich 
mittels  des  Privateigentums  durchgesetzt 
habe.    Andere  Particen  des  historischen 
Teils,  so  die  Auseinandersetzung  der 
Eherechte   im    alten    Germanien  und 
frühen  deutschen  Mittelalter,  sind  gerade- 
zu Muster  übersichtlicher  Klarheit  des 
Inhalts  und  Treffsidierheit  des  Aus- 
drucks. 

In  ihren  Gegenwartsforderungen  erweist 
sich  Marianne  Weber,  trotz  der  sichtlich 

angestrebten  Objektivität,  recht  oft  als 
die  temperamentvolle  Parteigängerin,  die 
sie  nun  einmal  ist  Da  beg^DCii  wir 
der  «^chon  häufiger  von  ihr  vertretenen 
Ansicht  der  Unvereinbarkeit  des  erwer- 
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bcnden  mit  dem  hausmütterlichen  Beruf. 
Abgesehen  von  der  heute  für  Millionen 
vorliegenden  ökonomischen  Unmöglich- 
keit der  Trennung  beider  Berufe,  scheinen 
mir  hier  einerseits  die  ethischen  Postu- 
late,  die  die  beruflidie  Selbstindigloeit 
auch  der  Ehefrau  wünschbar  machen, 
andererseits  die  Mittel  und  Möglichkeiten 
K' r.i  »s^cnschaftlicher  Erleidlterimgcn  der 
Hauswirtschaft  nicht  genügend  berück- 
sichtigt. Wenn  aber  gar  behauptet  wird, 
>dass  selbst  die  von  aller  Hausarbeit 
befreite  Gattin  und  Mutter  keinesfalls 
ohne  Schaden  für  die  Familie  in 
gleichem  Umfang,  wie  der  Mann, 
am  ausserbäuslichen  Gelderwerb  teil- 
ndunen  konnte«,  so  ist  dem  entschieden 
zu  widersprechen.  Die  pflegcrische  Tätig- 
keit beansprucht  Zeit  und  Kraft  der 
Mutter  nur  während  der  ersten  Lebens- 
jahre des  Kindes.  Später  tritt  nicht  nur  die 
Schule  ablösendj  das  heisst  miterziehend 
ein,  sondern  ist  aach  die  Erddrang  nicht 
nnr  nder  vorwiegend  Sache  der  Mutter, 
sondern  Gemeinschaftsangelegenheit  der 
Eltern. 

Zum  Teil  rc^lit  eng  ist  auch  die  Auf- 
fassung des  Ehe-  und  Sittlidikeits- 
Problems.  Wichtige  Auslastungen  in 
dieser  Richtung,  wie  die  von  Forcl, 
Clara  Zetkin,  Jacques  Mesnil  sind  ent- 
weder nicht  oder  nicht  genügend  berück- 
sichtigt. Und  die  lebenslängliche  Einehe 
sollte  man  wohl  als  Idealform  geschlecht- 
licher Betiehungen,  nidit  aber  als  gesets» 
liehe  Ewigkeitsforderung  normieren.  Wie 
unerlässlich  das  ist,  erweist  Marianne 
Weber  selbst  überall  da,  wo  sie  in  durch- 
aus begrüssenswerter  Weise  für  erleich- 
terte Ehescheidung  eintritt.  Ihren  An- 
schauungen und  Forderungen,  das  ehe» 
liehe  Güterrecht  betreffend,  kann  man 
nur  beistimmen.  Die  ökonomische  Unab- 
hängigkeit, Handlungsfähigkeit  und  das 
Sclhstbestimmungsrecht  beider  Gatten 
wurden  die  ethische  Basis  gar  mancher 
Ehe  wohltuend  beeinflussen. 
Unsere  notgedrungen  summarische  Über- 
sicht will  die  wertvolle  Darbietung 
Marianne  Webers  weder  erschöpfen,  noch 
selbst  allseitig  umgrenzen.  Nur  darauf 
hinweisen,  als  auf  ein  Werk,  das  un- 
gemein viel  selbständig  durchgearbeitetes 
Material  beibringt,  mit  dem  sich  jeder 
ausdnandersetzen  sollte,  und  aus  dem 
alle  lernen  können. 

X  X 
•■«•"•tion«i«  Die  1.  internationale  Kon- 
rYiiiwSsnfiT  ^crenz  sozialistischer  Frauen 
rans  war  von  59  Delegiertinnen 

besudit  Unter  den  Berichten  ragen  in 


erfreulicher  Weise  die  von  Finnland  und 
Norwegen  hervor.  Sie  kennzeichnen  die 
beiden  Länder  als  die  im  Sinne  und 
Interesse  der  Unabhängigkeit  und  Gleich- 
berechtigung der  Frauen  vorgeschritten- 
sten. Zur  Schaffung  von  Beziehungen 
zwischen  den  Genossinnen  der  dnzdnen 
Lander  wurde  die  Redaktion  der  Gleich- 
heit  als  internationales  sozialistisches 
Frauenbureau  bestimmt.  Im  Mittelpunkt 
des  Verhandlungsinteresses  stand  die 
Frage  des  Frauenstimrarechts,  das  für 
alle  Grossjährigen  bdder  Geschlechter 
gefordert  wurde  und  weder  an  Besitz 
und  Steuerleistung,  noch  an  Bildungs- 
stufe oder  sonstige  Bedingungen  gdmüpft 
sein  soll.  Die  intransigente  Resolution 
der  deutschen  Genossinnen,  die,  darüber 
hinaus,  jede  Art  von  Opportunitätspolitik 
(siehe  Zensuswahlredit  in  England!), 
jedes  Zusammengehen  mit  bürgerlichen 
Elementen  und  endlich  auch  dne  aus  tafe* 
tisdten  Rfidesk^ten  sidt  et««  cfgcliettde 
Zurückstellung  der  einschlä|^|eB  Forde- 
nmgen  ablehnt,  gelangte,  den  abwdchen- 
den  Attffasstmgen  dsterrddiiachcr  «nd 
englischer  Genossinnen  gegcnfiber,  zur 
Annahme.  Diese  Intransigcns  wäre  zu 
bedaoem,  wenn  sie  mdir  als  akademi- 
schen Wert  hätte.  Denn  auch  hier  wird 
sich,  wenn  der  Fall  sich  einmal  ergeben 
solltep  die  Logik  der  Tatsadwn  Stifter 
erweuKii,  als  die  vcnaeiiiUidica  Tbeoricen. 

X  X 
Armen-  und  Seit  1898  Sind  in  Dsnzig 
W*l««opfl«f«  Frauen  in  der  städtischen 
Armenpflege,  seit  1902  auch 
in  der  Waisenpflege  mit  den  gleichen 
Rechten  und  Pflichten,  wie  die  Männer, 
angestellt.  Im  Februar  1904  erfolgte  die 
Beitallang  dner  Frau  als  Gemdnde- 
waisenrat;  5  weitere  sind  seit  dem  ge- 
folgt, und  neuerdings  sind  3  Frauen  zu 
Mitgliedern  des  Armenamtes  gewählt 
worden.  MisshelHgkeiten  haben  sich  bis- 
her nicht  ergeben.  Um  so  verwunder- 
licher ist  angesichts  solcher  Erfahrungen 
die  Stellungnahme  der  Republik  Ham- 
burg. Der  Senat  will  den  Frauen  aus 
PHnaip  das  Stimmrecht  in  den  Beiiil»- 
versammlungen  der  Pfleger  nicht  zuer- 
kennen und  sie  auch  nicht  als  Pflege- 
rinnen zulassen.  Der  bürgerschaftliche 
Ausschuss  bekannte  sich  in  setner  Mehr- 
hdt  zum  entgegengesetzten  Prinzip,  be- 
gnügte sich  dann  aber  doch  mit  Rück- 
sicht auf  den  Senat  darauf,  in  dem  neuen 
Waisen-  und  Annenpflegegesete  festzu- 
legen, dass  Frauen  zwar  als  Pflegerinnen 
zuzulassen  und  ihnen  auch  Stimmrecht  zu 
gdm  sei,  aber  nnr  unter  dtr  Bedingung, 
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dass  eine  Dreiviertelmehrheit  in  einer  Be- 
zirk sversammlang  sie  aul  den  Wablani- 

satz  bringt 

Der  österreichische  Kaiser  hat  die  Witwe 
des  Erzherzogs  Otto  zum  Vormund  ihrer 
beiden  Kinder  ernannt    Schlecht  reimt 

•  aich  damit;  düt  das  Oberlandesgericht 
in  Brünn  einen  Vormundschaftsrichtcr 
strafversetzt  hat,  weil  er  zwei  Frauen  zu 
Vormitndcriiinen  fremder  lüdcheii  be- 

•  stinunte. 

X  X 

•  Offeeik  Der  neue  preussische  Kul- 

tusminister hat  von  den 
Provinzialschulkollegien  Be- 
richt darüber  erbeten,  wie  und  in  wel- 
chem Umlange  gegenwärtig  in  den 
Schtxlen  der  sexuelle  Aiifkll- 
r  u  n  g  s  Unterricht  gehandhabt  werde.  X 
In  New  York  hat  im  Jtüi  die  i.  Koo- 
lercns  organisierter  Arbeiterittnen  in  den 

Vereinigten  Staaten  unter  regrr 

Betdligung  stattgefunden.  Grundl^ende 
Fn^en  der  Arbdtszett,  des  Lolmes,  der 

Organisation  usw.  gelangten  zur  Erörte- 
rung; es  wurde  festgestellt,  dass  da,  wo 
•die  Arbeiterinnen  organisiert  sind,  die 
Arbeitszeit  verkürzt,  die  Arbeitsbedingun- 
gen verbessert  und  die  I<öhne  gehoben 
worden. 

X  X 
Literatar       Die    deutscht    Frau  um 

die  Jahrhmdtriwendt  von 

Elisabeth  Gnauck- 
Kühne  /Berlin,  Liebmann/  liegt  in 
a:,  ÜMt  v6Ilig  anveränderter  Auflage 

vor.  Das  sei  gerne  zum  Anlass  ge- 
nommen, noch  einmal  auf  diese  reiche 
und  von  kritischem  Geiste  durchleuchtete^ 
in  manchem  Sinne  für  den  Berufsarbeitcr 
geradezu  unentbehrliche  Materialsamm- 
long  hinzuweisen.  Freilich  auch  darauf, 
dass  die  Verfasserin  sich  bemüssigft  sieht, 
im  Vorwort  zur  2.  Auflage  ihre  fcatholi- 
aierenden  Einseiti|^ceiten  noch  einmal 
zu  unterstreichen.  HMMRiirtam 

KÜNST 

Bildende  Kunst 

Berlin :  orowe  Der  Aufenthalt  in  den 
JCua*iMusMt0h  ^ynien  dieser  Ausstellung 

war  im  Sommer  nicht  un- 
ffir  den,  der  das  Annehm- 
bare rasch  herauszufinden,  das  Mittel- 
massige  zu  ubersehen  vermag.  Denn  die 
Räume  sind,  abgesehen  von  ihrer  ver- 
swickten  Anlage,  die  das  Abschreiten 
'verwirrt,  durch  den  Architekten  Mehring 
sympathisch  hergerichtet  und  luftig  — 
waa  man  von  denen  der  SiMssion  leider 


nicht  sagen  kann—,  und  das  will  viel  für 
eine  Kunstausstellung  bedeuten,  wie  über- 
haupt für  jeden  Raum,  in  dem  sich  eine 
grosse  Anzahl  von  Menschen  zu  irgend 
welchen  Zwecken,  vor  allem  aber  zum 
Genuss  versammelt.   Wir  sind  Barbaren, 
solange  nicht  das  Bedürfnis  nach  frischer 
Luft  unsere  erste  Forderung  ist,  solange 
wir  die  Neunte  in  einer  Atmosphäre  ge- 
messen, die  sich,  wie  die  einer  Elemcn- 
tarschulklasse  mit  dem  Messer  schneiden 
lässt    Frische  Luft  gibt's  am  Lehrter 
Bahnhof,  und  so  konnte  man  bequem  in 
einem^  Korbsessel  liegen  und  die  schönen 
Bildnisse  zweier  Jahrhunderte  vorbei- 
ziehen lassen,  die  die  Ausstellungsleittmg 
in  dem  grossen  Saal  rechts  von  der 
Kuppelhalle  untergebracht  hatte.  Abge- 
sehen von  einem  van  Dyck  und  einem  van 
Cuylen,  die  also  noch  weiter  zurück- 
reiclicn,  war  es  vomehmlidi  die  attsgc- 
zeichnete    englische  Porträtkunst 
des  18.  Jahrhunderts  —  die  augenblick- 
lich sich  besonderer  Gunst  erfreut  und 
den  grossen  Kunstmarkt  beherrscht  — , 
die  man  als  Beispiele  guter  Malerei  vor- 
führte   Aa  der  Sjritze  das  berfihmte 
Selbstbildnis   Hogarths,  der   heute  als 
Neuschöpfer  der  englischen  Malerei  und 
Vorläufer  der  modernen  besonders  ge- 
schätzt wird;  er  schlägt  die  Brücke  von 
Frans  Hals  zum  19.  Jahrhundert.  Da- 
neben dann  Reynolds,  Ronmey  und  andere 
mehr,  die  die  Anregungen,  die  sie  von 
Holland   nahmen,   mit   dem  duftenden 
Puder  des  Rokoko  verzärtelten  und  so 
doch  recht  als  Kinder  des  18.  Jahrhun- 
derts dastehen:  voll  Geschmack  der  Auf- 
fassung, voll  Grazie  der  Linienführung, 
voll  malerischer  Kultur;  aber  auch  niclit 
ohne  einen  Mangel  an  Innerlichkeit,  mit 
einer  Neigung  zur  schönen  Maske,  recht, 
wie  die  Zeit  es  vorschrieb.    Die  Bilder 
waren  fast  alle  aus  dem  Besitz  des  Kunst- 
händlers Fritz  Gurlitt;  das  sehr  bemer- 
kenswerte  cinr<   unbekannten  Meisters 
vom  Münchencr  Maler  Karl  Marr  her- 
geliehen.   An  der  Spitze  des  19.  Jahr- 
hunderts stand  wieder  ein  Selbstporträt, 
und  zwar  das  Courbets.  des  grossen  fran- 
zösischen Realisten,  der  in  Frankreich 
den  eigentlichen  Schritt  von  der  Tradition 
zur  Gegenwart  tat.  Es  war  ein  charakle- 
ristisches  Stück  Malerei  für  ihn,  und  der 
Ausdruck     seines  temperamentvollen 
Kopfes  aufschlussreich  für  das  stürmische 
Wesen  seiner  leidenschaftlichen  Kun:it, 
die  die  Landschaft  vornehmlich  in  der 
Erregung,  das  Individuum  von  seiner  ani- 
malischen Seite,  wiedergab.    Aber  von 
ihm  und  den  weiteren  Franzosen  hätten 
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wir  gern  mehr  gesehen,  und  dieser  Män- 
gel wies  uns  auf  das  nicht  sehr  Planvolle 
der  Leitung  dieser  Sammlung,  deren  Ge- 
nuM  ermöglichender  Vorwog  dftrin  lag, 
dass  das  Schlechte,  sagen  wir:  Allzu- 
schlechte ziemlich  femgehalten  war. 
Unter  den  Deutschen  fiel  alsdann  in  der 
Reihenfolge  ein  Bild  Eduard  von  Geb- 
hardts auf,  das  uns  bedauern  Hess,  dass 
dieser  scharfe,  wenn  auch  vielleicht  ein 
wenig  genrehafte  Charakteristiker  sich 
nicht  mehr  dem  Porträt  gewidmet  hat; 
es  erinnerte  an  Leibi,  der  damals  selbst 
bis  Düsseldorf  seine  Kreise  zog,  und 
konnte  manchen  dsratif  hinweisen,  wo 
unsere  Jüngsten  im  Porträt  fehlen ;  dass 
das  Porträt  die  Auffassung  und  Dar- 
stellung einer  Individualität  tmd  nicht  nur 
ein  malerischer  Vorwurf  ist.  Es  folgte 
in  der  Reihe  das  Porträt  des  verstorbenen 
Frankfurter  Landschafters  Bumitz  von 
Thoma,  vom  Jahre  1875;  noch  stand  er 
damals  unter  dem  Banne  Courbets»  den 
er  für  Deutschland  mttentdeekte,  stak 
ganz  im  Malerischen,  voll  Kraft  in  Kon- 
zeption und  Wiedergabe,  so  dass  er  mit 
diesem  Bilde  sdbst  die  Anerfcomung 
Jener  erzwingt,  die  seiner  späteren  Ent- 
wickelung  nur  mit  Missvergnügen  folgen. 
Von  den  Auslindern  war  Sargent  gut 
vertreten  und  der  holl.nndische  Ameri- 
kaner, Gari  Melchers,  von  den  Deutschen 
noch  Knaus  mit  einem  ganz  frühen 
Bild,  das  von  «einer  späteren  Produktion 
so  vorteilliaft  absticht,  der  Schlierseer 
Karl  Haider  und  vor  allem  der  Frank- 
furter Steinhausen,  der  trotz  seiner  male- 
risch dünnen  und  zeichnerisch  tastenden 
Art  uns  bewies,  wieviel  künstlerische 
Möglichkeiten  in  ihm  stecken,  und  wie 
frisch  er  bei  seinen  60  Jahren  ist.  Das 
zeigte  uns  nicht  nur  das  SelbstportrSt 
—  der  greise  Meister  sitzt  am  offenen 
Fenster  — ,  wir  erkannten's  mit  zwingen- 
der Deutlichkeit  an  jenem  Porträt  eines 
Mannes  mit  rotem  Bart  auf  blauem 
Grund,  das  in  seiner  rücksichtslosen 
Herbheit  fiir  den  Frankfurter  Maler  er- 
staunlich war,  von  ferne  an  Mundi  er- 
innerte tmd  nehcn  einem  Porträt  von 
Toroop  als  das  modernere  erschien. 
Links  vom  Kuppelsaal,  also  der  Porträt- 
galerie gegenüber,  hatte  man  in  einem 
internationalen  Saal  die  Werke 
einiger  Ausländer  und  Deutseber  durch- 
einander gemischt  Da  sahen  wir  B5dc- 
lin?  Anadyowrnc  aus  der  von  Hcylschen 
Sammlung  wieder  und  konnten  uns,  ob- 
gleich das  Bild  durchaus  nidit  ra  B5de- 
lins  besten  zählt,  an  seiner  Fähigkeit, 
den  zarten  Dunst  des  Meeres  und  den 
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Reis  der  Haut  wiedenngeben.  erfreuen; 

in  einem  opalisierenden  Schimmer 
blaute  Venus  und  die  Flut  und  schim- 
merte die  letzte  Fetoe.  Unter  den  Aus- 
ländern lenkten  vornehmlich  5  bis  6  Land- 
schaften des  unlängst  verstorbenen  Nor- 
wegers Fritz  Thaulow  die  AnfDMlIcsMB- 
keit  auf  sich.  Er  hat  von  seinen  malen- 
den skandinavischen  Landsleuten  wohl 
am  nachhaltigsten  über  die  Grenzen  seiner 
Heimat  gewirkt;  nicht  als  vorbildlicher 
Maler,  doch  als  ein  Künstler,  mit  allen 
Mitteln  ausgerüstet,  das  Genussbedürfois 
der  Ktnistlreunde  anzuregen  und  zu  be- 
friedigen. Darin  liegt  schon,  dass  er  die 
Errungenschaften  der  Zeit  weniger  selbst 
entdeckte  und  weiterführte,  als  mit  vir- 
tuosenbafter  Gewandtiieit  den  Neigungen 
des  menschlichen  Herzens  anpasste. 
So  war  er  nicht  einmal  in  erster  Xinie 
Norweger :  die  Herbhdt  dieser  Art  hitte 
ihm  den  glänzenden  Erfolg,  der  dem  eines 
Tenors  oder  Geigers  auf  amerikanischem 
Podium  glich,  allein  verwehrt;  er  hatte 
seine  nordische  Naturwüchsigkeit  in  Paris 
parfümiert,  mit  dem  Blut  einer  alten,  mit 
allen  Sinnlichkeiten  geweihten  Knltiir  ge> 
düngt,  wie  ein  geschickter  Hortiknlteur 
treibhausartig  zum  Blühen  gebracht:  so 
glühte  sie  an  Empfindung  gieidiaam 
hcisser,  als  die  seiner  Pariser,  und 
intensiver,  als  die  seiner  nordischen 
Kollegen.  Sollte  freilich  auch  an  dieser 
Kreuzung  früh  hinwelken,  wie  das  Land- 
kind, das  sich  an  den  Giften  der  Gross- 
stadt infiziert,  den  Widerschein  der  or- 
sprünglichen  Kraft  als  hochrot  ver- 
blühende Kirchhofrosen  auf  der  Wange. 
Wir  konnten  so  die  5  bis  6  hier  Zu- 
sammenj?rbrachtcn  nur  wie  eine  Erinne- 
rung an  das  einst  Gesehene,  einst  Ge- 
nossene hinnehmen ;  etwa  wie  die  Erinne- 
rung an  ein  Erlebnis  in  einem  abend- 
lichen Park,  da  von  den  Wassern  die 
Kühle  zu  uns  heraufschauert  und  die 
Feme  machtlos  mit  dem  Dunkel  ringt, 
während  unsere  Wünsche  wie  eng  ver- 
schlungene PaarejiB  Grunde  der  Afleea 
tmtertauchcn.  ^^-y""^ 

Im  sogenannten  Ehrensaal,  der  sonst  von 
Rcmaltcm  Pscudopatriotismus  starrt,  dies- 
mal aber  einen  entschieden  beruhigten 
Eindntdc  machte,  hing  dn  Bild  Eduard 
KaempfTers  aus  Breslau  Soldaten  Fried- 
richs II.  im  RaUkgUmr  MU  Breslau 
stehend,  das,  lassen  wir  sdwn  das 
Historienbild,  an  sich  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  fragwürdigen  Kunst» 
wertes,  gelten,  zu  den  bestea  dlhH.  die 
heute  gemalt  werden.  In  seinem  gründ- 
lichen   Formoaturalismus    an  Mauels 


Digltized  by  Google 


RUNDSCHAU  •  KUNST  •  BILdENDE  KUNST 


893 


Zcichncnart  von  ferne  erinnerad,  blieb  es 
jedoch  an  Einheididikeit  des  Lebens. 

impulscs  weit  hinter  den  historischen 
Schöpfungen  dieses  Malers  zurück.  Für 
einoi  Akädemielehrer  onserer  Tage  aber 
inunerhin  eine  respektable  Leistung; 
korrekt  in  der  Anatomie:  die  Körper 
aasaen  vorzüfl^ich  in  den  Uniformen,  und 
zum  Teil  originell  in  der  Beobachtung 
und  Belebung  der  Typen.  Als  der  an- 
gesehenste dieser  Art  gilt  in  deutschen 
Landen  heute  Arthur  Kampf;  und  mit 
Recht  Er  ist  das  Urbild  eines  Akademi- 
kers: zeichnet  so  meisterhaft,  wie  leblo<); 
alles  ist  gestellt,  selbst  jede  Falte  des 
Kleides.  Aus  den  schöpferischen  Tiefen, 
da  die  Gefühlswerte,  rätselvoll  und  in 
bisher  ungekannter  Verbindung  auf  einen 
magischen  Antrieb  hin  zusammenrinnend, 
das  Organisdie  schaffen,  stammt  bei  ihm 
nichts.  Aber  er  ist  auch  das  Ideal  eines 
Akademikers,  denn  er  versucht,  seine  Zeil 
zu  verstehen  und  billigt  ihre  Forde- 
rtmgen,  die  er,  als  ein  Aussenstehender, 
nur  scheinbar  erfüllt.  Da  man  das  Ori- 
ginelle, das  Individuelle  nicht  lernen 
kann,  so  muss  ein  Schüler,  was  über- 
haupt vom  künstlerischen  Handwerk  als 
Grundlage  des  späteren  selbständigen 
Schaffens  sich  erlernen  lässt,  bei  diesem 
Lehrer  der  Jugend  gewiss  sich  aneignen 
können  und  so  manches  mit  auf  den  Weg 
nehmen,  was  unserer  technisch  nicht 
immer  gründlich  gebildeten  Generation 
von  heute,  im  Gegensatz  zu  den  Frai;- 
zosoi,  fehlt  Friedrich  Stahl,  dessen  Um- 
sdiwnng  von  einem  nidit  sehr  gediegenen 
Impressionismus  zu  einer  Art  Präraffae- 
lismus  seit  einigen  Jahren  auffällt,  be- 
weist mit  seinen  neueren  Bildern,  dass  er 
nur  mit  einem  recht  geringen  Teil  seiner 
Produktion  dem  ernst  zu  nehmenden 
Empfinden  angdiSi^  zum  wdt  grössennt 
aber  scherzhafte  Kostümmaskeraden 
treibt,  die  mit  ihren  Kniffen  und  sich 
wiederholenden  Effdeten  in  Anordntmg, 
Zeichnung  und  Kolorit  bedenklich  zu  er- 
müden beginnen;  liegt  dies  doch  in  der 
Natur  jedes,  auch  sich  emster  gebirden* 
den  Archaismus  in  Malerei  wie  Dichtung. 
Zwei  Meister  wären  dann  aus  der 
graphischen  Abteilmig  zu  nennen : 
der  Wiener  Karl  Schmutzer,  ein  blen- 
dender Virtuose,  vertraut  mit  allen 
Finessen  der  Atzkunst  —  wenn  auch  als 
Künstler  mehr  reproduktiv  und  daher 
zum  Beispiel  im  Porträt  das  Nebensäch- 
liche des  Stofflichen  nnd  die  Zufällig- 
keiten der  Auffassung  zu  sehr  b«*- 
toncnd — ,  dessen  Blätter  rechte  Parade- 
Btfidit,  fär  die  Mappen  dea  Sanunlers 


sind,  und  der  Frankfurter  Fritz  Bohle, 
der  e^ienwilligste  Kopf  der  jtwgen  Gene- 
ration und,  wenn  auch  nicht  als  Maler, 
obgleich  er  malt  und  auch  bildhauert,  so 
doch  als  fldifipferiaebe  PeraSnlichkdt  im 
allgemeinen,  die  stärkste  Hoffnung  unse- 
rer Ktmst:  ein  Visionär  in  den  Tiefen 
tjrpenbildnerischer  Kraft,  ein  Naturalist 
von  derbstem  Kaliber  und  klassisch  zu- 
gleich, ein  Mann,  der  am  Bauernleben 
vorzugsweise  produktiv  wird  und  die 
geistige  Tradition  der  grossen  Kunst 
früher  Zeiten  in  sich  lebendig  fühlt 
Wie  die  Porträtgalerie,  war  in  den  vid* 
gliedrigen  und  zusammengesetzten  Orga- 
nismus der  grossen  Ausstellung  als  ein 
fremdartiger  und  kostbar  schillernder 
Keil  eine  kunstgewerbliche  Ab- 
teilung eingetrieben,  die  der  jüngst  als 
Direktor  nach  Berlin  berufene  Bruno 
Paul  mit  einem  in  vielfarbigem  Marmor 
gehaltenen  Vestibül  und  neun  Räumen 
fast  allein  bestritt  Er  gehört  in  der  Re- 
formbewegung der  gewerblichen  Künst- 
ler zu  den  gemässigteren  und  darum  aus- 
gereifteren  Naturen,  die,  was  selbstver- 
ständlich ist  zwar  eine  durchgreifende 
Neuerung  für  notwendig  halten,  nicht 
aber  auf  jede  Tradition  verzichten  möch- 
ten. Frei  und  eigen  verarbeitet  er  daher 
die  bis  zur  Ersetzung  der  Pseudo- 
renaissancebewcgung  in  Deutschland 
lebendigen  Formen,  die  aus  dem  Em- 
pirestil des  18.  Jahrhunderts  ausliefen; 

er  legt  Wert  auf  natürliche,  ungezwun- 
gene Konstruktion  des  Möbels«  entwickdt 
einen  hdteren  beweglidien,  im  natfirlidien 
Komfort  des  Alltags  sich  ergehenden  Ge- 
schmack bei  Wahl  und  Tönung  der  Höl- 
zer, Abstimmung  von  Wiindbcidddnng 
und  Gardine  und  führt  so  Gebilde  vor 
uns  auf,  die  wie  der  natürliche  Rahmen 
dnes  im  wdtmlnnisdien  Verledir  auf- 
blühenden  Lebens  wirken.  In  solcher 
Schule  kann  ein  hoffnungsvoller  Nack- 
wudis  rdfen. 

X  X 
KurseChronikDie  berülunte  S  a  m  nN  u  n  g 
des  Deutschparisers  Rudolf 

Kann  ist  nach  London,  an 
die  Firma  Duvecn  Brothers ,  ver- 
kauft worden;  sie  konnte  leider  nicht 
Deutschland  erhalten  bleiben.  X  Ant 
IG.  August  starb  der  Architekt  Her- 
mann Ende  in  Berlin.  X  In  Strass- 
bürg  findet  Anfang  Oktober  auf  An- 
regung des  reichsländischen  Ministeriums 
dne  Ausstellung  alter  vmd  neuer  Buch- 
einbände statt,  um  die  Entwickelung 
dieses  Kirnst-  und  Gewerbezweiges  klar- 
»ilegen.   X   Der   Bildhauer  Frans 
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Metzner  kehrte  von  Wien,  wo  er  als 
Lehrer  wirkte,  nach  Berlin  zurück.  X 
Der  Grossherzog  von  Hessen  berief  den 
Maler  Fritz  Hegenbarth  aus  Mün- 
chen nach  Darmstadt.  X  In  Soest  fand 
c-ine  Ausstellung  alter  Soester  und  all- 
gemein westfälischer  Kunst  statt, 
die  von  der  romanischen  Züt  bis  his 
16.  Jahrhundert  reich  blühte.  Damit  ver- 
bunden war  eine  Sonderausstellung  Hein- 
rich Aldegrevers,  des  Dfirersdiülers,  der 
in  Soest  lebte.  X  Am  5.  August  kehrte 
der  150.  Todestag  Antoine  Fesnes 
wieder,  eines  der  bedeutendsten  franzd- 
sischen  Rokokoporträtisten,  der  viel  im 
Auslande  malte  und  in  Berlin  verstarb. 
Die  königlichen  Scbfösser  zu  Berlin 
und  Potsdam,  sowie  die  Berliner  Gale- 
rieen  enthalten  wertvolle  Werke  seiner 
Hand. 

X  X 
Literatur       Die  Halbmonatsschrift  für 
städtische    Kultur,  Höht 
IVarlc,   herausgegeben  von 
Joseph  August  Lux,  brachte  eme  akten- 
mässige  Darstellung  des  Falles  Muthesüu, 
Jeder,  der  die  rein  sachliche  Schrift  un- 
voreingenommen  liest,   muss   sich  klar 
werden  Über  das  rein  geschäftliche  Son- 
derinteresse und  die  Quertreibereien  des 
fachverbandes  und  über  das  künstlerische 
und  kulturträgerische  Wollen  der  jungen 
Gruppen,  die  sich  infolge  der  Affäre  — 
di^  wie  stets  bei  ähnlichen  Vorgängen, 
am  Ende  doch  der  guten  Sache  tmd  nicht 
den  neidischen  Spekulanten  nützt  —  nach 
dem  Düsseldorfer  Kongress  am  14.  Juni 
1907,  zu  einem  neuen  Verbände  auaam* 
mengeschlossen    haben.     Ausser  den 
Daten  über  die  Angelegenheit,  dem  inkri- 
minierten Vortrag  Muthesius',  der  Ein- 
gabe und  Gegeneingabe  an  den  Minister, 
entfiilt  die  Publikation  die  auf  dem 
Dli5^eldorfe^   Kongress   für   und  wider 
gehaltenen  Reden.  Der  aufklärende  Text 
sei  wdteren  Kreisen  empfohlen.  X  1" 
Stuttgart  erscheint  unter  der  Leitung  des 
den  Lesern  der  Sosialislucktn  Monatf' 
htftt    wohlbdcannten  Geweriesdnftera 
Ernst  Deinhardt  das  Fachblatt  für  Holz- 
arbeitgr,  aus  dessen  Sachlichkeit  jeder 
lernen  kann.    Der  Titel  sdiredce  den 
Laien  nicht  ab:  was  uns  heute  fehlt,  ist 
gerade  eine  für  die  Lebenseinrichtung 
notwendige  Dosis  Fachfcenntni»  im  Hand- 
w^erklichen  ;  ein  Mangel,  der  Unsere  Gere- 
ration so  merklich  von  den  vorigen  unter- 
scheidet Wer  {rQher  ein  M8bd  kaufte, 
verstind  auch  etwas  von  dessen  Her- 
steilung, er  hatte  im  Verkehr  mit  Hand- 
werkern gelernt  und  konnte  so  den  Wert 


des  Gegenstandes  beurteilen.  Das  hat 
der  Ramschbazar  arg  geändert.  Seihet 
die  jungen  Zeichner  fürs  Gewerbe  ver- 
standen nichts  mehr  von  der  Praxis,  xam 
Schaden  der  KonsirukHonen,  «fie  sie  auf 

dem  Papier  entwarfen.  Das  soll  ja  nun 
unter  Bruno  Paul  an  unserer  Hochschule 
anders  werden.  Derartige  -Dmge  aber 
kann  Laie  wie  Fachmann  aus  dem  Fach- 
blatt  für  Holsarbeiter  lernen,  von  dm 
jede  Nummer  einen  bemeilBeaswcrten 
Bettrag  enthält  mm^mm 

Dichtkunst 

Praasnftithsr  Zwei  Bücher  sind  ansn- 

zeigen,  die  das  Leben  einer 
Frau  von  der  Kindheit  an 
bis  in  die  stürmende,  begehrende  Weibes- 
reife erzählen.   Heinrich  Mann  hat 
sein   Buch   vom   Schicksal    der  Frau 
Zwtt^em  im  Räisen  /München,  Langen/ 
genannt.     Der  Roman  des  Holländers 
van  Eeden  heisst  IVie  Stürme  segnen 
/Berlin,  Schuster  &  Loeffler/.  Wenn 
man  die  künstlerische  Methodik  dieser 
beiden  Schriftsteller  ansieht,  geht  einem 
die  Wahrheit  auf,  wie  sehr  die  Jüngsten 
doch  in  ihren  ästhetischen  Ankeuchen 
anders  geworden  sind. 
Van  Eeden  ist  ein  Führer  derjenigen 
Literaten,  die  in  den  netmziger  Jahren 
des  vergangenen  Jahrhunderts  die  Füh- 
rung übernahmen.     Er  ist  halb  Sym- 
bolist, halb  ein  Schwärmer  für  die  Be- 
tonung  des   einzelnen  naturalistischen 
Datums.    Er  will  einmal  sagen,  was  vom 
Himmel  zu  klingen  scheint  und  nur  über 
]>rophetisdie  Lippen  cu  kommen  ▼ermag, 
er   will    das   andere   Mal   bis   zur  er- 
schreckenden   Deutlichkeit   zeigen,  wie 
schwer  und  wie  lastend  der  Alltag  uns 
Menschen  bedrückt.   Aus  dieser  Technik 
entsteht  ein  eigentümliches  Gemisch  von 
Predigt  und  Photographie,  ein  Gemisch, 
das  oft  lang'.veilig  ist,  oft  peinlich  und 
unkünstlerisch  berührt.    Van  Eeden  er- 
zählt von  einer  Frau,  die  in  höchster 
Reinheit   aufwuchs.     Er   schildert  das 
Kinderträumen  dieses  jungen  Wesens.  Er 
beschreibt  das  Aufsteigen  zur  Liebe  imd 
die  Ernüchterung  der  Frau;   sie  sucht 
nach  Charakteren,  an  die  sich  ihre  Seele 
schmiegen  nug.   Er  lässt  die  Frau  lange 
Erwägungen  anstellen  über  Freiheit  des 
Weibes,  fiber  Schmutz   und  Reinheit. 
Manchmal  unvermittelt  kommen  Wirk- 
lichkdtsschilderungen  des  Arbeiterlebens 
nadl  theoretischen  und  moralischen  Aus- 
einandersetzungen.   Solclie  Technik  gibt 
eine  Dissonanz,  die  modernen  Ohren 
milttiSaig  ist   Aber  du  «ttme  Ben 
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des  Dichters,  sein  ethischer  Enthusiasmus 
und  Ernst  bewegen  in  vielen  Kapiteln. 
Asdm  ist  Hcinndi  Iff sm.  Er  fibcrict^ 
nie,  er  lässt  die  Menschen  nur  das 
tttrecben,  was  ihr  momentanes  Tun  rich- 
te begleitet.  Die  Worte  seiner  Men* 
idien  sind  nicht  aus  der  Erinnerung  ge- 
holt, sondern  aus  dem  momentanen  Er- 
lebnis. Die  Frau,  die  er  schildert,  ist 
halb  ein  exotisches  Blut,  halb  ein  nor- 
disches Wesen.  Die  Mutter  stammte 
BVS  tropischen  Urwäldern,  der  Vater  kam 
aus  dem  Herzen  Deutschlands.  Das  gab 
dieser  Frau  ein  zwiespältiges  Sein.  Ihre 
Sinne  rufen  nach  dar  gNUieBden  Lust, 
ihre  Gedanken  sinnen  nach  der  geistigsten 
Reinheit.  Sie  wirft  sich  fort,  aber  sie 
bereut  sehr  bald.  Die  Traoer  nistet  in 
ihrem  GemQte  fest,  dass  sie  nicht  in  Ein- 
tracht die  Sinne  und  die  Gedanken  brin- 
gen kann.  Ein  Heros  der  Verworfenheit, 
aber  anch  der  minnUchen  Kraft  ist  aal 
Jahre  ihr  Idol.  Als  tVt  sich  ganz  ver- 
loren hat  an  diesen  Mann,  als  sie  nicht 
mehr  weiss,  wie  sie  dessen  Tyrannei 
von  sidi  abwerfen  kann,  da  ist  ihr 
Schicksal  ein  langes,  schmerzliches  Keu- 
clien  in  Klagen,  ein  Vertrauern  der 
Midite  nnd  der  Tage,  ein  Hingehen  in 
Unrast  und  halbem  Wahn.  Sie  ringt 
sich  endlich  doch  los  und  steht  da,  be- 
ifeit von  der  Geissei  ihres  Lebens,  bei 
dem  kühlen  Manne,  dem  Weichen  und 
Zärtlichen.  Wehmütig  und  in  unbe- 
stimmten Molltönen  verhallt  die  Ge- 
schichte. Heinrich  Mann  hat  sie  mit 
grosser  Schönheit  ausgestattet.  Seine 
Sprache  ist  fester  geworden,  ist  nicht 
die  taumelnde  tTberschwänglichkeit  in 
Fieberworten.  Der  Dichter  ist  emster 
geworden,  reifer  und  auch  unpersön- 
Kcber.  Diese  Unpersönlichkeit  ist  kein 
Tadel.  Sie  nähert  ihn  der  Vollendung. 
Nur  fehlt  noch,  dass  Heinrich  Mann 
Konflikte  der  Menschen  auch  dann  er- 
späht, wenn  sie  Gleichgültigeres  tun,  als 
nur  in  hitziger  Dämonie  dahinzustürmen. 
Vorläufig  lübrt  ihm  olt  noch  ungesunde 
Glut  die  Fader,  viel  Girendes  wfitet  noch 
|b  Üiiii» 

X 

Objdctivitit  und  prfifende 

Vorsicht  ist  der  Charakter- 
ang  eines  Schriftstellers, 
der  anonjrm  MeÄta  möchte  und  sich  be- 
scheiden  nur  mit  drei  Punkten  auf  einem 
guten  Buche  genannt  hat.  Es  ist  der 
Roniaii  Unkraut,  der  den  Untertitel  Ein 
Roman  aus  der  Kaschemme  führt  /Ber- 
lin, JnUmationaler  Verlag/,  Der  Vcr- 
fasser  erdOilt  von  IHmca  nnd  Zuhältern, 


er  macht  vielleicht  zum  erstenmal  den 
Versuch,  diese  Welt  weder  frivol  noch 
sentimenta]  zu  schildern.  Er  gibt  ganx 
schlicht  und  ohne  jede  Färbung  die 
Lebensgeschichte  eines  Dtmenbeschützers, 
der  durdi  eine  ^ostituierte  nt  gründe 
gerichtet  wird  und  sich  aus  Verzweif- 
lung das  Leben  nimmt.  Wenn  dieser 
Erzähler  mehr  Sprachgewalt,  mehr  ver» 
führende  Macht  der  Rede  besässe, 
er  müsste  mit  sehr  Hohen  in  eine  Reihe 
gestellt  werden.  Denn  er  kennt  Men* 
sehen.  Er  schreibt  nicht  nach  Büchern. 
Er  ist  so  gewissenhaft,  seelische  Vor- 
gänge zu  berichten,  dass  er  sie  fast  als 
ein  Reporter  abschildert.  Es  gehört  mit 
zu  seinem  Wesen,  dass  er  manchmal  wie 
ein  schlechter  Zeitungsschreiber  von 
Menschen  und  Dingen  redet.  Es  gehört 
aber  auch  mit  zu  seinem  Wesen,  dass 
er  aus  naiver  Eingebung  sehr  Ergreifen- 
des und  Schmerzliches  sagt.  Die  saufen- 
den, die  betrügenden,  die  tobenden  und 
ebenso  die  zärtlichen  Dirnen  schildert  er. 
Die  anständigen,  die  verworfenen,  die 
leidenden  und  auch  die  glfiddichen  Zu- 
hälter leben  in  seinem  Buche.  Es  ist 
ein  sehr  merkwürdiges  Werk.  Es  kann 
einen  bis  cum  Elcel  alwtossen,  und  doch 
spricht  ein  Emst  aus  ihm,  ein  Verständ- 
nis für  soziale  Fragen  und  Proletarier- 
weh, das  nur  bei  einem  erfahrenen  und 
liebenden  Menschen  zu  finden  ist. 
Als  im  verflossenen  Winter  das  grobge- 
arbeitete, sehr  schwache  Stück  des 
Ghettodichters  Schalom  Asch  am 
Berliner  Deutschen  Theater  aufgeführt 
wurde,  da  wurde  schon  hier  betont,  wie 
wenig  eigener  Begabung  im  Grund  dieser 
Poet  aufzuweisen  hat.  Schalom  Ascli 
hat  jetzt  im  Verlag  von  S.  Fischer  einm 
Skizzenband  Aus  dem  Ghetto  heraus- 
gegeben, der  kurze  Geschichten  aus  dem 
Leben  der  russisch-polnischen  Juden 
bringt.  Aber  das  alte  Urteil  wird  wenig 
durch  dieses  Buch  erschüttert  Schalom 
Asch  ist  ein  Plauderer,  der  das  Ausser- 
üche  seiner  Welt  ab  und  zu  nicht  schlecht 
diarakterisiert  Aber  er  ist  phantasietos, 

ihm  fehlt  die  Gabe  der  Komposition.  Er 
erfindet  keine  Begebenheiten,  die  irgend- 
wie fessebi.  Er  erzählt  Uhr  Mensdien, 
die  für  dichterische  Erhebung  wenip  kul- 
tiviert sind.  Uns  bedeutet  seine  exotische 
Reportage  wenig.  Die  Skizzen  Schalom 
Asch'  sind  aus  dem  jüdischen  Jargon 
übertragen  worden,  und  sie  haben  wahr- 
scheinlich durch  diese  Verdeutschung 
den  Reiz  verloren,  der  ihnen  MOSt  WoU 
inne  gewohnt  hat 
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38  Jahre  alt,  ist  der  Poet 
Wilhelm  Holzamcr 
gestorben.   Ein  feiner  Poet 
und  Eraihler,  der  es  aber  wohl  nie  «1 
dem  Nachruhm  bringen  wird,  der  jetzt 
über  den  gutbürgtrlichcn  7ojähhgen  Li- 
teraten Adolf  Wnbrandt  gehäuft  wird.  X 
Verse  voll  Weichheit  und  Musik,  die  auf 
einen  entwickelungsfäbigea  Lyriker  deu- 
ten, stammen  von  Ernst  Lissa« er 
{Der  Anker  /Wien,  Heller/).  X  Der  pUc 
Schilderer  russischer  Offiziere  A,  K  iKP  r  i  n 
hat  unter  dem  Titel  Der  Moloch  /Wien, 
Konegen/  einen  Roman  aus  dem  russi- 
schen   Industricleben    verfasst.    X  Ini 
Tempeherlag  erschien  von  Johannes 
L  c  p  s  i  u  s    eine    Ahasverdichtung  Ein 
Totentans.  X  Die  Wiener  Dörmann 
und  Bahr    haben  Einakter  gesammelt 
Hermann  Bahr  Grotesken  /Wien,  Konc- 
gcn/.    Ab  und  zu  witzig,  aber  nie  dra- 
matisch und   diskutabel.     Die  Einakter 
Felix  Dönnanns  führen  den  Titel  Das 
stärkere  Geschlecht  /Berlin,  Wedekind/. 
X  X 
Llteratar       Der  Russe  D  i  m  i  t  r  i  M  e  - 
r  e  s  c  h  k  o  w  s  k  i  j    ist  ein 
Ästhet.    Er  schreibt  Ro- 
mane,   die    literarhistorische  Studien 
sind.    Er  berauscht  sich  an  der  Renais- 
sance, und  wenn  er  ethisch  sozial  über 
moderne  Probleme  redet,  dann  steckt  er 
immer  noch   in   snner  hochgehenden 
Schw'irmerei.    Der  Anmarsch  des  Pöbe!.^ 
heisst  eine  deutsch  in  München  bei  Piper 
gedruckte  Flugschrift    Menschh'di  Ke-  ' 
benswert   ist  er.    Aber  vielleicht  fehlt 
ihm  die  grosse,  aus  dem  Leid  geborene 
liebe.  aMRHOOMw 
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KSlatam  Leipzig  erschiene- 

nen Broschüre  hat  uns 
Henriette  Fürth  eine  leidenschaftslose, 
klare  und  wertvolle  Zusammenfassung 
der  Frauenfrage  gegeben,  wie  sie  sich 
heute,  nachdem  nicht  mehr  nur  nieder- 
gerissen, sondern  auch  schon  wieder 
aufgebaut  wird,  in  vernünftigen  Men- 
schenköpfen darstellt  Es  ist  begreiflich, 
dass  jede  Frauenfrage  sich  zuerst  mit 
dem  Mutterschaitsproblem  befassen 
muss,  das  seinerNits  wieder  am  tief- 
sten in  allgemdae  Menschheitsfragen 
eingreift,  und  datt  Frau  Fürth  für  Be- 
wegungen wie  Muttersehuts  usw.,  sowie 
auch  für  eine  Beschränkung  der  Kinder- 
zahl zu  gunsten  der  Qualität  der  Nach- 


kommen Stellung  nehmen  muss,  wobei 
sie  aber  scharf  immer  das  Recht  der  in- 
dividuellen Freiheit  gerade  io  diesen  per- 
sönlichsten Dingen  betont    Wichtig  ist 
auch,  dass  sie  nicht  als  Prinzip  für  das 
Kind  nur  die  Mutter  verlangt,  wie  die 
verschiedenen  mdi  dem  Kinde  sekrtim- 
den  Vorgängerinnen,    sondern  daSflt  sie 
das  Kind  auch    dem  Mann   uiid  dem 
Kind  den  Vater  wönsciit  Danras  resol- 
ticrt  wieder  die  höhere  Auffassung  der 
Ehcmoral    und    ein  zukunftsfreudiges 
Vertrauen  auf  das  Wdterbcstdien  der 
Einreiche,  wenn  auch  von  höheren  Ge- 
sichtspunkten geleitet,  als  es  heute  ge- 
schieht.   Den    schweren  Konflikt  zwi- 
schen Mutterschaft    und    geistiger  Ar- 
beit, Beruf  und  Ehe  hält  Frau  Fürth  für 
lösbar,  wenn  einmal  die  Frau  nicht  mehr 
nur  aus  Not  zu  einer  Berufsarbeit  greift 
und  daneben  immer  noch  Haushaltung 
und  Erziehung  als  unbedingt  att  leistende 
Arbeiten  betrachtet,  so  dass  sie  sich  im 
Ringen  mit  dem  Alltag  aufreibt  Die 
positiven     Vorschläge  für  Reformen,  die 
sie  uns  gibt,  halten  sich  durchaus  im  Rah- 
men des  Möglichen:  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit von  10  auf  8,  bei  verheirateten 
Frauen  auf  6  Stunden,  zentralisierte  Be- 
triebe für  Hauswirtschaft  Mutter-  und 
Säuglingsschutz,    Ausbau    der  Schule, 
Kindergärten,  Horte  usw.,  immer  unter 
dem  Gesichtspunkt,  dass  der  Frau  die 
Erfüllung  ihrer  physiologischen  Mission 
in  der  Weise  erleichtert  werden  soll«  dass 
ihre  übrigen  Werte  afs  wirkliche  Kultur- 
werte  der  Menschheit  zu  gute  kommen 
kömien.  Frau  Fürth  denkt  über  die  Zu- 
kunft der  Eindie  dnrdMins  optimistbcii 
und  verlässt  vielleicht  in  diesem  Kapitel 
am  ehesten  den  festen  Boden  des  Gege- 
benen,   um  schöne  Hoffnungen  ausra- 
spinnen.    Es  ist  ja  auch  heute  noch  un- 
möglich, bei  Liebe  und  Ehe  von  der  Ver- 
quickung mit  ökoDomisdien  Verhiltais- 
sen  zu  abstrahieren;    erst    wenn  diese 
umgestaltet  sind,    wird    man  beurteilen 
können,  ob  die  lebenslängliche  Ehe  in 
Form  beständiger  Zweisamkeit  ein  na- 
türliches Bedürfnis  des  Menschen  oder 
ein  Züchtungsprodukt  ist.    Es  ist  selbst- 
verständlich,   dass    sich  der  Frau  das 
öffentliche  Leben  erschliessen  muss,  und 
dass  sie  dereinst  auch  da  Seite  an  Seite 
mit  dem  Manne  stehen  wird.    Wie  im- 
mer man  sich  zu  den  Ansichten  Frau 
Fürths  stellen  mag,  so  viel  ist  sicher: 
Unsere  Welt  würde  einen  ganzen  Ruck 
vorwärts  raachen,  wenn  recht  viele  kämp- 
fende Frauen  so  bewnitt  md  klar,  wie 
sie»  ihr  Recht  suchteOi  ■ 
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ICHT  ohne  Besorgnis  sahen  weite  Parteikreise  dem  ersten  preussi^ 
sehen  Parteitag  entj^egen ;  man  fürchtete  vielfach,  dass  die  Veran- 
staltung nicht  das  genügende  Interesse  erwecken,  dass  der  Preussen- 
tag  gegenüber  den  deutschen  Parteitagen  allzusehr  abfallen  würde. 
Der  zahlreiche  Besuch  der  Tagung  und  ihre  ausserordentlkh  an- 
regenden tmd  bdebten  Verhandlungen  zerstreuten  die  Besorgnisse  ein  für  alle» 
mal.  Man  war  einig  darüber,  dass  die  Preussentage  eine  notwendige  und  nütz> 
liehe  Einrichtung,  eine  neue,  unentbehrliche  Waffe  im  Kampf  gegen  die 
Reaktion  seien.  Um  so  bedauerlicher  ist  es,  dass  bis  zum  Zusammentritt  des 
zweiten  Preussentages  rund  drei  Jahre  ins  Land  gingen.  Auf  der  Tagung 
vom  Dezember  1904  hatten  die  Parteigenossen  von  Gross-Berlin  den  Auftrag 
erhalten,  einen  Organisationsentwurf  auszuarbeiten;  gleichzeitig  waren  sie  mit 
der  Einberufung  des  nächsten  Preussentages  innerhalb  zweier  Jahre  betraut 
worden.  Diese  Frist  wurde  leider  voll  ausgenutzt:  erst  im  Herbst  1906  erging 
die  Einladung  zum  zweiten  Preussentag  auf  den  Dezember  1906.  Die  lange  Ver- 
zögerung wurde  bestraft;  un  Dezember  1906  erfolgte  die  Reichstagsauflösung, 
der  Preussentag  musste  notgedrungen  hinausgeschoben  werden.  Vergeblich 
wurde  der  Versudi  gemach^  die  Genossen  Gross-Berlins  zur  Einberufung  auf 
Pfingsten  zu  veranlassen;  die  mit  der  Einberufung  betrauten  Genossen  wollten 
zunächst  den  internationalen  Kongress  in  Stuttgart  und  den  deutschen  Parteitag 
in  Essen  vorübergehen  lassen;  gleichzeitig  wiesen  sie  auf  die  zahlreichen  zu 
Pfingsten  stattfindenden  Gewerkschaftskongresse  hin.  So  wurde  der  Preussen- 
tag auf  die  letzte  Woche  des  Jahres  1907  verlegt  Als  aber  dann  im  Sommer 
19«^  die  Ministerwechsel  die  Möglichkeit  eines  lebhaftem  politischen  Lebens  in 
PlPeusscn  vor  Atjs^en  stellten,  erhohen  sich  von  neuem  Stimmen,  die  eine  frühere 
Einberufung  für  wünschenswert  erklärten;  es  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die 
preussischen  Delegierten  zum  deutschen  Parteitag  unmittelbar  im  Anschluss 
an  diesm  in  Essen  zum  preussischen  Parteitag  zusammentreten  zu  lassen.  Auch 
dieser  Voritichlaig  wurde  al^dint,  aber  insoweit  ein  gewisses  Entgegenkommen 
bewiesen,  als  der  Termin  um  fünf  Wochen  vorgerückt,  der  Preussentag  auf 
den  November  einberufen  wurde. 

58 


Digitized  by  Google 


898 


LEO  ARONS  •  ZUM  FKEUSSENTAO  1907 


Ist  auch  die  Hinausschiebung  des  Preussentages  in  das  Jahr  1907  hinein  durch 
äussere  Gründe  veranlasst,  so  werden  die  Genossen  Gross-Berlins  doch  nicht 
umhin  können,  dem  Preossentag  darzulegen,  weshalb  sie  die  erste  Embemfung 
bis  zur  äussersten  Frist  verzögert  haben,  während  es  doch  wünschenswert  er- 
scheinen musstc,  niö,e:li<:hst  bald  flie  Orc^anisation  7U  scbafYcn.  die  den  von  allen 
Seiten  als  wichtigsten  ( lecjLMistaiul  der  «gesamten  inneren  deutschen  Politik  an- 
erkannten Kampf  um  das  Wahlrecht  in  Preussen  zu  leiten  bestimmt  war.  Fast 
scheint  es,  als  ob  die  B^eisterung  auf  dem  ersten  Preussentag,  die  lebhafte  For- 
derung nach  einer  leistungsfähigen  Parteioiganisation  lur  Preussen  die  führen- 
den Kreise  mit  einer  gewissen  Besorgnis  erfüllte,  dass  man  den  frischen  Eifer 
ein  wenig  abkühlen  lassen  wollte.  Auch  aus  dem  vorliegenden  Organisations- 
entwurf spricht,  wie  wir  sehen  werden,  die  Sorge,  dass  nicht  etwa  dem  deut- 
schen Parteivorstand  Eintrag  geschehen  könne.  Vidleicht  wollte  man  auch 
dem  deutschen  Parteivorstand  Zeit  und  Gelegenheit  geben,  zu  zeigen,  dass  er 
wohl  in  der  Lage  sei.  von  sich  aus  die  geeignete  Agitation  in  die  Wege  zu  leiten, 
die  Hauptarbeit  auch  für  Preussen  zu  tun.  Es  wird  die  wichtigste  Aufgabe 
der  Delegierten  sein,  dafür  einzutreten,  dass  nicht  auf  Grund  der  an  sich  be- 
rechtigten Vorsorge  für  die  Wahrung  der  Stellung  des  deutschen  Parteivor- 
standes die  Inniservative  Richtung  innerhalb  der  preussischen  Genossen  die  un- 
bedingt nötige  freie  Bewegung  der  neuen  preussischen  Organisation  einengt. 

Damit  sind  wir  bei  dem  ersten  Punkt  der  Tagesordnung  Die  Organisation  in 
Preussen  angelangt.  Es  muss  auffallen,  dass  als  Referent  hierfür  der  Genosse 
Haase-Königsberg  bestimmt  ist.  Da  die  Genossen  Gross-Berlins  mit  dem  Ent- 
wurf des  Organisationsstatutes  betraut  waren,  wäre  es  zu  erwarten  sjewe-en, 
dass  sie,  die  doch  sonst  ihren  Mann  zu  stehen  wissen,  auch  den  Referenten  ans 
ihrer  Mitte  gestellt  hätten.  Die  nächstliegende  Vermutung,  dass  in  Gross- 
Berlin  niemand  diesen,  mit  dem  deutschen  Partetvorstand  vereinbarten  Entwurf 
vertreten  wolle,  ist  irrig.  Es  scheint  im  Gegenteil,  dass  man  den  Entwurf  durch 
einen  nichtberlinischen  Referenten  mit  ausgedehnter  Iczeit  den  Genossen  aus 
den  Provinzen  schmackhafter  zu  machen  botTt.  Kine  Aufklärnng  über  die  Wahl 
des  Referenten  wird  wohl  auf  dem  Preussentag  selbst  erfolgen.  Befürchtungen 
irgend  welcher  Art  erregt  sie  nicht,  da  der  Entwurf  nach  ausgiebiger  General- 
debatte zweifellos  in  eine  Kommission  verwiesen  werden  wird.  HoflFentlich  er- 
hält er  in  dieser  eine  völlig  andere  Gestaltung.  Von  der  Schaffung  einer  preussi- 
schen Organisation  kann  eigentlich  gar  nicht  die  Rede  sein:  die  Parteigenossen 
Preussens  sind  bereits  ausgezeichnet  organisiert.  Die  Aufgabe  besteht  nur 
darin,  diese  Organisation  für  die  besonderen  Aufgaben  der  preussischen 
Politik  mobil  zu  machen.  Dazu  gehört  eine  Leitung,  die  von  den  preussi- 
schen Genossen  für  ihre  Sonderaufgabe  gewählt,  mit  den  nötigen  Hilfsmitteln 
ausgestattet  und  von  ihnen  allein  kontrolliert  wird.  Dazu  gehört  aber  vor 
allen  Dingen,  dass  diese  Leitung  schlagfertig  ist.  Der  Entwurf  schlagt  nur 
eine  sogenannte  Landrskomniisstou  vor,  deren  Mitglieder  in  den  «  inzelnen  Pro- 
vinzen, oder  —  wie  ein  \  erbcsserungsvorschlag  will  —  in  den  einzelnen  Agi- 
tationsbezirken wohnen  sollen.  Dass  sie  einen  geschäftsfuhrenden  Ausschuss 
von  3  Mitgliedern  aus  ihrer  Mitte  wählen  soll,  dessen  Obmann  seinen  Wohnsitz 
in  Berlin  hat,  macht  die  Kommission  nicht  schlagfertiger.  Selbst  wenn,  wie 
es  ja  diese  Bestimmung  nahelegt,  in  dem  geschäftsführenden  .'\usschuss  stets 
die  beiden  Mitglieder  aus  Berlin  und  der  Provinz  Brandenburg  sitzen,  so  muss 
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doch  mindestens  das  dritte  in  erheblicher  Entfernung  weilen.  Darüber  hinaus 
soll  die  für  jede  Beschlussfassung  viel  zu  schwerfällige  Landeskommission  in 
wichtigen  Dingen  nur  im  Einverständnis  mit  dem  deutschen  Parteivorstand 
handeln  dfirfen:  eine  Bestininrang,  die  zu  weiteren  Verzögeningen  Anlass  gibt 
und  schliesslich  den  deutschen  Parteivorstand  ermächtigt,  die  Tätigkeit  der 
Landeskommission  ganz  lahm  zu  legen.  Das  ist  um  so  bclonklicher,  als  der 
deutsche  Parteivorstand  von  dem  Preussentage  völlig  unabhängig  ist;  betonte 
doch  Genosse  Singer  1904,  und  zwar  mit  vollem  Recht,  dass  der  deutsche 
Parteivorstand  nicht  in  der  Lage  wäre,  irgendwdche  Weisung  vom  Fretusen- 
tage  entgegenzunehmen.  Zwedmässiger  «rschemt  es,  einen  preussischen 
Landesvorstand  zu  schaffen,  dessen  beide  Vorsitzenden  mit  geringer  Entschädi- 
gfung,  und  dessen  beide  Sekretäre  mit  vollem  Gehalt  vom  Preussentage  gewählt 
werden,  während  dem  deutschen  Parteivorstand  die  Befugnis  erteilt  wird,  eines 
seiner  Mitglieder  zum  preussischen  Landesvorstand  zu  delegieren.  Hierdurch 
wird  die  unbedingt  nötige  Verbindtuig  beider  Instanzen  geschaffen.  Win  man 
ein  übriges  tun,  so  kann  man  diesem  Mitglied  des  deutschen  Parteivorstandes 
ein  aufschiebendes  Einspruchsrecht  einräumen  für  den  Fall,  dass  der  Landes- 
vorstand sich  mit  Gegenständen  beschäftigen  sollte,  die  über  seine  Befugnis, 
sich  mit  preussischen  Angelegenheiten  2U  befassen,  hinausgehen.  Dem 
Preussentag  steht  es  selbstverständlich  frei,  in  den  Landesvorstand  Mitglieder 
des  deutschen  Parteivorstandes  zu  wählen,  soweit  ihm  die  V«>eimgimg  der  Ge- 
schäfte in  den  Personen  möglich  und  zweckmässig  erscheint.  Für  die  Sekre- 
täre, deren  volle  Arbeitskraft  bezahlt  werden  sollte,  trifft  das  natürlich  nicht 
zu.    Man  kann  nur  fragen,  ob  deren  volle  Arbeitskraft  benötigt  wird. 

Man  hat  gesagt,  die  preussische  Partei  mag  so  bescheiden  anfangen,  wie  es  auch 
die  deutsche  getan,  deren  Vertreter  sich  langsam,  aber  sicher  eingearbeitet  haben. 
Abgesehen  davon,  dass  dieses  Vorgdien  sich  nicht  damit  verträgt,  dass  heute 
uiuerc  Partei  gross  und  machtig  dastdht,  während  sie  im  Reich  mit  ihren 
Führern  heranwuchs,  ist  auch  die  Sachk^  eine  ganz  andere.  Im  Reiche  haben 
unsere  Führer  die  ganze  Fntwickclung  miterlebt,  in  Preussen  müssen  sie  sich 
in  die  schwierigsten  Verhältnisse  einarbeiten,  in  Verhältnisse,  deren  gesunde  An- 
bahnung vor  genau  100  Jahren  durch  eine  fast  ununterbrochene  Reaktionszeit 
gestört  wurde,  die  in  einem  Masse  verwickelt  sind,  wie  sie  in  keinem  der  deut- 
schen Vaterländer  wieder  angetroffen  werden.  Daneben  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass,  abgesehen  von  ganz  wenigen  Ausnahmen,  die  Aufgaben  des 
Reichstags  wesentlich  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  liegen,  während  in 
Preussen  das  gewaltige  und  schwierige  Gebiet  der  Verwaltungsaufgaben  hin- 
zutritt; immer  wieder  muss  daran  erinnert  werden,  dass  Preussen  mit  seinen 
nach  vielen  Hunderttausenden  zählenden  Staatsarbeitem  der  Eisenbahnen,  Berg- 
werke, Werkstätten,  Forsten  usw.  der  g^össte  Arbeitgeber  der  Welt  ist:  mit 
Recht  hat  man  deshalb  auch  auf  die  Tagesordnung  des  Parteitags  als  besonderes 
Thema  Die  Lage  der  Staat  sarheiter  in  Preussen  gesetzt  und  das  Referat  den 
bewährten  Händen  des  Genossen  Legicn  übertragen.  In  Anbetracht  dieser 
grossen  Aufgaben  för  die  preussische  Socialdemokratie  erscheint  es  wünschens- 
wert und  notwendig,  sowohl  einen  dem  praktischen  Leben  entnommenoi,  wie 
einen  wissenschaftlich  geschulten  Marni  als  Sekretäre  anzustellen.^) 

')  Vergl.  m<  ine  Abänderungsvorschläge  zum  Organisationsentwurf  im  (^''crri'^l«  vom 7. NoveOlber  imd 
7.  DcMtnber  1906  und  ihre  Diskussion  in  den  Artikeln  von  Bruhns  (in  den  SniaHsHaek*»  U9nat$- 
krfift  ifuSt  a.  Bd.  pag.  999  ff.)  und  Dittnuiin  (in  der  Ntnnt  Ztit»  1906-1907,  1.  Bd,  pag.  357  ff4> 
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Wie  notwendig  eine  wirklich  arbeitsfähige  Sonderorganisation  für  Prcussen  ist, 
wird  in  weiten  Kreisen  erst  dann  vollständig  anerkannt  werden,  wenn  man 
sich  eingehender,  als  bisher,  über  die  gewaltigen  undT  unmittelbar  anntgretfen- 
den  Ati^ben  der  Sotialdemokratie  in  Preussen  naterridilet  haben  wird.  Als 
das  wichtigste  Referat  darf  aus  diesem  Grunde  das  iem  Genossen  Adler-Kiel 
überwiesene  bezeichnet  werden.  Der  Titel  Die  bisherige  Tätigkeit  des  preussi" 
sehen  Landtags  und  die  Wahlrechtsfrage  in  Prcussen  ist  nicht  glücklich  ge- 
wählt. Gegenstand  des  Referates  sollte  die  Tätigkeit  des  preussischen  Land> 
tages  in  der  Zeit  seit  dem  letzten  .Preussentag  bis  heute  sein,  auf  früheres  sollte 
nur  zurückgegriffen  werden,  soweit  es  zum  Verstindnis  notig.  Das  Referat  ist 
bestimmt,  ein  dauernder  Gegenstand  des  Preussentages  zu  werden;  es  wird 
später  wohl  Die  Tätigkeit  der  Landtagsfraktion  betitelt  sein.  Bei  diesem  Punkte 
werden,  ähnlich,  wie  auf  dem  deutschen  Parteitag,  zahlreiche  Anregungen  der 
F^eigenossen  za  be^redien  sdn.  Dassr  Waldreelitslr&gie  hierbei  za  ans- 
rddiender  Behandlung  konnnt,  ist  selbstverständlich;  hat  sich  doch  der  Landtag 
in  den  letzten  Sessionen  wiederholt  mit  dem  Gegenstand  beschäftigt.  Die  be- 
sondere Hervorhebung  in  der  Anzeige  lässt  befürchten,  dass  man  eine  Agitations- 
rede vornehmlich  gegen  das  Wahlrecht  wünschte,  während  doch  das  Wahl- 
recht nur  als  Mittel  zum  Zweck  erkämpft  werden  soll.  Was  tms  im  preussi- 
schen Wahlrechtskampfe  am  meisten  fehlt,  ist  die  scharfe  Heransarbeitung  der 
Bedeutung  des  preussischen  Landtags  gegenüber  dem  Reichstag;  es  ist  zu  er- 
warten, dass  Genosse  Adler  seinen  Gegenstand  in  diesem  Sinne  behandelt:  die 
Besprechung  der  Arbeiten  des  Landtages  in  den  letzten  Sessionen  einschliess- 
lich der  Etatsberatungen  geben  hierzu  die  beste  Gelegenheit. 

Den  dritten  Punkt  der  Tagesordnung  bilden  Die  Landtagsu'ahlen  iqo8;  Refe- 
rent ist  der  Schreiber  dieses.  Viel  Neues  wird  da  nicht  zu  sagen  sein:  die 
kleinen  Abändenmgen  des  Wahlverfahrens  bedingen  nur  wenige  neue  Mass- 
nahmen. Und  an  der  bisherigen  Taktik  dürfte  wenig  oder  gar  nidits  zu  ändern 
sein.  Auch  an  dieser  Stelle  aber  wird  betont  werden  müssen,  dass  die  nächste 
grosse  Demonstration  für  das  allgemeine,  gleiche,  direkte  und  geheime  Wahl- 
recht zum  preussischen  Landtag  die  Wahlbeteiligung  selbst  sein  muss.  Mit 
allem  Nachdruck  muss  schon  jetzt  darauf  hingearbeitet  werden,  dass  gerade  die 
Offentlidikeit  der  Abstimmung  zu  dieser  Demonstration  ausgenutzt  wird.  Allein 
die  Sozialdemokratie,  die  ja  die  Öffentlichkeit  der  Stimmabgabe  beseitigen  will, 
ist  berechtigt,  solange  diese  besteht,  alle  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittet  anzu- 
wenden, um  die  Wähler  zur  Stinimabfj^abc  für  ihre  Kandidaten  heranzuziehen. 
Diese  Art  der  Demonstration  sollte  j^crado  den  Beifall  derjenigen  finden,  die  am 
liebsten  das  Herabsteigen  auf  dw  Strasse  sähen.  Unseres  Erachtens  hat  die 
preussische  Sozialdemokratie  vor  diesem  äussersten  Sdiritt  den  Nadiweis  zu 
erbringen,  wie  ernst  es  ihr  mit  der  Erringm^^  des  Reichstagswahlrechts  für 
Prcussen  ist.  Das  kann  am  besten  durch  die  massoihafte  Wahlbeteiligung  ge- 
schehen. Wer  auf  die  Strasse  herabsteigen  will,  mag  seinen  Mut  zunächst  durch 
die  öffentliche  Stimmabgabe  für  den  Kandidaten  der  Sozialdemokratie  beweisen. 
Und  wer  die  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  vertritt,  durch  die  sich  der  Arbeiter  gleich- 
falls als  Sozialdemokrat  bekennt  und  überdies  Gefahr  läuft,  auf  längere  oder 
kürzere  Zeit  ausgesperrt  zu  werden,  wird  ebenfalls  gegen  die  vorgeschlagene 
Demonstration  nichts  einzuwenden  haben.  Sollte  aber,  durch  das  vorzeitige 
Ausplaudern  dieser  Taktik  veranlasst,  Regierung  und  Landtag  noch  in  der  be- 
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vorstehenden  Tagung  die  öffentliche  Abstimmung  beseitigen,  nun,  SO  wer- 
den wir,  durch  diesen  ersten  Erfolg  ermutigt,  weiteres  beschliessen. 

Wenn  die  bisher  angeführten  Punkte  der  Tagesordnung  nicht  ausreichen,  um 
die  vorgesehenen  drei  Verhandlungstage  auszufüllen,  so  ist  ausser  dem  schon 
erwilinten  Referat  Legieos  noch  als  letzter  Gegenstand  ein  Referat  des  Ge- 
nossen Hirsch-Charlottenimrg  S^bstverwalhmg  und  Gemeinde  angesetzt  An 
wichtigem  Stoff  kann  es  also  dem  zweiten  Preiusentag  nicht  mangeln. 

Ein  Wort  noch  zur  äusseren  Gestaltung  des  Preussentages,  Mir  will  es  bc- 
dünken,  dass  sie  um  so  besser  ist,  je  einfacher  sie  ausfällt.  Wenn  wir  unsere 
deutschen  Parteitage  mit  Recht  als  Marksteine  in  der  Entwickelung  der  Sozial- 
demokratie feiern  mögen,  mit  den  Preussentagen  stehen  wir  erst  am  ersten,  reefit 
bescheidenen  An&ng;  bisher  hat  sich  —  q^rechen  wir  aus,  was  istt  —  mdir 
der  gnte  WiUet  als  das  tatkräftige  Zugreifen  gezeigt.  Überdies  sollte  der 
Preussentag  an  Glanz  und  Ausdehnung  gar  nicht  mit  den  deutschen  Parteitagen 
in  Wettbewerb  treten.  Anlass  zu  dieser  BLinerkung  gibt  uns  die  Bestimmung 
des  Organisationsentwurfs,  wonach  die  einzelnen  Kreise  bis  zu  5  Delegierten 
entsenden  dfirfen.  So  sdir  die  wenigstens  angenäherte  proportionale  Vertre- 
tung zu  b^ruasen  ist»  so  sollte  doch  die  Höchstzahl  von  3  Delegierten  festge- 
stellt werden,  mit  der  sich  für  den  deutschen  Parteit^^  selbst  die  grössten  Kreise 
begnügen,  obgleich  dort  das  gleiche  Recht  auch  dem  kleinsten  zusteht.  Es  scheint 
fast,  als  ob  die  \  äter  des  Entwurfs  über  den  Mangel  eines  arbeitsfähigen,  vom 
Pjreusscntag  selbst  abhängigen  Vorstandes  und  über  den  Mangel  einer  eigenen 
Finanzgebarung  durch  einen  vielköpfigen  Parteitag  hinw^^trösten  wollten:  ein 
Verfahren,  das  einer  wahrhaften  Demokratie  wenig  entsprechen  würde.  Statt 
des  yideant  consules  möchten  wir  hier  ein  Videat  populus  rufen,  damit  nicht 
durch  eine  unangebrachte  Rücksichtnahme  auf  Parteitraditionen  die  wichtigste 
Aufgabe  der  inneren  Politik  Deutschlands  leide:  die  Niederzwingung  der  Re- 
aktion in  Preussen. 

xxxxxxxxxxxxxxx>:xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDUflRD  BERNSTEIN  -  DER  BLOCK,  DER  FREI- 
SINN UND  DflS  LflNDTflQSWnHLRECHT 

^1 UF  den  Freitag  der  frelnirmigen  Volkspartet  ist  Anfang  Oktober  der 
Parteitag  der  National  liberalen  gefolgt.  Unzweideutiger  noch,  als 
jener,  hat  er  gegen  die  Ubcrtragimg  des  Reichstagswahlrechts  auf  den 
prens>.isclien  Landtag  Steihmg  genommen.  Wenn  der  Freisinn  hin- 
I  sichtlich  des  Bülowblocks  noch  gern  das  Mädchen  vom  Lande  spielt, 
das  sich  etwas  ziert,  bevor  es  Platz  nimmt,  so  Ifihlt  der  NationalUberalismus  in 
Gestalt  seiner  alten  Führer  Bassermann,  Paasche  etc.  sich  im  Parteimischmasch 
wohl,  wie  der  Fisch  im  Wasser.  Oder  vielmehr,  wie  der  Frosch  im  Sumpf* 
gewässer.  Er  überlässt  gerne  der  dummen  Forelle  den  schnell  dahinschiessen- 
den  Gebirgsbach,  desten  Wasser  so  lächerHch  durchsichtig  ist.  Viel  bequemer 
fängt  man  im  Trüben  Fliegen  und  was  sonst  zur  Nahrung  gut  tut.  Gemischt, 
recht  gemischt  muss  die  Gesellschaft  sein,  wo  seine  Sterne  strahlen. 

Im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  habe  ich  die  Spezialitäten  der  drei  rechts 

vom  Freisinn  stehenden  Blockparteien  hinsichtlich  des  Landtagswahl  rechts  dahin 
charakterisiert:  Nationalliberale  =  Bildungszensus,  Freikonservative  =  Steuer- 
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zensus,  KonservatiTe=s ständische  Vertretung*).  Der  nationalliberale  Partei- 
tag und  die  Diskussionen,  die  ihm  folgten,  haben  eine  interessante  Illustration 
dazu  geliefert:  Kaum  hatte  auf  jenem  Herr  Basscrmann  die  Lanze  für  ein 
Pluralwahlrecht  geschwungen,  so  bekämpfte  auch  schon  der  Konservative 
Dietrich  von  Oertzen  diesen  Gedanken  im  Tag  mit  der  Argumentierung,  dass 
ein  tdiskretesc  Plurahvahlrecht.  wie  das  belgische,  der  Umsturzpartei  gegen- 
über versagen,  ein  Bildung  und  T^csiiz  energisch  berücksichtigendes  Wahlgesetz 
aber  die  alte  plutokratische  Wirkung  nur  auf  neuer  Basis  wiederholen  und  die 
Wut  über  Entrechtung  zum  Paroxysmus  steigern  würde.  Diese  Ausführung 
zeigt,  dass  der  Vertreter  ffir  Zauch-Belzig-Lud^walde  so  weit  eine  recht 
gute  Witterung  hat;  sie  verlässt  ihn  freilich,  wenn  er  auf  das  konservative  Heil- 
mittel  eines  ständischen  Wahlrechts  zu  sprechen  kommt,  denn  dieses  würde 
von  der  Arbeiterklasse  und  den  ihr  gleichgestellten  Gesellschaftsschichten  nicht 
weniger  leidenschaftlich,  ja  noch  leidenschaftlicher  bekämpft  werden  müssen, 
als  jedes  direkt  oder  durch  Bildungsvorschriften  und  dergleiehen  verhällte  pluto- 
kratische Wahlsystem.  Für  die  Soziaklemokratie  sind  beide  Systeme  gleich 
indiskuUbel. 

Das  ist  indes  ein  anderes  Kapitel.  Was  zunächst  das  Verhältnis  der  beiden  be- 
zeichneten Wahlsysteme  zu  einander  betrifft,  so  mag  es  manchem  auf  den 
ersten  Blick  als  ein  unbedingter  Gegensatz  erscheinen.  Denn  es  gehört  nur 
eine  massige  Kenntnis  der  sozialen  Tendenzen  unserer  politischen  Parteien 
dazu,  um  sich  sagen  zu  können,  dass  die  Nationalliberalen  ein  Pluralwahlrecht 
deshalb  wollen,  weil  eine  auf  Grund  seiner  gewählte  Vertretung  voraussicht- 
lich Niederhaltung  der  sozialdemokratischen  Vertreterzahl  nüt  Xiederhaltung 
zunftbürgerlich-feudaler  Eingriflfe  ins  Wirtschaftsleben  verbinden  würde,  die 
Konservativen  aber  von  einer  ständischen  Vertretung,  neben  Begrenzung  der 
möglichen  Vertretung  der  Arbeiter,  eine  Einschränkung  der  Obermacht  von 
Handel  und  Industrie  erhoffen.  Eine  Gegensätzlidikeit  der  Absichten,  die  in  der 
Tat  nicht  zu  überbrücken  wäre,  wenn  nicht  die  Gegnerschaft  gegen  die 
Sozialdemokratie  heute  bei  beiden  Parteien  noch  stärker  ins  Gewicht  fiele, 
Gemeinsamkeit  im  Kampf  gegen  einen  gefürchteten  dritten  ist  der  festeste 
Kitt,  und  so  werden  sich  Kapital  und  Grundbesitz  in  dieser  Frage  zu  guter 
Letzt  ebenso  auf  eine  mittlere  Linie  zu  einigen  suchen,  wie  sie  es  in  der  ZoU- 
fragc,  in  der  Frage  der  Borsengesetzgebung  und  noch  unzähligen  anderen 
Fragen  bisher  schon  getan  bal)cn.  Was  auch  hüben  und  drüben  noch  ge- 
schrieben und  geredet  werden  wird,  es  wäre  doch  nichts  v<.rtrhlicr,  als  auf  die 
Unvereinbarkeit  der  Interessen  und  Idcologieen  dieser  Kreise  irgend  welche 
Spekulation  zu  basieren.  Die  1800000  Stimmen,  die  bei  der  Reichstagswahl 
von  1907  in  Preussen  für  die  Sozialdemokratie  abgegeben  wurden,  machen  im 
Emstfalle  noch  ganz  andere  Kompromisse  möglich,  als  einen  Ausgleich  zwischen 
dem  Prinzip  der  Pluralstimtnen  und  dem  Prinzip  der  Verteilung  der  Mandate 
nach  Besitz-  und  Berufsständen.  Gerade  in  Preussen,  wo  die  körperschaftliche 
Entwickelung  ohnehin  schtm  auf  den  verschiedensten  Gebieten  ausgebildet  ist, 
wurde  die  Losung  dieses  Problems  auf  weniger  Schwierigkeiten  stossen,  als 
anderwärts.  Wie  der  I,andtag  jetzt  beschaffen  ist,  würde  übrigens  beim  Aus- 
gleich das  ständische  Prinzip  das  (-bergewicht  haben,  da  die  Konservativen  allein 
über  mehr  Stimmen  verfügen,  als  Nationalliberale  und  Freikonservative  zu- 

■)  Vcrgl.  meinen  Artikel  Die  Aussichten  der  Wahlrechtsreform  in  treusten  in  dicMin  Bande  der 
Sogialistischtn  MtMtthefttt  p«C>  Sax  ff. 
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saninicngeuomnien,  ausserdem  aber  das  Zentruni  zur  Seite  hätten,  das  nament- 
lich unter  seinen  ostelbischen  Mitgliedern  sehr  entschiedene  Anhänger  der 
Standischen  Vertretung  zählt  Ist  doch  die  ganze  katholische  Staatsauffassung 
eine  ständische. 

Ich  halte  es  daher  auch  nicht  ffir  wahrscheinlich,  dass  das  Zentrum  etwa  des- 
halb» weil  es  jetzt  in  der  Opposition  ist,  aus  Trotz  gegen  den  BiÜ  DwIilock  irgend- 
wie ernsthaft  für  das  allgemeine,  gleiche,  direkte  Landtagswahl  recht  ins  Feuer 
gehen  wird.  Im  Zentrum  treibt  man  keine  Gcfühlspnlitik.  Allenfalls  wird  man 
mit  Rücksicht  auf  den  linken  Flügel  der  Partei  und  die  im  Zcntrumsge folge 
marschierenden  Arbeiter  irgend  welche  Kundgebung  veranstalten«  die  nach 
Befürwortung  jenes  Wahlrechts  aussieht,  aber  man  wird  sich  auf  keine  ernst- 
hafte Aktion  zu  dessen  Erkämpfung  einlassen.  Die  schönen  Zeiten 
sind  vorbei,  wo  man  im  Lager  der  römischen  Kirche  sich  das  Spielen  mit  der 
Revolution  erlauben  durfte.  Die  massgebenden  Führer  des  Zentrums  legen  im 
Gegenteil  Wert  darauf,  den  konservativen,  siaatserhaltendtn  Charakter  ihrer 
I^rtei  bei  jeder  Gel^«iheit  zu  betonen.  Es  ist  aber  klar,  dass,  da  Regierung, 
Herrenhaus  und  die  Mehrheit  der  Landtagsabgeordneten  gegen  die  Ein- 
führung dos  (kmokratischen  Wahlrechts  in  Prcusscn  sind,  eine  ernsthafte  Bc- 
wenjimg^  für  dieses  Wahlrecht  gegebenenfalls  <lurch  ausserparlamentarische  De- 
monstrationen grössten  Stils  unterstützt  werden  müsste,  die  inRegieruugskreisen 
für  revolutionär  angesehen  und  verpönt  werdeh  würden.  Und  dass  das  Zen- 
trum sich  auf  ii^;end  welche  Agitationen  dieser  Art  nicht  einlassen  wird,  haben 
seine  Organe  schon  deutlich  zu  verstehen  gegeben.  Es  wird  ihnen  im  Gegenteil 
entgegenwirken,  wo  es  ntir  kann,  es  wird,  wo  katholische  Arbeiter  dergleichen 
veranstalten  oder  mitmachen,  sie  desavouieren,  es  wird,  mit  einem  Wort,  die 
Welt  durch  sdne  Ugoie  Haltung  in  Erstaunen  setzen.  Ln  Landtag  aber  wird 
es  voraussichtlich  gleich  dem  Freisinn  mit  der  Grossherzogin  von  Gerolstein 
erklären:  »Wenn  man  nicht  kriegt,  was  man  liebt,  dann  liebt  man,  was  man 
krietrt  .r  Nach  Salvierung  seiner  Haut  gegenüber  dem  linken  Flüj^el  der 
Partei  aber  wird  es  für  diejenigen  ]'crbcsscruni^s:^n\.va.QC  stimmen,  die  ihm  am 
sympathischsten  sind,  das  heisst  sich  seinen  ständischen  Idealen  am  meisten 
annähern.  Es  ist  ratsam,  diese  Wahrsdieinlichkeit,  die  sich  aus  der  ganzen 
Natur  des  preussischen  Zentrums  ergibt,  rechtzeitig  ins  Auge  zu  fassen. 

Das  ist  überhaupt  bei  unserem  Kampf  für  das  demokratische  Wahlrecht  in 
Preussen  so  charakteristisch  Und  verbietet  uns,  aus  den  Erfolgen,  die  mit  be- 
stimmten Agitationen  in  anderen  Ländern  erzielt  wurden,  kurzerhand  Schlüsse 

auf  ihre  Wirkungen  bei  uns  zu  ziehen:  \\\r  hal)cn  den  am  stärksten  organi- 
sierten und  zentralisierten  Regierungsapparat  der  Well  gegen  uns,  aber  nicht 
eine  der  bürgerlichen  Parteien  mit  oder  auch  nur  neben  uns.  Wie  das  ge- 
kommen ist,  will  ich  hier  nicht  untersuchen.  Wohl  aber  sei  der  Auffassung 
entgegengetreten,  dass  es  die  notwendige  Folge  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung  sei,  wie  sie  sich  besonders  in  Preussen  mit  Hochdruck  vollzieht.  Diese 
Entwickelung  müsste  vielmehr,  besonders,  soweit  sie  dem  Bilde  entspricht, 
wie  es  in  den  Köpfen  der  grossen  Mehrheit  der  Sozialdemokratie  lebt,  und  das 
rasche  Konzentrierung  der  Betriebe  und  Vermögen  heisst,  eher  das  entgegen- 
gesetzte Resultat  zur  Folge  haben.  Denn  neben  der  Zahl  der  Lohnarbeiter  muss 
sie  auch  die  Zahl  solcher  Zwischenexistenzen  rasch  vermehren,  deren  wirt- 
schaftliche Interessen  sie  zu  grosseren  Gegnern  der  Plutokratie,  als  der  Demo- 
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kratie  macht.  Die  Berufsstatistik  wdst  denn  auch  ein  beträchtliches  Wachs- 
tum dieser  ScUchten  «uf.  Aber  im  Pftrteifaaiipf  macbt  rieb  ilir  Einfln»  nidit 
in  dem  Sinne  bemerkbar,  wie  es  nach  unserer  Anffossung  eigentlich  der  Fall 
sein  8(rilte. 

Ich  habe  vor  einiger  Zeit,  um  eine  Übersicht  über  die  proportionale  EntwidM- 
lung  der  politischen  Parteien  Deutschlands  im  letzten  Jahrzehnt  zu  gewinnen, 
die  in  den  drei  Reichstagswahlcn  1903  und  1907  auf  die  wichtigsten  Par- 

teien entfallenen  Wahlzififern  in  Gruppierung  nach  wirtschaftlichen  Grund- 
tendenzen zusammengestellt  und  das  folgende  interessante  Bild  erhalten:  Es 
bekamen  in  runden  Zahlen  Stimmen: 


Partei 

1898 

1903 

1907 

Prozentuale 
Zunahme 
von  1H98  bis 

IQ07 

Antisemiten  j 
Hauernhufuilcr    (   *  * 

859000 
344000 

530000* 

948000 
333000 

667000 

I  071  ODO 
447000 

88t  000 

24,69 

a9f94 

66,23 

Also  konservative  Gruppen  . 

I  733000 
I  455000 

1  948000 
I  875000 

2  399  ODO 
2  183  000 

38,43 
50,04 

Also  antilibcralc  Gruppen  .  . 

Freisinnige  Volkspartei  .  .  . 
1-' reisinnige  Vereinigung  .  .  . 
Suddent^ie  Volkspartd  .  .  . 

3  188  000 

558  000 
196  000 
108000 

3  823000 

543000 
243000 
91000 

4  552000 

735000 
343000 
148000 

43.78 

31.72 
75.00 

37t04 

Also  linlusliberale  Gruppen.  . 

862000 

971  000 

877000 

I  313000 

I  236000 

1  665  000 

42.22 

70,44 

Also  liberale  Gruppen  .... 

Gesamtwähler  dieser  Gruppen 
InsgesamtabKcgcliene  Stimmen 

1  833000 

2  107  000 

7  1 28  000 

7  75^ 

2  190000 

3 oii  000 

9  024  000 
9  405  585 

2881000 

3  259000 

10  722  000 

1 1  262  756 

S7.W 

54.67 

50.42 
45.82 

Danach  haben  die  antiliberalen  Gruppen  zusammen  eine  geringere,  die  liberalen 
als  Ganzes  eine  stärkere  prozentuale  Vermehrung  der  Stimmen  erfahren,  als 
die  Sozialdemokratie.  Innerhalb  der  grossen  Gruppen  haben  die  freisinnige 
Vereinigung,  die  Nationalliberalen  und  die  IVirtschaftlichc  Vereinigung  grössere 
prozentuale  Zunahme,  als  die  Sozialdemokratie,  während  Zentrum,  die  beiden 
konservativen  Parteien  und  die  In  ideii  \'olksparteien  hinter  ihr  zurückgeblieben 
sind.  Die  Zunahme  der  sozialdemokratischen  Stimmen  ist  stärker,  als  die 
Durchsdinittssteigerung,  bebt  sich  jedoch  nicht  sonderlich  über  sie  hinaus. 
Nun  sind  diese  Zahlen  nur  mit  grossem  Vorbehalt  zu  lesen,  da  die 
Wahlen  von  1907  mit  ihrer  nie  zuvor  erreichten  Beteiligungsziffer  Ausnahme- 
wählen  waren,  bei  denen  unter  Hochdruck  Wähler  für  die  Blockparteien  ein- 
gefangen wurden.  Indes  haben  sie  immerhin  einen  Anzeigewert  für  die  grossen 
Strömungen  im  Gesellschaftsorganismus  und  lassen  erkennen,  dass  eine  nach 
Millionen  zählende  Schicht  von  Wählern,  die  alles  mogUdie,  nur  nicht  Kapi* 
talisten  oder  am  Kapitalismus  interessiert,  sind,  unter  die  nlditsozialistisGlien 
Parteien  sich  verteilt.  Von  ihnen  müsste  ein  sehr  grosser  Prozentsatz,  wenn 
er  auch  den  entscheidenden  Schritt  zur  Sozialdemokratie  noch  nicht  machen 
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mochte,  doch  kraft  seiner  Existenzbedingungen  auf  eine  Politik  im  Sinne  der 
Sozialdemokratie  und  namentlich  auf  gründliche  Demokratisierung  des  Staats 
hindrangau  Aber  das  Verhalten  der  nichtaosialistischeii  Fatrteien  lässt  wenig 
von  einem  aolchen  EmiEItias  merken. 

Interessant  ist  unter  diesem  Gesichtsptmk^  dass  wenig^stens  die  beidra  ausge- 
sprochen konservativen  Parteien  in  der  erwähnten  Epoche  den  geringsten 
Stimmenzuwachs  zu  verzeichnen  hatten,  gegen  1898  im  Verhältnis  zu  den 
übrigen  Parteien  am  meisten  zurückgegangen  sind.  Und  am  ungünstigsten 
stdien  sich  von  ümen  wiederum  die  Konservativen,  die,  bei  eiiwm  allgemeinen 
Zuwachs  von  über  45  %« ihre  Stimmen  um  noch  nicht  35  %  vermdirten.  Auf 
der  anderen  Seite  sind  es  die  freisinnige  Vereinigmig  und  die  Nationalliberalen, 
die  mit  dem  grössten  prozentualen  Aufschwung  prunken.  Dank  seiner  stellt 
sich  die  Gruppe  aller  Liberalen  besser,  als  der  Gesamtdurchschnitt,  während  die 
Gruppe  der  Linksliberalen  hinter  ihm  zurückblieb.  Die  Zahlen  dieser  letzteren 
verdienen  besondere  Beachtung.  Sie  erklären  uns,  warum  im  Rat  der  Ffihrer 
dieser  Gruppe  wenig  Neigung  besteht,  mit  der  Blockpolitik  zu  brechen.  Von 
1898  auf  1903  ist  von  einem  Stimmengewinn  des  Linksliberalismus  überhaupt 
nichts  zu  merken.  Von  dem  allgemeinen  Zuwachs  der  Wählerzahl  fällt  so 
gut  wie  nichts  auf  ihn.  £r  stagniert.  Was  die  freisinnige  Vereinigung  ge- 
winnt, verlieren  die  beiden  Volksparteien.  Ganz  anders  1907,  unter  dem 
Zeidien  des  Blocks.  Da  gewinnen  die  drei  Fraktionen  zusammen  nahezu 
350000  Stimmen,  und  die  Zahl  ihrer  Mandate  steigt  von  36  auf  47.  Den 
grössten  Gewinn  verzeichnet  die  freisinnige  Volkspartei,  die  in  Hinsicht  auf 
Mandate  wie  Wähler  mit  grösseren  Zahlen  aufwarten  kann,  als  freisinnige  Ver- 
einigung und  süddeutsche  Volkspartei  zusammengenommen.  Sie  hängt  denn 
auch  am  festesten  am  Block. 

Ich  tmterlasse  es,  die  vielen  treffenden  Aigumente  zu  wiederholen,  die  vom 
demokratischen  Standpunkt  aus  gegen  den  Anschluss  der  Frebinnsgruppen  an 

den  Bülowblock  ins  Feld  geführt  worden  sind.  Alles  weist  darauf  hin,  dass, 
von  radikal  demokratischen  Reformen  ganz  abgesehen,  die  Blockpolitik  schwer- 
lich irgend  welche  liberale  Reform  eintragen  wird,  für  die  nicht  auch  ohne 
sie  eine  Mehrheit  im  Reichstag  zu  stände  zu  bringen  wäre.  Indes  kann  man  es 
den  demokratischen  Elementen  im  Freisinnslager  überlassen,  den  Anschluss 
ihrer  Parteien  an  den  Block  zu  bekämpfen.  Für  die  Sozialdemdcratie  als 
Draussenstchcndc  p^cnii.e;t  es,  die  Tatsache  selbst  zur  Kenntnis  zu  nehmen,  die 
politischen  Preisgebungen,  zu  denen  sie  führt,  zu  kennzeichnen  und  die  Folge- 
rungen für  ihre  Taktik  daraus  zu  ziehen. 

Von  vom  herein  lässt  sich  gar  nichts  dagegen  sagen,  dass  politische  Parteien 
parlamentarische  Bfindnisse  oder  Abmachungen  eingehen.  Die  politischen 
Blocks  sind  durchaus  keine  Erfindung  der  Neuzeit.  Die  beiden  grossen  histori- 
schen Parteien  Englands  sind  seit  GeneratioQen  immer  nur  Blocks  gewesen, 
deren  Einzelteile  sehr  divergierende  Interessen  und  Fordeamgen  vertraten.  Die 
sie  konstituierenden  Gruppen  fanden  sich  jeweilig  unter  grossen  politischen  Ge- 
sichtspunkten zusammen,  und  im  Verhältnis  ihrer  Kräfte  zu  einander  wurde  das 
Ministerium  gebildet  und  seine  Politik  bestimmt.  Unter  solchen  Umstanden 
konnten  1880  der  damals  noch  sehr  radikale  Chamberlain  und  der  nicht  minder 
radikale  Charles  Dilke  neben  dem  whiggistischen  Marquis  Hartington  ins 
Ministerium  Gladstone  eintreten,  von  1885  ab  ein  Sir  John  Gorst,  der  an 
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sozialpolitischem  Radikalismus  von  keinem  Bürgerlichen  übertroffen  wird,  einem 
Ministerium  angehören,  an  dessen  Spitze  der  Erztory  Lord  SaUsbury  stand. 

Ein  Blick  auf  die  Gesetzgebungsarbeit  dieser  Ministerien  zeigt,  dass  den 
radikaKn  Elementen  jcrlcsmal  sehr  bestimmte  und  wichtige  Zugeständnisse 
geniaclit  wurden,  l'nd  nun  vergleiche  man  damit  den  deutschen  Rlock,  }[arkr 
ßülou.:  Davon,  dass  die  Blockparteien  aui  dem  Wege  der  \'erhandlung  die 
Minister  auswählten  und  damit  den  Geist  der  Verwaltung  der  verschiedenen 
Ministerien  bestimmen  —  die  Kontinuität  in  reinen  Fachangelegenheiten  wird 
in  England  durch  das  Institut  der  dauernden,  dass  heisst  vom  Ministerwechsel 
nicht  betroffenen  Unterstaatssekretäre  gesichert  — ,  ist  hier  keine  Rede.  Die 
Parteien  bestimmen  nicht  die  Minister,  sie  werden  nur  von  Zeit  zu  Zeit  mit 
irgend  einem  neuen  Minister  überrascht  und  dürfen  dann  kombinieren,  in 
welchem  Sinn  er  möglicherweise  sein  Ressort  leiten  wird.  Und  wenn  es  nur 
die  Personenfragc  wäre!  Aber  wo  ist  die  Spur  einer  leidlich  bestimmten 
Politik,  eines  fassbaren  Regierungsprogranims,  wonach  man  den  Bülowblock 
beurteilen  und  seinen  politisclieu  Werl  l)emcssen  könnte?  Wer  danach  fragt, 
erhält  die  Berliner  Antwort:  »Nichts  Gewisses  weiss  mau  nicht.«  Die  Block- 
parteien gewähren  noch  immer  das  erhebende  Beispiel,  dass  die  konservative 
Presse  versichert,  die  Blockpolitik  werde  unter  keinen  Umständen  liberale 
Politik  sein,  die  liberale  aber  die  Hoffnung  ausdrückt,  sie  werde  doch  etwas 
liberal  sein.  Die  englischen  und  französischen  Blocks  sind  ja  auch  keine 
Ideale,  aber  wenn  man  sich  der  Programme  erinnert,  mit  denen  ein  Waldeck- 
Rousseau,  ein  Ccmibes  zu  ihrer  Zeit  vor  das  Land  traten,  und  die  sie  mit  Hilfe 
der  hinter  ihnen  stehenden  Koalitionen  durchfährten,  wenn  man  die  klare  und 
bestimmte  Rede  liest,  mit  der  Campbell-Bannermann  am  5.  Oktober  den  Winter- 
feldzug  seiner  Regierung  eröffnet  hat,  dann  begreift  man  erst,  was  für  eine 
Karikatur  wirklicli  parlamentarischen  Lebens  das  deutsche  Wesen  ist,  das  den 
Xaiiicn  Block  trägt. 

Und  um  dieses  Wechselbalgs  willen  wurde  Herr  Naumann  von  den  freisiiinigen 
Volksparteilem  abgekanzelt,  weil  er  es  sich  habe  beikommen  lassen,  zu  einem 
fröhlichen  Kampf  für  das  allgemeine,  gleiche  und  direkte  Landtagswahlrecht 

die  Fanfare  zu  blasen.  Nicht  besser  scheint  es  Herrn  Barth  mit  seinem  \'or- 
schlag  gehen  zu  wollen,  als  Unterpfand  des  guten  Willens  von  der  Regierung 
für  die  Wintersession  des  Landtags  die  Einbringung  eines  Notgesetzes  zu  ver- 
langen, das  die  öffentliche  Stimmabgabe  durch  die  geheime  ersetzt,  so  dass  die 
Wahl  des  neuen  Landtags,  der  die  Wahlrechtsreform  vornehmen  soll,  wenigstens 
in  diesem  Punkt  unter  anständigen  Bedingungen  erfolgen  könnte.  Für  iWa- 
Sfizialdemokratic  hiesse  die<e  Änderung,  wie  das  Heispiel  Sachsens  zeigt,  kaum 
Verbesserung  ihrer  Aussichten  auf  Abgeordnetenmandate,  sie  würde  nur  da- 
durch, dass  sie  auch  die  abhängigen  Nichtproletarier  in  die  L^ge  versetzte,  nach 
ihrer  Überzeugung  zu  stimmen,  die  MögUchkdt  schaffen,  dass  der  kommende 
LandtHLT  ^  in  etwas  weniger  konservativ-klerikales  Gepräge  erhielte.  Sic  müsste 
deshalb  die  selbstvcrständichc  Massnahme  einer  Regierung  sein,  die  eine  eini- 
germassen  fortschrittliche  Wahlrcform  vorhat.  Indes,  bis  jetzt  sieht  es  so  aus, 
als  ob  selbst  dieser  so  gemässigte  Vorschlag  keine  Gnade  im  Lager  der  Frei- 
sinnigen Volkspartei  finden  soll,  da  er  den  Block  sprengen  könne.  Bleibt  es 
dabei,  dann  schwindet  auch  der  letzte  Zweifel,  dass  die  Regierung  und  ihre 
Verbün<lcten  an  keine  Wahlreforni  denken,  die  von  der  Arbeiterklasse  auch  OUT 
als  eine  Abschlagszahlung  betrachtet  werden  kann. 
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Was  aber  dann?  Wir  werden  selbstverständlich  suchen,  die  noch  im  Gefolge 
der  Freisinnigen  und  des  Zentrums  laufenden  Arbeiter  gegen  die  Politik  dieser 
Parteien  mobU  zu  machen,  und  gewisse  Erfolge  werden  wir  sicher  dabei  er- 
zielen. Ob  sie  aber  ausreichen  werden,  die  Parteien  zu  einer  Änderung  ihrer 
Politik  zu  nötigen,  das  scheint  mir  zicnilicli  zweifelhaft.  Das  Gros  der  Zen- 
trumswähler sind  Kleinbürger  und  Bauern,  sowie  Landarbeiter,  an  die  wir 
schwer  herankommen,  und  auch  bei  den  Freisinnigen  spielen  die  uns  zugäng- 
lichen Lohnarbeiter  nur  einen  unbedeutenden  Bruditeil  ihrer  Wählerschaft 
'Es  wire  fabdi,  die  Qi^raition,  die  im  Freisinnslager  g^;en  die  Blockpolitik 
ankämpft,  gering  einzuschätzen.  Sie  scheint  zu  wachsen,  und  es  wird  vielleicht 
der  Moment  kommen,  wo  eine  Kooperation  aller  kampfentschlossenen  Verfechter 
des  allgemeinen  Wahlrechts  Form  annehmen  wird.  Aber  noch  ist  der  Zeitpunkt 
nicht  da.  Wohin  die  Mehrheit  der  Freisinnigen  tendiert,  lehrt  ein  Blick  auf  die 
Entstehungsgeschichte  der  jetzigenReichstagsmandate  der  Freisinnsdreiheit.  Zwei 
Drittel  davon  verdankt  sie  dem  Block  und  dem  Zentrum,  und  nur  ein  Drittel 
hat  sie  durch  Stichwahlunterstützung  von  Seiten  der  Sozialdemokratie  erlangt. 
Bei  den  freisinnigen  Volksparteilern,  die  in  diesem  Dreibund  den  Ton  angeben, 
ist  das  Verhältnis:  20  Mandate  vom  Block  und  7  von  der  Sozialdemokratie. 
Wenn  auch  nicht  in  jedem  einzelnen  Fall«  so  wird  doch  in  der  Regel  die  Er- 
innerung an  die  Wahlbundesgenossenschaft  auf  die  Politik  zurfickwirken.  Bleibt 
das  Mittel  der  Bearbeitung  der  Parteien  und  der  Regierung  durch  ausserparla- 
mentarische  Aktionen  stärkerer  Art,  als  blosse  Versammlungen  mit  den  üblichen 
Reden  und  Resolutionen.  Als  solche  sind  Massenspaziergänge,  politisclie 
Streiks  etc.  in  Vorschlag  gebracht.  Dass  die  deutsche  Sozialdemokratie,  wenn 
sie  zu  diesen  Mitteln  der  Demonstration  zu  greifen  sich  entschliessen  sollte,  sie 
auch  mit  Wudbt  ins  Werk  setzen  würde,  bezweifle  ich  keinen  Augenblick.  Gerade 
darum  aber  muss  betont  werden,  dass  wir  bei  der  jetzigen  Konstellation  der 
Parteien  bei  diesen  Demonstrationen  keinerlei  Rückhalt  im  preussischcn  Par- 
lament, sondern  alle  Parteien  gegen  uns  haben  werden.  Täuschen  wir  uns  also 
darüber  nicht,  dass  es  bei  den  Massnahmen,  fiber  die  wir  uns  zu  entschliessen 
haben,  je  nachdem  hdssen  wurde:  entweder  alles  aufs  Spiel  gesetzt  oder  Hand 
davon!  .Halbheiten  bleiben  wirkungslos. 

Das  ist  die  augenblickliche  Sachlage.  Mit  Rücksicht  auf  sie  wird  der  am 
21.  November  zusammentretende  Preussentag  seine  Entscheidungen  zu  treffen 
haben.  Es  ist  eine  schwere  Aufgabe,  die  ihm  damit  gestellt  ist.  Aber  er  wird 
sie  getreu  dem  Geist  der  alten  Parteipolitik  zu  lösen  wissen:  furchtlos,  doch 
zu  keiner  Zeit  kopflos. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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jlvS  gab  einst,  in  den  sechziger  und  siebziger  Jahren,  eine  Zeit,  in  der 
Preusscn  den  Liberalismus,  die  vorwärtstreibende  Strömung  jener 
Tage  brauchte,  um  in  Gesamtdeutschland  auf  moralische  Eroberungen 
auszugehen.   Wenn  der  Frankfurter  Abgeordnetentag  »die  Bildung 

Heiner  durch  die  Nation  frei  und  tuunittelbar  erwählten  Repräsentation 


als  die  ünerlässliche  Vorbedingungc  jeder  Bundeseinheit  erklärte,  so  hatte  Bis- 
marck gleichfalls,  fast  gleichzeitig  und  wörtlicli  fast  [gleichlautend,  zmn  Ent- 
setzen des  ostelbischen  Junkertums,  an  den  Freiherrn  von  Werther  geschrieben : 
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»Ich  erkenne  nur  in  einer  aus  direkten  Wahlen  hervorgehenden  Vertretung  des 
deutschen  Volkes,  mit  Befugnis  zu  beschliessender  Mitwirkung,  die  Grundlage  von 

Bundesinstitutionen,  zu  deren  Gunsten  die  preussische  Regierung  ihrer  Selb^Uldig' 
keit  in  irgendwelchem  erheblichen  Umfange  entsagen  könnte.« 

Es  war  auch  keine  plötzliche  Sinneswandlung,  sondern  eine  allmählich  aus- 
gereifte» seit  langem  festgewurzelte  Anscbatiung^  die  hier  mm  Aitsdmck  kaoL 

Schon  in  der  Frankfurter  Bundestagaadt  kam  Bismarck  zu  der  Überzeugung, 

die  Volksvertretung  müsse  für  Preussen  »das  mächtigste  Hilfsmittel  der  aus- 
wärtigen Politik«,  auch  der  Landtag  müsse  >für  Preussen«  eine  Macht  in 

Deutscliland  werden: 

»Wenn  wir  dreist  und  konsequent  wären,  könnten  wir  viel  dordnetzwi.   Die  .  .  . 

Idee,  die  preussischcn  Kammern  .  .  .  zur  Grundlage  hegemonischer  Bestrebungen 
zu  machen,  steht  auf  dem  selben  Felde.  Kammern  und  Presse  könnten  das  mächtigste 
Hilfsmittel  unserer  auswärtigen  Politik  werden  .  .  .  Kammern  und  Presse  müssten 
die  deutsche  Zollpolitik  breit  und  nukhaltlos  aus  dem  preussischcn  Standpunkte 
diskutieren ;  dann  würde  sich  ihnen  die  ermattete  Aufmerksamkeit  Deutschlands 
wieder  zuwenden  und  unser  Landtag  für  Preussen  eine  Macht  in  Deutschland  werden. 
Ich  wünschte  den  Zollverein  und  den  Bund,  nebst  Prcussens  Stclhitifjj  zu  beiden,  in 
unseren  Kammern  dem  Seziermesser  der  schärfsten  Kritik  unterzogen  zu  sehen; 
davon  kann  der  König,  seine  Minister  und  deren  Politik,  wenn  sie  ihr  Handwerk 
verstehen,  nur  Vorteil  haben.« 

Viel  weniger  durch  neue  reaktionäre  Rückfälle  Bismarcks,  als  durch  die  \'or- 
ständnislosigkcit  der  bürgerlichen  Linken  Preussens  für  die  Militarirage  schienen 
diese  moralischen  Eroberungen  ein  paar  Jahre  lang  gefährdet  Aber  selbst 
nach  der  R^kkehr  von  den  böhmischen  Schlachtfddem  scheiterten  die  Be- 
mühungen der  KreusseitungspsLTtci,  den  Konflikt  zwischen  Liberalismus  und 
Rc<^crimg  zum  Dauerzustand  zu  erheben.  Die  Indenuutätsvorlage  stellte  die 
zerstörten  Brücken  wieder  her. 

Die  preussische  Regierung  hatte  dieses  ihr  ruhiges,  umsichtiges  Verhalten 
wahrlich  nicht  zu  beklagen.  Die  Abgeordneten  aus  den  neuerworbenea  Pto- 
vinzen  schlössen  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  der  liberalen  Seite  an»  fanden 

hierdurch  ohne  allzu  grosse  Schwierigkeiten  ihre  erste  Eingliederung  in  das 
preussische  Staatsgefüge,  während  sie  dem  junkerlichen  Altkonservativismus 
Ostelbicns  nur  fremd  und  feindlich  hätten  gegenüberstehen  können.  Südwärts 
des  Mains  hatten  die  Krcusseitungshcstre.hungcn  vollends  niemals  Boden  zu 
fassen  vermocht;  nur  als  Bringer  längst  fälliger  liberaler  Reformen  durfte 
Preussen  hoffen,  alle  nicht  geradezu  einheitsfeindlicben  Elemente  der  Mittel- 
und  Südstaaten  um  seine  Vorherrschaft  zu  scharen. 

Besonders  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  erwies  sich  Preussen  damals  zweifellos 
als  Deutschlands  fortschrittlichste  Kraft.  Der  Gewerbefreiheit,  wie  sie  alsdann 
in  der  Reichsgewerbeordnung  ihren  gesetzgeberischen  Niederschlag  fand,  hatte 
Preussen  am  meisten  vorgearbeitet;  was  für  Lander,  wie  Meddenburg,  eine 
kleine  Revolution  darstellte,  setzte  für  Preussen  höchstens  noch  ein  Tipfelchen 
auf  das  i.  Das  Freizügigkeitsgesetz  war  im  wesentlichen  eine  Ausdehnung 
des  preussischcn  Rechtes  auf  ganz  Deutschland.  Der  Unterstützungswohnsitz 
war  in  IVcusm  ii  l  iiii^st  verwirklicht,  ehe  er  im  Reiche  über  eingerostete  klein* 
und  mittelstaatiichc  Heimatsrechtsordnungen  si^e.  Was  der  herein  deutscfuer 
Volkswirte  als  aufgeklärte  deutsche  Handelspolitik  predigte,  war  gleichzeitig 
und  schon  vorher  preussische  Handelspolitik  im  Zollverein  und  gtgen  öster- 
reicli.  Das  allgemeine  Wahlrecht  für  das  Reich  zu  empfehlen,  Nvnqten  selbst 
Liberale  kaum.  Aber  was  Lassalle  als  unterscheidende  Arbeiterforderung  auf- 
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Stellte  und  verfocht,  gebrauchte  Bismarck  als  ^die  damals  stärkste  der  freiheit- 
lichen Künste  ...  im  Hinblick  auf  die  Notwendigkeit,  im  Kampfe  gegen  eine 
Übermacht  des  Auslandes  im  iussersten  Notlall  auch  zu  revolotioiUlren  Mittehi 
greifen  ra  konnenc 

Die  Neuheit  und  Grösse  der  Reidisprobleme  Hess  nach  den  Ereignissen  von 
1866  und  1870  zunächst  den  innerpreussischen  Entwickelungsgang  und  den 
Landtag  wieder  mehr  zurücktreten.  Auch  die  preussischen  Staatsleiter,  vor 
allem  Bismarck  und  Delbrück,  fanden  ihren  hervorragendsten,  zuweilen  ihren 
anssdiliesslidien  Wirkungilcrds  im  Reicbe.  Dana  bcadile  der  kxmservatiY- 
Iderikale  Umschwung  am  Ende  der  siebxiger  Jahre  zu^eich  einen  vollständig 
veränderten  Regierungs-  nnd  Parlamentskurs  in  Preussen.  An  Stelle  Falks  war 
Puttkamer  getreten,  der  von  Anfang  an  den  Einfluss  der  Geistlichen  auf  die 
Schule  wieder  zu  stärken  wünschte;  die  Revision  der  Maigesetzc  begann,  um 
im  Reiche  das  Zentrum  für  Zoll-  und  Steuerbewilligungen  gefügiger  zu  machen. 
Der  Liberalismus  in  alter  Stärke  war  ausgeschaltet;  bei  den  Okftoberwahlen 
von  hatten  die  Nationalliberalen   von    168  Sitzen  63,  die  Fort- 

schrittler von  63  gar  29  eingebüsst,  die  Wilden  waren  von  21  auf 
14  zurückgegangen;  andererseits  hatten  die  Konservativen  73  Mandate 
gewonnen,  die  Freikonservativen  15,  das  Zentrum  war  von  89  auf 
96  Mitglieder  gestiegen;  an  Stdle  Bennigsens  fibemahm  Herr  von 
Kdller  das  Präsidium  im  Abgeordnetenhaus.  Dennoch  erhob  sich  der  I.andtag 
noch  nicht,  wie  später  und  heute,  zu  einem  hemmenden  Gegengewicht  gegen 
das  Reichsparlament ;  die  Mehrheit  der  Drciklassenkammer  >\nirde  noch  nicht 
systematisch  in  wichtigen  Fragen  gegen  die  Mehrheit  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts ausgespielt.  Man  hatte  dies  zunächst  auch  gar  nicht  nötig,  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil  die  Sozialdemokratie  im  Reichstage,  selbst  nach  den  Er- 
folgen von  1884,  viel  zu  schwach  blieb,  um  die  politische  Physiognomie  des 
Reichsparlamentes  dauernd  mitzubestimmen.  Das  Schlagwort  von  dem  unerträg- 
lichen Parlamentsblock  Grillcnberger-Richtcr-Windthorst  tauchte  zwar  gelegent- 
lich schon  auf;  aber  es  traf  höchstens  für  ein  paar  Fragen,  wie  Septennat  und 
Sozialistengesetz,  halbwegs  zu,  und  audi  hier«  wie  man  weis^  nur  unter  ganz 
vorubergdienden  parteitaktischen  Voraussetzungen  für  Zentrum  und  Fortschritt 

Tiefgdiende  Unstimmigkeiten  zwischen  Reichs-  und  Landesparlament  traten  da- 
gegen sofort  in  der  neuen  Ära,  nach  Bismarcks  Rücktritt,  zu  tage.  In  gewissen 
Sinne  darf  man  sagen,  dass  die  unaufhörlicheii  Quertreibereien  im  Abgeordneten- 
und  Herrenhaus  dem  Kurs  Caprivi-Berlepsch  ein  vorzeitiges  Ende  bereiteten, 
und  leider  muss  man  hinzufügen,  dass  ein  ehemaliger  Liberaler  zuletzt  viel 
zur  reaktioniren  Mobihnachimg  des  Landtages  beitrug:  Herr  von  Miquel,  der 
sich  mAr  und  mehr  zu  einem  Hasser  des  allgemeinen  Wahlrechtes  und  der 
Komfentswirtsehttft  im  Reichstag  entwickelte. 

Wir  wissen  jetzt  aus  Bennigsens  hinterlassenem  Briefwechsel,  dass  Wilhelm  II. 
Anfang  der  neunziger  Jahre,  ähnlich  wie  heute,  in  einem  stärkeren  liberalen 
Einschlag  nicht  nur  kein  Unglück  und  keine  defahr,  sondern  einen  Vorteil  für 
den  ganzen  preussischen  V'erwaltungs-  und  Gesetzgebungsorganismus  sah.  Wir 
wissen  aber  längst,  mit  «reicher  zähen  Entschiedoiheit  das  DreHdassenparlament 
die  alten  Bismarckschen  Überlielerungen  hochhielt,  der  Handelsvertragspolitik 
des  Reiches  Steine  in  den  Weg  warf,  der  Fortbildung  des  Arbeiterschutzes,  bei- 
q»ielsweise  für  die  Bergleute  nach  Kräften  Schwierigkeiten  bereitete.  Die 
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Sturmläufe  gegen  die  schwächliche  Bäckereiverordnung,  gegen  die  K<muni5sio«i 
für  Arbeiterstatistik  setzten  mit  Vorliebe  im  Abgeordnetenhause  ein.  Man 
verlangte,  partikularistischc  Sondergesetze  gegen  die  Landarbeiter,  um  einer 

weniger  angenehmen  Rcichsrcgeluno;  vorzubeugen.  Im  Hcrrcnhause  rief  man 
offen  zum  Angriff  gegen  (Jas  Reichstagswahlrecht  auf,  und  noch  später  ver- 
langte man  von  dem  Ministerium  Hohenlohe,  dass  es  sich  über  festgelegte 
Reichstagsbeschlfisse»  wie  die  gegen  die  weitere  Steigerung  der  ICaneaver» 
brauchsauflagen  für  Flottenzwecke»  treulos  hinwegsetze.  Je  weniger  man  die 
Stimmung  grösserer  Wählermasscn  zu  berücksichtigen  brauchte,  desto 
mehr  konnte  ein  ganz  heschränkter  Interessentenkreis  skrupellos  darauf  aus- 
gehen, die  preussische  Regierung  unter  ihr  Joch  zu  beugen  und  dadurch  im 
Bundesrat  und  Reiche  selber  Minen  gegen  die  Reichstagsmehrheit  und  im  Not- 
falle gegen  unbequeme  Einzelstaatsregierungen  zu  legen. 

Aber  was  ist  unter  diesem  System  aus  den  moraUschen  Eroberungen  Proissens. 
geworden?  Die  einzige  gesetzgeberische  Schöpfung  des  letzten  und  vorletzten 

Jahrzehntes,  die  einigermassen  Nachfolge  im  übrigen  Deutschland  gefunden 
hat,  war  die  Miquclsclie  iMiiknmmenstcucrreform.  Aber  selbst  sie  wurde  in 
Prrusscii  erkauft  mit  K icscMlicbcsgabcn  an  den  Grundbesitz  und  die  Standes- 
herren. Schon  der  zweite  liberalere  Anlauf,  die  Hcrrfurthschc  Landgemeinde- 
ordnung, trug  ihrem  Urheber  die  gdhässigste  Feindschaft  aller  ostelbischen  Feu- 
dalen ein,  obwohl  das  Werk  unter  den  Händen  der  Fronde  eine  kläglidie  Halb- 
heit blieb.  Zwär  dehnte  es  das  ländliche  Wahlrecht  ztun  erstenmal  auf  die- 
jenigen aus,  die  nicht  mit  Grundbesitz  angesessen  sind,  während  vorher  überall 
im  Osten,  selbst  in  den  Vororten  Berlins  mit  bereits  ganz  oder  doch  stark 
städtischem  Charakter,  der  Grundbesitz  Vorbedingung  des  Wahlrechts  ge- 
blieben war.  Aber  durch  Zensus  und  Wahlrechtsgestaltung  schloss  man  sofort 
wieder  die  eigentliche  Arbeiterklasse  nach  Möglichkeit  von  den  Gemeinde- 
beratungen aus.  Als  die  Regierung  tiefergreifende  Vollmachten  verlangte, 
Gutsbezirke  mit  Gemeinden  zu  verschmelzen  oder  doch  für  einzelne  \'erwal- 
tungszwecke  zu  verbinden,  bestanden  die  Ostelbier  darauf,  durch  ein  weit- 
gehendes Mitbestimmungsrecht  des  Kreisausschusses,  des  Beziricsratcs,  des 
Frovinzialrates  so  viele  grossgrundbesitzerlidie  Schutzmauem  der  alten  Vor- 
rechte aufzutürmen,  dass  keine  vorwärtsdrängende  RcgierungsströmuBg  in  Zu- 
kunft mehr  ernsthaft  gefährlich  werden  konnte.  So  endete  diese  zweite 
neue  Ära  Preussens  rasch  mit  einem  vollständigen  Fiasko;  Herr  Ilerrfurth  ver- 
liess  in  Eile  die  ungastliche  Stätte  seines  Wirkens,  Herr  von  Miquel  akklimati- 
sierte sich  vollständig  tmd  war  zuletzt  eine  Art  stiller  Führer  der  konservativen 
Frondeure,  die  das  Feld  der  inneren  Politik  wieder  beherrschten. 

Seitdem  träumt  niemand  mehr  von  einem  Preussen  in  Deutschland  voran  t  — 

es  sei  denn,  er  wage  die  preussische  Volkswrttt/tooig,  die  immer  mehr  zu  einer 
W^rtrctung  kleiner  Intercsscntenschichten  zusammengeschrumpft  und  ausge- 
artet ist,  auf  eine  viel  breitere  Wählergrundlage  zu  stellen.  Wenn  heute  eine 
ganze  Reihe  Einzelstaatcn,  vor  allem  im  Süden,  an  Verständnis  für  Arbeiter- 
fragen, für  die  tiefstgehende  Klassenbewegung  der  modernen  Gesellschaft,  an 
sozialpolitischen  Einrichtungen  und  Gesetzen  Preussen  weit  überflügelt  und 
weit  in  den  Scliatten  gestellt  haben,  wenn  sich  der  Blick  der  Massen  und  der 
Weiterschaucuflen  mehr  und  mehr  diesen  voranschrcitenden  Gemeinwesen  zu- 
wendet, wenn  Preussen  ebensoviel  an  dereinst  mühsam  erworbener  Achtung  ver- 
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liert,  wie  anderen  deutschen  Staaten  —  oft  sogar  in  recht  übertriebener  Weise 

—  die  allgcmeiiien  Sympathieen  zufliegen,  dann  ist  daran  in  erster  Lini«  die 
Tatsache  schuld,  dass  die  preussische  Verwaltung  und  Gesetzgetmng  alle 

Brücken  verfallen  Hess,  die  mit  den  aufstrebenden  Bevölkerungsschichten  die 
Verhindungf  aufrechterhalten  konnten.  Preusscn  als  deutsche  Vormacht,  als 
ehemaliger  Träger  moralischer  Eruberungen,  bezahlt  schliesslich  mit  seiner 
eigenen  politischen  Degradierung  imd  moralischen  Zurückdrängung,  was  es  den 
arbeitenden  Massen  in  der  Gegenwart  verweigert  und  auf  die  Dauer  trotzdem 
gar  nicht  verweigern  kann.  Sollten  die  fortschrittlicheren  Elemente  in  den 
Mittel-  und  Kleinstaaten  einmal  so  viel  Einfluss  gewinnen,  dass  ihre  Bundes- 
ratsvertretunpcn  ^gleichfalls  stärker  davon  becinfhisst  würben,  so  stände 
Prcussen  entweder  vor  unausgesetzten  Konflikten  mit  verbündeten  Regierun- 
gen oder  schliesslich  doch  vor  dem  unausbleiblichen  Konflikt  mit  einer  ver* 
rotteten  Landrat»-  und  Bourgeoiskanuner. 

»Es  gilt,  Jenes  unheilvolle  Element  des  preusischen  Staates  in  seine  Schranken 
zurückzuweisen,  welches  den  Partikularismus  in  Preusscn  selber  nährt  und  die  Herzen 
der  übrigen  Deutschen  diesem  Staate  entfremdet  .  .  .  Auch  die  Verständigen  werden 
verstimmt,  wenn  sie  immer  und  immer  keine  Antwort  finden  auf  die  Frage,  wer 
denn  in  Berlin  regiert,  das  Ministerium  oder  das  Junkertum  .  .  .  Das  freudige  Ver- 
trauen ...  ist  tief  erschüttert,  denn  Prcussen  krankt  an  Missständen,  welche  das 
südliche  Deutschland  längst  überwunden  hat.« 

So  schrieb  1861  Heinrich  von  Trcitschkc.  Bald  darauf  hob  sich  Prcussen,  in- 
dem es  die  drängendsten  Tagesforderungen  entschlossen  und  wagemutig  ihrer 
Erfüllung  entgegenführte,  hoch  über  alle  rivalisierenden  Bundesstaaten  empor. 
Heute  sind  Osterreich  und  die  Einzelstaaten  die  Lander  der  Wahlreform  ge- 
worden, und  mit  den  BegrifTen  PreusMH  und  preussische  Politik  verknüpft  sich 
abermals  das  Gefühl  der  Ahncif^inpf  und  Missachtuncf  ^egen  alles,  was  künst- 
lichen Stillstand  und  aijsichtliche  Erstarrung  bediutct. 

An  diesem  stärksten  Bollwerk  des  Rückschritts  nicht  mehr  achtlos  vorüberzu- 
gehen, Bresche  in  seine  Mauern  zu  legen,  ist  mehr  und  mehr  zum  dringendsten 
Erfordernis  der  Arbeiterpolitik  geworden.  Nicht  nur  Preussens,  sondern 
ganz  Deutschlands  wegen.  Aus  zahlreichen  Kundgebungen  der  letzten  Monate 
und  Wochen  wissen  wir  auch,  dass  in  der  Tat  die  Arbeiter  aller  Einzclstaaten 
den  beginnenden  Kampf  um  das  preussische  W  ahlrecht  als  einen  gemeinsamen 
ansehen.    Mit  jeder  Unschlüssigkeit  ist  es  nunmehr  vorbei.    Haben  wir  bisher 

—  nach  der  Meinung  vieler  allzulange  —  gezögert  und  gewartet,  so  gilt  es  jetzt, 
um  so  rascher  und  entschlossener  zu  handeln.  Wenn  wir  innerhalb  der  preussi- 
sehen  Staatsgrenzen  die  Rückschrittsgeläste  zähmen,  so  haben  wir  zugleich 
für  ganz  Deutschland  einer  ruhig  fortschreitenden  Politik  die  Bahn  gebrochen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WOLFQnNQ  HEINE  •  WIE  BEKfl/APFEN  WIR  DEN 

MILITRRISMÜS? 

IE  Debatten  des  internationalen  Kongresses  und  des  Parteitages  über 
die  Militarfrage  haben  eine  Anzahl  wertvoller  grundsätzlicher  Ge- 

tlanken  ergeben.   Eine  solche  prinzipielle  Erörterung  war  ganz  gut, 
nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Gegner,  sondern  auch  der  Partei 
selber  wegen,  die  das  Bestreben  haben  muss,  in  einer  so  wichtigen 
Frage  theoretisch  tmd  praktisch  zur  Klarheit  zu  kommen. 
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Schon  die  Reichstagsrede  des  Abgeordneten  ffir  Chemnitz,  Vodat,  die  den  un- 
mittelbaren Anlass  zu  den  Parteitagsdebatten  bildete,  hatte  grade  die  allgemeine, 

grundsätzliche  Seite  des  Problems  erörtert.  Die  immer  wieder  auftretende,  all- 
mählich die  Bedeutung  einer  Legende  gewinnende  Redensart,  Noske  hätte  zwar 
nichts  gesagt,  das  eigentlich  anfechtbar  wäre,  aber  vieles  nicht  gesagt,  das 
aur  Kennaeidmung  der  prinzipiellen  Stellimg  der  Sozialdemokratie  dem  Krieg 
und  Militarismus  gegenittier  gdiört  hätte,  ist  tatsächlich  falsch.  Wer  den  wirk- 
liehen  Wortlaut  der  Rede  kennt,  weiss,  dass  Noske  gerade  in  dieser  Beziehung 
nichts  Wesentliches  ausgelassen  hatte.  Noske  kritisierte  eingehend  und  scharf 
die  undemokratische  Abschliessung  des  Offizierkorps,  die  fürchterlichen  Strafen 
der  Militärjustiz  und  die  Misshandlungen.  Er  betonte,  dass  ^die  Leute,  die 
unter  den  Missstanden  im  Heere  zu  leiden  haben,  Fleisch  von  unsenn  Fleische, 
P.cin  von  unserm  Beine  seien.    Über  den  Krieg  sagte  er: 

>Das  ist  allerdings  unsere  Meinung,  dass  einmal  in  der  Zukunftsgescllschaft  Friede 
herrschen  wird,  dass  da  diesen  tollen  Wettrüstungen,  dem  bewaffneten  Frieden, 
ein  Ende  gemadit  wird.  Es  hiesse  doch  geradezu  am  Verstände  der  Menschheit 
verzweifeln,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  die  fortschreitende  Kultur  die 
Völker  nicht  dahin  bringen  wird,  dass  einmal  die  Rüstungen  und  die  fürchterlichen 
Kriege  mit  ihrem  Blutvergiessen  ein  Ende  haben  sollten.« 

Wenn  Noske  darauf  betonte,  dass  das  eine  >Ziikunftsf()rderung<  sei,  und  dass 
wir  für  die  Gegenwart  die  Forderung  Ersiehung  cur  allgemeinen  IVehrliaftigkeit 
aufstellen,  so  entspricht  das  unserem  Parteiprog^ramm.  Der  Redner  fuhr  fort: 
>Unsere  Stellung  zum  Militärwesen  ist  gegeben  durch  unsere  Auffassung  des 
Nationalitätsprinzips.  Wir  fordern  die  Unabhängigkeit  jeder  Nation.  Aber  das 
bedingt,  dass  wir  auch  darauf  W>ert  legen,  dass  die  Unabhängigkeit  des  deutschen 
Volla  gewahrt  wird.  Wir  sind  selbstverständlich  der  Metnung,  dass  es  unsere 
verdammte  Pflicht  und  Schuldigkeit  ist,  dafür  7U  sorgen,  dass  das  deutsche  Volk 
nicht  etwa  von  irgend  einem  andern  Volk  an  die  Wand  gedrückt  wird.  Wenn  ein 
aoldier  Versuch  gemacht  werden  sollte,  dann  würden  wir  uns  sdbstverständlidi  mit 
ebenso  grosser  Entschiedenheit  wehren,  wie  das  nur  irgend  einer  der  Herren  auf 
der  rechten  Seite  des  Hauses  tun  kann,  die  jetzt  so  tun,  als  wenn  sie  den 
Patriotismus  in  Erbpacht  genommen  li.ibcn.< 

Der  Bericht  verzeichnet  wiederholten  Beifall  von  den  Sozialdemokraten.  Xoske 
erklärte  ferner,  nicht  unsere  Reden  wären  es,  was  den  Soldaten  den  Militär- 
dienst 1  verekelet,  sondern  die  Zustände  im  Heere.  Er  begründete  den  von  der 
Jenaer  Parteitagsresolution  eingenommenen  Standpunkt  und  fQgte  hinzu: 
>Die  Absehen  vor  dem  Militarismus  ist  nodi  lange  keine  Abscheu  vor  der  Wahr- 
haftigkeit: Militarismus  und  VVehrhafdgkcit  sind  himmelweit  verschiedene  Dingen 
Was  wir  im  Militarismus  bekämpfen,  ist  der  unnötige  Drill,  sind  die  Soldaten- 
Schindereien,  die  Abschliessung  der  Offiziere  als  Kaste  und  dij  ErklärunR  des  Heeres 
als  ein  Machtmittel,  das  Übergewicht  der  besitzenden  Klassen  gegenüber  den  be- 
sitzlosen aufrecht  ta  erhalten.« 

Diese  Ausführungen  waren  wohl  noch  der  Spezialisierung  ßhig,  enthaltoi  aber 

alle  Grundgedanken  unserer  Stellung  zum  Militarismus.   Wir  verwerfen  den 

Krieg  wegen  der  sittlichen  Schäden  der  Gewalt  und  wegen  der  damit  verbun- 
denen Nachteile  für  das  wirtschaftliche  und  kulturelle  Leben.  Aber  solange 
nicht  alle  grossen  Nationen  sich  von  der  Räubermoral  in  der  Politik  abge- 
wendet haben»  bleibt  die  Ausbildung  des  Volks  zur  W«diihaftigkeit  ein  Er- 
fordernis der  nationalen  Selbsterhaltung,  das  auch  unser  Parteiprogramm  aus- 
drücklich anerkennt.  Wir  bekämpfen  jedoch  die  heutigen  Tendenzen,  die  das 
Heer  dem  Fürsten  persönlich,  statt  dem  Dienste  des  Volkes,  verpflichten,  die 
Absonderung  des  Heers  vom  Volke,  die  Ausbildung  von  Standesbegriü'en,  die 
dem  Volksgciste  verständnislos  gegcnnbentehen,  die  Niefataehtung  der  Per- 
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sunlichkcit  und  der  geistigen  Werte,  die  drakonischen  Strafen  und  die  Miss- 
handlungen und  noch  manches  andre  mehr,  dessen  Inbegriff  wir  als  Militarismus 
bezdchiien,  und  das  nach  unserer  t}berzeugung  die  nationale  Wehrkraft  nicht 
eclioht,  sondern  schwächt. 

Noske  erwähnte  endlich  noch  eine  im  Wahlkampfe  verhreitete  Verleumdung, 
die  Sozialdemokraten  wollten,  dass  Russen,  Franzosen,  Engländer  Deutschland 
verwüsteten,  und  betonte,  anknüpfend  an  ein  Bebelschcs  Wort,  dass  »selbstver- 
ständlich die  Sozialdemokraten  die  Fhnte  auf  den  Buckel  nehmen  würden, 
wenn  es  sich  darum  handelte,  Deutschland  vor  wirk- 
lichen Gefahren  su  bewahren«.  Zur  Ergänzung  aber  wendete  er 
sich  sofort  gegen  das  den  Frieden  am  meisten  gefShrdende  >Säbdrasseln  und 
Renommierenc. 

Gerade  diese  Worte  haben  nun  den  Anlass  zu  den  Debatten  gebildet,  und 
man  hat  geglaubt,  eine  bessere  Antwort  auf  die  Frage  nach  der  Haltung 
der  Soziaklemokratie  im  Falle  kriegerischer  Verwickelungen  zu  geben,  wenn 
man  den  Grundsatz  aufstellt,  dass  dafür  allein  das  Klatsenimeresse  des  PrcU- 
tariats  entscheidend  sein  dürfe.  Das  klingt  ungemein  einfach  und  enthält, 
wenn  man  es  gehörit:^  versteht  und  umgrenzt,  auch  v'inc  Wahrheit.  Aber  einer 
solchen  Erläuterung  ist  der  Satz  auch  sehr  bctlürftig;  er  ist  so  allgemein,  dass 
er  für  sich  keine  Lösung  des  vorhandenen  unleugbar  schwierigen  Problems 
bedeutet  Die  Gegner  der  Partei  aber  werden  es  sich  voraussichtlich  nicht 
nehmen  lassen,  ihn  als  ein  Bekenntnis  auszulegen,  dass  der  Sozialdemokratie 
die  Interessen  ihrer  Partei  über  denen  des  allgemeinen  Wohls  stünden.  Sowenig 
Konservative,  Zentrumsleutc  und  auch  der  erheblichste  Teil  der  liberal  schil- 
lernden Bourgeoisie  berufen  sind,  einen  solchen  Vorwurf  zu  erheben,  sie  die 
stets  ihr  l^rtei-  und  Klasseninteresse  vertreten,  ohne  zu  fragen,  wie  das  Wohl 
des  gesamten  Volkes  dabei  bestehen  kann,  so  ist  es  doch  nötige  derartigen  Miss- 
deutungen  vofzubeugeo. 

Wenn  Sozialdemokraten  verlangen,  dass  für  die  Haltung  der  Genossen  im 

Kriegsfälle  lediglich  das  Klasseninteresse  des  Proletariats  entscheidend  sein 
solle,  so  meinen  sie  damit  selbstverständlich  nicht  das  Interesse  der  sozial- 
demokratischen Partei  als  solcher.  Gerade  vom  Standpunkt  ihrer  Gcschichts- 
tlieorie  aus  kann  die  sozialdemokratische  Partei  sich  niemals  als  Selbstzweck 
ansdien,  sondern  nur  als  Erzeiq^s  und  Ausdrude  der  Entwickdungskimpfe  in  . 
der  Gesdiichle.  Ebensowenig  aber  ist  das  lOßssenmteresse  des  Proletariats 
so  zu  verstehen,  als  ob  das  Proletariat  nur  Interesse  an  dem  hätte,  was  ihm  un- 
mittelbar politische  Macht  oder  materielle  Vorteile  brächte,  und  dass  es  nicht 
weiter  zu  fragen  brauchte,  wie  die  Nation  als  Ganzes  dabei  führe.  Das  wäre 
freilich  eine  kurzsiditige^  beschrinkte  NiehtsalskkusenpoUtik,  wie  die  preus- 
suKhen  Junker  sie  trdben,  und  wogegen  wir  bei  ihnen  stets  im  Namen  der  Ge- 
samtinteressen des  Volks  protestieren.  Ja,  bei  den  Sozialdemokraten  wäre 
solche  Politik  noch  unentschuldbarer,  als  bei  den  Junkern.  Wenn  Aristokraten 
den  Grundsatz  proklamieren.  Lieber  Fremdherrschaft  als  Volkshcrrschaft  I,  so 
passt  das  zu  ihrer  Auffassung  vom  Wesen  nationaler  Kultur,  die  sie  sich  auf 
den  engen  Krds  der  herrsdienden  Familien  beschränkt  und  deshalb  auch  unter 
einer  Fremdherrschaft  als  möglich  denken;  übrigens  hat  der  Erfolg  in  der  Ge- 
schichte ihnen  überall  unrecht  gegeben.  Die  Deiivikratie  kann  den  Verlust  der 
Unabhängigkeit  der  Nation,  j[a,  cur  ihre  vorübergehende  Erniedrigung  und  wirt- 
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schattlichc  Schwächuntj  niemals  als  s^lcichg^ültig  behandeln,  weil  sie  weiss,  dass 
das  frische  Blut  des  natiunulcn  Kulturlebens  gerade  in  den  grossen  Massen  des 
Volkes  pulsiert,  deren  geistiger  and  materieller  Besitz  unter  den  Sdilägen  eines 
verlorenen  Krieges  oder  gar  einer  fdndlidien  Invasion  und  Fremdherrschaft 
am  schwersten  zu  leiden  pflegt.  Kulturlos  dahinvegetierende  Knechte  allein 
spüren  die  Unterdrückung^  nationaler  Art  nicht,  weil  sie  von  ihr  ausgeschlossen 
sind.  Freie  fühlen,  was  sie  damit  verlieren.  Lassen  wir  uns  an  dieser  Wahrheit 
nicht  durch  die  Mode  irremachen,  dass  in  Deutschland  die  volksfeindlichsten, 
den  grossen  Errungenschaften  deutscher  Kultur  am  fremdesten  g^fenüber* 
stehenden  Koterien  sich  und  ihre  Politik  national  nennen,  und  alles,  was  ihnen 
entgegentritt,  als  vaterlandslos  verfemen.  Reugen  wir  uns  nicht  dieser  ebenso 
dunniR-n  wie  perfiden  Namensgebung,  .\ntwortcn  wir  darauf  mit  der  Ent- 
schiedenheit und  Verachtung,  die  sich  gebührt,  nennen  wir  diese  Leute  Lügner. 
Nicht  etwa  bloss  aus  Rücksicht  auf  die  Wahlen,  ans  Furcht  vor  den  Folgen  der 
Verleumdung,  sondern  unseretwegen,  weil  wir  uns  unser  Vaterland,  unsere  Zu- 
gehörigkeit  zur  nationalen  Kultur,  an  der  wir  mehr  Interesse  und  Anteil  haben, 
als  jene,  nicht  abstreiten  lassen  wollen. 

Wenn  etwas  durch  die  Wd^schidite  bewi(»en  ist,  so  ist  es  dies,  dass  die  Be- 
dfirfnisse  und  Forderungen  der  um  den  Vorrang  kämpfenden  Klassen  zu  den 

wichtigsten  treibenden  Kräften  der  geschichtlichen  Entwickclung  gehörenL 
Hierbei  kommen  allerdings  zunächst  die  unmittelbaren  materiellen  Interessen 
in  Betracht.  In  der  Bewegung  eines  sich  aus  Not  und  Ausbeutung  eniporrin- 
genden  Volksteiles  müssen  sie  eine  überwiegend  wichtige  Rolle  spielen ;  raan 
kann  sagen,  dass  sie  die  Massen  nicht  nur  einer  kämpfenden  Partd  zufuhren, 
sondern  auch  bei  ihr  festhalten,  dass  sie  den  Parteien  die  nachdrückliche,  an- 
haltende Stosskraft  geben,  ohne  die  Erfolge  nicht  erreicht  werden  können. 
Ganz  besonders  die  Sozialdemokratie  wird  dies  nie  vcrleugneti,  aber  indem  .«;ie 
für  die  materiellen  Interessen  der  arbeitenden  Massen  ficht,  setzt  sie  diese  nicht 
in  Widerspruch  zu  den  Interessen  der  Nation  als  Ganzes,  sondern  ist  sich  be- 
wusst,  damit  die  nationale  Kraft  selbst  zu  starken  und  die  nationale  Kultur  zu 
erhöhen.  Denn  über  die  materiellen  Interessen  erheben  sich  die  idealen  Be- 
strebungen, deren  Verwirklichung  der  Kampf  um  die  materielle  Wohlfahrt  erst 
ermöglichen  soll.  Die  Sozialdemokratie  hat  seit  den  Tagen  von  Lassalle  sich  die 
Aufgabe  gesetzt,  auf  dem  Boden  eines  von  der  materiellen  Not  befreiten  Volks- 
lebens die  Bluten  und  Früchte  einer  vertieften  Ktdtur  gedeihen  zu  lassen.  Und 
dies  kulturelle  Streben  hat,  so  sehr  sich  die  Sozialdemokratie  der  Bedeutung 
der  internationalen  Beziehungen  der  Kultur  und  des  gemeinsamen  internationalen 
Kampfes  für  die  sozialistisohen  Ideen  bcwusst  ist,  niemals  seinen  nationalen 
deutschen  Charakter,  seinen  Zusanuncnhang  mit  dem  Ganzen  der  wahren  grossen 
deutschen  Kultur  verloren.  Lassalle,  Marx  und  Engels  haben  die  nationale 
Herkunft  der  Gedankenwelt  der  deutschen  Sozialdemokratie,  ihre  Abstammung 
von  deutscher  Literatur  und  Philosophie  oft  genug  betont.  Die  Partei  hat  auch 
in  der  Art  ihres  Kampfes,  zum  Beispiel  in  ihrer  Neigung  für  theoretische 
Fragen,  in  ihrer  Bevorzugung  allgemeiner  idealer  Ziele  vor  unmittelbaren  Vor> 
teilen  den  deutschen  Nati<malcliarakter  nie  verleugnet  Sie  vor  allem  arbeitet 
daran,  das  Selbstbewusstsein,  damit  zugleich  aber  auch  das  Verantwortlidi> 
keitsgefühl  der  ihr  zugänglichen  Massen  zu  heben,  bemüht  sich,  Bildung  und 
Geschmack  unter  ihnen  zu  verbreiten,  kurz,  die  nationale  Kultur  zu  fördern. 


Digitized  by  Google 


WOLFGANG  HEINE  •  WIE  BEKAMPPEN  WIR  DEN  MILITARISMUS? 


915 


unermüdet  durch  die  Hindernisse,  die  ihr  der  Staat  und  die  nationalen  Kreise 
dabei  bereiteu.  Das  Gelärm  der  Hurraschreier,  die  Politik,  Literatur  und 
Kunst  der  Byzantiner  haben  mit  deiitsdinationaler  Kultur  nichts  zu  ton.  Die 
Sozialdemokratie  widerl^  dnrdi  ihre  praktische  Tätiglttit  die  Phrase  dass 
der  Proletarier  kein  Vaterland  habe,  dasa  die  Nation  för  ihn  nicht  existiere. 

Die  Erwerbung  und  Erhaltung  materieller  und  geistiger  deutscher  Kultur  ist 

das  wichtigste  Klasscfiiutcrcssc  des  deutschen  Proletariats,  und  in  diesem  Sinne 
ist  es  durchaus  richtig,  dass  dies  Interesse  die  wahre  Richtschnur  für  das  poli- 
tische Handeln  der  Sozialdemokratie  sein  soll.  Gerade  daraus  folgt  die  Auf- 
gabe, das  deuteche  Kulturleben  zu  fördern  und  zu  schützen. 

Im  Innern  scihfitcen  mA  fdrdem  wir  die  deutsche  Kultur  durdi  das  Strd)en 
nacfi  wirtschaftlicher  'Wohlfahrt  und  geistiger  Bereicherung  des  Volkes,  im 

Gegensatze  zu  dem  Verfall  geistigen  Lebens,  der  sich  in  der  politisclun  Gleich- 
gültigkeit und  dem  Byzantinismus  der  Mittelschichten  zei^.  Dies  Streben  führt 
uns  unmittelbar  zum  Kampfe  gegen  c^s  heutige  Regierungssystem,  gegen  Junker, 
Klerus  und  Bureaukratie,  nicht  zum  wenigsten  natürlich  auch  zu  unserm 
Kampfe  g^ien  das,  was  wir  unter  MüUarismHS  verstehen.  Der  Kampf  g^;en 
militärische  'Überhebung,  gegen  unwürdige  Behandlung,  gtgtn,  die  Eintrichte- 
rting  von  zugleich  servilen  und  gehässigen  Gesinnungen,  gegen  die  Vernach- 
lässigung der  Aufwendungen  des  Staates  für  Kulturzwccke  zu  gunsten  der  mili- 
tärischen, ist  eine  Aufgabe  der  nationalen  Kultur.  Dies  Bewusstsein  aber  ent- 
bindet uns  nicht  von  der  Pflicht,  die  deutsche  Kultur  zu  schützen,  wenn  sie  vom* 
äusseren  Feinde  gefährdet  wird.  Gerade  ^es  hatte  Noske  hervorgehoben.  Frei- 
lich ist  es  wahr,  dass  man  sich  dabei  kaum  auf  spitzfindige  Unterscheidungen 
zwischen  Angriffs-  und  Verteidigtmgskriegen  einlassen  kann.  Die  Frage  hier- 
nach mag  in  der  Tat  meist  schwer  genug  zu  entscheiden  sein  und  wird  in 
keinem  Fall  unstreitig  sein.  Ebenso  leicht  aber  wird  es  immer  sein,  sich  klar 
SU  werden,  ob  Deutsdiland  gefährdet  ist.  Man  braucht  noch  gar  nicht  an 
eine  Losreissung  deutscher  Volksteile  zu  denken.  Schon  der  Einmarsch  feind- 
licher Scharen  und  die  damit  verbundene  Aussaugtmg  und  Verarmung  des  Lan- 
des ist  eine  ernste  kulturelle  Gefahr,  von  der  die  Gesamtheit  der  Nation,  ganz 
besonders  aber  die  arbeitenden  Klassen,  betroffen  werden  würden. 

Es  kann  nun  leider  kommen,  dass  die  Nation  in  Gefahr  gestürzt  wird,  weil  die 
herrschenden  Kreise  eine  tmvernünftige,  von  uns  gemissbilligte  Politik  getrieben 
haben.  Ja,  heutzutage  könnte  allein  eine  solche  Verblendung  der  Herrschenden 
die  Möglichkeit  kriegerischer  Verwickelungen  herbeiführen,  dagegen  wäre  eine 
Kriegsgefahr  so  g^t  wie  ausgeschlossen,  wenn  es  lediglich  nach  unserem  Willen 
ginge.  Kommt  es  aber  trotzdem  zu  einer  solchen  Gefährdung  der  deutschen 
Nation,  so  können  wir  uns  nicht  auf  den  Standpunkt  stellen,  diese  Gefahr  nicht 
abwehren  zu  wollen,  wen  wir  sie  nicht  heraufbeschworen  haben.  Hilft  man 
doch  einem  fremden  Menschen  aus  der  Gefahr,  selbst  wenn  er  sich  leicht- 
sinnig hineingebracht  hat,  und  man  selber  von  ihr  nicht  berührt  wird.  Wie- 
viel mehr  muss  das  hier  gelten,  wo  die  Gefahr  uns  selbst  träfe,  und  wo  wir 
im  Stande  sein  würden,  uns  ihrer  zu  erwehren.  Der  Knabe,  dem  sein  Vater 
keine  Handschuhe  gekauft  hatte,  und  der  nicht  in  der  Lage  war,  sich  gegen 
den  Frost  zu  helfen,  musste  sich  mit  der  schmerzhaften  Freude  trfisten,  dass 
der  Vater  sich  ärgern  würde,  wenn  der  Sohn  sich  die  Hände  erfröre.  Wer 
aber  durch  einen  anderen  in  Gefahr  geliommen  ist  und  sich  schützen  könnte, 
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dies  jedoch  unterliesse,  weil  auch  der  andere  den  Schaden  davon  hatte»  wäre 
ein  Narr.  Die  verbrecherischen  oder  leichtfertigen  Verorsacher  eines  Kri^;es 
zur  Verantwortung  zu  ziehen,  soweit  als  unsere  Macht  reichte,  wäre  Aufgabe 
unseres  inneren  politischen  Kampfes.  Das  deutsche  Volk  und  die  deutsche 
Kultur  dürften  wir  es  nicht  enti^elten  lassen,  wenn  seine  herrschenden  Klassen 
sie  in  Gefahr  gebracht  hätten.  Auch  wir  müssten  zu  den  Waffen  greifen,  nicht 
um  die  Madit  der  R^erung  und  der  herrschenden  Klassen  zu  sidiem,  son^m 
für  unser  Volk  und  seinen  besten  Besitz;  dies  wäre  der  wahre  Preis  des 
Kampfes,  selbst  dann,  wenn  wieder,  wie  gewöhnlich,  die  Herrsdienden  ver> 
stehen  würden,  für  sich  die  unmittelbarsten  Vorteile  der  kriegerischen  Abwehr 
des  Feindes  einzuheimsen. 

Dies  ist  nicht  nur  die  richtige,  sondern  auch  die  einzig  mögliche  Politik.  In 
Friedenszeiten  für  die  Erhaltung  des  Friedens  zu  wirken,  der  Verhetzung  der 
V&lker  entgegenzutreten,  den  kurzsichtigen  politischen  Egoismus  bekämpfen, 
der  jedes  noch  so  gewaltsame,  unfruchtbare  und  unsittliche  Mittel  gutfieisst, 
wenn  es  die  eigenen  Leidenschaften  zu  befriedigen  scheint,  ihn  bekämpfen,  auf 
welcher  Seite  immer  sich  ein  solcher  Geist  ])Hrbarischer  Heldenspielerei  — 
meist  ist  es  nur  Maulheldcnium  —  zeigen  mag,  das  ist  unsere  Aufgabe  in  der 
inneren  politischen  Agitation.  Haben  wir  aber  trotzdem  den  Krieg  nicht 
hindern  können,  so  wfirde  das  Volk,  bedroht  in  seinen  Grenzen,  seinem  Eigen- 
tum, seiner  Sicherheit  tmd  Freiheit,  sidi  nicht  gefallen  lassen,  dass  wir  erst 
Betrachtungen  anstellten  und  uns  herumstritten,  wer  die  Schuld  daran  trü^e. 
Unter  solchen  Umständen  gar  einen  Wehrstreik  anzuzetteln,  wie  die  Herveisten 
wollen,  wäre  in  Deutschland  jetzt  und  auf  Zeiträume  hinaus,  die  für  die 
praktische  Politik  allein  in  Betracht  kommen,  vollendeter  Wahnsinn.  Man 
würde  durch  solche  Aufforderung  lediglich  eine  Anzahl  Sohne  ,des  Volkes,  die 
sich  verpflichtet  fühlten,  ihr  Folge  zu  leisten,  zum  Opfer  bringen,  ohne  den 
geringsten  Erfolq;  damit  zu  erzielen.  Man  würde  nicht  den  Militarismus 
?chadigen,  sondern  das  deutsche  Volk,  besonders  die  Arbeiterklasse  selbst,  und 
man  würde  nicht  nur  alle  Leidenschaft  der  kriegerisch  fanatisicrtcti  Gedanken- 
losigkeit gegen  die  Partei  lenken,  sondern  würde  auch  die  Sympathieen  von 
emsthaft  denkenden,  an  der  Erhaltung  der  nationalen  Kultiv  und  am  Wohl- 
ergehen des  Volkes  ehrlich  interessierten  Volksgenossen  verscherzen.  Bebel 
hat  auf  dem  internationalen  Kongrcss  die  Unmöglichkeit  eines  solchen  Streiks 
in  Kriegszeiten  nachilrucklich  betont.  Das  war  ernst  gemeint,  und  das  ist  der 
Sinn,  in  dem  die  Deutschen  die  Stuttgarter  Resolution  annehmen  konnten  und 
angenommen  haben.  Wenn  die  Resolution  in  etwas  unbestimmten  Ausdrücken 
gehalten  ist,  SO  ist  das  dem  Bedürfnis  entsprungen,  etwas  für  alle  Nationen 
.Annehmbares  zu  schaffen.  Nicht  etwa  Furcht  der  Deutschen  vor  gericht- 
lichen X'erfolgimgeii  ist  für  die  allgemeine  Fassung  massgeblich  gewesen;  das 
ist  auf  dem  Kongress  deutlich  genug  gesagt  worden. 

Eben  deshalb  darf  man  auch  nicht  in  die  Resolution  eine  bedingte  oder  ver- 
steckte Bereitwilligkeit  zu  dieser  Art  direkter  Aktion  des  Antimilitarismus 
hineindeuteln,  wie  Hervi  und  andere  es  versucht  haben.  Eine  Bdeidigung 
für  die  deutsche  Sozialdemokratie  aber  wäre  es  gar,  zu  denken,  sie  hätte  bei 

ihrer  Zustimmung  zur  Stuttgarter  Resolution  eine  verschämte  Drohung  mit 
einem  Wehrstreik  für  den  Kriegsfall  im  Sinne  gehabt.  Denn  drohen  mit  dem, 
was  man  nicht  kann  und  auch  nicht  will,  wäre  eine  Politik,  die  die  Sozial- 
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demdcratte  lieber  der  offizidlen  Staatslnuist  und  den  alldeatschen  Renommisten 
nberlässt 

Es  wird  aber  auch  über  die  Art,  wie  wir  in  Friedensseiten  den  mili- 
taristischen Geist  zu  bekämpfen  haben,  noch  etwas  zu  zapfen  scän.  Wir  haben 
mit  der  Tatsache  zu  rechnen,  dass  gegenwärtig  für  sehr  grosse  Kreise  des  Volks 
die  Militärzeit  niclit  völlig  ohne  Reize  ist  und  keineswegs  eine  Zeit  bloss  der 
Erniedrigung  und  Qual  bedeutet,  ja  sich  in  der  Erinnerung  sogar  noch  verklärt 
und  in  dieser  Gestalt  im  Leben  nachwirkt.  Es  ist  auch  nichts  Unnatürliches, 
dass  junge,  kraftvolle,  leicht  zu  entflammende  Menschen  Geschmack  an  ange- 
spannter körperlicher  Ausbildung  finden  und  sich  mit  einem  gewissen  Stolz 
in  das  Getriebe  dieses  in  seiner  Art  imponierenden  Mechanismus  einordnen. 
Das  sind  keinesw^  immer  die  schlechtesten  Teile  des  Volks.  Und  mag  auch 
der  geistige  Gesichtskreis  vieler  von  ihnen  etwas  beengt  sein,  und  mögen  die 
Vorurteile  des  Militarismus  ihn  noch  weiter  verengen,  so  ist  es  eben  unsere 
Aufgabe,  ihn  zu  erweitern.  Wir  dürfen  auf  diese  Teile  des  Volks  nicht  ein- 
fach verzichten;  wollen  wir  sie  aber  gewinnen,  so  müssen  wir  auch,  soweit 
unsre  Grundsätze  dadurch  nicht  verletzt  werden,  ihre  Empfindungen  schonen. 
Diesem  Kxw  gedienter  Soldaten,  namentlich  den  gewesenen  Unterotfizieren, 
kommen  wir  nicht  näher,  wenn  vrir  uns  gewöhnen,  bei  Besprechtmg  des  Mili> 
tärwesens  einen  Ton  der  Verachtung  anzuschlagen  und  immer  ausschliesslich 
das  Verwerfliche  daran  hervorzuheben ;  ihnen  gegenüber  gilt  es,  auf  die 
wahre  Bedeutung  des  Waffendienstes  als  einer  Garantie  nationaler  Kraft  und 
Unabhängigkeit  hinzuweisen  und  militärische  Einrichtungen  zu  verlangen,  die 
diesen  Zwecken  besser  zu  dienen  geeignet  sind,  als  die  heutigen.  Tun  wir  das, 
so  werden  wir  ihnen  leicht  klarmachen  können,  dass  man  seine  Pflicht  als 
Vaterlandsverteidiger  tun  und  dabei  Sozialdemokrat  sein  kann.  Wer  aber 
bloss  in  verletzender  Weise  von  oben  herab  über  das  Militärwesen  spricht, 
schadet  dadurch  unserer  Werbekraft  und  stärkt  damit  zugleich  die  militaristi- 
schen Tendenzen. 

Noch  grössere  Zurüddialtung  in  Fragen  des  Militärwesens  scheint  mir  bei  der 
Agitation  unter  der  Jugend,  die  ihre  Dienstzeit  noch  vor  sich  hat,  von  nöten 
au  sein.  Der  berechtigte  Widerwille  gegen  den  Militarismus,  das  heisst  gegen 
die  unsittlichen  und  verkehrten  Seiten  des  deutschen  Heerwesens,  kann  von 
jimgen,  unreifen  Leuten  nur  gar  zu  leicht  als  Abscheu  vor  dem  Militärdienst 
und  vor  den  Pflichten  der  nationalen  Wchrhaftigkeit  verstanden  werden.  In 
diesem  Alter  neigt  man  dazu,  Gefühle  auf  die  Spitze  zu  treiben  und  sich  in 
volltönenden  Phrasen  zu  bewegen,  die  man  freilich  eben  so  schnell  wieder  ver- 
gisst,  wie  man  sie  angenommen  hat.  Immerhin  ist  zu  befürchten,  dass  einige 
junge  Leute  in  jugendHchor  Demonstrationf^lust  und  falsch  verstandenem 
Opfermut  draussen  anfrenommene  Redensarten  in  der  Kaserne  anwenden  und 
dadurch  nicht  nur  sich  selbst  zu  gründe  richten,  sondern  auch  die  Partei  schä- 
digen konnten. 

Selbstverständlich  will  niemand  in  der  Partei  solche  Unbesonnenheiten.  Der 

Hochverrat,  wegen  dessen  man  Dr.  Karl  Liebknecht  angeklagt  hat.  ist  ein 
Phantasiogebilde  des  bösen  Gewissens  des  heutigen  Staats,  seine  Verurteilung 
auf  Grund  eines  skandalösen  Kautschukgesetzes  ein  Prothikt  juristischer,  dem 
Leben  abgewandter  Künstelei.  Karl  Liebknecht  und  andere  Woritührer  einer 
antimilitaristischen  Agitation  der  jungen  Garde  haben  es  auch  an  emstgemeinten 
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Warnungen  vor  allen  Ungesetzlichkeiten,  vor  jeder  disziplinwidrigen  Auf- 
lehnung der  Soldaten  nicht  fehlen  lassen.  Trotzdem  ist  es  zweifelhaft,  ob 
solche  Warnungen  immer  genügen  würden,  einzelne  Hitzköpfe  davon  abzu- 
halten, sich  ins  Verderben  zu  stürzen.  Es  ist  aber  überhaupt  verkehrt,  Jüng- 
lingen vor  etwas,  dem  sie  nicht  entgehen  können,  von  vornherein  Grauen  zn 
erregen.  Der  MüitSrdienst  bringt  selbstverständlich  jedem  auch  genug  bittere 
Stunden  und  schwere  personliche  Opfer;  namentlich  in  der  ersten  Zeit  wird 
er  von  vielen  Naturen  sehr  drückend  empfunden.  Gehen  nun  die  jungen  Leute 
von  vornherein  mit  verbitterten  Gefühlen  in  die  Kaserne,  so  ertragen  sie  auch 
das  Nötige  und  Unvermeidliche  um  so  schwerer ;  man  tut  ihnen  wahrlich  keinen 
Liebesdienst,  wenn  man  ihr  ohndiin  drfickendes  Ge^idt  oodi  damit  belastet 
Statt  dessen  gebe  man  ihnen  so  viel  Bildung,  als  möglich,  und  erhöhe  ihr  gesun* 
des  Selbstbewusstsein,  ihre  Setbstbdierrschung  und  Willenskraft.  An  einem 
intelligenten  Soldaten  sich  zu  vergreifen,  wagt  sehr  selten  ein  Unteroffizier.  Wer 
das  Bewusstsein  hat,  dass  der  freie  Mann  i  n  ihm  nicht  gebeugt  werden  kann, 
trägt  auch  den  Zwang  mit  Würde  und  gutem  Humor.  Wem  man  das  Bewusst- 
sein beigd>racht  hat,  dass  jede  tfichtig  und  gründlich  durchgeführte  Arbeit,  jede 
sorgfaltige  Pflichterfüllung  Befriedigung  gewährt,  der  kommt  nicht  nur  leiditer 
über  die  Unannehmlichkeiten  seiner  Militärzeit  hinweg,  sondern  erwirbt  auch 
Achtung  für  sich  und  seine  Überzeugimg.  Es  kann  die  Partei  nur  fördern, 
wenn  die  Armee  nicht  ableugnen  kann,  dass  die  bewussten  Sozialdemokraten, 
deren  Namen  ihr  ja  denunziert  zu  werden  pflegen,  die  pflichttreusten  und 
leistungsfähigsten  Soldaten  sind.  Das  ist  auch  eine  Agitation  gegen  den  mili- 
taristischen Geist. 

Es  handelt  sich  bei  diesen  Ausführungen  um  den  Militärdienst  im  Frieden 
und  ut/i  die  Vertcithtrung  des  Vaterlandes  bei  äusseren  Gefahren.  Sich  heut- 
zutage den  Kopf  darüber  zu  zerbrechen,  ob  und  wie  sozialdemokratische  Sol- 
daten es  verhindern  könnten,  dass  vorkommendenfalls  das  Heer  auf  das  Volk 
gehetzt  würde,  ist  völlig  Qberflfissig  und  unfruchtbar.  Wir  wissen  nur,  dass 
selbst  in  Russlands  halb  aufigelostem  Staatswesen  und  demoraliriertem  Heer 
solche  Versuche  lediglich  zur  nutzlosen  Optorung  einzelner  geführt  haben. 
Die  richtige  Politik  hat  solchen  Wirren  vorzubeugen.  Die  Partei  muss  durch 
ihre  Leistungen  ihre  Werbekraft  so  verstärken,  dass  sie  als  die  Vertreterin  des 
ganzen  Volkes,  des  lebendigen  Geistes  der  Nation  dasteht.  Daim  wird  niemand 
einen  solchen  verbrecherischen  Anschlag  wagen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

HÜQO  LIMDEMRriM  ■  SELBSTVERWALTUMQ  UMD 
QEMEINDE  IN  PREÜSSEN 

ByB^jlAST  ein  Jahrhundert  ist  seit  dem  Erlass  der  preussischcn  Städte- 
I  IMPHI  Ordnung  vergangen.  Eine  günstige  Gelegenheit,  um  über  die  Jubilarin 
I  r^f/j  illerlei  Schriften  zu  verbrechen,  Rückblicke  auf  die  verflossene 
I  VmUti  ^P^""^  ^^^^  werfen  und  einen  Lobgesang  darauf  anzustimmen, 
ILIHIII  wie  herrlich  weit  wir  es  doch  in  diesen  hundert  Jahren  in  der  deutschen 
Stadteverwaltung  gebracht  haben.  Materiell  allerdings  ist  der  Aufschwung  des 
preussischcn  und  deutschen  Städtewesens  überhaupt  ein  ungeheurer  gewesen; 
das  wird  niemand  bestreiten  wollen.  Aber  diese  glänzende  Blüte  hat  ihre 
weniger  lichtvolle  Kehrseite.    Wie  sieht  es  mit  der  politischen  Bedeutung  des 
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StSdtewesens  in  Prcusscn-Dcutschland  aus?  Ist  der  materiellen  Entwickelung 
eine  ähnlich  fortschreitende  pi>litische  parallel  gegangen?  Wie  hat  sich  die 
Autonomie  unserer  Städte  ausgebildet?  Ist  der  Geist  der  Selbstverwaltung 
ktäftiger  und  selbstbewusster  geworden?  Hat  er  sich  gegenüber  den  Macht« 
bestrebungen  der  staatlichen  Bureaukratie  behauptet,  hat  er  sein  Gebiet  aus- 
gedehnt? Dil- Antwort  auf  all  diese  Fracren  ist  leider  ein  Nein.  Zwar  wird  viel 
von  Selbstverwaltung  geredet,  aber  auch  hier  muss  das  Gerede  über  das  Fehlen 
der  Sache  hinwegtäuschen.  £s  ist  in  Preussen  mit  der  städtischen  Selbstvcr- 
waÜtting  nicht  besser,  sondern  sdilechter  gewo^rden,  und  der  heut^  reditlidie 
Zustand  bedeutet  einen  gewaltigen  Rückschritt  gegenüber  der  Stadteordnung 
von  1808.  Die  städtische  Selbstverwaltung  ist  in  der  Tat  den  Krebsgang  ge- 
gangen. 

Nachdem  im  Jahre  1806  der  preussischc  Staat  und  seine  regierenden  Elemente 
£ut  die  jämmerlichste  Weise  zusammengebrochen  waren,  und  ihre  Unfähigkeit 
und  Feigheit  aufs  traurigste  bewiesen  hatten,  gab  es  keinen  anderen  Weg,  den 
verfahrenen  Staatskarren  aus  dem  tiefen  Sumpfe  herauszuziehen,  in  dem  er  bis 
über  die  Achsen  und  Räder  stak,  als  auf/nräumeii  mit  dem  patrimonialen,  ab- 
solutistischen Staat  und  die  politischen  Cn-dankeii  der  französischen  Revolution 
auch  in  Preussen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Am  9.  Oktober  1807  kam  das 
Edikt,  das  die  Untertänigkeitsverhältnisse  des  platten  Landes  aufhob,  und  am 
19.  November  1808  die  Städteordnung,  die  den  Stadtgemeinden  die  Unabhängig- 
keit zurückgeben  wollte,  die  ihnen  in  dem  vorausgehenden  Jahrhtmdert  von  der 
Krone  und  der  Staatsbureaukratie  genommen  war.  Grösser  ist  seit  1808  die 
Selbständigkeit  der  preussischen  Städte  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  nicht  ge- 
worden. Im  Gegenteil,  langsam,  Schritt  für  Schritt  hat  die  Bureaukratie  die 
zerbrochenen  Fesseln  wieder  geschmiedet.  Die  Errungenschaften  der  Stadte- 
ordnung von  1808  sind  zum  guten  Teile  dahin.  Und  wie  der  zarische  Despotis- 
mus durch  den  Meuchelmord,  so  ist  die  Selbstverwaltung  der  Städte  durch  die 
\'orherrschaft  der  Bureaukratie  in  den  Augen  jedes  gutgesinnten  Bureaukraten 
gemildert. 

Die  Städteordnung  von  iSoS  ist  l  in  Denkmal  der  tiefsten  Schande  der  preussi- 
schen  Bureaukratie.  Man  kann  begreifen,  dass  sie,  wieder  im  Sattel,  alles  daran 
setzte,  es  zu  zerstören.  Jede  Zeile  dieses  Gesetzes  trägt  den  Stempel  burcau- 
kratischer  Verzweiflung.  Das  ganze  Gesetz  schreit  nach  der  Teilnahme  der 
Bürgerschaft  an  der  Verwaltung  als  der  einzigen  Rettung  aus  tiefer  Not  und 
furcfuhnrcT  Gefahr.    Gleich  in  seinem  I'.ingnnge  heisst  es: 

»Der  besonders  in  neueren  Zeiten  sichtbar  gewordene  Mangel  an  angemessenen 
Bestimmungen  in  Absicht  des  städtischen  Gemeinwesens  and  der  Vertretting  der 

Stadtgemeinden,  das  bis  jetzt  nach  Kla-!^en  und  Zünften  sich  teilende  Iiitm  sse 
der  Bürger  und  das  dringend  sich  äussernde  Bedürfnis  einer  wirksameren  Teil- 
nahme der  BürfT  er  Schaft  an  der  Verwaltung  des  Geraeinwesens  uber- 
zeugen uns  von  der  Notwendigkeit,  den  Städten  eine  selli'^t.-indigere  und  bessere 
Verfassung  zu  geben,  in  den  Burgcrgemeindcn  einen  festen  Vereinigungspunkt  ge- 
setzlich zu  bildm,  ihnen  eine  tätige  Einwirkung  auf  die  Verwaltung  des  Gemein- 
wesens beizulegen  und  durch  diese  Teilnahme  den  Gemeinsinn  zu  erregen  und  zu 
erhalten.« 

Die  gleiche  Aufforderung  zur  Teilnahme  der  Bürger  zieht  sich  durch  das  ganze 
Gesetz.  Wie  tief  erniedrigt  musste  die  preussische  Bureaukratie  sein,  wenn 
sie  der  Bürgerschaft  »zur  Beförderung  einer  lebendigen  Teilnahme  an  allen 
das  Gemeinwesen  betreffenden  Angelegenheiten  die  kräftigste  Mitwirkung  bei 
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der  ganzen  Geschäftsführung«  zugestand,  wenn  sie  >al!e  Angelegenheiten,  wo- 
mit Administration  verbunden,  oder  die  wenigstens  anhaltende  x-Xufsicht  und  Kon- 
trolle oder  Mitwirkung  an  Ort  und  Stelle  bedfirfoi«,  durdi  Deputationen  und 
Kommissionen  besorgen  Hess,  »weiche  aus  einzelnen  oder  wenigen  Magistrats- 

mitgliedern,  dagegen  grösstenteils  aus  Stadtverordneten  und  Bürgern  bestehen. 

die  von  der  Stadtvirordnctenversammlung  gewählt  und  vom  Magistrat  bestätigt 
werdfiu.  In  dieser  weitgehenden  Teihiahnie  der  Bürgerschaft  an  der  Ver- 
waltung ihrer  eigenen,  aber  bisher  von  fremden  Leuten  besorgten  Angelegen- 
heiten besteht  der  ungeheure  Fortschritt»  den  die  Stadteordnung  von  1808 
gegenüber  den  früheren  Zuständen  bedeutete.  Denn»  wie  es  früher  mit  der  städ- 
tischen VerwaltuiiGT  aussah,  davon  gibt  uns  Raumer  in  seiner  Schrift  über  die 
prcussische  Städtcfjrdniing^  ein  sehr  anschauliches  Bild.    Es  hcisst  da: 

»Die  Magistrate  ergänzten  sich  in  einigen  Orten  durch  eigene  Wahl,  meist  wurden 
sie  höheren  Ortes  ernannt,  und  die  Bürgerschaft  hatte,  besonders  seit  der  zweiten 

Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  weder  hierin!  noch  hinsichtlich  der  Steuerrechnung 
irgend  einen  erheblichen  Einfluss.  So  zerhel  die  Stadt  in  zwei  ganz  unverbundeiie 
Teile;  die  ganz  zurückgesetzten  gehorchten  ungern  und  sahen  —  nicht  selten  mit 
Recht  —  nur  einseitige,  eigennützige  Gegner ;  und  die  scheinbar  unbeschränkten 
wurden  doch  auch  ihrer  Allmaciit  keineswegs  froh.  Denn  erstens  galten  die 
Stdlen  vieler  Bürgermeister.  Kämmerer,  Ratsherren  und  so  fort  oft  für  eine  be- 
queme Versorgung  invalider  Feldwebel  und  Unteroffiziere,  welche  ohne  Rücksicht  auf 
Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  in  die  Magistrate  hineingeschoben  wurden ;  zweitens 
Standen  diese  unter  strengster  Vormundschaft  der  Regierungen,  ohne  deren  Zu- 
stimmung kaum  das  Unbedeutendste  beschlossen  und  vollzogen-  werden  durfte. 
Ausserdem  waren  fast  alle  Städte  der  näheren  Aufsicht  eines  Steuerrates  unter- 
geordnet, das  heisst  eines  Mannes,  der  laut  seines  Prüfungszeugnisses  oft  nicht 
Regie.-tinirsrat  werden  sollte»  aber  doch  für  tauglich  galt»  zehn  bis  zwölf  Bärger- 
schalleii  zu  regieren.« 

Die  Städteordnung  von  1808  legte  den  Schwerpunkt  der  kommunalen  Ver- 
waltung in  die  Stadtverordnetenversanuiilung,  als  die  Vertretung  der  Bürger- 
schaft, und  nicht  in  den  Magistrat,  der  vielmehr  als  ein  VoUzugsausschuss  der 
Stadtverordneten  ersdieint.  Die  Stadtverordnetenversammlung  erhält  durch 
das  Gesetz  die  unbeschränkte  Vollmacht»  in  allen  Angelegenheiten  des  Gemein- 
wesens der  Stadt  die  Bürgergemeinde  zu  vertreten,  sämtliche  gemeine  An- 
gelegenheiten für  sie  zu  besorgen  und  in  l)etrcff  des  gemeinschaftliclun  \'cr- 
mögens,  der  Rechte  und  der  Verbindlichkeiten  der  Stadt  und  der  Bürgerschaft 
in  ihrem  Namen  verbindliche  Erklärungen  abzugeben.  Besonders  ist  sie  be» 
fugt»  die  zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen  der  Stadt  notigen  Geldzuschüsse» 
Leistungen  und  Lasten  auf  die  Bürgerschaft  zu  verteilen  und  xu  deren  Auf- 
bringung ihre  Einwilligung  zu  geben,  auch  überhaupt  die  gemeinen  Leistungen 
und  Lasten  zu  regulieren.  Damit  ist  das  gesamte  Ciebiet  der  kommunalen  Ver- 
waltung den  Stadtverordneten  überwiesen.  Als  ausführendes  Organ  ist  ihnen 
.der  Magistrat  untergeordnet.  Ohne  die  unmittelbare  Teilnahme  von  Bürgern 
steht  ihm  nur  die  allgemeine  Leitung  der  ganzen  Verwaltung  des  Gemein- 
wesens und  die  Führuiis,'^  derjenigen  speziellen  Geschäftszweige  zu,  wobei  es 
njthl  anf  eigene  Administration  oder  fortlaufende  Lokalaufsicht,  sondern  haupt- 
sachlich auf  Gesetzes-  und  Verfassungskunde  ankommt.  Alle  Angelegenheiten, 
mit  denen  Administration  verbtmdcn,  oder  die  anhaltender  Aufsicht  tind  Kon- 
trolle oder  Mitwirkung  an  Ort  und  Stelle  bedürfen»  werden  durch  Deputationen 
und  Kommissionen  besorgt  Hier  ist  also  Emst  gemacht  mit  dem  Gedanken» 
den  Vertretern  der  Burgerschaft  die  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten 
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zu  übertragen.  Nur  in  zwei,  allerdings  sehr  wesentlichen,  Punkten  ist  die  städ- 
tische Selbstverwaltung  beschränkt.  Die  Regierung  behielt  sich  ein  Bestäti- 
gungsrecht gegenüber  den  Magistratsmitgliedern  vor,  und  die  Verwaltung  der 
OrtqKtlizd  wurde  als  Sache  des  Staates  ffir  diesen  in  Anbrach  genommen,  der 
sie  allerdings  den  Magistraten  übertragen  konnte.  An  diesen  beiden  Püidcten 
hat  nun  auch  sofort  die  staatliche  Bureaukratie  eingesetzt,  um  ihre  Einmischung 
in  die  städtische  Verwaltung  bis  auf  die  kleinste  Kleinigkeiten  auszudehnen, 
und  ein  stetig  wachsendes  Bevormundungssystem  zu  entwickeln.  Das  Bc- 
statigungsrecht  wurde  der  Regierung  zu  einem  Mittel,  das  ihr  ermöglichte,  die 
Magistrate  ganz  nach  ihrem  Wunsche  zu  besetzen  und  sich  dadurch  einen  Ein- 
fiuss  auf  sie  zu  sichern,  der  mit  dem  Geiste  der  Städteordnung  in  vollem  Wider- 
spruch stand.  Das  Bestätigunfjsrecht  wurde  von  fkr  Bureaukratie  nach  allen 
Seiten  hin  ausgebaut.  So  nahm  die  Regierung  zum  Beispiel  das  Recht  für  sich 
in  Anspruch,  die  Bürgermeisterstellen  auf  einige  Zeit  probeweise  kommissarisch 
verwalten  zu  lassen,  um  sich  von  der  Qualifikation  des  Gewählten  zu  uber- 
zet^;en.  Bei  wiederholter  Präsentation  unqualifizierter  Subjekte  liess  sie  die 
Stellen  kommissarisch  verwalten  und  setzte  sich  damit  kaltblütig  über  die  Wahl- 
rechte Tind  das  Budgetrecht  der  Stadtverordnetenversammlung  hinweg.  Die 
Stadtmagistrate  wurden  zu  untergeordneten  Behörden  herabgedrückt,  denen 
keine  anderen  Befugnisse  zustehen,  als  jeder  anderen  Behörde  gegenüber  ihrer 
vorgesetztai  Behörde.  Ja,  sogar  über  die  Stadtverordnetenversammhui^  selbst 
masste  sich  die  staatliche  Bureaukratie  Disziplinargewalt  an ;  sie  scheute  nicht 
davor  zurück,  Geldstrafen  gegen  Stadtverordnete  oder  ihren  Vorsteher  atiszu- 
sprechen,  um  sie  nach  ilireni  W  illcn  zu  zwingen.  Auf  dem  Wege  der  Inter- 
pretation oder  Aninassung  fälschte  sie  den  Willen  des  Gesetzgebers  in  ihrem 
Interesse  um  oder  ging  mit  kühler  Dreistigkeit  über  ihn  hinweg. 

Der  Kampf  der  bureaukratischen  Reaktion  gegen  die  Städteordnung  von  1808 
setzte  bereits  sehr  früh  ein.  Schon  im  jähre  1814  hatten  sie  den  Erfolg,  dass 
sich  das  Staatsministerium  mit  der  Frage  der  Reform  beschäftigte,  und  dass 
man  die  alte  Städteordnung  nicht  auch  auf  die  neoen  Provinzen  ausdehnte, 
smidem  für  sie  eine  neue,  revidierte  Städteordnung  für  notwendig  hielt  Aus- 
dehnung des  Oberaufsichtsrechtes  des  Staats,  was  gleichbedeutend  ist  mit  der 
Strangulierung  der  städtischen  Selbstverwaltung,  Entrechtung  der  besitzlosen 
Klassen  und  Begünstigung  der  Privilegierten:  darin  konzentrierten  sich  die 
Forderungen  der  Reaktion.  Der  bSse  Geist,  der  die  alte  StSdteordnung  den 
herrschenden  Klassen  so  verhasst  machte,  hiess  Jetta  und  Demokratit.  In  der 
revidierten  Stadteordnung  von  1831  hat  die  Reaktion  einen  ganz  bedeutenden 
Schritt  vorwärts  gemacht.  Die  Beschränkung  der  Rechte  der  Stadtverordneten- 
versammlung ging  in  dreifacher  Richtung  vor  sich:  in  den  Rechten  der  Selbst- 
polizei, in  den  Rechten  der  Verwaltung  und  in  den  Rechten  gegenüber  dem 
Magistrat.  Die  Verwaltungsrechte  der  Stadtverordnetenversammlung  wurden 
besonders  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens  beschnitten.  Das  weitgehende 
Etatsrecht  der  Stadtverordnetenversammlung,  das  allerdings  Ministerialreskripte 
schon  früh  und  durchgreifend  zu  beschneiden  gesucht  hatten,  wurde  nunmehr  so 
gut  wie  aufgehoben.  Überall  wurde  die  Gcncluuigung  der  Regierung  vorge- 
schrieben. Hand  in  Hand  mit  der  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  ging  die  Aus- 
dehnung der  Befugnisse  des  Magistrates.  Seine  Selbständigkeit  gegenüber  den 
Sladtv^ordneten  ist  in  der  revidierten  Städteordnung  durchgeführt.  Aus  einem 
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rein  ausführenden  Organe  der  Stadtverordnetenversammlung,  dem  kein  mate- 
rielles Einspruchsrecht  gegen  ihre  Beschlüsse  zustand,  hat  sich  der  Magistrat 
ZU  ihrem  Gebieter  und  Herrn  entwickelt;  erhielt  er  doch  durch  die  revidierte 
Städteordnung  ein  Bestätigwigsrecht  der  Beschlfisse  der  Stadtverordneten.  Zu- 
sammenfassend kann  man  als  den  Kernpunkt  der  Reform  von  1831  die  Be- 
schränkung der  Selbstverwaltung  der  Städte  bezeichnen,  die  ihn  n  Sitz  nach  der 
Städteordnung  von  1808  in  der  Stadtvcrordnetenvcrsaninilunir  hatte.  Der 
Dualismus  zwischen  Magistrat  und  Stadtverordnetenversammlung,  dessen  plan- 
massige  Ausbildung  man  in  den  Ministerialreskripten  verfolgen  kann»  hat  in  der 
revidierten  Stadteordnung  seine  gesetzliche  Fassung  gefunden.  Die  Konflikt- 
saat ist  seitdem  üppig  ins  Kraut  geschossen,  und  die  Bureaukratie  tat  das  ihrige, 
ihr  Wachstum  zu  fördern.  Aus  den  fortgesetzten  Konflikten  zwischen  den 
städtischen  Behörden,  in  denen  sie  sich  das  Schiedsrichteramt  vorbehielt,  wuchs 
ihr  ebenso  fortdauernd  Kraft  und  Herrschaft  über  die  Selbstverwaltung  zu. 

Auch  die  Gcmeiudcürdnung  von  1850,  in  der  die  Bourgeoisie  die  Resultate  der 
von  ihr  gemachten  Resolution  zu  ziehen  und  die  Alleinherrschaft  des  ritter- 
lichen Grundbesitzes  in  der  Ven^tung  der  ländlichen  Gemeundoi  zu  brechen 

.«Uchte,  führte  die  Entwickclung  im  Verhältnis  der  beiden  Gemeindebehörden 
zu  einander  und  zu  den  Aufsichtsbehörden  in  der  selben  Richtung  fort,  wie  es 
die  ministeriellen  Verfügungen  zur  Städteordnung  von  1808  und  die  revidierte 
Stadteordnung  von  1831  getan  hatten.  Die  Stellung  des  Magistrates  —  oder, 
wie  er  in  der  Gemeindeordnung  hdsst,  des  Gemeindevorstandes  —  gegenüber 
dem  Gemeinderat  wird  ebenso  verstärkt,  wie  die  Stellung  des  Bürgermeisters. 
In  der  Städteordnung  von  1808  ist  vom  Bürgermeister  kaum  die  Rede.  Er  er- 
scheint nur  als  der  prinitis  mter  parcs  ohnQ  besondere  Machtbefugnisse.  Schon 
In  der  Städteordnung  von  1831  und  noch  mehr  in  der  Gemeindeordnung  von 
1850  ist  das  gänzlich  anders  geworden.  Der  Bürgermeister  wird  zur  wichtigsten 
und  einflussreichsten  Person  in  der  ganzen  städtischen  Verwaltung.  Der 
Bürgermeister  wird  Verwalter  der  Ortspolizei  und  überhaupt  der  Träger 
.staatlicher  Verwaltung.  Nur  einen  allerdings  mehr  scheinbaren  Fortschritt  im 
Dienste  der  Selbstverwaltung  brachte  die  Gemeindeof dnung :  sie  übertrug  da.s 
Aiilrichtsrecht  nicht  mehr  staatlichen  Beamten,  sondern  den  neugeschaffenen 
Kreisausschttssen  und  Bezirksräten,  deren  Mitglieder  durch  Wahlen  der  Kreis- 
undProvinzial Versammlungen  gewählt  werden  sollten.  Doch  ist  die  staatliche  Auf- 
sicht auch  in  der  Genninfleordntmg  nicht  ganz  beseitigt;  imd  in  einem  Punkte 
uurde  die  MaclU  der  Rcgicrungsibchörilcii  sogar  in  ganz  hervorragendem  Masse 
verstärkt,  insofern  dem  Minister  des  Innern  das  Recht  gegeben  wurde,  Ge- 
meinderat und  Gemeindevorstand  nach  freiem  Ermessen  zu  susfiendieren. 

Die  Lebensdauer  der  Gemeindeordnung  war  nur  sehr  kurz.  Sic  fiel  dem  Vor- 
dringen der  Reaktion  zum  Opfer  und  wurde  im  Jahre  1853  durch  die  jetzt  noch 
;;cltende  Städteordnung  ersetzt.  Diese  hob  die  Einschränkungen  der  staatlichen 
Aufsicht  wieder  auf  und  gab  ilire  I'ührung  an  die  staatlichen  Behörden  zurück. 
In  ihr  findet  das  System  der  staatlichen  Bevormundung  der  Selbstverwaltung 
seine  reifste  .Ausbildung.  Die  städtische  Selbstverwaltung  existiert  nur  inner- 
halb der  Grenzen,  die  ihr  die  Bureaukratie  nadi  ihrem  Belieben  zu  ziehen  geroht. 
Der  M^strat  ist  zur  untergebenen  Behörde  <ler  Regierung,  zum  Organ  ge- 
v.-orden,  mittels  dessen  sie  gegen  die  Stadtverordneten  cnischretteL  In  der 
gleichen  Weise  ist  der  Bürgermeister  das  Organ  der  R^erung  gegenüber  dem 
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Mag^istrat.  Die  geschichtliche  Entwickelung  zeigt  deutlich,  wie  die  Regierung 
es  verstanden  hat,  die  Macht  der  Stadtverordneten  durch  die  Stärkung  des 
Magistrates,  die  des  Magistrates  durch  die  Stärkung  des  Bürgermeisters  zu  be- 
schränken, wie  sie  ein  Oi^:aii  der  städtischen  Selbstverwaltung  gegen  das  andere 
ausspielt,  um  jede  Selbstverwaltung  im  Interesse  ihrer  Herrschaft  aufzuheben. 
Zugleich  ijewährt  ihr  die  Regelung  der  Zuständigkeiten  z\vi<?rhcn  Magistrat 
und  Stadtverordnetcnvcr'Janimlung  die  Möglichkeit,  sich  im  Hintergrunde  zu 
haken  und  das  Odium  des  Konflikts  auf  den  Magistrat  abzuwälzen.  Mit  der 
Städteordnnng  von  1853  ist  die  Entwickelung  bis  jetzt  geschlossen.  Die  grosse 
Errungenschaft  der  Städteordnung  von  1808,  die  Demokratisierung  der  städ> 
tischen  Verwaltung  durch  die  Einsetzung  eii^er  machtvollen,  aus  direkten  und 
geheimen  Wahlen  entstandenen  Stadtverordnetenversammlung,  ist  Stück  für 
Stück  wieder  verloren  gegangen.  Die  städtische  Selbstverwaltung  ist  nur  eine 
Selbstverwaltung  dem  Worte  nach.  In  d^  Tat  kennt  das  preussische  Ver- 
waltungsrecht keine  Selbstverwaltung,  wenn  man  unter  Selbstverwaltung 
die  selbständige  Verwaltung  der  eigenen  Angelegenheiten  der  Bürgerschaft  durch 
von  ihr  gewählte  Vertreter,  unabhängig  von,  und  nicht  subordiniert,  der  staat- 
lichen Bureaukratic  versteht.  Nach  fünfzig  Jahren  stand  also  die  preussische 
Städteverfassung  wieder  da,  wo  sie  vor  1808  gestanden  hatte.  Die  ganze  Zeit 
voo  1853  bis  zur  Jeztzeit  war  erforderlich,  um  sie  wieder  auf  den  Standpunkt 
der  <jemeindeordnttng  von  1850  zurückzubringen  I 

Noch  funfinal  hat  «ich  die  Bureaukratie  und  der  Landtag  mit  Städteverfitssungen 
zu  beschäftigen  gehabt.  Aber  ein  Fortschritt  in  der  Auffassung  von  der  Selbst- 
verwaltung oder  in  ihrer  freiheitlichen  Ausbilduntj  liisst  sich  nicht  bemerken. 
Die  totale  Unfruchtbarkeit  prcussischer  Gesetzgebung,  die  gänzliche  Armut  an 
originalen  Gedanken,  die  Unfähigkeit,  den  Geist  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
kmg  der  Nation  zu  begreifen  und  in  der  Recbtsbildung  ihr  wenigstens  nachzu« 
kommen,  treten  bei  jeder  gesetzgeberischen  Aktion  wieder  und  wieder  hervor. 
Die  Bureaukratie  ist  spitzfindig  und  kühn  in  gewagten  Interpretationen,  die  ihre 
Macht  verstärken  sollen,  aber  arm  an  schöpferischen  Gedanken.  Den  Ursache 
und  Wirkung  verknüpfenden,  die  tiefen  ursächlichen  Zusammenhänge  aller  ge- 
sellschaftlichen und  staatlichen  Verhältnisse  aufdeckenden  philosophischen 
Geist,  der  den  wahren  Staatsmann  und  Gesetzgeber  auszeichnet,  darf  man  in  der 
preussischen  Bureaukratie  so  wenig  suchen,  wie  in  Bureaukratieen  anderer  Län- 
der, die  sich  auf  die  gleiche  Weise  rekrutieren,  wie  die  preussische. 

Es  gibt  also  in  Preussen  im  strengen  Sinne  des  Wortes  keine  Selbstverwaltung 
auf  kommunalem  Gebiete.  Die  vcrheissungsvollen  Ansätze  der  Städteordnung 
von  1808  sind  von  der  staatlichen  Bureaukratie  in  zäher,  planmässig^rr  Minier- 
arbeit zerstört  worden.  Die  Stadtverordnetenversammlung  ist  heutzutage  nur 
eine  beratende  Körperschaft,  der,  praktisch  genommen,  eigentlich  nur  die  Kon- 
trolle, insbesondere  die  finanzielle  Kontrolle  der  vom  Magistrat  und  Bürger- 
meister geführten  Verwaltung  zusteht.  Die  Vorbereitung  der  Beratungen,  die 
entscheidende  Initiative  in  der  Verwaltung,  die  Ausführung  der  Beschlüsse  liegt 
in  den  Händen  des  Magistrats  mit  dem  Bürgermeister  an  der  Spitze,  der  ausser- 
dem das  gleiche  Beschlussrecht  hat,  wie  die  Stadtverordnetenvertanunlmig.  Der 
Magistrat  wird  allerdings  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählt;  im 
übrigen  steht  er  aber  unter  der  fortgesetzten  Aufsicht  der  staatlichen  Zentral- 
behörde» von  der  die  Wahl  der  Magistratsmitglieder  nach  freiem  Ermessen  be- 
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j^täticft  werden  muss.  An  der  Spitze  des  ganzen  Systems  steht  der  Bürper- 
incistcr.  Seine  Stellung  iässt  sich  mit  den  Worten  Redlichs  zutreffend  in  fol- 
gender Weise  charakterisieren: 

»Der  preussische  Stadtbürgermeister  ist  nicht  das  von  den  Vertretern  der  Ge- 
meindemitglieder frei  gewählte  Haupt  d<r  Stadt,  sondern  n'n  mit  der  Fühnuig 
der  städtischen  Verwaltung  betrauter  mittelbarer  Staatsbeamter,  der  zu  aeineni 
Amte  von  der  Gemeindevertretung  aus  einem  engen  Kreise  professiondler  Ver- 
waitungsbeamten  erkoren  und  von  der  Staatsregierung  ernannt  wird.« 

Das  ist  die  Organisation  der  prcussischen  Städteverwaltung.  Und  sie  beweist, 
dass  hier  allerdings  von  Selbstverwaltung  schon  deshalb  keine  Rede  sein  kann, 
weil  die  persönliche  Grundlage  der  von  der  Bürgerschaft  gewählten  Gemeinde- 
vertretung fehlt,  in  der  sich  die  Beschluss-  und  Verwaltungsbefugnisse  konzen- 
trieren, inid  neben  der  andere  Organe  nur  die  Bedeutung  untergeordneter,  aus- 
führender Ausschüsse  besitzen.  Die  kommunalen  Behörden  sind  auf  Schritt 
und  Tritt  ihrer  Tätigkeit  durch  das  staatliche  Genehmigungsrecht  beschränkt,  das 
nicht  nur  bei  der  Bildung  der  Gemeindevertretung,  bei  der  inneren  Organisation 
der  Verwaltung  und  bei  der  Anwendung  der  Verordnungsgewalt  der  Gemeinden 
wirksam  ist,  sondern  sich  noch  die  gesamte  Finanzgebarung  der  Gemeinden  unter- 
wirft. Nicht  nur  die  Gesetzmässigkeit  der  kommunalen  Verwaltungstätigkeit,  son- 
dern ebensf)  sehr  auch  ihre  Zweckmässigkeit  ist  Gegenstand  der  staatlichen  Auf- 
sicht stätigkeit.  Damit  ist  wiederum  die  Selbstverwaltung  in  ihrem  innersten  Weseu 
negiert.  Trotz  aUer  schdiien  Worte  ist  die  prensdsche  Verwaltung  noch  nicht 
über  die  Auffassung  hinausgekommen,  dass  die  Gemeinden  als  unmündige 
Kinder  zu  betrachten  und  daher  unter  der  stetM  Kuratel  der  staatlichen  Auf» 
Sichtsbehörden  zu  halten  seien.  Die  Gemeindeverwaltung  ist  in  Preussen  auch 
heute  noch  nicht  mündig  geworden.  Vor  dieses  Problem  der  Befreiung  der 
Gemeinden  aus  der  Kuratel  des  Staates,  der  Schaffung  einer  wahren  Selbstver- 
waltung sieht  sich  die  Sozialdemokratie  gestellt.  Seine  InangriflFhahme  muss 
neben  der  Erringung  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechts  für  den  Landtag 
als  die  wichtigste  und  dringendste  Aufgabe  praktischer  Politik  bezeichnet 

werden. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

JOHflMMES  TIMM  •  DIE  BEDEÜTUflQ  DES  PREÜ- 
SSEMTflQES  FÜR  DIE  ÜBRIQEli  BÜNDESSTfinTEri 

IT  gespannter  Aufmerksamkeit  wird  die  Entwickelung  der  politi- 
schen V^erhältnisse  in  Preussen  in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
des  Deutschen  Reiches  verfolgt.  Namentlich  aber  blicken  und 
hoffen  die  denkenden  proletarischen  Massen  überall  auf  den  Be- 
freiungskampf ihrer  Klassengenossen  von  der  Schande  des  preusst- 
sehen  Dreiklassenwahlrechtes.  So  ist  denn  der  zweite  preussische  Parteitag 
der  Sozialdemokratie  nicht  bloss  für  die  engeren  prcussischen  Parteigenossen, 
sondern  auch  für  die  der  übrigen  Bundesstaaten  von  grösster  politischer  Be- 
deutung. 

Wie  ein  drückender  Alp  wird  die  reaktionäre  preussische  Politik  im  ganzen 
deutschen  Lande  empfunden.  Wer  als  Vertreter  der  Wissenschaft  eine  der 
Regierung  unbequeme  politische  Überzeugung  frei  und  öffentlich  bdcenn^  ist  tn 
Preussen  als  akademischer  Lehrer  unmöglich.    Den  Tausenden  yoo  Staats- 
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arbeiten!  ist  die  Ausübung  ihres  Koalitionsrechtes  verboten.  Den  Beamten 
wird  das  verfassungsmässige  Vereinigungs-  und  Petitionsrecht  abgesprochen. 
Das  grosse  Heer  der  Dienstboten  ttnd  des  Gesindes  hat  kein  Koalitionsrecht. 

Der  preussische  Eisenbahnminister  verhindert  sogar  Arbeiter,  die  nur  in- 
direkt mit  dem  Eisenbahndienst  in  Berührung  stehen,  nämlicli  die  Angestellten 
der  Spediteure,  von  detn  ihnen  gesetzlich  zustehenden  Koalitionsrecht  nach 
freier  Wahl  Gebrauch  zu  machen. 

Auf  allen  Gebieten  haben  sich  die  Zustände  in  Preiissen  derart  reaktionär  ent- 
wickdt,  dass  sie  vielleicht  nur  noch  von  denen  in  Russland  oder  der  Türkei 
übertroffen  werden.  In  seiner  Stellung  als  Vormacht  im  Reiche  aber  liegt  eine 
Gefahr  fär  die  übrigen  Bundesstaaten.  Seine  unheilvolle  Politik  greift  weit 
über  Preussen  hinaus.  Mit  einer  Unverschämtheit,  die  ihres  gleichen  sucht, 
und  die  auch  unter  anderm  vom  bayrischen  Bundcsbcvollmächtigten  nach 
Gebühr  deutlich  zurückgewiesen  wurde,  verlangen  preussische  Konservative 
ein  Vorgehen  Preossens  gegen  die  Bundesstaaten»  die  ein  freies  Wahlrecht  ein- 
fuhren. Die  preussischen  Krallen  krampfen  sich  fiberall  ein,  wo  es  gilt»  frd- 
heitlichere  Rechte  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  zu  beseitigen.  Unser  Kampf 
in  den  übrigen  Bundesstaaten  für  eine  Erweiterung  demokratischer  Rechte  wird 
sehr  erschwert  durch  die  Art,  wie  in  Preussen  Politik  gemacht  wird,  die  all- 
mählich dahin  führen  wird,  den  Rcichseinheitsgedanken  gründlich  im  Volke 
aussurotten.  Wenn  schon  ein  bfirgerlicher  Abgeordneter  im  Rekhstage  seinem 
gepressten  Herzen  Ausdruck  verleiht  und  ausruft:  >Man  nmss  sich  bald 
schämen,  Preusse  zu  sein«,  so  hat  man  ein  Bild  davon,  welch  ungdieurer 
politischer  Druck  auf  dem  entrechteten  preussischen  Volke  lastet. 

Und  wahrlich,  das  preussische  Volk  hat  keine  Ursache,  sich  diese  Zustände 
länger  bieten  zu  lassen ;  es  muss  alles  daransetzen,  um  sich  seine  politi- 
schen Rechte  zu  erkämpfen.  Die  Sozialdemokratie  aber  muss  die  Führerin 
tn  diesem  Kampfe  sein.  Weiche  Tairtik  einsusdilagett  sei,  darüber  kSnnen  nur 
die  nmnittdbar  Beteiligten  entscheiden.  Doch  so  viel  ist  gewiss»  dass  ein  gut 
vorbereitetes,  den  Kräfteverhältninen  Rechnung  tragendes,  planmässiges  Vor- 
gehen unbedingt  von  Erfolg  sein  muss.  Das  zielsichere,  überlegte  Handeln 
ist  zurzeit  um  so  dringender,  als  es  auch  zugleich  gilt,  Versäumtes  nachzuholen. 
Das  soll  keineswegs  als  Vorwurf  gelten.  Gewisse  Dinge  reifen  eben  erst, 
nachdem  sie  die  verschiedenartigsten  Entwickehingsstadien  durchlaufen  haben. 
Das  gilt  auch  für  die  preussische  Wahlrechtsreform  und  den  Einfluss  auf 
die  preussische  Politik,  soweit  unsere  Partei  in  Frage  kommt.  Das  preussische 
Dreiklasscnwahlrecht  ist  nach  Bismarcks  bekanntem  Ausspruch  das  elendeste 
und  widersinnigste  aller  Wahlsysteme,  das  je  ausgedacht  wurde.  Dieses  Wort 
ist  SO  wid  so  oft  wiederholt  worden.  Und  weil  es  em  widersinniges  Wahl- 
system ist,  so  musste  es  verrotten,  in  sich  selbst  sn  gründe  gehen»  so  wie 
alles  Widematfirlidie  dem  Untergange  geweiht  ist,  ohne  dass  man  auch  nur 
einen  Finger  zu  rühren  brauchte.  .Also  keine  Teilnahme  der  Sozialdemokratie 
an  den  Wahlen  zum  preussischen  Landtag:  das  war  lange  die  geltende  Auf- 
fassung in  unserer  Partei.  Die  y erfaulungstheone  erwies  sich  bald  als  äusserst 
trügerisch.  Gerade  durch  die  Teilnahmlosigkeit  der  grossen  proletarischen 
Volkamassen  festigte  sich  jenes  Wahlsystem.  Diese  Erkenntnis  awang  zn 
emettter  Prüfung  der  Frage  in  unseren  Reihen.  Aber  wie  man  auch  wägte: 
eine  selbständige  Beteiligung  der  Sozialdemokratie  bot  keine  Aussicht  auf  posi- 
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tiven  Erfolg.  Blieb  die  Frage  der  Komiffoniisse  mit  bArgerlidieii  Partden, 
die  schliesslich  auch  w^;en  ihrer  moralischen  imd  politiachen  Wirkungen  ver- 
worfen wurde:  die  politische  Entwickelung  des  Proletariats  habe  einen  viel  zu 
hohen,  die  politische  Zersetzung  der  bürgerlichen  Parteien  einen  viel  zu  tiefen 
Stand  erreicht,  als  dass  zwischen  beiden  noch  ein  reinlicher  Kompromiss 
möglich  wäre ;  das  war  vorherrschende  Parteianschauung.  Aber  für  brennende 
politische  Probleme  ist  die  Philosophie  des  reinen  Mittels  immer  eine  bedenk- 
liche Sache  gewesen.  Nach  mancherlei  Gärung  kam  auch  hier  schliesslich 
die  wünschenswerte  Klärunfj,  die  für  die  Beteiligung'  an  den  Landtagswahlen 
entschied.  Und  heute  ist  die  Partei  sich  einig  darüber,  dass  eine  Teilnahme 
der  Sozialdemokratie  ohne  Scheu  vor  Kompromissen  zu  erfolgen  hat,  dass  alle 
Mittel  anzuwenden  sind,  die  geeignet  erscheinen,  das  Dreiklassenwahlrecht 
zu  untergraben. 

Die  Erfahrung  ist  die  Lehrmeisterin  der  Politik.  Die  Wahlrechtsbewegungen 
in  den  süddeutschen  Bundesstaaten,  durch  den  Ansturm  der  Sozialdemokratie 
hervorgerufen,  haben  den  Beweis  erbracht,  dass  eine  geschickt  geleitete  Aktion, 
die  zur  rechten  Zeit  die  rechten  Mittel  wählt,  praktische  Erfolge  erreichen 
kann.  Dieser  Tage  war  der  zehnjährige  Todestag  Karl  Grillcnbergers,  des  un- 
ermüdlicfaen  Vorkämpf ers  der  Wahlreform  in  Bayern.  Und  es  geziemt  sich  wohl, 
bei  dieser  Betraditung,  mit  einigen  Worten  in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  die  von 
Grillenberger  konsequent  verfolgte  und  nach  seinem  Tode  fortgesetzte  Taktik 
zur  Einführung  des  direkten  Wahlrechts  in  Rayern  schliesslich  den  Erfolg  für 
sich  hatte:  eine  Taktik,  die  vor  einem  Kompromiss  der  Sozialdemokratie  mit 
dem  Zentnmi  gegen  die  Liberalen  und  Bauernbündler  nicht  zurückschreckte. 
Mancherlei  Schwierigkeiten  erwuchsen  uns  aus  den  Reihen  der  norddeut- 
schen Genossen.  Später  aber  bewies  der  Erfolg  die  Richtigkeit  und  politische 
Notwendigkeit  der  gewählten  Kampfform.  Mit  solchen  Schwierigkeiten  wer- 
den die  preussischen  Genossen  kaum  mehr  zu  rechnen  haben.  Jede  Kräfte- 
zersplitterung, wenn  nach  reiflicher  Überlegung  die  Mittel  zum  Sturz  des 
preussischen  Dreiklassenwahlrechts  gewählt  sind,  wäre  eine  sdilimme  Sadie. 
Denn  darüber  ist  sich  wohl  niemand  innerhalb  unserer  Partei  im  Unklaren,  dass 
unter  grösseren  Schwierigkeiten,  als  in  Preussen,  wohl  noch  kein  Wahlrechts- 
kampf unternommen  wurde.  Eine  vollkommene  Konzentration  der  proletari- 
schen Kräfte  ist  auch  schon  deshalb  nötig,  weil  es  gilt,  das  Versäiunte  nach- 
zuholen. 

Es  kann  an  dieser  Stelle  nicht  untersucht  werden,  inwieweit  die  Vertreter  der 
einzelnen  bürgerlichen  Parteien  in  dem  bevorstehenden  Kampfe  standhalten 
werden.  Soweit  ein  Urteil  bis  jetzt  möglich  ist,  kann  nur  eine  recht  un- 
günstige Prognose  gestellt  werden.  Selbst  die  Vertreter  der  linksliberalen  Par- 
teien, von  den  Stimmen  einiger  Prediger  in  der  Wüste  abgesehen,  scheinen 
bestenfalls  nur  so  weit  gehen  zu  wollen,  als  Fürst  Bülow  ihren  Abgesandten  in 
Norderney  versprochen  hat.  Und  Bülow  wieder  wird  nur  so  weit  gehen,  als 
es  ihm  zur  Sicherung  einer  mit  der  Reichspulitik  fibereinstimmenden  prensst- 
schen  Politik  nötig  erschein^  um  aus  der  jetzigen,  audi  für  ihn  unangenehmen 
Zwickmühle  herauszukommen.  Die  Blockpolitik  der  letzten  Reichstags  wähl 
-  ist  aber  zu  sehr  auf  das  System  Bülow  eingestellt,  als  dass  die  Vertreter  der 
Blockparteien,  selbst  die  der  äussersten  Linken,  ernsthaft  bedächten,  was  darui 
werden  wird,  wenn  die  Gnadensonne  der  Regierung,  die  den  Zenith  bereits  pas> 
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Stert  hat,  untergegangen  sein  wird.  So  viel  steht  fest,  dass  die  schwachen  An- 
zeichen einer  Wahlrechtsreform  von  oben  nur  den  Erfolg  versprechen,  den  die 
Politik  des  Angoiblicks  erfordert.    Das  Zentrum  aber,  das  noch  kurz  vor  den 

Reichstagswahlcn  mit  kühner  Schwenkung  einen  Wahlrechtsändeningsantrag 
für  Preussen  stellte,  ist  jetzt  aus  Gründen,  die  mit  der  Blockpolitik  im  Zu- 
sammenhang stehen,  sehr  wenig  geneigt,  eine  Änderung  eintreten  zu  lassen. 
Dagegen  ist  ffir  die  Sozialdemokratie  die  Erringung  des  dirdrten,  geheimen 
nnd  gleichen  Wahlrechts  zum  preussischen  Landtag  ein  Kulturproblem  von 
grösster  Wichtigkeit.  Das  Dreiklasscnwahlrecht  ist  in  Preussen  der  eherne 
Wall  gegen  jede  Rücksichtnahme  auf  die  Forderungen  der  Arbeiterklns?e.  Es 
schützt  die  Regierung  bei  ihrer  rücksichtslosen  Unterdrückung  jeder  freieren 
Regung.  Jede  Ausbreitung  demokratischer  Rechte  muss  an  dem  Bollwerk  des 
Dreiklassenwahlrechts  scheitern.  Wenn  auch  Preussen  im  Bundesrat  formell 
nur  über  17  von  58  Stimmen  verfügt,  so  hat  es  doch  dank  seiner  reaktionären 
Politik,  die  durch  das  Dreiklassenwahlrecht  gestützt  wird,  als  führender  Staat 
einen  unheilvollen  Einfluss  auf  den  Gang  der  Reichspolitik.  Jede  Rücksicht 
auf  die  breiten  Massen  des  Volkes  fällt  in  Preussen  fort,  weil  diese  keinen  Ein- 
fluss auf  die  Regierung  haben.  Gelingt  es  endlich,  das  preussische  Dreiklassen- 
wahlrecht zu  stürzen,  so  ist  der  Boden  für  eine,  durdi  den  Einfluss  der  grossen 
Massen  garantierte,  ihren  Interessen  Rechnung  tragende  Politik  geebnet.  Ein 
solcher  fortsclirittlicher  Einfluss  des  preussischen  Volkes  auf  die  Landespolitik 
wird  für  die  Gestallung  der  Reichspolitik  von  grösster  Wichtigkeit  sein. 

Deshalb  haben  die  Genossen  aller  Bundesstaaten  den  grössten  Anteil  an 
den  gegenwärtigen  Vorgängen  in  Preussen.  Das  ganze  Vertrauen,  nicht  nur 
der  .Sozialdemokratie,  sondern  aller  ehrlichen  Demokraten  in  Deutschland,  ruht 
gegenwärtig  auf  der  Haltung  der  preussischen  Genossen.  Mit  grösster  Sym- 
pathie wird  besonders  in  den  süddeutschen  Staaten  jede  Phase  ihres  Kampfes 
verfolgt.  Das  gespannteste  Interesse  ist  auf  den  zweiten  preussischen  Partei- 
tag gerichtet,  t'herall  empfindet  man  die  schwierige  Lage,  in  der  sich  unsere 
preussischen  Genossen  b(rfinden.  Man  weiss,  dass  der  bevorstehende  Kampf 
nicht  geringe  Anforderungen  an  die  Unu^dit  und  Spannkralt  jedes  einzelnen, 
und  besonders  der  verantwortlichen  Führer,  stellen  wird.  Es  ist  überall  der 
heisse  Wunsch  rege,  dass  sich  jeder  der  an  ihn  herantretenden  Aufgaben 
gewachsen  zeige  und  die  unter  den  jeweiligen  Verhältnissen  richtigen  Kampf- 
mittel wähle.  Die  Wahlrechtskämpfe  in  anderen  Bundesstaaten  bieten  hin- 
reichendes Beweismaterial  dafür,  was  eine  gut  vorbereitete  Bewegung  erreichen 
kann.  Alle  wirklich  demokratischen  Elemente,  alle  Arbeiterschichten,  gleich- 
viel welch  jr  Parteirichtung,  müssen  für  den  Kampf  gewonnen  werden.  Die 
sozialdemokratische  Presse  wird  eine  verantwortungsreiche  Aufgabe  zu  lösen 
haben,  nicht  minder  aber  auch  jene  Instanzen  der  Partei,  die  die  eigentliche 
Aktion  leiten  und  von  vornherein  das  Vertrauen  der  grossen  Massen  für  sich 
gewinnen  müssen.  Daher  ist  auch  überall  der  sehnlichste  Wunsch  vorhanden, 
aus  den  öffentlichen  Debatten  den  innerlich  zermürbenden  Kleinkram  klein- 
licher Zänkereien  auszuscheiden  und  die  ganze  Kraft  auf  das  eine  grosse  Ziel 
des  planmässigen  Wahlrechtskampfes  zu  konzentrieren. 

Wenn  die  Genossen  in  den  übrigen  Bundesstaaten  den  Vorgängen  in  Preussen 
mit  intensiver  Anteilnahme  folgen,  so  ergibt  sich  das  schon  aus  den  historischen 
Aufgaben,  die  die  Sozialdemokratie  zu  erfüllen  hat.   Die  Sozialdemokratie  hat 
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das  denkbar  grösste  Interesse  an  einem  einheitlichen  und  freiheitlichen  deut* 
sehen  Reich;  sie  ist  toii  jeher  die  entschiedenste  Vertreterin  des  Reichs- 
einheit&gedankens  gewesen.  Nichts  würde  den  Grundsätzen  der  Partei  mehr 
widerspreclicr!,  als  ein  Partikularismus  in  den  Einzelstaaten,  der  nur  auf  die 
Spiepcbürgerpolitik  einzelner  Gruppen  Rijcksicht  nimmt.  Etwas  anderes  ist  es 
aber  doch,  wenn  die  freiheitlichen  Errungenschaften  in  den  Einzclstaaten  nach- 
einander der  von  Preussen  inaugurierten  reaktioniren  Reichspolitik  zum  Opfer 
gebracht  werden.  Hier  hat  die  Sozialdemokratie  die  Aufgabe,  jenen  ge- 
sunden Partikularismus  zu  nähren  und  zu  unterstützen,  der  noch  bisher  den 
Widerstand  pegen  reaktionäre  P'ingriffe  gebildet  und  auch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  das  schmiegsame  Rückgrat  schwankender  Diplomaten  gegen  preussische 
reaktioiiäre  Forderungen  gesteift  hat.  Wie  die  Dinge  liegen,  kann  die  ältere 
Kultur  in  den  süddeutschen  Bundesstaaten,  die  ein  gesundes  demokratisches 
Gepräge  hat,  nur  durch  die  wachsende  Macht  der  Soaialdemokratie  erhatten 
und  weitergebildet  werden.  Wenn  die  Suprematie  Preussens  in  Deutschland 
sich  derart  auswächst,  dass  das  Lebensinteresse  der  süddeutschen  Staaten  an 
der  Demokratie  brutal  unterdrückt  wird,  so  müsste  jedes  Interesse  der  süd- 
deutschen Staaten  ffir  die  Reichsetnheit  schwinden.  Die  Alternative  steht  so: 
Entweder  die  preussische  Politik  wird  durch  ein  vernünftiges  Wahlrecht  den 
kulturellen  Aufgaben  des  Reiches  gerecht,  oder  aber  Preussen  stellt  sich  selbst 
ausserhalb  der  Kulturstaaten.  Hoffen  wir,  dass  die  Sozialdemokratie  die  grosse 
Frage  eines  einigen  und  freiheitlichen  Deutschlands  durch  Gewinnung  eines 
entscheidenden  Einflusses  auf  die  preussische  Politik  losen  wird. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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OR  fast  zwei  Jahren  unternahm  die  Arbeiterschaft  in  Sachsen 
einen  kraftvollen  und  verheissungsvollen  Vorstoss  gegen  das  Drei* 
klassenwahl^stem.   Aber  die  damals  vid&ch  gehegten  Hoffnungen 

auf  ununterbrochene  Fortsetzung  und  baldigen  Erfolg  dieses  Kampfes 
^iri  !  nur  /um  Teil  erfüllt  worden.    Heut  stehen  wir  in  Sachsen  aller- 


dings vor  einer  Wahlreformvorlage  der  Regierung,  aber  diese  entspricht  ent- 
fernt nicht  den  Forderungen,  die  die  Sozialdemokratie  erhoben  hat.  Ea  ist  in 
dieser  Situation  wohl  angemessen,  auf  den  Gang  dieser  Geschehnisse  zuröck- 
zQSchauen  und  sodann  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  der  Kampf  nun  fortgeführt 

werden  soll.  Eine  solche  Betrachtung  ist  nicht  nur  für  Sachsen  erforderlich, 
sie  kann  auch  für  die  Wahlrechtsbewegung  in  Preussen  einigermassen  lehr- 
reich sein. 

Das  sächsische  Landtagswahlrccht  von  1868,  obschon  es  durch  Zensus  und  Wahl- 
krdsdnteUang  hinter  dem  Reichswahlrecht  erheblich  zurückstand,  ersdiien  seit 
den  Erfolgen  der  Sozialdemokratie  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  — 

es  sassen  1895  unter  82  Mitgliedern  der  zweiten  Kammer  I4  Sozialdemokraten 
—  den  Konservativen  und  Nationalliberalen  unerträglich.  In  verbrecheri.scher 
Hast  betrieben  sie  im  Bund  mit  der  Regierung  des  Herrn  von  Metzsch  den 
Umsturz  des  Wahlrechts,  die  Herbeiführung  des  DreSUassenwahlsystcnu^  das 
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sich  vom  preussischcn  System  in  der  Hauptsache  nur  dadurch  unterschied, 
dass  die  Stimmabgabe  geheim  blieb,  und  dass  in  der  KlasseneinteiUmg  eine 
ein  wenig  grossere  Wählerzahl  in  die  oberen  Klassen  gelangte.  Das  neue 
W;ahlsystem  erfüllte  bei  den  folgenden  Land^gswahlen  seinen  reaktionären 
Zweck»  die  Wahlmänner  der  beiden  oberen  Klasaen,  die  kaum  ao  %  der  WKhler 
umfassen,  überstimmten  überall  die  Wahlmänner  der  dritten  Klasse,  der  Sozial- 
demokratie. Nur  einmal  gelang  es,  in  einem  besonders  günstigen  Wahlkreise, 
auch  in  der  zweiten  Wählcrklasse  genug  Wahlmänner  zu  erlangen  und  einen 
sozialdemokratischen  Abgeordneten  in  die  Kammer  zu  bringen. 

"Es  ist  früher  wiederholt  gesagt  worden,  die  sächsische  Arbeiterklasse  hätte 
die  schmähliche  Entrechtung  im  Jahre  1896  nimmermehr  ruhig  hinnehmen 
dürfen.  Es  mag  aber  nidit  vergessen  werden,  dass  damals  das  Interesse  der 
Bevölkerung  an  den  Landtagswahlen  noch  verhältnismäsug  gering  war,  und 
dass  der  Zorn  der  Parteigenossen,  die  den  Entrechtungsversuch  in  seiner 
ganzen  Schändlichkeit  empfanden,  in  dem  Gelöbnis  einen  Ausweg  fand,  bei 
den  Reichstagswahlen  Rache  zu  nehmen.  Ferner  ist  zu  wenig  beachtet  worden, 
dass  in  Preussen  damals  sieb  keinerlei  Regung  gegen  das  Abgeordnetenhaus 
tind  das  Dreiklassenwahlliysteai  gdtend  machte;  sollten  etwa  die  sachaiachett 
Arbeiter  auf  die  Barrikaden  steigen  wegen  eines  Rechtes,  dessen  Bedeutung 
der  Arbeiterklasse  in  ganz  Preussen  noch  völlig  unbekannt  war,  für  das  sich  in 
Preussen  noch  keine  Hand  rührte?  Wohl  aber  hat  dann  in  Sachsen  bei  den 
folgenden  Reichstagswahlen  die  Vergewaltigung  von  1896  mahnend  und  spornend 
gewirkt  Das  Wahlunrecht  selbst  tmd  die  einseitig  konservative  Politik,  die 
fortan  den  Landtag  beherrschte,  verbreiteten  Missstimmung  und  Erbitterung 
selbst  bis  tief  in  die  bürgerlichen  Schichten  und  trugen  zu  dem  ausserordent- 
lichen Erfolge  der  Partei  im  Juni  1903  erheblich  bei.  Die  sozialdemokra- 
tischen Vertreter,  die  man  aus  dem  Landtag  gedrängt  hatte,  erschienen  im 
Reiehstag  und  brachten  hier,  soweit  es  mSjich  war,  sächsische  Angelegen- 
heiten zur  Sprache. 

Das  Ergebnis  der  Reichstagswahl  von  1903  erschütterte  die  bis  dahin  gegen  jeden 
Gedanken  einer  Revidierung  des  Wahlrechts  unzngingliche  R^ening.  Der 

damalige  König  Georg  legte  auf  einer  Hoffestlichkeit  einem  konservativen 
Parteiführer  die  Förderung  einer  Wahlrechtsreform  dringend  ans  Herz.  Da- 
zu kam,  dass  nun  auch  die  Nationalliberalen  als  Vertreter  des  industriellen 
und  kommerziellen  Kapitalismus  die  übermächtige  Stellung  der  mittelständ- 
lerisdien  Konservativen  drückend  empfanden  und  nach  einer  Änderung  des 
Wahlrechts  verlangten,  die  ihnen  eine  günstigere  Position  im  Landtag  bereiten 
sollte  Seitdem  spielt  ein  recht  heftiger  Kampf  zwischen  den  imter  Führung  des 
Kammerpräsidenten  Mehnert  und  des  zweiten  Vizepräsidenten  Opitz  stehenden 
Konservativen  und  den  Nationalliberalcn.  Die  Konservativen  wollten  von 
ihrer  Modit  kein  Tüttelchen  preisgeben  und  verweigerten  beharrlich  jede  Irgend- 
wie auch  nur  den  Nationalliberalen  entgegenkommende  Änderung  des  Wahl- 
gesetzes von  1896.  Die  Regierung  sass  jämmerlich  in  der  Klemme  zwischen 
diesen  beiden  Interessengruppen.  Der  Minister  von  Metzsch,  der  nach  dem 
>crschreckenden  Wahlresultat«  von  1903  —  so  nannte  er  es  selbst  —  im  offi- 
ziellen Regierungsorgan  das  Zugeständnis  machte,  dass  der  Einfluss  der  dritten 
Wihlerklasse  sauf  ein  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  nicht  entsprecheiides 
Masse  herabgedrückt  jvorden  wäre,  und  dass  die  Regierung  hieraus  Anlass 
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nehmen  müsste.  die  Reform  des  Landtagswahlrechts  ernstlich  ins  Auge  zu 
fassen,  der  selbe  Minister  vermochte  infolge  des  fanatischen  Widerstandes  der 
Konservativen  nicht,  in  der  folgenden  Session  1903- 1904  eine  Gesetzesvor- 
lage  zu  unterbreiten,  er  musste  sidi  auf  die  Ausarbeitung  einer  Denkschrift 
beschränken,  die  als  GrunMinien  €%ner  Wahlreform  ein  grotesk  aus  Klassen» 
und  berufsständischen  Wahlen  gemischtes  System  vorschlug,  auf  Grund  dessen 
die  Arl)eiterklassc  im  Höchstfalle  16  Mandate  unter  83  hätte  erzielen  können. 
Aber  auch  diese  (Grundlinien,  sowie  ein  nationallibL-ralcr  Antrag,  der  ein  Plural- 
wahrccht  forderte,  wurden  von  der  Mehnert-Üpitzschen  Zweidrittelmehrheit 
kurzerhand  zurückgewiesen.  Die  R^erung  fügte  sich,  und  die  Wahlreform 
war  wiederum  begraben. 

Unsere  Partei  jedoch  blieb  beharrlich  in  der  Agitation  gegen  die  Entrechtung 

von  vier  Fünfteln  des  Volkes.  Bei  den  Landtags  wählen  im  Herbst  1905  wiesen 
wir  eindringlich  auf  den  Rruch  der  angekündigten  Reformzusage  und  riefen  die 
Arbeiterschaft  zu  erneutem  Kampfe  gegen  das  fast  zehn  Jahre  dauernde 
Unrecht.  Unsere  Mahnungen  fanden  einen  überaus  lebhaften  Widerhall. 
In  der  sächsischen  Arbeiteridasse  zeigte  sich  erbitterte  Ungeduld.  In  Russ- 
land flammte  damals  die  Revolution,  in  Osterreich  rfistete  sidi  die  Arbeiter- 
schaft entschlossen  zur  Eroberung  des  Wahlrechts;  sollten  Sachsen  und  Preussen 
die  letzten  Staaten  Europas  werden,  in  denen  die  elementarsten  Vnlksrechtc  ver- 
weigert blieben?  Als  im  Nfjvember  1905  der  Landtat;  zusaiimientrat,  sagte 
die  Thronrede  kein  Wort  von  der  Wahlrechtsfrage,  und  auf  die  Interpellation 
der  wenigen  Freisinnigen  und  des  einzigen  Sozialdemokraten  in  der  Kammer 
erklärte  Minister  von  Metzsch,  die  Regierung  könne,  nachdem  ihre  Vor- 
schläge die  Zustimmung  des  Hauses  nicht  gefunden  haben,  >überhaupt  nach 
der  gegenwärtigen  Gestaltung  der  Verhältnisse  ein  anderes  Wahlsystem,  als  das 
zurzeit  bestehende,  nicht  vorschlagen«.  Eine  kläglich  hilflose  Regierung,  die 
nicht  weiss,  wie  sie  das  von  ihr  selbst  als  Unrecht  preisgegebene  Wahlsjrstem 
loswerden  soll,  eine  brutal  auf  ihren  Schein  trotzende  konservative  Reaktion, 
eine  feig  schwankende  nationalliberale  Mittelpartei:  aus  (tieser  Situation  brachen- 
die  imposanten  Kundgebungen  empor,  die  im  November  und  Dezember  1905 
in  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  stattfanden,  alles  übliche  überschreitende,  höchst 
bewegte  Volksversammlungen,  Lbcrschwemmung  von  Strassen  und  Märkten 
durch  die  Arbeitermassen,  Durchbruch  der  Schutzmannsreihen,  Gesang  der 
Marseälaise  vor  dem  Königsschloss !  Der  Eindruck  dieser  Kundgebungen  auf 
den  König  Friedrich  August,  auf  die  Regierung  und  den  Landtag  war  ein  er- 
heblicher. So  eifrig  der  Minister  erklärte,  sich  durch  Strassendcmonstrationen 
nicht  einschüchtern  zu  lassen,  und  so  hitzig  die  Gerichte  arbeiteten,  einzelne 
Personen  zu  schweren  Gefängnisstrafen  zu  verurtdlen,  so  war  doch  die  Ab- 
sicht, jede  Wahlreform  zu  begraben,  durchkreuzt  Selbst  aus  den  konservativen 
Reihen  traten  jetzt  Redner  hervor,  die  dem  Dreildassenwahlsystem  Absage  er- 
teilten, und  Herr  von  Metzsch  musste  sich  bequemen,  von  neuem  die  Initiative 
der  Regierung  in  der  Wahlrechtsfragc  in  Aussicht  zu  stellen.  Zugleich  aber 
hat  der  Dezembersturm  der  Dresdener  Arbeiter  den  Sturz  jenes  Ministers,  der 
das  Dreiklassenwahlsystem  zur  Einfährung  gebracht  hatte,  verursadit  Als 
neuer  Mann,  dessen  ministerielle  Hauptaufgabe  die  Wahlreform  sein  sollte^ 
wurde  Graf  Hohenthal,  der  sächsische  Gesandte  in  Berlin,  ausersehen. 
So  hatte  die  sächsische  WahlrechUbewegung  nicht  unerheblichen,  aber  noch 
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völlig  ungenügenden  Erfolg  errungen.  Damit  war  sie  jedoch  auf  einen  Punkt 
gelangt,  über  den  sie  aus  sich  allein  schwerlich  hinauskommen  konnte.  Ebenso, 
wie  die  sächsische  Reaktion  ihren  sichern  Rückhalt  in  Berlin  wusste,  wie 
sie  schon  1896  ihre  Entrechtungaaktion  nur  in  Obereinstimmnng  mit  dem  konter* 
revolutionären  Bundesfreund  von  anno  1849  unternommen  hatte,  und  wie  sie 
dann  in  der  Wahlreform  keinen  Schritt  tat  ohne  Verständigimg  mit  der 
prcussischen  Gewalt,  so  musste  auf  der  andern  Seite  auch  die  sächsische 
Arheiteridasse  nunmehr  das  Eingreilen  und  den  Beistand  der  preüssisdien 
Arbeiteridasse  erwarten.  Es  hat  sich  jedoch  gezeigt,  ^tss  die  Sozialdemokratie 
in  Preusen  zu  einer  kühnen  Fortsetzung  der  sachsischen  November-  und 
Dezcmberbewegimg  noch  keineswegs  vorbereitet  war.  Nachdem  es  einige  Zeit 
den  Anschein  gehabt  hatte,  als  sollte  in  Berlin  zum  Wahlrechtssturm  geblasen 
werden,  als  sollten  die  grossen  Kundgebungen  vom  21.  Januar  1906  —  dem 
Gedenktage  des  Peterburger  blutigen  Sotmtogs  —  den  Beginn  einer  starken 
Volksaggressive  bedeuten,  stellte  sich  überraschend  schnell  ein  Zurückweichen 
und  Abflauen  der  Bewegung  heraus.  Es  wurde  der  Beweis  erbracht,  dass  die 
preussische  Arbeiterschaft,  nachdem  sie  bis  wenige  Jahre  zuvor  den  Landtags- 
angelegenheiten völlig  fern  geblieben  war,  nur  eben  erst  leise  ein  Empfinden 
filr  ^e  ausserordenHidie  Bedeutung  dieses  polittsdien  PrdUenis  gewaiu.  Diese 
erste  Erkenntnis  von  der  Wichtigkeit  eines  bis  vor  kurzem  unterschätzten 
J'aktors  konnte  unmöglich  so  bald  eine  grössere  und  nachhaltigere  Volks- 
bewegung auslösen.  Es  kam  hinzu,  dass  unsere  Partei  in  Prcussen,  statt  von 
den  grossen  Kulturfragen,  insbesondere  der  Schulfrage,  die  Agitation  ausgehen 
zu  lassen,  auf  diesem  Gebiete  viel  zu  wenig  eingriff  und  sogleich  die  Wahl- 
rechtsfrage in  den  Vordergrund  stellte,  die  doch  ffir  weiteste  Kreise  der  Be- 
völkerung zunächst  nur  ein  Schema  ohne  Inhalt  war. 

Die  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  Prcussen  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
1906  Hess  also  auch  die  sächsische  Bewegung  ermatten.  Die  sächsische  Regierung 
nutzte  sofort  die  Situation  aus,  die  schon  für  die  laufende  Landtagssession 
in  Aussicht  gestellte  Vorlage  wurde  aufgeschoben  bis  zur  nächsten  Sesnon 
im  Herbst  1907. 

n 

|M  Juli  dieses  Jahres  übergab  Graf  Hohenthal  seine  Wahlrechts- 
vorlage der  Öffentlichkeit  Es  ist  unmöglich,  Vermutungen  darüber 

[aufzustellen,  ob  der  für  die  Sozialdemokratie  wenig  günstige  Aus- 
fall der  letzten  Reichstagswahl  auf  die  Ausarbeitung  der  Hohenthal- 
I  sehen  Vorlage  von  Einfluss  war,  ob  etwa  bei  günstigerem  Ausfall  der 
Reicbstagswahl  die  sächsische  Regierung  sich  gedrängt  gesehen  hätte^  einen 
freiheitlicheren  Gesetzentwurf  zu  bringen.  Das  aber  darf  als  gewiss  gelten,  dass 
die  Regierung  nunmehr  glaubte,  mit  grösserer  Sicherheit,  als  zuvor,  an  die 
Durchführung  eines  reaktionären  Planes  gehen  zu  können.  Sie  glaubte,  einen 
Gesetzentwurf  bieten  zu  dürfen,  der  die  Entrechtung  der  Volksmasse  nur  in 
sehr  geringem  Masse  abschwächte,  von  dem  sie  sich  selbst  sagen  müsste,  dass  er 
geeignet  sei,  die  politische  Erbitterung  der  Arbeiterschaft  und  aller  Minder- 
bemittelten von  neuem  im  hSchsten  Grade  zu  erregen.  Die  sächsische  R^erung 
fordert  das  sächsische  Volk  zu  neuem,  ernstem  Kampfe  um  sein  elementarstes 
politisches  Recht  heraus. 

Der  neue  Wiüilgesetzentwurf  —  der  am  18.  Oktober  offiziell  der  zweiten 
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Kammer  vorgelegt  wurde  —  ist  ein  unglaublich  kurioses  Ding.  Er  bedeutet 
nichts  weniger  als  den  völligen  Umsturz  alles  dessen,  was  bisher  in  Deutsch- 
land an  staatlichen  Wahlsystemen  vorhanden  war,  er  wirft  die  verschieden- 
artigsten und  widerspnichvoUsten  Elemente  bunt  dufdieinuider,  er  benutit 
seltwt  demokratische  Ideen,  um  ein  reaktionäres  Ziel  zu  erreichen.  Die  zweite 
Kammer  der  St'dndeversammlung  —  dieser  vormärzUche  Ausdruck  wird  noch 
immer  beibehalten  —  soll  nicht  aus  einem  einzigen  Wahlsystem  hervorgehen, 
es  sollen  zweierlei  Systeme  künstlich  zusammengekuppelt  werden,  die  ohne 
jede  innere  Beziehung  zueinander  stehen  und  keinerlei  Aussicht  aui  fruchtbare 
Znsammenarbeit  der  gewählten  Vertreter  eröffnen.  40  Abgeordnete  sollen 
durch  Kommunal  verbände,  42  in  geheimer  und  direkter  Wahl  unter  Anwendung 
einerseits  des  IMuralstimmrechts,  andererseits  der  Verhältniswahl  gewählt 
weriicTi.  Die  alte  Einteilung  in  städtische  und  ländliche  Wahlkreise  wird  auf- 
gehoben, kehrt  aber  insofern  wieder,  als  von  den  40  Abgeordneten  der  Kommu- 
nalverbände 10  aus  den  Kollegien  der  Städte  Dresden,  Leipzig,  demnitz, 
Plauen,  Zwickau,  30  aus  den  amtshauptmannschaftlichen  Bezirksversanunlun- 
gen  hervorgehen,  in  denen  die  landwirtschaftlichen  Interessen  herrschen.  Bei 
der  direkten  Wahl  ist  jeder  25  jährige  Staatsangehörige,  der  seit  mindestens 
6  Monaten  im  Ort  der  Listenaufstcllung  Wohnsitz  hat,  wahlberechtigt.  2  Stim- 
men erhalten  die  Wahlberechtigten,  die  ein  Grundstück  von  mindestens  120 
Steuereinheiten  besitzen  oder  ein  Einkommen  von  mdir  als  1600  Marie  ver- 
steuern, oder  »ihre  wissenschaftliche  Bildtu^  durch  Zeugnisse  die  fnr  den 
einjährig-freiwilligen  Militärdienst  genügen,  nachweisen  können«.  Dresden 
und  Leipzig  erhalten  je  5  Wahlkreise,  Chemnitz  3;  jeder  amtshauptmannschaft- 
Hche  Bezirk  und  die  Städte  Plauen  und  Zwickau  bilden  je  einen  Wahlkreis.  Die 
Gesamtzahl  aller  in  sämtlidien  Wahlkreisen  abgegebenen  gültigen  Stimmen 
wird  durch  43  geteilt,  und  die  so  aufgefundene  Zahl,  auf  die  nächst  hohe  ganze 
Zahl  gebracht,  ist  die  WaMzahl.  Alsdann  wird  für  jede  einzelne  Partei  be- 
rechnet, wieviel  gültige  Stimmen  auf  alle  ihre  Kandidaten  abgegeben  worden 
sind.  Sovielmal  in  dieser  Zahl  die  Wahlzahl  enthalten  ist,  so  viel  Kandidaten 
der  Partei  werden  Abgeordnete;  innerhalb  jeder  Partei  gebührt  demjenigen 
Kandidaten,  der  eine  höhere  Stimmenzahl  erhielt,  der  Vorzug  vor  dem,  der  die 
jeweilig  niedrigere  erhielt. 

Es  versteht  sich,  dass  die  Begründung  einer  derartigen  Vorlage  gleichfalls  von 
einem  Widerspruch  zum  andern,  von  einor  Absurdität  zur  anderen  taumelt 

Die  Begründung  bekennt  aber  zugleich,  warum  ihre  Urheber  ohne  Scham  den 
Fluch  aller  lächerlichsten  Widersprüche  und  Absurditäten  ertragen  gewillt 
sind.  Zwar  hcisst  es  in  dieser  Begründung,  die  zweite  Kammer  solle  ein 
Spiegelbild  der  jeweiligen  Volksstimmung  sein  —  wie  es  denn  an  liberal-dema- 
gogischen Vorspiegelungen  fiberhaupt  nidit  fehlt  — ,  aber  zugleidi  tidit  durch 
die  ganze  Begründung  das  offene  Geständnis,  das  neue  Wahlrecht  habe  sidi  nidit 
auf  irgendwelchen  einheitlkhen  Rechtsgrundiatz  aufzubauen,  sondern  sei  ledig- 
lich durch  das  zu  bestimmen,  was  die  Regierung  und  die  auf  Grund  des  Drei- 
klassensystems jetzt  herrschenden  Parteien  als  Bedürfnis  der  gegenwärtigen 
Situation  erachten.  Bedürfnis  der  gegenwärtigen  Situation  ist  aber  zweierlei: 
einmal,  dass  nach  wie  vor  die  stotttsfemdUehen  Abgeordneten  gegenfiber  den 
staaUerhalt enden  zu  ewiger  Minorität  verurteilt  bleiben  sollen,  sodann,  dass 
andererseits  die  starke  Unzufriedenheit,  die  das  Dreiklassauyitem  hervorrief. 
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bescmders  in  den  klein-  und  mittelbürgerlichen  Schichten  beschwichtig^  werde. 
Dies  ist  der  Zweck  der  Übung,  und  um  dieses  edlen  Zweckes  willen  rührt  man 
das  wirre  Gemengsei  von  Brocken  aus  allen  möglichen  und  unmöglichen 
Rechtssystemen  und  Rechtstheorieen  im  sächsischen  Reaktionskessel  zusammen. 

Die  Begründung  scheut  nicht  vor  der  naiven  Brutalität  zurück,  genau  im  vor- 
aus zu  bcreduien,  wieviel  Mandate  die  Sodaldenokratie  bestenfalls  unter  dem 
neuen  Wahlsystem  erludteu  leSiine.  Es  soU  auf  Grund  der  Stimmenabgabe  bei 

den  früheren  Landtagswahlen  in  Aussicht  stehen,  dass  die  Sozialdcanoknten 
aus  den  direkten  Verhältniswahlen  15  Mandate  von  42  erhalten  können.  Das 
ist  das  höchste  Kontingent,  das  die  Regierung  der  Arbeiterklasse  gewähren 
will.  Hätte  unter  dem  vorgeschlagenen  Wahlgesetz  die  Sozialdemokratie  die 
Möglichkeit»  mehr  als  diese  15  Mandate  zu  erreichen,  so  würde  der  Gerechtig-  . 
keitssinn  der  sächsischen  Regierung  dieses  Wahlgesetz  als  nicht  geeignet,  »ein 
Spiegelbild  der  jeweiligen  Volksstinimung-«  zu  geben,  verwerfen.  Nicht  die 
Regierung  hat  sich  nach  dem  Kulturstand  und  nach  dem  Willen  des  Volkes  zu 
richten,  vielmehr  bestimmen  die  Regierung  und  die  herrschenden  Parteigruppen, 
wie  Tide  mit  ihrer  Politik  nicht  einverstandene  Volksvertreter  sie  hodistens 
dulden  wdleii,  und  daaadi  schustern  sie  sich  ein  Wtitikechi  zusammen.  Von 
den  durch  ihre  Mimstrosität  geradezu  belustigenden  Widersprüchen  in  den 
Motiven  sei  nur  ein  weniges  angedeutet.  Zur  Begründung  der  direkten  Wahl 
wird  die  bisherige  indirekte  Wahlmännerwahl  als  ein  Übel  nachgewiesen.  So- 
gleich aber  wird  bei  den  Kommunalverbandswahlen  das  erwiesene  Übel  in 
neuer  Auflage  wieder  beffirwortet  Als  ein  besonderer  Nachteil  wird  femer, 
plötzlich  in  Übereinstimmung  mit  der  sozialdemokratischen  Forderung,  zu- 
gestanden, dass  die  Minoritäten  in  den  einzchicn  Wahlkreisen  nicht  zu  ihrem 
Recht  gelangen,  und  es  wird  der  Vorzug  der  Froportionalwahl  gepriesen,  weil 
man  auf  diese  Weise  hofft,  den  evangelischen  und  nationalen  Arbeitervereinen 
ein  oder  das  andere  Mandat  zuwdsen  zu  können.  Das  geschieht  aber  in  einer 
Gesetzesvorlagi^  deren  ganze  Tendenz  darauf  gerichtet  ist,  nicht  nur  die 
Minoritäten,  sondern  vor  allem  die  Majoritäten  zu  entrechten,  sobald  sie  nicht 
regierungstreu  und  staatserhaltend  sind.  Weiter  wird  ein  längerer  Abschnitt  dem 
V^orschlag  eines  berufsmässigen  Wahlsystems  gewidmet,  und  es  werden  die  guten 
Gründe  dagegen  zitiert,  die  Georg  Meyer  in  seinem  Buche  über  das  parla- 
mentarische Wahlrecht  dargelegt  hat  Zugleich  aber  werden  zur  Wahl  fast 
der  Hälfte  der  Abgeordneten  die  Kommunalkörpcrschaftcn  empfohlen,  die  ihrer- 
seits in  Sachsen  vielfach  aus  berufsständischen  W.ihlcn  hervorgehen.  Und 
schliesslich,  das  Dreiklasscnwahlsytcni  wird  als  nngorccht  preisgegeben,  aber 
bei  den  selben  Wahlen  aus  den  Kommunalvcrbänden  feiert  es,  in  schönem 
Bunde  mit  der  indirdcten  Wahl,  seine  Auferstehung.  Es  ist  interessant,  dass 
eine  derartige  Vorhige  durch  die  verantwortlichen  Verfasser  der  Thronrede, 
die  den  neuen  Landtag  am  17.  Oktober  eröffnete,  also  angekündigt  wurde: 
>Meinc  königliche  Pflicht  gebietet  mir,  nichts  unversucht  zu  lassen,  um  die 
Freude  aller  meiner  Untertanen  an  den  staatlichen  Einrichtungen  zu  befestigen 
und  um  die  berechtigten  Wünsche  zu  befriedigen,  welche  auf  eine  angemessene 
Betätigung  aller  Schichten  der  Bevölkerung  am  Staatsleben  gerichtet  sindLe  Er- 
staunliche Ratgeber,  die  dem  ^nig  einflüstern,  er  könne  diese  AUiilfe  durch 
die  Hohenthalsche  Voriage  verwirklichen  I 

Wckhes  sind  die  Aussichten  dieses  kleinlich  ausgeklügelten  Wahlrechts- 
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experiments?  Sogleich  nach  der  Bckannt(:;:al)c  rk-s  Gesetzentwurfes  trommelten 
die  konservativen  Häuptlinge  die  Mitglieder  ihrer  Landtagsfraktion  zusammen, 
um  sie  im  Widerstand  gegen  den  Plan  des  Grafen  Hohenthal  zu  befestigen. 
Diese  Konservativen,  die  nicht  nur,  wie  ein  höherer,  ihren  eigenen  Reihen  zu- 
gehöriger Beamter  öffentlich  erklärte,  eine  Nebenregierunif  ausgeübt  haben, 
sondern  auf  Grund  des  Dreiklassen  Wahlsystems  das  frühere  Ministerium  Metzsch 
ganz  und  gar  in  der  Hand  hatten,  sahen  von  vornherein  mit  Missvergnügen  auf 
die  Pläne  des  neuen  Ministers  und  protestierten  nun  in  einer  längeren  Erklärung 
vom  14.  Juli  gegen  die  Vorlage.  Sie  sprachen  die  Befürchtung  aus,  dass  bei 
den  Verhältniswahlen  die  Zahl  det  sozialdemokratischen  Abgeordneten  nicht  auf 
15  beschränkt  bleiben  werde,  und  sie  kritisierten  mit  zum  Teil  sogar  zutreffenden 
Gründen  die  Vorlage.  Die  in  der  Erklärung  verschleierten  wahren  Gründe 
des  konservativen  Widerstandes  lagen  aber  in  der  Aussicht,  dass  einesteils 
durch  die  Aufhebung  des  Gegensatzes  von  städtischen  und  ländlichen  Wahl- 
kreisen das  industriell>nationalliberale  Element  neben  der  Sozialdemokratie  das 
Übergewicht  über  das  agrarische  gewinnen  würde,  dass  andemteils  aus  der 
Wahl  der  Kommunalverbände  eine  starke  Abgeordnetenschaft  hervorgehen 
würde,  die  weniger  abhängig  wäre  von  der  konservativen  Partei,  aber  um  so  ab- 
hängiger von  der  Regierung.  Die  konservative  Landtagsfraktion  kündigte  zu- 
gleich einen  eigenen  Entwurf  an,  der  zu  einem  Zensussystem  derart  zurück- 
kehren will,  dass  die  grosse  Masse  der  Ideineren  Steuerzahler  auf  dne  in  wenigen 
Riesenwahlkreisen  zu  wählende  minimale  Vertreterzahl  unbedingt  festgelegt, 
aber  für  die  kleine  Zahl  der  wohlhabenden  Zensiten  etwa  neun  Zehntel  der 
Mandate  sicher  verbleiben,  die  agrarische  Wahlkreiseinteilung  beibehalten  und 
durch  Neuschafifung  einiger  grossstadtischcr  Wahlkreise  nicht  irgendwie  er- 
heblich beeinflusst  werden  soll  Durch  Ankündigung  ihres  Gegenentwnrfes  ge- 
dachten die  konservativ«!  Parteiführer  die  Situation  zu  verwirren  und  die 
bisher  von  ihnen  erfolgfrcich  betriebene  Verschleppung  der  Reformfragc  weiter 
fortzusetzen.  Die  Nationalliberalen  stellten  sich  günstiger  zur  Vorlage  des 
Grafen  Hohenthal:  entspricht  sie  doch  zum  Teil  ihren  früheren  Wünschen  und 
soll  sie  doch  den  nationalliberalen  Einlluss  in  der  Kammer  stärken.  Aber 
gegen  die  Übertragung  des  einen  Teiles  der  Wahlen  an  die  Konununalverbände 
erklärte  auch  der  nationalliberale  Landesausschuss  seine  schweren  Bedenken, 
Wenn  wir  von  den  Ereisinnigen  absehen,  die  das  allgemeine  und  gleiche  Wahl- 
recht fordern,  aber  nicht  wesentlich  in  Betracht  kommen,  so  zeigt  sich  ein  ver- 
bissener Bruderzwist  zwischen  drei  Machtgruppen  der  herrschenden  Klasse, 
zwischen  Regierung,  Konservativen  und  Nationadliberalen,  in  welchem  Zwist  die 
kcmservativen  R^erungsmänner  den  Nationalliberalen  näher  stdien,  weil  sie 
mit  diesen  das  gemeinsame  Interesse  haben,  sich  vom  Joch  der  M^nert  und 
Opitz  frei  zu  machen. 

Die  Landtagswahl  im  September,  bei  der  ein  Drittel  der  Mandate  erneuert  wurde 

—  wohl  die  letzte  Wahl  unter  dem  Dreiklassensystem — ,  hat  mm  zu  einer  Ver- 
schiebung der  Machtverhältnisse  zu  gimsten  der  Xationalliberalen  und  der 
Regierung  geführt.  Die  Konservativen  verloren  8  Mandate  an  die  National- 
liberalen, sie  besitzen  in  der  neuen  Session  nur  noch  eine  gegen  das  frühere 
Verhältnis  nicht  mehr  sehr  stattiiche  Mehrheit,  sie  haben  jetzt  46  Mandate 
gegen  31  nationalliberale.  Abgesehen  davon,  dass  diesmal  der  Regienmgs- 
apparat  mehr  für  die  NaüonalUberalen,  als  für  die  Konservativen,  gearbeitet  hat, 
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zeigte  der  Wahlausfall,  dass  man  auch  in  den  bürgerlichen  Kreisen  der  beiden 
oberen  Wählerklassen  der  Verhinderung  jeder  Reform  durch  die  Konservativen 
überdrGssig  geworden  ist.  Anderemts  war  es  für  die  Sosialdemokratie»  wenn 

auch  nur  in  dem  einen  Wahlkreise  Zittau-Land,  möglich,  in  der  Stidiwahl 

den  bisherigen  konservativen  Vertreter,  einen  offenen  Befürworter  sogar  der 
Abschaffung  der  geheimen  Abstimmung,  zu  beseitigen  und  einen  Linksnational- 
liberalen, der  sich  für  ein  dem  Reichstags  Wahlrecht  entsprechendes  Landtags- 
wahlrecht verpflichtet  hat,  an  seine  Stelle  treten  zu  lassen.  Wenn  dieses  Vor- 
gehen von  einem  Teil  unserer  Parteigenossen  getadelt  wurde,  so  lässt  sich  der 
Tadel  aus  der  Abneigimp^  PT^'R^^ti  die  am  Wahlrcchtsraube  von  1896  mitschuldige 
nationalliberalc  Partei  wohl  begreifen.  Die  Parteigenossen  sollten  jedoch  zur 
Erkenntnis  gelangen,  dass  es  uns  nur  willkommen  sein  kann,  wenn  liberale 
Kandidaten  durch  den  Druck  unserer  Bewegung  sich  dazu  entscUiessen  müssen, 
jetzt  für  ein  besseres  Wahlrecht  Versprechungen  zu  leisten;  es  wäre  ein  arger 
politischer  Fehler  und  widerspräche  der  Parteitradition,  wollten  wir  gleichwohl 
in  solchen  Fällen  durch  unsere  Stimmcnthaltunc^  dem  extrem  konservativen 
Feind  jeder  Reform  zum  Siege  hellen.  Leider  bot  sich  nur  in  einem  einzigen 
Kreise  die  Gelegenheit,  diesen  aus  dem  Sattel  zu  werfen. 

Die  Folge  des  Wahlausfalls  war  denn  auch  ein  vorsichti.t,'cs  Zurückweichen  der 
Konservativen,  Auf  der  am  27.  September  abgehaltenen  Generalversammlung 
ihres  Landesvereins  machte  sich  eine  recht  gedruckte  Stimmung  geltend  Man 
muss  sich  zum  ]&itgegenkommen  gegen  die  Hohenthalsche  Regierung  ent- 
schliessen,  wenn  man  nicht  riskieren  will,  dass  äusserstenfalls  durch  eine  Land- 
tagsauflösung die  konservative  Herrlichkeit  einen  schweren  Zusammenbruch  er- 
fährt. Es  wird  also  ein  erbitterter  parlamentarischer  Kleinkrieg  um  die 
Mandatsbeute  entbreimen,  die  jede  der  beiden  herrschenden  Parteien  von  der 
Wahlrechtsänderung  einzuheimsen  trachtet.  Weit  leichter  wird  es  diesen  Par- 
teien werden,  sich  darüber  zu  einigen,  in  welchem  Umfange  der  Arbeiter- 
klasse und  der  Sozialdemokratie  die  Möglichkeit  zugestanden  werden  soll, 
Mandate  zu  gewinnen;  sie  sind  sich  darin  einig,  dass  diese  Möglichkeit  in  mög- 
lichst enger  Grenze  gehalten  werden  soll. 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Hohenthalsche  Vorlage,  die  für  die 
Volksmasse  ein  bisheriges  Unrecht  durch  ein  neues,  nur  wenig  gemildertes  er- 
setzt, diese  Volksmasse  nicht  so  in  Err^[ung  gebracht  hat,  wie  es  der  grossen 
Bedeutung  der  Wahlrechtsfrage  entspricht,  und  wie  es  die  Sozialdemokratie 
wünscht.  Die  vieljährigo  beharrliche  Propaganda  unserer  Partei  hatte  die  von 
der  Reaktion  bei  der  Oktroyierung  desDreiklasscnsystenis  im  Jahre  1896  gehegten 
Erwartungen,  es  werde  politische  Teilnahmlosigkcit  der  Arbeiterschaft  gegen- 
über den  Landtagsangelegenheiten  eintreten,  grundlich  zerstört,  hatte  vielmehr 
eine  dauernde  lebhafte  und  in  günstigen  Momenten  machtvoll  aufwallende 
Volksbewegung  erweckt.  Aber  diese  Wahlrcchtsbewegung,  solange  sie  auf 
den  sächsischen  Einzelstaat  beschränkt  blieb,  während  die  Regierung  in 
Preussen  ihre  Rückenstärkung  hatte,  vermochte  wohl  schliesslich,  das  Zuge- 
ständnis der  Unhaltbarkeit  des  Wahlsystems  von  1896  zu  erzwingen,  nicht  je- 
doch, nahe  an  das  Ziel  der  Herbeiführung  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahl- 
rechts zu  gelangen.  Der  Mangel  einer  entsprechenden  Bewegung  in  Preussen 
machte  es  der  sächsischen  Sozialdemokratie  unmöglich,  über  den  im  Dezember 
1905  errungenen  Erfolg  hinaus  vorzudringen.    So  konnte  auch  in  den  letzten 
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Monaten  durch  die  Hohenthalsdie  Vorlage  ein  stärkerer  Elan  der  Bewegung 
nicht  atugdost  werden.  Wohl  war  die  ProtestwaUbeteiligiing  bei  der  letzten 

Wahl  in  den  industriellen  Wahlkreisen  eine  bedeutende,  und  in  verschiedenen 

Wahlkreisen  wurden  in  der  dritten  Wählerklasse,  trotz  der  völligen  Mandatsaus- 
sichtslosigkeit, nur  sozialdemokratische  Wahlmänner  gewählt.  Doch  erscheint 
es,  wie  die  Dinge  liegen,  fast  unzweifelhaft,  dass  zur  Entfachung  einer  neuen 
Starken  Wahlrechtsbewegung  in  Sachsen  nunmehr  aus  Preussen  kräftigende  An- 
T^p**^  herüberschlagen  muss. .  Das  Proletariat  Sachsens  hat  zwölf  Jahre 
lang  zäh  und  aufopfernd  gegen  das  Dreiklassensystem  gestritten.  Jetzt  ist  es 
an  Preussen,  Versäumtes  nachzuholen  und  im  Feldzug  g^en  die  Reaktion  voran- 
zumarschieren. 

Das  soll  natürlich  nicht  heissen,  dass  wir  in  Sachsen  uns  irgendwie  zuwartend 
verhalten  wollen.  Wir  werden  tun,  was  wir  irgend  zu  tun  vermofen.  Wir 
werden  sidierlich  die  Auseinaaderaetzungen  fiber  die  Hohenihalsche  Vorhige 

zu  einer  neuen  umfassenden  Agitation  ausnutzen.  Wir  mfissen  den  Kampf  mit 
aller  Entschiedenheit  wieder  aufnehmen,  wir  müssen  alle  uns  zu  Gebote  stehen- 
den Mittel  aufwenden,  um  die  Neugestaltung  des  Wahlsystems  möglichst  in  der 
Richtung  auf  das  gleiche  und  allgemeine  Wahlrecht  zu  beeinflussen.  Wenn  es 
aber  der  sächsischen  Regierung  gelingt,  in  der  bevorst^enden  Session  ihre 
Vorlage  oder  ein  ähnliches  Pfuschwerk  in  beiden  Kammern  zu  Annahme  zu 
bringen,  und  sie  sich  dem  Wahn  hingibt,  durch  Gewährung  eines  politischen 
Almosens  an  die  Arbeiterschaft  die  grosse  Rechtsfrage  zu  lösen  und  die  ihr 
widerwärtigen  Wahlrechtsbewegungen  auszulöschen,  so  soll  sie  bald  erkennen, 
dan  an  dem  Tag^  da  das  neue  Wahlunrecht  vollendet  wird,  zugleich  der  neue 
Kampf  gegen  dieses  Unrecht  beginnt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
PIETER  ]ELLES  TROELSTRR  •  DRS  POLITISCHE 
SYSTEM  DER  SOZIRLDEMOKRRTIE  •  EIM  VOR- 
SCHLRQ  FÜR  DAS  INTERNATIONALE  BÜREAU 

EHR  und  mdir  wird  durch  die  zunehmende  Ausbreitung  und  den 

steigenden  Einfluss  der  Sozialdemokratie  eine  Lücke  fühlbar,  die, 

wenn  sie  nicht  sehr  bald  ausgefüllt  wird,  die  Einheit  und  Kraft 
der  Bewegung  benachteiligen  dürfte.    Schon  jetzt  sind  Anzeichen 

wahrzunelunen,  die  nach  dieser  Richtung  weisen. 

Das  Auftreten  der  Sozialdemokratie  im  Parlament  —  dessen  Notwendigkeit 
und  Wichtigkeit  von  mir,  wie  ich  wohl  nicht  zu  versichern  brauche,  in  keiner 
Beziehung  angezweifelt  wird  —  ruft,  was  seine  positiven  ResulUte  für  die 

soziale  Lage  der  Arbeiterklasse  anlangt,  überall  bei  der  Masse  Enttäuschung 
hervor.  Solange  die  Partei  in  einem  Parlament  nur  von  einer  kleinen  Minder- 
zahl repräsentiert  wird,  gibt  man  die  Schuld  der  Bourgeoisie,  deren  Abneigung 
oder  Ohnmacht,  den  Forderungen  der  Arbeiterklasse  entgegenzukommen,  da- 
durch demonstriert  wird.  Sobald  aber  die  sozialistische  Minderheit  grösser 
wird,  oder  wenigstens  die  Masse,  die  ausscrluilb  des  Parlaments  hinter  dieser 
Minderheit  steht,  einen  bedeutenden  Teil  des  \^ilkes  bildet,  wird  diese  Un- 
fruchtbarkeit der  parlamentarischen  Arbeit  als  Moment  gegen  die  Sozialdemo- 
kratie selbst  angeführt.    Und  wenn  dann  sozialistische  Minister,  mit  oder 
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ohne  Mitwirkung  ihrer  Partei,  die  Verantwortung  für  das  bürgerliche  poli- 
tische System  mit  übernehmen,  wird  die  Partei  für  die  Gebrechen  und  Fehler 
dicMs  Systems  noch  mehr  zur  Rechenschaft  gezogen.  Es  tommt  dabei  fibri- 
gens  wenig  darauf  an,  mit  welcher  Regierungsform  man  es  zu  tun  hat  Das 
halbabsolutistische  deutsche  Regime  ist  dabei  durchaus  nicht  schlechter,  als 
das  demokratisch-parlamentarische  der  französischen  Republik.  Ja,  es  ist 
selbst  die  Frage,  ob  nicht  unter  dem  deutschen  mit  seiner  grösseren  Stabilität 
ttttd  seiner  Anscbner  mdu*  zu  stände  komml;  als  unter  dem  französischen,  wo 
die  wechsehide  Gntppkxtmg  der  Parteien  und  die  Empfindlidikdt  der  Staats- 
maschine  für  die  Machtverschiebungen  auf  politischem  Gebiete  häufig  genug 
die  Entwickelung  der  Gesetzgebung  hindern,  überall,  wo  die  sozialistische 
Bewegung  das  Stadium  der  reinen  Propaganda  und  der  einfachen  Opposition 
durchlaufen  hat,  und  wo  sich  die  Notwendigkeit  ergibt,  das  bürgerliche  poli- 
tische  System  den  direkten  Pordemngen  der  Arbeiter  dienstbar  zu  machen, 
wird  das  Ungenügende  dieses  Systems  sich  um  so  schärfer  fühlbar  raachen 
und  an  der  Sozialdemokratie  selbst  rächen,  es  sei  denn,  dass  diese  ihm  kritisch 
gegenübersteht  und  die  Verantwortung  dafür  von  sich  abzuwälzen  weiss. 

Man  wird  mir  entgegenhalten,  dass  die  wenig  befriedigenden  Resultate,  die 
ich  im  Auge  habe,  nicht  dem  politischen,  sondern  dem  ökonomischen  System 
md  der  politisdien  Übermacht  der  Bourgeoisie  zur  Last  zu  Iqpen  seien.  Diese 
beiden  sind  aber  nicht  zu  trennen.  Jedes  ökonomische  System  hat  sein  eigenes 

politisches  Regime.    Dass  unter  dem  KapitalismuSy  mit  seiner  Unterwerfung 

der  Massen  unter  den  Zwang  täglicher,  langwährender  Lohnarbeit,  nur  ein 
Repäsentativsystem  denkbar  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Das  Parlament,  der 
historische  Ausdruck  der  auflebenden  ökonomischen  Macht  der  Bourgeoisie, 
und  als  solcher  von  den  Ffirsten  selbst  anerkannt,  war  das  zwedrantsprechende 

Organ  für  dieses  System.  Dass  es  in  seiner  praktischen  Wirkung  und  Ent- 
wickelung  nicht  im  stände  ist,  den  Kapitalismus  zu  überleben,  ja,  dass  seine 
Gebrechen  um  so  mehr  zu  tage  treten,  je  mehr  in  der  Übergangsepoche,  in  der 
wir  leben,  soziale  Interessen  und  Massnahmen  den  Gesetzgeber  beschäftigen, 
das  kann  leicht  nachgewiesen  werden. 

Wie  sehr  auch  in  den  verschiedenen  Ländern  die  Rechte  des  Parlaments  der 
Krone  und  der  R^erung  gegenüber  differieren,  in  der  Beziehung  stimmen 

sie  alle  mit  einander  überein,  dass  die  Gesetze  in  den  Ministerien  entworfen 
und  in  System  gebracht  werden,  und  dass  der  Einfluss  des  Parlaments  auf 
die  Gesetze  sich  nur  korrigierend  und  ergänzend  äussern  kann.  Solange  es  in 
einem  Parlament  nur  zwei  grosse  Parteien  gibt,  von  denen  jede  eine  Seite  des 
politischen  Lebens  der  Nation  repräsentiert,  kann  dieses  Bedenken  als  minder 
wichtig  gdten.  Die  Regierung  besteht  dann  aus  je  einer  dieser  Parteien,  die 
abwechselnd  die  Ministerien  besetzen,  um  ihre  Systeme  zur  Geltung  zu  brin- 
gen. Anders  liegt  die  Sache,  wenn  die  bürgerlichen  Parteien  sich  zersplittern 
und  daneben  sich  eine  Arbeiterpartei  bildet.  Die  eigentliche  Vorbedingung 
für  das  parlamentarische  System  geht  dann  verloren.  Die  Regierungen,  die 
sich  dann  am  Ruder  befinden,  werden  durch  die  Gegensatze  innerhalb  des 
Parlaments  und  infolge  des  Mangels  an  einer  festen  bedeutenden  Mehrheit 
entweder  zur  Ohnmacht  verdammt  oder  übermächtig.  Ohnmächtig,  soweit 
sie  keine  Möglichkeit  sehen,  ein  cinigermassen  zielbewusstcs  System  gegen  die 
auseinandergehenden  Fraktiunsmeinungcu  durchzusetzen.    Übermächtig,  soweit 
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gerade  der  Mangel  einer  eintrachtigen  Opposition  ihr  das  Durchsetzen  be- 
stimmter Pläne  moj^ch  macht.  Die  Zersplitterung  der  bürgerlichen  Parteien  ist 

wohl  eine  der  Ilauptursachcn  clor  Korrumpierung  des  parlamentarischen  Systems. 
Sic  ist  die  Ursruhc  eines  fortwährenden  Wechsels  in  der  Gruppierunc^  der 
Fraktionen,  wodurch  in  demokratischen  Ländern  Regierung  und  Gesetzgebung 
auf  lose  Schrauben  gesetzt  und  mehr  und  mdur  su  einem  Spiel  ehrgeiziger  • 
Politiker  erniedrigt  werden.  In  weniger  parlamentarischen  Ländern  ist  sie  ein 
Mittel  für  die  Krone,  oppositionelle  Gruppen  in  eine  regierungsfreundliche 
Koalition  einzuschliessen,  eine  Erscheinung,  die  sich  desto  öfter  zeigt,  je 
mehr  die  Furcht  vor  der  Sozialdemokratie  die  Uneinigkeit  der  bürgerlichen 
Parteien  in  den  Hintergrund  drängt. 

Dass  die  politische  Korruption  der  Bourgeoisie  gleichzeitig  die  Zersetzung  ihrer 
widitigsten  politischen  Institution  zeigt,  ist  nicht  zu  verwundern.   Aber  das 

Institut  selbst  in  Verbindung  mit  dem  bürgerlichen  Staate,  an  dem  es  onzer> 

trennlich  festsitzt,  kann  auch  ausserdem  die  Forderungen  der  modernen  Ge- 
setzgebung nicht  erfüllen.  Es  stützt  sich  auf  die  Voraussetzung,  dass  es  das 
ganze  Volk  repräsentiere,  was  aber  selbst  bei  allgemeinem  Wahlrecht  nicht  der 
Fall  ist  Es  yertritt  nin'  einen  Teil  des  Volkes  und  bleibt  auch  dann  noch  eben 
nur  Vertretung.  Ob  und  inwieweit  die  Intelligenz,  die  Sachkenntnis,  die  prak- 
tische Erfahrung  interessierter  Gruppen  und  Organisationen  im  Parlament  zu 
finden  sind,  das  hangt  stark  vom  Zufall  ab.  Parteipolitische  Erwägungen  sind 
mehr,  als  rein  sachliche,  bestiumiend  für  die  Wahl  der  l'ersnnen.  Die  ver- 
schiedensten Angelegenheiten  gesetzgeberischer  Art  werden  stets  von  den 
selben  Personen  behandelt  und  entschieden,  wodurch  einer  Oberflächlichkeit 
und  Schablonenhaftigkeit  in  die  Hand  gearbeitet  wird,  die  auf  die  Qualität  der 
Gesetzesarbeit  verderblich  einwirken  muss.  Und  dies  um  so  mehr,  je  mehr  die 
Gesetzgebung  aus  ihrer  rein  administrativen  und  juridischen  Sphäre  heraus- 
tritt und  in  die  sozialen  Verhältnisse  eingreift. 

Die  logische  und  histori.sche  Ergänzung  des  Parlaments  ist  die  Burcaukratie 
der  bürgerlichen  Regierungsdepariements.  Ist  die  Sozialdemokratie  bis  heute 
genötigt  gewesen,  gegenfiber  dem  Egoismus  der  Besitzenden  und  der  privaten 
Initiative  sich  ihres  zunehmenden  Einflusses  zu  bedienen,  ist  sie  also  die  grosse 
Triebkraft  geworden,  die  ein  ausgedehnteres  Eingreifen  des  Staates  bewirkt 
hat,  so  folgt  daraus  doch  nicht,  dass  sie  hierauf  ihr  System  zu  gründtni  hätte. 
Im  Gegenteil  lehrt  ihre  Theorie,  dass  mit  dem  Siege  des  Proletariats  die  .*\.xt 
an  die  Wurzel  des  Staates  gelegt  ist,  der  dann,  wie  man  sich  ausgedrückt  hat, 
in  einem  Museum  ffir  Altertumer  aufbewahrt  werden  kann.  Und  wo  sich  ihre 
kompetentesten  Theoretiker  über  das  sozialistische  Regime  der  Zukunft  ausge- 
lassen haben,  sahen  sie  seine  vornehmste  Aufgabe  darin,  den  Staat  von  heute 
nach  und  nach  in  eine  Organisation  der  Gesellschaft  zu  verwandeln,  wobei  stets 
die  Gewerkschaftsorganisationen  erheblich  in  den  Vordergrund  traten.  Wenn 
bei  dem  direkten  Wirken  der  Sozialdemokratie  in  den  Plänen  und  Ft^erungen, 
die  sie  für  die  praktische  Arbeit  innerhalb  des  heutigen  Regimes  aufstellt,  dieser 
Gedanke  nicht  stärker  zum  Ausdruck  gelangt,  so  kommt  das  daher,  dass  seine 
auch  nur  partielle  Verwirklichung  allein  möglich  ist  im  sozialistischen  System 
selbst.  .Solange  dies  nicht  besteht,  ist  ihr  Streben  nach  Vergesellschaftung  nur 
in  der  Form  der  Verstaatlichung  zu  verwirklichen.  Nehmen  wir  als  Beispiel 
die  Verstaatlichung  von  Eisenbahnen,  Minen  usw.  Dem  Verlangen  nadi  Staats- 
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betrieben,  wobei  alles,  wie  bei  der  kapitalistischen  privaten  Industrie,  von  oben 
herab,  aus  den  Ministerien  geregelt  wird,  müsste  die  Sozialdemokratie  den 
Betrieb  durch  die  dabei  interessierten  Volksgruppen  zum  Besten  und  unter  Kon- 
tmUe  des  Volkes  in  seiner  Gesamtheit  gegenüberstellen.  Aber  hierfür  fohlt 
es  an  jeder  Org-anisation,  und  soweit  man  selbst  die  Vereinigungen  der  Arbeiter 
und  anderer  zum  Betriebe  gehörenden  Personen  zu  einer  einzigen  Organisation 
würde  zusanimensclimelzen  können,  fehlt  doch  erstens  die  Verbindung  zwischen 
einer  derartigen  Organisation  und  der  Zentralorganisation  des  Volkes»  und 
zweitens  die  gesetzliche  Möglichkeit,  die  Betriebsorganisation  mit  dem  Mass 
von  öffentlicher  Autorität,  von  Autonomie  im  eigenen  Kreise,  auszustatten, 
das  für  eine  richtige  Ausführung  ihrer  Aufgabe  nötig  ist.  Die  politische 
Sanktion,  die  Feststellung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Gewerkschaftsorgani- 
sation ist  allerdings  unter  der  kapitalistischen  Herrschaft  für  die  Arbeiter  eher 
zu  fürchten,  als  zu  wünsdien.  Das  ist  in  Deutschland,  England  und  Frankreich 
zur  Genüge  bewiesen.  Der  beste  Zustand  für  die  Gewerkschaften  scheint  bis 
heute  die  nicht  reglementierte  Bewegungsfreiheit  zu  sein.  Der  Grund  dafür 
hegt  hierin,  dass  in  der  Gewerkschaft  unter  i  bürgerlicher  Herrschaft  der 
politische  Kampfcharakter  im  Vordergrund  stehen  muss.  Das  steht  dem  er- 
zwungenen Beitritt  aller  Fachgenossen  zu  einer  und  der  selben  Organisation  im 
Wege.  Das  verhindert  ausserdem,  dass  die  Fachorganisation  eine  R^jelung 
ihrer  Rcditsverhältnisse  mit  Vertrauen  aus  den  Händen  der  Klasse  annehmen 
kann,  g^[en  die  ihr  Kampf  sich  gerade  richtet. 

Das  Angeführte  scheint  bereits  genügend  zu  erklären,  warum  die  Sozialdemo- 
kratie auch  da,  wo  sie  das  bürgerliche  politische  System  für  ihren  Kampf  und 
zu  ihrem  Zwecke  gebraucht,  dessen  Mangelhaftigkeit  um  so  deutlicher  fühlen 
muss,  je  stärker  sie  wird,  je  mehr  sie  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  positiven 
Resultate  ihrer  Arbeit  richtet.  Bis  heute  hat  sich  dieser  kritische  Standpunkt 
tdls  nicht  genügend,  teils  in  unrichtiger  Weise  in  der  Sozialdemokratie  offen- 
bart. Nicht  genügend  insofern,  als  man  gegenüber  dem  Anarchismus  und  dem 
Antiparlamentarismus  in  der  Arbeiterbewegung  oft  zu  ausschliesslich  den  Nach- 
druck auf  die  unverkennbare  Notwendigkeit  und  die  Vorteile  der  parlamen- 
tarischen /Vktion  gelegt  hat,  während  man  es  versäumte,  dem  Parlament  gegen- 
über einen  proletarisch-kritischen  Standpunkt  einzunehmen.  In  theoretisdien 
Schriften  mag  dies  hier  und  da  in  auq[ezeichneter  Weise  gesdiehen  sein;  im 
praktischen  Kampfe,  in  der  Propaganda  hat  man  es  leider  nur  zu  oft  versäumt. 
Kein  Wunder,  da  ja  das  Programm  der  Sozialdemokratie  kein  eigenes  politisches 
System  dem  der  Bourgeoisie  entgegenstellt  und  in  der  Tat  nichts  anderes  ver- 
langt, als  eine  konsequentere  Durchfühiung  und  Anwendung  des  bürgerlichen 
parlamentarischen  Systems.  In  unrichtiger  Weise  insoweit,  als  man  in  der  Kritik 
des  Parlamentarismus  ganz  oder  teilweise  das  Auge  schliesst  vor  seiner  histori- 
schen Notwendigkeit  und  vor  der  Notwendit^kcit,  das  Parlament  nicht  nur  als 
einen  Kampfplatz  zu  gebrauchen,  sondern  auch  in  ihm  bestimmte  Resultate  zu 
erzielen.  An  diesem  Übel  krankten  bis  auf  den  heutigen  Tag  alle,  die  auf  die 
Mängd  des  Parlamentarismus  hingewiesen  haben,  von  den  deutschen  ünab- 
hSngigen  bis  zu  den  SyndikaUsten.  Was  ihre  Kritik  zur  Unfruchtbarkeit  ver- 
urteilen muss,  ist  vor  allem  der  Umstand,  dass  sie  entweder  dem  von  ihnen 
verurteilten  System  kein  eigenes  proletarisch-politisches  System  entgegenstellen 
k&men  oder,  in  unklarer  Erkenntnis  der  Bedeutung  der  Gewerkschaften,  diese 
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jetzt  bereits  eine  Rolle  qiielen  lassen  wollen,  von  der  erst  unter  proletarischem 
Regime,  und  dann  auch  erst  nach  genügender  Vorbereitung  und  Durchbildung» 
die  Rede  wird  sein  können. 

In  beiden  Fällen  rächt  sich  der  Mangel  eines  eigenen  politischen  Systems  sehr 
stark  an  der  Einheit  und  der  propagandistischen  Kraft  der  Partei.  Sieht  man 
sich  in  der  Sozialdemokratie  aller  Länder  um,  so  sind  überall  zwei  Auffassungen 
hinsichtlich  der  zu  befolgenden  Taktik  wahrzunehmen.  Eine,  die  zunehmend 
Wert  auf  die  parlamentarische  Methode  legt  und  daraus  alle  Konsequenzen 
ziehen  will,  auch  was  das  Verhältnis  zur  buxgerlichen  Demokratie  betrifft;  und 
eine,  die,  ohne  die  Methode  selbst  zu  verwerfen,  sich  ihren  Konsequenzen  zu 
entziehen  trachtet,  sich  deshalb  an  den  nackten  Oppositionsstandpunkt  fest- 
klammert, durch  nationale  und  internationale  Aussprachen  gegen  die  Verparla- 
mentariiriening  unserer  Bewegung  Dinune  anfwirft  und  nach  bestimmten  neuen 
Kampftnittdn  sucht,  die  die  Massen  selbst,  ausserhalb  des  Parlaments»  gegen 
das  gesamte  Bürgertum  in  Aktion  bringen.  Wie  bedeutungsvoll  dieser  Zwie- 
spalt auch  sein  mag,  die  Frage  ist  doch  wohl  am  Platze,  ob  sein  Gewicht  nicht 
Öfters  übertrieben  wird.  Man  vergesse  doch  nicht,  dass  jeder  Streit,  der  auf 
literarischem  Gebiet  Wolken  von  Staub  aufwirbelt,  es  darum  noch  nicht  in  der 
Praxis  tut  Ohne  die  einzelnen  Fälle,  in  denen  es  sich  um  bedeutende  Funkte 
drehte,  zu  übersehen,  darf  man  wohl  auf  die  Tatsache  hinweisen,  dass  sowohl 
in  Frankreich  wie  auch  in  Deutschland  die  Abgeordneten  der  Partei,  auch 
wenn  sie  abweichende  Meinungen  über  die  Taktik  haben,  in  allen  Hauptsachen 
einen  Weg  miteinander  gehen.  Ferner  vergesse  man  nicht,  dass  verschiedene 
Fragen,  die  in  dem  AugenUidt  ihres  Ent^ient  in  hohem  Masse  die  Aufneric- 
samkeit  erregen,  nichts  als  Fragen  von  politischer  Konvenienz,  aus  der  Tiadi* 
tion  der  Partei  und  höchstens  von  propagandistischer  Bedeutung  sind.  Schliess^ 
lieh  bedenke  man,  dass  jede  wesentliche  Abweichung  von  der  notwendig  inne- 
zuhaltenden proletarischen  Richtschnur  binnen  ziemlich  kurzer  Zeit  ihre  Folgen 
sehen  lässt,  die  notwendige  Reaktion  hervorruft  und  der  Arbeiterklasse  die  wesent- 
liche Erfahrung  verschafft,  ohne  die  sie  nun  einmal  ihren  Weg  nicht  zu  finden  ver* 
mag.  Der  proletarische  Klassenkampf  enthält  in  sich  selbst  die  Hauptbedingungen, 
unter  denen  er  geführt  werden  kann  und  muss ;  wer  ihn  ehrlich  und  ganz  aufnimmt 
und  von  seinem  Ziel  und  Streben  beseelt  bleibt,  in  dem  regt  sich,  nach  welcher 
Methode  er  inuuer  vorgeht,  ein  Gewissen,  das  ihn  sicherlich  stets  auf  dem 
rechten  Wege  halten  wird.  Innerhalb  dieser  Grenzen  wird  man  sidier  noch 
lange  die  Erscheinung  wahrnehmen  können,  dass  in  verschiedenen  Ländern  und 
zu  vcrschicdeticn  Zeiten  die  eine  oder  die  andere  Metfiode»  häufig  abwechsdu«^ 
gebraucht  wird.  Die  beiden  Richtungen  werden  in  richtiger  Auffassung  der 
Dinge  mehr  danach  trachten,  einander  zu  korrigieren,  als  zu  vernichten ;  nur 
wenn  eine  von  beiden  die  Aktionskraft  der  Partei  in  Gefahr  bringt,  wird  es 
nötig  sein,  ilur  entg^[enzutreten  und  den  int^[ralen  Charakter  der  Partei  cu 
betonen. 

Indes  wird  auch  dieser  Streit  im  Innern  der  Partei  durch  den  Mangel  eines 

eigenen  politischen  Systems  der  Sozialdemokratie  v^^härft.  Das  gegen- 
wärtige Aktionsprogramm  legt  in  seinetn  politischen  Teil  den  ganzen  Nachdruck 
auf  den  weiteren  .\usbau  des  bürgerlichen  politischen  Systems.  Das  allgemeine  Wahl- 
recht ii>t  sein  erstes  und  sein  letztes  Wort,  die  Ausdehnung  der  Staatskontrolle 
auf  alle  Gebiete  eine  Forderung;  die  immer  wiederkdirL  Die  Sozialdemokratie 
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ist  in  ihrem  politischen  Programm  nur  konsequent  bürgerlich-tkniokratisch ;  es 
umfasst  keine  anderen  Punkte,  als  die  durch  das  Parlament  und  im  Parlament 
ausgeführt  werden  müssen.  In  der  Tat:  Diejenigen»  die  den  Revisionisten  und 
R^fannisten  xa  hxAtt  Erwartungen  von  der  burgerlicfaen  Demokratie  vorwerfen, 
sollten  lieber  einmal  untersuchen,  ob  der  Fehler  nicht  im  Programm  der  Partei 
selbst  zu  suchen  ist.  Auf  der  anderen  Seite  ermanp;clt  die  Reaktion  dagegen 
jeder  festen  Basis.  Man  will  keine  übertriebene  parlamentarische  Betätigimg; 
man  will  unter  allen  Umständen  seine  Selbständigkeit  wahren;  man  stellt  aus- 
gesprochen revolutionire  Pofdeningen  auf.  Aber  in  der  Praxb  irt  n»a  darauf 
bedacht»  indem  man  sich  aller  parlamentarischen  Hilfsmittel  bedient»  audi  den 
kleinsten  Vorteil  für  die  Arbeiterklasse  einzustecken,  weil  man  sonst  die  Ar- 
beiter der  bürgerlichen  Demokratie  in  die  Arme  treiben  würde.  Eine  Regierung, 
die  etwas  Wesentliches  in  der  Richtung  unserer  Forderungen  zu  tun  versucht, 
bekommt  dadurch  unmittelbar  die  Opposition  der  Bourgeosie  gegen  sich  und 
muss  dann  von  uns  tinterstfitzt  werden.  Man  kann  sehr  revolutionäre  For- 
derungen aufstellen,  aber  man  muss  sich  schliesslich  bei  den  Endabstimmungen 
auch  mit  halben  oder  Viertclreformen  begnügen,  wie  sie  von  der  parlamentari- 
schen Milchkuh  kommen.  Der  Parlamentarismus  hat  nun  einmal  seine  eigenen 
Lebensgesetze,  denen  sich  keine  Partei,  die  sich  seiner  fortgesetzt  bedient,  ent- 
ziehen kann. 

Darum  ist  es  unrichtig,  den  Streit  über  die  Taktik  der  Partei,  über  die  Wahrung 
ihres  prinzipiellen  Charakters  in  die  Grenzen  der  Frage  zu  zwingen,  welcher 

Art  ihr  Auftreten  innerhalb  des  bürgerlichen  politischen  Systems  sein  soll. 
Innerhalb  dieses  Systems  ist  notwendigerweise  jede  Tat  der  Sozialdemokratie 
mehr  oder  weniger  unprincipicll,  opportunistisch.  Der  prinzipielle  Streit  über 
ihre  Politik  liegt  ausserhalb.  Er  kann  sich  allein  um  die  Frage  drehen,  welches 
politische  System  die  Sozialdemokratie  an  Stelle  des  bürgerlidien  zu  aetzen 
gedenkt  Und  gerade  weil  auch  die  radiluiU  Richtung  in  der  Partei  keine  Ant- 
wort auf  diese  Frage  bereit  hat,  sieht  man  sie  das  Prinzipielle  oft  da  betonen, 
wo  es  nicht  hingehört.  Erst  wenn  die  Partei  sich  ein  deutliches  Bild  von  der 
politischen  Organisation  geformt  hat,  die  sie  aufbauen  soll,  kann  sie  bestimmen, 
worauf  ihre  gegenwärtige  positive  Arbeit  sich  in  der  Hauptsache  zu  richten  hat. 
Ihre  Auf fausung  von  den  gewerkschaftlichen  Oi^ianisationen,  von  den  Rechten 
und  Pflichten  der  Beamtenorganisationen  usw.  wird  davon  sehr  beeinflusst 
werden.  Bürgerlichen  Parteien  gegenüber  gewinnt  sie  dann  ein  festes  Kriterium, 
das  für  sie  von  Wert  sein  kann  bei  der  Beurteilung  der  Frage,  inwieweit  sie 
von  Fall  zu  Fall  mit  einer  oder  mehreren  dieser  Parteien  wird  zusammenarbeiten 
können.  Und  ausserdem  dürften  mancherlei  Irrtumer  über  die  Bedeutung  von 
Parlament  und  Staat  für  die  Sozialdemokratie,  wie  sie  nicht  nur  ausserhalb, 
sondern  auch  innerhalb  der  Reihen  unserer  Parteigenossen  herum^mken,  auf 
diese  Weise  beseitigt  werden, 

Ist  in  dem  Vorstehenden  die  Notwendigkeit,  ein  politisches  System  der  Sozial- 
demokratie auszuarbeiten,  vorwiegend  aus  Gründen  des  Parteiinteresses,  dar- 
getan worden,  so  lässt  sich  die  Sache  noch  von  einem  allgemeinen  Gesichtspunkt 
betrachten* 

Die  Furcht  vor  polttischctn  Utopismus  hat  bisher  unsere  Schriftsteller  von  ernst- 
haften  Versuchen  in  dieser  Richtung  zurückgehalten.  Als  Kautsky  auf  diesem 
Gebiete  einen  einzigen,  höchst  bescheidenen  Schritt  wagte»  wollte  er  ihn  durch- 
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aus  nur  als  Denkübung  aufgefasst  wissen.  Werke,  wie  die  von  Menger  und 
Deslinidres  konnten  nur  die  Meintiiig  verstärken,  dass  jeder  Versuch,  jetzt  schon 
zu  einem  politischen  System  zu  gelangen,  das  die  Sozialdemokratie  sich  anzu- 
eignen hätte,  mit  der  Unfruchtbarkeit  des  bürgerlichen  Utopismus  geschlagnen 
sein  muss.  Und  doch  ist  das  nicht  der  Fall.  Alles  hän^  von  der  Methode  ab, 
die  man  befolgt.  Sucht  man,  wie  Menger,  nach  den  Ideen  und  ethischen 
Grundprinzipien,  worauf  die  Sozialdemokratie  basiert,  und  zidifc  dann  die  jori« 
dischen  Schlussfolgerungen,  dann  bleibt  man  im  utopistischen  Gesichtskreise. 
Geht  man  aber  historisch  zu  Werke,  fragt  man  sich,  was  schon  von  sozialer 
Organisation  besteht,  was  davon  in  eine  sozialistische  Gesellschaft  mit  hinüher- 
genonimen  werden  kann,  geht  man  dem  Wachstum  und  der  inneren  Konstitution 
dieser  sozialen  Organe  nach,  stellt  man  auf  Grund  dessen  allgemeinere  Regeln 
auf,  die  man  dann  wieder  auf  andere  Fälle  anwendet,  dann  kann  das  Resultat 
sehr  real  ausfallen  und  braucht  nicht  phantastischer  zu  werden,  als  sonst  bei 
wissenschaftlichen  Arbeiten.  Wie  weit  denkt  man  sich  wohl  den  Sieg  des 
Proletariats  über  die  Bourgeoisie  entfernt,  wenn  man  es  jetzt  noch  nicht  für  an 
der  Zeit  hält,  der  Welt  zu  zeigen,  mit  welchem  Mittel  der  politischen  Organi- 
sation die  Sozialdemokratie  diesen  Sieg  ihren  Idealen  dienstlttr  machen  will? 
Dass  die  wirklich  sozialistische  Gesellschaft  nicht  kfinstlich  von  ihr  gi^grundet 
werden  kann,  war  stets  ihr  Standpunkt.  Ihr  Werk  ist  es  nicht,  die  wirtschaft- 
liche Evolution  herbeizuführen;  das  hat  sie  erkannt,  und  erachtet  es  darum  für 
ihre  Aufgabe,  die  politisch-juridischen  Institutionen  zu  schaffen,  unter  denen 
jene  sich  vollenden  kann.  Ist  es  zu  viel  von  ihr  verlangt,  jetzt,  wo  sie  in  einigen 
hervorragenden  Staaten  bereits  Millionen  von  Anhängern  zählt  und  überall  die 
Massen  in  steigendem  Masse  gegen  das  bestdiende  politische  und  ökonomische 
System  organisiert,  zu  fordern,  dass  sie  etwas  anderes  tun  möge,  als  in  dem 
mit  roten  Lappen  geflickten  Kleide  der  Bourgeoisie  hcrumzustolzieren,  dass  sie 
sich  im  eigenen  Kleide  zeigen,  ein  politisches  Organisationsschema  aufweisen 
möge,  worüber  man  diskutieren  kann? 

Wie  soll  die  Sozialdemokraiie  den  bürgerlichen  Staat  in  die  sozialistische  Ge- 
sellschaft hinübcrk  iteü  ?  Auf  diese  Frage  niuss  unser  politisches  S>'Stem  eine 
Antwort  geben.  Die  ukonoraisch-industrielle  Bewegung  zum  Sozialismus  hin 
ndimen  wir  dabei  als  gegeben  an.  Die  Frage  ist,  welchen  politischen  Oberbau 
wir  darauf  gründen  wollen,  der  lebensfähig  und  elastisch  genug  wäre,  um  dieser 
Bewegung  zu  folgen  und  jedes  neue  Stück  Zuwachs  daranfügen  zu  können.  Als 
die  Bourgeosie  ihre  Revolution  machte,  brauchte  sie  auf  eine  derartige  Frage 
die  Antwort  nicht  schuldig  zu  bleiben.  Die  Cahiers  der  Abgeordneten  des 
dritten  Standes  enthalten  das  bürgerliche  politische  System.  Das  Parlament 
hatte'  sich  vor  Jahrhunderten  schon  gebildet;  indem  sie  ihm  einen  mehr  all« 
gemeinen  Charakter  gab,  seine  Prinzipien  ausarbeitete  und  anwandte,  indem 
sie  es  zu  einem  System  erhob,  gab  die  Bourgeosie  sich  und  der  Welt,  was  sie 
nötig  hatte.  Das  Proletariat  braucht,  um  ein  politisches  System  aufzustellen, 
ebensowenig  in  die  Wolken  zu  greifen,  wie  die  Bourgeoisie.  Es  hat  ebensogut 
seine  Organisation,  die  seiner  politischen  Macht  entsprossen  ist,  in  seinem 
Kampf  gestärkt  und  entwickelt.  Aber  es  wird  sehr  viel  schwieriger  sein, 
diese  Organisation  allgemein  zu  machen,  mit  öffentlicher  Autorität  auszustatten, 
in  das  soziale  Ganze  einzufügen,  als  es  der  Fall  mit  den  politischen  Institutionen 
war,  die  die  Bourgeoisie  sich  geschaffen  hatte. 
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Die  Basis  unseres  politischen  Systems  kann  keine  andere  sein,  als  die  Organi- 
sation auf  der  Grundlage  wirtschaftlicher  Interessengemeinschaft,  wobei  die 
Fachorganiaation  eine  hervorragende  Stellung  einnimmt  Diese  Organisation 
wird  ein  gewisses  Mass  öffentlicher  Autorität  mit  zwingender  Kraft  Aber  Mino- 
ritäten  besitzen  müssen.  Über  ihr  muss  das  Organ  stehen,  in  dem  die  Interessen 
und  der  Wille  des  Volks  in  seiner  Gesamtheit  üircn  Ausdruck  finden.  Als 
I*rototyp  dieses  Systems  kann  eine  Organisation  gelten,  die  schon  seit  Jahr- 
hunderten in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  besteht,  nämlich  der  Deichverband. 
Die  Besitzer  in  einem  bestimmten  Landstrich  haben  ein  gemeinschaftlidies 
Interesse,  das  Wasser  zurück-  oder  auf  einer  bestimmten  Höhe  zu  halten.  Dazu 
sind  Deiche,  Schleusen,  Fleete,  Brücken  und  Mülikn  nötig.  Eine  oppositionelle 
Minderheit  würde  die  gemeinschaftliche  Errichtung,  Unterhaltung  und  Pflege 
dieser  Werke  verhindern  können.  Aber  der  Staat  verleiht  der  willigen  Mehrheit 
das  Recht,  miter  gewissen  Bedingungen  im  öffentlichen  Interesse  die  Minder« 
best  au  zwingen,  in  einen  Vwband  zu  treten,  wodurch  die  Aosfühms^  dieser 
Arbeiten  zur  öffentlichen  Pflicht  wird.  Ich  verweise  gerade  hierauf,  tun 
zu  zeigen,  dass  auch  für  die  Methode,  nach  der  der  Staat  von  Fall  zu  Fall  von 
seinen  Funktionen  teilwei.se  Abstand  nehmen  kann,  um  mehr  kontrollierend  und 
an^eichend  zu  wirken,  nicht  ausschliesslich  die  Phantasie  zu  Rate  gezogen  zu 
werden  braucht  Ebenso  steht  es  mit  der  inneren  Konstitution  der  verschiedenen 
Organisationen;  die  Erfahrung  der  englischen  und  deutschen  Gewerkschaften 
liefert  dafür  bereits  genügendes  Material, 

Für  den  Zweck,  den  ich  bei  der  Abfassung  dieses  Aufsatzes  im  Auge  hatte, 
scheint  mir  hiermit  genug  gesagt  zu  sein.  Ich  wünschte  die  Aufmerksamkeit 
des  internationalen  sozialistischen  Bureaus  und  des  interparlamentarischen 
Komitees  anf  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  zu  lenken,  jetzt  einen 
Anfang  mit  einem  Studium  zu  machen,  das  dem  Entwurf  einea»  politischen 
Systems  vorangehen  muss.  Diese  Arbeit  kann  kaum  von  einer  Person  getan 
werden,  oder  diese  müsste  auf  die  Mitwirkung  und  Information  von  sciten 
vieler  rechnen  dürfen.  Es  wäre  am  zweckdienlichsten,  einige  bekannte  Partei- 
genossen zu  gemeinsamer  Arbeit  aufzufordern;  diese  würden  einen  der  Ihrigen 
zum  Referenten  ernennen  können,  der  in  Übereinstimmung  mit  ihnen  die  Resul- 
tate der  Arbeit  festzustellen  hätte.  Es  wäre  meines  Erachtens  möglich,  noch  vor 
dem  nächsten  internationalen  Kongress  diese  Resultate  zu  veröflFentUchcn.  Für  das 
Wachstum,  die  Einheit,  tlns  Selh^tbcwusstscin  und  die  Tatkraft  der  Sozial- 
demokratie aller  Länder  baue  icii  auf  diese  Arbeit  die  besten  Hoffnungen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

BERTHOLD  HEYMfINN  •  DIE  BÜDQETBEWILLI- 

<5üri<ä  ÜMD  DIE  WüRnEMBERQISCHE  SOZIAL- 
DEMOKRATIE 

BIE  Zustimmung  der  sozialdemokratischen  Fraktion  des  württera- 
bergischen  Landtags  zum  Gesamtbudget  hat  Parteidebatten  gezeitigt, 
die  zu  einigen  rfiekschauenden  Betraehtui^n  Anlass  geben.  Be- 
sondere Beachtung  verdient  wohl  bei  der  Wfirdigung  des  Vorganges 
 die  in  den  Diskussionen  der  wfirttembergischen  Parteiorganisationen 

aofdrücklich  festgestellte  Tatsache,  dass  es  sich  hierbei  keineswegs  um  eine 
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Entgleisung  einzelner  Personen  handelt,  noch  um  einen  durch  Eile  oder  ober- 
flächliche Auffassung  von  der  Tragweite  der  Sache  veranlassten  Seitensprung, 

wie  ein  mitteldeutsches  Parteiblatt  gemeint  hat,  sondern  dass  hier  eine  in 
mehrmaliger  Fraktionsberatung  mit  aller  erdenklichen  Gründlichkeit  vrr 
bereitcte  Stellungnahme  vorliegt,  bei  der  zwar  die  Motive  aller  Beteiligten 
nicht  durchweg  übereinstimmen,  die  aber  doch  ihr  besonderes  Gewicht  dadurch 
erliälc,  dass  sämtliche  15  Mitglieder  der  Fraktion  einmütig  hinter  diesem  Be- 
sdilttss  gestanden  haben  und  stehen.  Aus  den  Begründungen  des  Beschlusses, 
die  von  Mitgliedern  der  Fraktion  mündlich  oder  schriftlich,  teils  für  ihre 
Person,  teils  im  Auftrage  der  Gesamtfraktion,  gegeben  wurden,  können  einige 
beanspruchen,  hier  in  summarischer  Kürze  festgehalten  zu  werden,  da  die 
Möglichkeit  eines  Zurückgreifens  auf  die  seither  geführten  Diskussionen  nicht 
ausgeschlossen,  ja  sogar  sehr  wahrschdnlich  ist 

Esnt  der  ersten  Äusserungen  der  Beteiligten  waren  die  im  Vorwärts  vom  3.  und 
4.  August  veröffentlichten  und  aus  der  Feder  des  Schreibers  dieses  stam- 
menden Leitartikel.    Darin  wurde  ein  Gesamtüberblick  über  die  während  der 

halbjährigen  Etatsberatung  von  der  sozialdemokratischen  Fraktion  vollbrachte 
Arbeitsleistung  gegeben  und  die  Summe  ihrer  Erfolge  skizziert;  in  Sachen 
der  Etatannahme  wurde  gesagt,  dass  nicht  die  Absicht  einer  »grundsätzlichen 
Schwenkung«  damit  verbunden  gewesen,  sondern  dass  die  Erwägungen,  die 
sum  Beschluss  der  Annahme  des  Budgets  geführt  haben,  rein  taktischer  Natur 
waren  und  sich  darauf  stützten,  dass  der  Lübecker  Parteitagsbeschluss  es  nicht 
gnmdsätzlich  ausschliesst,  in  eine  materielle  Prüfung  der  Frage,  ob  die  An- 
nahme oder  die  Ablehnung  richtiger  sei,  einzutreten.  Sodann  hiess  es 
dort  wörtlich : 

»Ebensowenig  ist  es  richtig,  wenn  geschlossen  wird,  dass  durch  die  erfolgte  ZttStim- 

Stimmung  zum  Etat  der  bestehende  politische  Gegensatz  zwischen  Regierung  und 
Sozialdemokratie  einerseits  vmd  zwischen  bürgerlichen  Parteien  luid  Sozialdemokratie 
andererseits  ein  geringerer  geworden  sei.  Dass  und  in  welchem  Umfange  dieser 
Gegensatz  besteht  und  auch  nachdrücklich  auspefochtcn  wird,  darüber  haben  die  pan- 
len  Etatsberatungen  Aufschluss  g^eben.  Die  württembergische  Landtagsfraktion 
war  sich  durchaus  bewusst»  dus  das  Mittel  der  Etatsablehnung  ein  hervorragendes, 
wenn  nicht  das  hervorragendste  parlamentari<;che  Kampfmittel  ist.  und  sie  ist  weit 
davon  entfernt,  sich  dieses  Kampfmittels  durch  ihre  Abstimmung  vom  27.  Juli  end- 
gültig begeben  zu  haben.  Sic  hat  auch  nicht  im  geringsten  beabsichtigt,  durch  ihre 
Abstimmung  ein  Präjudiz  für  die  Fraktionen  in  anderen  Bundesstaaten  und  im  Reich 
schaffen  zu  wollen,  ja  sie  hat  sich  nicht  einmal  selbst  präjudiziert,  sondern  behält 
sich  die  Prüfung  der  Frage,  ob  durch  eine  ablehnende  Haltung  zum  Gesamtetat  der 
Regierung  ein  besonders  prononziertes  Misstrauensvotum  zu  erteilen  ist,  für  jeden 
einzelnen  Fall  vor.  Es  versteht  sich  doch  von  selbst,  dass,  wenn  die  Ablehnung  des 
Etats  der  Ausdruck  schroffster  Oppositionsstellung  sein  soll,  auch  die  jeweils  vor- 
handene politische  Situation  zur  Berücksichtigung  bei  der  l^tscheidung  mit  heran- 
gezogen werden  muss,  da  ein  von  den  realen  Verhältnissen  völlig  abstrahierendes, 
auf  eine  vtets  gleichbleibende  Formel  gebrachtes  MissUrauensvotum  auf  die  Dauer 
einem  Schlag  ins  Wasser  gleichkommen  müsste.« 

In  sachlicher  Übereinstimmung  mit  diesen  Sätzen  bewegte  sich  die  Schluss- 
bemerkung im  Leitartikel  der  Schwäbischen  Tagwacht  vom  12.  August,  der 
von  einem  anderen  Mttgliede  der  Fraktion  herrfihrt: 

tDer  seitherigen  verneinenden  Abstimmung  ist  der  Sinn  eines  scharfen  Misstrauens- 
Votums  gegen  die  Regierung  gegeben  worden.  Wenn  die  Meinungen  darüber  ausein- 
andergdten  können,  ob  der  Regierung  eines  kapitalistisdien  Staates  unter  allen  Um- 
ständen das  scharfe  Misstraucn  der  Sozialdemokratie  bekundet  werden  muss.  intj 
in  diesem  Jahr  unserer  Fraktion  die  Frage  vor,  ob  unter  den  augenblicklich  g^ebcnen 
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Verhältnissen  ein  zwingender  Grund  vorliege,  ein  Misstrauensvotum  in  schärfster 
Form  auszusprechen.  Die  Fraktion  war  überzeugt,  dass  sie  im  Interesse  der  gesam- 
ten Pttrtei  handle,  wenn  sie  unter  den  gegebenen  Umständen  von  der  Anwendung 
dieser  stärksten  Misstrauenskundgebung  absah.  Von  clor  Gestaltung  der  politischen 
Situation  in  den  nächsten  Jahren  wird  es  abhängen,  ub  zu  der  früheren  Haltung 
-zurückgegangen  werden  nmsi.« 

In  einem  weiteren,  von  dem  gleichen  Verfasser  stammenden  Leitartikel  der 
SchTi'äbischcn  Tagwacht  vom  13.  September  wurde  ausdrücklich  wiederholt, 
dass  die  augenblickliche  politische  Situation  in  Württemberg  für  die  Fraktion 
atisschlagpi^ebend  gewesen  sei,  und  zum  Schluss  wurde  gesagt: 

»Sie  [die  Fraktion]  glaubte  überdies,  aufs  neue  die  Bi  hauptung  widerlegen  zu  können, 
dass  die  Sozialdemokratie  die  ihr  innewohnende  Kraft  in  Schablonen  presse  und  brach 
liegen  lasse.  Unsere  Partei  ist  zu  einer  Starke  herangewadisen.  die  ihr  die  Pflicht 

auferlegt,  auf  die  Vorgänge  des  Tages  ihren  Einfluss  auszuüben. < 

Die  Schärfe  des  (jei;ensatzes  zur  bürgerlichen  Gesellschaft  werde  dadurch 

natürlich  nicht  abgeschliffen  werden  usw. 

Das  wichtigste  Dokument,  da  sich  die  Fraktion  in  ihrer  Sitzung  vom  5.  Oktober 
einstimmig  damit  identifizierte,  ist  der  Faistis  fiber  die  Schhissabstimmung 
in  dem  dem  wurttembergischen  Landesparteitag  vorgelegten  Bericht  der  Land- 
tagsfraktion. Darin  werden  die  in  den  obigen  Ausfuhrungen  bereits  ent- 
haltenen Argumente  im  wesentlichen  akzeptiert  und  imter  anderem  nocii  durch 
folgende  Ausführungen  ergänzt: 

»Der  vorliegende  Etat  bringt,  wie  unsere  DarstcUtmg  wohl  zur  Genüge  gezeigt  hat, 
in  zahlreichen  Positionen  wertvolle  Verbesserungen  der  Gehalts-  und  Lohnverhält- 
1)1  der  staatlichen  Beamten  und  Arbeiterschaft.  Ferner  enthält  der  Etat  in  seinem 
Kapitel  iiob  die  gesamte  Beamtenaufbesserung.  An  der  Ausgestaltung  dieser  Vorlage 
hat  unsere  Fraktion  durch  ihre  Vertreter  in  der  Finanzkommission  —  stellte  sie  doch 
sogar  den  Mitberichtcrstalter  —  ganz  besonders  regen  .Anteil  genommen.  Und  es  darf 
gesagt  werden,  dass  eine  Reihe  von  Verbesserungen,  insbesondere  auch  die  Rück- 
wirkung der  Aufbesserungszulage  für  die  Beamten  der  fSnften  und  sechsten 
Abteilung,  auf  ihre  Tätigkeit  zurück/u fübren  ^\vA.  Es  w.irc  gan;'  ^iolier  weder  bei 
den  beteiligten  Beamten  und  Unterbcamten,  noch  im  Lan^e  überhaupt  verstanden 
worden,  wenn  die  Fraktion  gerade  die  Abstimmung  über  diesen  Etat  benutzt  haben 
wfir<fe,  um  sie  zu  einer  Misstraacnsktmdgebung  gegen  die  R^erung  zu  benutzen.« 

Aus  diesen  .Äusserungen  und  den  vielen  anderen,  die  aus  Raumrücksichten 
hier  nicht  wiedergegeben  werden  können,  geht  hervor,  dass  die  württembcrgiscbc 
Laiidtagsfraktion  iibcr  die  Motive  ihres  Handelns  durchaus  schlüssige  und 
ausführliche  Auskünfte  gegeben  hat.  Es  geht  aber  daraus  auch  die  sehr 
erfreulidse  Tatsache  hervor,  dass  die  15  'Parteigenossen,  die  die  Fraktion 
bilden  und  sehr  verschiedenen  Temperaments  sind,  auch  über  so  manche  in 
der  Partei  strittige  Frage  sehr  verschiedene  Ansichten  hegen,  sich  in  dieser 
Frage  der  praktischen  Politik,  ohne  ihrem  grundsätzlichen  Standpunkt  auch 
nur  das  Geringste  vergeben  zu  müssen,  auf  einen  gemeinsamen  Boden  zu 
stellen  vermochten  und  diese  Einmütigkeit  audi  in  den  weiteren  Stadien  der 
Angelegenheit  mehrfach  mit  Nachdruck  bekundeten.  Es  sind  vereinzelte 
Stimmen  laut  geworden,  die  gerade  an  dieser  Einmütigkeit  Anstoss  nahmen 
und  in  ihrer  öfteren  Betonung  einen  Versuch  unzulässiger  Beeinflussung  der 
Parteigenossen,  so  eine  Art  strafbarer  Handlung  oder  Parteiimmoralität  er- 
blicken wollten.  Es  wird  aber  wohl  nur  wenige  geben,  die  einen  solchen 
Standpunkt  zu  teilen  vermögen.  Die  meisten,  und  vor  allem  die  Beteiligten  selbst, 
Vy«n  es  anr  mit  Genugtuung  erfüllen,  dass  es  der  Fraktion  bei  aller  Wahrung 
der  persönUchen  Selbständigkeit  des  einzelnen  möglich  war,  in  einer  wichtigen 

6x 


Digltized  by  Google 


946    BERTHOLD  HEYMANN  ■  DIE  BUDGETBEWILUGUNG  UND  DIE  WORTTEMBERQISCHE  ETC 


Frage  der  politischen  Praxis,  nicht  nur  nach  aussen,  dem  Gegner  gegenüber, 
sondern  auch  nach  innen,  cfen  Bedwnsch^ft  Ibrdernden  Parteigenossen  gegen- 
über, das  Bild  einmfitigen  Wollens  und  Handelns  zu  bieten.    Es  sollte  ja 

eigentlich  nicht  erst  gesagt  zu  werden  brauchen,  dass  für  eine  Partei,  welche 
politische  Macht  erobern  und  betätigen  will,  eine  solche  Art  des  Auftretens« 
zwingende  Notwendigkeit  ist,  wenn  anders  sie  Anspruch  darauf  erheben  will, 
überhaupt  ernst  genommen  zu  werden. 

Es  ist  nun  erklärlicherweise  überall  mit  Interesse  beobachtet  worden,  welche 
Aufnahme  die  veränderte  Haltung  der  Fraktion  bei  ihren  Auftraggd>em,  den 

wurttcmbergischen  Parteigenossen  gefunden  hat.  Und  da  kann  erfreulicher- 
weise festgestellt  werden,  da?s  sowohl  die  sachlichen  Argumente  der  Fraktion, 
wie  auch  ihr  einmütiges  Auftreten  durchaus  die  Anerkennung  gefunden  haben, 
welche  die  Fraktion  erstrebt  hat,  obgleich  die  ihr  bei  den  entscheidenden  An- 
lässen entgegengetretenen  Parteigenossen  es  weder  an  Eifer  fehlen  Hessen, 
noch  in  der  Auswahl  ihrer  polemischen  Mittel  sehr  zartfühlend  waren.  Es 
ytSLT  in  der  Hauptsache  eine  verhältnismässig  kleine  Gruppe  Stuttgarter  Partei- 
genossen, deren  Wortführer  der  Genosse  Kayser  und  die  Genossin  Zetkin 
waren,  die  die  Fraktion  bekämpften.  Ihre  Anschauungen  hatten  sie  in  der 
Resolution  niedergelegt,  die  sie  sowohl  in  der  Stuttgarter  Parteiversammlung, 
wie  auf  dem  wurttembergischen  Landesparteiti^  einbrachten,  und  die  folgenden 
Wortlaut  hatte: 

»Die  I-andesversammlung  spricht,  nachdem  sie  von  der  Tätigkeit  der  sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten  im  Landtag  Kenntnis  genommen,  der  Landtagsfraktion  ihre 
volle  Anerkennung  aus  für  die  geschickte  und  wirksame  Wdse,  in  welcher  sie  die 
Interessen  der  werktätigen  Bevölkerung  des  Landes  wahrgenommen  hat.  Die  Landes- 
versammlung bedauert  jedoch,  dass  die  sozialdemokratische  Landtagsfraktion  bei  der 
Schlussabstimniung  über  den  Gesamtetat  diesem  ihre  Zustimmung  gegeben  hat.  Wie 
das  Reich  und  die  Einzelstaaten,  so  charakterisiert  sich  auch  Württcmlierg  als  ein 
Klassenstaat;  und  wenn  hier  die  Machtmittel  des  Klassenstaates  den  Arbeitern 
gegenüber  nicht  immer  in  der  gleichen  brutalen  Weise  zur  Anwendung  gebracht 
werden,  wie  in  Preusse»  und  anderen  Bundesstaaten,  so  ändert  das  nichts  an  der 
Tatsache,  dass  die  Arbeiterklasse  auch  in  Württemberg  von  der  vollen  Anerkennung 
ihrer  Gleichberechtigung  noch  weit  entfernt  ist.  Die  Vertreter  der  Arbeiter  im  Par- 
lament haben  die  Pflicht,  unbeschadet  der  Teilnahme  an  den  Gesetzgebungsarbeiten 
und  deren  Beeinflussung  zu  gunsten  der  ausgebeuteten  und  unterdrückten  Volks- 
schichten, die  unversöhnliche  Gegnerschaft  der  Sozialdciimkratic  gegen  den  Klassen- 
Staat  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Die  Zustinunung  zum  Gesamtetat  aber  ist  eine  Ver- 
trauenskundgebung für  die  Regierung  und  damit  eine  Anerkennung  des  Klassen- 
Staats.  Die  LancU  -V  ersammlung  erwartet .  dass  die  sozialdemokratische  Fraktion  des 
Landtags  künftighin  in  Übereinstimmimg  mit  dem  Beschluss  des  Lübecker  Partei- 
tags zu  einer  Ablehnung  des  Gesamtetats  lunrnnt« 

Ober  diese  Resolution  wurde,  ebenso  wie  über  alle  weiteren  noch  vorliegeniten 
Anträge,  in  der  Stuttgarter  Parteiversammlung,  nachdem  die  Diskussion  über 

die  Frage  zwei  volle  Wrsammlungen  ausgefüllt  hatte,  mit  169  gegen  59  Stimmen 
zur  Tagesordnung  übergegangen.  Es  unterliegt  für  alle  unbefangenen  Teil- 
nehmer an  dieser  Versammlung  keinem  Zweifel,  dass  die  Resolution,  wenn 
nicht  der  Antrag  auf  Übergang  zur  Tagesordnung  gekommen  wäre,  mit  minde- 
stens der  gleichen  Mehrheit  auch  in  aller  Form  abgelehnt  worden  wäre.  Die 
Wrkündung  des  Resultats  der  AuszahJimg  wurde  mit  lebhaftem  Beifall  auf- 
genommen. 

Die  Fraktion  glaubte  daher,  gern  auf  ein  positives  Vertrauensvotum  verzichten 
zu  können,  und  beschränkte  sich  darauf,  den  Versuch  abzuwcliren,  sie  in  so 
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weitgehendem  Masse  auf  eine  ständige  Ablehnung  des  Etats  zu  binden.  Sie 
trat  am  Vorabend  des  württcmbcrgischcn  Landesparteitages  zu  einer  Sitzung 
zusammen  und  beauftragte  einstimmig  ihren  Referenten,  Dr.  Lindemann,  die 
Resolution  Kayser  namens  der  Fraktion  für  unannehmbar  zu  erlcliren.  Der 
Referent  tat  dies  und  fiagte,  wie  nach  dem  Bericht  der  Schwäbischen  Tagwacht 
wiedergegeben  sei,  noch  hinzu : 

»Wir  befinden  uns  nicht  in  einer  Rolle,  dass  wir  uns  bedauern  lassen  mussten. 
Wir  sind  der  Überzeugung,  dass  wir  die  Interessen  der  Partei  vertreten  haben.  Die 
Resolution  bedeutet  eine  Bindung  der  Fraktion  über  die  Lübecker  Resolution  hinaus. 
Im  Gegensatz  zu  dieser  sieht  sie  keine  Ausnahme  vor.  Wir  wissen  nicht,  ob  nicht  das 
nächstemal  wieder  besondere  Verhältnisse  vorliegen,  die  uns  nötigen,  zuzustimmen. 
Jeden&Us  möchten  wir  uns  die  Rechte,  die  uns  durch  Parteitagsbesch lü^^se  gewährt 
sind,  nicht  noch  weiter  einschränken,  uns  nicht  darüber  hinaus  binden  lassen.« 
Es  ist  wirklich  schwer  zu  verstehen,  wie  eine  solche  Äusserung  nach- 
träglich im  yofwärts  ernstlich  als  eine  gegen  die  Landesversammlung 
gerichtete  Drohung  hat  bezeichnet  werden  können.  Sechs  Redner 
sprachen  in  der  Debatte  gegen  die  Fraktion  und  zu  gunsten  der 
Resolution  Kayser.  Die  Fraktion  selbst  übte  absichtlich  Zurückhaltung,  aber 
noch  zahlreiche  Wortmeldungen  lagen  aus  der  Mitte  der  Landesversammlung 
vor,  als  die  Debatte  bereits  nach  dem  siebenten  JRedner  geschlossen  wurde.  Bei 
der  Abstimmung  wurde  die  Resolution  Kayser  mit  erdrückender  Mehrheit  ab- 
gelehnt Der  von  einem  durch  den  Erfolg  der  Fraktion  verärgerten  Partei- 
genossen nachträglich  in  der  Parteipresse  vom  Zaune  tjebrochene  und  mit 
grosser  Wichtigtuerei  geführte  Streit,  ob  die  ablehnende  Mehrheit  eine  Zwei- 
drittel-, Dreiviertel-  oder  Vierfünftelmehrheit  gewesen  sei,  ist  zu  töricht,  als 
dass  er  an  dieser  Stelle  emsthaft  behandelt  zu  werden  brauchte. 

Nun  lag  noch  ein  weiterer  Antrag  vor,  von  dessen  Ablehnung  jetzt  viel  Wesens 
seitens  der  G^er  der  Fraktion  gemacht  wird,  der  aus  zwei  Sätzen  bestdiend, 

im  ersten,  ähnlich  wie  die  Resolution  Kayser,  der  Landtagsfraktion  das  Vcr- 
traucn  ausspr.ich,  im  Nachsatz  aber  den  Wunsch  aussprach,  idass  die  Zu- 
stimmung zum  Etat  mit  einer  entsprechenden  Begründung  verschen  gewesen 
wäre«.  Der  Referent  der  Fraktion,  Lindemann,  hatte  Ursache  zu  der  Annahme, 
dass  der  Antragsteller  diese  »Begrfindnng«  gleidi  bei  der  Abstimmung  im 
Landtag  selbst  hatte  gegeben  wissen  wollen,  und  erklärte,  dass  dies  nicht 
möglich  gewesen  wäre.  Er  forderte  daher  den  Antrafj^steller  auf,  diesen 
zweiten  Satz  zu  «streichen:  td  a  n  n  hätte  die  Fraktion  nichts  gegen  die  Reso- 
lution einzuwcndenc.  Der  Antragsteller  verweigerte  aber  die  Streichung, 
und  so  wunk  anch  diese  Resolution,  die  nicht,  wie  nachtraglich  bdiauptet 
wird,  ein  uneingeschränktes  Vertrauensvotum  war,  sondern  an  dem  von  Linde* 
mann  treffend  charakterisierten  inneren  Widerspruch  litt,  abgelehnt.  Im 
übrigen  ist  das  Schicksal  dieser  Resolution  für  den.  der  die  politische  Stimmung 
der  Landesvcrsannulung  der  Fraktion  gegenüber  feststellen  will,  gänzlich  ohne 
Belang.  In  der  Debatte  hatte  ausser  dem  Antragsteller  niemand  ein  Wort 
zu  ihr  gesagt,  alles  hatte  sein  Interesse  auf  die  Resolution  Kayser  konzentriert, 
um  die  der  Kampf  in  Wirklichkeit  auch  nur  geführt  wurde,  während  man  den 
zweiten  Antrag  en  bagatcUc  behandelte.  Die  Verkündung  der  Ablehnung  der 
Resolution  Kayser  löste,  hier  ebenso  wie  in  Stuttgart,  lebhaften  Beifall  aus. 
Das  Schicksal  des  zweiten  Antrages  erregte  bei  niemandem  mehr  rechtes 
Interesse,  und  ein  grosser  Teil  der  Del^erten  beteiligte  sich  an  der  Ab- 
stimmung über  ihn  überhaupt  nicht 
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Das  Ergebnis  aller  dieser  Auseinandersetzungen  kann  die  Landtagsfraktion 
mit  grosser  Befriedigung  erfüllen.  Sie  hat  tatsächlich  erreicht,  was  sie  wollte, 
sie  hat  sich  die  Freiheit  des  eigenen  Urteils  bei  zukünftigen  Budgetabstim- 
mungen  gewahrt.  Ihr  Ehrgeiz  ging  nicht  dahin,  noch  besonders  attestiert 
zu  bdcommeni  Üass  sie  richtig  und  im  wohlverstandenen  Parteünteresse  ge- 
handelt habe.  Es  wäre  wirklich  keine  grosse  Kunst  gewesen,  dieses  Ziel 
zu  erreichen.  Aber  dass  die  Fraktion  auf  so  billige  Lorbeeren  verzichtete, 
beweist  nur,  dass  sie  die  Frage  nie  so  kleinlich-persönlich  nuffasste,  wie  es 
ihre  Widersacher  jetzt  noch  in  der  Presse  tun,  sondern  dass  sie  nur  das 
politische  Ziel  im  Auge  hatte,  festzustellen,  dass  die  grosse  Mehrheit  der 
württemberg^schen  Parteigenossen  gegen  die  Stellungnahme  der  Fraktion  keine 
Einwendungen  zu  erheben  hatte.  Diese  Feststellung  ist  in  zweifolsfrcier  Weise 
erfolgt  und  wird  den  zukünftigen  Arbeiten  der  Fraktion  nur  förderlich  sein. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RICHRRD  WOLTER  •  DIE  ORQRniSRTIOM  DER 
QEISTKäEli  RRBEITSKRRFT  IM  QROSSBETRIEB 

j^^~nH  UR  Verteidigung  des  Unternehmergewinns  wird  von  der  Arbcit- 
gg^'^  geberpresse  bei  jeder  Gelegenheit  der  Satz  aufgestellt,  dass  der  Unter- 
nehmer  der  Träger  der  Produktion  sei,  dass  erst  durch  seine  Tätig- 
keit  der  Arbeiter  Arbeit,  Lohn  und  Brot  erhalte.  Die  Frage  nach  dem 
^■■■■B  Einfluss  der  Tätigkeit  des  Unternehmers  auf  den  Produktion8|>rozess 
kann  dort  in  bejahendem  Sinne  beantwortet  werden,  wo  es  sich  um  kleinbürger- 
liche Verhältnisse  handelt.  In  den  Industriegebieten,  die  noch  kleinbürger- 
liche Retriebsfornien  behalten  haben,  muss  der  Unternehmer  persönlich  mit- 
arbeiten, persönlich  raitvcrdiencn.  Er  kann  nicht  genügend  Arbeitskräfte  in 
seinen  Dienst  stellen,  um  von  dem  Profit,  dem  Mehrwert,  ohne  den  Ertrag 
eigener  Arbeit  leben  zu  können.  Hat  die  These  von  der  Mitarbeit  des  Unter- 
nehmers hier  also  ihre  bedingte  Richtigkeit,  so  trifft  dieser  Satz  absolut  nicht 
zu,  wenn  wir  uns  auf  das  Gebiet  der  modernen  Grossindustrie  begeben.  Hier 
ist  der  Unternehmer  untätig,  während  des  W^ertbildungsprozesses  wird  seine 
Arbeitskraft  nicht  gebraucht,  er  meldet  sich  nur  am  Schlüsse  des  Geschäfts- 
jidires,  um  die  Dividenden  einzustreichen,  die  andere  für  ihn  erarbeitet 
haben. 

Es  empfiehlt  sich,  zur  kritischen  Wertung  dieser  Frage  eine  kurze  Rückscliau 

auf  die  geschichtliche  Entwickelung  der  modernen  Grossindustrie  7\\  halten 
Wir  können  dabei  drei  Zeitperioden  unterscheiden;  jede  von  diesen  hat  einen 
eigenen  Untcrnehniertypus  mit  ausgeprägter  Eigenart  geschaffen. 

Die  erste  Periode  liegt  in  den  Anfängen  der  grossindustriellen  Entwickelung. 
Der  aufkommende  Kapitalismus  braucht  für  das  riesenhafte  Ausmass  setner 
Bewingen  die  Technik.  Für  seinen  Wdthandd  sind  neue  Veriidirsmitlel 
7u  Lande  und  zu  Wasser  zu  schaffen,  für  die  ungeheure  Kraftentfoltung  der 

Produktion  sind  neue  Maschinen  und  Werkzeuge  zu  konstruieren,  neue  Fabri- 
kationsmcthoden  zu  ersinnen.  So  findet  der  Unternehmer  hier  überall  Neu- 
land, er  steht  vor  der  Aufgabe,  durch  wichtige  technische  Erfindungen  sich 
diese  Gebiete  zu  erschliessen.  Seine  Tätigkeit  konnte  sich  dealialb  nicht  darauf 
beschränken,  durch  seinen  spekulativen  Untemebmergeist  nur  Geld  zu  verr 
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dienen,  andere  Menschen  für  sich  arbeiten  zu  lassen,  sondern  er  musste  zu- 
nächst selbst  Pfadfinder  für  neue  technische  Anwendiingsformen  sein.  So  hnt 
denn  diese  Periode  einen  ünternehmertypus  geschaffen,  dessen  Wesensart  wir 
b^eifen,  wenn  wir  uns  die  Biographieen  der  Männer,  wie  Siemens,  Borsig, 
Schwartzkopff,  Schnckert,  Krupp  usw.  ansehen.  Im  Grunde  genommen  haben 
sie  alle  die  gleiche  Lebensgeschichte.  Sic  sind  Emporkömmtinge,  Selfmademen, 
sie  haben  nicht  väterliche  Vermörren  übernommen  nnd  fruchtbar  angelegt,  son- 
dern sie  mussten  sich  sozial  und  materiell  durch  ihre  persönliche  Energie,  durch 
ihre  eigenartige  Begabung  von  unten  herauf  emporarbeiten.  Ebenso  waren  sie 
auch  gleich  in  ihren  Lebensgewohnheiten.  Ihr  Lebensinhalt  bestand  nicht  im 
be  chaulichen  Genuss;  sie  waren  Arbeitsmenschen«  sie  lebten  ihrem  Berufe, 
ihrer  Mission,  oder  was  sie  dafür  hielten. 

Worin  besteht  nun  das  Verdienst  dieser  Männer?  Sie  haben  als  Erfinder,  ab 
Tneenicure,  als  technische  Geistesarbeiter  die  wichtigsten  modernen  Fabrikations- 
gebiete  erst  eröffnen  müssen.  Die  konstruktive  Durchfuhrung  der  Lokomotive, 
der  Dampfmaschine,  der  Werkzeugmaschine,  die  Entdeckung  des  dynamo- 
elektrischen Prinrips,  die  Erfindung  des  Telegraphen  und  des  Telephons,  das 
sind  technische  Grosstaten,  die  von  ungeheurer  volkswirtschaftlicher  Bedeu- 
tung geworden  sind.  Wenn  solche  Männer,  wie  Schwartakopff,  Krupp,  Siemens 
usw.  grosse  Vermögen  erworben  haben,  so  war  es  zw^ar  nur  durch  die  Aus- 
nutzung der  Arbeitskräfte  anderer  möglich,  immerhin  aber  hat  der  Unter- 
nehmer dieser  Periode  durch  seine  personliche  Tüchtigkeit  eine  Rolle  gespielt, 
er  ist  als  Leiter,  Organisator  und  daher  als  geistiger  Arbeiter  hervorragend 
tätig  gewesen. 

Wenden  wir  uns  nun  der  zweiten  Periode  zu.  Die  Vorarbeit  war  geleistet, 
die  wichtigsten  Produktionsmethoden  und  Arbeitsmaschinen  waren  vorhanden, 

es  palt  nun,  .sich  in  den  neuen  Betriebsformen  einzurichten  und  diese  auszu- 
bauen. So  lag  ganz  von  selbst  das  Hauptgewicht  der  jetzigen  Tätigkeit  des 
Unternehmers  nicht  in  technischer  Geistesarbeit,  sondern  aui  mehr  kaufmän- 
nischem Gebiete.  Eine  rationelle  Arbeitsteilung  war  nötig,  auf  dem  Warenmarkte 
musste  geschickt  disponiert  werden.  Vor  allen  Dingen  wollte  das  neue  Ge- 
schlecht sich  durchsetzen  und  Geld  verdienen.  Zunächst  musste  der  Klein- 
betrieb endgültig  zu  gründe  gerichtet  werden.  Die  Maschine  mit  ihrer  ratio- 
nellen Arbeitsweise  überwand  eine  handwerksmässige  Betriebsform  nach  der  andern. 
In  dem  Mass^  wie  die  Ideinbörgerlichen  Existenzen  vor  der  aufstrebenden  Kon- 
korrenz znrüdcweichen  mussten,  bot  sich  dem  Kapitalisten  eine  industrielle 
Proletarierarmee  zur  Ausbeutung  dar.  Und  der  Unternehmer,  als  kluger  Kauf- 
mann, wusste  diese  Konjunktur  auszunutzen.  Er  nahm  die  Arbeitskraft  dort, 
wo  sie  sich  ihm  am  billigsten  anbot.  War  zur  Bedienung  seiner  Maschinen 
nicht  unbedingt  Männerkraft  und  Männerarbeit  erforderlich,  so  führte  er 
Frauen-  und  Kinderarbeit  ein.  Keine  gesetzlichen  Schranken  hemmten  ihn  in 
seiner  zügellosen  Aosbeutnngsgier.  Über  diese  Kehrseite  des  Kapitalismus  ist 
dne  ganze  Literatur  entstanden,  angefangen  von  Engels'  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  und  den  Berichten  von  Marx  über  die  Ausbeutung  der  Kinderarbeit  in 
England  bis  zu  den  heutigen  Veröffentlichungen.  Die  Tätigkeit  dieser  Unter- 
nehmergruppe bestand  also  .darin,  vermöge  ihrer  sozialen  Machtstellung  sich 
rücksichtslos  durchzusetzen  und  skrupellos  auszubeuten.  Und  nun  kommen  wir 
zur  dritten  Entwickdung^hase  der  Grossandustrie. 
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Das  Einzelunternchmcn  ist  nicht  mehr  im  stände,  sich  auf  dem  Markt  zu  be- 
haupten, die  Bildung  von  Aktiengesellschaften,  von  Kartellen  und  Syndikaten 
wird  eine  unbedingte  Notwendigkeit.  Damit  verschwindet  der  Einzelunter- 
nehnier  vom  Sdiauplatz,  an  seine  Stelle  tritt  die  Gesellschaft  der  Aktionäre. 
Der  Aktionär  unterscheidet  sich  von  den  beiden  anderen  Untemdimerkatego- 
rieen  dadurch,  dass  er  kein  persönlicher  Mitarbeiter  mehr  ist  Unfähig,  sowohl 
als  Erfinder,  wie  als  Orf^anisator  oder  Kaufmann  tätig  zu  sein,  spielt  der 
moderne  Aktionär  die  Rolle  eines  Parasiten,  der  andere  für  sich  arbeiten  lässt. 
So  steht  es  in  Wirklichkeit  mit  der  These  von  der  Arbeitskraft  des  Unter- 
nehmers: An  der  Spitze  der  grossen  Industriewerke  steht  eine  kleine  Gruppe 
raffgieriger  Börsenjobber  und  Kapitalmagnaten,  welche  die  Arbeit  der  Ver- 
waltung der  Betriebe,  die  Arbeit  technischen  Erfindens  einem  Heer  von  ange- 
stellten Kopfarbeitern  überträgt.  Diese  geistigen  Lohnarbeiter  sind  ausge- 
schlossen vom  Unternehmergewinn,  werden  ebenso  ausgebeutet,  ebenso  sozial 
abhängig  gehalten,  wie  die  Handarbeiter.  Wenden  wir  uns  diesem  Geistes- 
proletairat  zu,  betrachten  wir  seine  Funktion,  seine  soziale  und  materielle 
Lebenslage. 

Da  ist  es  zunächst  notig,  sich  die  Organisation  eines  industriellen  Riesen- 
betriebes vor  Augen  zu  führen.  Ein  solches  Werk  gleicht  einem  Staat  im 
Staate,  ein  jeder  hat  seine  Funktion,  seinen  vorgeschriebenen  Wirkungskreis, 
der  Gedanke  der  Zentralisation  personaler  Kräfte  ist  bis  zu  seiner  letzten 
Konsequenz  durchgeführt  An  der  Spitze  steht  der  Generaldirektor,  er  ist  ge- 
Wissermassen  der  höchste  Träger  der  Zentralgewalt.  Die  Täti|^t  dieses  Be- 
amten besteht  im  wesentlichen  darin,  mit  organisatorischem  Gesdück  die  ein- 
zelnen Arbeitskräfte  richtig  zu  verteilen,  den  Vcrwaltungsapparat  umsichtig  zu 
organisieren.  Er  ist  also  fast  ausschliesslich  Verwaltungsmensch.  Grosse 
Werke  haben  deshalb  in  letzter  Zeit  solche  Stellungen  durch  ehemalige  höhere 
Verwaltungsbeamte  der  Regierung  besetzen  lassen.  Dem  Generaldirdctor  zur 
Seite  stehen  die  einzelnen  Ressortchefs,  denen  SpezialgelMCte  übertragen  sind. 
Da  sind  es  die  Oberingenieure,  die  die  Konstruktionen  und  Versuchsarbeiten 
bstimmtcr  Fabrikationszweige  überwachen,  dann  die  Betriebsleiter,  welche  für 
die  Ausführung  der  genehmigten  Konstruktionen,  für  die  eigentliche  Fabri- 
kationsarbeit verantwortlich  sind,  und  endlich  die  kaufmännischen  Leiter, 
welche  das  Kassenwesen,  die  kauftnännisdie  Buchfuhrui^,  Materialdnkauf  und 
-Verwaltung  usw.  beaufsichtigen.  Alle  diese  Beamten  sind  Clu  fs  ersten  Grades, 
im  wahren  Sinne  des  Wortes  Arbeitnehmer,  wenn  sie  auch  gutliezahlt  werden, 
sf)  verdient  der  letzte  Aktionär  sich  sein  Jahresgehalt  leichter,  als  die  best- 
hcsoldetc  Arbeitskraft  seines  Werkes. 

Diese  oberen  Beamten  werden  innerhalb  der  Firma  mit  dem  Sammelbegriff 
Direktion  bezeichnet.  Der  Generaldirektor  ruft  regelmässige  Konferenzen  ein 
und  lässt  sich  von  dem  In  Frage  kommenden  Ressortchef  Vortrag  halten,  um 
danach  seine  Direktiven  ztt  geben.  Für  den  einfachen  Angestellten  schwebt  die 
Direktion  in  den  Wolken,  persönlich  hat  er  nichts  mit  ihr  zu  tun.  Es  ist  ein 
Ereignis,  und  meistens  recht  unliebsamer  Art,  wenn  ein  Angestellter  in  das 
Direktionszimmer  gerufen  wird.  Den  eigentlichen  Verkehr  zwischen  Direktion 
und  Angestellten  vermittdt  der  Bureauchef,  der  Qief  zweiten  Grades.  Im 
Groubetrieb  ist  die  Verwaltungsarbeit  im  weitesten  Masse  spezialisiert  Die 
ausgedehnte  Arbeitstcihmg  hat  für  jede  Funktion  ein  Bureau  notwendig  ge- 
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macht,  dem  ein  bestimmt  abgegrenztes  Arbeitsgebiet  vorgeschrieben  wird.  Von 
der  Direktion  wird  nun  an  die  Spitze  eines  jeden  Bureaus  ein  Chef  gesetzt,  der 
dafür  verantwortlich  ist,  dasssdnVerwaltungssweigdiQ vorgeschriebene Pnoktion 
erfüllt  und  das  voiseschriebene  Aibettspenaum  leistet  An  sidi  ist  diese  Tätiig^- 
keit  sehr  undankbar«  Der  mit  ihr  Betraute  muss  ein  Antreiber  sein,  der  im 
Interesse  der  Firma  die  ihm  unterstellten  Arbeitskräfte  möglichst  ausnutzt. 
Vornehme  Naturen  fühlen  sich  in  solchen  Positionen  nicht  besonders  wohl, 
behaupten  sich  auch  nicht  lange.  Wir  finden  hier  das  Protektionskind  als 
Typus,  sowie  auch  den  Gesinnungsriecher  und  Angeber,  den  Strd>er  und 
Karriereschnaufer.  Im  Grunde  genommen  sind  diese  Leute  nur  Opfer  ihres 
Milieus.  Es  liegt  im  System  der  modernen  Betriebsverwaltung,  solche  Aus- 
beuterfunktionen zu  schaffen  und  dazu  besonders  geeignete  Menschen  sich  zu 
erziehen.  Diese  Leute  gleichen  betrogenen  Betrügern.  Mühselig  mussten  sie 
skh  emporstrebem  und  haben  nun  doch  nichts  vom  Leben.  Sie  sind  nicht  im 
.Stande,  sich  ihr  Dasein  angenehm  zu  "gestalten.  Um  in  der  Gunst  des  hohen 
Chefs  zu  bleiben,  um  nicht  von  einem  strebsamen  Kollegen  beiseite  gedrängt 
zu  werden,  leben  sie  ganz  ihrem  Berufe,  ihre  Arbeit  ist  ihnen  alles.  Die  Welt 
draussen,  ausserhalb  ihrer  engen  Fachinteressen,  existiert  für  sie  nicht,  sie 
nehmen  auch  nicht  teil  an  dem  geistigen  Leben  und  den  Kämpfen  ihrer  Zeit. 
Unfähig,  sich  in  eine  klare  Weltanschatrang  durchzudenkeq,  besitzt  meist  der 
einfache  Arbeiter  eine  gesundere  Anschauung  von  Welt  und  Menschen,  als  eiit 
Mann  dieser  gebildeten  Oberschicht. 

Wir  haben  die  Beamtenkategorieen  skizziert,  welche  die  Leitung  der  grossen 
Betriebe  darstellen,  und  wenden  uns  nun  den  Angestellten  selbst  zu.  Hier 
empfiehlt  es  sich,  eine  Dreiteilung  in  kaufmännische  Angestellte,  technische  An- 
gestellte und  Werkmeister  zu  machen. 

Der  kaufmännische  Angestellte  des  Grossbetriebes  ist  im  Grunde  genommen 
nichts  weiter,  als  ein  einfacher  Schreiber.  Die  Arbeitsteilung  macht  auch  hier 

den  einzelnen  zu  einer  rein  mechanischen  Arbeitskraft.  Der  Kaufmann  im 
kleinen  Handelsgeschäft  muss  in  seiner  Person  beinahe  alles  sein :  er  muss  als 
Buchhalter,  Korrespondent,  Einkäufer,  Verkäufer,  Lagerist  und  Expedient 
arbeiten.  Im  Grossbetrieb  wird  der  kaufmännische  Angestellte  in  ein  Bureau 
gesteckt,  in  dem  er  jahraus,  jahrein  nur  eine  Funktion  hat.  Ist  er  in  einer 
Buchhaltung,  so  fuhrt  er  höchstens  ein  Konto  selbständig,  das  heisst,  er  trägt 
die  Schriftstücke,  die  auf  dem  vorschriftsmässigcn  Instanzenwege  zu  ihm  ge- 
langen, vorschriftsmässig  in  das  von  der  Direktion  dafi'ir  eingerichtete  Buch 
ein.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  allen  anderen  Zweigen  seiner  Tätigkeit.  In 
dem  Masse,  wie  der  Kaufmann  hier  Teilarbeiter  wurde  und  der  Qualitutswcrt 
seiner  Arbeit  sinken  musste,-  in  dem  Masse  ist  audi  seine  Bezahlung  gering.  Ab- 
gesehen von  einigen  gutbezahlten  Arbeitskräften,  steht  für  die  grosse  Masse 
das  Durchschnittseinkommen  des  Kaufmannes  im  Grossbetrieb  unter  dem  des 
Kleinhandels  und  Kleinbetriebes. 

Etwas  komplizierter  liegen  die  Verhältnisse  beim  technischen  Beamten.  Auch 
hier  hat  die  .A,rbeitsteilung  zur  Einseitigkeit  geführt.  Der  junge  Techniker 
oder  Ingenieur,  der  von  der  Schule  kommt  und  im  Grossbetriebe  tätig  sein  will, 
muss  sich  gleich  für  ein  Spezialfach  entschliessen,  das  heisst,  er  wird  gleich 
zu  Anfang  zur  Einseitigkeit  gezwungen.  Entweder  wird  er  Betriebsleiter  oder 
Konstrukteur  oder  lAboratoriumslngenieur  oder  technischer  Verwaltungs- 
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beamter.  Als  Betriebsleiter  wird  ihm  eine  Gruppe  von  Werkmeistern  ubcr- 
wiaen,  und  igt  er  dafür  verantwwtlicli,  dass  in  der  ihm  unterstellten  Abteilung 
die  von  der  Direktion  genehmigten  Konstruktionen  gut  ausgeführt  werden,  dass 

die  Bearbeitungsniethoden  rationell  sind  und  die  Fabrikate  sich  recht  tullig  her* 
stellen  lassen.  Ini  Konstruktionsburcau  beschäftiget  sieb  der  Ingenieur  nur  mit 
der  rein  zeichnerischen  Ausarbeitung  von  Neukonstruktionen,  \'erbesserung 
von  Werkzeugmaschinen  usw.  Im  Laboratorium  werden  Neukonstruktionen  auf 
ihre  praktische  Verwendbarkeit  geprüft,  fertige  Maschinen  und  Apparate  hin* 
sichtlich  ihrer  qualitativen  Ausführung  und  Haltbarkeit  kontrolliert  Im  Ver* 
waltungsfach  ist  der  Ingenieur  teils  als  Reisevertreter  oder  Montageinspektor 
tätig,  teils  beantwortet  er  als  Korrespondent  rein  technische  Anfragen,  teils 
Stellt  er  als  Kalkulator  Kostenanschläge  für  Bestellungen  zusammen.  Die  Ar- 
beitsteilung ist  auch  hier  ziemlich  weit  ausgedehnt,  wenn  auch  die  Arbeits- 
leistung des  technischen  bidustriebeamten  qualitativ  immerhin  etwas  höher 
steht,  als  die  seines  kaufmännischen  Kollegen«  Trotzdem  ist  seine  Stellung  der 
Firma  gegenüber  abhängiger  durch  den  eng  gefassten  Dienstvertrag  und  die 
Konkurrenzklauscl.  Rcstimnnmgen.  die  für  den  kauiiuännischen  Industrie- 
beamten meist  nicht  in  gleichem  Masse  existieren.  In  seinem  Spezialgebiet 
kann  der  eingearbeitete  Ingenieur  seiner  Firma  ungeheuer  viel  nützen,  ebenso 
viel  kann  er  ihr  schaden,  wenn  er  seine  Arbeitskraft  einer  IConkurrenaHrma 
zur  Verfügung  stellt.  Deshalb  wird  dem  Angestellten  meist  die  vertragliche 
Verpflichtung  auferlegt,  bei  einem  Stellungswechsel  für  eine  Reihe  von  Jahren 
das  Angebot  von  Firmen  der  gleichen  Branche  abzulehnen,  widrigenfalls  eine 
imverhältnismässig  hohe  Konventionalstrafe  gezahlt  werden  rouss.  Die  Kon- 
kurrenzklausel ist  eine  schreiende  Ungerechtigkeit  dem  Angestellten  gegen- 
über, dem  durch  das  Spezialistentum  in  seinem  Fach  bei  einem  Stellungswechsel 
einfach  nur  die  Firmen  "iciner  bisherigen  Branche  ofTcnstchen.  Der  Reichstag 
hat  sich  erst  kürzlich  mit  der  Materie  beschäftigt,  es  ist  nötig,  dass  diese  Frage 
noch  ganz  anders  in  den  Kreis  öffentlicher  Erörterungen  gezogen  werde,  als 
bisher.  Was  die  Einkommensverhältnisse  des  Technikers  und  Ingenieurs  an- 
belangen, so  wird  der  Laie,  der  ausserhalb  dieses  Berufes  steht,  es  einfach  nicht 
für  möglich  halten,  dass  die  grössten  Werke  und  Weltfirmen  einem  Ingenieur 
mit  Hochschulbildung  loo  bis  120  Mark  Monatsgehalt  anbieten.  Eine  Stellung 
mit  einem  Gehalt  von  150  Mark  gilt  hier  durchaus  nicht  als  schlecht  bezahlt, 
tmd  dabei  muss  man  das  für  die  technische  Ausbildung  angelegte  Kapital  be- 
Tucksichtigen.  Ein  anwandsfreies,  umfassendes  Zahlenmaterial  über  die  Ge- 
lialtsverhältnissc  des  technischen  Industricbcamten  liegt  noch  nicht  vor.  Zur- 
zeit hat  der  Herausgeber  der  Sosialen  Praxis,  Professor  Francke,  eine  Enquete 
über  die  Berufsverhältnisse  der  Techniker  und  Ingenicure  Berlins  in  .Arbeit. 
Das  Resultat  dürfte  ein  sehr  interessantes  Bild  ergeben,  es  wird  das  Urteil  der 
Sachkenner  bestätigen,  dass  das  Einkommen  des  technischen  Angestellten  im 
Durchschnitt  weit  unter  dem  normalen  Einkommen  des  gelernten  Handarbeiten 
steht,  wenn  man  dazu  noch  die  Zeit  und  die  Kosten  der  Vorbildung  berück- 
sichtigt. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Stellung  des  Werkmeisters.  Hier  möchte  ich  versuchen, 

dazu  beizutragen,  dass  in  Gewerkschaftskreisen  sich  ein  anderes  Urteil  über 
die  einflussreichc  Stellung  des  Werkmeisters  bilde.  Man  ist  leicht  geneigt,  bei 
Entstehung  von  Streiks,  Aussperrungen  etc.  dem  Meister  ein  gewisses  Mass 
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von  Schuld  zuzuschreiben.  In  Wirklichkeit  haV  darauf  der  Meister  fast  keinen 
Einflnss.   Früher  spielte  er  einmal  eine  entscheidende  Rolle,  in  den  Gründer- 

jahren  und  nach  dieser  Zeit,  in  den  Jahren  des  raschen  Aufblühens  solcher 
Werke,  wie  Krupp,  Siemens,  Schwartzkopff,  Borsig,  sind  die  ersten  engeren 
Mitarbeiter  der  Gründer  in  massgebende  Stellungen  hineingekommen.  Es  voll- 
zog sich  dann  das  Avencement:  Gehilfe,  Meister,  Obermeister,  Abteilungs- 
direktor, auch  Generaldirektor.  Die  alten  Gründer  der  gprosscn  Weltfirmen 
sinil  läne^st  tot,  hier  und  ila  tliront  aber  noch  ein  ehemaliger  Mitarbeiter  dieser 
Periode  als  Obermeister,  Betriebsleiter,  oder  ist  auch  schon  für  den  Rest  seiner 
Dienstjahre  auf  gute  Art  —  kaltgestellt  worden.  Denn  heute  ist  eine  solche 
erfolgreidie  LaalBahn  cSnfadi  unmöglich.  Eine  gefährliche  Konkurrenz  ist 
entstanden,  die  techniachea  Ldiranstalten  haben  eine  Auswahl  vielseitig  tech- 
nisch gebildeter  Arbeitskräfte  auf  den  Markt  geworfen,  die  dem  Betriebsleiter 
der  alten  Schule  fast  in  allen  Punkten  weit  überlegen  sind.  Heute  ist  der 
Werkmeister  weiter  nichts  als  ein  Kolonnen führer,  vollständig  abhängig  dem 
Betriebsingenieur  unterstellt.  £r  bekommt  die  fertigen  Konstruktionen  für  ein 
neues  Fabrikat  vom  Konstruktionsbnreau,  die  Werkzeuge  und  Arbeitsmaschtnen 
werden  ihm  geliefert,  die  Arbeitsmethoden  angegeben,  oft  sogar  detailliert  von 
der  Betriebsleitung-,  die  einzelnen  Akkordprci'^e  vorgeschrieben.  Seine  Funktion 
beschränkt  sich  auf  die  Beaufsichtigung  der  Arbeiter  und  auf  richtige  Ver- 
teilung der  Arbeiten,  damit  die  Lieferungstermine  eingehalten  werden  können. 
Nur  inLobnfragen  gilt  er  als  Puffer  «wischen  Dtrdction  tmdAirbdteradiaft.  Er 
wird  von  seinem  Betriebsingenieur  getreten,  möglichst  billig  zu  fabrizieren,  die 
einmal  erzielten  Akkorde  noch  mehr  herabzudrücken.  Dagegen  wehren  sich 
die  Arbeiter,  und  im  Grossbetrieb  stehen  sie  verhältnismässig  günstig  in  ihren 
Organisationen  zusammengeschlossen.  So  muss  der  Meister  diplomatisch  durch 
die  Klippen  hindurchsteuern.  Für  ihn  ist  es  am  besten,  wenn  Ruhe  und  Friede 
herrscht.  Ich  bin  angestellt  in  einem  der  grössten  Industriewerke  Dbitsch- 
lands.  Als  vor  wenigen  Monaten  ein  Schlag  gegen  den  Metallarbeiterverband 
geführt  wurde  und  die  Organisierten  ausgesperrt  werden  sollten,  hatte  ich 
Gelegenheit,  privatim  das  Urteil  der  Mehrzahl  unserer  Meister  zu  hören.  Fast 
übereinstimmend  war  man  gegen  die  Aussperrung.  Der  Meistert  der  die  ge- 
gebene Situation  richtig  erfasst,  weiss  eben  ganz  genau,  dass  der  Verband  eine 
Organisationsform  ist,  mit  der  er  sich  abzufinden  hat.  Sdne  tüchtigsten  und 
geschicktesten  Arbeiter  sind  Verbandler,  und  mit  ihnen  muss  er  arbeiten,  um 
vorteilhaft  produzieren  zu  können.  In  dem  obigen  Falk-  hatte  die  Direktion 
aus  ihrem  Herrschaftsgelüste  heraus  die  .Aussperrung  heraufheseluvoren.  Als 
die  Aktion  im  Gange  war,  überliess  man  einfach  den  Meister  seinem  Schicksal. 
Er  konnte  sehen,  wie  er  mit  dem  uneingearbeiteten  Personal  von  Arbeitswilli- 
gen, die  man  fand,  die  Fabrikation  ordnungsgemäss  fortsetzte.  In  dieser  Zdt 
erschien  wohlweislich  keiner  seiner  Vorgesetzten  auf  der  Bildfläche,  der 
Arbeitssaal  wurde  von  ihnen  gemieden.  In  Wirklichkeit  spielt  der  Werkmeister 
im  Grossbetrieb  als  Zwischenperson  eine  Rolle,  um  die  man  ihn  nicht  zu  be- 
neiden braucht. 

Ich  habe  versucht,  in  kurzen,  knappen  Strichen  ein  Bild  von  der  geistigen 
Lohnarbeiterschaft  der  Grossindustrie  zu  geben.  Mit  der  vorwärtsschreiten- 
den Entwickelung  zum  Grossbetrieb  versinkt  der  alte  Mittelstand,  innerhalb 
des  neuen  Produktionsfeldes  schiebt  sich  zwischen  die  beiden  grossen  Pole, 


Djgitized  by  QgDglp 


954 


RICHARD  WOLTER  '  DIB  ORGANISATION  DBR  GEISTIOEN  ARBEITSKRAPT  ETC 


zwischen  Kapitalmagnateii  auf  der  einen  Seite  und  Arbeitennassen  auf  der 

anderen  Seite,  eine  neue  Mittelschicht  mit  ganz  eigenartiger  sozialer  Struktur. 
In  einer  späteren  Arbeit  soll  die  Fra^e  untersucht  werden,  welche  Rolle  (lie>e 
ncTien  Rerufsständc  in  den  gewerkschaftlichen  und  politischen  Kämpfen  der 

Zukuni'l  zu  spielen  berufen  sind. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RICHARD  CALWER  -  DER  HOCHVERRATSPRO- 
ZESS  LIEBKNECHT 

ER  die  Pressäussernngen  über  den  Ausgang  des  Prozesses  Lieb- 
knecht auftnerksam  verfolgt  hat,  der  konnte  eine  seltne  Ein- 
stimmigkeit in  der  Missbilligung  des  Urteils  wahrnehmen.  Nur 
ein  kleiner  Teil  ?ab  sich  mit  ihm  zufrieden.  Und  Gründe,  es  zu 
kritisieren,  gab  und  gibt  es  für  jedermann  genug.  Man  prüfe 
nur  einmal  in  Ruhe  seine  Begründung.  Sicherlich  haben  die  Riditer  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  an  dem  Urteil  mi^pewirkt.  Gegenüber  der  Hal- 
tung des  Oberreichsanwalts  verrieten  sie  sogar  ein  ziemlidies  Mass  von  Ob- 
jektivität. Und  doch  ist  die  Begründun«::^  des  Urteils  nicht  nur  sfckünstelt  und 
klingt  gezwungen,  sie  ist  in  vielen  Funkten  für  den  einfachen  Laienverstand 
einfach  unfassbar.  Es  sei  hier  nur  auf  einen  einzigen  Punkt  aufmerksam  ge- 
macht. Es  handelt  sich  um  den  Nachweis,  dass  die  nach  der  Auslegung  des 
Gerichts  in  der  Liebknechtschen  Broschüre  angestrebte  Verfassungsänderung 
eine  gewaltsame  sein  muss.  Der  Gerichtshof  folgert  die  Notwendigkeit 
der  Anwendung  von  Gewalt  aus  der  logisch  historischen  Entwickelung  der 
Dinge.  Es  sei  nicht  anders  denkbar,  als  dass  die  Verwirklichung  der  Gedanken 
Liebknechts  notwendig  die  Gewalt  zur  Konsequenz  habe.  Selbst  wenn  die  Her- 
ren Reichsrichter  die  Gesetze  der  logisch-historischen  Entwickelung  der  poli* 
tischen  Geschicke  Deutschlands  richtig  erkannt  hätten,  so  hätten  sie  damit  noch 
lange  nicht  festgestellt,  dass  TJebknecht  seine  Gedanken  gewaltsam  verwirk- 
lichen wollte.  Meines  Ilrachtcns  gel-iört  es  aber  zum  Begriff  des  Hochverräters 
nach  unserem  Strafgesetzbuch,  dass  er  eine  Verfassungsänderung  gewaltsam 
herbeiführen  will.  Gewiss  hat  Liebknecht  von  der  Möglichkeit  eines  solchen 
Vorgehens  gesprochen,  aber  er  selbst  hat  unzweideutig  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  er  personlich  und  nach  seiner  Parteistellung  die  Gewalt  nicht  angewendet 
wissen  wolle.  Damit,  dass  die  Richter  behaupten,  ohne  Gewalt  sei  eine  Ver- 
wirklichung der  Liebknechtschen  Gedanken  gar  nicht  durchführbar,  haben  sie 
doch  noch  nicht  bewiesen,  dass  Liebknecht  selbst  die  gewaltsame  Verwirk- 
lichung seiner  Gedanken  beabsichtigt  habe.  Denn  erstens  lässt  sich  sehr  woM 
eine  Lagerung  der  Verhältnisse  denken,  bei  der  sich  eine  derartige  Verfassungs- 
änderung, wenn  auch  nicht  heute,  so  doch  im  Laufe  der  Entwickelung,  ohne 
Gewalt  vollzöge,  sodann  aber  kann  man  sehr  wolil  eine  Verfassungsänderung, 
die  nur  unter  Anwendung  von  Gewalt  durchführbar  ist,  schildern,  ohne  dass 
der,  der  sie  schildert,  selbst  irgendwie  für  die  Anwendung  von  Gewalt  ver« 
antwortlich  zu  sein  braucht.  Es  ist  total  verschieden,  zu  schildern,  wie  es  kom- 
men wird,  und  anzugeben,  wie  ich  es  machen  werde.  Dass  sich  beide  Dar- 
stcllungsarten  gar  leicht  vermischen,  sei  zugegeben.  Aber  der  Richter  hat  sich 
an  das  gegebene  Substrat  zu  halten,  wenn  anders  er  nicht  die  Autorität  der 
Rechtspflege  aufs  Spiel  setzen  wiU.  Ich  möchte,  um  meinen  Gedankengang  zu 
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illustrieren,  ein  anderes  Beispiel  wählen:  Es  ist  jemand  Anhänger  einer  mittel- 
europäischen Zollunion,  für  die  er  selbst  Propaganda  macht,  Organisationen 
gründet  usw.  ZweifeUos  fuhrt  die  Verwirklichung  eines  solchen  Zieles  so  weit- 
gehende Änderungen  in  den  gegenseitigen  Beziehungen  der  europäischen  Staa- 
ten herbei,  dass  die  einzelnen  mindestens  einen  Teil  ihrer  Autonomie,  zu- 
nächst auf  handels-  und  wirtachaftspolitischeni  Gebiete  und  weiterhin  auch  auf 
politischem,  aufgeben  müssen.  Nun  kommen  die  Herren  Reichsrichter  mit 
ihrer  logisch-historischen  Entwickelung  und  deduzieren,  diese  Beeinträchtigung 
der  Autonomie  der  verschiedenen  Staaten  könne  nicht  anders  vor  sich  gehen, 
als  durch  Anwendung  von  Gewalt.  Gewiss  mag  auch  diese  Eventualität  in  Be- 
tracht kommen,  aber  es  gibt  eben  auch  andere  Möglichkeiten.  Jedenfalls  kön- 
nen die  Herren  Reichsrichter  nicht  den  Nachweis  erbringen,  dass  der  betref- 
fende Anhänger  des  mitteleuropäischen  Zollverbandes  sein  Ziel  gewaltsam  er- 
reichen will.  Bei  aller  juristisdien  Geldirsanikeit  fehlt  hier  die  objektive  Ge- 
rechtigkeit dem  Angeklagten  gegenüber.  Es  leuchtet  hier  eine  Tendenz  aus 
der  Begründung  des  Urteils  hervor,  die  mit  Rechtspflege  nichts  zu  tun  hat. 

Aber  immerhin,  der  Gerichshof  bemühte  sich  sichtlich,  diese  Tendenz  zurück- 
zudrängen, soweit  eben  Menschen,  die  politische  Sympathieen  und  Antipathicen 
haben,  dazu  fähig  sind.  Ganz  anders  präsentierte  sich  der  Oberrcichsanwalt 
in  der  Rolle  des  öffentlichen  Anklägers.  Ich  möchte  hier  mit  einigen  Worten 
anf  die  von  ihm  beantragte  Strafe  eingehen,  um  die  Auffassung  dieses  hohen  * 
Beamten  zu  charakterisieren.  Man  merkte  hier  so  recht,  mit  was  für  einer 
Sorte  Hochverräter  der  Oberreichsanwalt  in  der  Regel  zu  tun  hat :  mit  Leuten, 
die  aus  Gewinnsucht  oder  aus  anderen  unlauteren  Motiven  die  Interessen  und 
die  Sicherheit  des  Vaterlandes  aufs  Spiel  setzen.  Da  kam  nun  ein  anderer, 
neuer  FalL  Und  zu  ihm  musste  der  Oberreichsanwalt  Stelltmg  nehmen.  Merk- 
würdig, wie  wenig  die  Lehren  der  Geschichte  fruchten!  Immer  und  immer 
wieder  verfällt  der,  der  im  Besitze  der  Macht  sich  befindet  oder  der  die  Macht 
vertritt,  in  den  I'ehlcr,  seinen  Gegner  nicht  etwa  nur  unsehiiclüch  zu  machen, 
sondern  ihn  auch  zu  verfemen,  ihn  so  tief,  als  nur  möglich,  erniedrigen  zu 
wollen.  Als  ich  las,  dass  der  Oberrcichsanwalt  Zuchthaus  beantragt  hatte,  da 
hatte  ich  doch  das  Empfinden,  dass  dieser  Oberreichsanwalt  nach  Auffassung 
der  Juristen  ein  sehr  angesehener  Jurist  sein  mag,  aber  kein  Mann,  der  an 
exponierter  Stelle  auf  Grund  eigener  Urteilsbildung  Menschen  zu  werten  fähig 
ist.  Mit  seinem  Antrag  auf  Zuchthausstrafe  hat  der  Herr  Obcrreichsanwalt 
dem  Angeklagten  Liebknecht  nicht  nur  die  Sympathieen  der  gesamten  Arbeiter- 
schaft gesichert,  sondern  auch  weit  darüber  hinaus  die  Teilnahme  eines  sehr, 
sdir  grossen  Teils  des  Bürgertums  gewonnen.  Es  nützte  nichts  mehr,  dass  der 
Gerichtshof  diesen  Fehlgriff  wieder  gut  zu  machen  versuchte,  und  zwar  in 
einer  den  Oberreichsanwalt  eVienso  vnrnehm,  wie  wirksam  abführenden  Weise: 
für  den  Fall  der  Annahme  ehrloser  Gesinnung  müsste  es  sich  um  Motive  han- 
deln, die  ausserhalb  des  Tatbestandsmerkmals  selbst  liegen.  Solche  Motive 
waren  aber  bei  Liebknecht  nicht  vorhanden;  der  Oberreichsanwalt  hat  sie  nicht 
einmal  behauptet 

Richter  tmd  Oberrcichsanwalt  haben  aber  schliesslich  doch  nur  ihre  Pflicht  ge- 
tan, indem  sie  nach  ihrer  Überzeugung  Liebknecht  eines  Verbrechens  aus  §  86 

des  Strafgesetzbuches  für  schuldig  hielten.  Viel  wichtiger,  als  die  Frage,  ob 
Richter  und  Ankläger  ihrer  Aufgabe  in  vollem  Umfange  gewachsen  waren,  ist 

t 
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die  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  eben  dieses  Paragraphen.  Ich  stelle  mich 
einmal  auf  die  Seite  unserer  Gegner,  um  von  ihrem  Standpunkt  aus  nachni- 

wciscn.  wie  schädlich  für  sie  die  Anwendung  des  §  86  wirken  muss.  Der 
heutige  Staat  ist  sehr  empfindlich  gegen  jede  Sclnvächung  der  Militärmacht, 
die  auch  eine  Watte  gegen  alle  Vertreter  sogenannter  subversiven  Tendenzen 
sein  soll.  Zu  diesen  Vertretern  rechnet  man  in  erster  Linie  die  Sozialdemo- 
kratie. Man  bekämpft  sie,  um  sie  zu  schwächen  und  zu  schädigen,  aber  man 
bekämpft  sie  nicht,  um  für  sie  grosszügige  Propaganda  zu  machen.  Was  ist 
aber  der  ganze  Effekt  des  jüngsten  Liebknecht-Prozesses?  Glaubt  noch  ein 
Mensch,  durch  ihn  der  Sozialdemokratie  Abbruch  getan  zu  haben?  Der  Ober- 
reichsanwalt'hat  mit  Recht  Erörterungen  politischer  Natur  abgewiesen;  sie 
gehörtoi  nicht  in  den  Gerichtssaal.  Aber  deswegen  hat  der  Prozess  doch  eine 
eminent  politische  Wirkung,  die  die  juristische  ganz  in  den  Hintergrund  drängt. 
I-iebkiiccIit  stand  mit  seinen  Anschauungen  in  der  sozialdemokratischen  Partei 
bisher  ziemlich  isoliert  ;  er  wurde  auf  <len  Parteitagen  bekämpft  und  oft  derb 
abgeschüttelt.  Er  entwickelte  nun  in  einer  Broschüre  seine  Ansichten  im  Zu- 
sammenhang. Die  Broschüre  war  nicht  auf  Massenabsatz  berechnet  und  hatte 
zweifellos  auch  nur  einen  relativ  geringen  Leserkreis.  Man  mochte  die  An- 
schauungen Liebknechts  für  noch  so  schädlich  halt(/h,  es  handelte  sich  keines- 
wegs um  eine  Schrift,  die  zur  .Ausführung  einer  hochverräterischen  Handlung 
^  aufforderte.  Grosse  Wirkungen  hätte  die  Broschüre  sicherlich  nicht  ausgeübt. 
Nun  entdeckt  der  öffentliche  Ankläger  bei  sdnen  pflichtgemässen  Erwägungen, 
dass  der  Verfasser  der  Schrift  sich  gegen  §  86  vergangen  haben  solle,  der  jede 
ein  hochverräterisches  Unternehmen  vorbereitende  Handlung  unter  Strafe 
stellt.  Auf  diesen  Paragraphen  gestützt,  erhebt  er  die  Anklage  gegen  Lieb- 
knecht wegen  Hochverrats.  Die  öffentliche  Aufmerksamkeit  ist  erregt,  und 
in  dem  Momente,  da  der  Prozess  anhebt,  blickt  alle  Welt  nach  Leipzig,  um  die 
einzelnen  Phasen  des  Prozesses  zu  verfolgen.  Bis  hinunter  zum  kleinsten  Blatt 
wird  eingehend  über  die  Verhandlungen  berichtet;  überall  bildet  der  Prozess 
das  Gesprächsthema,  p^anz  besonders,  nachdem  der  Reichsanwalt  seine  Zucht- 
hausstrafe beantragt  hat.  Dr.  Liebknecht  ist  mit  einem  Schlage  in  aller  Leute 
Mund,  in  dem  seiner  Parteigenossen  nicht  nur,  nein,  in  dem  seiner  politischen 
Gegner  mindestens  ebenso  sdir.  Die  Gegner  seiner  Auffassung  in  der 
eigenen  Partei  verstummen;  denn  einen  vom  Geridite  verfolgten  Parteigenossen 
bekämpft  man  nicht.  Aber  auch  der  politische  Feind  wird  milder,  wenn  er 
sieht,  dass  die  \'ertretung  einer  Ansicht  strafrechtlich  geahndet  werden  soll. 
Es  geht  noch  weiter:  Die  Sympathie  wächst  nicht  nur  mit  dem  Verurteilten, 
in  weiten  Kreisen  stellt  man  sich  auch  sachlich  milder  und  entgegenkommender 
zu  den  bisher  bekämpften  Ansichten  des  Verurteilten.  Liebknecht  hat  durchaus 
recht,  wenn  er  als  Wirkung  dieses  Prozesses  nicht  nur  eine  ungeahnte  Ver- 
breitung seiner  Ansichten,  sondern  auch  eine  unschätzbare  Propaganda  für  sie 
verzeichnet.  Gewiss,  Liebknecht  hat  Jahre  auf  die  Festung  zu  gehen  und 
damit  ein  Opfer  für  seine  politische  Überzeugung  zu  bringen.  Aber  was  will 
dieses  Opfer  gegenüber  dem  Erfolge  bedeuten,  den  der  Leipziger  Prozess  seiner 
öffentlichen  Tätigkeit  gebracht  hat ! 

Wollte  der  Oberrcichsanwalt,  wollten  die  Richter  eine  solche  Wirkung  des 
Prozesses?  Man  würde  sie  arg  verkennen,  wenn  man  auch  nur  entfernt  mit 
der  Möglichkeit  einer  solchen  Absicht  rechnen  wollte.   Nein,  sie  wollten  ein 
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Verbrechen  sühnen,  einen  Verbrecher  der  verdienten  Strafe  überantworten, 
wie  es  ihnen  ein  Paragraph  des  Strafgesetzbuches  gebot.  Dass  dieser  Para- 
graph sidi  niclit  gegen  den  Verbrtcker  kehrte,  sondern  die  gesamte  OiTentlich- 
keit  alarmierte  und  sie  für  Liebknecht  und  unsere  Partei  mobil  machte,  das  ist 
eine  sicherlich  von  den  Gegnern  nicht  nur  ungewollte,  sondern  auch  ihnen  sehr 
unerwünschte  \\-irkungf  eines  Straff^esetzes.  Vom  Standpunkte  flcr  Gcf^ncr 
würde  es  die  politische  Klugheit  erfordern,  einen  Strafparac^raphcn  zu  be- 
seitigen, dessen  Anwendung  nicht  nur  vom  sittlichen,  sondern  auch  vom  prak- 
tischen Gesichtspunkte  ans  zu  verurteilen  ist 
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WlrMaft 

MtgßmMam  Es  entspricht  der  geschäft- 
liehen  Praxis,  aus  einzelnen 
Ereignissen  und  Vorkomm- 
nissen sofort  Schlüsse  auf  die  geschäft- 
liche Gesamtlage  und  auf  die  ferneren 
Aussichten  zu  ziehen.  Dabei  ist  es  nur 
zu  leicht  und  zu  oft  möglich,  dass  die 
einzelnen  Vorkommnisse  und  Ereignisse 
je  nach  der  herrschenden  Stimmung  tin> 
richtig  gewertet  werden.  Es  ensteht  dann 
immer  eine  Vorstellung  von  der  wirt- 
schaftlichen Lage,  wie  sie  der  Wirklich- 
keit nicht  entspricht.  Am  meisten  kann 
man  die  Beobachtung  unzulässiger  Ver- 
allgemeinerungen in  Zeiten  antreffen,  in 
denen  die  Konjunkturkurve  den  Höhe- 
punkt übcr.schritten  hat  und  nach  ab- 
wärts neigt.  Sofort  befSrditet  man  einen 
förmlichen  Niedergang  und  beobachtet 
in  dieser  Stimmung  alle  zu  tage  tretenden 
Veränderungen  am  wirtschaftlichen  Or- 
ganismu?.  Es  müsste  nicht  mit  richtigen 
Dingen  zugehen,  wenn  nicht  jeder  Tag 
eine  grosse  Zahl  ungünstiger  Nachrichten 
brächte.  Das  gerade  für  die  nachteiligen 
Veränderungen  geschärfte  Auge  der 
Öffentlichkeit  sieht  fast  nur  noch  die 
Schattenseiten  tmd  ist  völlig  indifferent 
ffir  alle  beruhigenden  Tatsachen.  Aus 
den  zahlreichen  unfreundlichen  Ein- 
drücken aber  formt  man  sich  ohne  weite- 
res ein  Bild  von  der  gesamten  Wirt- 
schaftslage, das  nur  zu  oft  schwarz  in 
schwarz  gemalt  ist.  Welcher  Schaden 
durch  die  unrichtige  Reproduktion  der 
Wirklichkeit  entsteht,  daran  wird  in  den 
Zeiten  der  Sorge  und  Angst  leider  nicht 
gedacht.  Es  soll  nicht  bestritten 
werden,  dass  seit  etwa  Juni  die  Konjunk- 
tiukurve  zurückzugehen  beginnt,  aber  so 
viel  kann  dodi  gegenfiber  allen  Über- 


treibungen behauptet   werden,  dass  sie 
im  September  noch  immer  höher  stand, 
als  zur  gleichen  Zeit  des  Vorjahrs. 
X  *  X 

Arbeitsmarkt  Scheinbar  macht  der  Ar- 
beitsmarkt eine  Ausnahme, 
insofern  der  .\ndrang  seit 
ein  paar  Monaten  schon  etwas  stärker 
ist,  als  1906.  Das  ist  gewiss  kein  er- 
freuliches Synipf'">ni,  es  weist  viehnehr 
auf  die  Möglichkeit  ernster  Zeiten  hin. 
Der  kommende  Winter  dürfte  eine  in 
den  letzten  Jahren  nicht  gekannte  Ar- 
beitslosigkeit bringen,  gegen  die  nicht 
zeitig  genug  Vorkehrungen  getroffen  wer- 
den können.  .\ber  auf  der  anderen  Seite 
ist  doch  zu  beachten,  dass  die  Zahl  der 
Beschäftigten  noch  merklich  grösser  ist, 
als  im  Vorjahr,  dass  die  Einstellungen 
von  neuen  Arbeitskräften  noch  über  die 
des  Jahres  1906  hinausgehen.  Die  Ar- 
beitsgelegenheit ist  also  noch  immer 
reichlicher,  wenn  freilich  sie  auch  nicht 
mehr  so  zunimmt,  um  dem  steigenden 
Angebot  von  .Arbeitskräften  Beschäfti- 
gung bieten  zu  können.  Vor  allem  hat 
die  .Arbeitsgelegenheit  im  Baugewerbe, 
aber  auch  in  den  meisten  Branchen  der 
Metallindustrie,  sowie  im  Eisengewerbe 
nachgelassen.  Man  geht  nicht  fehl, 
wenn  man  die  Abschwächung  des  allge- 
meinen Geschäftsganges  auf  das  Nach- 
lassen der  Bautätigkeit  zurückführt.  Von 
dieser  Erschlaffung  wurde  der  Beschäf- 
tigungsgrad in  allen  den  Gewerben  in 
Mitleidenschaft  gezogen,  die  vom  Flau- 
gewerbe  Aufträge  in  merklichem  Um- 
fange erhalten.  Von  daher  rührt  auch 
die  Abschwächung  in  der  Eisenindustrie. 

X  X 
EifteniB-        Besonders    deutlich  zeigt 

4ttttrl«  j^^j.    ■Rückgang  des 

Eisengewerbes  im  Septem- 
berausweis   des  Stahlwerksverbandes. 
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Bisher  hatte  jeder  Monat  des  lattfenden 
Jahres  eine  Zunahme  des  Gesamtversan- 
des gebracht.  Nur  für  Halbzeug  war 
das  Geschäft  seit  Monaten  schon 
schwächer,  als  1906.  Nunmehr  bringt 
der  September  einen  Rückgang  im  Ge- 
samtver^and.  da,  ausser  bei  Halbceug, 
der  Absatz  für  Formeisen  abgenommen 
hat.  Nachdem  der  Vorstand  des  Stahl- 
werksverbandes vor  ganz  kurzer  Zeit  die 
Lapc  noch  ziemlich  befricdiK<^'nd  geschil- 
dert hatte,  musste  die  Abnahme  des  Ver- 
sandes im  September  um  so  stärker  auf- 
fallen. Er  wird  aber  zur  Genüge  einmal 
durch  die  abnclimcnde  Bautätigkeit,  dann 
aber  durch  die  geringere  Beschäftigting 
der  reinen  Walzwerke  erklärt.  Die  jet- 
zige Situation  kommt  den  Förderern  der 
kartellmässigen  Organisation  unserer 
Eisenindustrie  übrigens  keineswegs  so 
unerwünscht ;  ist  doch  gerade  eine  Situa- 
tion wie  die  jetzige  geeignet,  eine  Syndi- 
zierung der  sogenannten  B-Produkte 
(Walzerzeugnisse)  herbeizuführen.  Es 
werden  augenblicklich  in  dieser  Hinsicht 
eifrig  Verhandlungen  gepflogen,  deren 
Erfolg  um  so  wahrscheinlicher  sein  dürfte, 
je  grösser  die  Notlage  der  von  d-er  jetzigen 
Abschwächung  betroffenen  Werke  ist. 
Für  die  Erzeugnisse  der  Walzwerke  sind 
die  Preise  schon  stark  ins  Weidicn  ge- 
raten. 

X  X 
Kehleaprelse  Noch  fiberaus  günstig  ist 
die  Geschäftslage  im 
Kohlenbergbau.  Darauf 
basierend,  hat  der  Beirat  des  Kohlen- 
syndikats noch  so  rasch,  als  möglich,  die 
Feststellung  der  Richtpreise  für  das  Jahr 
1908- 1909  vorgenommen.  Während  diese 
Festsetzung  sonst  immer  erst  im  Novem- 
ber erfolgt,  gesdiah  es  in  diesem  Jahre 
einen  Monat  frOhar.  Das  Syndikat  hat 
g^Uiubt,  angesidhts  der  jetzigen  Markt- 
lage die  bisherigen  Prdse  andh  für  1908 
beibehalten  zu  müssen.  Aus  diesem  Be- 
schluss  spricht  eine  Zuversicht  in  die 
Fortdauer  einer  guten  Konjunktur,  die 
nur'  daraus  zu  erklären  ist.  das«;  der  Bei- 
rat ohne  Rücksicht  auf  die  allgemeinen 
Wartschaftsverhältnisse  die  augenblick- 
liche Marktlage  im  Kohlenbergbau  auch 
für  die  fernere  Zukunft  als  massgebend  er- 
achtete. In  dieser  Auffassung  bekundet 
sich  aber  ein  gewaltiger  Fehler,  der 
aus  einer  ganzen  Reihe  von  Gesichts- 
punkten zu  beklagen  ist.  1^  Sjmdikat 
hätte  unter  allen  Umständen  eine  Preis- 
herabsetzung vornehmen  müssen,  wenn 
es  nicht  nur  die  Interessen  der  eigenen 
Mitglieder  im  Auge  gehabt  hätte.  Ja,  ich 


möchte  behaupten,  durch  eine  Preisherab* 

Setzung,  über  deren  Grad  hier  nichts  ge- 
sagt werden  soll,  hätte  es  die  Interessen 
seiner  Mitglieder  vorausstditlich  besser 
gewahrt,  als  durch  das  starre  Festhalten 
an  den  bisherigen,  dem  Höchststande  der 
Konjnnktttr  entsprechenden  Preise. 
X  X 
oaunrerkabr  Wenn  für  den  Rückgang 
der  Kottjonktur  auch  die 
Bcweprtinp  des  Güterver- 
kehrs als  Beweis  angezogen  wird,  so  zeigt 
sich  gerade  hier,  ^hss  man  die  Ziffern 
nicht  sorgfältig  genug  deuten  kann.  Es 
i>t  richtig,  der  Aufstieg  im  Güterverkehr 
hat  nachgelassen:  von  einem  herbstlichen 
Aufschwunjj  ist  kaum  etwas  zu  merken. 
Aber  die  Ziffern  der  Eisenbahneinnahmen 
aus  dem  Güterverkehr  besagen  doch  noch 
immer,  das»  der  Warenverkehr  auch  in 
den  letzten  Monaten  lebhafter  war,  als 
1906.  Von  einem  förmlichen  Niedergang 
könnte  man  aber  im  Ernst  doch  nur  dann 
reden,  wenn  der  Güterverkehr  ein  Nach- 
lassen g^en  das  Vorjahr  aufwiese,  oder 
wenigstens  stabil  bliebe.  So  lange  er 
aber  unter  Berücksichtigung  der  stärke- 
ren Bevölkerung  noch  immer  eine  Stet- 
gerung  gegen  die  gleiche  Zeit  des  Vor- 
jahres zeigt,  so  lange  geht  es  nicht  an. 
aus  der  bisherigen  Senkung  der  Konjunk- 
turkurve  schon  deduzieren  zu  wollen,  dass 
die  wirtschaftliche  Lage  als  aditeciht  oder 
gar  als  hoffnun^os  su  beseidmen  sei. 

X  X 
Kmvb  Chronik  Die  preussisehe  Staats- 

e  i  s  e  n  b  a  h  n  Verwaltung 
schloss  mit  dem  Stahlwerks- 
veriMnd  einen  dreijährigen  Lieferangs» 
vertrag  ab,  in  dem  für  Schienen  120. 
für  eiserne  Schwellen  iii  M.  pro  t. 
vereinbart  wurden.  X  Der  belgische 
Stahlwerksverband  nahm  für  eine  Reihe 
Erzeugnisse  Preisermässigungen  vor,  X 
Das  D&ssddorfer  R  oh  ei  »en  syndflot 
kündigte  für  1908  Preiserm.HSsipungon 
von  5  M.  pro  t.  auf  einige  Roheisen- 
sorten an.  X  Am  17.  Oktober  stellte 
das  Hambiirger  Bankhaus  Haller. 
Sohle  &  Co.  die  Zahlungen  ein.  X  Die 
erwartete  Erhöhung  des  Reichsbank  d  t  s  • 
k  o  n  t  s  von  5^,4  auf  6  %  blieb  am  18.  Ok- 
tober aus.  Die  Veröffentlichung  des 
Rcichsbankauswcisers  erfahr  eine 
wohnliche  Verzögerung.  maum 

PolWk 

R^geraog  undMan  wird  es  dem  Fürsten 
Parteira        Bülow  lassen  müssen,  dass 
er  in  der  parlansoitrfreien 
Zeit  unermüdlich  einer  Festigung  seiner 
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politischen  Stellung  für  die  Wintcrkain- 
pagne  vorgearbeitet  hat.  Die  dauernden 
Wirkungen  des  Harden-Prozesses  gegen 
die  Hofkamarilla  sind  allerdings  noch 
nicbt  «a  ui)erschcn,  und  gerade  hier  kön- 
nen die  unberechenbarsten  Empfindlich- 
keiten einen  plötzlichen  Wetterwechsel 
in  den  obersten  Regionen  herbeiführen ; 
jedoch  ist  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
der  Kanzler  nach  dieser  Seite  eine  lästige 
und  gefährliche  höfisch-politische  Kon- 
kurrenz auf  absehbare  Zeit  losgeworden, 
ohne  selber  besondere  Rückschläge 
fürchten  zu  müssen.  Vorangegangen 
war  bereits  der  Rücktritt  des  Staats- 
seikretärs  des  Auswärtigen  Amtes  von 
Tschirschky  und  sein  Ersatz  durch  den 
bishäigen  Botschafter  Herrn  von  Schön, 
eine  xn  mindesten  parlamentarisdi' *lei- 
stongsfiUugere  Kraft,  da  sein  Vorgänger 
rednerisch  vollkommen  hilflos  war.  Vor 
allem  fedoch  haben  die  Parteitage  und 
sonstigen  Kundgebungen  der  bürger- 
lichen Linken  bewiesen,  dass  die  Regie- 
rung für  harmlose  liberal  schillernde 
Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Bnr?en- 
und  Vereinsgesetzgebtmg  auf  die  weitest- 
gdienden  Gegenleistungen  fost  mit  un- 
umstösslicher  Sicherheit  rechnen  kann. 
Selbst  die  Nachricht,  bei  der  angestreb- 
ten Einnahmevermehmng  des  Reiches 
sei  in  erster  Linie  ein  Spiritusankaufs- 
monopol, eine  Umwandlung  der  Spiritus- 
zentrale  in  ein  Reichsinstitut,  ins  Ange 
gefa?st,  wird  in  freisinnigen  Zeitungen 
mit  einer  Ruhe  behandelt,  die  zu  Eugen 
Richters  Zeiten  ganz  undenkbar  schien. 
Auch  was  die  preussische  Wahlrechts- 
frage anlangt,  so  erweckt  das  systema- 
tische Abfallenlassen  aller  wirklich  de- 
mokratischen Vorschläjyc.  wie  sie  aus 
der  Nähe  der  Dr.  Barth  und  Naumann 
auftauchen,  mehr  und  mehr  den  Ein- 
druck, dass  die  Majorität  der  Liberalen 
die  Blockharmonie  durch  keinen  Miss- 
klang stören  lassen  will. 
X  X 
Ö»t«rrelchl»ch-Der  Mitte  Oktober  zwischen 
nngarlKher  den  Reperungen  neu  vcr- 
'  einbarte  Ausgleich  zwischen 

Osterreich  und  Ungarn  ändert  an  der 
bisherigen  tatsächlichen  Lage  nicht  all- 
zuviel. In  der  rechtlichen  Formulierung 
jedoch  wird  Ungarn  mehr  denn  je  als 
wirtschafts-  und  handelspolitisch  selb- 
ständiges Staatswesen  behandelt:  das 
alte  Zollbundnis  wird  bis  ztmi  |alire  191 7 
—  also  für  die  Periode,  in  doT  Ohnehin 
durch  die  Tarifabkommen  mit  Deutsch- 
land und  anderen  Ländern  nach  aussen 
hin  die  ZoUwillkOr  ausgeschlossen  ist  — 


durch  einen  Handels  vertrag  ersetzt, 
der  nicht  als  stillschweigend  verlängert 
gilt,  wenn  er  später  nicht  gekündigt 
wird,  sondern  der  auf  jeden  Fall  in 
10  Jahren  erlischt;  spätestens  Anfang 
1915  müssen  die  Verhandlungen  darüber 
beginnen,  was  iii  Zukunft  an  seine  Stelle 
gesetzt  werden  soll.  Manche  Einzel- 
heiten deuten  darauf  hin,  dass  die  durch 
das  allgemeine  Wahlrecht  und  die  parla- 
mentarische Arbeitsfähigkeit  moralisch 
gekräftigte  Westhälfte  den  ungarischen 
Ansprüchen  nicht  mehr  so  ganz  hilflos, 
wie  früher,  gegenüberstand.  Die  unga- 
rische Beitragsquote  ist  um  2  %  (auf 
36,4%)  erhöht;  die  Herstellung  der  seit 
Jahrzehnten  an  ungarischen  Sonderinter- 
essen gescheiterten  Bahnverbindung  mit 
Dalmatien  ist  gesichert;  die  selbständige 
ungarische  Bank  ist  vorläufig  ein  from- 
mer Wunsch  geblieben:  darüber  sollen 
beim  Ablattf  des  Privilegiums  der  Öster- 
reich! ■^ch-ungarischcn  Bank  im  Jahre 
1910  neue  Verhandlungen  entscheiden. 
Die  tmgarische  Unabhingigkeitspartei  ist 
von  der  abermaligen  Vertagung  vieler 
ihrer  Forderungen  erklärlicherweise  nicht 
besonders  erbaut ;  sie  steht  jedoch  augen- 
blicklich auf  so  schwachen  Füssen  und 
kann  durch  das  auf  die  Dauer  nicht  zu 
verweigernde  allgemeine  Wahlrecht  voll- 
ends in  eine  derart  bedrängte  T-age  ge- 
raten, dass  ihr  die  Lust  zu  grossen  magya- 
risch-nationalistischen Kraftproben  kaum 
kommen  dürfte.  Dazu  tritt  für  beide 
Reichshälften  das  immer  lebhafter  er- 
wachende Gefühl,  dass  von  der  Einigung 
beider  Reichsteile  die  politische  Macht 
und  Gros smacbt Stellung  abhänge.  >Als 
geeinte  Staaten«,  suchte  der  österreichi- 
sche Ministerpräsident  von  Beck  bei  der 
Einbringung  der  Ausglcichsvorlagen  im 
Abgeordnetenhause  darzulegen,  »sind  wir 
Mitgaranten  des  europäischen  Friedens, 
ein  Glied  des  Systems  des  europäischen 
Gleichgewichts  und  sitzen  als  Gleiche 
mit  am  Tische,  wo  über  die  Geschicke 
Europas  entschieden  wird.  Als  unge- 
einte und  zerfahrene  Teile  werden 
wir  jedoch  der  Gegenstand  der  Sorge 
anderer.t 

X  X 
Priedel»  kon-  Nach  mehr  als  4monati- 
ger  Dauer  ist  die  2.  Haa« 
ger  Friedenskonferenz  am 
19.  Oktober  geschlossen  woixlen.  In 
Einzelheiten  —  so  In  der  Schaffung  eines 
internationalen  Prisengerichts  an  Stelle 
der  bisherigen  Rechtsentscheidung  der 
kriegfOhrendeo  Fkirtei  in  eigener  Sadie, 
ferner  in  der  Ausddmnng  der  verbetser- 
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tcn  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg, 
in  der  Frage  der  Beschiessung  offener 
Städte  und  Häfen,  in  den  Konventionen 
über  die  Gebräuche  des  Landkrieges  und 
Über  die  Pflichten  und  Rechte  der  Neu- 
tralen im  Land-  wie  im  Seekriege,  in 
der  Ersatzpflicht  für  alle  in  Verletzung 
der  Konventionen  angerichteten  Schäden, 
im  Zwang  zu  einer  formellen  Kriegs- 
erklärung —  mögen  manche  Fortschritte 
zu  veneeidinen  sein.  Bei  allen  Hai]|»t« 
Streitfragen  dagegen  liefen  die  Interessen 
der  Beteiligten  so  weit  auseinander,  dass 
die  krcissendcn  Berge  noch  nidit  einmal 
ein  ^.läuschcn  in  die  Welt  zu  setzen  ver- 
mochten. Die  LTnverletziichkeit  des 
Privateigentums  im  Seekriege  hielt  Eng- 
land für  eine  Gefährdung  .seiner  tatsäch- 
lichen Übermacht  zur  See:  ähnlich  schei- 
terte die  Regelung  des  Blockaderechtes 
und  der  Konterbande  an  Englands  Wi- 
derspruch. In  schwimmenden  Seeminen 
sahen  wiederum  die  flottenschwächeren 
Staaten  ein  unter  Umständen  unentbehr- 
liches Verteidigungsmittel,  auf  das  sie 
zu  gunstcn  des  Scestärkeren  nicht  ver- 
zichten wollten.  Als  nun  gar  die  obli- 
gatorischen Schiedsgerichte  und  die 
internationale  .Abrüstung  verwirklicht 
werden  sollten,  wurde  das  langweilige 
ScTiatispiel  zur  lächerlichsten  KomSdie. 
IVTan  empfahl,  an  die  erste  Haager  Kon- 
ferenz anknüpfend,  den  Abrüsttuigs- 
gedanken  nochmals  dem  ernstesten  Nach- 
denken aller  1 

X  X 
Kart«  cliffMrik  Der  Hochverrats- 

p  r  c)  z  e  s  s  getreu  Dr.  Karl 
Liebknecht  endigte  mit  einer 
Verurteilung  des  Angeklagten  zu  i% 
Jahren  Festung.  Der  Oberreirhsanwalt 
hatte  2  Jahre  Zuchthaus  beantragt.  X 
Eine  netie  Flotten  vorläge  wird 
die  Herabsetzung  der  Lebensdauer  der 
LinienschiiTe  enthalten.  X  Der  Entwurf 
des  versprochenen  Reichs vereins- 
gesetzes  wird  Ausnahmebestimmun- 
gen gegen  die  Polen  bringen.  X  Der 
dänische  Finanzminister  teilte  mit,  dass 
die  Verhandlungen  wegen  eines 
deutsch-dänischen  Handelsver- 
trages erst  im  Frühjahr  wiederaufge- 
nommen werden  würden ;  die  Behaup- 
tung, dass  Dänemark  beabsichtige, 
Deutschland  eine  besondere  Stellung  ein- 
zuräumen, sei  unbegründet 
X  X 
Llt«ra«w  Wenn  man  die  blodcfreund- 
liche  Richtung  im  deut- 
schen Freisimi,  ihre  Stärke 
und  ihre  Sdiwidi^  kennen  lernen  will» 


so  tut  man  gut,  die  kleine  Schrift  des 
Abgeordneten    Dr.    Herrn.  Pach- 
nicke   Liberalismus   als  Kulturpolitik 
/Berlin,  Roseiibaum  &  Hart/  zur  Hand 
zu  nehmen.    Pachnicke  gdiört  nicht  zu 
den  eigentlichen  Sozialistenfeindcn  seiner 
Partei,  für  sozialreformcrische  Probleme 
hat  er  sogar  seit  langem  mehr  Verständ- 
nis, als  durchschnittlich  seine  Fraktion?- 
freunde,  gezeigt.  Um  so  kennzeichnender 
ist,  wie  ihn  die  Bülowsche  Blockpolitik 
folgerichtig  dazu   nötigt,  immer  weiter 
von    der    Sozialdemokratie  abzurücken, 
tmd  seine  Beurteilung  der  freisinnigen 
Fraktions-  und  Wählerschaftsstellung  i>t 
so  charakteristisch,  dass  sie  hier  wieder- 
gegeben sei :    »Die  Politik  der  freiesten 
Hand  ist  das  Richtig'Jte.    Wie  leicht  «ich 
die  politische  Lage  andern  kann,  haben 
die  Wahlen  von   1907  bewiesen,  nach 
deren  Ausfall  selbst  frühere  Anhänger 
eines  Freundschaftsverhältnisses  mit  der 
Sozialdemokratie  auf  weitere  Verfolgung 
dieses  Gedankens  einstweilen  verzichte- 
ten.   Einer  derartigen  Intimität  wider- 
strebt überdies  die  ganze  Struktur  der 
freisinnigen  Partei  ...    In  der  Haupt- 
sache stützt  er  [der  Freisinn]  sich  doch 
auf  den  ländlichen  Mittel-  und  Klein- 
besitz, auf  die  städtischen  Gewerbetrei- 
benden, auf  die  Industrie,  die  den  Schutz 
des  Aussenhandels  wünscht,  auf  Handel 
und  Schiffahrt  und  .auf  liberale  Berufe, 
wie  diejenigen  der  Lehrer,  Ante,  Rechts- 
anwälte.   \'on  den  Arbeitern  blieben  ihm 
solche  treu,  die  das  einseitige  Vorgehen 
der  Sozialdemokratie  fnr  schädlich  hal- 
ten.  Dies  alles  sind  bedeutsame  Volks- 
demente.    Doch  die  stärksten  sind  es 
nicht    Fast  alle  haben  Rdcksichten  zu 
nehmen  auf  sich,  auf  ihre  Familie,  auf  ihr 
Geschäft    Setzt  der  Staat  die  ganzen 
Machtmittel,  fiber  die  er  verfugt,  gegen 
sie  ein.  so  halten  <;ie  nicht  stand.  Eben- 
sowenig ertragen  sie  es.  wenn  fanatische 
Privatpersonen  ihre  soziale  Überlegen- 
heit gegen  sie  missbrauchen.    Mit  der- 
artigen Gefahren  hatten  unsere  Freunde 
im  Lande  schon  zu  rechnen,  wenn  sie 
nur   als    liberale  Männer  hervortraten. 
Würde  ihnen  nun  gar  noch  der  Stempel 
der  Bundesgenossen  Schaft  mit  den  Radi- 
kalsten auf  die  Stirn  gedrückt,  die  rote 
Feder  an  den  Hut  gesteckt,  dann  nähmen 
die    persönlichen  Zurücksetzungen  und 
geschäftlichen  Schädigungen  kein  Ende 
mehr,  und  es  würde  in  der  Provinz  bald 
an  Führern  fehlen.    Der  Literat  der 
Grossstadt  hat  es  leicht,  verwegene  Rat- 
schläge zu  erteilen.  Der  Mann  der  Pro- 
vinz kann  deren  Befolgung  unter  Um- 
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ständen  mit  seiner  ganzen  bürgerlichen 
Existenz  bezahlen.  So  weit  aber  situl  die 
Mucius  Scaevola- Stimmungen  nicht  ver- 
breitet, dass  man  darauf  eine  Partei  be- 
gründen könnte.«  Das  wird  kaum  unzu- 
tre£Fend  sein,  aber  man  kann  sich  denken, 
mit  welcher  bescheidenen  Rolle  ein  sol- 
cher Liberalismus  sich  schliesslich  be- 
gnügen muss,  und  wie  dankbar  er  für 
jede  Regierungsannäherung  ist,  X  Rein 
referierend,  aber  einen  sehr  guten  ge- 
schichtlichen und  statistischen  überblick 
gewährend  ist  die  Schrift  des  bekannten 
Zentrumsfinanzpolitikers  Rieh.  Müller- 
Fulda  Die  Einnahmequellen  des  Deut- 
schen Reiches  und  ihre  Entvriekelung  in 
den  Jahren  1872  bis  1907  /M.-Gladbach, 
Volksverein/.  Auf  den  Schlusssciten  er- 
konit  jedoch  der  vielgewandte  Zentrums- 
abgeordnete, ähnlich  wie  Herr  Spahn 
und  vielleicht  mit  den  gleichen  Nebenab- 
sfctiten.  nene  grosse  Erlordemisse  im 
n an 7. w OSCH  (für  Koloniecn,  Be- 
amtenbesokiung^aufhessertingen  und 
PenMonsversorgung)  an.  direkte  Reichs- 
steuern, ausser,  der  Wehrstcuer,  stellt  er 
als  aussichtslos  hin.  dagegen  will  er 
jShrlich  70  bis  80  Mill.  M.  ohne  Schwie- 
rigkeiten aus  dem  Branntweinkonsum 
sdiQpfen.  Wie  ein  Haager  Abrüstungs- 
diplomat  erklärt  allo-dings  Herr  Mfiller 
in  ein  paar  Schlussworten:  dss  beste 
wäre,  wenn  das  Reidi  mit  den  vorhan- 
denen EInnahniefraellen  haushielte,  dafßr 
seien  aber  »zurzeit  die  Aussichten 
schlechter,  als  je«.  X  Ein  Wirtschaf ts- 
1>rogramm  fSr  den  deutschen  afrikani- 
schen Kolnnialbcsitz  versucht  der 
frühere  Nationalsozialc  Dr.  Paul 
Rohrbach  aufzustellen,  der  über 
3  Jahre  als  Kommissar  für  das  Ansied- 
lungswesen  in  Deutsch  Südwestafrika 
weilte  und  alsdann  noch  Kamerun  und 
Togo  bereiste  (Wie  machen  wir  unsere 
Koloniecn  rentabclf  /Halle.  Gebauer- 
Schwetschke/).  Bei  dem  nicht  gewohn- 
lichen wirtschaftlichen  und  politischen 
Blick  Rohrbachs  sollte  man  an  dem  Werk 
auch  in  unserer  Partei  nicht  aditlos  vor- 
.  übergehen.  mm  scmmt 

Soziale  KommunalpolWk 

iffyyj"  ^fe,.  Der  letzte  Monat  war  ein 
UanavOiirrrt    jf^nat         Kongresse,  aus 

deren  Verhandlungen  wir 
hier  kurz  die  Punkte  herausgreifen,  die 
in  unser  Darstellungsgchict  fallen.  In 
erster  Linie  sind  hier  die  Verhandlungen 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  auf  seiner 
Magdeburger  Generalversammlung  über 
die  Verftasnngs-  und  Verwaltungsorga- 


nisation der  Städte  zu  nennen.  Vorbe- 
reitet waren  diese  Verhandlungen  durdi 
eine  Reihe  von  Veröffentlichungen,  deren 
wir    bereits    früher    zu    \  «.■r>chiedenen 
Malen  ^dacht  haben.   Das  Hauptreferat 
wurde  von  Professor  Ix>ening-Halle  er- 
stattet,   dem   zwei    weitere  Referenten, 
Professor  Dr.   Walz-Heidelberg,  sowie 
Stadtrat  Dr.  Flesch-Frankfurt,  zur  Seite 
standen.  Im  Mittelpunkt  der  Beratungen 
stand  die  Frage  des  Gemeindewahlrech- 
tcs,  neben  der  andere,  nicht  minder  wich- 
tige Gegenstände,  wie  zum  Beispiel  das 
Recht  der  Gemeinde  auf  die  Ortspolizei, 
die  Ausdehnung  der  staatlichen  Aufsicht 
usw.,  nidit  redit  zur  Geltung  kommen 
konnten.     Diese   Punkte  wurden  aller- 
dings  auch   von    Loening   in  seinem 
Hauptreferate  kurz  berührt,  aber  zu  einer 
eingehenden  Verhandlung  kam  es  nicht. 
Loening  meinte,  dass  das  Aufsichts- 
recht, soweit  es  sich  übersehen  lasse, 
im    letzten    Jahrzehnt    vom    Staate  im 
grossen  ganzen  nicht  zu  streng  geband- 
habt  worden  sei,  und  dass  man  die  Ent- 
Wickelung   der    Städte    nicht  eingeengt 
habe    In  einigen  Fällen  habe  allerdings 
die  Bureaukratie  engherzigen  Widerstand 
gezeigt  und  die  Genehmigung  für  Mass^ 
nahmen  versagt,  die  für  die  Entwickelung 
mancher  Städte  notwendig  waren.  Nach 
Locnings    Ansicht    wird    die  Bestäti- 
gung dier  Bürgermeister  dem  Staat  mit 
Redk  zugebilligt,  da  der  Bfirgermdster 
auch  die  Polizeigcwalt  und  andere  Funk- 
tionen ausübe.   Ebenso  sei  die  Genehmi- 
gung des  Ortsstatttts  notwendig.  Der 
Staat  müsse  die  Macht  haben,  die  Stadt 
an  der  Ausführung  rechtswidriger  Be- 
schlüsse zu  hindern  und  sie  zur  Erfül- 
lung  der  obliegenden  Pflichten  zu  zwin- 
gen.    Mit  diesen   Ausführimgen  stellt 
sich  Loening  durchaus  auf  den  Boden 
des  heutigen  Rechtes  und  der  Anschau- 
ungen der  staatlichen  Bureaukratie.  Dass  g 
es  ausserhalb  Deutschlands  Länder  gibt, 
in  denen  kein  solches  Bestätigiingsrecht 
des  Staates  gegenüber  den  Bürgermeistern 
besteht,  und  dass  in  diesen  Staaten  die 
kulturellen  Zustünde  mindestens  auf  der 
gleichen  Höhe  stehen,  wie  in  Deutsch- 
land, hat  Herr  Professor  Loening  wohl 
gänzlich  vergessen.    Das  unbeschränkte 
Recht  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden, 
die  Genehmigung  von  Ortsstaiuten  zu 
gewähren  oder  zu  versagen,  bedeutet  tat- 
sächlich die  Negation  der  kommunalen 
Selbstverwaltung.    Und  wenn  Professor 
Loening  die  kommunale  Verwaltung  tmd 
ihr  Verhältnis  zu  den  staatlichen  Auf- 
sichtsbehörden aus  eigener  praktisdier 
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Erfahrung  kennen  würde  —  wie  er  es 
nicht  zu  kennen  scheint  — ,  würde  er  dies 
unbeschränkte  Genehmigungsrecht  der 
staatlichen  Bureaukratie  ganz  sicher 
nicht  verteidigen.  Die  Korrektur,  die 
Stadtrat  Flesch  als  Praktiker  an  den 
Ausf&hrtmgen  Loenings  vomatim,  war 
durchaus  berechtigt  und  notwendig. 
Flesch  fährte  aus,  dass  wegen  des  Auf- 
sichtsrecfites  nuuidies  seitens  der  Städte 
unterbleibe,  und  verwies  daliei  auf 
verschiedene  persönliche  Eingriffe  von 
oben,  zum  Beispiel  bezüglich  der  Feuer- 
bestattung:, der  Verlängerung  der  Kon- 
zession der  Strassenbahnen  über  den  Kopf 
der  Stadt  Berlin,  der  Verweigerung  der 
freien  Wrfüpung  über  die  von  den  Städ- 
ten gebauten  Schulen  usw.  Das  seien 
alles  Zustände,  die  uns  im  Auslände  in 
schlechten  Ruf  gebracht  hätten. 
Loening  wollte  ein  zu  weitgehendes  Mass 
bureaukratisdier  Bevormundung  nur  auf 
zwei  Gebieten  zugeben,  auf  dem  der 
Schulvcrwaltung  luid  auf  dem  der 
Finanzverwaltung.  Erschöpft  sich  doch, 
wie  er  zutreffend  ausführte,  das  ganze 
Recht  der  kommunalen  Verwaltung  auf 
dem  Gebiete  der  Schule  im  wesentlichen 
darin,  dass  die  St;i(!te  die  Schullastcn  zu 
tragen  haben,  während  die  eigentliche 
Verwaltung  in  den  Händen  der  staat- 
lichen Rurcaukratie  liegt.  Das  gleiche 
gilt  auch  für  die  Finan/vcrwaltung.  Die 
Bestimmung  des  Kommunalabgabenge- 
setzes, welche  die  Genehmigung  dos  Etats 
vorschreibt,  sobald  mehr  als  loo  %  der 
Staatlichen  Steuern  als  Gemeindesteuern 
erhoben  werden,  liefert  das  Finanzwesen 
fast  aller  grösseren  Städte  mit  mehr 
als  100  ooo  Einwohnern  der  Kontrolle 
der  staatlichen  Bureaukratie  aus.  Da- 
mit unterliegt  dann  auch  die  ganze 
Stadtverwaltung  dieser  Kontrolle;  imd 
Loening  hält  deshalb  eine  Abänderung 
des  Kommunalabgabengesetzes  für  not- 
wendig. Die  gleiche  Forderung  wurde 
auch  von  dem  zweiten  Referenten,  Pro- 
fessor Walz,  erhoben,  der  die  Beschrän- 
kung  der  süddeutschen  Städte  auf  finan- 
ziellem Gebiete  entschieden  tadelte. 
Mit  der  Frage  der  Ortspolizei  be- 
scli.iftrpfo  sich  eingehend  Professor  Ro- 
sin-Frciburg,  der  im  Gegensatze  zu  dem 
Referenten  Loening  die  Ortspolizei  für 
die  Gemeinde  als  ein  ihr  zukommendes 
Recht  in  Anspruch  nahm.  Zutreffend 
führte  er  aus,  dass  das  heutige  Ver- 
waltungsrecht  auf  durchaus  falschem 
Standpunkte  stünde,  wenn  es  die  Polizei 
grundsiitzlich  als  eine  Aufgabe  des 
Staates  und  die  Ausübung  der  Poltzeige- 


walt  durch  staatliche  Funktionare  als 
notwendig  bezeichne.  Die  theoreliidke 
Auffa&stmg,  däss  Befehlen  und  Zwingen 
ausschliesslich  Monopole  des  Staates 
seien,  lasse  sich  historisch  nicht  begrün- 
den, denn  der  moderne  Staat  sei  kein 
Feudalstaat  mehr.  Die  Ortspolizei  müsse 
grundsätzlich  den  Gemeinden  übertragen 
werden.  Es  sei  höchstens  zu  prüfen, 
für  welche  Zweige  der  Ortspolizei  die 
Machtmittel  der  Stadt  selbst  ausreichen, 
und  für  welche  Zweige  grössere  Verbände 
oder  der  ganze  Staat  einzutreten  hatten. 
Auch  der  bekannte  Berliner  Stadtrat 
Fischbeck  nahm  für  (tie  Kommune  die 
Verfügung  über  die  Pbltzei  in  Ansprudi. 
Die  traurigen  Verhältnisse  in  Berlin 
haben  ihn  wohl  zu  dieser  EIrkenntnis 
geführt,  die  bei  den  sonstigen  reaktio- 
nären Auffassungen  dieses  Mannes  auf- 
fallen muss.  Wenn  dagegen  Professor 
Wagner  die  Verstaatlichimg  der  Polizei 
aus  Gründen  der  inneren  Gefahr  forderte, 
so  ist  das  bei  den  politischen  Ansichten 
dieses  Herren  dttrdiatts  nicht  über- 
raschend. Er  erklärte,  der  jircussischc 
Staat  und  seine  Dynastie  täten  recht  dar- 
an, alle  staatlichen  Maditmittel,  atidi  die 
der  Polizei,  zu  konzentrieren.  Die  ras- 
sischen PoLizeiverhältnisse  müssten  hier 
abschredcend  wirken.  »Wir  gehen  im 
Innern  mancher  Gefahr  entgegen.  Da 
müssen  wir  sorgen,  dass  die  Zugcl  straff 
angezogen  werden.  Der  Grundsatz  muss 
lauten :  Nieder  mit  Jedem,  der  die  Staats- 
autorität angreifen  will  !<  Also  der  bru- 
tale Polizeicwang,  um  die  aufstrebende 
Bewegung  der  arbeitenden  Klassen 
niederzuhalten!  Und  das  nennt  sich 
SozialpoUtiker  I  Die  unsinnigen  .Aus- 
führungen Wagners  über  Russland  fan- 
den in  Professor  Weber-Heidelberg 
einen  scharfen  und  überlegenen  Kritiker. 
In  Russland  sei  ja  gerade  alles  staatlich 
konzentriert  und  werde  ausschliesslich 
unter  dem  Gesichtspunkte  dynastisdier 
Interessen  behandelt.  Gerade  unsere 
Machtstellung  und  unser  Ansehen  im 
Auslände  würden  durch  die  rfidcschritt- 
liche,  von  Wagner  angepriesene  Politik 
gefährdet  Durch  nichts  würden  unsere 
Bündnisse  mehr  gelockert,  als  durch  die 
Verknüpfung  innerer  politischer  Verhält- 
nisse mit  den  wechadnden  Stimmungen 
gewisser  dynastischer  Personen.  Das 
drücke  unsere  Achtung  als  Kultur-  und 
Weltmacht  herab. 

Wie  bereits  erwähnt,  stand  im  Mittel- 
punkte der  Verhandlungen  die  Frage  des 
Gemeindewablrechtes  ,  und 
sdbstverstindlich  spidte  dabei  die  Stel- 
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long  der  Sozialdemokratie  in  der  Kom- 
munalverwalUing  eine  grosse  Rolle. 
Loening  hob  in  seinem  Referate  hervor, 
dass  die  Städtcordnung  von  1853  an  die 
Stelle  des  allgemeinen  und  gleichen 
Wahlrechtes  der  Städteordnung  von  1808 
das  Dreiklassenwahlrecht  gesetzt  habe. 
Es  müsse  aber  gerechterweise  anerkannt 
werden,  dass  in  den  meisten  Städten  das 
Dreiklassenwahlsystem  nicht  an  der  £r- 
füllnng  der  sozialen  Aufgaben  gehindert 
habe.  Diese  Behauptimg  ist  nur  sehr  be- 
diivt  richtig.  W«r  die  Geschichte  der 
fconnminalen  Verwaltung  in  Deutsch- 
land etwas  genauer  studiert,  wird  sehr 
schnell  zu  der  Erkenntnis  kommen,  dass 
das  grösste  Hindernis  für  eine  Durch« 
Setzung  der  Konununalvcrwaltung  mit 
soctalpolitischen  Gedanken,  für  eine  So- 
zialisierung der  Kommunalverwaltung, 
gerade  das  Dreiklasscn  wähl  recht  und  die 
mit  ihm  verbundenen  Hausbesitzerprivi- 
legien gewesen  sind.  Und  wenn  trotz 
ihrer  einige  sozialpolitische  Fortschritte 
in  der  kommunalen  Verwaltung  gemacht 
worden  sind,  so  ist  es  geschehen,  nicht 
weil  das  Drciklasscnwahlrecht  es  zuge- 
lassen hat,  sondern  weil  das  Vordringen 
der  sozialpolitischen  Ideen-  und  dier  sie 
trasjonden  politischen  Bcwcpunp  stark  ge- 
nug gewesen  ist,  das  schwere  Hindernis 
dieses  Systems  zu  überwinden.  I^ening 
erkennt  die  Notwendigkeit  einer  .-^nde- 
rung  des  Dreiklassenwahlrechtes  an.  Die 
Steflmig,  die  er  in  dieser  Frage  ein- 
nimmt, ist  höchst  charakteristisch  für  die 
grosse  Masse  der  sogenannten  Intellek- 
tuellen, deren  Ansichten  er  in  diesem 
Punkte  vertritt.  So  entschieden  Loening 
die  Abänderung  forderte,  ebenso  ent- 
schieden sprach  er  sich  gegen  die  Über- 
tragung des  allgemeinen,  gleichen  und 
direkten  Wahlrechtes,  wie  es  für  den 
Reichstag  besteht,  aus.  Dem  Reichstag 
stünden  der  Bundesrat  und  der  Kaiser 
mit  allen  Maichtvollkommenhdten  gegen- 
über, der  St.Tdtver' irdiietenversaimnlung 
nur  der  von  ihr  gewählte  tmd  vielfadi 
von  ihr  abhängige  Bürgermeister  und 
Magistrat.  Die  Folge  des  Reichstags- 
wahlrechtes  für  die  Gemeinde  würde  sein, 
dass  wir  unsere  grossen  Stidte  der  So- 
zialdemokratie übermittelten,  dass  in  den 
Städten  ein  einseitiges  Klassensystem 
zur  Herrschaft  käme.  Gerade  das  wol- 
len wir  nicht.  Eine  Verständigfung  über 
die  Verfassung  der  Städte  sei  nicht  mög- 
lich. Der  sozialdemokratische  Munizipa- 
lismns.  der  die  Gemeinde  erobern  wolle, 
sei  der  Feind  jeder  Entwickelung.  Er 
Mine  es  daher  ab,  stdi  mit  ihm  ansein- 


anderznsetzcn.  Nicht  Umsturz,  sondern 
Entwickelung  der  sittlichen  Aufgaben 
zur  Kr>'ielung  sozialer  Gerechtigkeit  sei 
das  Ziel  einer  sozialen  Gemeindepolitik. 
Deshalb  will  aber  Herr  Loening,  dessen 
Auffassung  von  der  sozialdemolo-ati sehen 
Gemeindepolitik  <;n  nnsinnip  wie  möglich 
ist,  die  Sozialck  inokratie  nicht  ganz  von 
der  Konmiunalverwaltung  ausschliessen, 
sondern  zur  Mitarbeit  heranziehen,  da  es 
kein  besseres  Mittel  gebe,  der  Gefahr  des 
Umsturzes  zu  begegnen,  als  die  Gewöh- 
nung der  sozialdemokratischen  Mitglie- 
der, in  den  Gemeindekörperschaften  mit 
den  Teracbteten  Mitgliedern  der  Bour- 
geoisie gemeinsam  zum  Wohle  der  arbei- 
tenden Klassen  zu  wirken.  Welches 
Wahlrecht  aber  Herr  Loening  nun  für 
richtig  hält,  hat  er  der  Versammltuig 
und  der  Mitwelt  leider  vorenthalten. 
Nur  nach  der  negativen  Seite  bestimmte 
er  seinen  Charakter.  Es  soll  das  Reichs- 
tagswahh^ht  nicht  sem.  andererseits  sol- 
len das  Hausbesitzerprivileg  und  die  öf- 
fentliche Abstimmung  aufgehoben  wer- 
den. Auch  auf  die  Frage  des  Frauen- 
stimmrechtes geht  Loening  nicht  ein, 
weil  nicht  anzunehmen  sei,  dass  in  ab- 
sehbarer Zeit  die  Frauen  das  Bürger- 
recht in  Preussen  erwerben  werden.  Der 
zweite  Referent,  Professor  Walz,  stand 
ungefähr  auf  dem  gleichen  Standpunkte 
wie  Lncnin)?.  Auch  er  bekämpfte  die 
gänzliche  Aufhebung  des  Systems  der 
Klassenwahl.  Er  befürchtete  von  dieser 
Massnahme  den  Abzug  der  wertvollen 
Elemente  —  (wer  sind  sie?)  —  oder  doch 
ein  zunehmendes  Fernbleiben  von  der 
aktiven  Mitarbeit,  und  im  Zusammenhang 
damit  ein  immer  grösseres  Hervortreten 
der  staatlichen  Aufsichtsgewalt.  Daher 
müsse  der  heutige  Zustand  erhalten 
bleiben,  bei  dem  allein  eine  freie,  wirk- 
lich autonome  Selbstverwaltung  möglich 
sei.  So  ungefähr  denkt  der  beschränk- 
teste Bureaukrat  oder  Hausbesitzer  auch. 
Dem  Besitz  muss  die  Verwaltung  der 
Gemeinde  überlassen  bleiben»  ihm  allein 
kann  man  die  Selbstverwaltung  anver- 
trauen. Lässt  man  die  Massen  Einfluss 
auf  die  Gemeindeverwaltung  gewinnen, 
so  muss  man  sofort  ihre  Redite  ver- 
kürzen. In  das  gleiche  reaktionäre  Horn 
stiess  auch  Professor  Wagner,  der  zwar 
auch  das  DreiMassensystem  f&r  unhaltbar 
erklärte,  dem  aber  als  Ersatz  ein  nach 
Zensus  und  Berufsständen  gegliedertes 
Wahlrecht  vorschwebt.  Die  Furcht  vor 
der  Sozinldcmokratie  beherrschte  die  Ge- 
dankenkreise dieser  Professoren  tind 
Bfirgermeister    in    dieser   Frage  in 
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geradezu  komischer  Weise.  Auf  cfcr 
anderen  Seite  traten  Privatdozent  Dr. 
Sitizheimer,  Stadtrat  Vossberg-Schünc- 
berg,  Professor  Wdicr  TU-Hlrlhcrg.  und 
Professor  Buchcr-Lcipzig  für  das  allge- 
meine Wahlrecht  in  den  Gemeinden  ein. 
Sie  erwarteten  von  der  Einführimg  zwar 
zunächst  eine  Verstärkung,  dann  aber  eine 
überwindtmg  der  Herrschaft  (Her  Sosial- 
demokratie.  Professor  Weber  meinte, 
die  Sozialdemokraten  wären  gar  keine  so 
gefährlichen  Gesellen,  und  er  begriflPe  die 
Angst  der  Kapitalisten  vor  ihnen  nicht. 
Das  Fazit  der  Verhandlungen  war  die 
allgemeine  Preisgabe  des  bestehenden 
Dreiklassenwahlrechtes.  Das  ist  immer- 
hin ein  Fortschritt;  auch  gegenüber  den 
Äusserungen,  wie  sie  seihst  in  der  En- 
quete des  Vereins  sich  geltend  machten. 
Was  soll  ntm  aber  an  die  Stelle  gesetzt 
werden?  Darüber  war  sich  nur  eine 
Gruppe  von.  Teilnehmern  klar,  die,  mit 
Ausnahme  des  Professors  Watz,  bezeidi> 
nendcrvvcise  entweder  in  Süddeutschland 
leben  oder  gelebt  haben.  Sie  forderte 
die  Übertragtmg  des  Reidifttagswahl- 
redltes  auf  die  Gemeinde,  mit  der  Vor- 
schrift einer  gewissen  Aufenthaltsdauer. 
Die  andere  Gruppe  änsserte  sich  nur  un- 
klar über  das.  was  sie  an  die  Stelle  des 
Drciklasscnwahlrechtes  setzen  wollte. 
X  X 
aJ?*"»*"..  Ende  August  tagte  in  Stutt- 
Betrlibe  »art  die  I.  internationale 
Konferenz  der  Arbeiter 
öffentlicher  Retriclx-.  Anwesend  waren 
17  Delegierte,  die  44  47g  Mitglieder  ver- 
traten. Die  Versammlung  beschäftigte 
sich  vor  allem  mit  der  wichtigen  Frage 
des  Koalitionsrechtes  der  Arbeiter  öffent- 
licher Betriebe  und  der  praktischen 
Durchführung  von  Lohnbewegungen.  Von 
allen  Seiten  wurde  zwar  betont,  dass  die 
Arbeiter  öffentlicher  Betriebe  eine  eigen- 
artige Stellung  einnähmen,  dass  sie  aber 
trotzdem  das  Koalitions-  und  Streikrecht 
im  gleichen  Umfange  wie  die  Arbeiter  pri- 
vater Betriebe  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men müssten.  Unter  keinen  Umständen 
könne  auf  den  Streik  als  das  letzte  tmd 
schärfste  Kampfmittel  im  wirtschaftlichen 
Kampfe  Verzicht  geleistet  werden.  Die 
RcarUcitung  der  «if  fcntlichen  Meinung 
und  der  Gemeindevertretung,  die  Teil- 
tfahme  an  den  Wahlen  zn  den  öffenttichen 
Körperschaften  etc.  wurden  al-  nächst- 
liegende Mittel  zum  Zwecke  bezeichnet 
Um  eine  bessere  Übersicht  über  die  Lohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  und  die  spezielle 
Fürsorge  für  die  Arbeiter  öffentlicher 
Betriebe  zu  gewinnen,  wnrde  ein  Aus- 


tausch der  Lohnstatistiken  der  verschiede- 
nen Organisationen  empfohlen.  Diese 
Statistiken  sollen  dann  branchenweise 
zusammengestellt  und  in  kleinen  Heften 
herausgegeben  werden.  Auch  zur  Al- 
koholfrage nahm  die  Konferenz  Stellung. 
Sie  erklärte  es  für  die  Pflicht  der  Ver- 
einigungen, mit  aller  Entschiedenheit  den 
AlkohoKsmus  zu  bekämpfen.  Es  solle 
auf  möglichste  Beseitigung  des  Genusses 
alkoholhaltiger  Getränke  in  Öffentlichen 
Betrieben  hingewirkt  werden.  Es  wurde 
daher  als  eine  Pflicht  der  Betriebsver- 
waltungen bezeichnet,  in  den  Werken  fär 
den  nötigen  Ersatz,  KaflFee,  Tec  und  der- 

fleichen,  Sorge  zu  tragen, 
um  Zwede  einer  besseren  inter- 
nationalen Verbindung  zwischen  den 
nationalen  Verbänden  wird  ein  inter- 
nationales Sekretariat  etngeriditet,  mit 
dessen  Führting  der  \'orsitsende  des 
deutschen  Gemeinde-  und  Staatsarbeiter- 
verbandes beauftragt  wird.  Es  soll  die 
von  der  Konferenz  beschlossenen  Resolu- 
tionen zur  Ausführung  bringen,  bei  Lohn- 
kämpfen  Vorschläge  ausarbeiten  und  den 
angeschlossenen  Verbänden  unterbreiten. 
Seine  Kosten  sollen  durch  e«ne  Umlage 
6er  angeschU)ssenen  Organisationen  auf- 

•■ye»«  Die  i.  Konferenz  der  sozial- 

demokratischen Gemeinde- 
vertreter Bayerns,  die  am 
30.  September  und  i.  Oktober  in  Mün- 
chen stattfand,  beschäftigte  sich  mit  dem 
Gemeindewahlrecht,  den  sozialpolitischen 
Aiilgaben  tkr  Gemeinden  und  dem 
Steuerwesen  der  Gemeinden.  Auch  in 
Bayern  ist  die  Abänderung  des  Ge- 
meindewahl rechts  aktuell.  Von  der 
Landtagsfraktion  ist  ein  .\ntrag  einge- 
reicht worden,  der  Änderungen  der  Gc- 
meindcordnung  dahin  verlangt,  dass  mit 
der  Verleihung  der  selbständigen  Hei- 
mat der  unentgeltliche  Erwerb  des  Bür- 
gerrechtes verbunden  wird,  und  da<-.  die 
Wahlen  zu  den  Gemeindevertretungen 
nach  den  Grundsätzen  der  Verhältnis- 
wahl erfolgen.  Er  erschöpft  nicht  die  pro- 
grammatischen Forderungen  der  Partei, 
enthält  aber  das.  was  zunächst  unbedingt 
gefordert  werden  muss.  Nicht  weniger 
aktuell  ist  die  Reform  des  Gemeinde- 
steuerwesens, die  um  so  not- 
wendiger ist.  als  das  durchaus  veraltete 
staatliche  und  kommunale  Steuersystem 
in  Bayern  die  Entwicketung  der  Gemein- 
den geradezu  verhindert.  Der  Referent 
über  das  Steuerwesen,  Ehrhart,  wies 
darauf  hin,  dass  die  VoraasMtmiig  t» 
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erspriesslicher  Arbeit,  die  finanzielle 
Bafis,  fehle,  die  alle!»  durch  eine  allge- 
meine, progressive  Einkommensteuer  mit 
ergänzender  Vermögenssteuer  geschaffen 
werden  könne.  Die  Gemeinden  sind  in- 
folgedessen auf  Zuschlage  zu  den  ver- 
alteten und  ungerechten  Staatssteuem 
vnd  anf  indireicte  Abgaben  angewiesen. 
Daher  auch  das  Verlangen  des  bayrischen 
Städtet^es  in  Landshut,  das  Inkraft- 
treten des  §  13  des  Zolltarifgesetzes  hin- 
auszuschieben oder  ihn  überhaupt  auf- 
zuheben. Ehrhart  machte  zunächst 
gegen  diese  Bestr^ngen  Front  imd 
schlug  eine  Resolution  vor.  die  die  sozial- 
demokratische Kammerfraktion  auffor- 
derte, mit  aller  Energie  ffir  die  rasche 
Beseitigung  der  überaus  drückenden  ge- 
meindlichen Nahrungfioiittelverteuerung 
einzutreten.  Hinsiditlich  der  Reform 
des  kommunalen  Steuerwesens  empfahl 
Ehrhart  neben  der  Schaffung  einer 
progressiven  Einkommens-  and  Ver- 
mi  inen^steucr  die  Besteuerung  des  un- 
verdienten Wertzuwachses,  die  über- 
wetsmig  der  Vermögenssteuer  auf  Bau- 
plätze und  die  Heranziehung  des  Ge- 
winnes der  Staatsbetriebe  zur  Gemeinde- 
besteoerung.  Ausserdem  wurde  die  Be- 
freiung der  Gemeinden  von  Solnil-  und 
Armcnlasten  gefordert,  da  andernfalls 
«fie  Erfüllung  der  sozialpolitischen  Pflidi- 
ten  der  Gemeinden  niif<  ;ius<<cr^tc  er- 
schwert sei.  Der  dniigcndc  Wunsch 
nach  einer  Reform  des  Staatssteuer- 
systems zog  sich  durch  alle  Reden.  Über- 
einstimmend war  man  der  Ansicht,  dass 
die  sozialpolitischen  Aufgaben,  mit  denen 
sich  die  bayrischen  Gemeinden  bisher  nur 
in  durchaus  mangelhafter  Weise  hätten 
b  c  i  iftigen  können,  nicht  länger  ver- 
nachlässigt werden  dürften,  und  dass 
daher  mit  aller  Entschiedenheit  an  der 
Reform  des  staatlichen  und  kommunalen 
Steuermtems  gearbeitet  werden  müsse. 
X  X 
KarseCtrmlkDie  Berliner  Stadtver- 
ordnetenversammiimg  hat 
die  Wertzuwachssteuervor- 
läge  in  der  Form,  die  sie  durch  die  Be- 
schlüsse ihres  Ausschusses  erhalten 
Itttte,  mit  119  gegen  3  Stimmen  abge- 
lehnt. Der  Ausschuss  hatte  die  Vorlage 
durch  Ausschluss  der  Rückwirkung  auch 
für  die  Pretmde  der  Wertzuwachsstener 
unannehmbar  gemacht.  X  Die  Leip- 
ziger Stadtverordneten  haben  be- 
schlossen, b«  der  sächsischen  Staats- 
regierung und  dem  Landtage  die  Auf^ 
hcbung  der  «achsischen  Schlachtsteuer 
sowie  der  sichsischen  Übergaagsabgabe 


für  Fleisch  zu  beantragen.  X  Die  neue 
Gemeindeordnung  der  Stadt  Zürich, 
die  für  die  städtischen  Arbeiter  den 
Neunstundentag  und  eine  Erhöhung  des 
Minimallohns,  den  Beamten  und  Ange- 
stellten eine  Erhöhung  ihrer  Besoldung 
um  15  bis  ao  %,  sowie  eine  neue  Schul- 
organisation brachte,  ist  in  der  Volksab- 
stimmung mit  16  217  gegen  6923  Stim- 
men angenommen  worden,  mmounocmmn 

€tli>erkschafbbewegung 
tagtoniaUonal«  In  Kristiania  fand  in  der 
dritten  Sqitemberwoche,  im 

Anschluss  an  den  skandi- 
navischen Arbeiterkongress.  die  5.  inter- 
nationale Konferenz  der  Sekretäre  der 

gewerkschaftlichen  Landeszcntralen  statt. 
Es  nahmen  daran  teil  Vertreter  der  Lan- 
deszentralen von  Belgien,  I^emarle, 
Deutschland,  England.  Finnland,  Italien, 
Niederlande,  Norwegen,  Osterreich, 
Schweden  und  Ungarn.  Bulgarien,  die 
Schweiz  und  Serbien  waren  aus  finan- 
ziellen, Frankreich  und  die  alte  Zentrale 
der  Niederlande  aus  prinzipiellen  Grün- 
den nicht  vertreten.  Frankreich  wollte 
teilnehmen,  falls  man  sich  zu  einer  Ver- 
handlung über  den  Generalstreik  und  den 
Antimilitarismus  auf  der  Konferenz  ver- 
stehen wollte,  was  natürlich  abgelehnt 
wurde.  Für  die  Niederlande  wurde  übri- 
gens das  ne-Jgebildete  Sekretariat  (mit 
30000  Mitgliedern)  anerkannt  und  das 
alte,  das  4000  Mitglieder  vertritt,  und  das 
am  zweiten  Verhandltuigstage  seinen 
Austritt  erklärte,  von  der  internationalen 
Verbindung  ausgeschlossen. 
Der  Anschluss  der  kroatischen  Landes- 
zentrale an  das  Sekretariat  wurde  unter 
Vorbehalt  genehmigt.  Eingehend  be- 
schäftigte sich  die  Konferenz  mit  der 
Frage  des  Übertritts  von  Gewerkschafts- 
mitgliedern in  ausländische  Organi- 
sationen. Es  gelangte  ein  Beschluss  zur 
Annahme,  durch  den  besonders  die  Über- 
trittsbedinguiigen.  betreffend  .Anrechnung 
der  Beiträge  der  alten  in  der  neuen  aus" 
ISndischen  Organisation,  des  Anspruchs 
auf  Unterstützungen  und  anficre  Vor- 
teile, geregelt  werden.  Die  Delegierten 
verpflichten  sidi,  diese  übertrittsbedin- 
gimgen  der  nächsten  Sitzung  ihrer  rc- 
spektiven  Landeszcntralen  vorzulegen 
und  deren  Annahme  zu  befürworten.  In 
erster  Linie  sollen  dadurch  die  eng- 
lischen Gewerkschaften  an  ihre  Pflichte 
eingewanderten  Arbeitern  gegenüber  ge- 
mahnt werden.  Votiert  wurde  weiter 
eine  von  Dänemark  vorgeschlagene  Re- 
solution, die  die  Gewerksdiaf^en  ret- 
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pilichtet,  sich  den  Landesberufs-,  wie  den 
intemationalen  GewerksdiaftsrerbSnden 

anzuschliessen.  Die  1906  in  Amsterdam 
beschlossene  internationale  Erhebung 
über  die  Arbeitszeit  soll  in  Rücksicht  aaf 
die  ihrer  Dnrcliführnng:  entgegenstehen- 
den Schwierigkeiten  unterbleiben.  Da- 
gegen sollen  die  Landenentralen  nach 
Mögh'chkeit  lihcr  die  Arbeitszeit  ihrer 
Länder  Aufschiuss  zu  schaffen  sich  be- 
mühen. Die  angesdiloasenen  Gewerk- 
";chaftcn  sollen  gehalten  sein,  den  Ar- 
beitsnachweisen der  Bruderverbändc 
Atiskunft  über  die  Lage  des  Arbeits- 
marktes zu  geben.  Ferner  wurde  der 
internationale  Sekretär  ersucht,  um  die 
Beschlüsse  von  Stuttgart,  die  Einwande- 
rungsfrage  hctroffcnd,  in  die  Praxis  um- 
zusetzen, mit  den  au  dieser  Frage  am 
meisten  interessierten  Ländern  in  Ver- 
bindung zu  treten. 

Der  wichtigste  Punkt  der  Tagesordnung 
war  die  Frage  der  Importe  von  Streik- 
brechern von  einem  Lande  in  das  andere, 
an  deren  Behandlung  sich  besonders  die 
englischen  Delegierten  sehr  interessiert 
zeigten.  Eine  einstimmig  angenotiunene 
Resolution  verurteilt  diejenigen  Arbeiter 
und  Arbeitergruppen,  die  m  Krmflikts- 
fallen  Arbeit  als  Streikbrecher  in  ande- 
ren Landern  arnidimen,  verpflichtet  die 
angeschlo-';cncn  Verbinde,  dem  Import 
von  Streikbrechern  entgegenzuwirken, 
sichert  solchen  Streikbrechern  im  Aus- 
land die  gleiche  Behandlung,  wie  denen 
im  eigenen  Lande,  und  empfiehlt  weiter, 
in  allen  Ländern  dahin  zu  wirken,  dass 
der  Export  von  Streikbrechern  imd  Kon- 
traktarbeitern gesetzlich  verboten  werde. 
Schliesslich  wurde  auf  Antrag  Deutsdi- 
lands  das  internationale  übereinkommen, 
betreffend  das  Verbot  der  Verwendung 
weissen  Phosphors  in  der  Zündholz- 
industrie, besprochen,  dem  Belgien,  Eng- 
land, Österreich,  Schweden  und  Nor- 
wegen sich  bisher  noch  nicht  ange- 
schlossen haben.  .Die  Vertreter  dieser 
Länder  verpflichteten  sich,  die  Aulmerfe- 
iinkiit  ihrer  Regierungen  auf  diese 
Frage  zu  lenken;  auch  soll  in  Zukunft 
im  allgemeinen  dahin  gearbeitet  werden, 
dass  sich  die  einzelnen  Staaten  allen  ii'.ter- 
nationalen  Arbeiterschutzübereinkommen 
anschtiesscn. 

Die  im  Laufe  der  Jahre  in  Sachen  der 
internationalen  Zentrale  gefassten  Be- 
schlüsse sollen  gesammelt  und  in  fran- 
zösischer, deutscher,  englischer  und  einer 
skandinavischen  Sprache  veröffentlicht 
werden.  Als  internationaler  Sekretär 
wurde  Legien  einstimmig  wiedergewählt. 


Die  nächste  Konferenz  findet  1910  m 
Wien  statt. 

X  X 
Buchdrucker-  Das  Tarifamt  für  das  Buch- 
druckgewerbe,     die  von 

der  Buchdnickertarifgemein- 
schaft  eingesetzte  Vertretung  der  tarif- 
trenen  Prinzipale  und  Arbeiter,  hat  vor 
kurzem  seinen  Geschäftsbericht  für  das 
Jahr  1906- 1907  herausgegeben.  Darin 
werden  vorzugsweise  Angaben  über  die 
Fortschritte  der  Tarifgcmeinschafl  und 
liber  die  Durchführung  der  im  letzten 
Jahre  erfolgten  Tarifrevision  gemacht. 
Diesen  allgemein  interessanten  Angaben 
entnehmen  wir  Folgendes:  Im  Jahre  1900 
erfreuten  sich  von  38682  Gehilfen  nur 
83.58  1906  aber  von  51 672  Gehilfen 
91,5%  der  tarifmässigen  Arbeitszeit; 
während  1894  zum  tariflichen  Minimal- 
lohn 22,11%  delr  22406  Gehilfen  ge- 
arbeitet hatten,  waren  es  igo6  31.00% 
der  38914  Gehilfen;  über  dem  Minimum 
arbeiteten    1894   5444  1906  aber 

65,88%.  Unter  dem  Minimum,  also  zu 
tarifwidrigem  Lohne,  liattcn  1804  noch 
23,46%  der  Gehilfen  gearbeitet,  1906  nur 
noch  3,23%.  Die  Zahl  der  im  Akkord- 
lohn tarifwidrig  arbeitenden  Setzer  war 
von  11,37%  (1894)  auf  1.66%  (1906) 
gesunken.  Die  tariflidie  Lehrlingsskala 
war  überschritten  1894  mit  4700  Lehr- 
lingen, 1906  nur  noch  mit  1965  Lehr- 
lingen. Wie  man  sidit,  hat  die  Tari^pe- 
meinschaft  recht  gute  Fortschritte  ge- 
macht, zum  Segen  der  Arbeiterschaft. 
Über  die  von  den  Kreiaimtern  vorgenom- 
mene Festsetzung  der  Lokalzuschlüge 
wird  berichtet:  Bestehende  Zuschläge 
wurden  erhöht  um  V.  %  an  3  Orten, 
i%%  an  2,  2%  an  1.  2%%  an  74.  5% 
an  6  Orten,  zusammen  85  Orte.  Abge- 
lehnt 67  Orte.  Neue  Zuschläge  wurden 
eingeführt  auf  %  an  54  Orten,  $  % 
an  45,  %  an  3,  10  %  an  r.  15  %  an  3, 
25  %  an  I  Ort,  zusammen  107  Orte.  Ab- 
gelehnt 65  Orte.  Zurückgezogen  50  Orte. 
An  Stelle  der  bisher  mit  Lokalzuschlag 
belegten  iSo  Orte  sind  im  neuen  Tarife 
deshalb  318  Orte  getreten.  Die  bisher 
schon  über  Minimum  entlohnten  Gehil- 
fen, denen  im  neuen  Tarife  eine  Lohn- 
erhöhung nicht  ausdrücklich  zugebilUgt 
wurde,  erhietten  auf  Besdilnss  des  DenU 
sehen  Buchdruckeri>ercins  eine  stufen- 
weise Erhöhung  der  Löline,  und  zwar 
mit  3,2s  M.  beizend  ond  bei  den  höhe- 
ren Löhnen  mit  i  M.  endend.  Die  54 
Tarifschiedsgerichtc  wurden  430  mal  in 
.■Anspruch  genommen,  und  zwar  waren  in 
55  Fällen  die  Prinzipal^  in  375  Fällen 
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die  Gehilfen  die  Kläger.   Das  Tarifamt 
Bernfongsinstanz  hatte  39  Berafiings- 

klagen,  und  zwar  8  von  Prinzipalsscite 
und  31  von  Gehtlfenseite,  zu  erledigen. 
IXe  53  tarillidien  Arbeitsnachweise  ver- 
mittelten im  letzten  Geschäftsjahre 
129128  Setzer,  3218  Drucker,  24  Ma- 
schinensetzer, 18  Korrdctoren,  49  Schwei- 
zerdegen, 25  Stereotypeure  gegen  2748 
Setzer  und  453  Drucker  im  Jahre 
1901-1902.  Die  Tarifgemeinschaft  um- 
fasste  Mitte  1907:  6254  tariftreue  Firmen 
mit  54  553  Gehilfen  an  1803  Orten  gegen 
5580  Firmen  mit  49497  Gehilfen  an  1659 
Orten  im  Vorjahre.  Die  Durchführung 
des  neuen  Tarifvertrages  hat  sich  glatt 
vollzogen.  >Die  Tarifgemeinschaft  ist 
im  Buchduckgewerbe  so  fest  eingewur- 
zelt, dass  die  mit  ihr  verbundenen  gegen- 
seitigen Ptlichton  von  den  Beteiligten  als 
etwas  Selbstverständliches  erfüllt  wer- 
den. Zweifellos  hat  hierzu  auch  ganz 
wesentlich  der  Abschluss  des  Organi- 
sationsvertrages beigetragen«,  beisst  es 
im  Bericht 

So  viel  ül)or  die  Buchdruckertarifgemein- 
scbaft  im  Jahre  1906- 1907.  Auch  aus 
diesen  wenigen  Angaben  geht  jedenfells 
hervor,  dass  die  Buchdrucker  auch  heute 
noch,  was  gewerkschaftliche  Erfolge  be- 
trifft, an  der  Sintze  der  deutschen  Ge- 
werkschaftsbewegung marschieren,  ob- 
wohl sie  nur  eine  geringe  Streiktätigkeit 
entfaltet  haben. 

X  X 
Koy  eye  und  Am  29.  September  hat  nun- 
v«f»aMMaf«  ^gijj,  München  die 

ausserordentliche  General- 
versammlung des  Deutschen  Sencfclder- 
bundes  stattgefunden,  die  zum  Zwecke 
der  Auflösung  dieser  Gewerkschaft  ein- 
berufen war.  Nach  den  schwe- 
ren Konflikten,  die  von  einigen  alten 
Mitgliedern  der  genannten  Organisation 
nach  deren  Verschmelzung  mit 
dem  Lithographenverband  zwecks  Rück- 
gängigmachung der  Verschmelzung  ange- 
zettelt worden  waren,  blieb  ein  anderer 
Ausweg  nicht  mehr  übrig,  wollte  man 
zu  einer  leistungsfähigen  Einheitsorgani- 
sation  im  Lithographiegewerbe  kommen, 
als  Auflösung  des  Sencfelderbundcs.  Der 
Antrag  des  Hauptvorstandes  und  der 
Kommission  auf  Auflosung  des  Bundes 
wurde  denn  auch  einstimmig  j^rfas'-t.  und 
zwar  in  einer  Form,  an  der  die  Protestler 
kaum  ihre  Freude  haben  dfirften.  Unter- 
stützungen werden  nur  für  solche  Fälle 
gewährt,  die  bis  zum  30.  September  1907 
gemeldet  und  als  berechtigt  anerkannt 
sind. 


Im  Anschluss  hieran  fand  eine  General- 
versammlung des  Lithographen- 
verbandes statt,  in  der  zu  den  vorgenann- 
ten Beschlüssen  Stellung  genommen 
wurde.  Es  wurden  hier  alle  Übergangs- 
bestimmungen, so  die  behufs  Aufnahme 
der  BundesmitgUeder  in  den  Verband, 
geregelt.  So  hat  also  der  Senefelder- 
bund  seine  Tage  beendet,  dank  des  unsoli- 
darischen Verhaltens  einiger  Protestler, 
die  ihm  ein  erspriessliches  Wirken  un- 
möglich machten. 

Vom  16.  bis  20.  September  tagte  in  Salz- 
burg der  18.  internationale 
B  e  r  g  a  r  h  e  i  t  e  r  k  n  n  g  r  e  s  s.  Von 
Deutschland  waren  diesmal  nicht  weniger 
denn  vier  gewerkschaftliche  Richtungen 
vertreten,  neben  dem  alten  Verband  die 
christliche,  die  Hirsch- Dunckcrsche  und 
die  polnische  Organisation.  Auf  dem 
Kongress  spielte  denn  auch  die  Frage  der 
Zulassung  von  Sonderorgantsationen.  die 
durch  einen  Antrag  der  Österreicher  auf- 
geworfen wurde,  die  Hauptrolle.  Der 
Antrag  wurde  dem  internationalen  Ko- 
mitee überwiesen,  welches  sich  über  diese 
Frage  schlüssig  machen  soll.  Sonst  wur« 
den  die  auf  solchen  internationalen  Ta- 
gungen der  Bergarbeiter  üblichen  Gegen- 
stände, wie  Achtstundentag.  Verantwort- 
lichkeit der  Unternehmer  bei  UnfiUlen, 
Grubenkontrolle.  Minimallöhne,  in  der 
hergebrachten  Weise  behandelt. 
Ebenfalls  fand  vom  19.  bis  21.  Septem- 
ber der  6.  internationale  Litho- 
graphenkongress  statt,  und  zwar 
in  Kopenhagen.  Das  internationale  Se- 
kretariat wurde  auf  Antrag  der  Schwei- 
zer nach  Berlin  verlegt. 
X  X 
Belirleni  Ant-  Im  Antwerpencr  Hafen 
Streik"*'  spielte  sich  im  September 
wieder  einmal  ein  erbitter- 
ter Klassenkampf  ab.  wie  er  in  Hafen- 
städten des  Kontinents,  nicht  zuletzt  auch 
in  Antwerpen,  in  den  letzten  Jahren  nun 
einmal  an  der  Tagesordnung  ist.  Ver- 
anlassung zu  dem  Kampfe  gab  der  Ver- 
such der  Unternehmer,  den  Loiui  von 
6  fr.,  welchen  sich  die  Getreide-  und 
Holxverlader  errungen  hatten,  auf 
5    fr.    herabzusetzen.  wurde  ver- 

sucht, Verhandlungen  anzubahnen.  Die 
Unternehmer  erklärten  jedoch,  mit  den 
Führern  der  Dockarbcitcrorganisation 
Willen  is  Kunncn,  Wimer  und  Chapella, 
nicht  verhandeln  zu  wollen.  Da  auch  Ver- 
mittlungsversuche von  anderer  Seite.  <;o 
des  Bürgermeisters  von  Antwerpen,  fehl- 
sdhlagen,  legten  auch  die  übrigen  Kate- 
gorieen  von  Hafenarbeitern  Äe  Arbeit 
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nieder,  so  dass  sich  zirka  15000  Mann  im 
Ausstand  befanden.  In  der  Folge  nahm 
der  Kampf  die  erbittertsten  Formen  an. 
Die  Unternehmer,  die  von  deutschen  Ree- 
dern unterstützt  wurden,  und  die  in  den 
Kampf  Riesen  summen  hineinsteckten,  be- 
mühten sich,  die  Arbeiter  nach  allen 
Scharfmacherregeln  niederzuknüppeln. 
Von  allen  Nachtnrländern,  vorzugsweise 
von  England,  aber  anch  von  Deutschland 
und  Hollanfl.  wurden  Streikbrecher  her- 
angezogen; und  als  im  Hafen  ein  gewal- 
tiger Brand  ausbrach,  wurde  auch  die 
Burgerwehr  und  die  Polizei  gegen  die 
Arbeiter  aufgeboten.  Auch  in  der  Folge 
lehnten  die  Uritemehmer,  die  in  standiger 
Fiihlimg  namentlich  mit  den  rleut^clun 
scharfmacherischen  Reedervereinigungen 
blieben,  jeden  Vermittlungsversuch  ab. 
(*ber  den  Ausgang  des  Kampfes  konnte 
man,  da  eine  festgefügte,  gutfundiertc 
Arbeiterorganisation  fehlte,  nicht  im 
Zweifel  sein.  In  der  letzten  September- 
woche nahmen  denn  auch  die  Arbeiter 
die  Arbeit  au  den  verscliKchterten  Bedin- 
gungen, aber  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Löhne  innerhalb  14  Tage  von 
5  auf  5.50  fr.  erhöht  werden,  wieder 
auf.  Das  hervorstechendste  Merkmal 
dieses  Kampfes  ist  die  unbedingte  Soli- 
darität des  internationalen  Reedertums. 
X  X 
BagiM^:  Auf  dem  diesjährigen  eng- 
'Hschen  Gewcrkschaftskon- 
gress,  der  in  der  zweiten 
Septemberwoche  in  Bath  tagte,  wurde 
sehr  ( imrrhend  über  Massnahmen  zur 
Verhütung  englischer  Streikbrechertrans- 
porte nach  dem  Kontinent  beraten.  Tn 
den  letzten  Jahren  mehren  «ich  die  Fälle, 
WO  sich  das  kontinentale  Scharfmacher- 
tnm  englischer  Streikbrecher  bedient,  um 
Arbeiferbewegungen  erfolgreicher  be- 
kämpfen zu  können.  Wir  erinnern  nur 
an  die  Vorkommnisse  im  Hamburger 
und  Antwerpener  Hafen.  !>ei  dem  ^^etall- 
arbeiterstreik  bei  Seidel  &  Naumann  in 
Dresden.  Und  gelingt  es  den  Scharf* 
machern  auch  nur.  englisches  Lumpen- 
proletariat heranzuziehen,  so  ist  diese 
Streikbrecherzuftthr  für  die  kämpfenden 
.■\rbciter  doch  von  empfindlicher  mora- 
lischer Wirkung,  unrl  allein  die  Tatsache 
der  Möglichkeit  dic<^er  Tran^vpiirte  emp- 
finden die  englischen  Gewerkschaften  für 
sich  recht  beschämend.  Die  engli.schen 
Arbeiterführer  haben  das  wiederholt  in 
der  Presse  tmd  auch  auf  allen  ihren  Ta- 
gungen im  letzten  Vierteljahr  zum  Aus- 
druck gebracht,  so  auch  in  Bath,  auf  dem 
Gcwerkschaftskongrcss.  Das  ParlamenU- 


mitglied  Ward  begründete  eine  Reso- 
lution, in  der  die  britischen  Arbeiter,  die 
sich  dazu  hergeben,  bei  Streiks  in  den 
Dienst  kosmopolitischer  Gesellschaften 
zu  treten  und  die  damit  die  Interessen 
ihrer  ausländischen  Arbeitsbrüder  ver- 
rieten, getadelt  werden;  in  der  femer 
von  der  Regierung  gefordert  wird,  im 
Parlament  eine  Vorlage  einzubringen, 
welche  die  Grundsätze  der  Ausländer- 
anwerbeaktion  auf  ausländische  Streik- 
brecher ausdehnt  Diese  Resolution 
wurde  einstimmig  votiert  Vorher  hatte 
der  Kongress  ebenfalls  einj^clund  das 
Problem  der  Einigung  der  englischen 
Arbeiterabgeordneten  im  Parlament  be- 
handelt. Bekanntlich  bestehen  im  Parla- 
ment zwei  Arbeitergruppen,  die  Arbeiter- 
partei mit  31  Mitgliedern  und  27  mit 
Hilfe  der  Liberalen  gewählte  Abgeord- 
nete des  alten  Tradeunionismus.  Der 
I&mgress  von  Liverpool  hatte  da-;  Par- 
lamentarische Komitee  nun  beauftragt, 
eine  Verständigung  zwischen  beiden 
Gruppen  herbeizuführen.  Diese  Ver- 
ständigungsversuche haben  bis  jetzt  zu 
keinem  Resultat  gefuhrt,  was  auf  dem 
Bather  Kongress  zu  einer  Kundgebung 
gegen  die  liberalen  Arbcitcrabgeordneten 
Veranlassung  gab.  Verlangt  wurde,  mit 
diesen  Leuten  jede  Gemeinschaft  zhrxi- 
lehnen.  Selbst  der  Bergmann  Edwards 
beteichncte  das  Vorgehen  seiner  libe- 
ralen Fraktionsgenosscii  al-^  -kandalo-. 
Die  Verständigungsversuche  ;cwischen 
beiden  Arbeiterfraktionen  sollen  fortge- 
setzt werden.  Auch  gegen  das  Oberhaus 
wurde  entschieden  Stellung  genommen, 
und  die  allgemeine  Wehrpflicht  abge» 
lehnt.  Gegenüber  diesen  Fragen  traten 
die  übrigen  Verhandlungsgegenstande 
stark  in  den  Hintergrund.  Dieser  Kon- 
gress war  übrigens  stärker  besucht,  .ils 
alle  seine  Vorgänger.  Es  waren  521  De- 
legierte anwesend,  die  insgesamt  1700000 
Mitglieder  vertraten. 
X  X 
Sk«ndin«vi.  ZwischcD  dctt  Arbeiterorga- 
jSagfWS       '  der  sjcandina- 

vischen  Lander  besteht  die 
Eioriehtiing;  in  längeren  Zm  rhcnrau- 
men  gemeinsame  Kongresse  abzuhalten. 
Vom  6.  bis  8.  September  fand  wieder  ein 
solcher  Kongress,  der  7.,  in  Kristi- 
ania statt.  An  ihm  nahmen  zum  ersten- 
mal neben  den  norwegischen,  schwe- 
dl  vollen  und  dänischen  auch  die  .Arbeiter- 
organisation von  Finnland  teil.  Den 
Kongress  beschäftigten  folgende  gewerk- 
schaftliche Fragen:  Ziele  der  modernen 
Arbeiterbewegung    (Referent  Hjalmar 
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Branting-Stockholni ) ,  Genossenschafts- 
wesen (vergl.  die  Rubrik  Genosse»' 
schaftsbewegutfg  in  diesem  Bande,  pag. 
^8-889),  Achtstuivlentag,  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit,  Selbsthüfeinstitutio- 
nen  der  Gewerkschaften  in  Verbindung 
mit  der  sozialen  Gesetzgebung,  gesetzhche 
Schiedssprüche  in  Arbeitskonflikten,  die 
Frage  der  Organisationsform  (ob  Be- 
rufs- oder  Industrieverband),  die  Frage 
der  gegenseitigen  Unterstützung,  der 
Frauenorganisation  und  anderes.  Wie 
man  sieht,  eine  reichhaltige  Tagesord- 
nung, auf  der  zudem  noch  politische  Ge- 
genstände standen.  Leider  verbietet  uns  der 
beschränkte  Raum,  auf  die  Verhandlungen 
näher  einzugehen.  Bemerkt  sei  nur,  dass 
der  Kongress  im  Prinzip  der  Errichtung 
eines  statistischen  Bureaus  fSr  die  skan- 
dinavische Arbeiterbewegung  zustimmte. 
Es  wurde  eine  Kommission  eingesetzt, 
tun  die  nötigen  Vorarbeiten  zu  machen. 
Durch  ein  solches  Bureau  dürften  sich 
die  Organisationen  der  skandinavischen 
.  Länder  nur  noch  näher  kommen.  Der 
nächste  Kongress  findet  1911  in 
Gothenburg  statt. 

X  X 

JjjJJ^JJJ"      Im    Anschluss    an  diesen 
fUn^nSt^  Knngrp^s  fand  am   la  bis 
13.    September    der  nor- 
wegische Gcwerkschaftskongrcss.  statt.  Es 
gelan^tf  tin  neues  Statut  für  die  gewerk- 
schaftliclic  Landeszentrale  zur  Beratung 
und  Annahme,  das  einen  Mindeststrcik- 
beitrag  von  7,20  Kr.  pro  Jahr  an  die 
Organisation  und  von  35  öre  pro  Monat 
und  Mitglied  an  die  Landeszentralc  fest- 
setzt.   Auch  die  Vertretung  der  Organi- 
^ationen  an   der  Landeszentrale  wurde 
neu  ger^lt.    Die  einzelnen  Organi- 
sationen wurden  verpfliditet.  möglichst 
umfangreiche      periodische  Aufnalnncn 
Über  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse 
m  den  einzelnen  Branchen  ni  machen 
and  das  Ergebnis  dem  Sekretariat  mit7u- 
teiten.    Eingehend  beschäftigte  sich  der 
Kongress  mit  der  Festsetzung  allgemeiner 
Bestimmungen       für  Tarifabschlüssc, 
welche  Frage  durch  die  sich  lebhaft  ge- 
staltende Tarifentwickelung  aktueU  ge- 
worden ist.      Sonst  bot   der  Kongrcss 
nichts  von  besonderem  Interesse. 
X  X 
Kmtm Chrwük  Die  Gcncralkommission  hat 
in  Nr.  40  des  Korrcspon-' 
denabtatts     einen  Aufruf 
zwecks  Unterstützung   der  Handlungs- 
gehilfen zur  Erringung  des  A  c  h  t  u  h  r  - 
ladenschlusses   erlassen.    >     H  if 
Organisationen  der  Kupferschmiede  tmd 


der  Zivilberufsmusiker  verlegten  am 
I.  Oktober  ihren  Sitz  von  ILimburg  nach 
Berlin.  X  Die  Zeitschrift  für  Graveure 
und  Ziseleure  hat  infolge  An- 
schlusses dieser  Organisation  an  den 
Metallarbeiterverband  am  21.  September 
ihr  Erscheinen  eingestellt.  Der  V*^sdie- 
arbeiterverband  vollzielit  zufolge  einer 
kürzlich  vorgenonunenen  Urabstimmung 
am  T.  November  sdnen  Anschluss  an 
den  Schncidcrverband.  X  Der  Hand- 
lungsgehilfenverband sowie  auch  der 
Tapezierverband  konnten  kürzlich  das 
Jubiläum  ihres  lOjährigen  Bestehens 
feiern.  emur  DEinnsitOT 

Genossenschaftsbewegung 
Internationa-  Vom  22.  bis  zum  25.  Scp- 
ItwSfV"'""'  tembcr   sah   Cremona,  die 
gTti»  Italienische  Gcigenstaat,  den 

7.  Kongress  des  Internationalen  Genossen- 
sehaftsbundes  in  ihren  Mauern.  Nahezu 
1000  Delegierte  von  18  verschiedenen  Na- 
tionen, die  rund  6  Millionen  Genossen- 
schafter vertraten,  hatten  sich  eingefun- 
den, um  an  der  grossen  —  Schaustellung 
teilzunehmen.    Denn  dass  der  Kongress 
etwas  anderes  war,    als  eine  imposante 
Schaustellung  mit  allerdings  recht  pro- 
grammwidrigen    Seitensprüngen  tmd 
Zwischenfällen,  winl  kein  unbefangen«?r 
Beurteiler  bestreiten  können.    Zu  ver- 
schieden sind  —  trotz  Ausscheidens  re- 
spekfive  Fembleibens  ganzer  Genossen- 
schaftsrichtungen: der  Crüger-WrabeU- 
sehen  Allgemeinen  Verbände  in  Deutsch* 
land  und  Österreich  und  der  grossen  deut- 
schen, österreichischen,  schweizerischen 
und  italienischen  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsverbände   —    die    in  der 
Allianz  vertretenen  wirtschaftspolitischen 
Anschauungen  und  die  mittels  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation  da  ver- 
folgten Zwecke.    Wir  finden  in  ihr  die 
feudiüen  fnmzösi sehen  und  ungarischen 
Agrargenossenschafter,     die  neutralen 
deutschen  und  schweizerischen  Konsum- 
vereinler, die  revolutionär  angehauchten 
südfranzösisdien  Weinbau|(enossenschaf- 
tcr  und  die  sozialistisch-politischen  belgi- 
schen,   französischen    und  italienischen 
Konsumgenossenscbafber.  Selbsthilfe, 
Staatshilfe,  Opposition,  intime  Freund- 
schaft mit  der  Regierung:  alle  diese  Be- 
griffe wohnen  hier  eng  beisammen,  und 
man  kommt  am  Ende  zu  dem  Schlttss, 
dass  das  einzige  Gemeinsame  die  äussere 
Rechtsform,  die  Genossenschaft  ist.  Das 
ist  aber  schliesslich  doch  etwas  zu  wenig. 
Wenn  wir  sehen,  das^  diese  äussere  Form 
nicht  einmal  genügt,  um  nur  die  Ge- 
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nossenschaftcn  eines  Landes  zu  ge- 
meinsamem Raten  und  Taten  zusammen- 
zuführen, so  dürfen  wir  um  so  weniger 
erwarten,  dass  ihr  dies  bei  den  Genossen- 
schaften der  verschiedensten  Länder  mit 
den  durch  die  nationale  Besonderheiten 
multiplizierten  Verständigungsschwierig- 
keiten   gelingt.    Der    einzige  wirksame 
internationale  Zusammenschluss  —  das 
bewiesen  die  Verhandlungen  selbst  — 
kann     nur     der     nach  gleichartigen 
Gruppen  sein,  wie  ihn  eben  die  land- 
wirtschaftlichen   Genossenschaften  zum 
Teil  schon  vollzogen  haben.    Mag  man 
dann,  wenn  nötig,  von  Gruppe  zu  Gruppe 
verhandeln,   so   wird    WLiiigslens  etwas 
Vemtinfüges  dabei  herauskommen. 
Die  äussere  Aufmachung  des  Kongresses 
war  trotz  der  erwähnten  inneren  Mängel 
eine  sehr  gläiuende.   Die  Stadt  hatte  die 
Ehren  einer  solchen  Tagung  voll  zu  wür- 
digen gewus<;t  und  sich  ins  Festgewand 
geworfen.   Nicht  nur  die  italienische  Re- 
gierung, sondern  auch  9  weitere  Staaten, 
darunter  Frankreich,  England,  Belgien, 
sogar  Russland  —  Deutschland  natürlich 
nicht  —  hatten  Vertreter  entsandt,  und 
auch  unter  den  Delegierten  selbst  wim- 
melte CS  nur   so  von   Ministern,  Ex- 
ministern  und  dergleichen. 
Die  feurige  und  mit  Beifall  überschüttete 
Eröffntingsrede  hielt  der  Präsident  des 
Kongresses,    der    bürgerlich  neutrale 
italienische    Genossenschaftsführer  und 
frühere  Minister  Luigi  Luzatti,  in  der  er 
sich  als  Kenner  und  objektiver  Beurteiler 
aller  Richtungen  und  Bestrebungen  inner- 
halb der  Genossenschaftsbewegung  oflFen- 
harte.    Damit  war  morgens  um  10  Uhr 
der  erste  Kongresslag  beendet.  Am  zwei- 
ten begannen  die  eigentlichen  Verhand- 
luiigcn    über    die    Frage    der  land- 
wirtschaftlichen Genossen- 
schaftsorganisation.  Hier  stan- 
den sicii  die  .Anschauungen  der  beiden 
Referenten  gegenüber:  die  des  danischen 
Ministers  Högsbro,  der  für  die  in  Däne- 
mark   so    ausseroflriitlich  erfolgreiche 
demokratische    Organisation    des  länd- 
lichen Kleinbesitzes,  und  die  des  Pro- 
fessors G.  Reinen',  der  für  die  gemein- 
schaftliche Bewirtschaftung  des  Bodens, 
die  in  Italien  noch  aus  früheren  Zeiten  in 
Form   der  genossenschaftlichen  Pacht- 
güter sich  erhalten  hat.  eintrat.   Eine  von 
lotztert^m  vorgelegte  Resolution,  die  ent- 
sprechende gesetzgeberische  Massnahmen 
forderte,  wurde  jedoch  —  wie  es  scheint, 
auf  Grund  eines  Missvcrständiii><es  — 
abgdehnt.    Schon  bei  diesem  Punkte 
kam    es   zu    allerlei  tumultuarischen 


Szenen,  als  nämlich  die  italienisdten  und 

franz<")si  sehen     Sozialisten    ein  (später 
wieder  zurückgezogenes)  .\mcndement, 
das  eine  stärkere  Betonung  des  sozialisti- 
schen   Gedankens   enthielt,  einbrachten. 
Grosse  Muhe  gaben  sich  hier  der  Präsi- 
dent des  Bundes,  Henry  VV.  WoUT  und 
Heinrich  Kaufmann  vom  deutschen  Zcn- 
tralverband,  die  vom  Generalanwalt  Haas 
der  deutschen  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften bei  anderer  Gelegenheil 
getane  Äusserung  zu  widerlegen,  dass  in 
dem  Bunde  kein  Raum  für  landwirt- 
schaftliche Genossenschaften  sei.  Merk- 
würdigerweise wurden  die  Verhandlungen 
über  diese  ganze  Frage  abgebrochen  und 
erst  am  Schlüsse  des  Kongresses  zu  Ende 
gefuhrt.  Oder  vielmehr  n  i  c  h  t  zu  Ende, 
da  über  die  \v(  itcrtn  eingebrachten  R  *so- 
lutionen,  unter  denen  eine  von  Adolf  von 
Elm  beantragte  eine  vorzügliche  Zusam- 
menfassung   der    ländliclicn  g:enossen- 
schaftlichen  Aufgaben  und  Organisations- 
methoden  enthielt,  die  Abstimmung  we- 
gen vorgerückter  Zeit  bis  zum  —  nächsten 
Kongress  in  3  Jahren  verschoben  wurde. 
Noch  einmal  versuchten  die  itatienisdien 
Sozialisten,  für  ihre  .Anschauungen  Pro- 
paganda zu  machen,  indem  sie  bei  dem 
Punkt  Die  Genossenschaft  als  Helferin 
der  arbeitenden  Bevölkerung  eine  in  den 
vier   Kongresssprachen   gedruckte  Priu- 
zipienerklärung  zur  Verteilung  brachten. 
Darin  wurde  die  Verquickung  der  ge- 
nossenschaftlichen    mit     der  übrigen 
0  k  o  n  o  m  i  s  c  h  e  n  Arbeiterbewe- 
gung, wie  solche  in  Italien   in  dem 
Btmde  der  Gewerkschaften,  Genossen- 
schaften und  Hilfskassen  bereits  Tatsache 
geworden  ist,  sowie  die  Hingabe  von 
Geldmitteln  durch  die  Genossenschaften 
für  alle  Formen  des  Klassenkampfes  ge- 
fordert.  Ohne  dass  es  dank  der  sehr  ob- 
jektiven  Geschäftsführung  des  Präsi- 
denten zur  Vergewaltigung  dieser  .An- 
sichten kam,  zeigte  es  sich  doch,  dass  die 
Mehrheit   des   Kongresses   nicht  diesen 
Standpunkt  einnahm.    Im  übrigen  hatten 
zu  diesem  Punkte  der  Belgier  Louis  lUr- 
trand  und  G.  Garibotti,  der  Gründer  so 
vieler   italienischer    genossenschaftlich  r 
Volkshäuser  auf  dem  Lande,  Referate, 
in  denen  jeder  die  Vorzüge  seiner  Organi- 
sation' pries.    Die  bedeutsamsten  .Anre- 
gungen gaben  die  Verhandlungen  über 
den  Punkt  DiV  li'ichtigkcit  des  ticnossen- 
schaftlichen    Grosseinkaufs.     Ein  Vor- 
schlag Dr.  Hans  Müllers  aus  Basel  wurde 
angenommen,  wonach  die  Grosseinkaufs- 
gesellsdiaften  der  einzelnen  Länder  der 
Frage  des  gemeinsamen  inter- 
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nationalen  Einkaufs  näher  treten 
sollen.  Ferner  wurde  einer  Resolntioii 
zngcstimmt,  die  unter  anderem  den  Aus- 
bau Rcschäftlicher  Beziehungen  zwischen 
den  einzelnen  Grosseinkauf sgcsellscliaften 
fordert.  Endlich  hörte  der  Kongrcss  noch 
ein  Referat  über  die  Stellung  der  Frau 
in  der  Genossenschaftsbewegung  im  Sinne 
der  englischen  Frauengilde  an.  über  das 
in  der  Diskussion  keine  abweichende  An- 
sidit  laut  wurde. 

An  Stelle  des  jetzigen  Vorsitzenden 
H.  W.  Wolff,  der  infolge  verschiedener 
Differenzen  sein  Amt  niederlegte,  wurde 
der  sj'mpathischc  Direktor  der  engli- 
schen C.  IV.  S.,  Maxwell,  gewählt. 
Den  Schluss  des  Kongresses  bildete,  wie 
gesagt,  die  Abmurksung  der  noch  vor- 
.  liegenden  Anträge,  worauf  man  ziemlich 
deprimiert  auseinanderging,  mit  Ausnahme 
der  Sozialisten,  die  unentwegt  und  un- 
entmutigt  ihre  Internationale  sangen. 

X  >< 
ÖtterreMi:  Die  österreichischen  Partei- 
Partei  oodae- genossen  scheinen  es  sich 
BOM«iMchaft   vorgenommen  zu  haben,  uns 

auf  allen  Gebieten  zu  zeigen,  dass  sie  auf- 
gehört haben,  unsere  Schüler  zu  sein,  als 
die  sie  sich  selbst  immer  noch  bescheiden 
bezeichnen,  dass  sie  sich  vielmehr  in  der 
richtigen  Erfassung  grosser  prinzipiefler 
und  taktischer   Probleme  allmählich  zu 
unseren  Lehrmeistern  herausgebildet  ha- 
ben. Nachdem  sie  eben  erst  mit  bewun- 
derungswürdigem Geschick  den  Wahl- 
rechts- und  Wahlkaropf  zu  einem  glück- 
lichen Ende  geföhrt  haben,  rufen  sie  ihre 
Anhänger  zu  einem  neuen  Kampf  auf  den 
Plan,  zu  dem  gegen  die  Ausbeutung  der 
Konsumenten  durch  landwirtschaftliche 
imd    industrielle    Ringbildungen.  Aber 
nicht  nur  zu  Protestversammlungen,  zu 
Interpellationen  und  Gesetzesanträgen  im 
Parlament,  die  ja  einen  sehr  schönen 
Demonstrationswert   haben,   aber  tmter 
den  gegebenen  Verhältnissen  doch  prak- 
tisch wirkungslos  bleiben  müssen,  for- 
dern sie  auf.    Sie  verweisen  ihre  An- 
hänger vielmehr  vor  allein  auf  den  Weg, 
der  nicht  die  einzige  und  vielleicht  auch 
nicht  die  rationellste  Lösung  des  Pro- 
blems bic-tet.  der  aber  den  einen  grossen 
Vorzug  hat,  dass  er  gangbar  ist:  auf 
den  der  genossenschaftlichen  Selbsthilfe. 
Dr.  Karpeles,  einer  der  Hauptgenosscn- 
sdiafter  Österreichs,  hielt  auf  dem  kürz- 
lidi   abgdialtenen  sozialdemokratischen 
Parteitag  unter  grossem  Beifall  als  Re- 
ferent zum  Punkte  Lebensmittclzvuchcr 
eine  Rede,  in  der  er  allerdings  im  wesent- 
lichen nnr  das  selbe  sagte,  was  audi  von 


den  deutschen  Genossenschaftern  seit 
Jahren  tmermüdlich  gepredigt  wird.  Dass 

es  nämlich  notwendig  ist,  der  sich  rapid 
vollziehenden  Organisation  der  agrari- 
schen und  industriellen  Produzenten  zum 
Zwecke    einer    Hinaufschraubung  Her 
Preise  aller  wichtigen  Lebensmittel  und 
Bedarfsartikel,  für  die  er  eine  Reihe  in- 
teressanter Fki spiele  anführte,  eine  ebenso 
starke  Organisation    der  Konsumenten 
gegenüberzustellen.    Schon  der  einzelne 
Konsumverein     wirke  preisregulierend. 
Der  weitere  Schritt  sei  dann  der  Zu- 
sanwnenschluss  der  Konsumvereine  zji 
machtvol len  Grosseinkaufsorgan i sationen 
und  endlich  der  Übergang  zur  Eigenpro- 
duktion, durch  die  die  \V\irzel  des  kapi- 
talistischen   Systems    getroffen  werde. 
Wohl  um  MissverstSndnissen  vorzubeu- 
gen,   betonte    er    nodi    die  nritwerulige 
gleichzeitige  Anwendung  des  politischen, 
gewerkschaftlichen  und  genossenschaft- 
lichen Kampfes.    Das  Referat  fand  leb- 
haften Beifall,  und  die  Debatte  bewegte 
sich  nur  im  ergänzenden  Sinne.  Zum 
Schluss  wurde  die  vom  Referenten  vor- 
geschlagene  Resolution  einstimmig 
angenommen,  in  der  die  Gedankengänge 
des  Referats  kurz  zusammengefasst  »nd, 
und  in  der  es  dann  weiter  heisst:  »Der 
Psrteitag  macht  es  deshalb  allen  Ge- 
nossen zur  Pflicht,  überall  dort,  wo  Kon- 
sumvereine bestehen,  diesen  beizutreten 
und  ihre  Pflichten  als  Mitglieder  zu  er- 
füllen tmd  dort,  wo  Konsumvereine  nicht 
bestehen,  die  politische  und  gewerkschaft- 
liche Organisation  aber  eine  entsprechende 
Stärke  erreicht  hat  und  die  sonstigen 
ökonomischen  Bedingungen  den  sicheren 
Bestand  der  konsumgenossenschaftlichen 
Organisation  gewährleisten,  im  Einver- 
ständnis mit  diesen  Organisationen  Kon- 
sumvereine zu  gründen.    Der  Parteitag 
erklärt,  dass  die  Konsumvereine  ihre  Auf- 
gabe nur  dann  erfüllen  können,  wenn  sie 
im  Geiste  der  modernen  Arbcitor!)ewe- 
gung  geleitet  werden  und  ihre  lokalen 
Interessen  dem  Interesse  der  Gesamtheit 
unterordnen.«     Endlich  wird  empfohlen, 
»der   Entwickelung    der  lamlwirischaft- 
lichen  Genossenschaften  besondere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken  tmd  den  direk- 
ten Geschäftsverkehr  nach  Möglichkeit  zu 
pflegen«. 

Mit  diesem  Beschluss  hat  die  öster- 
reichische Sozialdemokratie  den  fortge- 
schritten-len  Standpunkt  in  der  Beurtei- 
lung der  Konsumgenossenschaften  von 
allen  nationalen  Soziahleniokratieen,  ein- 
schliesslidi  der  belgisdien,  eingenommen. 
X  X 
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KvMChfMik  Der  Nfimberger,  zirka  6000 

Mitglieder  starke  Konsum- 
verein hat  beschlossen, 
mangels  einer  kommunalen  Initiative  den 
Wohnungsbau  für  seine  Mitglieder, 
und  zwar  so  bald  wie  möglich  und  in 
möglichst  grossem  Umfange,  in  die  Hand 
zu  nehmen.  X  Der  Leipzig-Plag- 
witzer  Konsumverein  hat  in  dem  am 
30.  Juni  abgeschlossenen  Geschäftsjahr 
seine  Mitgliederzahl  von  38359  auf 
38619,  seinen  Umsatz  von  14299470  auf 
14  788  461  M.  und  seinen  Reinüberschuss 
von  1336644  auf  1375343  M.  erhöht 
Er  beschäftigt  in  seinen  70  Verkaufsstel- 
len, 3  Warenhau<crn,  den  beiden  Bäcke- 
reien, der  Mühle,  der  Schlächterei,  Tisch- 
leret, Schlosserei,  Klempnerei  usw.  ein 
Persona!  von  zirka  1000  Personen.  X 
Der  in  Neuss  abgehaltene  13.  Dele- 
giertentag katholischer  Arbei- 
tervereine hat  sich  gegen  die  Her- 
anziehung der  Konsumvereine  zur  Ein- 
kommensteuer aasgesprochen.  X  In 
Schweden  hat  sich  kürzlich  eine  ge- 
nossenschaftliche Frauengilde  nach  eng- 
lischem Muster  gelrildet,  die  bereits 
32  Zwcipfvereine  mit  1400  Mitgliedern 
zählt  und  kürzlich  ihren  ersten  Kongress 
abgebalten  hat  stiiiwü  nmm 

Sozial pldaflofllsdw  Pw»eflung 
Sexuaiefsi«.   D»,  Problem  der  Sexual- 
"*  Pädagogik  hat  heftiger,  als 

andere  Fragen  der  Sexual - 
lehre  und  der  Erziehung,  die  <^inüter 
beschäftigt  und  erregt.  Hier  wären  die 
inneren  und  äusseren  Widerstände  be- 
sonders stark.  Die  geschlechtlichen 
Dinge,  von  denen  vor  nicht  langer  Zeit 
die  Erwachsenen  tu  schweigen  hatten, 
solUti  zu  dorn  zarten  kindlichen  Dasein 
und  Bewusstsein  in  ein  intellektuelles 
und  Empfindungsverhältnis  gebracht 
werden.  F.s  i^t  bcprcifüch.  da^s  gepcn 
die  Forderung  nicht  nur  diejenigen  sich 
auflehnen,  die  sich  unbefangenem  Den- 
ken in  preschlechtlichen  Dingen  absolut 
unzugänglich  erweisen,  sondern  dass 
auch  die  zu  ihm  befähigten  sidi  bei  die- 
sem Punkte  die  Saclic  noch  einmal  über- 
legen. Der  Widerstand  beruht,  wo  er 
absolut  ist,  wesentlich  auf  dem  alther- 
kommendcn  Druck,  den  die  religiös- 
christliche  Ethik  aul  unser  gesamtes 
Denken  und  Empfinden  übt  Wo  man 
aber  schon  freier  geworden  und  nur 
speziell  die  Kinder  schonen  zu  müssen 
vermeint,  da  handelt  es  sich  um  den 
weitverbreiteten,  naheliegenden  Irrtum, 
den,    wie  Forel  in  seiner  Sexuellen 


Frage  /München,  Reinhardt/  gut  her- 
vorhebt, die  Erwachsenen  immer  wieder 
machen,  dass  sie  nämlich  ihre  eigenen 
Gefühle  in  das  Kind  hinein  verlegen, 
während  doch  in  Wirklichkeit  das,  was 
den  Erwachsenen  sexuell  reizt,  das 
sexuell  unreife  Kind  völlig  indifferent 
lässt.  Der  Kampf  um  die  sexuelle  Auf- 
klärung der  Jugend  ist  nun.  wie  die 
Dinge  liegen,  im  Prinzip  erledigt,  das 
Ziel  ist  gesteckt.  Es  besteht,  um  bei- 
spielsweise mit  einem  der  Referenten  des 
Mannheimer  3.  Kongresses  der  D.  G. 
B.  G.,  dem  Lehrer  H  ö  1 1  e  r  -  Hamburg, 
zu  sprechen,  darin,  »das  Denken  imd 
Reden  über  sexuelle  Verhältnisse  aus 
dem  Sumpfe  der  Lüsternheit  und  Ge- 
meinheit, aus  dem  Nebel  der  Prüderie 
und  der  Heuchelei  wieder  emporzuheben 
in  den  Bereich  des  Natürlichen  und 
Natumotwendigen.  des  mit  klarem,  un- 
befangenem 1^1  icke  anzuschauenden 
Selbstverständlichen«.  Mag  immerhin 
tm  Schosse  der  Familien  der  bange 

Widerstand  noch  manche  Stätte  finden, 
in  der  öffentlichen  Erörterung  ist  davon 
kaum  die  Spur  mehr.  Die  Ansiditen 
variieren  über  das  Wie  und  das  Wann, 
auch  darüber,  ob  das  Haus  oder  die 
Schule  den  überwiegenden  Anteil  der 
Aufgabe  zu  erfüllen  habe,  aber  dass 
Aufklarung  notwendig  ist.  darüber  sind 
Pädagogen  und  Arzte  der  verschieden- 
sten politischen  Richtungen  einig. 
Auf  dem  Mannheimer  Kongress,  dessen 
interessante  VerliandUmgen  unter  dem 
Titel  Sexualpädagogik  /Leipzig,  Barth/ 
im  Druck  vorliegen,  hat  das  Thema  eine 
vielseitige  Beleuchtung  gefunden,  und 
sehr  erschöpfend  hat  S  i  e  b  e  r  t ,  ein  zur 
philosophischen  Betrachtung  neigender 
Arzt,  in  .seinem  Buch  für  FJicm  /Mün- 
chen, Seitz  &  Schauer/  die  Frage  der 
sexuellen  Aufklärung  und  Erziehimg  be- 
handelt. F.r  stellt  dem  Individuum  eine 
auf  nationalem  Gefühl  ruhende  Moral 
entgegen  und  verlangt  abgdclarte  und 
natürliche  Auffassung  des  Liebeslehen^ 
an  Stelle  der  >vom  asketisch-christlichen 
Geist  eingegebenem.  Siebert  leidet  auf 
Grund  eines  Missverständnisses  über  das 
Verhältnis  zwischen  Sozialismus  und 
Volkstum  an  einer  heftigen  Socialis- 
mophobie, und  da  ihm  überhaupt  sozi-ile 
Kritik  fehlt,  so  bleibt  sem  Buch  allge- 
mein im  Ideologischen  stecken.  Es  ist 
dennoch  eine  vortreffliche  Arbeit.  In 
ihm  findet  sich  der  schöne  Satz,  dass 
unser  menschliches  Staatswesen  wesent- 
lich eine  grosse  verwickelte  Einrichtung 
zum  Schutze  der  Nachkommen  seL 
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Was  zunächst  die  Frage  Schule  oder 
Haus?  anlangt,  so  ist  es  klar,  dass  man 
bei  einigem  Einblick  in  die  Wirklichkeit 
der  sozialen  Zustände  heute  von  der  Fa« 
niilic  nur  wenig  erwarten  kann  und  des* 
halb  um  so  mehr  von  der  Schule  ver- 
langen mtiss.  Auf  diesem  Standpunkt 
jitohen  Maria  Lischnewska.  deren 
Arbeit  Die  geschlechtliche  Belehrung 
der  Kinder  in  den  SosiaKsUsehen  Mo- 
natsheften (1906,  2.  Bd.,  pag.  1068)  be- 
reits gewürdigt  ist,  und  Genosse 
R  ö  h  1  e .  dessen  Vortrag  Die  Aufkßnmg 
der  Kinder  über  geschlechtliche  Dinge 
/Bremen,  Buchhandlung  der  Bremer 
BOrgergeiiUHg/  sich  als  eine  Inirze  und 
praktische  Anregung  zu  weiterem  Ein- 
dringen in  die  Frage  darstellt.  Unter 
den  Ansichten  über  das  der  Schule  auf- 
zuerlegende Verhalten  haben  wir  als  sehr 
zutreffend  diejenige  zu  bezeichnen, 
welche  Höller  auf  dem  Kongress  vor- 
brachte, und  die  von  Henriette 
Furt  h  unterstützt  wurde,  die  Ansicht 
nämlich,  daas  in  der  Volksschule  die 
Aufklärung  zum  Bestandteil  des  passend- 
sten, das  ist  des  naturgeschichtlichen 
Unterrichtsfaches  gemacht  werden  und 
über  die  diesem  aur  Verfügung  stehende 
Ldurtdt  verteilt  werden  muss,  dass  hin- 
gegen die  Erledigung  dm^  gelegent- 
liche Vorträge  den  Zweck  verfehlt  Der 
feierliche  Anstrich  solcher  Gelegenheiten 
ist  ebenso  sehr  vom  t^bcl,  wie  die  dabei 
gebotene  Komprimierung  des  Stoffes. 
Die  Mannheimer  Resoltition  sagt  so- 
nächst  gcwissermasscn  prinzipiell,  dass 
Haus  und  Schule  sich  an  der  Aufgabe 
der  sexualpädagogischen  Reform  *in 
gleicher  Weise«  zu  bcteilif2;en  haben.  Im 
Prinzip,  das  hcisst  ausserhalb  des  realen 
Augenblicks,  ist  das  auch  wahr  und 
richtig.  Zu  den  Forderungen  des  Augen- 
blicks übergehend,  stellt  die  Resolution 
aodann  fest,  dass  systematische  Be- 
lehrung nicht  möglich  ist.  solange  Leh- 
rer und  Eltern  noch  nicht  vorgebildet 
siikL  Die  Belehrung  dieser  sei  daher  die 
erste  Forderung ;  nichtsdestoweniger 
sollte  aber  auch  heute  schon  die  Auf- 
klärung der  geschlechtsrcifen  Jugend 
>in  den  Oberklassea  höherer  Lehranstal- 
ten, in  FortUldmigsfachschulen  usw.«  im 
Rahmen  eilieS  allgemeinen  Hygiene- 
unterrichts  stattfinden.  Das  realpolitische 
Abwägen  der  Forderungen  auf  Ihre 
momentane  Erfüllbarkeit  ist  gewiss  gut- 
zuheissen.  doch  gerade  dieser  Stand- 
punkt hätte  ein  deatliches  Betonen  der 
heutigen  Unfähigkeit  des  Hauses  'ind 
der  überwiegenden  Verpflichtung 


der  Schule,  nicht  zum  wenigsten  der 
Volksschule,  erfordert.  Von  der  Volks- 
schule aber  schweigt  des  Sängers  Höf- 
lichkeit leider  absolut.  Die  Zurückhal- 
tung im  Punkte  der  Volksschule  ist  na- 
türlich keineswegs  rein  aus  politischen 
Motiven  zu  verstehen.  Aber  wenn  sie  sich 
auf  das  jungendliclie  Alter  der  Volks- 
schüler beruft,  so  ist  das  im  besten  Falle 
kaum  etwas  anderes,  als  ein  Abdanken 
der  sozialen  NotwL-ndipkcit  :uif  Grund 
des  eingangs  nach  Forel  hervorgehobenen 
Generaltrrtums  der  Erwachsenen.  Die 
Kraft  dieses  Irrtums  wird  nur  um  so 
deutlicher,  je  schärfer  schon  die  soziale 
Sehkraft  ausgebildet  ist  A 1  f  r  e  d  ▼  o  n 
L  i  n  d  b  e  i  m  versteht  es.  in  seiner 
sozialstatistischen  Untersuchung  Saluti 
inventutis  /Wien,  Deuticke/  die  Woh- 
nungsmisere  der  ärmeren  Klassen  mit 
ihrem  Schlafgängertum  scharf  als  das  zu 
zeichnen,  was  sie  ist:  die  erste  Vorstufe 
für  den  Verderb  dvr  Kinder  und  die  Er- 
schwerung aller  Aufsicht,  und  doch 
bringt  er  es  zwei  Seiten  weiter  nicht  fer- 
tig, die  systematische  Schulaufklärtmg  an- 
ders als  für  höhere  und  Mittelschulen  zu 
fordern,  meint  vielmehr  ausweichend,  die 
Frage,  wie  man  sich  zu  den  Kindern  bis 
zum  elften  Jahre  verhalten  solle,  löse  am 
leichtesten  eine  gute  und  verständige 
Mutter,  »wie  wir  sie  ^  glücklicherweise 
ebenso  im  Paläste,  wie  in  der  Hätte 
findent. 

Was  das  Alter  anlangt,  in  dem  zu  beleh- 
ren ist,  meint  mit  Recht  Iwan  Bloch 

in  seinem  Sexualleben  unserer  Zeit  /Ber- 
lin, Marcus/,  dassi  die  Kinder  der  Gross- 
städte »nicht  früh  genug«  aufgeklärt 
werden  können  .  Sticker  sagt  in  Ge- 
sundheit und  Erstehung  /Glessen, 
Ricker/,  dass  Beldimng  vor  jeder  Er- 
fahrung eintreten  solle,  und  Foreb  und 
andere  fordern  eindringlich,  dass  Lehrer 
und  Eltern  der  Anfklärang  von  unlaute- 
rer Seite  zuvorzukommen  haben.  Auf 
das  Zuvorkommen  kommt  es  an,  und 
deshalb  sind  die  allerfrühesten  kindlichen 
Fragen  aufrichtig  und  bereitwillig  zu  be- 
antworten, was  um  so  leichter  ist,  je 
besser  man  sich  gegenwärtig  hält,  dass 
sie  aus  rein  intellektuellem  Interesse  ge- 
stellt werden.  Ist  der  Intellekt  nie  ge- 
täuscht worden,  so  wird  das  erwachende 
Gefühl  unbefangen,  freudig  und  ehrerbie- 
tig, för  die  etgendtche  sittliche  und  so- 
ziale Aufklärung  empfänglich  sein.  Es 
wird  sich  bereitwilliger  in  die  rechte  Bahn 
leiten^  lassen.  Steht  man  auf  diesem 
Standpunkte,  so  wird  man  das  Ausgehen 
von  dem  poetisch  verschleierten,  inag- 
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gressiven  Geschlechtsleben  der  Pflanzen, 

welches  Höllcr  allerdings  eine  Konrcs- 
sion  an  das  uns  anerzogene  peinliche  Ge- 
f&hl  in  sexuellen  Dingen  nennt,  als  sehr 
zweckdienlich  gutheissen.  Gerade  mit- 
tels dieser  Analogien  aus  der  Pflanzen- 
welt ist  es  mSglieb,  sich  dem  frühesten 
kindlichen  Bewusi;tscin  anzupassen.  Man 
soll  auch  nicht  vergessen,  auch  nicht 
später  der  gcschlechtsreifen  Jugend 
gegenüber.  (!ass  die  zu  verabreichenden 
naturwissenschaftlichen  Kenntnisse  nicht 
von  so  weitgdiender  Exaktheit  zu  sein 
brauchen,  wie  wenn  sie  mehr  wären,  als 
Mittel  zum  Zwecke  hygienischer,  sitt- 
licher und  sozialer  Erkenntnis.  Man  gehe 
nicht  davon  aus,  dass  jeder  Vorbehalt 
Heuchelei  und  jedes  Aufdecken  sittlich 
fördernd  ist.  Man  vergesse  nicht  den 
Wert  des  gesunden  Schamgefühls.  Wich- 
tiger, als  alle  Genauigkeit  der  Belehrung, 
sind  Reinheit  und  Unbefangenheit  des 
Belehrenden.  Sie  messen  dem  aufklären- 
den Worte  sein  sittiiches  und  soziales 
rifwirlit  7u.  Übereinstimmend  mit  ande- 
ren Autoren  hat  unsere  Genossin  Dr. 
Adams  Lehmann  in  ihrem  Artikel 
Scxurür  Pädagogik  in  diesem  Bande  der 
Sosialistischen  Monatshefte,  pag.  749  ff., 
die  »Eltempflege«  mit  Recht  die  erste 
Grundlage  der  Sexualpädagogik  genannt. 
Schädliche  und  unnütze  Aufklärung 
kommt  heute  nicht  allein  von  sdileehter 
Kameradschaft  etc.,  häufig  kommt  sie 
jetzt  schon  von  seitcn  eines  mit  der 
sexualpädagogischen  Strömung  rechnen- 
den gewinnsüchtigen  Buchhandels,  der 
seinen  wissenschaftlich  wertlosen  Er- 
zeugnissen, die  nur  der  Neugierde  ge- 
nugtun, einen  zcitgemässen  Mantel  um- 
zuhängen bestrebt  ist.  In  diesem  Zu- 
sammenhang müssen  wir  auch  gewisser 
KunstersithuHgsprodvktt  hier  Erwähnung 
tun.  die  reklamehaft  die  Schönheit  des 
nackten  K(">rpers  prti^rn.  und  die  gerade 
in  künstlerischem  Sinne  wenig  mehr  als 
Gemeinheiten  zu  bieten  haben.  Gewiss 
off«  nliart  drr  menschliche  Körper  seine 
Schönheit  dem  Auge  des  Malers  und 
Kunstlers,  damit  er  «e  und  ihre  reine 
erziehende  Kraft  festhalte,  allen  zu 
Freude  und  Nutzen.  Aber  am  allerwenig- 
sten wird  die  gleiche  Offenbarung  der 
photographischen  Kamera  zu  teil.  Die 
jetzt  in  Schaufenstern  und  in  zahlreichen 
Prospekten  angebotenen  Anschauungs- 
mittel  sind  mit  seltenen  Aufnahmen  trotz 
aller  Phra5en  von  Kunst  und  Pädagogik 
im  Grunde  nur  Spekulationen  auf  die 
Lüsternheit  Allerdings,  es  gibt  auch 
einen  ernst  zu  nehmenden  Kultus  der 


Schönheit  und  Nadcthett  Ihn  Termögen 

wir  in  Richard  Ungcwitters  be- 
geisterter Schrift  Die  Nacktheit  in  ent- 
tBiekinrngsgesehiehHieher,  gesmndkeWiieker, 

moralischer  und  künstlerischer  Beleuch- 
tung /Stuttgart,  Ungewitter/  zu  erken- 
nen.  Abgesdien  von  einigen  unschSnen 

photographischen  Aktbildern  und  etwas 
naturmenschiger  Sonderlichkeit,  enthält 
das  Buch  nur  Gutes.      Es  vertritt  in 

ernster  und  wirksamer  Weise  die  Forde- 
rungen der  Sexualreform  und  SexuaJer- 
ziehung. 

Die  Aufklärung  der  Jugend  kann  immer 
nur  einen  Teil  der  Sexualerziehung  aos- 
machen.  Bloch  nennt  als  den  asdem. 
ohne  den  alle  .Aufklärung  nichts  nütze, 
die  Erziehung  des  Willens,  des  Charak- 
ters. In  unserer  nächsten  Rundschau 
werden  wir  auf  diesen,  für  unsere  ganze 
Stellungnahme  zur  sexualpädagogischen 
Bewegung  entscheidenden  Punkt  der 
Willenserziehung  des  näheren  zurück- 
kommen. 

X  X 
Kurz«  Chronik  Der  12.  Jahresbericht  der 
Ersten  BWenfHehen  Lese- 
halle cu  Berlin,  begründet 
von  der  Deutschen  Gesellschaft  für 
ethische  Kiülur,  erweist  eine  Zunahme 
der  Entleihungen.  13808  gegen  10057  im 
Vorjahre,  und  eine  Abnahme  der  Bücher- 
benutzung  an  Ort  und  Stelle.  20291  gegen 
25  947.  auf.  Hierbei  entfallen  auf  be- 
lehrende Literatur  25  %  und  lO  %.  gegen 
22  und  18  im  \'orjahrc.  X  Rio  Gesell- 
schaft zur  Verbreitung  von  Volksbildung 
(Sitz  Berlin)  begründete  im  Jahre  1906 
421  Bibliotheken  mit  72 147  und 
unterstützte  3732  Bibliotheken  mit  44  819 
Bänden.  Sie  liess  ausserdem  583  Wan- 
derbibliotheken mit  26  Bänden  zirku- 
lieren. X  Der  Bericht  über  den  12.  Lehr- 
gang der  Freien  Fortbildungs- 
kurse für  Arbeiter,  veranstaltet  von 
der  sozialwissenschaftlichen  Abteilung 
der  Wüdenschaft  der  technischen  Hoch- 
schule zu  Rcrlin-Charlottcnburg  mel- 
det 868  Belegungen  durch  533  Teilneh- 
mer (dabei  17  Frauen)  der  auf  neun 
Fächer  (Deutsch.  Rechnen.  Buchfüh- 
rtmg,  Algebra,  Geometrie,  Mechanik, 
Physik,  Zeichnen,  Arbeiterversidtemng) 
verteilten  Kurse.  Von  den  Hörem  hat- 
ten 368  eine  (xemeindeschule.  132  eine 
Dorfschule.  l6  höhere  Lehranstalten  be- 
sucht. X  Die  Berliner  Freie  Hochschule 
veranstaltete  in  ihrem  Berichtsjahre 
1906/1907  52  Vortragszyklen, 
welche  ^Sßi  Hörer  aufweisen,  darunter 
45  %  Frauen.    Die  Beteiligung  der  Ar- 
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better  betrug  15  %,  die  kaufmännischer 
Angestellter  45  %.  6  Einzelvorträge 
fanden  ausserdem  1550  Besucher.  Die- 
sen Verein  stsnd  von  der  Stsdt  Berlin 
eine  Subvention  von  1000  M.  zur  Ver- 
fignng.  X  Der  3.  Jahresbericht  des 
Berliner  Votksehors  blickt  mit  Befriedi- 
ßuns?  auf  eine  Zunahme  seiner  singenden 
Mitglieder  und  der  Besucherzahl  zurück. 
Es  seheint,  es  will  dem  nodi  jungen  Ver- 
ein gelingen,  in  der  Arbeiterschaft  Ver- 
ständnis für  gute  Musik  heimisch  zu 
machen.  Wir  haben  uns  mit  ihm  mehr- 
mals eingehender  befasst  und  wünschen 
ihm  weiter  alles  Gute.  X  In  Stockholm 
tagte  vom  29.  bis  31.  Joli  der  12.  inter- 
nationale Kongfrcss  gegen  den  A  1  k  o  - 
h  o  I  i  s  m  u  s.  Es  sprachen  unter  ande- 
ren Forel  und  Aschaffenburg  für  Ab- 
stinenz. X  Der  deutsche  Abstinen- 
te n  t  a  g  fand  vom  24.  bis  30.  Juli  in 
Flensburg  statt  mma  UMMfonn 

KUM5T 
Mdrtfcunst 

■••••■i*Wrt«rMan  hört  jetzt  häufiger  die 
Klage,  dass  unsere  Dicli- 
tung  den  Zusammenbang 
mit  dem  Leben,  mit  dem  wirklichen,  le- 
bendigen Leben,  verliere.  Einzelne  ver- 
lieren ihn,  die  meisten  haben  ihn  noch 
nie  gefunden.  Und  auch  diesmal  führt 
der  Weg  meist  su  solchen  Schrift- 
stellern. 

Erst  «1  einem  schwächlichen,  schwitzen- 
den» sehr  gewissenhaften,  nicht  licRabten 
Historiker.  Der  hat  sich  an  der  Grösse 
der  französischen  Revolution  berauscht. 
Der  hat  mit  Behagen  die  aufblühende 
Menschlichkeit  gesehen,  die  in  den  vorbe- 
reitenden Geistern  der  Revolution  wirkte. 
Das  Schauspiel  packte  ihn.  Er  wollte 
es  Kunstwirkfichkeit  fftr  uns  werden 
lassen.  Und  das  gelang  ihm  nicht.  Der 
grosse  Wille,  das  kleine  Vermögen.  Die 
kurzsichtige  Ungerechtigkeit,  die  prah- 
lende- und  nicht  geschmackvolle  Uber- 
schwänglichkeit :  Friedrich  Hin- 
dersin,  wahrscheinlich  ein  sehr  be- 
lesener, ein  angenehm  plaudernder  Ge- 
lehrter mit  nicht  ganz  abgeschliffenen 
Schulmeistermanieren,  will  dichten.  Er 
hat  einen  stolzen  Buchtitel :  Die  Heiligen 
der  Freiheit  /Dresden,  Reissncr/.  Er 
hat  ebenso  stolze  Heilige:  Rousseau,  Di- 
derot, Voltaire,  Robespiere,  Marat,  Ca- 
mille  Desmoulins  und  dessen  süsse 
Lucile,  Danton  und  die  anderen  Helden 
des  Terror.  Aber  keiner  hat  Form  durch 
ihn.   Alle  tragen  ein  verpatztes  Kostüm. 


Der  Mann  fühlt  nie  die  Seele  der  Ge- 
schichte. Aus  trfiben  Quellen  flicstt  Min 
Werk. 

Liest  man  hierauf  einige  andere  Budier, 

bei  deren  Niederschrift  die  Feder  der 
Literaten  leichter  ging,  so  ist  man  wie- 
der äber  die  Dinge  schmerzlich  erstatmt, 

die  jetzt  des  Dichtens  wert  erscheinen. 
Es  heisst,  dass  der  jtmge  Österreicher 
Max  Brod  einen  neuen  Geist  in  sich 
trage,  der  Förderung  verdiene,  weil  er 
eine  Zukunft  bedeute.  Ich  kenne  von 
Brod  nur  seinen  letzten  Band  kurzer 
Geschichten.  Experimente  /Berlin,  Jun- 
cker/. Ich  glaube:  die  Lobenden  haben 
nicht  recht  Ich  hatte  den  jtmgen  Herrn 
nach  einigen  flüchtig  gelesenen  Aufsätzen 
schon  im  Verdachte  ilcs  ganz  bösartigen 
Preziösentums,  und  ich  bin  noch  mdir 
enttäuscht  nach  diesem  letzten,  mageren 
Band.  Experimente  ist  ja  ein  sehr  be- 
scheidener Titel,  aber  ein  ernster,  vor- 
wärtsstrebender Mensch  verwahrt  die 
Experimente  und  kommt  mit  den  Resul- 
taten. Ist  nun  für  diese,  vielleicht  einst 
reifen  Taten  etwas  zu  erhoffen?  Brod 
hat  bisher  nicht  einmal  Ansätze.  Di- 
lettantisch-jugendlich stammelt  er  ein 
wenig  um  die  Künstlerarmut,  um  die 
Menschheitsschwädien  bfirgerlicher  Nar- 
ren, um  Fünklein  romantischer  Phantasie. 
Aber  es  ist  noch  nichts,  das  eine  eigene 
Zukunft  verspräche. 

Da  ist  viel  unreifer  noch,  viel  grüner 
noch,  aber  trotzdem  viel  mehr  ver- 
hdssend  ein  lyrischer  Jüngling.  Oth- 
mar  Rheinsch.  Wie  sich  Brod  mit 
seiner  kleinen,  unfreien  artistischen  Per- 
sönlichkeit drapiert  und  kostümiert,  so  tut 
es  Rheinsch  mit  Versen  vom  Irleal,  mit 
rhapsodischen,  halbdraniatisch  zugespitz- 
ten Versen  von  Faustens  Ende  (5.  Heft 
der  Wiener  Jugend  /Wien,  Herrlein/). 
Faust  geht  hin  als  ein  Allweiser,  als  ein 
-Abgeklärter.  ^Tan  kann  das  Wirrsal  der 
Verse  so  deuten,  dass  dieser  Faust  eines 
halben  Knabenhimes,  im  Gegensatz  zum 
Goethcschen,  als  ein  atheistischer,  durch 
sich  selbst  und  nicht  durch  eine  himm- 
lische Macht  befreiter,  stirbt  Ein  kna- 
benhaftes Gehirn  noch  dieser  Rheinsch; 
gewiss.  Aber  er  ist  weniger  verbildet, 
er  ist  weniger  handwerksmässig  geschickt. 
Er  macht  entsetzlich  klapperige  Verse  oft, 
aber  diese  Studentennaivität  ist  noch  ent- 
wickelungsfähig  und  za  erziehen.  Es 
könnte  seltsam  erscheinen,  dass  hier  ein 
immerhin  schon  Geschätzter  unter  einen 
ganz  Unbekannten  gesetzt  wird.  Es 
bleibt  abzuwarten,  ob  dies  Urteil  zutrifft. 
Osterreich  treibt  die  Dichter  aus  frucht- 
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barer  Erde.    Ihr  entstammt  der  unter 

dem  Dccknanun  I  g  tt  o  t  u  s  schreibende 
Erzähler     ebenfalls.      Der  vielseitige 
Mann,  der  über  Wiener  Kleinigkeiten 
lesbare  Feuilletons  veriifFcntlicht.  der  als 
Theaterleiter  eine  vielbestrittene  Lebens- 
episode durchgemacht  hat,  ist  kein  Poet, 
sondern  ein  Eingeweihter,  ein  im  Hand- 
werk Altgcwordner.    Mit  solchen  Gaben 
verfasst  man  fix  einen  Roman  wie  Die 
iveisse  Dame  /Wien,    KoncRcii/.  Aber 
dieser  Roman  ist  gar  kein  Gelebtes,  und 
wenn  er  die  historische  Figur  des  toten 
Heinrich  Laube  auftreten  Ihsst,  so  ist  auch 
das  ein  leerer  Putz.   Ein  Maler  bekommt 
die    sanfte    Bürgerstochter.    Eine  hohe 
Fürstentochter,  die  als  Tragödin  Triumphe 
feiert,  erschiesst  sich,  da  ihr  Zwitter- 
\vL>iii.  ihre  hertnaphroditische  Veranla- 
gung ihr  jedes  Glück  entreisst  Wenn 
nicht  dies  kleine  Teilchen  unbegründeter, 
verblüffender  Anomalie  in  dem  Roman 
stünde,  so  könnte  er  als  das  ödeste  Pro- 
dukt eines  Blaustrumpfes  angesehen  wer- 
den.   Der  maskierte  Dichter  schafft  ver- 
zerrte Masken,  und  nicht  Leben. 
Schliesslich    noch    ein    ganz  Junger, 
Johannes  Raff,  dem  S.  Fischer  eine 
fünfaktige  Tragödie  Der  letzte  Streich 
der  KSitigm  vom  Navarra  gedruckt  hat. 
Margarete   von   Navarra,   die   ihre  er- 
loschene Lust  in  lüsternen  Erzählungen 
nach  flackern    lässt,    will    einen  letzten 
Streich  des  Lebens  ausführen.  .Sie  hetzt 
die  zärtlichsten  Gatten  auseinander,  dass 
sie  sich  nicht  wiederfinden  können.  Die 
Gattin   wird    verführt    durch  Werben, 
der  Gatte    durch    Sinnenblcnden.  Sie 
stirbt  daran,  er  trauert  um  sie.  Also 
die  Sinnlichkeit,  das  primitivste  Liebes- 
geheimnis,   .seine    Verxwiektheit,  seine 
Dunkelheit,  das       (Ur  Stoff  des  Stückes. 
Und  als  Dichter  ein  Jungimg,  der  an  die 
Urschöpfung  rührt.  Da  ist  die  Folge  ein 
Gebilde,  in  dem  alles  GärentU-  sirli  nie- 
mals klärt.    Raff,  ein  fleissiger  Schüler 
der  Hofnumnsthalgruppe,  beherrscht  die 
Spradie  seiner  Lehrer  schon  ziemlich  gut. 
X  X 
»«Mnhfr     Was  diesen  Epigtmen  einer 
Artistenmode  vorläufig  noch 
fehlt,  das  ist.  dass  sie  ihre 
Seele  wiederentdecken.    Die  Seele:  das 
heisst  das  lange,  peduldipe  Forschen  nach 
dem  Wesen  und  Verwesen  dieses  Lebens; 
das  heisst   das  Miterleben  dieses  Lebefis 
mit  seinem  Wt  inen  und  Lachen  ;  das  heisst 
die  Kraft,  allem  bisher  Gedichteten  fremd 
zu  werden,  das  Kostüm    der  fremden 
Empfindungen  und  der  fremden  Gefühle 
mit  Macht  abzustreifen,  den  Weg  in  sich 


selbst  zu  finden,  um  aus  sidi  selbst  zu 

schaffen.    Der  heilige  und  hohe  \\'iI1e 
hierzu  hat  dem  jungen  Österreicher  Karl 
Schönherr  nie  gefehlt.  Wenn  man  es  ver- 
gessen hat,  dass  er  leicht  in  eine  süss- 
liche  Sentimentalität  verfallt,  dann  liebt 
man  ihn  fast   Und  er  gewinnt  sich  das 
Zutrauen  noch  stärker  durch  seine  letzte 
Komödie  Erde  /Berlin,  S.  Fischer/.  Die 
Erde  ist  die  eisige  Alpenheimat  der  Ge- 
birg'^bauern.    .Auf  ihr  steht  ein  rie-'cr 
Kerl,  der  siebzigjährige  alle  Grutz.  Der 
ist  ein  heidnischer  Mensch,    der  seine 
Knechte  in  eiserner  Zucht  hält  und  seinen 
Sohn  Hannes  mit  schroffer  Gewalt  leitet, 
obwohl  dem  die  Haare  schon  bleichen. 
Der  Hannes  will  aber  Weichheit  und 
Frauenliebe  und  KindersRimmchen  um 
sich.   j\l.s  er  nun  den  verunglückten  Vater 
im  Absterben  sieht,  da  schafft  er  sich  die 
Liebste,  da  zimmert  er  die  Wiege  fOr  das 
Kleine,  da  ü!)t  er  sich,  den  Herrn  zu  spie- 
len.  Aber  der  Alte  wird  mit  dem  Früh- 
jahr unerwartet  wieder  kerngesund,  und 
der   Hannes  muss  sich   wieder  ducken, 
muss  wieder  nach  Zärtlichkeit  verdursten, 
während  die  Liebste  mit  dem  noch  unge- 
lx)renen  Kinde,  das  sie  trägt,  einem  liitzi- 
gen   Eishofhaucrlein  als  Eheweib  folgt. 
Knapp  und  stolz  gehen  die  Ereignisse  vor 
sich.    Der  13i.ilekt  gibt  Witz  und  Heim- 
lichkeit; und  nur  der  überraschende,  mehr 
witzige  als  wirkliche  Srli'u  ^^akt  ist  an- 
greifbar.  Trotzdem  glaube  ich,  dass  das 
Stück  sich  besser  liest,  als  anhören  wird. 
Schönlierr  ist  viel  mehr  wert,  als  seini. 
Landsleute  um  UofmannsthaL  Aul  ihm 
ruht  die  Zukunft,  nicht  auf  den  zarten 
Herren.   Gewi-s  i'-t  aiicli  in  diesem  Stück 
noch  vieles  nicht  ausgeformt,  ist  die  Na- 
tursymbolik nur  lose  mit  dem  Schicksal 
der  Mriischen  verknüpft.    .\her  die  Ge- 
sundheit, die  Pocienkrafi,  die  in  dem  gan- 
zen liegt,  muss  gelobt  werden. 
X  X 
Kurze  Chronik  in  Paris  ist  der  Dichter 
Sully  Prudhomme  ge- 
storben,   der  als  Sonettist 
und  Kunstphilosoph  in  grossem  Ansehen 
stand.  X  In  den  Sommermonaten  hat  man 
sich   der   Geburts-   und  Stcrbc- 
häuser  einiger  grosser  Poeten  ange- 
nommen.    Das    Kernerhaus,    in  dem 
Justinus  und  Theobald  Kerner  --tarben, 
wird  durch  den  Erben  pietätvoll  eriialten 
werden.    In  seinem  Geburtsort  Marien- 
sec   bei    Hannover   wurde    Hölty  ein 
Denkmal  gesetzt.    In  Göttingen  stiftete 
n^an  Clemens  Brentano  eine  Gedenktafel 
an  dem  Hause,  in  dem  er  einst  als  Stu- 
dent gewohnt  hatte.  «vmaMV 
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WOLPQHriQ  HEINE  •  KONZENTRATION  DER 
REICHSTRQSRRBEIT 

I-S  im  Sommer  1905  die  verbündeten  Regierungen  ihren  Widerstand 
gegen  die  Anträge  des  Reichstags  auf  Bewilligung  von  Diäten  auf- 
gaben, wurde  kaum  ein  Hehl  daraus  gemacht,  dass  dies  geschah,  um 
dadmtli  auf  die  Abkunung  der  Verhandlangen  hinzuwirken  und 
namentlich  den  Mehrheitsparteien  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  jeder- 
zeit ein  für  Anträge  auf  Schluss  der  Debatte  beschluss fähiges  Haus  vorzu- 
finden. In  den  wenigen  Verhandlungstagen,  die  dann  im  Dezember  1906  bis 
zur  plötzlichen  Auflösung  des  Reichstags  folgten,  konnte  die  Wirkung  der 
Neuerung  noch  nicht  zum  Ausdruck  gelangen.  Es  ist  ganz  verkehrt,  wenn  ein 
nationalUberaler  Parlamentarier  in  einer  Versammlung  bdiauptet  hat,  die 
Reichstagsauflösung  wäre  die  Folge  davon,  dass  die  Diäten  den  Einfluss  der 
süddeutschen  Pfarrer  im  Zentrum  gesteigert  hätten.  Bekanntlich  hatte  sich 
das  Zentrum  schon  im  Mai  1905  gegen  die  Kolonialpolitik  festgelegt,  ehe  das 
DÜteogesetz  in  Kraft  getreten  war. 

Audi  die  Verhandlungen  der  neuen  L^jislaturperiode  vom  19.  Februar 
bis  «um  14.  Mai  1907  vollzogen  sich  unter  Ajisnahmeverhiltnissen.  Einmal  war 

die  Zeit  ungewöhnlich  knapp,  und  der  Etat  konnte  nicht  rechtzeitig  fertig 
werden.  Dies  musste  allen  die  Beschleunigung  der  Verhandlungen  wünschens- 
wert machen.  Möglich  wurde  sie,  weil  keine  grösseren  Gesetzentwürfe  vor- 
lagen. Andererseits  hatte  sich  die  Gruppierung  der  Parteien  verschoben:  das 
2Sentrum  nicht  mehr  R^erui^fyartei,  sondern  Opfwsition,  statt  der  Mehrheit, 
die  es  bald  mit  der  Rechten  gegen  die  Linke,  bald  mit  der  Linken  gegen  die 
Rechte  bildete,  der  Bülowsche  konservativ  liberale  Block,  das  Zentrum  trotz 
unverminderter  Stärke  aus  dem  Präsidium  des  Reichstags  verdrängt.  Die  Par- 
teien der  neuen  Mehrheit  sichtlich  besorgt,  den  Ruf  der  Volksfeindlichkeit,  der 
ihrem  Bundnisse  anhaftet^  durch  sozialreformerische  Versprechungen  zu 
widerlegen,  das  Zentrum  bemfiht,  mit  ihnen  zu  wetteifern.  Das  neue  Präsidium 
bestrebt,  nicht  Misstrauen  gegen  seine  Unparteilichkeit  zu  erwecken.  Dies 
führte  dazu,  dass  trotz  der  beschränkten  Zeit  verhältnismässig  mehr  Tage  den 
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Interpellationen  und  Initiativanträgen  g^ewidmet  wurden,  als  sonst  in  den  letzten 
Jahren  üblich  gewesen  war,  und  dass  Vergewaltigungen  der  Minderheit  durch 
Detwtteschluss  im  allgemeinen  nicht  vorkamen,  obgleich  die  Mehrheit  die 
Möglichkeit  dazu  gehabt  hätte. 

Diese  besonderen  Verhältnisse  des  letzten  Winters  sind  aber,  wie  gesagt, 
nicht  typisch.  Schon  in  der  kommenden  parlamentarischen  Kampagne  wird  sich 
der  Reichstag  in  einer  wesentlich  verwickeltcrcti  Cr schäftslagc  befinden.  Neben 
dem  Etat  wird  er  wichtige  und  umfangreiche  Gesetzentwürfe  der  Re- 
gierungen, das  Reichsvereinsgesetz,  das  Gesetz  über  die  Majestats- 
bdeidigung,  das  Gesetz  über  den  Versicherungsvertrag,  das  Militär- 
pensionsgesetz, eine  Gewerbeordnungsnovdl^  das  angekihidigte  Flottengesetz, 
das  Weingesetz,  wahrscheinlich  auch  ein  neues  Steuergesetz,  zu  beraten  haben, 
und  dazu  hat  er  als  Erbschaft  des  reformerischen  Dranges  des  Blockfrühlings 
noch  3  unerledigte  Interpellationen,  7  zurückgestellte  Resolutionen  und  146 
Initiativanträge  verschiedener  Fraktionen  überkommen.  Der  Anreiz,  die  Ver- 
handlungen zu  beschleunigen,  wird  also  sehr  gross  sein,  und  der  Debatten- 
schluss  ist  das  nächstliegende  Mittel,  das  nun  bei  der  regelmässig  ausreichenden 
Besetzung  des  Hauses  der  Mehrheit  zur  Verlügung  steht. 

Man  braucht  zunächst  noch  nicht  einmal  an  illoyale  Vergewaltigungen  der 
Minderheit  durch  die  Mehrheit  zu  denken.  Unter  Umständen  kann  es  im 
Interesse  der  parlamentarischen  Arbeit  nötig  werden,  eine  im  wesentlichen  er- 
schöpfte Debatte  nicht  weiter  fortzusetzen,  auch  wenn  noch  Wortmeldungen 
VOTli^oi.  Selbstverständlich  ist  aber  zu  befurchten,  dass,  wem  sich  die  Ge- 
wohnheit des  Debattenschlusses  durch  die  Mehrheit  gegen  den  Willen  der 
Minderheit  einmal  einbürgern  sollte,  die  Handhabung  dieses  Mittels  auch 
weniger  gerecht  und  loyal  werden  dürfte.  Es  wäre  für  die  Mehrheit  zu  ver- 
lockend, sich  unbequemer  Gegner  durch  Debatteschluss  zu  entledigen.  Jeden- 
falls besitzt  die  jeweilige  Mdirheit  jetzt  ein  Mittel,  durch  dessen  planmässige 
Anwendung  sie  den  ganzen  Arbeitsbetrieb  des  Hauses  umgestalten  kann;  und 
dass  in  der  jetzigen  Mehrheit  die  Neigung  besteht,  davon  Gebrauch  zu  machen, 
beweist  unter  anderm  ein  Artikel  des  Abgeordneten  Dr.  Arendt  im  Tag  vom 
14.  Juni  1907.  Die  Minderheitsparteien  tun  gut,  beizeiten  ihr  Augenmerk  auf 
diesen  Zustand  zu  richten,  nicht  nur,  um  ihre  eigenen  Interessen  zu  schützen, 
sondern  um  die  Bedeutung  der  gesamten  parlamentarischen  Verhandlungen  zu 
wahren. 

Dass  die  Reichstagsverhandlungen  seit  Jahren  an  gewissen  Cbelständen 
kranken,  ist  bekannt.  Ich  habe  in  diesen  Blättern  bereits  vor  einem  halben 
Jahrzehnt  einen  Teil  dieser  Fragen  erörtert').  Damals  wies  ich  darauf  hin, 
dass  aus  verschiedenen  Gründen,  namentlich  weil  der  Reichstag  gewohnheits- 
mässig  zu  spät  einberufen  würde,  die  Beratung  des  Etats  zu  sehr  in  den  Vorder- 
grund träte  und  die  Initiativanträge  zu  kurz  kämen.  Diese  Anträge  der  Par- 
teien des  Hauses  sind  aber  gerade  ein  besonders  wichtiger  Teil  der  parlamen- 
tarischen Arbeil,  weil  in  ihnen  die  Beschwerden  des  Volkes  und  seine  Wünsche 
an  die  Gesetzgebung  unmittelbar  zum  Ausbruch  kommen.  Ausschalten  lassen 
sich  diese  Erörterungen  nicht  aus  den  Reichstagsverhandlungcn.  am  aller- 
wenigsten in  Deutschland,  wo  jede  Kritik  ausserhalb  des  Parlaments  mit 
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gerichtlichen  Verfolgungen  beantwortet  zu  werden  pflegt.  Deshalb  ist 
man,  wenn  die  Initiativanträge  nicht  zur  Beratung  gelangen,  wieder 
genötigt,  alle  diese  Materien  bei  der  Etatsberatung  unterzubringen,  wo- 
dttfch  diese  von  neuem  wieder  bdastet,  in  ^  Länge  gezogen  wifd  und  der 
Raom  fSr  Initiativanträge  sieti  noch  melir  verengt  Auf  diese  Art  wird  in 
den  Etatsberatungen  eine  Unmasse  verschiedenster  Probleme  kaleidoskopartig 
durcheinandergeworfen,  und  die  Verhandlungen  verlieren  an  Übersichtlichkeit, 
an  der  lebendigen  Wirkung,  die  der  konzentrierten  Beratung  eines  begrenzten 
Stoffes  innewohnt,  und  damit  an  öffentlichem  Interesse.  Bei  den  Reidistags- 
verhandhmgen  des  Winters  1903-1904  steigerte  sich  der  Übelstand  noch.  Da 
keine  Aussidit  war,  Initiativanträge  zur  Beratung  zu  bringen»  entschlossen  sidi 
die  Fraktionen,  ihre  Wünsche  in  Gestalt  von  Resolutionen  zum  Etat  aus- 
zudrücken; diese  Unmasse  von  Resolutionen  aber  zwang  dazu,  dass  man  einer 
geordneten  Verhandlung  und  der  rechtzeitigen  Vollendung  des  Etats  wegen 
all  diese  Stoffe  zunächst  ausschied  So  waren  die  Fragen  auf  die  lange  Bank 
geschoben,  und  schliesslich  wurden  die  Resolutionen  überhaupt  nicht  beraten. 
Hier  war  also  das  Heilmittel  schlimmer,  als  das  Übel. 

Trotzdem  wird  der  Gedanke  nicht  aufgegeben  werden  dürfen,  die  General- 
debatte mindestens  bei  den  grossen  Etats  (Militär-,  Kolonial-,  Justizetat  und 
dem  Etat  des  Reichsamts  des  Innern)  durch  Verabredung  der  Fraktionen  in 
gewisse  sachliche  Gruppen  zu  zerlegen,  um  Gleichartiges  gemeinsam  im  Zu- 
sammenhang zu  verhanddn.  Freiltdi  wird  dies  ntir  möglich  sein  unter  der 
Voraassetzuag;  dass  jede  Fraktion  die  Stoffe,  die  vorzubringen  ihr  wichtig 
erscheint,  von  vornherein  bestimmt  und  sich  auf  sie  beschränkt.  Am  besten 
hat  es  sich  immer  bewährt,  wenn  Gegenstände,  die  in  besonderen  Anträgen 
oder  in  dringlichen  Fällen  in  Form  von  Interpellationen  behandelt  werden 
können»  aus  der  Etatsberattmg  herausgdassen  und  gesondert  vorgebracht 
werden.  Freilich  ist  es  auch  vorgekommen,  dass  alsdann  die  selbe  Debatte  • 
ausserdem  noch  bei  den  Etatsberatungen  wiederholt  wurde.  Dann  ist  natürlich 
damit  nichts  gewonnen. 

Im  Dezember  1906,  kurz  vor  dci-  Rcichstagsauflösung,  regte  der  Präsident  Graf 
Ballestrem  an,  die  Etatsberatungen  zu  kontingentieren,  das  heisst  bestimmte, 
nicht  zu  überschreitende  Zeiträume  iür  den  Gesamtetat  und  seine  einzelnen 
Teile  von  vornherein  zu  vereinbaren.  Eine  Art  solcher  Kontingentierung  ergab 
sich  in  der  ersten  Tagung  nach  der  Neuwahl  1907  aus  den  vorher  angeführten 
Gründen  von  selbst.  Es  ist  zu  erwarten,  dass  der  Vorschlag  auch  im  kom- 
menden Sessionsabschnitt  wiederholt  werden  wird.  Die  Sozialdemokratie  hat 
seinerzeit  dem  Gedanken  der  Kontingentierung  widersprochen,  weil  sie  be- 
fnrditen  mnsste,  dass  sie  zu  einer  Überhastung  der  Etatsberatungen  und  damit 
aar  Einschränkung  der  öffentlichen  Kritik  führen  könnte.  Es  ist  leider  so, 
dass  seit  dem  Bruche  der  Geschäftsordnung,  den  die  Mehrheit  bei  den  Zoll- 
tarifverhandlungen begangen  hat,  ein  fortgesetztes  Misstrauen  der  Minder- 
heiten gegen  die  Loyalität  der  Mehrheiten  nur  allzu  begründet  ist.  Speziell  die 
Btodonebrheit^  in  der  Leute  von  der  geistigen  Verfassung  des  ReichtverboHds 
gegm  dU  SoMiatdemi^Mit  eine  Rolle  spielen,  müsste  erst  beweisen,  dass  sie 
auf  die  Dauer  gewillt  wäre,  die  Macht,  die  das  Diätengesetz  ihr  gegeben  hat, 
nicht  zur  Unterdrückung  der  Redefreiheit  der  Minderheit  zu  gebrauchen. 

Könnte  man  aber  eine  solche  Loyalität  voraussetzen,  so  läge  in  dem  Gedanken 
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der  Konting^entierung  der  Etatsberatungen  etwas  ganz  Gesundes.  Das  Etats- 
gesetz muss  alljährlich  fertiggestellt  werden,  eine  Verlängerung  der  Etats- 
periode auf  zwei  Jahre  wäre  bei  dem  nuchen  Wechad  der  politischen  Ver- 
hältniase  tmd  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  des  Reichs  unmöglich.  Die  Etats- 
beratung ist  aber  gerade  nach  unserer  Auffassung  zwar  ein  sehr  wichtiger,  aber 
durchaus  nicht  der  einzige  Gegenstand  der  parlamentarischen  Arbeit.  Soll  für 
die  gesetzgeberische  Initiative  des  Volkes,  für  die  Kontrolle  und  Kritik  der 
Verwaltung  noch  Zeit  flhrig  bleiben,  ao  m  fi  s  s  e  n  die  Etatsberatungen  auf  einen 
gewissen  Raum  beschränkt  werden.  Es  wäre  nur  eine  Koosequena  des  selben 
richtigen  Prinzips,  wenn  innerhalb  des  Gesamtetats  den  Etats  der  einsdhien 
Verwaltungen  je  nach  ihrem  Umfang  und  ihrer  Wichtigkeit  bestimmte  Zeit- 
räume zugeteilt  wurden,  wenn  die  Fraktionen,  soweit  das  möglich,  von  vorn- 
herein etliche  bestimmte  Materien,  die  sie  vorbringen  wollten,  festsetzten,  und 
wenn  dann  fiber  jede  v<»i  ihnen  im  Zusammenhang  unter  Zumessung  eines  ge- 
wissen Zeitraums  diskutiert  würde.  Darin  läge  zugleich  der  Vorteil,  dass  nicht 
einzelne  Teile  der  Etatsverliandlungcn  zum  Schaden  der  übrigen  übermässig 
ausge(iehnt  würden,  namentlich  auch,  dass  die  dritte  Beratung  des  Etats  nicht, 
wie  es  leider  jetzt  seit  Jahren  der  Fall  gewesen  ist,  zu  einer  blossen  Fiktion 
herabsänke.  Endlich  aber  bieten  verbindliche  Abmachungen  der  Fraktionen  in 
dieser  Richtung  die  einzige  wirUiche  Gewähr  dafür,  dass  nicht  die  Mehrheit 
plötzlich,  um  bestimmte,  unbequeme  Kritiken  abzuschneiden,  die  Debatte  durch 
Schlussanträge  gtiillotinierte.  Die  Macht  hat  sie  ja  nunmehr  dazu.  Ja,  es 
läge  sogar  ein  gewisser  Gewinn  für  die  gesamte  parlamentarische  Arbeit  darin, 
dass  die  Kontingentierung  die  Fraktionen  antreiben  musste,  die  ihnen  zur  Ver- 
fügung stehenden  Zeitspannen  möglichst  auszunutzen.  Das  würde  bedeuten, 
dass  die  Fraktionen  ihre  Aktion  alljährlich  auf  bestimmte,  besonders  wichtige 
Punkte  konzentrierten,  und  dass  die  einzelnen  Redner  das  ?elbe  tun  müssten, 
schon  um  die  ausser  ihnen  zum  Wort  bestimmten  Kollegen  aus  ihrer  Fraktion 
nicht  zu  benachteiligen. 

Es  wäre  dtirdiaus  kein  Schaden  für  die  Bedeutung  des  Parlaments,  wenn  auf 

diese  Art  die  parlamentarischen  Verhandlungen  konzentrierter  und  intensiver 
würden,  selbst  wenn  sie  dabei  an  Dauer  verlören.  Die  Abnahme  des  Interesses 
an  den  parlamentarischen  Verhandlungen,  über  die  so  viel  geklagt  wird,  hat 
sicherlich  Gründe,  die  in  den  allgemeinen  Verhältnissen  des  gesellschaftlichen 
Lebens  im  Deutschen  Reiche  liegen.  Zum  grossen  Teil  hängt  sie  mit  der  all- 
gemeinen Verflachung  des  geistigen  Lebens  der  Bourgeoisie  zusammen^  und  sie 
wird  vor  allen  Dingen  durch  die  Klatsch  presse  gefördert,  die  ihren  Lesern 
zwar  spaltenlange  Berichte  über  jedes  Skandälchen  vorsetzt,  deren  Parlaments- 
berichte aber  immer  magerer  werden,  so  mager,  dass  derjenige,  der  sich  emst- 
haft für  Politik  interessiert,  aus  ihnen  kein  klares  und  vollständiges  Bild  der 
Verhandlungen  entnehnMO  kfinnte.  Lnmerhin  ist  die  sehr  grosse  Atiaddinung 
der  Reichstagsdebatten  auch  für  die  Kreise,  die  wirkliches  Interesse  am  poli- 
tischen Leben  haben,  namentlich  für  den  intelligenten  Teil  der  .Arbeiterschaft, 
ein  starkes  Hindernis,  den  Verhandlungen  zu  folgen.  Die  Berichte  selbst 
müssen  schon  mit  Rfidcsidit  auf  den  zur  Verfügung  stehenden  Ratun  stark  ge- 
kürzt werden,  und  trotzdem  mfissen  sich  sehr  iraele  Leser  begnfigen,  statt  des 
Berichtes  das  tägliche  Stinunungsbild  oder  Entrefilet  über  die  Verhandlungen  zu 
lesen,  was  schon  der  Subjektivität  solcher  Erzeugnisse  wegen  durcliaus  nicht 
zu  wünschen  ist. 
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Ich  i^iibe  aber»  dass  auch  ein  Teil  der  Verhandlungen  in  den  verschiede- 
nen Kommissionen  des  Reichstag^  unter  gewissen  Ubelständen  leidet, 
deren  Beseitigung  durch  einen  ähnlichen  Gedanken  ins  Auge  gefasst  werden 
könnte.  Ich  denke  hierbei  nicht  an  die  Budgetkommission,  die  zur  Prüfung 
der  Einzelheiten  der  Etats  bestellt  ist,  auch  nicht  an  Wnhlprüfungs-  und 
Petitionafcommission»  sondern  nur  an  die  Konmiissimien,  die  fflr  bestimmte 
Gesetzentwürfe  technische  Vorarbeiten  li^em,  wozu  stärkere  Konzentrierung 
der  Arbeit  und  fachmännische  Erfahrungen  gehören,  und  für  die  deshalb  der 
grosse  Kreis  des  ganzen  Hauses  wenig  geeignet  sein  würde.  Der  Vorteil  einer 
Erörterung  im  kleineren  Kreise  liegt  in  ihrer  Ungebundenheit  an  bestimmte 
Formen.  Es  ist  «leshalb  eine  raschere  Verstiiidigunir  über  das  Gewellte,  eine 
schnellere  Aufklärung  von  Missverständnissen  möglich ;  das  Redebedürfnis  wird, 
wenn  die  Reden  nicht  zum  Hause  hinaus  gehalten  werden,  eingeschränkt.  Zu- 
gleich soll  die  Kommission  durch  ihre  Zusammensetzung  und  demgemäss  auch 
in  ihren  Beschlüssen  die  Machtverhältnisse  und  die  Verteilung  der  Ansichten 
im  Hause  zum  Ausdruck  bringen.  Man  muss  gestehen,  dtes  in  beiden 
Richtungen  die  heutigen  Reichstagskommissionen  nicht  selten  versagen.  Um 
auch  den  kleinsten  Fraktionen  eine  Vertretung  zu  geben,  ohne  das  Verhältnis 
der  Fraktionen  in  der  Kommission  allzu  sehr  zu  verschieben,  macht  man  bei 
wichtigen  Gesetzentwürfen  die  Kommission  bis  zu  28  Mitglieder  stark.  Das 
ist  viel  zu  gross,  wenn  der  Zweck  einer  lomdosen,  faehminnischen  Erörterung 
erreicht  werden  soll.  Müssen  doch,  wenn  es  gilt,  bestimmte  und  klare  For- 
mulierungen zu  finden  und  ihre  Wirkungen  nach  allen  Richtungen  abzuwägen, 
in  den  Konmiissionen  kleinere  Kommissionen  gebildet  werden,  ein  Beweis,  wie 
wenig  förderlich  für  die  Arbeit  die  Grösse  der  Kommissionen  ist. 
Dazu  kommt,  dass  infolge  der  üblich  gewordenen  Berichte  über  die  Kom- 
misaicmsverhandlungen,  die  die  Fresse  bringt,  der  Charakter  der  unverbind- 
lichen Vorverhandlungen  und  Erörterungen  überhaupt  nicht  mdir  zu  wahren 
ist.  und  dass  deshalb  auch  in  den  Kommissionen  nicht  selten  umfangreiche 
programmatische  Reden  gehalten  werden,  die  für  die  Förderung  der  Arbeit  der 
Kommissionen  wenig  oder  gar  nichts  bedeuten,  sondern  mehr  für  die  Öffentlich- 
keit bestimmt  sind.  Das  widerspricht  durchaus  dem  Zweck  der  Kommission. 
Ausfuhrliche  Begründungen  der  Stellung,  die  die  Parteien  ra  einem  gesetz- 
geberischen Vorschlag  einnehmen,  gehören  vor  die  Öffentlichkeit,  in  das  Plenum 
des  Reichstags.  In  den  Kommissionen  sollten  kurze  Hinweise  genügen.  Es 
ist  auch  zu  bedenken,  dass  in  den  Kommissionen  die  einzelnen  Mitglieder  für 
sich  und  nicht  unter  der  Verantwortung,  die  eine  ganze  Fraktion  übernimmt, 
auftreten;  deshalb  können  subjdctive  Liebhabereien  einzelner  Mi^eder  eine 
viel  grössere  Rolle  spielen,  als  es  im  Plenum  möglich  ist.  Ich  erinnere  mich, 
dass  in  der  Kommission  für  das  Gesetz  über  die  Abänderung  der  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichts  drei  Mitglieder  einer  Partei  mit  ganz  verschiedenen,  einander 
erheblich  widersprechenden  Anträgen  auftraten,  darunter  einer  mit  einem  An- 
trags, der  eine  völlige  Umwälzung  des  Verfohrens  oberster  Instanz  in  Zivil- 
prozessen enthielt.  Das  waren  zum  Teil  Vorschläge,  an  deren  Annahme  durch 
das  Haus  und  die  Regierung  zurzeit  nicht  zu  denken  war.  Solche  Anträge,  die 
nur  den  Charakter  einer  Demonstration  der  t!!bcrzeugung  haben,  sollten 
prakfischerweise  nur  im  Plenum  gestellt  werden;  in  der  Kommission  führen 
sie  lediglich  zur  zwecklosen  Verlängerung  der  Debatten.  Die  Dauer  der 
Kommissionsverhandlungen  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Sitzungen  von  den 
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diuelnen  Mitgliedern  oft  nur  recht  unregelmässig  besucht  werden  können, 
xunial  viele  Mitglieder  in  mehreren  Kommissionen  sind.  Dies  er!E:^ibt  aber 
weiter,  dass  nicht  selten  durch  eine  zufällige  Mehrheit  Beschlüsse  gciasst  wer- 
den, die  durchaus  nicht  dem  Verhältnis  der  Parteien  im  Plenum  ent^redien, 
und  die  nadiher  wieder  umgestossen  werden  müssen»  was  wiederum  einen 
Anlass  zu  erneuten  langwierigen  Debatten  gibt 

Es  klingt  vielleicht  anmassend,  wenn  man  sich  erlaubt,  eine  Abänderung 
derartiger  alt  eingewurzelter  Gepflogenheiten  vorzuschlagen,  namentlich  wenn 
man,  im  Vergleich  zu  vielen  anderen  Mitgliedern  des  Hauses,  eine  nur  kurze 
parlamentarische  Erfahrung  hinter  sich  hat.  Ich  will  auch  durchaus  nicht 
garantieren,  dass  meiiK  Anregungen  unbedingt  die  richtige  Abhilfe  Inriiigen 
wurden.  Ich  glaube  aber,  dass  es  praktischer  wäre,  die  Knomtssionen  Ideiner 
au  maidien  und  den  Vertretern  der  einzelnen  Fraktionen  dafür  ein  der  Stärke 
ihrer  Partei  proportionellcs  Stimmrecht  zu  verleihen.  Das  würde  mindestens 
die  vorher  erwähnten  Zufallsbeschlüsse  verhindern.  Es  würde  aber  auch  die 
Vertreter  der  Fraktionen  veranlassen,  sich  schon  während  der  Kommissions- 
veriumdlungen  mehr  im  Kontakt  mit  ihren  Auftraggebern  zu  halten.  Die  Klein- 
heit der  Kommissionen  würde  das  Redebedürfnis  abschwächen,  dafür  aber  die 
eigentliche  Arbeit  erleichtern.  Da  die  Beschlüsse  der  Kommissionen  nicht  Be- 
schlüsse des  Reichstages  sind,  würde  eine  solche  Neuerung  der  Praxis  nicht  eine 
Abänderung  der  Verfassung,  sondern  nur  der  Geschäftsordnung  des  Reichs- 
tages erfordern,  die  der  Reidistag  sdbständig  vornehmen  könnte. 

Ich  g^ube  aber  noch  einen  anderen  Vorschlag  machen  zu  dürfen,  der 
meines   Erachtens   nicht   einmal    eine    Änderung   der  Geschäftsordnung 

voraussetzen  würde.  Da  die  Kommissionen  nur  technische  Vorarbeit  liefern 
sollen,  zwingt  nichts,  bei  ihnen  das  rein  mündliche  Verfahren  beizubehalten.  Es 
würde  für  die  Abkürzung  der  Debatten  in  den  Kommissionen  und  für  die 
gründlid»  Durehafbeitttng  det  Stoffes  fSrderllch  sein,  wenn  die  Mitglieder  der 
Kommissionen  schriftliche  Voten  einreichen  konnten,  die  dann  allen  Mit- 
gliedern vor  der  Beschlussfassung  über  den  fraglichen  Punkt  gedruckt  vor- 
lägen. In  welchem  Umfang  von  einer  solchen  Befugnis  Gebrauch  gemacht 
werden  würde,  kann  man  im  voraus  nicht  übersehen.  Der  Wert  einer  solchen 
I^raxis  läge  aber  unter  anderem  auch  darin,  dass  zwetfelsfreier,  als  jetzt,  die 
Ansichten  der  verschiedenen  Fraktionen  festgestellt  werden  konnten,  was  für 
die  spätere  Auslegung  mancher  gesetzlicher  Bestinnnungen  von  grosster  Be- 
deutung sein  kann. 

Damit  komme  ich  zu  einem  Punkt,  der  freilich  mit  der  Beschleunigung  der 
parlamentarischen  Arbeit  als  solcher  wenig,  desto  mehr  mit  ihrer  späteren  Be- 
nutzung zu  tun  hat:  Ich  halte  es  für  nichts  Besseres  als  einen  Zopf,  dass  in  den 
gedruckten  KommissioodMiriGiiten  immer  noch  das  Prinzip  der  Anonymität 
festgehalten  wird.  Das  mochte  dnen  Sinn  haben,  solange  aus  den  Kommissions- 
sitzungen nichts  in  die  Öffentlichkeit  drang.  Jetzt  aber,  wo  dies  dodi  ge- 
schieht, hat  es  nur  die  Wirkung,  die  Benutzung  der  Kommissionsberichte  zu 
erschweren.  Der  Sinn  von  Anträgen  oder  Ausführungen  ist  noch  einmal  so 
sehmll  zu  verstehen,  wenn  der  Leser  weiss,  wer  der  geschätzte  Herr  Redner 
oder  AntragstdUer  war,  während  heutzutage  für  jemand,  der  nicht  dabei  war, 
es  manchmal  schwierig  genug  ist,  in  das  Geheimnis  des  hieroglyphenartigett 
Stils  der  Kommissionsberichte  einzudringen.  « 
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Dass  alle  diese  Ausführungen  nur  meine  persönliche  Meinung  ausdrücken  und 
nicht  namens  der  sozialdemokratischen  Fraktion  gemacht  sind,  brauche  ich  wohl 
kaum  hervorzuheben.  Sie  sollen  ja  auch  nur  den  Zweck  haben,  diese  Fn^en 
zur  Diskussion  zu  stellen.  Dag^n  glaube  ich,  mit  den  Pariamen« 
tariern  aller  Fraktionen  einig  darin  zu  sein,  dass  auch  die  MaKhine  des  Par- 
laments die  jährlich  grösser  werdenden  T.eistungcn,  die  von  ihr  rerlangt  werden 
müssen,  schliesslich  nur  durch  zweckmässigere  Einrichtungen  ihres  Mechanis- 
mus und  rascheren  Gang  erzielen  kann. 
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MH^  SCHIPPEL  •  DAS  AUF  UND  AB  DER  WIRT- 
SCHAFTSKON]UNKTÜR 

EIT  1903  erfreuten  wir  uns  wieder  eines  guten  Wirtschaftswetters, 
nachdem  reichltdi  zwei  Jahre  des  Druckes  und  zeitweilig  sogar  der 

Krisis  vorangegangen  waren.  Doch  was  sind  zwei,  noch  dazu  leid- 
lich glimpflich  verlaufene,  Jahre,  nachdem  man  früher  schon  bis  zur 
Befürchtung  sich  verstiegen  hatte,  die  dauernde,  die  chronische  Krisis 
müsse  zum  Nomahustuid  der  heutigen  GeseUsehaft  wenteo?  Um  so  mehr 
hing  dann  im  letzten  und  vorletzten  Jahr,  1905  und  1906,  der  kapitalistische 
Himmel  voller  Geigen,  vielleicht  mehr,  als  jemals  früher.  Dagegen  schliesst 
das  bald  seinem  Ende  entgegenlaufende  Jahr  1907  mit  um  so  schrillcrem  Miss- 
klang; sonst  recht  vertrauensselige  Beobachter  und  Näherbeteiiigte  sehen  die 
allgemeiiie  Proddrtioantodcung  abermals  vor  der  Türe. 

Es  hat  wenig  Sinn,  Wahrscheinlidikeiten  zu  entwickln,  wo  die  Tatsachen  sehr 

rasch  Gewtssheit  schaffen  werden.  Manchem  Leser  wird  es  jedoch  willkommen 

"^ein,  einige  der  charakteristischsten  Vorgänge  des  letzten  Zeitraums  nochmals 
in  raschem  t^berblick  an  sich  vorüberziehen  zu  lasst-n,  und  lediglich  dieser  Auf- 
gabe sollen  deshalb  heute  die  folgenden  Zeilen  dienen. 

Wir  bezeichneten  oben  1901  und  1902  als  die  beiden  Jahre  der  Ebbe.  Im 
Grunde  genommen,  setzte  aber  bereits  in  der  letzten  Hälfte  des  Jahres  1900 

die  rückläufige  Strömung  ein,  allerdings  mit  sehr  verschiedener  Stärke  in 
den  einzelnen  Ländern  und  Produktionszweigen  und  unter  Fortbcstand  be- 
friedigender und  selbst  noch  immer  glänzender  Verhältnisse  in  einzelnen  Bran- 
chen. Besonders  die  Kohlengewinnung  Deutschlands  rechnete,  ähnlich  wie 
heute,  noch  das  ganze  Jahr  hindurch,  trotz  der  sächsischen  und  bohmisch- 
mährischen  Streiks,  mit  steigender  Ausbeute  und  noch  rascher  gestiegenen 
Preisen.  Deutschland  produzierte  1900  109,29  Millionen  Tonnen  Steinkohlen 
und  40,50  Millionen  Tonnen  Braunkohlen  i^t'R^cn  101,64  und  34.20  Millionen  im 
Vorjahre  1899;  das  stellt  eine  Mengenvermchrung  um  7,65  und  6,30  Millionen 
Tonnen  dar,  oder  um  über  und  über  i7V<>  %•  Noch  rascher  hatten  sich  in 
dem  gleichen  einjährigen  Zeitraum  die  Preise,  wenigstens  für  die  Steinkohlen, 
erhöht:  bei  diesen  im  Durchschnitt  der  verschiedenen  Sorten  für  die  Tonne 
von  7,77  auf  8,84  Mark  oder  um  13,8',;  .  bei  den  Braunkohlen  von  2,29  auf  2,43 
Mark  oder  um  6,1  %.  Das  Grubcnkapital  durfte  sich  deshalb,  mitten  im  Um- 
schwünge der  Konjunktur,  folgende  Werte  gutschreiben :  966,07  Millionen  Mark 
für  die  geförderte  Steinkohle  (gegen  immerhin  nur  789,45  Millionen  im  Vor- 
jahre). 98,50  Millionen  Mark  für  die  Braunkohlenförderung  (gegen  nur  78,45). 
Die  Kohlenfrage  erregte  damals  gleichfalls  die  Öffentlichkeit,  da  die  Brenn- 
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stoffteiicninp  in  immer  unerträglicheren  \Vi(ler.si)ruch  zu  dcn  meist  sinken« 

den  Fabrikatpreisen  geriet  —  genau  so,  wie  gegenwärtig. 

Ein  Parallelismus  tritt  ferner  darin  hervor,  dass  Amerika  schon  damals  den 
ersten  Anstoss  iiim  Umschwung  gab:  zu  jener  Zeit  vor  allem  aus  dem  Eisen- 
markt  heraus»  während  diesmal  zunächst  die  uberseeische  Geld-  und  Kredit- 
krisis  nach  Eurt^a  fiberschlug.   In  Calwers  Handel  und  JVandtl  vom  Jahre 

1900  heisst  es: 

>An  einzelnen  Tagen  de>  April  und  Mai  herrschte  am  amerikanischen  Eisenmarkte 
eine  f()rmliche  Deroute.  So  fiel  zum  Beispiel  Gicssereiroheisen  Nr.  2  an  einem  ein- 
zigen TaK«.'  um  drei  Dollar,  und  Siemens-Martinbarren  pingen  an  einem  Tage  von 
42  auf  38  Dollars  zurück.  Eiscnbarreu  und  Stahlbarren  fielen  gar  um  volle  5  Dollars. 
In  der  Zeit  vom  Janaar  bis  Oktober  betrug -der  Preisrückgang  in  New  York  für 
Bessemerroheisen  46.  Stahlträger  33.  Giesscrciroheisen  32,  Stahlschienen  26,  Draht- 
stifte 30  und  Weissblech  24  %.  Wenn  auch  die  Gefahr  eines  Massenimports  von 
amerikanischem  Kisen  keineswegs  in  dem  Grade  vorhanden  war,  wie  sie  in  jener 
kritischen  Zeit  ausgemalt  wurde,  so  konnten  doch  die  Vorsänge  am  amerikanischen 
Eisenmarkt  nicht  ohne  Ißndntck  auf  den  Inlandsmarkt  hkiben.  Der  deutsdie  Ver- 
brai:cher  wurde  zurückhaltend  und  wehrte  sich  entschieden  gegen  die  äusserst  hoben 
Preise,  die  die  deutschen  Eisenwerke  forderten«. 
Noch  empfindlicher  spurte  man  die  Rfickwirlnmg  in  England. 

Kennaetchnend  für  die  Niedergangsperiode  1901  und  1902  blieb  aber 
ihre  zeitliche  Kürze  und  die  Aufrechterhaltung  einer  verhältnismässig  brei- 
ten P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  grundlage,  allerdings  bei  weichenden  und  mitunter  so- 
gar zusammenbrechenden  Preisen,  die  in  erster  Linie  bei  den  forcierten  Ex- 
porten zur  Geltung  kamen.  Das  Deutsche  Reich  erzeugte  Roheisen  (in 
Tausend  Tonnen) :  1898  7267,  1899  8094,  1900  noch  immer  8469,  1901  zwar  nur 
7833  Tausend  Tonnen,  aber  immer  noch  mehr,  als  in  dem  nahen  Hochjahr 
1898,  IQ02  bereits  wieder  8485  Tausend  Tonnen,  also  mehr,  als  jemals  vorher. 
Die  Jahres<lurchschnittspreise,  die  pro  Tonne  bestes  Giessereirohcisen,  ab 
Werk  Düsseldorf,  von  67  und  67,3  Mark  in  den  Jahren  1897  und  1898  auf  81,6 
Marie  in  1899  und  101,4  Mark  in  1900  gestiegen  waren,  fielen  freilich  auf  76,9 
Mark  in  1901  und  schliesslich  auf  65,2  Mark  in  1902,  standen  dabei  jedoch  noch 
immer  nicht  bcNondors  tief  unter  den  Preisen  der,  mindestens  befriedigenden 
Jahre  1897  und  1898.  Selbst  der  Verbrauch  von  Roheisen  (Eigenerzeugung 
plus  Einfuhr  minus  Ausfuhr)  im  Zollgebiet  fallt  nicht  unter  die,  als  gut  zu 
rechnenden  Jahre  1897-1898.  er  betrug  vielmehr:  1897  7170,  1898  7403,  1899 
^35.  1900  9106  Tausend  Tonnen,  dagegen  1901  7823  und  1902  schon  wieder 
8144  Tausend  Tonnen.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  stellt  sich 
der  \'erbrauch  des  schlechtesten  Jahres  (1901  137  Kilo)  höher,  als  1897-1898 
(133,3  ""i'  U5»5  Kilo).  Ganz  ahnlich  bei  den  Stein-  und  Braun- 
kohlen, nur  dass  hier  1900  zum  Tief  Jahr  wird.   Es  stellt  sich: 


die  CiewinnunR 

der  \'erbrauch 

Jahr 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Tausend  Tonnen 

iSg; 

Ol  055 

29410 

84  737 

37511 

1898 

96310 

31  649 

88  140 

40  077 

1899 

101  640 

34ao5 

93917 

42  800 

1900 

109  290 

jo  4q8 

101  398 

48  406 

tgoi 

108539 

44  4^^) 

99  570 

52  567 

107  473 

43  i^'> 

97  7^^ 

50987 

i«>03 

116O38 

45819 

106014 

53  759 
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Sogar  pro  Kopf  der  Bevölkerung  zeigt,  Braunkdile  und  Steinkohle  zusammen- 
gerechnet, nur  das  Jahr  1902  einen  Abfall  (von  2662  und  2665  Kilo  in  1900 
und  1901  auf  2565  Kilo  in  1902,  dann  wieder  2714  Kilo  in  1903).  Wir  So- 
zialisten und  Marxisten  haben  uns  wohl  alle  ohne  Ausnahme  eine  Khsis  wesent- 
lich anders  vorgestellt. 

Lehrreich  ist  angesichts  der  heutigen  Diskont  Zuspitzung,  wie  rasch  wir  da- 
mals zu  einem  normalen  Diskont  zurückgelangten,  und  wie  wenig  damals  eine 
wiridtche  Kredi^anik  die  erste  Stufe  des  Niederganges  bildete  —  wenigstens 
bei  uns  in  Deutschland.  Wir  traten,  was  jene  Periode  anlangt,  in  das 
Jahr  1900  —  dessen  Beginn  noch  den  Zcnith  des  Aufschwunges  darstellt  — 
mit  einem  Reichsbankdiskont  von  7  %  ein.  Die  Krise  selber  steigerte  damals 
den  Prosperitätszinsfuss  nicht  weiter,  wie  das  so  oft  in  der  Angst  der  ersten 
Katastrophen  geschieht  Das  baldige  Nachlassen  des  Kreditbegdurs  unter  dem 
flaueren  Geschäftsgang  ermässigte  von  Anfang  an  den  Wechseldiskont:  auf 
6  und  5I0  %  noch  im  Januar  1900,  dann  auf  5  %  im  Juli  1900,  auf  4\'{,  % 
Ende  Februar  1901,  auf  4%  gegen  Ende  April  1901,  auf  %  im  Sommer. 
Nadidem  wieder  4  %  vom  September  1901  bis  zum  Januar  1902  zurückgekehrt 
waren,  finden  wir  weiter  kurze  Zeit  hindurch  3%%  und  dann  während  des 
grossten  Teiles  dieses  letzten  Krisenjahres  3  %. 

1903  ,  das  erste  Jahr  eines  allseitigeren  Wiederaufstieges,  ist  wohl  nicht  mit 
Unrecht  bezeichnet  worden  als  eine  Zeit  zwar  grosserer  Umsätze,  aber  ver- 
hältnismässig bescheidener  und  sogar  gedrückter  Profite:  der  Übergangs- 
charaktcr  ist  diesem  Jahr  unverkennbar  aufgeprägt.    Ganz  zutreffend  heisst  es 

im  Jahresbericht  der  Berliner  Handelskammer  für  1903: 

»Orders  um  jeden  Preis:  diese  Parole,  die  den  wirlschafllichcn  Kampf  der  letzten 
Jahre  gekennzeichnet  hatte,  bildete  auch  im  Berichtsjahre  die  Grundlage  vieler 
Geschäftsabschlüsse.  Mit  sehr  geringen  Ausnahmen  klagen  sämtliche  Branchen, 
die  sich  mit  der  Herstellung  oder  dem  Vertrieb  von  Industrieprodukten  befassen, 
darüber,  dass  die  Belebung  der  Umsätze  sich  vollzogen  habe,  ohne  dass  der  Ge 
Schäftsnutzen  entsprechend  gewachsen  wäre.  Diese  Erscheinung  ist  so  markant, 
dass  das  ganze  Erwerbsleben  unter  ihrem  Einflüsse  steht.  Die  alte  Regel,  dass  ge- 
steigerte Nachfrage  steigende  Preise  zur  Folge  habe,  schien  im  Berichtsjahre  suspen- 
diert zu  sein.  Es  war  sogar  nichts  Seltenes,  dass  trotz  zunehmenden  Begehrs  nach 
Ware  die  Erzeuger  und  Händler  sich  zu  Preiskonzessionen  an  die  Kundschaft  ver- 
standen. Die  Krkl.trung  für  diese  Erscheinung  dürfte  vornrhmlich  in  folgendem 
zu  suchen  sein.  Die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Industrie  hat  eine  bedeutende 
HBhe  erreicht  Die  Depression  der  letzten  Jahre  hatte  zwar  manche  Betriebe  an 
der  vollen  Ausnutzung  ihrer  Anlagen  und  Mittel  gihindort.  indes  war  damit  die 
Leistungskraft  an  sich  nicht  verringert,  sondern  nur  latent  gehalten  worden.  In  dem 
Augenblick,  als  der  stärkere  Bedarf  sich  zu  regen  begann,  waren  zahlreidie  Be- 
triebe ohne  i^eUeres  in  der  Lage,  der  gesteigerten  Nachfrage  zu  genügen,  so  dass  die 
Voraussetzungen  ^nr  ein  Steigen  der  Preise  der  gefragten  Ware  nicht  oder  nur  in 
geringem  Masse  vortabid^  waren.« 

Ganz  frei  von  dieser  Mittelsteüiüing  ist  das  Wirtschaftsjahr  1904  noch  immer 
nicht.  Dtr  russisch-Japanische  Kri^  kam  der  Geschäftswelt  ziemlich  uner- 
wartet, der  Handel  mit  Russland  erlitt  manche  Störung,  und  vor  allem  die  Er- 
schütterung des  russischen  Kredits  zog  weitere  Kreise,  in  erster  Linie  in  Frank- 
reich, Deutschland,  Holland  und  Belgien.  Das  dritte  Quartal  brachte  sogar 
einen  gewissen  Stillstand,  das  vierte  Quartal  sogar  eine  Abschwächung,  frei- 
lich mit  sehr  starken  Abweichungen,  je  nach  den  Einsdivoduktionszweigen. 
1905  und  1906  dagegen  finden  wir  Produktion  wie  Preise  im  vollen  Auf- 
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Schwung,  und  erst  die  zweite  Hälfte  des  laufenden  Jahres  1907  setzt  dieser 
geradezu  stürmischen  Entwickelung  Grenzen.  Dieses  Urteil  bedarf  kaum 
einer  nochmaligen  Bestätigung.  Indes  mögen  einige  Zahlen  den  Geschwind- 
schritt  der  abermaligen  kapitalistischen  Expansion  yerdeutlicfaen.  Die  deutsche 
St e ittkoh  1  e n gewinnung  hatten  wir  1902,  auf  ihrem  letzten  Tiefpunkt, 
mit  107473  Tausend  Tonnen  verlassen;  sie  sticp  darauf  Jahr  für  Jahr  bis 
einschliesslich  1906:  auf  116638,  120  816,  121  299  (trotz  des  Ruhrkohlenstreiks), 
137  118  Tausend  Tonnen.  Ebenso  und  noch  mehr  die  deutsche  Braunkohle: 
190a  43 126  Tausend  Tonnen,  1903  45^19*  1904  48635,  1905  52512,  1906  56415- 
Die  deutsche  R  o  h  e  i  s  e  n  Produktion  ^nden  wir  1901  auf  dem  letzten  Tief- 
punkt mit  7833  Tausend  Tonnen;  dann  folgen,  Jahr  für  Jahr  bis  1906:  8485. 
9966,  10  002,  10  814,  über  12  200  Tausend  Tonnen  (genau  m  i  t  Luxemburg:  12  294 
Tausend  Tonnen).  Der  heimische  deutsche  Eisenverbrauch  pro  Kopf  stand  schon 
im  Jahre  1903  (mit  164,1  Kilo)  wieder  fiber  dem  vorangegangenen  Hochstver- 
brauchsjahre  1900  (161,8  Kilo),  er  erreichte  dann  1905  173,6  Kilo  und  1906 
ungefähr  200  Kilo:  das  ist  etwa  der  vierfache  \^erhrauch.  pro  Kopf,  gi^[enubor 
dem  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  1876  bis  1880,  fast  genau  der  doppelte  Kopf- 
verbrauch gegenüber  dem  Jahrfünft  1891  bis  1895.  Und  die  Preisbewegung? 
Bestes  Giessereiroheisen  ab  Werk  Düsseldorf  war  1902  bis  auf  65,2  Mark  pro 
Tonne  herabgegangen;  es  erhöhte  sich  auf  66,7,  67,5,  68,3,  78,9  Mark  (im 
Durchschnitt  von  1906).  Noch  viel  eindrucksvoller  ist  d\c  Preiskurve  fiei  an- 
deren Weltmarkts  metallen.  Wir  stellen  folgende  Grosshandelspreise  nach 
der  deutschen  amtlichen  Statistik  zusammen  (pro  Doppelzentner  in  Mark) : 


Jahr 

Kupfer 

(Mansfelder  in  Berlin) 

Blei 

(Berlin) 

Zink 

(Frankfurt) 

• 

Zinn 

(Frankfurt) 

Autschwung 

f  1895 
i8g6 

1897 
1898 
1899 
1900 

08.8 
105,9 

107,2 

114.0 

160,4 
160,2 

22,3 
.  24,4 
26,1 

27.5 
32,1 
37,1 

29.2 
33.2 
35.3 
41.7 
50,5 
41,3 

132.3 
124,6 
126^6 
146,9 
251.8 
271,0 

Stillstand  \ 

l  1901 
l  190« 

154,9 
115,4 

27.8 

34.5 
37,2 

244,0 
345,3 

Aufschwung  j 

1  1903 
I<>04 

l  1906 

130.5 
127,4 
152,3 
188,5 

-25,-: 
29,7 
36*2 

42,5 
45.5 
51.2 
54.6 

257.9 
258.3 
293.3 
365,2 

Vergleichbare  Verbrauchsberechnungen  liegen  mir  nur  ffir  Zink,  Blei  und 
Kupfer  bis  einschliesslich  des  Jahres  1905  vor.  Auch  hier  tritt  der  staike  Mehr- 
bedarf in  der  guten  Zeit,  der  Minderbedarf  bei  flauem  Geschäftsganjj  greifbar 
in  Erscheinung.  Doch  ist  nur  bei  dem  vielseitigen  Kupfer,  dem  Metall  unserer 
Elektrotechnik^  unseres  Lokomotiven-  und  Schiüsbaues,  unserer  Mes&ing- 
industrie,  der  yorfUbergdiende  Minderverbrauch  dn  betrlditlidw,  beim  Snk 
kommt  er  kaum  zur  Geltung,  und  alle  drei  Metalle  überholen  rasch  ihre  vor- 
angegangenen Höchstjahre  von  neuem.  In  Tonnen  wird  der  jährliche  Ver- 
brauch im  Zollgebiet,  wie  folgt,  angegeben: 
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Zeitraum 

Kupfer 

Blei 

Zink 

1876  bis  1880 
1881  bis  1885 
1886  bis  1890 
1891  bis  1895 

16  132 

21  601 
32253 

53477 

4«  «85 

47999 
69670 

96953 

51836 

62980 
78968 

9867s 

Avfschwmiig ' 

[  1896 
1897 
1898 
1899 

^  1900 

77390 
89717 
95902 

95  163 
106  571 

121  981 
129898 
155  372 
160369 
173940 

III  361 
119  131 

127  659 
130512 

128  154 

StiUctwd 

\  IQOI 

L  1902 

82  723 
100  851 

155  164 
156337 

133  043 
130  581 

Attfachwung ' 

[  1903 
1904 
[  1905 

108636 
136274 
127 161 
(1906  über 
150000) 

167516 

175799 
198603 

141  240 

149384 
160  116 

Das  hervorstechendste  Merkmal  der  ganzen  Aufschwungszeit  bildete  jedoch 
diesmal,  noch  markanter,  als  in  der  ähnlichen  Periode  1895  bis  1900,  die 
Teuernnfl^  des  Leihkapitals.  Dem  ungestfimeii  Drängen  des  Unter- 
nehmertmns  nach  fremdtm  Gelde  zu  Neugründungen,  zu  Betriebserweiterungen. 

zu  spekulativen  Erwerbungeil  lind  Geschäften  aller  Art  —  neben  den  gleichfalls 
ausserordentlich  hohen  Anleihebedarfen  der  Reiche,  Staaten  und  Kommunen 
—  vermochten  die  kreditgebenden  Organisationen  und  Privaten  immer  weniger 
ZU  genügen.  Der  ZinsfuM,  erst  für  kurzfristige  Kredite,  dann,  bei  voraussicht- 
lich längerer  Dauer  dieses  Zustandes,  auch  für  langfristige  Darlehen  (Staats- 
und Kommunalanleihen,  Hypotheken  usw.),  stieg  unerhört  hoch,  bis  von 
der  Kreditklemme  und  Krcditteucrung  wiederholt  lokale  und  vorübergehende 
Spekulationskrisen  und  schliesslich  der  grosse  amerikanische  Kupferkrach  und 
die  folgende  Bankenpanik  ihren  Ausgang  nahm  und  alle  europäischen  Geld- 
märkte mit  in  den  unabsehbaren  Strudel  hinabriss.  Wir  greifen  als  Anhalt  für 
die  Gesamtbewegung  wieder  den  deutschen  Reichsbankdiskont  heraus.  Wir 
hatten  ihn  Anfang  1902  bis  auf  3  %  herabgleiten  sehen,  der  Jahresdurchschnitt 
von  1902  war  3,32  %,  der  Durchschnitt  von  1903  3,84%,  von  1904  4^2%,  bei 
zeitweise  schon  5  %,  von  1905  zwar  nur  3,82  %,  aber  bei  zeitweise  sdion  6  %,  von 
1906  5,15%,  bei  zeitweise  schon  7%.  Das  laufende  Jahr  1907  begannen  wir 
mit  7  %,  an  die  Stelle  traten  vom  22.  Januar  bis  29.  Oktober  6  und  5!/^  %,  dann 
%  ^^^^  ^'""1  ^-  November  ab  sogar  7I  o  %  :  ein  Diskontsatz,  wie  ihn  die 
Reichsbank  seit  ihrem  Bestehen  überhaupt  noch  niemals  zu  normieren  brauchte. 

Ein  paar  Mitteilungen  noch  über  die  A  r  b  e  i  t  s  m  a  r  k  t  -  und  Arbeitslosen- 
Statistik,  weil  diese  in  ihrem  symptomatischen  Wert  in  Parteikreisen  zweifellos 
noch  unterschätzt  wird.  Die  zuerst  vom  Berliner  Zentralverein  für  Arbeits- 
naehweis,  dann  vom  Jastrowschen  Arbeitsmarkt  und  noch  später  vom  Reiehs- 
arbeitsblatt  zusammengestellte  Übersicht  gibt  für  die  Arbeitsuchenden  folgende 
Ziffern  auf  je  100  offene  Stellen: 
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Jahr 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

1 . ,  1 ; 

J  Vlll 

Aug. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

1896 
1897 
18d8 
1899 
1900 

179.0 
152.4 
149,9 
131,6 
126,3 

147,5 

139,3 
134.2 
111.1 

117.7 

108,1 
103,5 
89.3 

115.5 

109.5 
108,6 
95,5 

130.1 

120.4 
114.1 
98.9 

126.7 
112,0 
113,0 
93.6 

131.4 
112,4 
112.5 
100,7 

127,7 
111.1 
108,5 
92.5 

124,4 
109,8 
98,3 
98.9 

138.1 
121,6 
114,8 

IAO  A 

163.9 
148,6 
135,0 
loU,o 

164,4 

153,3 
135,2 

113.1 

146.8 

99>8 

122.2 

93.4 
141,4 

153.7 

106.6 

145,9 

108,8 

148.7 

122,2 

160,9 
162.8 

107,5 

150,2 

110,5 
147.5 

135.3 
198.1 

169,3 

223,9 

177,9 

240,6 

1901 
1902 

165,8 
241,6 

219,4  !  148,6 

160,6  166.1 

148.1  i  136.7 

164,5 
131.8 
124.6 
119,6 
108,2 

219,7 
168.8 
162.6 
131,1 
135.1 

198,7 
169,2 
162,9 
134,0 
124,4 

1903 
1904 
1905 
1906 

190.5 
159,5 
157.2 
138,5 

156.8 
134.2 
139,4 
120.4 

126,1 
100,4 
110,8 
100.9 

135,2 
112,8 
111,0 
100,3 

146.3 
123,4 
117.8 
101.5 

147.4 
120.9 
108,3 
105.1 

151.0 
120,8 
110,6 
106,2 

131,7 
115,9 
105.2 
98,4 

117.7 
108,9 
93,1 
87,9 

V'on  kleinen  Schwankungen  abgesehen,  tritt  hier  gleichfalls  der  Aufschwung 
bis  1900  —  nach  den  abgedniekten  Zahlen  allerdings  nur  bis  Februar  — ,  dann 

abermals  der  Aufschwung  seit  August  1902  greifbar   zu  tage.    Ähnlich  die 

.\rbeitslosenziffern  der  für  die  Reichsstatistik  berichtenden  Gewerk.schaften. 
Vergleicht  man.  wie  es  allein  zulässig  ist,  die  gleichen  Jahreste rmine,  so  ergibt 
sich  folgender  Prozentsatz  der  Arbeitslosen: 


Jahr 

31.  März 

3a  Juni 

30.  September 

31«  Deaettbcr 

3>2 

2,3 

1904 

2,0 

2,1 

13 

1905 

1,6 

1,5 

1.4 

1.8  • 

i.i 

1,2 

1,0 

1907 

1.3 

i>4 

i»4 

Nach  dem  1890- 1 891  einsetzenden  Wirtschaftsräckschlag  verloren  unsere  Ge- 
werkschaften noch  wesentlich  an  Mitgliedern.  In  den  Zentralverbändcn 
fanden  wir:  1891  277659  Arbeiter,  1892  237094,  1893  223530,  1894  zwar  wieder 
246494,  aber  1895,  das  Anfangsjahr  des  Wiederaufschwungs,  stand  mit  259175 
Mitgliedern  immer  noch  tiefer,  als  1891.  Dann  haben  wir,  die  in  voller  Kraft 
dahinflutende  Produktion  noch  überholend,  bis  zum  Zenithjahr  1900  einen  Mit- 
gliederznwachs  bis  auf  680427.  Nochmals  bringt  das  Krisenjahr  1901  einen 
gewissen  Rückschla^j,  jedoch  ganz  minimaler  Art,  nämlich  nur  bis  auf  677510. 
Jni  Jahre  1902  zählt  man  schon  wieder  733206  Mitglieder,  1906.  auf  dem  aber- 
maligen Wirtschaftsgipfel,  nicht  weniger  als  1689  709.  In  dieser  Festigung 
und  Ausbreitung  der  Arbeiterorganisationen  liegt  offenbar  die  beste  Gewähr 
dafür,  dass  keine  heraufziehende  Krisis  SO  einseitig  und  ausschliesslich,  wie 
früher,  die  .Arbeiterklasse  der  Gegenwart  noch  treffen  kann. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDÜRRD  BERMSTEIM  •  DIE  KOLOMIRLFRRQE  ÜMD 
DER  KLnSSEMKRMPF 

ICHT  ohne  eine  gewisse  Beschämung  gehe  ich  an  die  -\bfassung 
dieses  Artikels.  Während  in  der  Sozialdemokratie  der  Wunsch  vor- 
herrscht» die  Fragen,  vor  die  die  Partei  sich  gestellt  sidi^  immer 
tiefer  zu  erfassen,  haben  wir  es  hinsichdich  der  Kol<miali^ge  bei 
einer  Anzahl  Genossen  mit  dem  Bestreben  zu  tun,  ihre  Erörterung 
nach  Möglichkeit  zu  verflachen,  die  äusserlichsten,  ganz  auf  der  Oberfläche 
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lie^^enden  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  zu  schieben  oder  gar  als  die 
allein  in  Betracht  kommenden  auszugeben,  die  Betonung  der  mit  ihr  ver- 
bundenen tiefer  liegenden  Fragen  aber  stt  verpönen  respektive  durch  Ignoiieren 
aller  dahingehenden  Erdrtemngen  zu  umgehen.  Dass  die  Kolonialfrage 
in  hohem  Grade  eine  Menschlichkeitsfrage  ist,  darin  sind  wir  Sozialdemokraten 
uns  alle  einig;  es  ist  so  selbstverständlich,  dass  man  wirklich  darüber  kein  Wort 
mehr  zu  sagen  hat.  Diejenigen  Vorschläge,  die  darauf  ab/.icleu.  in  der  Kolonial- 
politik die  Grundsätze  der  Menschlichkeit,  das  heisst  die  grösstmöglidic 
Schonung  von  Leben  und  Wohlbefinden  der  Eingeborenen,  zur  Durc^ilührung 
«1  bringen,  sind  —  das  hat  gerade  der  Stuttgarter  internationale  Sozialisten- 
kongreas  gezeigt  —  der  Zustinunung  aller  Sozialdemokraten  sicher. 

Aber  die  Kolonialfrage  ist  viel  mehr,  als  bloss  eine  Menschlichkeitsfrage.  Sie 
ist  eine  Menschheitsfrage  und  eine  Kulturfrage  ersten  Ranpes.  Sie  ist  die 
Frage  der  Ausbreitung  der  Kultur  und,  solange  es  grosse  Kulturunterschied  ■ 
gibt,  der  Ausbreitung  oder,  je  nachdem,  Behauptung  der  höheren  Kultur.  Denn 
früher  oder  später  tritt  es  unvermeidlich  ein,  dass  höhere  und  niedere  Kultur 
auf  einander  stossen,  und  in  Hinblick  auf  diesen  Zusammenstoss,  diesen  Kampf 
ums  Dasein  der  Kulturen  ist  die  Kolonialpolitik  der  Kulturvölker  als  geschicht- 
licher Vorgang  zu  werten.  Dass  sie  meist  aus  anderen  Motiven  und  mit  Mitteln, 
sowie  in  Formen  betrieben  wird,  die  wir  Sozialdemokraten  verurteilen,  wird 
in  den  konkreten  Fällen  uns  zu  ihrer  Ablehnung  und  Bekämpfung  bewegen, 
kann  aber  kein  Grund  sein,  unser  Urteil  über  die  geschiditliche  Notwendig- 
keit des  Koionisierens  zu  ändern.  Das  sind  eigentlich  Gemeinplätze,  aber,  wie 
Stuttgart  gleichfalls  gezeigt  hat,  leider  nicht  bei  uns.  Die  Opposition,  die  wir 
der  Kolonialpolitik  des  Tages  machen,  macht  die  Augen  blind  für  die  Tatsache, 
dass  es  sich  bei  ihr  bloss  um  eine  bestimmte  Erschdnungsform  einer  Bewegung 
handdt,  die  existieren  wurde,  andi  wenn  es  keinen  Kapitalismus  und  kapita> 
listisch-feudalen  Militarismus  gäbe.  Nur  so  ist  es  wenigslens  erklärlich,  dass  der 
Satz,  der  Nutzen  oder  die  Notwendigkeit  der  Kolonieen  werde  stark  übertrieben, 
Iberhaupt  auf  Opposition  stossen,  und  der  Satz,  eine  gewisse  Vormundschaf' 
der  Kulturvölker  über  Nichtkulturvölker  sei  eine  Notwendigkeit,  die  auch 
Sozialisten  anerkennen  sollten,  als  eine  neue  und  unerhörte  Zumutung  bekämpft 
werden  konnte. 

Es  war  K.  Kautsky,  der  es  fertig  bekam,  in  Stuttgart  mit  diesem  Einwand  gegen 
mich  zu  polemisieren,  und  selbstvorstrindlich  fand  sein  Angriff  sofort  ein  Echo^ 
im  Vomärts.  Das  Zentralorgan  der  deutschen  Sozialdemokratie  entdeckte, 
dass  der  Satz  »im  schreiendsten  Gegensatz  zur  Resolution  des  Mainzer  Partei- 
tagesc  Stehe.  Das  veranlasste  mich  zu  einer  Antwort  an  den  Vorwärts^  die 
dieser  in  seinen  Nummern  vom  3.  und  4.  Oktober  —  une  foU  n'est  pas  coutume 
—  an  leitender  Stelle  zum  Abdruck  brachte,  allerdings  nur,  um  mich  dann  in 
zwei  weiteren  Artikeln  als  unkundig  des  ABC  und  der  4  Spezies  hinzustellen. 
Was  wiederum  zwar  coutume  ist,  aber  gerade  deshalb  den  Reiz  der  Neuheit  ein- 
gebüsst  hat.  Es  nug  also  aul  sich  beruhen  bleiben,  ob  kh  schon  vw  dem 
5.  Oktober  1907  gewusst  habe,  dass  es  einmal  in  Ägypten  einen  Mdimed  Ali  gab, 
oder  an  jenem  Tage  zum  allerersten  Male  von  dieser  Tatsache  durch  den 
Vonvärts  Kenntnis  erhielt.  Dagegen  muss  ich  auf  die  Streitfrage  selbst  hier 
noch  einmal  zurückzukoiiiiiien,  und  zwar  zunächst  mit  einigen  Zurückweisungen. 

Den  Bekämpfern  des  Satzes  von  dem  Recht  der  Völker  höherer  Kultur,  über 
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die  niederer  Kultur  Vormundschaft  auszuüben,  hielt  ich  die  Tatsache  entgegen, 
dass  der  in  ihm  ausgedrückte  Gedanke  den  Schriften  und  schriftlichen 
Aussemngeii  von  Marx,  Engds  und  Lassalle  entnommen  sei,  und  dass  sie  sidi 
daher,  ehe  sie  mit  mir  anbinden  wollten,  zunächst  einmal  mit  jenen  auseinander- 
setzen möchten.  Das  tut  nun  der  Vorwärts  auch,  sekundiert  durch  K.  Kautslgr 
—  aber  fragt  mich  nur  nicht,  wie ! 

Zunächst  kommt  die  geschmackvolle  Bemerkung:  »Bernstein,  der  sonst  gegen 
Buchstabenglauben  und  Dogmenfanatismus  wetternde,  wird  auf  einmal  Buch- 
stabengläubiger und  Dogmenfanatiker.«  Als  ob  es  sich  hier  um  dergleichen 
handelte.  Worauf  ich  in  allen  meinen  Aufsätzen  fiber  die  Kolonialfrage  ab- 
ziele, ist  die  Gewinnung  eines  generellen  geschichtsphilosophischen 
Standpunktes  als  Ausgangspunkt  für  die  Beurteilung  der  Spezialfälle,  mit  denen 
wir  es  in  concreto  zu  tun  haben.  Es  ist  mir  aber  nie  eingefallen,  grundsätzliche 
Auffassungen  schlechthin  als  Dogmenfanatismus  zu  bekämpfen.  Ich  erinnere 
mich  überhaupt  nicht,  je  dieses  Wort  gebraucht  zu  haben.  Es  ist  gar  aidit 
meine  Art,  mit  s<4ch  DistzendscMagworten  tmi  mich  zu  werfen.  Wogegen  idi 
geschrieben  habe,  das  ist  das  dogmatische  Denken  und  der  Kultus  der  Worte, 
aber  weder  vom  einen,  noch  vom  andern  kann  hier  die  Rede  sein.  Ich  habe  nicht 
gesagt :  ihr  müsst  meinen  Satz  schon  deshalb  anerkennen,  weil  er  von  Marx, 
Engels,  Lassalle  herrührt,  sondern  ich  habe,  weil  man  den  Satz  als  in  Wider- 
spruch mit  der  sozialistischen  Lehre  stehend  denunzierte,  auf  jene  Denker  Ter- 
wiesen  und  gesagt:  setzt  euch  erst  einmal  mit  ihnen  auseinander,  und  dann 
wollen  wir  uns  unterhalten.  Das  ist  ganz  etwas  anderes,  und  das  Gerede  Ttm 
Dogmenfanatismus  und  Buchstabenglauben  unwürdige  Spiegelfechterei. 

Als  solche  ist  sie  indes  die  angemessene  Einleitung  zu  den  ihr  folgenden 
Versuchen,  den  von  mir  erbrachten  Zitaten  ihre  Beweiskraft  abzustreiten.  Hier 
muss  ich  mir  die  Freiheit  nehmen,  die  ZiUte  an  dieser  Stelle  zu  Wiederhofen. 
Dies  empfiehlt  sich  mir  auch  schon  deshalb,  weil  rie  in  einer  Zeitschrift  für 
Spätare  Heranziehung  leichter  zugänglich  sind,  als  in  einer  Tageszeitung. 

Soweit  Marx  und  Engels  in  Betracht  kommen,  handelt  es  sich  da  vornehmlich 
um  zwei  Briefe,  die  Engels  im  Jahre  1882,  also  zu  Lebzeiten  von  Marx,  von 
London  aus  an  mich  richtete,  weil  ich  im  Züricher  Sozialdemokraten  erst  bei 
einem  Aufstand  von  Balkanslawen  gegen  die  österreichische  Vormundschaft 
iind  dann  bei  dem  Aufstand  der  ägyptischen  Nationalpartei  gegen  die  anglo- 
franzosische  I^nanzkontrolle  die  Haltung  eingenommen  hatte,  die  mir  heote  den 
begeisterten  Beifall  derjenigen  eingebracht  hätte,  welche  midi  jetzt  —  drucken 
wir  es  christlich  aus  —  als  verirrtes  Lamm  beklagen. 

Am  22.  Februar  1S82  schrieb  mir  Engels  hinsichtlich  des  damals  spielenden 
Aufstandes  in  der  Krizwoschje : 

*Dass  mein  Brief  Sie  nicht  bekehrt  hat,  da  Sic  schon  Sympathie  hatten  für  die 
UKterdrnckten  Südslawen,  ist  sehr  begreiflich.  Wir  alle  haben  ja  ursprünglich, 
soweit  wir  erst  durch  Liberalismus  oder  Radikalismus  durchgegangen,  diese  SgWßr 
pathieen  für  alle  unterdrückten  Nationalitäten  mit  hinübergenommen,  und  ich  weiss, 
wieviel  Zeit  und  Studium  es  mich  gekostet  hat,  sie,  dann  aber  auch  gründlich, 
loszuwerden  .  .  .  Ich  bin  autoritär  genug,  die  Existenz  solcher  Naturvölkchen 
mitten  in  Europa  für  einen  Anachrmiismus  zu  halten.  Und  wenn  die  Leutchen 
so  hoch  ständen,  wie  die  von  Walter  Scott  gefeierten  Hochschotten,  die  ja  auch 
die  ärgsten  Vichdiebe  waren,  so  können  wir  doch  höchstens  die  Art  und  Weise 
verurteilen,  mit  der  die  lieutige  Gesellschaft  sie  behandelt   Wären  wir  am  Ruder, 
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auch  wir  würden  dem  altererbten  Rinaldo  Rinaldtni-  und  Schinderhannestum 
dieser  Bursdien  ein  Ende  madioi  mfiMett.« 

So  Engels.  Ganz  unzweidentig  wird  hier  die  Unterwerfung  von  kulturell  tief- 
stehenden Völkern  durch  Kulturnationcn  als  notwendig  anerkannt,  und  zwar 
nicht  erst  für  eine  sozialistische  Zukunft,  sondern  ausdrücklich  auch 
für  die  Gegenwart.  Das  kann  man,  wenn  man  es  für  falsch  hält,  be- 
kämpfen, aber  man  soll  es  nicht  wegstreiten.  Darauf  aber  verlegt  sich  der 
Vorwärts,  Er  schreibt  am  5.  Oktober  1907: 

*\V.^<  sagt  denn  Engels  im  Grunde?  Er  ^erklärt,  dass  er  die  Existenz  kleiner 
Naturvölkchen  in  Europa  für  einen  Anachronismus  halte.  Er  billigt  keineswegs 
die  kapitalistische  Methode  ihrer  Assimilierung  .  .  sondern  er  meint  nur,  audi 
der  zur  Herrschaft  gelangte  Sozialismus  werde  solche  Anachronismen  beseitigen 
Ganz  zweifellos.« 

Hier  wird  das  Moment  im  Brief,  worauf  es  in  der  Pölemik  ankommt,  ganz 
einfadi  hinweggedeutet.  Es  lag  ein  ganz  konkreter  Fall  vor:  der  Aufstand 
eines  quasi  Naturvolkes  gegen  einen  es  bevormundenden  kapitalistischen  Staat. 
Ich  nahm  für  jenes  Partei,  und  Engels  erklärte  mir:  das  ist  falsch,  du  kannst 
»höchstensc  die  Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Volkes  verurteilen,  aber 
nicht,  dass  es  unterworfen  wird.  So  der  unzweideutige  Gedankengang  des 
Briefes,  und  das  ist  genau  das  selbe,  was  ich  in  Stut^iart  ausfuhrt  habe, 
nachdem  ich  es  1896 — 1897  schon  in  der  Neuen  Zeii  schriftlich' niedergel^ 
hatte,  damals  mit  dem  vollen  Segen  Kautskys. 

Kautalgr  sucht  diese  ihm  tmbequeme  Tatsache  im  Vortvörts  vom  5.  Oktober 
abzustreiten.  Er  fragt,  ob  etwa  der  Abdruck  eines  Artikels  schon  als  Akt  der 
Zustimmung  gelten  solle,  die  Neue  Zeit  sei  doch  ein  Organ  der  Diskussion,  in 
der  jeder  nur  für  sich  spreche;  bezöge  ich  mich  aber  auf  eine  private  Äusse- 
rung von  ihm,  so  könne  sie  nur  durch  an  grobes  Missverstandnia  von  mir  als 
eine  Billigung  meiner  Kolonialscheusslichkeiten  gedeutet  werden.  Er  leugne 
nicht,  sich  bei  der  »Vieldeutigkeitc  meiner  Äusserungen  damals  noch  über  meine 
revisionistische  Seele  getäuscht  zu  haben,  wo  andere  mit  besserer  Witterung  sie 
schon  herausgeschnüffelt  und  ihn  gewarnt  hätten.  Wenn  er  trotz  dieser 
Warnungen  meine  Worte  harmlofler  aufgefasst  hätt^  als  ste  waren,  so  bewiese 
das  nur  seine  »übertriebene  Toleranz  und  Freundschaftlichkdt.« 
Armer  Kautsky  1  Was  zunächst  die  »Vieldeutigkeit«  betrifft,  so  lautete  der  in 
Frage  stehende  Satz  in  meinem  angezogenen  Artikel: 

»Kuliurfcindiichc  und  kulturunfähige  Völker  haben  keinen  Anspruch  auf  unsere 
Sympathie,  wo  sie  sich  gegen  die  Kultur  erheben.  Wir  erkennen  kein  Recht  auf 
Raub,  kein  Recht  der  Jagd  gegen  den  Ackerbau  an.  Mit  einem  Wort,  so  kritisch 
wir  der  erreichten  Kultur  gegenüberstehen,  so  erkennen  wir  doch  ihre  relativen 
Errungenschaften  an  und  machen  sie  zum  Kriterium  unserer  Parteinahme.  Wir 
werden  bestimmte  Methoden  der  Unterwerfung  von  Wilden  verurteilen  und 
bekämpfen,  aber  nicht,  dass  man  Wilde  unterwirft  tmd  ihnen  gegenüber  das 
Recht  der  höheren  Kultur  geltend  macht« 

Man  mag  das  hier  Gesagte  so  verwerflich  finden,  wie  man  will,  aber  eines 
kann  man  ihm  nicht  absprechen :  eindeutige  Deutlichkeit.  Dazu  steht  es  in 
dem  berührten  Artikel  nicht  etwa  an  irgend  einer  beliebigen  Stelle  als  bei- 
läufige Bemerkung,  sondern  bildet  ein  integrierendes  Stfidc  seiner  Einleitung, 
die  m  qrstematischem  Aufbau  die  Maximen  festzustellen  such^  die  die  Haltung 
der  Sozialdemokratie  zu  Erhebungen  unterdrückter  Völker  zu  bestimmen  haben. 
Wenn  mir  nun  jemand  auf  diesen  Artikel  schreibt,  er  sei  »famos«,  »ein  wahrer 
Genuss  für  mich,  hofientlich  wirkt  er«,  muss  man  da  farbenblind  sein,  tun 
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ulaiaus  etwas  mehr  herauszulesen,  als  »übertriebene  Toleranz  und  Freundschaft« 
lichkeiU? 

Zudem  blieb  es  gar  nicht  bei  diesem  einmaligen  BeifolL  Gerade  w^ien  des 
zitierten  Satces  wurde  ich  in  der  Justice  vom  y.  November  1896,  von  Belfbrt 

Bax  anq-ceiTiffen,  worauf  ich  ihm  ehcndort  antwortete.  Meine  Erwideruncr. 
die  ziemlich  scharf  ausfiel  und  das  Gesagte  nur  noch  akzentuierte,  trug  mir 
wiederum  Kautkys  Beifall  ein,  und  nicht  zufrieden  damit,  ihn  mir  brieflich  kund- 
zutun, nahm  er  eine  Polemik  mit  Bax  über  die  materialistische  Geschichtsauf- 
fassung zum  Anlass,  in  der  Neuen  Zeit  zu  schreiben: 

>Wenn  jeder,  der  Bernsteins  Anschauungen  teilt,  nicht  mehr  Sozialdemokrat  im 
Sinne  der  Social  Democratic  Federation,  sondern  Fabier  ist,  dann  wird  die  Schwäche 
der  SoKialdemokratie  und  die  rdative  Stärke  des  Pabiamsmus  in  England  eridärliclLc 

Will  Kautsky  noch  mehr  Beweise  dafür,  dass  er  damals  segnete,  was  er  heute 
verflucht?  Ich  will  ihm  nicht  Unwahrheit  vorwerfen,  sondern  den  Fehler  in 
seinem  Gedächtnis  suchen.  Aber  sachlich  ist  es  eine  Unwahrheit,  dass  er 
den  Sinn  meiner  obigen  Sätze  damals  nicht  erkannt  habe  und  seine  Zustimmung 
sie  nicht  Inbegriff.  Er  konnte  1896  auch  schon  lesen  und  hätte  mir  bd  mdner 
Stellung  zur  Neuen  Zeit  und  unserm  eingehenden  Briefwechsel  über  alle  prinzi- 
piellen Fragen  seine  abweichende  Meinung  nicht  vorenthalten,  wenn  eine  solche 
vorhanden  gewesen  wäre. 

Für  die  Frage,  welcher  Standpunkt  der  richtige  ist,  ist  das  alles  nebensächlich. 
Aber  da  es  ja  Sozialisten  gibt,  auf  die  K.  Kautskys  Meinungen  Einfluss  aus- 
öben,  so  ist  es  nicht  gleichgültig,  festzustellen,  dass  hier  eine  Schwenkung 
Kautsigrs  vorliegt,  wie  sie  übrigens  auch  in  seiner  veränderten  Stellung  zu  H.  M. 
Hyndman  zum  Ausdruck  kommt.  Darüber  in  anderni  Zusammenhang.  Um  zu 
Engels  zurückzukehren,  so  ist  die  zweite  Äusserung  aus  dem  Jahre  1882  nicht 
minder  bestimmt,  als  die  erste.  Unterm  9.  August  1882  schrieb  er  an  mich: 
»Es  scheint  mir,  dass  Sie  in  der  ägj'ptischen  Sache  die  sogenannte  Nationotpartei 
zu  sehr  in  Schutz  nehmen.  Von  Arabi  wissen  wir  nicht  viel,  aber  es  ist  10  gegen  i 
zu  wetten,  dass  er  ein  ordinärer  Pascha  ist,  der  den  Finanziers  die  Steuereinnahmen 
nicht  gönnt,  weil  er  sie  selbst  auf  gut  orientalisch  in  den  Sack  stecken  will  .  .  . 
Zurückweisung  der  Khedivschulden  ist  schon  ganz  gut,  aber  die  Frage  ist:  was  dann? 
Und  wir  westeuropäischen  Sozialisten  sollten  uns  da  nicht  so  einfach  fangen  lassen, 
wie  die  ägyptischen  Fellahs  und  wie  —  alle  Romanen  .  .  .  Kaum  kann  ii^cndwo 
ein  Krawall  losgehen,  so  schwärmt  das  ganze  revolutionäre  Romanentum  dafür  — 
ohne  alle  Kritik.  Meiner  Ansicht  nach  können  wir  sehr  gut  für  die  unterdrückten 
Fellahs  auftreten,  ohne  deren  momentane  Illusionen  zu  teilen,  und  gegen  die  Bruta 
litäten  der  Engländer  [die  Bombardierung  Alexandriens],  ohne  deshalb  für  deren 
momentane  militärische  Gegner  solidarisch  einzutreten.  In  allen  Fragen  tnter- 
nationaler  Politik  sind  die  gcfühlspolitischen  französischen  Und  italienischen  Partei- 
blätter mit  grösster  Vorsicht  zu  gebrauchen.  Wir  Deu^dien  sind  verpflichtet,  die 
theoretische  Einsicht,  die  wir  einmal  haboi,  auch  auf  diesem  Gebiet  durch  Kritik 
zu  bewähren.« 

Diesem  Brief  stellt  Kautsky  in  seiner  soeben  erschienenen  Schrift  Sosialisinus 
und  Kolonialpolitik  einen  Brief  von  ICngels  aus  dorn  gleichen  Jahre  gegenüber, 
wo  Engels  sagt,  das  siegreiche  Proletariat  würde  die  halbzivilisierten  Länder 
ihrer  Entwickelung  uberlassen  müssen;  es  könne  keinem  fremden  Volk  irgend- 
welche Beglückung  aufzwingen,  ohne  damit  seinen  eigenen  Sieg  zu  unter* 
graben.  Die  ökonomischen  Bedürfnisse  würden  von  selbst  dafür  sorgen,  dass 
jene  ins  Schlepptau  der  sozialistisch  reorganisierten  Kulturländer  kämen.  So  weit 
könnte  man  daraus  einen  Gegensatz  gegen  das  Vorentwickelte  herauslesen. 
Aber  erstens  setzt  es  einen  Zustand  voraus,  den  wir  noch  nicht  erreicht 
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haben,  und  von  dem  wir  auch  nicht  wissen,  wann  wir  ihn  erreichen  werden, 
zweitens  bezieht  es  sich  auf  die  Zweckmässigkeit  des  Vorgehens  unter  jener 
Voraonctzung,  tind  nicht  anf  die  hier  in  Betracht  komoMiide  Frage  des  Kultur- 
redita, mid  drittens  hetsit  es  im  Brief  von  Bngeb  aa  Kantsky  weiter:  »Womit 
natürlich  Verteidigungakriege  verschiedener  Art  keineswegs  ausgesddossen 
sind.c 

Ih  cauda  veritas,  muss  ich  hier  ein  bekanntes  Wort  variieren.  In  diesem 
Schlusssatz  kommt  das,  worauf  ich  abziele,  zu  seinem  Recht.  Um  was  für 
Verteidigungskriege  kann  es  sich  unter  Engels'  Voraussetzung  handeln?  Um 
Kriege,  die  aus  Konflikten  an  der  Peripherie  entstehen,  dort,  wo  die  höhere 
Kultur  auf  die  tiefere  oder  die  Unkultur  stSnt:  heüaufig  setlwt  heute  schon  die 
Ursache  der  meisten  Kolonialkämpfe.  Kann  es  aber  hei  solchem  Anfeinander- 
stossen  der  Kulturen,  das  im  Zettalter  des  Weltverkehrs  gar  nicht  zu  vermeiden 
ist,  bei  der  reinen  Defensive  bleiben?  Sicherlich  dort  nicht,  wo  es  sich  um 
Völkerschaften  mit  Räubergewohnheiten  handelt.  Hier  würde  eben  jenes 
Kultunrecht  geltend  gemacht  werden,  das  Engels  im  erstzstierten  Brief  konsta- 
tiert Es  sind  aber  noch  andere  Konflikte  in  Betracht  zu  zidien,  die  gleicher- 
weise zur  Bevormundung  und  eventuell  zur  Unterwerfung  drängen :  die  Regu- 
lierung von  Flüssen,  deren  Oberlauf  im  Gebiete  von  halbzivilisicrtcn  Völkern 
oder  Wilden  liegt,  die  Trockenlegung  von  Sümpfen  und  Pestherden,  von  denen 
das  gleiche  gilt,  die  Urbarmachung  heute  unbenutzter  Niederungen  zu  gunsten 
des  gesti^ienen  Nahrungsmittelbedarfs  der  Kulturvölker  usw.  usw. 

Und  das  bringt  mich  auf  den  Satz  von  Marx,  dass  die  Erde  nicht  Eigentum  einer 
Gescllsdiaft,  einer  Nation  oder  selbst  aller  Nationen  zusammengenommen  sei, 
sondern  diese  nur  als  Notzniesser  zu  betrachten  seien  und  ihren  Anteil  als  h<nii 
patres  famäias  den  nachfolgenden  Generationen  zu  hinterlassen  haben.  KautSi^ 
glaubt  meine  Betonung  dieses  Satzes  dadurch  entkräften  zu  können,  dass  er  den 
ihm  bei  Marx  vorhergehenden  Satz  heranzieht:  ^Vom  Standpunkt  einer 
höheren  ökonomischen  Gesellschaftsformation  wird  das  Privateigentum  ein- 
zdner  Individuen  am  Erdball  ganz  so  abgeschmackt  erscheinen,  wie  das 
Privateigentum  eines  Menschen  an  einem  anderen  Menschen.€  Aber  der  hier 
ausgesprochene  Gedanke  ist  es  grade,  der  meine  Stellung  zu  der  Frage 
bestimmt.  Nur  mache  ich  bei  der  Anwendung  nicht  den  Kautskyschen  dicken 
Strich:  dort  sozialistische  Zukunft,  hier  kapitalistische  Gegenwart,  sintemalen 
ich  an  keinen  unvermittelten  Übergang  von  der  ersteren  in  die  letztere  glaube, 
und  gestehe  auch  heute  schon  der  höheren  Kultur  dn  (selbstverständlich  auch 
wieder  bedingtes)  Enteignungsrecht  g^ennber  der  niederen  bei  Besetzung  und 
Ausnutzung  des  Erdballes  zu. 

Nun  könnte  man  fragen:  wo  ist  die  Instanz,  die  zu  entscheiden  hat,  ob  es  sich 
um  ein  Kulturrecht  oder  um  blosse  Gewalt  handelt?  r,owiss,  eine 
zugleich  richtende  und  exekutierende  Instanz  gibt  es  in  der  Menschheit  freilich 
noch  nicht,  aber  Kriterien  der  Kultur,  die  für  unser  Urteil  als  Richtschnur 
dienen  können,  gibt  es  wohl.  Wo  die  Vorbedingimgen  für  die  grösste  Ver- 
mehrung der  Lebensmöglichkeiten  auf  gleichem  Raum,  der 
grössten  materiellen,  intellektuellen,  ästhetischen  Bereicherunp^  des  Lebens  und 
die  grösste  Wertung  des  Menschen  als  Persönlichkeit  sind,  da  ist  auch  die 
höhere  Kultur.   Das  ist  die  Richtung  des  Kulturprozesses  der  Menschheit,  den 
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Lassalle  im  Auge  hat.  wenn  er  in  seiner  Schrift  Der  italienische  Krieg  und 
die  Aufgaben  Preussens  schreibt: 

»Wie  nun  das  Recht  der  Geschichte  und  ihrer  Gesamtefitwidcelmiff  das  grossere 

ist  gegen  das  ihrer  einzelnen  Adern,  der  besonderen  Völker,  wie  das  Recht  jeder 
dieser  Adern  im  geschichtlichen  Organismus  auf  eigene  Funktion,  auf  eigene  Ent- 
wickelung  eben  an  die  tatsächliche  Bedingung  gebunden  ist,  d  a  s  s  sie  tunktionieren, 
dass  sie  sich  entwickeln,  so  bleibt  das  Recht  der  Volksgeister  auf  eigene  Existent 
daran  geknüpft,  dn^i  ein  in  eigener  Weise  sich  entwickelnder  und  mit  dem  Kultur- 
prozess  des  Ganzen  schritthaltender  Volk^dat  da  sei.  Anderenfalls  wird  die  Er- 
oberung ein  Recht,  und  zwar  entweder  von  vorn  herein,  oder  sie  wird  hinterher 
als  ein  solches  erwiesen  .  .  .  Mit  dieser  einzigen  Einschränkung  also  oder  mit 
dieser  genauen  Bestimmung  muss  das  Prinzip  der  freien  Nationalitäten  begriffen 
werden,  sonst  hört  es  auf,  ein  Prinzip  zu  sein,  und  treibt  sich  zum  Unsinn.« 

Damit  erledigt  sich  der  Einwand  des  Vomärts,  mit  dem  Lassalleschen  Satz 
liesse  sich  nichts  anfangen,  sowie  die  geistreiche  Frage,  ob  etwa  die  ge- 
schichtlichoi  Tatsachen  einfach  als  Beweis  för  das  Recht  auf  Bevormundting 
gelten  sollen,  wo  doch  in  der  Geschichte  so  oft  die  Barbarei  den  Sieg  über  die 
Kultur  davongetragfcn  habe.  Macht  allein  kann  so  wenig  ein  Kulturrecht  ver- 
leihen, wie  sie  unfehlbarer  Bürge  des  Knlturfortschritts  ist.  Noch  weniger 
besagen  Kautskys  Hinweise  auf  die  Abnahme  der  Bevölkerung  Irlands  und 
die  Verwandlung  von  Ackerland  Schottlands  in  Jagdgründe  ffir  unsere  Frage. 
Die  Serumtherapie  ist  nicht  damit  verurteilt»  dass  man  Fälle  aufzählt,  wo  ge- 
wissenlose Arzte  Krankheitskeime  übertragen  haben.  Kautsky  führt  in  seiner 
genannten  Schrift  H.  M.  Hyndman  als  Autorität  dafür  an,  dass  in  Eingeborenen- 
staaten Indiens  die  Bevölkerung  besser  daran  sei,  als  in  den  unter  englischer 
Verwaltung  stehenden  Gebieten,  weniger  von  Hungersnöten  Id^  usw.  Das  ist 
so  wahr,  dass  bei  den  grossen  indischen  Hungersnöten  die  Beamten  im  eng- 
lischen Gebiet  fortgesetzt  darüber  zu  klagen  haben,  sie  könnten  sich  des 
Zustroms  verhungernder  Menschen  aus  den  Eingcbnrencnstaaten  nicht  er- 
wehren. Hyndman  gab,  neben  anderen  Ungereimtheiten,  den  von  Kautsky 
dtierten  Satz  über  Indien  im  Anschluss  an  die  Hungersnot  von  1897  ^us. 
Prfifen  wir  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  an  der  Hand  der  Bevölkerungs- 
statistik Indiens.  Es  hatten  in  Indien  Einwohner: 

189X  1901 

Zunahme  oder 

die   unter  britischer  Ver-  Abnahme 
waltung  st'  henden  Gebiete      221339000  231899000  +10560000 

die  Ei"geborenenstaatcn  6607^000  624610OO  3614000 

In  dem  Jahrzehnt,  in  das  die  Hungersnot  fiel,  ging  die  Bevölkerung  in  den 
Eingeborenenstaaten  um  über  3I/2  Millionen  zurück,  während  sie  im  britischen 
Verwaitungsgebiet  um  über  loy^  Millionen  zunahm.  Dies  zur  lUustrierung 
der  Kreditwürdigkeit  der  Angaben  Hyndmans,  den  Kautsky  jetrt  in  der  Neuem 
ZeU  und  anderwärts  als  grosse  Autorität  über  Indien  ausgeben  mochte. 
Das  indische  Problem  ist  viel  zu  kompliziert,  um  mit  ein  paar  Zahlen  abgetan  zu 
werden,  noch  darf  man  sich  durch  die  Berichte  einzelner  Interpreten  oder 
Interessengruppen  in  seinem  Urteil  beeinflussen  lassen.  Hyndmans  Spezialität 
ist  die  Prophezeiung,  dass  Indien  am  Rande  des  Bankrotts  steht;  damit  treibt  er 
es  schon  seit  drdssig  Jahren,  nur  dass  er  von  Zeit  zu  Zeit  die  Begründung  re- 
touchiert.  Nun  ist  gewiss  in  der  indischen  Verwaltung  nicht  alles  voIlkOTimen, 
aber  Tatsache  ist,  dass  Indien  heute  vom  Bankerott  ferner  ist.  d-nn  je.  dass  seine 
Handels-  und  Verkehrstatistik  fortschreitend  günstigere  Zahlen  aufweist,  und 
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dass  die  dnrdi  Idiniatische  Umstände  —  dt^  solange  Regen  und  Wind  nidit 
den  Menschen  gehorchen,  kein  Mensch  ändern  kann  —  bedingten  periodischen 

Hungersnöte  in  den  hochgelegenen  Provinzen  heute  viel  weniger  Menschen  da- 
hinraffen, als  früher,  die  hochgepriesenc  Herrschaft  der  Mogiile  nicht  ausge- 
nommen.*) Nun  kann  man  es  gewiss  als  sehr  zweifelhaft  bezeichnen,  ob  das 
engliseiie  VoBt  in  seiner  Masse  von  der  Herrschaft  Englands  über  Indien  wirt- 
sdhaftlichen  Vorteil  hat  Nach  meiner  Ansicht  ist  das  Gq;enteÜ  der  Fall,  ond 
schon  aus  diesem  Grunde  würde  ich,  wenn  ich  Engländer  wär^  alle  Bestrebun» 
gen  unterstützen,  die  auf  Herbeiführung  der  Selbstrcgierung  der  indischen 
Völkerschaften  abzielen.  Aber  selbst  die  Führer  des  indischen  National- 
kongresses geben  zu,  dass  das  nicht  von  heut  auf  morgen  geschehen  kann,  dass 
eine  plötzliche  Losreissuns^  Indiens  von  England  bei  der  Vielheit  der  Rassen 
und  Religionsgegensätze  jenes  Reiches  ein  Unglück  für  Indien  wäre.  Und  dann 
ist  die  Frage  auch  nicht  nur  ökonomischer  Natur. 

Der  Vontärts  j^laubt  etwas  furchtbar  Grosses  zu  sagen,  wenn  er  mir  entf^c^en- 
hält,  die  Sozialdemokratie  habe  die  Kolonialfrage  vom  Standpunkt  der  Klassen- 
interessen des  Proletariats  zu  beurteilen,  und  diese  gebieten  die  nachdrücklichste, 
prinzipiellste  Bekämpfung  der  Kolonialpolitflc  Aber  mit  Superlativen  imponiert 
man  mir  nicht,  namentlich,  wenn  sie  hinter  so  unbestimmten  Worten  stehen, 
wie  KolonialpoUtik.  Es  gibt  sehr  verschiedene  Arten  von  Kolonialpolitik ;  eine 
Kolonialpolitik,  die  auf  Eroberung  von  Kolonieen  ausgeht,  eine  Kolonialpolitik, 
die  Entwickelung  der  gegebenen  Kolonieen  bedeutet;  und  diese  Entwickelung 
kann  wieder  auf  versdiiedene  Weise  mit  verschiedenen  Mitteln  und  Methoden 
betrieben  werden.  Soll  der  Superlativ  für  alles  das  ohne  Unterschied  gelten? 
Sollen  die  Kulturvölker  alle  Kolonieen  aufgeben?  Sollen  sie  in  Afrika  die 
friedlichen  Völkerschaften  der  Unterjochung  durch  die  Kriegerstämme  aus- 
liefern, den  Sklavenhandel  mit  seinen  Greueln  wieder  freigeben,  dem  Schnaps- 
import freie  Hand  lassen?  Auf  meinen  Hinweis,  dass  Aufgeben  der  Kolonieen 
Inineswcgs  Aufhebung  des  Vordringens  des  Kapitalismus,  wohl  aber  Aufhebung 
der  Kontrolle  über  das  Treiben  der  Agenten  des  Kapitalismus,  Heraufbe- 
schwörung ähnlicher  Misswirtschaft  und  Grausamkeiten  hiesse,  wie  sie  der  auf- 
kommende Kapitalismus  züchtete,  ist  mir  der  Voruärts  die  Antwort  schuldig 
geblieben.  Das  Ignorieren  dieser  Tatsache  ist  die  grosse  Selbsttäuschung  in 
der  Kolonialfrage. 

Waa  das  Klasseninteresse  des  Proletariats  erheisch^  ist  kemesw^  a  priori 
festgestellt  .Die  moderne  Arbeiterklasse  ist  kein  flbermittelalterlicher  Feudal- 

')  Die  Grundstmier  ist  in  Indien  heute  etwa  ein  Drittel  so  hoch,  wie  sie  unter  der  Herrschaft  der 
Ii Of  ulc  war.  Alles  in  allem  kommt  in  Indien  noch  nicht  der  icbntc  Teil  der  Steuer  auf  den  Kopl 
der  BevStkcmnir,  die  «eibet  die  irmtten  eiiropiitehen  Völker  «ahlen.  obwohl  Indien  neben  setnen 
aotleidenden  »ehr  reiche  Provinzen  hat.  Nun  erzählt  Hyndman  joikni.  der  es  hrircn  will,  von  den 
Unsummen,  die  England  jihrlich  au>  Indien  ziehe  >uhne  komnterziellcn  (icRcnwert«.  Gewiss. 
Sicherung  des  Friedeos,  geordnete  Verwaiiunff.  Recht->sichcrhcit  sind  keine  Marktware,  aber  sie 
•ind  darum  doch  ökonomische  Werte,  da,  wo  sie  fehlen,  die  stetige  Entwicklung  der  Produktion 
ffetiliail  ist.  Wenn  «in  Klelqbflrscr  in  Mleber  Weite  rem  mangelnden  kommerziellen  Gefenwcrt 
jammart,  ao  begfdft  mm  «ts  vom  dncm  Socialiatcn  kaan  man  tieferes  Venttedal»  verlanfca.  Aller* 
diaga  aahlt  die  indische  Verwaltunc  den  aus  Bnfland  bezogenen  Beamten  sehr  hohe  CSehStter. 
Aber  sie  sichert  dadurch  auch  einen  hohen  Standard  in  bezug  avif  l'n/uc inglichlccit  für  F?o- 
•techungcn,  dieses  Erbübel  nllcr  asiatischen  Länder.  Im  Eingeborcnenstaai  Uundclkünd  bekam 
Mitte  d  r  achtziger  Jahre  der  Tc«childar.  eine  Art  Kreisror!«teher,  s  Rupien  monatlich,  wihrend 
der  cn'sprecbende  Beamte  in  Britisch  Indien  joo  Rupien  monatlich  bekam;  aber  der  crttcre  lebte 
auf  niadeatens  den  gleichen  Fuaae,  wie  der  ietstere.  NomlacU  «ar  die  Verwritaag  billiger*  fahtlseh 
ist  de  teurer.  Die  englischen  Beamten  sind  ia  ladiea  aar  eiae  dünne  Oberachiefat^  kaapp  Vb<Mi 
des  gaaxen  Beamtentums  diese*  Riesengebiett. 
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tCand,  den  man  ans  der  übrigen  Gesdlachaft  loslösen  und  ihr  als  Sondericdrper 
g^cnnberstellen  könnte.  Sie  ist  in  ihren  wirtschaftlichen  Daseinsbedingiingea 
aufs  engste  mit  ihr  verbunden,  an  ihrer  Entwickelung  interessiert,  und  nur  so 
weit  oder  nur  da  kann  von  einer  Schädit^uncj  der  Interessen  des  Proletariats 
durch  Kolonialbesitz  schlechthin  gesprochen  werden,  wo  dieser  die  heimische 
ökonomische  Entwickdung  hemmt  Das  ist  aber  nicht  fiberall,  sondern  nur 
unter  bestimmten  Umstanden,  nämlich  bei  einem  für  die  Produktionskräfte  des 
Landes  unverhältnismässig  grossen  Kolonialbesitz  der  Fall.  Etwas  ganz 
anderes  ist  der  derzeitige  Zusammenhang  der  Kolonialfrage  mit  den  steigenden 
Opfern  für  Flotte  und  Heer.  Der  Kampf  gegen  diese  heisst  Kampf  gegen  eine 
bestimmte  Kolonialpolttik  oder  vielmehr  Kampf  gegen  diese  Kolonialpolitik  um 
einer  Rückwirkung  willen,  die  wohl  unter  zeitweiligen  Verhältnissen,  aber 
keineswegs  unter  allen  Umständen  mit  ihr  verbunden  ist.  Das  bestimmt  unsere 
Ablehnung,  aber  es  begrenzt  sie  auch.  Denn  schliesslich  ist  die  Kolonialfragc 
nicht  nur  eine  ökonomische  und  allgemein  kulturelle,  sondern  auch  eine 
Nationalitätenfrage.  Und  ohne  in  den  Verdacht  des  Chauvinismus  zu  geraten, 
wird  man  woU  sagen  dfirfen,  dass  an  einer  vemfinfttgen  geographischen  Aus> 
breitung  der  Nation  auch  das  Proletariat  ein  Interesse  hat.  Wir  haben  nicht  nur 
Gegenwartsinteressen,  sondern  auch  Zukunftsintcresscn  der  ATenschheit  wahr- 
zunehmen und  stehen  bei  der  Siedelungsfrage  noch  mit  andern  Völkern,  als 
mit  den  europäischen  Kulturvölkern,  in  Wettbewerb,  ich  bin  der  letzte,  die 
mongolische  Gefahr  su  fibertreiben.  Aber  ich  bin  darum  nicht  blind  gegen  das 
Vordringen  des  Mongolentums  und  die  Probleme,  die  es  birgt.  Sie  gehen  unsere 
Arbeiterschaft  nicht  nur  in  dem  Sinne  an,  wie  sie  heute  die  nordamerikanische 
und  australische  Arbeiterschaft  beschäftigen,  sie  beziehen  sich  auch  auf  das  zu- 
künftige territoriale  und  sonstige  Verhältnis  der  Kulturen  zu  einander.  Die 
Arbeiterschaft  fuhrt  aber  ihren  Klassenkampf  gegen  die  heute  herrschenden 
Klassen  nicht  nur  als  deren  Gegner,  sondern  auch  als  ihr  Erbe  und  darf  daher 
keine  Menschheitsfrage  um  deswillen  ignorieren  oder  gar  Uferen,  weil  sie  ZU- 
nächst  als  eine  Frage  der  Herrschenden  erscheint. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
JOHRMMES  TIMM  •  RECHTLOSE  HRÜSRRBEITER 

T 

ÜN  bürgerlichen  Lobrednem  wird  die  deutsche  Arbeitervcrsichcrungs- 
gesctzgebung  vielfach  kritiklos  als  eine  unantastbare  Errungenschaft 
der  neuen  sozialpolitischen  Ära  gepriesen.    Wir  Sozialdemokraten 

können  uns  der  übertriebenen  Verbinunelung  des  Geschaffenen  nicht 

'  !  Ml  Wir  verkennen  zwar  nicht  den  berechtipiten  sozialen 
Kern,  der  dem  Gedanken  der  Zwangsvcrsicherung  zu  gründe  liegt,  verkennen 
nicht,  dass  die  Arbeiterversicherung,  so  grosse  Mangel  ihr  auch  anhaften,  doch 
Wesentliches  ffir  die  kulturelle  Entwickdung  geleistet  hat  Aber  wir  sind 
uns  auch  darüber  klar,  dass  dem  ganzen  Arbeiterversicherungswesen  und  allen 
seinen  Instituten  ein  gewisser  Klassencharakter  anhaftet.  Alle  Arbeiter- 
versicherungsinstitute sind  nur  für  die  soziale  Klasse  geschaffen  worden,  die 
nicht  aus  eigenen  Mitteln  für  ihren  Unterhalt  während  der  Erwerbsunfähigkeit 
sorgoi  kann.  Nur  dem  Notstuid  der  proletariicben  Klasse  wird  gesteuert, 
und  die  soziale  Hilfe  bew^  sich  nur  in  dem  engen  Rahmen  einer  Notstands- 
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hilfc.  Aber  selbst  innerhalb  dieser  Grenzen  bestehen  so  tief  klaffende  soziale 
Lücken  in  der  Arbeiterversicherungsgesetzgebung,  dass  von  einer  Notstands- 
hilfe für  alle  proletarischen  Schichten  der  Bevölkerung  nicht  gesprochen 
werden  kann.  Und  mtfkwiifdifenreiie  ist  dne  grosse  Grnppe  von  Arbeiteni, 
die  im  tiefsten  Elend  schmachten,  entweder  ganz  von  den  vielgepriesenen 
Wohltaten  der  Arbeiterversichcrung  ausgeschlossen  oder  doch  so  onfenögend 
berücksichtigt,  dass  ihre  Rechte  dem  Zufall  preisgegeben  sind.  Wir  mdnen  die 
grosse  Gruppe  der  Hausarbeiter. 

Wenn  irgend  ein  Gebiet  der  Volkswirtschaft  gründlich  durchforscht  ist,  so 
ist  es  das  der  Hausindustrie.  Die  bestehenden  Schäden  der  überlangen  Arbeits- 
zeit» der  niedrigen  Löhne,  der  ungesunden  Arbeitsweise  sind  durch  amtliche 
und  private  Untersuchungen  festgestellt  worden.  Die  Socialpolitiker  aller 
Schattieraqgen  sind  sich  iiber  die  Richtlinien  hausindustrieller  Politik  einig. 
Der  vom  7.  bis  zum  9.  März  1904  im  Gewerkschaftshaus  zu  Berlin  abge- 
haltene, aus  allen  Schichten  der  Bevölkerung  zusammengesetzte  Heimarbciter- 
schutzkongress  hat  einstimmig  programmatisch  die  Forderungen  zusammen- 
gefasst,  die  im  Interesse  der  ausgebeuteten  Heimarbeiter  zu  stellen  nötig 
waren.  Im  Reichstag  hat  die  Ri^erung  eine  geschlossene  Mehrheit  zur  Dnrdi- 
führung  eines  weitgehenden  Heimarbetterschutzes  hinter  sich.  Trotzdem  ge- 
schieht nichts,  aber  auch  rein  gamicfats. 

Eine  kurze  politische  Betrachtung  durfte  gerade  im  gq;enwlr^|en  Zeitpunkt 
recht  angebracht  sein.  Bei  den  Reichstagswahlen  und  auch  sonst  wird  gegen 
die  Sozialdemokratie  der  Vorwurf  erhoben,  sie  wirke  hemmend  und  lähmend 
auf  die  Fortführung  der  Sozialpolitik.  Dass  dieser  Vorwurf  weiter  nichts 
ist,  als  eine  billige  Phrase,  wird  so  recht  demonstriert  durch  die  Untätigkeit 
der  Regierung  in  der  Frage  des  Heimarfaeiterschutzes,  der  nidit  nur  von  den 
Sozialdemokraten,  sondern  auch  von  allen  bürgerlichen  Parteien  propagiert 
wird.  Und  der  Heimarbeiterschutz  ist  eine  ernste  Frage  der  nationalen  Wohl- 
fahrt. Handelt  es  sich  doch  darum,  dass  im  hausindustriellen  Betrieb  ein 
grosses  Stück  Voiksgesundheit  zu  gründe  zu  gehen  droht,  das  durch  energische 
Schutzmassregeln  erhalten  werden  konnte.  Wenn  in  einer  so  eminent  wich- 
tigen natumalen  Frage  der  Einfluss  der  btu^jerlichen  Parteien  versagt,  wenn 
sidi  ihre  Unfähigkeit  herausstellt,  die  Regierung  zu  einem  entschiedenen  Vor- 
gehen zu  zwingen,  so  ist  das  füglich  nur  ein  weiterer  Beweis  für  die  Richtig- 
keit unserer  Anschauung,  dass  die  Gewährung  eines  ausreichenden  Arbeiter- 
schutzes abhängt  von  der  Stärke  und  dem  Eiiäiisse,  den  die  Sozialdemokratie 
auf  die  politische  Gestaltung  der  Verhältnisse  hat 

n 

UR  rechtlosen  Stdlung  der  Hausarbeiter  in  der  Versicherungsgesetz- 
gebung soll  unsere  Abhandlung  einige  Beiträge  liefern,  Material  zu 
dem  vielen  vorliegenden  Material.  Freilich  ist  es  eine  keineswegs 
dankbare  Aufgabe,  über  dieses  Thema  zu  schreiben.  Denn  die  jahre- 
lange Erfahrung  lehrt,  dass  der  deutsche  Gesetzgeber  alles  Material, 
das  ihm  zur  dringlichen  Verbesserung  der  unhaltbaren  Zustande  zugetragen 
wird,  einfach  ignoriert.  Er  verfährt,  wie  jene  verschmitzten  Leute,  die  sich 
taub  stellen,  wenn  sie  nicht  hören  wollen.  Wie  dem  aber  auch  sei,  der  soziale 
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Forscher  hat  die  Pflicht,  immer  wieder  aui  die  Unhaltbarkeit  bestehender 
Zustände  an  der  Hand  seines  Tatsachenmaterials  hinzuweisen. 

Für  die  ausserhalb  einer  geschlossenen  Werkstatt  oder  eines  Fabrikations- 
betriebes beschäftigten  Arbeiter  hat  die  Versicherungsgesetzgebung  zwei  Be- 
griffsbestinunnngien:  Heimarbeiter  und  Hausgewerbeireibende.  Die  Heim- 
arbdter  unterliegen  in  dem  Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenversicherungs- 
cffsctz  dem  Versichcrungszwang^c.  Nicht  SO  die  Hausgewerbetreibenden;  ihre 
rechtliche  Stellung  ist  die  folgende. 

Nadl  dem  Krankenversicherungsgesetz  kann  der  Versicherungszwang  durch 
stntiitarische  Bestimmung  einer  Gemeinde  für  ihren  Gemeindebezirk  oder  für 
den  eines  weiteren  Kommunalverbandes  erstreckt  werden :  auf  selbständige 
Gewerbetreibende,  die  in  eigenen  Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rech- 
nung anderer  Gewerbetreibender  mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung  ge- 
werblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  werden  (Hausindustrie),  und  zwar  auch 
für  den  Fall,  dass  sie  die  Roh-  und  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen,  und  auch 
für  die  Zeit,  während  welcher  sie  vorübergehend  für  eigene  Rechnung  arbeiten. 
Durch  die  Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900  ist 
auch  dem  Bundesrat  das  Recht  eingeräumt  worden,  durch  Beschluss  den  Ver« 
sichemngsswang  auf  diese  Gruppe  allgemein  au  erstrecken.  Die  Anordnung 
kann  auch  für  bestimmte  Gewerbszweige  und  für  örtliche  Bezirke  erfolgen. 
Einzelne  Gemeinden  haben  von  den  ihnen  eingeräumten  Befugnissen  einen 
vollen  oder  partiellen  Gebrauch  gemacht.  Beschlüsse  des  Bundesrats  sind  noch 
nicht  vorhanden. 

Nach  dem  Gcwcrbcunfallvcrsichcrungsgesetz  haben  die  P-erufsgenosscnschaften 
das  Recht,  durcli  Statut  die  Vcrsicherungspfiichl  auf  die  Hausgewerbetreiben- 
den zu  erstrecken.  Im  Invalidenversicherungsgesetz  dagegen  hat  wieder  der 
Bundesrat  .die  Befugnis,  für  bestimmte  Berufszweige  allgemein  oder  mit  Be- 
schränkung auf  gewisse  Bezirke  dm  Verstcherungszwang  auf  die  Hausgewerbe- 
treibenden auszudehnen.  Eine  Ausdehmmg  der  Versicherungspflicht  ist  bisher 
nur  erfolgt,  und  zwar  mit  Wirkung  für  das  ganze  Reichsgebiet : 

1.  durch  Bekanntmachung  vom  16.  Dezember  1891  auf  die  Hausgewerbe- 
treibenden der  Tabakfabrikation  mit  Wirkung  vom  4.  Januar  1892  ab; 

2.  durch  Bekanntmachung  vom  i.  März  1894,  erweitert  durch  Bekannt- 
machung vom  9.  November  1895,  auf  die  Hausgewerbetreibenden  der  Textil- 
industrie mit  Wirkung  vom  2.  Juli  1^4  ab. 

Seitdem  verharrt  der  Bundesrat  in  Ihitätigkeil.  obwohl  die  Rechtspi  cclnmg 
gerade  in  der  Invalidenversicherung  über  den  Begriff  Heimarbeiter  oder  Haus- 
gewerbetreibender den  unheilvolhten  Wirrwarr  geschaffen  hat,  der  aber  durch 
Ausnutzung  der  in  der  Gesetzgebung  eingeräumten  Befugnisse  vom  Btmdesrat 
beseitigt  werden  könnte. 

Die  juristische  Deduktion  hat  nämlich  in  wimderbar  ausgeklügelten  Wen- 
dungen theoretische  Begriffsbestimmungen  aufgestellt,  die  mit  den  praktischen 

Verhältnissen  gar  nicht  übereinstimmen.  Der  Begriffsbestimmung  nach  ist  der 
fleiniarbciter  ein  unselbslönthger  Lohnarbeiter,  der  in  eigener  Wohnung  oder 
Betriebsstätte  in  der  Regel  nur  aus  mehr  zufälligen  Gründen  —  zum  Beispie! 
wegen  Raummangels  in  der  Betriebsstätte  des  Arbeitgebers,  wegen  Arbeits- 
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andranges,  Krankheit  und  dergleichen  —  beschäftigt  ist,  und  zwar  durch  aits^ 
drückliches  oder  stillschweig^endes  Übereinkommen  auf  mehr  oder  minder  lange 
Zeit.  Er  ist  an  den  Arbeitgeber,  dem  er  seine  Arbeitskraft  zur  Verfügung 
stellt,  gebunden,  von  diesem  mehr  oder  minder  persönlich  abhängig,  dessen 
Aiifeicht  tnid  Diszipliii  bei  der  AiMtsanslfilmnig  uiul  dessen  Anordnungen 
bcznglich  der  Arbcitsidt  nnd  des  Arbeitsinasses  unterworfen.  Er  hat  mangels 
ausdrücklicher  gcj^entcili^cr  Vereinbarung  auch  die  gesetzliche  Kündigungs- 
frist einzuhalten,  in  gleicher  Weise  ist  der  Aussenarbeiter  zur  Stücklohn- 
oder Akkordarbeit  wenigstens  für  die  Zeit  verpflichtet,  die  die  Ausführung 
der  ttbemonunenen  Arbeit  erlordert,  oft  darüber  hinaus.  Auch  an  die  Uber- 
nähme  weiterer  Akkordarbeit  ist  er  Tertragamässig  gebunden,  er  Ist  den  be- 
sonderen Anweisungen  des  Arbeitgdiers  über  Ort,  Zeit,  Art  und  Dauer  der 
Arlieit  unterworfen.  ^ 

Der  Hausgewerbetreibende  andererseits  ist  im  Sinne  der  theoretischen  BtgriR^ 
bestimmung  selbständig  und,  wenn  nicht  wirtsdiaftUch  von  der  Arbeit,  so  doch 

persönlich  von  seinem  Arbeitgeber  unabhängig.  Diese  Selbständigkeit  und  Un- 
abhängigkeit soll  sich  theoretisch  vornehmlich  in  nachbezeichneten  Richtungen 
äussern :  die  Arbeit  wird  vom  Arbeiter  freiwillig  gesucht  und  vom  Arbeitgeber 
nicht  angeordnet  und  tagtmtsea,  sondern  vom  Arbei^[d>er  freiwillig  gewährt; 
weder  besteht  für  den  Arbeiter  vertragamitsig  die  Pflidit,  Arbeit  zu  ndunen, 
noch  ein  Recht  auf  Arbeit  und  Arbeitsverdienst.  Es  existiert  für  den  Arbdt- 
.q;eber  nicht  die  Verpflichtung,  Arbeit  zu  geben.  Selbst  wenn  eine  Lieferui^s- 
pflicht  bestimmt  wird,  bleibt,  wie  ohne  solche,  dem  Arbeitnehmer  überlassen: 
die  Wahl  und  Dauer  der  Arbeitszeit,  die  Bestimmung  der  Reihenfolge  der 
Arbettstätigkeiten,  die  Selbstaibeit  oder  die  Herbeiziehnng  von  Familienge- 
nossen oder  anderen  Hilfskräften  zur  Arbeit,  die  Beschaffung  der  Werkzeuge, 
sei  es  vom  Arbetigeber  oder  von  anderer  Seite,  die  übernähme  anderweitiger 
Tätigkeit  in  Familie  und  Hauswesen  für  andere  Arbeitgeber  oder  für  eie:ene 
Rechnung.  Der  Arbeitnehmer  tragt  auch  die  Verantwortung  £ur  den  Betrieb 
und  den  Erfolg  der  Arbeit;  in  eigener  Arbeitsstätte  ist  der  Hausgewerbe- 
treibende der  Aufsidit  und  Disziplin  des  Arbeitgebers  entrückt;  die  Arbeit 
wird  nidit  geleistet,  wann,  wo,  wie  und  wielangc  der  Arbeitgeber  bestimmt, 
sondern  nach  der  freien  Selbstbestimmung  des  Arbeiters.  Der  Lohn,  in 
der  Regel  Stücklohn,  wird  jeweils  nach  der  in  das  Belieben  des  Arbeiters  gestell- 
ten Ablieferung  der  Arbeit  bezahlt,  nicht  aber,  wie  meist  beim  unselbständigen 
Lohnarbeiter,  ah  vereinbarten  oder  einseitig  vom  Arbeitgeber  festgesetzten 
Terminen.  Das  Beschäftigungsverhältnis  ist  kein  dauerndes,  über  den  einzelnen 
Arbeitsauftrag  hinausreichendes;  seine  Lösung  ist  nicht  von  einer  Kündi- 
gung abhängig,  es  erneuert  sich  und  endet  mit  Krteilung  und  Erfüllung 
jedes  einzelnen  Arbeitsauftrages.  Auch  noch  so  lange  währende  Beziehungen 
ZU  ein  und  dem  selben  Arbeitgeber  vermögen  an  diesem  Verhältnisse  der 
Irden  Erteilung  von  Arbeit  einerseits  und  der  freien  Übernahme  und  Aus- 
ftthruQg  der  Arbeit  anderseits  nichts  zu  ändern. 

Diese  und  ähnliche  Rechtsauslegungen  hat  das  Reichsversicherungsamt  in  zalil- 
rddien  Revisionsentacheidungen  getroffen,  in  denen  es  sidi  um  die  Frage  der 
wrsiehtnmgspßiehHgm  HtimarbHter  oder  der  niehtversichfrungspfUckHgen 
Housgtwerbelreibenäen  handdte. 
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FEIGEN  wir  nun  aus  dem  Nebel  abstrakter  Theorieen  in  die  Wirk- 
lichkeit. An  Beispielen  aus  der  Praxis  wollen  wir  die  Nutzanwen- 
dung ziehen  und  zeigen,  wie  wenig  eine  erkünstelte,  auf  abstrakt- 
tlieoretiaelier  Begriffsbestimmung  basierende  Rechtsprechung  den  tat- 
sächlichen Verhfiltnissen  Rechnung  trigt 


In  einem  der  typisch  kleinen  Häuser  der  Grabe,  einer  Gasse  Mfinchens»  be- 
wohnte eine  arme  Näherin  eine  niedrige  Stube.  Ausserdem  hatte  sie  zu  ihrem 
Gebrauch  noch  eine  kleine  Küche.  In  dieser  Behausung  hatte  in  der  Tat 
Anna  Danner  von  1896  bis  1903  ununterbrochen  als  Hausarbeiterin  Hosen 
genäht.  Bei  der  Einstellung  in  das  Arbeitsverhältnis  wurde  über  eine  Kün- 
digungsfrist keinerlei  Vereinburung  getroffen.  Die  Danner  holte  sich  die  Arbeit 
aus  dem  Geschäfte,  lieferte  sie  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  ab^  wurde  im 
Akkord  pro  Stück  entlohnt,  und  sie  holte  sich  ihren  lx)hn  immer  am  Sonnabend 
abend  aus  dem  Geschält.  Der  Arbeitgeber  kam  hin  und  wieder  in  die  Woh- 
nung, traf  Anordnungen  über  die  Arbeit,  bestinunte  insbesondere  auch,  welches 
Stuck  zuerst  gemacht  werden  sollte. 

Wdcfaer  Unterschied  bestdit  nun  zwiselMn  dieser  Hansarbeiterin  und  ihren 
in  einer  Werkstatt  arbeitenden  Kollegen?  Ein  Kenner  der  Industrie  wird 
keinen  herausfinden.  Dem  Werkstattarbeiter  wird  keine  bestinunte  Arbeits- 
zeit vorgeschrieben,  nur  die  Lieferzeit  des  einzelnen  Stückes.  Nur,  dass  diese 
Zeit  pünktlich  eingehalten  wird,  daran  hat  der  Arbeitgeber  ein  Interesse. 
Innerhalb  dieser  Grenzen  kann  der  Werkstattarbeiter,  der  in  Akkord  pro  Stück 
entlohnt  wird»  seine  Arbeitseinteilung  treffen  tmd  frei  disponieren,  genau  so 
wie  der  Hausarbeiter.  Der  Werkstattarbeiter  untersteht  auch  keiner  grosseren 
Kontrolle  und  Beaufsichtigung.  Wie  der  Hausarbeiter  bekommt  er  seine  An- 
ordnungen, muss  hin  und  wieder  ein  angefangenes  Stück  zurücklegen  und 
ein  anderes,  das  mehr  pressiert,  zuerst  iertig  stellen.  Erst  bei  der  Ablieferung 
wird  seine  Arbeit  kontrolliert;  ergeben  sidi  Fehler,  so  wird  ihm  die  Arbeit 
zur  Abänderung  der  gerügten  Mängel  zurückgegeben,  genau,  wie  bei  dem 
Hausarbeiter.  Rein  praktisch  und  ohne  Tüfteleien  beurteilt,  ist  bei  dem  Werk- 
statt- und  Hausarbeiter  in  dieser  Sparte  die  wirtschaftliche  imd  persönliche 
Abhängigkeit  oder,  wenn  man  will,  Unabhängigkeit  von  dem  Arbeitgeber  die 
gleiche.  Ein  Unterschied  besteht  nur  insoweit,  als  der  Hausarbeiter  sich  mehr 
abrackern  muss,  um  zu  einem  entsprechenden  Verdienst  zu  lumunen.  Die 
geringe  Ffihlungnahme  der  Hausarbeiter  unter  einander  nutzt  der  Arbeitgeber 
dann  aus,  um  zu  möglichst  niedrigen  Löhnen  seine  Arbeit  angefertigt  zu  er- 
halten. Dazu  hat  der  Hausarbeiter  den  Nähfaden  zu  stellen,  hat  Extraausgaben 
für  Licht,  Feuerung,  Bügelkohle  und  dergleichen  mehr,  ist  also  wirtschaftlich 
addechter  gestellt»  als  der  Weikstattarbeiter,  ohne  personlich  luiabhängiger  zu 
sein.  Also  Anna  Danner  hat  dch  dnrdi  anspannende  Arbeit  früh  zu  grumfo  ge- 
richtet; ein  bösartiges  Nervenleiden  hat  ihre  Gesundheit  zerstört,  sie  ist  invalide 
im  Sinne  des  Invalidenversicherungsgesetzes.  Der  Arbeitgeber  hat  in  der 
Meinung,  es  liege  ein  versicherungspflichtiges  Arbeitsverhältnis  vor,  die 
Markenklebung  richtig  betätigt.  Der  Anspruch  auf  Invalidenrente  wird  er- 
hoben, aber  von  der  Versicherangsanstalt  abgelehnt,  wegen  Nichtvorli^ens 
der  VersicherungspBicht  Darauf  Inanspruchnahme  des  Arbeitersekretariats 
München,  Jammern  und  Wehklagen:  »Warum  soll  ich  keine  Invalidenrente 
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kriegen,  ich  habe  doch  immer  Krankengeld  von  der  Ortskasse  erhalten? 
Was  fange  ich  bloss  an,  ich  habe  so  auf  die  paar  Mark  gerechnet.  Bekomme 
ich  die  Rente  nicht,  so  muss  ich  in  die  mir  völlig  fremde  Heimatgenieindc 
zurück;  das  ist  schrecklich.  Richten  Sie  es  doch,  dass  ich  die  Rente  erhalte.c 
»Liebe  Fnu,  es  handelt  sich  um  die  übliche  Streitfrage  Heimarbeiter  oder 
Hausgewerbetreibender^  Wollen  versuchen,  was  sich  machen  lasst«  Darauf 
Berufung  beim  Schiedsgeridit  ffir  Arfaeiterversicherung.  Abgewiesen.  Aus 
der  Begründung: 

>Anna  Danner  war  als  Hausgewerbetreibende  im  Sinne  des  §  2  Absatz  I  Ziffer  2 
des  Invaliden-  und  Altersversicberungsgesetzes  zu  erachten  und  keinesfalls  als 
Akkordaussenarbeiterin,  da  sie  nach  Fertigstellung  eines  Kleidungsstückes  nicht  ver- 
traglich verpflichtet  war,  weitere  Arbeit  für  die  Meister  zu  übernehmen,  also  auch 
keine  Kündigungsfrist  beiderseitig  vereinbart  war.« 

Revision  sum  Reichsversicherungsamt.  Zurückgewiesen.  Aus  der  Be- 
gründung: 

»Die  Frage,  ob  die  Klägerin  Heimarbeiterin  oder  Hausgewerbetreibende  gewesen  sei, 
hat  das  Schiedsgericht  ohne  Rechtsirrtum  im  letzteren  Sinne  entschieden  .  .  . 
Die  Klägerin  arbeitete  zu  Hause  mit  eigenem  Werkzeug,  sogar  teilweise  mit 
eigenen  Hilfsstoffen,  indem  sie  sich  den  Faden  stellte.  [Anmerkung  des  Verfassers: 
Geschieht  vielfach  auch  von  Werkstattarbeitem.)  Sie  erhielt  nur  Einzelauf- 
träge, die  sie  innerhalb  gesetzter  Fristen  zu  erledigen  hatte  und  nach  der  Ausführung 
stüdeweise  bezahlt  erhidt  Hat  sie  auch  &st  ausschliessltch  von  ein  und  der  sdben 
Bctriebsst&tte  Auftrige  erhalten,  so  war  sie  dodi  irieht  gehindert,  audi  von  snderer 
Stelle  gleichzeitig  oder  zwischenzeitlich  sich  Auflrfige  geben  zu  lassen.  Sie  war  hier- 
nach persönlich  unabhängig  von  ibxtm  Arbeitgeber  und  unterlag  keinerlei 
persönlichen  Schranken  bei  der  Einteilung  und  Ausführung  der  Arbdt  .  .  .  Dass 
der  Arbeitgeber  und  dessen  Vertreter  sich  grIrgot\tIich  um  den  Fortgang  und  um 
die  Art  der  Ausführung  der  Arbeiten  kümmerten,  bedmgt  keine  andere  Auf- 
fastung  des  Verhältnisses.  Derartige  ^mtrolten  betreffen  im  Zwdfd  die  Arbdt, 
nicht  die  Person  des  Arbeiters,  haben  das  Ziel,  eine  sachgemässc  Erledigung  des 
Auftrages  zu  sichern,  nidit  aber  den  Arbeiter  disziplinarisch  zu  beaufsichtigen,  und 
bedmgen  vor  allem  kdne  wescntlidie  Besdurinkung  der  Hausgewerbetreibenden  in 
sdner  persönlichen  Frdheit.« 

Ein  zweiter  Fall.  Der  Schneider  Johann  Schneider  hat  12  Jahre  allein 
für  eine  Firma  zu  Hause  Röcke  angefertigt.  Hin  und  wieder  hat  die  Frau 
mitgeholfen.  Die  Wohnung  besteht  aus  zwei  Räiunen:  Wohn-  und  Koch- 
ximmer,  in  diesem  wird  zugleich  gearbeitet»  in  jenem  geschlafen.  Ober 
die  wirkliche  Gestaltung  der  wtrtsdiaftlichen  und  persSnlicfaen  Abhäng^gkdt 
oder  Unabhängigkeit  im  Verhältnis  zu  den  Werkstattarbeitern  gelten  auch 
hier  die  gleichen  Ausführungen,  wie  über  den  vorhergehenden  Fall.  In  der 
Praxis  besteht  ein  solcher  Unterschied  auch  hier  nicht.  Der  Arbeitgeber  hat 
Marken  geklebt,  Schneider  wird  invalide.  Der  Anspruch  auf  Rente  wird  mit 
der  üblidien  B^irundung,  es  liege  kein  verdchernngspflichtiges  Arbeitsver- 
hältnis vor,  abgelehnt.  Auf  erhobene  Berufung  verurteilt  das  Schiedsgericht 
für  Arbeiterversicherung  die  Versicherungsanstalt  sur  Gewährung  der  Inva- 
lidenrente.   Aus  der  Begründung  sei  angeführt: 

»Es  kann  als  feststehend  angenommen  werden,  dass  Johann  Schneider  zirka  12  Jahre 
lang  für  den  genannten  Schneidermeister,  wddier  kdne  Werkstätte  für  seine 
Gehilfen  hatte,  in  seiner  eigenen  Wohnung  gegen  Stücklohn  arbeitete.  Er  durfte 
Arbdten  für  einen  anderen  Meister  nicht  ubernehmen,  war  verpflichtet,  jedes  über- 
nommene Kleidungsstück  zu  der  vom  Meister  bestimmten  Zeit  pünktlich  abzuliefern, 
wurde  vom  Zuschneider  und  Ausgeher  des  p.  W.  bezüglich  der  genauen  Einhaltung 
der  Abiieferungszeit  kontrolliert,  war  deshalb  auch  in  der  Reihenfolge  der  Arbdt 
gdnnMto),  hatte  d»  Wasungen  des  Mdsters  und  Zusdmdders  besfigUdi  der  Art 
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der  Ausfuhrung  des  einzelnen  Stückes  nachzukommen  und  war  bis  zum  Jahre  1898  an 
die  gesetzliche  Kündigimgszeit  gebunden.  Johann  Schneider  betrachtete  sich  selbst 
als  Gehilfen  des  p.  W..  wie  auch  letzterer  seine  ■sämtlichen  Gehilfen  nicht  als  Haus- 
gewerbetreibende, sondern  als  seine  in  einem  abhangigen  Gehilfenverhallnis  stehende 
Arbeiter  anerkannte  und  für  dieselben  die  gesetzlichen  Beiträge  zur  Kranken-  und 
Invalidenversicherung  entrichtete.  Bei  dieser  Sachlage  ist  das  Schiedsgericht  der 
Ansicht,  daiss  der  Berufungskläger  Schneider  sich  von  einem  Werkstättenarbdter 
nur  dadurch  unterschied,  dass  er  in  seiner  eigenen  Wohnung  arbeitete,  sowie,  dass 
er  sich  gegenüber  seinem  Meister  in  dem  gleichen  wirtschaftlichen  und  po-söntichcn 
Abhängigkeitsverhältnis  befand,  wie  ein  in  der  Werkstätte  seines  Meisters  be- 
schäftigter Sdmeidetxeselle.«  \^ 


Daraufhin  erfolgt  Revisioa^er  Versichemngsatutalt  befan  Reiehsverttcherungs- 
amt.    Ergebnis:    Aufhebung  des  Urteils  des  Schiedsgeridits  für  Arbeiter- 

versicherung  und  Zurückverweisung  der  Sache  an  das  Schiedsgericht  zur  ander- 
weiten  Verhandlunj:^  und  Entscheidung.  Es  wird  noch  eine  eingehende  Er- 
gänzung des  Streitstoffes  angeordnet,  sofern  nicht  das  Schiedsgericht  bei 
erneuter  Prüfung  ohne  weiteres  zu  der  Beurteilung  des  Klägers  als  Haus- 
gewerbetreibender gelangt  Die  Erginzung  des  Streitstoffes  wurde  vom 
Schiedsgericht  ausgeführt  Nach  erneuter  Verhandlung  wurde  die  Versiche- 
rungsanstalt wiederum  zur  Gcwähninp;-  der  Invalidenrente  verurteilt.  Das 
Schiedsgericht  fand  nach  eingehender  Würdigung  der  Sach-  und  .A^ktenlage 
keinen  triftigen  Grund,  von  seiner  früheren  Entscheidung  abzuweichen.  Die 
Schlussbcgründung  lautet : 

»Nach  Ansicht  des  Schiedsgerichts  war  Schneider  einfach  ein  Akkordanssenarbctlcr 
im  Sinne  der  Anleitung  des  Reichsversicherungsamts  vom  31.  Oktober  1890  tmd  vom 
6.  Dezember  1905.  Die  Besdiränkung  dieser  Eigenschaft  auf  Arbeiter,  die  nur  aas 
zufälligen  oder  vorühergchenden  Gründen  zu  Hause  arbeiten,  erscheint  dem  Schieds- 
gerichte angesichts  der  zurzeit  in  grösseren  Städten  bestehenden  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse, die  es  den  Schneidermeistern  und  KoUfektionsgeschäfbsinhabem  fast  un- 
möglich machen.  <  inc  Rrössere  Anzahl  von  Gehilfen  m  eigenen  Werkstätten  zu 
beschäftigen,  nicht  hallbar.  Das  Schiedsgericht  vermag  es  nicht  über  sich  zu 
gewinnen,  eine  grosse  Anzahl  von  Personen,  die  auch  von  der  Allgemeinheit  als 
Arbeiter  und  Gehilfen  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  anpc^ehcn  werden,  bloss  des- 
halb, weil  ihnen  die  Arbeitgeber  keine  eigene  Werkstätte  einzuräumen  in  der  Lage 
sind,  von  den  Wohltaten  der  Arbeiterversicherangsgesetze,  insbesondere  des  Invaliden« 
Versicherungsgesetzes  an^^geschlo^vcn  zu  halten,  und  zwar  um  so  weniger,  als  sowohl 
vom  preussischen  Obcrverwaltungsgerichtshofe,  als  auch  anderen  Verwaliungs- 
gerichten  der  BegriflF  der  versichtfungspflichtigen  Aussenarbeiter  nicht  so  enge 
pefa^st  wird,  wie  dies  seitens  des  Reichsversicherungsamts,  insbesondere  in  seiner 
Kevisionsentscheidung  votu  12.  Oktober  1901  geschieht.« 

Wiederum  Revision  der  Versicherungsanstalt  für  Oberbayern  beim  Rcichs- 
versicherungsamt.  Ergebnis:  Aufhebung  des  Urteils  des  Schiedsgerichts  und 
en(^ltige  Abweisung  des  Rentenanqirudies.  Aus  der  Begründung  hellen  wir 
hervor: 

»Audi  nach  Avm  ict7t  vorliegenden  Beweisstoff  kann  der  Kläger  nur  al-  ^Iau^- 
ge werbetreibender,  nicht  als  Heimarbeiter  betrachtet  werden  .  .  .  Ein  Ausnahme- 
fall ganz  persönlichen  Gepräges  liegt  hier  offenbar  nicht  vor.  Die  Verhältnisse  des 
Kl.Hger=;  zu  seinem  Auftraggeber  haben  «ich  in  keiner  wesentlichen  Beziehung  voa 
den  entsprechenden  Verhältnissen  der  übrigen  für  das  selbe  Geschäft  tätigen  Haus- 
schneider, und  überhaupt  zahlreicher,  wenn  nicht  der  meisten  in  grossen  Städten 
für  Tlerren-Kleidergeschäfte  arl)citenden  .'^chneidcr  unterschieden  .  .  .  Die  per- 
sönliche Unabhängigkeit  des  Klägern  hat  eine  grössere  Bedeutung  gehabt,  als  dSS 
Schiedsgericht  zugestehen  will.  Der  Kläger  konnte  seine  Frau  t»  Hilfeleistungen 
heranziehen  und  hat  es  auch  in  geringem  Umfange  getan.  Es  i>t  nicht  abzusehen, 
weshalb  er  es  nicht  unter  veränderten  Umständen,  2um  Beispiel  wenn  seine  Frau 
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mehr  Zeit  zur  Verfügung  gehabt  hätte,  in  stärkerem  Masse  hätte  tun,  oder,  wenn  sich 
zum  Beispiel  die  Gelegenheit  geboten  hätte,  eine  weiblidie  Verwandte  zu  sich  ins 
Haus  zu  nehmen,  deren  Hilfe  hätte  in  Anspruch  nehmen  können.  Er  besass  volle 
Freiheit  der  Zeiteinteilung,  konnte  je  nach  Belieben  die  frühen  Mocsensttinden  oder 
die  späten  Abendstanden  rerwenden,  konnte  steh  gelegentlich  dun»  Zubf Ifenahme 
des  Sonntags  an  den  WVnhcnlagen  entlasten  und  entsprechend  dem  Masse  seiner 
Arbeitslust  und  Arbeitskraft  das  Mass  seiner  Leistungen  in  ganz  anderer  Weise 
ausdehnen  oder  einschränken,  ak  der  an  der  Betriebsstätte,  Betriebiordninig  und 
Betriebsstunden  gebundene  Arbeiter.  Er  hat  danach  wirklich  eine  pcnSnlidie  Unab- 
hängigkeit gehabt,  wie  sie  dem  Arbeiter  nicht  eigen  ist.« 

Dritter  Fall.  Eine  69jährige  Westennäherin,  die  als  Hausarbeiterin  tätig  ist, 
und  deren  wirtschaftliehe  und  persSnliche  Abhäiigigkeit  von  ihrem  Arbeitgeber 
fenatt  die  gleidie  ist,  wie  in  den  vorhergdicnden  beiden  Fallen,  beantragt  die 
Gewährung  der  Invalidenrente.    Seit  dem  Jahre  1879  hat  sie  für  eine  Firma 

ausser  dem  Hause  gearbeitet.  Der  Anspruch  wird  abgelehnt  mit  der  Begrün- 
dung, sie  sei  als  Hausgewerbetreibende  zu  erachten.  In  die  Selbstversiche- 
rung habe  sie  wegen  längst  zurückgelegten  40.  Lebensjahres  nicht  eintreten 
können.  Es  stdie  ihr  daher  ein  Anspmch  anf  Rente  nicht  zu.  Die  beim 
Schiedsgericht  eingdegte  Berufung  wurde  zurückgewiesen.  Es  sei  festge- 
stellt, dass  die  Rentenbewerberin  seit  dem  Jahre  1879  für  die  Firma  Seidl  & 
Sohn,  die  bis  zum  Jahre  1898  keine  Werkstätte  hatte  und  eine  solche  seitdem 
nur  für  ledige  männliche  Arbeiter  zur  Verfügung  hat,  Westen  in  ihrer  eigenen 
ihr  von  der  Firma  fibergeben,  Nadeln,  Faden,  Nähmaschine,  Bügelkohlen  und 
Bügeleisen  beschaffte  sie  selbst;  sie  musste  die  ihr  jeweils  vorgeschriebene 
Lieferzeit  einhalten,  war  aber  im  übrigen  an  keine  bestimmte  Arbeitszeit  ge- 
bunden; für  andere  Arbeitgeber  durfte  sie  nicht  arbeiten;  Hilfsarbeiterinnen 
einzustellen,  war  ihr  zwar  nicht  <lirekt  verboten,  aber  auch  nicht  ausdrücklich 
gestattet.  Kontrolliert  wurde  sie  in  der  Ausführung  der  aiuufertigen  Westen 
nur  bei  der  Ablieferung,  im  übrigen  nur  hinsichtlich  des  Verbotes,  für  fremde 
Arbeitgeber  zu  arbeiten.  An  eine  Kündigoing  war  weder  die  Firma,  noch  die 
Rentenbewerberin  gebunden.  Demnach  sei  sie  nicht  als  Heimarbeiterin,  son- 
dern als  unabhängige  Hausgewerbetreibende  zu  erachten. 

Die  arme,  alte  Näherin  war  über  die  Entwickclung  der  Sache  in  helle  Ver- 
zweiflung geraten.  Stets  waren  die  Invalidenmarken  von  der  Firma  richtig 
geklebt.  Sicher  hatte  sie  für  ihre  alten  Tage  auf  die  paar  Mark  Invalidenrente 
gerechnet,  um  nicht  die  Armenpflege  ihrer  Heimatsgemeinde  in  Anbruch  nehmen 
zu  müssen.  Obwohl  die  Sache  nach  der  bekannten  Rechtsprechung  des  Reichs- 
versichcrungsamtes  so  gut  wie  aussichtslos  erschien,  legten  wir  gegen  das 
Urteil  des  Schiedsgerichtes  Revision  ein.  die  auch  in  diesem  Falle  ausführlich 
begründet  wurde.  Wir  versuchten  nachzuweisen,  dass  der  Begritt  der  Selb- 
ständigkeit vollständig  verkannt  werde,  wenn  eine  solche  wirtschaftlich  und 
personlich  von  ihrem  Arbeitgeber  abhängige  Lohnarbeiterin  als  selbständige 
Hausgewerbetreibende  aufgcfasst  werde.  Das  Reichsversicherungsamt  hob  in 
diesem  Falle  das  Urteil  des  Schiedsgerichtes  auf  und  verurteilte  die  Versiche- 
rungsanstalt zur  Zahlung  der  Invalidenrente.  Die  Begründung  des  Urteils  war 
sehr  kurz  und  lautete: 

»Die  Klägerin  hat  seit  dem  Jahre  1879  ausschliesslich  für  die  Firma  Seidl  &  Sohn 
gearbeitet.  Es  war  ihr  nicht  gestattet,  für  andere  Arbeitgeber  zu  arbeiten,  sie  wurde 
daraufliin  sogar  von  der  Firma  —  sowohl  von  Angestellten  wie  von  dem  Geschäfts- 
inhaber selbst  —  öfters  kontrolliert.  Die  Einstellung  von  Hilfskräften  war  ihr 
swar  nicht  ausdrücklich  verboten,  doch  wusste  sie,  <biss  die  Firma  hiermit  nicht 
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einverstanden  gewesen  wäre.  Hinsichtlich  der  Art  der  Entlohnung  und  Kontrolle 
der  Arbeit  bestand  kdn  Unterschied  zwischen  den  (ausschliesslich  mimilfciien) 

Werkstättenarbeitern  und  der  Klägerin.  Bei  dieser  Sachlage  mu?s  in  Überein- 
stimmung mit  der  Auffasstmg  der  unteren  Verwaltungsbehörde  und  ihren  Besitzern 
angenommen  werden,  dass  dis  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  der  Klägerin  und 
der  Firma  ein  so  enjrcs  war,  dass  die  Klägerin  nicht  selbständige  Hausgewerbe- 
treibende, sondern  Heimarbeiterin  war  und  demgemäss  der  Versicherungspflicht 
unterlegen  hat.« 

W«r  will  bei  der  laritischen  Pröfniig  des  Idateriala  der  vorgeführten  drei  Füle 

bestreiten,  dass  das  Recht  der  Hausarbeiter  völlig  dem  Zufall  preisgegeben  ist? 
Während  sonst  daran  festgehalten  wird,  dass  Heimarbeit  regelmässig  nur  da 
anzunehmen  ist,  wo  die  Tätigkeit  in  der  eigenen  Wohnung  des  Arbeiters  auf 
zufällige  und  vorübergehende  Umstände  zurückzufiihren  ist,  wird  gerade  in 
dem  letzten  Fall  ein  Heimarbeitsyerhältnls  angenommen,  obwohl  der  Zustand 
bereits  seit  1879  bestand,  also  ein  dauernder  war.  Sind  die  Hansarbeiter  unter 
den  g^benen  Verhältnissen  nicht  rechtlos? 

IV 

UCH  von  anderen  Gesichtspunkten  betrachtet,  ist  die  herrschende 
Rechtsauffassung  des  Reichsversichcrungsamtes  über  die  Begriffe 
Heimarbeiter  und  Hausgewerbetreibender  als  unhaltbar  zu  bezeichnen. 
Das  Reichsversicherungsamt  selbst  stellt  in  der  Revisionsentschei» 
dung  77  von  i^i  den  Grundsatz  auf,  dass  namentlicli  auch  darauf 
Gewicht  zu  legen  ist,  welche  Beurteilung  das  einzelne  Arbeitsverhältnis  auf 
verwandten  Gebieten,  zum  Beispiel  bei  Ausführung  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes, Untallversicherungsgesetzes  und  im  Bereiche  der  Gewerbeordnung  er- 
fahren hat,  »da  es  sich  dringend  empfiehlt,  beim  Vollzuge  des  Inva- 
lidenversicheruf^imesetzes  eine  Kontinuität  mit  der  herkmnmlichen  Aufftustang 
nach  Möglichkeit  anzustreben«.  Wie  ist  nun  die  Rechtsau  ff  assung  bei  der  Be- 
urteilung des  Arbeitsveiliältnisses  aul  verwandten  Gebieten? 

In  einer  Krankenversicherungssachc  hat  der  dritte  Senat  des  preussischen  Ober- 
verwaltungsgerichtcs  am  27.  November  1897  eine  Näherin,  die  vom  13.  Juli  bis 
zum  24.  August  1896  bei  dem  Schneidermeister  Sch.  in  Berlin  in  der  Weise  be- 
schäftigt war,  dass  sie  zugeschnittenen  Stoff  und  Zutaten  erhalten  und  in  ihrer 
Wohnung  gegen  St&cklohn  fertiggestellt  hatte,  als  versicherungspflichtige 
Heimarbeiterin  erklärt.  Das  gleiche  Gericht  sprach  sich  in  seiner  Sitzung  vom 
26.  April  1899  für  ein  Heimarbeitsvcrhältnis  aus,  obwohl  keine  Lieferfrist  be- 
stand, der  Arbeitsverdienst  nur  ein  geringer  war  und  der  Arbeitgeber  eine  be- 
sondere Aufsicht  während  der  Arbeitsleistung  in  der  Häuslichkeit  nicht  ausge- 
übt hatte.  In  einer  Entscheidung  des  preussiscben  Oberverwaltungsgerichts  vom 
IX.  Oktober  1899  wird  als  unerheblich  erklärt,  dass  die  Heimarbeiterin  Frau  Sch. 
sich  in  dringenden  Fällen  von  ihrem  Manne  und  von  einer  gegen  Lohnzahlung 
angenommenen  Frau  habe  helfen  lassen:  es  handle  sich  hierbei  um  eine  unregel- 
mässige und  in  geringem  Masse  in  Anspruch  genommene  Hilfeleistung.  Das 
gleiche  Gericht  sprach  sich  in  seiner  Entscheidimg  vom  18.  November  18^ 
dahin  aus,  dass  die  Heimarbeiterschaft  nidit  bedingt  sei  durch  l>esondere  Be- 
aufsichtigung des  Arbeiters.  Als  Hauptmerkmale  kämen  in  Betracht :  eine  dem 
Arbeitsverhältnis  entsprechende  Abhängigkeit,  und  dass  die  ganze  Arbeitskraft 
zur  Verfügung  gestellt  werde. 
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Das  badische  Verwaltungsgericht  erklärte  in  seiner  Sitzung  vom  Ii,  Desember 
1900  die  in  der  Edelmetallindustrie  in  der  Stadt  Pforzheim  und  Umgegend  be- 
schäftigten Kettenmacherinnen,  die  in  der  eigenen  Wohnung  arbeiten,  als  Heim- 
arbeiterinnen, obwohl  keine  Kündigung  vereinbart  und  nicht  verwehrt  war, 
gleichzeitig  für  andere  Arbeitgeber  xti  arbeiten  und  Hilfspersoiien  herbeizu« 
ziehen.  Aus  der  Begründung  seien  besonders  folgende,  für  die  Frage  wichtige 
Sätze  hervorgehoben : 

»Endlich  muss  —  wie  in  der  Literatur  mit  Recht  hervorgehoben  wird  —  auch  die 
Erwägung  in  Rfiekdcht  gezogen  werden,  dass  die  Freilassung  der  Hausgewerbe- 
treibenden von  der  pcsctzlichcn  Vcrsichcrunpspflicht  al«;  eine  Ausnahmebestimmung 
anzusehen  ist,  welche  nicht  ausdehnend  ausgelegt  werden  und  nicht  entg^en  der 
Absicht  des  Krankenversicherungsgesetzes  dazu  Anlass  geben  soll,  weite  Kreise 
von  Lohnarbeitern,  die  an  sich  der  Versicherung  gegen  Kranlcheitsfällc  bedürftig 
sind,  der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  zu  entziehen  und  der  mehr  oder  minder 
von  Zufälligkeiten  abhängenden  Fuörsorge  der  statutarisdien  Vorschriften  anheimfallen 
lassen.« 

Die  Rechtsauffassung  des  Rcichsvcrsicherunpjsamtes  ist  weit  davon  entfernt, 
eine  Kontinuität  mit  der  herkömmlichen  Autfassung  nach  Möglichkeit  anzu- 
streben. Im  Gegensatz  zu  der  Auffassung  anderer  Gerichtshöfe  führt  die 
Rcchtsauslegung  des  Reichsversicherungsanites  dahin,  dass  weite  Kreise  von 
wirklichen  Lohnarbeitern  von  der  Versicherung  gegen  Invalidität  ausgeschlossen 
werden.  Den  elend  gestellten  Hausarbeitem  wird  zugemutet,  falls  sie  sich 
eine  Invalidenrente,  und  in  diesem  Falle  nach  lojahrigcr  ununterbrochener 
Markenklebung,  sichern  wollen,  allein  die  Beiträge  zur  Invalidenversicherung 
anfzubringen.  Nach  Beendigung  des  40.  Ldtensjafares  ist  auch  die  Selbst- 
versidierung  gesetzlich  nicht  mdir  zulissig. 


■ 


V 

IN  der  Praxis  haben  sich  die  geschilderten  Zustände  zu  einer  wirklichen 
Kalamität  entwickelt  Arbeitgeber,  die  der  Auffassung  gewesen  sind, 
sie  seien  gesetzlich  verpflichtet,  für  ihre  Hausarbeiter  Invalidenmarken 
zu  ldd>enp  erfahren  pl^lidi,  nachdem  15  Jahre  Beiträge  geleistet  wnr* 
Iden,  dass  die  Versichenmg  zu  Unrecht  angenommen  wurde  und  dem- 
nach unwirksam  war;  nunmehr  fordern  sie  den  zu  Unrecht  geleisteten  Beitrags- 
anteil zurück.  Es  kommen  dabei  Summen  von  9000  Mark  und  mehr  in  betracht. 
Die  Hausarbeiter  dagegen,  die  der  Meinung  sind,  sich  durch  jahrelanges  Kleben 
von  Marken  eine  Amrarttehaft  auf  dne  Iddne  Renta  erworben  zu  haben,  hören 
schliesslich,  dass  sie  zu  den  glücklichen,  freien,  selbständigen  Elementen  der 
Bevölkerung  gerechnet  werden,  die  persönlich  vollständig  unabhängig  von  ihren 
Arbcitc^ebern  sind.  Ihre  Beiträge  sind  zu  Unrecht  gezahlt ;  grossmütig  werden 
sie  ihnen  auf  Antrag  zurückerstattet,  und  damit  hat  die  Sache  ihr  Ende  erreicht. 
Es  wäre  der  unhaltbare  Zustand  einfach  dadurch  zu  beseitigen,  dass  der 
Bundesrat  von  den  ihm  gesetzlich  eingeräumten  Befugnissen  auf  Ausdehnung 
der  VersicherungspfHcht  auf  alle  Hausgewerbetreibenden  Gebrauch  machte. 
An  Anregungen  hierzu  hat  es  auch  nicht  gefehlt.  Die  Vcrsichcrunpfsanstalt 
für  Oberbayern  hat  bereits  im  Jahre  190 1  durch  Vermittlung  dos  bayrischen 
Staatsministeriums  des  Innern  beim  Bundesrat  den  Antrag  gestellt,  die  Ver- 
sicherungspflicht auf  die  selbständigen  Hausgewerbetreibenden  aller  Berufs- 
zweige auszudehnen.  Eine  Entschliesstmg  auf  diesen  Antrag  ist  bis  heute  nicht 
ergangen. 
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Der  Kurs  Posadowsky  hat  eine  so  selb<>tverstiindliche  Sache  nicht  durchzusetzen 
vermocht.  In  der  Rcichstagssitzung  vom  25.  Januar  1904  musste  Graf  Posa- 
dowsky die  Tatsache  mitteilen,  dass  sich  wegen  Ausdehnung  der  Krankenver- 
sicherung auf  die  Hausindnstriellen  Korapetenzschwierigkeiten  mit  dem 
preussiachen  Bftinister  des  Handels  ei^ben  hatten.  Auf  die  Rcgdnng  der  Sache 
wurde  dann  auf  die  nächste  allgemeine  Revisir;n  des  Krankenversicherungs- 
jifesetzes  vertröstet.  Sicher  wird  eine  Regehing  der  strittigen  Frage  in  der 
Invalidenversicherung  erst,  wenn  überhaupt,  bei  der  nächsten  Revision  des 
Invalidenversicherungsgesetzes  erfolgen.  Vorläufig  wird,  wie  bisher,  weiter- 
gewurstelt werden.  Die  Hausarbeiter  haben  sich  damit  abzufinden,  dass  sie 
eben  rechtlos  sind.  Beiläufig  ergibt  sich  das  eine  mit  zwingender  Notwendig- 
keit: Bei  der  Gestaltung  und  .Abänderung  sozialpolitischer  Gesetze  dürfen  dem 
Bundesrate  keinerlei  weitgehende  Befugnisse  mehr  übertragen  werden  ;  er  hat 
sich  in  der  Versicherungsgesetzgebung  als  unfähig  erwiesen,  von  den  einge- 
räumten Befugnissen  zeitgemassen  Gebrauch  zu  machen. 

Wir  sind  am  Schlüsse.  Jeder  Sozialpolitiker  wird  zugestehen  mfissen,  dass  eine 
befriedigende  Losung  der  Versidiertmgsfrage  der  Hausarbeiter  so  einfach  wie 

nur  möglich  ist.  Dass  nicht  einmal  der  Kurs  Posadowsky  es  fertig  gebracht 
hat,  ist  ein  klassisches  Beispiel  für  die  Unfähigkeit  der  Regierung,  einen  aus- 
reichenden Heimarbeilerschutz  zu  schaffen.  Welche  Perspektive  bietet  der  Kurs 
Bethmann-Hollweg  ? 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

EDMUND  FISCHER  -  DIE  DIENSTBOTENFRRGE 

AS  man  lange  für  eine  Unmöglichkeit  hielt:  die  Organisation  der 

Dienstboten,  ist  zur  Tatsache  geworden,  mögen  die  Anfänge  auch 
noch  so  bescheiden  sein.  Der  Stein  ist  ini  R'dicn,  das  zeigt  das 
eifrige  Eestrel)en  bürgerlicher  Kreisr.  tl>cn  falls  Dienstboten- 
organisationen zu  gründen,  um  der  Sozialdemokratie  das  Wasser 
abzugraben.  Damit  tauchen  aber  zwei  wichtige  Fragen  auf:  Was  soll  .mit 
der  Dienstbotenbewegung  erstrebt,  und  wie  soll  das  Ziel  erreicht  werden? 
Denn  es  handelt  sich  hier  in  der  Hauptsache  nicht  um  Arbeiter  oder  vidmehr 
Arbeiterinnen,  die  in  einem  Gewerbebetriebe  bei  einem  Unternehmer  arbeiten, 
nicht  um  Gegensätze  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  auch  nicht  ganz  allgemein 
um  entgegengesetzte  Interessen  Besitzloser  und  Besitzender,  Ausgebeuteter  und 
Ausbeuter,  sondern  um  ein  Gebiet,  das  so  mannigfaltig  und  zum  grossten  Teil 
so  ganz  unabhängig  vom  gewerblichen  Leben  ist,  dass  es  einer  ganz  besonderen 
Behandlung  bedarf. 

Je  nach  der  Auffassung  vom  Dienstbotenwesen  werden  das  Ziel  und  der  Weg 
zum  Ziele  verschieden  sein  und  verschieden  sein  müssen.  Selbstverständlich 
ist,  dass  die  Beseitigung  der  Gesindeordnungen  tmd  die  rechtliche  Gleichstellung 
der  Dienstboten  mit  den  gewerblichen  Arbeitern  anzustreben  ist.  Nicht  minder 
selbstverständlich  sind  Forderungen  wie  Maximalarbeitstag,  guter  Lohn  usw. 
Aber  eine  Dienstbotenbewegung  muss  neben  den  nächstliegenden  doch  auch 
noch  ein  höheres,  weitcrhlickcndes  Ziel  aufstellen,  das  der  Bewegung  einen 
idealen  Gehalt  gibt.  Man  wird  mir  antworten:  das  ist  der  Sozialismus.  Gut 
Aber  was  bedeutet  der  Sozialismus  für  das  Dienstbotenwesen?  Darüber  gdiea 
die  Meinungen  schon  bestimmt  auseinander.  Führt  die  Entwickehmg  zur  Auf- 
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lösung  der  Familie  oder  des  Eifiselhaiishaltes,  dann   wird  nicht   nur  der 

patriarchalische  Dienstbote  immer  mehr  verschwinden,  sondern  auch  überhaupt 
jede  Beschäftigung  gegen  Lohn  in  den  einzelnen  Hauswirtschaften,  auch  die 
freie  Hausgehilfin  wird  dann  nur  eine  Erscheinung  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft sein  and  mit  dieser  einmal  der  Vergangenheit  angehören.  Die  Dienst- 
botenbewegung wird  dann  nichts  anderes  sein  können,  als  ein  Teil  des  Klassen 
kampfes,  der  dem  g^anzen  Dienstboten-  und  Hausgehilfinnenwesen  in  jedweder 
Form  ein  Ende  machen  soll. 

Wo  ist  aber  die  Ent Wickelung,  die  einen  solchen  Ausblick  gestattet?  Bis  jetzt 
sind  nocli  nicht  die  leisesten  Ansätze  von  einer  AuHösung  des  Einzelhaushaltes, 
der  Familie,  zu  bemerken.  Es  werden  auch  der  Dienstboten  nicht  weniger. 
Zwar  betmg  die  Steigerung  von  1882  bis  1895  nur  i.i  %,  die  Zahl  der  Dienst- 
boten für  häusliche  Dienste  stieg  in  dieser  Zeit  von  1324934  auf  IZZ99^^' 
Aber  die  Zunahme  ist  seit  1895  zweifellos  eine  weit  grössere  geworden,  und  mit 
dem  Wachsen  des  neuen  Mittelstandes  —  dessen  Existenz  und  Zunahme  wohl 
niemand  mehr  bestreiten  wird  —  steigt  die  Zahl  der  Dienstboten  fernerhin.  An 
der  Entwickelung  des  neuen  Mittelstandes*  der  zu  einem  grossen  Teil  aus  dem 
Proletariat  herauswächst,  ist  aber  auch  zu  beobachten,  wie  mit  dem  zunehmen- 
den Wohlstand,  mit  dem  höheren  Verdienst  des  Mannes,  die  Frau  der  beruf- 
lichen Tätigkeit  wieder  entsag^,  falls  sie  eine  solche  bereits  ergriffen  hatte, 
wie  sich  das  Familienleben  dann  wieder  befestigt,  verschönert,  und  wie  das 
Verlangen  nach  dem  Einzelhaushalt  in  den  Einfamilienhäusern  und  abseits- 
liegenden kleinen  Villen  kräftiger  zum  Ausdrtick  kommt  Und  da  unser  Streben 
doch  darauf  gerichtet  ist,  das  Einkommen,  den  Wohlstand  allgemein  zu 
erhöhen,  so  muss  für  das  Familienleben  und  den  Haushalt  d  i  e  Entwickelung 
angenommen  werden,  die  wir  bereits  da  sehen,  wo  der  Wohlstand  steigt,  und 
zwar  bei  sozialen  Existenzen,  die  ihrem  Wesen  nach  sich  von  den  Arbeitern 
nur  durch  die  H^e  des  Einlrommens  unterscheiden,  also  keineswegs  Rudimente 
sind,  sondern  im  Gegenteil  ja  gerade  als  neuestes  Produkt  der  Entwickelung 
in  die  Erscheinui^  treten. 

Wollen  wir  uns  auf  den  Boden  der  Entwickelung  stellen,  so  müssen  wir  für  die 
Zukunft  mit  einem  Einzelhaushalt  rechnen,  in  dem  den  Frauen,  wenn  der  Haus- 
halt gross,  oder  die  Frau  beruflich  ausserhalb  des  Haushalts  tätig  ist,  eine  Haus- 
gehilfin zur  Seite  steht,  wie  wir  das  heute  bei  gehobenen  Existenzen,  auch  bei 
Tausenden  von  Sozialdemokraten  sehen.  Vom  Spinnen,  Wdien,  Waschen, 
Plätten,  Stricken,  Sticken,  Häkeln,  Einmachen,  Heizen  und  vielen  anderen 
ähnlichen  Arbeiten  sind  die  Frauen  einigermassen  wirtschaftlich  gut  gestellter 
Familien  durch  die  Entwickelung  der  modernen  Industrie,  durch  den  tech- 
nischen Fortschritt  in  einfachster  Weise  befreit  worden,  aber  die  Arbeiten  des 
Haushaltes  haben  sich  trotzdem  noch  vermehrt,  und  zwar  durch  das  Be- 
dürfnis nach  grösserem  Komfort  und  grösserer  Reinlichkeit,  durch  die  sorg- 
fältigere Pflege  der  Kinder  und  durch  die  weitere  Entwickelung  des  Menschen 
vom  Herdentier  zum  Individuum.  Wir  müssen  auch  für  die  Zukunft  mit  dem 
Einzelhaushalt  rechnen  und  mit  einer  dem  zunehmenden  Wohlstand  entsprechen- 
den Zunahme  der  fremden  Hilfe  im  Haushalte.  Zwar  ist  es  richtig,  weil  ganz 
selbstverständlich,  dass  die  Anspräche  der  Dienstboten  desto  hoher  wachsen, 
je  mehr  das  Proletariat  an  Kraft  zunimmt  Aber  rarer  werden  nur  d  i  e  Dienst- 
boten, die  bereit  sind,  unter  dem  heutigen  poMarchaluchen  System  zu  arbeiten, 
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nicht  die  weiblichen  Arbeitskräfte  für  die  Hauswirtschaft  überhaupt.  Und  da 
mit  der  wachsenden  Kraft  des  Proletariats  auch  der  Wohlstand  steigt,  so  wer- 
den die  zundimenden  Ansprache  der  Dienstboten  ebensowenig  zum  Verzidit 
auf  fremde  Hilfe  in  der  Hauswirtschaft  und  somit  den  Einzelhaushalt  führen, 
wie  die  zunehmenden  Ansprüche  der  Arbeiter  zum  Verzicht  auf  Beschäftigung 
von  Arbeitern  überhaupt  führen  wird.  Trotz  der  hohen  Ansprüche,  des  Acht- 
stundentages und  der  hohen  Löhne  der  Dienstboten  in  Australien,  ist  dort  der 
Einzelhaushalt  bestehen  geblieben;  und  die  Fälle»  ii^  denen,  wie  in  Amerika 
und  nenerdings  aodi  in  Dänemark  und  Schweden,  gut  situierte  Fttnilien  der 
Ansprüche  der  Dienstboten  wegen  den  Einzelhaushalt  aufgegeben  haben,  um  in 
einem  grossen  Pensionat  oder  einer  Haushaltungsgenossenschaft  zu  wohnen, 
sind  bis  jetzt  nur  Ausnahmecrschcinungcn,  wie  sie  Grossstädte  auf  allen  Ge- 
bieten aufweisen,  und  mit  denen  als  mit  Entwickelungskeimen  schwerlich  ge- 
rechnet werden  kann.  An  dem  heutigen  Gejammer  der  Herrschaften  über 
die  Dienstbotennot  und  die  Unverschämtheit  der  Dienstboten  ist  nichts  anderes 
schuld,  als  der  soziale  Unverstand  eben  dieser  Herrschaften,  die  —  das  gilt 
auch  für  sonst  sehr  fortschrittlich  gesinnte  Leute  —  ebenso  erst  durch  eine 
Organisation  der  Dienstboten  dazu  erzogen  werden  müssen,  mit  dem  jetzigen 
patriarehaliscken  Zustand  zu  brechen  und  mit  den  modernen  Ansprüchen  der 
Hauswirtschaftsarbeiterinnen  zu  rechnen,  wie  dies  bei  den  Unternehmern 
durch  die  Organisationen  der  Arbeiter  bereits  geschah  und  noch  geschieht. 
Trotz  der  Dienstbotennot  und  der  angeblichen  Unverschämtheit  der  Dienstboten 
ist  in  Deutschland  von  einer  Entwickelung  vom  Einzelhaushalt  zur  Haus- 
haltungsgenossenschaft noch  wenig  zu  bemerken'*).  Eine  Änderung  aber  voll- 
zieht sich  in  der  Arbeitszeit,  Entlohnung,  Behandlung,  rechtlichen  und  gesell- 
schaftlichen Stellung  der  Dienstboten.  Sklavin,  Magd,  Hausgehilfin,  haus- 
wirtschaftliche Arbeiterin:  das  ist  der  Entwickelungsgang.  Bei  Hausgenossen- 
schaften würden  übrigens  bedeutend  mehr  Hausgehilfmnen,  hauswirtschaftliche 
Arbeiterinnen  gebraucht  werden,  als  bei  Einzelhaushaltungen,  weil  in  den 
Hausgenossenschaften  die  daran  beteil^en  Ehefrauen  sdbst  ja  nicht  mit- 
arbeiten, wie  dies  im  Einzelhaushalt  der  Fall  ist.  Und  warum  im  Einzelhaus- 
halt die  Hausgehilfin  nicht  die  selbe  soziale  Stellung  soll  erreichen  können, 
wie  dies  vom  Genossenschaftshaushalt  erwartet  wird,  ist  nicht  einzusehen.  Die 
Köchinnen,  das  Zimmermädchen  in  den  grossen  Hotels  sind  heute  gesellschaft- 
lich und  wirtschaftlich  nicht  wesentlich  besser  gestellt,  als  die  Dienstmädchen 
in  Privathäusem,  nur  ihre  redttliche  Stellung  ist  eine  bessere 

Die  Überzeugung,  dass  der  Einzdhaushalt  nicht  in  der  Auflösung  begriffen  ist. 
sondern  im  Gegenteil  sich  immer  mehr  befestigt,  dass  fremde  Hilfe  in  de« 
einzelnen  Hauswirtschaften  immer  mehr  verlangt  werden  wird,  auch  bei  immer 
grösser  werdenden  Ansprüchen  der  dazu  bereiten  Arbeitskräfte,  führt  zu  dem 
Schlüsse,  dass  das  Dienstbotenwesen  eine  aufsteigende  Entwickelung  nehmen, 
eine  immer  allgemeinere  Einrichtung  werden  wird,  damit  aber  auch  eine  Um- 
wandlung nach  demokratischer  und  sozialistischer  Richtung  erfahren  muss, 
deren  Durchführung  die  wesentlichste  Aufgabe  der  Dienstbotenorganisationen 
ist.  Aus  dieser  Aufgabe  ergibt  sich  auch  die  Art,  wie  die  Dienstbotenorgani- 
sationen beschaffen  sein  sollen,  und  welche  Taktik  sie  einschlagen  müssen. 

*)  In  einigen  westlichen  Vororten  Berlins  wrrdrn  jetzt  Binküchenhäujtr  gebaut,  init  gemeinMflMn 
Wirtschafttbetricb  aller  Mieter.  Ob  dieses  Unternehmen  den  Anfang  ciacr  UnwiltUBf  darttdlt» 
oder  ob  es  auf  ciBcn  kleittco  Kreit  betcbrinkt  bleiben  wird,  ist  «bsitwarteo. 
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Der  weaentlidiste  Teil  des  hentigoi  Dienstbotenelends  ist  nicht  dessen  ma- 
terielle, sondern  die  ideelle  Seite,  die  Behandlung.    Da  die  Dienstboten  vom 

Gesetz  zu  Sklaven  gestempelt  sind,  sehen  die  meisten  Familien  in  ihrem  Dienst- 
mädchen auch  nur  eine  Sklavin  und  behandeln  sie  danach,  oder  versuchen  dies 
wenigstens.  Schon  das  Logis  ist  in  sehr  vielen  Fällen  geradezu  jammervoll, 
von  den  Knechten  tind  Mägden  der  Baoem»  die  ein  besonderes  Kapitel  für  sich 
bilden,  ganz  abgesehen.  In  den  seltensten  Fällen  wird  zum  Beispiel  beim 
Mieten  einer  Wohnung  darauf  Wert  gelegt,  auch  für  das  Dienstmädchen  ein 
anständiges  Schlafzimmer  zu  erhalten.  In  den  grossen  Städten  wie  in  kleinen 
Orten  schlafen  die  Dienstboten  meistens  in  elenden  Löchern;  in  kleinen  und 
mittleren  Städten  und  in  Dörfern  anf  dem  Spddier  in  einem  stallartigen,  roh 
aus  Brettern  gezimmerten  Gdasse,  in  den  Grossstadten  vielfach  in  einem 
kleinen  Räume  neben  der  Küche,  ohne  Licht  und  Luft.  In  nicht  wenigen  Fällen 
wird  selbst  in  sehr  wohlhabenden  Familien  die  Kost  nach  dem  Grundsatze 
verabreicht,  den  eine  junge  reiche  Frau  einmal  m  einer  Gesellschaft  allen 
Ernstes  also  anfstdlte:  »Man  darf  den  Mädchen  nicht  zu  viel  zu  essen 
geben,  sonst  werden  sie  zu  öpfHg.«  Wo  die  Mittel  nicht  reichlich  sind,  da  wird 
in  erster  Linie  am  Dienstmädchen  zu  sparen  versucht,  und  es  ist  In  der  Tat 
nichts  Seltenes,  dass  diese  Mädchen  dann  hungern  müssen.  Man  lese  auch  nur 
einmal  die  Antworten  im  Briefkasten  vornehmer  Mode-  oder  ähnlicher  Frauen- 
zeitschriften, welche  Ratschläge  da  über  die  Zubereitung  von  Mädchenkost 
g^ben  werden  —  wie  man  erprobte  Mittel  über  das  Futter  ffir  Haustiere 
mitteilt.  Am  schlimmsten  ist  es  fast  allgemein  noch  mit  der  Arbeitszeit  be- 
stellt. \'oii  früh  6  Uhr  bis  nachts  ii  Uhr,  Sonntags  wie  Wochentags:  das  ist 
die  regelmässige  Arbeitszeit  fast  aller  Dienstmädchen ;  und  bei  nicht  wenigen 
ist  sie  noch  länger.  Man  frage  nur  die  Ärzte  in  den  Spitälern :  Dienstmädchen, 
die  erkranken  und  sofort  ins  Spital  kommen,  schlafen  die  erste  Zeit  Taf  und 
Nacht  in  einem  fort  —  vor  Mfidigkeit.  Der  Monatslohn  für  Dienstboten  ist 
seit  25  Jahren  nur  sehr  wenig,  in  vielen  Gegenden  gar  nicht  gestiegen.  Trotz- 
dem kann  zui^egeben  werden,  dass  die  rein  materielle  Lage  der  Dienstboten  im 
allgemeinen  noch  besser  ist,  als  die  Lage  der  andern  Arbeiterinnen  in  der  Haus- 
industrie, in  Fabriken  usw.  Jedenfalls  ist  die  Beschäftigung  der  Dienstboten 
im  allgemeinen  eine  gesündere  und  die  Ernährung  in  den  meisten  Fällen  eine 
weit  bessere.  Wenn  es  trotzdem  die  meisten  Mädchen  —  mit  Recht  —  heute 
vorziehen,  in  eine  Fabrik  zu  gehen,  anstatt  in  Dienst,  so  ist  es  im  wesentlichen 
die  ideelle  Seite  des  heutigen  Dienstboten wesens,  von  der  sich  intelligentere 
Mädchen  abgestossen  fühlen. 

Nach  den  Gesindeordnungen  sind  die  Dienstboten  ganz  der  Willkur  der  Herr- 
schaften preisgegeben.  Die  Auffassung,  dass  das  Dienstmädchen  ein  willen- 
loses, zu  allen  Diensten  stets  bereitstehendes  Wesen  sein  müsse,  das  sich  jeder 
Laune  seiner  Herrin  oder  seines  Herrn  zu  fügen  habe,  ist  den  meisten  Menschen 
durch  Erziehung  und  Gewohnheit  so  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen,  dass 
auch,  sonst  sehr  frei  denkende  Frauen  und  Männer  sich  von  ihr  nicht  befreien 
können.  Über  andere  Menschen  eine  Art  Herrscher  zu  sein,  bereitet  vielen 
armseligen  Menschenkindern  ein  wonnigliclu  s  Cu  fiihl,  abj^esehen  von  den  per- 
sönlichen Vorteilen,  die  sie  damit  erzielen.  Die  meisten  Dienstmädchen  müssen 
auch  alle  Demütigungen  und  Beschimpfungen  von  den  Kindern  des  Hatises 
ruhig  hinndmen,  und  dass  der  Hund  vor  dem  Dienstmädchen  rändert,  ist 
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gar  nichts  Aussergewöhnliches.  Dazu  kommt,  dass  der  Gesichtskreis  der- 
jenigen Frauen,  die  sich  Dienstmädchen  halten  können,  meistens  ein  sehr 
beengter  ist,  das  soziale  Verständnis  bei  diesen  ganz  fehlt,  die  Frauen  auch  fast 
allgemein  ein  etwas  aufgeregtes  Wesen,  ein  leicht  erregbares  Temperament 
haben,  sehr  häufig  nervös  sind  und  die  Nervosität  *am  Dienstmäddien  aus- 
lassen. Ich  sah  einmal  —  und  das  ist  typisdi  — ,  wie  die  Frau  eines  Subaltem- 
beamten  sich  vor  Empörung  nicht  zu  fassen  vermochte,  weil  ihr  Dienstmädchen 
sich  die  selbe  Haarfrisur  gemacht  hatte,  die  sie  selber  sich  erst  zugelegt.  Am 
schlimmsten  sind  oft  diejenigen  Familien,  die  es  mit  dem  Dienstmädchen  recht 
gia  meinen  und  dieses  infolgedessen  mit  ihren  Bevormundungen  so  quälen, 
dass  es  bald  davonlauft.  Frei,  fortschritdidi  und  wirklich  human  gennute 
Leute  habe  ich  kennen  gelernt,  die  glaubten,  alles  getan  zu  haben,  um  es  dem 
Mädchen  recht  heimisch  bei  ihnen  zu  machen,  und  die  gar  nicht  begreifen 
konnten,  warum  kein  Mädchen  lange  bei  ihnen  blieb.  Das  ist  es  eben :  Gerade 
das  Patriarchalische  in  jeder  Form  können  die  modernen  Menschen  nicht  mehr 
ertragen,  und  die  Dienstboten  sind  eben  auch  moderne  Menschen  geworden. 
Was  zu  verlangen  ist,  das  ist  keine  patriarchalische  Behandlung,  sondern  die 
persönliche  Achtung  der  Hausgehilfin,  die  heule  jede  Fabrikarbeiterin  vom 
Unternehmer  beansprucht,  Selbständigkeit,  Freiheit,  geregelte  Arbeitszeit,  eine 
Abgrenzung  der  Rechte  tmd  Pflichten  nach  den  modernen  Grundsätzen.  Das 
alles  muss  durch  eine  gute  Organisation  erzwungen  werden. 

Meiner  Ansicht  nach  müssen  freilich  Dicnsibotenorganisationen  wesentlich 
anders  beschaffen  sein,  als  die  übrigen  Gewerkschaftsorganisationen.  Die  Haus- 
wirtschaft ist  kein  Unternehmen,  kein  kapitalistischer  Betrieb,  in  dem  Waren 
produdert  werden,  es  stehen  sidi  nicht  Arbeiter  als  Ausgd>eutete,  die  den 
Mehrwert  erzeugen,  und  Unternehmer  als  Ausbeuter,  die  den  Mdirwert  ein- 
stecken, gegenüber.  In  der  Regel  wird  das  Dienstmädchen  selbst  einmal  Haus- 
frau, und  wenn  diese  dann  auch  nicht  in  der  Lage  ist,  ihrerseits  ein  Dienst- 
mädchen zu  halten,  in  vielen  Fällen  sogar  wieder  eine  andere  berufliche  Arbeit 
ergreifen  muss,  so  lässt  sich  doch  behaupten:  Dienstmädchen,  Hausgehilfin, 
bleibt  das  Mädchen  nur  ein  paar  Jahre.  Noch  heute  gehen  nicht  wenige  Mäd* 
chen  gerade  za  dem  Zwecke  in  Dienst,  um  sich  für  den  zukünftigen  Beruf  als 
Hausfrau  vorzubereiten.  Viele  Arbeiter  heiraten  lieber  ein  Mädchen,  das  in 
Stellioii^  war,  weil  es  dann  die  Hauswirtschaft  hesser  versteht,  und  das  nächste 
Ziel  aller  Dienstmädchen  ist,  bald  kein  Dienstmädchen  mehr  zu  sein.  Daher 
wird  bei  den  Dienstbotenorganisationen  der  feste  Mi^liederstamm,  wie  ihn  die 
anderen  Gewerkschaften  aufweisen,  stets  fdilen;  und  dieser  Stamm,  ohne  den 
keine  Organisation  bestehen  kann,  muss  von  passiven  Mitgliedern  gebildet  wer- 
den, von  den  sozialistischen  Frauen  und  Mädchen,  die  die  Dienstbotenorgani- 
sation in  die  Hand  nehmen  und  gegen  das  Dicnstbotenelend  kämpfen  wollen. 
Sicher  drei  A^ertel  aller  in  der  sozialdemokratischen  Partei  organisierten  Frauen 
sind  keine  Aiheituinnen,  die  ausserhalb  des  Haushaltes  beruflich  tätig  sind,  es 
sind  also  lediglich  Hausfrauen,  die  ein  direktes  Interesse  an  den  Geweikschafts- 
organisationen  demnach  nicht  haben,  und  deren  politisches  Interesse,  wie  die 
Verhältnisse  nun  einmal  heute  noch  liegen,  ein  sehr  geringes  ist.  Diese  Frauen 
fanden  Udler  in  unserer  Bewegung  ein  geringes  Tätigkeitsfeld.  Die  Dienst- 
botenbewegung aber  wäre  nun  ein  Gebiet,  auf  dem  gerade  sie  in  erst«'  Linie 
einen  Whrkungakreis  finden  könnten,  der  ihnen  eme  dankbare  und  befriedigende 
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TÜdf^küt  im  Intei-ease  der  wirtschaftlidien  und  soKialen  Stdlung  eines  grossen 
Teils  des  weiblichen  Geschlechts  bieten  würde.  Auf  diesem  G^ete  sind  diese 
Frauen  auch  sachverständig,  während  die  Gewerkschalten  es  mit  gans  anderen 

Verhältnissen  zu  tun  haben.  • 

Die  Form  der  Organisation  muss  schon  eine  andere  sein,  als  die  der  anderen 
Gewerkschaften.  Den  Kern  der  Bewegung  müssen,  wie  bereits  bemerkt,  die 
sozialistischen  verheirateten  Frauen  bilden.  Nur  dann  wird  die  Bewegung 
leistnngsfihig  werden.  Das  in  der  Stadt  fremde  Dienstmädchen  muss  in  der 
Organisation  eine  Stütze  nach  jeder  Richtung  hin  finden  können.  Man  sdie 
doch  nur,  wie  die  bürgerlichen  Frauenvereine  die  Dienstmädchen  für  sich  ge- 
winnen. Schon  am  Bahnhof  wird  das  ankommende  Mädchen  in  Empfang 
genommen,  nach  dem  Marthaheim  geleitet,  wo  es  ztmächst  eine  Unterkunft 
findet  und  dann  eine  Stelle  nachgewiesen  eriiilt  Nur  mit  Widerwillen  machen 
die  meisten  Mädchen  von  dieser  IVohUäHgkHt  Gebrauch,  weil  die  vornehmen 
Damen  sie  behandeln,  wie  —  nun,  wie  etwa  vornehme  Damen  ein  Dienst- 
mädchen zu  behandeln  pflegen.  Aber  wenn  ihnen  kein  Ersatz  geboten  wird, 
werden  die  Mädchen  immer  zu  den  bürgerlichen  Damen  gehen,  wo  sie  eine 
ünterkuaft  und  die  erste  Hüfe  &iden.  Und  wir  werden  sie  erst  dami  in 
grösseren  Massen  für  unsere  Organisation  gewinnen,  wenn  wir  ihnen  Ahn- 
Kcbes,  natürlich  auch  Besseres  bieten  können.  Bei  Klassengenossinnen,  bei 
Frauen  ihres  Standes,  wird  sich  das  Dienstmädchen  sofort  wohl  fühlen,  und 
die  sozialdemokratischen  Dienstbotenheime  werden  schon  in  ihren  ersten  An- 
fängen einen  starken  Zulauf  finden.  Auf  diese  Art  wird  die  Organisation  den 
Middien  eine  Stutse  sein,  wenn  sie  nach  der  fremden  Stadt  gereist  kommen 
oder  stellungslos  werden,  sie  wird  ihnen  ein  Heim  bietet^  das  sie  in  der  freien 
Zeit  stets  aufsuchen  können,  um  daselbst  mit  Klassengenossinnen  zu  ver- 
kehren, sich  Belehrung  und  Rat,  Schutz  und  Beistand  zu  holen.  So  nur 
wird  man  diese  jungen  Mädchen  gewinnen  und  zusammenhalten  können.  Denn 
man  muss  wohlweislich  auch  in  Betracht  ziehen,  dass  die  Dienstmädchen  nicht 
massenhaft  zusammenarbeiten,  wie  die  Fabrikarbeiterinnen,  sondern  isoliert 
und  dabei  täglich  der  Gefahr  der  Korruption  ausgesetzt  sind.  Mit  diesen 
Zentralverkehrsstellen  lässt  sich  auch  eine  Stellenvermilcclung  verknüpfen,  und 
es  lässt  sich  damit  durch  die  Organisation  die  Einrichtung  in  die  Wege  leiten, 
die  in  Amerika  von  privaten  Unternehmern  geschaffen  wurde  und  in  Deutsdiland 
von  Unternehmern  bereits  versucht  wird:  ein  hauswirtschafUiches  Arbeitssjrstem, 
bei  dem  die  Hausgehilfinnen  gegen  bestimmten  Tage-  oder  Wochenlohn  in 
geregelter  Arbeitszeit  beschäftigt  werden,  aber  nicht  bei  der  Herrschaft  wohnen, 
sondern,  wie  die  Fabrikarbeiterinnen,  des  Abends  nach  Hause  gehen;  in  diesem 
Falle  ins  Heim  der  Organisation.  Namentlich  in  grösseren  Städten  Hesse  sich 
eine  solche  Einrichtung  durch  die  Organisation  einffihren;  sie  wfirde  sidi  bald 
einhfirgem  und  wesentlich  dazu  beitragen,  das  heutige  Dienstbotenwesen  um- 
zugestalten, auf  eme  moderne  Grundlage  zu  stellen. 

Selbstverständlich  muss  auch  —  und  in  erster  Linie  —  ganz  allgemein  der 
Kampf  gegen  die  lange  Arbeitszeit,  die  geringe  Belohnung  und  die  noch  schlech- 
tere Behandlung  geführt  werden.  Dazu  ist  aber  gerade  auch  eine  Zentral- 
stelle erforderlich,  wie  sie  das  Dienstbotenheim  sdmfft.  Von  hier  aus  muss 
sich  ^ematisch  der  unerbittliche  Kampf  gegen  diejenigen  Hemehafttn 
richten,  die  sich  nicht  herbeilassen  wollen,  die  Sklaverei  abzuschaffen.  Ffir 
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eine  ganze  Anzahl  von  DiensAoten  werden  auch  die  Arbeitsverhältnisse  sdir 
bald  nach  den  Bestimmungen  der  Organisation  über  Arbeitszeit,  Lohn  tisw. 
percj^^elt  sein.  Denn  die  Tausende  von  Mitgliedern  bürgerlicher  Frauenrechts- 
vereine und  die  Tausende  von  Sozialdemokraten,  die  Dienstmädchen  halten,  wer- 
den sich  doch  wohl  nicht  erst  durch  einen  langen  Kampf  bewegen  lassen,  die 
Forderungen  der  Dienstbotenorganisation  anzuerkennen.  Viele  Fordemngea 
lassen  sich  auch  durchführen  ohne  jedwedes  materielle  Opfer.  So  alle  For- 
derungen, die  auf  bessere  Behandltsttg  und  auch  auf  Beseitigung  aller  äusseren 
Sklavenabzeichen  hinzielen. 

Materielle  Rücksichten  können  hier  lucht  bestimmend  sein;  denn  hier  gibt  es 
keine  Konkurrenz,  wie  im  gewerblichen  Leben,  wo  auch  der  sozialdemokratische 
Unternehmer  mit  den  Arbeitsverhältnissen  bei  seinen  Konkurrenten  rechnen 
muss»  hier  entscheidet  nur  der  gute  Wille.  Sowenig  die  Arbeiter  etwa  ver- 
langen könnten,  die  Dienstmädchen  sollten  auch  bei  ihnen,  und  zwar  WBSOnst, 
arbeiten,  weil  sie  kein  Geld  haben,  ein  Dienstmädchen  zu  bezahlen,  so  wenig 
kann  eine  Familie  von  einem  Mädchen  verlangen,  es  müsse  17  Stunden  täglich 
arbeiten,  well  die  vorhandene  Arbeit  eine  solche  Arbeitszdit  erfordere  and 
die  Familie  kein  zweites  Mädchen  halten  kSnne.  Was  gdit  dies  das  IMenst» 
mädchen  an!  Für  eine  bestimmte  Arbeit  den  entsprechenden  Lohn.  Alles 
übrige  hat  die  Herrschaft  mit  sich  selber  abzumachen.  Auf  diesem  Gebiete 
ist  es  keine  Utopie,  demokratische  und  sozialistische  Grundsätze  sofort  in  die 
Praxis  umsetzen  zu  wollen.  Das  Beispiel  der  Sozialisten  und  —  was  doch 
eigentlich  auch  zu  erwarten  ist  —  der  an  der  Frauenrechtsbewegung  teilnehmen- 
den bürgerlichen  Frauen  wird  auch  nach  jeder  Richtung  hin  agitatorisch  für  die 
Sache  der  Dienstbotcnbewegui^  wirken. 

So  kann  das  heutige  Dienstbotenunwesen  beseitigt,  kann  aus  dem  Dienstboten 
eine  freie  Hausgehilfin  und  hauswirtschaftlichc  Arbeiterin  werden;  so  kann 
auch  erreicht  werden,  dass  die  Organisation  einmal  die  Berufsarbeit  in  der 
Hauswirtschaft,  das  heisst  die  fremde  Hilfe  gegen  Lohn,  ganz  allgemein  in 
die  Hand  nimmt  und  regelt,  etwa  als  eine  über  das  ganze  Land  Otter  alle 
Länder  sich  erstreckende  Genossenschaft,  in  die  alle  Mädchen  eintreten,  die 
Neigung  zu  hauswirtschaftlichen  Arbeiten  haben  und  diese  anderen  Berufs- 
arbeiten vorziehen,  oder  sich  auf  solche  Art  vor  der  Ehe  die  Kenntnisse  der 
hauswirtschaftlichen  Arbeiten  erwerben  wdlen.  Das  wäre  ein  ideales  Ziel  der 
Dienstbotenbewegung,  das  ganz  in  der  Richtung  der  gq[enwärtigen  Entwidce- 
lung  liegt  und  zugleich  eine  Art  sozialistischer  Rettung  der  hauswirtsdiaft- 
lichen  Arbeiten  darstellt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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E  weniger  abstrakt  eine  Kunst  ist,  um  so  höher  sind  die  Ansprüche, 
die  sie  an  die  Kultur  des  ästhetischen  Empfindens  stellt.  Das  ist 
kein  willkürliches  Parado.x,  vielmehr  eine  recht  selbstverständliche  Er- 
fahrung. Je  mehr  sich  der  künstlerische  Wert  einer  Sache  unter  einem 
Arrangement  von  Stofflichkeiten  verbirgt,  je  mehr  also  dem  Laien- 
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so  geölter  nmat  der  Blick  sein,  um  so  gefesteter  die  Widerstandskraft  gegen  die 
VtffShning  knnstlerisch  bebngfciser  Anregungen,  damit  der  Betrachtung  der 

einzige  Weg  in  die  Sphäre  des  ästhetisch  Wirksamen  offen  bleibt.  Die  moderne 
Malerei,  deren  Unterschied  von  einer  vielhundertjährigen  Tradition,  abgesehen 
von  allem  Raffinement  der  Kunstmittel,  auch  dadurch  markiert  wird,  dass  ihre 
Stoffe  das  Dilettantengefühl  gänzlich  gleichgültig  lassen,  erschliesst  sich  der 
Eikemitms  dessen,  der  für  die  delikaten  Werte  der  Kunst  empfänglich  ist,  ohne 
Hemmung  und  unmittelbar;  jeder  Versuch,  ihre  Wirkung  in  Worte  zu  fassen, 
erfordert  ein  striktes  analytisches  Eingehen  auf  das  künstlerische  System,  das 
den  Eindruck  orzeugie.  und  alle  Betrachtungen  über  das  Persönliche  der 
Schöpfer,  jede  Zergliederung  ihrer  individuellen  Besonderheit  und  ihres  Ge- 
hundenseins  an  seitlich  determinierte  Gefiihlsformen  kommen  aber  den  Grad 
der  biographisdieii  Amnetknog  und  des  leuilletoiiistischen  Glossua  nicht  hinaus. 
Denn  nachgerade  ist  da^  was  unsere  Maler  vor  der  Natur  oder  den  Phänomenen 
modemer  Zivilisation  bewegte,  ein  wenig  vieux  jeu  geworden;  wir  kennen  es 
jeder  aus  den  eigenen  Erlebnissen  und  dürfen  es  getrost  als  eine  vorgestrige 
Sadie  behandeln,  über  die  man  in  guter  Gesellschaft  nicht  mehr  spricht.  Jedes  ■ 
Wort,  das  an  die  Mitteilung  dieser  Dinge  verschwendet  wird,  entwidcelt  sich  not- 
wendig zu  einer  Banalität,  über  die  naserümpfend  quittiert  wird,  und  es  heisst, 
die  Kunst,  deren  Vcnnittelung  man  dient,  dem  Publikum  entfremden  und  nicht 
nahebringen,  wenn  sie  mit  einer  Hülle  tauber  und  ungeniessbarer  Reden  um> 
geben  wird. 

Nicht  anders  sollte  es  bei  der  Erörterung  der  modernen  graphischen  Künste 
stehen;  denn  auch  hier  sind  uns  die  primären  Ursachen  der  Schöpfung  als  all- 
gemeine Kulturtatsachen  geläufig,  und  was  darüber  hmaus  noch  gewusst  und 
gesagt  werden  kann,  hat  höchstens  die  Bedeutung  einer  mehr  oder  weniger 
pikanten  Notiz  —  ist  Detail  und  durchaus  privat.  Nun  ist  es  freilich  eine  Tat- 
sache, dass  die  Graphik  dem  Künstler  erlaubt,  sich  gehen  zu  lassen,  den  Zwang 
zur  Form  weniger  streng  zu  nehmen,  dafür  um  so  ungenierter  mit  den  Inti- 
mitäten seines  menschlichen  Daseins  Kult  zu  treiben ;  und  es  haben  sich  natürlich 
L«nte  gefunden,  die  daraus  das  Redit  herleiteten,  der  Graphik  gegenüber 
den  äadietischen  Standpunkt  auszuschalten  und  die  Betrachtung  einfach  auf 
eine  Analyse  der  psychischen  und  intellektuellen  Vorgänge  auszurichten,  die 
der  Künstler  vor  und  zur  Konzeption  seiner  Schöpfunj^  erlebte.  Sofern  diese 
Art  Kritik  nichts  weiter  beabsichtigt,  als  die  Bildschöpfung  nach  ihren  Gegen- 
ständlichkeiten zu  erläutern  und  die  inneren  Beziehungen  aufzudecken,  die  den 
Künstler  mit  seinen  besonders  bevorzugten  Stoffen  verbinden,  ist  gegen  sie 
nicht  das  mindeste  einzuwenden;  sie  stellt  dann  die  Rudimente  einer  Kunst- 
psychologie dar,  deren  subtiler  Ausbau  freilich  dem  ästhetisch  geschulten  Kopf 
vorbehalten  bleiben  muss,  weil  eine  wirkliche  Einsicht  in  das  psychologische 
Sondergebiet  der  Kunst  erst  da  beginnt,  wo  der  Ästhetiker  einsetzt :  in  der  Ana- 
lyse des  kunstlerisdien  Ausdrucksmittels.  Die  Berechtigung  zum  Werturteil  mnss 
ihr  demnach  auch  bestritten  werden,  weil  das  spezifisch  Künstlerische  der  Form 
sie  verhältnismässig  wenig  angeht  und  nur  einige  sehr  allsjemeine  Prämissen 
der  künstlerischen  Konzeption  von  ihr  deutlicher  herausgestellt  werden.  Da- 
gegen besteht  wohl  die  Möglichkeit,  freilich  nur  theoretisch,  wie  später  gezeigt 
werden  soil>  ihr  da  Kulturpsychologie  eine  unbesdtrinkte  Geltung  zuzu- 
sprechen. Insofern  ihre  Deutungen  die  ganz  abstrakten  Energieenfaktoren  um- 
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fassen,  die  der  büdefMle  Kdntder  mit  jedem  Genossen  der  anderen  Kmut- 
gattungen,  ja  mit  jedem  Angehörigen  seiner  Zeit  and  seiner  Kultnrspliire  gemein 
hat,  vermag  sie  den  einzelnen  Künstler  als  besonders  differenzierten  Typ 
eines  allgemeinen  Entwickclungskreises  zu  fassen,  der,  für  sich  beleuchtet,  Klar- 
heit über  das  Ganze  schafft.  Dass  eine  Kuiturbetrachtung,  die  vom  Künstler 
als  von  dem  bedeutsamsten  Exponenten  der  Kultur  ausgeht,  begründetere  Aus- 
sicht hat,  Knltnrsachen  za.  ermitteln,  die  einem  unmittelbaren  Heute  nnd 
nicht  einem  beliebigen  Gestern  angehören,  ist  eine  Erfohrung,  die  trotz  aller 
misshelligcn  Konsequenzen  von  keinem  Einsichtigen  mehr  geleugnet  wird. 
Seit  etwa  150  Jahren  ist  ein  Künstlerleben  ein  isoliertes  Schicksal,  dessen 
abseitige  Wege  durch  eine  Kluft  von  dem  Leben  und  der  Gesittung  der  Massen 
getrennt  sind.  Dieses  Schicksal,  rein  nnd  nngeberdig,  ist  von  der  tragenden 
IndiWdualität  unlösbar;  es  findet  in  keiner  parallelen  Entwickdnng  Echo  nnd 
Stütze.  Sublim  durch  die  Höhe  der  Zucht,  durch  die  Kraft  der  Verantwortung, 
mit  der  die  auf  sich  gestellte  Existenz  des  Schöpfers  durch  Sehnsucht  und 
Zweifel  Halt  gewinnt,  sucht  es  seine  Aureole  in  einer  schmerzgesättigten  Stille, 
in  der  die  Farben  aller  Erscbfitterungen  verflüchtigt  sind  als  ein  kenacher  nnd 
ganz  femer  Duft  Der  Künstler  findet  hente  keine  Brüdce  znr  Wdt,  die  üm 
nmgibt:  dennoch  sät  er  Tropfen  vom  Feuer  seines  Enthusiasmus  in  die 
unheilige  Menge  und  zwingt  sie,  zögernd  und  mit  dumpfem  Staunen  dem  blin- 
kenden Wunder  zu  folgen.  Und  nicht  lange,  so  wird  das  dunkle  Erlebnis 
seiner  Einsamkeit  ein  Gut,  an  dem  alle  teilzuhaben  glauben,  und  was  niemand 
vermisst  hätte,  wenn  es  ewig  entruckt  geblieben  wäre,  wird  eine  Sache,  die  aus 
dem  Organismus  der  Menschheit  so  wenig  fortzudenken  ist,  wie  der  artikulierte 
Laut  ihrer  Sprache.  Schafft  der  Künstler  heut  die  Kultur,  die  langsam  in  die 
Massen  sinkt?  Seine  Entwickelung  ist  vorderhand  die  letzte  Manifestation, 
die  der  Menschheit  die  Grenzen  ihrer  genetischen  Möglichkeiten  verkündet. 

Das  innere  Schicksal  der  Künstler  mit  Takt  und  zarten  Instinkten  zergliedern, 
ist  also  entschieden  eine  Beschäftigning,  die  der  Kulturpsychologie  die  reichsten 
und  ungewöhnlichsten  Aufschlüsse  ermöglicht.  Aber  es  ist  leider  eine  Wahr- 
heit, dass  diese  Kulturpsychologie  noch  nicht  geschrieben  wurde.  Alles,  was 
sich  bisher  an  diesem  F^Uem  versuchte,  ist  daran  gescheitert,  weil  die  intellek- 
tuellen Direktiven  entweder  zu  inferior,  oder  für  diesen  Zweck  einfach  verkehrt 
waren.  Ein  Künstler  ist  nicht,  wie  primitive  Psychologen  meinen,  dann  eine 
ungewöhnliche  Individualität,  wenn  sein  äusseres  Leben  von  einer  Reihe 
«czeptioneller  Ereignisse  begleitet  wird;  er  ist  aber  auch  nicht,  wofür  andere  ihn 
halten,  der  Vertreter  eines  Begriflfo,  den  ick  mir  aus  sdir  oberflIdiUdien  Beob- 
achtungen in  der  Kunst  destilliert  habe.  Psychologie  treiben  heisst  individuelle 
Besonderheiten  erkennen;  diese  Fähigkeit  setzt  den  sensiblen  Takt  eines  Dichters 
voraus.  Diese  Besonderheiten  so  zu  würdigen,  dass  sie  nicht  als  Kuriositäten,  son- 
dern als  wirklich  schöpferische  Kulturwerte  erscheinen,  dazu  bedarf  es  ästheti* 
scher  Sdiulung.  Wenn  nun  einer  weder  Dichter,  noch  Ästhetiker  ist,  kann  er  in  der 
Tat  durch  das  Medium  der  Kunst  zu  tieferen  kulturpsychnlogischen  Einsichten 
vordringen?  Mit  nichten.  Jene  vorhin  angedeutete  Theorie,  den  Künstler 
für  kulturpsychologische  Erwägungen  fruchtbar  zu  machen,  ohne  ihm  ästhetisch 
nahe  zu  sein,  erweist  sich  also  m  der  Praxis  als  hinfallig.  Es  kann  sich  nur 
darum  handdn,  dass  ein  bescheidener  Intellekt  in  genügender  Eikenntnis  des 
vorwiegend  stofflichen  Interesses,  das  er  an  der  KaoSt  nimmt,  mit  einem  umsicb- 
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tig  gesammelten  StofFmaterial  das  Fimdament  schichtet,  auf  dem  sich  eine  fd- 
nere  Kulturpsychologie  aufbauen  kann.  Zu  einem  bescheidenen  Intellekt  sich 
zu  bekennen,  fällt  freilich  schwer.  Immerhin  ist  die  redliche  Konfession  unend- 
lich verdienstlicher,  als  die  Praxis  gewisser  Leute,  die  der  Kunst  im  Grunde 
wirklich  nur  subalterne  Interessen  entgegenbringen,  aber  über  eine  genügend 
geriebene  Bildung  verfügen,  um  das  Manko  an  künstlerischer  Kultur  hinter 
einem  Aufwand  höchst  unwesentlicher  Reflextonen  zu  verbergen.  Diese  Leute, 
zu  wenig  Dichter,  um  naiv  zu  sehen,  zu  wenig  Ästhetiker,  um  das,  was  sie 
sehen,  in  seinen  natürlichen  Zusammenhängen  als  Wert  zu  sehen,  zu  überbildet, 
um  sich  die  Primitivität  ihrer  Beobachtungen  einzugestehen,  schreiben  über  Kunst, 
um  die  Kulturpsychologie  zu  fördern,  über  Knhnr,  um  der  Kunst  ^tomtnisse 
abzuringen,  und  finden  es  erstaunlich«  dass  ihre  zahlreichen  Bemühungen  nach 
allen  Seiten  hin  ergebnislos  bleiben.  Wer  macht  ihnen  wohl  klar,  dass  es  nichts 
Undankbareres  in  der  Wielt  gibt,  als  etwas  von  Grund  aus  Verkehrtes  zu  tun? 

Ich  spide  damit  auf  einen  wirldichen  Fall  an. 

In  den  letzten  Jahren  ist  ein  Ktmstschriftsteller  mit  einer,  von  Piper  in 

München  in  vorzüglicher  Ausstattung  edierten,  Sammlung  von  Monographieen 
hervorgetreten,  die  sämtlich  die  moderne  Illustration  zum  Gegenstande  haben; 
diese  Serie  ist  mit  der  Zeit  bis  auf  acht  Bände  herangewachsen,  die  untereinander 
selbständig  sind  und  mit  gleichmissiger  Ausführiichkeit  jeweilig  einen  anderen 
Vertreter  modemer  Graphik  behandeln.  Diese  Vertreter  suid  nach  der  Ansieht 
des  Herrn  Verfassers,  Hermann  Esswein  mit  Namen,  die  folgenden:  Th.  Tb. 
Heine,  Hans  Baluschek,  Toulouse-Lautrec,  Eugen  Kirchner,  Ernst  Neumann, 
Oberländer,  Münch  und  Aubrey  Beardsley.  Diese  Wahl  gibt  zu  denken.  Was 
stedct  wohl  in  dieser  Nomenklatur,  wenn  man  sie  sich  zunächst  einmal  ganz 
allein  ansieht  und,  ohne  den  Inhah  der  Bücher  zu  kennen,  auf  eigene  Faust 
nach  dem  Gedanken  forscht,  der  dieser  Folge  von  Namen  Sinn  und  System 
geben  könnte?  Ist  sie  ganz  wahllos,  wie  man  zuerst  glauben  möchte,  wenn  man 
Toulouse-Lautrec,  diesen  Gloriosen  spätester  Kulturanomalieen,  in  der  Gesell- 
schaft eines  primitiven  Naturalisten  und  eines  Witzboldes  von  den  Fliegenden 
Blättern  sieht,  oder  liegt  ihr  etwa  ein  entwidcelungsgeschichtliches  Thema  zu 
gründe,  das  von  Oberländer  bis  Beardsley  die  Etappen  einer  durchgreifenden 
Stil  Wandlung  und  Stil  Verfeinerung  zu  kennzeichnen  sucht?  Zunächst  besticht 
einen  die  Interpretation  der  Munchschen  Kunstart  als  Illustration  im  kunst- 
gewerblichen Sinne;  zwar  stellt  es  sich  später  heraus,  dass  das  Kunstgewerb- 
liche der  Illustration  gerade  bei  Münch  durdiaus  nicht  erkannt  ist,  aber  die 
la^dare  Entschlossenheit,  die  den  Maler  und  FOrtrittsten  Münch  g^weg  zu 
den  Illustratoren  rechnet,  überrascht  einen  und  tässt  die  Gründe  dieser  Schätzung 
nur  aus  der  Erkenntnis  seines  abstrakten  Stilisierungsprinzipes  möglich  erschei- 
nen, das  tiefere  organische  Wirkungen  durchaus  ausser  acht  lässt.  Man  fühlt 
sich  also  ästhetisch  gestimmt  und  beginnt,  Vertrauen  zu  fassen ;  man  hofft,  eine 
rdn  ästhetische  Materie  rein  äsüietisch  verstanden  zu  finden  und  allerlei 
differenzierte  Aufschlüsse  über  Formwandlung,  Eormbegrenztheiten,  Formbeson- 
derheiten der  illustrativen  Künste  zu  erhalten.  Aber  ehe  man  in  den  Inhalt  der 
Bücher  hineinsteigt,  setzt  man  die  Kette  der  Präsumtivüberlegungen  noch  eine 
Weile  fort.  Wenn  das  Stilisierungsprinzip  Münchs  als  das  Charakteristikum 
des  illustrattven  Genres  aufgefosst  wird,  sagt  man  sidi,  wie  kommt  denn  Tou- 
louse-Lautrec in  die  Illustratorenrdhe?  Toulouse  hat  wohl  unbindig  viel  Stil, 
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aber  dieser  Stil  ist  kein  allgemeines  Schema,  das  sich  aus  technischen  Notwendig- 
keiten motiviert,  sondern  ist  der  souveräne  Ausdruck  eines  ganz  persönlichen 
Künstlerwillens,  der  sich  die  Mittel  seiner  Kunst  selbst  formt  und  jede  Linie, 
jeden  Fleck  so  sichtbarlich  als  Temperamentsschwingung  zu  signalisieren  weiss, 
das«  die  Details  nur  innerhalb  der  Gestaltung  als  organische  Träger  des  Kosmos 
Geltung  haben  tmd  jeder  generellen  Ansnutaui^  widerstreben.  Das  unter- 
scheidet Toulouse  von  Bear<l  !< ;  Beardsleys  Kunst  ist  immer  «?st  lineares  Prin- 
zip, ehe  sie  etwas  anderes  ist;  ihr  Wert  ist,  dass  sie  das  Gerippe  der  Prärafac- 
litenkunst  seiner  unorganischen  Umhüllung  entledigte  und  im  Format  und  in 
der  Materie  so  intensiv  reduzierte,  dass  sich  die  Diskrepanz  von  Form  und  Inhalt 
bis  auf  unmerkliche  Spuren  verfluchtigte.  Dass  man  Bearddef  gegenüber  noch 
die  Unterscheidung  von  Form  und  Inhalt  wagen  darf,  zeigt  die  uni^cheure 
Differenz  zwischen  ihm  und  Toulouse,  Beardsley  ist  Allegroriker  und  hat  seinen 
Inhalt,  sein  Scntiment,  seinen  Witz  vorweg,  ehe  er  daran  geht,  mit  Hilfe  ge- 
schmackvoll arrangierter  Attribute  sich  die  l'onn  zu  bauen ;  bei  Toulouse  wächst 
der  Inhalt  mit  der  Form,  er  entsteht  mit  dem  ersten  Strich  und  ist  vollständig, 
wenn  der  letzte  getan  ist,  und  der  Witz  oder  das  Sentiment,  wenn  es  einen  sol- 
chen galt,  springt  aus  dem  Ganzen,  wie  der  Knall  aus  einer  Schote,  die  langsam 
gereift  ist  und  aufplatzt.  Danach  gliedert  sich  Beardsley  sehr  natürlieh  der 
Reihe  der  Münch,  Heine  etc.  an;  er  übertrifft  alle  an  artistischem  Rattinement, 
an  Originalität  des  WiüMS  und  der  &findung,  er  weiss  seine  linearen  Systeme 
mit  einem  geschulteren  Geschmack  zu  vereinfachen  und  gewinnt  seine  suggesti- 
ven Dekorationsfnrmeln  aus  einer  Kultur  der  unscheinbarsten  Mittel,  aber  er  ist 
Fleisch  von  ihrem  I'Iiisch,  weil  auch  er  eher  arrangiert,  als  gestaltet,  und  seine 
Schöpfungen  weniger  Organismen,  als  geschickte  Organisationen  unabhängiger 
Details  darstellen.  Für  Toulouse  muss  unter  gleichem  Gesichtspunkt  die  Reihe 
geschlossen  bleiben;  man  kann  ihn  nur  dann  hineinzidien,  wenn  man  den 
lIlustratorciil>ri,'riff  sehr  äusserlich  definiert  und  die  belanglose  Tatsache,  dass 
auch  er  Bücher  illustriert  hat,  wie  die  anderen,  als  ausreichend  erachtet,  das 
Synonym  zu  reehu'crtigen.  Dieser  notwendige  Schluss  freilich  muss  das  kei- 
mende Vertrauen  zu  der  Ästhetik  Herrn  Essweins  wieder  erschüttern.  Sollte 
es  ihm  vielleicht  nur  darauf  angekommen  sein,  von  einigen  modernen  Künstler- 
typen  eine  exakte  Psychologie  zu  geben?  Einige  Biederleute  der  guten  alten 
Zeit  und  sensible  Nervenmensehen  dt  r  ehaotischcn  Gegenwart  einander  zu  kon- 
frontieren, um  das  komplizierte  Enipfindungslehen  moderner  Individualitäten 
mit  subtileren  Strichen  schildern  zu  können?  Das  stimmt  begreiflicherweise 
bedenklich;  denn  dann  wäre  das  illustrative  Werk,  das  der  Betrachtung  zu 
gründe  li^  nur  als  ein  Thesaurus  von  Stofflichkeiten  gewürdigt,  an  denen  sich 
dnige  materielle  Probleme  moderner  Gesittung  eindeutig  und  handgreiflich 
demonstrieren  lassen.  Immerhin  besteht  dann  noch  die  schon  geschilderte 
Möglichkeit,  die  individuelle  Psychologie  reichlich  mit  anschaulichem  Mate- 
rial, mit  Anekdoten  und  bildhaften  Schilderungen  markanter  Son^rzfige  zu 
versdien,  so  dass  wenigstens  die  Nähe  merkwürdiger  Menschlichkeiten  fühlbar 
wird.  Man  hätte  an  diesen  anschaulich  belebten  Analysen  sehr  schikzens- 
werte  Rudimente  einer  Kulturpsychologie,  freilich  nicht  gerade  stiblimen,  eher 
primitiven  Charakters,  eine  Kulturpsychologie,  die  gleichfalls  das  gibt,  was 
sie  soll :  nicht  BegrifTsdcfinitionen,  sondern  Einsichten,  nicht  Formeln  nebst 
angehängten  Erläuterungen,  sondern  Blicke  in  die  tausendfach  gestufte  Welt 
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von  Enapfindiuigeii,  die  für  den  Fernersteheiiden  2U  einer  einzigen  grossen  Zeit- 
welle zusammenströmen. 

Man  muss  sich  also  endlich  verstehen,  die  Bücher  selbst  zu  befragen,  wie  sich 
der  Autor  zu  seinem  Thema  stellt,  da  sich  die  lediglich  vom  Titel  angeregten 
Vermutungen  allgemach  zu  verwirren  und  einander  zu  widersprechen  beginnen. 
Aber  indem  man  anfängt  zu  lesen,  fühlt  man  sofort,  wie  eine  entschiedene 
Enttansdinng  Platz  greift,  und  es  dauert  gar  nicht  lange,  dass  sich  die  Gewiss- 
heit festsetzt,  hier  wird  keiner  der  angedeuteten  Erwartungen  entsprochen  wer- 
den. Herr  Esswein  hat  gerade  seine  Betrachtung  an  dem  Punkte  eingesetzt, 
den  man  von  vornherein  perhorreszierte.  Seine  Illustratorenwahi  entpuppt  sich 
als  eine  willkürlich  zusammengewürfelte  bunte  Reihe,  die  ihm  erlaubt,  einigen 
zei^fcmassen  Begriffen  sdir  umständliche  und  weitschichtige  Ausleguf^^  zu 
geben.  In  Beardsley  etwa  repräsentiert  steh  ihm  der  Begriff  des  Ästheten- 
iumcs.  den  er  mit  sehr  generellen  Erwägungen  deutlich  zu  machen  sucht ; 
Toulouse  gibt  ihm  Gelegenheit,  das  Thema  Dekadenz  selir  abstrakt,  sehr  all- 
gemeingültig, sehr  vom  Standpunkt  des  gebildeten  und  philosophisch  geschul- 
ten Europäers  zu  beleuchten;  an  Oberländer  findet  er  Anlass,  ausführlich  und 
tiefsinnig  über  Art  und  Wesen  des  echten  Künstlers  zu  sprechen.  Man  ist  mit 
ein  wenig  Erheiterung  aufs  tiefste  erstaunt,  dass  die  natürlichen  Ansprüche 
eines  so  einfachen  künstlerischen  Themas  so  gründlich  verkannt  werden  kön- 
nen. Man  hat  in  der  Tat  das  Gefühl,  dass  hier  vor  lauter  Bäumen  der  Wald 
nicht  gesehen  wurde.  Es  gibt  tausend  Definitionen  des  Begriffes  AstiuUnimif 
zehntausend  Erläuterungen  des  Wortes  Dekadens,  und  was  ein  Kunstler  ist, 
glauben  wir  alle  zu  wissen.  Von  diesen  tausend  Definitionen  passt  keine  auf 
das  Individuum,  weil  es  im  Wesen  des  Begriffes  Hegt,  dass  er  alle  individuellen 
Eigenschaften  vernachlässigt.  Was  ist  denn  überhaupt  ein  Begriff?  Ein 
Hilfsmittel  des  sehr  beschränkten  menschlichen  Geistes,  der  sich  in  der  Fülle 
der  wirklichen  Erscheinungen  nicht  auskennen  würde,  wenn  er  sie  nicht  ver- 
mittels vager  Ähnlichkeiten  zu  Merkgruppen  zusammenfasstc  und  mit  einem 
Sammelnamen  belegte,  um  die  Registratur  seiner  Sinneseriahrungen  in  Ord- 
nung zu  halten.  Ein  Begriff  ist  ohne  Erkenntniswert.  Die  Notwendigkeit, 
einem  Begriff  Erläuterungen  anzuhangen,  um  eine  einigermasscn  haltbare 
Brücke  zur  Erscheinungswelt  herzustellen,  zeigt,  wie  spärlich  die  geistige 
Ausbeute  eines  Versuches  sein  muss,  der  mit  Hilfe  begrifflicher  Operationen 
etwas  Wesentliches  von  der  Realität  mitteilen  will.  Begriffe  sind  keine  Ge- 
danken. Wer  zuerst  den  Begriff  hat  und  sich  dann  die  Welt  ansieht,  um  das 
Ding  zu  finden,  das  seinem  Begriffe  entspräche,  ist  noch  törichter,  als  der 
Mann,  der  mit  einem  Walfischnetz  auszog,  Weissfische  zu  fangen.  Sie  rutschen 
alle  durch  die  Maschen,  und  er  bleibt  arm  und  stirbt  Hungers. 

Was  sagt,  um  auf  unseren  Gegenstand  zurückzukommen,  der  Begriff  Astheten- 
tum  ganz  allgemeiner  Deutung  von  Beardsley?  Was  Dekaden»  von  Toulouse? 
Unter  dem  BtgriS  A^hHetUum  lassen  $»idh  sdioclcweise  Leute  rubrizieren, 
mit  denen  Beardsley  als  Persönlichkeit  und  Künstler  nicht  das  mindeste  ge- 
mein hat.  Gewiss  war  auch  Beardsley  Ästhet,  aber  er  stellt  eben  die  Beards- 
Icysche  Nuance  des  Asthctentums  dar.  Erfahre  ich  etwas  von  dieser  Nuance, 
indem  ich  das  Asthetentum  als  Ding  an  sich  behandle,  es  in  weitschweifigen 
Unterandnmgen  gtgtn  das  Niditästhetentum  und  andere  .  .  .  tSmer  abgrenze 
und  dann  zusehe,  wie  ich  den  Individualfall  für  das  so  präparierte  Ding  an  sich 
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am  passendsten  zurechtstutze?  Lasst  sich  dann  etwa  nicht  der  Ästhet  Beanb> 

ley  mit  dem  Ästheten  Des  Esseintes,  mit  dem  Ästheten  Wilde,  mit  anderen  Ver- 
tretern dieser  Gattung  verwechseln?  Und  wenn  er  sich  verwechseln  lässt  :  bin 
ich  dann  um  einige  Hinsichten  reicher  geworden,  habe  ich  an  Kenntnissen,  an 
plastischem  Wissen  zugenommen,  ist  die  Welt,  das  Existierende,  die  Wirklich- 
keit ffir  mich  voller,  differenzierter,  bezichungsreicher  gewcurden?  Ein  kfinst> 
lerisches  Phänomen  ist  vor  meinen  sehenden  Augen  in  blauen  Dunst  zer- 
stoben und  hat  als  schlechten  Rest  das  Gerippe  eines  Schemas  zurückgelassen, 
durch  das  der  anschauende  Geist  in  kümmerliche  Leere  starrt.  Ein  Auf- 
gebot von  viel  hundert  Worten,  von  Natur  aus  geformt  und  gegeben,  mitzu- 
teilen und  reicher  zu  machen,  verpufft  zweckk»  und  ohne  Gewinn,  weil  der 
Geist,  der  sie  aussandte,  der  Erscheinungswelt  gerade  nur  so  viel  Stoff  entnahm^ 
um  sich  ein  Gf^pinst  von  Formeln  zurechtzuspinnen  und  in  diesem  Gcfainie 
vor  jeder  Berührung  mit  der  lebendigen  Realität  sicher  zu  sein. 

Die  Tatsache,  dass  Herr  Esswein  zu  einer  Verurteilung  Beardteys  gelangt  — 

eine  sehr  komische  Tatsache,  wenn  Oberländer  gefeiert  wird  — ,  lässt  sich 
nur  daraus  erklären,  dass  die  kulturkritische  Untersuchung  über  das  Astheten- 
tum  an  sich  seine  Minderwertigkeit  ergab  und  Beardsley  als  der  angeblich  voll- 
endetste Typ  dieses  Kulturzustandes  all  die  imgunstigen  Ergebnisse  auf  seinem 
Haupte  sammeln  musste.  Es  lässt  sich  gegen  die  Geringschätzung  des  Asthe- 
tentums  im  Vergleich  zu  der  Naturgewalt  der  grossen  Ktmstschöpfer  nicht  das 
mindeste  einwenden;  aber  unser  guter,  braver  Oberländer  mag  sich  doch  ein 
wenig  verwunderlich  vorkommen,  wenn  er  sich  als  Vertreter  des  Künstlertums 
an  sich,  als  originales  Schöpferingenium  turmhoch  über  Beardsley  gestellt 
sieht,  fiber  den  armen  Beardsley,  dessen  Genie  nur  sein  Geschmack  war.  Wer 
anders  könnte  wohl  einem  so  grotesken  Irrtum  verfallen,  als  der  spekulative 
Denker,  dem  die  Theoreme  den  naiven  Gesichtssinn  geblendet  haben?  Dessen 
Psychologie  nicht  Empirie,  nicht  Beobachtung,  nicht  Durchdrungensein  von 
der  Einzigkeit  und  dem  Nimmerwiederkehrenden  der  Individualität,  sondern 
abstrahierte  Allerweltserfahrung,  deren  Substrate  je  nadi  Bedarf  an  den  ver- 
schiedenen Fällen  erläutert  und  von  neuem  bestätigt  werden.  Den  Nutzen 
dieser  Übung  hat  nur  der  Autor;  er  hat  Gelegenheit,  seine  philosophische  Bil- 
dung an  den  erdenklichsten  Objekten  ausbreiten  zu  können,  und  er  hat  oben- 
drein noch  die  Möglichkeit,  mit  einer  beschränkten  Anzahl  von  Themen  für 
die  Erörterung  des  ganzen  Komplexes  modemer  Kulturphänomene  auszukom- 
men. Er  hat  beispielsweise  sich  einige  Gedanken  äber  den  Doppelsinn  des 
Wortes  Dtkadens  gemacht,  und  es  ist  ihm  gelungen,  einige  generelle  Unter- 
scheidungen zwischen  dckodcnt  im  landläufigen  Sinne  und  der  ästhetischen 
Deutung  dieses  Wortes  zu  tormulieren:  kommt  er  nun  in  die  Lage,  über  einen 
Künstler  zu  sprechen,  den  irgendwelche  Böotier  dekadent  genannt  haben, 
flugs  kann  er  sein  Gedankenlager  offnen  und  frisch  zum  Thema  reden,  ohne 
zu  ihm  auch  nur  eine  innerliche  Beziehung  zu  haben.  In  unserem  Falle  ist 
es  Toulouse-Lautrec,  der  das  genannte  Gedankenreservoir  erschliesst;  es  könnte 
aber  ebenso  gut  auch  Baudelaire  oder  Moreau,  Whistler  oder  der  späte 
Nietzsche,  Beardsley  oder  Hofmaimsthal,  Wilde  oder  irgend  ein  Barockkünstler 
sein:  all  diese  Leute  sind  irgend  einmal  ddcadent  genannt  worden,  obwohl  sie 
unter  einander  eine  Gesellschaft  der  heterogensten  Elemente  bilden.  Die 
Auseinandersetzungen  über  Nervenkunst,  öber  bürgerliche  md  Idbistkriscfae 
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Tugenden,  über  physiologische  und  soziale  Elemente,  durch  die  unsere  Zeit 
sich  von  älteren  Epochen  unterscheidet,  Gedankenarabesken,  mit  denen  Herr 
Esswein  gleichfalls  seine  Betrachtung  Lautrecs  bis  zur  Unkenntlichkeit  des 
Kerns  umrankt,  sind  nicht  nur  bei  den  schon  genannten  Themen,  sondern  auch 
bei  hundert  anderen  anzubringen.  Sie  stellen  nur  leider  sdir  dufchsicfatige 
Versuche  dar,  die  Unfruchtbarkeit  eines  Geistes  zu  bemänteln,  der  sich  der 
Kunst  nicht  auf  natürliche  Art  zu  bemächtigen  weiss,  und  desavouieren  die 
Kultur  eines  Schriftstellers,  der  über  Kunst  aufschlussrcich  zu  verhandeln 
denkt,  ohne  die  Kunstschöpfer  und  die  geschaffene  Form  in  den  Mittelpunkt 
der  Betraditung  zu  stellen.  Der  geringe  Grad  dieser  Kultur  verrät  sich  im 
StiL  Herr  Esswein  hat  das  richtige  Gefühl  gehabt,  dass  die  meisten  seiner 
theoretischen  Reflexionen  im  Grunde  von  allen  seinen  T.cscrn  gekannt  werden ; 
um  ihnen  danach  eine  Art  Daseinsberechtigung  zu  geben,  sah  er  sich  genötigt, 
eine  Fülle  gleichgültiger  Beziehungen  aus  seiner  persönlichen  Erfahrungswelt 
aniziibieten,  durch  die  den  alten  Gedanken  wenigstens  von  lern  der  Ansdiein 
neoer  Erkenntnisse  gewedct  wird  All  diese  theoretisdien  Ve^eiche  stdlen  sich 
aber  als  fiberflässig  heraus  und  erfüllen  nicht  einmal  den  Zweck,  anschaulich  zu 
wirken,  weil  ihre  sinnliche  Identität  mit  dem  abstrakten  Gedanken  nicht  auf 
einer  intuitiv  crfassten  Kongruenz,  sondern  auf  einer  sehr  mühseligen  und 
willkürlichen  Konstruktion  beruht,  die  den  Gedanken  eher  verwirrt,  als  durch- 
leuchtet Der  Stil  wird  also  papieren  tmd  gespreizt;  die  unendlichen  Satzfölgen 
und  breit  ausgefiSirten  Bilder  stürzen  über  einen  wie  ein  chaotisches  Still- 
leben  von  Masken :  man  sieht  Züge,  die  den  menschlichen  notdürftig  ange- 
ähnelt sind,  hört  Klänge  und  Wortverbindungen,  die  einem  als  Sprachglicder 
ja  wohl  bekannt  sind;  aber  man  gewinnt  keinen  Kontakt  mit  ihnen,  weil  das, 
was  sie  vermitteln,  von  den  Smnen  schon  in  konzentriorterer  Form  besessen 
wird  und  das,  wonach  der  Geist  verlangt,  das  Erlebnis  neuer  Empfindungen, 
anbekannter  Perspektiven,  mit  pompöser  Allürc  schuldij^  geblieben  wird. 
Stumpfheit  ist  der  letzte  Eindruck,  mit  dem  man  sich  von  den  vielen  Reihen 
gedruckter  Zeilen  wendet. 

Wenn  ich  mir  die  totale  Vergeblichkeit  dieser  aditiiandigen  literarischen  An- 
strengung psychologisch  begreiflich  zu  machen  suche,  gewinne  ich  einen  Teil 
der  Gedanken  zurück,  die  ich  im  Eingang  dieses  Essays  geäussert  habe.  Herr 
Esswein  scheint  in  der  Tat  seinen  grossen  Plan  im  Anfang  als  eine  Art  detail- 
lierter Kulturpsychologie  konzipiert  zu  haben.  Asthetisdi  schwach  und  ent- 
.wickelungsgeschichtlich  durchaus  unzulänglich  gebildet,  brachte  er  den  nötigen 
primitiven  Instinkt  mit,  der  gerade  dem  Stofflichen  der  Illustration  eine  Fülle 
literarischer  Anregungen  zu  entziehen  weiss;  er  sah,  dass  die  illustrativen 
Künstler  in  ihren  Werken  mit  ganz  persönlichen  Angelegenheiten  auftreten, 
dass  sie  ab  Karikaturisten  zu  akuten  Problemoi  der  sozialen  Stmktttr  Stel- 
lung ndunen  und  als  Lyriker  verschwiegene  Geflihlszustande,  Wfinache  und 
Halluzinationen  in  allegorische  und  phantastische  Formen  kleiden,  und  es 
reizte  ihn,  hier  die  Zusammenhänge  mit  den  psychologischen  Prämissen  der 
modernen  Literatur,  die  sich  ganz  offen  geben,  und  mit  den  versteckteren  We- 
senszügen des  modernen  Lebens  aufzudecken.'  Er  brauchte  zu  diesem  Behufe 
Kunstler,  die  mit  einem  abenteuerlichen  Ijeben  ihr  Werk  eindmdcsvoll  erginz- 
ten,  weil  sich  gerade  dem  Abenteuerlichen  am  willigsten  die  Unterschiede 
zwischen  modemer  und  alter  Zeit  entnehmen  Hessen.  Toulouse  wurde  also  für 


Diyiiizea  by  Ci 


1020 


KONRAD  MOLLER  KABOTH  •  OK  MODERNE  ILLUSTBM10N 


Herrn  Esswein  ganz  von  selbst  nicht  der  fabelhaft  begabte  Fortsetzer  einer 
Tradition,  deren  Etappen  Japan  und  Oegas  heissen,  sondern  der  raffinierte  Ko- 
kottenmaler  tragisch-grotedür  Färbung,  desaen  Bilder  einmal  ungewfihnlidie 
Dblcttmente  einer  sehr  nnterschwurigen  trie  kwmame  modomster  Prägnng  dar- 
stellen und  dann  willkommene  Anlässe  zur  Beleuchtung  einer  patholo^sch 
abnormen  Psyche  bieten.  Ich  habe  schon  festgestellt,  dass  ich  dieser  Art 
Künstlerbetrachtung  nicht  die  Berechtigung  abspreche;  wenn  viel  Material, 
viel  Tatsächliches,  viel  individuelle  Züge  gesammelt  und  vom  Standpunkt  nai- 
ver Personlichkeitsachilderung  gewürdigt  werden,  so  lässt  sich  wohl  ein  Knl- 
turbild  zusammenstellen,  das  selbst  für  den  Ästhetiker  unterhaltsam  sein  mag. 
Aber  zur  Naivität  war  Herr  Essvvcin  zu  stolz.  Er  erinnerte  sich,  dass  er  ge- 
lernt hat,  philosophisch  zu  gcncrahsieren,  und  er  begann,  seinem  Material  die 
grossen,  die  sogenannten  wcitaussckauenden  Gesichtspunkte  zu  setzen.  Dabei 
ging  ihm  unter  den  Händen  sein  Bestes  verloren:  das,  was  er  wirklich  Neues 
an  seinen  Objekten  gesehen  hatte.  Gezwungen,  seine  Begriffe  in  eine  schein- 
bare Realität  zu  verankern,  drehte  er  sich  um  seine  eigenen  Worte  vielhundert- 
mal herum;  im  Mittelpunkt  dieser  Kreise,  die  sein  eichener  Geist  um  sich  selbst 
beschrieb,  lag  der  Künstler,  dem  die  ganze  Bemühung  galt,  unangetastet  und 
seelenruhig:  kein  Strahl  traf  ihn,  kein  Wort  hiess  ihn  aufstehen  und 
unseren  Sinnen  das  Innerste  seines  Wesens  offenbaren.  Herr  Esswein  hat 
eine  unglaublich  mühevolle  Arbeit  geleistet;  dass  er  keinen  Lohn  davon  hat, 
bleibt  zu  bedauern.  Aber  es  hiess  ihn  niemand  den  Anschein  der  Fülle  wecken 
und  dennoch  mit  leeren  Händen  kommen:  der  Misserfolg  ist  ganz  seine  Schuld. 
Er  wird  sich  entachliessen  müssen,  sofern  er  über  K^uist  schreibt,  Kunst  zunächst 
einnud  zu  sehen,  immer  wieder  zu  sehen;  dann  Kunst  nach  ihren  organisdien, 
innerlich  bedingten  Zusanmienhängen  zu  entwickeln  und  endlich  Künstlerpsy- 
chologie nur  im  Konnex  von  Werk  und  Schöpfer  zu  treiben.  Oder  aber:  er 
wird  immer  wieder  straucheln.  Er  strel)t  nach  der  Ehre,  zu  kultivierten 
Menschen  zu  sprechen;  wie  kann  er  das  wohl,  wenn  er  sich  zu  gebildet  dünkt, 
um  einfach  zu  sein? 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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AHREND  CS  in  Russland  eine  allgemeine  Erscheinung  ist,  dass 
die  sogenannte  Intelligenz  und  deren  Nachwuchs,  der  sich  aus 
der  Studentenschaft  rekrutiert,  sozialistisch  gesinnt  ist,  beobachtet 
man  in  Deutachlaad  schon  seit  langer  Zeit  das  gerade  GegefH^. 
Die  historische  RoUe  der  deutschen  Studentenschaft  reicht  nicht 
über  die  bürgerliche  Revolution  hinaus.  Es  gewann  zwar  in  den  siebziger 
Jahren  den  Anscheiti.  als  ob  einzelne  gegen  die  herrschende  Reaktion  sich  auf- 
bäumen wollten,  und  während  der  letzten  Jahre  des  Sozialistengesetzes  fühlten 
gar  manche  zur  Sozialdemokratie  sich  hingezogen,  aber  es  war  doch  nur  ein 
Schein.*)  Auch  die  Bewegung,  die  nach  dem  Falle  des  Sozialistengesetzes 
auf  den  deutsdien  Universitäten  einsetzte,  ist  später  im   Sande  ver- 

*)  ^«^r'-  Franz  Mehring  Die  SosiaUemokmti*  und  dit  SludeHUntckaft  io  der  Ntutm  Z*it,  iSti^iS««, 
I.  Dd..  (.a^  705  ff.  and  Eduard  Bcrr.^teia  D»  StmUtUmu»  mmä  äi»  StmdtmUm,  *im$i  mmi  fHatt 
Svcialistischtn  AAstUmiktr,  189$,  pag.  8  S, 
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laufen.*)  Nie  und  nirgends  hört  man  von  sozialistischen  Regungen  in  dier 
Studentenschaft,  wie  das  noch  vor  einem  Jahrzehnt  der  Fall  war,  überall,  wo 
sie  in  die  politische  Arena  trat,  hat  sich  die  Studentenschaft  auf  die  Gegenseite 
gestellt.  Das  hat  der  letzte  Wahlkampf  erst  wieder  ganz  deutlich  gezeigt. 
Von  der  jetzigen  Studentenschaft  ist  wenig  zu  erwarten.  Wer  sieh  in  den 
letzten  Jahren  mehrere  Semester  lang  sehend  unter  ihr  bew^  hat,  wird  keine 
hohe  Meinung  von  ihr  bekommen.  Auf  der  einen  Seite  die  meist  der  juristischen 
Fakultät  angehörenden  Adeligen  und  reichen  Rourgcoissöhne,  die  in  den 
Korps  ebenso  feudal,  wie  trotz  der  kleinen  Gesamtzahl  und  wegen  der  alten 
Beziehungen  einflussreich  organisiert  sind.  Sodann  die  in  den  Burschenschaften 
dcfa  zusammenfindenden  Bfirgersöhne,  denen  das  Korps  zu  teuer  ist,  die  audi 
iroo  den  Korps  nicht  als  voll  und  als  korpsfahig  angesehen  werden,  aber  doch 
auch  etwas  Ähnliches  darstellen  möchten,  wie  jene.  Die  Vereine  deut- 
scher Studenten  passen  ebenfalls  in  diesen  Rahmen,  nur  dass  hier  noch  ein 
wüster  Antisemitismus  das  obligate  Gcsinnungsakquisit  des  neu  eintretenden 
Fuchsen  ist  Den  einzigen  Ansatz  zu  einer  ernsteren  Auffassung  des  akade- 
mischen  Lebens  und  Strebens  bilden  die  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr 
wachsenden  wissenschaftlichen  Vereine,  die  an  den  grösseren  Hochschulen 
schon  jetzt  das  Hauptkontingent  der  inkorporierten  Studierenden  bilden,  wäh- 
rend sie  an  den  kleinen  Universitäten,  die  überhaupt  die  Hauptnester  der  vor- 
genannten VerWndungen  «ihuvtellen,  von  diesen  nodi  sdir  in  den  Hintergrund 
gedringt  werden,  wenn  sie  nicht  ein  sehr  tvrfrfndwigfartiges  Wesen  zur  Schau 
tragen  und  sich  damit  von  ihrem  ursprön^^idien  Ziele  entfernen.  Allen  diesen 
stehen  die  unortjanisierten  Studenten  tjegenüber.  Die  an  vielen  Hochschulen 
aufgetretene  VVildenschaitsbewegung,  die  die  unorganisierte  Masse  zusammen- 
fassen will,  ist  den  akademischen  Behörden  gegenüber  zur  völligen  Untätigkeit 
verdammt  Eine  ihren  Grenzen  nach  unbekannte  Masse«  die  jeden  Tag  fluk- 
tuiert, kann  kaum  eine  feste  Vertretung  haben,  und  wenn  die  Behörden  die 
Vertreter  als  offizielle  nicht  anerkennen,  so  ist  dagegen  nichts  zu  machen.  Das 
aber  wird  die  Behörde  naturgemäss  stets  tun,  sobald  ihr  die  Wildenschaft 
irgendwie  unbequem  wird,  das  hcisst,  sobald  sie  zu  den  brennenden  Fragen 
des  studentischen  Lebens  kraftvoll  und  entsdilossen  Stellung  nimmt.*)  Der 
Mangel  eines  fest  umrissenen  Programmes  kann  der  grossen  Masse  der  indiffe- 
renten Studentenschaft  natürlich  keinen  Halt  geben.  Was  soll  sie  zu  solcher 
Bewegung  hinziehen?  Neuerdings  ist  eine  Gruppe  von  Studenten,  die  sich 
Freistudenten  nennen,  daran,  sich  mehr,  als  bisher,  mit  der  sittlichen  Hebung 
des  Studententums  zu  befassen.  Ihr  hat  sich  unter  gleichem  Namen  eine  Gruppe 
frndetlkender  studentischer  Frauen  angeschlossen,  und  beide  glauben,  durch  ihr 
Zusammenarbeiten  eine  Umwälzung  im  studentischen  Leben  herbeizuführen, 
wobei  der  Frau  eine  bedeutsann;  Rolle  zufallen  soll.*)  Die  praktische  Betätigung 
soll  dabei  auch  in  der  Richtung  gehen,  dass  in  Studentenheimen  den  fern  von 
der  Heimat  weilenden  Studenten  ein  neues  Heim  gesdiaffen  werden  soll. 
Die  grossen  sozialen  Klüfte,  die  heute  die  Studentenschaft  durchziehen,  lassen 
sie  in  keiner  Weise  mehr  als  ein  einheitliches  Ganze  erscheinen.  Das  Studium, 

a)  In  Berlin  wurde  zu  Anfang  der  neunziger  Jsbre  von  einer  AniaU  aoiiAlUtiscIier  Studenten  eine 
VcreinigunK  begründet,  die  nacli  einen  Jahrfönft  recht  iatcnsirM  BestdieM  nHcder  cincioc.  Die 
Gruppe  Kchuf  »ich  auch  ein  cigeM«  Orgio  iu  du»  S»*Mislitehn  Maätmiktr,  den  Vorginscr  der 

Sotiaiisliscken  Monatshefte. 

*)  VetKl.  Geore  Maller  Die  dtmmkä StmdtuttmKktft  am  dtr/aJMkmilArimtnä»  in  im SamttJittUehtm 

MoiMttihtfUti,  1900^  f  £•  ^3  ^ 

«)  Vcrgl.  Martha  Rubes  und  Allred  Klclaicke  Madtnut  Simdtntentum  /Leipsig  1907/. 
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das  sich  grossenteils  ausserhalb  der  Universitätsräume  vollzieht,  kann  kaum 
noch  das  feste  Band  sein,  das  es  sein  könnte.  In  der  Tat :  Ausser  der  studenti- 
schen Legitimationskarte  ist  heute  eigentlich  nur  eins  noch  allen  gemeinsam; 
ein  unschöner  Bjrzantinismus,  der  in  den  Korps  noch  die  am  wenigsten  unan- 
ständigen Formen  hat,  weil  man  es  dort  mit  Klassenmenschen  zu  tun  hat,  deren 
soziale  Herkunft  ihre  politische  Stellung  verbürgt. 

Fragt  man  nun,  welches  die  Gründe  für  diese  trostlosen  Zustände  sind, 
so  muss  man  sie  wesentlich  in  prinzipiellen  Ursachen  suchen.  Die  Wissen- 
schaft ist  heute  zum  grössten  Teil  eme  Geldfrage.  Hat  der  Vater  das  Geld, 
80  kann  der  Sohn  studieren.  Der  Proletarier  bleibt  IVoletaiier.  Wie  viele 
Arbeitersfihne  studieren,  lehrt  die  Statistik,  die  über  den  Beruf  und  die  Berufs- 
stellung der  Väter  der  Studierenden  Auskunft  gibt.  Überhaupt  ist  diese  Seite 
der  Frage  so  interessant,  dass  sie  etwas  ausführlicher  berührt  werden  möge.*) 

Auf  den  preussischen  Landesuniversitäten  einschliesslich  der  Akademie  m 
Münster  und  des  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg  befanden  sich  im  Durch- 
schnitt der  Studiensemester: 


Studierende, 

deren  Viter 

Zeitraam 

Studierende 

selbst  HochsehulbUdong  * 

flberhsapt 

genossen 

«b«olat 

Winler  1886-1887  bis  Sommer  1891 .  .  . 

12  630 

3^ 

25,68 

Winter  1801-1892  bis  Winier  1 895-1 896 

u  752 

3230 

Sommer  1899  und  Winter  1899-1900  .  . 

14798 

3993 

26,98 

Sommer  1902  und  Winter  1902-1903  .  . 

16467 

4224 

^5.65 

Mdir  als  der  vierte  Teil  aller  Studenten  stammt  sonach  aus  Schiditen  der 

Gesellschaft,  in  denen  von  akademischer  Familientradition  gesprochen  werden 
kann,  drei  Viertel  kommen  aus  nicht  akademisch  gebildeten  Kreisen.  In  den 
einzelnen  Fakultäten  bietet  sich  ein  anderes  Bild  dar.  Danach  steht  die  juri- 
stische Fakultät  und  damit  die  künftige  Beamten-  und  Richterwelt  am  stärksten 
unter  diesem  Einflune  der  akademischen  FaauUoiflberlieferung :  ein  Beitrag  zu 
dem  Kapitel  von  der  Selbstregienmg  des  Volkes  und  der  Volkstümlichkeit 
unserer  Gerichte.  Dass  im  Durchschnitt  des  Studiensemesters  1900  diese 
Tradition  sich  auf  die  evangelisch-theologische  Fakultät  übertragen  hat,  und 
dass  sie  dort  immer  mit  am  stärksten  war,  darf  nicht  wundernehmen.  Da- 
gegen lassen  die  gebildeten  katholitdien  Schichten  ihre  Söhne  nicht  gern 
Geistliche  werden;  nur  etwa  4  %  aller  katholische  Theologie  Studierenden  haben 
akademisch  gebildete  Väter.  Die  Mediziner  stdm  ihrem  Hcrkomtnen  aus 
akademisch  oder  nicht  akademisch  gebildeten  Kreisen  nach  dem  Gesamtdurch- 
schnitt aller  Fakultäten  ziemlich  nahe,  Philologen  und  Mathematiker  bleiben 
weiter  hinter  dem  Gesamtdurchschnitt  zurück.  Werden  die  Nichtdeutschen 
aus  der  Betrachtung  ausgeschieden,  weil  ihre  Verteilung  auf  die  Berufe  des 
Heimatstaates  zweifellos  ganz  anders  ist,  als  bei  uns,  wird  also  nur  der  Haupt* 
beruf  der  Väter  der  reichsangchörigcn  Studierenden  der  preussischen  Univer- 
sitäten betrachtet,  so  ergibt  sich  im  Durchschnitte  der  Studiensemester  Sommer 
1902  und  Winter  1902-1903  folgendes: 

*)  In  aUgeaeiiMa  Umtisseo  bat  L.Bergtii  ia  «eitieiD  Artik«!  Dü  ttatitHtelum  ErMmngm  Mträi* 
Simtttwwmdm  im  SmMMiackm  Mmitmlkmr^  189b,  pa«.  597  C  d»ebw  bflridittl:  vMfL  vuäk  Panl 
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Diese  Zahlen  stellen  allerdings  die  Mindestwerte  dar,  denn  es  fehlen  die  auf 
ausserpreussisclien  Universitäten  Studierenden,  sowie  diejenigen  aller  übrigen 
Hochschulen.  Für  einige  weitere  berufsstatistische  Vergleiche  sind  die  nicht» 
preusstschen  Studierenden  ausgeschieden.  Danach  wurden  von  der  preussischea 
Bevölkerung  respektive  von  den  auf  preussischen  Universitäten  studierenden 
Ptreossen  gesahlt: 


Berofskreis 

Bevölkerung 

Sladie- 
xende 

Studierende 
auf  je  ICXXXX) 
der  Bev61- 
kenmg 

11  114^ 

1675 

13 

13005809 

2477 

21 

.141631:; 

3859 

113 

Uausdienst  und  Lohnarbeit  

1  493  i20 

20 

1 

Hof-,  Staats-,  GeioeiadaiverwaitmBg  und 

1554069 

5051 

325 

Darimter 

413  396 

204 

49 

Eigentlicher  Hof-,  Staats-  nsw.  Dienst . 

498690 

1  ?o4 

30* 

78  129 

b06 

1094 

347 110 

1919 

553 

116  4J5 

514 

441 

100  707 

104 

103 

1906050 

1417 

94 

Das  Belehrende  dieser  (  bersicht  liegt  in  der  letzten  Zahlenreihe,  welche  das 
Verhältnis  darlegt,  in  dem  die  einzelnen  Berufsgruppen  und  -schichten  ihre 
Sdhne  dem  akademischen  Studium  zufOhren.  Indessen  ist  —  ganz  abgeaeheo 
von  den  Mängeln,  die  daher  stammen,  dass  für  die  Studienjahre  1899-1900 
and  1902-1903  die  Ergebnisse  einer  Berufszählung  in  Anrechnung  gebracht 
sind,  die  4  respektive  7  Jahre  früher  stattgefunden  hat  —  diese  Zahlenreihe  nur 
mit  der  Einseht änkung  zu  benutzen,  dass  auch  ihre  ZifTem  lediglich  Mindest- 
werte daratdien.  Niditsdestowenigcr  haben  schon  <Ueie  Mindettwerte  unge- 
mein viel  Beachtenswertes  und  teilweise  sogar  Auffälliges.  Aus  der  Ben^ 
Schicht  der  Geistlidien  und  sonst^jen  Kirchenbeamten  werden  nach  vor- 
stehenden Angaben  verhältnismässig  am  meisten  Studenten  geliefert,  mehr  als 
doppelt  so  viel,  wie  aus  den  in  Erziehung  und  Unterricht  tätigen  Berufs- 
kreisen, sowie  aus  denen,  die  sich  mit  der  Gesundheitspflege  befassen,  und  3-  bis 
4mal  so  viel,  wie  den  eigentfichen  Beamtenkreisen  entstammen.  Dabei  icommt 
hier  noch  in  Betracht,  dass  die  Berulsschicht  der  katiiolisdien  Kirchendiener, 
soweit  flic  oiefentlichen  Geistlichen  in  Frage  kommen,  am  Nachwuchs  der 
Studentenschaft  —  wenigstens  direkt  —  nicht  beteiligt  sind.  Dass  hierfür  die 
Verbreitung  der  akademischen  Bildung  unter  den  Vätern,  dann  aber  auch  der 
notorisch  reiche  Kinders^en  der  evangdischen  Geistlichen,  sowie  endlich  das 
Vorhandensein  von  Unterstützungsquellen  für  studierende  Söhne  von  Kirchen- 
dienern den  Grund  absehen,  mag  anjifodeutet  werden.  Nächst  diesen  liefern 
verhältnismässig  die  meisten  Studierenden  die  mit  Erziehung  und  Unterricht, 
sowie  mit  der  Gesundheitspflege  sich  beschäftigenden  Kreise,  in  denen  ebenfalls 
die  ziemlich  verbreitete  t)berliefemng  akademischer  Bildung  von  bestimmendem 
Einflüsse  sein  wird.  Dies  triflFt  auch  bei  einem  nennenswerten  Teile  der 
eigentlichen  Beamtenschcüt  zu,  die  nach  dem  Masse  ihrer  Beteiligung  am  Sta- 
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diiim  an  vierter  Stelle  steht.  Alle  anderen  T5erufskreise  bleiben  hinter  den 
genannten  in  Anbetracht  der  Stärke  ihrer  Kopfzahl  so  ausserordentlich  weit 
zurück,  dass  es  fast  wundernehmen  könnte,  wenn  man  sidi  nicht  erinnern 
mässte,  dass  gerade  die  breitesten  Schichten  der  landwirtschaftlichen  and  ge- 
werblichen Berufe  am  wenigsten  die  Mittel  und  die  Lust  besitzen,  ihre  S^ne 
der  teuren  Laufbahn  des  akademischen  Studiums  und  ihrer  Vorbereitung  zu- 
zuführen. Sie  entsenden  wohl  auch  lieber  ihre  Söhne  auf  land-  und  forst- 
wirtschaftliche, sowie  auf  technische  Hochschulen.  So  ist  es  vielleicht  zu  er- 
klären, dass  insonderheit  diese  beiden  Bem^ruppen  in  der  Beteiligung  am 
Universitätsstudium  verhältnismässig  am  niedrigsten  stehen,  7-  respektive  5mal 
niedrigfer  als  selbst  Handel  und  Verkehr,  wo  allerdings  wieder  die  Post-  und 
Eisenbahnbeamten  eingerechnet  sind.  Auch  die  Berufskreise  der  Schrift- 
stellerei,  der  Kunst,  der  Musik  und  ähnlicher  freiester  Berufe,  die  eine  hervor- 
ragende Stellung  in  der  geistigen  und  Kulturarbeit  des  Volkes  einnehmen,  liefern 
verhältnismässig  wenig  Nachwuchs  für  die  Studentenschaft.  Jedoch  darf  hier- 
bei nicht  vergessen  werden,  dass  die  Söhne  der  Künstler  und  Musiker,  wenn 
sie  nur  irgend  Begabung  und  Lust  besitzen,  dem  Berufe  der  Väter  folgen,  dem- 
entsprechend die  betreffenden  Akademiecn  und  Hochschulen  aufsuchen  und  so 
für  die  Universitäten  verloren  gehen. 

Vergleicht  man  die  jetzigen  Anteile,  die  die  Berufe  der  Väter  zu  den  Studie- 
renden stellen,  mit  denen  von  früher,  so  erkennt  man,  dass  das  Kontingent  der 
ans  akademischen  Kreisen  Stammenden  zurückgeht  Die  Beamten  und  Geist- 
lichen liefern  zwar  unter  ihren  Söhnen  immer  noch  tinen  absolut  steigenden 
Anteil,  verhältnismässig  geht  er  aber  zurück,  wogegen  die  studierenden  Söhne 
von  Oberlehrern  schnell  zuncbinen.  Es  ist  ferner  bemerkenswert,  dass  der 
Antcd  der  mittleren  und  üntcrbeamtcn,  sowie  der  selbständigen  Kaufleute 
stark  zunimmt,  ebenso  der  der  VolksschuÜehrer.  Die  offizielle  Gleichstellung 
der  Realgymnasien  und  Oberrealschnlen  mit  den  Gymnasien  hat  in  der  Fre- 
quenz der  Fakultäten  starke  Bewegungen  hervorgerufen  und  auch  wohl  dazu 
beigetragen,  dass  eine  Verschiebung  in  den  Anteilen  der  Studierenden  unter 
den  Berufen  der  Väter  überhaupt  eingetreten  ist.  Wenn  aber  aus  der  Tat- 
sache, dass  die  Kaufleute  und  mittleren  Beamten  in  einem  steigenden  Masse 
ihre  Söhne  dem  akademischen  Studium  zuffihren,  der  Schluss  gezogen  wird, 
dass  dies  ein  deutlicher  Beweis  für  das  rasche  Aufwärtsstreben  dieser  Berufs- 
arten sei.  so  i<:t  das  doch  nur  unvollständig  ausgedrückt.  Diese  Bewegungen 
beweisen  auch  etwas  anderes: 

»Dass  die  Mittelschichten  der  Gesellsehaft  fahlen,  dass  sie  mehr  oder  weniger  dem 

Untergang  geweiht  sind,  dass  sie  in  der  neuen  Wirtschaftsordnim^j  auf  die  Dauer 
nicht  am  Leben  bleiben  können.  Eine  Unzalil  Existenzen  hat  heute  die  Sicherheit, 
dass  sie  für  ihre  Kinder  nicht  mehr  die  Existenz  zu  sdiaffen  im  stände  sind,  die 

sie  selbst  noch  haben ;  sie  bieten  alles  auf,  um  ihre  Kinder  in  eine  Stellung  zu 
bringen,  in  der  sie  nicht  nötig  haben,  das  elterliche  Geschäft  fortzuführen,  und  so 
macht  sich  der  ganze  Entwickelungsprozess  auch  bei  den  Studierenden  bemerkbar, 
indem  Kauflcutc,  kleine  Fabrikanten,  Handwerker.  Händler  ihre  Söhne  auf  die 
Universitäten,  die  Polytechniken,  die  Kunstschulen  aller  Art  usw.  senden,  um  durch 
ihr  Studium  sich  eine  Position  zu  schaffen,  die  ihre  Väter  ihnen  nicht  mehr  auf 
andere  Weise  yn  ■^chrifFi-n  vormögen.  Fs  wcr  kii  <lie  letzten  Mittel,  die  man  auf- 
treiben kann,  angewendet,  um  diese  Studien  zu  ermöglichen.«') 

So  Bebel.  Und  das  wird  die  zutreffendere  Lesart  dieser  Zahlentatsachen  sein. 

*}  VagL  Aogiut  Bebel  jtäad*miktr  mmd  SMialipmus,  a.  AttfL,  ßaSSa  iqo6/,  pag.  15  fl. 
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Licht  und  Schotten  sind  natürlich  auch  innerhalb  der  Berufskreise  sehr  ver- 
schiedenartig verteilt,  und  wir  können  nicht  jeden  Kaufmann,  der  seinen  Sohn 
studieren  lässt,  gleich  als  Grosskapitalisten  ansehen;  auch  da  wird  es  Klein- 
händler geben,  wie  es  die  sogenannten  Sccitsdreierrentiers  gibt.  Dennoch  wird 

im  grossen  und  ganzen  das  richtige  getroffen,  wenn  wir  nach  den  vorstehenden 
Berufen  klassifi/.ii  ren.  Schon  besser  ist  das  aber  zu  ersehen  aus  der  sozialen 
Stellung  der  Vater  m  ihrem  Berufe.  Legt  man  die  Ergebnisse  der  1895er  Bc- 
mfszählung  zu  gründe,  so  ergibt  sich,  dass  vom  Sommersemester  1899  bis  mm 
Wintersemester  1899-1900  auf  je  10000  Hauptberufslatige  Studierende  kamen: 


aus  der  Berufsabtellung 

auf  Sellwt- 
stindife 

anf  Ange- 
steUte,  Ge- 
hilfen, Ar- 
beiter 

0,2 

19,4 

0,8 

63,3 

9,1 

0,7 

Ilcer,  Verwaltungsdienst,  freie  Berufe 

IS3A 

n,i 

daninter  eigentlicher  Hof-,  Staats-, 

293,0 

58.S 

insgesamt 

35,4 

3,4 

Die  ziffcrnmässigc  Vergldchung  der  beiden  Zahlenreihen  lasst  den  Unterschied 
deutlich  erkennen. 

Was  uns  noch  besonders  interessiert,  ist  derjenige  Nachwuchs,  der  sich  aus 
dem  eigentlichen  Proletariat  rekrutiert  Unter  den  16467  Studenten  befanden 
sich  nur  11,  das  heisst  '/i<»%  Arbeitersöhne.  Unter  GBmnirechnung  der 
niederen  Bediensteten  sind  es  22  ss  0,12%  dem  Proletariat  entstammende 

Landcskinder,  denen  der  Zutritt  zum  höchsten  Amt  offen  steht.  Von  den 
II  Arbeiter^ühnen  sind  2  Theologen,  und  7wnr  beide  katholische,  also  auf 
deutsch :  Proteges  von  Geistlichen,  denen  vielleicht  zum  Zwecke  des  theologi- 
schen Studiums,  und  nur  zu  diesem,  Stipendien  und  sonstige  Unterstützungen 
zufliessen.  Dem  einen  Arbeitersohn,  der  es  wagte,  Jura  zn  studieren,  wünschen 
wir  guten  Erfolg,  er  wird  es  wohl  brauchen  können.  Von  den  Söhnen  der 
niederen  Bediensteten  wandten  sich  c:ar  6  der  Theologie  zu,  i  studierte  die 
Rechte.  Von  lU-m  ijcsamten  Proletariat  waren  also  2  »'.azu  gekonir.uii, 
Jura  zu  studieren;  der  kleine  übrige  Teil  der  preussischcn  Bevölkerung  stellte 
5148  Sohne,  die  später  über  die  ganze  grosse  Plebs  zu  regieren  und  zu  richten 
haben  werden,  also  über  250omal  so  viel,  wie  das  grosse  Volk  eigene  Richter 
und  Staatslenker  hervorbringen  kotmte  —  ttota  bcnc,  wenn  die  Genannten  zu 
diesen  Stellen  wirklich  einmal  gelangen  sollten.  Der  Herrscher-  tind  Richter- 
beruf wird  also,  wie  vor  Tausenden  von  Jahren,  auch  heute  noch  ererbt,  trotz 
allen  enormen  Fortschritts  auf  den  rein  geistigen  Gebieten  unserer  Kultur. 

Die  Juristerei  ist  die  eigentliche  Domäne  der  Söhne  von  Offizieren,  höheren 
Beamten  imd  Grossgrundbesitzern.  Während  von  allen  Studenten  nur  31,4% 

Jurisprudenz  trieben,  sind  es  von  den  Grossgrundbesitzerssöhnen  61  %,  von 
den  Söhnen  höherer  Beamter  58,5  %  und  von  den  Söhnen  der  Offiziere,  die 
wohl  im  Nebenamte  oft  zugleich  Xutznies'^er  der  Frtr.'ige  grosser  Güter  oder 
Vermögen  sind,  69,3  7o.    Diese  drei  numerisch  kleinen  Gruppen  liefern  allein 
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86i  =s  16,7%  aller  Juristen,  und  diese  sind  es  zumeist»  denen  allein  zu  den 
höchsten  Staats-  und  Richterämtern  der  Zutritt  verstattet  ist.  Diese  Zahlen 
zeigen  deutlich,  woher  die  dem  Volksempfinden  absolut  fremden  Anschauungen 
der  Regierenden  kommen.  Und  doch  äussert  ein  höherer  Beamter  schon  Be- 
sorgnis, 9dass  in  Preussen  sozial  w.eniger  geeignete  Elemente  in  den  Richter- 
stand hineinkommen.  Es  wäre  gewiss  sehr  wünschenswert,  wenn  der  Stand 
der  Richter,  wie  überhaupt  der  höheren  Beamten,  sich  mehr,  als  dies  jetzt  der 
Fall  ist,  aus  dem  eigenen  Nachwuchs  ergänzte«.')  Warum  das  wünschenswert 
wäre,  das  sagt  er  nicht.  Und  in  einer  schwachen  Abnahme  der  aus  den  Kreisen 
der  akademisch  Gebildeten,  Rittergutsbesitzern  und  Offizieren  stammenden 
Studierenden  der  philosophischen  Fakultät  steht  Professor  Paulsen,  wie  er  in 
seinem  Buche  über  die  deutschen  Universitäten  sagt,  9eine  Geiahr  für  den 
höheren  Lehrstand«. 

Mnn  '^olltc  imii  meinen,  dass  solche  Studenten,  die  aus  den  Kreisen  des  Klein- 
bürgertums stammen,  eher  prä<lestiniert  sind  für  die  Aufnahme  der  soziali- 
stischen Ideenwelt.  Ihnen  ist  die  Müsse  gegeben,  sich  aus  ihrer  philiströsen  Um- 
gebung durch  eigenes  Nachdenken  herauszuheben  und  von  höherem  Gesichts- 
punkte aus  ihren  Horizont  zu  erweitern,  und  das  viel  mehr,  als  den  den  reichen 
Ständen  entsprossenden  Söhnen,  deren  Nerven  oft  nur  noch  auf  Sensationen 
für  kurze  Zeit  reagieren.  Die  Erfahrung  bestätigt  aber  unsere  Mutmassung 
nicht.  Das  Haus,  in  dem  sie  aufwachsen,  wo  jedes  tiefere  soziale  Verständnis 
fehlt,  wirkt  auf  diese  den  Ideinbürgerlichen  Schichten  entstammenden  Studie- 
renden zu  sdir  ein,  es  ist  hier,  wie  dort,  starker,  als  die  Logik.  Es  ist  daher 
ausserordentlich  schwer,  die  sozialistische  Propaganda  in  die  studentischen 
Kreise  zu  tragen.  Dazu  tritt  noch  das  Wirken  der  akademischen  Behörden. 
Studenten,  die  sich  offen  zum  Sozialismus  bekennen,  können  auf  sofortige 
Relegation  gefasst  sein.^) 

Die  akademische  Frage  wird  vorläufig  eine  Frage  ohne  Lösung  bleiben.  Ihrer 
Natur  nach  vorwiegend  wirtschaftlich,  wird  sie  erst  mit  der  iGidenmg  unserer 

gesellschaftlichen  Zustände  ihre  Erledigung  finden.  Es  hat  daher  keinen  un- 
mittelbaren Wert,  über  den  Studenten  der  Zukunft  und  ähnliche  Dinge  zu 
spekulieren,  wie  das  einige  bürgerliche  Ideologen  tun.")  Wie  sich  dergleichen 
gestalten  wird,  das  mag  man  nur  getrost  der  Zukunft  selbst  überlassen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RUNDSCHAU 

ÖPPETiTUCHES  LEBEN  besondere     Anstrengungen  und 

Zwischenfälle  befriedigt  werden  könnten. 
Welche  Ursachen  dazu  gefuhrt  haben, 

Noch  Mitte  Oktober  konnte  dass  nicht  mir  eine  exzeptionelle  Ver- 
man  hoffen,  dass  die  um  schärfung  der  Spannung  auf  dem  Geld- 
diese  Jahreszdt  immer  stark     markt«  sondern  daröber  hinaus  eine  di- 

anstcigcndcii  Ansprüche  der  amerikani-  rckte  Bankenkrise  eintrat,  das  lüsst  sich 
sehen  Geschäftswelt  an  den  Geldmarkt     noch  immer  nicht  mit  voller  DeiUlichkcit 

')  VefgL  H«DS  Paalsow.  Oberbibliothakar  der  Berliner  Universitätsbibliothek,  Di*  tnM*  HtHkimft 
der  StmdmteH  in  der  BtrHntr  Madtmitektm  Waektmekri/t,  1007,  pag.  163  ff. 

")  Vcrgl.  Josef  Bl  och  Kotpomlion  uud  Studenicnthrc  im  Sozialistisihen  Stiidtnten,  |8<)7,  IMiK>17l^ 
*)  Vergl.  tun  Beispiel  einige  der  AofsäUe  in  dem  Jakrbtich  modtrwr  Mcnsdua,  3.  Bd.  des  JakrbmAt 
mttitmtr  Stmdtmlm  fBatüu  1907/. 
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übersehen.    Nicht  ausgeschlossen  scheint 
es  aber,  dass  eine  mächtige  Spekulanten- 
gruppe hinter  den  Kulissen  tätig  war, 
um  eine  an  sich  crnsU-  Situation  zu  einer 
verzweifelten  zu  gestalten.  Der  Ansturm 
des  Publikums  auf  die  Knickerbocker- 
Trust  Co.  in  New  York  ist  fast  beweis- 
kräftig dafür,  dass  das  Misstrauen  künst- 
lich verbreitet  sein  mnsste.  Das  Zurudc- 
zichen    der    Depositen,     das  förmliche 
Einsperren  der  Gelder  musste  die  Lage 
weiter  verscharfen :  es  trat  ein  Geldman- 
gel ein,  der  die  Sätze  für  tägliches  Geld 
bis  auf  125  %  und  darüber  hinauftrieb. 
Ähnliche  Jagden  nach  Gold  und  Geld 
haben  die  Vereinigten  Staaten  schon  öfter 
erlebt,  aber  eine  Lehre  haben  sie  bis  jetzt 
noch  nicht  daraus  gezogen.    Das  Fehlen 
einer  den  Geldmarkt  beherrsclKiulen  und 
die  Diskontsätze  regulierenden  Zentral- 
bank richte  sich  wieder  einmal,  die 
leistungsschwache  Verfassung  der  ame- 
rikanischen Banken  trat  fiberzeugend  zu- 
tage.   Nicht  als  ob  eine  bessere  Organi- 
sation des  Geldmarktes  die  Krise  über- 
haupt hätte  verhindern  können,  aber  sie 
hätte  den  Grad  der  Verwirrung  und  die 
Wirkungen  der  Krise  wesentlich  abge- 
sch wacht.   Es  ist  noch  nicht  allzu  lange 
her,  dass   Professor   Lauglilin   vi  in  der 
Universität  Chicago    über  Grundfragen 
der  amerikuiischen  Volkswirtschaft  vor 
der  Vereiniguttg  für  staats-wisscttschaft- 
lichc  Fortbildung  und  in  der  Berliner 
Universität  Vorlesungen  hielt,  in  denen 
er  dem  amerikanischen  Bankwesen  grosse 
Lobsprüchc  zollte.    Niemals  waren  nach 
dieser  Autorität  die  amerikamachen  Na- 
tionalbanken solider,  als  heut7nfn<?e.  >Die 
Nationalbanken  werden  hart  bedrangt  von 
konkurrierenden  Trustgesdlschaften,  die 
ebenfalls  Diskont-  und  Depositengeschäfte 
betreiben,  ausser  der  Verwaltung  von 
grossen  Vermögen  und  anderen  Geschäf- 
ten; aber  sie  sind  jetzt  fast  mit  dem 
heutigen    Geschäftsverkehr  vcrwobcn. 
Das  Rhrgefiilil  i^t  im  allgemeinen  hoch. 
Die  Bedingung  der  Utsächlichen  Erfolge 
liegt  in  der  Art  der  Kreditgewährung; 
eine   gute   Bankverwaltung  ist  möglich 
unter  einem  schlechten  System,  aber  eine 
schlechte  ist  auch  möglich  unter  einem 
guten  System.    Das  Nationalbanksystem 
ist,  im  ganzen  genommen,  vortrefflich, 
und  die  Verwaltung  ist  im  grossen  gan- 
zen zufriedenstellcnd.<    Wenn  man  aller- 
dings ein  schlechtes  System  beibehalten 
will,  weil  unter  ihm  noch  eine  gute  Vor- 
waltung möglich  ist,  und  wei!  auch  bei 
einem  guten  System  eine  schlechte  Ver- 
waltung nicht  ausgeschlossen  ist,  dann 


allerdings  werden  di(   Wreinigtcn  Staa- 
ten  aus  dem  anarchistischen  Zustande 
ihres  Bankwesens  niemals  herauskommen. 
Eine  kleine  Gruppe  von  Spekulanten  und 
Gxosskapitalisten   wirtschaftet  bei  dem 
fetzigen  System  ohne  jede  Kontrolle  und 
ohne   jede   Rücksichtnahme   auf  vt>!ks- 
wirtschaftliche    Interessen.      Die  eine 
Gruppe  ruiniert  slcr^iellos  den  gesamten 
Kupfermarkt,   wenn   sie  nur   dabei  die 
Konkurrena   in   die  lEnge   zu  treiben 
glaubt.    Hemmungen  und  Gegenwirinm- 
gcn  treten  nicht,  oder  doch  immer  7U 
spät,   ein.     Das   Nachrichtenwesen,  die 
wirtschaftliche  Berichterstattung  ist  in 
starker  Abhängigkeit  von  diesen  Speku- 
lantengruppen, tmd  bis  zu  uns  herüber 
erfährt  man  immer  nur  das,  was  diese 
Tyrannen  auf  wirtsdialtlicbem  Gebiet 
wollen,  dass  man  erfiihre. 
X  X 
AlIcemiM     Schon    im    vorigen  Jahre 
hatte  sich  der  Goldbedarf 
der    Vereinigten  Staaten 
während  der  Herbstmonate' in  der  Weise 
geäussert,  dass  Amerika  aus  Europa,  na- 
mentlich aus  Grossbritannien,  Gold  an 
sich  zu  ziehen  suchte.  Dieses  Jahr  setz- 
ten diese  Versuche  mit  erneuter  Vehe- 
menz ein.  und  die  näch>te  Folge  war  na- 
türlich,   dass    die  Zentralnoienbanken 
Europas  durdi  eine  Erhöhung  ihrer  Dis- 
kontsatze gegen   allzu   starke  Goldent- 
ziehungen einerseits  sich  zu  schützen,  an- 
dererseits ihren  Goldvorrat  z»  Starken 
suchten.    Die  an  sich  schon  gespannte 
Lage  des  europäischen  Geldmarktes  er- 
fuhr eine  Verschärfung,  wie  sie  seit  Jahr- 
zehnten nicht  tnelir  zu  beobachten  war. 
In  England  stieg  der  Diskont  bis  auf 
7  %,  in  Deutschland  bis  auf  7'-  '  •  .  Und 
ob  mit  diesen  exzeptionell  hohen  Zins- 
sät/cn   die  europäischen  Zentralbanken 
auskotnmcn  werden,  ist  Mitte  November 
noch  nicht  einmal  mit  Sicherheit  zu  sa- 
gen.  Die  Wirkung  solcher  Zinssätze  ruft 
aber  gewaltige  Änderungen  in  der  Anla.i^c 
von  Geld  und  Kapital  hervor,  sie  beein- 
trächtigt und  erschwert  den  gesamten 
Kreditverkehr,  sie  mindert  die  Umsätze 
auf  dem  Warenmarkt,  lähmt  die  gewerb- 
liche Unternehmungslust  tmd  greift  imter 
Umständen  auf  das  Gebiet  der  Waren- 
herstcUung  hinüber,  wo  sie  den  Beschäf- 
tigungsgrad herabdruckt,  die  Zahl  der  Be> 
schäftigtcn  und  damit  das  Lohneinkom- 
men mindert  und  so  dem  Arbeitsmarict 
ein  ungünstiges  Gepräge  verleiht.  Wie 
stark    freilich    diese    Wirkungen  sich 
äussern  werden,  das  bleibt  abzuwarten. 
Glücklidierweise  treffen  die  ersten  Wir- 
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kungen  für  Deutschland  in  eine  Zeit,  in 
der  Beschäftigungsgrad  und  Arbeitsmarkt 
stets  eine  Ermattung  aufweisen.  Inimer- 
liin  macht  sich  für  die  mittlere  und  kleine 
Geschäftswelt  der  hohe  Diskont  sehr 
drückem]  fühlbar,  indem  nidit  nur  die 
Zin<cnlast  unerträgh'ch  hoch  ist,  sondern 
auch  die  Kredite  eine  Einschränkung 
oder  gar  Aufhebtmg  erfahren.  Kann  man 
doch  annehmen,  das«;  die  gcßcnwärtiKc 
Mehrbelastung  an  Zinsen  auf  die  in 
Deutschland  umlaufenden  Wechsel  bei 
dem  jetzigen  Zinssatz,  gegenüber  einem 
solchen  von  5  täglich  rund  i  Mill,  M. 
ausmacht.  Kredite  werden  aber  in  der 
Weise  abgeschnitten,  dass  Banken  sehr 
vorsichtig  im  Diskontieren  werden,  und 
selbst  dort,  wo  sie  es  bisher  anstandslos 
taten,  plötzlich  die  eingereichten  Wechsel 
zurfidcwetsen.  Wo  soll  aber  ein  Ge- 
schäftsmann in  jct;^igcr  Zeit  eine  andere 
Bankverbindung  erhalten?  So  haben 
sidi  durch  die  kritische  Lage  in  Amerika 
die  Aussichten  für  die  wirtsclinftliche 
Entwickelung  Deutschlands  erheblich 
trüber  gestattet,  als  es  vorher  der  Fall 
gewesen  war.  Man  kann  sich  nur  noch 
an  der  einen  Hoffnung  festklammern, 
dass  die  Zeit  des  hohen  Geldstandcs  nicht 
allzu  lange  andauern,  dass  die  Wider- 
standsfähigkeit unserer  Geschäftswelt 
aber  über  diese  Zeit  hinüber  sich  bewäh- 
ren wird.  Dazu  gehört  allerdings  ruhi- 
ges Blut  Wenn  Vorgänge,  wie  in  Dan- 
zig,  wo  das  Publikum  nach  amenkani- 
Schern  Beispie!  einen  Run  auf  die  Spar- 
kasse unternahm,  sich  wiederholen  und 
noch  mnfangreichcr  sich  einstellen  sollten, 
dann  würden  wir  auch  in  Deutschland 
vollends  vom  Regen  in  die  Traufe  kom- 
men. 

X  X 
KarMCfeM^kDie  Bismarekhütte  trat  der 

oberschlesischen  Stahl- 
werksgesel  1  scha  f  t 
bei.  X  Die  Reichsbanle  erhöhte  am  39. 
Oktober  den  Wcchselzinsfus;;  von 
5V^i  auf  6'/^  X  Am  31.  setzte  die  Bank 
von  England  ihren  Diskont  von  4% 
auf  5',^  %  hinauf.  Am  4.  November 
folgte  tine  neue  Diskonterhöhung  der 
Bank  von  England  auf  6,  am  7.  auf  7  %. 
Die  deutsche  Reicbsbank  erhöhte  darauf- 
hin am  8.  ihren  Diskont  auf  7%  %.  X 
I )  i>  obcrschlesisdie  R  o  h  e  i  s  e  n  s  y  n  d  i- 
kat  wurde  um  ein  Jahr  verlängert.  X 
Der  S  t  a  h  1  w  e  r  k  s  V  e  r  b  a  n  d  sah  in 
setner  Sitzung  vom  14.  Novcml>er  von 
einer  Herabset ;^ung  der  Preise  ab.  X 
Die  Kartoffelprcise  haben  in  der 
Zeit  VOR  Mitte  Oktober  bis  Mitte  Novem- 


ber in  vielen  prcussischeii  Provinzen  eine 
starke  Erhöhung  erfahren.  noMiACflLWEa 

Poiwii 

Reichstag  Auf  die  Kundgebung  der 
Freisinnigen  Partei  im  Zir- 
kus Busch  ist  in  Frankfurt 
a.  M.  die  Versammlung  aller  drei  Gruppen 
der  bürgerlichen  Linken  gefolgt,  und  die 
Reden  der  Funck,  Konrad  Haussmann, 
Müllcr-Meiningen,  Naumann,  Wicmer, 
Payer  galten  abermals  alle  der  Notwen- 
digkeit der  Blockpolitik  und  zum  Teile 
der  Bekämpfung  der  politisch  einsichts- 
losen Sozialdemokratie.  Quertreiber 
hatte  man  von  vornherein  hinwcggegraul^ 
so  dass  das  übliche  Festmahl  in  aer  Ver- 
sicherung gipfelte:  nirgends  sei  auch  nur 
ein  Wunsch,  ein  Bedürfnis,  eine  Anre- 
gung zu  einer  weiteren  Ausspraehe  laut 
geworden.  Ein  Tropfen  Wermut  wurde 
jedoch  dem  Freudenbecher  beigemischt, 
als  sehr  peinliche  Steuerforderungen  be- 
reits für  die  laufende,  nicht  erst  für 
die  nächste  Session  angekündigt  wurden, 
Rohspirstusmonopol,  Banderolensteuer  für 
Zigarren,  für  beides  kann  sich  die  bürger- 
liche Linke  nach  ihrer  ganzen  Vergangen- 
heit und  nach  ihrer  ohnehin  nur  müh- 
sam zusammenzuhaltenden  Wählerschaft 
schwer  entschliessen.  Andrerseits  sehd- 
ncn  die  Regierungen  von  direkten 
Steuern,  etwa  von  einer  Reichsvermögens- 
steuer, nichts  wissen  zu  wollen,  so  dass 
die  vertraulichen  Vorverhandlungen  des 
Reichsschatzsekretärs  mit  den  Block- 
fährern  vorläufig  vergeblich  geblidten 
sind.  Unterdes  ist  die  neue  Flottenvor- 
lage, mit  ihrer  Herabsetzung  der  Lebens- 
dauer der  Linienschiffe  von  25  auf  20 

{abre  und  ihrem  Mehrbedarf  von  120 
(ilt.  M.  bis  zum  Jahre  1917.  herausge- 
kommen, und  die  Blocklinke  lässt  durch 
ihre  Presse  versichern,  es  habe  von  jeher 
keine  begeisterteren  VorkSmpfer  des 
Flottcnbaucs  gegeben,  als  die  entschieden 
Liberalen ;  >die  bürgerliche  Linke  war  es, 
der  Fürst  Bismarck,  als  er  auf  den  Ma- 
rineniinistcr  von  Stosch  eifersüchtig  war, 
erregt  vorhielt,  sie  sei  in  ihrer  Bewilli- 
gungsfreudigkcit  über  das  Bedürfnis  der 
Flotten  Verwaltung  hinausgegangen«.  Dazu 
wird  die  gleichfalls  gebilligte  Erhöhung 
der  Geh.Hlter  der  Ri  iclishcamten  etwa  50 
bis  Oo  Mill.  M.  beanspruchen.  Die  letz- 
ten neuen  Retchsstenem  sind  in  ihrem  Er- 
trag zunächst  um  etwa  40  Mill.  ^f.  hinter 
dem  Voranschlag  zurückgeblieben.  Wie 
will  man  sich,  wenn  man  die  Ausgaben 
guthcisst.  der  Deckung  dieser  Kosten  und 
Fehlbeträge  entziehen?  Zu  Hilfe  kommt 
dem  Reioiskanzler  abermals^  dass  man 
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dem  Scliatzsckrctär  die  Absiclu  zu- 
schreibt, die  Finanzreforni  gegebenen 
Falles  mit  dem  Zentrum  durchzufuhren. 
Dies  pilt  CS  unter  allen  Umständen  zu 
verhindern,  und  so  werden  wir  wohl  bald 
den  Besteucrungseifer  der  einstigen 
Steiierfeinde  bewundern  können. 
X  X 
RuMiand  :  Xadi  der  Auflösung  der  er- 
Dumawhuu  entzog  die  russi- 

sche Regierung  durch 
scharfsinnige  Interpretationen  mehreren 
Tausenden  demokratischer  Wähler  das 
Wahlrecht.  Mit  dem  plötzlichen  Ende 
der  zweiten,  noch  immer  allzu  imbe- 
quemen  Duma  brachte  ein  Staatsstreich 
eine  neue  Wahlgnmdlage  zu  gunsten  der 
staatscrhaltcndcn  Agrarier.  Versammlun- 
gen und  Agitationen  der  Opposition  un- 
terband man ;  sozialistische  Zeitungen  und 
Zeitschriften  erlagen  dem  Verbot  oder 
Iconnten  mit  Mühe  und  Not  nur  in  langen 
Abständen  erscheinen.  Haussuchungen, 
Verhaftungen,  Verbannungen,  Hinrichtun- 
gen sollten  nach  links  abschredcen,  nach 
rechts  hin  aufmunternd  wirken.  Wenn 
auf  der  ersten  Stufe,  bei  der  Wahl  der 
Wabhnänner.  die  demokratische  Stim- 
mung der  Masse  nodi  erkenntlich  war. 
>o  brachte  die  Weiterdestillicrung  den- 
noch zuletzt  der  Regierung  den  erwünsch- 
ten Erfolg.   Hs  haben  Mandate  erhalten: 


I 


Ö  B 


Sä 


.Sozialdemokraten  19 

Kaukasische  SozialrevolutiaHürf  i 

Kxtrcme  Linke.   1 

Arbr-.lsgruPP«  T 

Linke   4 


Konstitutionelle  Demokraten 
Muselmanische  FnktiM  .  .  . 
ProRrcssislcn  ........... 

FnciHxLhc  I  rneuertr  

rohiisehis  Kolo  


J2 


O 


I 


«■  e 


Baltische  Kon.stit.-Mon.irehi-lin 

Oktobri  n  

Gcmassiii!tc  

Rechte  

Hessarabische  /entruni-iiarlfi  . 

Monarchisten  

ymrbamä  äts  rusfis%ke»  l'oikfs 


Parteilote  . 
Unbekannt 


insgesamt  437 


5  Mandate  fehlen  nocli.  können  jedoch  das 
Gesamtbild  nicht  andern.  Die  Mehrhcits- 
fuhrong  i«t»  wie  gleich  die  Prändcnten- 
wahl  bewies,  den  Oktobristen  zugefallen, 
einer  gemässigt  konstitJttonellen  Mittelpar- 
tei, die  mit  den  Kadetten  zwar  den  alten  ex- 
tremen Absolutismus  bekämpft,  die  jedoch 
in  nationalen  und  sozialen  Fragen  auch 
eine  starke  Hinneigung  zur  reaktionären 


Rechten  bekundet.  Tninicrhin  werden  die 
Üktühristi-n  kaum  den  .'\st  selber  mit  ab- 
sägen wollen,  auf  dem  sie  sitzen,  und  dc>- 
halh  ftir  manche  btirgerliche  Freiheiten 
eintreten  müssen.  Ferner  vertreten  sie 
mehr  das  städtische  industrielle  Kapital 
und  geraten  so  in  manchen  Konflikt  mit 
den  Interessen  der  Bodenrente  und  mit 
derjenigen  Art  von  Autoritäts.'jyslem  und 
Absolutismus,  wie  sie  in  der  extremen 
Rechten  ihre  Anhängerschaft  finden.  Es 
ist  daher  recht  wohl  möglich,  da>s  die 
äusserste  Reaktion  lange  nicht  alle 
Blütenträume  reifen  sieht 
X  X 
Kurxe  Chronik  Xach  etwa  einjährigen  \'et - 
handlungen  haben  Deutjcii- 
land,  hrankreich.  England 
und  Russland  die  Inlegrität  Norwe- 
gens in  einem  gemeinsamen  Vertrage, 
zunächst  auf  20  Jahre,  garantiert.  Es 
bleibt  Norwegen  gestattet,  mit  Schweden 
und  D.ineniark  noch  ein  Iwsonderes  Inte- 
grität&abkomnicn  abzuschiiessen.  Zu- 
nächst beurteilt  man  in  Sch%veden  die  von 
Norwegen  gebuchte  Vereinbarung  mit  den 
Grossmächten  als  eine  Misstrauensbekun- 
dung  sehr  wenig  freundlich.  X  Die  Eng- 
landsrcise  des  deutschen  Kaisers  am 
1 1.  November  ff.  scheint  manche  frühere 
Bcimruliigung  in  England  und 
Deutschland  gedäinpf t  zu  haben.  X 
In  Österreich  hat  das  Ministerium 
Beck  eine  partielle  Umbildung  erfahren : 
so  erhielt  das  Handelsministerium  Pro- 
fessor Dr.  Fiedler,  den  Adcerhau  Dr. 
Rlanhoch.  der  christlichsozinle  Dr.  Gcss- 
mann  wurde  Minister  ohne  Portctcuüic. 
von  Ahrahamowicz,  bekannt  als  Präsident 
aus  der  Badeni-Zcit.  Minister  für  Gali- 
zien.  X  Die  Marokko  debattc  in  der 
französischen  Kammer  endete  mit  einer 
Hilligung  der  Regicruug^litik  (464  ge- 
gen 54  Stimmen). 

X  X 
LIteratHr  Die  letzten  Reichstagswahl- 
kämpfc  und  die  Versuche, 
mit  einer  neuen  Mehrheit  zu 
regieren,  rufen  immer  neue  Schriften  über 
Parteikoalitionen  und  Partettaktik  herror. 
Sie  mögen  hier  einfach  unter  Erwähnung 
ihres  Standpunktes  nach  den  Titein  an- 
geführt sein.  Die  Richtung  Dr.  Barths 
vertritt  mit  viel  Freimut  und  in  geistvoll 
fesselnder  Weise  Dr.  R  u  d.  B  r  e  1 1  - 
scheid  (Der  Bülow-Blocl:  und  der 
Liberalismus  /München.  Reinhardt  ').  X 
Jimgnationalliberal  kommt  zu  Worte  ni 
Deutscher  VVeltpolitik  /Cöln,  Reichsver- 
band der  Vereine  der  nationaüiberaien 
Jugend/,  xwet  Kongressreferaten  von 
Kaufmann  Heibeck  und  Regierungs- 
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rat  Dr.  P  o  c  n  s  g  e  n  ,  nebst  angcfiigten 
Debatten.  X  Gegen  das  Zentrum  und 
dessen     vcrmeintiiche  attergetreueste 

Dienerin,  die  heutige  Sozialdemokratie, 
und  für  den  Block  und  vaterlandische 
Gegenwartspolitik  spricht  sich  R  u  d. 
Böhmer  aus  (Die  Bedeutung  und  Auf- 
gabe des  nationalen  Blocks  im  Reielistj^c 
/MünclMii,  Lehmann/).  X  In  scintr 
eigenartigen,  abseits  vom  eigentlichen 
Parteienkampfc  stehenden  Weise  be- 
kämpft Professor  Franz  Staudin- 
ger iDü  moraliseht  Phrase  im  Übe- 
ra}imMs  und  deren  Üherwitidmig  /Dann- 
stadt, Rocthcr/),  die  grosskapitalistisclie 
Herrenmacht,  die  ztuehmende  Diktatur 
durch  die  Grossmonopole  tind  tritt  ein 
für  das  wirtschaftliche  Zu'^ammcnwirkcn 
der  Konsumenten,  für  eine  Solidaritäts- 
moral und  -Politik,  im  Gegensatz  xn  den 
Raub-  und  Ctti-aZ/an  schauungen  der 
neuen  Tributherren :  »Hiernach  scheiden 
sich  in  Zukunft  die  Wege  innaiuiii»  des 
Bürgertums.  Der  Liberalismus  wird  in 
diesem  Sinne  sozial  sein,  oder  er  wird 
nicht  sein  .  .  .  Die  Genossenschaften  der 
Konsumenten  sind  wirtschaftlich  tmd  mo- 
rafiKh  die  Krystallkeme  der  Zukunft.«  X 
Da  die  Tabaksteuerfrage  denin.ichst  zwei- 
fellos aufgerollt  werden  wird,  so  möch- 
ten wir  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  in 
Dr.  Jul.  L  issners  Schrift  Die  deut- 
sche Tabaksteuerfrage  /Leipzig,  Dei- 
chert/  wohl  die  bisher  ausführlichste  Ge- 
schichte der  deutschen  GesctzRchtinp  und 
der  gesetzgeberischen  Anläufe  auf  diesem 
Gebiete  vorliegt  Der  Verfasser,  der 
selber  jahrelang  als  Zigarrenfabrikant 
tätig  war,  plädiert  schliesslich  für  ein 
Zigarrenbanderolesystem,  unter  progn  ssi- 
ver  Staffelung  der  Steuer  auf  Grundlage 
von  vier  grossen  Wertklassen  der  Zigar- 
ren, ferner  ans  stouertcchnischen  Grün- 
den für  ein  Tabakheimarbeitsverbot,  un- 
ter Entschädigungszahlungen  an  die 
Heimarbeiter.  Der  j.ihrliche  Mehrertrag 
der  neuen  Steuer  zu  gunsten  des  Reiches 
soll  skh  dabei  auf  mindesten  50  Mill.  M. 

Sozialpolitik 

Jaf«adfir-  Der  Bericht  über  den  Koa- 
*****  gress  für  Kinderforschung 

und  Jugendfürsorge  in  Ber- 
lin, herausgegeben  von  K.  L.  Schäfer, 
/Langensalza,  Beyer/  enthält  einen  sehr 
instruktiven  sozialpolitischen  Beitrag  des 
Schulai-ztes  Dr.  L.  Bernhard-Berlin  Zur 
KentUmis  der  Schhfverk8itnSsse  Berliner 
Gemeindeschüler.  Die  Aufzeichnungen 
beziehen  sich  auf  6551  Kinder.  Dr.  Bern- 
hard stellt  fest,  dass  die  Scfablzeit  für 


alle  Altersklassen  ganz  erhel)licli  hinter 
der  als  notwendig  bestimmten  Schlaf* 
zeit  zurücktritt.  »Die  Unterschiede  be- 
tragen bis  7u  1.40  Stunden  pro  Tag.  das 
heisst,  diese  Kinder  schlafen  im  Jahre 
6aB  Standen  zn  wenig.«  Die  Lagerstät- 
ten der  Schulkinder  w.ircii  durcluvcg 
ganz  ungenügend  und  vielfach  direkt  ge- 
>undheitsgefährlich.  Nur  ein  Drittel  der 
Kinder  hatte  für  sich  allein  ein  Bett  zur 
Verfügung,  63,5  %  der  Kinder  schliefen 
zu  zweien.  3.4  %  zu  dreien,  0,1  % 
vieren.  Noch  ungünstiger  würde  sich 
die  Aufstellung  über  die  Lagerstätten  Ver- 
hältnisse der  Kinder  gestalten,  wenn 
Sofa,  Bettladen  und  ähnliche  Schlafge- 
legenheiten besonders  aufgezeichnet  wür- 
den. 

In  dem  trefflichen  Schriftchen  dcä  Pfar- 
rers A-  Wild  Die  körperliche  Misshand- 
lunii  :  ,7/1  Kindern  durch  Personen,  wel- 
chen die  Fürsorgepflicht  für  dieselben 
obliegt  /Zürich,  Rascher/  wird  ein  er- 
drückendes Anklagematcrial  gegen  die 
mangelhaften  Kinderschutzeiurichtungen 
der  meisten  eoropäischen  Knlturstaaten 
zusammengetragen.  Wild  bespricht  ein- 
gehend die  Kindergerichte  Ameri- 
k;is,  namentlich  die  des  Staates  Illinms. 
Die  Idee  der  Kindergerichte  geht  von  dem 
naheliegenden  sozialen  Gedanken  aus: 
Kinder  and  Jugendliche  sind  nicht  zu 
bestrafen,  sondern  durch  richtige  Für- 
sorge und  Erziehung  zu  bessern.  Der 
bisher  so  erfolglose  Kampf  gegen  die 
jugendlichen  Verbrecher  würde  in 
Deutschland  in  eine  ganz  andere  Ent- 
wickelungspliase  treten,  wenn  wir  aus 
der  neuen  Welt  wirklich  einmal  jene  neue 
sozialrechttichc  Einrichtung  übernähmen. 
X  X 
ügjjjjw»!-  Die  technischen  Aufsichts- 
bcanuen  der  Strassen- 
u  n  d  Kleinbahn  berufs- 
genosscnschaft  besichtigten  im  Berichts- 
jahr 1906  von  433  Betrieben  307  (70,9%) 
Betriebe  mit  61355  Verndierten.  In  112 
Betrieben  (34  %)  waren  keine  Ausstel- 
lungen zu  machen,  dagegen  waren  in 
19s  Betrieben  (63,5  %)  insgesamt  535 
Mängel  zu  verzeichnen.  Strafen  wurden 
wegen  der  Zuwiderhandlung  gegen  Un- 
fallverhütungsvorschriften nicht  verhängt. 
Die  in  den  Werkstätten  befindlichen  Ver- 
bandskästen' werden,  so  klagt  bewegt  der 
J.iliresbericlu  der  technischen  .Aufsichts- 
beamten,  >leider  meistens  in  solchem  Zu- 
stande vorgefandcn,  dass  man  ernste  Be- 
denken tragen  muss.  mit  dem  vorgefun- 
denen Material  Wunden  zu  berühren«. 
Nach   dem   Bericht   der  schlesischen 
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Eisen-  und  S  t  a  Ii  1  bcrufsgenossen- 
schaft  für  das  Jahr  1906  wurden  von  1588 
Betridben  der  i.  Sektton  der  Berufsge- 
nossenschaft nur  379  (23,9  %)  revidiert. 
Nur  59  der  revidierten  Betriebe  wurden 
in  Ordnung  befunden,  320  dagegen  wiesen 
Mangel  auf.  In  der  2.  Sektion  der  Be- 
nifcgenossenschaft  wurden  von  407  Be- 
trieb 394  (72,2  %)  revidiert.  In  132 
dieser  revidierten  Betriebe  waren  keine 
Beanstandungen  zu  machen,  162  mussten 
dagegen  bemängelt  werden. 
X  X 
invAiideover»  Die  Landesversicherungs- 
«ictacmng  anstalt  Berlin  hat  nach 
ihrem  Bericht  für  das  Ge- 
schäftsjahr 1906  im  verflossenen  Jahr 
4940  Personen  in  geschlossenen  Anstalten 
verpflegt.  Von  grosser  sozialhygienischer 
Bedeutung  ist  die  weitsichtige  Fürsorge, 
die  diese  Versicherungsanstalt  diii  gc- 
schlechlskranken  Mannern  und  Frauen 
in  der  von  ihr  errichteten  Heilstätte  Lich- 
tenberg angedcihcn  liis-t.  In  die-^er  Heil 
statte  fanden  im  Berichtijahr  489  Pfleg- 
linge .Aufnahme.  Von  diesen  wurden  302 
als  geheilt,  59  als  gebessert  und  71  straf- 
weise entlassen ;  2  wurden  Krankenhäu- 
sern überwiesen.  Aus  der  Statistik  der 
venerischen  Patienten  muss  die  Tatsaclu 
hervorgehoben  werden,  dass  sich  von  489 
allein  347  bei  Prostituierten  infizierten. 
Der  Rückgang  der  Anteile  der  Lungen* 
schwindsüchtigen  unter  den  Invaliden- 
rentnem  beträgt  seit  dem  Jahr  1900  rund 
7  Er  ist  in  erster  Linie  dem  von 
grossen  sozialhsrgienisdien  Gesichtspunk- 
ten geleiteten  Heilverfahren  der  Landes- 
V  er  Sicherungsanstalt  geschuldet.  Nicht 
unerwähnt  darf  an  dieser  Stelle  bleiben, 
da-^^  die  Landesvcrsichcrungsanstalt  Ber- 
lin mit  der  beträchtlichen  Summe  von 
40000  M.  das  Zentralkomitee  für  Aus- 
kunfts-  und  Fiirsr^rgestellen  für  Lungen- 
kranke in  Bcrlm  unterstützte. 
Sozialpolitisch  widitig  ist  die  Fe-^t  tellung 
der  Landesversicherungsanstalt  Berlin, 
dass  die  Anträge  auf  Erstattung  <ber 
H  e  i  r  a  t  s  b  e  i  t  r  ä  ge  abermals  gestie- 
gen smd,  und  zwar  von  14  211  auf  14278. 
Diese  Erstattungen  verschliessen  den  hei- 
ratenden Frauen  die  Vergünstigungen  des 
Invalidcnversicherungsgesetzes.  Die  Lan- 
desverstchemngsanstaft  Berlin  hält  die 
bestgemeinten  ReUhningen  an  die  hei- 
ratenden Frauen  für  nutzlos  und  legt 
sich  entschieden  für  die  Streichung  des 
§  4-!  des  Invalidcnvcrsicherungvt;eset;'es 
(Reitrngscrstattung  bei  der  Verehe- 
lichung) ein. 

Die  Landesver»icherungsanstalt  West- 


falen Hess  im  Berichtsjahre  1906  2327 
Manner  und  1123  Frauen  (gegen  2143 
Männer  und  1061  Frauen  im  Vorjahre) 
hehaiuklii.  Der  Kostenaufwand  für  diese 
Behandlung  betrug  729943.91  (im  Vor- 
jahre 702835.33)  M.  Die  Landesversich' 
mngsanstalt  bekämpft  erfolgreich  die 
Trunksucht.  Sic  überwies  36  Trinker  der 
Heilbehandlung  und  förderte  die  Fnt 
haltsamkeits-  und  Mässigkeitsbcstrebun- 
gen  durch  Darlehen  zu  geringem  Zins- 
fuss an  Trinkerheilstätten  und  &Cässig- 
keits-  und  Temperenmasthäusem. 
Das  sozialhygienisch  bedeutsame  Projdct 
der  Versicherungsanstalt  des  Grossher- 
zogtums Hessen,  die  lungenkranken 
Rentenempfänger  durch  die  Überführung 
in  Sanatorien  zu  isolieren,  fand  wenig 
Verständnis  bei  diesen.  Von  etwa  500 
lungenkranken  Rentenempfängern  erklär- 
ten sich  nur  etwa  20  bereit,  gegen  .Abtre- 
tung der  Invalidenrente  ein  Sanatorium 
zu  beziehen.  Die  Ausgaben  der  Ver- 
sielierungsanstalten  für  Zahnersatz 
vermehren  sich  erfreulicherweise  ständig. 
Die  Landesversicherungsanstalt  Baden 
stellte  im  verflossenen  Jahre  9566  M. 
zur  Beschaffung  künstlidier  Cicbissc  ein. 
und  die  Landesversicherungsanstalt  Bran- 
denburg 10000  M, 

Der  üeschäftsbericht  der  Versiclicrungs- 
anstalt  für  Oberpfalz  und  Regens- 
burg für  1906  konstatiert  das  mangelnde 
Verständnis  der  Bevölkerung  für  die 
Selhst\  ersicherung  trotz  aller  schriftliche« 
und  mündlichen  Propaganda  für  sie. 
X  X 

Kmnm Chranllr  Am  8.  Sei)leniber  HK>7 
wurde  bei  der  Abstimmung 
über  die  neue  städtische 

Verfassung  Zürichs  der  N  e  u  n  s  t  u  n  - 
den  tag  für  städtische  Arbeiter  und  e«n 
Mintmallohn  von  5  M.  für  ui^lemtt: 
und  von  5.50  M.  für  gelernte  Arlwitcr 
festgelegt.  X  Vom  23.  bis  zum  29.  Sep- 
tember tagte  in  Berlin  der  internatio- 
nale K(>nc:ress  für  soziale  Hygiene  und 
Demographie,  der  sich  in  einer  Resolution 
entschieden  ffir  eine  durchgreifende 
Wohnungs-  und  Bodenbesit?- 
r  e  f  o  r  m  aussprach  und  die  Gründung 
neuer  Siedlungen  nach  dem  Muster  der 
Gartenstädte  empfahl.  X  Auf  dem  soge- 
nannten <?.  deutschen  Arbeiterkongrrss. 
dessen  Verhandlungen  vom  20.  bis  zum 
22.  Oktober  diauerten,  drückten  selbst 
christtfche  Arbeiter  der  Reichsregierung 
ihren  hefticen  Unwillen  über  den  voll- 
ständigen Stillstand  der  Sozial- 
politik aus.  X  Das  Sosiale  Mu- 
seum in  Pranldfurt  a.  M.  hielt  nach  sei- 
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nein  vorliegenden  Jahresberichte  für  1906 
in  einer  Auskunftsstelle  238  und  in  seiner 
Rechtsauskunftsstelle  8222  Konferenzen 
ab.  Die  sozialen  Auskünfte,  um  die  viel- 
fach staatliche  und  kommunale  Behördeti 
nachsuchten,  bezogen  sich  liäiifiir  auf  die 
Wohnmigsfrage.  X  Nach  dem  Jahres- 
bcricirt  dies  Ver^mndes  der  auf  gemtin- 
scltaftlü'hcm  Eigentum  errichteten  Bau- 
genossenschaften stieg  die  Zahl 
der  angeschlossenen  Vereine  von  103  auf 
127  in  den  Jahren  1905  und  IQ06.  Die 
Mitgliederzahl  der  Vereine  betragt  500CO. 
Dte  Vereine  erstatten  fiber  14000  Woh« 
Hungen,  deren  Buchwert  Steh  atif  über 
80  Mill.  M.  beziffert. 
X  X 
Uttratar  Sehr  bruchstückartig  sind 
unsere  Kenntnisse  über  die 
von  den  einzelnen  gewerb- 
lichen HcrufszweiRcii  ausgehenden  Gc- 
sundheitsschädiRinigcu.  Bisher  hatten 
noch  die  Organe  der  Gewerbeinspcktion 
:ini  rri'-'sti'n  <  u  Kgcnlu'il  zur  Erfassung 
und  Beschreibung  der  gesundheitsschäd- 
lichen Seiten  bestimmter  Betriebsarbeiten. 
Leider  verbürgt  uns  die  heutige  Zusam- 
mensetzung der  Gewerbeinspektion  nicht 
eine  sachverständige  Beobachtung  und 
Darstelltmg  der  den  einzelnen  beruflichen 
Arbeiten  anhaftenden  hygienischen  Män- 
gel. Den  deutschen  Gewerbeinspcklioni- 
organcn  fehlt  als  sachverständiger  Mit- 
arbeiter der  Arzt,  der  ja,  wie  die  Kenner 
des  Marxschen  Kapitals  wissen,  eine  weg- 
weisende Rolle  in  der  englischen  Ge- 
werbeinspdction  gespielt  hat.  Ein  deut- 
scher Sozialdemokrat.  Dr.  Adolf  Braun, 
hat  zuerst  die  soziaihygicnischen  Tat- 
sachen aas  den  Berichten  der  Gewerbe- 
inspcktion systematisch  für  den  Ausf)au 
der  Gewcrbchygicnc  fruchtbar  zu  machen 
gesucht.  In  der  Zeitschrift  des  Herrn 
Dr.  Lennhoff.  der  Mcdisinischen  Reform, 
sammehc  er  diese  Tatsachen  im  Interesse 
einer  planmässigen  Fortentwickelung  der 
Gewerbehygiene.  Die  Arbeit  des  Genos- 
sen Braun  hat  Dr.  E.  N  e  i  s  s  e  r  -  Berlin 
in  einer  Schrift  Internaiionalc  Übersicht 
über  Gewerbehygiene  /Berlin,  Gutenberg/ 
fortgesetzt  und  beträchtlich  erweitert.  Dr. 
Neisser  hat  sich  bemüht,  die  aus  den  Be- 
richten der  Gewerbeinspektoren  aller 
Kulturländer  fitessenden  gewerbehygieni- 
schen Erfahrungen  und  Tatsachen  nicht 
nur  den  Fachgelehrten^  sondern  auch  den 
Männern  der  Praxis  zugänglich  zu 
machen.  In  der  genannten  Schrift  behan- 
delt er  die  Gewerbekrankheiten,  die  sani- 
tären Verhältnisse  in  den  Arbeits-  und 
Unterkunftsräumen  und  die  Wohlfahrts- 


einrichtungen der  Betriebe.  Das  sorg- 
fältige Sachverzeichnis  macht  die  Inter- 
nationale Übersicht  als  Nachschlagewerk 
für  gewerbefaiygienische  Fragen  besonders 
brauchbar.  X  Die  Sammlung  Aus  dem 
Sumpf  der  Grossstadt  bringt  im  1.  Bande 
eine  romanhafte,  sozialpolitisch  wertlose 
Darstelltmg  über  das  Treiben  der  New 
Yorker  Mädchenhändlcr  aus  der  Feder 
Paul  Staberows  /Berlin,  Metropol- 
verhg/. 

Im  Rcformblatt  für  Arbeitenersicherung 
veröffentlicht  der  Kassenrendant  Albert 
Kohn-Berlin  einen  instruktiven  Aufsatz 
über  das  Verhältnis  der  Krankenkassen 
zu  den  Ärzten.  nm.  MMPrPMtveR 

Soziale  Kommunalpolitik 
Wkhlrecbt  Von  der  sozialdemokra- 
tisdien  Fraktion  des  bay- 
rischen Landtages  war 
zu  Anfang  der  Session  ein  Antrag  auf 
Abänderung  der  Gemeindeordnung  ein- 
gebracht w<irden.  Es  sollte  in  Zukunft 
mit  der  Verleihung  der  selbständigen 
Heimat  der  unentgeltliche  Erwerb  des 
Bürgerrechtes  verbunden  sein,  ausser- 
dem sollten  die  Wahlen  zu  den  Gemeinde- 
vertretungen nach  den  Grundsätzen  der 
Verhältniswahl  erfolgen.  Der  Antrag 
kam  am  23.,  24.  und  25.  Oktober  in  der 
Kammer  zur  Verhandlung  und  wurde 
eingehend  von  dem  Abgeordneten  Schmid 
begründet.  Schmid  c)iarakterisierte  den 
Antrag  als  ausserordentlich  dringend. 
Es  müsse  eine  Art  Notgesetz  geschaffen 
werden,  damit  sdion  bei  den  nadisten 
Gemeindewahlen  1908  die  günstigeren 
Bestunmungen  als  Grundlage  der  Wahl 
dienen.  Nach  Erledigung  dieses  Punktes 
könne  dann  eine  gründliche  Umgestaltung 
der  bayrischen  Gemeindeordnung  Hand 
in  Hand  mit  der  ebenso  notwendigen 
Reform  des  Heimatgesetzes  vorgenom- 
men werden.  Um  die  Wirkungen  des 
jetzt  geltenden  Rechtes,  insbesondere  den 
niedrigen  Prozentsatz  der  Gemeindebür- 
ger, nachzuweisen,  führte  Schmid  eine 
Statistik  vor,  die  er  auf  Grund  der  Ant- 
worten von  40  Gemeinden  aufgestellt 
hatte.  Ebenso  notwendig,  wie  die  ge- 
bührenfreie Verlcilumg  des  Bürger- 
rechtes, sei  die  Einführung  der  Propor- 
tionalwahl. So  hätten  die  S(>zia1demo- 
kraten  in  Nürnberg  5510  Stimmen,  die 
freie  Bereinigung  aller  bürgerlichen 
Parteien  8137  Snonmen  bei  den  letzten 
Gemcindcwahlen  im  Jahre  1905  aufge- 
bracht. Das  Ergebnis  der  Mehrheits- 
wahl wäre«  dass  die  Somldemokraten 
nicht  einen  einsigen  Sitz  im  Rathause 
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hätten,  obwohl  fltr  Bürgermet>ter  von 
Nürnberg  in  einer  von  ihm  im  Jahre  1906 
herausgegebenen  Denkschrift  es  als  im- 
zweckmässig  bezeichnet  hätte,  die  Ver- 
treter der  Arbeiterpartei  aus  den  Ge- 
meindevertretungen fern  zu  halten.  Trotz 
dieser  bürgermeisterlichea  Erkenntnis 
werde  in  NumbeTfr  unter  freisinniger 
Herrschaft  in  einem  Wahlkörper  ge- 
wählt, um  die  Sozialdemokratie  auszu- 
schliessen.  In  Augsburg  hätten  a6g6 
liberale  Gcmeindewahltr  im  Jahre  1906 
sämtliche  Sitze  im  GcmcindekoUegium 
eingeheimst  Sonaldemokratie  und  Zen- 
trum hätten  2007  Stimmen  aufgebracht, 
wären  aber  vollständig  leer  ausgegangen. 
In  Erlangen  hätten  die  vereinigten  Libe- 
ralen für  ihre  Liste  578  Stimmen  auf- 
gebracht, die  Sozialdemokraten  allein 
33^^  ohne  mit  diesen  Stimmen  einen  S:t2 
zu  erringen.  Mit  Recht  bezeichnete  der 
Redner  diese  Zustände  als  ungesunde, 
die  nur  geeignet  «eien,  eine  tiefe  Er- 
bitterung in  den  von  der  Gcnnindever- 
waltung  ausgeschlossenen  Parteien  und 
Klassen  zu  erzeugen.  Interessant  war 
die  Stellung  der  übrigen  Parteien  zu  dem 
Antrage.  Das  Zentratn  beantragte  seine 
Überweisung  an  einen  Ausschuss  von 
21  Mitgliedern,  dem  die  Ermächtigung 
erteilt  werden  sollte,  eine  prinzipielle 
Rcvi-ion  der  Gcmeindcordnung  in  Er- 
wägung zu  ziehen.  Diesen  Aiitrag  be- 
gründete der  offiibtelle  Zentrumsredher 
mit  dem  Hinweis,  dass  die  Annahme  des 
sozialdemokratischen  Antrages  einen 
starken  Ausfall  an  Einnalunen  für  die 
Gemeinden  zur  Folge  Iwbcn  wiinle  in 
einer  Zeit,  wo  ohnehin  immer  über  die 
Finanznot  der  Gemeinden  geklagt  werde. 
Andere  Zentrumsredner,  die  nur  für  ihre 
Person  oder  für  einen  Teil  der  Frak- 
tionsmi^tieder  sprachen,  standen  dem 
Antrag  wohlwollender  gegenüber.  Ins- 
besondere sprach  sich  der  AI)gcordnete 
Gerstenbergcr  für  die  Einfvdirung  der 
Verhältniswahlen  sehr  entschieden  aus, 
wenn  er  auch  die  unentgeltliche  Ver- 
leihung des  Bürgerrechtes  an  die  selb- 
ständigen Ueimatberechtigten  ablehnte. 
Ein  anderer  Zentrumsredner,  der  Abge- 
ordnete Held,  hielt  die  Trennung  des 
Bürgerrechtes  vom  kommunalen  Wahl- 
rechte nidtt  nur  ffir  durchführbar,  son- 
dern für  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit. 
Auch  dieser  Redner  stellte  sich  vollstän- 
dig auf  den  Boden  der  Verhältniswahl. 
Die  liberalen  Redner  stimmten  für  die 
Verweisung  in  die  Kommission,  Hessen 
aber  erklären,  dass  sie  für  den  Antrag 
Schmid  gestimmt  hätten,  wenn  er  aur 


Ali^timmnng  gelangt  wäre,  (^an/  ein- 
wandfrei ist  aber  die  Stellung  der  Libe- 
ralen nicht.  Ihre  Liebe  für  die  Erweite- 
rung des  Gemeindcwahlrechtes  ist  nur 
eine  halbe  Liebe.  Auf  den  Besitz  der 
Macht,  den  sie  durch  das  Mittel  der 
hohen  Bürgerrechtsgebühren  in  einer 
Reihe  von  Städten  sich  verschafft  haben, 
wollen  sie  nur  höchst  ungern  verrichten. 
Auch  ihnen  geht  Macht  vor  Gerechtig- 
keit. Mit  Redit  konnte  der  Minister  des 
rnncrn,  von  Brettreich,  gegenüber  dc" 
Stellungnahme  der  verschiedenen  Frak- 
tionen hervorheben,  es  sdieine  sich  in 
der  Frage  di  r  AUäsidcrung  der  Gemeinde- 
Ordnung  allmählich  ein  Umschwung  vor- 
zubereiten. Die  Regierung  hätte  bisher 
keinen  Anlass  gehabt,  dieser  Sache  näher 
zu  treten,  weil  die  Gemeinden  mit  der 
Gemeindeordnimg  von  1869  recht  gut 
ausgekommen  waren.  Auch  heute  noch 
erscheine  die  Sache  nicht  dringlich,  sie 
mÜ!«se  in  einem  Ausschusse  sorgfilltig 
geprüft  werden  und  könne  nicht  kurzer- 
hand durch  die  .\nnahme  des  sozialdemo- 
kratischen Antrages  erledigt  werden. 
Eine  vollständige  Identifizierung  de>  Gi 
meindebürgerrcchtes  mit  der  selbständigen 
Heimat  könne  nicht  in  Frage  kommen. 
Heinutsrecht  und  Bürgerrecht  seien  sehr 
verschiedene  Dinge,  und  auch  in  Zukunft 
müsse  man  an  den  V^orausset;^ungen  fest- 
halten, an  die  heute  der  Anspruch  eines 
Heimad>erechtigten  auf  Erteilung  des 
Bürgerrechtes  gebunden  sei,  den  Besitz 
des  bayrisdien  Indigenats,  den  Wohnsitz? 
in  der  Gemeinde  und  die  Veranlagung 
:'u  einer  direkten  Steuer.  Die  Bürger 
rechtsgebühr  sei  allerdings  in  vielen  Fal- 
len sehr  hoch ;  es  läge  vielleicht  im  Inter- 
esse der  Gemeinden,  die  Gehidir  scll)- 
ständig  herabzusetzen.  Ihre  Finanzlage 
sei  aber  sehr  schledit,  und  es  frage  sich, 
ob  man  ihnen  diese  Autonomie  jetzt  ein- 
räumen solle.  In  der  Verhältniswahl 
sieht  der  Minister  einen  ganz  wesent- 
lichen Fortschritt,  aber  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  damit  die  Wahlpflicht  ver- 
bunden wird.  Gleichwohl  hält  er  den 
Zeitpunkt  zur  Einführung  noch  nicht  für 
gegeben.  Er  -will  zunächst  die  Er- 
fahrungen, die  man  beispielsweise  in 
Württemberg  machen  wird,  abwarten. 
Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  war 
die  Überweisung  des  -o'ialdcmoloiÄiadien 
Antrages  an  einen  Ausschuss. 
Bekanntlich  wird  nach  der  Wahlredits- 
vorlagc  der  sächsischen  Rcjricrunc 
die  Hälfte  der  Landtagsabgeordneten 
durch  Kommunahrerbände  gewählt.  IXese 
vollständig  neue  Heranzidiung  der  Be- 
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/irksvcrbändc  zu  rein  politischen  Auf- 
gaben hat  bei  allen  Parteien  grosse  Be- 
denken erregt,  die  allerdings  je  nach  dem 
Standpunkte  der  Parteien  verschieden 
sind.  Die  Sozialdemokratie  bekämpft  sie, 
weil  sie  an  Stelle  der  direkten  die  in- 
direkte Wahl  setzt.  Die  Liberalen  er- 
heben Einwendungen  gegen  die  Hcrein- 
tragung  des  poHtisdien  Kampfes  in  Kör- 
perschaften, die  angeblich  nnr  wirt- 
schaftliche Verwaltungsaufgaben  haben 
sollten.  Die  Agrarier  standen  den  Vor- 
schlägen der  R^ening  zweifelnd  gegen- 
über, weil  sie  von  ihnen  eine  Sdiwädiung 
ihrer  Position  befürchteten.  Vor  kurzem 
hat  nun  die  Regierung  dem  Landtage 
einen  Gesetzentwarf  über  die  Zusammen- 
setzung der  Bezirksverbände  vorgelegt, 
in  dem  sie  vor  allem  den  Agrariern  Ga- 
rantieen  für  ihre  Vertretung  in  den  Be- 
zirksvcrsammlungcn  zu  bieten  sucht.  Die 
Zusammensetzung  der  Bczirksversamm- 
lung  soll  allen  Besitzinteressen  dienen. 
Sie  soll  aus  39  Abgeordneten  bestehen, 
von  denen  13  Vertreter  der  Höchstbe- 
steuerten des  Bezirks,  26  .'\bgeordnete 
der  im  Bezirk  gelegenen  Städte  und  Dör- 
fer sein  sollen.  Mindestens  zwei  von  den 
Abgeordneten  i  r  Hochstbesteuerten 
müssen  Landgüter  von  wenigstens  50  ha 
Fläche  besitzen,  und  mindestens  6  ihren 
wesentlichen  Wohnsitz  auf  dem  Lande 
haben.  Von  den  Abgeordneten  der 
Städte  und  Dorfer  müssen  mindestens 
3  zu  den  Wahlen  für  den  Laii<Io>kultur- 
rat,  mindestens  3  zu  den  Urwahlen  für 
die  Handelskammer,  mindestens  4  zu  den 
Urwahlen  für  die  Gewcrbckr\mnicrn  be- 
rechtigt und  mindestens  3  krankcnver- 
sieherungspflichtige,  landwirtschafdidie 
oder  gewerbliche  Arbeiter  sein.  Die  Ab- 
geordneten der  Städte  und  Dörfer  wer- 
den nach  dem  Verhältnis  der  städtischen 
und  ländlichen  Bevölkerung  verteilt,  wie 
sie  durch  die  letzte  Volkszählung  fest- 
gestellt worden  ist.  Als  neue  Au^be 
wird  den  Bezirksversammlungen  die 
Vollziehung  der  ihnen  gesetzlich  zuge- 
wiesenen Wahlen,  also  hier  die  Wahl  der 
Landtagsabgeordneten,  zugewiesen.  In 
der  Begrfindung  wird  ausgeführt,  dass 
<iic  Bezirksvertretung  bisher  namentlich 
wegen  ihrer  Abneigung  gegen  die  Ein- 
führung von  Beztrkssteuem  herzlich  we- 
nig geleistet  hätte.  Wo  etwas  gescbelion 
sei,  sei  es  auf  die  Initiative  der  Amts- 
hauptleute zurfidczttführen.  Dieser  Zu- 
stand! stehe  aber  mit  den  Bedürfnissen 
des  praktischen  Lebens  in  scharfem  Wi- 
derspruche. Soll  Sachsen,  heisst  es  da, 
nicht  nach  und  nach  im  Vergleich  xu 


anderen  deutschen  Ländern  rückständig, 
werden,  so  ist  es  an  der  Zeit,  grundsatz- 
lich die  Frage  neu  zu  regeln,  welche  der 
dem  modernen  Staatswesen  obliegenden 
Verpflichtungen  den  Bezirksverbänden 
zur  Erfüllung  zugewiesen  werden  sollen. 
Die  Begründung  bezeichnet  es  daher  als 
notwendig,  den  Bezirken  neue  Aufgaben 
zuzuweisen  und  ihnen  auch  die  zu  ihrer 
Erfüllung  erforderlichen  Mittel  zu  ge- 
währen, um  sie  so  zu  kräftigen  Selbst- 
vcrwaltungskörpern  auszugestalten.  Als 
einzige  neue  Aufgabe  überträgt  aber  der 
Entwurf  den  BezirksversammTungen  die 
Vornahme  der  Abgeordneten  wählen. 
Tatsächlich  liat  der  Entwurf  auch  trotz 
seiner  sdiönen  Ausführungen  nur  den 
Zweck,  dem  Crossgrundbesitz  einen  l)e- 
stimmten  EinHuss  bei  der  Zusanuncn- 
setznng  der  Bezirksvertrettmg,  und  damit 
auch  bei  der  Wahl  der  Landtagsabgeord- 
neten, einzuräumen.  Denn  wie  eine  der- 
artig zusammengesetzte  Bezirksversamm- 
lung, in  der  der  Besitz  'SO  stark  vor- 
herrscht, den  .'\usbau  der  sozialen  Ver- 
waltung in  die  Hand  nehmen  soll,  ist  ein 
Rätsel,  das  nur  die  sächsische  Regierung 
zu  lösen  im  stände  ist.  Man  kann  mit 
ziemlicher  Sicherheit  voraussagen,  dass 
die  Untätigkeit  der  Bezirksvertretungen 
genau  die  gleiche  sein  wird,  wie  bisher, 
falls  es  sich  nicht  darum  handelt.  Inter- 
essen des  grossen  Besitzes,  vor  allem  des 
Grundbesitzes,  zu  vertreten. 
X  X 
Fiü»»c  und      Am  2$.  und  Hb.  Oktober 

k^ilur.u;«    fa««*  in  Frankfurt  a.  M.  die 

28.  Generalversammlung  des 
l  'ercitts  zur  Reinhaltung  der  Flüsse,  des 
Bodens  und  der  Luft  statt.  Der  Verein 
bekämpft  vor  allem  die  Einführung  der 
Abwässer  und  Fäkalien  der  Städte  sowie 
der  Fabriken  in  die  Flüsse.  Diesem 
Gegenstande  waren  auch  die  Vieiden 
Sitzungstagc  gewidmet.  Medizinalrat 
Dr.  Mittermaier  berichtete  über  Abort- 
und  Flusshygiene.  Er  bekämpfte  die 
Schwcmmkanalisation,  weil  gerade  die 
Verdünnung  der  städtischen  Spüljaucfae 
die  grösstc  Gefahr  bedeute,  insofern  sie 
über  die  hygienischen  Schädlichkeiten 
hinwegtäusche.  Die  Vinil-  i  der  Bazillen 
werde  durch  die  Verdünnung  in  keiner 
Weise  berührt.  Alle  Klärverlahren  wären 
ungenügend.  Dagegen  empfahl  Mitter- 
maier das  Tonnensystem,  das  allen  hy- 
gienisdien  Anforderungen  genüge  und 
zugleich  der  Landwirtschaft  Millionen- 
werte  erhalte.  Unterstützt  wurde  er  bei 
seiner  Lobpreisung  des  Tonnensystcnu 
von  Dn  Pabst-Weimar  und  Sta^banrat 
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Schmidt- Weimar,  die  über  das  Weimarer 
Tonnensystem  ausführlich  berichteten. 
Über  die  Verwendung  der  Fäkalien  für 
die  Landwirtschaft  sprach  der  Bezirks- 
kvltaririKenieur  Qassefi,  der  das  soge- 
nannte ßLHÖbclHHSSsyslcm  empfahl,  wie 
es  in  Posen,  Osterode,  Magdeburg  zur 
Anwendung  gelangt  und  für  Breslau 
geplant  ist.  Die  Rieselfcldc^  seien  im 
Verhältnis  zur  Fäkalmassc  viel  zu  Idein. 
Die  Tagung  des  Vereins  endigte  mit  dem 
Beschluss.  an  die  Reich^rtgiorung  eine 
Eingabe  zu  richten,  worin  diese  gebeten 
wird,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  von 
«len  Einzclregiirnnpcn  keine  neue  Er- 
laubnis zu  Schwcnimkanalisationcn  ge- 
geben werde.  Die  Industrie  solle  ange- 
halten werden,  ihre  Abwasser  nur  gerei- 
nigt in  die  Flüsse  zu  entlassen.  Die 
Technik  der  Abwässerklärung  sei  so  hoch 
entwickelt,  dass  diese  Forderung  unbe- 
dingt durchgeführt  werden  müsse.  Die 
Resolution  trägt  den  Charakter  der  Ein- 
seitigkeit auf  der  Stirn.  Ebenso  einseitig 
ist  die  Empfehlung  des  Tonnensystems, 
das  für  unsere  Riesenstädte  einfach  un- 
durchführbar ist.  Mit  der  Bereitwillig- 
keit der  Landwirtschaft,  die  städtischen 
Fäkalien  abzunohnien,  haben  die  Stadt- 
verwaltungen die  schlechtesten  Er- 
fahrungen gemacht.  Dass  hygienisch  die 
Schwcmnikanalisation  das  Beste  ist.  dar- 
über kann  licutf  niclu  gestritten  werden. 
Die  einzigen  Bedenken  können  sich  gegen 
•  len  W'rblcil)  der  städtischen  Spüljauche 
richten.  Die  Frage  ihrer  Klarung  ist 
durchaus  nicht  entschieden.  Auch  gegen 
das  biologische  Verfahren  werden  neuer- 
dings gewichtige  Einwände  erhoben.  Das 
von  dem  Verein  so  sehr  empfohlene  Be- 
nöbelungsystem  setzt  die  Schwemmkana- 
lisation voraus,  ob  es  aber  überall  an- 
wendbar ist,  ist  nucli  nicht  erwiesen.  So 
anerkennenswert  das  Ziel  des  Vereins, 
die  Reinhaltung  der  Flüsse,  ist,  so  sehr 
-rliir-^i  (Kr  V'erein  mit  seinen  Forde- 
rungen über  das  Mass  des  Durchführ- 
baren hinau;;. 

X  X 
üartenstadt-  ^yf  der  32.  Versammlung 
ttmvtumag  Vereins  für  öfenrtiche 

Gi'sundhcitspflcfic  in  Bre- 
men bildete  einen  Punkt  der  Tagesord- 
nung die  Gartenstadtbewegung.  Pro- 
lejisor  Fuchs,  der  das  Referat  erstattete, 
inhrtc  aus.  dass  bei  den  abweichenden 
.\grar-  und  Bcsicdelungsverhältnissen  in 
Deutschland  gegenüber  England  weder 
das  gleiche  Bedürfnis,  noch  die  gleiche 
Möglichkeit  für  Gartenstädte  im  engeren 
Sinne  vorbanden  sei.     Es  könne  ^ch 


daher  nur  um  Gartenvorstädte  handeln. 
Ihre  Grfindtmg  sei  aber  von  der  gr6esten 

Bedeutung  für  die  Emanzipation  von  der 
Mietskaserne  in  den  Aussenbezirlcen 
tmserer  StSdte.  Zur  Einburgerung  der 
Gartenvorstädte  seien  neben  entsprechen- 
der Gestaltung  der  Bebauungsplane  und 
Bauordnungen  ausgedehnte  Anwendung 
des  Erbbaurechtes  durch  Staat  und 
Städte  sowie  eine  entsprechende  Ent- 
wtckeltmg  der  Verkehrsmittd  not- 
wendig. 

X  X 
Kane  Ghraalk  Die  erste  hessische 
Kammer  hat  den  Gesetz* 
entwurf  über  die  Wertzu- 
wachssteuer angenommen,  an  dfer  Formu- 
lierung der  zweiten  Kammer  aber  starke 
Änderungen  vorgenommen.  X  Der  Posc- 
ner  Kongre  ^  .k  >  W  reins  gegen  den 
MissbraucU  geistiger  Getränke  beadiäf- 
tigte  sich  auch  mit  den  Aufgaben  der 
Gemeindeverwaltung  im  Kampf  gegen 
den  Alkoholismus  und  nahm  eine 
Resolution  an,  die  die  Gemeindeverwal- 
tungen zu  diesem  Kampfe  aufTordert.  X 
Die  Leipziger  Stadtverordnetenver- 
sammlung hat  die  Einführung  der  bak- 
teriologischen Milchuntersuchung  bc- 
.schlosscn.  X  Der  Frankfurter  Ma- 
gistrat hat  die  Errichtung  einer  städti* 
sehen  Eisfabrik  in  Verbindung  mit  dem 
.Schlachthof  beantragt. 
X  X 
UUntmr  Dr.  Robert  B  r  u  n  h  u  - 
her  bespricht  in  seiner 
Studie  Neue  Kommunal 
Rt'i.i'crbesleuern  /Jena,  Gustav  Fischer,' 
die  Versuche  einer  besonderen  kommu- 
nalen Gewerbebesteuerung.  Er  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  da»s  die  von  einigen 
Städten  eingeführte  Filtal-  und  Personat- 
besteuerung  durchaus  antisozial  sei  und 
ihren  Zweck  verfehle.  Theoretisch'  lehnt 
er  fede  Gewerbesteuer  überhaupt  ab. 
Wolle  man  aber  aus  Rücksicht  auf  den 
schlechten  Stand  der  Kommimalünanzen 
kommunale  Gewerbesteuern  gestatten,  so 
wären  die-^e  pc-etzlioh  auf  2  %  des  Um- 
satzes und  20  %  des  Ertrages  als  Maxi- 
mum festzulegen.  Die  Warenhaussteuer 
soll  nach  Brunhubers  Vorsclilftgen  nicht 
mehr  zur  Erleiclilerung  der  Besteuerung 
der  Gewerbetreibenden  der  dritten  und 
vierten  Klasse  verwendet  werden,  son- 
dern direkt  in  die  Gemeindekassc  fliessen. 
X  In  der  Sammlung  Socialer  Fortschritt 
/Leipzig,  Dietrich/  ist  als  Heft  97  und 
98  eine  Schrift  Munizipalsoaialis- 
inus  in  England  von  J.  Lon- 
don erschienen.   Sie  gibt  in  3  Kapiteln 
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einen  kurzen  überblick  über  die  Thcore- 
tilrer,  die  Entwickelung  und  die  Kritik 
des  Munizipalsozialismuf?  in  England  und 
kann  zur  ersten  Orientierung  empfohlen 
werden.  X  E.  Hellmnth  Dietzsch 
(Die  Praxis  des  Erbbaurechts  /Berlin. 
Walter/)  behandelt  die  Frage  des  Erb- 
baurechtes nach  seiner  rechtlichen,  votks» 
wirtschaftlichen  tnid  sozialen  Bedeutung. 
Sein  Hauptwert  dürfte  in  der  umfang- 
rddhen  Materialiensammlttoc  bestehen,  in 
der  eine  grosse  Anzahl  der  vom  Reidis- 
ftskus,  vom  preussischen  Fiskus  und 
von  den  Stadtgemeinden  abgeschlossenen 
Erbbanverträge  abgednickt  ist  Wert- 
voll  ist  auch  das  Kapitel  Die  Beleihungs- 
fähigkeit  des  Erbbaurechtes.  Die  Bedeu- 
tung des  Erbbaurechtes  für  die  Gemeinde 
fasst  der  Verfasser  in  die  folgenden 
Worte  zusammen :  tDic  Cicmcinde  ist  in 
der  Lage,  durch  die  Bestellung  von 
Erbbaurechten  an  von  ihr  abhingige  Bau- 
genossenschaften Einfluss  zu  gewinnen 
auf  den  Ertragswert  von  Miethäusern. 
Da  der  Ertragswert  die  Ursache  der  Bo- 
denwertbildung ist,  hat  die  Gemeinde 
dtircli  das  Erbbaurecht  Einlluss  auch  auf 
die  (iistaltung  des  Bodenwertes.«  X  In 
der  Schrift  Die  IVcrtsuwachssteuer  /Tü- 
bingen, Laupp/  stellt  sich  Karl  Kump- 
mann  die  Aufgabe,  auf  Grund  einer 
Untersuchung  des  Wesens  der  Zuwachs- 
steuer festzustellen,  wie  weit  sie  die  bei- 
den für  sie  grundlegenden  Erscheinungen 
unseres  Wirtschaftslebens,  das  steigende 
Geldbedürfnis  der  Gondiiden  tmd  das 
ausserordentlidie  Steigen  der  Boden - 
preise,  beeiuBttSsen  wurde.  Der  Ver- 
fasser ist  der  Ansicht,  dass  die  Wert- 
zuwachssteuer nicht  unbedeutende  Er- 
träge abwerfen  werde.  Wegen  der 
schwankenden  Natur  seien  diese  aber 
nicht  zur  Deckung  laufender  Ausgaben, 
sondern  für  ausserordentliche  Zwecke  zu 
verwenden.  In  volkswirtschaftB^er  Be- 
ziehung schreibt  er  der  Wertzuwachs- 
steuer die  Tendenz  zu,  verbilligend  auf 
die  Miet-  und  Bodenpreise  einzuwirken, 
da  sie  seiner  Ansicht  nach  in  der  Regel 
nicht  überwälzt  werden  könne.  Ein- 
gehend untersucht  der  Verfasser  weiter 
die  Gerechtigkeit  und  die  praktische 
DurchftthrbaHceit  der  Wcrtzuwachs- 
steucr.  Kr  in  Anhänger  der  Steuer,  will 
aber  bei  ihrer  Durchführung  weitgehende 
Rücksicht  auf  die  bisherigen  Bezieher 
des  Wertzuwach -('^  genommen  wissen. 
Diese  Rücksicht  führt  ihn  zur  Aufstd- 
lung  äusserst  anfechtbarer  Grundsätze, 
wie  zum  Beispiel  der  Forderung  der  Ent- 
schädigung bei  Wertverminderung,  Ver- 


zicht auf  die  Rückwirkung  etc.  X  Von 
demBfichtein  des  Prof essors  Dr.  B.  H  e  i  1 

Die  deutschen  Städte  und  Bürger  im 
Mittelalter  (in  der  Sammlung  Aus  Na- 
tur und  Geistesweli  /Leipzig,  Teubner/) 
ist  die  2.,  verbesserte  Auflage  erschienen. 
Sie  enthält  mancherlei  Zusätze  und  Bc- 
riditigungcn  und  fügt  ein  knappes  Lite- 
raturverzeichnis hin;ni.  X  Die  Ii.  Flug- 
schrift der  Deutschen  Gartenstadtgesell- 
Schaft.  Bernhard  K  a  ni  p  f  f  m  c  y  e  r 
Von  der  Kleinstadt  sur  Gartenstadt  gibt 
einen  kurzen  Überblick  über  die  Ziele 
und  bidierigen  Erfolge  der  Gartenstadt- 
bew^ung  und  untersucht  dann  (Ue  Frage, 
was  eine  kleinstädtische  Gemeinde  ton 
könne  und  müsse,  um  zu  diesem  Ziel  ZU 

felangen.  Der  Verfasser  schildert  die 
fassregeln,  die  notwendig  sind,  mn  die 
Durchführung  der  Aufcrabcn  der  Gwten- 
stadtgcsellschaft  zu  ermöglichen. 
Das  statistische  Amt  der  Stadt  Zürich 
gibt  ein  Jahrbuch  heraus.  Der  i.  Jahr- 
gang, für  das  Jahr  1905,  zerfällt  in  2 
Teile,  einen  Tabellenteil,  der  eine  Über- 
sicht über  die  Bevölkerungsbewegung  in 
den  Jahren  1893  bis  1905  gibt,  und  einen 
zweiten  Teil,  der  eine  Reihe  von  Abhand- 
lungen enthält.  Hier  werden  der  Reihe 
nach  behandelt  die  Bevölkerungsbe- 
wegung im  Jahre  1905.  die  Handände- 
rungen von  Liegenschaften,  die  Bautätig- 
keit und  der  Wohnungsmarkt.  Das  Jahr- 
buch bildet  eine  willkommene  Ergänzung 
ZU  den  bisherigen  Publikationen  des  sta- 
tistischen Amtes.  Von  diesen  ist  im 
J.ihri'  1907  als  Nr.  4  Die  Bevölkenu^S- 
beweguHg  in  der  Stadt  Zürich  1899  bis 
1903  erschienen.  Besonders  eingehend 
wird  darin  die  Wantlcrunp^bcwegT.mg  be- 
handelt. Die  Ergebnisse  der  Unter- 
suchung sind  8^  interessant,  nament- 
lich, soweit  sie  den  Beruf  der  Wandern- 
den und  seinen  Einfluss  auf  die  Wande- 
rung darstellen.  mmo  uhmmmin 

SoilaMtHschc  Bewegung 

Parteit»K  für  Man  kann  nicht  sagen,  dass 
PreitsMn  ^j^^  Preusscntag  die  Hoff- 
nungen erfüllt  hat,  die  man 
auf  ihn  zu  setzen  verpflichtet  war.  Be- 
stimmte Direktiven  hat  er  jedenfalls 
nicht  gegeben. 

Der  erste  Tag  setzte  mit  der  Beratung 
einer  Organisation  für  Preussen  ein.  Es 
kam  da  zu  ziemlich  kleinlich  geführten 
Streitigkeiten,  und  das  Endresultat  kann 
nicht  als  erfreulich  bezeichnet  werden. 
Die  neue  Organisation  ist  ein  Lichten- 
bergisches Messer.  Eine  Initiative  kann 
man  von  dieser  Art  Landeskommission 
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kaum  crwaritn.  Dass  der  deutsche  Par- 
tdvorstand  nicht  geeignet  ist,  die  preussi« 
sehen  Angelegenheiten  ihrer  Bedeutung 
entsprechend  zu  behandeln,  hat  er  durch 
seine  bisherige  Tätigkeit  in  diesem 
Punkte  gezeigt.  Das  Hegt  nicht  an  der 
Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  seiner  ein- 
zelnen Mitglieder,  sondern  daran,  dass 
die  prettssischen  Dinge  eine  ganz  be- 
sondere Kraft  erheischen,  die  im  Neben- 
nmt  nicht  aufgewandt  werden  kann.  Die 
Kx>nzentrat>on  auf  einen  Punkt,  die  Las- 
salle in  seinem  vielzitierten  Wort  als  das 
Wesen  politischer  Erfolge  kennzeichnet, 
gehört  nicht  zu  den  Gepflogenheiten  des 
Parteivorstandes;  kann  schliesslich  auch 
nicht  dazu  gehören,  weil  er  eben  die 
reichsdcutsche  Politik  nicht  um  der 
preussischen  willen  aufgeben  kann.  Wahr- 
scheinlich werden  die  nächsten  Jahre 
auch  die  Unaktivität  der  beschlossenen 
Organisation  erweisen.  Man  wird  Später 
auf  die  Vorschlage  zurückgreifen  müssen, 
die  jetzt  aus  falscher  Besorgnis,  es  könnte 
dem  deutschen  Parteivorstand  Abbruch 
geschehen,  abgelehnt  worden  sind.  Es  ist 
eben  nur  wieder  eine  Verzögerung.  Aber 
die  ganze  Entwickclung  der  sozialdemo- 
kratischen Preussenpolitik  ist  ohnehin 
überreich  an  Verzögerungen,  man  hat, 
durch  die  Illusionen  des  allgemeinen 
Wahlrechts  im  Reich  geblendet,  so  spat 
und  so  widerwillig  erst  wieder  den  Blick 
auf  die  preussischen  Realitäten  gewandt, 
dass  auch  heute  noch  nicht  die  volle 
Schwere  der  preussischen  Frage  von  der 
Partei  in  ihrer  Al^emeinheit  gefühlt 
wird. 

Der  /weite  Tai?  hob  mit  dem  Referat 
über  die  Laiidtapfswahl  ]*yoS  erst  die  \'er- 
handlung  auf  eine  der  Sozialdemokratie 
würdige  Höhe.  Der  Referent  Aröns 
stellte  in  politisch  ebenso  besonnenen, 
wie  agitatorisch  wirkungsvollen  Worten 
die  Situation  dar,  wie  sie  uns  gegeben 
ist;  alles  weniger  Wesentliche  des  über- 
reichen Materials  bei  seite  schiebend, 
folgte  er  jenem  Lassallewort  und  gab 
dadurch  die  Möglichkeit  zu  einer  Debatte, 
die  sich  zu  emster  Sachlichkeit  erhob. 
Die  beiden  letzten  Redner  des  Vormit- 
tags minderten  diesen  Eindruck  aller- 
dings insofern,  als  sie  mit  allzu  grossem 
Eifer  imd  allzu  oft  gehörten  Redewen- 
dungen ein  verbrauchtes  Schema  wieder 
hervorzogen  und  jeder  konkreten  Stel- 
lungfnahmc  zu  dem.  was  jetzt  geschehen 
müsse,  sorgfältig  auswichen.  Wenn  der 
eine  Redner  mit  Emphase  in  den  Saal  die 
grossen  Worte  schleuderte :  >Unsere  neue 
Taktik  ist  unsere  alte  Taktik«,  so  über- 


sah er  wohl,  dass  er  sicli  auf  einem 
Preussentag  befand,  und  dass  ferade  in 

preussischen  Angelegenheiten  unsere  alte 
Taktik  nichts  weniger  als  erfolgreich  ge- 
wesen ist  Mit  den  bisherigen  Mitteln 
sind  wir,  meint  er  »so  weit  gekommen, 
wie  wir  heute  sind«.  Ganz  recht.  Und 
eben  deshalb  müssen  neue  gesucht 
werden;  denn  wir  sind  in  Preusscn 
wirklich  nicht  weit  gekommen.  Alte  die 
grossen  Worte  von  dem  »ABC  unserer 
wirtschaftlichen  Anschauungen«  und  von 
den  «Grundlagen  unseres  Programms« 
dienen  doch  letzten  Endes  nur  dazu,  um 
eine  positive  Untätigkeit  auf  einem  spe- 
ziellen Gebiet  weniger  fühlbar  zu  machen. 
Es  i>t  freilicli  leichter,  gegen  die  Re- 
visiontstcn  zu  wettern,  als  das  Drciklas- 
scnwahlrecht  zu  erschüttern.  Es  ist  auch 
leichter,  jeden  einzelnen  Vorschlag  von 
einer  prinzipiellen  Warte  aus  mit  Hohn 
zu  überschütten,  als  irgend  einen  Weg 
selber  zu  finden.  Eine  Kulturfrage,  wie 
die  Beseitigung  des  preussischen  Walil- 
systems.  kann  nur  gelöst  werden,  wenn 
alle  kulturellen  Kräfte  der  Nation  "auf- 
gerüttelt werden.  Dazu  bedarf  es  an- 
derer Mittel,  als  des  Einerleis  derer,  die 
im  wesentlichen  nur  auf  die  Schichten 
berechnet  sind,  die  der  Partei  schon  an- 
gehören. Es  brauchen  nicht  Kompro- 
misse mit  anderen  Parteien,  es  brauchen 
auch  nicht  Strassendemonstrationen  tmd 
Massenstreiks  zu  sein :  daran  ist  zurzeit 
in  Preussen  nicht  zu  denken.  Gleichwohl 
fehlt  es  nidkt  an  Vorschlägen,  die  auch 
hier  und  da  gemacht  werden.  Man  darf 
aber  auch  vor  zweckmässigen  Mitteln 
nicht  zurüdcschrecken.  Man  muss  ein- 
sehen, dass  es  radikal  ist.  sich  auch  vor 
dem  Opportunismus  nicht  zu  fürchten 
und  lücht  mit  radikoUn  Argumenten  das 
abzulehnen,  was  opportun  sein  konnte. 
Man  muss  sich  vor  allem  von  dem 
prcussischJbureaukratischcm  Geist  frei 
machen,  der  allem  Neuen  abgeneigt  ist 
und  Formalien  des  Inatantenzugs  höher 
stellt,  als  politische  Erfordernisse. 
Der  Nachmittag  des  zweiten  Verhand- 
lungstages bewies  auch  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade,  dass  der  politisdu-  Mn- 
ment,  dem  wir  in  Preussen  entgegen- 
gehen, in  der  Sozialdemokratie  eine 
Stimmung  auszulösen  begannt.  Durch  die 
Reden  einiger  Delegierten  ging  so  etwas 
wie  Leidenschaft,  und  es  klang  jeden- 
falls ein  Wille  daraus.  All  das  konnte 
freilich  nicht  darüber  hinwegtäuschen, 
dass  im  Grunde  doch  nicht  gesagt  wor- 
den ist.  was  man  nun  wirklich  /u  tun 
hat.    Immerhin  zeigten  die  \ 'erhandiun- 
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gen  dodi  das  eine:  £s  herrscht  in  der 
Partei  jetzt  mehr,  als  frfiher,  die  Emp- 
findung, das?,  mit  dem  alten  prcussischcn 
Schlendrian  gebrochen  werden  müsse. 
Und  es  ist  ein  Zeichen  der  Zeit,  dass  die 
von  einem  Redner  verlesenen  Worte 
eines  Artikels,  in  dem  es  heisst,  es  sei 
geraten,  »dass  dem  kfeinlichen  Spiel  and 
der  ganzen  Kraft-  und  Zcitverschwcn- 
dung,  die  mit  der  Beteiligung  der  So- 
zialdemokratie an  den  Landtagswahlen 
hcfriebcn  wird,  endlich  ein  Ziel  gesetzt 
werde«  —  eine  Anschauung,  die  vor 
einem  Jahrxehnt  Geroeingut  der  Berliner 
Partcigeno<;scn  wnr  —  auf  einem  Ber- 
liner Parteitag  von  niemand  verteidigt, 
sondern  mit  einem  entristeten  Hörl! 
Hört!  aufgenommen  wurden.  Wenn  t  > 
in  der  preussischen  Sozialdemokratie 
lautet  Heraus  aus  der  Indifferetut,  so 
wird  es  vielleicht  auch  im  preussischen 
Volke  selber  bald  widerhallen  Heraus 
mit  einem  mettsckenwürdigtn  WMrtcht! 
X  X 
Mmrxismus  ^cue    Jahrgang  der 

1,lLus  ^««"«  ^'^f  brachte  in  sei- 

nem I.  Heft  einen  Artikel 
Otto  Bauers  Die  Geschichte  eines  Buches, 
der  mancherlei  Interesse  hat,  weil  er  den 
gegenwärtigen  Stand  der  tnarxistiscln  r 
Orthodoxie  kennzeichnet.  Bauer  spricht 
über  die  Geschichte  des  Marxschen  Kapi- 
tals oder  vielmehr  ül>cr  den  Eindruck,  den 
es  auf  die  verschiedenen  Lesergeneratio- 
nen gemacht  hat.  Er  hat  sichtlidi  das  Be- 
streben,  den  Rrz-isianismus  abzi-tun  —  ein 
Bestreben,  das  sich  auch  sonst  in  dieser 
ganzen  Jubiläumsnummer  der  Neue»  Zeit 
in  zuweilen  kurioser  Weise  äussert  —  und 
die  Marxisten  unserer  Tage  als  Erben  des 
Marjcstlu-n  Geistes  hinzustellen.  Mit  der 
Tatsache,  dass  diese  angeblichen  Erben 
gar  zn  viel  gesagt  und  hartnäckig  fest- 
gehalten haben,  was  sich  mit  dem  heutt 
gen  Stande  der  Wissenschaft  schlechter- 
üuijj'  nicht  mehr  verträgt,  findet  er  sich 
in  folgindtT  Konstruktion  ab:  Er  unter 
scheidet  zwischen  V ulgärmarxisten  und 
eigentlichen  Marxisten,  von  denen  er  als 
von  >uns  Marxisten«  spricht.  Der  Vulgär- 
marxismus  hat  nur  Sätze  der  Marx- 
schen Lehre  unkriti-cli  iibirnommcn  und 
an  sie  wie  an  Realitäten  geglaubt  Zum 
Beispiel:  »Die  kapitalistisdie  Gesellsdiaft 
hat  die  Tendenz,  die  Arbeiterklasse  immer 
mehr  zu  verelenden.«  »Der  Kleinbetrieb 
wird  vernichtet .  .  .<  »Der  Reichtum  der 
besitzenden  Klassen  starnmt  au-  dem  von 
den  Arbeitern  erzeugten  Mehrwert  .  .  .«. 
Usw.  Diese  und  ähnliche  Sätze  gibt 
Bauer  preis.   Damit  können  meines  Er- 


achtens die  Revisiouisfe»  wohl  zufrieden 
sein.  Ob  es  auch  die  Hfiter  der  marxisti- 
schen Orthodoxie  sein  können,  ist  eine  an- 
dere Frage.  Denn,  was  Bauer  hier  so 
leichten  Herzens  opfert,  das  sind  alles 
jene  Thcoriccn.  an  denen  sie  bis  jetzt  ver- 
zweifelt festgehalten  haben:  die  Ver- 
elendungstheorie, die  Konzentrations- 
thcoric  in  ab'-ohitcr  Form,  die  Lehre  vom 
Mehrwert  usw.  Hätten  unsere  Marxisten 
diese  und  ähnliche  Sätze  nicht  als  fest- 
stehende (oder,  wie  ein  beliebter  .Aus- 
druck lautet,  naturnotwctidigc)  Wahrheitai 
schematisiert,  keinem  Revisionisten  wäre 
es.  eingefallen,  dagegen  zu  Felde  zu 
ziehen.  Genosse  Bauer  braucht  nur  dir 
Utzlcii  8  Jahrgänge  der  Zeitschrift,  zu 
deren  Jubüätun  er  seine  Feststellungen 
macht,  durchzublättern,  und  er  findet  in 
jedem  Bande  die  Bestätigung,  dass  die 
angeblichen  Verfechter  des  reinen 
Marxismus  tatsächlich  nur  jene  vulgär- 
marxistischen  Doktrinen  bis  zum  Über- 
fluss  wiederholt  haben.  Wollen  sie  es 
jetzt  nicht  wahr  haben,  um  so  besser:  die 
Verleugnung  ist  ein  Kompliment  an  die 
Wahrheit.  Und  wenn  der  theoretische 
Ret'isionisinus  nach  Bauer  nichts  andere.■^ 
ist,  als  »der  Widerpart  des  Vulgärmarxis- 
must,  so  kann  ihm  der  Ruhm,  diesem 
J'ulgiirmarxisinus  ein  Ende  gemacht  zu 
haben,  durchaus  genügen.  Das  war  ja 
sein  Ziel,  und  wenn  ein  Marxist,  wie 
Bauer,  es  als  erreicht  hinstellt  und  seine 
Mitmarxislen  dazu  schweigen,  so  hat  der 
Revisionismus  nach  marxistischem  Zeug- 
nis das  Feld  der  Wissenschaft  behauptet. 
Dem  Vulgär  marxismus  der  Tatsachen 
stellt  nun  Bancr  die  marxistische  Me- 
thode gegenüber.  Je  mehr  sich  das 
eine  verflüchtige,  desto  glorreicher  be- 
lianptc  sich  das  andere.  Leider  bleibt  es 
höchst  unklar,  was  Bauer  sich  eigentlich 
unter  dieser  Methode  vorstdlt  Das  Wort 
Methode  pflegt  sich  ja  öfter  einzustellen, 
wenn  das  begriffliche  Denken  aufhört. 
Auch  Bauer  vermeidet  es,  die  Methode  zu 
definieren,  und  daher  wird  es  ihm  leicht, 
dieses  unbestimmte  Etwas  den  marxisti- 
schen Orthodoxen  zu-  und  den  RevisiO' 
nisten  abzusprechen.  Aber  auch  nur,  so- 
lange die  Sache  völlig  unanalysiert  bleibt. 
Es  scheint  nämlich,  als  ob  Bauer  bei  dieser 
Methode  zwei  ganz  verschiedene  Dinge 
durcheinanderwirft.  Wr  anderen  können 
lins  unter  der  Marxschen  Methode  beim 
besten  Willen  nichts  anderes  vorstellen, 
als  die  Anwendtmg  des  Entwickeltmgs- 
gcdankens  auf  die  Gescllscli.nftslehre, 
Auch  Bauer  scheint  das  zu  einem  Teil  zu 
tun,  da  er  von  dem  »ticf-^ten  .Sinn«  und 
dem  »ganzen  Reichtum«  der  Marxschen 
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»Lehre  von  den  Entwickelungstendcnzcn« 
spricht.  Ks  bldbe  diJrinffesldlt,  wie  weit 
der  Evolutionismus  etwas  spezifisch 
Marxsches  darstellt.  Jedenfalls  aber  hat 
es  unter  den  Sozialisten  bis  jetzt  keine 
konsequenteren  Evolutionisten  gegeben, 
als  gerade  die  Revisionisten.  Um  dies  zu 
erkennen,  braucht  Genosse  Bauer 
wiederum  nur  die  letzten  8  Jahrgänge  der 
Sosialistisehen  Monatshefte  dnrchza- 
blättern.  Das  war  ja  der  ciRcntliche  Kern 
der  theoretischen  Meinungskämpfe  in  un- 
serer Bewegung:  einem  starren  Doktri- 
narismus, der  ständig  von  Entwickelungs- 
tendcnzcn  sprach,  sich  selber  aber  über 
mangelhaft  definierte  und  nach  ihrem 
Geltungsbereich  nicht  untersuchte  Vor- 
stellungen nicht  erhob,  die  Anwendung 
der  Fnt\vick(.Iutit;slehre  auf  die  einzelnen 
Gebiete  entgegenzusetzen.  Daraus  resul- 
tiert gerade  der  ewige  Vorwurf,  der 
Revisionismus  habe  keinen  festen  Stand- 
punkt, er  entbehre  eines  eigenen  Systems. 
Das  System,  anf  das  jene  Marxisten  so 
stolz  waren,  war  eben  nichts  weiter,  als 
das  Konglomerat  imlgarmarxistischcr 
Sätze,  das  ein  Marxist  selber  jetzt  bei  seite 
schiebt.  Das  war  freilich  ein  Standpunkt 
—  aber  was  für  einer !  Die  Aufgabe  des 
Revisionismus  lag  da  vorerst,  theoretisch 
genommen,  nur  in  der  Kritik,  eben  in  der 
Revision  der  ungeprüft  weitergeschlepp- 
ttn  Kin^clflnktrinen.  Dass  er  nicht  fix 
und  fertig  ein  frisches  System  an  die 
Stelle  des  verbrauchten  setzt,  ist  seiner 
wissenschaftlichen  Gewissenhaftigkeit  zu- 
zusrlireiben,  die  sich  zunächst  beschei- 
den damit  begnügt,  die  Bausteine  für 
ein  solches  znsammenzutragen.  Will  man 
(Uni  Rci'isiomsmus  den  Vorwurf  machen, 
dass  er  nicht  oberflächlich  genug  war, 
leichten  Herzens  irgend  ein  simplifiziertes 
und  darum  dem  unkritischen  Verstände  so 
sehr  zusagon  U  Systrm  aufzustellen,  son- 
dern sich  der  undankbaren  Arbeit  müh- 
samer Einzelforsdiung  unterzog? 
Wie  not  es  tut.  sich  am  einzelnen  vorerst 
genüge  sem  zu  lassen,  um  die  Berechti- 
gung zu  allgemeiner  Spekulation  daraus 
zu  jBfewinncn,  zeiirt  Bauer  selber  durch 
seine  erkcnnlniskritischen  Bemerkungen, 
mit  denen  er  den  Artikel  schlie-st.  und  die 
leider  dessen  ganzen  Wert  zum  Teil  wie- 
der aufheben,  weil  sie  durch  primitive 
Missverstiindnisse  an  dessen  Inhalt  zwei- 
feln lassen.  Er  stellt  sich  auf  den  Boden 
der  Kanti<tchen  Vernunftkritik  —  und 
darin  wirr!  er  sicherlich  imsern  Beifall 
finden.  aber  schwerlich  den  der 
Marxisten,  die.  hegelianisch  vermummt, 
den  >braven  Kant«,  wie  die  I^cif^zit^cr 
Volkszeitung  vom  22.  November  sich  aus- 


drückt, oft  genug  von  sich  abgewiesen  ha- 
ben — ,  und  er  sieht  das  Methodologische 
des  Marxismus  in  der  >Forderung  einer 
solchen  begrifflichen  Bearbeitung  des 
Historischen,  dass  die  geschichtlichen  Kr- 
scheinungen  als  Einzelfälle  eines  Bewe- 
gungsgesetzes in  einer  Gesetzeswissen- 
schatt  begriffen  werden,  die  nach  dem 
Verfaliren  mathematichcr  Naturwissen- 
sdiaft  qualitative  Bestimmtheiten  auf 
quantitative  Veränderungen  beziehte  Die 
Forderung  ist  gut  und  im  eigentlichen 
Sinne  wissenschaftlich.  Aber  zu  ihrer  Er- 
füllung müssen  erst  die  Vorbedingtmgen 
geschaffen  werden.  Bauer  scheint  im  all- 
gemeinen auf  dem  Standpunkt  der  Mar- 
burger Schule  zu  stehen  —  allerdings 
könnte  man  aus  manchen  Bemerkungen 
niich  das  (ifpcntcil  schliesscii  -,  i'v" 
Cohen  muss  gegen  diese  Auffassung 
des  Verfahrens  mathematischer  Natur- 
wissenschaft doch  in  Schutz  genommen 
werden.  Die  fundamentale  Voraussetzung 
der  Anwendung  der  Mathematik  auf  eine 
Wissensdiaft  ist  die.  dass  die  Begriffe, 
mit  denen  man  operiert,  in  einwandfreier 
Weise  definiert  oder  durch  ein  Axiom- 
system festgelegt  '^ind.  Es  ist  eine  über- 
aus starke  Verkennung  des  Wesens  der 
Mathematik,  wenn  Bauer  den  »Bewe- 
gungsgesetzen der  Mehrwertrate,  der 
Profitrate  und  der  Akkumulation  des 
Kapitalsc  jene  »strcnf^r  Allgemeinheit  und 
Notwendigkeit«  zuschreibt,  »die  nur  das 
Reich  der  Mathematik  kennte  Den 
Sitzen  der  Mathematik  kommt  jene 
strenge  Notwendigkeit  und  Allgemein 
heit  aus  keinem  weiteren  Grunde  zu.  als 
weil  ihre  Grundsätze  synthetische  Urtt  il>- 
rt  priori  sind.  Die  Notwendigkeit  und 
Allgumeinhcit  liegt  eben  bereits  in  diesen 
("■riindsätzen  und  kann  durch  den  weitem 
Verlauf  der  Deduktion  nicht  mehr  er- 
schüttert werden,  solange  die  einzelnen 
Operationen  logisch  richtig  sind.  Auf 
die  matitematisdie  Formel  kommt  es  ab- 
-<»h!t  nicht  an.  Das  i^^t  ja  der  naiv-.-  Irr- 
tum, dem  sich  so  viele  hingegeben  haben, 
dass  sie  glaubten :  wenn  man  irgend  etwas 
in  eine  mathematische  Formel  bringt,  so 
hat  es  darum  auch  schon  mathematische 
Gültigkeit.  Die  Formel  ist  ganz  gleich- 
gültig. Die  Mathematik  braucht  sie  nur 
zu  ihrer  Bcqucmliclikcit.  Sie  kann  sie 
im  Prinzip  durchaus  entbehren,  tut  es 
auch  in  manchen  Disziplinen.  Aber  die 
Allgemeingiiltigkeit  der  Voraussetzungen, 
die  kann  sie  niclit  rnthchren.  Dass  dir 
Voraussetzungen,  von  denen  Marx  aus- 
geht, keine  apriorischen  Urteile  sind,  wird 
Haner  selber  zugel)en  :  sie  könnten  ja  sonst 
überhaupt  nicht  bestritten  werden.  Ist 
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das  aber  der  Fall,  so  kann  auch  das 
strengste  logische  Vorgehen  nichts  weiter 
bewirken,  süs  die  Unbestimmtheiten  und 
Fehler  der  Voraussetzungen  durch  den 
ganzen  Verlauf  der  Operation  mit  hin- 
durchzuschleppen. Zu  einer  strengen 
Allgemeinheit  tmd  Notwendigkeit  kann 
man  auf  diesem  Wege  n  i  e  gelangen. 
Eben  diese  naive  Verwechselung  der 
äusseren  mathematisdien  Form  mit  dem 
Wesen  mathematischer  Beweisführung 
bat  die  Anwendung  der  Mathematik  auf 
andere  Wissenschaften  so  sehr  diskreditiert 
und  —  das  mupsi  der  Schreiber  (heses  ge- 
rade als  überzeugter  Parteigänger  der 
Mathematik  betonen  —  mit  vollem  Recht. 
Die  Anwendung  mathematischer  Metho- 
den ohne  mathematische  Voranssetzun- 
gcn  führt  nur  zu  «chünimer  Oberflächlich- 
keit, die  um  so  gefährlicher  ist,  als  sie  in 
der  Einbildung  der  Gewissheit  lebt.  Es 
wire  zu  wünschen,  dass  nur  der  sich 
auf  die  mathematische  Methode  überhaupt 
einlässt  und  sie  ins  Feld  führt,  der  auch 
wirklich  »das  Reich  der  Mathematik 
kennt«. 

Gleichwohl  hat  der  Artikel  Bauers  sdn 
Verdienst  Er  hat  durch  seine  bdieraten 
Angriffe  auf  den  Vulgärmarxismus  die 

formelsclige  Denkträgheit  erschüttert,  und 
durch  seinen  verfehlten  >  Exkurs  über  die 
marxistische  Methode  ruft  er  das  Ver- 

langen  nach  Methodologie  erneut  wach. 
Ernst  Strebende  und  vom  Geist  wissen- 
schaftlicher Ehrlichkeit  Durchdrungene, 
wie  Bauer  und  die  jungen  Österreicher 
überhaupt,  können  auch  da  nützen,  wo  sie 
gewaltig  irren.  Die  unwissenschaftliche 
Leichtherzigkeit  mancher  Marxisten  war 
auf  dem  besten  Wege,  die  theoretische 
Forschung  in  Misskredit  zu  bringen.  Man 

Sd>rauchte  den  Namen  der  Theorie  zu 
imredit.  das  hatte  zur  Folge,  dass  die 
Praktiker  in  unseren  Reihen  sich  mit 
Unmut  von  jeder  Theorie  abwandten. 
Falsche  Theorieen  überwindet  man  end< 
gültig  aber  auch  nur  auf  theoretischem 
Wege.  Und  daher  ist  es  zu  wünschen, 
dass  das  Interesse  an  theoretis^n 
Untersudiungen  wieder  zunehme,  und 
man  den  schlecht  fundierten  Lehren 
besser  fundierte  entgcgensusetzcn  trachte. 
X  X 

pI^ähüÄi  ^"  Frankreich  macht  die 
rarUlbwM     Putei  zurzeit  wieder  eine 

Krise  durch.  Den  unmittel- 
baren Anlass  dazu  hat  die  Ehrung  des 

Ministers  Firiand  durch  den  verdienten 
alten  Abgeordneten  Basly  und  seine  Kolle- 
gen Lamendin  und  Goniaux  abgegeben. 

Bei  dem  fanatischen  Hass  gegen  die  so- 
zialistischen Minister,  in  den  die  geeinigte 


Partei  sich  hineingeredet  hatte,  musste  in 
der  Tat  jenes  Vorkommnis  lebhafte  Erre- 
gtmg  hervorrufen.  Basly  Hess  sich  in- 
dessen nicht  im  geringsten  beirren.  Er 
erklärte  in  einem  Interview,  er  hätte  die 
Partei  nicht  herausfordern  wollen,  aber 
in  scmen  Sympathieen  lasse  er  sich  nicht 
bestimmen  ;  von  einem  Herve  lasse  er  sich 
nicht  kommandieren  und  nichts  verbieten, 
namentlich  nicht,  wenn  es  gelte,  demo- 
kratische Werke  durch  seine  und  eines 
Ministers  Anwesenheit  zu  tordcrn ;  für 
solche  Dinge  habe  allerdings  Herve, 
reaktionär,  wie  er  und  wie  alle  An- 
archisten seien,  kein  Verständnis.  Die 
energische  Sprache  Baslys  und  seiner  Ge- 
sinnungsgenossen hat  auf  die  Partei 
zweifellos  einen  grossen  Bndruck  ge- 
macht; denn  von  irgend  einer  Exkommu- 
nikation im  Sinne  der  HervUsten  war 
nicht  die  Rede,  das  Verhalten  wurde  nur 
in  einer  Resolution  des  Nationalrats  be- 
klagt. Dagegen  haben  i8  reformistische 
Abgeordnete  (Basly,  Breton,  Brousse. 
Chauviere,  Coutant,  Devezc,  Dubois, 
Fievet,  Fournier,  Goniaux,  Lamendin,  La- 
sidle,  Pastre,  Poulain.  Rozier,  Seile,  \'a- 
renne,  Veber)  den  Spiess  umgedreht  und 
in  einem  Manifest  die  Grundsätze  nieder- 
gelegt, nach  denen  sie  ihre  Taktik  eiiizu 
richten  gedächten,  und  die  sich  denen  der 
jetzigen  unabhängigen  Sorialisten  sehr 
annähern.  Man  kann  nun  über  Partei- 
skandal und  über  Dissiplinlosigkcit  kla- 
gen, darf  sich  aber  nicht  verhehlen,  dass 
die  logische  Entwickclung  der  Dinge  zu 
einer  Lockerung  des  ohnehin  nie  festen 
Puteigefüges  führen  musste.  Die  Eini- 
gung des  französischen  Sozialismus,  die 
vor  .3  Jahren  erfolgte,  und  der  ein  Teil 
gerade  der  fähigsten  Politiker  fern  Mich, 
hat  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  die 
Befürchtungen  dieser  sidi  abseits  halten- 
den uiwbhänf^if^rti  So/iali^ten  —  deren 
Vorgehen  im  übrigen  nicht  gebilligt  wer- 
den soll  —  tmd  der  unabhängigen  Geister 
in  der  Partei  selber,  wie  Fourniere.  ge- 
rechtfertigt, indem  sie  einem  anarchislein- 
den  Putschismus  Vorschuh  leistete,  dem 
gegenüber  Jaurts  sich  allzu  nachgiebig 
zeigte.  Der  Einfluss  der  geeinigten 
Kammerfraktinn  auf  den  Gang  der  fran- 
zösischen Politik  war  nahezu  auf  den 
Nullpunkt  gesunken.  Und  es  ist  begreif- 
lich, wenn  ihre  Mitglieder  einen  Au-weg 
aus  dieser  Trostlosigkeit  suchen.  Sie  haben 
es  vorläufig  in  durchaus  gemässigter 
Form  getan.  Das  Manifest  der  18  stellt 
kein  Ultimatum  dar,  sondern  nur  die 
Empfehlung  einer  vernünftigen  Taktik, 
wobei  Änderungen  im  einzelnen  vorbehal- 
ten bleiben,  um  sie  für  alle  annehmbar 
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ZU  machen.  Seine  Spitze  richtet  es  gegen 
den  Hervcisiv.us ,  dtssc-n  liinncndc  Tätig- 
keit in  der  Partei  überhand  genommen 
hatte.  Mit  dem  Antipatriotismus  eines 
Hcrve  geht  die  Partei  hei  den  nächsten 
Wahlen  einer  Katastroplic  entgegen:  das 
ist  den  i8  klar  geworden.  Daher  legen 
•iie  Wert  darauf,  sich  aii'idrücklich  und 
olTentlich  von  ihm  loszusagen.  Die 
nächste  Zukunft  wird  /«  igen,  ob  die  Par- 
tei als  l'j'nhrit  sich  wird  halten  können. 
Das  wäre  an  sich  selbstverständlich 
durchaus  zu  wünschen.  Aber  freihch 
nur  unter  der  Voraussetzung,  dasa  sie 
die  genügende  Kraft  besitzt,  um  ihren 
anarchistischen  Flügel  los/iuvcrden.  Im 
andern  Falle  wird  sie  vermutlich  in  nicht 
allzu  ferner  Zeit  sich  in  ihre  früheren  Be- 
standteile auflösen,  und  die  reformisti- 
schen Elemente  werden  dann  ihr  Werk 
mühsam  aufs  neue  beginnen  müssen. 
X      ^         .         .  .  X 

b!^S!?.^L  Die  russische  Sozialdemo- 
'*^™*^"***'kratie  hat  jetzt  einen  Fall, 
mit  dem  sie  sich  beschäfti- 
gen kann :  Genosse  Plechanow  hat  in  einer 
Petersburger  Zeitung  eine  rücksichtslose 
Kritik  des  Wahlaufrufs  der  Sozialdemo- 
kratie veröflFentlicht  Darob  wird  er  von 
den  Bfllschcwiki  der  Untergrabung  der 
Disziplin  und  der  Parteidemoralisation 
bezichtigt,  während  dje  Menschewiki  auf 
die  politische  Notwendigkeit  jener  Kritik 
hinweisen.  Dass  eine  solche  Notwendig- 
keit vorlag,  kann  auch  kaum  bezweifelt 
werden,  denn  jener  .'\ufruf  des  Parteivor- 
standes litt  an  einer  Tonart,  die  in  kei- 
nem Verhältnis  zur  jet^'gen  Lage  und  zu 
den  Forderungen  der  Partei  selbst  stand. 
Nun  wird  man  }a  zweifellos  daran  fest- 
hallen  tniis'-rn,  da';';  Kritiken  an  Parteiin- 
Stanzen  nur  in  ausgesprochen  sozialistische 
Organe  gehören.  Aber  dieses  Schema 
hat  nur  für  normale  Verhältnisse  Gültig- 
keit, nicht  für  russische  und  erst  recht 
nicht  für  die  der  russischen  Sozialdemo- 
kratie. Ks  fragt  sich  eben,  ob  Plechanow 
überhaupt  die  Möglichkeit  gehabt  hat, 
seine  Kritik  im  Interesse  der  Partei  an 
anderer  Stelle  mit  der  gleichen  Aussicht 
auf  \\  irkung  zw  veröffentlichen.  Was  er 
tat.  geschah  offenbar  gerade,  um  der  in- 
tellektuellen Diskreditierung  der  Partei 
durch  die  hoJsehrtvtsHsehen  Torheiten  in 
den  Augen  In--,  tit  t  iM  furt^chrittlicher 
Politiker  entgegenzuwirken.  Und  es  ist 
wirklich  hohe  Zeit,  dass  die  Partei  für 
ihre  Taktik  klare  Entscheidungen  trifft. 
Die  blanquistische  Taktik  der  Bolsche- 
7t  iki  hat  die  politische  Wirksamkeit  der 
Partei  immer  mehr  lahmgelegt,  und  sie 
entwindet  ihr  auch  mit  der  Zeit  jeglichen 


Einfluss  auf  die  Massen.  Jede  Partei- 
disziplin in  Khren:  aber  die  Disziplin  darf 
nicht  die  Politik  töten.  Wenn  der  Fall 
Plechanow  die  Wirkung  hat,  dass  die 
russische  Sozialdemokratie  sich  von  der 
deplacierten  und  heute  nur  noch  lächer- 
lich wirkenden  intransigenten  Phraseolo- 
gie lossagt,  so  wird  er  einer  der  wenigen 
J'älle  sein,  die  der  Partei  wirklich  Nutzen 
brachten. 

X  X 
KutM  Chronik  Am  8.  Oktober  hat  der  A  II - 
gemeine  jüdische 
Arbeiterbund  die  Feier 
seines  lo  jährigen  Bestehens  begangen.  X 
Der  Vorstand  der  finnischen  Sozial- 
demokratie hat  einen  Aufruf  an  die  Par- 
teigenossen erlassen,  der  sich  gegen  die 
Provokateure  wendet,  die.  gestützt  auf 
eine  geheime  Organisation,  die  organisier- 
ten Arbeiter  zu  Gewaltmassregcln  veran- 
lassen wollen.  X  Genosse  Keir  Hardie 
hatte  auf  seiner  Reise  in  Tokio  eine 
interessante  Unterredung  mit  dem  j  a  - 
panischen  Staatsmann  Grafen  Okuma. 
Dieser  erklärte,  dem  Sozialismus  »durch- 
aus nicht  feindlich  gegenüber  zu  stehen«. 
Die  japanischen  Sozialsten  seien  nur  zu 
stürmisch,  sie  wollten  alles,  was  sie  in 
Büchern  aus  dem  Westen  gelesen,  sofort 
eingeführt  sehen.  Und  die  Regierung 
nehme  wieder  die  ganze  Sache  zu  ernst 
und  habe  überhaupt  einen  falschen  Ein- 
druck von  der  Agitation.  Für  eine  Er- 
weiterung des  Wahlrechts  sei  er  durch- 
aus, und  wenn  die  Massen  sich  zu  diesem 
Zweck  organisierten,  so  raüsstc  die  Re- 
gierung nadigeben. 

X  X 
Lltaratar       Um  einige  Zeitschriften  ist 

der  iiUernalionale  Sozialis- 
mus reicher  geworden.  Die 
deutschSsterreichische  Partei  gibt  seit  Ok- 
tober eine  Monatsschrift  Per  Kampf  her- 
aus. Es  war  wohl  schon  lange  ein  Bedürf- 
nis nach  einer  Zeitschrift  in  Österreich 
vorhanden.  Und  sie  wird  .^icher  der  Be- 
wegung gute  Dienste  leisten.  Die  innige 
Verbindung,  die  in  Österreich  zwischen 
den  Theoretikern  und  den  Praktikern  be- 
steht, und  die  so  weit  geht,  dass  zuweilen 
den  selben  Köpfen  die  prinzipiellste  Theo- 
rie und  die  opportunistischste  Praxis  ent- 
springt, wird  die  Zeitschrift  hoffentlich 
/n  i  iiu  m  Organ  aller  Richtungen  machen 
und  vor  verbohrten  Einseitigkeiten 
schützen,  die  der  Ausbildung  der  Theorie 
nicht  weniger  schaden,  als  dem  Fort- 
.schritt  der  Praxis.  Die  Redaktion  liegt 
in  den  Händen  der  Genossen  Renner, 
Adolf  Braun  und  Bauer.  ni<-sc  Namen 
geben  eine  gewisse  Gewahr  für  die  Güte 
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des  Inhalts  und  das  Streben  nach  freier 
WissenschaitlichkeiL    Das  äussere  Ge- 
wand der  Zeitschrift  könnte  freilich  mo- 
dernen dekorativen  Anforderungen  mehr 
genügen.    Von  dem  Innern  wird,  wenn 
erst  eine  genügende  Anzahl  Hefte  er- 
schienen sind,  hier  noch  weiter  die  Rede 
sein.  X  Kine  französische  Wochenschrift 
Lt  Socialisme.  die  als  marxistische  be- 
griisst  wird,  aber  nur  eine  guesdistische 
zu  werden  verspricht,  erscheint  in  Paris 
seit  dem  17.  November.    So  leben  die 
alten  Richtungen  des  französischen  So- 
zialismus, die  ausrngferchen  und  zu  ver- 
drängen   Jaurcs    verhägnisvolle  Kon- 
zessionen gemacht  hat.  wieder  auf.  Und 
wie  die  Sache  heute  liegt,  kann  man  es 
nicht  einmal  bedauern.     Zumal  Guesde 
selber  auf  dem  letzten  französischen  Par- 
teitag in  grundsätzlichen  Fragen  in  der 
Tat  eine  Haltung  einp;enommen  hat,  die 
erheblich  mehr  einer  besonnenen  sozialisti- 
schen Praxis  entspricht,  als  die  Toleranz 
gegenüber  dem  HenHsmus   (vergL  in 
die<em  Bande,  pag.  791-792).   Die  neue 
Zeitschrift  wird  wnhl  auch  bald  eine  ge- 
wisse Klärung  in  der  geeinigten  Partei 
hervorrufen  — >  wenn  viefleicht  auch  in 
anderem  Sinne,  als  sie  nach  ihrem  Pro- 
gramm es  beabsichtig     Es  existieren 
Jetzt   in  Frankreich  tn^samt  5  Zeit- 
schriften: die  Revue  Sodaliste,  die  an- 
geschenste und  gediegenste,  von  Malon 
geschaffene  and  jetzt  von  Foumiere  her- 
ausgegebene Monatsschrift,  der  kürzlich 
begründete  ProUtaire,  von  Brousse  redi- 
giert,   (beide    reformistisch),    der  So- 
(ialiime  (guedistisch),  der  Mouvement 
SwMiste  (syndikaHsHseh  -  moluitonär) 
und   die   Guerre  Sociale  {hervHstisch- 
synd%kalistisch-3inzrch!i%i\^\\).    Es  haben 
also  alle  früheren  Gruppen,  die  in  der  ge- 
cinigten  Partei  aufpeganpcn  sein  sollten, 
glücklich  ihre  eigenen  Organe.  X  Die 
rumänische    Sozialdemokratie    hat  eine 
Monatsschrift  Viitorul  S'ocial  ins  Leben 
gerufen.    Äusserlich  präsentiert  sie  sich 
dem  Leser  wie  die  Sozialistischen  Mo- 
natshefte, deren  Umschlagzeichnung  und 
typographisches    Bild    ins  Rumänische 
übertragen    ist.     Die    Zeitschrift  wird 
dem  Sozialismus  im  Kampf  gegen  die  un- 
geheuerlichen Brutalitäten  der  rumäni- 
schen Regierung  niit/Iich  sein,  und  es  sei 
ihr  bester  Erfolg  und  gutes  Bestehen  ge- 
wünscht lOSeP  BUCH 

GcWerksch  jftsbe  v;egung 
Artwiukon.     ^jach   der  in  Nr.  43  des 
Wkte  im  ^»^^KorrespondeiublatU  von  der 
CenerttUtommissitm  derGe- 
werkschaftSH  gegebenen  Obersieht  sud 


die  Lohnl)e\vegungen,  Streiks  und  Aus- 
sperrungen im  Jahre  1906  für  die  Ge- 
werkschaften bedeutungsvoller  gewesen, 
als  zu  irgend  einer  früheren  Zeit.  Zwar 
waren  an  den  Konflikten  des  Jahres  1905 
mehr  Personen  beteiligt,  893337»  als  in 
1006.  wo  die  Zahl  der  Beteiligten  627  089 
betrug,  aber  das  Jahr  1906  brachte  uns 
die  höchste  Zahl  der  wirtschaftlichen 
Kämpfe,  8543  an  14044  Orten  und  in 
62780  Betrieben  (die  entsprechenden 
Zahlen  für  1905  sind  S699,  respektive 
7609,  respektive  44040),  und  weit 
grossere  Erfolge,  als  selbst  das  Jahr  1905. 
Die  Zahlen  der  Streikstatistik  bestätigen 
es  denn  auch,  dass  die  Gewerkschaften 
im  Jahre  1906  durchaus  auf  der  Höhe  der 
Situation  standen;  sie  geben  uns  wieder 
einen  vollgültigen  Beweis  der  guten  Ver- 
fassung der  Zentralverbände. 
Auch  im  Jahre  1906  wurde  die  grössere 
Zahl  der  Lohnbewegungen  auf  fried- 
lichem Wege  geregelt,  und  zwar  4470, 
die  sich  auf  7225  Orte  nnd  37 Re- 
triebe  mit  7664^  Arbeitern  erstreckte. 
593724  Personen  waren  an  diesen  Bewe- 
gungen beteiligt,  die  insgesamt  50878  M. 
Kosten  verursachten.  Von  den  Bewe- 
gtingen  endeten  mit  vollem  Erlolg  3468 
mit  459306  Beteiligten,  mit  teilweisem 
Erfolg  911  mit  112  846  Beteiligten,  ohne 
Erfolg  80  mit  14431  Beteiligten.  Auf 
dem  gleichen  Wege  wurden  in  177  Fällen 
und  in  129  Orlen  und  360  Betrieben  mit 
21 610  Beschäftigten  Verschlechterungen 
der  Arbeitsverhältnisse  abgewehrt.  Die 
Erfolge  der  friedlichen  Bewegungen 
sind:  für  255534  Personen  eine  Arbeits- 
zeitverkürzung von  928804  Stunden,  für 
491 878  eine  Lohnerhöhung  von  852  389 
M,  pro  Woche,  und  in  1625  Fällen  und 
für  230247  Personen  der  Abschluss  von 
Tarifverträgen. 

Angriffsstreiks  wurden  von  47  Or- 
ganisationen 2265  geführt.  Daran  betei- 
ligt waren  183756  Personen.  Die  Aus- 
gaben betrugen  66R9328  M.  Es  endeten 
1181  Streiks  mit  82315  Beteiligten  er- 
folgreich. 588  mit  48^85  Beteiligten  teil- 
weise erfolgreich,  330  mit  a20i8  Beteilige 
ten  erfolglos. 

Abwehrstreiks  wurden  1048  von 
42  Organisationen  gefiihrt.  Rcteiligt  daran 
waren  38  930  Personen.  Die  Kosten  be- 
liefen sich  auf  1293455  M,  Von  diesen 
Streiks  endeten  58«)  mit  13  616  P.etciligten 
erfolgreich,  128  mit  4960  Beteiligten  teil- 
weise erfolgreich,  a66  mit  9086  Beteiligten 
erfolglos. 

Zahlreich  waren  im  Jahre  1906  auch  die 
Aussperrungen.  Ihrer  wurden  ins- 
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gesamt  560  Ki^^ahh,  an  dotu-n  40  Organi- 
sationen beteiligt  waren.  93356  Per- 
sonen waren  von  ihnen  betroffen.  Sie  er-' 
forderten  von  den  Gewerkschaften  eine 
Gesamtausgabe  von  5315079  M.  Von 
den  Aussperrungen  endeten  für  die  Ar* 
heiter  erfolgreich  168  mit  16 242  Betei- 
ligten, teilweise  erfolgreich  136  mit  47953 
Beteiligten  und  erfolglos  146  mit  18496 

Beteiligten. 

Dass  auch  Aussperrungen,  von  dem  rein 
organisatorischen  Effekt  ganz  abgesehen, 
für  die  davon  betroffenen  Arbeiter  oft 
genug  auch  noch  recht  erhebliche  Erfolge 
bringen,  beweist  die  Tatsache,  dass  in- 
folge solcher  Kämpfe  erzielt  wurden  an 
Arbeitszeitverkürzungen  für  1362  Per- 
sonen zusammen  4416  Stunden  pro  Woche, 
an  Lohnerhöhungen  für  6340  Personen 
ztisammen  10666  M.  pro  Woche.  Kor- 
porative ArbeitsvertrÜRc  wurden  abge- 
schlossen in  64  Fällen  für  12755 
*  sonen.  Das  sind  Erfolge,  die  sidier  nicht 
von  den  aussperrenden  Unternehmern 
beabsichtigt  waren. 

Die  Gesamtansgaben  der  Gewerk- 
schaften für  Streiks  tmd  Aussperrungen 
beliefen  sich  auf  13  451  718  M.  gegen 
10999 133  M.  im  Jahre  1905.  Der  Ge- 
samt erfolg  dagegen  war  folgender:  Es 
erreichten  im  Jahre  igo6  mit  Hilfe  der 
Gewerkschaften  durch  Lohnbewegung, 
Streiks  und  andere  Kampfe  33946g  (im 
Jahre  1905  186383)  Arbeiter  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  von  je  3%  (3%) 
Stunden  pro  Woche,  691703  (426687) 
Arbeiter  eine  Lohnaufbesserung  von  je 
ifilf  (a)  M.  pro  Wbche;  in  2246  (iß7) 
Fällen  wurde  ein  Lohnaufschlag  für 
Überstunden,  in  2109  (692)  Fällen 
ein  Lohnaufschlag  für  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit,  in  6S  (119)  Fäl- 
len Beseitigung  der  AUcordarbdt,  in 
98  (43)  Fällen  Verbesserung  der  Arbeits- 
ordnung erzielt,  in  149  {127)  Fällen  eine 
Massregelung  abgewehrt,  tmd  in  2360 
(1507)  Fällen  für  317487  (257  790  be- 
teiligte Arbeiter  ein  korporativer  Arbeits- 
vertrag abgeschlossen.  Nidit  zu  verhin- 
dern war,  dass  für  708  Personen  eine  Ar- 
beitszeitverlängerung von  zusammen  3881 
Stunden  nnd  für  1122  Personen  eine 
Lohnkürzung  von  3749  M.  pro  Woche 
eintrat. 

Der  Maurerverband  war  im  Jahre  1906 
am  höchsten,  und  zwar  mit  190  0S4  Per- 
sonen, an  den  Konflikten  beteiligt,  der 
Metallarhciterverband  mit  lOl  197,  der 
Textiiarbeiterverband  mit  118  926,  der 
Holzarbeiterrerbuid  mit  68938,  der  Zim- 
mererverband rttit  43*35.  der  Fabrtk- 


arheitervcrband  mit  53  15g  tmd  der  Ge- 
raeindearbeiterverband  mit  37483  Per- 
sonen. 

X  X 
LokBiuten      Wie  cs  den  Anschein  ge- 
winnt, hat  die  dmreh  den 

Mannheimer  Parteitag  ver- 
anlasste Einigungsaktion  des  Parteivor- 
standes zwischen  Lokalisten  und  Zentra- 
listen  doch  einigen  Erfolg.  Am  meisten 
Aussicht  auf  Einigung  ist  bei  den  Zim- 
merern, darauf  lässt  wenigstens  das 
jetzige  Verhalten  der  lokalistischcii  Zim- 
merer schiicssen.  Ihr  l'ührer  Theodor 
Fischer  hat  nämlich  im  Esmrerstindnis 
mit  dem  Ausschuss  der  Vereinigung  der 
Zimmerer  und  verwandter  Berufsgenos- 
sen eine  Broschüre  verfasst,  in  der  er  in 
durchaus  objektiver  Weise  die  Entwidce-' 
lung,  die  Stärke  und  Einriditungen  der 
lokalistischen  wii-  der  zcntralistischcu 
Zimmererorganisationen  behandelt,  um 
den  Mitgliedem  eine  Übefsicht  über  die 
Bedeutung  der  Einigungsfragc  zu  geben, 
in  der  er  aber  weiter  unumwunden  und 
mit  Wärme  fSr  eine  Eimgung  dntritt. 
Diese  Objektivität  und  das  warme  Inter- 
esse für  die  Einigung  berührt  angenehm 
gerade  bei  Fischer,  der  in  dem  lokalistisch- 
zentralistischcn  Kampf  der  letzten  Jahre 
eine  sehr  aggressive  Steliung  eingenom- 
men hat.  Demnächst  wird  unter  den 
lokalistischen  Zimmerern  eine  Urabstim- 
mung über  den  Anschluss  an  den  Zim- 
mererverband stattfinden,  die»  wenn  nicht 
alle  Zeichen  trügen,  sicher  ein  der  Eini- 
gung günstiges  Ergebnis  haben  wird,  und 
am  I.  und  2.  Dezember  findet  mit  dem 
Verband  eine  Einigungskonferenz  statt. 
Wo  so  guter  Wille  zur  Einigung  vor- 
handen ist.  da  kann  es  nicht  fehlen. 
Auch  bei  den  Lokalorganisationen  der 
Kfirschner  und  Tischler  soll  Ab- 
sicht zur  Einigung  mit  den  Zentralorgani- 
sationen bestehen.  Erfreulich  ist  aber 
vor  allem,  dass  selbst  die  Maurer  jetzt 
ernsthafte  Schritte  zur  Einigimg  mit  dem 
Maurerverband  unternommen  haben.  Am 
30.  Oktober  fand  in  Berlin  eine  Ver- 
sammlung der  Freien  Vereinigung  der 
Maurer  statt,  die  die  Einleitung  von 
Einigungsverhandlnngcn  mit  dem  Maurer- 
verbandc  mit  grosser  Mehrheit  beschloss 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Mehr- 
zahl der  Ortsvereine  im  selben  Sinne  be- 
schliesse.  Das  ist  nun  geschehen,  denn, 
wie  die  Einigkeit  berichtete,  haben  23 
Vereine  analog  den  Berliner  lokalistischen 
Maurern  beschlossen,  und  nur  3  Vereine 
verhalten  ndi  nach  wie  vor  einer  Ver- 
einigung gegenüber  abldmend.  Nunmehr 
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sollen  in  kurzem  mit  dem  Zcntralverbattdc 
Einigungsverhandlungen  stattfinden,  und 
eine  am  27.  und  28.  Dezember  tagende 
Konferenz  der  Vereinigung  soll  zu  dem 
Resultat  dieser  Verhandlungen  dann  end- 
gültig Stellung  nehmen.  Wenn  hier  die 
Einigting  auch  nicht  so  sicher  ist,  wie  bei 
den  Zimmerern,  so  »st  sie  doch  auch  hier 
sehr  wahrscheinlich  geworden. 
Augenscheinlich  können  sich  die  der 
Einigtmg  durchaus  abholden  Leiter  der 
Gesekäftskommission  der  Freien  Vereini- 
gung deutscher  Gczverkschaftcn  und  der 
Einigkeit  dem  Einiluss  der  Beschlüsse 
der  grossen  lokalistischen  Organisationen 
der  Zimmerer  und  Maurer  nicht  gan? 
entziehen,  denn  sie  berufen  auf  22.  bis 
25.  Januar  einen  ausserordenth'chen  Kon- 
gress  der  Lokalorganisationen  ein,  um  zu 
den  Einigungsbestrebungen  des  Partei- 
vorstandes Stellung  zu  nehmen.  Der 
Kongro«s  ist  von  mehr  denn  zwei  Drittel 
der  angeschlossenen  Organisationen  be- 
antragt und  von  der  Geschäftskommission 
einstimmig  beschlossen.  Das  sind  immer- 
hin recht  günstige  Anzeichen  für  die 
Freunde  einer  dnigen  Gewerkschafts- 
bewegung. 

Nor  von  einer  Seite  werden  jetzt  noch 
Widerstände  Kegen  die  Veniriigung  der 
Lokalisten  mit  den  Zentralisten  hervor- 
gerufen, von  den  —  Anarchisten.  Aus 
ihrem  Organ  Der  freie  Arbeiter  spricht 
so  etwas  wie  enttäuschte  Hoffnung  über 
den  nunmdirigen  Erfolg  der  Einigungs- 
bestrehungen des  Parteivorstandes.  Das 
Anarchistenblatt  verspricht  übrigens,  die 
versprengten  Reste  der  Lokativen  um 
das  anarchistische  Banner  sdiaren  zu 
wollen.  Ein  für  die  der  Einigung  ab- 
holden Lokalisten  bexeichnettdes  Be- 
ginnen. 

X  X 
KoBirreM«  andAuf  dem  13.  Verbandstage 
Verb«a«st«Kfi  Tabakarbeiter, 

der  vom  14.  bis  20.  Oktober 
in  Bielefeld  stattfand,  wurde  in  aller 
Breite  über  die  bisher  nicht  durchgeführte 
Verschmelzung  des  Zigarrensortiererver- 
bandes  mit  dem  Tabakarbeiterverband 
verhandelt.  Die  Zigarrensortierer  lehnen 
die  Verschmelzung  ihrer  Organisation  mit 
der  der  Tabakarbeiter  wegen  der  in  bei- 
den Verbänden  üblichen,  sehr  unter- 
schiedlichen Leistmgen  und  Gegenleistun- 
gen ab.  Darüber  machte  sich  auf  der 
Tagung  der  Tabakarbeiter  Unwille  be- 
merkbar, an  der  Tatsache  der  Verhinde- 
rung der  Verschmelzung  beider  Organi- 
sationen ist  aber  zunächst  nichts  zu 
ändern.  Im  übrigen  beschloss  der  Ver- 


bandstag Erhöhung  der  Beiträge  in  allen 
Klassen  um  je  5  Pf.  und  des  Eintritts- 
geldes um  20  respektive  30  Pf.  und  nahm 
eine  Modifizierung  der  Kranken-  und  Ar- 
beitslosenunterstützung vor.  Die  Gehälter 
der  Beamten  wurden  um  je  aoo  M.  auf- 
gebessert, und  das  Anfangsgdialt  vor- 
läufig auf  1800  M.  festgesetzt 
Auch  auf  dem  5.  VerlKindstag  der  See- 
leute, vom  21.  Itis  25.  Oktober  in  Ham- 
btiTg;  bildete  die  Frage  des  Zusammen- 
scMnsses  des  genannten  Verbandes  mit 
den  verwandten  Organisationen  des 
Transportgewerbes  den  wichtigsten  Ver- 
handlungsgegenstand. Der  Verbandstag 
sprach  sich  unzweideutig  für  den  In- 
dustrieverband aller  Transportarbeiter  zu 
Wasser  und  zu  Lande  aus.  Weiter  voll- 
zog die  Tagung  eine  durchgreifende  Re- 
organisation des  Verbandes.  Die  Monats- 
beiträge worden  beseitigt  und  Wochen- 
beiträge von  40  Pf.  eingeführt,  die  Not- 
fallunterstülzung  und  der  Rechtsschutz 
Mitglieder  erweitert,  ferner  wurde 
eine  Unterstützung  bei  Effektenverlust 
in  Höhe  von  25  bis  125  M„  bei  Sterbe- 
fällen. Krankheit  für  4  bis  8  Wochen  3 
bis  7  M.  pro  Woche  neu  eingeführt.  Die 
Gehälter  der  Beamten  wurden  neu  nor- 
miert, und  zwar  auf  2000  bis  2500  M.  für 
den  Vorsitzenden,  1800  bis  2200  M.  für 
Kassierer  und  Sekretär  tmd  die  örtlichen 
Geschäftsführer.  lJnbc<^oldete  Filial-  oder 
Mitgliedschaftsleiter  erhalten  15  %  der 
regdmissigen  Einnahmen  als  Vergütung. 
X  X 
östuTttali  V(Mn  20.  bis  zum  25.  Ok- 
tober fand  in  Wien  der 
5.  österreichische  Gewerk- 
schaf tskongrcss  statt.  Wichtig  war  dieser 
Kongress  durch  eine  eingehende  Beratung 
der  Fragen  der  Taktik  und  der  Organf- 
sation,  die  durch  die  Entwicklung  der 
österreichischen  ,  Unternehmerbewegung 
besondere  Aktualität  erlangt  hatten.  Die 
Beratung  dieses  Gegenstandes,  die  sich 
über  mehrere  Sitzungen  hinzog,  fand  in 
geschlossener  Sitzung  statt.  Beschlossen 
wurde,  die  Bildung  grosser,  umfassender 
Industrieverbände  anzubahnen,  ent 
sprechend  der  Ent  Wickelung,  die  die  In- 
dustrie auch  in  Osterreich  nimmt.  Fer- 
ner wurde  eine  einheitliche  Regelung  der 
Diu-chführung  der  Lohnbewegung,  die 
Gründung  eines  Solidaritäts-  und  Kampf- 
fonds beschlossen  und  eine  Regelung  der 
Cbertrittsbedingungen  zwischen  den  Ge- 
werkschaften vorgenommen. 
Die  anderen  Beratungsgegenstände  des 
Kongresses,  der  Arbeiterschutz  und  das 
Parlament,  Alkoholismns  und  Gewerk- 
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Schaft  und  die  Berichte  traten  gegenüber 
diesen  Verhandlungen  weit  in  den  Hin- 
tergrund. Anwesend  waren  350  Dele- 
gfierte,  die  400000  organisierte  Arbeiter 
vertraten. 

Am  28.  Soptcmhcr  und  den  folgenden  Ta- 
gen fand  auch  in  Prag  der  4.  Kon- 
gress  der  t  s  c  Ii  c  c  h  o  s  I  a  w  i  s  c  h  e  n 
Gewerkschaften  statt,  der  bedeutsam  ist 
durch  seine  Stellungnahme  zu  dem  Kon- 
flikt mit  der  Wiener  Reiekskommission 
(vergl.  Sozialistische  Monatshefte,  19051 
2.  Bd..  pag.  1066).  Der  Kongress  nahm 
nach  längiTcr  Beratung,  an  clor  sicli  auch 
Genosse  Hueber  von  der  Rcichskommis- 
sion  beteiligte,  eine  Resolution  an.  durch 
die  an  der  Sclbständigkcil  dt-r  tschccho- 
slavischcn  GewerkschaftskDinniission  so- 
wie an  der  Forderung  einer  selbständigen 
Vertretung  in  der  Gtwerkschaftsinter- 
nattonale  festgehalten  wird.  Die  Kom- 
mission wurde  beauftragt,  in  allen  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  mit  der  Wie- 
ner Kommission  sowie  mit  den  auslan- 
disehen  Gewerkschaftszentralen  in  Füh- 
lung TU  treten. 

Wieder  einmal  haben  die  österreichischen 
Eisenbahner  einen  grossen  wirt- 
schaftlichen Erfolg  mittels  passiver  Re- 
sistenz, das  heisst  dtirch  die  genaue  Be- 
folgung der  bestehenden  Verkehrsvor- 
schriften erzielt  Der  Kampf  hat  mit 
dem  vor  3  Jahren  mit  den  gleichen  Mit- 
teln geführten  einen  gewissen  Zusammen- 
hang, insoweit  er  um  Durchführung  der 
damals  zugestandenen  Verbesserungen  in- 
szeniert worden  war.  Nach  2wöchiger 
Dauer  der  passiven  Resistenz  wurde  am 
15.  Oktober  der  normale  Betrieb  wieder 
aufgenommen,  nachdem  die  Eisenbahn- 
gcsellschaften  weitgehende  Zugeständnisse 
gcmaciit  hatten.  Durch  das  Eingreifen 
des  Eisenbahnministers,  der  die  Vermitte- 
lung  übernommen  hatte,  wurde  den  Eisen- 
bahnern eine  beträchtliche  Erhöhung  des 
Einkommens  und  sonstige  Verbesserungen 
zugesichert;  auch  mussten  die  Gesell- 
schaften versprechen,  wegen  Beteiligung 
an  der  passiven  Resistenz  Massregelungen 
nicht  vorzunehmen. 

X  X 
Italien  Die  apenninische  Halbinsel 

war    Mitte    Oktober  der 

.Schauplatz  eines  gewaltigen 
Wirtschaftskampfcs,  eines  Generalstreiks. 
Seinen  Ausgang  nahm  der  Kampf  in 
Mailand.  Dort  befanden  sich  seit  einiger 
Zeit  die  Arbeiter  der  Gaswerke  im  Streik. 
Sie  hatten  Erfolg,  was  den  Unternehmern 
Anlass  zu  einer  eigenartigen  Demonstra- 
tion gab.   Beim  Abtransport  der  Arbeits- 


willigen am  II.  Oktober  wurden  die  Ar- 
beiter in  unerhörter  Weise  provoziert,  und 
als  diese  hiergegen  remonstrierten,  wurde 
von  den  die  Arbeitswilligen  beschützen- 
den Karabinieri  auf  sie  sch.irf  geschos- 
sen und  so  ein  entscUliches_  Blutbad 
unter  ihnen  angerichtet.  Darüber  be- 
mächtigte sich  der  Arbeiter  helle  Empö- 
rung, sofort  wurde  die  Arbeit  eingestellt 
und  von  der  Exekutive  der  Arbeiterkara- 
mer  der  Generalstreik  proklamiert.  Alle, 
auch  die  öffentlichen  Betriebe,  ruhten 
vollständig  ,  am  zweiten  Tage,  dem  12. 
Oktober,  griff  die  Bewegung  auch  auf 
Parma,  Bologna,  Ferrara.  Como.  Lousto, 
Arsipio  über,  ein  weiteres  Auslireitcn 
wurde  nur  durch  das  Eingreifen  der  Be- 
hörden verhütet.  Diese  halte  schnell  der 
Forderung  der  Streikenden  willfahrt,  die 
Verhaftung  der  scinildigen  Karabinieri  zu 
verfügen,  so  dass  um  1 3-  Oktober  mittags 
die  Arbeit  wieder  aufgenommen  wurde 
Bei  diesem  Kampf  zeichneten  sich  die 
Eiscnbalmer  besonders  aus,  was  ihnen 
zahlreiche  Massregclungen  eintrug.  In 
Italien  hat  diese  machtvolle  sponunc  Be- 
wegung grossen  Eindruck  gemacht 

X  ^ 
Karz«  Chronik  Der  Stukkateurver- 
band hat  durch  Urabstim- 

mung  mit  44M  Regen  2127 
Stimmen  den  Anschluss  an  den  Maurer- 
verband abgeldmt.  Damit  ist.  wie  der 
Grundstein  des  NT;iu;  ervcrbandcs  sagt, 
diese  Frage  auf  absehbare  Zeit  erledigt. 
X  Auch  der  Zigarren  sortierer- 
verband hat  durch  Urabstimmung  mit 
2160  gegen  176  den  Anschluss  an  den 
Tabakarbeitcrverband  abgelehnt,  X 
Kassel  und  in  Nürnberg  sind  Gewerk- 
schaflshauser  errichtet  werden.  X 
Die  Tabakarbeiteraussperrung 

in  Gicssen  ist  nach  igwöchiger  Dauer 
mit  einem  teilweisen  Erfolg  der  Arbeiter 
bccndi  t  worden.  X  Der  S  a  1 1 1  e  r  v  c  r  - 
band  schreibt  für  das  i.  und  a.  Quartal 
1908  einen  Extrabeitrag  von  insgesamt 
2  M.  aus.  X  Die  Breslauer  Bauarbeiter 
gewerkschaften  veranstalteten  im  Sep- 
tember und  Oktober  eine  Modellaus- 
Stellung  zur  Verhütung  von  Unfällen, 
die  viel  Beachtung  fand.  Die  Sudtver- 
waltung  hat  den  Gewericsehaften  zu  die- 
ser Ausstellung  einen  Zusdiuss  in  Höhe 
von  SOO  M.  geleistet. 

X  X 

Literatur        über  Statistik  der  Streiks 

und  Aussperrungen  im  In- 
und     Auslande  verbreitet 
sich  in  einem  so  betitelten  Buche  /Leip- 
zig, Duncker  &  Humblot/  Dr.  M  a  x  i  - 
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milian  Meyer.  Der  Verfasser  geht 
auf  d{e  Methoden  der  amtlichen  Erhe- 
bungen über  Streik-;  in  den  wichtigen 
Kulturländern  näher  ein  und  gibt  in  an- 
nihemd  loo  Tabellen  und  zwei  Dia- 
grammen an  der  Hand  dieser  Statistiken 
ein  ütld  der  Streikbewegung  in  diesen 
Lindem.  Die  Arbeit  verdient  Beach- 
ti!ng  bei  allen  Gewerkschaften,  wenn  ich 
auch  nicht  unterlassen  will,  zu  betonen, 
dass  mir  Meyer»  Beweisführung,  Deutsch- 
land habe  die  verhältnismässig  geringste 
Streiktätigkeit,  nicht  ganz  einwandfrei 
ersdieint.  Es  scheint  mir  bei  der  Wur« 
digung  der  Streikstatistiken  der  ver- 
gleichsweise angezogenen  Länder  zu  we- 
nig berücksichtigt  zu  sein,  dass  die 
deutsche  Streikbewegung  sich  nur  auf 
die  in  Gewerbe  und  Industrie  beschäftigte 
Arbeiterschaft  erstreckt,  w.ilircrul  in  al- 
len anderen  angezogenen  Landern,  und 
vorzugsweise  in  Italien,  die  Landarbeiter- 
schaft ein  starkes  Kontingent  Streiken- 
der stellte,  wodurch  die  Bewegung  im 
ganzen  verhältnismässig  grosseren  Um- 
fang erhielt.  Und  dann  scheint  mir  nicht 
genügend  gewürdigt,  dass  in  Deutsch- 
land, mit  seinen  starken  Gewerkschaften, 
bereits  ein  Zustand  eingetreten  ist,  der  es 
den  Arbeitern  vermöge  der  Stärke  ihrer 
Organisationen  gar  nicht  mehr  erfc^rder- 
lich  macht,  um  Frrinpunp  wirtschaft- 
licher Erfolge  in  den  Streik  zu  treten.  X 
Über  die  ersten  Anfänge  der  Gewerk- 
schaftsbewegung in  Nordamerika  infor- 
miert sehr  gut  das  im  Dietzschen  Verlage 
erschienene  Buch  Hermann  Schlü- 
ters Die  Anfänge  der  deutschen  Ar- 
Mteftewegung  in  Amerika.  Wir  erfahren 
da,  dass  bereits  Mitte  des  i8.  Jahrhun- 
derts in  der  neuen  Welt  Streiks  geführt 
and  Ende  des  18.  Jahrhunderts  Gewerk- 
schaften organisiert  worden  sind.  X  Ein 
interessantes  Buch  ist  auch  die  vom  Gau- 
verein Württemberg  des  Btichdrucker- 
vcrbandes  aus  Anlass  des  4ojährigcT> 
Gründungsjubiläums  von  diesem  heraus- 
gegebene Festschrift  Die  gewerkschaft- 
liche Tätigkeit  der  Buchdruckergehilfen 
Württembergs  im  Uf.  Jahrhundert,  ver- 
fasst  von  Moritz  Schröter,  so- 
weit sie  über  die  Verhältnisse  und  die 
Bewegung  der  Buchdrucker  bis  in  die 
60er  Jahre  hinein  infomiuit.  Der  übrige 
Teil  der  Schrift  ist  viel  zu  breit  gehalten 
und  dürfte  deshalb  nur  für  wenige,  spe- 
ziell interessierte  Gewerkschafter  lesens- 
wert sein.  X  Von  der  neueren  gewerk- 
sdiaftlidien  Literatur  verdient  wohl  die 
meiste  Beachtung  Paul  U  m  b  r  e  i  t 
Die    gegnerischen    Gewerkschaften  in 


Deulsehhnd  /Berlin,  Verlag  der  General- 
kommission/.  In  dieser  Schrift,  die  wohl 

die  zurzeit  beste  und  übersichtlichste 
Information  über  die  gegnerischen  Ge- 
werkschaften in  Deutschland,  ihre  Ent- 

wickekmg,  ihre  Voraussetzungen,  Kämpfe 
und  ihr  Verhalten  zu  den  Kämpfen 
unserer  Gewerkschaften  bietet,  sind  acht 
Vorträge  aus  den  gewerkschaftlichen  Un- 
terrichtskursen der  Generalkommission 
verciffeiulicht,  zu  Nutz  und  Lehr  der  Be- 
sucher dieser  Kurse,  aber  auch  anderer 
wissendurstiger  Gewerkschafter  wiedcr- 
gC8d)en. 

Besonders  bemerkenswert  ist  einige  Lite- 
ratur über  Tarifverträge,  so  vor  allen 
Dingen  die  von  der  Vereinigung  der  Ma- 
ler, Lackierer,  Tünchcr.  Weissbinder  und 
Anstreicher  herausgegebene  Abhandlung 
Der  liiufluss  unserer  Organisuluni  auf 
die  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsver- 
hältnisse durch  Tarifvertrage,  die  vom 
Maurerverband  Deutschlands  heraus- 
gegebenen umfangreichen  Werke  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  im  Meurerge- 
werbe,  Statistik  1905  und  Tarifverträge 
von  1S91-190S  und  Ütc  ßcivegung  zur 
Verbesserung  der  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen in  den  Jahren  1905- tgo6  und 
Tat ijver trage  191)6.  X  Von  dem  selben 
Verband  liegt  eine  Broschüre  vor  Zur 
Frage  der  Akkordarbeit,  die  recht  inter- 
essantes Material  zu  dieser  Frage  bringt. 
X  Ans  der  Fülle  der  Agitationsschriften 
sei  nur  hervorgehoben  Dr.  Max 
Quarcks  vorzügliche  Arbeit  Profit  und 
Arbeit  in  der  chemischen  Grossindustrie 
/Hannover,  Verlag  des  Fabr-karbeiter- 
verhandes/,  femer  Hüttenarbeiter  er- 
-wache!  /Stuttgart,  Verlag  des  Metill- 
arbeiterverbandes/  und  Vorwärts  mit  der 
SteUmaeherbewegung!  /Stuttgart,  Verlag 
des  Holzarbeiterverban<lcs/,  X  Wiederum 
sind  zahlreiche  Protokolle  von  Verbands- 
tagen und  Berichte  erschienen,  auf  die 
wir  infolge  Raummangels  aber  nicht  ein- 
gehen können.  X  An  gewerkschaftlichen 
Jahrbüchern  liegen  zwei  vor:  Das  des 
Metallarbcitcrverbandcs  für  das  Jahr 
1906  und  das  des  H()l/arl)citerverbandcs 
für  das  gleiche  Jahr.  lUidc  enthalten 
eine  Menge  wertvollen  .Materials  über 
das  organisatorische  Wirken  dieser  Ver- 
bände im  letzten  Jahre.       nagr  anmiwian 

Genossenschaftsbewegung 
Viehvcrwcr-  Di-p  Spannung  zwischen 
i^Xhmmü  Vieh-  und  Fleischprcisen 
soll  durch  Gründung  von 
agrarischen  Schlächtereigenossenschaften 
nach  dänischem  Muster  ein  Ende  gemacht 
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werden.    Eine  zum  Studium  der  däni- 
schen Verhältnisse  eingesetzte  Kommis- 
sion hat  soeben  ihren  Bericht  veröffent- 
licht, in  dem  sie  den  Landwirten  vor- 
schlägt, solche  Genossenschaften  zu  grün- 
den   und    sich    dabei    der  städtischen 
Sdlla^tiläuser  zu  bedienen.    Der  Anfang 
soll  in  Pommern  gemacht  werden,  wo  man 
wöchentlich    zweini;il    in    den  Schlacht- 
häusern der  Kkiii^tacUc  schlachten  will, 
um  dann  das  Fleisch  in  Eiskuhlwagen 
nach  Berlin  zu  schaffen.    Hier  soll  dami 
der  Fleischvcrkatifsverband  der  pommer- 
schen    landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften den  Kleinverkauf  an  das  Publi- 
kum in  die  Hand  nehmen.    Bei  gutem 
Erfolge  soll  das  Vorgehen   in  andtieii 
Teilen  Deutschlands  wiederholt  werden. 
Ob  man  von  dem  geplanten  Vorgehen 
der  Landwirte  rtwas  fiir  »ine  Vcrbilli- 
gung    des    Fleisches    hoffen    darf,  ist 
durchaus  zweifelhaft.    Sollte  das  Ex- 
periment glücken,  so  werden  die  Vich- 
produzenten,  sobald  sie  einmal  das  Mo- 
nopol  der  Fleischversorgung   nach  der 
VerdrängnpR  der  selbständigen  Schläch- 
ter in  der  Hand  haben,  dieses  Monopol 
wahradwinlich  rigoros  ausnutzen.  Na- 
mentlich, solange  man  noch  keine  star- 
ken  Konsumentenorganisationcn  diesen 
Produzentenringen   entgegenzustellen  hat. 
Aber   auch  der  Erfolg  des  Versuches 
selbst  ist  fraglich.    Die  dänischen  land- 
wirtschaftlichen Schlächtercigenossen- 
schaiten    beschränken    sich    auf  die 
Schlachtung  der  Tiere  und  deren  Ver- 
arbeitung nur  ganz  im  Crnhen.  Gewöhn- 
tich werden  die  Tiere  nur  von  Kopf  und 
Füssen  befreit,  in  Hüften  geteilt,  ein- 
gepökelt und  versandt.    Mit  dem  Klein- 
verkauf befassen  sie  sich  nicht  Der 
Fletschkleinverkauf  und  die  feinere  Ver- 
arbeitung ist  wegen  der  dabei  nötigen 
und  so  schweren   Kontrolle    eine  der 
adiwierigstcn  genossenschaftlichen  Auf- 
gaben.   Durch  eine  Reihe  böser  Erfah- 
rungen  haben   die   Konsumvereine  auf 
diesem  Gebiet  sich  sddicsslich  eine  Praxis 
angeeignet,  die  in  einer  kleinen  Anzahl 
von   Fällen     (Base^  Leipzig-Plagwitz, 
Hamburg)   zu  ganz    schönen  Erfolgen 
geführt  hat.    Die  Schwierigkeiten,  die 
ein   von    den    Produaenten  errichteter 
Pleischkleinvcrkauf  zu  überwinden  hat. 
sind  noch  ungleich  grösser,  da  hier  die 
dgcntlichen  Interessenten  weit  weg  vom 
SdlUSSe  sind. 

Wie  die  Zeitungen  berichten,  iiat  Herr 
von  Podbielski,  der  früher  als  Minister 

den  Landwirten  die  genossenschaftliche 
Viehverwertung  so  warm  ans  Herz  legte. 


auf    einer    kürzlich    zum    Zwecke  der 
Gründung  einer  solchen  Genossenschaft 
in  Thüringen  abgehaltenen  Versammlung 
so  feurig  gegen  diese  Gründung  gv- 
spruchen.  dass  sie  schliestlidl  mtcrblieb. 
X'iclleicht  werden  die  pommerschen  Land- 
wirte CS  sich  also  doch  zweimal  überlegen, 
che  sie  den  Versudi  wagen. 
X  X 
Die  deutschen  Kleinhändler 
haben    mit    ihren  gemein- 
schaftlichen Unternehmun- 
gen Pech.   Nachdem  bereits  die  Zudter- 
fabrik   in   Barliy,   und   /war   (inmal   al«  • 
Genossenschaft  und  einmal  als  Aktien- 
gesetlsdiaft,  falliert  hat,  hat  nunmehr 
auch  die  Zcntraicinkaufsgc Seilschaft  deut- 
scher Kolonialwarenhändler  in  Hamburg 
in  einer  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung am  21.  Oktober  in  Leipzig 
ihre  Liquidation  beschlossen.    Das  Un- 
ternehmen, das  1904  von  einem  früher 
Hei  den  Konsumvereinen  mit  seinen  Plä- 
nen abgefallenen  Herrn  als  Gegenorgani- 
sation gegen  die  G.  E.  G.  gegründet 
wurde,  hat  seinen   Inhabern  nicht  viel 
Freude  gemacht.    Zwar  schloss  das  1. 
(9  Monate  lange)   Geschäftsjahr  1905 
mit  einem  Umsatz  von  1525  031  M.  und 
einem  Überschuss  von  736  M.  ab.  Aber 
verschiedene  Vorkommnisse  machten  be- 
reits die  Enthebung  des  Gründers  und 
Gesehiftsffihrers  von  seinem  Posten  not- 
wendig.  Aber  auch  die  Mitglieder  selbst 
kamen  in  keiner  Beziehung  ihren  Ver- 
pflichtungen nach.  Von  dem  gezeichneten 
Gesellschaftskapital  in  Höhe  von  450000 
M.  wurde  zirka  nur  ein  Drittel  einge- 
zahlt; die  angeschlossenen  Firmen  un- 
terstützten das  Geschäft  nicht  durch  ge- 
nügende   Einkäufe;    sie   bezahlten  erst 
nach  langen  Fristen  und  zogen  trotzdem 
das  Skonto  ab,  während  die  Gesellschaft 
aus  Mangel  an  Kapital  das  Skonto  ver- 
lor. Merkwürdige  E>inge  kamen  vor.  So 
wurde  vom  Aufsichtsrat  eine  Bilanz,  zu 
deren  vorheriger  Prüfung  er  verpflichtet 
war,  plötzlich  in  der  GenerahCftumi- 
lung  angezweifelt,  so  dass  eine  zweite 
Generalversammlung  zu  ihrer  Genehmi- 
gung nötig  wurde.    Das  alles  teilt  jetzt 
der  neue  Geschäftsführer  in  einer  S<^ft 
zu  seiner  Rechtfertigung  mit.  »Innere 
Zer-splittoruug,      kleinliche  Reibereien. 
Interessen-   und  Protektionswirtacbaft«. 
heisst  es  dort  wSrtKdi,  standen  jedem 
Aufschwung,    jeder    Entwicklung  im 
Wege.    So  kam  es,  dass  der  Umsatz  in 
jedem  Jahre  zurücl^ng^  und  in  den  Mo- 
naten Januar  bis  September  nur  noch 
I  027  778  M.,  also  so  %  weniger,  als  im 
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ersten  Jahre,  betrug,  während  die  Un- 
kosten relativ  und  absolut  beständig 
wuchsen.  Das  letzte  Geschäftsjahr 
schloss  daher  am  i.  September  1907  mit 

tintT  Untorbüan/  von  48820  M.  ah,  und 
der  Geschäftstührcr  konnte  der  schleu- 
nigst embemfenen  Generelversammltmg 

nv.r  traurige  Eröffnung  machen,  da"5s 
bei  einer  Fortfuhrung  des  Unternehmens 
das  Defizit  immer  weiter  wachsen  müsse, 
so  dass  sofortige  Lif|uidation  das  aller- 
beste sei.  Was  denn  auch  geschah. 
Merkwürdigerweise  scheinen  die  Klein- 
händler immer  noch  nicht  aus  Schaden 
klug  geworden  zu  sein,  denn  die  Kolo 
nialwarenzeitung  teilt  schon  wieder  die 
Errichtung  eines  Verbandes  deutscher 
kaufmännischer  Genossenschaften  mit,  zu 
dessen  Aufgaben  auch  die  »Vermittelung 
gemeinsamer  Geschäfte«  gehören  soll. 
X  X 

^fflJJ'Jj'"»'  Eine  Agitation  zum  Mas- 
j^SSSmZam*  &enaustritt  aus  dem  Ver- 
trmtwt%mmd    band    süddeutseher  Kon- 

suiiuuii'inc  v.nd  /um  Beitritt  zum  All- 
gemeinen  l'crband  ist  kürzlich  in  die 
Wege  geleitet  worden.  Dem  Geschäfts- 
führer des  Amberger  Konsumvereins  \v:i 
ren  die  Verdächtigungen  der  Zcntral- 
verbandsveremt  auf  dem  letzten  allge- 
vtcinen  Genossenschaftstag  zu  Kopfe  ge- 
stiegen, und  er  berief  deshalb  eine  Kon- 
ferenz nach  Weiden  ein,  auf  der  er  den 
zwei  Dutzend  erschienenen  Vertretern 
der  Konsumvereine  auseinandersetzte, 
welche  Gefahr  für  die  Entwickelung  des 
Genossenschaftswesens  in  der  Tatsache 
läge,  dass  die  Zentraiverbandsvereine  im- 
mer mehr  in  sozialdemokratisches  Fahr- 
wasser kämen.  Er  forderte  daher  alle 
Anwesenden  auf,  bei  ihren  Konsumver- 
einen und  auch  anderswo  auf  den  Aus- 
tritt aus  dem  süddeutschen  Unterverband 
hinnwiricen.  Die  bürgerlichen  Blätter, 
denen  diese  Nachricht  zuging,  faselten 
Iwreits  von  einem  Massenaustritt  und 
sahen  mit  Entzücken  den  ZtHtnUvtr- 
band  zerbröckeln.  Jetzt  hat  es  sich  nun 
gezeigt,  dass  die  ganze  .Vktion  den  Aus- 
tritt von  4  Vereinen  zur  Folge  hatte, 
an  deren  Stelle  sich  aber  bereits  in  der 
selben  Zeit  9  neue  Vereine  dem  süddeut- 
schen Verband  angeschlossen  haben,  so 
dass  also  der  Schaden  mehr  als  gut  ge- 
nweht ist  Dr.  Crüger  darf  auf  diesen 
neuen  Erfolg  stok  sein. 
X  X 
LMds:  Koo^  Die  Leeder  Konsum- 
genossenschaft, bekanntlich 
die  grösste  existierende,  hat 
kurzlich  das  Pest  ihres  ao  jährigen  Be- 


stehens gefeiert.     Die  Genossenschaft 

wurde  im  Jahre  1847,  wie  so  viele  andere 
englische  aus  jener  Zeit,  als  MtM- 
genostensehaft  (Genossenschaftsmfihle) 
in>  IaIkii  gerufen.  Im  Laufe  der  Jahre 
ghedcrten  sich  dann  immer  weitere  Be- 
triebszweige an.  nnd  hetite  besitzt  der 
Verein  95 Kolonialwaren  ,  7$  Fleischerei-, 
19  Schuh-,  31  Konfektions-  und  Putz- 
läden, 2  Warenhäuser,  15  Kohlendcpot'^, 
ein  grosses  Schlachthaus,  eine  B;ickerei. 
eine  Bauabteilung,  Schuhfabrik,  Wasch- 
ar.stalt,  Hemdenfabrik,  Bürstenfabrik, 
Klempnerei  etc.,  in  denen  insgesamt  2000 
.Angestellte  beschäftigt  werden.  Die  Mit- 
plicderzahl  beträgt  nahezu  50000,  der 
Umsatz  des  letzten  Geschäftsjahres 
33  Millionen,  und  der  Reinüberschuss 
4V4  Mill.  M.  Auch  in  ideeller  Beziehung 
hat  die  Genossenschaft  viel  geleistet  durcb 
die  moralische  und  geistige  Höherhebung 
thr^r  M ;ti^Ii('<iir,  die  sie  durch  Vorträge, 
Kurse,  Stiftungen  von  Bibliotheken  und 
Lesesälen  zu  unterstützen  sucht'  Zur 
Jubiläumsfeier  wurden  unti  r  anderm 
mehrere  grosse  Kinderfeste,  3  öffentliche 
Volksversammlungen  und  eine  Ausstel- 
hmg  genossenschaftlicher  Produkte  ver- 
anstaltet, an  der  sich  zirka  50  Genossen- 
schaften beteiligten. 

X  X 
Karze  Chronik  In  dem  Kampfe  des  A/ar- 
k  e  n  a  r  t  i  k  e  l  Verbandes 
gegen  die  deutschen  Konsum- 
vereine hat  sich  nichts  Neues  ereignet, 
ausser,  dass  zwei  Fabriken  wichtiger  und 
beliebter  Artikel  ihren  Austritt  aUS  dem 
Verband  erklärt  haben  und  den  Konstun- 
vereinen  wieder  reverslos  liefern.  Sehr 
übel  wird  es  in  Konstmivereinskreisen 
vermerkt,  dass  sozialdemokratische  Par- 
tcihlätter,  darunter  der  Vonvärts,  in 
ihrem  redaktionellen  Teil  aufklärende 
Notizen  fiber  den  Kampf  bringen  und 
dabei  im  Inseratenteil  .Annoncen  von 
Markenartikelfabrikanten  aufnehmen,  die 
sich  dirdet  gegen  die  Konsumvereine 
richten.  X  Die  Dresdner  Umsatz- 
steuer ist  von  der  Kreishauptmann- 
schaft zum  zweitenmale  abgelehnt  wor- 
den. X  Die  diesjährigen  Frucht  tage 
der  englischen  C.  W.  S.,  mit  Ausstellun- 
gen verbundene  grosse  Verkaufstage,  die 
in  Manchester,  Ix)ndon,  Bristol  und  Car- 
diff  abgehalten  wurden,  haben  alle  frü 
he  reo  Rekords  gebrochen.  Es  wurden 
für  13609840  M.  (gegen  10976880  M. 
im  Vorjahre)  Südfrüchte  und  eine  Reihe 
anderer  Artikel  an  die  angeschlossenen 
Vereine  verkauft. 

X  X 
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Literatur  Iq  seiner  in  Schmollers 
FahrbSehem  veröffentlich- 
ten Abhandlung,'  Pic  Aus- 
sichten einer  vom  Verbrauch  ausgehenden 
Ordnung  der  Volkswirtsehaft  gibt 
Ernst  Günther  eine  manches  Noiic  brin- 
gende, teilweise  nicht  ganz  einwand- 
freie, immer  aber  geistvolle  Darstellung 
der  konsiimgennssenschaftlichcn  Idee. 
Günther  «cht  von  der  Tatsache  aus,  dass 
auf  Epochen  des  technischen  und  wirt- 
sch.ifilirhcn  Fortschritts,  in  der  die  ge- 
scINcliaftlichen  Bindungen  vorübergehend 
gelockert  oder  gelöst  werden  uiui  d  is 
Individuum  zum  Siege  gelangt,  weil  so 
am  schnellsten  die  neuen  Errungen- 
schaften der  Gesamtheit  nutzbar  gemacht 
werden  können,  Perioden  des  inneren 
Ausreifens  folgen,  in  denen  das  so  Er- 
rungene Allgemeingut  der  Menschheit 
wird  und  das  Moment  der  Einheit  und 
Organisation  der  Gesellschaft  wieder  in 
den  Vordergrund  tritt.  In  rim  r  -olchen 
Zeit  wadisender  Bindung  betinden  wir 
uns  augenblicklich.  Selbst  der  Kapitalis- 
mus, der  doch  im  Individualismus  gross 
geworden  ist,  kann  sich,  wenn  er  sein 
eigenes  Herrschaftsgebiet  sichern  will, 
die-er  Tendenz  nicht  ent7ichcn  (Trusts, 
Kariclle).  Der  Ür^anisation  des  Be- 
sitzes steht  die  der  Arbeit  (Gewerk- 
schaften) und  die  des  Ko:i>>nnT;  (Kon- 
sumvereine) gegenüber.  Gunther  halt  es 
für  ausgeschlossen,  dass  die  Organi- 
sation der  Arbeit  zu  einer  Neuregelung 
der  Gesellschaft  führen  könne,  schon  aus 
dem  Grunde,  weil  sie  die  leitende 
Arbdt  nur  in  Ausnahmefällen  mit  um- 
fesst  Anders  die  auf  dem  Konsum  auf- 
gebaute Organisation.  Indem  diese  von 
der  Befriedigung  der  einfachsten,  auch 
für  den  ungesdiulten  Blick  zu  über- 
schauenden Massenbedürfnisse  ausgeht, 
erzieht  sie  sich  in  einem  langwierigen, 
aber  höchst  bedeutungsvollen  Erziehungs- 
prozess  die  zur  Leitung  der  komplizier- 
teren Produktionsvorgänge  nötigen 
Kräfte  selbst.  Rein  organisatorisch  wäre 
so  die  Möglichkeit  des  Aufbaus  einer 
neuen,  vom  Konsum  ausgehenden  Wirt- 
schaftsordnung gegeben.  Auch  praktisch 
wird  diese  Neuregelung  auf  keine  er- 
heblichen Schwierigkeiten  stossen.  so- 
lange iiir  , 's  Gegner  nur  das  wirtschaft- 
lich rückständige  und  zersplitterte  Klein- 
händlertum  gegenübersteht.  In  dem 
letzten  Entscheidungskampfe  jedoch,  der 
sich  zwischen  den  Konsumvereinen  und 
dem  organisierten  Grosskapital  abspielen 
wird,  werden  jene  nach  Günthers 
sieht    unbedingt    durch    dieses,  wegen 


seines  gewaltigen  Vorsprungs,  inattgc- 
setzt  werden,  besonders  wenn  die  fa^i- 

talistisch.c  Organisation  sich  zu  einer 
Monopolisierung  der  Bodenschätze  aus- 
gewachsen hat  Hier  muss  also  der 
Staat  zu  gunsten  der  die  Interessen  der 
Allgemeinheit  vertretenden  Konsum- 
vereine eingreifen.  Günther  beklagt  des- 
halb auch  lebhaft  die  jetztige  »kurzsich- 
tige konsuinveremsfemdÜche  i'olitik< 
unserer  irregeleiteten  öflfentlichen  Organe, 
die  sich  noch  einmal  seh  u  er  rächen 
könne.  So  sehr  wir  diesen  letzten  Aus- 
führungen des  Verfassers  zustimmen,  so 
glauben  wir  doch,  dass  er  in  Hinsicht 
auf  die  Kampffähigkeit  einer  ausgebil- 
deten Genossenschaftsbewegung  gegen- 
über den  Kapital  istenringen  zu  s^warz 
sieht.  Gewiss  kann  ein  KohlenkartcII 
den  Konsumvereinen  einmal  sehr  unan- 
genehm werden.  Aber  die  Macht  und 
die  Pressionsmittel,  die  einer  wirklidi  die 
Mehrheit  der  Rcvidkerung  umfassenden 
Konsumentenorganisation  zur  Verfügung 
stehen  —  darunter  zum  Beispiel  auch  der 
Bezug  auslandischer  Kohle  —  sind  doch 
auch  nicht  gering  einzuschätzen.  Und 
gegenüber  allen  anderen  Kartellen  sind 
die  Konsumvereine  noch  in  einer  viel 
gunstigeren  Lage.  Etwas  anderes  ist  na- 
türlich die  Frage,  ob  es  nicht  Zeit-  und 
Kräflevt  r^jeudtiii«^  wäre,  auf  dem  Wege 
eines  langwierigen  wirt>chaftlichen 
Kampfes,  statt  auf  dem  eines  staatlichen 
Eingreifens,  nämlich  der  direkten  Ent- 
eignung, den  Monopolisten  ihre  Macht 
entreissen  zu  wollen.  Fast  wie  eine 
Schrulle  mutet  es  an,  wenn  der  sonst  so 
klar  und  objektiv  urteilende  Verfasser 
die  Konsumvereine  als  unfc-liüiarcs  Mit- 
tel gegen  die  Sozialdemokratie,  die  »radi- 
kalen Phrasenhelden«,  anpreist  Gfin- 
ther  sollte  doch  aus  seinem  eingehenden 
Studium  der  Literatur  wissen,  da««  die 
Sozialdemokratie  je  ling«r.  je  deotlidter 
in  der  konsumgenossenschaftlichen  Be- 
wegung kein  Hemmnis,  sondern  im  Ge- 
genteil eine  Förderung  ihrer  auf  eine 
friedliche  Neuorganisicrung  der  Gesell- 
schaft hmauslaufenden  Bestrebungen 
sieht,  und  dass  radikale  Phrasenhelden, 
die  dem  einen  gewaltsamen  l'msturz  vor 
ziehen,  absolut  keine  Aussicht  haben,  die 
tatsächliche  Politik  der  F^utei  auf  die 
Dauer  zu  beeinflussen.  emuw  MM» 

Sozialpädagogische  Bewegung 
Sexuaicraic-   Am  Ausgang  unserer  voran- 
**•  gegangenen  Betrachtung  des 

Themas  (pag.  97 j  ff.)  sahen 
wir.  dass  die  Aufklärung  allein  immer 
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nur  einen  Teil  der  Sexualerziehung  aus- 
macht;  als  den  andern  Teil,  ohne  den 
alle  Aufklärung  nichts  nütze,  hat  Iwan 
Bloch  die  Erziehung  des  Willens 
genannt  Unzweifelhaft  ist  das  richtig, 
aber  der  Erziehung  des  sittlichen  Willens 
sind  die  heute  herrschenden  sozialen  nnd 
politischen  Bedingungen  feindlich.  Wie 
wenig  sie.  und  im  besonderen  unser  von 
ihnen  abhängiges  Schul-  und  Erziehungs* 
wescii,  angetan  sind,  Charakterfestigkeit 
und  Willensstärke  zu  fördern,  ist  be- 
kannL  Es  wird  auch  von  Forel  betont 
und  ist  unlängst  in  den  temperamentvollen 
Betrachtungen,  die  Ludwig  Gurlitt  unter 
dem  Titel  Ersiehung  zur  Mannhaftigkeit 
/Berlin,  Concordta/  erscheinen  licRS  ein- 
dringlich dargetan  worden.  Di^st  /nvcitc 
Teil  der  Sexualerziehung,  die  Erziehung 
des  Willens,  i^t  heute  der  .schwierigere, 
sorgenvollere  Teil  des  Problems.  Sport, 
auch  wenn  er  allen  ohne  Unterschied 
angänglich  wäre,  würde  hier  doch  nicht 
das  ausreichende  Mittel  sein.  Eine  Er- 
ziehung des  Willens  in  einem  sittlichen 
Sinne  ist  vielmehr  nur  möglich,  wenn 
sie  als  Erziehung  zur  Arbeit  auf- 
tretcn  k.inn.  Deshalb  wird  rlas  Problem 
der  Willens-  und  Charaktererzichung  nur 
beantwortet,  wo  zuvor  das  Problem  der 
Arbeit,  die  Frage  nach  ihrer  vollkom- 
mensten Organisation  beantwortet  ist, 
und  hierin  beruht  die  Gebundenheit  der 
Sexualpädagogik  an  den  Sozialismus.  Es 
bedarf  eines  freudigen  Lebensinhaltes, 
und  den  vermag  die  heutige  Gesellschafts- 
und  Wirt.schaftsordnung  nicht  /u  geben. 
Auf  dem  Mannheimer  Kongress  hat 
Foerstcr-Zurich  über  die  Notwendigkeit 
der  Charaktererziehung  viel  Gutes  ge- 
sagt, aber  diese  nachdrücklichste  Vertre- 
tung der  Willensthcorie  und  Foersters 
ganze  pädagogische  Technik  der  Willens- 
gynmastik  stützen  sich  ausschliesslich  auf 
die  Religion  und  das  Oiristentum,  auf 
die  Überwindung  des  Leibes  durch  die 
Seele,  der  »Dämonen«  durdi  Gott,  und 
sind  verankert  in  der  »Lebensanschau- 
ung [1]  .  .  .,  dass  diese  Sinnenwelt  und 
dieses  irdische  Leben  nicht  die  ganze 
Wirklichkeit,  sondern  nur  die  Vorstufe 
und  ^  Vorbereitung  zu  einer  höheren 
geistigen  Welt  sei«.  Das  ist  ein  per- 
fekter circulus  vitiosus,  die  Rückkehr 
/um  Ursprung,  zu  eben  jenem  verderb- 
lichen mystischen  Dualismus,  der  um  der 
Gesundung  willen  aus  unserem  Sexual- 
leben eliminiert  werden  niuss.  Dieser 
Zirkel  ist  kein  vereinzelt  dastehendes 
Kuriosum,  er  spukt  an  vielen  Orten  um- 
her, iO  auch  bei  dem  oben  erwähnten 


Sticker,  und  er  ist  recht  eigentlich  das 
Wahrzeichen  des  auch  hier  versagenden 
aussersozialistischen  Denkens.  Die  Na- 
turwissenschaft wird  nichts  fruchten,  so- 
lange das  ökonomische  und  politisclu- 
Leben  allen  Wissenschaften  Hohn  spricht. 
Diese  theoretische  Unlösbarkeit  von  heute 
bedeutet,  dass  praktische  Erfolge  vnn 
Dauer  vorerst  nur  unter  Ausnahme- 
bedingungen zu  erhoffen  sind.  Es  ver- 
steht sich  von  selbst,  dass  wir  die  sexual - 
pädagogische  Forderung,  eine  der  ersten 
aller  Volkserziehung,  deshalb  nicht  we- 
niger nachdrücklich  zu  erheben  haben, 
dass  wir  aber  auch  jeden  noch  so  naiven, 
ohne  Kenntnis  der  Gebundenheit  an  das 
sozialistische  W^irtschaftsprinzip  unter- 
nommenen Fördcrungsversuch  begrüssca 
und  anerkennen  müssen,  insofern  er  BOr 
ehrlich  gemeint  ist. 

Im  gesaniun  Mrziehungswesen  ist  die 
Stellungnahme  der  Behörden,  von  der  die 
Praxis  der  öffentlichen  Schulen  abhängt, 
von  erster  Bedeutung.  Man  scheint  dort 
anzufangen,  der  Sexualpädagogik  we- 
nigstens ein  gewisses  Interesse  zuzuwen- 
den. Die  grossher/oglich  hessische  Re- 
gierung hat  die  Direktionen  der  liLiheren 
Lehranstalten  aufgefordert,  sich  mit  den 
Kreisärzten  wegen  der  vor  Abituriemeo 
zu  haltenden  Vortrage  über  die  sittlichen 
und  gesundheitlichen  Gefahren  geschlecht- 
licher Ausschweifungen  und  übermässigen 
Alkoholgenusses  ins  Vernehmen  zu 
setzen.  Die  Teilnahme  an  diesen  Vor- 
triigen  soll  von  der  Einwilligung  der 
Eltern  respektive  Vormünder  abh.ingig 
sein,  die  ebenfalls  einzuladen  sind.  Die 
Charlottenburger  nud  Berliner  Schul- 
bchörden  sollen  die  Absicht  hegen,  die 
im  vorigen  Jahre  versuchsweise  abge- 
haltene sexualpädagogische  Belehrung  der 
Abiturienten  allgemein  einzuführen.  Aua 
unserer  vorigen  Rundschau  geht  hervor, 
dass  wir  von  dieser  Art  Belehrung  bei 
Schulschluss  nicht  viel  Gutes  erwarten. 
Die  Einladung  der  Eltern  aber  erscheint 
uns  dabei  als  ein  ganz  besonderer  Miss- 
griff.  Und  wie  nun  stellen  sich  die  Be- 
hörden Z11  den  sexualpädagogischen  For- 
derungen an  die  Volksschule?  Wie  zu 
erwarten  war:  sie  schweigen  oder  lehnen 
ab.  darauf  irgendwie  einzugehen,  obwohl 
doch  bekanntlich  95  %  der  Bevölkerung 
in  der  Volksschule  ihre  Bildung  erhalten. 
Die  Potsdamer  Regierung,  die  sich  immer 
mehr  zu  einer  .'Spezialistin  in  Erziehungs- 
und Volksbildungsfragen  auswächst,  hat 
dem  Sanitätsrat  Dr.  Heidenheim-Steglitz 
die  .M)haltting  eines  aufklärenden  Vor- 
trags vor  den  zur  Entlassung  gelangen - 
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dtn  Volksschülcriimui  verboten  vind  »hm 
untcitn  13.  Juni  erklärt,  dass  sie  «auch  in 
Zukunft«  ihre  ZneJimmung  zu  derartij?cti 
Vorträgen  nicht  erteilen  werde;  die 
Volksschule  habe  sich  von  soldien  Fra- 
gen fern  zu  halten.  Das  war  noch  unter 
Studt,  der  aber  nach  den  Ausführungen 
des  Geheimrats  Matthias  auf  dem  Mann- 
heimer Kongrc<;s  das  Potsdamer  Verhal- 
ten nicht  vcrscliuKlet  hat ;  jene  Behörde 
habe  vielmehr  eine  ministerielle  Aufforde- 
rung zum  Bericht  >als  einen  Anlass  zum 
Verbot  genommen«.  Von  dem  neuen 
prcussischcn  Minister  Holle  wird  gesagt, 
er  hege  für  die  Frage  der  sexuellen  Auf- 
klärung viel  Interesse.  Er  hat  eine  Um- 
frage an  die  Behörden  in  den  Provinzen 
erlassen,  die  schon  ein  ausserordentlich 
umfangreiches  Material  ergdven  haben 
soU.  Es  ist  zu  wünschen,  dass  aus  die- 
sem Material  die  Erkenntnis  hervorgehe, 
wie  sehr  dem  gesamten  Volke  Hilfe 
not  tut. 

X  X 
Kmrw  ClmBik  Die  Berliner  .1  rbcitci  - 

h  i  l  d  u  1:  g  s  s  c  Ii  ti  1 1-  hit  Ii 
am  23.  August  ihre  letzte 
das  Schuljahr  1906-1907  abschliessende 
Generalversammlung  ab.  Dem  Bericht 
ist  eine  nicht  unerhebliche  Steigerung 
der  Mitgliederzahl  zu  entnehmen ;  die^e 
betrug  im  letzten  Quartal  715  männliche 
und  58  weibliche  Perstmoi,  die  Ziffer 
der  Beteiligungen  an  dcn  Kursen  5.^7. 
Die  Einnahmen  und  Ausgaben  hielten 
sich  die  Wage.  X  Die  Sehitler- 
I  h  i'  a  t  r  r  c  s  t  l  I  s  i  Ii  .r  (  t  in  Rcrlin 
hat  ihren  Bestrebungen  eine  >ehr  er- 
fienliche  Erweitenmg  gegdien.  Der 
an  das  Charlottenburger  Schiller' 
fheaUr  angeschlossene  Schillcrsaal  wurde 
;im  2.  Oktober  eröffnet,  er  dient  der 
V'olksbelehrung  und  Volksimterhaltung 
durch  Vorträge  und  Darbietungen  auf 
den  verschiedensten  Gebieten  des  Wis- 
>.ens  und  der  Kunst.  Neben  Liederaben- 
den und  Vortragszyklen  über  Maler  und 
Komponisten  der  Noneit  verzeichnet  der 
Prospekt  unter  anderem  einen  Vortrags- 
zyklus unseres  Genossen  Eduard  Bern- 
stein über  Staats-  und  Gesellschaftsideale 
im  Laufe  der  Jahrhunderte.  Besonders 
haben  wir  anzuerkennen,  dass  zu  allen 
Veranstaltungen  im  Schillersaal  Studie- 
rende und  Arbeiter  nur  die  Hälfte  der 
ohnehin  geringen  Eintrittspreise  zahlen. 
X  X 
Literatur  Von  A.  Forcls  Alkohol, 
Vererbung  und  SesmaUeben 
/Berlin.  Verlag  des  Deut 
fchen  AtlHtterabstincntenbundes/  ist  das 


11.  bis  15.  Tausend  in  grösserem  Format 
imd  geschmackvoller  Ausstattung  erschie- 
nen. Wir  haben  über  diese  sehr  beach- 
tenswerte Veröffentlichung  früher  (1906. 
2.  Bd.,  pag.  818)  berichtet  X  Ameri- 
kanische und  deutsche  Volksbildung 
/Leipzig,  Teutonia/  lautet  das  Thema 
eines  Vortrages,  den  Hermann  Hil- 
mer vor  der  Freien  Studentenschaft  zu 
Leipzig  hielt.  Hilmer  beklagt  mit  pa- 
triotischem Schmerz  die  die  Volksgemein- 
schaft zerreissen.de  Arbeit  der  deutschen 
Schule  und  des  deutschen  Heeres,  das 
nach  ihm  eine  ideale  Erziehungsanstalt 
sein  könnte,  und  zeigt  recht  gut,  wie  ge- 
rade die  Klassenschale  der  Tod  der  In- 
dividualitäten ist,  während  in  der  Ein- 
heitsschule nicht  nur  die  Volkseinheit 
gedeihen,  sondern  auch  die  Persönlich- 
keit XII  ihrem  Rechte  kommen  mus.s.  Es 
ist  erfreuhch,  einem  Patrioten  in  diesen 
Gedankei^iangen  zu  begegnen.  Schade 
nur,  dass  wir  von  den  Missständen  At< 
amerikanischen  Schulwesens,  die  so  gut 
die  Divergenz  der  Einheitsschule  tmd  des 
Klassenstaats  beleuchten  würden,  nichts 
hören !  Aber  bei  dieser  Seite  des 
Problems  verweilt  der  kritische  Blick  des 
Verfassers  nicht.  Der  Wert  seiner  Ver- 
öffentlichung ist  dennoch  nicht  zu  ver- 
kennen, vor  allem  liegt  er  in  der  objek- 
tiven Darstellung,  in  dem  kurz  gegas- 
ten,, klaren  tJbcrblick  über  den  Aufbau 
des  amerikanischen  Schulwesens,  das  der 
Verfasser  aus  eigener  Anschauung  tmd 

Frauenbewegung 

KoocfMM  nad  In  jüngster  Zeit  hat  eine 

VcrbMWtagc  gQ]^-]^^  p'ülle  von  Tagungen 
der  mannigfachsten  Art 
stattgefunden,  dass  es  dem  Berichterstat- 
ter schwer  fällt,  auch  nur  die  wichtigsten 
nach  ihren  Hauptinhalten  und  Tendenzen 
zu  charakterisieren. 

Der  Verband  für  Frauenstimmrecht  und 
der  Verband  fortschrittlicher  Frauenver 
eine  kamen  in  der  letzten  Septemberwoche 
in  Frankfurt  a.  M.  zusammen.  Glänzend 
und  wohldiszipliniert  in  ihrem  äusseren 
Aufmarsch,  über  dcÄ  Durchschnitt  sol- 
cher Veranstaltungen  sich  erhebend  in 
ihrem  Inhalt,  haben  sie  auch  die  bür- 
gerliche Frauenbewegung  als 
eine  Macht  gezeigt,  die  man  als  realen 
Faktor  in  die  politische  Rechnung  einni- 
■'tcllcn  hat.  Trotz  der  reaktionären  Ver- 
bohrtheit,  die  von  etozelnen.  zum  Bei- 
spiel in  der  Debatte  über  das  Firaoen- 
stimmrecht,  bekundet  wurde,  liess  sich 
doch  im  ganzen  erkennen,  dass  der  linke 
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Flügel  des  bürgerlichen  Fraucntums  an 
Zielkiarheit    und    Unabhängigkeit  we- 
sentlich zugenommen  hat.    Als  wichtig- 
stes Ergebnis  der  Tagung  ist  die  Auf- 
nahme der  Forderung  des  allgemeinen, 
direkten  und  geheimen  Wahlrechts  in  das 
Programm  festzustellen. 
Die  Verhandlungsgegenstände  des  l^er- 
handes    fortschrittlicher  Frauenvereine 
hielten  sich  im  wesentlichen  im  Rahmen 
der  Sozialpolitik  und  Ethik.    Die  von 
Fachkundigen  rar  Sittfkhlceitsfrage,  ztir 
Wohnnngs-    und  Hausgenossenschafts- 
frage  und  zum  Bevölkerungsproblem  er- 
statteten Referate  ergaben  dne  FBlte  be- 
merkenswerter Gesichtspunkte,  ohne  inde< 
über  den  bereits  auf  den  einschlägigen 
Paddooogressen  erreichten  Gedankenkreis 
hinauszugehen.    Das  von  Spann,  das  den 
Kulturwcrt  der  Zivilisation  bestritt  und 
einer  Kultur  der  Elitemenschen  das  Wort 
redete,  fand  lohhaften  Widerspruch.  An- 
dererseits machte  «ich  auch  die  Ansicht 
gehend,  du*  4er  Korreferent  zum  Bc 
völkenügi^roblem,    Herr    Dr.  Heinz 
Potthoff,  in  seiner  Ablehnung  der  Mal- 
thusschen  Theoricen  zu  weit  gegangen 
sei  und  insbesondere  bei  der  Berücksich- 
tigung des  Wirtschaftswertes  des  Men- 
schen die  ethischen  Menschheitswerte  zu 
sehr  ausser  acht  gelassen  habe.  Der  Be- 
sdiluss,  den  Verband  an  den  Bund  deut- 
scher Frauenvereine  anzuschlicssen,  hatte 
das  Ausscheiden  der  bisherigen  Führerin- 
nen und  die  Schaffung  eines  besonderen 
Aktionskomitees  für  diese  zur  Folge. 
Noch  bedeutungsvoller,  als  die  Frank- 
furter Tagung,  ist  der  Prauenbil- 
dtingstag,  der  unter  Teilnahme  aller 
bürgerlichen  Parteien  in  der  ersten  Ok- 
toberhälfte in  Kassel  stattfand.  Die  dort 
für  den  Aushan  der  höheren  ^fädchen- 
schule  im   Sinne   der  Gemeinschaftser- 
ziehung gefassten  Beschlüsse  sind  zwei- 
fellos danach   angetan,   die   Sache  der 
Frauenbildung  und  -erzichung  um  ein 
gut  Stück  zu  fördern.    Dies  aber  nur, 
soweit  die  höheren  Töchter  in  Frage 
kommen.    Sich  der  Volksschulen  in  der 
gleichen  umfänglichen  xmd  interessierten 
Weise  anzunehmen,  haben  die  Bildungs- 
kreisc  nodi  nicht  für  nötig  befunden. 
Der  Allgemeine  deutsche  Frauenverein, 
der  Anfang  Oktober  in  Hamburg  tagte, 
sieht  nach  wie  vor  den  Hauptinhalt  seiner 
Bestrebungen  in  allgemeinen  Rildungs- 
und    Erziehtmgsfragen.    Daneben  be- 
schäftigte man  sich  aodi  mit  kommu- 
naler Wohlfahrtspflege  und  vereinzelt  mit 
sozialreformerischen  Fragen.    Von  be- 
sonderer Bedeutung  war  das  im  entschie- 


den neoinaithusianischen  Sinne  gehaltene 
Referat,  das  Fräulein  Dr.  Diiensing-Ber- 
iin  zum  Bevölkerungsproblem  erstattete. 
Durch  den  Kongress  der  internationalen 
abolitionistischen  Föderalion 
und  die  deutsche  Konferenz  zur  Be- 
kämpfung des  Mädchenhandels,  die  beide 
im  September  stattfanden,  hat  die  Sache 
der  Abschaffung  der  Reglementierung  be- 
deutsame Forderung  erfahren.  Den  Ar- 
gumenten der  Abolitionisten  und  mehr 
nodi  den  vorliegenden  Tatsachen  und 
Erfahrungen  über  die  Nutzlosigkeit  und 
die  Geiahren  der  R^lementierung  können 
sidi  andi  die  dofituir^lieii  und  mass- 
gebenden Stellen  nidit  länger  ver- 
schliessen. 

X  X 
KnrMGkiWilk  Die     Organisierung  der 

Dienstangestellten 
macht  überall  grosse  Fort- 
schritte. In  jüngster  Zeit  sind  wiederum 
in  Lübeck  und  Breslau  neue  Vereine  ge- 
gründet worden.  X  In  Neuseeland 
haben  sich  von  263579  Männern  221  611, 
von  212875  weiblichen  Wählern  175046 
an  den  Wahlen  beteiligt.  X  Die  Al- 
testan  der  Kaufmannschaft  in  Berlin 
haben  eine  Frau  als  ordentliches  Mitglied 
aufgenommen.  X  Die  Stimmrechtspetition 
des  Allgemeine»  österreichischen 
Frauenvereins  wtn^  von  den  Sozial- 
demokraten unterstützt  und  von  Pcrner- 
storfer  in  einen  Antrag  auf  Einführung 
des  allgemeinen  Prauenstimmrechts  um- 
gewan<telt. 

X  X 
Lttaratur       Mensehen,  die  den  Pfad 

t'^r/orrn /Stuttgart,  W.  Kiel 
mann/  betitelt  sich  das 
Buch,  in  dem  Schwester  Henriette 
Arendt  die  Erlebnisse  ihrer  5jährigen 
Tätigkeit  als  Polizeiassistentin  in  Stutt- 
gart (vergl.  in  diesem  Bande  pag.  57B  bis 
379)  zusammcnfasst.  Nicht  die  Erleb- 
nisse selbst  sind  das  Merkwürdige  an 
diesem  Buche,  sondern  die  Tatsache,  dass 
eine  Beamtin,  noch  dazu  eine  solche,  die 
einer  Schwesternschaft  angehört,  auf 
Grund  ihrer  Erfahrungen  zu  einer  Kritik 
des  heutigen  awangspolizeilichen  Re- 
gistrierungssystems und  der  ganzen  ver- 
rotteten Gesellschaftslüge  und  -luuchelei 
gelangt,  wie  sie  vernichtender  nicht  geübt 
werden  kann.  Freilich  ist  diese  Polizei- 
beanitin  xupUich  ein  mutiger,  ehrlich 
empfindender  und  warm  fühlender 
Mensch,  dem  es  nicht  in  den  Kopf  will, 
dass  ein  Mann  als  ehrenhafter  und  ge- 
achteter Bürger  weiterleben  kann,  wäh- 
rend seine  Mitsdiuldige  wegen  Kindes- 
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mords  ins  Zuchthaus  oder  wegen  un- 
sittlichen Lebenswandels  ins  PoKzdge- 

fängfnis  wandert.   Ein  Mensch  ferner,  der 
CS  nicht  fassen  kann,  dass  man  in  c-igenen 
Anstalten  Icbcnssch wache  Säuglinge  auf- 
päppelt, während  die  pcsundtii  und  kräf- 
tigen   Säuglinge    ohne    Fürsorge,  ohne 
PflcRc  zu  gründe  gehen.  X   Auf  Sen- 
sation ist  dagegen  ein  anderes  Buch  ge- 
stimmt,  das   sich   gleichfalls    mit  den 
Nachtseiten  des  Weibtuni>  hcfasst.  Aus 
dem  Sprechzimmer  einer  A  r  z  t  in  /Leip- 
zig-Oetzsch, Vogler/  wird  da  mancher- 
lei erzahlt,  was  zweifellos  in  dieser  Form 
vorkommen  kann  und  vorkommt.  Doch 
sollte  man  gerade  in  solchen  Fällen  den 
trockenen  Bcrichtst'Ui  anwenden.  Beson- 
ders unangenehm  berührt  es,  wenn  an  die 
Aufzählung  von  Fällen  gröblichen  Ver- 
traiH-nsrnissliraurho?  durch  Arzte  die  Be- 
merkung geknüpft  wird :  »Wieviel  Frauen 
mögen  solchem  Missbrauch  zum  Opfer 
fallen !«    Fs  ist  frivol,  durch  solche  ver- 
allgemeinernden Schlüsse  einen  gan^.en 
Stand    herabzusetzen.    X    Der  Verlag 
Dietrich   in  Leipzig  kann   für  sich  das 
Verdienst    in   Anspruch    nehmen,  eine 
Reihe   aktueller  Fragen,    in  populärer 
Form  und  von  berufener  Seite  dargestellt, 
dem    Interesse    und    Verständnis  der 
Massen  nahe  zu  bringen.    Im  vorliegen- 
den Il6.  Heft  der  Sammluncr  Sozialer 
Fortschritt    behandelt    Amtsrichter  Dr. 
T  h  i  e  s  i  n  g  in  sachkundiger  Weise  die 
Frage  der  Frauen  als  Vormünder.  Er 
ist  ünbedingter  Anhänger  der  Vormund- 
schaft durch  Frauen,  will  aber  daneben 
auch  den  Ausbau  des  Systems  der  Be« 
rufsvormundschaft.  Man  kann  ihm  darin 
nur  lu  iNtininu-n.    Im  IntCTCSSe  der  Sache 
ist  die  gut  orientierende  Schrift  jeder- 
mann zu  empfdilen.  X  Eine  Abhandlung 
der  Schriften  den  Kaufmännischen  Ver- 
bandes, in  der  Dr.  S  i  I  b  e  r  m  a  n  n  ,  der 
bewährte  Berater  und  Vorkämpfer  der 
weiblichen  kaufmännischen  Angestellten, 
sich  über  die  durch  eine  Umfrage  ge- 
wonnenen Erfahrungen  in  Hinsicht  auf 
Praktische  Lehre  und  theoretische  Fach- 
bildung der  ivciblichcn  UandhmgSi^ehilfen 
ausspricht,  kommt  zu  drni  Schiuss.  dass, 
angesichts  der  heute  üblichen.  M.Ilip  un- 
genügenden  Form   der  Lchrlingsausbil- 
dun«.  der  theoretischen  Fachbildung  vor 
der  praktischen  Lehre  der  Vorzug  zu 
geben  sei.    Der  Verfasser  enthält  sich 
eiprncr  McinunRsäu^scrung  und  lässt  nur 
die  Tatsachen,  respektive  die  Expertinnen 
sprechen,  von  denen  die  Mehrzahl  im 
oben    angeführten    Sinne    aussagt.  X 
Ein  Erzichungsbuch    im    besten  Sinne 


ist  Dr.  Ernst  Tei<ihmanns  Zeu- 
gung   und    Fortpflansung  /Sttrt^rt, 

Franckh/.    In  eindringlicher  und  ung^e- 
mein  verständlicher  Weise  wird  da  der 
Werdegang    alles    Lebens  auseinander- 
gesetzt und  das  Evangelium  jenes  Ewig- 
keifsgedankens  gepredigt,  der  seinen  Aus- 
gang nimmt  von  der  Fortpflanzungsfähig- 
keit und  in  Verbindung  damit  von  der 
Erhallung  und  Erhöhung  der  Art.  Da- 
mit wird  eine  ganz  andere  und  höhere 
sittliche  Verantwortlichkeit   des  Indivi- 
duums   geschaffen,    als    jene,    die  den 
Schwerpunkt  menschlichen  Seins  und  da- 
mit menschlicher   Verantwortbarkeit  in 
transzendente  Fernen  verlegt,    X  Ga- 
briele  Reuters  Problem  der  Ehe 
/Berlin,    LessinggeselUchaft/    ist  eine 
frisch  zugreifende  Schrift,  in  der  der 
ausscTgewöhnliche     Intellekt     und  die 
Empfindungsfähigkett  einer  Dichterin  zu 
Worte  kommt    Sie  erhärtet  die  Unzn- 
länglichkcit,   ja   Unmnglichkcit  heutiger 
Ehegestaltung  aus  den  wirtschaftlidien 
Umwälzungen  positiver  und  negativer 
Art  und  erst  recht  aus  der  psychischen 
Differenzierung  der  Menschen,  insbeson- 
dere der  durch  die  Frauenbewegung  be- 
einflussten  Frauen.    Beim  Aufbau  aber 
versagt  sie  und  hält  nur  Palliativmittel- 
cben  bereit.   Die  harmonischen  Frauen, 
von  denen  sie  so  schön  schwärmt,  gibt 
es  auch  heute  schon,   und  auch  heute 
schon    bedürfen    diese    keines  äusseren 
Korrektivs.  X  Aus  der  Fülle  ihrer  Er- 
fahrung bespricht  Dr.  Maria  Baum 
die  Gewerbliche  Ausbildung  der  Industric- 
arbeilerin  /Leipzig,  Dietrich/.    Sic  for- 
dert fachgemässe  Vorbildung  und  in  die- 
sem Sinne  den  obligatorischen  Fortbil- 
dungsunterricht für  die  Volksschüler  bei- 
derlei   Geschlechts.     Einen  Unterricht, 
der  in  entsprechender  Weise  hauswirt- 
schaftlich  und   fachlich  gegliedert  ist. 
Femer  die  Zulassung  von  Fi^uen  zu  alten 
Fach-  imd  holurcn  Hcwerbeschulen,  um 
ein  Angebot  methodisch  und   gut  ge- 
schulter weiblicher  Aufsichtspersonen  für 
die  Industrie  zu  schaffen.    Seltsam  mu!'»t 
es  an,  wenn  Dr.  Baum  erklärt,  unter 
Umständen  in  diesem  Zusammenhange 
selbst  die  Bildung  von  Zwangsinnungcn 
gutheissen  zu  wollen.  X  Das  mi  gleichen 
Verlag  erschienene  lehrreiche  Schriftchen 
Dr.      Margarethe  Bernhardts 
Die    Frauen    und    die  Krankenkassen 
gibt  eine  gute  Ubersicht  des  derzeitigen 
Staiulcs  des  Kassenwesens  und  der  ein- 
seil!  ! Climen  Rcforinplanc,  für  die  die  VcT- 
I  i     r  II    r.iittr    der   Voraussetzung  zu 
haben  ist,  dass  die  Selbstverwalunf  «n- 
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angetastet  bleibt  und  der  Proporz  einge- 
führt wird.  Von  der  prakiisclu-n  Anit.il- 
nahmc  der  versicherten  Frauen  an  den 
Wahlen  und  der  Verwaltung  entwirft 
die  Verfasserin  ein  gar  trübes  Wirklich- 
keitsbild, an  dem  aber  in  erster  Linie  das 
vielfach  ablehnende  oder  gar  feindselige 
Verhalten  der  männlichen  Versicherungs- 
nehmer (siehe  Breslau!)  schuld  ist.  X 
Es  ist  unerfindlich,  warum  Käthe 
Stnrmfels  die  einleitenden  Gemein- 
plätze ihres  IVas  ist  der  Fnu  eHattbt, 
«TMH  sie  licbtf  /Stuttgart,  Greiner 
&  Pfeif{er/  in  das  Imperfekt  setzt.  Das 
Präsens  wire  richtiger  gewesen,  denn 
diese  Sittenschildcrung,  die  weder  neue, 
noch  auch  irgendwie  selbständige  Be- 
obachtungen enthält,  photographiert  Be- 
stellendes, l'nd  von  jeder  tieferen  Sach- 
kunde frei  wird  da  wieder  einmal  die 
Mutterschaft  als  einziger  Lebenszweck 
des  Weibes  proklamiert.  Die  Mutter- 
schaft natürlich  nur  in  der  Ehe  und  im 
Geiste  Christi,  das  heisst  ohne  Sinnen- 
liebe.  Es  lohnt  nicht,  auf  diese  Medi- 
tationen näher  einzugehen.  X  In  der  iii 
Reims  erscheinenden  Sammlung  L'Action 
Populairc  betrachtet  F.  de  V  u  y  s  t  Le 
rölf  social  Je  la  fcnnidre.  Er  weist  über- 
xeugcnd  nach,  wie  wichtig  es  für  die 
soziale  AUgcmeinlage  und  das  Gedeihen 
der  Landwirtschaft  im  besonderen  ist, 
dass  die  Bäuerinnen  und  sonst  in  der 
Landwirtschaft  tätigen  Frauen  eine 
Schalung  erhalten,  die  sie  befähigt,  in 
sachkundiger  Weise  den  Männern  ztir 
Seite  zu  stehen  und  ihren  erziehlichen 
Pflichten  zu  genügen.  Er  erteilt  prak- 
tische .^nwcisunRcn  und  gibt  einen  Über- 
blick tiber  den  Stand  der  landwirtschaft- 
lichen Schulung  der  Frauen  in  einer 
Reihe  von  Kulturländern.  Das  Schrift- 
chen ist  lesenswert,  X  Mit  reichlich  viel 
Optimismus  behandelt  Dr.  Alfons 
Fischer  die  Mutterschaf tsversicheruttfi 
in  den  europaischen  Ländern  /Leipzig, 
Dietrich/.  Den.  übrigens  längst  abge- 
lehnten, italienischen  (lesct^entwurf  be- 
wertet er  als  eine  demnächst  zu  er- 
wartende Tat,  die  50000  Frauen,  die 
heute  von  der  auf  privater  Initiative 
aufgebauten  Mutualiti  matcrnellc  ge- 
schützt werden,  scheinen  ihm  ver- 
heissungsvoU  für  den  baldigst  zu  ge- 
wärtigenden Schutz  von  900000  Wöch- 
nerinnen. Den  Stand  der  Mutterschafts- 
versicherung  in  Deutschland  hält  er  für 
erfreulich,  weil  die  Krankenkassen  den 
gewerblichen  Arbeiterinnen  Wöch- 
nerinnenunterstützung geben  und  der 
Gffoasbenog  von  Hessen    sich  für  die 


Frage  interessiert.  X  In  der  gleichen 
Sammlung  Sozialer  Fortschritt  kenn- 
zeichnet Alice  Düllo  die  /lufgaben 
der  bürgertiehen  Frauen  in  der  ArbHU-i 
riuncnbezvcgung.  Sie  gibt  eine  gut  ge- 
gliederte Übersicht  über  die  Entwicke- 
lung  der  Arbeiterinnenfrage.  Die  Auf* 
gaben,  die  hier  den  bürgerlichen  Frauen 
erwachsen,  sind  klar  formuliert  und  in 
begrüsscnswerter  Weise  erläutert.  Das 
selbe  gilt  von  der  auf  Seite  8  gegebenen 
Zusammenfassung  der  Ptmkte,  6m  ein 
gemeinsanu  s  \'orgehen  bürgerlicher  tUld 
proletarischer  Frauen  nicht  nur  recht- 
fertigen, sondern  wfinschbar  und  not' 
wendig  machen.  Die  kleine  Schrift  ver- 
dient weiteste  Verbreitung,  die  darin 
gemachten  praktischen  Vorschläge  bal- 
dige Erprobung.  X  Ebenda  behandelt 
Henriette  Herzfeldcr  die  ge» 
meiHsame  Ersiehung  der  Geschlechter. 
So  oft  und  .so  leichtfertig  spricht  man 
der  Frau  die  Genialität  und  jede  schöp- 
ferische Tatkraft  ab.  Und  vergisst  oder 
verschweigt  dabei  das  Fehlen  einschlägi- 
ger und  beweiskräftiger  Erfahrungen. 
Wer  sich  darüber  orientieren  will,  dem 
sei  diese  Schrift  warm  empfohlen.  Bei 
der  darin  enthaltenen  Würdigung  des 
Standes  und  der  Erfahrungen  der  Koe- 
dukation schneiden  die  Amerikaner  in 
den  Augen  der  Verfasserin  sehr  gut 
ab.  Von  ihren  Hochschulen  wird  ge- 
sagt, dass  sie  nicht  nur,  gleich  den 
europäischen  Universitäten,  lehren,  son- 
dern dass  sie  erziehen.  Und  die  auf  die 
Union  sich  beziehend^  auf  langjährigen 
Erfahrungen  beruhende  Zusammenfas- 
sung über  Weesen  und  Eiiiflussiiahme 
der  Gemeinschaftserziehung  erweist, 
dass  diese  sowohl  in  Hinblick  auf  die 
vorgeblich  schwächere  Konstitution,  wie 
auf  die  geistige  Inferiorität  für  das 
Weib  sehr  Günstigei  anaiagt.  X  Die  psy- 
chischen, ökonomisdien  und  sozialen  Be- 
gleitumstände der  unehelichen  Mutterschaft 
erläutert  Dr.  med.  Max  M  a  r  c  u  s  e 
(Uneheliche  Mütter  /Berlin,  Seemann/). 
Die  Schrift  fusst  anf  einem  überaus 
reichlialtigcn  Material,  das  sachkundig 
verwertet  ist.  NEMUEnE  rQRni 

WISSEMSChRFT 

Philosophie 

gj""«^  Anst  Macht  Philosophie, 
eine  erkenntniskritischc  Stu- 
die über  Wirklichkeit  und 
Wert  von  Dr.  Bernhard  Hell 
/Stuttgart,  Frommann/  ist  wohl  eine  er- 
weiterte Doktorarbeit.  Machs  Philoso- 
phie bildet  nur  die  kritische  Unterlage, 
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um  im  Anschluss  an  Fichte,  respektive 
Rickert  in  die  H<^ien  der  Abstraktion 
hinaufzuklettern  und  von  da  die  Welt  zu 
erklären.  Nun  werden  auch  wir  Mach 
darin  nicht  zustimmen,  dass  er  die  Welt 
für  einen  Zusammenhang  von  Kmp- 
finduugskomplexen  hält ;  denn  dadurch 
wird  Welt  und  Weltvorstcllung  io 
eins  gesetzt,  während  doch  beide  sorg- 
samster Trennung  bedürfen.  Wenn  man 
über  in  einem  inneren  Sollen  nicht  etwa 
bloss,  was  richtig  wäre,  den  Antrieb  z« 
einer  Forschung,  sondern  die  objektive 
Geltung  selbst  begründen  will  und  daher 
ein  überindividuelles  Subjekt  ztt  gründe 
legt,  das  ist  zu  luftig. 
Die  transsendentale  Harmonie  h<-i  F'ust 
Marcus  /Wiesbaden,  Staadt/  behandelt 
Dr.  Karl  Gaquotn,  ein  tüchtiger 
alter  Kantianer,  der  sein  Büchlein  dem 
Andenken  des  vor  29  Jahren  geborenen 
Leopold  Sdimidt  widmet.  Was  ist  trans- 
zendentale Harmonie?  Mcthodiscli  be- 
trachtet, die  Lehre  Kants,  dass  sich  die 
Natur  deshalb  nach  den  Gesetzen  unse- 
rer .A^nschauung  und  unf^orc^  Denken';  be- 
greifen lässt,  weil  diese  Gesetzmässig- 
keiten (Raum,  Zeit,  Kateginieen)  die 
Art  darstellen,  wie  wir  Natur  auffassen 
iinissen.  Metaphysisch  betrachtet,  ist  es 
die  Folgerung  Kants,  dass  deshalb  Raum, 
Zeit,  Katcgoricen  nichts  als  Formen 
unserer  Anschauung  und  unseres  Den- 
kens sein  müssten.  Diese  metaphysische 
Lehre,  wi  l«  hc  trotz  allem  die  Natur  zur 
subjektiven  lürscheinung  herabsetzt,  hat 
die  einfach  methodische  Tatsache  über- 
wuchert und  hindert  das  Verständnis 
nicht  nur  für  Kants  haltbare  Ergebnisse, 
sondern  damit  auch  für  den  erkenntnis- 
kritischen  Sachverhalt  selbst  seit  Anbe- 
tptm.  Auch  Marcus  vertritt  sie  und  will 
trotzdem  die  Objektivität  unserer  Er- 
kenntnis nachweisen,  was  bei  der  meta- 
physischen Voraussetzung  unmöglich  ist; 
Gaquoin  hat  offenbar  ein  Gefühl  für 
diese  Unmöglichkeit  bewahrt;  Marcus 
aber  hat  ihn  derart  eingenommen,  dass 
rr  auf  dessen  in  Aussicht  gestellte  voll- 
kommene Aufhellung  der  Tatsache  der 
transzendentalen  Harmonie  hofft.  Wir 
hoffen,  wie  wir  schon  vor  einiger  Zeit 
(im  vorigen  Bande,  pag.  494)  bei  An- 
zeige einer  Schrift  von  Marcus  andeute- 
ten, bei  aller  Anerkennung  seines  Scharf- 
sinns, nicht  darauf. 

X  X 
ethik  Von    Vincent  Berge 

ist    ein    Buch    La  vraic 

V'.nnilr  J^ascr  sur  VitHde  de 

la  naiurc,  sur  les  lois  de  la  vie  /Paris, 


Giard  &  Briere/  erschienen.    Die  wahre, 
auf  das  Studium  der  Natur,  auf  die  Ge- 
setze   des    Lebens   gcgfründete   Moral  ? 
Allerdings,   wer  sich   davon  bestechen 
lässt,  dass  der  Verfasser  etwas  sozialistisch 
denkt,   wird   da?   Buch   vielleicht  loben. 
Aber  schon  die  allgemeine  Formel  So- 
gioHsmus  in  der  Produktion,  tmdividua-' 
fismus  in  der  Konsumtion  ist  gar  zu  ge- 
meinplätzlich; denn  dass  jeder  nur  mit 
seinem  individuellen  Mund  essen  kann, 
versteht  sich  von  selbst;  aber  ob  nicht 
eine  Organisation  gerade  des  Konsums, 
respektive  der  Beschaffung  der  Konsum- 
gegenstände  durch  vereinigte  Konsumen- 
ten stattfinden  soll,    ist  die  praktische 
Frage.      Dass  der  Verfasser  überhaupt 
vom  Individuum,  statt  von  der  Gesamt- 
heit, ausgeht  und  die  Pfliditen  mdivtdua- 
listisch  zu  begründen  sticht,  erscheint  uns 
als     Fundamental  fehler.  Menschlich, 
nidit  wissensehaftlidi,  versöhnend  wirkt 
gegenüber  den  reichlichen  Oberflächlich- 
keiten   der    Ausführung    der  schöne 
Sdilttss :  »Wir  werden  unsere  Pflickt  tan, 
.  .  .  indem  wir  in  den  verbitterten  Her- 
zen die  Hoffnung  auf  ein  wenig  mehr 
Licht,  ein  wenig  mehr  Lidie,  em  wenig 
mehr  Glück  erwecken.« 
X  X 
^•UflMi        über  Religion  wird  heute 
mehr    gestritten,    als  seit 
langem.    J.  Stern,  wel- 
cher in  seinem  kurzen  und  doch  reich- 
haltigen Schriftchen  Gott,  Gottglaube  und 
Atheismus  /Berlin,  Buchhandlung  Vor- 
wärts/ meint,  im  Bürgertum  interessiere 
man  sich  für  religiöse  Fragen  nur  soweit, 
als  es  sich  um  Benutzung  der  Religion 
zur  Zügelung  des  Volks  handle,  und  das 
Proletariat     sei     indifferent  dagegen, 
scheint  doch  zu  wenig  zu  beachten,  dass 
die  Menp;e  der  erscheinenden  reli£;ii>sen 
Schriften,  auch  solcher,    die  ganz  ent- 
fernt  von   )eder   Gängeltendenz  sind, 
-'iwii-  die  vielen  religiösen  Diskussionen 
auf  das  Gegenteil  weisen.   Wenn  es  sich 
bei  der  Gottesfrage  einzig  tmd  allein  um 
Per-^onifizierung  natürlicher  psychischer 
mul  gesellschaftlicher  Mächte  handelte, 
so  wäre  allerdings  dies  Interesse  rätsel- 
liaft  und  kaum  mehr  vorhanden :  aber  es 
handelt  sich  für  die  ernstlich  Forschen- 
den auch  um  die  Frage,  wie  die  90  ganz 
eigenartige  Innenwelt  zu  der  so  anders- 
artigen   Grössenwelt    in    Beziehung  zu 
setzen  sei.    Die  Rätsel,    die  hier  auf 
tauchen,  suchen  dann  gar  manche  auf 
metaphysischem  Wege  zu  lösen.  Das 
k:inn  auch  erst  aufliören.  wenn  die  Me- 
thoden des  Erkennens  geläufiger  gewor- 
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den  sind  und  zeigen,  was  man  überhaupt 
was  man  dnfidi  ah 

Tatsache  nehmen  muss.    Das  Gewissen, 
am  rechten  Orte   Ich  weiss  nicht  zu 
sagen,  ist  doch  noch  rar. 
Stern  will,  wie  Feuerbach,  die  einige  und 
freie  Menschheit  zum  Gotte  erhebe  und 
bringt  am  Schlüsse    einen  begeisterten 
Hymnus  auf  diesen  Zukunftsgott.  Gegen 
seine  im  übrigen  ziemlich  nüchterne  Be- 
trachtungsweise sticht  sehr  die  starte  ge- 
fühlsbetonte   Art    Carl   Harz'  ab, 
der  in  biblischer    Sprache    in  etlichen 
Schriftchen,  wie  Der  Menschheit  Fluch 
Ufid  Erlösung,  Die  Religion  der  Mensch- 
lichkeit, tnd  in  einem  Organ  Erlösung 
/Altona,  Harz/  das  selbe  Ziel  verfolgt. 
Er  will  eine  Gemeindebildung,  eine  Art 
Freimaurerloge   für  eine  Religion  der 
Menschlichkeit    begründen,    wie  deren 
wenigstens  xwei  in  Oldenburg  und  in  Al- 
tona bereits  zu  existieren  scheinen.  Er  ist 
für  Abschaffung  des  Privateigentums,  die 
aber  erst  dann  nötig  ist,  wenn  die  Mehr- 
heit  des  Volks  Anhänger  der  Religion 
der  Menschlichkeit  geworden  ist;  bis  da- 
hin soll  kommunale  Wohnungspolitik  ge- 
trieben, Erbsehaftssteuer  nsw.  eratfät 
werden.    Wie  jene  Logen  ausseben»  ent- 
zieht sich  unserer  Beurteilung. 
Gegen  Pfarrer  Hermann  Kutter,  beson- 
ders gegi?n  dessen  Schrift  Wir  Pfarrer 
/Leipzig,  Hassel/  richtet  sich  A.  T  e  u  - 
tenberg     {Über     Pfarrer  Kutters 
Christentum    und   Sosiolismus  /Zürich, 
Füssli/.   Er  will  wieder  in  Goethe  leben. 
Das  ist  der  Ton.  den  er  gegen  Kutters 
Savonarolasche  Wildheit  in  der  Verdam- 
mung der  heutigen  Welt  anschlägt.  Da 
könnten  wir  zuweilen  zustimmen.  Aber 
als  Unterton,  oder  am  Ende    gar  als 
Grundton  der  Polemik  kingt  etwas  an- 
deres durch,    das  sich  in  dem  Worte 
offenbart:  »Uns  dünkt  nämlich  die  Schla- 
raffia  einer  absoluten  Gerechtigkeit  der 
Tod  alles  Strehens.  das  S'-dom  und  Gn- 
morrha  unserer  ganzen  Kultur.t  Das  ge- 
nügt wohl.   Absolute  Gerechtigkeit  wer- 
den wir  freilich  nie  haben,  aber  wem  sie 
nicht  absolute  Zielidee  ist  ...  .  Nun, 
es  muss  auch  solche  Käuze  geben,  wie 
^^ajor  Liebert :  aber  sie  sollten  Go<  thc 
aus  dem  Spiele  lassen,  dessen  Faust  mit 
dem  Wunsche  stirbt,  ein  freies  Volk  aaf 
freiem  Grund  zu  sehen. 
Einen  ansprechenden  Vortrag    hat  Dr. 
M.  Riesa  in  dner  Freien  Gemeinde  ge- 
hatten, der  unter  dem  Titel  Vom  unbe- 
koHHteH  Gotte   /München,  Scholl/  ge- 
druckt ist.   Der  unbekannte  Gott  ist  ihm 
die  geheimnisvoll  im  Menschen  wirkende 


Macht,  eben  das,  was  Stern,  wie  wir 
oben  sagten,  vcrnadillssigt,  was  aber  bis- 
lang immer  wieder  den  Gottesglauben 
hervorgedrängt  bat    Nun  in  der  Art, 
wie  Riesa  Gott  anffasst,  branchen  wir 
nicht  gegen  ihn  zu  polemisieren ;  ebenso- 
wenig freilich  brauchten  wir  es,  wenn  er 
diese  Madit  nicht  Gott  nennen  würde. 
Bemerkenswert  ist  das  i.  Heft  der  Flug- 
schriften des  Kartells  der  freiheitlichen 
Vereine  Münchens;  es  entUlt  3  Vor- 
träge über  den  Kirchenstvang    in  der 
Schule,  von  Dr.  Theodor  Lipps.  Universi- 
tätsprofessor, Dr.  Friedrich  Goldschmidt, 
Rechtsanwalt  und  Landtagsabgeordnetem, 
und    Karl    Gutmann,    Volksschull  ehrer 
und     Gemeindebevolhnachtigten].  Der 
erste  Redner  zeigt  eine  gerade  bei  ihm 
recht  verwunderliche  optimistische  An- 
sicht, wenn  er  sich  zwar  gegen  den  Kir- 
chenzwang durch  die  Schule  ausspricht, 
aber  dabri  das  Vertrauen  auf  die  Kirchen 
kundgibt,  dass  sie  »nur  mit  geistigen  Mit- 
teln um  die  Seelen  kämpfen«  würden; 
der  zweite  Redner  weist  nadi,  dass  das  in 
Bayern  bestehende  Recht  zwar  nicht  die 
Nötigung,    aber  doch  die  Möglichkeit 
zum  Zwang  enthalte;  der  dritte  Redner 
zeigte  dann  aus  der  Praxis,  wie  dieser 
Zwang  praktisch  ausgeübt  wird,  und  gibt 
damit  eine  drastisdie  Illustration  zu  der 
Vertrauenskundgebung  des  ersten. 
X  X 
NaiMWgabMi  Paul  Natorp  in  Mar- 
burg hat  unter  dem  Titel 
Gesammelte  .Abhandlungen 
Mur  Sozialpädagogik,  i,  Abteilung  :  Histo- 
risches /Stuttgart,  Frommann/  eine  Reihe 
älterer  Abhandlungen  über  Piatos  Staat. 
Condorcet,  Pestalozzi  und   Herbart  er- 
scheinen lassen  und  ihnen  zwei  neue  über 
Pestalozzis  Prinzip  der  Anschauung,  so- 
wie über  Herbarts  Grundlegung  der  F.r- 
ziehungslehre     hinzugefügt     In  dem 
Kämpft  Natorps  gegen  die  Herbartsche 
Pädagogik,  an  dem  Referent  sich  seiner- 
zeit aküv  beteiligt  hat,  steht  er  ganz,  in 
den  Begründungen  nicht  fiberall  auf  Na- 
torps Seite.    Eine  eingehende  Kritik  ist 
leider  hier  unmöglich:  dass  das  Buch 
der  Bedeutung  des  Verfassers  entspricht 
und  von  denen,  die  sich  eingehender  mit 
den   einschlägigen   Fragen  beschäftigen 
wollen,   nicht  übersehen   werden  darf, 
brauchen  wir  nicht  erst  zu  betonen.  Von 
C.  Scharschmidt  ist  als  91.  Band  der 
Philosophischen     Bibliothek  /Leipzig. 
Dürr/    Spinozas    kurzgefasste  Ab- 
handlung  von  Gott,  dem  Mensehen  und 
tlcsscn   Glück  aus    dem  Holländischen 
übersetzt  und  mit  Vorwort  versehen,  in 
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3..  verbesserter  Auflage  erschienen. 
Das  Buch  ist  sehr  interessant  als  Vor- 
•tufe  zu  Spinozas  Ethik  und  zeigt  dessen 
scharfe,  aber  doch  im  Grunde  scho- 
lastische Denkweise  noch  viel  deutlicher, 
als  dieae. 

X  X 
KarMCkNolkln  München  hat  sich  ein 

Kartell  der  f  r  e  i- 
htitlic  hen  Vereine 
Münchens,  der  Gesensehaft  für 
ethische  Kultur,  des  Deutschen  Monisten- 
bMitäes,  der  Freie^^^Uisen  Gemeinde  und 
des  Jungdeutsehen  Knltnrbundes  gebil- 
det, welche  gemcin!;am  gegen  geistige 
Unterdrückung  arbeiten  wollen.  Der 
Verdn  gibt  Flugschriften  lierans,  deren 
erste,  Der  Kirchcnswang  in  der  Schule, 
oben  angeführt  wurde.        fmnz  STMiomteR 

KUNST 

MfMkunst 

ftiiklnog«»  Geschichten  von  Künstler» 
Seelen  sind  für  den  Er- 
zähler tinc  harte,  undank- 
bare Arbeit.  Die  Schlechten  unter  ihnen 
bevorzugen  solche  Künstlerseelen.  Sie 
können  dann  durch  einen  ewig  stili- 
sierten Redefluss,  durch  ein  Herum- 
spielen mit  allerliand  abgebraucbten,  aber 
erhebenden  Bildern  eigene  Armseligkeit 
und  Unwichtigkeit  verdecken.  Die  ernsten 
und  gewissenhaften  Erzähler  schliessen 
sich  mit  aller  bedenklichen  Vorsicht  nur 
dann  an  eine  solche  Künstlcrsccle,  wenn 
sie  sich  dem  Zickzack  ihrer  .\rtung  ge- 
wachsen fühlen.  Für  die  Stinmiungen 
des  Künstlers,  für  die  Mysterien  seiner 
Arbeit  den  kühlen,  gerechten,  nicht  über- 
schwenglichen Ausdruck  zu  finden,  war 
seit  jeher  für  sie  ein  Kreuz  und  eine 
Sorge. 

Nun  hat  der  Erzähler  Korfiz  Holm, 
den  man  mit  Recht  als  begabten  Mann 

schätzt,  einen  Künsterroman  Reschri'. 
ben:  Thomas  Kerkhoven  /München, 
Langen/.  Darin  wird  berichtet,  wie  ein 
baltischer  Jüngling,  der  zum  Wirklich- 
keitsmenschen schlecht  geschnitzt  ist. 
langsam  zu  seiner  Künstlerschaft  heran- 
wäch-^t  und  zu  seinem  Liebesglücke.  In- 
dem er  nämlich  alle  liebende  Hut  eng- 
herziger Angehöriger  verscherzt,  indem 
er  sein  bares  Vermögen  und  das  seines 
Gemütes  in  Nichtigkeiten  vertut,  indem 
er  endlich  durch  die  Einsamkeit  so  viel 
herrschende  Kraft  schöpft,  dass  ihm  nach 
den  ruhelosen  Versuchen  das  vollendete 
Werk  gelingt.  Solche  Bücher,  die  ein 
schönes  Menschentum  als  zeitweilig  ver- 


hüllt und  verunglückt  darstellen,  sind  seit 
altersher  dem  weiten  Leserkreise  sehr 
sympathisch  gewesen.  Aber  Holm  kann 
Besseres.  Wie  er  schön,  eigen,  fesselnd 
in  den  ersten  paar  Kapiteln  begonnen  hat, 
so  verliert  er  sich  doch,  wenngleich  stets 
unterhaltend«  im  Schreiben  nicht  sehr 
sorgfältig  bei  den  übrigen  Partieen  des 
Buches.    Missglückt  ist  es  übrigens  Ilir- 

fends,  aber  es  könnte  grösser  sein, 
tan  soll  nicht  wetteifern  mit  Romanen 
der  Sehnsucht  Karl  Rosners  /Ber- 
lin, Concordia/.    Das  ist  nämlich  auch 
so  dne  Künstlergeschichte,  dnrdi  die 
Maler,     Musiker,     Kunstfreunde  und 
Ktinstdenker     herumlaufen.     Aber  all 
diesen  Personen  sind  eine  Überschweng- 
lichkeit   der  Empfindungen,    eine  pein- 
liche Verschrobenheit  und  Geschraubt- 
heit der  Lebensformen  beigegeben.  Die 
Sehnsucht  soll  das  innere  Ringen  de; 
Menschen  sein,  sich  zu  dem  Höchsten  der 
Weltweisheit,    der    Wissenschaft,  der 
Kunst   emporznhdicn.    Der  Verfasser 
setzt  altes  auf  das  PiedesUl  der  hoch- 
'^len   Menvcliennuijestat.     Er    hat  keine 
Lebensprobleme,  sondern  ein  Angdetcnes 
massiger   Romane.   Diese  Peststellnng 
überrascht    mich    selber  einigermassen. 
da  kluge  Leute   den  anderen  Arbeiten 
Rosners  viel  Gutes  nachsagen. 
Sehr  Reissig  ist  Hermann  Hesse, 
der   schweizerische   Dichter,   so  emsig, 
dass  man  in  allen  Blättern  und  Revuen 
seinen  Namen  liest.    Die  Romane  Hcsses 
scheinen  mir  überschätzt  zu  sein.  Ich 
halte  weit  mehr  von  den  Erzählungen, 
die  der  Verfasser  unter  dem  Titel  Dies- 
seits /Berlin.  S.  Fischer/  gesammelt  hat. 
Er  erzählt  wirklich  gut.    Er  fühlt  sich 
zwar  zu  sicher,  wird  oft  zu  redselig  und 
brdt,  aber  er  hat  Bilder  und  Worte  von 
F-igcnhcit.    Es  ist  eine  Schlichtheit  in 
ihm,  die  nicht  so  leicht  wieder  gefunden 
wird,  dnfachen.  alltäglichen  Ereignissen 
weiss  er  doch  eine  stille  Weihe  zu  geben, 
und  wie  sein  Auge  Blumen,  Sterne.  Tiere 
und  Menschen  sieht,  das  hat  viel  Ge- 
winnendes für  sich.    Aber  man  staunt 
doch  über  eines:  Er  will  sich  gar  nicht 
entwickeln.    Der  hat  von  Anfang  an  so 
gut  erzählt,   so  behäbig,   so  freundlich, 
und  er  könnte  Bande  um  Bände  füllen, 
man  wird  ihm  nie  ganz  gram  sein. 
X  X 
Zn  den  vielen,  bisher  er- 
fUglosen  Schriftstellern,  die 
einen  echten  Berliner  Ro- 
man schaffen  wollen,  sind,  eifrig  bemüht, 
Robert  Saudek  und  Erdmann 
Graes  er  gekommen. 
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GWiescr  ist  der  eingeborene  Berliner,  der 
schon  als  Kind  in  die  Winkel  des  Nor- 
doBS  greguckt  hat,  der  den  Berliner  Dia- 
lekt als  Muttersprache  redet,  der  manchen 
uUcigen  Zug  seiner  Landsleute  schon  in 
knrsen  Skuzen  flott  erzählen  konnte. 
Aber  er  hat  sich  in  seiner  auf  mehrere 
Bände  berechneten  Familiengeschichte 
Lemkes  selige  Witwe  /Berlin,  Seemann/ 
die  Sache  zu  leicht  gemacht.  Er  wendet 
sich  an  Leser,  die  sich  an  der  Schnurre, 
der  volksmässig  erzählten  Geschichte  er- 
freuen. Deren  harmlosere  Ansprüche  wird 
er  ja  ferner  auch  befriedigen.  Aber  es 
ist  schade,  dass  er  sich  nicht  mehr  zu- 
sammenpackt,  dass  er  eine  schätzenswerte 
Begabung  in  solch  fluchtigem  Schreiben 
vertut 

Saudek  ist  als  Fremder  nach  Berlin  ge- 
koimtten.  Br  hat  dort  Brot  und  Frettnde 

gefunden.  Er  hat  manches  in  Berlin  mit 
Bedächtigkeit  gelernt,  gesehen  und  beur- 
teilt. Ntm  machen  Denken»  KItiglKit, 
Verständnis  für  viele  Verzwicktheiten 
unserer  Zeit  aber  noch  nicht  den  Roman- 
dichter. Saudek  ist  trotz  seines  eifrigen 
Bemühens  nicht  mehr  —  und  das  ist  ja 
auch  etwas  — ,  als  ein  fleissiger  Arbeiter 
der  Feder.  Ein  Zeugnis  dafür,  dass  ihm 
das  feinste  Stilgefühl  mangelt,  ist  schon 
seine  Art,  die  Buchtitel  zu  wählen.  DU' 
tnOH  Berlin  nennt  er  seinen  in  der  Ver^ 
lagsanstalt  Concordia  erschienenen  Ro- 
man. Solch  Titel  verpflichtet  zu  Grossem. 
Er  verpflichtet  zu  den  riesigen  Werken, 
die  Zda  in  seinen  gigantischen  Stadt- 
bildern formt.  Da  müsste  das  Leben  der 
Grossstadt  so  mächtig  vor  uns  hinge- 
stellt werden,  dass  wir  zittern  im  Emp- 
findoi  dieser  Macht,  dass  dieser  Dämon 
Berlin,  der  ein  Phantastisches,  eine  un- 
geheure, nicht  fassbare  Energie,  ein  fast 
mythisches  Wesen  ist,  ans  sdifittdt,  zer- 
malmt, aufrichtet,  zum  Sdiredcco  und 
auch  zur  Bewunderung  fortretsst.  Ahn- 
liches träumte  Saudek,  als  er  schrieb. 
Sein  Roman  ist  ein  Warenhausroman. 
Saudek,  als  belesener  Mann,  kennt  ja 
Zolas  Warenhausroman.  Muss  man  dem 
deutschen  Verfasser  da  erst  sn^cn,  dass 
er  seinem  Stoffe  in  nichts  gewacliscn  ist? 
Er  will  das  Warenhaus  der  Zukunft  be- 
schreiben. Er  fängt  natürlich  mit  dem 
Begründer  dieses  Unternehmens  an.  Aher 
dieser  Beginn  ist  so  kindlich,  so  mensch- 
lich unwahr,  so  Romanschablonc,  dass  man 
mit  Mtsstranen  nur  weiterliest.  Da  ist 
es  dann  merkwürdig,  dass  Saudek  eben 
allem  Menschlichen  seines  Werkes,  das 
heisst  dem,  was  die  eigentliche  Kfinstler- 
schaft  fordert,    tmterli^    In  seinen 


wirtschaftlichen  Erwägungen  aber,  in 
seinen  bis  zur  statistischen  Genauigkeit 
vorgerechneten  Skonomisdien  Plänen  ist 
er  zum  mindesten  ein  witziger  Kopf. 
Und  die  von  ihm  geschilderte  Zukunfts- 
zeitung ist  ein  wirklich  unterhaltendes 
Ding.  Er,  der  ja  auch  fleissig  Artikel 
schreibt,  hätte  eine  fesselnde  Abhandlung 
•  aus  seinen  Gedanken  machen  sollen. 
Dann  hätten  ihn  vielleicht  die  Volks- 
wirte gelobt,  und  die  Literaturkritiker 
hätten  ihn  nidit  tadeln  müssen. 
X  X 
Dinlsctis»  Von  Gustav  Wied 
konnte  hier  schon  viel  Gu- 
tes gesagt  werden.  Er  ist 
wirklich  ein  Ironiker,  der  beissend  und 
bitter  an  das  faule  Menschentum  rührt. 
Und  der  Mischmasch  Lustige  Geschich- 
ten, den  er  soeben  bei  Juncker  in  Berlin 
erscheinen  lässt,  reizt  zum  Lachen  und 
zum  Loben.  Der  menschlichen  Borniert- 
heit, der  Verdrossenheit  der  PMKster, 
allen  unausstehlichen  Schrullen,  Marot- 
ten und  Affereien  wird  so  überlegen  die 
Maske  ahgerissen,  dass  man  den  famo- 
sen Gustav  Wied  von  ganzem  Herzen 
lieb  gewinnt 

Der  selbe,  tun  die  Vennittelung  nordi- 
scher Literatur  so  verdiente  Verlag  stellt 
uns  auch  den  Dänen  Knud  Hjorto 
vor.  Grou  und  Rot  heisst  der  Roman 
dieses  Dichters.  Trostlos  grau  und  ver- 
führend rot  sind  seine  Gaben.  Er  er- 
zählt den  Untergang  eines  Mannes,  der 
zum  Alltaffsmenschen  zu  gut  war,  der 
sich  feiertäglich  erhalten  wollte  und  zer- 
bricht, da  er  rotes  Glück  statt  grauer 
Gewöhnlichkeit  sich  nicht  erschaffen 
konnte.  In  dem  Buche  steht  eine  sehr 
witzige  Schilderung  vom  Lenzesweben. 
In  dem  Buche  wird  eine  erotomane  Frau 
fein  und  flott  besdiriebrä.  In  dem  Buche 
ist  der  Anfang  nicht  gut,  die  Mitte  =:ehr 
stark  und  das  Ende  matter.  Wenn  man 
die  Grande  solchen  Missverhältnisses 
prüft,  dann  scheint  es.  dass  Hjorto  in 
dem  Romantischen  versagt,  in  dem  Re- 
alen aber  stark  ist  Da  er  zweimal  ins 
Romantische  abschwenkt,  bei  dem  Realen 
einmal  nur  verweilt,  so  kann  man  leicht 
die  Fehler  seines  Werkes  berechnen. 
X  X 
NmiMWgabcn  Durch  den  Sohn  Hcrweghs 
hat  der  Leipziger  Klassiker« 
Verlag  von  Max  Hesse  be- 
reits die  Werke  des  Revolutionsdichters 
neu  herausgeben  lassen.  Als  man  bald 
darauf  auch  die  Brautbriefe  Herweghs 
zu  lesen  bekam,  schöne  herzliche  Be- 
kenntnisse einer  liebenden  Seele,  da  er- 
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wachte  der  Wunsch,  nun  auch  die  übri 
gen  Revolulionssänpcr  in  der  biUigen, 
guten  Ausffabe  des  ruhrigen  Verlages  «u 
erhalten.  Dein  Herwegh  sind  jetzt  Fer- 
dinand Freiligraths  sämtliche 
Werke  gefolgt.  Diese  Ausgabe  hat  künf- 
tig als  die  vollkommenste  zu  gelten.  Sie 
ist  aus  vielen  Ungedruckten  und  Ver- 
schollenem vervollständigt.  Die  müh- 
«^elige  Arbeit  der  Sichtung  hat  der  em- 
Mgc  Berater  Ludwig  Schroeder  besorgt- 
Er  schrieb  der  Gesamtausgabe  auch  die 
biographische  Einleitung,  die  stilistisch 
etwas  weniger  matt  hätte  sein  können, 
die  aber  nichts  Bedeutendes  vergisst. 
Dass  manches  Herzliche  aus  den  Briefen 
Prelligraths  als  Bdgabe  gespendet  wurde, 
das  sei  vor  allem  erwähnt.  Der  gleiche 
Verlag  setzt  seine  verdienstliche  Arbeit 
fort,  aus  dem  Schatze  vergangener  Tage 
dem  deutschen  Volke  lesbare  Ce  chichtcn 
zu  retten.  Dass  er  Schritten  und  Gc- 
>chichten  Johannes  Scherrs  neu 
drucken  licss.  soll  ihjn  gedankt  sein. 
Nur  könnte  das  Papier  all  dieser  Publi- 
kationen vielleicht  doch  ein  wenig  besser 
sein. 

X  X 

KurteChroalk  Ein  >thr  grutes  Buch  hat 
soeben  Octave  Mir- 
b  e  a  u    erscheinen  fassen 

(E  —  6oS  /Paris,  Fasrim  ür  "i .  Er  schil- 
dert eine  Automobilfahrt,  die  ihn  auch 
durch  Deutschland  führt;  dabei  macht  er 
sich  gewaltiger  Majcst.^t^l)e!cidigtmgcn 
schuldig.  In  diesem  Buch  findai  sich 
über  den  Tod  Balzacs  einige  ergreifende 
Abschnitte.  X  Itn  Verlag  von  H.  Caspari 
in  Berlin  geben  seit  dem  l.  Novcml>cr 
die  Herren  J.  A.  Bondy  und  Fritz  Wolff 
eine  A''  e  u  c  R  e  i'  u  e  heraus.  Die  Zeil- 
schrift will  alles  Preziose  und  Unechte 
der  zeitgenössischen  Dichtung  be- 
kämpfen. HM  NOOMOaP 

DIVERSR 

Bflcher 

SÜ'ffJi****  Rcimcrschcn  Verlag  ist 
KwaMhm      ^-^   ^.^^   Professor  Schjc- 

mann  mit  einem  Geleitwort 

versehenes  Buch  erschienen,  dessen  ano- 
nymer hochkonservativer  oder  vielmehr 
reaktionärer  Verfasser  ein  gross  ange* 
iegtes,  farbiges  Bild  der  lettischen  Revo- 
lution gibt.  Ein  kurzer  Überblick  der 
Geschichte  der  Ostseeprovinzen  bildet 
den  historischen  Hintergrund  der  geschil- 
derten Geschehnisse;  die  Beschreibung 
der  bäuerliclu  n  W  i  li.'iltnisse  im  2.  und 
der  Russif];Mt.riuigimcth(Hlen  im  3.  Ka- 


pitel des  1.  Teiles  dienen  zum  Verständ- 
nis der  ökonomischen  und  psychologi- 
schen Zustandes  des  lettischen  Volkes 
vor  dem  Ausbruch  der  Revdntion.  Im 
2.  Teil  geht  der  Verfasser  dann  wr  Sdifl- 
derung  der  nationalistischen  und  sozial- 
demokratischen Bew^ung  über,  um  nüt 
einer  Darstellung  der  Revolution  sdbst 
zu  schliessen. 

Wäre  der  Verfasser  nicht  von  dem  glü- 
hendsten Hass  gegen  jede  Art  von  De- 
mokratie erfüllt,  sein  Buch  könnte  einen 
hohen  wissenschaftlichen  Wert  erreichen. 
Leider  verhindert  ihn  dieser  Hass,  un- 
parteiisch  und  wahrhaftig  zu  sein,  sowohl 
in  der  Auswahl  des  Materials,  wie  beson- 
ders in  seiner  Bewertung.  Eine  ganz 
falsche  Vorstellung  hat  er  von  der  Rolle 
der  Sozialdemokratie.  Nach  seiner  Dar- 
stellung ist  die  ganze  Revolution  von  den 
Sozialdemokraten  gekommen,  und  sie 
sind  es,  die  an  allen  Greueln  des  Revolu- 
tionsjahres schuldig  sind.  In  Wirklich- 
keit ist  die  Bewegung  ganz  elementar 
ausgebrochen,  und  die  Rolle  der  Sozial- 
demokratie bestand  eben  nur  darin,  dass 
sie  diese  Leidenschaften  für  ihre  Ideale 
und  Ziele  zu  gewinnen  suchte.  Die  öko~ 
nomischen  und  politischen  Ursachen  die- 
ser Leidenschaften  und  ihres  Ausbruches 
sind  in  dem  Buche  selbst  vortrefflich 
g(  schildert,  und  es  ist  deshalb  toriclit.  die 
Sozialdemokratie  dafür  verantwortlich  zu 
machen.  Wenn  lemand  an  diesem  Drama 
schuld  ist,  so  sind  es  eben  diejenigen, 
die  durch  ihre  offizielle  Stellung  die  auf- 
reizenden Russifizierungsmethodcn  tmd 
die  feudalen  ökonomischen  Privilegien  der 
Ritterschaft  verursacht  haben.  Zahlreiche 
Belege  dafür  bringt  der  Verfasser  selbst 
im  I.  Teile  seines  Werkes.  Die  Sozial- 
demokratie wollte  nicht  diese  Morde  und 
Brandstiftungen  und  tat  alles,  was  in 
ihrer  Macht  war,  um  sie  aufzuhalten. 
Dass  es  ihr  nicht  immer  gelang,  dass 
einige  überhitzte  Köpfe  selbst  vom  ge- 
waltigen Strom  der  Ereignisse  mitgeris- 
sen wurden,  kann  das  wundernehmen? 
.\usscr  der  falschen  Bewertung  der  Er- 
eignisse vermindert  den  Wert  des  Buches 
die  zahlreichen  —  idi  kamt  mich  anders 
nicht  ausdrücken  —  Dcnimziationcn  und 
heftige,  verletzende  Ausfälle  gegen  ein- 
zelne Personen  und  Gruppen.  Man  darf 
also  das  Buch  nur  mit  Vorsicht  lesen 
und  muss  das  Tatsächliche  streng  von 
dem  Räsonncmcnt  trennen.  Tut  man  es, 
so  hat  man  eine  üt>eraus  wertvolle  Samm- 
lung historischer  Tatsachen  vor  sich,  de- 
ren Studium  angelegentlichst  an  emp- 
fehlen ist. 
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